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Durch Tagſazungsbeſchluß vom 21. Juli 1820 wurde der Bundeskanzlei die Herausgabe 
eines vollſtändigen Sachregiſters über bie ſeit 1803 beſtehenden Abſchiede aufgetragen und 
zugleich verordnet, die Arbeit ſolle in der Folge je über einen Zeitraum von fünf zu fünf Jahren 
fortgeführt werden. Dieſer Auftrag gieng aber nicht ſobald in Erfüllung. Ein erſter Theil der Arbeit, 
das von Kanzler Am Rhyn bearbeitete Repertorium der Mediationsabſchiede von 1803—1813 
erichien nämlich erft im Jahr 1842 im Druke, und im darauf folgenden Jahr erhielt es in 
einem bazu dienenden Urkundenbande eine Ergänzung. Nun aber vergieng wieder ein langer 
Zeitraum, bis in den Jahren 1874 und 1876 zwei weitere Nepertorienbände über die Abjchiebe 
von 1814—1848 das Werk endlich zum Abſchluſſe brachten. Inzwiſchen war aber bie 
Am Rhynſche Publication gänzlich vergriffen, und es mußte zu Befriedigung der durch bie 
Fortjezungen gewekten frijchen Bebürfniffe zu einer Neuausgabe jenes erſten Theiles geſchritten 
werben, Mit diefer Aufgabe wurbe vom h. Bundesrath der Unterzeichnete betraut. 

Zuerst dachte man bloß an einen unveränderten Neubruf der erften Auflage. Aber bald 
mußte man ſich bei näherer Erwägung ber Sache jagen, daß aus verjchiedenen Gründen eine 
theilweije Neugeftaltung und Erweiterung ber Arbeit angezeigt jei. Hiefür war ſchon allein der 
Umjtand beftimmend, daß zwijchen diefem Theil des Werkes und ben auf breiterer Grundlage 
erftellten Fortfezungen fein richtiges Verhältniß beftund. Um eine beſſece Übereinftimmung in diefer 
weſentlichſten Hinficht zu erzielen, mußte die Revifion an der Hand ber Originalabſchiede durchgeführt 
werben. Die Folge war in vielen Abjchnitten eine bedeutende Grweiterung des alten Tertes, während 
andere, entiweber formell ober materiell geringeres Intereſſe darbietenden Abtheilungen, bei denen 
die zur Zeit maßgebenden Geſichtspunkte für eine berartige Arbeit eine einlählichere Behandlung 
nicht zu forbern oder auch nur zu rechtfertigen jchienen, ohne wejentliche Umgeftaltung in ber 
eriten Rebaction belajjen wurben. Auf biefe Weife blieb freilich auch jezt, wie in ber erjten 
Auflage, in Bezug auf Einläßlichfeit eine gewiſſe Ineongruenz zwifchen den verfchiedenen Theilen 
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und Materien bejtehen; aber die chen angeführten Motive werben bafür ausreichende Recht 
fertigung jein. Übrigens ift zu bemerken, ba auch in ben, nur in handjchriftlicher Ausfertis 
gung vorhandenen Originalabjchieden in dieſer und anderer Nichtung große Ungleichheiten 
bejtehen, und daß deren Abbild im unferer Bearbeitung in ganz natürlicher Weiſe auch wieder 
zur Erſcheinung kam. Wir laffen zur Charakterifirung diefer Sachlage und dann überhaupt, 
um dem Bearbeiter der erften Ausgabe ebenfalls das Wort zu gönnen, aus deſſen Vorwort hier 
einen Abſchnitt folgen, ber uns ſelbſt bei Gleichheit der Verhältniſſe nach verſchiedener Richtung 
eigener Auffchlußgabe enthebt. „Es tragen,” fagt Herr Am Rhyn, „vie Verhandlungen ber 
„während biefem Zeitraume abgehaltenen Tagſazungen das Gepräge der Zeit, in welcher fie 
„ſtattgefunden. Näberliegende Erinnerungen an das Beſtreben ber öffentlichen Gewalten der 
„einen und untheilbaren helvetiſchen Republik wurben durch bereit entferntere, weniger klar 
„aufgefaßte einer frühern Zeit, derjenigen der alten Bünde, mannigfad) verdrängt, ohne daß jedoch 
„der Einfluß der neuern Zeit hätte verwiſcht werden können. So kam es, daß Beftrebungen 
„Für allmälige Entwiklung in ben festen Jahren zu Tag gebrachter Grundſäze oft mit den 
„Bemühungen, ältere Zuftände wieder berzuitellen, in Widerſpruch geriethen; jo fam cs, daß 
„bei eriter Beranlafjung gar Vieles neu gefchaffen werden wollte, was dann erſt fpäter und 
„at nach langjährigen, oft entmuthigenden Bemühungen zur Neife gebiehen ift. 

„Die die Verhandlungen ſelbſt, fo ift auch bie Darftellung derſelben in den Abſchieden 
„oft ſehr ſchwankend, ohne innen Zufammenhang, ohne nähere Begründung; begreiflich: bie 
„Darftellung muhte ein getreues Bild der Verhandlungen jelbft geben. 

„Aber je ſchwankender, je unzujammenhängender oder ſyſtemloſer die Darjtellung ber 
„Derhandlungen einer jeden einzelnen Tagfazung it, um jo ſchwieriger wurde die Bearbeitung 
„eines auf die Verhandlungen aller diefer ungleich gehaltenen Tagfazungen gegründeten Reper— 
„toriums, 

„Zu Abfaffung eines ganz nakten Sachregifters konnte ſich der Unterzeichnete nicht ent— 
„ſchließen; ein ſolches würbe ſchwerlich die gewünjchten Aufſchlüſſe gewähren. ine analytijche 
„Bearbeitung der Abſchiede bürfte die leztern ſowohl den Gefchäftsmännern als dem Publicum 
„weit zugänglicer machen; aber jollte eine ſolche analytiſche Arbeit nicht die Schranken des durch 
„die Tagſazung ertheilten Auftrages überfchreiten, jo mußte diejelbe mit möglichfter Kürze abge: 
„faßt werden. Es iſt eine folde Abfaſſung zu verichievenen Zeiten nach verjchiedenen Grund: 
„Linien verfucht worden; feine hat ben Unterzeichneten ganz befriebiget. Nach feinem bejcheidenen 
„Ermeſſen verdient diejenige Darftellung, weldye nunmehr beobachtet wird, ben Vorzug vor ben 
„rüber verfuchten, ungeachtet gerne zugegeben werden will, daß bei längerer Behandlung bes 
„Begenjtandes mehrere Berhandlungen noch mit mehr Klarheit und mit größerer Vollſtändigkeit 
„bervorgehoben oder von denjenigen über nahe verwandte Gegenftände hätten ausgejchieden werden 
„können. 
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„Bei der allgemeinen Einteilung der behandelten Gegenftänbe wurde diejenige Ordnung, in 
„welcher biejelben theils in ben jeit 1820 gebruften Abſchieden, theils in ber officiellen Samm— 
„lung der das ſchweizeriſche Staatsrecht betreffenden Actenſtüke aneinander gereihet worben find, 
„zum Borbild genommen, um jo wenig als möglich Störungen in ber bisherigen Daritellungs- 
„weiſe zu veranlaffen. 

„Was die wichtigern Verhandlungen, zumal binfichtlich der Beziehungen ber Schweiz zum 
„Auslande, anbetrifft, jo find diefelben unter fich in einen nähern Zufammenhang gefezt worben 
„durch die Aufnahme mancherlei Hinweiſungen auf Veränderungen in ber völferrechtlichen Stel: 
„lung derjenigen Staaten, mit welchen bieje Beziehungen unterhalten worben jind, — Verände— 
„rungen, die auf die Behandlung und auf bie Beurtheilung der Gejchäfte oft einen überwiegenden 
„Einfluß ausgeübt haben. Solche Verweiſungen gehören an und für fid) eigentlich nicht in das 
„Repertorium ber Abjchiede, weil in den Abſchieden ſelbſt von ben jtattgefundenen Beränderungen 
„oft Keine oder nur oberflächliche Erwähnung gejchieht, indem biejelben als befannt vorausgejezt 
„worben find; aber jchwerlich wird man es tabeln, daß bei wichtigern Verhandlungen ber Tag: 
„ſazung durch ſolche Hinweifungen ber innere Zuſammenhang hergejtellt worden ift*). Ohne bie 
„Schranken der vorgejezten Arbeit zu überjchreiten, glaubte dagegen ber Unterzeichnete bei weniger 
„wichtigen Gegenftänden ſich lediglich auf die getreue Angabe der in den Abjchieden enthaltenen 
„Thatjachen bejchränfen zu follen.“ 

Hätten wir, ohne an eine bejtehende Vorlage in mancher Hinficht gebunden zu jein, es 
bon Grund aus mit einer erjimaligen ganz neuen Arbeit zu thun gehabt, jo würden wir wohl, 
da bei ſolchen Aufgaben ein jeber feinen Standpunkt und feine Methobe hat, manches anders 
angejehen, anders angefaht und anders ausgeführt haben, ohne indeß jagen zu wollen, daß dann 
Alles auch beſſer geworben wäre. Bei der zweiten Auflage eines Merfes aber, das ſchon feit 
vierzig Jahren bejteht und im dieſer Zeit vielfach benuzt und in Drukſchriften eitirt worben ift, 
ſchien und nicht angezeigt, im ber allgemeinen äußern Einrichtung und Anorbnung der neuen 
Ausgabe andere als durch den erweiterten Zwek bedingte Änderungen vorzunehmen, unb 
jo erfcheint dieſelbe in dieſer Hinficht in völliger Übereinftimmung mit ihrer Vorgängerin, So 
ift namentlich auch die Reihenfolge und die Zahl ber Paragraphen die nämliche geblieben, mit 
ber einzigen Ausnahme, daß aus den Baria zwei Gegenjtände: 1) Peſtalozziſche Erziehungs: 
anftalt und 2) landwirthſchaftliches Anftitut zu Hofwyl ausgejchieden und als zwei neue Para— 
graphen eingereiht wurben; auch die Überfchriften Lie man zumeift ganz unverändert bejtehen. 

Bon einem bejondern Urkundenband ift Umgang genommen worden. Die dort enthaltenen 
Aetenſtüke, jo weit fie fih nad unjerm Dafürbalten und gemäß bem verfolgten Zweke zur 


*) In der gegenwärtigen zweiten Ausgabe wurden dieje nicht aus den Abſchieden entuommenen Beſtandtheile durch 
Morginalftride an Stelle der fehlenden Abſchiedeitate angedeutet, 
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Veröffentlichung in dieſer zweiten Auflage noch zu eignen ſchienen, wurden entweder (Beſchlüſſe, 
Concordate u. dgl.) in den Text des Mepertoriums ſelbſt herübergenommen, ober in beſonderer 
Abtheilung, jedoch unmittelbarer Folge und mit fortlaufender Baginatur demfelben angejchlofjen. 
Cine neue Beigabe, bie im ber erften Bearbeitung fehlt, ift der Anhang. Derjelbe enthält 
außer ben Gejandtenverzeichnijjen eine Anzahl, dem Lefer unzweifelhaft erwünſchter Actenjtüfe, 
bie anderswie und anderswo nicht wohl untergebracht werben konnten; es ift nur eine willkür— 
liche Auswahl, und leicht wäre es geweſen, aus dem veichen biftorifchen Netenmaterial bes Zeit: 
vaumes biejelbe in werthvoller Weiſe erheblich zu vermehren. — Um ben Zufammenhang biejer 
Annere, jowohl ber Urkundenbeilagen als des Anhanges, mit dem Texte berzuftellen, ijt das 
Mittel gegenfeitiger Verweifung in Anwendung gebracht worben. Ein Regifter ſodann, das ber 
erſten Ausgabe jo gut wie ganz fehlte, wird neben ber allgemeinen Inhaltsüberſicht im Eingange 
des Bandes dem Benuzer eine erwünjchte Beigabe fein. 

Über die beobachteten Grundfäze in Behandlung der Orthographie und bergleichen unter: 
geordneten Dingen, gehen wir, als für den Leſer ziemlich werthlos, ſtillſchweigend hinweg; 
dagegen ijt zu befjen Orientivung bezüglich der Marginalzahlen zu bemerken, daß dieſe je ben 
betreffenden Abſchied und (in römijchen Ziffern) den einfchlägigen Paragraphen besjelben anzeigen ; 
ba wo zur Jahrzahl der Buchſtabe a hinzutritt, iſt zu veritehen, daß biefelbe Tagjazung eine 
außerordentliche war. 

Troz der namhaften Terterweiterung ijt, Dank einer viel öfonomifcheren Handhabung des 
Drufes, der Äußere Umfang bes Bandes nicht in gleichen Verhältniß angewachſen. 

Bei den Abjchieden der Jahre 1803 und 1804, die im Übrigen bezüglich der Materien- 
eintheilung ben nachfolgenden mutatis mutandis gleichgehalten find, fehlt in der Originalaus- 
fertigung ben Abtheilungsüberjchriften eine vorangeftellte Ordnungsziſſer. Wir befeitigen für 
unjere Zwecke dieſen Uebelitand (wie es auch jchon bei dev erjten Ausgabe gejchehen war), indem 
wir das Meaterienverzeichni mit biefer Ziffernbeigabe biernach folgen laffen. 


Bern, im April 1886. 
. 


Begifter des Abſchieds vom Jahre 1803. 


. Eröffnung der Tagfazung. 

. Eidgenöffifches Siegel. 

, Kanzler und Staatöfchreiberftellen, 

. Eid des Kanzlers und des Staatsfchreibers. 

. Begrüßungscompliment des Generals und franzöfifchen Minifters Ney 

;. Rangerduung unter den Kantonen, 

Tagſazungsreglement. 

. Titulaturen. 

. Ernennung zu den vacanten Officieröftellen bei den ſchweizeriſchen Hülfsbrigaden. 

. Wiederbewaffnung der Schweiz und Rülſtellung der in's Waabtland transportirten Kriegsgeräthe 
aller Art, 

. Organifation der Yandmilizgen und des eibgenöfftihen Contingents. 

. Allgemeiner Bettag. 

. Gleichförmigkeit in Maß, Mäß und Gewicht. 

. Ürrefte und gerichtliche Betreibungen. 

. Wiedereinführung der Galeerenftrafe. 

. Auslieferung der Verbrecher; Landesverweiſung. 

. Regulativ in Anfehung der Gegenftände, welche die Kantone einer jeweiligen bevorftehenden Tag- 
fazung anzutragen gedenten, 

8. Eid der Anhänglichleit und der Treue an die jezt beitchende Berfafjung. 

. Niederlaffung von Fremden; belvetisches Bürgerredht. 


20, Bettelbriefe. 
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. Steuerfammlung zu Gunjten des Hofpictums des großen Bernhardsberges, 

. Uebereinfünfte zwiſchen den Kantonen in Vetreff von Cicil-, Polizei-, firhlihen und örtlichen Gegen: 
ftänden. 

. Berträge zwifchen den Kantonen und den angrenzenden Mächten. 

- Berlängerungen der Sizungen der Tagfazung. 

. Urhio der helvetiihen Regierung. 

Poſtweſen. 


. Münziwefen. 

Salzweſen. 

. Auflöfung der Centralpulverderwaltung. 

. Aufhebung des allgemeinen Stempelbüreau’'s. 

. Judengemeinden von Endingen und Lengnan, 

. Eidgendffische Verfügung in Anfehung des Vichhandels. 

.Befugniß der Stantone wegen Herbeifhaffung der Lebensmittel, 

. mpaliden und penfionirte Militärs, 

. Rechnungen des Pandammanns der Schweiz. 

. Mediationdmäßige Rükftelung der Kloſtergüter. 

Parität der Religionen. 

. Allgemeine Verfügung über das Stirchenmelen. 

. Allgemeine Verfügung in Anfehung der Beurtbeilung von Paternitätsgefchäften und Eheverſprechen. 
. Antrag wegen dem Einſiz fehlechter Weibsperfonen, 

- Bons für Lieferungen an die fränfifhen Truppen. 

. Reclomationen der Schweizermilitärs, welche ehemals in franzöfiihen oder piemontefifchen Dienften 


geftanden find, 


Abzugsweſen. 

Allgemeine Verfügung in Rükficht auf Strolchen und herrenloſes Geſindel. 
Zollweſen. 

Diplomatiſche Agenten. 

.Schweizeriſche Regimenter in Spanien, 

.Schweizeriſche Deſerteurs und Bezahlung derjenigen, jo ihren Abſchied erhalten. 
. Burüfberufung der fränfifchen Truppen aus der Schweiz. 


Koften, welche durch die Gegenwart der fränkischen Truppen verurfacht werden, Militärfpitäler. 


. Depots der Auriliärhalbbrigaben. 

. Niederlegung der Kantonalverfaffungen in das eidgenöffiiche Archiv, 

, Eonftitutionelles Jahr. 

. Grunbfäze, nad) denen die Yiquidationscommiffion bei der Berichtigung der helvetiichen Staatsſchuld 


verfahren ift. 


. Grenzanftände zwiſchen den Kantonen, 
. Streit zwiſchen St. Gallen und Zürich wegen den Gütern von Car, und zwifchen St. Gallen und 


Glarus wegen jenen von Werdenberg. 


. Unterftüzung der Unterrichtsanftalt von Peftalogzi in Burgdorf. 
. Gemeineidgenöffifche Unterftüzung zur Austrofnung der Moräſte, welche durch den verhinderten Aus: 


fluß des Wallenſtatterſee's verurfacht werden. 


. Tieferlegung des Lungernſee's. 


Bündnerifches Eigenthum in BVeltlin, Eleven und Worms, 


, Rüfftände der Geiftlichfeit in den Kantonen Thurgau und Yucern. 
. Nachtrag zu den befondern Verfafiungen der Kantone Schwyz, Uri und Bug. 
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79. 


81. 


XI 


. Reclamationen der Angehörigen von Bern, welche Föbergerechtigfeiten (Droits de lauds et ventes) in 


der Waadt befizen. 


. Hauptort des Kantons Teffin. 


Eollatur der Ehorherrenftellen im Stift Biſchofzell. 


. Baummollenfpinnereien in St. Gallen, 
. Eorrefpondenz des Commiſſärs Blanchard. 


Streit zwifchen den Gemeinden Ber und Lavey im Kanton Waadt mit dev Gemeinde St. Maurice, 


. Verträge zur Einfuhr des Baumwollengarns in Spanien, 

. Ertheilung der nöthigen Vollmachten zu einigen andern befondern Unterhandlungen. 
. Anftänbe zwifchen dem Kanton Graubünden und dem Kanton Teffin. 

. Antrag von Solothurn in Anfehung der Eonvertiten und Tolerirten in der Schweiz. 
. Dritter Schiedsrichter im Kanton Solothurn. 

. Gefälle ans dem Elſaß und dem ehemaligen Bisthum Bafel. 


Zuſicherung gegen den Nachdrul einer deutichen Ueberfezung des neuen Teftaments, zu Gunſten des 


Herrn Stolz von Zürich, Pfarrer zu Bremen. 
Bitrfchriften und Borträge von verfchiedenen Gemeinden, Gemeinheiten und Particnlaren. 


. Angelegenheiten mit dem deutjchen Reich. 


1. Bericht der Commiffion: Allgemeine Hiftorifche Darftellung des Geſchäfts. 
2. „Churfürſt von Baden. 
3 Breisgauiſche Landftände, Deutfcher Orden. 
4. „ Herrſchaft St. Gerold. 
5. Herrschaft Glatt und andere dem Kloſter Muri zugehörige Befizungen in Schwaben 
6. u Fürft von Fürftenberg. 
T. u Maltheferorden. 
8 „  Defterreih: Räzins, Bisthum Chur, 
9. Fürft von Dietrichftein. 
10. „ Churfürſt von Württemberg. 
11. „Fürſt von Schmarzenberg. 
12. „ Bisthümer in der Schweiz. 
13. „ Berhältniß der Kantone gegen einander. 
Unterhandlungen mit Frankreich. 
Militäriſche Eapitulation. 
Abfaffung des Abſchieds. 
Syndicat. 
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Begifter des Abſchieds vom Zahre 1804. 
——. i 


. Eröffnung der Tagſazung. 

. Abfaffung des Abfchiebs. 

Staatsſchreiberſtelle. Entlafjung des Herren Gady. Ernennung des Herrn Gaffer. 
. Rangordnung unter den Santonen. 

. Kanton Appenzell. Beftimmung der organischen Berhältniffe zwiihen Außer und Innerrhoden. 
. ZTagfazungsreglement. 

. Allgemeiner Bettag. 

, Unterbandlungen mit Churbaden. 

Abzugsweſen. 

Fränkiſcher Kaiſer. Ehreubezeugung bei Anlaß feines Regierungsantritts, 

. Bertheilung der im Kanton Waadt liegenden Waffen, 

. Archiv (eidgenöffiiches und heloctiiches); Verfügung in Betreff besjelben. 

. Unruhen in Züri. 

. ‚Gerichtlihe Betreibungen und Concurſe. 

« Eheverfprehungen und Paternitätsgeichäfte. 

. Berlängerungen der Sizungen der Taglazung. 

. Verträge zwifchen den Kantonen und den angränzenden Mächten. 


Getreideausfuhr aus Frankreich. 
Handelsverhältniffe mit Frankreich. 
Hanbeldverhältniffe mit Spanien. 


. Piquidationscommiffion, Competenz derjelben. Berzeichniß der Nationalfchuld, 
, Riederlegung der Kantonsverfafiungen in das eidgenöffifche Archiv. 
. Regulatio für die Eheeinfegnungen und die Eopulationsfcheine, 


Münzivefen. 
Salzmeien. ‚ 


. Allgemeines ſchweizeriſches Bürgerrecht. Niederlaffung der Schweizer und der franzöfiichen Bürger. 
. Rechnungen des Heren Landammanns der Schweiz. Mittel zu Beftreitung der allgemeinen Ausgaben. 


Eidgenöffifches Militärcontingent; Organijation desſelben. 


. Militärcapitnlation mit Spanien. 


Antrag zu einer Militärcapitulation mit der italienischen Republik. 


. Allgemeine Borſchrift für die capitulationgmäßigen Militärwerbungen. 
. Reclamationen der Schmeizermilitärs in ehemaligen franzöfifchen und piemonteſiſchen Dienften. 


Bollmeien. 
Diplomatifche Agenten. 


. Boftweien. 
, Liquidation der Gentralpulververmaltung. 


XI 


8 37. Liquidation der Centralftempeloerwaltung. 
$ 38. Kloſterangelegenheiten. 
8 39. Pisthümer in der Schweiz. 
$ 40, Allgemeines Kirchenweſen. 
$ 41. Helvetifche Invaliden und penfionirte Militärs, 
& 42. Auslieferung der Verbrecher und Yanbeönermeifung. 
$ 43. Erläuterung des 20. Artifels der Bundesacte. “ 
44. Lieferungen an die zweite franzöfifche Refernearmee. Zen 
45. Eidgenöffifche Unterftüzung zur Austrofnung der Moräfte von Wefen, Wallenſtadt und Schännis. Te B 
46, Tieferlegung des Lungeruſee's. 
47. Reclamationen der Republit Wallis. 
48. Juden im Kanton Aargau. 
49. Incammerationsgeſchäft von Seite Defterreiche. 
50. Unterhandlungen mit Defterreich wegen gegenjeitiger Auslieferung der Verbrecher. 
51. Angelegenheiten mit verſchiedenen deutſchen Fürften. 
a. Reclamationen des deutjchen Ordens, j 
b. Reclamationen der Kantone Aargau und Thurgau gegen die Fürften von Hohenzollern. 
ce. Angelegenheit zwijchen dem Kanten Schaffhaufen und dem Fürften von Frürftenberg. 
d. Fürftlich-bafelihe Befizungen in der Schweiz und auf denfelben haftende Schulden, 
e, Anforderungen einiger folothurnischen Particularen an den breisganifchen Prälatenftand,- 
f. Unterhandlungen mit angrenzenden deutſchen Fürſten in Betreff der Ratrimonialjuftigpflege und 
der Beurtheilung, von Paternitätsflagen. 
52. Streit zwifchen St. Gallen und Glarus wegen den Gütern von — 
53. Lobergerechtigleiten im Kanton Waadt. 
54. Gleichheit in Mäß, Maß und Gewicht. 
55. Vermehrung des Gehalts des eidgenöſſiſchen Kanzlers. 
56. Beſondere Anträge einiger I. Ehrengeſandtſchaften und Particularbegehren. 
Lieferungen an die I. J. öſterreichiſchen und ruſfiſchen Armeen. 
Geißeln von Solothurn. : 
Neclamation der Frau von Tſchudi von Glarns. 
Eid des Landammanns der Schweiz. 
Todfall von Sargans uud Forderung von Unterwalden an das aloſter Paradies. 
Antrag zum Einfuhrverbot von baummollenen ER und Strümpfen. 
Bettelbriefe und Steuerfammeln. , j 
Verftenerung der liegenden Gitter und Hypothelen. j — * 
Reclamation des Herrn General May. BE 
Reclamation Bed Herrn von Gruyeres. PH 
- . Erbichaftsangelegenheit der Herren Etlin und Schmid von Unterwalden, 
5 57. Spndica. . 
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I. Aufſtellung durch den Laudammann der Schweiz einer diesfälligen einit- 
weiligen Verordnung, vom 9. November 1810, und jpätere Erjezung 
derjelben durch definitive Verordnungen vom 17. und 18, Juni 1811 
und vom 14. Juli 1812 

Il. Rechnungsverbältnifie, —— aus der Verordnung des Land: 
ammanns der Schweiz, vom 9. November 1810, und den in Folge 
deſſen durch die Tagſazung erlaffenen allgemeinen Verordnungen 

C. Anjtände wegen Bejtenrung jequeitrirter Eolonialmaaren 
Rechnungen ber Gentralcaffe . 


8 118. Diplomatiiche Agentichaften . 
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Handelaverhältniffe zwifchen der Schweiz und dem Ausland im Allgemeinen 

und Bertehr im Innern der Schweiz 

Hanbelsverhältniffe zmiichen ber Schweiz und den — Siaaien * Aus. 

landes . . 

A. Handelsverhältnifje —— * Scmeiz u SGranreich : : 

B. Commerciefle Beziehungen zwiſchen der Schweiz und der cisalpiniichen Re: 
publit (jpäter Königreich Italien) i 

C. Eommercielle Beziehungen zwijchen der Schweiz und u Königreich Spanien 

D. Eommercielle Beziehungen zwifchen der Schweiz und verjchiedenen Staaten 
des deutſchen Rheinbundes 


131. Schweizerifher Militärdienft im Ausland . 


Eapitulirter Militärdienft im Allgemeinen 

Verhältniſſe der in Frankreich befindlichen helvetifdhen Auriliarhalbbrigaben 

Verhältniſſe des capitulationsmähigen Militärdienſtes in Frankreich 

A. Unterhandlung und Abſchluß eines Militärcapitulationsvertrags zwiſchen 
der Schweiz und Frankreich, vom 27. September 1803, zufolge welchem 
in franzöſiſchen Dienſten 16,000 freiwillig geworbene Schweizer, in vier 
Negimenter eingetheilt, jtehen follen . 

B. Berhandlungen über die Vollziehung des. am 27. — 1803 — 
ſchloſſenen Capitnlationsvertrages, bis derſelbe am 28. März 1812 durch 
einen andern erſezt worden iſt. 

C. Verhandlungen über Vollziehung des am 28. Mir 1812 ———— 
Capitulationsvertrags, gemäß welchem die Schweiz ſich verpflichtet hat, 
12,000 Mann, in vier Regimenter eingetheilt, in franzöſiſche Dienſte abzu— 
geben und nach beſtimmten Vorſchriften in completem Zuſtand zu unter: 
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welche vor dem Fahr 1803 in Frankreich im capitulirten Milttärdienfte ftunden 
Uebertritt bes erjten Schweizerregiments aus franzöfiichen Dienften in ben 
Dienjt des Königs beider Sicilien (Neapel) . . 

Schweizeriſcher Militärdienit in der cisalpinifchen Republit (önigreich dein 
Gapitulirter Meilitärbienft in Spanien . 

Schweizerischer Meilitärdienft in Großbritannien 

Eonfiscation bündnerifchen Eigentums in Veltlin, Eleven und Worms (Bormic) 
Johannes von Müller . . r 
Peſtalozziſche Erziehungsanitalt 

Landwirthichaftliches Inſtitut des — E. von Fellenberg zu 1 Hofiol . 
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Erörterungen über beifen — und ———— 
An das eidgenöſſiſche Syndicat gebrachte Gegenſtände 


Il. Urkundenbeilagen. 


I. Berfafiungsurfunden (Nr. 1-4). * 
Verfaſſungsurkunden vom 19. Februar 1803 (Bermittlungsacte des erſten 1. 104 


Conſuls der fränkiſchen Republik). 


. Eapitel. Verfaſſung des Kantons Appenzell . 
. Gapitel. Berfafjung des Kantons Yargau 

. Eapitel. Berfaffung des Kantons Bafel 

. Gapitel. Berfaffung des Kantons Bern 

. Eapitel, Verfaſſung des Kantons Freiburg . 


Eapitel. Berfafjung des Kantons Glarus 


. Kapitel. Verfaſſung des Kantons Graubünden 
. Eapitel. VBerfaffung des Kantons Lucern 

. Eapitel. Berfaffung des Kantons St, Gallen 

. Gapitel. Verfaſſung des Kantons Schaffhaufen 
. Kapitel. Verfaſſung des Kantons Schwyz 

2. Eapitel. Berfajjung des Kantons Solothurn 


XXI 


Seite 


368-365 


365—371 


371—372 
372 

373—378 
378-379 
379 

380 — 381 
381—382 
383 —384 
384 —385 


385-391 
385 +- 387 
387 —391 


Abaeeruf 
Seite 


395 — 494 


396 — 398 
3985—404 
405— 410 
410 -414 
415—419 
419—421 
421—423 
423—427 
428 —435 
435— 440 
440—441 
442 — 446 


ze ee Me DE üü — ⸗ — — 


XXI 


tz 
* 


13. Capitel. Verfaſſung des Kantons Teſſin 

14. Capitel. Verfaſſung des Kantons Thurgau . 
15. Capitel. Berfaffung des Kantons Unterwalden 
16. Gapitel. Verfaſſung des Kantons Uri . 

17, Capitel. Berfaffung des Kantons Waadt 

18. Kapitel. Verfaſſung des Kantons Zug 

19. Eapitel. Verfaſſung des Kantons Zürich 

20. Eapitel. Bundesverfaffung . 

Übergangsbejtimmungen 

Annahme der Bermittlungsacte —* * Senat * Gefvetifchen Repubtit 

Proclamation des Landammanns der Schweiz über die Einführung der 
neuen Berfaflung 

Nachtrag zur Verfaſſung des Kantons Ai über die Verhaliniſe bes Thale 
Urfern zu den übrigen Cheilen des Kantons: 

A. Nachtrag, entiworfen von der durch den Artikel 7 der Kantonsverfaffung 
anfgejtellten Dreizehner-Commiffion. 

B. Tagſazungsbeſchluß, betreffend den voritehenden Nachtrag - 

Nachtrag zur Verfaifung des Kantons Schwyz: 

A. Entwurf über die Organifation der verwaltenden und vichterlichen 
Behörden in den Bezirfen Schwyz, Gersau, Küßnacht, Einfiedeln, 
Wollerau, Pfäffilon und March, auch über den Antheil Mitglieder, die 
jeder Bezirk des ganzen Kantons an den allgemeinen Kautonsbehörden 
haben ſolle. 

B. Tagjazungsbeichluß, betreffend den vorjtehenden Nachtrag . 


. Nachtrag zu der Berfaffung des Kantons Zug, betreffend die Organifation 


der früher unterthänig gewejenen Gemeinden des Kantons Zug, ſowie der 
Beitimmung des Antheils der leztern an ben Kantonsbehörden. 


11. Regensburgerrecei und daraus fid ergebende Berhältnifle 
für die Schweiz (Nr, 5—10). 


, Die Schweiz betreffende Artitel des Hauptichluffes der außerordentlichen Reiche: 


beputation zu Megensburg, vom 25. Februar 1803, 
Übereinkunft zwifchen der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft und dem Kurfürften- 
thum Baden, durch welche die von der Säcularifation des Bisthums Conſtanz 
herrührenden gegenfeitigen Verhältniffe regulirt werben: 
A. Übereinkunft, abgefchloffen zu Schaffhaufen am 6. Februar 1804 
B. Ratification der vorftehenden Übereinkunft von Seite der ſchweizeriſchen 
Tagfazung, vom 7. Juni 1804. 
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C. Ratification der vorftehenden Übereinkunft von Seiten des Rurfürften 


und Markgrafen zu Baden, vom 2. Juli 1804. 

D. Erflärung der kurfürſtlich-badiſchen Regierung, durch welche diejelbe 
auf die in der Schweiz gelegenen Belizungen und Gefälle, welche dem 
Fürſtbiſchof von Baſel angehört hatten, Verzicht leiſtet. 

;. Berichtigung des vorftehenden Vertrages, infoweit er auf die Kantone 

Zürich, Aargau und Thurgau Bezug hat. 

7. Übereintunft für Ausſönderung zwiſchen den Kantonen der in ihrem Gebiet 
gelegenen Befizungen und Gefälle des ehemaligen Hodhitiftes und Domcapiteld 
Eonftanz : 

A. Übereinkunft zwifchen den Kantonen, welche in Gefolge der mit Kur— 
baden abgeſchloſſenen Gonvention die in ihrem Gebiet gelegenen Be 
fizungen und Gefälle des ehemaligen Hochſtifts und des Domcapitels 
Eonjtanz übernehmen ſollen. Abgeſchloſſen zu Schaffhauſen den 
6. Februar 1804, 

B. Ratification der vorftehenden Übereinkunft von Seiten ber Tagfazung, 
vom 7. Juni 1804. 

C. Grundlage der Bertheilung der durch Artikel 5 des am 6. Februar 
1804 zwiſchen der Schweiz und dem Kurfürſtenthum Baden abge- 
jchlofjenen Bertrages dem fchmweizeriichen Theile des biihöflichconftan- 
ziichen Sprengels zugeſchiedenen 300,000 Gulden unter die zu dieſem 
Sprengel gehörigen Kantone oder Rantonstheile. j 

8. Übereinkunft, betreffend die Anſprache der Stadt Baden an den breisganifchen 
Prälätenftand, vom 28, Januar 1807. 

9. Übereinkunft über die Anfprachen verjchiedener Gläubiger aus den Kantonen 
Unterwalden und Solothurn an den breisganifchen Prälatenftand, vom 10. De- 
cember 1808. 

10. Übereinfunft zwiſchen der jchweizerifchen Eidgenoffenfchaft und dem Königreich 
Württemberg, betreffend die im Königreich Württemberg gelegenen und dajelbit 
incammerirten Bejizungen und Gefälle jchweizerifcher Stiftungen : 

A. Üebereintunft fammt Beilagen, abgejchloffen zu Zürich den 29. Auguſt 
1513, 

B. Ratification des vorjtehenden Vertrags durch die ſchweizeriſche Eidge- 
noſſenſchaft, vom 31. Auguft 1813. 

C. Ratification des vorjtehenden Vertrags durch den König von Württem 
berg, vom 6. September 1813, 
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III. Berteäge mit fremden Stanten über verſchiedenie Gegen- 
ftande des internationalen Berfehrö (Nr. 11-17). 


. Freizligigfeitsvertrog zwijchen dem Kurfürftenthum Baden und der jchweize- 


rischen Eidgenoffenichaft, vom 6. Februar 1804. 
Ratificationsurkunden: 
A. Bon Seiten Badens 
B. Bon Seiten der Schweiz 
Vertrag über gegenjeitiges Concursrecht zwiſchen - Grofherzogtfum Baben 
und ber ſchweizeriſchen Eidgenoffenichaft, mit Musnahme der Stände Schwyz 
und Glarus: 
A. Erflärung Seiner Königlichen Hohheit des Großherzogs von Baden 
gegen bie fchweizerifche Eidgenofienichaft, vom 7. Juli 1808. 
B. Eibgenöffifche Gegenertlärung gegen Seine Königliche Hobheit den 
Großherzog von Baden, vom 9. Juli 1808. 
Vertrag zwiichen dem Großherzogthum Baden und den im 7. Artikel benannten 
eilf Ständen der ſchweizeriſchen Eidgenofjenichaft, betreffend die Förmlichkeiten 
bei wechjeljeitigen Heirathen aus einem Land in das andere, vom 23. Auguſt 
1808. 
Natificationsurkunden : 
A. Bon Seiten Babens 
B. Von Seiten der Schweiz 


. Vertrag zwiſchen dem Großherzogthum Baden — weigerhhchen Gidge: 


nofjenichaft wegen gegenjeitiger Auslieferung der Verbrecher, vom 30, Auguſt 
1808, 
Ratificationsurkunden : 
A. Von Seiten Badens 
A. Von Seiten der Schweiz . 
Staatsvertrag zwiſchen dem Großherzogthum Baden Mer * canion * 
über verſchiedene, vorzüglich die Verhältniſſe des Breisgau's gegen das Frid- 
thal betreffende Gegenſtände: 
A. Vertrag vom 17. September 1808 . . 
B. Ratification des vorftchenden Vertrags durch den Girlie von 
Baben, vom 14. November 1808. 
C. Ratification des vorjtehenden Vertrags durch die Negierung des Kan- 
tons Yargan, vom 6. März 1809. 
D. Tagjazungsbeihluß vom 20. Juni 1810 . " 
Zoll- und Handelsvertrag zwiſchen der Schweiz und dem ————— 
Baden, vom 26. Juni 1812, ſowie einige nachträgliche Bertragsbeſtimmungen: 
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A. Vertrag vom 26. Juni 1812 ; 

B. Nadıträgliche Artikel zu dem vorftehenden Bertrag bom 26, Juni 1812 

C. Eidgenöffiiche Ratification vom 18. Juli 1812 . 

D. Großherzoglich⸗-badiſche Ratification vom 13. Juli 1812 . 
Eonvention zwilchen dem Großherzogthum Baden und dem Kanton Aargau 
über gegenfeitige Zollverhältnifie : 

A. Convention vom 28. Juni 1812 

B. Ratification des Kantons Aargau vom 9. Yuli 1s12 

C. Großherzoglich⸗badiſche Ratification vom 13. Juli 1812 


IV. Defenfiv-Alliangvertrag zwiſchen der frauzäfiſchen Nepublit 
und der ſchweizeriſchen Eidgenoflenfhaft, 
vom 27. September 1803. 


Defenfiv-Allianzvertrag zwiſchen ber frangöfifchen Republik und ber ſchweize— 
riſchen Eidgenofienichaft, vom 27. September 1803: 
A. Bertrag vom 27. September 1803 ; 
B. Eidgenöffiiche Ratification vom 30. November 1803 : 
C. Franzöfiſche Ratification vom 19. November 1803 
D. Erklärung der franzöfiihen Gejandtichaft, betreffend ben Krtitel Mi 
bes Allianzvertrages. 


V. Militärcapitulationen mit fremden Staaten (Nr. 19-21). 
Militärcapitulation zwiſchen der Schweiz und Frankreich: 
A. Vertrag vom 27. September 1803 
B. Eidgenöſſiſche Natificationsurftunde vom 30. —— 1803 
C. Franzöfifche Ratificationsurtunde vom 19. November 1803 
Militärcapitulation zwiſchen der Schweiz und sie vom 28. März 1812: 
A. Wortlaut der Eapitulation . i 
B. Eidgenöffifche Ratification vom 27. April 1812 
C. Franzöfifche Ratification vom 22. April 1812 . 
Militärcapitulation zwifchen der Schweiz und Spanien: 
. Eapitulationsvertrag vom 2. Auguft 1804 
. Zufazartifel vom 3. Auguft 1804 zu dem vorftehenden Bertrag. 
. Eidgenöffiiche Ratification vom 2; December 1804 
. Spanifche Ratification vom 11. September 1804 
. Deutjche Überjezung der vorftehenden jpanijchen Ratification 
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VI. Grenz und Territorialverhältniſſe (Nr. 22-25). * on: 
22. Vertrag mit dem Königreich Italien vom 25. Juli 1805, betreffend die Grenze 
zwifchen ber teffinifchen Gemeinde Onfernone und ber italienifchen Gemeinde 
Eraveggia : 
A. Wortlaut des Vertrages .  . P . — 103 650—652 
B. Deutſche Überjezung des vorſtehenden Vertrages ; 652—654 
C. Königlich-italieniſche Ratification des vorjtehenden Vertrages, vom 28. 
September 1806  . . ; i 654 
D. Überfezung der vorftehenden Königticheitafienifchen Ratification s e 655 
E. Tagſazungsbeſchluß vom 26. Juni 1807... +. R 655 
23, Vertrag mit dem Königreich Ytalien vom 15. Juli 1807, betreffend bie an 
zwiſchen ber teifinischen Gemeinde Onfernone und der italienischen Gemeinde 
Diſſimo: 
A. Wortlaut des Vertrage .. 1083 6656-667 
B. Deutſche Überfezung der vorſtehenden Ubereintunft ; . ; 657-658 
C. Königlicy-italienifche Natification der voritehenden Übereinfunft, vom 
24. September 1807 f . 5 R 2 . ; 2 658 
D. Überjezung der vorftehenden Ratification TV 659 
E. Tagfazungsbeichluß vom 18. Juli 1808 . . 659 
24. Grenzverhältniffe zwifchen der Schweiz und Frankreich, betreifenb das Dap- 
pentbal : 
A. Verbalproceh vom 4. October 1805 über Abtretung des Dappenthals 
von Seiten des Kantons Waadt an Frankreich : . 102 659-661 
B. Berbalproceh vom 7. November 1807 über ben nämlichen Gegenftand 661 —662 
C. Berbalproceh vom 10. November 1807 über den nämlichen Gegenftand 662—665 
D. Tagſazungsbeſchluß vom 19. Juli 1808 . : . i 665 


25. Beilegung von Anftänden zwiichen den Santonen Graubünden und Teſſin: 
A. übereinkunft vom 5. April 1808, ſowie Genehmigung derſelben durch 137 665-669 
den Kleinen Rath des Kantons Teſſin. 
B. Deutiche Überſezung der vorſtehenden Webereinfunft .  . 669-673 
C, Genehmigung des vorftehenden Vertrags durch bie Hegierung des 673 
Kantons Graubünden, vom 26. April 1808. 


VII. Eoncordat zwiſchen den Kantonen Bern und Solothurn über 
die kirchlichen Berhältniſſe des Bucheggberg. 


26. Concordat zwiſchen den Kantonen Bern und Solothurn über die firdhlichen 
Berhältniffe des im Kanton Solothurn gelegenen protejtantiichen Begirts 
Bucheggberg : 


A. Eoncorbat vom 1. Auguft 1806 

B. Solothurnijdye Ratification des vorftehenden ———— vom 1. Sep. 
tember 1806, 

C. Berniſche Ratification des vorftehenden Vertrags, vom 27. Auguft 1806 

D. Tagſazungsbeſchluß, betreffend das vorstehende Concordat, vom 12. Juni 
1807, 


VIII. Urkunden der Liquidationscommiſſion (Mr. 27-38), 


27. Ausiteurungsurfunde für die Stadt — vom 1. September 1803 . 
28, Dotation der Stadt Solothurn: 
A. Urkunde der Ausftenerungen für die Stadt Solothurn, vom 7. Sep: 
tember 1803. 
B. Convention zu Sönderung des Staats: und Gemeindequts der Stadt: 
gemeinde Solothurn, vom 18. April 1801. 
C. Ratification der vorftehenden Convention durch den Bollziehungsrath 
der helvetifchen Nepublit, vom 21. Wpril 1801. 
D. Erläuterung ber vorftehenden Convention vom 18, April 1801 durch 
den Bollziehungsrath der helvetifchen Nepublit, vom 21. April 1801. 
E. Erläuterungen ber ſchweizeriſchen Liquidationscommiffion, vom 15. März 
1804, betreffend die von ihr am 7. September 1803 ausgeftellte Aus» 
ftenrungsurtunde für die Stadt Solothurn. 
29, Dotation der Stadt Lucern : 
A. Urkunde ber beftätigten Ansjteurung der Stabt Lucern, vom 14. Sep: 
tember 1803. 
B. Eonvention zu Sönderung bes Staats: und Gemeindeguts der Stadt: 
gemeinde Lucern, vom 3. November 1800, 
C. Ratification ber vorftehenden Convention durch den Bollziehungsrath 
ber helvetiſchen Aepublit, vom 4. November 1800. 
D. Erläuterungen des 8. Artikels der vorftehenden Convention durch den 
Kleinen Rath der helvetiichen Republik, vom 10. März 1802. 
30. Dotation der Stabt St. Gallen: 
A. Urkunde der ermeuerten umd vermehrten Ausfteurung der Stadt 
St. Gallen, vom 14. September 1803. 
B. Eonvention zu Sönberung des Staats: und Gemeindeguts im der 
Stadt St. Gallen, vom 2. Yuni 1800. 
C. Ratification der vorftehenden Convention von Seiten dev Gemeinde: 
tammer der Stadt St. Gallen, vom 9. Juni 1800, 
D. Notification der vorjtehenden Convention durch den Bollziehungsaus- 
ſchuß der helvetiichen Republit, vom 16. Yuni 1800. 
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E. Beſchluß des Vollziehungsrathes der helvetiſchen Republik, vom 21. Oc- 
tober 1800, einen Zuſaz zu der vorſtehenden Convention vom 2. Juni 
1800 enthaltend. 
Urfunbe der Ausfteurung für die Stadt Bern, vom 20. September 1803 
Dotation der Stadt Bafel: 
A. Urkunde der Ausfteurung für die Stadt Bafel, vom 7. October 1803 
B. Eonvention vom 10, Februar 1800 in Bezug der theilweilen Abtretung 
ber Hanbels-, Directorial: und Poſtfonds. 
C. Ratification der vorftehenden Convention durd den Bollziehungs:-Aus- 
ſchuß der helvetiſchen Republif. j 


. Urkunde der Ausfteurung für die Stadt Freiburg, vom 8. October 1803 

. Urkunde zur Bejtimmung des Gemeindbeguts der Stadt Zug, vom 9. März 1804 
. Urkunde der Ausftenrungen für die Stabt Schaffhaufen, vom 4. Juli 1804 
.Beſchluß der Lignidationscommiffion vom 15. uni, 28, Juli und 15. De: 


cember 1804, hinſichtlich der den verjchiedenen Kantonen eigenthümlich zurück- 
fallenden Kantonalgüter. 


. Endbeihluß der ſchweizeriſchen Liquidationscommiffion, betreffend die Feſt— 


fezung und Liquidation ber helvetiichen Nationalfchuld, vom 1. November 1804. 


. Beilegung der Anftände zwijchen ben Kantonen Glarus und St. Gallen, be: 


treffend die Güter der ehemaligen Herrſchaften Werdenberg und Wartau, durch 
Beſchluß der .Liquidationscommilfion vom 14. December 1804. 


Anhang. 

Verzeichniß der Tagfazungsgefandten von 1803— 1813 
Deeret des Kaifers Napoleon aus Fontaimebleau, vom 12. November 1810, 
mwoburd Wallis mit Frankreich vereinigt wird. 
Neutralitätserflärungen durch die eidgenöffiiche Tagjazung : 

A. Bom 23. September 1805 . 

B. Bom 18. November 1813 
Allgemeines Reglement für den Tranfit der Baaren, — über bie Berg. 
päfje und den Kanton Teifin nach dem Königreich Italien ausgeführt, oder 
aus bemjelben in die Schweiz eingeführt werben (April 1811). 
Bericht der auferorbentlichen jchweizeriichen Aborbnung in Paris an den 
Landammann der Schweiz über ihre Abſchiedsaudienz beim Kaifer Napoleon, 
vom 28. Juni 1811. 
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Grumdjäze, welche die für Liquidation der Schulden der helvetifchen Republif 
anfgejtellte Commiſſion am 12. Juli 1803 feftgejezt hat, um nad) denfelben 
bie Ausmittlung der helvetifchen Staatsjchuld vorzunehmen. 
Schlußbericht der Liquidationscommiffion an den Landammann der Schweiz 
über die Beendigung ihrer Arbeit. 
Vorſchläge der Zollcommilfion an die Tagſazung von 1810, betreffend das 
Zollweien (Zölle und Weggelber). 
Überficht des Ertrags der durch Berorbnung vom 8. Juli 1806 eingeführten 
Grenzgebühren, ſowie ber durch bie gleichzeitig aufgeftellten Grenzanftalten 
verurſachten Koften, bis zum 22. November 1810. 
Einnahmen und Ausgaben ber eidgenöffifchen Grenzanitalten, vom 22. No» 
venber 1810 bis zum 15. December 1813. 
Bolltarife : 

A. Tarif der auferorbentlichen Abgabe auf den darin benannten Waaren 

nah Schweizerfranten und Markgewicht, vom 9. November 1810. 
B. Zarif der Eingangsgebühr vom Sporcocentner, Markgewidt, gemäß 
Zagfazungsbeichluß vom 26. November 1813. 

Schweizeriſcher Entwurf eines Handelsvertrages mit Spanien, von 1804 
Ruſſiſcher Feldzug von 1812. Bericht und Antrag der Tagfazungscommilfion, 
betreffend A) Belobung der Scweizerregimenter in franzöſiſchem Dienft für 
die bewiefene Tapferkeit; B) Zuftand der Megimenter. 
Berzeihmi der ftändigen biplomatifchen Vertreter frember Staaten in ber 
Schweiz während bes Zeitraumes von 1803—1813, 
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88 1—14. Organijation und Geihäftsführung der Bundesbehörden. 


$ 1. Zufammentritt der Taglazung. 
k. Einleitende Bemerkungen. 


Dem Artikel 29 der in der Vermittlungsacte vom 19. Februar 1803 (f. diefelbe in den Beilagen 
zu gegenwärtigem Repertorium) enthaltenen Bunbesverfajjung gemäß bat ſich die Tagſazung unter dem 
Borfize des Landammanns der Schweiz alljährlich den eriten Montag im Juni verfammelt. (Ausnahms- 
weiſe jollte fich indefien nad; bem Artikel 10 der erften Zufazbeitimmung zur Vermittlungsacte bie 
ordentliche Tagfazung des Jahres 1803 einen Monat ſpäter verfanmeln.) 

Demnad; haben fich verfaſſungsgemäß die ordentlichen Tagſazungen verfammelt : 

im Jahre 1803 zu Freiburg am 4. Juli. 
„1804 zu Bert „ 4. Juni. 
ü 1805 zn Solothurn „ 3 


; 1306 zu Bafel Pe 
e 1807 zu Zürich — A 
“ 1808 zu Lucern u 


„1809 zu Freiburg „ 5 
R 1510 zu Bern „4 
“ 1811 zu Solothurn „ 3. „ 
u 1812 zu Baſel Er | 
“ 1813 zu Zürich 4 
Die Dauer der Seſſion der ordentlichen Tagſazungen war verfaſſungsgemäß auf einen Monat 
beitimmt. Es ift diefe Seſſion indeſſen alljährlich auf kürzere oder längere Zeit prorogirt worden, fo 
zwar, daß die Sizungen der ordentlichen Tagfazung geſchloſſen worden find: 
im Jahre 1803 am 27. September. 
Mr 1804 „ 4. Auguft. 
B " 1805 „ 19. Jul. 
„1806 18. 


" 113 
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im Jahre 1807 am 10. Juli 
„ 108 50, 2a. 
7 RR 
" 18310 „ 10. ,„ 
ji 1811 „ 11. Detober, nachdem ſich diejelbe am 20. Juli auf 
den 9. September vertagt hatte. 
Br 1812 „ 17. Juli. 
„ la „m. „ 

Außer den alljährlich verfafjungsgemäß wiederkehrenden ordentlichen Tagſazungen find in dem Zeit: 
raume von 1803 bis zu Ende 1813 vier außerordentliche Tagjazungen durch den Landammann der 
Schweiz gemäß der ihm durch den Artikel 30 der Bunbesverfaffung ertheilten Befugniß verfammelt 
worden, unb zwar: 

a. im Jahre 1805 zu Solothurn, vom 20. bis 27. September, 
b. im Jahre 1809 zu Freiburg, vom 30. März bis 5. April. 
c. im Jahre 1811 zu Solothurn, vom 17. bis 24. April. 
d. im Jahre 1813 zu Zürich, vom 15. bis 26. November. 


B. Bufammenfezung der Tagfazung. 


Die Zujammenjezung d. h. ber Perjonalbeitand einer jeden ordentlichen und außerorbentlichen 
Tagſazung, welche in den Jahren 1803 bis 1813 abgehalten worden, findet fich dantonsweiſe geordnet 
in dem Anhange zu gegenwärtigem Repertorium bargeftellt. 


(. Eidesleiftung durd; die Tagſazung. 


1. In Folge eines Antrages der Gefandtichaft des Kantons Waadt wurde am 19, Juli 1803 
der Landammann der Schweiz eingeladen, die Formel eines Eides der Treue und ber Anhänglichfeit an 
die BVBermittlungsurfunde vom 19. Februar 1803 überhaupt und die in berjelben enthaltene Bundes: 
verfafjung insbejondere vorzulegen. 

U. Am 14. September bat jobann der Yandammann der Tagfazung eine Eidesformel vorgelegt, 
welche diejelbe durch den Abjchied den Kantonen zur Genehmigung mitzutheilen beſchloſſen hat. 

III. In einer ber Eröffnung der ordentlichen Tagjazung des Jahres 1804 vorangegangenen, 
vorläufigen Sizung ift die am 14. September 1803 ad ratificandum genommene Eidesformel genehmigzt 
und dann zugleid; auch die Eidesleiftung vorgenommen worden. Die Eidesormel lautet: „ch Ichwörte 
der ſchweizeriſchen Eidgenofjenichaft, ſowie fie durch die Vermittlungsurkunde hergeftellt worben ift, tr zu 
und gemwärtig zu fein; das allgemeine Bejte der Schweiz und fomit and) den befondern Vortheil eir'yes 
jeden Kantons nach Maßgabe meiner Kräfte zu befördern; überhaupt in meinem amtlichen Betra ‚gen 


er 


(2) 3 


die Verpflichtungen nie aus ben Augen zu jezen, welche Gott, die Ehre und das Vaterland einem jeden 
gewifjenhaften und eifrigen Diener des Staates auflegen.“ Worauf ein jedes Mitglied der Tagſazung 
die (drei) ‚Finger aufhebt und mit lauter Stimme dem Präfidenten folgende Worte nachſpricht: „Was 
die Schrift enthält, die mir vorgelefen worden, das will ich halten in guter Treue, ohne Gefährbe, jo 
wahr ich bitte, daß mir Gott helfe (umd alle lieben Heiligen).” 

IV. Bei der feierlichen Eröffnung einer jeden ordentlichen Tagſazung it jeitdem die auf ſolche 
Weiſe genehmigte Formel durch jänmtliche Gefandtichaften der Kantone beobachtet worden. 


$ 2. Yandammann der Schweiz. 


A. Dem Artikel 13 der in der Vermittlungsacte vom 19. Februar 1803 enthaltenen Bundes: 
verfajjung gemäß find die Kantone Freiburg, Bern, Solothurn, Basel, Zürich und Lucern 
zu Directorialfantonen bejtimmt worben, welche als joldye unter einander abwechſeln, und es iſt ber 
Scultheig oder Bürgermeifter des Directoriallantons zugleich YKandammann der Schweiz. 

Die Übertragung der Directorialgefhäfte von dem abtretenden Landammann an feinen Nachfolger 
geſchah in der Weile, dag am 31. December oder 1. Januar die beiden Magijtrate in Begleitung von 
Zengensperjonen fih an einem den beibfeitigen Kantonsgrenzen möglichit nahe oder annähernd gleich 
weit entfernt gelegenen Orte (Senjenbrüfe und Schloß Jetſchwyl, Fraubrunnen, Ballſtal, Brugg, Zug, 
Burgdorf) zufammenfanden und dann über den Act der Gejhäftsübergabe ein Verbalproceß in urkund— 
licher Form unter dem eidgenöffischen Siegel dreifach — zu Handen des alten und neuen Landammanns 
und des eidgenöffiichen Archives — ausgefertiget wurde. Erfolgte der Zufammentritt auf dem Gebiete 
eines dritten Kantons, jo wohnten dem Wete überdies Abgeordnete der Regierung desſelben Kantons 
bei, und die eriten beiden Male waren auch die bei der Schweiz accrebitirien fremden Geſandten an- 
mejend (S. die Berbalprocefie in Band 34 der Mediationsabtheilung des Bundesardives). 

Folgendes iſt die Reihenfolge der Yandammänner der Schweiz: 

1); Seine Ercellenz Herr Ludwig von Affry, Schultheiß des Kantons Freiburg. 1803. 


2) u ü „ Rudolf von Wattenwyl, Schultheih des Kantons Bern. 1804. 

3) . — „Peter Gluz-Ruchti, Schultheiß des Kantons Solothurn. 1805. 

4 „ — „ Andreas Merian, Bürgermeiſter des Kantons Baſel. 1806. 

do u se „ Hans von Reinhard, Bürgermeijter des Stantons Zürich. 1807. 

6 „ n »  Bincenz Rüttimann, Scultheiß des Kantons Yucern. 1808, 

7 „SLudwig von Affry, Schultheiß des Kantons Freiburg. 1809. 

1 = „Rudolf von Wattenwyl, Schultheiß des Kantons Bern. 1810. 

” „ „  Deinrih Grimm von Wartenfels, Scyultheiß des Kantons Solothurn. 1811. 
0) „ 5 » Peter Burkhardt, Bürgermeifter des Nantons Baſel. 1812. 

1) „ Hans von Reinhard, Bürgermeiiter des Kantons Zürich. 1813. 


B. Am 31. Juli 1804 ift ein Antrag der Gejandtichaft des Kantons Waadt, bahin gehend, es 
möchte für den Landammann der Schweiz ein bejonderer Eid fejtgejest werben, ad instruendum 
genommen worben. 
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C. Am 10. Juni 1805 hat die Tagiazung ſodann bejchloffen, es jei von einem befondern Eid bes 
Yandammanns der Schweiz abzujehen, dagegen habe berjelbe gleich Anfangs des Directorialjahres in 
die Hände feines Vorgängers oder in die eines von bem leztern bevollmächtigten Beamteten benjenigen 
Eid zu leiften, welchen fämmtliche Gejanbtichaften bei Eröffnung jeder ordentlichen Tagfazung abzulegen 
haben. 


D. Am 2. Augujt 1803, bei Anlaß der Rechnungspaffation, hat die Tagjazung dem Yandammann 
der Schweiz (Schultheißen von Affry, von Freiburg) eine Entichädigung aus der eibgenöffifchen 
Gentralcajje im Betrag von 8000 Schweizerfranfen zugeſprochen, nicht in der Meinung, bamit den 
Eifer, die vaterländiiche Ergebenheit und bie Tugenden des Landammanns zu belohnen, jondern 
lediglich zu Dekung gehabter, nicht verrechneter außerorbentlicher Auslagen. 

E. Am 27. September 1805 hat die Zagjazung dem Landammann der Schweiz; Schultheißen 
Gluz zu Solothurn) für außerordentliche Auslagen, die weder ihm noc noch dem Directorialfanton 
ausſchließlich zur Laſt fallen fönnen, eine Entſchädigung von 4000 Schweizerfranten aus ber Gentral- 
caſſe zugefprochen und zugleich deſſen erfolgreichen Eifer und Hingebung in Bejorgung der eidgenöf- 
fischen Gefchäfte unter ſchwierigen Berhältniffen geziemend belobt und durch Zuftellung einer Pergament- 
urkunde ausgedrüft. 


$ 3. Berichterftattungen des Landammanns der Schweiz über die 
äußern und innern Verhältniſſe der Schweiz. 
Dem Artilel 17 der Bundesverfafjung zufolge hatte der Landammann dev Schweiz über die 


äußern und imnern Angelegenheiten der jchweizeriichen Eidgenofienschaft einen Bericht zu eritatten. Es 
wurben ſolche Berichte jedes Dial bei Eröffnung der Seffion einer Tagjazung erftattet und zwar: 


am 4. Juli 1808. am 5. Juni 1809. 
„4. uni 1804. „ 4 Juni 1810. 
„3. Juni 1805. *)} „ 47. April 1811. 

„ 20. September 1805. „ 3. Juni 1811. 
„2. Juni 1806. „4 Juni 1812, 
„ 1. Juni 1807. „ 7. Juni 1813. 

6. Juni 1808. „ 15. November 1813. 


„ 30. März 1809. 


*) Die drei erften Rechenſchaftsherichte find jeiner Seit dem Abjchiede nicht beigebunden morben umd befinden fich ledig« 
lich im Protololl der Tagfazung vder unter den Beilagen ju demſelben. 
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$ 4. Eidgenöffiiche Kanzlei. 


4, Bm Allgemeinen. Keglement über die Berridtungen der Beamten der 
eidgenöffifcyen Kanzlei. 


I. Weit Beziehung auf den Artitel 38 ber Bundesverfaffung hat die Tagjazung am 5. Juli 
1803 beftimmt, es foll der Kanzler und der Staatsfchreiber nicht aus dem gleichen Kanton gewählt 
werben, und es ſei bei den bdiesjälligen Wahlen auf die beiden in der Schweiz beftehenden chriftlichen 
Eonfeffionen jo viel als möglich Rükſicht zu nehmen. 

Die Beſoldung bes Kanzlers wurde auf 2400 Fr. ſammt freier Wohnung, bie des Staatsichreibers 
auf 1920 Fr. jammt freier Wohnung feſtgeſezt, wobei indeſſen ber jeweilige Directorialfanton die Be- 
joldungen zu leiften und bie Wohnungen anzumeifen hatte. 

U. Am 6. Juli gl. J. ift auf den Antrag einer befondern Commiſſion das Dienjtverhältniß der 
Beamten der eidgenöffiihen Kanzlei näher feftgeitellt worden. 

Beide Beamte jollen 

a. bei ber Tagjazung die Kanzleigefchäfte beforgen, und zwar wird dem Kanzler vorzüglid, 
die diplomatische Gorrefpondenz und die Abfaffung der Abjchiede, dem Staatsfchreiber die Führung des 
Protokolls der Tagfazung und vornehmlich des Syndicats übertragen; 

b. bei dem Zandammannder Schweiz foll bie nämliche Vertheilung in auswärtige und 
innere Gorrefponbenz für bie Stanzlei feftgeftellt werden; jedoch bleibt es dem Herrn Landammann 
überlajfen, nad Maßgabe der obliegenden Geſchäfte die angemefjene Vertheilung der leztern zwiſchen 
beiden Beamten vorzunehmen. 

Ein jeder Beamte führt die Contraſignatur im feinem Face. — Gleichzeitig wurde der Pflichteid 
für die eidgenöffiichen Kanzleibeamteten feitgeftellt, der aljo lautet: 

Ihr ſollet ſchwören, der gefammten Eidgenofjenichaft und einem jeweiligen Landammann, warn 
jene nicht verjammelt ift, getreu, gehorfam und gemwärtig zu jein, ben Sizungen ber Tagſazung fleißig 
beizumwohnen und ohne Erlaubniß des Präfidiums aus denſelben nicht wegzubleiben, nach Maßgabe der 
in dem Reglement zwifchen der Kanzler» und Staatsfchreiberitelle enthaltenen Abtheilung der Geſchäfte 
die Protokolle mit Genauigkeit, Deutlicheit und Bollftändigteit ben ergangenen Beſchlüſſen gemäß zu 
führen; bie auszufertigende Correjpondenz mit Fleiß und Treue zu beforgen; das gemeineidgenöffische 
Archiv beftens zu verwahren, und wann ein Theil deffelben von einem Ort zum andern transportirt 
werben folle (e8) zu begleiten und an dem folgenden Directoriallanton jorgfältig wieder einzurichten; 
mit dem Staatsfiegel nichts zu befiegeln ohme vorhergegangenen Beſchluß der Tagſazung oder, nad) 
deren Auflöfung, eines jeweiligen Yandammanns; über alle ein- oder ausgehenden Briefe, Acten und 
Beichlüffe eines jeweiligen Landammanns ein genaues Verzeichniß und über alle Ausfertigungen ein 
jorgfältiges und vollftändiges Protokoll zu führen, mit Enerer Unterjchrift diejenige des Landammanns 
zu contrafigniren, Euch mit der beitimmten Bejoldung zu begnügen und fein Mieth noch Gaben zu 
nehmen; alles zu laiden und anzuzeigen, was ber gemeinen Eidgenoſſenſchaft nüzen, und zu verjchweigen, 
was ihro zum Schaden und Nachteil gereichen künnte; alles getreulich und ohne Gefahr, fo wahr ich 
bitte, daß mir Gott helfe.” 
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II. Am 4. Juni 1805 wurde beſchloſſen: nach beendigter Amtsdauer, für welche ein eidgenöſſiſcher 
Kanzleibeamter angeftellt worden ift, foll die Wiederbefezung jedesmal gemäß Art. 30 der Bundesacte 
als eine neue Ernennung angejehen und demnach zu einer neuen Wahl auf dem Wege des Scrutiniums 
as, IL geichritten werden. 
IV, Am 21. uni 1806 iſt ein Antrag bes Landammanns der Schweiz, demfelben alljährlich die 
Summe von 600 Fr. aus der Eentralcafje zu bewilligen, um der eidgenöffiichen Kanzlei Hülfe und 
Erleichterung zu verichaffen, ohne daf in Betreff der Einrichtung, der VBerantwortlichkeit und der Unter: 
jchriften der Kanzlei eine Abänderung eintrete, — mit fünfzehn Stimmen, theils mit theils ohne 
Ratificationsvorbebalt angenommen worden, während die übrigen Stände denfelben ad referendum 
ion, 11 nehmen wollten. 
— (Am 2. Juni 1807 iſt der vorſtehende Beſchluß Für die Dauer von zwei Jahren in Kraft erwachſen.) 


B. Insbeſondere. 
Il. Eidgenöſſiſcher Kanzler. 


a. Am 5. Juli 1803 wurde Herr Marcus Moufion von Morjee für die Zeit von zwei Jahren 
1no6, III zum eidgenöffiichen Kanzler ernannt. 
b. Am 21. Juni 1804 ijt ber Gehalt des eidgenöffischen Kanzlers, für fo lange als Herr Moujjon 
1806, KV dieſe Stelle befleiden wird, von 2400 Fr. auf 3000 Fr. erhöht worden. 
c. Am 4. Juni 1805 wurde einftimmig Herr Mouſſon wieder für zwei Jahre als eidgenöfliicher 
Kanzler gewählt und demjelben zugleich eine angemejfene Gratification aus ber Gentralcaffe zugeſprochen 


1905, 121 (1600 Fr.) 
d. Am 2. Juni 1807 ift Here Mouffon abermals für zwei Jahre und zwar einftimmig zum 
1807, A eidgenöſſiſchen Kanzler gemählt worden. 


e. Dem Herrn Kanzler Moufjon wurde am 15. Juli 1808 eine Gratification aus der Gentralcafie 
von 2400 Fr. zugeiprocdhen, und zwar mit Rüfficht auf gehabte auferordentlihe Mühewalt bei Anlaß 
feiner Sendung in Begleit des nach Paris abgeordneten auferordentlichen Botjchafters und als Beweis 
der ungetheilten Zufriedenheit der Tagfazung mit feiner Amtsverwaltung während ber ganzen Dauer 

1906, XIX feiner Anftellung. 
f. Am 6. Juni 1509 wurde Herr Mouſſon mit allen Stimmen, auer derjenigen des Standes 
10, 1 Lucern, zum eidgenöfftichen Kanzler auf zwei neue Jahre ernannt. . 
ge. Am 5. Juni 1810 ift dem Herrn Mouſſon als eidgenöffiichem Kanzler eine jährliche Gehalts: 
zulage von 1000 Fr. aus der Gentralcaffe bewilligt worden, was feinen Gehalt auf 4000 Fr. gebracht 


1810, 11 hat inämlid 3000 Fir. von Seite der Directorialtantone und 1000 Fr. aus der Gentralcafje). 
h. Aın 8. Juni 1811 wurde Herr Mouſſon einmütbig für 2 Jahre zum eidgenöſſiſchen Kanzler 
a, 1 wiedergewählt. 


i. Am 8. Juni 1815 ward Herr Mouſſon abermals einmüthig für zwei Jahre zum eidgenöffischen 
1818, 11 Kanzler ernannt. 


1. Eidgenöſſiſcher Staatejchreiber. 


a. Am 5. Juli 1803 wurde Herr Niklaus Gady von Freiburg zum eidgenöſſiſchen Staatsjchreiber 
ernannt. 

b. Am 5. Juni 1804 wurde dem zum Landeshauptmann des Kantons Freiburg ernannten Herrn 
Niklaus Gaby die verlangte Entlafjung ertheilt und an deſſen Stelle mit dreizehn Stimmen Herr 
Auguftin Gafier, ebenjalls von Freiburg, ernannt, gegen zwölf Stimmen, welche auf ‚Herrn Fridolin 
von Haufer, von Näfels, gefallen waren, 

c. Am 3. Juni 1806 wurde Herr Gaffer wieder jür zwei Jahre zum eidgenöſſiſchen Staatsichreiber 
gewählt und ihm zugleich eine Gratification von 600 Schweizerfranken aus der Eentralcafje zugeſprochen. 

d. Am 6. Juni 1808 wurde Herr Gafjer einmüthig für zwei nene Jahre zum Staatsjchreiber 
gewählt. Demielben wurde ſodann am 13. Juli für außerordentliche Arbeit bei der Abweſenheit des 
Ranzlers Monfjon und als Zeichen der Zufriedenheit der Tagſazung eine Gratification von 800 Fr. 
aus ber Gentralcafje zugeiprocen. 

e. Am 5. Juni 1810 wurbe Herr Gaſſer abermals einmüthig für zwei neue Jahre zum Staats: 
ichreiber ermählt. 

f. Ebenfo am 2. Juni 1812. Zugleid wurde demſelben eine jährliche Gratification von 600 Fr. 
aus ber Gentralcaffe zugeiprochen (mas jeinen Gehalt auf 2520 Fr. gebracht hat, nämlich 1920 Fr. 
von Seite ber Directorialfantone und 600 Fir. aus der Gentralcafje), 


IM. Klügeladjutant des Yandammanns der Schweiz. 


a. Am 5. Juni 1805 hat die Tagjazung die früherhin von dem Landamman der Schweiz eins 
geführte Stelle eines Fliigeladjutanten des Landammanns der Schweiz, jowie Herrn Oberſt Fribolin von 
Haufer, aus Näfels, als Flügeladjutant, mit der für denjelben durch den Landamman bereits feſtgeſezten 
Bejoldung (1600 Fr.) aus der Gentralcaffe, für zwei fahre bejtätigt. Gegen dieſen Beſchluß haben 
die Sejandtjchaften der Stände Lucern, St. Gallen, Aargau und Waadt ſich zu Protokoll verwahrt. 

b. Am 2. uni 1807 wurde die Beibehaltung der Stelle eines Flügeladintanten des Landammanns 
der Schweiz für eine neue reift von zwei Jahren durch die Tagſazung (im Widerfpruch mit den Ständen 
Lucern, Zug und Waadt) beliebt, und jobann Herr von Hanfer in geheimer Wablverhandlung wieder 
zum Flügeladjutanten gewählt. 

ec. Am 6. Juni 1809 iſt mit allen Stimmen (außer demjenigen der Stände Lucern und Waadt) 
die Fortdauer der Stelle eines Flügeladjutanten des Yandammanns der Schweiz beſchloſſen und ſodann 
Herr von Haufer wieder als Flügeladjutant für zwei Fahre beftätigt worden. 

d. Am 4. Juni 1811 iſt auf die nämliche Weiſe die Beibehaltung der Stelle beichloffen und die 
Erwählung des Herrn von Haufer für zwei neue Jahre vorgenommen worden. 

e. Am 2. Juni 1812 wurde auf den Antrag des Yandammanns der Schweiz beichlofjen, es ſoll 
über die jeit dem Jahr 1506 dem Landammann alljährlih aus der Eentralcaffe angewieſenen 600 Fr. 
zu Unterſtüzung der eidgenöſſiſchen Kanzlei künftig zu Gunſten des Herrn Oberjten von Hauer, ala 
Flügeladjutanten des Landammanns der Schweiz, verfügt werden, wobei die Tagſazung fich vorbehielt, 
bei alljälliger Bermehrung der Geſchäfte auf diefe zugeitandene Gehaltsvermehrung Rükficht zu nehmen. 
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Die Minderheit der Tagſazung wollte, ehe jie die angetragene Gehaltsverımehrung bewillige, Die Ber: 
mehrung ber Geichäfte des Flügelabjutanten kennen. 

f. Um 8. Juni 1813 wurde die Beibehaltung der Stelle eines Flügeladjutanten abermals be- 
ſchloſſen und Herr von Hauſer als foldyer wieder gleichmwie im Jahre 1811 gemählt; wobei Lucern und 
Waadt in ihrer bisherigen ablehnenden Stellung auch jegt verharrten. 


IV, Betreffend die Verwendung der eibgenöffiichen Kanzlei, zumal des Flügelabjutanten des Land- 
ammanns, in Hinficht auf die Werbung für bie capitulirten Schweizerregimenter in Frankreich, wird 
auf 8 125 des gegenwärtigen Mepertoriums verwieſen. 


$ 5. Eidgenöfliiches Siegel. 


Am 5. Juli 1803 hat die orbentliche Tagjazung auf den Antrag des Landammanns der Schweiz 
bezüglich des eibgenöfftichen Siegels beſchloſſen, es jolle dasjelbe einen alten Schweizer in vater: 
ländifher Tracht vorftellen, der jeine rechte Hand auf einem Schild ruhen läßt, währenddem bie linke 
mit einem Spieß bewaffnet iſt. Auf dem Schild follen die Worte jtehen: XIX Kantone, und 
als Umfchrift: Schweizerifhe Eidgenoffenihaft; unter ber Figur die Jahreszahl 1808. 


56. ZTagfazungsreglement. 


A. Am 6. Juli 1803 bat die Tagfazung eine Commiffion mit Entwerfung eines Reglements oder 
einer Geſchäftsordnung beauftragt. 

B. Die am 6. Yuli niedergefezte Commiffion eritattete am 8. desjelben Monats einen Bericht, 
in Folge deſſen am 13. Juli ein Tagjazungsreglement, beftehend aus 30 Artikeln, angenommen 
worden ift. 

Diefes Reglement umfaßt Beitimmungen: 

I. über das Amt und die Verrichtungen des Präfibenten (88 1-1). 
U. über die Sizungen der Tagjazıng (88 8--15). 
II. über die form der Berathung (8$ 16-19). 
IV. über die Form des Abmehrens ($$ 20—27). 
V, über die Commifftonalberathungen (88 28-30). 

Indeſſen hat fich die Tagfazung am 13, Yuli 1803 dahin vereinigt, daß die $$ 26 und 27, über 
bie Form des Abmehrens, nur für die Seflion des Yahres 1803 angenommen feien und nebit einigen 
von denfelben abweichenden und weiter gehenden Vorjchlägen ber berichterftattenden Commiſſion — über 
die Verpflichtung, an den Abftimmungen Theil zu nehmen, und die Verbindlichkeit ber abgegebenen Voten 
— ad instruendum genommen werden follen. 
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C. Am 19. Juli 1803 bat die Tagjazung einen Antrag der Gejandtichaft des Standes Aargau 
in den Wbichied niedergelegt, bahin gehend, es möchte den Kantonen belieben, von Gegenftänden, welche 
fie gefonnen find an die Tagfazung zu bringen, dem Landammann der Schweiz zu gehöriger Zeit Kennt- 
niß zu geben, damit jolche Anträge jämmtlicdyen Kantonen beim Ausschreiben der Tagſazung ſelbſt zur 
Kenntniß gebracht werben können, ohne jedoch den betreffenden Kantonen etwa das Mecht zu nehmen, fich 
mit foldyen Anträgen unmittelbar an die übrigen Kantone zu wenden. 

D. Bei der Niederjezung durch die Tagfazung der erjten Commiſſion über wichtigere Gegenstände 
(Allianz: Interhandlung mit Frankreid) wurde, am &. Juli 1803, der Grundſaz aufgeftellt, es follen 
in diefe Commiſſion Mitglieder der Tagſazung (Gefandte oder Legationsräthe) durch den Landammann 
der Schweiz in dem Berhältniffe gewählt werben, daf die drei verfchievenen in der Schweiz beſtehenden 
Arten von Kantonsverfaffungen (ſowohl die demokratischen, als die mehr arijtofratiichen der ältern Kan- 
tone, umd die ganz repräfentativen der neuen Kantone) mie bie beiden in der Schweiz beitehenden chrüt- 
fihen Confeſſionen vertreten jeien. 

E. Am 6. Juni 1804 wurden duch bie Tagjazung einerjeits verſchiedene Anträge, weldye dahin 
gingen, den Artitel 25 des im Jahr 1803 angenommenen Tagjazungsreglementes, betreffend die Stimmen: 
zahl, weldye zu Faſſung eines gültigen Beichluffes nothwendig ijt, zu modificiren, befeitigt ; anderſeits 
find die im Jahre 1803 nur für die Sejfion jenes Jahres angenommenen 88 26 und 27 des Tag- 
fazungsreglements nunmehr unverändert als bleibend angenommen worden, 

F. In der Sizung vom 25. Juni 1805 hat die Sejandbtichaft des Kantons Waadt auf das Un: 
zutömmliche und Gonftitutionswidrige hingewieien, das darin liege, daß während der Zeit, wo die Tag: 
fazung nicht verſammelt ift, die Stände oft durch den Landammann eingeladen werden, über wichtige 
Gegenftände der Bundescompetenz ihre Boten jchriftlich abzugeben. Dieſes unregelmäßige Verfahren 
in dem Einjammeln unregelmäßiger Stimmen könne um jo weniger als ein gejezliches Mittel, den eid- 
genöffischen Willen zu erfahren, angeſehen werden, als auch die kantonalen Organe, die diefe Stimmen 
meiftens abgeben — die Meinen Räthe — nicht die dazu conmpetenten Behörden jeien. Darum müſſe 
der Kanton Waadt begehren, daß man ſich in Zukunft an die Vermittlungsurfunde genan halte, welche 
vorichreibe, dak die Kantone ihre Stimmen durch ihre Deputirten auf der Taglazung abgeben follen. — 
Die Tagiazung fand aber, daß das bisherige Verfahren mit der Medintionsacte völlig übereinſtimme, 
und hat daher über den Antrag Waadts nicht in Berathung treten wollen. Yargan und Teſſin gaben 
ihre gegentheilige Ansicht zu Protokoll und ebenjo verwahrte die Gefandtichaft der Waadt ſich gegen dieje 
Schlußnahme. 

G. Am 8. Juni 1810 bat die Tagſazung beſchloſſen, es ſoll künftig, wichtige und dringende 
Fälle ausgenommen, fein Antrag eines Kantons im dev Tagſazung mehr zum Beſchluß erhoben werben, 
es jei denn derſelbe vor Eröffnung der Seilton dem Yandammann und den jämmtlichen Ständen mit: 
getheilt worden. 

H. Betreifend die Verhandlungen über reglementariiche Feitiezung des Verfahrens der Tagjazung, 
wenn diefelbe fich als Syndicat verjammelt, wird auf $ 135 des gegenwärtigen Mepertoriums verwieſen. 
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$ 7. Rangordnung der Kantone, 


A, Da die Eröffnung der Tagſazung des Jahres 1803 jtatt gejunden hat, che die Nangorbnung 
inter den verſchiedenen Kantonen fejtgeiezt werben war, jo wurde bamals in einer vorläufigen Sizung für 
die Feierlichkeit der Eröffnung der Tagſazung eine einftweilige Rangordnung der Gejanbtichaften feſtgeſezt. 

B. Am 6. Juli 1803 bat die Tagfazung ich damit beichäftigt, eine Rangordnung unter ben Kan— 
tonen definitiv feſtzuſezen. 

I. Borerft wurde beichlojien, 08 ſoll durch die aufzuſtellende Rangordnung fein Unterjchied zwiſchen 
den einzelnen Kantonen eingeführt, noch den im Wang früher aufgeführten Kantonen irgend ein Recht, 
ſich in die Geſchäfte der fpäter genannten zu mijchen, eingeräumt werden, ſondern daß überhaupt ald 
erfter Grundſaz der Eidgenoflenichaft die vollfonmenfte Gleichheit zwiſchen allen Kantonen anerkannt ſei, 
demnadı eine Rangordnung nur deßwegen aufgejtellt werde, um in die Leitung der Geſchäfte die erfor: 
derliche Ordnung und Megelmäßigkeit zu bringen. 

I. Ebenſo ift einmüthig beichlofien worden, es jei der jeweilige Directorialfanton als Vorort 
der Schweiz zu betradıten. 

III. Webergebend zur Anfitellung einer Rangordnung unter den Kantonen, wurden zwei Boricläge 
gemacht : 

a. Es joll für die vor 1798 beitanbenen XIII Kantone die früher bejtandene Rangordnung, für 
die jeit dem Jahr 1798 aber neu entjtandenen Kantone eine unter den leztern freiwillig einverjtandene 
Rangerbnung, jedenfalls nad) den eritgenannten dreizehn, fejtgejezt werben; 

b. oder es jollen die Kantone, abgeichen von jeder hiſtoriſchen Erinnerung, entweder im Verhäft- 
niß ihrer Bevölkerung oder ihrer bundesgemäßen Beiträge an Mannſchaft und Geld, oder aber durch 
das Loos gereihet werben. 

Bei fortdauerndem Wideripruch in der Tagjazung über den Vorzug, welcher dem einen oder andern 
Vorſchlag zu geben jei, wurde endlich bejchlojfen, die Rangorduung der Kantone dermalen nur vorläufig 
zu beitimmen, bie befimitive Feſtſezung derjelben aber auf das Jahr 1804 zu verfchieben. 

In Folge deſſen ift erkennt worden, die Nangordnung unter den Kantonen ſoll zunächit für bie drei— 
zehn alten Kantone nady der Beit ihres Beitrittes zum Bunde, für die anbern aber nach der Zeit ihrer 
Aufnahme in den jchweizeriichen Staatenvereim fejtgelezt jein, unb zwar wie folgt: 


I. Uri, II. Schwyz, III. Unterwalben . i . traten in den Bund 1315 
IV, Lucern . ’ ; . B ä ’ R- r „1932 
V. Zürih, VI. Glarus e ; i , . = z „1351 
VH. Bug, VI. Bern . j . ß : j e . nr 1352 
IX. Freiburg, X. Solothurn. i 5 ; F A R „1481 
xl. Baiel, XD. Schaffhauſen . . : e — „1501 
XII. Appenzell ; . i i : i i — A 1513 
XIV. St. Gallen in Folge des vom Abt von St. Gallen 1451 
und von der Stadt St. Ballen 1454 

mit der Eidgenoſſenſchaft geſchloſſenen Bündniffes. 
XV, Graubünden, deijen Verbindung mit der Eidgenoſſenſchaft 1497 


ftatt gefunden. 
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XVI. Aargau, welches 1415 

XVII. Thurgau, welches 1460 

XVII. Teſſin, welches 1441, 1500 und 1512 
XIX. Waadt, weldyes 1536 

Die Gefandtichaft des Standes Waadt hat ſich gegen die vorjtehende Schlußnahme ausgeiprochen ; 
ebenfo wollten die Gejandtichajten der Stände St. Gallen und Thurgau, welche am 6. Juli 1803 
dem vorermähnten Beichluffe beigeftimmt hatten, am 7. Juli anläßlich der Berlefung des Protofolls 
Einwendungen gegen denjelben erheben und behaupten, cs jollte die Rangordnung bedingt werden durch 
die Zeit, im welcher ein Gebiet der Schweiz einverleibt wurde, gleichviel, ob als ſouveräuer Kanton, 
als zugewandter Ort ober als Unterthanenland. In diefem Fall würde Thurgau verlangen, vor 
Graubünden gefezt zu werben. Allein die Tagiazung trat auf diefe Bemerkungen nicht ein. 

C. Um 5. Juni 1804 iſt die am$6. Juli 1803 für eimitweilen angenommene Nangerdimug durch 
die Tagſazung definitiv angenommen worden, im Widerſpruch mit den Kantonen St. Gallen, 
Thurgau, Teſſin und Waadt. St. Gallen wollte alphabetiiche Rangordnung, ebenſo Waadt in 
dritter Linie; Teſſin alljährliche Feſtſezung durch das Yoos, ebenſo Waadt in zweiter Linie, Waadt 
verlangte in eriter Linie Rangordnung im Berhältuii der Yeiftungen zum Mannſchafts- und Geld: 
contingent. Thurgau endlic verlangte vor Graubünden gereihet zu werben. 

D. Was die Vertretung der beiden Abtheilungen des Kantons Appenzell in dev Tagſazung 
anbetrifft, jo war in einer vorläufigen Eonferenz am 3. Juni 1804 ein einftweiliges Verhältniß aufge 
ftellt worden. Am 5. Juni haben die Abgeordneten beider Landestheile ihre gegemieitigen Behanptungen 
näher entwifelt, und am 8. desjelben Weonats hat eine mit diefer Angelegenheit beauftragte Commiſſion, 
nah Erörterung der gegenfeitigen Anſprachen, fir definitive Regulirung der gegemjeitigen Verhältniſſe 
Anträge an die Tagjazung gebradht. 

In Abweſenheit der Abgeſandien beider Theile des Kantons Appenzell hat die Tagjazuıg jodann, 
om 8. Juni, beichlofjen, es jtehe dem Stande Appenzell beider Ahoden, gemäß den Buudesverhältniſſen, 
nur eine Stimme in der Tagfazung zu; demnach könne diejer Kanton auch nur durch einen Gefandten 
vertreten werben. Ausnahmsweiſe werben während bes Jahres 1804 die Geſandten beider Hantons- 
tbeile nach einander in der Reihe der eriten Geſandten ſizen. Künftig, und zwar vom 1. Juni 1805 
an, wird das eine Jahr Appenzell J.Rh. den Gefandten, Appenzell URh. aber den Yegationsrath, 
danı in den zwei folgenden Jahren Appenzell A. Rh. den Geſandten und Appenzell J. Rh. den Legations 
rath ernennen. Auf allfälligen außerordentlihen Zagiazungen vor dem 1. Juni 1805 wäre Wppens 
zell FRb. im Vorfiz, weil diejer Stand früher den Rang vor Appenzell A.⸗Rh. beſeſſen hatte. Für 
die Ertheilung der Inſtructionen an die gemeinfame Sejandtichait des Standes Appenzell ſoll künftig 
ein beſonderer gemeinfamer Ynftructionsrath aus gleid; zahlreichen Ausſchüſſen beider Yandestheile ab— 
wechſelnd in Inner· und Außerrhoden unter dem Vorſiz des betreffenden Yandammanns zujammen 
weten. Diejer Jnitructionsrath berathet jelbjt frei ohne Inſtructionen; das Ergebniß feiner Berathungen 
muß aber den beidjeitigen höhern Behörden zur Genehmigung vorgelegt werden. 

E. Am 25. Juli 1804 bat Appenzell %.- Rh. eine Revifion des vorstehenden Beſchluſſes in Hinſicht 
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$8. Titulaturen und Formen der Gorrefpondenz. 


A. Um 7. Juli 1803 wurde jeitgefegt: 

1} Bei ber Correfponden; von einem Kanten zum andern jollen für die Überfchrift die Worte: 
„An Schultheiß und Rath Landammann und Nath, Bürgermeifter und Rath, Präfident und Rath 
des Kantons. ..), unſere lieben und getreuen Bund» und Eidgenoſſen“, und im Gontert: „Liebe und 
getreue Bund: und Eidgenoſſen“ — angenommen werben. 

2) Bei Schreiben der Kantone an die Tagfazung oder an das Syndicat foll die Überfchrift lauten:; 
„An den Landammann und bie verfammelten Ehrengejandtichaften der 19 Kantone ber Schweiz.“ Dagegen 
gebührt den Kantonen von der Tagſazung und dem Studicate die nämliche Überfchrift, welche für die 
Kantone unter einander vorgejchrieben ift. 

3) Die Schreiben der einzelnen Kantone jollen — jo ift es der Wunſch der Tagſazung — durch 
den jeweiligen Präfidenten und durch den Vorfteher dev Staatsfanzlei unterzeichnet fein. 

B. Am 13. Auguſt jodann wurde durch die Tagſazung jerner feſtgeſezt: 

I) Dem Landammanı dev Schweiz, als dem eriten Magiftraten der Schweiz, wird in Anrebe und 
Schreiben ausschließlich der Titel „Excellenz“ ertheilt. 

2) in Betreff der diplomatischen Correſpondenz mit auswärtigen Staaten wird der Yandanımann 
der Schweiz ermächtigt, nach Maßgabe der bisherigen Übung und der im europäiſchen Staatenſyſtem 
eingetretenen neueſten Veränderungen, die Form derjelben auf möglichſt einfache Weiſe fejtzuftellen und 
anderfeits darauf zu fchen, daß dev Schweiz in der Zitulatue die gebührende Achtung gezolft werde. 

3) Die in alter Zeit geübte Anfangsformel in den Schreiben unter den Ständen wird abgeichafft, 
dagegen als Schlußformel die Empfehlung in den göttlichen Machtſchuz beibehalten. 

4) Kantone, welche ihre Schreiben nicht durch den jeweiligen Präſideuten und durch den Vorſteher 
der Staatskanzlei wollen unterschreiben laſſen, ſollen diefelben, jtatt mit den Unterfchriften, mit dem 
Staatsfiegel befräftigen, welches dann am Emde des Schreibens aufzudrüfen it. 


$ 9. Form der Abjchiede der eidgenöfliichen Tagſazungen. 


A. Am 21. September 1503 wurde auf eine bezügliche Anregung Seitens der Kanzlei beichlofien, 
es ſollen die Abſchiede über die Verhandlungen der eidgenöflifchen Zaglazungen die ftattgefundenen 
Vorträge, Beſchlüſſe, Inſtructionseröffnungen, Erklärungen und Zerwahrungen enthalten, welche alle 
mit dem Datum der Sizung, in welcher diefelben gehalten, gefaßt oder abgegeben wurden, zu verichen 
find. Für ein Mal foll ein jeder Kanton die Koften dev Ausfertigung der für denfelben beftimmten 
Eremplare des Tagiazungsabichiedes bezahlen; anderweitige Protokollauszüge, die ein Kanton verlangen 
würde, follen auf deſſen Kojten erpedirt werben. 

B. Am 5. Juni 1804 hat die Gefandtichaft des Kantons St. Ballen das Begehren geftellt, cs 
möchte fünftig der Abjchied der Tagjazung gleich während der Dauer der Seſſion abgejaht werben, 
jtatı eines Protokolls, ans welchem doch erſt jpäter dev Abſchied ausgezogen würde, 
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Entgegen biejem Begehren hat die Tagſazung beſchloſſen, an der Abfafiung des PBrotofolls der 
Tagiazung für einmal nichts zu ändern, vielmehr das Protokoll wie bisher von einem Tag zum andern 
führen und zur Genehmigung vorleien zu lafjen, auf daß dasjelbe die Originalurkunde über die Ber: 
bandlungen der Tagſazung bilde. Aus dem Protokoll fell alsdann ber Abfchied ausgezogen werden 
und biefer nur injofern Kraft und Wirkiamteit haben, als er mit dem Protofolle übereinftimmt. Zugleich 
ift die eidgenöfftiche Kanzlei angewielen worden, die Abſaſſung der Abfchiede mehr zu beichleunigen und 
denjelben jeweilen ein Regiſter anzureihen. 

C. Als am 4. Auguſt :804 der Tagſazung durch den Kanzler die jchriftliche Anzeige gemacht 
worden ift, die Abfaffung des Abſchieds ber Tagiazung des Jahres 1804 fei vollendet und berfelbe 
fünne vor dem Schluß der Bundesverfammlung vorgelefen werden, bat der Landammann ber Schweiz 
die Frage aufgeworfen, ob es nicht zwelmäßiger und vortheilhafter wäre, ben Abſchied der Tagjazung 
künftig unter Beobachtung der nöthigen Vorfichtsmaßregeln drufen zu laſſen, anftatt denfelben hand: 
schriftlich für alle Kantone auszujertigen. Die Tagiazung hat den biesfälligen Antrag ad instruendunı 
genommen umd zugleich beichloiien, den Abichied des Jahres 1804 auf Koften der Kantone, wie bisanbin, 
handſchriftlich ausfertigen zu laffen. 

D. Am 11. Juli 1805 hat eine am 4. aus vier Mitgliedern niebergejezte Gommijfion über ven 
Antrag, die Abjchiede der Tagfazung druten zu laffen, Bericht eritattet, Nach Anhörung diejer Bericht: 
erftattung, die zwei verſchiedene Vorſchläge enthielt, den einen für Druf, den andern für Nichtdruf, hat 
die Tagſazung beichlofien, es joll der Abſchied der Tagſazung and) ferner auf die bisher übliche Weije 
handſchriftlich ausgefertigt werben, 


$ 10. Dfficielle Sammlung. 


A. Am 11. Juli 1805 bat die Tagjazung den von einem Theil der Commiſſion, die über die 
Frage des Drufes der Abſchiede Bericht zu erjtatten batte ij. bievor $ 9) eingebrachten Antrag, 
die definitiven Beſchlüſſe und Entſcheidungen der Tagfazung, welche diejelbe biezu geeignet erachtet, 
gejöndert in einem gleichförmigen Formate druten und den Kantonsregierungen in hinlänglicher Anzahl 
mittheilen zu laffen, ad instruendum genommen, 

B. Am 20. Juni 1806 hat eine am 11. deöjelben Monats niedergeſezte Commiſſion der Tagſazung 
in einem ſchriftlichen Bericht (Beilage B zum Wbichied) Folgenden Beſchluſſesentwurf vorgelegt: 

1, Es follen von den Verhandlungen der Tagſazung diejenigen definitiven Beſchlüſſe, weldye die 
Tagſazung jeweilen biezu geeignet finden wird, durch den Druk öffentlich befanmt gemacht werben 

2) Zu dem Ende hat die eidgenöffiiche Kanzlei bis zur Tagſazung von 1807 chronologiſch geordnete 
Auszüge aus den Protokollen, welche alle definitiven Beichlüfje, Concorbate, Eonventionen ꝛc, die von 
den Zagjagungen der Jahre 1803 bis 1806 ausgegangen find, enthalten follen, zufammenzuftellen, und 
jo fortwährend alljährlic; einen ähnlichen Auszug ans dem Protokolle des vorangegangenen Jahres zu 
verjertigen und der Tagjagung zur Prüfung und zur Genehmigung für den Druf und bie Belannt- 
machuug vorzulegen. 

3) Die durch die Tagſazung genehmigten Auszüge jollen auf VBeranftaltung der eidgenöſſiſchen 
Kanzlei auf zwelmäßige Weiſe gedrukt und ſämmtlichen Standesregierungen mitgetheilt werden. 
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Die Tagſazung hat nach einläßlicher Discuffion mit einer Stimme Mehrheit (13 gegen 12) dieje 
Anträge ad instruendum genommen. Für die Commiffionalanträge hatten geitimmt Zug, Freiburg, 
Schaffhaufen, Thurgau, Binden, Solothurn, Bern, Glarus, Lucern und Schwyz. 

C. Am 3. Juni 1807 bat die Tagfazung mit Rüfficht auf die der Veröffentlichung einer ſolchen 
officiellen Sammlung entgegenjtehenden Schwierigkeiten mit 17 Stimmen beſchloſſen, die Sache für ein 
Mal auf ſich beruhen zu laffen. 


$ 11. Eidgenöſſiſches Archiv. 


A. Am 6. Auguſt 1803 hat die Tagſazung über die Erridytung eines Archivs, in welchem die 
Acten der Gentralvegierung der helvetiichen Republik aufbewahrt werden follen, weſentlich folgendeu 
Beihluß gefaßt: Dasfelbe ift unter die Auficht des Landammanns der Schweiz und der eidgenöffiichen 
Kanzlei geftellt und ſoll einftweilen zu Bern aufgejtellt werben. Die in verichiebenen Häufern der 
Stadt Bern zerſtreuten Theile des Archivs jollen zufammengebracht und in entiprechender Weife bereinigt 
werden. Sämmtlichen Kantonsregierungen ift die Benuzung diejes Archivs geitattet; ſie fönnen aber 
Originalacten nur mit Berilligung des Landammanns der Schweiz aus bdemjelben zur Benuzung 
erheben. 

B. Am 16. Juni 1804 bat die Tagſazung nach Antrag einer am 11. niedergejezten Commiſſion 
beichlofien, das helvetiiche Gentralarchiv Toll zn Bern verbleiben. Ebendaſelbſt fell das nene eidgenöſ— 
fiiche Archiv, welches nicht bei'm Divectorialfanton nothwendig ift, aufgeftellt werden, 

Der Landammann der Schweiz und die eidgenöffische Kanzlei find angewiefen worben, für eine 
zwelmäßige Organifation des Centralarchivs beforgt zu fein. 

Der künftigen Tagjazung follen Borichläge gebracht werben: 

a. über Anftellung eines bejtändigen Archivars, 
b. über bie Pflichten eines ſolchen Ardivare, 
c. über deſſen Beſoldung. 

Gleichzeitig wurde beichlofjen, dat; jämmtliche auf wirklich pendente Geſchäfte bezügliche Acten aus 
dem helvetiſchen Archiv enthoben und nebft andern den Kantonen zugehörenden Heten diefen auf Begehren 
zurüferftattet werben jolfen, ſowie daß die älteren eidgeuöſſiſchen Archive zu Zürich, Yucern, Baden und 
Frauenfeld unter der Obforge des betreffenden Standes belafjen, aber allen Kantonen zugänglich jein 
follen. Der eidgenöfjiichen Kanzlei wurde zugleich der Auftrag ertheilt, ein möglichſt volljtändiges Ver— 
zeichniß des helvetijchen Archivs anfertigen zu laffen und es ſ. 3. den Kantonen mitzutheilen. 

Der Stand Waadt hat gegen den vorermähnten Beichluß gejtimmt. 

C, Am 22. Juni 1805 hat die Tagſazung nach vernommener Berichterftattung bes Landammanns 
der Schweiz und einer hiezu niebergefezten Commſſion bejchlofien, den Kanton Bern um Anweijung 
angemeffener Locale für das helvetiiche, wie für das neue eidgenöffiiche Archiv zu erſuchen, und fodann 
die Dienjtverhältniffe eines eidgenöſſiſchen Archivars in einem ausführlichen Meglemente (88 1 bis 24) 
unter Ratificationsvorbehalt feftgefezt. Einftweilen und bis dieſes Reglement durch die Kantone vatificirt 
fein wird, foll der Landammann der Schweiz für die Einrichtung und Verwaltung des Archivs nad) 
den jeftgeftellten Grundſäzen auf eidgenöſſiſche Koſten jorgen laſſen. 
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D. Am 11. Juni 1806 bat die Tagfazung dem im vorigen Jahre vorgelegenen Entwurf eines 
Neglements für die Einrichtung des Archivs bie emdliche Genehmigung ertheilt. (Die Stände Zürich, 
Lucern und Waadt haben etwas abweichende Voten zu Protokoll gegeben.) 

E. Ebenfalls am 11. Juni hat die Tagfazung den Herrn Karl Wild zu Bern zum Verwalter bes 
eidgenöſſiſchen Archivs ermwählt. 

F. Am 1. Juli 1807 vernahm die Tagfazung einerjeits ben erften Bericht des Verwalters des 
eidgenöfftichen Archivs über feine Arbeiten für Einrichtung des Archivs ber helvetiichen Republik, ander: 
feits die Erklärung der Gefandtichait des Standes Bern, dahin gehend, daß die Acten des eidgenöf- 
fischen Archivs in einem ſichern Gewölbe auf dem Nathhaufe zu Bern untergebracht worben ſeien und 
daß bis zum Jahr 1808 das ganze Archiv in einem jchitlidhen Locale inftallirt jein werde. 

G. Am 7. Juni 1808 wurde Herr Wild für zwei Jahre durch die Tagjazung wieder zum Ber: 
walter des eidgenöffiichen Archivs ernannt. 

H. Am 20. Juni 1809 wurden der Tagjazung vorgelegt: - 

a. ein vollftändiges Verzeichniß bes helvetiichen, wie des neuen eibgenöffifchen Archivs ; 

h. ein Bericht des Ardivars vom 20. Mai 1809 über den wirklichen Zuftand des eibgenöffiichen 
Centralarchivs. — Es jind diefe beiden Arbeiten durch die Tagſazung beifällig aufgenommen und ber 
Kanzlei der Auftrag ertheilt worden, von den vorhandenen 300 Eremplaren des Verzeichnifjes jedem 
Stand einige zuzuſtellen. 

J. Am 5. Juni 1810 wurde Herr Wild abermals für zwei Jahre zum Verwalter des eib- 
genöſſiſchen Ardivs ernannt. 

K. Am 2. Juni 1812 iſt die mämliche Erwäblung für zwei folgende Jahre wieder erfolgt. 


a * 


$ 12. Entſchädigung eidgenöſſiſcher Commiſſionen. 


A. Die mit Prüfung der Rechnung des Landammanns der Schweiz beauftragte Commiſſion brachte 
bezüglich Entſchädigung der Mitglieder eidgenöſſiſcher Commiſſionen den Antrag, es ſolle denſelben nebſt 
Vergütung der Reiſe- und Zehrungsauslagen ein Taggeld von 8 Fr. aus der Centralcaſſe verabreich 
werben. Diejer Antrag it in der Sizung vom 9. Juli 1810 theils ad ratificandum, theils ad refe- 
rendum genonmen worden. 

B. Da ber vorjtehende Antrag am 9. Juli 1811 wegen mangelnder Stimmenzahl noch nicht in 
Kraft erwachien war, jo wurde berjelbe wiederholt ad instruendum genommen. 

C Am 22. Juni 1812 iſt der Beſchluß über Entſchädigung der Mitglieder eidgenöffiicher Com- 
miffionen mit 17 Stimmen gegen 8 im Sinne des Antrages von 1810 — gegenüber abweichenden Vor: 
Ichlägen — in Kraft erwachſen. 
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$ 13. Gonftitutionelles Jahr. 


Am 2. Auguft 1803 iſt die Tagſazung auf den Wutrag des Kantons Zürich, daß das conititu- 
tionelle Jahr ſowohl in Hinsicht der eidgenöffischen Verhältniſſe, alt für Beftellung der Beamtungen in 
den Kantonen feſtgeſezt werde, nicht eingetreten, weil durch die Bundesverfaffung jelbit die Hauptepochen, 
als die Zufammenberufung der Tagſazung, die Dauer der Landammannswürde und der Antritt bes 
jeweiligen Directorats, bereits beſtimmt jeien und weil in Dinficht der innern Verhältniffe ben Kantonen 
überlafjen werden foll, nad ihrem Ermeſſen das Geeignete zu verfügen. 


$ 14. Regulirung der Unterhandlungen einzelner Kantone mit 
benachbarten Staaten. 


A. Der Artikel 32 der Bundesverfafjung jezt jeit: „Die Tagjazung bevollmächtigt die Stantone, 
wenn es der Fall ift, mit einer fremden Macht über andere Gegenitände, — als über Handelsver— 
träge, und über Militärcapitulationen, — beionders zu unterhandeln.“ 

B. Am 29. Juli 1803 hat die Tagſazung eine befondere Commiſſion beauftragt, zu unterjuchen, 
in wieweit die Kantone nach dem Artifel 32 der Bundesverfaflung befugt jeien, mit dem Auslande 
Verträge abzuſchließen. 

C. Am 22. Auguſt ſodann bat die Tagjazung nad dem Antrage der berichterjtattenden Commiſſion, 
unter Vorbehalt der Ratification durch die Kantone, durch folgenden Beſchluß das diesfällige Verhältnig 
näher regulirt: 

1) Nach dem Geiite und dem beitimmten Sinne ber Bermittlungsurkunde, und bejfonders nach dent 
deutlichen Ausdruk der Artikel 31 und 32 derielben, muß die Vollmacht und die Gewalt, mit einem 
auswärtigen Staate in Unterhandlung zu treten und Tractate zu jchließen, immer von der Tagſazung 
ausgehen, und dieſer Grundiaz als umverlezbar anerfannt und befolgt werden. 

2; Obne Verlegung dieſes Grundſazes und in Gemäßheit des angeführten Artitels 32 können 
jedoch die Kantone bevollinächtiget und ihnen geitattet werben, mit benachbarten Staaten, und vornehmlich 
mit benachbarten Ortsobrigfeiten, Rükſprache zu nehmen, Unterhandlungen anzulmüpfen und Maßregeln 
zu verabreden, wenn die Fälle, die fie veranlaffen, auf den politiichen Zuſtand der Schweiz keinen 
Einfluß, ſondern bloß vorübergehende Bedürfniſſe oder zufällige Ereigniffe zum Gegenftand, und feinen 
bleibenden Tractat zur Folge haben. 

3) Jufolge des aufgeftellten verfaffungsmäßigen Grundfazes find die Kantone anzuweiſen, dem 
Landammann der Schweiz von dergleichen mit einer auswärtigen Ortsobrigteit pflegenden Unter- 
handlungen, oder treffenden Maßregeln, mit einer umständlichen Anzeige des Gegenjtandes md ber 
Natur deifelben, Mittheilung zu machen. 

4) Wenn aber je ein Kanton fi im Falle ſehen follte, mit emem auswärtigen Staate ober einer 
auswärtigen Ortsobrigkeit über wichtigere Angelegenheiten oder Verhältnifje irgend eine Unterhandlung 
anzubahnen, ober irgend eine Übereintunjt ober Tractat abzuſchließen, die von einer bleibenden Ver— 
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bindlichteit wären, fo kann, in Fällen von Dringlichkeit, und wenn die Verzögerung einer jolchen Unter: 
handlung dem betreffenden Kanton zu einigem Nachtheil gereichen dürfte, die Vollmacht, einen joldyen 
Tractat fließen zu mögen, von Seite des Kantons bei dem Landammann der Schweiz eingeholt und 
diefer zu Ertheilung derjelben um jo eher begwältiget werben, als er als die Zwiſchenbehörde für die 
auswärtigen Berhältmijie laut dem Art. 17 der Berfaffungsurfunde aufgeftellt iſt und in biefem Falle 
nur eine ihm zufommende Befugniß, kraft der von der Tagjazung dazu erhaltenen Bollmadht, einem 
Kanton überträgt. 

5) In allen Fällen hingegen, wo bie Abichliehung eines ſolchen Tractats durch die veranlaffenden 
Umſtände nicht dringend gemadht würde, und wo Folglich feine Gefahr im Verzug wäre, joll die Voll: 
wacht dazu allemal von der Tagjazung anverlangt und unmittelbar von derſelben ertheilt werben. 

6) In beiden Fällen joll jedoch die mit einem auswärtigen Staate oder einer ausmärtigen Orts- 
obrigfeit gepflogene Unterhandlung, getroffene Übereinkunft, oder der geſchloſſene Tractat der nächſten 
Zagjazung zur Einficht vorgelegt werden, und wenn diefe in bem abgejchloffenen Tractate nichts findet, 
das dem politiichen Zuftand der Schweiz gefährdet, den füderativen Verband oder das Anterefje bes 
Kantons verlezt, jo foll ein folder Tractat Bejtand und Gültigkeit haben. 

D. Am 6. Juli 1804 ift der vorerwähnte Beichluß von 22. Auguſt 1803 in Kraft erwachſen. Bei 
diefem Anlaße hat der im Übrigen zuftimmende Kanton St. Ballen ſich gegen die Befugniß der Tay- 
fagung verwahrt, einen von einem Kanton abgeichlojjenen Vertrag zu ratificiren oder zu verwerfen, 
wenn derjelbe die Bundesverfaffung und den politischen Zuftand in der Schweiz nicht gefährde, 

E. Am 26. Juni 1807 hat die Tagſazung anläßlich eines Specialfalles (Vertrag zwiſchen Teſſin 
und Jtalien) bejchloffen: bei Austanfchung und Abtretung von ſchweizeriſchem Gebiet follen wicht nur 
die Verträge, ſondern auch die erforderlichen Grundriſſe der Tagſazung vorgelegt werden. 


SS 15-48. Berhältniffe der Schweiz zum Auslande. 


$ 15. Verhältniſſe der Schweiz zum erſten Gonful der franzöſiſchen Re— 
pubfif (Tpäter zum Kaifer der Franzofen), ald Vermittler der Schweiz. 


A. Die vom 19. Februar 1803 datirte Urkunde der Vermittlung des erjten Eonfuls der franzöfiichen 
Republik zwiſchen den Parteien, in welche die Schweiz getheilt war, wurde nach Artitel 6 der all: 
gemeinen Eupplementarbejtimmungen zu dev Bermittlungsacte am 10. März 1803 eingeführt. Der 
durch den Mrtifel 2 der nämlichen Supplementarbeftimmungen durch den Vermittler ernannte erjle 
Zandammann der Schweiz hatte, nach dem gleichen Artifel jener Beftimmungen, zum Zwek der Ein- 
führung der Bermittlungsacte bis zum Zuſammentritt der Tagſazung außerordentliche Vollmachten 
erhalten. 

B. Die Eröffnung der ordentlichen Tagjazung des Jahres 1803 hat am 4. Juli durch den eriten 
Zandammann der Schweiz jtattgefunden. Gleich nachdem der Landammann die Tagſazung als eröffnet 
erflärt hatte, und ehe die Rantonsgefandtichaften ben eidgenöſſiſchen Gruß abgelegt hatten, hat ber 
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bevollmächtigte Miniſter der franzöſiſchen Republit, Herr General Ney, das Wort ergriffen, und an 
die Tagſazung eine am folgenden Tage (5, Juli) derſelben jchriftlich mitgetheilte Anrede gehalten, in 
welcher auf den Abſchluß einerfeits eines Defenfivallianzvertrags, anderieits einer Militärcapitulation 
zwiſchen Frankreich und der Schweiz abgejtellt wurde. 3 

C Die Tagſazung hat am 7. Juli die ihr ſchriftlich mitgetheilte Anrede des franzöfischen Geſandten, 
General Mey, durch ein am dem lezteren gerichtetes Schreiben erwidert. 

D. Am 7. Juli hat die Tagſazung in einer an dem erjten Conſul der franzöſiſchen Republik ges 
richteten Zuſchrift ihren Danf für deſſen Bermittlung der jchweizeriichen Angelegenheiten ausgeſprochen; 
worauf ihr 

E. am 31. Auguft eine vom 18. gl. M. datirte Erwiederung des erjten Conſuls auf das vor— 
erwähnte Schreiben vorgelegt worden iſt (der Abjchied enthält den Wortlant aller diefer Actenjtüte). 

F. Betreffend die Unterhandlung eines Defenfivallianzvertrages, ſowie der Militärcapitulationen 
mit Aranfreich, wird auf $ 16 und $ 125 des Mepertoriums verwieſen. 

G. Bas die an den Mediator gerichteten Begehren um AZurüfziehung der in der Schweiz 
befindfichen Truppen und betrefiend die Koften, welche dieje leztern veranlaßten, anbelangt, wird auf & 16 
des gegenwärtigen Nepertoriums verwiejen. 

H. Am 5. Juni 1804 wurde der Tagfazung durch den Yandammann der Scyweiz die Anzeige 
gemacht, er hätte angemejien gefunden, auf die am 25. Mai erhaltene officielle Anzeige von ber Er: 
hebung bes erſten Conſuls dev franzöfiichen Republik zum Kaifer der Franzoſen, durch einen beſondern 
Courir Glüfwüniche an den leztern und neue Ereditive für den fchweizeriichen Gejandten abzuſenden. 
Es wurde dieſe Maßregel allgemein gebilligt. 

J. Am 2. Juli wurde eine jehr verbindliche Ermwiederung des Kaiſers der Franzoſen auf jene 
Glükwünſche der Tagſazung vorgelegt. 

K. Bimvieder hat die Tagfazung am 9, Juni, auf den motivirten Antrag des Landammanns der 
Schweiz, eine außerordentliche Großbotſchaft ernaunt und inftruirt, welche im Namen der Schweiz dem 
Haifer der Franzoſen die Glükwünſche zu feiner Thronbefteigung vortragen jollte. Dieje Borichaft wurde 
beitellt aus den Herren: Ludwig von Affry, Schultheiß des Kantons Freiburg, alt-Landammann 
der Schweiz, Landammann Niklaus Heer von Glarus, Bürgermeijter Hans von Reinhard von Zürich, 
Präfident Vincenz von Salis-Sils aus Graubünden, Landammann Jacob Zellweger aus Appenzell, 
Hathsherr Jenner von Brunnadern von Bern, Regierungsrath Carl von Reding aus dem Aargau, 
nebit dem Herrn Niclaus von Gady aus Freiburg, als Legationsfecretär. Die Koften der Gejandtichaft 
trägt die eidgenöſſiſche Eafje; jedes Mitglied erhält während des Aufenthalts in Paris täglich 32 Schweizer: 
franfen und für die Hin- und Herreiie Fr. 800. Als bejonderer Inſtructionspunkt wurde der Geſandiſchaft 
aufgetragen, bei ſchillichem Anlaß die Intereſſen ber Schweiz zu fördern zu juchen in Bezug auf deren 
Handelsverhältniffe mit Frankreich; Militärcapitulation ; Reclamationen derjenigen Militärs, welche in 
Frankreich und Piemont gedient haben ; Neftitution dev bündneriſchen Güter in Veltlin und Cleven. 

L. Am 6. Juni 1805 wurde der Tagfazung durch d'Affry und Heer Bericht erjtattet über die 
Berrichtungen der genannten Großbotichaft für Beglükwünſchung des Kaiſers der Franzojen, welche vom 
30. October bis 27. December dauerte. Gleichzeitig wurde ein vom 4. Januar 1805 datirtes Schreiben des 
Kaifers, als Antwort auf die Glükwünſche der Tagſazung, melde jene Botſchaft überbracht hatte, vorgelegt. 
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M. Die Tagſazung, durch Dielen Bericht in den Stand geſezt, die Klugheit, den Anſtand und das 
in allen Rükjichten gejchifte Benehmen der Großborichaft zu würdigen, und überzeugt von dem voll‘ 
fommenen Erfolg der Sendung; beruhigt auch im Rükficyt auf die angebahuten Unterhandlungen über 
mehrere wichtige Gegenstände, hat am 14 Juni einbellig beſchloſſen: 1) gegen jedes Mitglied der Groß. 
botſchaft durch Überreichung einer Pergamenturkunde den Dank der Tagſazung zu bezeugen; 2) bie 
entiprechendere Honorirung der Sejandtichaftsmitglieder im Verhältniß ihrer Auslagen gegenüber den 
leztjährigen Beichluffe wird dem Yandammann anheimgejtellt; 3) von dem Tagebuch der Großbotſchaft 
mag jeder Standesgejandte Einsicht oder auch Abjchrift nehmen, wozu die Kanzlei autorifirt wird. 

N. Hinwieder bat die Taglazung am 6. Juni Kenntniß erhalten von den Reſultaten einer im 
April durch den Yandammann der Schweiz veranitalteten auferordentlichen Sendung an den Kaiſer der 
Franzoſen, bei deſſen Durchreife durch Chambern. 

Herr Schultheig von Wattenwyl von Bern, alt: Kandammann der Schweiz; Schultheiß Grimm 
von BWartenjels aus Solothurn; Bürgermeijter Merian aus Baſel; Erud aus dem Kanton Waadt und 
Oberjt Glug von Solothurn waren mit dieſer Sendung beauftragt. Sie hatten die Aufgabe, dem 
Kaiſer der Franzojen wegen feiner Erhebung auf den Thron des Königreichs Italien Glük zu wünſchen. 
Der Bericht des Präfidenten der Gejandtichait, alt-Yandammann von Wattenwyl, den er in der Sizung 
der Tagſazung eritattete, sit dem Texte des Abſchieds einverleibt. Daraus ergibt fih, dag neben dem 
ceremoniellen Theil der Sendung biefelben Geſchäfte zur Beſprechung kamen, die der Geſandtſchaft nadı 
Paris in Auftrag gegeben waren: Handelsbeziehungen, Militärcapitulation sc, und daß der Kaiſer in 
wohlwollendem Sinne diesialls jih vernehmen ließ. Gleichzeitig wurbe ein vom 28. April datirtes 
Schreiben des Kaiſers im Erwiederung auf jene Glükwünſche vorgelegt. Die Tagſazung verdanfte auch 
diefe Sendung ſowohl dem Yandammann als den Defegirten in verbindlichiten Ausdrüfen. 

©. Am 15. Juli 1806 hat die Tagſazung auf den Antrag einer Commiſſion beichlofjen, in einem 
bejondern, an ben Kaiſer dev Franzofen zu erlajienden Schreiben demfelben für die im Frieden von 
Vreßburg, vom 26. December 1805*), ausgeiprochene Garantie der Verfafiung und der Unabhängigkeit 
ber Schweiz den Dank der Tagſazung zu bezeugen und neue Erleichterungen für die ſchweizeriſchen 
Handelsverhältniffe zu verlangen. In lezterer Hinficht wurde der Landammann der Schweiz nod) ganz 
ausdrüflich bevollmächtiget, alle in Handen habenden Mittel zu Erzielung joldyer Erleichterung, be 
ſonders in Hinficht auf die Ausfuhr ſchweizeriſcher Mannfacturartifel, bei günſtigem Anlaß anzuwenden. 
(Den Tert des Schreibens an den Kaijer enthält der Abſchied. 

P, Nach Abſchluß des Friedens von Tilfit (21. und 25. Juni 1807) bat fi der Yandammann 
der Schweiz veranlaft gejehen, eine außerordentliche Abordnung abzufenden, um dem Kaiſer der Fran: 
zofen die Glühwünfche der Schweiz darzubringen und um bei dieſem Anlaße verichiedene für die Schweiz 
wichtige Angelegenheiten ihrer Erledigung zuzufübren, betreffend : 

a. die Aufhebung des Sequeiters auf den in England liegenden Geldern, welche für Zahlung der 
helvetiichen Schuld angewieſen jind (Siehe $ 112 des gegenwärtigen Repertoriums!; 


*) Der bezügliche Art, 18 des Bregburger Friedens lautet: Les hautes parties contraciantes reconnaissent Finde- 
pendance de la Republique Helvétique regie par V'nete de Mediation, de möme que Vindependance de la Repu- 
blique Batare, 
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b. die Aufhebung des Sequejters auf jchweizeriichem Eigenthum an ben franzöfiichen Geſtaden des 
Bielerfces (Siche $ 16 des gegemmärtigen Repertoriums) ; 

e. die Dandelswerhältniffe mit Frankreich und Ftalien (Siehe $ 122 des gegenwärtigen Repertoriums) ; 

d. die Incammerationen in Deutichland und die Verbeſſerung der Grenze gegen Dentichland 
(Siehe $5 17—29 und 48 des gegenwärtigen Nepertoriums) ; 

e. die Eonfiscation jchweizerifcher Güter in Veltlin, Cleven und Worms (Siehe 8 132 des gegen- 
wärtigen MNepertormms); 

f. die Reclamationen ber Militärs, die früher in Frankreich) und Piemont gedient hatten (Siehe 
8 127 Des gegenwärtigen Repertoriums) ; 

g. die capitulationsmäßigen Schweizerregimenter und deren Werbung (Siehe $ 125 bes gegen- 


wärtigen Repertoriums) ; 


h. die Anſtände zwiſchen Bern und Freiburg wegen Münchwyler und Glawaleyres (Siehe $ 57 
des gegenwärtigen Repertoriums). 

Mit der diesfälligen Sendung war Herr alt:Landammann der Schweiz, General von Wattenwyl 
beauftragt, welchem Herr Mouſſon, Kanzler der Eidgenoſſenſchaft, beigegeben worden war. 

Am 13, und 14. Juni 1808 wurde ber Tagſazung über die Ergebniffe diefer Sendung durch Ver— 
leſung der wichtigften barauf bezüglichen Actenſtüke Bericht erftattet. 

Hierauf ſodann erörterte Herr alt-Landammann von Reinhard die Gründe, die ihm zu der Ab» 
ordnung veranlaßt haben, und motivirte in Hinficht auf fein felbftändiges Vorgehen in ber Sache ohne 
Begrüßung der Tagfazung oder der Stände diefes Verfahren mit abjoluter Dringlichkeit, die feinen 
Zeitverluft geftattete, und durch Hinweiſung auf die nöthige Geheimhaltung. Im Ferneren begründete er 
ben Charakter der Sendung als eine anferordentliche Geſandtſchaft und deren Beichränfung auf eine 
einzelne Perſon unter Beigejellung einer zweiten als Legationsrath in Rükſicht auf die neben dem Haupt: 
zwei zu behandelnden befonderen Angelegenheiten, die bejondere Gefchäftsvertrautheit erforderten. Be: 
züglich der Nefultate der Sendung glaubte Herr von Reinhard die volljte Befriedigung ausiprechen zu 
fünnen, indem er zugleich dem Gejandten und jeinem Gehülfen das größte Lob über die glükliche und 
würdige Erledigung ihrer Miſſion ertheilte. — Die Tagſazung hat diefe Eröffuungen und Bericht: 
erjtattung mit Intereſſe entgegengenommen und dem Vorgehen des damaligen Landammanns und der 
Selanbtichaft für ihr würdiges Benehmen und die getrene, eifrige und geſchitte Gejchäftsführung beinahe 
einmüthigen Beifall ertheilt und diefen Beifall und Dank in die Form eines befonderen Beichluffes ge 
Hleidet. Lediglich find einige Standesvoten zu Protokoll gegeben worden, theils binfichtlih ber Com— 
petenz bes Landammanns zu ſolchen Abordnungen, theils über die Art ihrer Ernennung und ihrer 
Zuſammenſezung. 

Gemäß dem Beſchluſſe dev Tagſazung iſt ein genauer Auszug aus der Geſandtſchaftsrelation und 
dem weientlichen Inhalt der Beilagen in das Prototoll aufgenommen und dem Abſchied als lit. E bei- 
gelegt worden. 

Q. Der Tagſatzung des Jahres 1510 wurde am 5. Juni vorläufig Bericht evjtattet über eine 
außerordentliche Sendung nah Paris"), des Herrn Schultheißen von Affry, Alt-Lanbammanns der 

*) Die auf Diele Sendung bezüglicen Werichte D’AfEH'E an ben Landammann ber Schweiz enthält Vo. 565 bee 
Mepiationdardivs. 
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Schweiz, um dem Kaifer ber Franzoſen die Gratulationen der Schweiz bei Anlaß feiner Vermählung 
mit der öſterreichiſchen Erzherzogin Marie Louiſe Darzubringen. Daneben war Herr von Affry angewieſen, 
verjchiedene für die Schweiz wichtige Gegenftände zu berühren und, wenn möglich, zu einer beiriedigenden 
Löſung zu bringen. ö 

Auf diefe Sendung bezüglich find der Tagſazung folgende Actenftüfe vorgelegt worden: 

1) Vollmacht für Herrn von Affın ; 

2) Beglükwünſchungsſchreiben an den Kaiſer und die Kaijerin; 

3) Hanptinitruction jür die Gejandtichaft ; 

4) Nähere und confibentielle Weifungen über Gegenſtände des capitulattionsmäpigen Militärdienſtes. — 
Alle diefe Hctenjtüte vom 10. März 1810; fodann 

5) Bericht des Herrn von Affry über die am 15. April beim Kaiſer und bei der, Kaiſerin erhaltene 
Audienz id. d. 16, April). 

Bon dieſen Actenſtüken find bie Gratulationsichreiben, ſowie der weientliche Inhalt des Berichts 
dem Abſchied einverleibt worden. Aus dem Berichte ergibt ſich im Allgemeinen bie wohlmwollende 
Gefinnung, melde der Kaifer gegen die Schweiz und deren Intereſſen in warmen Ausdrüfen zu erkennen 
gab. Zum Zeugniß diefer Geſinnung babe er fich neuerlich den Titel « Mödiateur de la Confederation 
de la Suisse » beigelegt, u. f. w. 

Die Tagfazung bat gegen den Landammann der Echweiz betreffs dieſer Abordnung einmüthigen 
Beifall geäußert und mit Rükſicht auf eine bezünliche Anregung des Landammanns Geheimhaltung der 
auf dieſelbe bezüglichen Mittheilungen beichlofjen. 

R. Am 22. Juni ift der Tagſazung ein weiterer vorläufiger Bericht des Herrn von Affry über 
feine Sendung, d. d. Paris 18. Juni, vorgelegt und dem Abſchied einverleibt worden, in Gewärtigung 
derjenigen ausführlichen Berichterſtattung, welche der Ieztere der Tagſazung ſelbſt in den nächſten Tagen 
unterbreiten werde. 

5. Am 27. Juni bat die Tagſazung die Anzeige erhalten, Herr von Affıy, im Begriff, zur Bericht: 
erftattung an die Tagſazung über Freiburg nach Bern zu fommen, jei, kaum zu Freiburg angelangt, 
eines jähen Todes geftorben. In Folge diefer Tranerfunde, durchdrungen von dem Ichhafteften Schmerz 
und die Größe dieſes Verluſtes tief empfindend, hat die Tagjazung einmüthig die Aborduung einer 
Eondolationsgefandtichaft nach Freiburg, an diefen hohen Stand und die trauernde Familie, ſowie zur 
Beimohnung bei dem Leichenbegängniß, bejchloffen und zu Abgeordneten ernannt die Herren alt-Land: 
ammann der Schweiz Glup, Landammanı Alois Meding, Regierungsrath Morell aus dem 
Thurgau und Staatsjchreiber Gaſſer. 

Der Bericht über die Erfüllung dieies Auftrags wurde am 30, Juni angehört und zugleich Kenntniß 
genommen von den Dankjagungsichreiben der Megierung des Kantons Freiburg und der Familie d'Affry. 

[Hier mag folgende Stelle aus dem Bericht (v. 22. April 1811) der Gratulationsgefandtichaft zum 
Kaiſer Napoleon ihren Bla; finden: «Sa Majésté a aussi fait mention de la mort de Monsieur 
« d’Afiry, comme d’une perte sensible pour la Suisse; d’autant plus, répondit l'envoyé extra- 
« ordinaire, qu'elle s’est rencontr& avec le moment, où nous esperions en tirer des renseignements 
“ precieux, qu'il pouvait avoir eueilli de la bouche de votre Majeste: Rien, repondit l’empereur, 
« rien d’important, nous avions parl& des regiments » Mediationsarchiv, Bd. 567.1] 
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T. Ber Anlap der in Sachen des Kantons Teſſin (Bejezung durch italienijche Truppen am 31. October 
1810, 5. $ 50) ben 17. April 1811 außerordentlich zufammengetretenen Tagfazung, wurde diefer Seitens 
des Landammanns der Schweiz von der Abordnung einer Sratulationsgefandtichaft nach Paris aus 
Anlaß der Geburt eines kaiferlichen Prinzen (Königs von Nom) Kenntniß gegeben und dabei folgende, 
auf dieje Geſandtſchaft Bezug habende Actenftüfe vorgelegt: 

1) Notificationsichreiben des Kaifers Napoleon vom 20. März an die geſammte Eidgenoſſeuſchaft. 

2) Beglühwänichungsichreiben des Yandammanns an Se. Majejtät, v. 3. April. 

3) Bejtallungsurfunde (3, April) für die Herren von Reinhard, als außerordentlichen Gefandten, 
und Landammann von Flüc und Regierungsraty Müller: Friedberg als Mitabgeorbnete (codeputes). 

4) Inſtruction für die Gefandtfchaft, wodurch derjelben nebit dem eigentlichen Zwek ihrer Sendung 
auch die Angelegenheiten des Kantons Teſſin und jene des fchweizeriichen Handels auf das Fräftigite 
empfohlen werben. 

5) Note des franzöfifchen Meinifters in dev Schweiz v. 13. April, womit in Folge erhaltener Auj- 
träge des Minifters der auswärtigen Angelegenheiten der Geſandiſchaft ein günstiger wohlmollender 
Empfang zugefichert wird. 

In der Sizung vom 22. April erfuhr die Tagſazung ans vorgelegten Berichten *, der Gefandtichait 
vom 13, und 15. April, daß fie am 14. April in Privarandienz durch den Kaifer empfangen und in 
welcher Weife fie aufgenommen worden jei. Neben dem Gratulationsgejchäft wurden auch die Angelegen- 
heiten in Bezug auf die Befezung Teſſins und die Handelsverhältniffe berührt, doch wur ganz beiläufig, 
da auf den erjtern Gegenftand der Monarch weiter nicht eintrat und hinfichtlich des andern, nach einigen 
eigenen Aeuferungen, an den Miniiter des Innern, Grafen von Montalivet, verwies. 

Um die Angelegenheit bes Kantons Teſſin ſ. dert), reip. die Zurütziehung der italienischen Truppen 
aus demfelben mit mehr Nachdruk bei dem Kaiſer der Franzojen, König von Italien, betreiben zu 
können, fand die Tagjazung für angemejfen, das beſchloſſene Schreiben durch eine perfünliche Abordnung 
übergeben zu laſſen. Und da unichiflich evichien, daß diefer Auftrag durch die noch in Paris befindliche 
Gratulationsdeputation beforgt werde, wurde mittels bejonderm Creditiv ad hoc das erſte Deputations- 
glied, Herr alt:Landammann der Schwerz von Reinhard, mit der Miffion betraut und ihm der 
Charakter eines außerordentlichen Geſandten der Tagfazung beigelegt. Sowohl das Schreiben an den 
Monarchen, als die Auftruction für den Geſandten, beide vom 23. April, dem Tage der Behandlung 
in der Tagſazung, enthält der Abjchied (das Weitere ſ. in & 50). 

U. Am 1. Juli 1811 iſt der Tagjazung der durch Expreſſen überbrachte Bericht über die am 
27. Juni**) ftattgehabte Abichiebsaudienz der außerordentlichen Gejandtichaft an den Kaifer der Fran- 
zoſen vorgelegt worden; er jteht Abjchiedsbeilage J. und veranlaßte in Rüfficht auf den vormurfsvollen 
Ton der faiferlichen Abjchiedsworte eine ernſie Berathung im Schoofe der Tagjazung und ein Recht- 
jertigungsichreiben an den Kaiſer id. d. 8. Ault), deſſen Wortlaut im Abſchied iteht. 


*, Alle auf diefe und Die nachfolgende beiondere Milton des Herrn von Reinhard bezügnlichen Berichte und Schriftitüte 
vom 15 April bis 15. Nobember, enihält Actenbd. Neo. 67 des Medtationsardive. 

*") Die Bralulationsdeputation halte am 27. Juni ihre Abſchiedsviſite in St. Cloud beim Saiker, worauf die herren 
von lie und Muller⸗Friedberg nad der Schweiz zurüffcehrten; Reinhard dagegen, welcher zu Erlangung einer Undienz Für 
jeine Specialmiſſſon anf wielerfei Schwierigleiten Mich, forte erft Mitie November zurütlehren. 
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V. Betreffend die Berhandlungen mit dem franzöſiſchen Kaiſer wegen Bejezung des Kantons Teſſin 
dur Truppen des Königreichs alien, wird auf $ 50 des gegenwärtigen Repertoriums werwiejen. 

W. Der $ 116 des gegenwärtigen Repertorinms enthält weitere Nachweifungen über die Ver— 
handlungen betreffend das Continentalſyſtem. 

X. Betreffend die im Spätjahr 1813 erfolgte Sendung an den franzöſiſchen Kaifer zum Zweke 
der Erhaltung der jchmweizeriichen Neutralität, wird auf $ 50 des gegenwärtigen Nepertoriums verwiejen. 


$ 16. Verhältniſſe der Schweiz zu Frankreich. 


A. Betreffend die Stellung der Schweiz zu dem Vermittler derfelben, weldyer zugleich Staats: 
oberhanpt von Frankreich war, wird auf $ 15 des gegenwärtigen Mepertoriums vertiefen. 


B. Unterhbandlung und Abſchluß eines Defenjivallianzvertrags zwiſchen 
der franzöfifchen Republif und der fchweizeriichen Eidgenoſſenſchaft, fowie deſſen 
Folgen und weitere Verbandlungen über die Anwendung des Vertrags. 


I. Die erite Anregung zu der Ermäcdtigung des bevollmächtigten Meinifters der franzöftichen 
Republit in der Schweiz, einen folchen Defenftvalliangvertrag zu unterhandeln, iſt unter $ 15 des 
gegenwärtigen Repertoriums entwoifelt. 

II. In Folge jener Anregung ift am 8. Juli 1803 durch die Tagjazung eine Commiſſion — unter 
Berüffichtigung der in der Schmeiz bejtehenden drei verſchiedenen Berfajjungsiormen und der herrſchenden 
zwei Religionen — niedergejezt worden mit bem Wuftrage, die Eröffnungen bes franzöfiichen bevoll- 
mächtigten Minifters zu vernehmen und dieſelben, begfeitet von ihren eigenen Vorschlägen, an die Tag: 
fazung zu bringen. In diefe Commiſſion wählte der damit betraute Landammann der Schweiz die 
Herren Neinharb von Zürich, Freudenreich von Bern, Zellweger von Appenzell A-Rih., Müller-Fried- 
berg von St. Gallen, Jauch von Uri, Würſch von Nidwalden. 

II. Durd) den Landammann der Schweiz wurde am 11. Juli ein vom 8. gl. M. batirtes Schreiben 
des franzöſiſchen bevollmächtigten Minifters vorgelegt, weldyem der Entwurf eines Alfianzvertrags 
zwiſchen Frankreich und der Schweiz beigelegt war. Es wurde dieſe Eingabe der am 8. Juli ernannten 
Eommifftion mit dem Auftrag überwiejen, die früher zwiſchen Frankreich und der Schweiz bejtandenen 
Berträge, namentlich den jogenannten ewigen ‚Frieden vom 7. December 1516 näher zu beleuchten und 
inzwijchen volljtändige Geheimhaltung des ganzen Geichäfts und Kenntnißgabe der Namen der Commiſſions- 
mitglieder an den franzöfifchen Miniſter Geſandten) beichloffen. 

IV. Am 18. Juli erjtattete die Commijjion ihren Bericht; berjelbe umfaßte vornehmlich: 

1, eine fritiiche Erörterung der von Frankreich vorgejchlagenen Bertragsartifel in Hinficht auf 
früher zwiſchen der Schweiz und Frankreich beitandene Verträge, vornehmlic den ewigen Frieden vom 
7. December 1516, den Allianzvertrag vom 24. Mai 1777, und den Offenfiv- und Deienjivallianz: 
vertrag zwiichen der franzöfiichen und helvetiichen Republit vom 19, Auguft 1798. 


1, LXXVII 


isos, LXXVII 


et, LAAVIH 


Inn, LXKVIIE 


24 (8 16) 


2. Eine nähere Bezeichnung der Punkte in dem vorgelegten Entwurfe, deren Abänderung im wohl: 
verftandenen Intereſſe der Schweiz liege. 

3. Einige gutächtliche Gedanfen über die Art der Unterhandlung mit dem franzöfiichen Miniſter, 
und über die Art, wie die Tagſazung über den vorliegenden Gegenftand im Berathung zu treten habe. 

In Folge diefes Commifjtionalberichts hat die Tagſazung den Landammann der Schweiz, als ver: 
fafjungsgemäße diplomatische Behörbe der Schweiz, angewiejen, mit Beiziehung der diplomatifhen Com— 
miſſion oder einiger Mitglieder derjelben dem franzöfiihen Miniſter über verſchiedene Artikel des von 
dem leztern eingereichten Vertragsentwurfs jchriftlich oder mündlich Einwendungen vorzulegen. Als 
folhe Punkte wurden vornehmlich herausgeboben : 

a. die Erklärung der Neutralität der Schweiz, fowie die Sicherjtellung diefer Neutralität vor An- 
griffen einer jeden auswärtigen Macht; 

b. eine möglichſt gleichförmige Beftimmung der in Sriegszeiten von Seite des einen Contrahenten 
dem andern zu leiftenden außerordentlichen Hilfe, indem zugleich die der Schweiz durch den Vertrag 
vom 24. Mat 1777 in Hinficht diefer Verhältniſſe zugeficherten Vortheile betätigt würden ; 

c. eine volljtändige Veränderung des Vertragsartifels, betreffend das in die Schweiz aus Frankreich 
zu beziehende Salz; 

d. eine nähere Beleuchtung ber vorgejchlagenen Beſtimmungen, betreffend die gegenfeitigen Handels- 
bezichungen ; 

e. desgleichen eine nähere Beleuchtung, betreffend die vorgefchlagenen Grenzberichtigungen zwijchen 
beiden Gontrahenten ; 

f. eine ausdrüfliche Beziehung auf den ewigen Frieden vom 7. December 1516. 

Wie der Landammann der Schweiz umd die niedergejejte Commiſſion angewiejen worden find, hin— 
jichtlich der vorerwähnten Punkte von dem franzöfiichen Miniſter eine Veränderung feiner frühern 
Vorſchläge zu verlangen, jo war ihnen dagegen unterjagt, von ſich aus bemjelben förmliche Gegen: 
anträge einzugeben. 

Endlich hat die Tagſazung die Erörterung über die Frage: twie über den vorliegenden Gegenjtand 
in Berathung getreten und derjelbe an die Kantone gebracht werden joll, auf eine folgende Sizung 
verjchoben. Unterdeſſen fol den Gejandten unbenommen bleiben, durch zwelmähige Berichtigung der 
bereits ausgejtrenten Gerüchte die Semüther in ihren reſpectiven Kantonen zu beruhigen zu juchen. 

V. Die niedergefezte Commiſſion eröffnete am 23. Juli der Tagſazung im Wejentlichen, der 
franzöſiſche bevollmächtigte Minifter verlange von Seite der Schweiz die Mittheilung eines Gegen: 
entwurfs eines abzuſchließenden Allianzvertrags, ohne daß jedoch durch Die Eingabe eines joldhen Entwurfs 
die Tagfazung zu deſſen Aunahme verbunden wäre. 

Die Tagfazung hat demnach einen jeden Artikel des vom franzöfifchen Gejandten eingegebenen 
Vertragsentwurfs einer bejondern Berathung unterworfen. 

VI Am 26. Juli hat die Tagiazung, infolge der auf diefe Weife jtattgefundenen Erörterung der 
einzelnen Vertragsartikel (welche Erörterung in den Sizungen vom 23, 25. und 26, Juli ftattgefunden 
hat) beſchloſſen, kein Gegenproject ſchweizeriſcher Seits einzureichen, dagegen aber in Form einer Note 
dem Herrn General Ney die Veränderungen und auf individuelle Anfichten gegründeten Bemerkungen 
der Tagjazung über bie verjchiedenen Anfichten feines Entwuris mitzutbeileu. 
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In einer ſolchen Note jollte verlangt werben: 

a. daß des unter bem Namen bes ewigen Friedens bekannten Vertrags zwijchen der Schweiz und 
Frankreich, vom 7. December 1516, in dem abzufchließenden neuen Bertrage ausdrüflid erwähnt werbe; 

b. daß das Bündniß auf die Dauer von 50 Jahren abgeſchloſſen werde; 

c. daß im Namen der Schweiz nur von der Tagſazung jelbit an Frankreich die Aufforderung 
ausgehen fünne, der Schweiz bundesgemäße militäriiche Hülfe zu leiiten ; 

d. daß die Koſten einer foldhen von Frankreich der Schweiz zu gewährenden Hülfeleiftung durch 
Frankreich getragen werden; 

e. daß bie bundesgemäße militäriihe Hülfe, melde Frankreich auberorbentlicher Weife von ber 
Schweiz fordern könne, ſowohl was die Stärke, ald was die Aushebung, den Dienjt umd die Aus— 
rüftungsfoften eines ſolchen Hülfscorps anbetrifft, forwie überhaupt alle Beftinnmungen, welche auf eine 
folde Hülfeleiftung Bezug haben, dem Geift und fo viel wie immer möglich dem Buchitaben des Ar: 
titels 5 des Alliangvertrages vom 24. Dat 1777 entiprechen müſſen; 

f. daß die Neutralität der Schweiz einerſeits durch die franzöfiiche Megierung förmlich anerkannt, 
anderjeits durch die leztere den übrigen Mächten zu gleihmäßiger Anerkennung empfohlen werde; 

g. daß in Hinficht der Verträge und Eapitulationen, die die Schweiz mit andern Mächten abichließen 
könnte, feine Beftimmung in den Bertrag mit Frankreich aufgenommen werde, durch welche der Unabhängigfeit 
der jchmweizeriichen Staatsgewalt zu nahe getreten oder andere Staaten beleidiget werden fünnten; 

h. daß bie Integrität der Schweiz in ihrem gegenwärtigen Gebietsumfang anerkannt, und daß für 
die im Jahr 1798 abgerijfenen Lanbestheile (als: Biel, Münſterthal x.) Hoffnung auf eine billige 
Ausgleihung gegeben werde; 

i. daß die Abnahme des franzöfiihen Salzes für die Schweiz durdaus facultativ geitellt werbe; 

k. daß die freie Ausfuhr des Ertrags der Grundſtüke, welche jchmeizeriiche Einwohner auf fran- 
zöſiſchem Gebiet bis auf eine gewiſſe Entfernung von der gegenfeitigen Grenze befizen, durch einen 
beiondern Artikel ftipulirt werde; 

l. daß von dem beabfichtigten Verkehr über ſchweizeriſches Gebiet zu Wafjer von der Rhone bis 
zum Rhein feine Erwähnung geſchehe; 

m. daß die Handelsverhältniffe auf die Grundlagen rines billigen Gegenrehts — durch die gegen- 
feitige Begünstigung der Einfuhr ſchweizeriſcher wie franzöſiſcher Fabricate — und auf eine wohl— 
eingerichtete Tranfitfreiheit zurüfgeführt werden; 

n. daß in den Beſtiumungen über die bürgerliche und die Strafrechtspflege beide Kontrahenten 
gleich gehalten und daß dabei jo viel möglich die Geſeze und Gebräuche der ſaweizeriſchen Kantone 
in Kraft gelaſſen werben. 

VI. Die niedergefegre Commiſſion hat am 28. Juli der Tagſazung eine von ihr abgefafte ans: 
führliche Denkſchrift vorgelegt, in welcher die vorjtehenden Wünfche auf angemefjene Weife entwitelt worden 
find und die in das Protofoll aufgenommen wurde, 

Die Tagſazung beſchloß, es ſoll dieſe durch die eidgenöſſiſche Kanzlei beglaubigte Denkſchrift als 
das Ergebniß der individuellen Eröffnungen der Gejandtichaften über das vorgeſchlagene Bündniß, keines— 
wegs aber als ein für die Schweiz verbindliches Gegenproject, dem franzöſiſchen Miniſter mit der 
Bitte zugeitellt werden, biefelbe ſchleunigſt feinen Gommittenten mitzutbeilen. 
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VIII. Der Landammann der Schweiz legte der Tagjazuıg am 30. Juli ein vom gleichen Tage 
datirtes Schreiben des franzöſiſchen Mlinifters vor, die Erklärung enthaltend, es werben feine Com— 
mittenten ihm nicht leicht die Vollmacht ertheilen, auf die Bemerkungen der Commiſſion einzugehen, 
weil diefelben den Intereſſen Frankreichs nachtheilig jeien. 

IX. Am 8. Auguſt hat der Landammann der Schweiz der Tagjazung einen von dem franzöfiichen 
bevollmächtigten Miniſter empfangenen neuen Vertragsentwurf, in welchem verſchiedene Artitel ganz 
nad dem Sinn dev im Namen der Tagjazung eingegebenen Dentidriit ausgearbeitet waren, vorgelegt; 
in anderer Beziehung war hinwieder dieſes zweite Project nicht befriedigender als das erjte. Es wurde 
daber an die beitehende Commiſſion mit dem Auftrag gewieſen, über diefen neuen Entwurf ſowohl, ala 
iiber Die Art, wie die Unterbandlung überhaupt fortgejezt werden könne, beförberlid ein Gutachten 
einzugeben. 

X. Bereits am folgenden Tag, am 9. Anguſt, eritatiete die Commiſſion den Bericht, im Wejentlichen 
mit ihrem erjten Bericht übereinftimmend, jedoch mit der Bemerkung fchliehend, es möchte die Tagiazung 
einjiweilen auf Erörterung der wichtigiten Punkte ſich bejchränfen und die minderwichtigen bis auf die 
eigentlichen Unterhandlungen verichieben. Die Tagjazung hat in Folge defien den Landammann ber 
Schweiz umd die Commiſſion beauftragt, in einer Gonjerenz, zuerit mündlich, fpäter in Form einer 
Note an den franzöfiichen Minister, eine Modification des Artifels 2 (Koſten der von Franfreich der 
Schweiz zu leiftenden Hülfe) und des Artikels 9 (betreffend das Salzweien) zu begehren. 

XI. Am 10. August wiederholte die Commiſſion infolge mit dem franz. Minifter gepflogener Con— 
jevenzen, es fünne dieſer in dem Artikel 2 des Vertrags, betreffend die Hülfeleiftung von Seite Frankreichs, 
den Zufaz: «et ä ses frais,» gemäß jeiner Inſtruction nicht zugeben, und in Betreff des 9. Artifels 
fei er von dem Grunbjaze einer verbindlichen Glaufel und ciner Quantität von 200,000 Gentner auf 
feine Weiſe zurüfzubringen geweſen. 

XII. Am 11. Auguſt haben die Gefjandtichaften der Stände Solothurn md Baſel hinſichtlich 
des Artikels 8 des franzöſiſchen Vertragsprojects (ber die Grenzbereinigung) erklärt, fie fünnen zu 
feinen Grundſäzen ſtimmen, nad welchen die Abtrennung irgend weldyer Gemeinde von der Schweiz, 
jelbjt gegen Eompenfation, ohne freie Einwilligung der betreffenden Gemeinde möglich fei, und müßten 
in Betreff der Grenzen die Aufrechthaltung des Status quo verlangen. 

XI. Die Tagſazung erachtete am 12, Auguft, daß nach fehr nachdrüflichen, am 10, 11. und 
12. August gehaltenen Unterredungen man nunmehr genöthigt ſei, betreffend das Salzweſen, jid mit 
dem lezten officiellen Antrage (man jehe den Wortlaut im Abjchied) des franzöſiſchen Bevollmächtigten 
zu begnügen. 

XIV. In der Vorausficht, es werben die vorläufigen Konferenzen zwijchen der anfgeitellten Com: 
miſſion und dem franzöfiichen Bevollmächtigten nunmehr geichloffen werden, hatte am 10. Augujt die 
Tagſazung hinwieder beichloffen, es follen die Kantonsgejandticaften, welche nicht mit binlänglichen 
Inſtructionen und Bollmadjten über die Unterhandlung eines Devenfivallianzvertrags mit Franfreid) 
verjehen jind, eingeladen werden, fich ſolche zu verjchaffen, zu weldem Ende ihnen von dem zweiten 
französischen Vertragsproject Abjchriiten gegeben werden. Zugleich wurde die beſtehende Commiſſion 
eingeladen, den dermaligen Standpunkt der Unterhandlungen in einem jchriftlichen Berichte auseinander 
zu jezen, in dem Sinn, daß möglichjt übereinitinnmend mit diefem Berichte befondere Inſtructionen von 
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Seite der Kantone erzielt werden, um inter Natificationsvorbehalt einen Allianzvertrag abzuſchließen, 
und diejen Bericht womöglich fchon in der nächjten Sizung vorzulegen. 

XV. Die niebergejejte Commiffion hat am 11. Auguft der Tagſazung eine gebrängte Ueberjicht 
des Standbpunftes der Unterhandlungen, jo wie bie Gründe, welche für ernftlicye weitere Betreibung 
iprechen, angegeben. Die biesfälligen Anträge hat die Tagjazung angenommen und zum Beichluß er: 
hoben. Zugleich wurbe der 13. September als die lezte Friſt angejezt, bis zu welcher Die Gejandtichaften 
mit Bollmadıten und Inſtructionen verjehen fein jollen. 

Dem Alltanzentwurf wurde behufs Deittheilung an die Kantone auch das Gapitulationsproject 
zu Erzielung bes nämlichen Zweles — Inſtructionsertheilung — beigelegt, deſſen Behandlung indeijen 
nicht ganz jo bringlich wie jener jei. 

XVI. Der Landammann der Schweiz machte am 25. Auguit die Anzeige, es habe ihm der jran- 
zöſiſche Minifter eröffnet, er jei von jeiner Aegierung mit neuen VBollmachten verjehen worden, und 
wünſche jehr, die officiellen Unterhanblungen über den Abſchluß des Allianzvertrags bald anheben zu 
fönnen. Es zeigte ſich indeſſen noch feine hinreichende Anzahl Geſandtſchaften zu einer ſolchen Unter: 
handlung ermächtigt. 

XVII. Bei einem zweiter Namensaufrufi, am 27. Auguit, jand es fich, daß auch an dem erwähnten 
Tage noch feine verfaffungsgemäße Mehrheit von Geſandtſchaften zur Unterhandlung ermächtigt war. 

XVIN. Endlic haben jih am 30. Auguft die Gefandticaften von fünfzehn Kantonen als hinlänglich 
zu der angetragenen Unterhandlung ermächtigt erklärt. (Die Gefandtihaften der Stände Unterwalden, 
Appenzell, Graubünden und Teifin behielten fich vor, ihre Inſtruectionen zu eröffnen, jobald fie 
diejelben werden erhalten haben.) Es wurde demnach beichlojjen, im eine artifelweiie Berathung des 
zweiten franzöfiihen Entwurfs einzutreten, jo wie als Regel angenommen wurde, daß fid) die Mehr— 
heit der Geſandtſchaften für einzelne Artitel oder deren Abänderung ausjprechen müſſe, auf daß ſolche als 
angenommen betrachtet werden können; über neue Anträge von Seite der Kantone foll dagegen vor 
Allem durch die Tagfazung entichieden werden, ob und wie von Seite der Tagjazung denjelben Folge 
gegeben werden fol. Die Tagſazung bat ſich gleichzeitig vorbehalten, in Folge der angebahnten artifel« 
weiſen Erörterung, deren Rejultate als Inſtruction für die weitere Unterhandlung dienen jollen, ſchweizeriſche 
Unterhandlungscommiffarien zu ernennen und diejelben mit den nothwendigen Bollmadıten zu verfehen, 

XIX, Am 30. Auguſt wurde in artifelweife Erörterung des zweiten franzöſiſchen VBertragsentwuris 
eingerreten. Der Abjchied gibt die Voten der einzelnen Kantone.) 

A. Eingang des Vertrags. Derjelbe veranlaßte feine Einwendung. 

B. Erſter Artikel. (Defenfivallianz). 

Ueber biejen Artikel wurde beichlofjen, es joll darin des ewigen Friedens vom 7, December 1516 
mit möglichfter Bejtimmtheit erwähnt werben, und zwar nicht nur indem an denjelben erinnert würde 
frappele), jondern indem derfelbe auch vorbehalten würde (et röserve). Dagegen wurde der Antrag 
von Schwiyz, unterſtüzt von Slarus, daß die Dauer der Allianz ftatt auf 50 Jahre nur auf 
25 Jahre feitgefezt werde, befeitigt. 

C. Zweiter Artikel. (Gegenfeitige Hülfeleiftung. 

Die Tagfazung bat beichloffen, es joll die Beitimmung verlangt werden, dal die von Frankreich 
der Schweiz zu Teiftende Hülfe auf Koften von Frankreich geleiftet werde; fermer möchte verlangt werden, 
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daß als Zwek des Bündniſſes nicht nur ftehe: um der Schweiz ben Genuß ihrer Hechte gegenüber ben 
übrigen Staaten zu fichern, jondern: um der Schweiz ihre Neutralität, ſowie den Genuß ihrer Mechte 
gegenüber ben übrigen Staaten zu fichern, — endlich, daß Frankreich der Schweiz Hülfe zu leiften 
habe, wenn die Schweiz ober ein Theil berjelben durch eine auswärtige Macht angegriffen würde. 
Dagegen hat die Tagjazung den Antrag des Kantons Waadt, daß Frankreich fich verpflichten möchte, 
die Anerkennung der Neutralität der Schweiz, wie die Gemwährleiftung ihrer jezigen BVerfaffung von 
Seite der andern Mächte zu verlangen, befeitigt. 

D. Dritter Artikel. (Befoldung der auferorbentlichen fchweizeriichen Hülfstruppen.) 

Die Tagfazung wünſchte, daß in diefen Artikel die Beftimmung aufgenommen werde, daß bie ſchwei— 
zeriichen Hülfsvölter nur auf dem franzöfifchen Kontinent in Europa verwendet werden bürfen. — 
Dagegen wurde ber Antrag des Standes Glarus, die Stärke der ſchweizeriſchen Hülfstruppen wie 
im Vertrag von 1777 auf 6000 Mann, ftatt, wie jezt vorgeichlagen war, auf 8000 Mann zu jezen, 
von der Mehrheit micht unterſtüzt, und ebenſowenig der Antrag von Schwyz, daß das bemelte Corps 
nicht den Rhein paffiven follte. 

E. Der vierte Artikel (betreffend die Befoldung der ſchweizeriſchen Hülfstruppen) vweranlaßte 
ben Wunſch der Tagfazung, daß durch dieſen Artikel den Militärs, die unter ſolchen Hülfstruppen 
geftanden, nad) ihrer Rükkehr in die Heimat noch der Genuß des Soldes auf gewiſſe Zeit zugefichert 
werde. 

F. Der fünfte Artikel (verweigerter Durchzug des Feindes von einem Contrahenten über das 
Gebiet des andern Eontrahenten) veranlaßte zu der Schlußnahme, es folle verlangt werden, daß an bie 
Stelle, welche feitfezt, daß durch den gegenwärtigen Bertrag bie Neutralität der Parteien in nichts 
präjudicirt oder entfräftet werde, die Bejtimmung aufgenommen werben möchte, daß die Neutralität der 
Schweiz weder präjudieirt noch entfräftet werde. 

Bei Anlaß des nämlichen Artitels hat die Tagfazung befchloffen, den Landammann ber Schweiz 
zu beauftragen, gleich nach übſchluß des Bündniſſes mit Frankreich den eriten Conſul zu erjuchen, dahin 
zu wirfen, daß, wo immer möglich, die Neutralität der Schweiz in allen Eontinentalfriegen von allen 
europäiichen Mächten, namentlih von dem deutſchen Kaifer, von dem deutjchen Reiche und von der 
italienischen Republif, anerkannt werde. 

G. Der jchste Artikel (über ben Frieden) veranlaßte feine Erörterung. 

H. Betreffend den ficbenten Artikel (Verträge mit andern Ztaaten) verlangte die Tagfazung 
Auslafjung des zweiten Theil, oder wenigjtens eine beftimmte Faſſung. 

J. Ueber den achten Artikel (Grenzverhältnijfe) bat die Tagfazung nad) einer vorläufigen Um: 
frage, in welcher verfchiedene Meinungen und Begehren fid) fund gaben, am 30. Augujt bie weitern Er» 
Örterungen auf den folgenden Tag verichoben. 

XX. Am 31. Auguſt haben vorerft die Gefandtichaften der Stände Appenzell und Graubünden, 
welche am 30. Auguſt noch nicht mit binlänglichen Inſtructionen verfeben waren, ſich über die Artikel 
1 bis 7 des vorliegenden franzöſiſchen BVertragsentwurfs ausgefprohen; dann wurde die artifelmeife 
Berathung fortgeſezt. 

A. Betreffend den achten Artikel (über Grengverhältniffe) wurde grundfäzlich an dem bermaligen 
Befizftande feſtzuhalten beichloffen, ohne jedoch die Unterhandlungen einzelner Kantone auszuſchließen, 
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welche früher bejefiene Gebietstheile anfprechen dürften, die dermalen durch eine auswärtige Macht bejezt 
find (wie z. B. Münfterthal und Erguel, auf weldye der Stand Bern, — dann Beltlin, Eleven und 
Worms, auf welche Graubünden Reclamationen erheben könnten). 

B. Hinfichtli des neunten Artikels (Salz) wurde nach längerer Erörterung beſchloſſen, bie 
mit der Unterhandlung bes Bertrags beauftragten Gommifjarien jollen vor Allem bahin wirken, daß in 
den abzuſchließenden Staatsvertrag feine Beftimmung über das von der Schweiz aus Frankreich zu 
beziehende Salz aufgenommen werde, oder wenigjtens eine jede Berbindlichteit, ſolches Salz annehren 
zu müſſen, ebenjo wie eine jede Nusmittlung eines bejtimmten Quantums jranzöfifhen Salzes, welches 
die Schweiz jährlich übernehmen jollte, abzulehnen; überhaupt aber das Vortheilhafteſte für die jchwei- 
zeriichen Intereſſen diesfalls zu erzielen, ohne indejjen irgend eine Verpflichtung einzugehen, ehe der 
Tagſazung weiterer Bericht erftattet jein werde. 

C. Der Annahme des zehnten Artikels «über die Errichtung einer Wafferjtraße durch die 
Schweiz vom Genferfee bis zum Rhein) als integrivender Theil des Etaatövertrags hat die große 
Mehrheit der Tagſazung fich wiberjezt ; ebenjo hat fich die Mehrheit gegen den Abſchluß einer befondern 
Übereinfunft über diefen Gegenjtand ausgeſprochen. 

D. Dagegen hat der eilfte Artikel des vorgeichlagenen Vertragsentwurfs, betreffend a. bie freie 
Benuzung der auf der Grenze liegenden Grunditüfe, b. die Handelsverhältniffe, c. die Rechte der gegen: 
feitigen Staalsangehörigen, fich nieberzulafien, längere Erörterungen veranlaßt. 

1. Was die freie Benuzung dur die Angehörigen des einen Staats der ihnen gehörenden, auf 
dem Gebiet des andern Staats nahe am den gemeinfamen Grenzen gelegenen Grundftüfe anbetrifft, jo 
wurde beichloffen, es foll auf Annahme einer Beſtimmung bingewirft werben, durch welche der Verkehr 
mit dem Ertrage ſolcher Grumdftüfe möglichſt freigegeben würde. 

2. Betreffend die gegenfeitigen Handelsverhältnifje, jo war einerjeits bie Anficht getheilt, ob die Be— 
ftätigung oder angemeſſene Modification der von ber Schweiz gemäß älterer Verträge mit Franfreich 
in diefem Staate genoffenen Handelsvortheile durdy den in Unterhandiung befindlihen Staatsvertrag 
oder durch eine bejondere Convention ftipulirt werden follte; anderfeit3 wurden die weſentlichſten Er— 
leichterungen, welche erzielt werben follten, von verſchiedenen Seiten aufgezählt. 

Anı Ende wurden die Unterhandlungscommifjarien angemiefen, die diesialls von ben Kantonen er 
öffneten Wünjche genau zu prüfen und jo viel als möglich denſelben entiprechende Beitimmungen in den 
zu unterhandelnden Staatsvertrag aufzunchmen, die übrigen aber zum Gegenjtand nachträglicher vertrags- 
gemäßer Beitimmungen zu machen. 

3. Betreffend die freie Niederlaffung ber gegenfeitigen Staatsangehörigen waren endlich verſchiedene 
Bedenken eröffnet und der Wunſch ausgeiprochen worden, daß die in der Schweiz ſich niederlaffenden 
Franzofen hinreichende Ausweiſe zu geben hätten. 

XXL Am 1. September kam 


A. ber zwölfte Artifel, durch weldyen der Gerichtsjtand der Angehörigen beider Staaten jo- 
wobl bei perjönlichen Anfprachen überhaupt, als bei Erbicaftsverhältnifien und bei Streitigkeiten über 
Grundſtüle feitgeftellt werden fol, in Berathung. Es wurde derjelbe genehmigt, doc dab, wenn mög- 
lich, ausbrüflich feftgefegt werde, es jeien die gerichtlichen Klagen unmittelbar am die Gerichte zu richten. 
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B. Der dreizehnte Artikel, welcher die Angehörigen beider Staaten hinfichtlich der Bürgichaft 
in Mechtsitreitigfeiten einander gleichitellt, veranlafte Feine Berathung. 

GC. Ebenjo haben ſich ſämmtliche Gejandtichaften für die Annahme des vorgeichlagenen vier: 
zehnten Artikels, über die Vollgültigkeit der ciwilgerichtlichen Urtheile des einen Staats auf dem 
Gebiete des andern, ausgeſprochen. 

D. Ein Gleiches iſt in Bezug auf den fünfzehnten Artikel geichehen, enthaltend Beſtimmungen 
über gleihmähige Behandlung der Angehörigen beider contrahirender Staaten in Concursfällen. 

E. Betreffend den ſechszehnten Artikel, Hinfichtlich der qegenfeitigen Stellung von Zeugen 
in Eriminalproceduren, wurde die Annahme des diesfälligen VBorfchlags unter der Bedingung beſchloſſen, 
daß ein Zeuge, der in Folge der Verhandlungen ſich als Mitihuldiger eines in Unterfuchung liegenden 
Verbrechens herausitellen follte, jeinem natürlichen Richter nie entzogen werden fünne. 

F. Betreffend den fiebzehnten Artikel (die gegemjeitige Auslieferung der Verbrecher, wurde 
beichloffen, auch die Falſchminzerei als ein Berbrechen, welches die Auslieferung zur Folge haben foll, 
ausbrüflid; in den diesfälligen Artikel aufzunehmen, 

G. Gegen ben adhtzehnten Artikel, handelnd von der Berhinderung des Schleihhandels, 
hatten die Stände Solothurn und Bajel Einwendungen erhoben, weldye den Unterhandlungs: 
conmiffarien zu möglichiter Berüffichtigung empfohlen wurden, vornehmlid dahin gehend, daß der 
Schweiz die Errichtung bejonderer Anjtalten für Verhinderung des Schleihhandels nicht zugemuthet 
werde. 

H. Der neunzehnte Artikel, betreffend die Hatiftcation des Vertrags, wurde angenommen. 

J. Auf den Antrag der Gefandtichaften der Stände Uri und Schwyz wurde ein nachträgficher 
Artikel angenommen, gemäß welchem allfällige fünftige Erläuterungen des Vertrags auf dem Wege güt- 
lichen Einverftändniffes erzielt werden follen. 

K. Ein von der Gefandtidaft des Standes St. Gallen nachträglich gejtellter Antrag, die aus: 
drüfliche Beitimmung in den abzuſchließenden Vertrag aufzunehmen, daß durch diefen Bertrag die Me: 
biation des erjten Conſuls auf feine Weile derogirt, jondern daß diefelbe in allen Theilen feierlich vor: 
behalten werde, wurde nicht hinlänglich unterſtüzt und blieb daher auf fich beruhen. 

L. Hierauf hat die Geſandtſchaft des Standes Untermwalden ihre Anftruction über verichiebene 
Artikel zu Protokoll gegeben. 

M. Nach beendigter artikelweiſer Berathung über den Entwurf eines Staatsvertrags mit Frank— 
reich hat die Tagſazung die Art und Weife, wie auf die Grundlage diefer Berathung mit dem franzöft: 
ſchen Botichafter in Unterhandlung eingetreten werben foll, (in acht Artikeln) fejtgejezt und die erſte Voll- 
ziehung der diesfalls angenommenen Beſtimmungen angeordnet. 

XXII. Am 5. September bat die Gefandtichaft des Standes Teſſin nachträglich ihre Inſtruetion 
über den abzufchlichenden Staatsvertrag in das Protofoll niedergelegt. 

XXI. Ebenfalld am 5. September wurde der Tagfazung ein vom 3. September batirtes 
Schreiben des jranzöfiichen Bevollmächtigten vorgelegt (es befindet fich im Mbjchied), durch welches 
franzöfiicher Seits ein Ultimatum eingegeben worden ift, im welchem einige von ber Tagſazung ge— 
wünſchte Mobdificationen des eingegebenen Bertragsentwuris zugeitanden, die mehreren aber abgelehnt 
worden find. 
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Die Tagſazung beichloß, durch ihre Kommifjarien noch einen Verſuch machen zu laſſen, um die von 
ihr gewünjchten und ihr noch wicht zugeftandenen Morificationen, rülſichtlich der ſchweizeriſchen Neu- 
tralität, der Abnahme des franzöfiichen Salzes durch die Schweiz, der gegenfeitigen Dandelsverhältnifie 
und eines Verbindungscanals zwilchen dem Genferfee und den Rhein, zu erlangen. 

XXIV. Der Tagfazung wurde am 9. September durch ihre Delegirten berichtet, es ſei ihnen ge 
lungen, über die meiften Punkte, über welche man ſich bis jezt noch nicht Hatte vereinbaren können, 
größere oder Heinere Zugeſtändniſſe (fie find im Abſchied aufgeführt) zu erlangen. 

XXV. Der Landammann der Schweiz machte am 12. September die Anzeige, es jei der franzö— 
fische Legationsjecretär mit dem Ergebniſſe der lezten Verhandlungen nad) Paris verreist, um die Be: 
nehmigung derjelben durch dem erjten Conſul zu erlangen; zugleidy werde eine neue günftigere Faſſung 
des Vertrags, betreffend den Bezug des Salzes aus Frankreich und die gegenseitigen Dandelsverhältnifie, 
auf feine, des Landbammanııs, Verwendung von Seite des franzöfiichen Gefandten feinen Committenten 
vorgelegt und empfohlen werben. 

XXVI Am 26. September hat der Landammann der Schweiz der Tagſazung ein vom nämlichen 
Tage batirted Schreiben des franzöſiſchen Geſandten (es iſt im Abjdyied) vorgelegt, die Anzeige ent: 
baltend, es jei durch jeinen Legationsjecretär eine neue Faſſung des Vertrags, in welchem den Wünſchen 
der Kantone entjprochen jei, aus Paris zurüfgebradht worden. Indeſſen hat die Tagfazung gefunden, 
daß troz einen bejondern, das Salz betreffenden Schreiben des franzöſiſchen Geſandten (ebenfalls im 
Abſchied), den diesfälligen Wünſchen der Schweiz noch nicht entiprodyen ſei; fie hat daher an den fran- 
zöſiſchen Gejandten die Anfrage gejtellt, ob der von ihm mitgetheilte Entwurf als das lezte Ultimatum 
angejehen werden müfje, und ob demnach eine jede weitere Unterhandlung ausgejchloffen jet. 

Da bie porerwähnte Anfrage dahin erwiedert worden ijt der Abjchied hat das Schreiben), es jei 
von feiner weitern Unterhandlung die Rede, und man gewärtige einfach die Unterzeichnung des Vertrags, 
jo wie die Auswechslung der Ratificationsurfunden, jo hat die Tagſazung ihre Commifjarien bevoll- 
mädhtigt, unter Vorbehalt der Hatification durch die Kantone, im Namen der Tagjazung jenen Bertrag 
zu unterzeichnen. 

XXVII. Dieje Unterzeihnung erfolgte am 27. September 1803. Gleichzeitig hat die Tagſazung 
an dem franzöftichen Geſandten noch eine bejondere Note, betreffend die Negulirung der gegenfeitigen 
Handelsverhältnifje, eingegeben (Wortlaut im Abichied). 

XXVIII. Am 1. October *) iſt der jomit gegenfeitig unterzeichnete Allianzvertrag zwiſchen der fran- 
zöſiſchen Republik und der fchweizeriichen Eidgenoffenichaft durch ein bejonderes Kreisichreiben ſämmt— 
lichen Kantonen mit der Einladung, denfelben zu ratificiren, mitgetheilt werden. 

XXIX. Die Natificationsurfunde des am 27. Scptember 1803 abgeichlojfenen Allianzvertrags ift 
in Folge der eingelangten Erklärungen ber tantone am 30. November 1803 durd; den Landammann der 
Schweiz ausgeftellt worden. Die Auswechslung derjelben gegen die franzöſiſche Natificationsurfunde 
fand am 1. December 1803 jtatt. S. den Bertrag in den Beilagen zu gegenwärtigem Repertorium.) 

XXX. Am 7. Juli 1804 wurde der Tagjazung eine Note des franzöfiichen Botſchafters mit: 
getheilt, den Antrag enthaltend, es müchte die Tagjazung, nad) Anleitung des Artikels 4 der Bundes- 
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acte und bes Arlilels 12 des Allianzvertrags Miſchen der Schweiz und Frankreich, alle Hinderniſſe 
beſeitigen, die der freien Niederlaſſung franzöſiſcher Bürger und der Ausübung ihrer Induſtrie im Wege 
ſeien. Es iſt dieſes Begehren einer Commiſſion zur Begutachtung überwieſen worden. 

XXXI. Um 16. Juli hat die Tagſazung auf den Antrag der Commiſſion, betreffend die Nieder— 
laſſung der franzöfiichen Bürger in der Schweiz, unter Natificationsvorbehalt folgenden befondern Be- 
ſchluß gefaßt: 1) Die franzöftichen Bürger jollen in Beireff der Niederlaffung und der daherigen Ge: 
bübr wie die Schweizerbürger behandelt werden. 2) Alle fränfiichen Bürger, die fid in einem Stanton 
niederlafjen wollen, müſſen ihre Immatriculationsſcheine, daß fie bei der franzöſiſchen Ambafjade in das 
Regifter zur Niederlaffung in der Schweiz eingejchrieben worden, bei den betreffenden Kantonen ‚nieder- 
legen. 3) Wenn ein franzöfticher Bürger ſich in der Schweiz verehelichen will, fo foll er ein von ber 
franzöfiichen Gefandtichaft legalifirtes Zeugniß vormweiien, wodurch bemiejen wird, daß er nicht ver: 
heiratet und daß feine einzugehende Ehe in feinem Heimatort nad) Vorjchrift der franzöfiichen Gejeze 
verfündigt worden jet. 4) ‚jeder fränkiſche Bürger, der fich in irgend einem Kanton nieberläßt, wirb 
ſich allen Lajten und Gefezen unterwerfen müſſen, denen ich ein einheimifcher Bürger zu unterziehen hat, 
mit Ausnahme bes Verional:Militärdienites, 

XXXU. Am 15. Juni 1805 bat die Tagfazung die mit dem Niederlaffungswejen betraute Com» 
miſſion insbejondere beauftragt, den Sinn des AUrtifels 12 des zwiſchen der Schweiz und Frankreich am 
27. September 1803 abgefchlofjenen Allianzvertrags, betreffend die Niederlaffung ber gegenfeitigen Staats« 
angehörigen, ſowie die auf denjelben gegründeten Reelamationen der franzöſiſchen Geſandtſchaft näher zu 
beleuchten. 

XXXIII. Am 9. Juli 1805 bat eine verfaffungsgemäße Mehrheit der Tagfazung die Ratification 
des Beichluffes vom 16. Juli 1804 über die Niederlafjung franzöfiicher Bürger ausgeſprochen, während 
die bifjentivenden Kantone ihre abweichenden Voten zu Protokoll gaben. 

XXXIV. Am 11. Juli 1805 bat die Tagſazung, in Folge einer neuen Prüfung des Gegenftandes 
duch eine Commiſſion (man findet deren Berichterftattung im Abſchied), unter Natificationsvorbehalt 
einen weitern Beihluß (in vier Artikeln), betreffend Regelung der Niederlaffungsverhältniffe der Fran— 
zofen, gefaßt und den Landammann der Schweiz ermächtiget, mit dem franzöfiihen Borichafter über bie 
gegemfeitigen Niederlaffungsverhältniffe im Sinne diefes Beichluffes (Juftruction für den Landammann) 
in Unterbandlung zu treten. 

XXXV. Die Zagfazung bat am 3. Juli 1805 den Landammann der Schweiz, in Folge einer 
Beichwerbe des Standes Baſel, angemieien, bei der franzöitichen Regierung BVorftellungen wegen nicht 
genauer VBollziehung des Artikels 17 des Allianzvertrags (betreffend die Stellung der Zeugen in Eriminal- 
fällen) anzubringen, 

XXXVI Am 23. Juni 1806 wurde nad) erfolgter Natification des Beichluffes vom 11. Juli 1805 
über die Niederlaffung der fFranzofen und auf gemachte Mittheilung des Landammanns, der franzöfiiche 
Gejandte habe über denfelben in allgemeinen Ausdrüfen feine Zufriedenheit erklärt, beſchloſſen, es bei 
dem gefahten Beſchluß und den gegebenen Erklärungen bewenden zu lafjen. 

XXXVII. Um 16. Juli 1806 hat die Tagjazung den Landammann ber Schweiz angemwiejen, auf 
allfälig gegründete Klagen einzelner Kantone, daß von Seiten Frankreichs der Artitel 9 des Allianz: 
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vertrags vom 27. September 1803, ber von ber Salzlieferung handelt, nicht genau erfüllt werben wolle, 
die geeigneten Schritte vorzunehmen, auf daß bie vertragsgemäßen Vorſchriften geachtet werben. 

AXXVIO. In der Sizung vom 13. Juni 1809 hat der Landammann der Schweiz der Tag- 
ſazung eröffnet, da bie aus alten Verträgen und ununterbrochener Uebung hervorgegangene, und ebenfo 
bejtimmt auf den Allianztractat von 1803 als auf den Grundſaz der Reciprocität gegründete Befreiung 
ber in Frankreich wohnenden Schweizerbürger von jebem perjönlichen Militärdienst, nicht allein an vielen 
Orten von den Departementsbehörben außer Acht gejezt werde, jondern daß verichiedene an die fran- 
zöſiſche Regierung durch das Mittel der bezüglichen Miniſterien gerichtete Borftellungen zum Theil ohne 
Antwort und jämmtlich ohme Erfolg geblieben jeien. Auch alle weitern Bemühungen haben noch wicht 
dahin geführt, daß die Sadye dipfomatifc behandelt und dem Kaiſer zum Entfcheide vorgelegt werde. — 
Die Tagfazung hat hierauf die Weiterbetreibung der Angelegenheit auf geeignetem Wege und zu ge- 
legener Zeit vertrauensvoll dem Bundeshaupte anheimgeftellt, und fie hofft, es werde der Klugheit und 
Beharrlichteit desjelben gelingen, Frankreich von einem Berfahren abzubringen, das weder in allgemeinen 
Grundjäzen, no auf Herfommen und Verträgen gegründet, und auch den eigenen Prätenfionen Frank— 
reichs in Betreff feiner in der Schweiz wohnenden Angehörigen entgegen iſt und ein Verhältniß betrifft, 
das einzig durch gegenfeitige freundichaftliche Berftändigung, nicht aber einfeitig normirt werden mag. 

XXXIX. Am 26. Juni 1810 brachte das Präjivium zur Kenntniß der Tagſazung eine Note der 
franzöjiihen Gefandtihaft vom 28. December 1809, nebit einer begleitenden früheren Verbalnote, in 
melchen beiden über die Yandesverweifungen, welche in der Schweiz entgegen allen Regeln einer quten 
Bolizei jo häufig ftattbaben, geflagt wird. Da hierdurch ſowohl Frankreich als den übrigen benachbarten 
Staaten viele Landſtreicher, Bettler und fogar Verbrecher zugeworfen werben, jo begehrt der franzöſiſche 
Gefandte, daß die Kantone diefem gefährlichen Mißbrauch der Landesverweiſungsſtraie Schranfen fezen 
und überhaupt ihre innern Poltzeieinrichtungen unſchädlich für die Nachbaren machen möchten. — Die 
Tagſazung bat dieſe Eröffnung den jämmtlihen Gejandtichaften zur Anzeige und Empfehlung bei ihren 
Regierungen anheimgeftellt und der Kanzlei aufgetragen, auf Verlangen Abjchriften der verlejenen Noten 
mitzutheilen. 

XL. Amt. Juli 1811 iſt die Tagſazung über den wiederholten Verſuch (es werden fpecielle Fälle 
angegeben), die im franzöfticyen Reiche angejeifenen Schweizer als conjeriptionspflidtig zu behandeln, in 
Berathung getreten. 

Nach einläßlicher Erörterung des Gegenjtandes, wobei das Unjtatthafte des beanspruchten Rechtes 
aus dem bejtehenden Berträgen und der Natur der Staatsangehörigfeit nachgewieſen und das Nachtheilige 
für die Schweiz ſowohl als ihre Angehörigen in Frankreich beleuchtet wurde, tft beſchloſſen worden, den 
Landammann der Schweiz anzuweiſen, mit allem der Wichtigkeit der Sache angemejjenen Nachdruk 
dahin zu wirken, daß, betreffend die Miltärpflichtigkeit der gegenfeitigen Staatsangehörigen, zwiſchen der 
Schweiz und Franfreidy eine auf Gegenjeitigfeit gegründete Übereinkunft erzielt werde, welche mit ber 
vertragsgemäßen freien Niederlajfung der gegenjeitigen Staatsangehörigen und dem gegenüber den in 
der Schweiz niedergelajjenen Franzoſen befolgten Syiteme übereinjtimme. — Der Geiandte von Tejlin 
begehrte, daß die gleichen Grundſäze aud in Hinficht der Eonfeription im Königreich Italien zu Gunſten 
der dort angejejlenen Schweizer aufgeftellt und behauptet werben möchten, während andere Gejandt- 
ichaften vorftellten, daß einzelne in Frankreich angeſeſſene Schweizer ihre ſchweizeriſche Nationalität durch 
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Annahme von Amtern und Ausübung politischer Rechte x. wohl felbft gefährdet haben dürften und 
andere, die in jeder andern Hinficht als Franzoſen anzuſehen feien, nur dann die Eremtion anrufen, 
wenn jie zur Conjeription berbeigezogen werben wollen; auch möchten größere Vorfictsmaßregeln ſich 
empfehlen, etwa durch fürmliche Beurkundung des jchweizeriichen Bürgerrechts und Aufnahme in bie 
ſchweizeriſche Miliz ze. Dieje Bemerkungen find der Würdigung der Kantone durch den Abfchied anheim- 
gegeben worden. 

XLI. Am 11. Juni 1812 wurde die Zagjazung in Kenntniß gejezt von den Schritten, welche 
gegenüber Frankreich gethan worden jind, um zır erlangen, daß die dort angefefjenen Schweizer nicht 
zur Confeription herangezogen werden. Der Gegenjtand wurde durch die Commiſſion betrieben, welche 
mit den Unterhandlungen über die Militärcapitulation betraut war. Deren Bemühungen waren aber 
ohne Erfolg, indem einerjeits das franzöſiſche Minifterium auf der Erklärung beharrte, daß von ben 
Grundſäzen des Code Napoldon auf das Syitem der Eonjeription feine Anwendung jtattfinden könne, 
und anderjeits der Gefandte auf eine durch die genannte Commiſſion an ihm gerichtete Vorftellung ein- 
fach entgegnete, daß er auf den Gegenjtand nicht eintreten könne, weil die franzöfiiche Regierung bie 
jungen Schweizer, welche von Eltern abjtammen, die in Frankreich etablirt find, bis dahin als den 
Geſezen über die Eonfeription unterworfen betrachtet habe. Bei diefer Sachlage fand die Tagſazung, 
die Wichtigkeit der Angelegenheit erjordere eine genaue Prüfung, und fie betvante damit die Commiſſion, 
welche für die Verhältniffe des capitulationsmäßigen Dienites niedergejejt worden war. 

XLO. Am 2. Juli hat die Commiſſion ihren Bericht — die wejentlichjten Ausführungen desjelben 
enthält der Abſchied im Wortlaut — der Tagjazung vorgetragen. Sie unterfceidet vier Elafjen unter 
den in Frankreich ſich aufhaltenden Schweizern: 

1, Abjtämmlinge aus dem alten militäriichen Dienft, namentlich ans den Garden, infofern fie nicht 
zu Franzoſen naturalifirt worden. 

2) Handelsleute, die jeit mehreren Generationen in Frankreich fizen, dort die ſchweizeriſchen Handels- 
vorrechte genojien, allein im Lauf der Revolution aus Sicherheitsmotiven bürgerlihe Stellen betleideten, 
jedoch gleich nach diefem Zeitpunkt in ihre alten Verhältniſſe zurüfgetreten find. 

3) Güterbefizer, die ſich aber qrößtentheils als Franzoſen qualificiren, die Vortbeile wie Lajten 
franzöfifcher Bürger geniegen und ſich ſchwerlich weder den localen noch Perjonalabgaben entzogen 
haben, 

4) Sole Schweizer, welche nie aufgehört haben, es zu fein, und zwar: 

a. in reunirten Provinzen ſich angeſeſſen befinden und von ben dortigen Regierungen jtets als 
Schwerzer behandelt wurden, wie Holland, Venedig, Genua, Trieft, die Hanfaftädte ıc. 

b. Eoldye die in den Grenzdepartementen ſich als Landarbeiter oder als Eigenthümer aufhalten und 
ihren Recurs gegen das Baterland nie verabjäumten. 

c. Endlich alle die, welche mit jchweizeriichen Päſſen verjehen und ohne permanentes Domicil in 
Frankreich fich temporär aufhalten. 

Bon diefen vier Claſſen verdient die lezte vorzügliche Berükſichtigung. 

Die Commiſſion hilt nun dafür, daß im Allgemeinen die diplomatischen Schritte zu Befreiung der 
Schweizer von der Gonfeription jortgeiest und dabei bejondere Rükſicht auf die vierte Claſſe genommen 
werben jollte; fiir einzelne ſpecielle Fälle mag der Landammann auf dem bisherigen Fuße feine Ver: 
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wendung eintreren lajjen und ben Grenztantonen gejtattet jein, für ihre Angehörigen ſich auch divect zu 
verwenden, Ferner glaubt die Commiſſion, es möchte zwekmäßig fein, die in der Fremde wohnenden 
Schweizer (glei; wie es andere Staaten in Bezug auf ihre Angehörigen thun) zu einer Legitimation 
in ihrem Vaterland, nach vorzufchreibenden Beitimmungen, anzubalten und die auf diefe Weife immatricu— 
lirten Schweizer dem vaterländijchen Militärdienft oder daberiger Verpflichtung zu unterwerfen. In— 
deſſen könne dieſe Mafjregel einer jpätern Behandlung vorbehalten bleiben. 

Die Tagfazung, indem fie die Anſchauung der Commiſſion billigte, nahm den erjten Antrag in 
Betreff allgemeiner biplomatifcher Schritte ad referendum et instruendum für künftiges Jahr, und 
übertrug die Berwendung jür jpecielle Fälle dem Landammann der Schweiz und den betreffenden Grenz: 
fantonen. 

XL. Am 22. Juni 1812 ift die Tagſazung über den Antrag des Standes St. Gallen, es 
möchten fich die Stantone über das bei der Auslieferung franzöfiicher Ausreißer, welche in der Schweiz 
aufgefangen würden, zu beobachtende Verfahren gemeinjam verjtändigen, eingetreten und hat benjelben 
einer Commiſſion zur Borprüfung überwieſen. 

XLIV. Am 15. Juli 1812 hat die Tagjazung, auf den Antrag der berichterjtattenden Commiſſion, 
den umfänglicyen Entwurf eines Concordats, betreffend die Auslieferung franzöfifcher Ausreißer, beratben 
und denjelben ad referendum et instruendum in den Abſchied niedergelegt. Er enthält in vier Mb- 
tbeilungen einlähliche Beitimmungen über a. Auffangung der Ausreißer und Confcribirten, b. Trans: 
port der Gefangenen, c, Auslieferung, d. Vergütung der Unfoften und Bertheilung der Prämien. 

XLV. Am 23. Juni 1813 bat die Tagjazung hinwieder, in Folge eines Berichts des Landammanns 
der Schweiz über den Mangel an Entgegenfommen von Seite Frankreichs in Nüfficht auf die Be: 
zahlung der veriprodenen Prämien (60 Fr.) oder Vergütung der Untojten, mit Mehrheit beſchloſſen 
über den vorerwähnten Entwurf eines Concordats rüffichtlich der Ergreifung und Transportirung fran⸗ 
zöſiſcher Ausreißer oder Conſeriptionspflichtiger nicht weiter einzutreten, ſondern ſich darauf zu beſchränken, 
einerſeits eine Einladung an die an Frankreich angrenzenden Kantone zu erlaſſen, die franzöſiſchen Aus— 
reißer zurüfzuweifen, und anberjeits alle Kantone zu erfuchen, dieje Ausreißer im Falle des Betretens 
jtationsweife nad) ‚Frankreich abliefern zu laſſen. 

XLVI. Am 8. Juli 1813 hat die Tagſazung eine neue Beſchwerde Frankreichs, betvefiend mangel: 
hafte Bolizei in der Schweiz gegen Dejertenre und flüchtig gewordene Kriegsgefangene und daſelbſt zu 
häufig angewandte Verbannungsftrafen, die dem benachbarten franzöſiſchen Departementen ſolche Leute 
zuführen, in den Abfchied niedergelegt und die Kantone eingeladen, dieſe Beſchwerde in ernftliche Berül— 
fihtigung zu nehmen, 

XLVIL Betreffend die von Seite der franzöfifchen Regierung jortgejezt verſuchte Ausdehnung ihres 
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Gonferiptionsgefezes auf die Schweizer in Frankreich, wurde am 10. Juni 1813 in folge verfchiedener, . 


durch die am 2. Yuli 1812 ad referendum genommenen Commiffionalanträge (fiehe oben Ziffer XLIT) 
veranlaßter meift fruchtlofer Erörterungen mit den franzöfiichen Behörden, eine Commiffion mit ber 
meitern Prüfung des Gegenjtandes beauftragt. 

XLVII. Nady ber Anleitung des Gutachtens dieſer Commiſſion hat am 2. Juli die Tagfazung 
beichlojjen, es jollen die franzöſiſchen Gonfcriptionsgejeze in ihrer Anwendung auf Schweizerbürger 
fortwährend angefochten, Die Nationalität der Schtweizer und die ſich daranf gründenden Rechte behauptet, 
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zu dem Ende nachdrükliche Vorftellungen zu Befreiung ber Schweizer von der Eonfcriptionspfliht an 
bie franzöfifche Regierung gerichtet und diefelben auf den Allianztractat, auf das Recht ber Neciprocität 
und auf den Code Napoleon geftüzt werben. Den geeigneten Zeitpunkt zu Einleitung bezüglicher Unter- 
handlungen zu beftimmen, bleibt dem Bundeshaupte überlaſſen. 

Als geeignetes Mittel übrigens, bie in Italien und Frankreich anfähigen Schmeizerbürger vor ber 
Anhaltung zum dortigen Milttärdienft möglichjt ficher zu ftellen, hat die Commiſſion ferner vorgeichlagen : 

1) Daß dieſe, jobald fie das erforderliche Alter erreicht haben, dev Militärpflicht in der Schweiz 
jelbft wirklich unterworfen werden, jo da zu ihrer momentanen Abweſenheit von dem vaterländiichen 
Dienft immer eine Epecialerlaubniß ihrer Negierung erforderlich fei, unter Auflegung angemefjener 
Strafe bei Nichterfüllung diefer Pflicht. 

2) Den diplomatiihen Agenten der Schweiz wäre der Auftrag zu geben, ein möglichit genaues 
Verzeihniß oder Jmmatricnlationsregifter der in Frankreich und Italien ſich aufbaltenden Schweizer 
zu errichten und die jährliche Fortſezung desjelben dem Landammann der Schweiz zu Handen ber 
Heimattantone zu überjenden, damit diefelben in den militärischen Dienft des Baterlandes aufgenommen 
und vermittelft eines daherigen Zeugniffes in ftreitigen Fällen defto leichter von der Militärpflicht im 
einem andern ande ſich losmachen können. — Dieſe Anträge find zu näherer Berathung auf künftiger 
Tagjazung ad referendum genommen worden. 


C. Sequeftration ſchweizeriſchen Grunbeigentbums in Frankreich. 


1. Auf eine Bejchwerde der Kantone Bern, Lucern und Solothurn, daß durd bie fran- 
zöfifhen Behörden auf am Bielerjee gelegenes Grumdeigenthum, weldyes ſchweizeriſchen Eorporationen 
zuftehe (Bern: Stadt Bern; Lucern: Kloſter St. Urban; Solothurn: Armenfpital und Stift), 
Beſchlag gelegt worden fei, hat die Tagfazung am 10. Juni 1807 den Landammann ber Schmeiz an: 
gewieien, die Meclamationen der betreffenden Kantone auf volljtändige Rüferftattung diefes Eigenthums 
bei der franzöfiichen Regierung im Namen der Tagiazung ernjtlid) zu betreiben. 

UI. In Folge der im Jahr 1807 aus Auftrag des Landammanns der Schweiz durch den außer: 
ordentlichen Gejandten an ben Kaifer der Franzoſen, General von Wattenwyl, gethanen Schritte für 
Aufhebung des durch franzöſiſche Behörden gelegten Sequefters auf am Bielerjee gelegenes Grund: 
eigenthum ſchweizeriſcher Eorporationen, ift diefer Sequejter aufgehoben worden. (Berichte Wattenwyls 
in Band Nr. 561 des Bundesarchivs, Abtheilung Mediation.) 


D. Kranzöfifche Truppen in ber Schweiz und baherige ‚folgen, 


I. Am 26. Auguft 1803 bat die Gejandtichaft des Standes Schwyz, unterjtüzt von mehreren 
andern Geſandtſchaften, den Antrag geitellt, es mödjten Schritte gethan werden, um zu bewirfen, daß 
die in ‚Folge der innern politischen Zerwürfniſſe in ber Schweiz befindlichen franzöfiichen Truppen aus 
derjelben abziehen, Die Tagjazung hat einen jeden Eutſcheid über die angeregte Frage bis an das Ende 
ihrer Seſſion verjchoben. 

I, Am 26. Scptember kam diefer Antrag wieder vor, Nun die Unterhanblungen einerfeits eines 
Defenfivallianzvertrages, anderjeits eines Militärcapitulationsvertrages zwiſchen der Schweiz und Frant- 
reich zum Ziel geführt waren, hat ſich die Tagfazung der Hoffnung hingegeben, es werde, ohne baf 
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diesfalls beftimmte Schlußnahmen gefaßt würden, der Herr Landammann ber Schweiz ben ſchiklichen 
Anlaß (womöglich die Gelegenheit der Ratification des Schuzbündnifjes) benuzen, um die Zurütberufung 
der jranzöfifchen Truppen zu bewirken. 

III. Betreffend die Koften, welche diefe Truppen veranlaßten, fei es in Hinſicht auf Verpflegung, 
fei es im Hinfiht auf den Gejundheitsdienit und die Spitäler im Befondern, waren am 26. Auguft 
1503 Anträge geftellt worden, dieſelben theils auf die Kantone verhältnißmäßig zu vertheilen, theils auf 
Rechnung der Gentralcafie zu nehmen. Die Tagſazung ift aber auf diefe Anregung nicht eingetreten. 

IV. Am 29. Auguft 1803 hat die Tagfazung gefunden, es fei der Zeitpunkt nicht vorhanden, um 
fid) für Die NReclamationen des Kantons Tejfin, unterftüzt vom Kanton Graubünden, für ver 
ſchiedene Lieferungen an die franzöfifche Armee zu verwenden; dagegen joll der Landammann der Schweiz 
anf bie jeweilige Gefinnung der franzöfifchen Regierung in diefer Rükſicht Acht haben und die etwa fich 
zeigende günftige Selegenheit, die Kechte der Schweiz geltend zu machen, nicht unbenuzt vorübergehen 
lafjen, und im Fernern die mit der Liquidation der Schulden der helvetijchen Republik beauftragte Com: 
million einladen, einen Bericht über den Beftand der in der Schweiz gegen Gutjcheine an die franzöfifche 
Armee gemachten Lieferungen zu erftatten. 

V. Am 26. September ift hinmwieder der Landammann ber Schweiz auf eine bezügliche Anregung 
Seitens der Gefandtichaft von Graubünden angewieſen worden, dafür zu forgen, da die Rechnung des 
Commiſſärs· Ordonnateur Zimmerli über die bereits eingelösten und orbonnanzirten Gutjcheine, jowie 
über diejenigen, die nicht ordonnanzirt werden konnten, fchleunig angefertigt werde, um der Tagſazung 
bes ‘jahres 1804, oder früher jchon den Ständen, hierüber Bericht zu erftatten. 

VI In Folge eines vom 12. Juni 1804 datirten Schreibens der mit der Liquidation der Schuld 
der helvetiichen Republik beauftragten Commilfion wurde der Tagfazung am 20. Juni 1804 die Rechnung 
über die Lieferungen an die zweite franzöſiſche Reſervearmee mit verfchiedenen Bemerkungen mitgetheilt 
und an eine Gommiffion zur Prüfung gewieſen. 

VI Am 11. Juli hat die Tagfazung, in Folge eines Berichts diefer Commiffion, im Wiberſpruch 
mit den Ständen Solothurn und Graubünden, welde ihre Erflärungen zu Protofofl gaben, einen 
Beſchluß gefaßt, gemäß welchem den Kantonen ihre Anfprüche, abgeſehen von einem Beſchluſſe des Voll: 
stehungsrathes der helvetiichen Nepublit vom 7. November 1800, im Berhältniß der von ihnen gemachten 
Lieferungen vorbebalten jein follen. 

VII Am 13. Juli 1505 wurde auf ben Antrag bes Kantons Glarus, daß die Tagfazung 
Sorge tragen möchte, damit den Kantonen entweder bie franzöſiſchen Gutſcheine zurüfgeftellt, oder 
damit Unterhandlungen für deren Bezahlung angehoben werden, beſchloſſen, es follen die betheiligten 
Geſandtſchaften über diejen Gegenſtand gemeinschaftlich berathene Anträge vorlegen. (Was aber nicht 
gejchehen ift.) 

IX. Am 5. Juli 1806 hat die Tagfazung auf Anregung Tejlins den Landammann der Schweiz 
wiederholt eingeladen, bei günftiger Gelegenheit Alles vorzunehmen, was einen Erjaz für die Lieferungen 
an die in der Schweiz geitandenen franzöfiichen Armeen zu erzielen geeignet ift, auf das Pegehren 
einzelner Kantone aber den leztern die von ihnen feiner Zeit eingegebenen Gutjcheine wieder zuzuſtellen. 
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E. Durdy einen am 15. Februar 1806 zu Paris zwiichen Frankreich und Preußen abgejchlojienen 
Zaufcvertrag ift von Seite Preußens das Fürftenthum Neuenburg an Frankreich abgetreten worden, 
und durch ein am 30. März 1806 erlafjenes Decret hat der Kaiſer der Franzofen diefes Fürftenthum 
dem Marjchall Berthier übertragen. 

F. Bermöge des Artikels 3*) des Friedensichluffes vom 14. October 1809 zwiichen Oſterreich und 
Frankreich, iſt bie leztere Macht Eigenthümerin der Herrichaft Rhäzüns im Kanton Graubünden geworden. 


G. Am 25. Yuguft 1803 wurben auf den Antrag von Unterwalden diejenigen Kantone, welche 
früher Stipendien in Frankreich und Piemont gemofjen hatten, ermächtigt, diesfalls mit Frankreich in 
Unterhandlung zu treten. 

H. Am 27. Auguit 1803 hat die Tagfazung ben Landammann der Schweiz angewiejen, bei jchif- 
lichem Anlaße fi) zu Gunften ber Kantone Solothurn und Bafel zu verwenden, damit benjelben 
die früher im Elſaß und in den ehemaligen biichöflicy-bafelichen Landen ‘Departement Ober- und Nieder: 
thein) befejjenen Gejälle wieder verabfolgt werben, 

J. Betreffend die Verhältnifje dev Schweizerteuppen in Frankreih wird auf $ 125 des gegen- 
wärtigen Repertoriums verwieſen. 

K. Betreffend die Grenzverhältniffe zwiſchen Frantreih und der Schweiz enthält der $ 48 bes 
gegenwärtigen Repertoriums weitern Aufſchluß. 

L. Betrefjend die Handelsverhältnifje zwiſchen der Schweiz und Frankreich liegen weitere Nach— 
meifungen in dem $ 122 des gegenwärtigen Repertoriums. 


$ 17. Verhältniffe der Schweiz zum deutfchen Neiche und zu einzelnen 
Ständen desjelben. 


A. Durd den unter Bermittlung von Frankreich und Rußland am 25. Februar 1803 zu Regens- 
burg abgefchloffenen Hauptreceß ber außerorbentlihen Heichsdeputation über die Entſchädigungen ver- 
ſchiedener Stände des deutschen Reiches, welche in Folge des zu Lüneville am 9. Februar 1501 zwiſchen 
dem römifch-deutihen Kaifer und der franzöfiichen Republik erfolgten Friedensſchluſſes zu reguliren 
waren, find die Verhältnife der Schweiz zu dem beutichen Reiche in mehrfacher Beziehung mejentlich 
modificirt worden. (Die die Schweiz betr. Artitel des Receſſes . in den Beilagen zu diefem Repertorium.) 

B. Am 15. Juli 1803 bat die Tagjazung nad; einer vorläufigen Erörterung eine befondere aus 
den Gejandtichaften der unmittelbar intereffirten Kantone Zürih, Schwyz, Solothurn, Bafel, Schaff- 


*) Der Urtifel 3 lautet: S. M. l’Empereur d’Autriche, Roi de Hongrie et de Boheme, tant pour lui, ses heritiers 
et sen successenra que pour les Princes de sa maison, leurs heritiers et successeurs respectifs, renonce aux princi- 
pautes, seigneuries, domaines et territoires ei-apres designds, ainsi qu’k tout titre quelcongque qui pourrait deriver 
de leur possession et aux proprietss, soit dominales, soit possedies par eux A titre particulier que ces paye 
renferment. 1% Il c&de.... 2 TI code dgalement ... Enfin la seigneurie de Rharuna enclavde dans le pays 
des Grisons. 
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hauſen, St. Gallen, Yargau und Thurgau genommene Commiſſion beauftragt, über die Reſultate, melde 
ſich aus den Berhanblungen der Neichsdeputation zu Regensburg in Bezug auf bie Schweiz ergeben, 
Unterjuchungen anzuftellen und der Tagfazung anzuzeigen, wie und wo, theils zur Abmwendung des 
vielfältigen, durch Eingriffe einiger der Schweiz benachbarter deutjcher Reichsſtände zugefügten Schadens, 
theils zu möglihjter Sicherjtellung der Rechte der Schweiz gegen das deutſche Reich überhaupt, Unter: 
handlungen fünnten angebahnt werben. 

C. Am 5. August erftattete die niedergefezte Commiſſion ihren exjten, vom 1. Auguft batirten Be— 
richt, eine allgemeine Einleitung der Angelegenheit enthaltend. m diefem Berichte wurden einerjeits bie 
Verwendungen der helvetiihen Regierung für Wahrnehmung der Rechte der Schweiz bei den Verhand- 
lungen über Entichädigung der verichiedenen Stände des deutſchen Neiches, mögen dieje Verwendungen 
durch den helvetiihen Gejandten zu Paris oder durch einen auferordentlichen nach Regensburg ab- 
geordneten Gejandten (Herrn Stodar von Neuforn, aus Schaffhaufen) ftattgefunden haben, anderjeits 
die aus dem erwähnten Receſſe vom 25. Februar 1803 für die Schweiz hervorgehenden Nachtheile und 
Bortbeile, im Allgemeinen angegeben. 

Folgendes find die mwejentlichiten Veränderungen, die für die Schweiz aus ben verſchiedenen Be— 
itimmungen des Negensburgerreceijes hervorgingen: 

l. Berlujte an Befizungen. 

a. Das dem Stift Muri zujtehende Dorf Dürrenmettitetten, welches dem Kurfüriten von Württem- 
berg zugeſchieden worden ift. (Art. 6 des Receſſes.) 

b. Die dem Stifte Kreuzlingen zujtehende Herrichaft Hirichlatt, weldye dem Fürften von Hohen: 
zolfern- Hechingen zugefchieden werden. (Art. 10 des Meceffes.) 

e. Die dem Stifte Muri zuftchende Herrichaft Statt, melde dem Fürften von Hohenzollern: 
Sigmaringen zugejchieden worden. (Art. 10 des Necefjes.) 

d. Die dem Stift St. Gallen zuftehende Herrſchaft Neu-NMavensburg, welche dem Fürjten von 
Dietrichſtein zugefchieden worden ift. (Art. 11 des Receffes.) 

e. Die dem Stift Einfiedeln zuftehende Herrſchaft St. Gerold und bie dem Klofter St. Luzi in 
Graubünden zuftehende Statthalterei Bendern, welche dem Fürften von Najjau- Dillenburg (Fürft von 
DOranien) zugejchieden worden. (Art. 12 des Meceijes.) 

Alle dieje Befizungen (a — e) repräfentiven nach ungefährer Schäzung einen Jahresertrag von 
30—40,000 Gulden. 

1. Laut dem Artifel 29 des Neceifes hatten alle Gericht&barfeiten, Lehenherrlichkeiten und alle 
bloßen Ehrenberehtigungen der jchweizeriichen Beltzungen im! deutichen Reich aufzuhören. In Folge 
diejer Bejtimmung verloren: 

a. Das Stift St. Gallen bedeutende Yehenrechte, ſowie das Collaturrecht zu Löffingen im Fürjten- 
bergiichen. 

b. Das Stift Rheinau feine herrichaftlichen Rechte im Jeſtetten und Altenburg in der fürftlich- 
schwarzenbergifchen Landgrafichaft Klettgau, ſowie die herrſchaftlichen Rechte und bas Gollaturrecht, welche 
der Statthalterei Offtringen im Fürſtenbergiſchen bisher zugeſtanden. 

e. Das Stift Kreuzlingen diejenigen herrſchaftlichen Mechte, welche mit der im Fürſtenbergiſchen 
gelegenen Statthalterei Riederen bis jest verbunden waren. 
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d. Das Stift Zurzach feine herrjchaftlichen Rechte zu Kabelburg. 

e. Das Städtchen Rheinau die auf demjenigen Theile feines Stadtbanns, weldyer auf bem rechten 
Rheinufer Tiegt, bisanhin genofjenen Immunitäten. 

f. Der Kanton Schaffhauſen die von ihm bis jezt ausgeübten Rechte in jenem Theile bes Gemeinde» 
banns der Gemeinden Schleitheim, Ober: und Unterhallau, welche bis dahin unter fürjtlich-fürftenbergifcher 
Landeshoheit geftanden. 

IH. Durdy das dem Rurfüriten von Baden zugetheilte Bisthum Conftanz, unter deſſen oberhirt- 
licher Pflege ein großer Theil der Schweiz geitanden und meldyes fäcularifirt worden ift, wurbe der 
erwähnte Theil der Schweiz ebenfalls großen Berluften ausgeſezt. 

Als Erjaz für die vorerwähnten Verluſte wurden der Schweiz durch den Regensburgerreceß 
dagegen zugeichieden, nach Artikel 29 diejes Receſſes: 

a. Die im Kanton Graubünden gelegene Herrſchaft Tarafp. (Fährlicher Ertrag höchſtens 60 
Louisd'ors.) 

b. Das Bisthum Chur mit der Verpflichtung, für den Unterhalt des Biſchofs und des Dom— 
capitels zu forgen. 

c. Alle diejenigen Gerichtsbarkeiten, Lehenherrlichteiten und bloßen Ehrenberedhtigungen, weldye 
Stände oder Mitglieder des deutſchen Reichs bis jezt im Gebiete der helvetifchen Nepublit ausgeübt 
hatten. 

d. Das Nedht, die einzelnen Ständen ober Mitgliedern des deutichen Reichs auf helvetiſchem Ge: 
biet zuftehenden Zehnten und Bodenzinfe nad einem durch ein helvetiiches Gefez beftimmten Fuß ab- 
zulöſen. 

e. Ferner ſollten als Entſchädigung für die Schweiz angeſehen werden können: die auf dem linken 
Ufer des Rheins gelegenen Beſizungen der dem Maltheſerorden zugetheilten breisgauiſchen Stifte und 
Klöſter, indem über die in der Schweiz gelegenen Beſizungen dieſer Klöſter durch den Regensburger: 
receß ausdrüklich nicht verfügt worden iſt. 

Mit Rükſicht auf die Lage der Dinge wurde von der Commiſſion der Antrag geſtellt, es möchte 
die Tagſazung den vom 25. Februar 1803 datirten Hauptſchluß der außerordentlichen Reichsdeputation, 
welcher unter'm 24. März 1803 durch das Reich, und unter'm 27. April desſelben Jahres durch den 
deutfchen Kaifer ratifieirt worden iſt und der hinwieder durch Frankreich, als vermittelnde Macht, fich 
garantirt befindet, injoweit diefer Receß die Schweiz betrifft, unter näher bezeichneten Bedingungen an: 
nehmen. 

In Folge deifen hat die Tagſazung am 5. Auguft 1803 den nachſtehenden Beſchluß gefaht: 

Die Tagfazung nimmt die verſchiedenen Artikel des Hauptichluffes der außerorbentlichen Reichs: 
deputation, vom 25. Februar 1803, welder nachher von dem Neiche unter dem 24. März und von dem 
Kaifer unter dem 27. April des nämlichen Jahres ratificiet worden, jo weit dieſe verfchiedenen Artikel 
die Schweiz betreffen, im Namen der jchweizeriichen Eidgenoffenichaft infofern an, als ſich durch die zu 
Ausführung diejes Mecefies erforderlichen Unterhandlungen zeigen wird, daß alle betreffenden Parteien 
gefinnet feien, denſelben nach feinem wahren Sinn und ohne nachtheilige Ausdehnung für die Schweiz 
zu befolgen und auszuführen. Sollte aber dies nicht geichehen und die Schweiz durch willfürliche und 
nachtheilige Ausdehnung oder einfeitige Auslegungen der fie betreffenden Artikel bes oben erwähnten 
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Receſſes beeinträchtiget oder beichädiget werden, jo behält fid) die Tagjazuug in dein Namen der Eid- 
genofjenihaft vor, alsdann diejenigen Mafregeln zu treffen, welche das Intereſſe und die Gonvenienz 
der Schweiz erfordern werden. Über cine jede mothwendig werdende lbereinfunft wird zudem bie 
Ratification der Kantone vorbehalten. j 

D. Geftüzt auf die vorftehende Schlußnahme hat die am 15. Juli niedergefezte Commiſſion der 
Zagjazung des Jahres 1803 im Verlaufe ihrer Sizungen, betreffend die verjchiedenen Angelegenheiten, 
melde aus Anlaß des Reichsdeputationsreceſſes zur Sprache fommen mußten, zwölf befondere Berichte 
eritattet, und zwar: 

I. über die Verhältnifje der Schweiz zum KHurfürjten von Baden (Siehe $ 22 des gegenwärtigen 
Nepertoriums); 

11. über die Berhältniffe der Schweiz zum Breisgau (vejp. zu dem Herzog von Modbena-Breisgau) 
und zu dem dentjchen Orden (S. 83 19 und 25 des Nepertoriums) ; 

III. über die Verhältniffe der Schweiz zum Fürften von Oranien (S. $ 27 des Hepertoriums); 

IV. über die Verhältniffe der Schweiz zum Fürftenthum Hobenzollern-Sigmaringen (5. $ 23 des 
Repertoriums) ; 

V. über die Berhälmmiffe der Schweiz zum Fürjten von Fürftenberg (S. $ 24 des Mepertoriuns); 

VI. über die Berhältniffe der Schweiz zum Mealtheferorden (S. $ 29 des Repertoriums); 

VI. über die Berhältnifje der Schweiz zum öjterreichifchen Haufe (S.$ 18 des Repertoriums); 

VII. über die Berhältniffe der Schweiz zum Fürſten von Dietrichſtein (S. 8 26 des Repertoriums); 

IX. über die Berhältnifje der Schweiz zum Kurfürjten von Württemberg (S. $ 21 des Reperto- 
rium®); 

X. über die Berhältniffe der Schweiz zum Fürjten von Schwarzenberg (S. $ 25 des Nepertoriums); 

XI. über die Verhältniffe der verjchiedenen Bisthümer in der Schweiz (S. $ 30 des Hepertoriums) ; 

XI. über bie Berhältniffe, in weldye verſchiedene Kantone zu einander treten werben, veranlaft 
durch die Mefultate des Negensburgerrecefies (3. $ 32 des Repertoriums). 

E. Es werben die durd die vorermähnten verichiedenen Berichte angeregten Angelegenheiten bienad) 
in bejoudern Abjchnitten, jedoch in etwas veränderter Reihenfolge, dargeitellt, zumal die Tagjazung am 
8. Auguſt 1803 beſchloſſen hat, die nothwendigen Unterhandlungen mit einem jeden? deutjchen Reichs: 
fürjten abgeiondert, jedoch, wo immer möglich, zu gleicher Seit zu betreiben. 

An die Darjtellung der vorerwähnten Unterhandlungen reihet ſich dann noch die Darjtellung der 
mit dem Surfürjten (jpäter König) von Bayern gepflogenen Unterhandlungen (j. $ 22 des Neperto- 
riums), weldye aus den Verhandlungen mit Oejterreich hervorgegangen find, ſowie jene über die An— 
ſprachen an den Fürſtbiſchof von Bafel und an die fürjtbifchöflihen Landftände (©. 8 31 des Neper- 
toriumg). 


$ 18. Verhältniffe der Schweiz zum öfterreichifchen Haufe, in Folge 
des Regensburgerreceſſes. 


A. Am 29. Auguſt 1803 hat die am 15. Juli desſelben Jahres durch die Tagſazung niedergeſezte 
Commiſſion betreffend dieſe Verhältniſſe einen Bericht erſtattet, über welchen die Tagſazung am 6. Sep— 
N 
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tember in Berathung getreten ift. Aus demfelben ging vor Allem hervor, daß über bie erwähnten 
Berhältniffe dermalen noch Ungewißbeit bejteht. Im Allgemeinen nämlich wurbe daran erinnert, daß 
durch den 4. Artikel eines am 26. December 1802 zwiichen dem deutjchen Kaifer und dem erften Conful 
der franzöfiichen Republik zu Paris abgefchloffenen Vertrages über die Entjhädigungen zu Gunften des 
Herzogs von Modena und des Großherzogs von Toscana fejtgefezt worden, daß alle Rechte auf Eigen: 
thum, ſowie andere Mechte, die dem deutjchen Kaifer, als Souverän der öſterreichiſchen Erbftaaten und 
als oberjtem Neichsoberhaupte, zuftehen, demfelben vorbehalten bleiben, infofern dieſe Rechte mit der 
Vollziehung des NRegensburgerhauptichluffes bejtehen fünnen. Durch den Artifel 29 dieſes Hauptichlafjes 
aber follen alle und jede Gerichtsbarkeit eines Fürften, Standes oder Mitgliedes des deutjchen Reichs, 
gleich wie alle Lehensherrlichkeit und alle bloßen Ehrenberechtigungen künftig in dem Umfang des helveti: 
ichen Territoriums aufhören. In der am 27. April 1803 über jenen Haupiſchluß ausgeftellten faijer- 
lichen Natificationsurfunde wird zudem von einigen Punkten dieſes Hauptichluffes geredet, „deren 
Ermittlung erſt noch fünftigen Anträgen und Unterhandlungen zu unterliegen habe.” 

Da dieſe Beftimmungen vornehmlid; aud auf die öſterreichiſche Herridaft Rhäzüns in Graubünden 
Bezug haben könnten, fo hat die Tagjazung auf den Antrag der Commiſſion beſchloſſen, vor Allem die 
weitern Schritte Öfterreichs abzuwarten, zugleich aber zu erflären, die Eidgenofjenichaft betrachte die 
verjchiebenen Artitel des Negensburgerhauptichluffes, infofern diefelben die Schweiz betreffen, als ein 
Ganzes und erwarte bejtimmt, daß alle dieje Artikel (ſelbſt nach dem eigentlichen Sinn der Parijer- 
convention vom 26. December 1802) von ſämmtlichen Kontrahenten ohne irgend einen Vorbehalt werden 
in Erfüllung gebracht werben. 

ferner bemerkte die Commiffion, es ſei durch den Artikel 29 des mehrerwähnten Necefjes ber hel- 
vetiſchen Mepublif das Bisthum Chur als Erjaz für ihre Verlufte in Schwaben mit der Verpflichtung, 
für den Unterhalt des Fürſtbiſchofs, des Capitels und ihrer Diener zu forgen, abgetreten worben. Bon 
ben in der Schweiz liegenden Befizungen des Bisthums und des Domcapiteld zu Chur könne hier wohl 
jchwerlich die Rede fein, weil diejelben der Schweiz für ihre Verluſte in Schwaben feine Entſchädigung 
gewähren und der Schweiz ohnebies nicht entzogen werden fünnten; es müſſe fid) die Entichädigung 
demnach auf die außer dev Schweiz (in Tyrol und Borarlberg) gelegenen Befizungen des Biſchofs 
und des Gapitels beziehen. 

Bei Abgang maßgebender Aufſchlüſſe über die fraglichen Verhältuiffe hat die Tagſazung nad) dem 
Antrag der Commiſſion den Kanton Graubünden eingeladen, dem Biſchof und dem Domcapitel zu Chur 
die einjtweilige Verwaltung ihrer in Graubünden liegenden Belizungen wieder zu übergeben, dabei aber 
bejchlojien, jener Regierung oder noch beifer dem Biſchof und dem Domcapitel zu überlaffen, bei den 
öfterreichiichen Behörden lin Tyrol und Vorarlberg) Schritte einzuleiten, welche zur folge haben könnten, 
daß der Bilchof und das Domcapitel wieder in den Genuß ihrer auswärtigen Einkünfte eingeſezt würden; 
alles jeboch unter Verwahrung gegenfeitiger Rechte und Anſprüche. 

B. Im Widerſpruche mit dem Artikel 29 des Reichsdeputationsreceſſes, gemäß welchem der helve- 
tischen Nepublit die Verficherung gegeben worden war, daß bei Säcularifationen innerhalb ihrer Grenzen 
diefelben ohne Verluſt und Nachtheil der im beutichen Reiche gelegenen Zugehörden ihrer geiſtlichen 
Stiftungen vor fich gehen follen, ausjchlielich defjen, worüber anders verfügt worden war: einer Ber 
pflichtung demnach, die im deutſchen Reiche gelegenen Befizungen ſchweizeriſcher Stiftungen ſelbſt auf den 
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Fall der Schweiz nicht zu entziehen, wenn aud) dieſe Stiftungen fäcularifirt werben jollten, — bat bie 
öfterreichijche Regierung durch ein am 4. Deeember 1803 erlaffenes Ediet*) nicht nur fämmtliche im 
öfterreihiichen Schwaben (Landgrafichaft Nellenburg u. ſ. w.), Tyrol und Vorarlberg gelegenen Befizungen 
ſchweizeriſcher geiftliher Stiftungen, ſondern überhanpt das in den erwähnten Ländern gelegene Eigenthum 
ichweizeriicher Corporationen mit Sequefter belegt und incammerirt. 

C. Unter dem 16. April 1804 wurden die Kantone durch ben Landammann der Schweiz bei Anlaß 
der allgemeinen Tractanden in Kenntniß gejezt von den durch ihn gegen bas vorerwähnte Incamme— 
rationsedict erhobenen Einfprachen und von der bisherigen Erfolglojigkeit der diesfälligen Schritte. 

D. Am 9. Juni **) 1804 hat die Tagfazung jämmtliche auf die vorerwähnte Angelegenheit bezüg: 
Iihen Acten zur Prüfung und Berichteritattung einer Commiſſion überwiejen, (die, laut Tagſazungs- 
protofoll, durch das Präſidium bejtellt wurde aus den Herren Bürgermeifter Reinhard von Zürid), 
Landammann Reding von Schwyz, Stodar von Schaffhaujen, Miüller- Friedberg aus St. Gallen, Carl 
Reding von Argau und Morell aus dem Thurgan). 

E. Am 22. Juni jodann hat die Tagſazung, auf den Antrag der berichterjtattenden Commiſſion, den 
Landammann ber Schweiz angemiejen, dem k. k. Geſandten in der Schweiz die in ben frübern Noten 
vom 17, Januar, vom 6. und 22. Februar und 26. April 1804 bereits entwifelten Gründe zu wieder⸗ 
holen und demſelben den bejtinnmten Antrag zu jtellen, auf die Grundlage des Friedens von Yüneville 
vom 9. Februar 1801 und nach dem eigentlichen Sinne des Artikels 29 des Reichsdeputationshaupt— 
ichluffes vom 25. Febrnar 1503 den durch das Ebict vom 4. December 1803 gejtörten status quo 
wieder herzuftelfen, oder, wenn Öjterreich vorziehe, auf der durch dieſes Ediet angeordneten gegenfeitigen 
Schließung des Gebietes zu beharren, eine Unterhandlung anzubahnen, bei welcher eine billige Schäzung 
der zwiichen der Schweiz und Üfterreich gegenfeitig auszutaufchenden Bejizungen und eine vollfommene 
Entihädigung für denjenigen Theil, welcher weniger erhalten jollte, als erfte Grundlage der anzu: 
bahnenden Unterhandlung anerlannt würde. Bei diefem Anlaß wären diejenigen Gegenjtände von Seite 
Ofterreihs genau anzugeben, welde von der Schweiz an Öfterreich folften abgetreten werden, damit 
nicht3 der Willfür untergeordneter Behörden überlafjen bleibe. 

F. Am 30. Juli 1804 bat die genannte Commiſſion in einem zweiten ausführlichen Bericht 
deſſen weientlicher Inhalt im Abſchied ſteht) einen Generaletat derjenigen Beſizungen jchmweizerifcher 
Eorporationen eingegeben, welche durch das öfterreichifche Ediet vom 4. December 1803 getroffen worben 
find (fie betragen ca. 5 Millionen Franken), und ihre Anficht darüber ausgefproden, was bei der ber: 
maligen Lage der Sache weiter zu thun jet. 

Nah dem Antrag der Commiſſion hat die Tagſazung diejenigen Kantone, auf deren Gebiet Be: 
fizungen liegen, weldye der üjterreichiichen Regierung ober öfterreichiichen Corporationen zuftehen, — 
meil die öfterreichiiche Regierung in der Anwendung von Neprejjalien durd die Schweiz eine etweldye 
Rechtſertigung ibres Benehmens, vorzüglich aber die Schaffung folder factifchen Zuftände ſehen würde, 
die für das öfterreichiiche Arar günftig wären, — angewiejen, ohne befondere Autorifation des Land: 
ammanns der Schweiz ſich feine Verfügungen binfichtlich jener Befizungen zu erlauben. Daneben 


*, Siehe hierüber die Publication von Dr. Martin Wanner: Das Incammcerationsediet Öfterreicht genen die Schweiz. 
Schaffhaufen 1869. (156 Seiten; von Seite 115 an Beilagen.) 
*) Der Abſchied hat irrig 9. Heumonat (Juli). 
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it der Landammann beauftragt worden, jowohl von ſich aus durd) weitere Neclamationen, ald durch 
Dazmijchenkunft eidgenöſſiſcher Commiſſarien, weldyen Abgeordnete der zumeist betheiligten Kantone 
beigegeben werden könnten, bei Anlaß allfällig eingeleiteter Unterhandlungen die Nechte der Kantone und 
ihrer Corporationen auf ihr wohlerworbenes, unbezweifeltes Eigenthbum, und die gerechten Anſprüche 
der jchweizeriichen Eidgenoſſenſchaft anf eine den allgemein angenonmenen völferrehtlihen Grundſäzen 
angemejjene Behandlung von Seite Sr. ka k. Majeftät, auseinander zu ſezen. Beſonders aber ift dem 
Landammann empfohlen worden, dafür zu jorgen, daß das Eigenthum der Kirchen» und Armenanftalten, 
ſowie dasjenige der Gemeinden, welches alles als Privateigenthum angejehen werden müſſe und worüber 
jelbft die Kantonsregierungen zu disponiren fein Mecht haben, auf feinen Fall gefährdet werde, 

G. Während ber Dauer ber ordentlichen Tagjazung von 1804 fonnte auf die am 22. Juni den 
Zandammann der Schweiz aufgetragene, von demjelben erſt am 18. Auguft aberlajjene Zuſchrift (ſiehe 
oben litt. E) von Seite des k. k. Gejanbten feine Erwiderung erfolgen. 

H. Am 10. juni 1805 wurde der Tagjazung über die bis anhin erfolglojen Bemühungen der durd) 
den Landammann der Schweiz ernannten eidgenöſſiſchen Commiſſarien (Herr von Mülinen, Schultheiß 
des Kantons Bern, und Herr Stodar von Neuforn, Sefelmeifter des Kantons Schaffhaufen) Bericht 
erftattet. Bom Anfang des, November bis zum 7. December 1804 hatten biejelben mit dem öfterreichiichen 
Geſandten in der Schweiz Eonferenzen bejtanden *). Am 16. Januar 1805 wurden diefe Conferenzen 
wieder fortgeſezt bis diejelben Anfangs März des nämlichen Jahres wieder eingeftellt werden mußten. An 
den leztern Eonferenzen hatten Abgeordnete der betheiligten Kantone Antheil genommen Am 13. April 
1805 hat der Landammann der, Schweiz, in Übereinftimmung mit den eidgenöffiichen Commiſſarien und 
den Abgeordneten der meift betheiligten Rantone, dem öfterreichiichen Hofe neue Ausgleihungsvorichläge 
übergeben. Eine einläßliche Erwiderung auf diefe Vorſchläge war bis jezt noch ausgeblieben. 

Bei einer jolden Lage der Dinge hat die Tagfazung die vorliegende Angelegenheit einer Commiſſion 
zu weiterer Bequtachtung überwieſen. 

J. Am 28. Juni 1805 bat der Yandammann der Schweiz der Tagjazung Kenntniß gegeben von 
einer jo eben erhaltenen Note des öfterreichiichen Gejandten, die Anzeige enthaltend, daß er bevollmächtigt 
worben fei, bie Gefinnungen jeiner Regierung über die am 13. April 1805 eingegebenen Ausgleichungs: 
vorjchläge darzulegen. 

K. Am 1. Juli 1805 bat die Tagſazung auf den Bericht der niedergejezten Commiſſion das in 
ber vorliegenden Angelegenheit von dem Landammann der Schweiz und ben eidgenöſſiſchen Commiſſarien 
bisher bethätigte Verfahren gebilligt und verdankt und dem erſtern die Vollmacht ertheilt, unter ſeiner 
Leitung durch die eidgenöſſiſchen Commiſſarien auf der Grundlage der mehrerwähnten Note vom 13. April 
und, inſofern es erforderlich ſein wird, im Einverſtändniß mit den zunächſt betheiligten Kantonen, 
die Unterhandlung mit der k. k. öſterreichiſchen Geſandtſchaft fortzuſezen. Sobald die Unterhandlung 


*) Die Protokolle dieſer Konferenzen liegen ım Bundesarchiv. Bon Seiten der ſchweigeriſchen Delegirlen waren in dieſen 
Gonferenzen folgende Grundfäze aufgeftellt worden: 11 die Bitter der Spitäler, Armenanflalten, Gemeinden und weltlichen 
Bemeinheiten, melde in feiner Rulficht für Stantseigenthum angeiehen werden Türmen; ferner 2) die Kapitalten aller Art, 
als welde auf den beabfichligien Zwel einer Gebietajönderung (Neronbirung ) feinen Bezug haben, von der Unterhandlung 
herauszunehmen und ihren Eigenthümern in ruhigen Beſiz zu überlafien; und endlich 3) von den unter Sequeiter liegenden 
Gegenſtänden bis zum Schluß der Negotiation nichts zu veräußern. 


($ 18) 45 


mit dem öſterreichiſchen Gejandten auf den Punkt gebradjt jein wird, daß ein Vertrag abgejchlofien 
werben könne, fo joll auf die Grundlage eines folchen Vertrages eine Übereinkunft unter den betheiligten 
Kantonen, betreffend die Vollziehung diejes Vertrages, eingeleitet und der abgejchloffene Vertrag wie die 
erzielte Übereinkunft jollen ſodann gleichzeitig den Kantonen zur Ratification mitgetheilt werben. 

L. Durch den Artifel 8 des am 26. December 1805 zu Preßburg abgeichloffenen Friedensvertrags 
zwiſchen dem römiſch-deutſchen (öfterreichiichen) Kaifer und dem Kaiſer der Franzofen hat Oſterreich 
abgetreten : 

1. An den König von Bayern ımter Anderem die Grafihaft Tyrol, die jieben Herr: 
ihajten vor dem Arlberg mit ihren Enclaven, die Grafſchaft Hohenems, die Graf- 
ihaft Königseck-Rothenfels, die Herrichaften Tettnang und Argen und die Stadt Lindau mit ihrem Gebiet. 

2, Dem König von Württemberg unter Anderem die Landarafihait Nellenburg, die 
Pandvogtei Altdorf, mit dem, mas von berfelben abhängt (mit Ausnahme der Stadt Conſtanz), und 
einen Theil des Breisgaus. 

3. Dem Kurfürften von Baden das Breisgau und was davon abhängt (mit Ausnahme des— 
jenigen Theiles, welcher an Württemberg abgetreten worden it), die Stadt Eonjtanz, die Kommende 
Mainau. 

4. Dagegen wurde die Würde eines Großmeifters des deutſchen Ordens mit dem Befiz der Güter 
diejes Ordens in einer Linie des öfterreichiichen Hauſes als erblich erflärt. 

Alle diefe Abtretungen find mit allen denjenigen Rechten erfolgt, mit welchen der deutſche und öſter— 
reichifche Kaijer oder Prinzen feines Haufes die abgetretenen Fürftenthümer, Herrichajten, Domänen und 
Gebiete beſeſſen hatten. 

Da weitaus der größte Theil bes von Seite Oeſterreichs am 4. December 1803 incanmerirten 
ſchweizeriſchen Eigentums in demjenigen Gebietstheilen gelegen tft, welche nach dem Friedensſchluſſe zu 
Preßburg an Bayern, Württemberg und Baden abgetreten werden mußten, jo find folgegemäß auch Ver— 
änderungen in denjenigen Schritten eingetreten, welche jchweizeriicher Seils für Wiedererlangung des 
durch das öſterreichiſche Edict vom 4. December 1803 incammerirten Eigenthums unternommen worden, 
wie aus der nachitehenden Angabe des Nähern vernommen werben Fanıt, 

M. Am 14. juni 1806 wurde der Tagjazung über diejenigen Berhandlungen, betreffend die durch 
das öfterreichifche Edict vom 4. December 1803 erfolgten Incammerationen, welche jeit dem Schluß ber 
Tagjazung von 1805 ftattgefunden hatten, Bericht erftattet: 

Zwiſchen den ſchweizeriſchen Commiſſarien und der öfterreichiichen Sejandtichaft in dev Schweiz 
jeien wiederholte Konferenzen gepflogen worden. Durd den im Spätjahr 1805 zwiſchen Oeſterreich 
und Frankreich ausgebrochenen Krieg ſeien die diesjälligen Unterhandlungen aber ins Stoten gerathen. 
Der Landammann der Schweiz habe dahin gewirkt, daß durch den abzuſchließenden Friedensvertrag 
das öfterreichiiche Edict vom 4. December 1803, betreffend die Incammerationen, ſowie deijen Folgen, 
aufgehoben würden; durch den zu Preßburg abgejchlofjenen Frieden ſei der diesfalls gehegten Er- 
wartung aber nicht entiprochen worden. Aus dem feitbem ftattgefundenen Bermendungen gehe hervor, 
daß Frankreich, von ber vorliegenden Angelegenheit vollfommen unterrichtet, zu Unterjtüzung der 
ſchweizeriſchen Intereſſen aufgerufen, nur geringen Antheil an einer glüklichen Löſung der obwaltenden 
Verwiklungen nehme; daß dagegen Oeſterreich die dem Spital in der Inſel zu Bern gehörigen Capitalien 


us, XXXVII 


az, 


1806, XAX 


1507, XXXII 


sa, XXXI 


46 (g 18) 


herausgegeben und zu Gunjten amberer jchweizerifcher Wohlthätigfeitsanftalten eine gleiche mildernde 
Rükficht verfprochen habe; daß die Könige von Bayern und Württemberg, an welche bei Übernahme 
ber Königswürde befondere Abgeordnete gejendet worden waren (nad München Herr von Wattenwyl, 
Sculthei des Kantons Bern, nad Stuttgart Herr Stodar von Neuforn, Setelmeifter des Kantons 
Schaffhauſen), auf das Begehren, e8 möchte in ben neu erworbenen Gebietstheilen das öjterreichiiche 
Incammerationsedict vom 4. December 1803 aufgehoben werden, wohl die Zufiderung guter Nachbar⸗ 
ichaft ertheilt, über die vorwaltende Sache aber noch Mangel an hinlänglicher Kenntniß des Gegenftandes 
vorgeſchüzt haben, während dagegen der Kurfürſt von Baben unter dem 24. Januar 1806 bejtimmt er- 
Härt habe, jedes rechtliche Berhältnig und jedes Eigenthum der Schweiz und ihrer Angehörigen jo lange 
beobadjten zu wollen, als die Schweiz felbit den kurbadiſchen Staaten hierin mit billiger Neciprocität 
begegnen werde. — In Folge des erjtatteten Berichts hat die Tagfazung dem Landammann und den 
eidgenöſſiſchen Commiſſarien ihre Verwendung verdankt, bie vorliegende Angelegenheit aber an eine 
Eommiffion zu weiterer Prüfung und Antragitellung gewieſen. 

N, Was die am 14. Juni 1806 niedergeſezte Commiſſion der Tagfazung, betreffend die weitere 
Betreibung ber vorliegenden Angelegenheit bei der k. württembergifchen und bei der f. bayeriſchen Re— 
gierung, angetragen hat, kann aus $ 21 und $ 22 des gegenwärtigen Repertoriums entnommen werben. 

0. Am 6, Auguſt 1806 hat Kaiſer Franz, welcher am 11. Auguſt 1804 die Würde eines erblichen 
Kaiſers von Dejterreih angenommen hatte, die Würde eines römiſch-deutſchen Kaiſers niedergelegt. 

P. Am 26. Juni 1807 berichtete der Yandammann der Schweiz der Tagjazıng, betreffend die im 
Oeſterreichiſchen jequejtrirten Capitalien jeien ſolche Erleichterungen eingetreten, daß eine baldige Er: 
ledigung der diesfalls obwaltenden Anſtände erwartet werde. 

Q. Am 9. Juli 1803 wurde der Tagſazung eine vom 31. März desjelben Jahres datirte Note 
des öfterreichiichen Miniiters der auswärtigen Angelegenheiten, Grafen von Stadion, vorgelegt, die An- 
zeige enthaltend, daf der Kaiſer von Ofterreich beichloffen babe, das Ancammerationsedict von 4. De: 
cember"1303 als aufgehoben zu betrachten und demnach die blos durch diefen Titel fequeftrirten Eapitalien 
wieder freizugeben, dergeſtalt, daß nur die allgemeinen, für Erhebung der |ntereffen und für Umfchreibung 
der Titel bejtehenden Vorichriften beobachtet werden müjlen; wohin insbefondere gehören, daß Die 
Quittungen der ſchweizeriſchen Stifte, Abteien und andern Eorporationen in Hinſicht auf deren unver: 
änderte Fortdauer durch die öfterreichiiche Gefandtichaft zu Bern legalifirt fein müffen. 

R. Durch den Artikel 3 des am 14. October 1809 zu Wien zwiſchen Öjterreich und Frankreich 
gejchlofjenen Friedens hat Öfterreichh unter Anderm an Frankreich die in Graubünden enclavirte Herr: 
ſchaft Rhäzüns abgetreten. 

8. Betreffend die zwiſchen Oſterreich und der Schweiz obgewalteten Erörterungen hinſichtlich des 
deutſchen Ordens, wird auf $ 28 des gegenwärtigen Repertoriums verwieſen. 
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$ 19. Verhältniſſe der Schweiz zum Breisgau (vefpective zum Herzog 
von Modena), in Folge des Negensburgerrecefjes. 


A. Durd) den Urtifel 2*) des am 9. Februar 1801 zwifchen dem beutjchen Reiche und ber franzö— 
fiichen Republif zu Lüneville abgeſchloſſenen Friedensvertrags ift das Fridthal, welches einen integriren« 
den Theil des Breisgaus gebildet hatte, von Öſterreich an Franfreidy abgetreten worden, und durch eine 
Rote des franzöfiichen Geſandten in der Schweiz vom 13. (micht 7.) Auguſt 1802 (Helv. Archiv, Bd. 3375) 
wurde das Frickthal an die helverische Republit übergeben. Dasjelbe wurde dem Kanton Yargan einverleibt. 

Durch den Artikel 8 des Friedensſchluſſes zu Lüneville hat hinwieder die franzöſiſche Nepublif nur 
diejenigen Schulden der ihr von Oeſterreich abgetretenen Länder übernommen, weldye entweder von An: 
leihen herrübrten, die die Stände den abgetretenen Ländern fürmlid) zugeftanden hatten, oder bie aus 
Ausgaben für die wirkliche Verwaltung diejes Landes entitanden find. 

B. Die Landftände des Breisgaus haben den Herrn Syndicus Engelberger vermittelft eines vom 
14. Juli 1803 datirten Greditivs an die Tagfazung abgejendet, um verjciedene Grundjtüte und Gefälle, 
welche breisgauiiche Eorporationen im Fridthale beſaßen, zu vindiciven. Aehnliche Reclamationen wurden 
in Hinficht auf im Frickthal gelegene Güter des deutſchen Ordens durch den Land-Commenthur der Balley 
Eljaß eingegeben. (Ziche $ 23 des gegenwärtigen Repertoriums.) 

C. Auf den Antrag der am 15. Juli 1803 betreffend die Angelegenheiten mit Deutſchland nieder: 
gejejten Commilfion bat die Tagfazung am 13. Auguſt beichlofjen, es fünne auf die eingegebenen Re— 
elamationen aus dem Grunde nicht eingetreten werben, weil das Frickthal nicht in Folge des Megens: 
burgerhauptrecefies, fondern bereits früher durch Öfterreih an Frankreich und von lezterm an die 
Schweiz unbedingt abgetreten worden jei; zudem jei das Fridthal kraft des Lüneviller Friedens von 
allen Rechten und Anſprüchen des rechten Rheinufers losgefprohen worden. Wollen dennod Re— 
clamationen erhoben werben, fo jeien biefelben an Frankreich oder ben Kaifer, nicht aber an die Schweiz 
zu richten. In Rükſicht auf die traurige Lage des Stiftes Sädingen zeigte ſich indeß die Michrheit der 
Tagſazung geneigt, demfelben jeinerzeit eine verhälmigmäßige Unterſtüzung zu bemilligen. 

D. Am 6. September 1803 hat die am 15. Juli desjelben Jahres niedergejezte Commiſſion bie 
Tagſazung aufınerffam gemacht, daß auf den in der Schweiz liegenden Befizungen der breisgauifchen 
Stifte und Klöſter verjchiedene Schulden haften, die in drei Elaffen eingetheilt werden fünnten. In bie 
erſtere gehören diejenigen Gläubiger, welche eine fpecielle Hypothek auf die in der Schweiz befindlichen 
Gefälle und Befizungen des Kloſters St. Blafien befizen; in die zweite Clafje diejenigen Gläubiger, die 
durch eine Generalhypothek auf alle Beftzungen des Stiftes St. Blafien verfichert find und von welchen 
mehrere in Folge künftig zu erzielender Verlommniſſe auf die in der Schweiz liegenden Befizungen und 
Gefälle dieſes Stiftes angewieſen werden können; in bie dritte Claſſe gehören endlich die ilfiquiden Schulden. 
Unter den leztern befänden ſich verichicdene in den Jahren 1616-1623 bem Brälatenftande im Breis- 
gan gemachte Anleihen, ſowie eine an die Prälaten, Grafen und Freiherren der vorderöſterreichiſchen 


Die auf das Fridthal bezügliche Stelle des Art. 2 lautet: «..... Sont pareillement esdds & Ja Röpublique 
frangoise par Sa Majeste Imperiale et Royale et du consentement formel de l’Empire. 1% .... 2° Le Frickthal 
et tout ce qui appartient » la maison d’Autriche sur la rive gauche du Rhin, entre Zurzach et Bäle. La Repu- 
blique frangoise se nöservant de eéder ce dernier pays a la Röpublique helvetiqne. » 
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Lande jeit den jahren 1612 und 1620 ber Stadt Baden im Aargau zuftehende Anforderung, welche bis 
zum wejtphäliichen ‚Frieden richtig verzinjet worden war, deren Verzinſung aber ſeitdem ausgeblieben, 
weil die durch jenen Frieden vorgefchriebene Ausjönderung der Schulden der elſäßiſchen Klöſter von 
jenen der kreisgauifchen Klöfter nicht zu Stande gekommen. 

Über die Meclamationen der oben aufgezählten Schulden wollte die Tagtazung für einmal nicht 
eintreten, ungeachtet die Gejandtichaft des Standes Solothurn das Begehren zu Prototoll gegeben 
hatte, e8 möchten die in der Schweiz gelegenen Befizungen und Gefälle der breisgauiichen Stifte und 

ms. Lxxvii.s Klöſter zum Vortheil der oben erwähnten Gläubiger ſequeſtrirt werden. 

E. Am 11. Juni 1804 hat die Tagſazung betreffend die von Seite der Geſandtſchaften der Stände 
Unterwalden und Solothurn vorgetragenen Reclamtionen, welche, geftüzt auf Schuldforderungen 
dortiger Angehöriger an den breisgauifchen Prälatenftand, erhoben worden, bejchloffen, dieſe Angelegen: 

Is. Ll.e. heit an eine Commiſſion zur Prüfung zu weiſen. 

F. Auf den Bericht diefer Commiſſion hat die Tagjazung am 18, Juni in Vermeidung anderer jezt 
faum vortheilhajterer Schritte, den Landammann der Schweiz erjucht, die Negierungen der Kantone 
Solothurn und Yargan, in deren Gebiet Befizungen und Gefälle breisgauifcher Klöſter liegen, aufzu: 
fordern, ſich der bedrängten Gläubiger gemeinschaftlich anzunehmen und zu tradıten, durdy gemeinjame 
Vermittlung einen Bergleich oder eine gütliche Ausgleichung zwiſchen den Ereditoren (zu weldyen auch die 
Stadt Baden im Aargau und einige dortige Particularen gehören) und den betreffenden Stiften und 
Klöſtern zu Stande zu bringen. Sollten, wider alle Bermuthung, dieſe Klöſter fich in gar nichts einlafjen 
wollen, jo würden die Regierungen jelbit Mittel genug in Händen haben, dieſelben dazu auf die eine 

104, Lie. oder andere Weile anzuhalten. 

G. Am 11. Yuli 1805 wurden durch einen bejondern Abgeordneten des Herzogs von Mobena- 
Breisgau Namens des Präfidenten und der Räthe von Breisgau und der Ortenau dringende Vorftell- 
ungen eingegeben über die von verfchiedenen ſchweizeriſchen GHläubigern des breisgauifchen Prälaten- 
jtandes angedrohte Sequejtration der auf jchweizerifchem Gebiet gelegenen Beſizungen breisgauticher 
Stifte, und das Begehren geftellt, es möchte allen jolden Zwangsmaßregeln für jo lange Einhalt 
gethban werben, bis nah dem Sinne des Art. 54 des weitphäliichen (münfterfchen) Friedens von 
24. October 1648 die Schulden der ehemaligen vorderöfterreichifchen Lande zwifchen den breisgauiichen 
und den ehemaligen elſäßiſchen Ständen liquidirt und vertheilt fein werden. 

1ait, XXxXxVII Die Taglazung hat die eingelangte Boritellung durch eine befondere Commiſſion unterjuchen laſſen. 

H. Auf den Antrag der berichterjtattenden Commiſſion hat die Tagjazung am 15. Juli beichloffen, 
es habe bei den auf Beranftaltung der Regierungen der Stände Solothurn und Aargau getroffenen 
Verfügungen fein Bemwenden, in der Erwartung, daß die Fortfezung der angebahnten Tonferenzen und 
die Billigkeit beider Theile einen vergnüglichen Vergleich zu Stande bringen werben, durch welchen alle 
weitern Maßregeln unnöthig und unanmendbar würden. 

Zu der vorjtehenden Schlußnahme haben die Stände Schaffhauſen und St. Gallen mur 
unter der Verwahrung geftimmt, daß durch die zu treffenden Mafregeln weder öffentliches noch Privat: 
eigenthum der Kantone gefährdet werde. Gegen den Beſchluß haben fich erklärt die Stände Aargau, 
Waadt, Zürich und Baſel, bei weldem Anlaß die beiden leztern ad protocollum zu vernehmen 
gaben, fie könnten den jeit der Tagſazung von 1804 getroffenen Mahregeln, gegen welche Vorftellungen 
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eingetommen, wicht beipflichten, fondern fie müßten wiünfchen, daß es bei der durch die Tagjazung von 
1804 dem Geſchäfte gegebenen Einleitung verbleibe. 

J. Nachdem durdy Artitel 8 des Preiburgerfriedens der größere Theil des Breisgau's an ben 
Kurfürften von Baden abgetreten worden, fanden bie weitern Verhandlungen hinfichtlich der verſchie— 
denen Berhältnifje der Schweiz zum Breisgau mit der furbabifchen Regierung jtatt. Diefelben werden 
aber des Zufammenhanges wegen hier fortgejezt dargeſtellt. 

K. Aın 17. Juni 1806 ift der Tagfagung durch den Landammann der Schweiz Bericht erjtattet 
worden über den Standpuntt der Verhandlungen, betreffend die Anſprachen an den breisgawifchen 
Prälatenftand, binfichtlich welcher Anſprachen einerfeits von Seite der Gläubiger auf die in dem Kanton 
Aargau gelegenen Befizungen des Stiftes St. Blafien Sequefter gelegt worden jei, was von Seite des 
Kurfürften von Baden ebenfalls einen Sequefter auf die im Breisgau gelegenen Stiſt⸗ſt. gallifchen 
Befizungen hervorgerufen habe, und binfichtlich welcher anderjeits der Kurfürſt von Baden fic unterm 
27. Mai an den Landammann der Schweiz gewendet hat. 

Nach einer hierauf erfolgten vorläufigen Berathung, bei welcher die direct interejfirten Kantone 
Solothurn, Aargau und Unterwalden ihre Anſchauungen vortrugen und geltend machten, daß St. Blafien 
nie gejonnen gemwejen jei, die Sache in billiger Weile zu vergleichen, daher andere Mittel angewendet 
werden müſſen, wurde der Gegenjtand zu näherer Prüfung an eine Eommiffion gewiejen. 

L. Auf den von der niedergeſezten Commiffion erftatteten Bericht hat die Tagfazung am 1. Juli, 
im Widerſpruch mit den zumächjt betheiligten Kantonen Unterwalben, Solothurn und Aargan, 
beichlejien, den Landammann der Schweiz zu bevollmädhtigen, mit Baden über den vorliegenden Gegen: 
jtand, den Mechten der Gläubiger unbeichabet, eine befondere Unterhanblung anzubahnen, zu dieſem Zwek 
einen bejondern Commiſſarius zu ernennen und den leztern zu beauftragen, als Vermittler mit Zuzug 
der Bevollmächtigten der intereffirten Gläubiger mit dem in der nämlichen Eigenjchaft von babijcher 
Seite zu Gunften der Abtei St. Blafien ernannten Gommifjarius einen vergnüglichen Vergleich zu 
Stande zu bringen. Gleichzeitig jollen die nächftbetheiligten Stände eingeladen werben, mit allen fernern 
rechtlichen Schritten inne zu halten, bis der beabfichtigte Vergleich erzielt, oder bis der Tagjazung des 
Jahres 1807 über die Lage der Sadyen zu weiterer Verfügung Bericht erftattet jein werde. 

M. Am 11. Juni 1807 hat der Yandammann Bericht erftattet über die Ergebniffe der im December 
1806 und im Januar und Februar 1807 zu Bafel zwifchen einem eidgenöſſiſchen Commiſſarius (Herrn 
Staatsrat Heußler von Bajel) und einem großherzoglich-badiſchen Commifjarius (Herren Oberhof: 
gerichtsrath Muth) jtattgefundenen Unterhandlungen, betrefjend die Anſprachen verjchiedener Gläubiger 
aus den Kantonen Unterwalden, Solothurn und Aargau an den breisgauifchen Prälatenftand. (S. die 
daherigen Acten und Protokolle in Band 584 des eidg. Mediationsardivs.) An Folge deſſen haben 

I. die aargauiichen Gläubiger (die Stadt Baben) eine am 28. Januar 1807 zu Baſel abgejchlofjene, 
von beiden Theilen ſeitdem (vom Großherzog von Baden am 2. Februar und von der Stadt Baden 
am 9. März; 1807) ratificirte Übereinkunft getroffen, gemäß welcher fie drei Viertheile der Eapital: 
ſumme ihrer Anjpraden erhalten haben. 

I. Die von dem Oberften Joſt Greber zu Solothurn abjtammenden Gläubiger haben zu einer 
ähnlichen, am 13. Juli 1807 zu Waldshut abgejcjlofjenen Übereinkunft entweder bereits beigeftinmt 
ober wenigitens annäbernde Gefinnungen an den Tag gelegt, und man dürfe hoffen, daß auch dieſer 
Theil der Streitigkeit bald werde gehoben werden. 
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Il. Dagegen haben andere Gläubiger (aus den Familien Vallier, Vigier, Stoder und von Roll) 
zu feinem folchen Vergleiche die Hand bieten wollen, jonbern fich vorbehalten, ihre Anjprüche auf dem 
Wege des Rechtes zu betreiben. 

Nachdem die Gefandtichaft des Standes Solothurn das Begehren gejtellt hatte, daß beim Miß- 
lingen eines Vergleiches die Angelegenheit nicht auf biplomatifhem Wege durch die Tagfazung, ſondern 
auf dem Wege des Rechtes durch die Parteien jelbft betrieben werben jolle, hat die Tagſazung, unter 
Verdankung der durch den alt-Landammann der Schweiz, Bürgermeifter Merian, und durch den Staats: 
rath Heugler bethärigten Verwendung, die Erwartung ausgeſprochen, es werben die noch unerledigten 
Neclamationen auf gleiche Weiſe wie die erledigten zum Ziele geführt werden, und demnach dem Lanb- 
ammann der Schweiz die frühern Vollmachten erneuert. 

Die Gefandtihaften der Stände Unterwalden und Solothurn haben zu vorftehendem Be- 
ichluffe nicht geftimmt. 

N. Am 11. uni 1807 ift der Tagſazung ferner vorgelegt worden ein Bericht bes Herrn Merian, 
alt-Landammann der Schweiz, betreffend 

I. eine Anforderung der Familie von Blanta in Graubünden, als Erbin bes Ritters Rudolf Blanta 
von Wildenberg, an die gemeinen Stände der vorberöfterreichiichen Lande im Betrage von fl. 60,000 
Capital, 

II. zwei Anſprachen des Herrn Proſeſſor Falkner zu Baſel, auf ſämmtliche Stände der vorber- 
öſterreichiſchen Lande, und 

II. eine Anſprache des nämlichen auf den Markgrafen Philibert von Baden. 

Der Landammann ber Schweiz hatte diefe Anſprachen dem badifchen Eommifjarius, Herrn Ruth, 
empfohlen und die Tagjazung hat für diefelben ben Landammanı der Schweiz um fernere Berwendung 
erfucht. 

O. Durch die vom 12, April 1808 datirten Tractanden für die ordentliche Tagfazung des Jahres 1808 
hatte der Landammann dev Schweiz angezeigt, es fei, betreffend die Anſprachen verjchiebener Gläubiger 
an den breisgauifchen Prälatenſtand, in der jüngften Zeit wieder eine Eonferenz veranitaltet worden. Bei 
der Unmöglichkeit, den Ausgang der diesfälligen Verhandlungen voranszufehen, werde diefer Gegenftand 
der Aufmerkſamkeit der Kantone ferner empfohlen.*) 

P. Um 1. Juli 1808 hat die Tagjazung auf das Begehren der Sejandtichaft des Strandes Schwyz 
eine vom Jahr 1622 herrührende Anipradye der Erben des Freiherrn Niclaus von Tritten (die Familien 
Müller, Wäber u. A.) an die gemeinen Stände ber vorderöfterreihiihen Lande dem Landammann der 
Schweiz zu möglichfter Berükſichtigung und gutfindender Verfügung überwieſen. 

Q. Am 11. October 1811 hat die Tagjazung auf das Begehren ber Kantone Lucern, Schwyz; 
und Unterwalden die Angelegenheit ber diefen Kantonen angehörenden Erben des Baron Niclaus 
von Tritten abermals dem Landammann der Schweiz empfohlen, damit auf diplomatiſchem Wege 


*) Durch einen am 30, Juni 1808 zu Lucern pwiſchen dem badifchen ®elandten und den Bevollmädtigten jämmtlicyer 
oben erwähnten ſolothurniſchen und unterwaldenſchen Glaubiger unterzeichneten Vergleid, der am 10, December 1808, unter 
dem Datum freiburg im Breisgau, zum Zwel der Ausmwechälung dur den badijchen Bejandten ſowohl, als durch bie inter 
effirten Gläubiger definitiv unterzeichnet worden ift, wurden — nachdem durch die Dazwijdenlunft des Landammanns ber 
Schweiz die gegenfeitigen Urkunden ausgewechſelt worden — die vorerwähnten Anftände gänzlich beleitigt. 
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möglihjt dahin gewirkt werde, die Ereditoren durch einen billigen Vergleidy zufrieden zu ftelen. (Das 
urjprünglide Darleihen von 1622 hatte 18,000 Gulden betragen, und es hatte die Tagſazung ſchon in 
den Yahren 1667 -69, 1758—60 und 1762 mit der Sache zu thun gehabt.) 

R. Berreffend die Anftände zwifchen dem Kanton Margau und dem Großberzjogtfum Baden 
wegen des ehemaligen ft. blajiichen PBriorats Sion, wird auf $ 20 bes gegenwärtigen Repertoriums 
vermieien. 


F %.. Berhältniffe der Schweiz zum Kurfürften (fpäter Großherzog) 
von Baden, in Folge des Negensburgerrecefles. 


A. Durch den Artitel 5 des Hauptdeputationsreceijes von Regensburg wurde dem Markgrafen 
von Baden (welchem in dem Artikel 31 des nämlichen Receſſes die Würde eines Kurfürſten ertheilt 
werden war) unter Anderm zugetheilt: das Bistbum Konftanz, ber auf dem redhten Rhein: 
ufer gelegene Reft des Bisthums Bafel, die Abteien Petershauſen, Reihenau und 
DOchningen, die Abtei Salmansweiler, mit Ausnahme von Oftrah, die Reichsſtädte 
Ueberlingen, Biberah und Pfullendorf. 

B. Am 26. Juli 1803 hat Herr Baron Bauer von Heppenftein, Präftdent des badiſchen Hofraths: 
collegiams zu Eonitanz, in der Eigenſchaſt eines bevollmächtigten Commiffarius für vertragsgemäße Er- 
ledigung der zwiichen der Schweiz und Baden obwaltenden Anftände, der Tagjazung ein Beglaubigungs- 
schreiben eingegeben. 

C. Am 29. Juli hat der badische Bevollmächtigte ſchriftlich den Antrag geftellt, es möchten einer 
ſeils die frühern mit der helvetiihen Negierung gepflogenen Unterhandlungen über Abtretung der Be: 
fıaungen des ehemaligen Fürftbifchofs von Eonftanz wieder aufgenommen und daneben anderjeits ber 
auf Fürftbifchöflich - conftanziiche Befizungen in der Schweiz gelegte Sequefter aufgehoben und bie 
Zehntenrechte in der Schweiz zu Gumjten der an Baden übergegangenen Stiftungen bejjer gewahrt 
werben. Hieran waren Borjtellungen gefnüpft im Bezug auf die Bezahlung und den Loskauf des 
Srund: und Bodenzinſes. 

Es wurden diefe Anträge an die am 15. Juli niedergejegte Commiſſion gewieſen. 

D. Am 8. Augujt jodann hat die erwähnte Commiffion einen vom 5. Auguſt datirten Bericht über 
die Berhältniffe mit dem Kurfürſtenthum Baben der Tagjazung vorgelegt und dieſe hat dann auf den 
Antrag der Eommijfion einerjeits den Landammann der Schweiz ermächtigt, im Namen der Eidgenojjen- 
jchaft mit dem Kurfürſtenthum Baden eine gütliche Übereinkunft abzujchliegen, auf den Fall aber, daß 
ein ſolcher Abſchluß nicht erzielt werden könnte, die Verwendung der franzöfiichen Regierung anzurufen; 
— anderſeits zwei eidgenöffiiche Commiſſarien zu ernennen, welche gemeinfam mit Abgeordneten der 
zunächft beiheiligten Kantone (doc) leztere nur in der Eigenjchaft als ortsvertraute Mathgeber der eritern) 
auf die Grundlage der durch die Tagſazung feitgejezten Juſtructionen mit badischen Bevollmächtigten in 
Unterhandlung zu treten hätten, um die erwähnte Übereinkunft zu erzielen, durch welche vornehmlich 
die Rechte derjenigen Kantone gewahrt werden follen, welche Theile des bisherigen durch Baden ſäculari— 
firten Bisthums Gonftanz gebildet hatten, 
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E. Am 10. Yuguft 1803 hat die Tagjazung eine Eingabe des badiſchen Abgeordneten, betreffend 
einige Reclamationen über Gefälle im Frickthal, welche dem Fürftbiichoi von Baſel zugeftanden hatten, 
an diejenige Conferenz von eidgenöffiichen und Kantons-Abgeorbneten verwiefen, die in Folge Beichluffes 
vom 8. Auguſt im Spätjahr 1803 zu Schafihauien zufammentreten wird. 

F, Am 7. Juli 1804 haben die vom Yandammann der Schweiz ernannten eibgenöffiichen Commij- 
jarien (Herr Stodar von Neuforn, Sefelmeijter des Kantons Schaffhaufen, und Herr Earl von Reding, 
Regierungsrath des Kantons Aargau) Bericht erjtattet über die Ergebnifje der zwijchen ihnen und ben 
Bevollmächtigten des Kurjürjten von Baden zu Schaffhaujen vom 5. December 1803 bis 4. Februar 1804 
gepflogenen Berhandlungen. (Bd. 578 des eidg. Mediationsarchivs enthält die bezügl. Acten und Prototolle.) 

Die vorzügliditen Nefultate diejer Unterhandlungen waren: 

I. Eine am 6. Februar 1804 abgeſchloſſene Convention, durd; welche die von der Säcularifation 
des Bisthums Conſtanz herrührenden gegenjeitigen Verhältniffe vequlirt worden. 

II. Eine Uebereintunft vom 6. Februar 1804 zu Ausjönderung zwiſchen den Kantonen, welche in 
Folge der vorerwähnten, mit Baden abgejchloffenen Convention bie in ihrem Gebiete gelegenen Be: 
ſizungen und Gefälle des chemaligen Hodhitiftes und Domcapitels Eonjtanz übernahmen. 

Die Tagfazung ertheilte diefen beiden Konventionen (j. diefelben unter den Beilagen zu dieſem 
Repertorium), die den Kantonen durch Kreisjchreiben vom 16. April 1804 mitgetheilt worden waren, 
bie Ratification. Bei diefem Anlaß bat der Kanton Zürich ſich gegen alle Forderungen und Anſprüche 
verwahrt, welche weiter als die abgejchlofjenen Konventionen gehen; die Stände Appenzell und 
Graubünden aber haben fid) gegen einen jeden Nachteil verwahrt, der für fie aus den genannten 
Eonventionen entftehen könnte. Ein weiter gehender Antrag der Geiandtihaft von Unterwalden, 
betreffend einerjeits das Eigenthum eines auf der Grenze zwifchen den Kantonen St. Gallen und 
Thurgau gelegenen Waldes (Art. 10 der Übereinkunft) und anderſeits die Art und Weiſe, wie dem 
bisherigen Biichof und Domcapitel zu Gonftanz die zugefchiedenen Penfionen ausbezahlt werden jollen, 
blieb auf fich beruhen. Dagegen wurde den eidgenöffiichen Commifjarien in einer feierlichen Urkunde 
ihre Dienftleiftung verdantt und es wurden die Kojten der jtattgefundenen Unterhandlung auf die Central: 
caffe verlegt. Der Landammann der Schweiz aber ijt angewieſen worden, die Herren Commifjarien auf 
angemefjene Weife aus der gleichen Caſſe zu bonoriren. 

G. Am 16. Juni 1804 haben die ſchweizeriſchen Kommiffarien der Tagfazung berichtet, es habe 
der Rurfürft von Baden in Folge der zu Schaffhaujen ftattgefundenen Unterhandlungen durch eine 
am 20/28. April 1804 von Seite feiner Bevollmächtigten den eidgenöffiichen Commifjarien zugeftellte 
Note auf die in der Scyweiz gelegenen Bejizungen und Gefälle, melde dem Fürftbiihof von Baſel 
angehört hatten, unter ber Bedingung Berzicht geleijtet, ſich ebenfalls jeder mit diefen Befizungen und 
Gefällen verbundenen Laſt entjchlagen zu können. 

Die Gefandtichaften der Stände Zürich und Solothurn jtellten das Begehren, es möchten bie 
in der Schweiz gelegenen Befizungen des ehemaligen Fürftbiichojs von Baſel für ein Mal im Namen 
aller Kantone und ohne alle Präjudiz für bie intereffirten Kantone verwaltet, durch einen unparteiiichen 
Richter aber die Frage entjchieden werben, fowohl über das Eigenthum dieſer Gitter, als über die 
Entſchädigung der fürſibiſchöflichbaſelſchen Gläubiger, unter welch’ lezteren der Kanton Zürich eine 
Anſprache des Herrn Heinrich Tauenftein zu Zürich für eine im Jahr 1791 den bafelichen Landjtänden 
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geliehene Summe von fl. 44,000 — und Solothurn eine Forderung von Fr. 64,000 an den Fürſt— 
biſchof von Baſel zu Vrotofoll gab. Der Kanton Solothurn verlangte zudem eine Verwendung zu 
Gunſten feiner Anfprache bei der franzöfifchen Regierung. Dagegen bemerkte der Stand Bafel, bie 
franzöſiſche Regierung jcheine zum Vortheil der Ehrenlegion auf die im Kanton Baſel gelegenen Be: 
fizungen des Fürftbiihofs von Bajel Anfprucd machen zu wollen und es glaube der Kanton Bafel bie 
Unterftüzung der Eidgenoſſenſchaft anſprechen zu können, damit biefe Befizungen ihm als Erſaz über: 
lafjen werden für diejenigen Grundſtüke und Gefälle, die der Kanton Bajel in den biſchöflich-baſelſchen 
Landen beſeſſen hatte und die derjelbe verloren habe, Auch der Stand Aargau verwahrte ich gegen 
eine jede Einmiſchung der Tagjazung oder einzelner Kantone in Hinficht der im Frickthale gelegenen 
bifchöflich-bajeljchen Befizungen, weil das Frickthal nicht kraft des Regensburgerreceffes, jondern ſchon 
in Folge des Lüneviller Friedens an den Aargau gelangt jei. — Die Tagjazung begnügte fi, von 
der Anzeige der Beendigung der mit Baden ftatt gehabten Unterhandlungen, betreffend die im der 
Schweiz gelegenen Befizungen des Yürjtbiichofs zu Bafel, Vormerkung zu Protofoll zu nehmen, und 
bei diefem Anlaß die am 17. September 1803 zu Protofoll genommene gegenfeitige Verwahrung jämmt: 
licher bei den Berhandlungen über den NRegensburgerreceh intereffirten Kantone nod) für ein Jahr zu 
beftätigen. (Siehe $ 32 des gegenwärtigen Repertoriums.) 

Betreifend die weitern Verhandlungen über die Anſprachen verichiedener ſchweizeriſcher Gläubiger 
an den Fürſtbiſchof von Baſel, wird auf $ 31 des gegenwärtigen Repertoriums verwiejen. 

H. Durd) den Artikel 5 des am 26. December 1805 zwifchen dem dentjchen (und öfterreichiichen) 
Kaifer und dem Kaiſer der Franzoſen zu Preßburg abgejchlojjenen Friedensvertrages hat Dejterreih an 
ben Kurfürjten von Baden abgetreten das Breisgau mit Ausnahme einiger an Württemberg gelangter 
Theile desjelben), die Stadt Eonftanz und die Commende Mainau, in dem Sinne, daß der Kurfürft von 
Baden dieje Beiizungen mit den gleichen Rechten zu bejizen habe, mit weldyen der deutſche {und öjter: 
reichiiche) Kaifer oder Brinzen jeines Hauſes diefelben bejefjen hatten. 

J. Am 14. Juni 1806 wurde der Tagfazung vom Landammaın der Schweiz; angezeigt, daß ihm 
der Kurfürft von Baden unter dem 24. Januar bejtimmt erklärt habe, jedes rechtliche Verhältniß 
und jedes Eigenthum der Schweiz und ihrer Angehörigen jo lange beobachten zu wollen, als die Schweiz 
felbjt den kurbadiſchen Staaten mit billiger Neciprocität begegnen werde. 

K. Da in Folge des Preßburger Friedens das Breisgau an den Kurfüriten von Baden abgetreten 
worden iſt und die Verhandlungen betreffend verjchiedene Anſprachen an den breisgauifchen Prälatenftand 
bei Übernahme des Breisgaus durch den Kurfürften von Baden nod) nicht erledigt waren, fo joll hier 
auf $ 19 des Nepertoriums verwiejen werden, im welchem die frühern wie die jpätern Verhandlungen 
über dieſes Rechtsverhältniß dargeſtellt find, 

L. Am 2. Juli 1805 und 5, Juli 1806 hat die Tagſazung auf das diesfalls gejtellte Begehren 
den Kanton Aargau ermächtigt, mit dem Kurfürſten von Baden über Grenzzollverhältniffe, über öfo: 
nomijche und über Liquibationsgegenftände Verträge abzuichliegen, in dem Sinne jedoch, daß die übrigen 
Kantone durch jolche Verträge nicht gefährdet werden, zu welchen Ende je vor dem Abſchluß eines Ber: 
trages derjelbe dem Landammann der Schweiz zur Kenntniß gebracht und jeinerzeit der Tagſazung 
zur Einſicht vorgelegt werben joll. Eine ähnliche Ermächtigung iſt am nämlichen Tage den Kantonen 
Schaffhauſen, St. Gallen ımd Thurgau ertheilt worden, 
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M. Durch die Mheinbundesacte vom 12. Juli 1806, in Folge welcher ber Kurfürſt von Baden 
den Titel eines Großherzogs angenommen, hat Baden an Württemberg abgetreten bie Stabt Biberach 
mit ihrem Gebiet ($ 15 der Acte); dagegen murde die Grafſchaft Bonborf und die Städte Breun: 
lingen, Billingen und Tuttlingen mit ihrem Gebiet, infofern dasjelbe auf dem rechten Ufer der Donau 
oder der Brigach gelegen ift, von Württemberg an Baden abgetreten ; zudem hat Baden erworben das 
Fürſtenthum Heitersheim, weldyes dem Malthejerorden angehört hatte, und die deutſchen Orbenscom: 
menderien Beuggen und Freiburg ($ 19 der Acte); ebenjo die Staatähoheit über den größern Theil 
bes Fürſtenthums Fürſtenberg, die Herrihaft Hagenau, die Graffchaft Thengen, die Landgrafichaft 
Klettgau, u. |. mw. ($ 24 der nämlichen Aete). Bon diefen Landestheilen ift durch ein am 14. Auguft 
1806 erlafjenes Ediet des Großherzogs von Baden Befiz ergriffen worden. Verhandlungen, die auf 
die neu erworbenen Landestheile Bezug haben, werden daher in dem gegemmärtigen Abfchnitte dar: 
geitellt. 

N. Bermittelft eines am 17, October 1806 zwijchen dem Großherzogthum Baden und dem König: 
reich Württemberg abgejchlojienen Taufch und Epurationsvertrags hat Baden an Württemberg wieder 
abgetreten die Stadt Tuttlingen jammt bem auf der rechten Seite der Domau gelegenen Theile des 
Amtes diefes Namens, feine Rechte und Aniprachen an die Hoheit zc. über die Herrihaft Mühlheim 
an ber Donau bei Tuttlingen, feine Rechte und Anſprachen an die zu den breisgauijchen Klöſtern 
St. Mafien und St. Peter gehörig gemwejenen Scaffnereien zu Mengen und Bifjingen mit ben auf 
wiürttembergiichem Gebiet gelegenen Befizungen ber Teztern, u. j. w. Dagegen hat Baden von Wiürttem: 
berg demjenigen Theil des Breisgaus empfangen, welder durch den Frieden von Preßburg an Württem- 
berg gefallen war, u. ſ. w. Auf die durch den angeregten Austauſch jtattgefundene Veränderung ber 
Landesbeſizer wird in nachjtehender Darftellung angemefjene Rükſicht genommen. 

©. Am 26. Juni 1807 bemerkte der Yandammann der Schweiz in dem über den Stand des In— 
cammerationstwejens erjtatteten allgemeinen Bericht, die Anwendung der gegenjeitig angenommenen Grund» 
ſäze der Billigkeit und der Heilighaltung jedes rechtmäßigen Eigenthums unterhalten fortwährend die 
freundnachbarlichen Verhältniſſe zwiſchen der Schweiz und dem Großherzogtfum Baben. 

P. Am 8, Juli 1807 hat der Landammann der Schweiz der Tagfazung Bericht erjtattet über den 
Fortgang der in Folge einer am 5. Yuli 1806 (fiehe litt. L des gegenwärtigen Abjchnitts) dem Stand 
Aargau ertheilten Ermächtigung zwijchen diefem Kanton und dem Großherzogthum Baden gepflogenen 
Unterhandlungen. Auf einer zu Waldshut zwiſchen beibjeitigen Bevollmächtigten abgehaltenen Eonferenz 
jet verhandelt worden über die Feſtſezung der Staatsgrenze zwiſchen der Schweiz und dem Groß: 
berzogthum Baden längs dem Kanton Aargau, über eine verbältnigmäßige Iheilung der an ver: 
fchiedenen ehemals breisgauifchen Zollitätten längs dem Mheine erhobenen Zölle, und über alle diejenigen 
Gegenjtände, welche, nach der Ablöjung bes Fridthales von dem Breisgau und nad) deſſen Bereinigung 
mit dem Kanton Aargau, in öfonomifcher Hinficht noch zu berichtigen geblieben waren. Ueber die beiden 
eriten Punkte ſei eine Verftändigung erzielt worden, auch über einige andere untergeordnete Punkte (Rhein- 
Ichifffahrt, Fiſcherei, Gemeinds-, Stiftungs: und Kirchenvermögen ꝛc.) walten feine erheblichen Anftände 
mehr. Dagegen jeien die umfafjenden IUnterhandlungen über andere Punkte noch weit von ihrem Ziele 
entfernt; dahin gehören die Vertheilung der breisgauiſchen Schulden, infoweit der Kanten Aargau zur 
Übernahme eines Theiles derjelben durch den Friedensſchluß zu Lüneville und durch die Erklärung der 
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franzöftichen Regierung, welche die Anwendung dieſes Vertrages auf das Frickthal näher beſtimme, ver- 
pflichtet jei; die Auffindung eines billigen Grundfazes in Hinficht auf diejenigen Forderungen bes Breis- 
gaus an Defterreich, weldye durch den Friedensſchluß zu Prefburg erloichen find, und die Anſprüche 
des Großherzogs von Baden anf im Fridthal gelegene Befizungen des Stifte Sädingen, der Commenbe 
Beuggen x. Über die leztern Punkte jeien die Unterhandlungen fürmlid) abgebrochen worden und durd) 
die Bermittlung des Landammanns der Schweiz habe der Kanton Aargau den Gntjcheid der fran- 
zöſiſchen Regierung, im ihrer doppelten Eigenſchaft als Garant der Abtretung des Fridthals an den 
Kanton Aargan und als Mitcontrahent beim Frieden zu Preßburg, angerufen. Während der Erfolg 
diejes bei der franzöfifchen Regierung gethanen Schrittes noch zu erwarten ftehe, habe himvieber bie 
badiſche Regierung die Dazwiichenkunft des Landammanns der Schweiz angerufen, um den Kanton 
Aargau zu bewegen, auf einer neuen Conferenz zu freiburg wo möglich über die Ausgleihung der 
noch unberichtigten Punkte ſich zu verftändigen. Da der Stand Aargau zu ſolchen Verhandlungen 
ohne vorgängige Berzichtleiftungen Seitens Badens auf alle Anfprüche, welche bis dahin der Stein des 
Anjtoßes geweſen, nicht geneigt jcheine, Baden aber auf diefen Fall mit der Anwendung allgemeiner 
Maßregeln gedroht habe, durch weldye die freundnachbarlichen Verhältniſſe zwijchen der Schweiz und 
Baben gefährdet werden fünnten, jo müfje jid der Landammann der Schweiz von ber Tagjazung 
Weiſungen erbitten, wie er ſich in der vorliegenden Sache zu benehmen habe. — Die Gejandtichaft des 
Standes Aargau erklärte im einläßlichem VBortrage (jedoh ohne nftruction), die angeregte An- 
gelegenheit betreffe ausichlieglih den Kanton Aargau, weldyer nur inſoſern in neue Unterhandlungen mit 
Baden wieder eintreten künne, wenn Baden von früher aufgegebenen Forderungen, auf welche wieber 
zurüfgefommen werben wolle, förmlich abjtehe. Übrigens müſſe vor Allem der angerufene Entjcyeid der 
franzöſiſchen Regierung gewärtigt werden, Gegen eine jede bindende Verfügung der Tagſazung müfje 
fi) der Kanton Aargau verwahren. — Die Tagſazung hat in Folge defjen, ohne zur Zeit in der 
Sache einen bejtimmten Beihluß zu faſſen, lediglich den Kanton Aargau eingeladen, die angebahnte 
Unterhandlung mit dem benachbarten, der Schweiz befreundeten Staate mit billiger Rüfficyt auf die 
Lage der andern Kantone wieder anzuknüpfen und auf gütlichem Wege fortzufezen. Zugleich wurbe der 
Zandammann der Schweiz erfucht, fich des Kantons Aargau nachdrüklich anzunehmen und vornehmlid) 
dahin zu wirken, daß die von Seite Badens angebrachten Vorbehalte und Anſprüche wegfallen, infoweit 
biejelben mit ber vertragsmäßigen Stellung des Frickthals und mit denjenigen Rechten des Kantons 
Yargau, welche durch die franzöftiche Negierung gewährleiftet worden, unvereinbar find, Die Stände 
Teſſin und Waadt haben diefem Eonclufo nicht beigeftimmt. 

Q. Am 22. Juli 1808 hat der Landammann der Schweiz Bericht erjtattet über die Ergebniffe jeiner 
Verwendung in Hinficht der Anftände zwiichen dem Kanton Aargau und dem Großherzogrhum Baden 
in Betreff des Frickthals. — In Folge der, gejtüzt auf den Tagfazungsbeichluß vom 8. Juli 1807, 
bei der großberzoglich-babifchen Regierung eingetretenen Verwendung des Landammanns der Schweiz, 
habe die leztere jich geneigt gezeigt, von demjenigen Forderungen, welche den Abbruch der jrühern Umter: 
bandlungen veranlaßt hatten, nachzulaffen, und unter dem Vorſiz und der Vermittlung des Landammanns 
der Schweiz (von Reinhard, Biürgermeiiter des Kantons Zürich) feien daher im October 1807 der 
großberzoglich - badiiche Geſandte und aargauiſche Commifjarien zu Zürich zu einer zweiten Conferenz 
zufammengetreten. Cine dritte Conferenz habe am 21. März 1808 zu Lucerm begonnen, bei welcher 
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beide Theile eingeladen worden jeien, fich über ihre gegenjeitigen Forderungen durch Ausmittlung runder 
Summen abzufinden, die gegenfeitig anzubieten wären. Beide Theile jeien aber bei Bezeihnung folder 
Summen fortwährend zu weit auseinander geblieben, jo zwar, daß feine Verjtändigung möglich gewejen. 
‘Baden hatte feine Forderung an Aargau von fl. 280,000 auf fl. 185,000 heruntergeiezt; Aargau war 
in feinem Anerbieten an Baden nur bis auf fl. 100,000 gejtiegen). Unter ſolchen Umftänden habe am 
18. Juli 1808 der großherzoglich-badiſche Gefandte die Dazwiſchenkunft der Tagſazung angerufen, auf 
dab in Folge ihrer Einwirkung der Kanton Aargau veranlaßt werde, diejenige Averjalfumme, durch 
welche die gegemfeitige Liquidation beendigt werden jollte, auf billigere Weiſe zu bejtimmen. Die Ge— 
jandtichaft des Standes Aargau (jevod ohne Jujtruction) hat in eingehender Begründung die Er- 
wartung geäußert, e8 werde die Tagjazung bie angerufene Dazwiſchenkunft nicht übernehmen ; entgegen« 
gejezten Falles müßte jie die Rechte des Kantons gegen eine jede Einmifchung diefer Art verwahren. 

Die Tagjazung erklärte, fie halte die Bezahlung einer billigen Averfaljumme, um auf jolde Weije 
die zwifchen dem badiſchen Breisgau und bem anrgauifchen Frickthal obwaltende Liquidation zu erledigen, 
für das zwefmäßigite; fie empfehle die Anwendung dieſes Austunftmittels. Da indeſſen auf den Fall, 
daß auf dem angebeuteten Wege der beabfichtigte Zwek nicht erreicht werden Fünnte, ſowohl Baden als 
Yargau ſich bereit erklärt haben, zur fürmlichen Liquidation der gegenfeitigen Anſprachen jchreiten zu 
wollen, jo könne es der Tagjazung nicht zuftehen, einer jolchen Unterhandlung zum Nachtheil des einen 
oder andern Theils vorzugreifen. In Bejtätigung ihres Beſchluſſes vom 8. Yuli 1807 lade die Tag: 
fazung daher den Herin Landammann der Schweiz ein, in eidgenöſſiſchem Namen die Mechte des Kantons 
Yargan zu verfechten; dabei müſſe fie aber großes Gewicht darauf legen, daß bie obwaltenden weitaus- 
jehenden Jrrungen bald möglichſt nach billigen Grundiäzen beigelegt, und daß die freundnachbarlichen 
Berhältnifje zwifchen der Schweiz und Baden wieder mehr befejtiget werben. Leztern Zwek durch eine 
gütliche Ausgleihung zu erreichen, wurde der Landammann der Schweiz nachbrütlid aufgefordert. Ein 
Antrag, falls ein gütlicher Vergleich nicht zu Stande tomme, joll der Landammann an die Kantone 
Bericht erftatten — war in Minderheit geblieben. 

R. Am 26. Juni 1809 bat die Tagfazung, auf deu Antrag der Geſandtſchaft des Standes Thurs 
gau, den Landammann der Schweiz eingeladen, bei der großherzoglich-badiſchen Regierung zu Berichti- 
gung der Mifrechnungen, welche in dem am 6. Februar 1804 zwijchen der Schweiz und Baden ab- 
geſchloſſenen Bertrage, betreffend die biſchöflich-conſtanziſchen Güter (fiche oben litt. F), wahrgenommen 
worden find, und zu gänzlidyer Ausgleichung aller von jenem Vertrag herrührenden Anftände auf die 
Vornahme neuer Unterhandlungen zu dringen und bei diefen Unterhandlungen die billigen Anſprachen 
der betheiligten Kantone zu unterjtizen. 

8. Am 20. Juni 1810 hat die Gefandticaft des Lantons Aargau einen am 17. September 1805 
zu Aarau abgejchloffenen Staatsvertrag zwijchen dem Großherzogthum Baden und dem Kanton Aargau, 
betreffend die Feſtſezung der gegenfeitigen Staatsgrenze und andere auf bie Verhältnifje des (badiſchen) 
Breisgaues zum (aargauifchen) Fridthale bezügliche Gegenftände, vorgelegt (ſiehe oben litt. P und Q). — 
Es ift diefer Vertrag am 14. November 1808 durch den Großherzog von Baden und am 6. März 1809 
durd; die Regierung des Kantons Aargau ratificirt worden. Die gegenjeitigen Ratificationen wurden 
erft am 9. Auguft 1809 ausgewechſelt. — Die Tagjazung hat die Niederlegung diejes Vertrages ſ. den- 
jelben unter den Beilagen zu diefem Mepertorium) in das eidgenöffiiche Archiv beichloffen und deſſen 
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Bollziehung unbedingt zugegeben, unter dem Vorbehalt jedoch, daß feine Abänderung der in diejem 
Bertrage enthaltenen Beftimmungen, betreffend die Landesgrenze und die Zollverhältniffe, ohne Gench- 
miqung der Tagjazung jtatthaben fol, weil dieje Gegenjtände die ganze Eidgenoſſenſchaft angeheı. 

T. Durch einen am 2. October 1810 zu Paris abgeichloffenen Vertrag ift von Seite Wiürttembergs 
an Baben die Landgrajichaft Nellenburg abgetreten worden, nachdem durch einen am 31. December 1808 
zwiſchen Baden und Württemberg zu Stuttgart abgejchloffenen Vertrag, deſſen Artikel 10 und 11 auf 
die incammerirten Güter Bezug haben, bereits einige Meinere Landestheile ausgetaufcht worben waren, — 
Die meitern Verhandlungen, betreffend die in der Yandgraficaft Nellenburg und die in den übrigen 
abgetretenen Zandestheilen gelegenen incammerirten ſchweizeriſchen Beſizungen, batten daher nunmehr 
anjtatt mit Württemberg, mit Baden jtattzufinden. 


U. Die aus Anlaß des am 6. Februar 1804 zwiichen der Schweiz und Baden abgeſchloſſenen 
Staatövertrags in Betreff der Befizungen des Bisthums Conſtanz entftandenen Verwillungen wurden 
zufolge eines am 26. Juni 1809 durch die Tagjazung gefaßten Beichluffes (fiehe oben litt. R) unter 
Mitwirkung eines eidgenöffiihen Commifjarius (des Herrn Stodar von Neuforn, Sefelmeifter des 
Kantons Schaffhauſen) ausgetragen durch die drei nachgenanuten Uebereinfünfte (deren Wortlaut in den 
Beilagen zu gegemwärtigem Nepertorium zu finden ift): 

1) eine am 2. November 1809 abgejchloifene Übereinkunft zwifchen dem grofherzoglich-badijchen 
Geſandten und dem Bevollmächtigten des Rantons Margan, weldhe am 11. December 1809 durch die 
Regierung des Kantons Yargau und am 8. September 1810 durdy das großherzoglich-badiſche Mini» 
ſterium ratificirt worden ift; 

2) eine am 19. November 1809 abgeſchloſſene Uebereinfunft zwiſchen dem großherzoglich-babijchen 
GSejandten und dem Berollmächtigten des Kantons Zürich, weldie am 17. März 1810 durch den 
Kanton Zürid) und am 8. September 1810 durch das großherzoglich-badiſche Miniſterium ratificirt 
worden üt. 

3) eine am 2, Mai 1810 abgejchlojfene Übereinkunft zwiſchen dem großherzoglich-badifchen Ge— 
fandten und dem Bevollmächtigten des Kantons Thurgau, welde am 8. Septeinber 1810 durch das 
großberzoglich:badifche Minifterium und am 13. December gl. J. durdy den Kanton Thurgau ratificirt 
worden iſt. 

V. Am 12, Juni 1811 bat die Tagjazung den Landammann der Schweiz beauftragt, auf das von 
den Kantonen Schaffhauſen und Thurgau an ihn gelangende Anſuchen feine amtliche Verwendung 
bei der großherzoglich-badiſchen Negierung eintreten zu lajfen, betreffend jene incammterirten jchweizeriichen 
Bejizungen, welche in den am 2. October 1510 von Württemberg an Baden abgetretenen Gebietstheilen 
gelegen find. 

W. Auf den Bericht über die Ergebnifje einer im October 1811 zu Schaffhauſen abgehaltenen 
Conferenz, beireffend einerjeits die in den neuen Gebietstheilen des Großberzugthbums Baden Land— 
grafichajt Nellenburg 20.) gelegenen incammerirten Befizungen, die den Stantonen Schaffhaujen und 
Thurgau angehören, und anderjeits das im Kanton Yargau gelegene, früher vom breisgauiſchen Stifte 
St. Blafien abhängige Priorat Sion — welche beiden Gegenſtände auf ganz willfürliche Weiſe Seitens 
Badens miteinander in Beziehung gebradyt werden wollen, wogegen Scaffbauien und Thurgan ent- 
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fchieden Verwahrung einlegen — hat die Tagfazung am 8. Yuli 1812 den Landammann der Schweiz 
angemiejen, die Angelegenheit ber erwähnten Incammerationen nachdrüflich zu betreiben. 

X. Am 12, Juli 1813 wurde über die Berhanblungen, betreffend die Jncammerationen in Baden, der 
Tagſazung Bericht erftattet. Aus demfelben ging hervor, daß bereits am 19. Juli 1812 zwifchen dem 
badijchen Gejandten in der Schweiz und dem Bevollmächtigten des Kantons Yargau, unter Vermittlung 
des Herrn Stodar von Neuforn, als eidgenöffiihen Eommiffarius, mit Vorbehalt der Genehmigung, 
betreffend die Anftände wegen des Priorats Sion eine befondere Übereinkunft abgeſchloſſen worben ift 
(bevem Wortlaut der Abſchied enthält). Der Kanton Aargau habe bieje Übereinkunft ratificrt; von 
Seite des Großherzogthums Baden fei dagegen ganz unerwarteter Weife die Natification nicht erfolgt 
(die badifche Ablehnungserflärung enthält der Abſchied als Beilage litt. I). Auf folde Weile fei micht 
nur die Beilegung dieſer Anftände, fondern auch die Zurüfgabe der in den von Baben neu erworbenen 
Landihaften (Landgraffhaft Nellenburg 2.) gelegenen incammerirten ſchweizeriſchen Befizungen unter: 
blieben. — Auf das Begehren der betheiligten Kantone hat die Tagfazung dem Landammann ber 
Schweiz die Vollmacht ertheilt, betreffend die im Grofherzogthum Baden gelegenen incammerirten jchmei- 
zeriichen Bejizungen in ihrem Namen auf das nachbrüflichite fich zu verwenden, fei es auf bem Wege 
der Correſpondenz, ſei es durch das Mittel einer Fräftigen diplomatiſchen Einwirkung, wobei Wahl und 
Anwendung dem Landammann der Schweiz überlaffen ward, bis die betheiligten Kantone zufrieden ge- 
ſtellt fein werben. 

X. Ebenfalls am 12. Juli hat die Gejanbtichaft des Kantons Schwyz ſich vorbehalten, bie Vermwen- 
dung des Landammanns der Schweiz anzurufen im Betreff eines im Großherzogthum Baden angelegten, 
dem Klofter Einfiedeln zuftehenden beträchtlichen Capitals, welches mit Sequefter belegt worden ift. 


$ 21. Verhältniffe der Schweiz zum Kurfürften (fpäter König) von 
Württemberg, in Folge des Negensburgerreceffes. 


A. Durch den Artifel 6 des Neichödeputationsreceifes vom 25. Februar 1803 wurde dem Herzog 
von Württemberg, welcher laut Artikel 31 des nämlichen Meceffes zur Würde eines Kurfürften gelangt 
war, die von dem Stifte Muri bejeffene Hälfte des Dorfes Dürrenmetitetten, deſſen andere Hälfte 
Württemberg ſchon früher eigenthünmlich angehört hat, als Entſchädigung zugemiejen. 

B. Am 6. September 1803 hat die Tagjazung auf einen vom 2. September datirten Bericht der 
am 15. Juli miedergefezten Commiffion bejcjloffen, den Beichwerben des Stiftes Muri, daß ber 
Kurfürjt von Württemberg nit nur Dürrenmetftetten, jondern auch bie auf württembergiichem Gebiete 
befindlichen Theile der Herrichaften Blatt, Diefen und Dettenfee in Befiz genommen habe, in Gewärti— 
gung des Nejultates ber wegen der Stift-murischen Herrichajt Glatt mit dem Fürſten von Hoben- 
zollern-Sigmaringen angebahnten Unterhandlungen (fiehe $ 23 des gegenwärtigen Repertoriums), feine 
Folge zu geben. 

Ü. Durd) den Artitel 8 des am 26. December 1805 zu Preßburg abgefchlofjenen Friebensvertrages 
zwiſchen bem römiſch-deutſchen (öfterreichiichen) Kaiſer und dem Kaiſer der Franzoſen hat der erftere 
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an den König von Württemberg unter Anderem abgetreten: die Yandgrafichaft Nellenburg, die Land— 
vogtei Altdorf mit dem was von berjelben abhängt (mit Ausnahme der Stadt Conftanz) und einen 
Theil des Breisgau's. Die Berhandlungen, betreffend die in den abgetretenen Zandestheilen gelegenen 
ſchweizeriſchen Befizungen, die am 4. December 1803 von Defterreidy incammerirt worden, haben daher 
von num an mit Württemberg ftatt gefunden. 

D. Der Tagſazung wurde am 14. Juni 1806 durch den Yandammann der Schweiz berichtet, er 
habe im März den Herrn Stodar yon Neuforn, Setelmeifter des Kantons Schaffhaufen, nad Stutt: 
gart abgeordnet, um den König von Württemberg zu ber Übernahme der Königswürde zu beglük— 
wünſchen und um bei diefem Anlaß das Begehren zu ftellen, daß in den von Defterreidh erworbenen 
Gebietstheilen das öfterreichiiche Jmcammerationsedict vom 4, December 1803 aufgehoben werde. Auf 
diefes Begehren jei wohl die Zuficerung guter Nachbarſchaft ertheilt, über die vorwaltende Sadye aber 
noch Mangel an hinlänglicher Kenntniß des Gegenftandes, um ficy über diefelbe ausſprechen zu können, 
vorgejhügt worden. — Die Tagfazung hat diefe Angelegenheit an eine Commiſſion zur Prüfung 
gewieſen. (Siehe $ 15 des gegenwärtigen Repertoriums.) 

E. Am 2. Juli 1806 hat die Tagſazung den Landammann der Schweiz angewiefen, bei ber 
föniglid»württembergiichen Regierung auf die Grundlage feiner am 14. Januar gl. J. an den König 
gerichteten Zujchrift die Neclamationen der Schweiz zu erneuern und in Folge befriebigender oder 
allfälig annähernder Erklärungen bei den einzuleitenden Unterhandlungen die Nechte der Schweiz 
gehörig wahrzunehmen. 

F. Durdy den Artikel 14 der Nheinbundsacte vom 12. Juli 1806 hat Württemberg an Baben 
abgetreten die Grafſchaft Bondorf, die Städte Breunlingen, Villingen, Tuttlingen 2c.; dagegen hat es 
nad) dem Artikel 18 erhalten die Stadt Biberach jammt Gebiet, die Eommenthurei des deutichen Ordens 
Altſchhauſen ze, und gemäß dem Artikel 24 der nämlidyen Acte die Staatshoheit über die Herrichaft 
Nen-Ravensburg zc. Auch diefe Abtretung bat ficdh im Umfang der Verhandlungen mit Württemberg 
in etwas verändert. 

G. Zufolge eines am 17. October 1806 zwiſchen dem Königreich) Württemberg und dem Groß: 
berzogthum Baden abgejchloijenen Tauſch- und Epurationsvertrags hat Baden an Württemberg abge 
treten: die Stabt Tuttlingen fammt dem auf der rechten Seite der Donau gelegenen Theile des Amtes 
diefes Namens, jeine Rechte und Anfprade an die Hoheit x. über die Herrſchaft Mühlheim an ber 
Donau bei Tuttlingen, feine Rechte und Anſprache am die zu den breisgauiſchen Klöftern St. Blaſien 
und St. Peter gehörig geweienen Schaffnereien zu Mengen und Bilfingen mit den auf württem- 
bergifchem Gebiet gelegenen Befizungen der leztern, u. f. w. Dagegen hat Baden von Württemberg 
denjenigen Theil des Breisgaues empfangen, weldjer durch dem Frieden von Preßburg an Württemberg 
gefallen war. — Auch durdy den lezterwähnten gegenfeitigen Länderaustauſch iſt der Umfang der ſchwei— 
zeriichen Reclamationen an Württemberg wieder verändert worden. 

H. Am 26. Juni 1807 bat der Landammann der Schweiz berichtet, auf feine Eingabe vom 
21. April fei unter dem 26. Mai von Seite der württembergiſchen Regierung die Äußerung 
erfolgt, die Angelegenheit der Incammerationen ſoll auf demjenigen Wege, auf welchem diefelbe vor 
Abſchluß des Friedens von Prefburg behandelt worden war, zu ihrer Erledigung gebracht werben; 
um die diesfalls mothwendigen Unterhandlungen näher vorzubereiten, jehe man aber vor Allem einer 
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amtlichen Wlittheilung über den Standpunkt dev von der Schweiz mit Dem öfterreichiichen Haufe feiner 
Zeit in Folge des Hrieges und der auf den leztern erfolgten Territorialveränderungen gepflogenen 
Unterhandinngen entgegen. Dem geitellten Begehren glaubte der Landammann der Schweiz von fid) 
aus nicht entjprechen zu können, — Die Tagjazung hat die weitere Behandlung der Angelegenheit dem 
Landammanu überlaffen, damit derjelbe, Namens der Eidgenofjenfchaft und nach den Wünfchen der bethei- 
ligten Santone, alle nach Zeit und Umſtänden erforderlichen Schritte, jei es bei der k. württembergiſchen 
Regierung unmittelbar, fei e8 bei der faiferl. franzöfiichen Negierung thun möchte, deren Dazwiſchenkunſt, 
geſtüzt auf den Negensburgerreceh und auf den Frieden von Prefburg, anzurufen wäre, um die nothwendig 
gewordene Unterhandlung ihrem Ziele näher zu bringen. Zudem wurden die auf gegenwärtiger Tag: 
jazung anweſenden Sejandtjchaften der betheiligten Kantone eingeladen, ſich in einer befondern Eonferenz 
über die Art und Weije, wie die Unterhandlungen wieder aufgenommen werden jollen, zu verjtändigen 
und dann dem Yandammanı der Schweiz ihre diesfälligen Wünſche vorzutragen. 

J. Am 9. Juli 1808 hat der Landammann der Schweiz berichtet, wie durch die im Spätjahr 1807 
nad) Paris abgeordnete auferordentliche Geſandtſchaft ifiehe S 15 des gegenmärtigen Repertoriums) Die 
Angelegenheit der Incammerationen lebhaft betrieben worden, und wie der Landammann der Schweiz 
unter'm 15. Mai 1508 an die f. württembergifche Negierung das Begehren um Befreiung von ber 
Incammeration bes in den württembergiichen Staaten gelegenen ſchweizeriſchen Eigentums nachdrüflich 
gerichtet habe. Auf das leztere Begehren jei unterm 20. Juni die früher betätigte Bereitwilligfeit, die 
vorliegende Angelegenheit im Ganzen auf eine dem Umftänden angemejjene Weiſe zu berichtigen, von 
Seite der königlich-württembergiſchen Negierung wiederholt bezeugt worden, ebenjo die Abficht, die ſchon 
mehr erprobten freundnachbarlichen Geſinnungen gegen die Schweiz zu beihätigen. Zu diefem Zweke 
werben aber vor Allen genaue Berzeichniffe über das in Frage liegende incammerirte Eigenthum ver- 
langt. Schon im Herbſt 1807 ſei durch die betreffenden Kantone die Mittheilung der verlangten Ber- 
zeihniffe an Württemberg für angemejjen erachtet worden; da aber in Folge der in den Zerritorial: 
verhältniffen eingetretenen Veränderungen mehrere Verzeichniiie hätten abgeändert werben müſſen, jo fei 
deren Mittheilung an Württemberg bisher unterblieben; eine ſolche jei aber bermalen um jo noth— 
wendiger, als von derjelben die Anbahnung wirklicher Unterbandlungen abzuhangen ſcheine, und ste 
ſollte um jo jchleuniger geicheben, als die wegen ben Incammerationen in Öfterreich früher ernannten 
eidgendffischen Commifjarien (die Herren von Mülinen, Schultheiß des Kantons Bern, und Stodar von 
Neuforn, Selelmeifter des Kantons Schaffhauſen fich bereitwillig erllärt haben, im Namen der Schweiz 
diefe Unterhandlung fernerhin zu leiten. Bon Seite des Kantons St. Gallen wurde die beförderliche 
Eingabe des Verzeichniffes der incammerirten Gegenjtände verjprochen, womit danı die Sammlung 
volljtändig fein wird. — Die Tagfazung hat die weitere Leitung der vorliegenden wichtigen Angelegenheit, 
die Anbahnung wirklicher Unterhandlungen und die ans Grundjägen der Billigkeit und freundnachbarlichen 
Rükſichten berzuleitende Ausgleichung der obwaltenden Anjtände dem Landammann der Schweiz zu— 
trautensvoll empfohlen. 

K. Am 27. Juni 1809 hat die Tagfazung auf den motivirten Antrag des Kantons Schaffhauſen, 
weßwegen thunlichite Beförderung der Angelegenheit wünfchbar jei, ihren Beihluß vom 9. Yuli 1808 
betreffend die in Württemberg gelegenen incammerirten ſchweizeriſchen Befizungen, bejtätigt. 

L. Am 9. Juni 1810 hat die Tagſazung nad) vernommenem Bericht des Präſidiums über die der: 
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malige Yage des Yncammerationsgeichäftes und die zu Erledigung desjelben unausgejezt gethanen 
Schritte ihre Beichlüffe voin 9. Juli 1808 und 27. Juni 1809 wieder erneuert und bei diefem Anlaſſe 
dem Landammann der Schweiz überlafien, von den bejondern auf diefe Angelegenheit bezüglichen 
Mittheilungen des Kantons St. Gallen und von allfälligen fernern Wünjchen der beteiligten Kantone 
ben angemejjeren Gebrauch zu madıen. 

M. Am 30. Juni 1810 wurden vorgelegt, einerſeits ein Röniglich-württembergifches Schreiben vom 
23. dejjelben Monats, in welchen, in Erwiderung auf ein Schreiben des Landammanns der Schweiz 
vom 16. Mai 1810 erklärt wird: zu Verhätigung feiner freundichaftlihen Zuneigung habe der König 
ſeinem Sejandten den bejondern Auftrag ertheilt, in Unterhandlungen zu treten, durch welche die Au— 
gelegenbeit der in Württemberg gelegenen, durch Öjterreich früher incammerirten fchweizeriichen Be— 
fizungen ihre Erledigung erhalten könne, auderfeits eine vom 28. desjelben Monats datirte Note des 
föniglich-württembergijchen Herrn Gejandten, das Begehren enthaltend, es möchte zu Vornahme der er- 
mwähnten Unterhandlungen ein ſchweizeriſcher Bevollmächtigter ernannt und mit binlänglicen Vollmachten 
verjehen werben. Infolge diefer erfreulichen Eröffnung hat die Tagſazung den Landammann der Schweiz 
angewieſen, eidgenöffiiche Tommiffarien zu ernennen und dahin zu wirken, daß durch die leztern im 
Einverftändnifje mit den vorzüglich betheiligten Kantonen eine Übereinkunft abgejchloffen werde, durch 
welche die objchwebende Angelegenheit auf eine vortheilhafte Weife gütlich beigelegt werde. 

N. Durd einen am 2. October 1810 zu Paris abgeſchloſſenen Vertrag ift die Landgrafichaft 
Nellenburg von Seite Württembergs an Baden abgetreten worden. Die weitern Verhandlungen betreffend 
bie in dieſer Landgrafſchaft gelegenen incammerirten jchweizerifchen Belizungen hatten daher, anftatt 
mit Württemberg, nunmehr mit Baden ftattzufinden (fiehe $ 20 des Repertoriums). 

0. Am 12. Juni 1811 wurde der Tagfazung einläßlicher Bericht eritattet über den Verlauf der 
in Herbft 1810 zu Schaffhaufen abgehaltenen Conferenz zwiſchen den eidgenöffiihen Kommifjarien 
(Bürgermeifter von Reinhard von Zürich und Sefelmeifter Stodar von Neuforn von Schaffhaufen) und 
dem königlich württembergiſchen Gejandten (von Arand), Laut diefem Bericht hat man fich im den 
Unterhandlungen gegenjeitig ſoweit genähert, daß 

1) die Herausgabe derjenigen Gefälle, Capitalien und Liegenfhaften, weldye den ſchweizeriſchen 
Kantonen, den Gemeinheiten, Particularen, Kirchen, geiftlihen und weltlichen Stiftungen gehören — 
freilich mit Verzichtleiftung auf alle Rükftände und Zinfe — nunmehr keinen Schwierigkeiten unterliegt; 

2) im Hinficht auf das Kloftereigenthum Württemberg ein Drittheil angeboten, die ſchweiz. Com— 
miffarien aber, nachdem fie zwei Drittbeile gefordert hatten, ſich auf die Hälfte befchränfen wollten, 
über welches lezte Begehren Württemberg feine endliche Erklärung noch nicht eingegeben hat. 

Die Tagiazung verdankt die getroffene Einleitung und den Fortgang der Unterhandlungen und 
empfiehlt deren Fortſezung dem Landammann und den eidgendifiichen Commifjarien nachdrüklich. 

P. Am 8. Juli 1812 bat die Tagfazung nach vernommenem Bericht der eibgenöffiichen Com 
miſſarien, daß die unterbrochene Unterhandlung nächjtens wieder aufgenommen werden folle, die in 
früheren Jahren über den nämlichen Gegenſtand gefahten Beſchlüſſe beftätigt. 

Q. Am 12. Yuli 1813 hat der Landammann der Schweiz der Tagfazung angezeigt, es fei im 
Juni des nämlichen Jahres zwiſchen dem eidgenöſſiſchen Commiſſarins, Herrn Stedar von Neuforn, 
und dem k. wirttembergiichen Gefandten, geheimen Legationsrath Freiberrn von Bag, ein Vertrag 
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verabredet worden, welcher ſowohl dem König von Württemberg, als den vier betheiligten Kantonen 
Schaffhauſen, St. Gallen, Yargau und Thurgau zur Prüfung und Genehmigung vorgelegt worden 
jei, in der Meinung, daf gleich nach erklärter alljeitiger Zuftimmung der Intereſſirten die förmliche 
Unterzeihnung der Vertrags und deſſen enbliche Ratification jtatt haben werde. Seitdem hätten, am 
6. Juli, die Kantone Schaffhauſen, St.Gallen und Thurgau die Genehmigung des Vertrags: 
entwurfs ausgejprochen. 

Die Tagfazung hat betreffend diejen durd die Kantone Schaffhauſeu, St. Gallen und Thurgau 
bereits genehmigten Bertrag dem Landammann der Schweiz die Bollmadıt ertheilt, in ihrem Namen 
die Ratification desfelben auszuſprechen, fobald der Kanton Yargau den Vertrag auch wird ratificirt 
haben. 

. R. Am 15. Juli 1813 hat der Kanton Aargau die Genehmigung des erwähnten Vertrags 
amtlich angezeigt. 

S. Um 31. Auguſt 1813 bat der Landammann der Schweiz im Namen der Eidgenoſſenſchaft die 
Katification des abgejchloffenen Vertrags ausgejprocen und es it am 15. September 1515 die Aus- 
wechslung der gegenfeitigen Ratification erfolgt. (Siehe den Vertrag in den Beilagen zu gegenwärtigem 
Repertorium). 


$ 22, Berhältniffe der Schweiz zum Königreich Bavern, in Folge des 
Regensburgerreceſſes. 


A. Durch den Artikel 5 des am 26. December 1805 zu Preßburg abgeſchloſſenen Friedensvertrages 
zwiſchen dem vömijch-deutjchen (öfterreichiichen) Kaifer und dem Kaiſer der Franzoſen hat Oefterreih an 
ben König von Bayern unter Anderm bie Grafihaft Tyrol, die fieben Herrſchaften vor dem Arlberg 
mit ihren Enclaven, die Grafichaft Hohenems, die Grafichaft Königsed-Rothenjels, die Herrſchaften 
Tettnang und Argen und die Stadt Lindau mit ihrem Gebiet abgetreten. 

B. Der Tagjazung wurde am 14. Juni 1806 durd den Landammann der Schweiz berichtet, er 
habe im März den Herrn von Wattenwyl, Schultheißen des Kantons Bern, nad; Münden abge- 
ordnet, um den König von Bayern zu ber Uebernahme der Königswürde zu beglütwünjcen und um 
bei diejem Anlaß das Begehren zu ftellen, dab in den von Defterreic erworbenen Gebietstheilen das 
üfterreichiiche- Edict vom 4. December 1803, durch weldyes alle Befizungen ichweizeriicher Eorporationen 
incammerirt worden waren, aufgehoben werde. Auf diefes Begehren jei wohl die Zuficyerung guter 
Nachbarſchaft ertheilt, über die vorwaltende Sadye aber noch Mangel an binreichender Kenntniß des 
Gegenjtandes vorgeſchüzt worden, um fich über biejelbe ausiprechen zu können. I Die Tagſazung hat 
dieſe Angelegenheit an eine Commiſſion zur Prüfung gewieſen. (Siehe $ 18 des gegenwärtigen 
Nepertoriums.) 

Ü. Am 2. Juli jodann bat die Tagſazung nach vernommenem Bericht dev Commiſſion den Land: 
ammann angewiefen, bei der füniglich-bayerischen Negierung auf die Grundlage feiner am 14. Januar 
an den König gerichteten Zujchrift die Neclamationen der Schweiz zu erneuern und in folge befriebi- 
gender oder alljällig annähernder Erflärungen die Rechte der Schweiz gehörig wahrzunehmen. 
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D. Am 5. Juli 1806 hat die Tagſazung den Kanten St. Gallen ermächtigt, mit dem Königreich 
Bapern einen Bertrag über ökonomiſche Verhältniſſe zu unterhandeln, in dem Sinne, daß bie übrigen 
Kantone durdy einen joldyen Vertrag nicht gefährdet werden. Der unterhandelte Vertrag joll vor feinem 
Abſchluß dem Landanımann der Schweiz zur Kenntniß gebracht und feiner Zeit der Tagſazung zur 
Einſicht vorgelegt werben. 

E. Um 26. Juni 1807 hat ber Landammann ber Schweiz berichtet, auf feine Eingabe vom 
21. April habe der königlich-bayeriſche Minifterrefident in der Schweiz unterm 29. April ein genaues 
Berzeichni aller derjenigen Gegenftände verlangt, welche die Schweiz im Tyrol und in den wormaligen 
ichwäbiich-vorberöfterreichifchen Provinzen glaube veclamiren zu fünnen, nebjt allen Wcten und Protokollen 
über die zwifchen der Schweiz und Öfterreich gepflogenen Unterbandlungen, um zu vollftändiger Kenntniß 
der Sache gelangen zu fünnen. Der Landammann glaubte einer ſolchen Zumuthung von ſich aus 
nicht entiprechen zu können. — Die Tagjazung bat die weitere Behandlung diefer Angelegenheit dem 
Landammann überlafien, damit derjelbe im Namen der Eidgenofjenichaft und nach den Wünfchen der 
betheiligten Kantone alle nad Zeit und Umftänden erforberlichen Schritte, jei es bei der königlich— 
bayeriſchen Regierung unmittelbar, jei es bei der faiferlidy- franzöfifchen Regierung, deren Dazwiſchenkunft, 
geſtüzt auf den Regensburgerreceß und auf den Frieden von Prefburg, anzurufen wäre, thun möchte, 
um die Unterhandlung ihrem Ziele näher zu bringen. Zudem wurden die auf gegenwärtiger Tagjazung 
anwejenden Gefandtichaften der intereffirten Kantone eingeladen, ſich in einer beſondern Conferenz über 
die Art und Weife, wie die Unterhandlungen wieder aufgenommen werben follen, zu verftänbigen und 
dem LYandammann der Schweiz ihre diesfälligen Wünſche vorzutragen. 

F. Um 9. Juli 1808 bat der Landammann ber Schweiz berichtet, wie durch die im Spätjahr 1807 
nad) Paris abgeordnete außerordentliche Geſandtſchaft (fiehe $ 15 des gegenwärtigen Mepertoriums) die 
Angelegenheit der Incammerationen lebhaft betrieben worden, und wie er, der Yandammtann, ſeitdem — 
am 15. Mai 1808 — mit Beziehung auf die am 31. März desjelben Jahres erfolgte Aufhebung des 
öfterreichifchen Incammerationsediets vom 4. December 1803 und auf einen am 5. November 1807 zu 
Münden zwifchen Bayern und Öfterreich abgefchlofjenen Vertrag, durch weldyen diefe beiden Staaten 
ſich die gegenjeitige Aufhebung ber ncammerationen des Vermögens von Privaten und weltlichen und 
geiftlihen Stiftungen zugefichert haben, an die königlich-bayeriſche Regierung das Begehren um Befreiung 
von der ncammeration bes in den bayeriichen Staaten gelegenen ſchweizeriſchen Eigenthums nachdrüllich 
gejtellt habe. Auf das leztere Begehren ſei unterm 6. Juli die vorläufige Zuſicherung eingelangt, 
der König von Bayern jei micht abgeneigt, betreffend die Incammerativn ſchweizeriſchen Eigenthums 
eine Übereinkunft nach den nämlichen Grundjäzen abzuſchließen, nad) welchen zwifchen Bayern und 
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das Bermögen ber Privaten und noch beftehender weltlicher und geiftliher Stiftungen aufgehoben ſei. 
Zu biefem Zwete ſei e8 aber nothwendig, ein genaues und beglaubigtes Verzeichniß der in Bayern 
gelegenen jequeftrirten ſchweizeriſchen Befizungen vorzulegen. Schon im Herbſt des Jahres 1807 — 
berichtet der Landammann weiter — jei durch die betreffenden Stantone die Deittheilung an Bayern der 
von bemjelben verlangten Verzeichniſſe gutgefunden worden; da aber mehrere diefer Verzeichniſſe in 
Folge der eingetretenen Umftände hätten verändert werden müſſen, fo ſei deren Mittheilung an Bayern 
bisher noch unterblieben ; eine ſolche Mittheilung jei dermalen um fo nothiwendiger, als von derjelben 
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die Anbahnung wirklicher Unterhandlungen abzubangen ſcheine, und fie jollte um jo jchleuniger geicheben, 
als die, betreffend die Iucammerationen in Öfterveich, früher ernannten eidgenöſſiſchen Commiſſarien 
(die Herren Schultheiß von Mülinen und Sekelmeiſter Stockar von Neuforn) ſich bereit erllärt haben, 
im Namen der Schweiz die Unterhandlung fernerhin zu leiten. — Von Seite des Kantons Appenzell 
J. Rh. wurde ein Verzeichniß incammerirter Gegenſtände vorgelegt, von Seite des Kantons St. Gallen 
die Beichleunigung der Vorlegung eines ähnlichen Verzeichniſſes veriprochen, womit die Sammlung 
dann vollftändig fein werde. 

Die Tagſazung hat die weitere Lejtung der vorliegenden Angelegenheit, die Anbahnung wirklicher 
Unterhandlungen und die aus Grundjäzen der Billigfeit und freundnachbarlichen Rülſichten berzuleitende 
Ansgleihung der Anftände aud weiterhin dem Landammann dev Schweiz zutrauenspoll empfohlen. 

G. Am 27. Juni 1809 bat die Tagfazung, auf den Antrag des Kantons Schaffhauſen, 
betreffend die in Bayern gelegenen incammerivten jchweizeriichen Belizungen einfach ihren Beſchluß vom 
9. Juli 1808 bejtätigt. 

H. Am 9. Juni 1810 bat die Tagjazung ihre Beſchlüſſe vom 9. Juli 1808 und 27. Juni 1809 
wieder erneuert und bei diefem Anlage dem Yandammann der Schweiz überlaffen, von den beſondern 
auf dieſe Angelegenheit bezüglichen dringenden Mittheilungen der Kantone St. Gallen und Graubünden 
und von allfälligen fernern Wünjchen der betheiligten Kantone den angemeſſenen Gebraud; zu machen. 

I. Am 12. uni 1811 hat die Tagfazung nady angehörten Erörterungen und Mittheilungen Seitens 
der granbündnerischen Gejandtichaft den Landammann der Schweiz angewieſen, bei dem erſten jchiklichen 
Anlaß, beiveffend die Jncammerationen in Banern, Unterhandlungen anzufnüpfen und mit Thätigfeit zu 
betreiben. 

K. Am 8. Juli 1812 it auf das Begehren der Kantone Graubünden und Thurgau bie 
Angelegenheit der Ancammerationen in Bayern dem Landammann der Schweiz abermals nachdrüklich 
empfohlen worden. 

L. Am 12. Juli 1813 bat die Tagſazung, nachdem ihr eine am 25. März desjelben Jahres durch 
den Landammann der Schweiz am die königlich-bayeriſche Gejandtichaft gerichtete Note vorgelegt worden 
war, ihre in frühern Jahren gefahten Beichlüfje, betreffend die Ancammerationen in Bayern, beitätigt. 
Bejonders hatte bei diefem Anlaß Graubünden das vieljeitige Intereſſe erörtert, das der dortige Kanton 
an der Anbahnung einer diesfallfigen Unterhandlung babe, indem 1) beträchtliche Capitalien, Güter und 
Gefälle ſowohl des Hochitifts als des Domcapitels von Chur; 2) zwei Schuldforderungen im Betrage 
von 93,000 Gulden Reihswährung, welde vom Biſchof und Hochſtift Chur im Jahr 1738 dem Faifer- 
lichen Haus Öfterreih dargelichen worden und auf vorarlbergiſche Herrſchaften und Zölle hypothecirt 
find; 3) das in der fürſtlich-liechtenſteiniſchen Herrſchaft Baduz dem bifchöflihen Seminar zu Chur zu: 
gefallene Bermächtuig des Dompropits Flieri; 4) endlich Gapitalien und Gefälle des Stiftes Miünjter 

- in Bayern unter Sequejter liegen, jo daß bei jolcher VBorenthaltung des größten Theils ihres Eigen- 
thums die genannten geiftlichen Stiftungen faum in ihrer regelmäßigen Erijtenz ſich erhalten können. 
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$23. Berhältniffe der Schweiz zu den Fürftenthümern Hohenzollern, 
in Folge des Regensburgerreeceſſes. 


A. Durch Artifel 10 des Hauptdeputationsrecejfes von Megensburg wurbe dem Fürften von Hoben- 
zollern- Sigmaringen unter Anderın die Herrichaft Glatt ala Entihädigung zugeſchieden. 

B. Da der Fürjt von Hohenzollern Sigmaringen nicht nur die dem Klofter Muri früher eigen- 
thümliche Herrichaft Statt, welche ihm durd; den Regensburgerreceß zugeichieden worben ift, ſondern 
noch verſchiedene andere, dem Klofter Muri eigenthimliche, in Schwaben gelegene Herrichaften, die zu 
der Herrſchaft Glatt in etwelcher Beziehung geitanden, in Beſiz genommen, und zudem den in Glatt 
antwejenden alten geängitigten, von allen Seiten bedrohten Abt von Muri veranlagt hatte, ohne Vor: 
willen und Einwilligung jeines Capitels allen Rechten auf die Herrichaft Glatt jammt Zubehörden, 
ſowie einer fl. 57,000 betragenden Schuldaniprache des Stiftes Muri an das fürftliche Haus Hohen: 
zollern » Sigmaringen gegen eine jährliche Penfion von 3000 Gulden und einige andere unbedeutende 
Vortbeile zu entjagen, jo fand ſich das Stift Muri veranlaßt, bei dem Landammann der Schweiz mit 
Beſchwerde einzugelangen. 

C. Bermittelit eines vom 17. Auguſt datirten Berichtes ftellte die am 15. Juli 1803 niedergeſezte 
Commiſſion über die Neclamation des Stiftes Muri ihre Anträge. In Übereinftimmung mit benjelben 
bat die Tagiazung am 18. Auguft befchloffen, betreffend die Herrichaft Slatt, welche durch ven Regens— 
burgerreceh dem Fürften von Hohenzollern: Sigmaringen als Entihädigung ausdrüklich angewieſen 
worden ift, feine Einfprache zu erheben, weil die Tagſazung (am 5. Auguſt 1803) jenen Receß grund— 
fäzlichh angenommen habe, fondern höchſtens den Abt und die dermaligen Gapitularen von Muri zu einer 
verhältnigmäßigen lebenslänglihen Venfion zu empfehlen; dagegen betreffend die Befizergreifung von 
den dem Stiite Muri zujtehenden Herrichaften Dettingen, Dettlingen und Bittelbronn, Dießen und 
Dettenſee, Nedarhaufen u. ſ. w. entichiedene Verwahrung einzulegen, die Rükerſtattung biefer Herr- 
ſchaften, welche durd; den Negensburgerreceh dem Fürften von Hohenzollern : Sigmaringen nicht ab- 
getreten worden jind, zu verlangen, und auf der Ungültigteit des am 22. November 1802 von dem Abte 
von Muri mit jenem Fürften abgejchlofjenen Vertrages zu beitehen. Auf den Fall, daß eine biesfällige 
Berwendung des Landammanns ber Schweiz erfolglos fein folite, ift derjelbe ermächtigt worden, vorerit 
die Aurfürjten von Württemberg und Baden, in ihrer Eigenſchaft als ausſchreibende Fürjten bes 
jchmwäbijchen Kreiſes, und dann nöthigen Falls diejenigen Mächte, welche den Megensburgerreceh garantirt 
haben, um ihre Berwendung anzufpreden. 

D. Um 16. Juni 1804 bat die Tagfazıng von den eidgenöſſiſchen Commiffarien vernommen, daß 
ihre Schritte während den in Schaffhaufen abgehaltenen Eonferenzen, um den Fürſten von Hohen: 
zollern : Sigmaringen zu bewegen, bie widerrechtlich in Beſiz genommenen Stift«murischen Befizungen 
zurüf zu erftatten, erfolglos geblieben feien. Auf das Anfuchen der Gejandtichaft des Standes Mar: 
gau hat die Tagfazung den Landammann der Schweiz eingeladen, feine diesjällige Verwendung durch 
gutfindende diplomatiiche ‘Mittel fortzufezen. 

E. Betreffend eine Beichwerde des Standes Thurgau über die Art und Weiſe, wie der Fürft 
von Hohenzollernshedingen die demſelben durch den Artifel 10 des Reichsdeputationsreceſſes zugefchiedene 
Herrichait Hirfchlatt, weldye Eigenthum des Stiftes Kreuzlingen war, in Befiz genommen babe, hat die 
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Tagiazung am 16. Juni 1804 den Stand Thurgan eingeladen, dem Landammann der Schweiz cine 
actenmäßige Darftellung einzugeben, um denjelben in den Stand zu fezen, zwekmäßige Schritte für Ver: 
fechtung der Jntereffen des Kantons Thurgau vorzunehmen. (Weiteres über diejen Gegenſtand enthalten 
die Abſchiede nicht.) 


$ 24. Verhältniſſe der Schweiz zum Fürften von Fürftenberg, 
in Folge des Regensburgerreeeſſes. 


A. Durch ein am 3. Auguſt 1803 ansgejtelltes Grebitio wurde ber fürſtlich-fürſtenbergiſche Dof+ 
und Regierungsrath Schanz bei der Tagfazung beglaubigt, um die gegenfeitigen Verhältniſſe, welche 
durch die in der Schweiz vorgefallenen Veränderungen und durch den von Kaifer und Reich ratificirten 
Neichsdeputationshauptichluß zu Negensburg in etwas verrüft worden waren, wieder ins Reine zu bringen 
und durd) eine befondere Übereinkunft neuerdings vollkommen zu fichern. 

B. Aus einem vom 18, Auguft 1803 datirten Berichte der am 15. Juli durch bie Tagſazung nieder: 
gejezten Commiſſion erhellt, daf gemäß den von dem fürftenbergijchen Abgeordneten gemachten Eingaben 
und den zwiſchen ben beiden Staaten Seit einiger Zeit gemechjelten Noten vorzüglich über drei Punkte 
eine Berjtändigung erzielt werben ſollte, nämlid): 

1) über das vom Fürften von Fürftenberg bis anhin bejejfene Oberlehenrecht über verſchiedene in 
der Schweiz gelegene Lehengüter; 

2) über die von Fürjtenberg im Kanton Schaffhauſen bejejjenen Grundzinfe und Zehntgefälle; 

3) über die den Fürften vom Haus Fürftenberg über einen Theil des Bannes der ſchaffhauſiſchen 
Gemeinden Schleitheim, Ober: und Unterhallau (das Weſter- und Gatterholz) zuftehende Landeshoheit. 

C. Am 20, Auguſt 1803 hat die Tagſazung beichlojfen, mit Rükſicht auf den Artifel 29 des Haupt- 
beputationsvecefjes über die Neclamationen, betreffend verfchiedene Lehenrechte, welche dem Fürften von 
Fürſtenberg in der Schweiz bis anhin zugeftanden haben möchten, nicht einzutreten, weil dieſe Lehen: 
rechte nur einfache Ehrenvechte jeien, welche durch jenen Artifel gegenfeitig aufgehoben worden; betreffend 
die unter Ziffer 2 und 3 enthaltenen Reclamationen aber fei mit dem Fürften von Fürftenberg, bei 
Anlah der im Spätjahr 1803 zu Schaffhauſen abzuhaltenden Eonferenzen mit Abgeordneten der 
deutſchen Neichsftände, in Unterhandblung zu treten. Inzwiſchen wird ber Yandammann ber Scyweiz 
gegen den Fürſten von Fürjtenberq im Sinne der aufgeſtellten Grundſäze die weitern diplomatiſchen 
Schritte thun. 

D. Um 3. Juli 1804 wurde dev Tagjazung berichtet, daß die während der Eonjerenzen zu Schaf: 
haufen jtattgefundenen Berhandlungen mit einem fürftenbergiichen Abgeorbueten wegen deſſen über: 
Ipaunten Anforderungen und unbegründeten Anſprüchen fruchtlos abgelaufen jeien. Auf das Begehren 
der Gefandtichaft des Standes Schaffhauſen hat die Tagjazung den Landammann der Schweiz ein- 
geladen, die Rechte Schaffhauſens gegenüber dem Fürften von Fürjtenberg, wie bis jezt, fo auch künftig 
zu verjechten und durch gutfindende diplomatische Schritte zu unterftüzen. Dabei hat indeſſen der Stand 
Zürich fich gegen die Anwendung von Mabregeln verwahrt, durch welche die freundnachbarlichen Ber: 
hältniſſe mit Fürftenberg gejtört werden könnten. 
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E. Durdy den Artikel 24 dev Rheinbundsacte vom 12. Juli 1806 iſt der Fürſt von Fürſtenberg 
° mediatifirt worden und der größere Theil feiner Befizungen fam unter die Staatshoheit des Großherzogs 
von Baden. — Betrefjend die Erörterungen mit dem Großherzogthum Baden wird auf $ 20 des gegen: 
wärtigen NRepertoriums verwiejen. 


$ 5. Verhältniſſe der Schweiz zum Fürjten von Schwarzenberg, 
in Folge des Regensburgerreeceſſes. 


A. In Folge des Artikels 29 des Hauptdeputationsrecejjes vom 25. Februar 1803 hat der Fürft 
von Schwarzenberg (als Landgraf im Klettgau) die niedere Gerichtsbarkeit über die Dorfichaften Jeſtelten 
und Altenburg, welche dem jchweizerifchen Kloſter Mheinau angehört, ferner die herrichaftlicyen echte, 
welche dem Chorherenftiit Zurzach zu Kabelburg zugejtanden hatten, ſowie denjenigen Bann des Städtchens 
Rheinau, der im Schwarzenbergifchen liegt, an fidy gezogen. . 

B. Auf den vom 2. September 1803 datirten Bericht der am 15. Juli niebergelezten Commiſſion, 
dat mit Vorwiſſen des Landammanns der Schweiz die Hegierungen der Stände Zürich und Aar— 
gau mit der fürſtlich-ſchwarzenbergiſchen Regierung die diesfalls erhobenen Anjtände auf dem Wege 
einer Conferenz bejeitigen werben, hat die Tagſazung auf den Fall hin, daß die beabjichtigte Erledigung 
der Auſtände nicht erzielt werben jollte, am 6. September 1803 beſchloſſen, es jollen dieſe Anſtände bei 
den im Spätjahr zu Schaffhaufen abzuhaltenden Gonferenzen in Erörterung fallen. 

C. Durch den Artitel 24 der Rheinbundsacte vom 12. Juli 1806 bat der Großherzog von Baden 
die Staatshoheit über die Landgraffchaft Mlettgau erworben. — Betreifend die weitern Verhandlungen 
über Anjtände wegen des Klettgaus wird auf $ 20 des gegenwärtigen Nepertoriums verwieſen. 


$ %. Berhältniffe der Schweiz zum Fürften von Dietrichitein, 
in Folge des Regensburgerreeceſſes. 


A. Dem Fürften von Dietrichftein wurde als Erfaz für die Herrjchaft Taraſp in Graubünden, weldye 
laut dem Artikel 29 des Hauptdeputationsreceffes an die helvetifche Republik abgetreten worden iſt, durch 
den Artilel 11 des mämlichen Receſſes die Herrſchaft Neu-Ravensburg zugejchieden, welche Eigenthum 
des Stiftes St. Gallen geweſen war. 

B. In Folge eines vom 29. Auguſt datirten Berichtes der am 15. Juli desjelben Jahres nieder: 
gejejten Commiffion, dahin gehend, daß der Fürſt von Dietrichftein mehr in Befiz genonmen haben dürfte, 
als demielben durch den Negensburgerreceh zugejchieden worden, hat die Tagfazung am 6. September 1803 
auf den Antrag der Commiſſion den Landammann der Schweiz erjucht, auf das Begehren der Negierung 
des Kantons St. Gallen fich möglichſt zu verwenden und die Sache jo einzuleiten, daß dieje Ans 
gelegenheit bei Anlaß der im Spätjahr 1803 gu Schaffhaufen abzubaltenden Conferenzen mit dentichen 
Reichsſtänden berichtiget werden könne. 
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G. Durch den Artitel 24 dev Rheinbundsacte vom 12. Juli 1806 wurde die Herrichaft Neu-Ravens- 
burg unter württembergijche Staatshoheit gejtellt. — Die weitern Verhandlungen wegen diefer Herrſchaft 
haben daher mit Württemberg ftattgefunden und können in $ 21 des gegenwärtigen Repertoriums nach— 

— geſehen werden. 


$ 27. Verhältniſſe der Schweiz zum Fürſten von Oranien (Naſſau— 
Dillenburg), in Folge des Negensburgerreceifes. 


A. Durch den Artikel 12 des Hauptbeputationsrecefjes von Regensburg wurden dem Fürjten von 
Nafjau: Dillenburg (Prinz von Oranien) unter Anderm zugetheilt ; die Abtei von Weingarten, die Abteien 
und Propfteien von Hofen, von St. Gerold im Gebiete derjenigen von Weingarten, und von Bendern 
im Gebiet von Liechtenftein. 

B. Beranlaßt burd eine vom 31. Juli 1803 datirte Note des Stiftes Einfiedeln, weldyem die 
Herrſchaft St. Gerold angehört hatte, hat die Tagfazung in Folge eines vom 12. gleihen Monats 
datirten Berichtes der am 15. Juli niedergejezten Commiffion am 13. Auguft beichloffen, fie fünne nadı 
Annahme des Deputationshauptrecefjes gegen die Beſiznahme von St. Gerold durch den Prinzen von 
Oranien feine Reclamationen erheben, weil St. Gerold durch jenen Hauptreceß biefem Prinzen wirklich 
zugeſchieden worden jei. Sollte aber das Kloſter Einfieveln beirächtliche Capitalien in St. Gerold an- 
gelegt haben, jo könnten diejelben als Privateigenthum, die mit der Herrſchaft keine Gemeinichaft haben, 
reclamirt werben. Was hingegen die unter öfterreichiicher Landeshoheit gelegenen, zu jener Herrichaft 
nicht gehörigen Gefälle und Beſizungen des Stiftes Einſiedeln anbetrifft, welche von Seite der öfter: 
reihifchen Behörden mit Sequeiter belegt worden find, jo joll vor Allem das Stift Einfiedeln ermitteln, 
welde Bewandtniß es mit diefem Sequejter habe. (Weiteres in diefer Angelegenheit enthalten die Ab- 

os. LXxXVI.. ſchiede nicht.) j 


8. Verhältniſſe der Schweiz zum deutichen Orden, in Folge des 
Regensburgerreceſſes. 


A. Über die von dem Land-Commenthur der Deutſchordens-Balley Elſaß in mehreren Schrift— 
jtüfen eingelegte Reclamation *), betreffend einige im Frickthal gelegene, dem Ordenshaufe Benggen zu 
jtehende Befizungen des Orbens (fiche $ 19 des gegenwärtigen Nepertortums), hat die Tagfazung 
auf vernommenen Bericht und Antrag der betreffenden Commijfion am 13. Auguft 1803 beichlofien, 
es könne auf die eingegebenen Neclamationen aus dem Grunde nicht eingetreten werben, weil das Frick 
thal nicht in Folge des Negensburgerhauptrecefjeg, jondern bereits früher durch ſterreich an Frant- 
reich und von lezterm am die Schweiz unbedingt abgetreten und kraft des Linevillerfriedens von allen 
Rechten und Anfprüchen des rechten Nheinufers losgefprochen worden fei. Glaube der beutihe Orden 


» 
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Anſprüche diesjalls erheben zu künnen, jo müſſen diejelben bei Frankreich und nicht bei der Schweiz, 
die das Fridthal frei von dergleichen Beſchwerden übernommen habe, geltend gemacht werden. 

B. Am 2. Juli 1804 wurden der Tagjazung neue Neclamationen vom Land-Eommenthur für die 
Dentihordens:Balley Elſaß vorgelegt. Diefelben hatten jchon zu Erörterungen auf den im December 
1803 bis Februar 1804 zu Schaffhaufen abgehältenen Conferenzen die Beranlafjung gegeben und be: 
zogen ſich auf die im verjchiedenen Kantonen feſtgeſezten Losfaufspreife für Zehnten und Grundzins- 
gejälle im Allgemeinen und auf die durch einige Gefeze gejtattete vereinzelte Ablöfung ſolcher Gefälle; 
jerner auf verichiedene Verfügungen der Negierung des Standes Aargau, betveffend diejenigen Be: 


fizungen der im Breisgau gelegenen Ordenscommende Beuggen, welche im Kauton Aargau gelegen waren.. 


Es wurden dieje Reclamationen einer Commiffion zur Prüfung überwieſen. 

C. Am 17. Juli jodann hat die Tagiazung auf einen vom 12, gleichen Monats datirten Bericht 
der Commilfion beſchloſſen, betreffend die Gejeze über die Ablöjung von Zehnten und Grundzinſen 
dem Neclamanten zu erwiedern, es fünne ber im Artikel 30 des Hauptdeputationsreceſſes feitgefezte 
Maßitab für Ablöjung von Zehnten und Grundzinfen auf die Schweiz feine Anwendung finden, 
weil durch den vorhergehenden Artikel 29 des nämlichen Receſſes diejer ausdrüflic das Recht eins 
geräumt worden ſei, mittelft immermwährender, dem reinen Ertrage gleichfommender, jedoch nach dem 
durch die belvetiichen Gejeze bejtimmten Fuß einlösbarer Nenten alle und jede Rechte, Zehnten 
und Domainen, Güter und Einkünfte an ſich zu löjen, melde jowohl dem Kaiſer, den Fürſten und 
Ständen des Reichs, als den jäcularifirten geiftlichen Stiftungen, fremden Herrfchaften und Privat: 
perjonen im ganzen Umfange des helvetiichen Gebiets zuftehen; ein Recht übrigens, das jedem Landes— 
herrn fraft feiner Souveränität ohnehin zujtehe. Die Einlöfung folder Zehnten und Gefälle fei aber 
durch die Bundesverfaffung gefordert. Zugleich wurden die Kantone, welche deu Lostauf der Zehnten 
und Grundzinfe nad) eigenen Gefezen zu bejtimmen haben und in welchen Beftzungen des beutjchen Ordens 
liegen (namentlich Lucern und Bajel), eingeladen, in ihren diesfälligen Verhandlungen mit dem deutſchen 
Orden alle diejenigen Rükſichten eintreten zu laſſen, welche mit ihren eigenen Intereſſen nur immer ver- 
einbar jeien, 

Was die Neclamation wegen dev Belizungen ber Commende Beuggen anbetrifft, wurde wiederholt 
erklärt, es ſei das Frickthal der Schweiz von Frankreich übergeben worden, und die Schweiz glaube ſich 
nicht für befugt, von denjenigen Erklärungen ber franzöftichen Negierung auf irgend eine Art abzugeben, 
mit welchen diefe Übergabe begleitet worden war. 

D. Am 23. Juli 1804 wurde der Tagſazung eine Note des f. k. Gefandten vorgelegt, in welcher 
verjucht ward, aus dem Terte des Friedens von Lüneville zu beweiſen, daß die Beſiznahme von Seite 
der Behörden des Kantons Aargau der chemals zu der Kommende Beuggen gehörigen, in dem Frick— 
tbale gelegenen Befizungen unbefugt gewejen jei und demnach, in Empfehlung der vorerwähnten Re— 
clamationen des deutjchen Ordens, die Aufhebung des auf dieje Güter gelegten Sequejters verlangt. 
Die Tagjazung hat den Landammann der Schweiz eingeladen, ihren in der vorliegenden Angelegenheit 
am 17. Juli gefaßten Entſcheid mit den demſelben zu Grunde liegenden ftaatsrechtlichen Motiven dem 
t. t. Gejandten zur Kenntniß zu bringen. 

E. Durd) den Artikel 12 des Friedeus von Preßburg vom 26. December 1805 ijt die Würde eines 
Großmeiſters des deutſchen Ordens, jowie alle Rechte, welche entweder von Mergentheim abhangen oder 
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mit der Würde des Großmeiſters verbunden find, oder bei Abſchluß des Friedens im Belize des deutjchen 
— Ordens fich befunden haben, in einer Linie des öfterreichiichen Haufes erblidy erklärt. 

F. Durd die Bejtimmungen ber Aheinbundsacte vom 12, Juli 1806 wurden den KRönigreichen 
Bayern und Württemberg und dem Großherzogthum Bade ꝛc. verfchiedene Eommenthureien des dentſchen 
Ordens einverleibt; dagegen hat der Artikel 33 der nämlichen Acte den aus ihren Befizungen verbrängten 

— Ordensgliedern angemeſſene lebenslängliche Gehalte zugeſichert. 

G. Vermittelſt eines vom 10. April 1807 datirten Kreisſchreibens hat der Landammann der Schweiz 
mit Berweiſung auf ben Artikel 12 des Friedensſchluſſes von Preßburg vom 26. December 1805 den 
Kantonen die Frage zur mitructionsertheilung vorgelegt, einerjeits, ob nad) dem erwähnten Artikel die 
jchmweizeriichen Kantone verbunden feien, die Befizungen des deutjchen Ordens in dev Schweiz als fremdes 
Eigenthum anzufehen, und anderjeits, ob die Eidgenofjenichaft das faiferlich-öfterveichiiche Haus (durch 
welches am 17. Februar 1806 der Erzherzog Anton zum Hoch- und Deutjchmeifter beftätigt worden it) 
in der Eigenſchaft eines erblihen Befizers der Ordensgüter anerkennen foll. 

H. Am 4. Juni 1807 hat die Tagfazung, nach genommener Kenntmig von den auf den vor: 
erwähnten Gegenftand bezüglichen Acten und nachdem die Gefandtichaft des Kantons Lucern in eins 
läßlichem Vortrage die von Öfterreidy beitrittene Befuguiß ihrer Committenten, in Bezug auf die in 
ihrem Gebiet gelegene Ordenscommenthurei Hitzlirch mit dem bisherigen Titularinhaber eine Überein: 
funft über das Eigenthum abzujchliegen, zu erweiſen umd zu rechtfertigen geſucht, auch die Berhätigung 
der Tagjazung in diefer nur den Kanton Lucern berührenden Angelegenheit abgelehnt hatte, eine Kom: 

won, xXxxi miffionalprüäfung angeordnet. 

J. Am 11. Juni hat die miedergefezte Commiſſion ihren Bericht erjtattet, in Folge deijen Die 
Tagfazung beichloffen hat, den Kanton Lucern einzuladen, unter der Leitung des Landammanns ber 
Schweiz betreffend die Commende Hitzkirch eine neue Unterhandlung anzubahnen, in dem Sinne, dab 
einerfeits jene Grundſäze, durch welche die Schweiz im Verlauf der Unterhandlungen‘ mit Öfterreich, 
betreffend die dafelbft vorgenommenen ncammerationen, ihr Eigenthum und ihre Rechte zu ſchüzen ge 
fucht Hatte, auch bei der einzuleitenden Unterhandlung zur Richtichnur genommen werben; daß mit: 
hin die mit dem bisherigen Nuznieher der Commende Higficch abgefchlofiene Übereinkunft nicht als 
Grundlage angenommen werden fünne, — anderfeits, daß für die Sicherftellung aller auf den in Frage 
liegenden Befizungen des deutſchen Ordens liegenden Verpflichtungen jowie für Aufrechterhaltung ber 
dem betreffenden Kanton zuftehenden Aufficht über dieſelben hinlänglich gejorgt werde, — Der Kanton 
Lucern wurde eingeladen, jich während diefer Tagſazung noch bejtimmt über den vorliegenden Gegen: 
jtand auszufprechen, damit die durch den gefaßten Beſchluß erforderlichen Einleitungen durch den Land: 
ammann der Schweiz getroffen werben fünnen. — Die Gejandtichaft des Kantons Lucern hat bie 
Rechte ihrer Committenten wiederholt verwahrt; diejenigen der Stände Tejjin und Waadt nahmen 
die ganze Schlußnahme ad referendum, und Freiburg bat erft dann mit der Mehrheit ſich ver- 
einigt, nachdem durch die Tagfazung feitgejezt worden, daß die Sache diplomatijch behandelt werben 

1807. XXX müſſe. 

K. Am 30. Juni ſodann wurde eine vorläufige, auf die vorſtehende Schlußnahme bezügliche Er— 
wiederung des Kantons Lucern vorgelegt, die Erklärung enthaltend, der Kleine Rath werde in Er: 
manglung eigener Competenz über alles den Großen Rathe Bericht erjtatten. Inzwiſchen glaubt der 
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Kleine Rath die vorläufige Verſicherung geben zu Fönnen, ‚da die Hegierung von Lucern nicht nur 
ftet3 mit redlichem Sinn das Eigenthum ihrer Miteidgenoſſen und die rechtlichen Verpflichtungen, die auf 
der ehemaligen Comthurei Hitzkirch haften, zu ehren wiljen werde, jondern daß ihre vaterländijchen Gefin- 
nungen, mit jteter Rükſicht auf die Hoheitsrechte des Kantons, auch jene allgemeinen Verpflichtungen als 
integrirender Theil des gefammten Schweizeritaates da nicht verfennen werben, wo das Wohl des ganzen 
Baterlandes es fordern follte. Die Tagſazung hat bieranf, entgegen einem Antrage auf nochmalige 
Überweifung des Gegenitandes an die Commiſſion, ihren Beichluß vom 11. Juni beftätigt und dem 
Landammann der Schweiz die weitere Leitung der vorliegenden Angelegenheit nad Maßgabe ber aufs 
ageitellten Grundſäze übertragen. 

L. Durch den Wrtifel 4 des am 14. October 1809 zu Wien abgejchlofjenen Friedens zwiſchen 
Sgranfreih und Öfterreich hat legteres, weil in den Staaten des rheinischen Bundes ber beutjche 
Orden aufgehoben worben ift, im Namen des Erzherzogs Anton auf die Stelle eines Großmeifters 
diefes Ordens im jenen Staaten Verzicht geleiftet und die über bie Orbdensgüter, weldye außer dem 
öfterreichiichen Gebiete gelegen find, getroffenen Verfügungen anerkannt. 

M. Die Regierung von Lucern hatte mit Sreisichreiben vom 21. Mai 1813 an ſämmtliche Kantone 
diejen über eine Schulbforderung Nachricht gegeben, welche diejer Kanton im Belaufe von 40,000 Gulden 
gegenüber dem beutichen Orden geltend zu machen habe. Dieje Forderung, welche von einem Darleihen 
Zürihs im Jahr 1797 an den damaligen Landescomthur der Ballen Elſaß ⸗Burgund herrühre und auf 
der Kommende Higkird; werficheret war, babe es nad) Übernahme der Commende von Zürich käuflich 
am ſich gebracht, in der Abſicht, diejelbe gegen die Commende Altſchhauſen, Namens welder das An: 
leihen ſ. 3. contrahirt wurde, geltend zu machen. Allein nun werde die Anerkennung joldyer Schuld: 
verpflichtung Seitens der zu Auseinanderfezung der Schuldverhältnijfe des deutjchen Ordens zu Mergent- 
heim eingejezten Commiſſion verweigert, und auch bei den Fürſten bes rheinischen Bundes, welche vermöge 
des preßburgiſchen SFriedensichluffes und der rheinischen Bundesacte in den Beſiz der Landescommende 
Altſchhauſen und deren Rechte und Caſſe gelangt find, fei ohne Erfolg reclamirt worden. Bei dieſer 
Sachlage jehe ſich Lucern genöthiget, die Dazwiichenfunft der eidgenöſſiſchen Tagſazung anzurufen, 

In diefer dann ift der Gegenftand in der Sizung vom 23. Juni 1813 zur Behandlung getommen 
und nad; einmüthigem Beichluß der Landammanı der Schweiz beauftragt worden, nad) erhaltener Mit: 
theilung der Titel und nad näherer Kenntniß von den durch die Regierung von Lucern früher jchon 
vorgenommenen Schritten ſich auf diplomatiſchem Wege zu Gunften der Schuldanſptache Lucerns zu 
verwenden und wenn möglich eine erwünſchte Erledigung zu bewirken, 


59, Berbältniffe der Schweiz zum Maltheferorden, in Folge des 
Negensburgerreceiles. 
A. Yaut dem Artitel 26 des Hauptdeputationsrecejfes von Regensburg vom 25, Februar 1803 er- 
hielten der Fürft-Großprior und das Großpriorat des Malthejerordens in Deutichland als Entſchädi— 


gung für ihre Verluſte auf dem linken Rheinufer: die Grafſchaft Bondorf, die Abteien St. Blafien, 
St. Trutpert, Schuttern, St. Beter und Tennenbach und überhaupt alle im Breisgau gelegenen Gapitel, 
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Abteren und Klöfter, mit allen ihren auf dem rechten Rheinufer gelegenen Zugehörben unter der Bes 
dingung, die perfönlichen Schulden der Biſchöfe zu Baſel und zu Lüttich, welche bie leztern eingegangen, 
jeit fie ihre Biſchofsſize verlaffen mußten, zu bezahlen, Laut dem Wrtitel 1 des nämlichen Haupt: 
beputationsreceffes ift das Breisgau, in welchem die erwähnten Abteien und Stifte gelegen waren, als 
Entſchädigung des vormaligen Herzogs von Modena für das Modenefische, deſſen Zugehörden und Zus 
ftändigfeiten bejtimmt worden, in dem Sinne, daß biefer Fürſt und feine Erben das Breisgau nach dem 
buchjtäblichen Inhalte des Artitels 4 des Friedensſchluſſes von Lüneville zu befizen haben. 

B. Die am 15. Juli 1803 durch die Tagfazung niedergefezte Commiſſion erftattete über die Rechts» 
verhältniffe, welche aus den vorerwähnten Beitimmungen hervorgingen, einen vom 27. Auguſt datirten 
Bericht, über weldyen die Tagſazung am 6. September 1803 unter den zwei nadjitehenden Hauptgelichts- 
punften in Berathung getreten ift. 

I. Da durch den Neichshauptdeputationsichluß der Malthejerorden nicht aufgehoben, jondern dem 
beutjchen Großpriorate desjelben vielmehr für feine am linken Aheinufer erlittenen Berlufte eine Ent: 
Ihädigung gewährt worden, auf ſchweizeriſchem Gebiete aber von früherher in den Kantonen Lucern, 
Freiburg, Baſel, Aargau und Thurgau die nachgenannten, zum deutichen Großpriorat gehörigen Com— 
menthureien bejtehen, als die Commende Hohenrhein und Reiben, die Commende Tobel, die Commende 
Leuggern, die Commende Bafel und Rheinfelden und die Commende Freiburg, — jo hat die Tagjazung 
auf den Antrag der berichterjtattenden Commiſſion beichloijen, es jollen dem Maltheſerorden feine alten 
Befizungen nicht ftreitig gemacht werden, infofern nach dem Wrtifel 29 des mehrerwähnten Receſſes die 
herrichaftlichen und Lehensrechte ala aufgehoben, die Grundzinſe und Zehnten als loskäuflich und, die 
Befizer der Commenden in Rükſicht diefer Gefälle als an die Geſeze derjenigen Kantone, in welchen 
diefelben liegen, gebunden angejehen werden. Da aber weitere Veränderungen in Dinficht des Maltheſer— 
ordens eintreten könnten, jo wäre auf einen ſolchen Fall auf das dem Landesherrn zujtehende Recht des 
ZTerritorialheimfalles Nükficht zu nehmen; es wäre demnach feine Veräußerung der Beſizungen des 
Malthejerordens in der Schweiz zu geftatten. Hinwieder wurde der Landammann der Schweiz ein: 
geladen, bei allfällig veränderter Lage der Dinge die geeigneten Schritte zu thun, damit, wie bisher, jo 
audı künftig eine gewifje Anzahl Schweizer in den Maltheferorden aufgenommen werde, 

I. Da dur den Eingangs erwähnten Artikel 26 des Regensburgerrecefjes dem deutſchen Groß— 
priorate des Malthejerordens nur „diegenigen Bejizungen der breisganifchen Stifte und Klöſter, welche 
auf den rechten "Rheinufer gelegen find", als Entihädigung angewiejen wurden, verfchievene diejer Stifte 
und Klöjter aber aud auf dem linken Kheinufer und zwar zum größern Theil in der Schweiz einige 
Befizungen gehabt haben, jo machte die berichterjtattende Commiſſion aufmerkſam, daß die Schweiz von 
diefen Beſizungen, infofern fie auf dent Linken Rheinufer oder überhaupt auf ſchweizeriſchem Gebiet ge» 
legen sind, zu ihrem eigenen Vortheil Beſiz ergreifen follte. Hätte der Malthejerorden von demjenigen 
breisgauiihen Stiften und Klöſtern, weldye demjelben durdy den Artikel 26 des Negensburgerrecefies 
zugejchieden worden, wirklich Beſiz ergriffen und wäre nicht von Seite des Herzogs von Modena gegen 
eine ſolche Befizergreifung Einfprache erhoben worden, geſtüzt auf eine vor Annahme des Regensburger 
Hauptdeputationsschlufjes am 26, December 1802 zu Paris zwifchen dem deutſchen Kaiſer umd dem 
erften Konful der franzöſiſchen Republik abgeſchloſſene Convention über die dem Herzog von Modena 
zu gewährende Entſchädigung, jo könnte jener Anficht der berichteritattenden Commiſſion leicht Folge 
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gegeben werden; da aber ber Daltheferorden fi) noch nicht in den Beſiz jener Stifte und Klöſter geſezt 
habe, und es noch unentjchieben fei, ob jene Eorporationen noch fortbejteben werden, fo hat bie Tag— 
fazung auf das jchließliche Gutachten ihrer Commiſſion beſchloſſen, den Sequefter, welcher auf die in der 
Schmerz befindlihen Befizungen des Mlofters St. Blafien und anderer breisgamiichen Klöfter gelegt 
worden war, in Gewärtigung ber weitern Entwiklungen, welche den betreffenden Verhandlungen der 
Negensburgerbauptbeputation gegeben werden dürften, auf die eingelangte Beſchwerde des Herzogs von 
Modena aus freundnachbarlichen Mükfichten aufzuheben, injoweit diefer Sequefter das Einkommen biejer 
Stifte und Klöfter befchlagen bat. Dabei hat die Tagjazung fich feierlich verwahrt gegen alle Schwächung 
des im Frage liegenden Kapitals, jei es durch Veräußerung, durch VBerpfändung oder wie es immer 
fein möchte, und ſich auf jeden Fall die nöthigen Maßregeln vorbehalten. In diefem Sinne erhält Zürich 
Auftrag, an den modenefischen Landesbeſiznahms-Commiſſär von Greiffenegg anf deijen bezügliche Zu: 
ichrift zu antworten und überhaupt die hierfeitigen Anjchauungen in Saden des Entſchädigungsweſens 
in Folge der Territorialverändernngen darzulegen. 

Am Schluſſe ihres Berichtes eröffnete die Commiſſion der Tagſazung einige Aufſchlüſſe ſowohl über 
den Werth der Befizungen von St. Blafien und anderer breisgauifchen Klöfter auf dem linken Rhein— 
ufer, als über die Schulden, welche auf denjelben haften umd zum Theil gegen fchweizeriiche Stände 
contrabirt wurden, und legte ihre Vorfchläge zu einer allfälligen Liquidation der leztern vor. Die Tag: 
ſazung glaubte aber für jezt bierin nicht eintreten zu follen, worauf die Geſandtſchaft von Solothurn 
eine bezügliche Protejterflärung zu Protokoll gab. 

C. Am 17. und 18. Juni 1806 wurden der Tagſazung verjchiedene Beſchwerden des Yohanniter: 
Oberjtmeiiters in deutichen Landen durch den Abgeordneten desſelben, Kammerdirector von Stödlern 
zu Grünholzegg (micht, wie der Abſchied irrig jagt, Geroldseck) vorgelegt. 

1. Betreffend die in einzelnen Kantonen, namentlich im Kanton Lucern, erlaffenen Geſeze über 
den Losfauf von Zehnten und Grundzinſen hat die Tagjazung nad angehörter Erklärung der Iucerni- 
ſchen Gejandtichaft und deren Berwahrung der Kantonaljonveränität die eingelangte Beſchwerde den be- 
treffenden Kantonen mitgetheilt und benjelben den Wunſch zu erkennen gegeben, auf altfällig gerechte 
Klagen des Maltheferordens Rükſicht zu nehmen, damit das gute frenndnachbarliche Bernehmen mit dem 
Auslande nicht geftört werde. 

U. Gegenüber der Beſchwerde, daß die Negierumg des Kantons Thurgam ich die der Commende 
Zobel in diefem Kanton zugehörigen Patronatsrechte zugeeignet habe und den paritätiichen Kirchenrath 
in feiner Anmaßung des Rechts, den Kirchenfond zu Affeltrangen und Mörweil zu unterſuchen, felbit 
mit Androhung von Gewalt unterftäzen wolle, hat die Gefandiichaft diefes Kantons die Berechtigung 
desjelben zu dieſem Borgehen aus dem 8 29 des Reichsbeputationsrecejies und der Auslegung, die 
derjelbe in Deutfchland jelbft in gleichem Sinne erhalten habe, hergeleitet und hierauf die Tagjazung 
erflärt: jo wie der Eidgenofjenfchaft die Ausübung der Batronatsrcchte im Umfang des deutichen Reiches 
durch den Artitel 29 des Hauptdeputationsrecefies von Negensburg entzogen worden, könne &leiches 
als Gegenreht in Auſehung der Fürften, Stände oder Corporationen des deutjchen Reiches in ber 
Schweiz auch jtattfinden. 

D. Nachdem durdy Artikel 13 des Friedensſchluſſes zu Preßburg vom 26. December 1805 die 
dem Dealtbeferorden früber durch den Negensburgerrecei vom 25. Februar 1803 zugetheilte Grafſchaft 
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Bondorf an Württemberg abgetreten worden ift, wurde durch den Artikel 19 der Mheinbundsacte 
vom 12. Juli 1806 dem Großherzogthum Baben zugetheilt: das Fürſtenthum SHeitersheim (bisheriger 
Siz des Johannitermeifters in deutfchen Landen), und durch Artikel 33 der nämlichen Acte ift den aus 
ihrem Beſize verdrängten Malthejerrittern eine angemeſſene jährliche Penfion zugefichert worden. 

E. Am 3. Juli 1807 wurde durch den Landammann der Schweiz aufmerkſam gemacht, wie in 
Folge derjenigen Veränderungen, welde in Hinficht des deutſchen Großpriorats des Malthejerorbens 
im Laufe der legten Jahre ftattgefunden, es nothmwendig geworden jei, von ben betreffenden Kantonen, 
in beren Gebiet Befizungen des Maltheferorbens Liegen, nähere Aufichlüffe zu empfangen, damit die 
Tagfazung jowohl in den Stand gejezt werde, die Angelegenheit unter einem allgemeinen Gejichtspumft 
fejtzujezen, als auch bei allfälligen befondern Umſtänden leitende Borjchriften zu geben. 

Nachdem die Kantone Lucern, Freiburg, Bafel, Yargau und Thurgau bie verlangten 
Aufſchlüſſe ertheilt und fich (mit Ausnahme des Kantons Bafel, welcher dem Großpriorate den wirf- 
lid) erfolgten Verlauf der auf feinen Gebiet gelegenen Befizungen des Maltheferordens zugejtanden 
hatte) ihre landesherrlichen Nechte auf die in ihrem Gebiet liegenden Güter des Maltheferordens vor: 
behalten hatten; und nachdem anberjeits die Stände Schwyz, Zug, Schaffhauſen und St. Gallen 
fich gegen die von einzelnen Kantonen ausgegangene einfeitige Befizergreifung ber Güter bes Maltheſer— 
ordens ausgeiproden und den Antrag geftellt hatten, es möchte aus den Befizungen des aufgelösten 
Ordens eine allgemeine Mafje gebildet werden zum Bortheil der dur die Säcularifationen und 
Incammerationen in Deutichland beihädigten Kantone, hat die Tagfazung bejchlofjen, die vernommene 
PBerichterjtattung ad referendum in den Abjchied zu legen. Und da jich gegen die Verfügungen der 
betreffenden Kantone weber von Seite des Auslandes nod von Seite inländiſcher Behörden Bejchwerben 
erhoben, hat die Tagjazung, ohne für eimmal über die Frage, betreffend die Bildung einer Ent: 
ſchädigungsmaſſe und betreffend das endliche Schikſal der in Folge des Regensburgerreceſſes an bie 
Schweiz gefallenen Beſizungen, einzutreten, denjenigen Santonen, in welden Güter des Malthejer- 
ordens gelegen find, die Verfügung über diefelben inzwifchen überlafjen, zugleich aber die Befriedigung 
ichtweizerifcher Gläubiger, welche gegründete Anſprachen an den Orden zu machen haben, aus ben er; 
wähnten Gütern nachbrüflich empfohlen. Gegen diejen Beſchluß haben die Stände Lucern, Yargan 
und Thurgan ihr unbedingtes Verfügungsrecht feierlich verwahrt. Der Kanton Teſſin bielt, da 
fein Univerjalerbe auf die Befizungen des Ordens Auſpruch macht, die Kantone, in weldyen die er: 
wähnten Güter gelegen find, für befugt, von denſelben Beſiz zu ergreifen und fie zu verwalten. Der 
Kanton Waadt nahm die Verhandlung ad referendum. 

F. Am 21. Juli 1808 hat der Kanton Zürich bei der Tagjazung Beſchwerde geführt gegen die 
Kantone Aargan und Thurgau, betreffend eine Anſprache des faufmännifchen Directoriums in 
Zürich reſp. nun des Kantons Zürich jelbft im Belaufe von 25,000 Gulden Capital nebſt Zins jeit 
1803 an das Johanniterordens » Großpriorat in Dentichland, für welche jeit 10, März 1797 die im 
Kanton Aargau gelegene Commende Leuggern und die im Kanton Thurgau gelegene Commende Tobel 
fpeciell hypothecirt ſeien. Da nun die beiden Kantone die gedachte Verbindlichkeit anzuerkennen ſich 
weigern, jo jtellt der Kanton Zürich der Tagjazung den Entſcheid anheim, ob die jelbit über die vor- 
liegende Angelegenheit eintreten oder diejelbe an das Syndicat verweiſen wolle Die Gejanbtichaften 
der Kantone Aargau und Thurgau, in Sache ohne JInſtruetion, erflären berichtsweiſe, bie 


(8 50) 7 


Weigerung ihrer Committenten jei dadurch veraulaßt, daß die Hypothekarverpflichtung, um die es ſich 
handle, nicht an denjenigen Orten, an welchen die hypothecirten Güter liegen, und nicht nach den be: 
ftehenden Landesgeſezen beurfundet und eingefchrieben worden jei. Sie haben die Anficht, es eigne ſich 
die vorliegende Beſchwerde nicht zum Eintreten durch die Tagſazung; fie verwahren ſich gegen ein 
joldyes Einjchreiten und erwarten auf den Fall, daß wirklich ein Streit entftehen follte, es werbe ber 
Kanton Zürich den allgemeinen Civilrechtsweg betreten. Die Tagfazung hat die Angelegenheit ad 
referendum et instruendum genommen und dem Landammann empfohlen, die Sache womöglich zwiſchen 
den drei Ständen zu vermitteln zu fuchen. «Weiteres enthalten die Abichiede nicht.) 


$30 Verhäͤltniſſe der verfchiedenen Bisthümer der Schweiz, in Folge 
des Negenöburgerreceiles. 


A. Durdy den Artitel 5 des Megensburgerhauptreceiies vom 25. Februar 1803 find das Pisthum 
Eonftanz umd die im deutſchen Reiche befindlichen Nefte des Bisthums Bafel dem Kurjüriten von 
Baden als Entſchädigung zugewiejen worden. In Folge dejjen wurde das Bisthum Gonjtanz von Baden 
fäcnfarifirt. Durch den Artikel 29 des nämlichen Necefjes tft dagegen das Bistum Chur der helvetiichen 
Republik zugeichieden worden, als Vergütung für ihre Rechte und Anfprüche auf verichiedene von ihren 
geiftlichen Stiftungen abhängige Befizungen in Schwaben. 

B. Am 7. September 1803 ift der Tagſazung ein vom 1. gleichen Monats datirter einläßlicher 
Beriht der am 15. Juli niedergeſezten Commiſſion evftattet worden über die Beränderungen, die mit 
den Bisthümern Conſtanz (früher Windiſch, Bafel und Chur, unter deren geijtlicher Verwaltung 
größere oder Heinere Theile der Schweiz ftehen, in der lezten Zeit ftattgefunden haben, und über die 
Lage und Berhältniffe, in der fie fich gegenwärtig befinden, worin zugleich ein Rükblik auf die geiftliche 
Berwaltung über einige Theile der Schweiz durch den Erzbiichof zu Mailand und durch den Biſchof zu 
Como geworfen war, Bei diefem Anlaß wurde auch auf die Nothwendigkeit hingewieſen, für Requlirung 
der Verhältniſſe der katholiichen Kirche in der Schweiz Bedacht zu nehmen. Anträge, da fie hiezu 
feinen Auftrag hatte, ftellte die Commiffion nicht, jondern überläßt dem Landammann und der Tag: 
jazung, im geeigneten Augenblit die dienlihen Maßregeln zu ergreifen. Die Tagſazung hat hierauf 
die Sejanbtichaften der fatholifchen Stände erſucht, über den vorliegenden Gegenjtand in einer freund» 
ſchaftlichen Berathung ihre Anfichten gegemfeitig zu eröffnen, auf daß im künftigen Jahre über den— 
jelben infteuirt werben fünne, zu welchem Zweke der Bericht dev Commiffion dem Abſchied einverleibt 
werden foll. Der Landammann der Schweiz aber wurde angewieſen, über Alles, was in Hinſicht der 
tirchlichen Einrichtungen und bezüglich eines Eoncordates mit dem römiſchen Stuhle vorgehen möchte, 
ein wachſames Auge zu haben und die Kantone von Allem, was jie interejfiven möchte, unterrichtet zu 
erhalten. 

C. Betreffend die zwiſchen dem Kurfürften von Baden und der Schweiz ftattgefundene Ausjünderung 
des Vermögens des in Folge des Hegensburgerrecejies jäcnlarifirten Bisthums Eonftanz, wird auf $ 20 
des gegenwärtigen Nepertoriums vermiejen. 
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D. Am 10, Juli 1804 bat die Tagſazung die Gefandtichaften der katholiſchen und paritätiichen 
Kantone eingeladen, über die Einrichtung der ſchweizeriſchen Bisthümer in befondere Berathung zu 
treten. 

E. Auf das jodann in der Sizung vom 13. Juli von den fatholüchen und paritätiichen Ständen 
abgegebene Befinden, daß es nicht der Augenblit jei, in Berreff der Bisthümer in der Schweiz und der 
Diöcefaneinrichtungen etwas zu verfügen, ſondern daß abgemwartet werden follte, was bie Abänderungen, 
weldye in Deutſchland binfichtlich der Diöcefanverhältniffe jtattfinden könnten, mit fich bringen werden, 
hat die Tagſazung beichloffen, die Sadye auf jich ruhen zu lafien. 

F. Eine von Seite des Landammanns der Schweiz durch Kreisichreiben vom 11. Februar 1805 
erfolgte Anregung, ob nicht in Betreff einer zwekmäßigern Eintheilung der bifchöflichen Sprengel in der 
Schweiz ein vortheilhaftes Einverjtändnig unter den interefjirten Kantonen erzwekt werden fünnte, und 
ob eine ſolche Eintheilung nicht vor Allen auf dem Grundjaze einer volltommenen Unabhängigkeit der 
Schweiz von aller auswärtigen biſchöflichen oder erzbiichöflichen Gewalt beruhen jollte, hat die Tag— 
jazung am 15. Juni 1805 an eine Conjerenz der fatholijchen und paritätiichen Kantone zur VBorprüfung 
gewieſen. 

G. Am 13. Juli jodanı hat die Tagſazung auf einen vom 20. Juni datirten Antrag dieſer Con» 
fevenz den Landammann der Schweiz unter Ratificationsvorbehalt angewieſen, in ſchillichem Zeitpunfte 
jowohl mit dem päpftlichen Stuble, als mit den auswärtigen Bijchöfen, weldye über Theile der Schweiz 
die Seelforge ausüben, Unterhandlungen über Diöcefanverhältniffe anzufnüpfen und hernady durdy einen 
Congreß der Abgeordneten ſämmtlicher Diöcefantantone auf das Fundament der Trennung von der 
auswärtigen biihöflichen Yurisdiction den Entwurf zu einem Goncordat unter diejen Kantonen über 
eine zwekmäßigere Eintheilung und Dotation der Bisthümer in der Schweiz, ben echten der übrigen 
Kantone umbeichadet, abzufaſſen. Der Landammann würde den erwähnten Congreß jelbjt präjidiven 
oder dann im Verhinderungsfall durch einen von ihm unter den gewählten Deputirten bezeichneten 
Stellvertreter präfidiren laffen. Die Stände wurden eingeladen, die vorbehaltene Ratification bis zum 
October anszufprechen. 

H. Dit Kreisicreiben vom 14. April 1806 hat der Yandammann der Schweiz ben Kantonen ans 
gezeigt, jeder Schritt zu Anbahnung einer Unterhandlung mit dem apoſtoliſchen Stuhle wegen der be: 
abfichtigten nenen Eintheilung der bifchöflichen Sprengel in der Schweiz fei unter den obmaltenden 
Umjtänden unmöglich, und ohne ein bejonderes Anfuchen von Seite des einen oder bes andern be 
theiligten Kantons werde diefer wichtige Gegenftand daher ichwerlich längere Verhandlungen der Tag: 
ſazung veranlaſſen. 


F 31. Anſprachen an den Fürſtbiſchof von Baſel und an die 
fürftbiichöflichen Landſtände. 
A. Durch den Artikel 75 des Neichsdeputationsichlufies vom 25. Februar 1803 wurbe die Suften: 


tation des Fürſtbiſchofs von Baſel jeitgefezt. Durch den Artitel 80 des nämlichen Hauptſchluſſes werden 
diejenigen Landesichulden der ehemaligen geistlichen Lande, die zum Theil auf der linken Rheinfeite liegen, 


(8 31) 77 


wenn fie ihre Specialbypothef auf der linfen Rheinſeite haben, oder die jonft nach dem Yinevillerfrieden 
geeignet find, auf die franzöfiiche Nepublit überzugehen, von der im deutfchen Reiche zu vertheilenden 
Schuldenmaſſe eines joldien Landes im Voraus abgezogen. Siehe übrigens, betreffend diefe Schulden, 

a. Beilage 62 zu dem Protokoll der außerordentlichen Keichsdeputation zu Regensburg , fürjtlich- 
bajeliche Borjtellung, das traurige Schikſal des Fürſten, des Domcapitels und der Staatsdiener be 
treffend (18. September 1802), 

b. Beilage 63, markgräflich-badiſche Vorſtellung in Dinficht auf die vorerwähnte Eingabe und auf 
die am rechten Rheinufer gelegenen Kleinen Reſte der fürſtlich-baſelſchen Beſizungen (21. Septeinber 
1802). 

c. Beilage 135, Vorftellung des Fürſtbiſchoſs von Bajel (15. October 1802); derfelben ift beigefügt: 

1} Tabelle über den Sculdenjtand des Domftifts Baſel; 

2) Berzeihnig der bifchöflich-bafelichen Beamten und Diener, weldye rüfftändige Beſoldungen 
zu fordern haben; 

3) Berzeichniß des Perfonals des Domcapitels zu Bafel und feiner Angehörigen. 

d. Beilagen 284 und 285, Noten der vermittelnden Miniſter, Vorſchläge, die Suftentation des 
Fürſtbiſchoſs von Bafel sc. betreffend (18. Januar 1803). 

e. Beilage 356, markgräflid;badifche Anzeige, betreffend Sujtentation des Fürftbiichofs von Baſel 
und defjen Domcapitel (23. März 1803). 

f. Beilage 358, Anzeige des Yohanniterordensmeifters von einer mit dem Fürftbiichof von Bajel 
getroffenen Übereinkunft wegen lbernahme der perfönlichen Schulden des Fürſtbiſchofs (21. Februar 
1803).] 

B. Was die von Seite des Kurfürſten von Baden an die Schweiz gemachte Abtretung der im Ge- 
biet der leztern gelegenen Befizungen des Fürftbiicheis von Bafel und die bei diefem Anlaß von Seite 
ber Kantone Zürih und Solothurn erhobenen Reclamationen, die eritere betreffend eine Schuld: 
anſprache des Herrn Tauenitein von 44,000 fl. an die Fürftlich-bafelichen Landftände, bie leztere betreffend 
eine Sculdanipradhe des Standes Eolothurn von Fr. 64,000 (4000 Louisdor) an den Fürſtbiſchof, 
anbetrifft, wird auf $ 22 des gegenwärtigen Nepertoriums verwieſen. 

C. Am 4. Juli 1807 hat die Tagſazung nach angehörter Darlegung der thatjächlichen und recht» 
lichen Berhältmifje des Gegenjtandes durch die zwei betreffenden Geſandtſchaften an die Kantone Zürich 
und Bajel die Einladung gerichtet, betreffend die von einem Darleihen aus dem Jahr 1791 herrührende 
und nicht beftrittene Forderung des Herrn Amtmanns Conrad Gramer, als Erben des Banquier 
Heinrich Tauenſtein von Zürich, an die fürſtlich-baſelſchen Landſtände, im Betrag von 44,000 G.R.W,, 
für melde die im Kanton Bajel gelegenen, dem Fürjtbiichof und dem Domcapitel von Bajel früher zu: 
geitandenen, micht durch ſpecielle Hupothefforderungen belafteten Gefälle angeſprochen wurden, ſich in 
freundichaftliche Erörterungen einzulafien, um diefe Anſprache gütlich zu befeitigen. Zugleich wurde der 
Kanton Bajel eingeladen, den allfälligen Rechten des Herm Cramer und dem Inhalt feiner In— 
ftrumente gehörig Rechnung zu tragen. Auf den Fall, daß eine Verftändigung nicht erzielt werden 
fönnte, wurde die Angelegenheit ad instruendum genommen. Gegen die nad) feiner Anficht vorgreiflicye 
Berweiſung zu gütliher Berjtändigung hat fi der Kanton Baſel verwahrt und erklärt, es jtehe jedem 
Aniprecher das Necht offen. 
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D. Am 6. Juli 1507 hat der Kanton Solothurn mit Beziehung auf jeine früher erwähnte Ans 
ſprache an den Fürftbiichof von Bafel im Betrag von 64,000 Franken in mehrerer Motivirung das 
Begehren gejtellt, e8 möchten die in dem einen oder andern Kanton gelegenen Güter und Gefälle des 
Fürftbifchofs von Bajel zu Gunſten der Ereditoren verwaltet und allfällig zur Hand genommen und 
verfauft werden, ohne daß derjenige Kanton, in deſſen Gebiet ſolche Befizungen liegen, ein Vorrecht 
genieße, außer es wären dieje Belizungen demſelben fpeciell hypothecirt. Es ift diejes Begehren von 
der Tagſazung zu Protofoll genommen worben. 

E. Nachdem in der Sizung vom 19. Yuli 1808 die Gefandtichaft von Zürich die Auſprache ihres 
angehörigen Eramer mit ben nämlichen Anfichten und Behauptungen wie voriges Jahr und erneuertem 
Nachdruk dargelegt und befürwortet, und hinwieder der Gejandte Bafels das Benehmen feiner Re— 
gierung in das günjtigfte Licht zu fezen fich bemüht hatte, hat die Tagfazung gefunden und erklärt, die 
Angelegenheit des Conrad Eramer gehöre nicht vor die Tagfazung; diejelbe jei vielmehr lediglid an die 
competenten Eivilgerichte gewieſen. Zu diefem Beſchluſſe haben die Stände Zug, Glarus und Grau- 
bünden, ebenfjo Zürich und Solothurn nicht geftimmt, Zürich darüberhin ausdrüklich zu Protofoll er: 
klärt, daß es gegen jeden löblichen Stand, welcher den Verbürgerten des Kantons Zürich Fein voll: 
jtändiges Concursrecht angedeihen laſſe, ſich Convenienz und Gegenrecht vorbehalte. 

Anläßlich wiederholte auch die Geſandtſchaft von Solothurn in Bezug auf die Anforderung von 
64,000 Franken (4000 Lonisdor) die voriges Jahr zu Protokoll gegebene Inſtruction unter nochmaliger 
Erörterung der Rechtsfrage. 

F. Am 19. Juli 1813 hat die Gejandtichaft des Standes Solothurn mit Nükficht auf das 
biſchöflich ⸗ basleriſche Schuldforderungsgeſchäft der 4000 Louisdor das Begehren in den Abſchied nieder- 
gelegt, es möchten ſämmtliche in der Schweiz gelegenen, von dem ehemaligen Fürftbiichof von Bajel her: 
rührenden Befizungen, fammt dem bisherigen Ertrag derfelben, zum Beften ber ſchweizeriſchen Ereditoren 
des chemaligen Fürftbiichofs in eine Maffe geworfen, der Berfauf derſelben veranstaltet und die Schulden 
nach einem von der Tagfazung zu beftimmenden Concursrechte collocirt werben. 


F 32, Verhältniſſe verfchiedener Kantone zu einander, veranlaßt durch 
die Refultate des Negensburgerreceiles. 


A. Am 17. September 1803 hat die Tagfazung in Folge eines vom 14, besjelben Monats batirten 
Berichtes der am 15. Juli niedergefezten Commiſſion in Erwägung gezogen, 1) daß bei den verwifelten 
und ungewiſſen Berhältmifien, in denen die Kantone in Bezug auf die Rejultate ber Negensburger Ber: 
handlungen gegen einander ftehen, und da es durchaus unmöglich jei, jchon jezt den Gewinn und Ber: 
luft einzelner Kantone zu berechnen und zu beftimmen was für eine Entjchädigung der eine, der etwas 
gewonnen, dem andern, welcher verloren hat, zu leiften ſchuldig ift, die gegenfeitigen Parteien fich billig 
werben ihre Anfprüche und Nechte gegeneinander verwahren wollen; 2) daß aber jene Verwahrungen, 
wenn fie von einzelnen Kantonen ausgeftellt wirden, nicht anders als jehr weitläufig und dabei ſehr 
unbejtimmt ausfallen, auch leicht zu neuen Berwahrungen bis in’s Unendliche führen fünnten, jo daß es 
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zwetmäßiger wäre, dieſe bejonderen Erklärungen wo möglid) einjtweilen auf jich beruhen zu lafjen und 
bie alljeitigen gegründeten Rechte und Anfprüche unter einem allgemeinen Vorbehalte einzubegreifen. Aus 
diejen Rüffichten dann hat die Tagfazung beſchloſſen zu erklären, daß eimem jeden einzelnen Kanton 
feine Rechte und Anfprüche in Bezug auf den Verluſt, den berjelbe in Folge der Ereignifje in Deutſch— 
land bereits erlitten hat oder in der Folge mod; erleiden fünnte, und in Bezug auf den von andern 
Kantonen gemachten Gewinn, fürmlidy vorbehalten und verwahrt fein follen. Der Landammann der 
Schweiz wurde erfucht, auf die weitern Ereiqnifje ein genaues Aufſehen zu halten und in Bezug auf 
die Gegenſtände, welde der Schweiz als Entſchädigung zugefallen find oder in der Folge noch zufallen 
fönnten, diejenigen Verfügungen zu treffen, die ev den Umftänden angemejjen finden wird. 

B. Auf das ebenfalls am 17. September gejtellte Begehren des Standes St. Gallen, daß 
ihm die durch den 29. Artitel des Megenburgerrecejjes an die helvetiſche Mepublit abgetretene Herr- 
ſchaft Taraſp übergeben werde, weil der Fürft von Dietrichftein für dieſe Herrichaft die Stiftejt..gallifche 
Herrſchaft NeusRavensburg nach Artitel 11 (nicht 9, wie der Abſchied irrthümlich jagt) des nämlichen 
Receſſes erhalten habe, wollte die Tagſazung nicht eintreten, ſondern fie hat den Landammann ber 
Schweiz lediglich eingeladen, die Herrichaft Tarafp einftweilen anf jolche Weife verwalten zu laſſen, daß 
den Rediten feines Kantons präjubieirt werde. 

C. Betreffend die in der Schweiz befindlichen Befizungen des Fürftbiichofs von Bafel und die rüt- 
sichtlich derjelben erhobenen Anſprachen und gemachten Vorbehalte, wird auf $ 20 und $ 31 bes gegen: 
wärtigen Repertoriums verwiejen. 

D. Die von verſchiedenen Kantonen erhobenen Anſprachen auf die in andern Kantonen gelegenen 
Befizungen bes Maltheſerordens find im $ 29 des gegenwärtigen Hepertoriums näher angegeben. 


$ 33. Verhältniſſe der Schweiz zu Oſterreich. 


A. Betreffend die Verhandlungen zwiſchen dev Schweiz und Öfterreich, weldye aus den Beftimmungen 
des Hanptdeputationsrecejjes zu Regensburg vom 25. Februar 180% hervorgegangen find, wirb auf 
$ 18 des gegenwärtigen Mepertoriums verwiefeit. 

B. Am 9. Juni (nicht Juli, „Heumonat“, wie der Abjchied irrig jagt) 1804 wurde der Tagjazung 
der Antrag der üfterreichiichen Geſandtſchaft auf Unterhandlung eines Vertrages zwiſchen der Schweiz 
und OÖfterreich über gegenfeitige Anslieferuug der Verbrecher und Ausreißer vorgelegt und durch diefelbe 
an eine Commiſſion zur Prüfung übermiejen. 

C. Am 28. Juni hat dann die Tagiazung auf den Antrag diefer Commiffion den Landammann der 
Schweiz angemwiefen, dem öfterreichiichen Gejandten die Bereitwilligfeit der Taglazung zu erkennen zu 
geben, einen Bertrag über gegenfeitige Auslieferung der Verbrecher auf die mnämlichen Grundlagen hin 
abzuſchließen, von welchen im Jahr 1803 bei Unterhandlung des Allianztractats mit Frankreich aus- 
gegangen worden war, dagegen aber eine Unterhandlung, betreffend die Auslieferung der Ausreißer, ab- 
zufehnen, „1) weil die Auslieferung der bisherigen Übung zuwider ijt, indem die Deferteurs immer als 
frei angejehen worden jind, jobald fie den eidgenöffiichen Boden betreten hatten; hingegen jind auf ge: 
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ſchehene Requifition ihre bei ji habenden Waffen, Pferde und Montirungen ausgeliefert worden, wozu 
man fich noch ferner verpflichten würbe; 2) befteht mit keiner der benachbarten Mächte ein Bertrag zu 
Auslieferung der Deferteurs, nicht einmal nad) Frankreich werden biejelben ausgelichert; 3) es fann 
auch in diefem Fall keine Reciprocität ftattfinden, indem die Schweiz feine jtehenden Truppen bejoldet.“ 
Gleichzeitig wurde der genannten Commiſſion die Vollmacht ertheilt, jene Unterhandlung zur Hand zu 
nehmen. 

D. Am 31. Juli 1804 hat die Tagfazung den Landammann der Schtweiz bevollmächtigt, die Re— 
elamationen der Kantone Teffin und Graubünden für Lieferungen an das öfterreichiich-ruffijche 
Heer in den Jahren 1799 und 1800 auf geeignete Weife zu unterftüzen. 

E. Am 1, Auguſt 1804 erhielt die Tagſazung Kenntniß von den zwilchen ihren Commiſſarien und 
dem üfterreichiichen Gefandten gewechjelten Noten (fie find dem Abſchied wörtlich beigerüft), betreffend 
die Auslieferung der Ausreißer. 

F, Um 2. Auguft 1804 hat die Tagfazung, unter Vorbehalt der Ratification durch die Kantone, 
einen zwiſchen den beibjeitigen Bevollmächtigten verabrebeten Staatsvertrag zwiſchen Öfterreich und der 
Schweiz über gegenjeitige Auslieferung der Verbrecher angenommen, In Folge deſſen ift diefer Bertrag 
am 3. Auguft 1804 durch die beibfeitigen Bevollmächtigten unterzeichnet worden. 

G. Am 27. Juni 1805 ift die Tagfazung über die von Seite der öfterreichiichen Gejandtichaft ein- 
gegebenen Anträge auf wejentliche Abänderungen des am 3. Auguſt 1804 unter Ratificationsuorbehalt 
unterzeichneten, aber von der öfterreichiichen Regierung ausgeſchlagenen Vertrages über gegenfeitige Aus- 
lieferung der Verbrecher, wie diefe Abänderungen in einem am 23. December 1804 durch den Land— 
ammann ber Scjweiz jämmtlichen Kantonen mitgetheilten, von dem öſterreichiſchen Sejandten empfan- 
genen Entwurf näher bezeichnet waren, in vorläufige Berathung getreten. Sie hat die Angelegenheit 
zu näherer Prüfung an eine Commifjion gewieſen. 

H. Am 28. Juni iſt der Commiſſion eine neue Eingabe des öjterreichifchen Geſandten zugewiejen 
worden, in welcher einerfeits auf die Annahme des von ihm eingegebenen Entwurfes gedrungen, ander: 
feits die Bereitwilligkeit ausgefprochen wurde, über „mejentlich unſchädliche“ Zufäze zu dem eingegebenen 
Entwurf in Unterhandlung einzutreten. 

J. Am 4. Juli erjtattete die Commiſſion ihren Bericht. Nach artitelweifer Erörterung der Anträge 
der öfterreichifchen Geſandtſchaft und nad; Velenchtung derfelben durch die Commiſſion hat die Tagſazung 
bie Herren Stodar von Neuforn, Selelmeifter des Kantons Schaffhaufen, Zollitofer, Regierungsrath 
des Kantons St. Gallen, Viely, Mitglied des Großen Raths des Kantons Graubünden, welche als 
Commiffionsglieder die Behandlung des wichtigen Geſchäfts zur volltommenen Zufriedenheit der Tag: 
fazung angebahnt haben, ermächtigt, in der Eigenfhaft von eidgenöſſiſchen Commiffarien mit der öfter: 
reichiichen Gejandtichaft in weitere Unterhandlungen einzutreten. 

K. Am 8. Juli erftatteten die Commiſſarien der Tagjazung ihren eriten Bericht über die Conjerenz- 
verhandlungen, welcher in artifelmeifer Berathung zu verſchiedenen Erörterungen Anlaß gab, wobei ınan 
fih bemühte, unter jteter Niffichtnahme auf dasjenige, was die Sicherheit, Unabhängigkeit und Ehre 
des jchweizerifchen Freiſtaates erfordert, den Wünſchen der öfterreichiihen Gejandtichaft ſoviel immer 
möglich zu entfpredhen. Auf Grund der Nejultate diefer Berathungen follen die Commifjäre die Unter 
handlungen fortfezen. 
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L. Am 13. Juli 1805 machten dieſelben der Tagſazung die Anzeige, daß fie mit Ausnahme von 
zwei Punkten über alles Andere fich mit der öfterreichiichen Geſandtſchaft verftändigt haben. Betreffend 
den einen ftreitigen Punkt, eine etwas veränderte Faſſung des jechsten Artikels der werabredeten Über: 
einkunft, wollte die Tagjazung dem Begehren der öjterreichiichen Geſandtſchaft entiprechen. Betreffend 
den andern Punkt, gemäß welchem in den zwölften Artitel die gegenjeitige Verpflichtung aufgenommen 
werben jollte, alle diejenigen Verbrecher zu bejtrafen, welche die Ruhe, die Sicherheit und die Wohlfahrt 
des einen oder des andern Landes geitört haben, hat die Tagjazung die Aufnahme eines ſolchen Zufazes 
in die Dispofitive des Vertrages abgelehnt, fidy dagegen bereitwillig gezeigt, eine in dem nämlichen Sinn 
geiaßte „Erwägung“ in den Eingang des abzuichliegenden Vertrages in folgender Faſſung aufzu- 
nehmen: „.... zu größerer Klarheit und Vermeidung aller Zweifel über die wechjelfeitige Auslieferung der 
Berbrecher einen neuen Vertrag zu Stande zu bringen, wobei man von dem Grundſaz ausgegangen 
it, die der Ruhe, Sicherheit und Wohlfahrt einer oder der andern Staatsverfajlung gefährlichen Ver— 
brecher genau erheben und zum abichretenden Beifpiel bejtrafen zu machen, jo haben die Bevollmächtigten 
beider Regierungen ....“ 

Da die öſterreichiſche Gefandtichaft ſich über den leztern Punkt mit der Tagfazung nicht verjtän- 
digen konnte, vielmehr darauf beharrte, daß der vorgeichlagene Zuſaz in einen beftimmten Artikel, jei 
es im 12. oder im 1. ausgebrüft werden jolle, jo blieb die Verhandlung unvollendet. 

M. Am 3. Juli 1805 hat die Tagfazung den fortgefegten Antrag ſterreichs, einen Vertrag über 
gegenjeitige Auslieferung der Ausreißer zwiſchen der Schweiz und Diterreih abzufchließen, wieder 
belt durch folgendes Concluſum abgelehnt: 1; Die Tagfazung kann fich durch feinen Vertrag zur Aus- 
Lieferung der öjterreichiichen Ausreißer, welche das ſchweizeriſche Gebiet betreten, verbindlich machen, 
weil ein jolder Bertrag der Schweiz feine Reciprocität gewähren und den alten Nechten und bisherigen 
Übungen zuwider laufen würde; weil ferner die Einführung einer Dienftbarfeit, wodurch die ſchweizeriſche 
Zerritorialhoheit in einer ihrer erften Grundlagen erſchüttert und theils unangenehme Verflechtungen 
im jchwierigen Zeiten, theils ähnliche Forderungen von Seite anderer Mächte veranlagt werden Fönnten, 
der Schweiz jederzeit bedenklich vorfommen muß. Dem Landammann ift aufgetragen, dieje einmüthige 
Gefinnung der löblichen Kantone Sr. des f. auch fl. Minifters Ercellenz zu eröffnen. 2) Dabei verbindet 
die Tagjazung, welche mit dem k. auch Fl. Hofe die beften freund: und nachbarlichen Verhältniſſe alle: 
zeit aufs forgfältigfte zu unterhalten wünscht, die Erklärung, daß fie weit entjernt jei, die Deiertion ber 
auf den jchmeizerifchen Grenzen jtehenden üfterveichtichen Truppen im mindejten begünjtigen oder aud) 
nur erleichtern zu wollen. Wenn daher die k. auch ff. Gejandtichaft gerechte .Beichwerden gegen den 
einen oder ben andern Kanton zu führen bat, jo liegen dem Landammann der Schweiz die Beſugniß 
und die Piliht ob, durch zwekmäßige Correſpondenz mit den betreffenden Ständen Zallen Grund zu 
ſolchen Beſchwerden aus dem Wege zu räumen. — Sollten endlich in der Folge andere mit allgemeinen 
Billigleitsgrumdjägen jowie auch mit der Unabhängigkeit und dem höhern Intereſſe dev Schweiz ver: 
trägliche Vorſchläge gemacht werden, jo wird der Herr Yandammann nach jeiner Stellung denjelben zur 
zwefmäßigen Einleitung bei den Kantonen die möglichite Nükficht tragen. 

N. Am 16. Juli 1805 hat die Tagjazung den Landammann der Schweiz wiederholt ermächtigt, die 
Reclamationen des Kantons Teifin, berrührend von Yieferungen an die ölterreichtichruffifche Armee, 
zu umnterjtizen. — 
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O. Durch den Artikel 18 des am 26. December 1505 zu Preßburg zwiſchen Frankreich und Dfter: 
reich abgejchloffenen Friedens hat Ofterreich die Unabhängigkeit der ſchweizeriſchen, durch die Mediations- 
acte regierten Republit anerkannt (f. oben &. 19, Note). 

P. Betreffend den Abjchluß eines Vertrags über gegenfeitige Freizügigkeit zwijchen der Schweiz 
und Öfterreich, wird auf $ 46 des gegenwärtigen Nepertoriums vertwiejen. 

Q. Betreffend die im Spätjahr 1813 mit Öſterreich gepflogenen Verhandlungen, vikfichtlich der 
Anerfennung der Neutralität der Schweiz, jehe man $ 50 des gegenwärtigen Repertoriums. 


$ 34. Berbältniffe der Schweiz zum Kurfürftentbum (Königreich) 
Bayern. 


A. In $ 22 des gegenwärtigen Repertoriums find diejenigen Erörterungen bargejtellt, welche aus 
Anlaß des Neichsdeputationsrecefjes von Negensburg, vom 25. Februar 1803, zwijchen der Schweiz und 
Banern jtattgefunden haben. 

B. In feinem am 3. Juni 1806 gemäß Artikel 18 der Bundesverfaffung erjtatteten Bericht über 
die Lage der Schweiz in Hinficht auf ihre auswärtigen Berhältnifie, hat der Landammann der Schweiz 
der Tagfazung Mittheilung gemacht über die Beglütwünichungsgefandticaften an die Souveräne von 
Bayern und Württemberg aus Anlaß deren Annahme der Königswürde, und zwar an den Hof zu 
Münden in ber Berjon des Generals von Wattenwyl und nach Stuttgart in den Perjonen der Herren 
Sefelmeifter Stodar und Oberſt Schalch von Schaffhanfen. Die Tagjazung hat diefe Nachricht mit 
Befriedigung entgegen genommen und ſowohl gegen den Landammann als die drei Abgefandten ihren 

1006, IV Danf bezeugt. 

C. In der Sizung vom 7. Juli 1806 hat die thurgauiſche Gejanbtichaft die Dazwiſchenkunft 
der Tagjazung nachgejucht, damit der bayerische Hof im Sinne des geſchloſſenen Freizügigfeitsvertrags 
einen dortigen Herren von Lupin, weldem der Wegzug nad dem Kanton Thurgau verweigert wird, 
ungehindert wegziehen laſſe. Die Tagſazung fand indeſſen, es ſei zwifchen der VBermögensfreizügigfeit 
und dem freien Wegzug der Perfon immerhin ein Unterjchied, gab aber dem Yandammann den Auf: 
trag, Auskunft und Erläuterung über die Gründe der Weigerung bei der banerifchen Regierung ein: 
zuholen und alsdann die weitern Schritte im Sinne des Vertrages vorzumehmen, damit freier Zug des 

1900, 1.1 Vermögens und wo möglich auch der Perfon in vollfommener Reciprocität gefichert werden möchte, 

D. Am 5. Juli 1806 bat die Tagjazung den Kanton St. Gallen ermächtigt, tiber polizeiliche 

Gegenftänbe mit Bayern befondere Berfommmiffe unter dem Vorbehalt abzuſchließen, daß diefelben als: 
16, XLIX dann ber Tagfazung zur Einficht vorgelegt werben. 

E. Am 8. Juli 1806 hat die Gefandtichaft von Granbiinden die Frage der Suftentation der 
Capuciner in Taraſp zur Sprache gebradyt und vorgetragen, daß biefelbe früher durch den Kaifer von 
Dfterreich, feit zwei Jahren aber mit je 100 und 125 Gulden aus den Revenüen der Herrichaft 
Taraſp durch die Regierung Graubündens gejchehen jei, und das Geſuch gejtellt, über den Unterhalt 
diejer Gapuciner einen endlichen Beſchluß zu erlaffen. Die Tagjazuıg findet aber, daß es angemeffen 
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jei, wenn die eriorderlichen Schritte bei den tyroliſchen oder höhern bayerischen Landesitellen, um von 
dert aus die Fortſezung der ehemals genofjenen öſterreichiſchen Unterftüzung zu erhalten, durch die 
Regierung von Graubünden gejchehe. Inzwiſchen foll fte dem Yandammann der Schweiz genauere 
Auskunft über die Verhältniſſe diefes Mofters und dejfen Vermögensverwaltung geben, worauf dieſer 
dann je nadı Umständen demjelben eine milde Unteritüzung aus den Einfünften der Herrſchaft Tarajp 
zufommen lafjen mag. 


F. Mit föniglihem Refeript vom 17. März 1808 war von Seite Banerns die Erklärung gegeben 
werden, „daß in allen Provinzen des Königreichs die Schweizer Angehörigen bei gerichtlichen Eon: 
curſen den baverischen Unterthanen, in Amvendung der Locationsgefeze, gleichgeftellt werden follen, in- 
iofern ſchweizeriſcher Seits die officielle Zuficherung ber Reciprocität ertheilt wird“. Als in der 
Zizung der Tagfazung am 20. Juni 1808 diefer Gegenjtand zur Beſprechung kam, hat weit die über: 
wiegende Zahl der Stände die angetragene Neciprocität unbedingt acceptirt, während einige mangels 
Jaſtruction die Sache ad referendum nahmen und andere gewijfe Vorbehalte vorbrachten. 


G. Am 6. Juli 1805 hat die Tagſazung einem zwifchen dem Stanton St. Gallen und bem 
föntglich-baneriichen ®enerallandescommiffariate in Schwaben, in Folge der am 5, Juli 1806 erhaltenen 
Ermächtiguug ſiehe Litt. D. des gegenwärtigen Abſchnittes), abgeichloffenen Bertrag über gegenfeitiges 
nachbarliches Benehmen und polizeiliche Fürſorge zu Erhaltung jenchefreien Viehitandes, die Genehmigung 
ertheilt. Anläßlich bat Schwyz gewünſcht, dab die Tagjazung jedem Grenzkauton zur unerläßlichen 
Pflicht mache, bei ſich erzeigender Spur einer Viehfeuche in den benachbarten Staaten alſogleich von 
diefer Gefahr und den dagegen getroffenen Verfügungen die anftogenden innern Kantone der Schweiz 
in Kenntniß zu jezen. Die Tagfazung glaubte aber dariiber nicht weiter eintreten zu ſollen, da ber 
Antrag ganz in der Natur der fremdnachbarlichen und gemeineidgenöſſiſchen Verhältniſſe Liege. 

H. Am gleichen Tage hat die Tagjazung einer zwilcdhen dem Kanton St. Gallen und bem 
töniglich⸗ bayeriſchen Generallandescommifjariate in Schwaben abgeſchloſſenen Übereinkunft über gegen- 
jeitige Auslieferung der Verbrecher unter dem Vorbehalt, daß die endliche Nedaction den von der Eid: 
genojienihaft angenommenen Grundiäzen angepaßt werde, die Genehmigung extheilt, nachdem zuvor die 
Geſandtſchaft St. Gallens gegenüber aufgetauchten Bedenken und Einwendungen, welche fich zumeift 
auf eimige im Vertrage aufgeführte, die Auslieferung zur Folge habende „Verbrechen“ bezogen, be: 
ruhigenden Aufichlug gegeben hatte. Die anftögigen Stellen waren das Wort Tumult, das auf 
bloßes Yärmmadyen oder andere unbedeutende Polizeivergehen gedeutet werden künnte, und mehr noch 
der Ausdruf Widerfezung gegen öffentlihe Anordnungen, da hierunter im Berlaufe der 
Zeit von Seite Bayerns leicht auch die Komjeribirten und Ausreißer begriffen werden möchten. 

J. Am 26. Juni 1809 bat die Tagfazung anf die Anregung der beiden Stände Bern und 
St. Gallen auf Abichluß eines fürmlichen Staatsvertrages mit Bayern ber das Concursverfahren 
den Yandammann der Schweiz beauftragt, nachdem die Meciprocität in Concursfällen zwiſchen ber 
Schweiz und Bayern bereits gegenjeitig zugegeben worden ift, zu näherer Erörterung der Grundſäze 
diefer Reciprocität eine Unterhandlung auf die Grundlage des mit dem Großherzogthum Baden ab» 
geichloffenen Vertrages über Concursfälle anzubahnen und darüber Bericht zu erjtatten. 


K Am 30. Juni 1810 hat die Tagjazung den vorjtehenden Beſchluß erneuert. 
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L. Unter'm 14. Juni 1513 iſt die Tagſazung über einen bereits am 20, September 1512 jämmt: 
lichen Kantonen mitgetheilten, von der bayeriſchen Regierung ausgegangenen Vertragsentwurf über gegen: 
feitige gerichtliche Verhältmiffe zwifchen der Schweiz und Bayern in Berathung getreten. Sie hat den 
Gegenſtand an eine Commiſſion zur Prüfung gewiejen. 

M. Am 1. Juli eritattete die Commiſſion in einläßlicher Weife ihren Bericht. Derjelbe zerfiel in 
drei Theile: 

1) betreffend ‚die vichterliche Competenz und das gerichtliche Verfahren in Civilrechtsſachen 88 1—9 

und 14-22 bes bayeriſchen Entwurfs), 

2) betreffend Fallimente, Koncurje und Collocationen (88 10-13), 

3) betreffend die Auslieferung dev Berbrecher, die Stellung der Zeugen u. j. w. (F 23 bis Endei. 

In Bezug auf den erjten Theil hat die Commiſſion durch critiiche Beleuchtung diefer Artifel und 
derjelben Bergleihung mit den im der Schweiz berrichenden Rechtsgrundjäzen die Schwierigkeiten einer 
Unterhandlung über diefen Gegenjtand dargethan und die ſchon im Schooße der Tagjazung geäußerten 
Bedenten, theils über die Redaction der meiften betreffenden Paragraphen, theils über die darin auf: 
genommenen Subtilitäten des römischen Rechts, deren Erörterung ebenfo ſchwierig als nothwendig wäre, 
wenn man über dieſen Gegenjtand unterhandeln wollte, volltommen beftätiget. Sie fand aber zugleid), 
das größte und wirklich; unüberjteigliche Hinderniß einer ſolchen Unterhandlung liege in dem Widerſpruch 
der bayeriſchen Rechtsgrundſäze mit jenen der ſchweizeriſchen Geſezgebungen, und in dem Umjtande, daß 
vermittelit vieler Beſtimmungen diejer Artikel die Eidgenoſſenſchaft genöthigt würde, in weit engere Ber: 
bindung oder Aſſimilirung ihrer bürgerlichen Gefeze und Übungen mit einen fremden Staate zu treten, 
als bieher unter den Kantonen jelbjt möglicy war. Unter ſolchen Umftänden mußte die Tagſazung ſich 
überzeugen, daß über jene in die Eivilrechtöpflege jo tief eingreifenden Vorſchläge unmöglich eine Unter: 
handlung mit der Krone Bayern eingeleitet werden könne, und dag jomit die Abfajjung eines Gegen: 
projects eine fruchtloſe Arbeit jein würde. 

In Folge diejer Berichterftattung hat die Tagfazung eine Unterhandlung über den erjten Theil der 
baverifchen Anträge, betreifend bie richterliche Competenz ꝛc., im Allgemeinen abgelehnt; dabei aber nad) 
dem weitern Antrage der Commifjion ſich vorbehalten, betreffend perjönliche oder Handelsitreitigkeiten, 
ferner Streitjachen über Grundſtüle oder Erbſachen und die Vollziehung der Endurtheile in Eiviljadyen, 
fi; fpäter zu äußern. 

Gegen den zweiten Theil des Vertragsentwurfes walten nach der Ansicht der Commiſſion nicht 
joldye Bedenflichfeiten. Bereits hat die Eidgenofienichaft mit andern fremden Staaten Tractate errichtet, 
wodurch das diesfällige BVerhältni nad) billigen Neciprocitätsgrundfäzen und gegenfeitiger Convenien; 
bejtimmt worben iſt; man wird um jo weniger Anitand nehmen, über diefen Gegenftand mit Bayern 
eine ähnliche Übereinkunft zu treffen, als die Meciprocität in Goncurjen und Collecationen kraft gegen- 
feitiger Erflärungen zwifchen beiden Staaten wirflidy bejteht und die Tagfazung ſelbſt vor einigen Jahren 
das Bundeshaupt beauftragt hat, den Vorſchlag zu einer jürmlichen Unterhandlung darüber an bie 
bayeriiche Regierung gelangen zu laſſen. Von ſolcher Anjchauung ausgehend, bat die Commiſſion die 
ſich hierauf bezichenden Artikel des bayeriſchen Projects näher geprüft und ihr Gutachten über jeden 
einzelnen derjelben vorgelegt (f. den Abſchied. — Nach gewalteter Discuffion hat hierauf die Tagjazung 
den Yandammann eingeladen, auf die von der Commiſſion vorgejchlagene Weije über Fallimente ꝛc. mit 
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Bahern in Unterhandlung zu treien, dabei von joldyen Grundjäzen auszugehen, weldye mit früheren, von 
der Eidgenoſſenſchaft abgeichloffenen ähnlichen Verträgen übereinjtimmen, und das Ergebniß der Unter: 
handlung den Kantonen zur Prüfung, dev Tagfazung zur Genehmigung vorzulegen. 

Über den dritten Theil des Entwurfes ift die Commiſſion ebenfalls von der Anficht ausgegangen, 
daß nach dem Beifpiel des im Jahr 1809 mit dem Großherzogtum Baden abgefchloffenen Staats: 
vertrags eine beiondere Unterhandlung diejer Art mit Bayern in erfter Linie den Grenzkantonen und 
ſodann auch der übrigen Eibgenojjenichaft nicht unangenehm fein müßte. Unter dieſer Vorausſezung 
hat fie es unternommen, die bezüglichen Artitel des Eutwurfes mit Rükſicht auf die Intereſſen und Ber: 
hältmifje der Schweiz näher zu prüfen und dann ihre Meinung hierüber der Tagfazung vorgetragen 
ih den Abjchiedi. — Indem in der Umfrage die meiſten Gejandtichaften über die ſehr zwefmäßigen 


Commifjionsanträge ihren Beifall ausdrüften und einige Bemerkungen floſſen in Bezug auf die Aus- 


lieferung auch der eigenen Angehörigen, hat im Übrigen die Tagjazung den Landammann bevoll- 
mächtigt, nach Anleitung der von der berichteritattenden Commiſſion entwitelten Anfichten mit Bayern 
auch über dieſen Gegenitand in Unterhandlung zu treten, mit dem Vorbehalt jedoch, dab das Ergebnif; 
diefer Unterhandlungen den Kantonen zur Prüfung, der Tagjazung zur Genehmigung vorgelegt werde, 

N. Mittels Kreisichreiben des Yandammanns der Schweiz vom 31. Juli 1812 hatten in Hinficht 
der Niederlafjung und gegenjeitigen Behandlung der rejpectiven Angehörigen zwiichen dem Königreich 
Bayern und der Schweiz die Stände Kenntniß erhalten 1) von einer an die Regierung des Kantons 
St. Gallen gerichteten Erklärung über die von Seiten Bayerns aufgeftellten Grundjäze, 2) von dem 
Wunſche der bayerischen Regierung, daß durch Einwirkung des Landammanns der Schweiz dieſe An— 
gelegenheit nady dem Anhalt eben diejer Erklärung und in der Abficht, den geſezwidrigen Entfernungen 
ins Ansland für die Zukunft Schranten zu ſezen, ſowohl den Kantonen als der Tagfazung zur Er: 
wirtung einer entiprechenden Gegenerllärung vorgelegt werden möchte. 

Als nun der Gegenjtand in der Sizung der Tagjazung vom 14. Juni 1313 in Berathung gezogen 
wurde, gab zuerit die Gejandtichaft von St. Gallen nähern Aufichluß über die VBeranlaffung der an 
ihre Regierung gerichteten Erklärung, welch' leztere dieje lediglich als Erklärung für den Kanton 
St. Gallen und nicht als Vorſchlag zu einer Unterhandfung betrachtet habe. Derjelbe begehre and) 
eine folde Unterhandlung keineswegs, er würde fie für äußert jchwierig halten, beſcheide ſich aber gerne, 
weun die Tagſazung den Gegenftand in nähere Prüfung und allgemeine Berathung ziehen wolle, an 
derjelben Theil zu nehmen. 

Aus den Huferungen der meiften Gefandtichaften ſodann zeigte jich der Widerſpruch zwiichen den 
von der Schweiz angenommenen Grundjäzen und denen, weldye in der bayeriichen Note aufgeftellt find, 
ſehr deutlich; faſt allgemein war die Anficht, daß eine Unterhandlung wahrjcheinlich zu keinem Ziele 
führen würde, daß auc Bayern diefelbe nicht wolle, jondern lediglich) die Anerkennung jeiner Grund: 
läge von Seiten der Schweiz zu bewirken fuche, und daf die Schweiz ihrerjeits in ber Reciprocität und 
im der Ausübung ihrer Convenienz ein VBerwahrungsmittel gegen die Anwendung diejer bayerischen 
Grundſäze juchen folle. — Nach vorläufiger Inſtructionseröffnung iſt dev Gegenſtand an eine Com: 
miſſion gewieſen worden. 

O. Die Commiſſion ſodann hat ihren Bericht am 5. Juli erſtattet (ſ. den Abſchied, und darin die 
Eröffnungen der bayerifchhen Geſandtſchaft vem 12. Juli 1812 einer jorgfältigen und einläßlichen 
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Prüfung unterzogen. Sie findet, daß jeder Verſuch einer Unterhandlung über diefe wichtige Materie frucht— 
los ımd wohl gar von unangenehmen Folgen ſein müßte, indem Bavern tiemals von feinen bekannten, 
mit jenen deutfchen Nachbarn gemeinen Grundfäzen abweichen, fondern vielmehr verfuchen wolle, jeine 
Auswanderungsgefeze auc innerhalb den Grenzen der Eidgenojienichaft geltend zu machen. Bei diejer 
Sadjlage jcheine es durchaus rathſam, allen diesfälligen Unterbandlungen gänzlich auszuweichen: 
übrigens trage Bayern ja auf keine Unterhandlungen an und fcheine ſolche audy wicht einmal zu wünſchen. 
Betrachte man aber die bayerifchen Eröffnungen als einfache Erklärung der Grundſäze, nach weldyen 
Bayern feine ausgewanderten Untertbanen in der Schweiz aufgenommen und behandelt zu wiſſen wünſche, 
jo nehmen dieſelben allerdings eine andere Geftalt an. Aus diefem Geſichtspunkt betrachtet, wären fie 
wohl geeignet, der bisherigen Unbeftimmtheit und Willkür gehörige Schranken zu jezen, öftere Miß— 


verſtändniſſe und unangenehme Golliftionen zu verhüten und die diesfälligen nachbarlichen Verhältuiſſe 


beftimmter und Sicherer zu machen. Die Commiſſion glaube daher, man jolte auf diejelben eingehen, 
wojern ſie jo verfaßt würden, daß fie gegenjeitig verbindlich gemacht und beobachtet werben Fünnten und 
auch in Rükſicht der Ausdrüke in der Schweiz allgemein verftändlich wären. Zu dem Ende hat fie die 
am Schluſſe der bayeriſchen Note reſümirten allgemeinen Säze in nene Redaction gebracht und legt nun 
diefelbe in Gegenüberſtellung der Taglazung mit dem Antrage vor, joldye dem bayeriichen Geſandten 
durch den Landammann als Bafis zu einer Übereinkunft mitzutheilen. 


Bayeriſche Hebaction, Commiſſionsvorſchlag. 


81. 





eines fremden Staates wird der Eintritt unge: 
hindert gejtattet, welcher fich über die deßhalben 
von jeiner Regierung förmlich erhaltene Bewilligung 
mit einem legalen Attejtat, einem Reife, oder Wander: 
paß auszumeifen vermögend iſt. Jeder andere wird, 
wenn er die Grenzen zu überſchreiten gewußt hat, 
ſogleich zurüfgeichoben. 

$ 2. Seinem wird der Aufenthalt länger ge 
ftattet, als fein Paß, Heimatichein ꝛc. ausdrüllich 
und beſtimmt enthält. 

8 3. Gbenjowenig kaun der Unterthan eines 
fremden Staates ſich in dem andern verebelichen 
oder häuslich niederlafjen, wenn er nicht zuvor bie 
Bewilligung feiner Regierung und deſſen Entlajiung 
aus den bisherigen Unterthansverband nachge; 
wiejen bat. 


Nur jenem Unterthan oder Angehörigen s1. 


Nur denjenigen Unterthauen oder Ange: 
börigen des jenfeitigen Ztaates wird der Eintritt 
ungehindert gejtattet, welche ſich mit einem legalen 
Reiſe- oder Wanderpaß auszuweiſen vermögend 
ſind. Jeder andere wird, wenn er die Grenzen zu 
überſchreiten gewußt hat, wieder zurükgewieſen. 


$ 2. Keinem wird der Wufenthalt länger ge: 
jtattet, alö fein Paß oder Heimatjchein ausdrüklich 
und beitimmt enthält. 

$ 3. Ebenjowenig kann der Unterthan oder 
Angehörige des jenfeitigen Staates ih in dem 
andern verehelichen oder häuslich niederlajfen, wenn 
er nicht zuvor die Bewilligung feiner Regierung 


nachgewiejen bat. 


Die Tagſazung hat hierauf mit 21 Stimmen, welde ſich darin vereinigten, daß von jeder Unter: 


handlung auf dem Grund der bayeriichen Eröffnungen abitrahirt werben jolle, beichlojfen, den Eommij: 
fionsantrag und eine bezügliche Meinungsäußerung Zt. Gallens nd referendum in den Abichieb zu 
nehmen. 


{$ 34) 87 


P. Am 6. Juli 1813 wurde endlich dev Yandammann der Schweiz in Folge geäußerten Wunſches 
des bayerifchen Gejandten auf Erhalt einer Rüfantwort beauftragt, diefem zu eröffnen, man habe feine 
über die Niederlafjung der gegenfeitigen Angehörigen im Jahr 1812 eingegebene Note den Kantonen in 
der Abficht mitgetheilt, daß die leztern erjehen, nad) weldyen Grundſäzen bayeriſche Unterthanen wieder 
in ihrem Baterlande aufgenommen werden können. 

Q. In der Sijung vom 14. Juni 1813 bat die Gejandtichaft von Granbinden bei der Tagjazung 
die Anfrage geftellt, „ob die Loslaſſung eines Schweizers von dem fchweizeriichen Bürgerrecht ausichliep- 
ih in der Competenz der betreffenden Kantonsregierung liege”, und eröffnet, daß dieje Einfrage ver 
anlaßt worden jei durch eine Verordnung der bayeriſchen Negierung, nad) welcher die im Tyrol und 
Torarlberg begüterten Graubündner, gleich andern nicht zum rheinischen Band gehörenden Fremden an- 
gehalten werden, entweder die Naturalifation als bayerische Unterthanen zu erlangen oder ihr liegendes 
Eigenthum in einem Zeitraum von ſechs Jahren zu verkaufen. — Da nun die Tagfazung fchon früher 
den Grundſaz förmlich anerkannt hat, es jtehe den Kantonen zu, das Ichweizerifche Bürgerrecht zu ertheilen, 
aljo über die eigentliche Einfrage fein Zweiſel bejtehen kann, dagegen binfichtlich des befunderen Gegen: 
ftondes der graubündneriichen Eröffnung feine Inſtructionen vorhanden waren, weil die Sadye nicht 
gehörig vorgetragen worden war, jo fiel die Angelegenheit ohne weitere Schlugnahme ins Brotofoll, um 
jo mehr als die Megierung von Graubünden ſich dev bereitwilligen Unterjtüzung des Bundeshauptes 
ohnehin verjihert halten kann. 

K. Betreffend den Abichluß eines Vertrages über gegenſeitige Freizügigfeit zwifchen der Schweiz 
und Bayern wird auf $ 46 des gegenwärtigen Repertoriums vermieien. 

S. Unter $ 122 D des gegenwärtigen Repertoriums find die Verhandlungen mit Bayern, betreffend 
die Handelsverhältnifie, dargeſtellt. 

T. Betreffend die Grenzverhältnifie zwiichen der Schweiz und Bayern wird auf $ 48 D des gegen- 
wärtıgen Repertoriums verwieſen. 


$ 35. Verhältniſſe der Schweiz zum Kurfürſtenthum (Königreich) 
Wüͤrttemberg. 


A, Unter $ 21 des gegenwärtigen Repertoriums ſind diejenigen Verhandlungen mit Württemberg 
dargejtellt, weiche aus dem verjchiedenen Bejtimmungen des Regensburger Reichsdeputationsrecejjes vom 
25, Februar 1803 hervorgegangen find. 

Ueber die Abordnung einer Gratulationsgeiandtichaft an den Hof nad) Stuttgart anläßlich der An: 
nahme der Königswürde Seitens der Kurfürjten jehe man $ 34 B des gegenwärtigen Repertoriums. 

B. Auf den Antrag des Kantons Zürich hat am 2. Juli 1804 die Tagfazung den Landammann 
der Schweiz eingeladen, denjenigen Kantonen, welche mit dem Kurfürftenthum Württemberg (und be 
nahbarten deutichen Fürjten überhaupt) über die Behandlung ehegerichtlicher Verhältniſſe fich verftändigen 
wollen, durch diplomatische Schritte und angemeſſene Anbahnung allfälliger Unterbandlungen im Namen 
der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft an die Hand zu gehen. 
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C. Am 25. Juni 1805 hat die Tagjazung ihren diesbezüglicyen vorjährigen Beſchluß bejtätigt und 
dabei den Landammann im Weitern beauftragt, inzwiſchen auch diejenigen Kantone durch zwelmäßige 
diplomatische Correfpondenz zu unterjtüzen, welche bejondere Klagen über Denegation der Juſtiz in 
Matrimonial- oder PBaternitätsangelegenheiten anzubringen haben. 

D. Am 6. Juli 1809 hat die Tagjazung, in Folge eines am 8. Mai desjelben Jahres durch den 
füniglid’württembergifchen Gejandten geftellten Antrages, „alle einjeitige Wrreftanlequngen auf Privat: 
vermögen, wodurh Gläubiger aus dem andern Staat in ihren gegründeten Aniprachen beeinträchtigt 
würden, mittelft einer zu treffenden Übereinkunft zwifchen dem Königreich Württemberg und der Schweiz 
für die Zukunft aufzubeben", den Yandammann der Schweiz ermädjtigt, unter Vorbehalt der Ratification 
durch die Kantone auf die Grundlage des mit Baden über den nämlichen Gegenstand bejtehenden Über: 
einfommens einen Vertrag über die gegenjeitige Gleichjtellung der Staatsangehörigen in Concursfällen 
abzujchließen. 

E. Da nad der Mittheilung des Landammanns die im Laufe des Monats Mai der württem— 
bergiichen Regierung angetragene Unterhandlung zu Wbichliegung eines Übereintommens über Gleich- 
haltung der gegenjeitigen Angehörigen bei Concurſen in Fallimentsfällen bis dahin ohne Gegenäußerung 
geblieben it, jo hat amı 30. Juni 1810 die Tagjazung den vorjährigen Beſchluß lediglich erneuert. 

F. Am 25. uni 1810 wurde der Tagfazung eine vom 16, desjelben Monats datirte Note des 
wirttembergiichen Geſandten vorgelegt, das Begehren enthaltend, es möchte durch eine abzuſchließende 
Convention die gegenfeitige Stellung und Auslieferung von Dejerteurs und conferiptionspflichtigen In— 
dividuen feftgefezt werden. Die Tagfazung hat den diesfäligen Antrag auf Abſchluß einer Übereinkunft 
aus den im Jahre 1805 gegenüber Öfterreich geltend gemachten Gründen abgelehnt, die Kantone aber 
eingeladen, die jreundnachbarlichen Verhältniſſe mit Württemberg auch in Dinficht des angeregten Ver: 
hältnifjes jorgfältig wahrzunehmen und deshalb die Aufficht und Thätigkeit ihrer Polizeianftalten gegen 
Fremde, befonders gegen diejenigen, welche im militärpflichtigen Alter find, zu verboppeln; Ausreißer, 
flüchtige Eonjeribirte beim Betreten des fchweizerijchen Gebiets zurülzumeifen, feinem Fremden Durch— 
reife oder Aufenthalt zu geitatten, der fich nicht mit authentijchen, regelmäßigen Päffen feiner Heimats- 
obrigfeit, von den höhern Negierungsbehörden vifirt, ausweifen fünnte; auf die genaue Beobachtung 
dieſer Maßregel in den Gemeinden wacen zu lajjen und bei obwaltendem Verdacht, daß irgend ein 
württembergijcher Unterthan in verborgenem Aufenthalt dem Dienfte des Königs ſich zu entziehen juche, 
ober auf nähere diesjallfige Anzeige ber jenfeitigen benachbarten Behörde hin die betreffenden Individuen 
alfogleidy aus dem Kantonsgebiet gegen ihre Heimat zu verweifen. 

G. Am 15. Juni 1811 bat die Tagjazung den am 21. Juli 1810 den Kantonen mitgetheilten, 
von Seite Württembergs vorgeſchlagenen Entwurf eines Vertrages wegen Aufhebung der Privatarrefte 
und Pfändungen und wegen Gleichhaltung der gegenjeitigen Angehörigen bei gerichtlichen Concurſen, 
troz vielfacher Bedenken gegen die Sadıe, an eine Commiſſion zu näherer Prüfung verwiejen. 

H. Am 10. Juli hat die Commiſſion ihren Bericht erjtattet. Nach jorgfältiger Beleuchtung aller 
Artikel des Entwurfs und der Äußerungen der Kantone darüber hatte fi) die Commijfion von der 
Unmöglichkeit überzeugt, viele von den angetragenen Bejtimmungen, weldye den Kantonsgejezen zuwider: 
laufen — und die äußerſt ſchwankende und verworrene Nedaction des Ganzen — der Tagfazung zur 
Genehmigung zu empfehlen ; fie hielt vielmehr dafür, daß der Tractat in der vorgeſchlagenen Form nie 


— 
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eine allgemeine Beiftimmung würde erhalten können, und daß bereit aus ber großen Mehrheit der 
Inſtructionen der Wille der Kantone ſich deutlich ausgefprochen habe, bei den einfachen Grundſäzen, 
welche ſchon im Jahre 1807 in dem Tractat mit dem Großherzog von Baden aufgeftellt worden, zu 
verbleiben. Ju ‚Folge dieſer Berichterjtattung hat die Tagfazung dem Landanımann nähere Weifungen 
und Bollmachten betreffs der Vertragsunterhandlungen ertheilt. 

J. Am 13. September haben die durd den Landammann der Schweiz ernannten eidgenöffifchen 
Eommifjarien (Negierungsrath Morell aus dem Thurgau und Rathsherr von Meyenburg von Scaff- 
haufen) einen am 31. Auguft 1811 zu Frauenfeld mit dem außerordentlichen württembergifchen Bevoll— 
mächtigten, Herrn von Arand, unterzeichneten Vertrag, betreffend die Gleichjtellung bei Eoncurjen xc., 
vorgelegt. Da aber gegen den erjten Artikel diejes Vertrages, alſo lantend: „Es foll gegen aufredht- 
jtehende, weder mit Mechtstrieb belegte, noch gantmäßige Schuldner, welche einen fejten Wohnfiz haben, 
wechjeljeitig fein Pfandarreſt angelegt werden fünnen, jondern ſolche Schulöner follen wegen der an fie 
jormirt werdenden Forderungen einzig vor dem natürlichen competenten Richter ihres Wohnortes auf: 
gejucht und belangt werden; jedoch joll der Competenz der betreffenden Gerichtsitelle hinfichtlich auf 
Beurtheilung alljälliger Anftände wegen gejchloffener Gontracte und wegen gelegener (unbeweglicher) 
Sachen nidyts benommen fein" — Einwendungen erhoben wurden, weil der lezte Saz diejes Artikels: 
„Jedoch joll dadurd; der Eompetenz :c." ... ., im Widerſpruch mit den Geſezen mehrerer Kantone das 
forum contractus und das forum rei sitae gleichjam anzuerkennen fcheint, jo trug der Landammann 
in Rükſicht auf diefe Bedenken den jchmweizeriichen Unterhändlern auf, den württembergiſchen Bevoll- 
mächtigten zu Auslaſſung diefes Artilels zu veranlafjen zu juchen. 

K. Am 11. October ift eine am 18. September zwiſchen den beidjeitigen Bevollmächtigten ver: 
einbarte Abänderung des beanjtandeten Artikels der Tagjazung zur Kenntniß gebracht worden. In 
Folge defjen hat die Tagfazung mit Mehrheit der Stimmen den auf ſolche Weiſe modificirten Bertrag 
über gegenfeitige Gleichftellung bei Eoncurjen ꝛc. unter Natificationsvorbehalt angenommen. 

L. Am 9. Juni 1812 wurde die Tagſazung benachrichtigt, daß die unterm 18. September vorigen 
Jahres umterzeichnete Übereinkunft zwifchen der Schweiz und dem Königreich Württemberg, betreffend 
die Gleichſtellung der gegenieitigen Staatsangehörigen in Eoncursfällen, von Seite des Königs von 
Württemberg nicht ratificirt worden jei, jondern daß vielmehr der nenernannte württembergiiche Ge— 
jandte unterm 24. März die Erklärung abgegeben habe, er ſei zu weiteren Unterhandlungen beauf- 
tragt. — Obwohl verjchiedene Gejandtichaften von neuen Unterhandlungen fih wenig Erfolg ver: 
ſprachen, da die wirttembergifcher Seits abgelehnte Übereinkunft auf billigen, auch ſchon gegen andere 
Staaten mit gleicher Einfachheit anfgeftellten Grundſäzen berube, von denen die Eidgenojjenichaft 
jchwerlich abweichen werde, jo hat dod) die Tagjazung, um mwenigitens durch vorläufiges Eintreten ihre 
Achtung gegen den Geſandten Württembergs und den großen Werth, den fie auf billige Feſtſezung 
nachbarlicher Verhältniſſe mit der Krone Württemberg fezt, an den Tag zu legen, den Landammann ber 
Schweiz angewiejen, auf geeignete Weife die modificirten Anträge des königlich-württembergiſchen Ge: 
jandten zu vernehmen. 

M. Am 26. ‘uni haben die von dem Landammann in Vollziehung der vorjtehenden Weifung be 
auftragten Commiſſarien (Sefelmeifter Stodar von Neuforn und Regierungsrath Anberwert) der Tag- 
jazung über ihre Verhandlungen mit dem württembergiſchen Geſandten Bericht eritattet. Nady längerer 
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Erörterung der vericiedenen von jenem Gejandten geftellten Abänderungsanträge (fie finden ſich Ab— 

ichiebsbeilage G.) hat die Tagfazung unter Directionsertheilung in Hinficht der obmwaltenden Differenzen 

den Landammann angewiefen, mit dem württembergiſchen Gejandten in neue Unterhandlungen zu treten 

und das Ergebniß diefer Unterhandlungen den Kantonen in Form eines Vertragsentwurfes mitzutheilen, 

damit der leztere wo möglich durch die Tagjazung des Yahres 1313 genehmigt werben könne. Die 

wejentlichiten Anjtände walteten im Betreff der würtiembergiſchen Vorbehalte über das Arreitverfahren 
1sı® XXvı im Falle verzögerter oder verweigerter Juſtiz und hinfichtlich der Wechjelarreite. 

N. Am 11. Juni 1813 iſt der Tagfazung das Ergebniß derjenigen Conferenz vorgelegt worden, 
weldye im Januar desjelben Jahres zwiſchen den genannten eidgenöſſiſchen Commiſſarien und dem 
württembergifchen Gefandten über gerichtliche Arrejte und über Concurje ftattgefunden hatte. Die Tag: 

1815, XXI jazung bat diefe Angelegenheit an eine Commiſſion zu näherer Prüfung gewiejen. 

0. Auf den Bericht diefer Commiſſion bat die Tagjazung am 22. Juni einen etwas modificirten 
Entwurf eines diesfälligen Vertrages genehmigt und den Landammann ermächtigt, auf die Grundlage 
diejes Entwurjes (er ſteht tertuell im Abjchied), unter Vorbehalt der Katification durch die Kantone, 

1813, XXI einen Bertrag abzufchliegen. 
P. Betreffend den Abjchluß eines Freizügigfeitsvertrags zwijchen der Schweiz und Württemberg, 
— wird auf $ 46 des gegenwärtigen Repertoriums verwieſen. 

Q. In $ 122, D des gegenwärtigen Repertoriums find die Unterhandlungen mit Württemberg bin: 

fichtlich der Handelsverhältniſſe dargeftellt, 


$ 36. Berhältniffe der Schweiz zum Kurfürſtenthum (Großherzogtbunt) 
Baden. 


A. Die Erledigung derjenigen Anſtände zwiſchen der Schweiz und Baden, weldye aus den ver- 

ſchiedenen Beſtimmungen des Regensburger Reichsdeputationsrecefies vom 25. Februar 1803 hervor- 
— gegangen find, ijt in $ 19 und $ 20 des gegenwärtigen Mepertoriums dargeſtellt. 

B. Am 2. Juli 1804 iſt auf dem Antrag des Kantons Zürich der Landammann der Schweiz 
eingeladen worden, denjenigen Kantonen, welche mit dem Kurfürjtenthum Baden über die Behandlung 
ehegerichtlicher Verhältnifje ſich verftändigen wollen, durch diplomatijche Schritte und angemejjene An- 

1804, LI bahnung alljälliger Unterhandlungen im Namen ber Eidgenofjenihaft an die Hand zu gehen. 

C. Am 25. Juni 1805 hat die Tagſazung ihren vorjährigen Auftrag an den Landammann be 

so, XXXvı ſtätiget. 

D. Am 3. Juni 1807 tft die Tagſazung über eine am 10. April an ſämmtliche Kantone gelangte 
Anregung, betreffend eine Übereinkunft zwiichen der ſchweizeriſchen Eidgenofjenfchaft und dem Großberzog- 
thum Baden über gegenjeitige Gleichjtellung der Staatsangehörigen in Concursfällen, in Berathung ge: 
treten. Sie hat ſich grundfäzlic für die Umterhandlung einer folchen Übereinkunft ausgeſprochen und 
der Kanzlei den Auftrag ertheilt, in einer nächſtfolgenden Sizung einen diesbezüglichen Vorſchlag einzu 

1007, NIX bringen. 
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E. Am 9. Juli hat die Tagjazung den von der eidgemöffischen Kanzlei vorgelegten Entwurf zu 
einer jolchen Übereinkunft unter Ratificationsvorbehalt angenommen; einzig die Gejandtichaften der 
Kantone Uri, Schwyz, Unterwalden und Glarus find bei dem referendum ftehen geblieben. 

F. Am 20. Juni 1808 ift die obige Übereintunft vom 9. Juli 1807 mit dem Großherzogthum 
Baden von allen Kantonen außer Schwyz und Glarus vatificirt und der Landammann der Schweiz 
beauftragt worden, für Ausfertigung und Auswechslung der Urkunden zu forgen. (Daranf ift die eid- 
genöſſiſche Erklärung am 9. Juli ausgefertigt und am 30. Juli gegen die Erklärung der großherzoglich— 
badiſchen Regierung vom 7. gleichen Monats ausgewechielt worden; ſ. den Wortlaut der Übereinkunft 
in den Beilagen zu biefem Repertorium.) 

G. Am 21, Juni 1808 ift die Tagfazung über einen durch den Landammann der Schweiz den 
Kantonen mitgetheilten, von Baden vorgeichlagenen Entwurf eines Vertrags über gegenfeitige Ausliefe: 
rung der Verbrecher in vorläufige Berathung ggtreten, in Folge welcher der Gegenftand am eine Com— 
miſſion zu näherer Prüfung gewiejen worden ift. 

H. Auf den Antrag diefer Commiſſion hat die Tagſazung am 28. Juni ihrerfeits einen BVertrags- 
enwwurf in 9 Artikeln (devem Wortlaut im Abichied) fejtgeftellt, und den Landammann ver Schweiz 
ermächtigt, die Unterhandlungen fortzuſezen und unter bem Vorbehalte der Ratification zum Ziele zu 
führen. 

J. Am 21. Juni gleichen Jahres hat die Tagſazung einen von einem Vertragsentwurf begleiteten 
Antrag der großherzoglich-badiſchen Regierung auf Abſchließung einer Übereinkunft, betreffend die Förm⸗ 
lichkeiten bei Heirathen aus dem einen Lande in das andere, nad) ftattgehabter Berathung an eine Coms 
miffion zu näherer Prüfung gewieſen. 

K. Diefe Commiſſion hat am 9. Juli der Tagjazung einen modificirten VBertragsentwurf vorgelegt 
und mit einem erläuternden Bericht begleitet. Nach längerer Erörterung ijt der Yandammann der 
Schweiz ermächtigt worben, über den vorliegenden Gegenftand im Sinne des Commiffionsentwurfes 
einen Vertrag unter Ratificationsvorbehalt im Namen derjenigen Kantone, ‚welche demielben beitreten 
wollen und die in einem bejondern Artikel des Bertrags namentlic zu bezeichnen wären, abzujchliehen, 
während den übrigen der allfällige nachherige Beitritt vorbehalten werden joll. (Vertragsentwurf im 
Abſchied.) 

L. Am 13. Juni 1809 hat die Tagſazung dem auf Grund des Beſchluſſes vom 28. Juni 1808 
durch den eidgenöffischen Bevollmächtigten, Regierungsrath Feger, am 30. Auguft 1808 zu Aarau unter: 
zeichneten Bertrage zwijchen der Schweiz und Baden über gegenfeitige Auslieferung der Verbrecher die 
Rotification ertheilt und den Landammann der Schweiz angemwiefen, für die Ausmwechslung der Natifi- 
cationsurfunden beforgt zu fein und bei diefem Anlaß dahin zu wirken, daß der Vertrag jofort zur 
Vollziehung gebracht werde. (Am 6. November ift dann von Seite des Landammanns der Schweiz 
und am 4. gleichen Monats von Seite des Großherzogs von Baden die Hatification des vorerwähnten 
Vertrages, und jpäterhin die gegenjeitige Auswechslung der Ratificationen erfolgt; j. Beilagen zu gegen- 
wärtigem Repertorium.) 

M. Ebenfalls am 13. Juni iſt der in Folge des Tagjazungsbeichluffes vom 9. Juli 1808 am 23. 
daranf folgenden Augufts durch den eidgenöſſiſchen Bevollmächtigten, Regierungsrarh Feger, zu Marau 
unterzeichnete Vertrag zwijchen der Schweiz und Baden, betreffend bie Förmlichkeiten bei Heirathen aus 
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dem einen Lande in das andere, vorgelegt worden. Die Kantone Unterwalden, Lucern, Zürich, 
Bern, Glarus, Solothurn, Basel, Schaffbaufen, Appenzell, Aargau und Thurgau 
haben dieſe Übereinfunft unbedingt ratifieirt und den Landammann mit der Auswechslung beauftragt. 
Die Kantone Uri, Zug, Freiburg und St. Gallen waren geneigt, die jünf erjten Artikel der 
abgeichlofjenen Übereinkunft anzunehmen, nicht aber den jechsten. Der Kanton Waadt hat die Über: 
einfunft verworfen. Die Kantone Schwy z und Tejjin nahmen feinen Theil an der Berhandlung, 
und der Kanton Graubünden hat ſich weitere Erklärungen vorbehalten. (Hm 6. November 180% 
hat der Landammann der Schweiz und am 7. gleichen Monats dev Großherzog von Baden die Rati- 
ficatton des vorerwähnten Vertrages ausgeftellt, und es it in Folge dejjen die Auswechslung der gegen» 
va, XIX jeitigen Natification erfolgt; |. den Wortlaut in den Beilagen zu diefem Nepertorium.) 
N. Am 25. Juni 1810 haben fich die Kantone Graubünden und Waadt im nämlichen Sinne 
wie die Kantone Uri, Zug, Freiburg und St. Gallen hinſichtlich bes Vertrages über die Heirathen von 
ısio, XxIx einem Lande im das andere ausgejprochen und die Übermittlung diefer Eröffnung an’ Baden begehrt. 
O. Am 2. Juli 1810 hat die Tagjazung von einer auf Grund des 9. Artifeld des Auslieferungs: 
vertrages vom 30. August 1808 am 3. Mai 1810 zwiſchen dem Kanton Schafſhauſen und dem 
Großherzogthum Baben abgeſchloſſenen Convention, betreffend die Auslieferung von Berbrechern und 
die Behandlung von PBaternitätsgeichäften, Kenntnig genommen und in derjelben nichts gefunden, was 
den eidgenöſſiſchen Berhältwifien und dem Intereſſe anderer Kantone Abbruch thun könnte, und darum 
1810, KEX die Nieberlegung bderjelben in das eibgenöfftiche Archiv beſchloſſen. 
P. Die Verhandlungen über den Abſchluß eines Freizligigkeitsvertrages zwifchen der Schweiz und 
Baden find aus $ 46 des gegenwärtigen Repertoriums zu entnehmen. 
Q. In $ 122, D des gegemwärtigen Repertoriums find die Verhandlungen über den Abſchluß 
— eines Handelsvertrages zwiſchen der Schweiz und dem Großherzogthum Baden dargeſtellt. 
R. Betreffend die Grenzverhältniſſe zwiſchen der Schweiz und dem Großherzogthum Baden wird 


— auf 8 48, E des gegenwärtigen Repertoriums verwieſen. 
* 


$ 37. Verhältniſſe der Schweiz zum Fürſtenthum Fürſtenberg. 


A. Betreffend die GErörterungen mit Fürftenberg aus Anlaß der Beitimmungen des Reichs— 
deputationsreceffes von Regensburg vom 25. Februar 1803, wird auf $ 24 des gegenwärtigen Re 
pertoriums verwiefen. 

B. Am 2. Juli 1804 hat die Tagfazung auf den Antrag des Kantons Zürich den Landammann 
der Schweiz eingeladen, denjenigen Kantonen, welche mit dem Fürftenthum Fürftenberg über die Be: 
handlung ehegerichtlicher Verhältniſſe ſich verftändigen wollen, durdy diplomatische Schritte und an— 
gemeſſene Anbahnung allfälliger Unterhandlungen im Namen der Eidgenoſſenſchaft au die Hand zu 

1, Li gehen. 
C. Am 25. Juni 1805 hat die Tagfazung ihren vorjährigen Beſchluß im dieſer Sadje beftätiget. 
1806, XXXv1 (Meiteres hierüber findet fich in den Abſchieden nicht.) 
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$ 38. Verhältniſſe der Schweiz zum Königreich Preußen. 


A. Durch einen am 15. Februar 1806 zu Paris zwiſchen Preußen und Frankreich abgeſchloſſenen 
Taufchvertrag hat Preußen das Fürftenthum Neuenburg an Frankreich abgetreten. 

B. Was den Abichluß eines Vertrages über gegenjeitige Freizügigkeit zwifchen dev Schweiz und 
dem Königreich Preußen anbetrifft, wird auf $ 46 des gegenwärtigen Nepertoriums verwieſen. 

C. Über die im Spätjahr 1813 mit Preußen gepflogenen Verhandlungen rüffichtlich der Anertennung 
der ſchweizeriſchen Neutralität gibt $ 50 des gegenwärtigen Nepertoriums Auſſchluß. 


$ 39. Berbältniffe der Schweiz zur cisalpinifchen Republik 
(Königreich Italien). 


A. Am 29, Auguſt 1803 hat die Tagfazung folgende Ermächtigungen ertheilt zu Abſchluß von 
Übereintünften mit der eisalpinifchen Republik: 

1) an Teſſin, betreffend öfonomifche Gegenftände, Juſtiz- und Polizeifadyen, und Einfuhr von 
Strohhüten, deren Tare von der piemontefischen Finanzkammer und der italienischen Republik erhöht 
worden it; 

2; an den Kanton Graubünden, betreffend Weidgangsrechte im Veltlin und Cleven; 

3) an die fatholifhen Kantone, zu Unterhandlungen wegen des durch den Gardinal Borro- 
mäus gejtifteten und jeither aufgehobenen Collegium helveticum zu Mailand. (S. $ 72 dieſes Re: 
pertoriums.) 

B. Am 31. Juli 1804 wurde ver Tagſazung ein Schreiben des cisalpinischen diplomatischen 
Agenten in der Schweiz, Herrn VBenturi, vorgelegt, die Anzeige enthaltend, es habe der Kaiſer der 
Franzoſen in das Begehren der cisalpiniichen Nepublit gewilligt, die dermalen in franzöfiichen Dienften 
ftehenden Schweizertruppen in ihren Dienjt zu nehmen; bemmad; werde von Seite der cisalpinifchen 
Republif gewünſcht, mit der Schweiz einen Capitulationsvertrag abzuſchließen. Die Tagfazung hat 
den Yandammann der Schweiz beauftragt, die diesfälligen Eröffuungen des genannten diplomatischen 
Agenten anzuhören und von den eigenen Anſichten begleitet den Kantonen mitzutheilen, damit bieje fich 
ausiprechen fünnen, ob und unter welchen Bedingungen fie in cine biesjällige Verhandlung eintreten 
tollen. 

C. Am 5. Juli 1806 Hat die Tagfazung auf das Begehren des Kantons Tefjin den Land- 
ammann der Schweiz beauftragt, den Kanton Teſſin in feinen Schritten bei der königlich-italieniſchen 
Regierung für den Bezug bes nöthigen Getreides zu unterjtüzen. Dabei ift der Kanton Teſſin an- 
gemiefen worden, die obwaltenden Anftände, wegen deren die Getreideausiuhr von der italienischen 
Regierung ſcheint verweigert werden zu wollen, wo möglich durch frenndichaftliche Unterbandlung zu be 
ſeitigen. 

D. Ebenfalls am 5. Juli hat die Tagſazung den Landammann der Schweiz auf den Antrag des 
Kantons Uri angewieſen, Einleitungen zu treffen zu Gunſten der freien oder wenigſtens der erleichterten 
Ausfuhr des Reifes aus alien nach der Schweiz. 
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E. Am 15. Juni 1807 wurde der Tagſazung ein am 3. October 1806 zwijchen dem Königreich 
Stalien und dem Kanton Teſſin abgeichloffener Vertrag über die Einfuhr von Getreide aus Italien 
nach dem Kanton Teſſin vorgelegt. Es ift diefer Vertrag an eine Commiſſion zur Prüfung gewieſen 

187, XIAV worden, 
F. Auf den Bericht dieſer Commiſſion hat die Tagfazung am 26. Juni die Gültigkeit des vor: 
1807, XLIV gelegten Bertrages anerkannt. 

G. Betreffend die Grenzverhältuifje zwijchen der Schweiz und dem Königreich alien, wird auf 
$ 48, C des gegenwärtigen Nepertoriums vermiejen. 

H. Am 2. Juli 1508 ift der Kanton Teſſin ermächtigt worden, mit dem Königreich Ptalien eine 
bejondere Eonvention abzufchlichen über die gegenfeitige freie Ein: und Ausfuhr der Landesprobuete 
von denjenigen Grundſtüken, die in einer gewiſſen Entfernung von der gegenfeitigen Grenze auf dem 
Gebiete des einen Staates gelegen find, von Angehörigen des andern aber bejejjen werden, — Alles 

som XxxiI  jeboch unter Vorbehalt der Einficht des abgeichloffenen Vertrages durch die Tagfazung. 

J. Betreffend die Eonfiscation graubündnerischen Eigentums in Beltlin, Eleven und Worms, welche 
Landſchaften Theile des Königreiches Italien ausmachen, wird auf $ 132 des gegenwärtigen Repertoriums 
verwieſen. 

K. Betreffend die im Spätjahr 1810 erfolgte Beſezung des Kantons Teſſin und eines Theils 
des Kantons Graubünden durch Löniglich-italienifche Truppen, ſowie betreffend die Anregung wegen 
einer veränderten Grenzbereinigung zwiſchen der Schweiz und dem Königreich Stalien längs dem Kanton 
Teijin, wird anf $ 50 des gegemwärtigen Repertoriums verwieſen. 

L. Am 19. Juli 1813 ift dev Wunjd des Kantons Graubünden, zu vernehmen, wie die Aus: 
Lieferung italienifcher Ausreiger und flüchtiger Eonfcribirter zu behandeln jei, aus Mangel an Inſtruction 

isıo, xy lediglich in das Protofoll niedergelegt worden. 


8 40. Verhältniſſe der Schweiz zur Nepublif Wallis. 


A. Was die Ausfönderung der ökonomiſchen Verhältniſſe zwiichen der Republik Wallis und ber 
ehemaligen helvetiſchen Republik, welcher das Wallis incorporirt war, anbetrifft, wird auf 8 112 des 
gegenwärtigen Repertoriums verwicien. 

B. Am 25. Auguit 1803 bat die Tagſazung kraft des Artikels 32 der Bundesacte den Kanten 
Waadt ermächtigt, über ökonomiſche Gegenftände, für Regulirung des täglidyen Verlehrs und über 
Juſtiz- und Polizeifachen mit der Republik Wallis befondere Verkommniſſe abzufchließen, infofern durch 

188. LXX diejelben der politische Zujtand und die allgemeinen Verhältniffe der Schweiz nicht berührt werben. 

C. Um 21. Junt 1805 hat der Kanton Schwyz im Namen des Stiftes Einfiedeln die Ber: 
wendung der Tagjazung angerufen in Ginficht einer Schuldanſprache diejes Stiftes an die Stadt Sitten 
im Wallis, im Berrage von 56,000 Franfen. Die Tagfazung hat dieje Neclamation zur Prüfung an 

vun, XXX eine Commiſſion gewieſen. — 
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D. Auf den Antrag diefer Commijfion hat ſodann die Tagjazung am 9. Juli den Landammann der 
Schweiz beauftragt, auf geeignete Weife dahin zu wirken, daß die Nepublit Wallis auf die Grundlage 
der über das vorliegende Geſchäft durch die helvetiſche Liquidationscommiffton gefaßten Beſchlüſſe das 
Eigenthum des Stiftes Einfiedeln anerfenne und den auf dasjelbe gelegten Sequefter aufbebe. 

E. Am 2. Juli 1808 iſt der Kanton Bern ermächtigt worden, mit der Republif Wallis einen 
Vertrag über Verfolgung und Auslieferung der Verbrecher abzujchliegen, wobei Zürich den beſtimmten 
Vorbehalt machte, daß durch dergleichen Verträge die Rechte der andern Kantone und ihrer Angehörigen 
auf feine Weiſe berührt, viel weniger beeinträchtiget werden, 

F. Am 20. Juni 1810 bat die Tagſazung von einer zwiſchen dem Kanton Bern und der Re— 
publit Wallis am 18. October und 11. November 1809 abgeſchloſſenen Übereinfunjt über gegenfeitige 
Ausichreibung, Verfolgung und Auslieferung der Verbrecher Einficht genemmen und gefunden, daß die— 
ielbe nichts enthalte, was den eidgenöffischen Verband oder die Rechte anderer Kantone beeinträchtigen 
tönnte, und demmad; einmüthig erfannt, daß von der Eidgenofjenfchaft wegen gegen die Vollziehung 
derjelben feine Schwierigkeit obwalte ; doch joll eine Abſchrift davon in das eidgenöffische Archiv nieder— 
gelegt werben. 

G. Betreffend die Grenzverhältniffe zwiichen der Schweiz und der Republif Wallis wird auf $ 48, B 
des gegenwärtigen Repertoriums verwieſen. 

H. Durch Decret vom 12, December 1810 (f. dasjelbe im Anhang zu gegenwärtigen Mepertorium) 
it die Mepublit Wallis dem franzöfiichen Neiche einverleibt worden. 


$ 41. Verhältniſſe der Schweiz zum Fürftenthum Neuenburg. 


A, Am 25. Auguſt 1803 hat die Tagſazung den Kanton Waadt ermächtigt, über ökonomische 
Gegenftände, für Regulirung des täglichen Berfehrs und über Juſtiz- und Polizeiſachen mit dem Fürften- 
thum Neuenburg befondere Verkommniſſe abzuſchließen, inſofern durch diefelben der politiiche Zujtand 
und die allgemeinen Verhältniſſe der Schweiz nicht berührt werben. 

B. Durd) einen am 15. Februar 1806 zu Paris zwifchen Frankreich und Preußen abgejchloffenen 
Tauſchvertrag hat Preußen das Fürftentfum Neuenburg an Frankreich abgetreten, und durch ein am 
30. März 1806 erlafienes Derret bat der Kaifer der Franzofen das Fürſtenthum dem Marſchall 
Berthier überlaffen. 

C. Betreffend die Unterhandlung zwifchen der Schweiz und dem Fürftenthum Neuenburg für Ein- 
führung gegenfeitiger Freizügigteit wird auf $ 46 des gegenwärtigen Nepertoriums verwieſen. 

D. Am 6. Juli 1807 wurde der Landammann der Schweiz angewieſen, die Regierung bes Fürften- 
thums Neuenburg anzufragen, ob fie nicht zu Abſchluß einer Übereinkunft mit der Schweiz über gegen: 
feitige Gleichſtellung in Eoncursfällen Hand zu bieten geneigt wäre, (Es jcheint nicht, daf Seitens bes 
Yandammanns diejer Auftrag vollzogen worden jei; wenigſtens ſchweigen deſſen Correſpondenzprotokolle 
gänzlich über den Gegenjtand, und auch ſonſt finden ſich hierüber im Bundesarchiv feine weitern Acten vor.) 

E. Am 2. Juli 1808 ift der Kanton Bern ermächtigt worden, mit dem Fürſtenthum Neuenburg 
einen Vertrag über Verfolgung und Auslieferung der Verbrecher abzuſchließen. 
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F. Am 20. Juni 1810 bat die Tagfazung von einer ſolchen zwifchen dem Kanton Bern umd 
dem Fürſtenthum Neuenburg am 18. October 1809 und 16. Januar 1810 abgejchloffenen Übereinkunft 
Kenntniß genommen und darin nichts gefunden, das zu Beanſtandung hätte Anlaß geben künnen ; da: 
gegen ſoll eine Abjchrift in das eidgenöffiiche Archiv niedergelegt werden. 

G. Am 2%. Juli 1811 hat die Gefandtichaft des Kantons Waadt eine am 1. Juli besjelben 
Jahres zwifchen dem Kanton Waadt und dem Fürſtenthum Neuenburg abgeſchloſſene Übereinkunft, be: 
treffend die Niederlaffungsverhältnijje der gegenfeitigen Angehörigen und die unehelichen Kinder berjelben, 
vorgelegt. Die Übereinkunft geht nadı dem Tert des Abichieds dahin: «que les ressortissans du 
canton de Vaud qui auront obtenu l’habitation dans la principaute de Neufchätel, soit ä titre 
d’etablissement, soit comme domestiques ou attaches de toute autre maniere au service de quel- 
qu’an, comme aussi et r&ciproquement les ressortissans de la dite Principaute qui auront obtenu 
semblable habitation dans le canton de Vaud, seront dispenses de fournir à cause de l’oetroi 
d’habitation une garantie soit par depöt soit par caution, moyennant l'engagement que prend 
chaque gouvernement de reconnaitre les enfans illögitimes, qui seraient adjuges a l'un ou à l’autre 
des dits habitans par le juge de son domicile, comme appartenans ü celui des deux états auquel 
le pere est ressortissant, » 


$ 42. Berhältniffe der Schweiz zum apoitolifchen Stuhle zu Nom. 


A. Am 29. Auguft 1803 hat die Tagjazung den Kanton Teſſin ermächtigt, mit dem apoſtoliſchen 
Stuhle in Unterhandlung zu treten, betreffend dem durch einen Agenten des Erzbiſchofs von Mailand 
auf die Güter des Collegiums zu Ascona gelegten Sequefter. 

B. Betreffend die Neclamationen des apoftoliichen Nuntins in der Scyweiz hinſichtlich der Klöſter 
wird auf $ 70 des gegempärtigen Repertoriums verwieſen. 


$ 43. Verhältniſſe der Schweiz zum Königreich der beiden Sicilien. 


Betreffend den Übertritt des erſten capitwlirten Schweizerregimentes in k. k. franzöſiſchen Dienſten 
in den Dienjt des Königs beider Sicilien wird auf $ 128 des gegenwärtigen Repertoriums verwieſen. 


$ 44 Merbäftniffe der Schweiz zum Königreih Spanien. 


A, Was den capitulirten fchweizerifchen Militärdienft in Spanien betrifft, wird auf ben $ 130 des 
gegenwärtigen Nepertoriums verwicjen. 

B. Hinſichtlich der Handelsverhältnifje zwifchen der Schweiz und Spanien j. man $ 122 bes 
gegenwärtigen Kepertoriums, 
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Ü. Am 1. Auguſt 1804 iſt die Tagſazung über das durch Landammann von Flüe vorgetragene 
Begehren der Herren Etlin und Schmid aus dem Kanton Unterwalden ob dem Wald, um Verwendung 
bei der ſpaniſchen Regierung für ihre Anforderung, herrührend von der im Jahr 1707 ſtattgehabten 
Benrlaubung des im Mailändiſchen in jpanifchen Dieniten gejtandenen Regiments Amrhyn, nicht ein: 
getreten und hat lebiglidy zur Rechtfertigung des Herrn von Flüe dasjelbe in das Protokoll jezen laſſen. 

D. Am 11. Juli 1805 bat die Tagſazung ein für allemal das vorerwähnte Begehren der Herren 
Erin und Schmid abgelehnt. 


$ 45. Verhältniß der Schweiz zum Königreich Großbritannien und 
Irland. 


A. Betreffend die in Großbritannien unter Sequeſter gelegten, für Liquidation der Schulden der 
helvetiſchen Republik angewieſenen Gelder ſ. man $ 112 des gegenwärtigen Repertoriums. 

B. Am 14. Juni 1808 iſt der Tagſazung angezeigt worden, ber im Jahr 1807 an den Kaiſer 
der Franzoſen abgejendete außerordentliche Geſandte, General und alt-Landammann von Wattenwyl, 
habe ans Auftrag des Landammanns der Schweiz die Verwendung des Kaiſers der Franzojen für Aufs 
bebung des oben erwähnten Sequejters angerufen. 

C. Bas die in großbritanniichen durch die Tagſazung nicht capitulirten) Dienjten gejtandenen 
Ichmeizeriichen Militärs betrifft, wird auf $ 131 des gegenwärtigen Repertoriums verwieſen. 


$ 46. Freizügigkeit im Allgemeinen; Abichbaffung der Abzugsrechte 
im Innern der Schweiz, und Verhandlungen mit dem Ausland über 
denſelben Gegenitand. 


A. Am 23. Auguſt 1803 wurde auf die Anregung des Kantons Aargau cine Commiſſion nieder: 
geiezt, um über das Abzugsrecht einen Bericht zu erjtatten. 

B. Auf den Antrag dieſer Commiſſion bat die Tagſazung am 17. September den Entwurf zu 
einem bezüglidyen Beſchluß ad referendum genommen. 

C. Am 9. Juni 1804 hat die Tagjazung den leztes Jahr ad referendum genommenen Antrag in 
folgendem Wortlaute zum Bejchluß erhoben: 1} Der Abzug im Innern der Schweiz zwijchen den 
Kantonen ift durch die Mebiationsacte aufgehoben, und die Tagſazung erklärt, daß von demfelben umter 
feinem Vorwande mehr die Rede fein fünne. 2) Gegen das Ausland ijt vor Allem aus der Grundjaz 
der Reciprocität aufzuftellen, und der Abzug nur von denjenigen Staaten, welche gegen die Schweiz 
oder die betreffenden Kantone diejes Recht ausüben, nach dem von denjelben angenommenen Maßſtabe 
zu beziehen. Dadurch will jedoch die Tagjazung den allenfalls hierüber bejtchenden Verträgen auf keine 
Weiſe präjubiciren. 3) Sollte ſich der Fall ereignen, daß der Abzug gegen ein Land bejtimmt werben 
jollte, in welchem bisher noch feine Geſeze oder Gebräuche darüber befannt wären, jo ſoll derfelbe nie 
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10 vom Hundert überfteigen und der diesörtige Beſchluß nur von den Santonsregierungen ausgehen 
fünnen. 4) Die Kantone merben autorijirt, möthigenfalls über den Abzug nach den oben aufgeftellten 
Srundjäzen mit den benachbarten Obrigfeiten in Unterbandlung zu treten; der Erfolg joll aber jedes: 
mal der Tagjazung (zur allgemeinen Benuzung oder wenigitens zur WRatification) vorgelegt werben 
5) Übrigens ſiehet die Tagfazung eine allgemeine Aufhebung diefer Abgabe als vorteilhaft für die 
Schweiz an; da aber diejelbe nicht leicht erhältlich fein wird, jo glaubt fie deſto eher auf die möglichite 
Erniedrigung der Procente antragen und ſolches den Kantonen befonders empfehlen zu follen. (Na 
dem Abdruf in dem Urfundenband zum Nepertorium, 1. Ausgabe.) 

D. Ebenfalls am 9. Juni hat die Tagjazung dem am 6. Februar 1804 zwijchen ben jchmeizerijchen 
(David Stodar von Neuforn, bes Kleinen Naths zu Schaffhaufen, und Karl von Reding, Negierungs: 
rath des Kantons Aargau) und babifchen Bevollmächtigten abgejchloffenen Vertrage — er fteht in den 
Beilagen zu gegenmwärtigem Nepertorium — über gegenjeitige Freizügigkeit zwifchen der Schweiz und 
dem Sturfürftentfum ſpäter Großbherzogthum) Baden die Watification ertheilt. Einzig der Kanton 
Thurgau bat, gemäß einer zu Protokoll gegebenen Erklärung, diefen Vertrag nicht ratificitt.*) 

E. An demjelben 9. Juni ift der von Seite Bayerns gemachte Antrag auf Abſchluß eines Frei— 
zügigkeitsvertrages mit der Schweiz an eine Commiſſion zur, Prüfung überwiejen worden. 

F. Am 21. Juli 1804 hat die Tagjazung, nachdem fie am 9. desjelben Monats der am 9. Juni 
niedergejezten Commiſſion die Vollmacht, mit dem bayerijchen Gefanbten in Unterhandlung zu treten, 
ertheilt, und nachdem fie am 17. Juli die Grundlagen des erzielten Einverftändniffes vorläufig gebilligt 
hatte, unter Vorbehalt der Ratification durch die Kantone den am 20. Juli abgeſchloſſenen Vertrag mit 
den Kurfürſtenthum Pfalz-Bayern — jpäter Königreih Bayern — genehmigt. — (Um 19. October 
hat der Yandammann ber Schweiz und am 3. September der Kurfürft von Bayern diejen Vertrag 
ratificirt, umd am 30. October wurbe den Kantonen von der am 19. erfolgten Auswechslung der Rati- 
ficationen Kenntnig gegeben.) — Der Bertrag enthält nur zwei materielle Artifel, die wejentlich über: 
einftimmend find mit Den beiden erjten Artikeln des lÜbereinfommens vom 6. Februar mit Baden. 
Zwei weitere Artifel betreffen den Vorbehalt der Natification und die Auswechslung derjelben. Bor: 
behalte wie im $ 5 des Tractats mit Baden fommen bier nicht vor. (Abgebruft Off. Sammlung 1. 373/77.) 

G. Am 31. Juli 1804 bat die Tagſazung ginen am 3. darauf folgenden Auguſt durch den öfter: 
reichiichen Gefandten in der Schweiz und durch eidgenöffiihe Eommifjarien unterzeichneten Bertrag über 
gegenfeitige Freizügigleit zwiſchen der Schweiz und den öfterreihiichen Staaten, unter Vorbehalt 
der Ratification durch die Kantone, genehmigt, und dabei mit Rükſicht auf die einzelnen GCorporationen 
oder Barticularen in den öſterreichiſchen Staaten noch ferner zuftchende Abzugsberechtigung und bas 
gegen die lezteren vorbehaltene Gegenrecht beichlojien, es haben die Kantone von einem jeden in Folge 
dejjen eintretenden jyalle von Erhebung des Abzuges von Seite öſterreichiſcher Corporationen oder 
Privaten dem Landammann der Schweiz Kenntniß zu geben und cs jei die diesfalls gegenrechtlich zu 
erhebende Abzugsgebühr nur zu Handen der Kantone (nicht aber einzelner Korporationen oder Privaten) 
zu erheben. — (Am 23. October 1804 bat der Yandammann der Schweiz und am 21. Auguft der 


) Die Ratiftcation von Seite Thurgaus if nachträglich erfolgt und am 30. December 1810 der badiichen Belandtichaft 
zur ſtenntniß gebracht worden 








(8 46) 99 


Kaifer von Öfterreich die Natification des Vertrages ausgejtellt, und am 30. October wurde ben 
Kantonen bie erfolgte Answechslung der Ratificationen angezeigt.) — Die materiellen Beftimmungen 
der Artikel 1 und 2 find weientlich gleichlautend mit denen des Vertrags mit Baden; ber dritte Artikel 
enthält Vorbehalte 1. in Bezug auf diejenigen Abſchoß-, Abfahrts- oder Abzugsgelber, weldhe Gemeinden 
oder Herrichaften in den k. f. Staaten zu beziehen berechtiget find, 2. betreifend eine allfällig ſpätere 
Mobification des Tractats. (Abgedrukt Off. Sammlung I. 361/66.) 

H. Am 2. Juni 1807 bat die Tagjazung in Folge eines am 25. Mai desjelben Jahres von dem 
Staatsrath des Fürftentbums Neuenburg geftellten Antrages, die gegenfeitigen Abzugsrechte aufzu— 
beben, eine Commiffion mit ber diesfalls nothiwendigen Unterhandlung beauftragt und hievon durch den 
Landammann ber neuenburgiichen Regierung Kenntniß geben lajjen. 

J. Am 26. Juni ſodann ift der Tagfazung der von Neuenburg mittels itaatsräthlicher Zuſchrift 
vom 22. Juni einbegleitete Entwurf einer urfundlichen Erklärung über die gqegenjeitige Freizügigkeit, 
wie diejelbe bereits im Jahre 1801 mit dem Bolfziehungsrath der helvetiichen Republik unterhandelt, 
aber nicht zum Abichluß gebracht worden war, vorgelegt worden. Die Tagjazung hat diefen Entwurf 
an die am 2. Juni niedergeſezte Commiffion übermwiejen. 

K. Nach vernommenem Bericht der Commiffion hat die Tagſazung am 6. Juli den Landammann 
der Schweiz angewieſen, der Regierung bes Fürſtenthums Neuenburg einen im Sinne der Commiffions- 
anträge abgeänderten Gegenentwurf mitzutheilen. Sobald derjelbe angenommen und durch die Stantone 
ratifieirt jein wird, ſoll die ſchweizeriſche Urkunde, in deuticher Spradye ausgefertigt und von einer 
franzöſiſchen Überjezung begleitet, ausgewecjjelt werben. — Der nmenenburgiiche Entwurf lautete: 
i) Le droit de traite foraine, soit droit d’Abzug est et restera aboli ä perpétuité entre l’Etat 
de Neufchätel et les Etats de la Confederation helvetique. 2) Tous les ressortissants de l’Etat 
de Neufchätel ou de la Confedöration helvetique, qui voudront transporter ou retirer leurs biens, 
de quelle nature qu’ils soyent, en tout ou en partie, de l'un des deux Etats dans F'autre seront 
libres de le faire et sans @tre greves pour cela d’aucune charge ni adstreints a aucune re- 
devance, sous quelque denomination que ce soit. 3) Tous les accords ou concordats partiels 
faits precedement ou concordats en l’Etat de Neufchätel et certaines parties de l’Helvetie, sont 
abroges par le present traite. Die Abänderungsvorjchläge der eidgenöffiichen Commiſſion gingen 
dahin, im erjten Artikel die Worte: les Etats de la Confederation helvetique abzuändern in les 
‘eantons de la Confederation suisse, und dem zweiten Artikel einen Zuſaz beizufügen, dahin lautend: 
„mit Ausnahme jener Taren und Gebühren, welche nicht von der Erportation herrühren, ſondern auch 
von den im Lande wohnenden und darin bleibenden Einwohnern bezogen werden". (Wie es jcheint, iſt 
dann der Gegenftand von Seite Neuenburgs liegen gelajjen worden ; denn weder bie jpätern Abichiede, 
noch die Protokolle des Landammanns enthalten etwas Weiteres darüber.) 

L. Am 16. ‘uni 1809 ift der am 13. Januar und 22, April desjelben Jahres an die Kantone 
gelangte Antrag Württembergs über die Abſchließung eines Freizügigkeitsvertrags mit der Schweiz 
an eine Commiffion zu näherer Prüfung gewieſen worden. 

M. Am 30. Juni hat die Tagfazung in Folge des in der Sizung vom 26, erjtatteten Berichts 
diejer Commiſſion eidgenöffiihe Eommifjarien (die Herren Vürgermeijter von Ejcher von Zürich, Selel- 
meifter von Yenner von Bern und Negierungsrath Morell ans dem Thurgau) ermächtigt, mit dem 
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königlichwürttembergiſchen Gejandten in weitere Unterhandlung zu treten und unter Vorbehalt der Rati— 
fication der Kantone einen Freizügigkeitsvertrag im Sinne des modificirten Entwurfs abzuichliegen und 
zu unterzeichnen. 

N. Am 5. juli iſt in Folge der Ermächtigung vom 30. Juni der Freizügigteitsvertrag mit dem 
Königreich Württemberg unterzeichnet worden. Derjelbe enthält im Allgemeinen die gleichen Grund: 
jäze wie die vor ihm abgefchlofjenen Freizügigkeitsverträge mit Baden, Bayern und Öfterreich, mit 
einigen auf die fbeciellen Verhältniſſe bezüglichen Zuſäzen und Ermeiterungen ; jo in den Artikeln 4 
und 5: Art. 4. Nach diefem Grundſaze (Wirkjamteit des Vertrags in dem ganzen Umfang der beiden 
Staaten laut Art. 3) joll daher kein Unterichied gemacht werden, ob die Abzüge bisher in die Staats: 
caſſen gefloffen oder andern Grundherrichaften, Individuen oder Gorporationen zugefallen find; und es 
jollen demnach auch alle Privat: Nachitener: und Abzugsrechte in Bezug auf beiderjeitige Staaten auf: 
gehoben jein. Art. 5. (Zeitpunkt des Beginns der Wirkung des Bertrags.) (Der volle Wortlaut nebit 
den Ratificationen jteht Off. Sammlung I. 378/82.) 

0, Auf den Antrag des Kantons Zürich it am 16. Juni 1809 der Landammann der Schweiz 
beauftragt worden, bei der königlich-italieniſchen Regierung die Unterhandlung eines Freizügig: 
feitsvertrages in Antrag zu bringen, wobei aud auf das gegenjeitige freie Erbicaftsrecht Rükſicht zu 
nehmen wäre, 

P. Am 30. Juni 1810 iſt der voritehende Beſchluß über Unterhandlung eines Freizügigkeitsvertrags 
mit Jtalien durch die Taglazung erneuert worden. 


Q. Am 7, Juni 1810 hat die Tagfazung dem am 5. Juli 1809 unterzeichneten Freizügigkeits— 
vertrag mit dem Königreich Württemberg die Natification ertbeilt. (Die Anzeige über die erfolgte 
Auswechslung dev Matificationen wurde den Kantonen unterm 4. Juli gemacht.) 

R. Am 13. September 1811 iſt in Folge eines am 25. Juli au die Kantone gelangten, von 
einem Vertragsentwurfe begleiteten Antrages der königlich-preußiſchen Gejandtichaft der Landammann 
der Schweiz ermächtigt worden, unter Vorbehalt der Ratiftcation durch die Kantone einen Vertrag über 
gegenjeitige Freizügigkeit zwiichen der Schweiz und dem Königreich Preußen im Sinne der durch bie 
gewaltete Berathung am preußiſchen Entwurfe vorgenommenen Modificationen abzujchließen. 

S. Am 13. September 1311 bat es die Tagjazung aus Mangel weiterer Inſtruction dem Yand- 
ammann dev Schweiz überlafjen, einen vom 3]. Auguſt datirten Antrag der königlich-italieniſchen 
Gefandtichaft, betreffend die gegenfeitige Aufhebung des Heimfallvechtes, an die Kantone zur Prüfung 
und Genehmigung zu bringen. Dieſer Antrag lautet dahin: „daß, um die Aufhebung des Heimfall: 
rechts (droit d’aubaine) zwifchen dem Königreich Italien und der Schweiz zu bewirken, auch gegen: 
jeitig den Angehörigen beider Staaten das Recht zuzuſichern, liegende oder bewegliche Güter zu er 
werben und zu bejizen, jerner Schenkungen und jede Art von Erbſchaften, fei es tejtamentsweije ober 
ab intestato gemäß den für die eigenen Staatsangehörigen geltenden Geſezen zu empfangen, die 
ſchweizeriſche Bundesbehörde eine urkundliche Erklärung ihres diesfallfigen Entichluffes von ſich aus: 
jtellen möchte, welche alsdann nach der Verficherung des Minifters der auswärtigen Angelegenheiten, 
Srajen von Mareſealchi, alfogleicy eine fürmliche Gegenerklärung Sr. t. k. Majeität des Kömgs von 
Italien zur Folge haben werde". 
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T. Am 2. Juni 1812 iſt der am 3. März besjelben Jahres zwifchen dem königlich-preußiſchen 
Geſandten und den eibgendffiihen Commiſſarien (Bürgermeifter Sarrafin und Staatsrath Stehelin von 
Basel) zu Bafel abgeſchloſſene Vertrag über gegenjeitige Freizügigkeit zwijchen der Schweiz und dem 


Königreich Preußen durch die Tagfazung ratifieirt worden. — (Die vom Landammann dev Schweiz 
über die Ratification ausgeitellte Urkunde datirt vom 8, um.) — (Das Wejentliche des Vertrags ſtimmt 
mit der in gleicher Materie mit Württemberg ausgewechielten Urkunde überein. Einen Abdruck enthält 
bie Of. Sammlung I. 367 ff.) imi2, AN 


U. Am 2 Juni 1812 iſt der den Kantonen früher mitgetheilte Entwurf einer eidgenöſſiſchen 
Klärung über gegenfeitige Freizügigkeit zwiichen der Schweiz und dem Königreih Jtalien (fiche 
oben litt. 5.) durch die Tagſazung genehmiget worden. (Mm 24. Juli wurde durd den Landammann 
der Schmeiz eine eidgenöffische Erflärung — der Wortlaut jteht im Abſchied — ausgeftellt und dagegen 
am 25, November eine vom 24. Auguft datirte königlich-italieniſche Erflärung empfangen.) mia, NAH 
V. Auf den Antrag des Kantons Glarus hat die Tagjazung am 16. Juni 1812 dem Laub: 
ammann der Schweiz empfohlen, einen Vertrag über gegenfeitige Freizügigkeit zwifchen der Schweiz und 
tem Großherzogtbum Frankfurt zu unterhandbeln. (Eine bezügliche Anfrage des Yandammanns 
vom 23. November gl. J. an den Großherzog von Frankfurt wurde mit Zuſchriſt vom 14. December 
einftweilen ablehnend beantwortet.) isiz. NNIH 


$ 47. Verhandlungen mit dem Ausland, betreffend die gegenjeitige 
Regulirung verjchiedener gerichtlicher und pofizeilicher Verhältniſſe. 


A. Betreffend die Verhandlungen mit Frankreich über gerichtliche und polizeiliche Verhältniſſe 
wird auf $ 16 des gegenwärtigen Nepertoriums verwieſen. 

B. Der $ 33 des gegenwärtigen Nepertoriums enthält die Verhandlungen mit Öjterreich über 
gegenjeitige Auslieferung der Verbrecher. 

C. Über die Verhandlungen betreffend Abjchliefung eines Vertrages zwifchen der Schweiz und dem 
Königreih Bayern über gegenjeitige Gleichſtellung in Concursfällen, fowie über Regulirung anderer 
polizetlicher oder gerichtlidyer Verhältniſſe, ſehe man $ 34 des gegenwärtigen Nepertoriums. 

D. Die Verhandlungen über Abjchluß eines Vertrages mit dem Königreih Württemberg über 
gegenfeitige Gleichitellung in Concursfällen findet man $ 35 des gegenwärtigen Nepertoriums, 

E. Betreffend die Verhandlungen über Abſchluß eines Vertrages mit dem Großherzogthum Baden 
über Gleichftellung der gegenfeitigen Angehörigen in Goncursjällen, ferner über Auslieferung der Ber- 
brecher und endlich betreffend die Heirathen von einem Lande in das andere, jehe man $ 36 des gegen: 
wärtigen Repertoriums. 

F. Die Verhandlungen zwiſchen der Schweiz und dem Fürſtenthum Neuenburg über Gleich: 
tellung in Goncursfällen, ſowie zwischen den Kantonen Bern und Waadt und dem Fürſtenthum 
Neuenburg über verſchiedene gerichtlidie und polizeiliche Verhältniffe, find in $ 41 des gegemmwärtigen 
Repertoriums nachzufehen. 

G. Die Verhandlungen des Kantons Bern mit der Nepublit Wallis über gerichtliche und polizei 
liche Verhältniſſe find in $ 40 des gegenwärtigen Repertoriums bargejtellt. 
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H. Was hinwieder die Aufnahme in ein jchweizeriiches Kantonsbürgerredyt der Angehörigen ver- 
ſchiedener deutſcher Staaten anbetrifft, wird auf $ 100 bes gegenwärtigen Repertoriums vertvieien. 


$ 48. Schweizerifche Grenzverhältniſſe. 
A. Grenzverhältniffe zwiſchen der Schweiz und Frankreid). 


I. Was die bei Unterhandlung des Allianzvertrages zwiſchen der Schweiz und Frankreich jtatt:- 
gefundenen Verhandlungen vütfichtlidy der gegenfeitigen Grenzverhältniſſe anbetrifft, jo wird auf $ 16 
des gegenwärtigen Hepertoriums verwieſen. 

1. Am 19. Juli 1808 find der Tagfazung durch die Gefandtichaft des Kantons Waadt ver 
ſchiedene diplomatiiche Actenſtüke, Verbalproceſſe und topegraphiiche Bejchreibungen vorgelegt worben, 
die auf eine franzöſiſcher Seits angetragene neue Örenzberichtigung gegen den Berg les Tuffes und das 
Dappenthal Bezug haben. Gemäß derjelben wird zum Vortheil Frankreichs, welches eine neue Straße 
von les Rousses nad; Ger ganz auf jranzöfiichem Gebiet anlegen will, von dem Kanton Waadt die 
Abtretung eines Stüfes Yand von 5653 Pofes zu 36,000 Quadratſchuh gefordert. Die Berhandlungen, 
welche diejer Sache wegen ſchon in den Zeiten der helvetiichen Negierung gepflogen wurden, famen, 
nachdem fie wieder liegen geblieben waren, erft im fahre 1805 auf Grund des Artikels 8 des Allianz: 
tractats abermals in Fluß, und es begehrt nun Waadt, die Tagfazung möchte das, was geichehen iſt, 
genehmigen und im Ferneren ihm behülflich fein, daß die verlangte Abtretung durch eine billige 
Territorial-Entjhädigung gegenüber Waadt auf dem Bertragswege compenfirt werde. Die Tagſazung 
hat dem Geſuche im Hinblif auf Artitel 8 des Alltanztractats, welcher jür Länderabtretung den Grund» 
ja; einer gerechten und anftändigen Bergütung ftipulict, entjprochen und den Landammann der Schweiz 
angewieſen, biesfalls Namens der Tagſazung feine Huge Berwendung eintreten zu laſſen. 

III. Am 25. Juni 1810 bat die Tagſazung, mit Rükſicht anf eine vom 22. desjelben Monats 
datirte Note des franzöfischen Gejandten den Kanton Baſel bevollmächtigt, auf dem Wege der Unter: 
handlung zwei Kleine, auf dem rechten Rheinufer gelegene Stüfe Landes, auf welche ein für die Feſtung 
Hüningen bejtimmter Brüfentopf zum Theil zu ftehen fommen joll, an Frankreich abzutreten. Bon dem 
Erfolg der Unterhandlungen und dem abgeichloffenen Vertrag wird dann Baſel dem Landammann der 
Schweiz, zu Handen der ſämmtlichen Stände, Kenntniß geben. (Späteres findet ſich indeſſen über den 
Gegenftand nicht vor.) 


B. Grenzverhältnife zwiſchen der Schweiz und der Republik Wallis. 


Am 28. Juli 1803 ift die Tagſazung über das durch perjönliche Abordnung vorgebrachte Begehren 
der Gemeinde St. Morig im Wallis, um Befreiung von öffentlichen Abgaben zu Gunjten ihrer in den 
Gemeinden Ber und Laven gelegenen Belizungen, in der Gewärtigung nicht weiter eingetreten, daß ich 
die Regierung der Republik Wallis an diejenige des Kantons Waadt wenden werde. Erſt wenn wider 
alles Verhoffen eine gütliche Ausgleihung der Sache zwiichen den beiden Regierungen nicht zu Stande 
fommen könnte, jei aladann das Geichäft der Tagjagung vorzutragen. 
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C. Grenzverhältniffe zwischen der Schweiz und der cisalpinifhen Republik 
(Später Königreich Italien). 


I. Am 29. Auguſt 1803 it Graubünden bevollmädhtiget worden, mit der italienischen Nepublif 
einen Vertrag abzuſchließen wegen einem Weidgangsredit, das die Einwohner von Graubünden, un- 
abhängig von ihren Hoheitsrechten, in den Plänen von Beltlin und Eleven genoſſen, aber jeit fünf 
Fahren nicht mehr haben ausüben künnen. 

11. Am 29. Auguft 1803 hat die Tagſazung den Kanton Teſſin ermächtigt, mit ber cisalpintichen 
Republit in Unterhandlung zu treten, betreffend einerjeits die Grenzbereinigung zwiſchen den Gemeinden 
Onfernone und Graveggia, und betreffend anderfeits die Enclave Campiglione oder Campione, deren 
Bejiz dem Kanton Teſſin jehr gelegen wäre. 

ID. Um 15. Juni 1807 wurde der Tagjazung ein am 25. Juli 1805 (der Abjchied hat irrig 
28, Juli 1806) zwiſchen dem Königreich Italien und dem Kanton Teſſin abgeſchloſſener Vertrag vor: 
gelegt, durch welchen einige Grenzjtreitigkeiten zwijchen der tejfinifchen Gemeinde Onſernone und ber 
italienijchen Gemeinde Eraveggia ausgeglichen worden, indem die Alp Monte frachio von Teſſin an 
Italien abgetreten, dagegen die Alp Medaro dem Kanton Teſſin übergeben wird. Es ijt diejer Vertrag 
an eine Commiſſion gewiefen worden. 

IV, Auf den Antrag der Eommiljion bat die Tagjazung am 26. Juni mit Mehrheit der Stimmen 
die Gültigkeit des abgefchloffenen Vertrages anerkannt. Zugleid wurde in Hinfiht auf Verhandlungen 
über Grenzverhältnifje bejchlofjen, fünjtighin ſollen nicht nur die abgejchlofjenen Verträge, jondern aud) 
die bdenfelben zu Grunde liegenden Pläne vorgelegt werben. 

V. Am 18. Juli 1808 hat die Tagjazıng einer am 15. Juli (der Abjchied jagt irrig 24. Sep- 
tember) 1807 zwijchen dem Königreich Italien und dem Kanton Teſſin abgeſchloſſenen Übereinkunft, 
durch welche Grenzanftände zwijchen der italienischen Gememeinde Diffimo und ber tejfinifchen Ge: 
meinde Onjernone beigelegt wurden, die Genehmigung ertheilt und die Regierung des Kantons Teſſin 
eingeladen, einen topographiichen Plan der berichtigten Grenze in das eidgenöjftiche Archiv niederzulegen. 

VI Was die während den Jahren 1811 und 1812 jtattgefundenen Verhandlungen, betreffend die 
veränderte Richtung der Grenze zwiſchen dem Königreich Jtalien und der Schweiz längs dem Kanton 
Teſſin, anbetrifft, wird auf $ 50 des gegenwärtigen Repertorinms verwiefen. 


D. Grenzverhältniſſe zwiſchen der Schweiz und Eyrol (fpäter Bayern). 


I. Am 29, Auguft 1803 hat die Tagfazung den Kanton Graubünden ermächtigt, betreffend einen 
von ausgeriijenen Marchen berrührenden Grenzanftand mit der Grafſchaft Tyrol eine Übereinkunft ab- 
zufchließen. 

U. Am 26. Juni 1807 ijt dem Kanton Graubünden die Vollmacht ertheilt worden, unter Bor: 
behalt der Genehmigung durch die Tagſazung einige Grenzberichtigungen vorzunehmen. 

III. In der Sizung vom 16. Juli 1812 hat die graubündneriſche Gefandtichaft über Grenz: 
anftände Graubündens mit Tyrol berichtet, die feit 1767 und früher her zwifchen der bündnerischen 
Gemeinde Schleins und Tyrol und ebenfalls zwiſchen bündneriſch Münfterthal und Tyrol obwalten und 
zeitweife bis zu einer jüngiten Beranlafjung ruhen geblieben jeien, wo der königlich-bayeriſche General- 
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commijjär des juufreifes eine von der Gemeinde Schleins an einen Tyroler ertheilte Erlaubniß, in 
dem ihr eigenthümlich zugehörigen Wald, der auf dem jtreitigen Gebiete liegt, eine Pechhütte zu er: 
richten, als einen Eingriff in die bayerijchen Hoheitsrechte erklärt und darüber als über eine Grenz: 
verlezung Beſchwerde bei der Regierung Graubündens geführt habe. Da nun die Grenzen der Grenz: 
tantone auch die Grenzen der Eidgenofjenichaft find, jo wünſcht Graubünden, daß die Verhandlungen 
über dieſe Grenzberichtigung, auch jchon, um ihnen mehr Nachdruk zu geben, Namens der Eidgenojjen: 
ichaft jortgeführt werden. Die Tagiazung hat hierauf den Landammann der Schweiz angemwiejen, nähere 
Berichte über diefe Grenzangelegenheit, wenn nöthig, durd; Unterfuhung an Ort und Stelle, einzuziehen 
und, falls eine eidgenöſſiſche Dazwiſchenkunft nothwendig werden jollte, den Gegenftand vor die Tagjazung 
des Jahres 1813 zu bringen. 


E. Grenzverhältniffe zwifchen der Schweiz und dem Großherzogthum Baden. 


Il. Am 14. Juni 1808 hat der Yandammanı der Schweiz die Tagjazung im Keuntniß gefejt, daß 
der im Jahre 1807 an den Kaifer der Franzoſen abgeordnete auferordentliche Geſandte, General und 
alt: Zandammann von Wattenwyl, jür Berbefjerung der jchweizeriichen Grenze gegen Dentichland (be: 
ziehungsweiſe Baden) Schritte gethan habe, die ohne Erfolg geblieben jeien. 

11. Betreffend die Grenzverhältniſſe zwiichen dev Schweiz und dem Großherzogthum Baden längs 
dem Kanton Aargau im Bejondern, wird auf 3,20 des gegenwärtigen Repertoriums vertiefen. 


88 4967. Innere politifche Verhältniſſe der Schweiz. 


$ 49. Bundesverfaſſung. 


A. Die durch die Bermittlungsacte des erjten Conſuls der Franzöfiichen Nepublit, vom 19, Februar 
1803, vorgefchriebene Bundesverfafjung.(j. in den Beilagen zu gegenwärtigem Nepertorium) it in den 
hiefür beftimmten Friſten eingeführt worden. 

B. Am 14. Juli 1804 haben Verhandlungen ftattgefunden über den Artitel 20 der Bundesverfafjung, 
betreffend das Verfahren bei Ausbrucd eines Aufjtandes im Innern eines Kantons, In Folge deſſen 
hat die Tagjazung eine Commiſſion niedergefezt mit dem Auftrage, zu unterjuchen, ob, wann und wie 
bei eintretenden Unruhen in einem Kanton ein eidgenöſſiſches Kriegsgericht aufzuftellen fei. Auf weiter 
gehende Anträge, die zum Zweke hatten, den Artikel 20 ſelbſt zu erläutern, wurde nicht eingetreten, ba 
man fand, daß der Tert der Bundesacte einer Erläuterung nicht bedürfe. 

C. Am 21. Juli jodann it auf den Antrag der Commijjion, unter Vorbehalt der Ratification, 
über die Aufitellung eines eidgenöffiihen Kriegsgerichtes in Fällen von Aufruhr, folgender Beſchluß ge: 
faht worden: 1) Wenn ein eidgenöjfischer Zuzug zu Dämpfung des Aufruhrs eines Kantons nötbig 
wird und bei einem thätigen Widerſtand wirklich Blut vergoffen werben jollte, jo jteht es am der voll: 
ziebenden Gewalt dieje® Kantons, die Strafbaren durch ihr verfaffungsmähiges Eriminalgericht, ober 





durch ein gewmeineidgenöffiiches Tribunal beurtheilen zu lajjen. 2) Sollte ein Kanten bie Zufammen: 
berufung eines ſolchen eibgenöffiihen Tribunals von Sr. Eprcellenz dem Landammann der Schweiz ver- 
langen, jo wird diejer die vollziehende Gewalt eines jeden derjenigen Kantone, welche thätige Hülfe zur 
Dämpfung des Aufruhrs geichift haben, auffordern, ein Mitglied in diejes Tribunal abzuordnen ; der 
Präſident und Aubditor diefes Tribunal werben vom Landammann ernannt. 3) Dieſes Tribunal foll 
nie unter der Zahl von jehs Mitgliedern fizen mögen; es richtet die Verbrecher nach dem Gejezen *) 
ihres Kantons und joviel möglich ſummariſch. 4) Wenn minder als jechs Kantone zur Dämpfung von 
Unruhen an dem Zuzug Antheil nehmen, jo joll der Landammann der Schweiz beauftragt fein, bie 
Regierungen der benachbarten Stände aufzufordern, zu Ergänzung des aufzuftellenden Kriegsgerichts 
die Mitglieder abzuordnen. 

D. Am 6. Juni 1805 iſt der vorjährige, unter Ratificationsvorbehalt angenommene Beichluß durch 
die Tagſazung nach verjchiedenen Vorbehalten und Einwendungen mit fünfzehn Stimmen (Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Zürich, Glarus, Zug, Bern, Freiburg, Appenzell, Schaffhaufen, Graubiinden und Solo: 
thurn) vatificirt worden. 

E. Am 25. Juni 1805 ift die Tagſazung in ben Antrag des Kantons Waadt, zu unterfuchen, 
eb die Kantone im Rükſicht auf die Anzahl ihrer befoldeten Truppen fich genau an den Artitel 9 der 
Bundesverfaffung halten, burd welchen diefe Anzahl auf 200 Dann beſchränkt worden, nicht eingetreten, 
da zu erwarten fteht, daß die Stände diefem Artitel der Berfafjung gleich allen andern alljeitig nad): 
leben werben. 

F. Am 14. Juli 1806 hat der Kanton Thurgau nachträglich den Beichluß vom 6. Juni 1805, 
betreffend die Aufftellung eidgenöffischer Kriegsgerichte, ratificirt. 


$ 50. Maßregeln zu Behauptung und Vertheidigung 
der Schweizerischen Neutralität und der Umverlezlichfeit des Gebietes 
der Schweiz. 


A. Durch den Artikel 2 des am 27. September 1803 mit Frankreich abgeichleffenen Defenfiv- 
allianzvertrags hat fich lezteres verpflichtet, von Seite der andern Mächte die Anerkennung der ſchwei— 
jeriichen Neutralität zu erwirten. Betreffend die bei diejem Anlaß ftattgefundenen Verhandlungen wird 
auf 8 16 bes Mepertoriums verwielen. 

B. Am 9. Juli 1804 wurde die Zagfazung in Kenntniß gejezt von einer im Winter besfelben 
Jahres erfolgten Berlezung des ſchweizeriſchen Gebiets. Es hatten nämlich Öfterreichiiche Truppen die 
ſchaffhauſiſche Gemeinde Ramſen befezt, auf erhobene Reclamationen aber wieder verlaffen. 

C. Am 10. Juni 1805 hat die Tagfazung bei Anlaß der Verhandlungen über die Ancammerationen 
im Öfterreichiichen vernommen, wie das öfterreichiiche Haus einerjeits als Befizer der Herrſchaft Rhä— 


*) Der Schluß wurde in der definitiven Redaction von 1805 aljo abgeändert: .... Geſezen det Santons, wo bag Verbrechen 
begangen worden if. 
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züns die Ausiibung politischer Rechte in der Schweiz anjpreche, anderjeits in Bezug auf die ehemalige 
Grafſchaft Kuburg und Landgraſſchaft Thurgan und andere ehemalige Befizungen Anſprüche geltend mache. 

D. Am 20. September 1805 bat der Yandammanı der Schweiz der auperorbentlich verjammelten 
Tagſazung einen umitändlichen Bericht eritattet über die von ihm zum Zwek der Anerkennung ber 
jchweizerifchen Neutralität vorgenonmenen Schritte, zur Zeit, als ein neuer Krieg zwiſchen Frankreich 
und Ofterreicdy auszubrechen drohte. TDerjelbe hatte nämlich in Folge einer durch außerordentlichen 
Eourier ihm zugefommenen, vom 17. Auguſt datirten Depejche des jchweizerijchen Gefandten zu Paris 
unter dem 21. desfelben Monats an den dentichen (umd öfterreichiichen) Kaiſer ein Schreiben erlafjen, 
das Begehren enthaltend, es möchte derjelbe die ſchweizeriſche Neutralität förmlich anerkennen, Am 
22. Auguit hat fodann der Yandammann dem franzöſiſchen Minifterium der ausmärtigen Angelegen 
heiten von diefem Schreiben und Begehren Keuntniß gegeben und den fejten Willen der Schweiz aus: 
geſprochen, die Neutralität gegen jedermann aufvecht zu erhalten. Gleidyzeitiq wurde das bei der Schweiz 
beglaubigte diplomatische Corps von der diesfälligen Verfügung im Kenntniß gejezt. «Die Actenſtüle 
befinden ſich unter den Beilagen des Abjchieds. 

E. Hierauf bat die Tagſazung am 23. September in einer fürmlichen, allgemein befannt gemachten 
Urkunde die Neutralität der Schweiz ausgejprocen ſ. den Wortlaut der Neutralitätserklärung im An- 
hange zu gegemwärtigem Repertorium), Gleichzeitig wurde der Landammann angewieien, den biesfälligen 
Beichluß der Tagjazung allen Mächten, mit weldyen die Schweiz in mehr oder weniger freundjchaftlichen 
Beziehungen steht, jowie den Beiehlshabern der beiden in der Nähe der Schweiz Krieg führenden Armeen 
amtlich mitzutbeilen. 

F. Betreffend die militärischen Vorkehren für Behauptung und Bertheidigung der jchweizeriichen 
Neutralität, welche die im September 1505 zu Solothurn außerordentlich verſammelte Tagſazung ergriffen 
bat, wird auf $ 82 des gegenwärtigen Repertoriums vertiefen. 

G. Am 26. September 1505 tft der Tagfazung die vom 5. desjelben Monats datirte Antwort des 
dentjchen und öfterreichtichen Kaiſers auf die Zujchrift dee Yandammanns vom 21. Auguſt vorgelegt 
worden. In diefem Scjräiben erklärt der Kaiſer, er werde eine verbindlide Auferung, die Neutralität 
der Schweiz anzuerkennen und zu beobachten, erit dann abgeben, wenn er die Gewißheit erhalten habe, 
daß im Falle eines Strieges Frankreich die Neutralität und Unabhängigkeit der Schweiz ebenfalls an— 
erfennen und beobadyten werde. — Die Tagjazung bat hierauf aus ihrer Meitte drei Abgeordnete an 
ven zu Solothurn am Size der Bundesverfammlung anweſenden franzöſiſchen Botichafter abgeordnet, 
um demjelben durch officielle Note einerjeits von dem Inhalte des Schreibens des Kaiſers von Djter- 
reich Kenntniß zu geben und um anderjeits von demjelben diejenige Erklärung in Betreff der Beobachtung 
der jchmweizerijchen Neutralität zu vernehmen, zu welcher derjelbe ermächtigt fein dürfte. — Eine Stunde 
jpäter eröffnete die Abordnnung der Tagfazung, es habe der Botjchafter geäußert, er ſei nicht ermächtigt, 
von jich aus die gewünjchte Erklärung abzugeben; er werde aber dem Kaiſer Bericht eritatten und deſſen 
weitere Aufträge gemärtigen, was auch durch eine vom 26. September datirte Note des Botjchafters 
beftätigt worden iſt. — Bei folder Lage der Dinge bat die Tagſazung beichlofjen, durch eine bejondere 
Abordunng das Schreiben des Kaifers von Öfterreich dem Kaiſer der Franzoſen vorlegen und durch 
diefe Abordnung dahin wirken zu lajjen, daß die Neutralität der Schweiz durch eine beftimmte Ertlärung 
Frankreichs anerkannt werde. 
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H. Mit der am 26. September beichlofienen Sendung an den Kaiſer der Frangofen ijt am 
27. desfelben Monats alt: Landammann von Affry mit dem Charakter eines auferorbentlichen Bots 
ichafters beauftragt worden. Dem Herrn von Affry wurde ein bejonderes Schreiben der Tagjazung an 
den Kaifer übergeben. (Alle Actenſtüle enthält der Abſchied als Beilagen.) . 

J. Bei ihrer Auflöjung am 27. September bat die Tagjazung dem Yandammann der Schweiz 
ihre Anerkennung für jein thätiges und fejtes Benehmen zu Bewahrung dev ſchweizeriſchen Neutralität 
durh Zuſtellung einer Danfesurfunde und Berabfolgung von 4000 Schweizeriranfen, als einigen Erjaz 
vir die gehabten außerordentlichen Auslagen, bezeugt. 

K. Durch ein geheimes, vom 8. October 1805 datirtes Mreisjcdyreiben bat der Yandanımann der 
Schweiz die Kantone von dem Erfolg der vorerwähnten Sendung des Herrn von Affen it Kenntniß 
geſezt. Mus diefem Kreisichreiben ging hervor, daß der franzöfiiche Kaiſer über die Anerfennung und 
Gewährleiſtung der jchweizeriichen Neutralität während der Dauer des zwilchen Frankreich und Ofter: 
reich ausgebrodenen Krieges keine bejondere urfundliche Erklärung ausjtellen wollte, vorichüzend, es fei 
bie ſchweizeriſche Nentralität von Seite Frankreichs bereits hinreichend durch die Artifel 2 und 5 des 
Alltanzvertrags vom 27. September 1803 anerkannt. 

L. Dur den Artikel 18 des am 26. December 1805 zu Preßburg zwiſchen Frankreich und Öiter- 
reich abgeichloffenen Friedens wurde die Unabhängigkeit dev durch die Mediationsacte regierten Schweiz 
von Seite beider contrahivenden Theile anerkannt. (&. Note zn ©. 19.) 

M. Der der orbentlihen Tagiazung des Jahres 1806 am 3. Inni erjtattere Bericht des Land— 
ammauns der Schweiz enthält weitere Auseinanderjezungen über die fortgejejte Verwendung für Be- 
wahrung der ſchweizeriſchen Neutralität während des Krieges von 1805. 

N, Der durch den Artikel 2 des Allianzvertrags vom 27. September 1803 eingegangenen Ber: 
pflichtung, die Anerkennung der Neutralität der Schweiz von Seite anderer Mächte zu erwirlen, iſt 
Frankreich nicht nachgekommen bei Anlaß dev Friedensichlüffe mit Rußland und Preußen zu Tilſit von 
7. und 9. Juli 1807. 

O. Unterm 13. März 1809 bat der Yandammann der Schweiz die Kantone durch ein vertranliches 
Kreisichreiben benachrichtiget, da eine Abtheilung franzöfischer Truppen über ſchweizeriſches Gebiet und 
namentlich über die Rheinbrüke bei Baſel nach Deutſchland marjchirt jet, 

P. Am 15. März 1809 wurde mit Rükſicht auf den bevorftchenden Ausbruch eines neuen Krieges 
zwiſchen Frankreich und Öfterreicy eine außerordentliche Tagſazung nach Freiburg einberufen. 

0. Am 30. März 1509 erjtattete dev Yandammann bei Eröffnung der anferordentlich zufammen- 
berufenen Tagſazung einen ceinläßlichen Bericht ſ. deu Abjchied) ber die von ihm getroffenen Vor— 
tchrungen für Bewahrung der jchweizerifchen Nentralität, ſowie namentlich über jeine an den Kaijer 
der Franzoſen gerichteten Vorſtellungen, betreffend den oben erwähnten Truppendurchmarſch bei Baſel, 
weicher übrigens, weil der Krieg zu der Zeit, als derielbe ftattgefunden, noch nicht ansachrechen war, 
nicht als eine Berlezung der jchweizeriichen Neutralität angeſehen werden lünne, 

R. Am 1. April bat die Tagſazung Gutachten und Antrag derjenigen Commiſſion angehört und 
behandelt, welche amı 30. März nach dem Borjchlage des Landammanns niedergejezt worden war, um 
in einem möglichit beförderlichen Bericht die Reſultate ihrer eigenen reijlichen Überlegung über die Lage 
und das gegemmwärtige ntereffe der Schweiz, und dann nach Anleitung des vorgelegten ſchriftlichen 
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Rapports des Yandammanns nähere Anträge in Hinficht auf die bei den gegenwärtigen wichtigen Um- 
ftänden gemeineidgenöffiich feftzufegenden Bejtimmungen der Tagfazung vorzulegen. Die Commiſſion, 
beitehend unter dem Präfidium des Landammanns aus den Herren Bürgermeijter Reinhard von Zürich, 
Schultheiß von Wattenwyl von Bern, Bürgermeifter Merian von Bafel, Landammann Zelger von 
Unterwalden, Landammann Heer von Glarıs, Negierungsrarh Müller Friebberg von St. Gallen und 
Negierungsrath Herzog aus dem Kanton Aargau, behandelte von ben Gegenftänden ihres Auftrages 
zunächſt folgende zwei Bunkte: I. Würdigung des Benchmens des Landammanns in Hinficht auf den 
Truppendurchmarſch in Bajel, und II. Aufſtellung einer möglichit beftimmten Anficht der gegenwärtigen 
Lage und des Intereſſes des BVaterlandes. Die Vorſchläge, welche fie an die Tagſazung brachte, ver- 
anlaßten dieſe zu Folgenden Sclufnahmen: I. Nachdem der Tagfazung die gefammte Eorreipondenz 
vorgelegt worden, die in Bezug bes Übergangs einiger franzöſiſcher Megimenter über die Rheinbrüke 
zu Baſel gepflogen worden ift, und die Gefanbtichaften zugleich mit dem lebhafteften Intereſſe das 
Echreiben angehört, welches der Landammann der Schweiz an Se. Majeftät den Kaiſer von Frank: 
reich den 15. März gerichtet hat, fo haben ſich diejelben überzeugt, daß die Anficht, weldye der Land- 
ammann der Schweiz von der Sache gefaßt, und die Vorftellungen, die er deswegen hat ergehen laſſen, 
die Tagfazung ganz zu beruhigen geeignet feien, und daß demnach Alles geihan worden fei, was bie 
Ehre und das Wohl des PVaterlandes erforderte, daher Iedigliher Dingen dem Landammann ber 
Schweiz der Dank der Tagſazung bezeugt, und der jemere Erfolg abgewartet werben ſolle. IL 1) Es 
foll dem Herrn Landammann der Schweiz für die getroffene Verfügung der Beifall und der Dank ber 
Zagfazung, und dadurch zugleich ihre gänzliche Zuftimmung zu den Grundjäzen bezeugt werden, bie 
in dem Schreiben an den Kaijer von Frankreich enthalten find. 2) Der Landammann ift erfudt, von 
dieſer Beiftimmung der Tagjazung zu den in genanntem Schreiben enthaltenen Grunbjäzen der fran- 
zöſiſchen Regierung auf ſchiklich erachtendem Wege Kenntniß zu geben. 3) Die Tagſazung erachtet, daß 
durch die vom Landammann gethanen und von ihr gutgeheigenen Schritte das Erforderliche verfügt und 
von ihr aus dermalen feine ferneren Maßnahmen zu ergreifen feien. Sie beauftragt hingegen den Land— 
ammann, nad; Erforderniß der fich ergebenden Umſtände die weiter angemefjenen diplomatifchen Schritte 
vorzunehmen und die erforderlichen Erklärungen nad den anerfannten und beute abermals beftätigten 
Grundjäzen der Eidgenofienichaft im Namen der Tagfazung abzugeben. — Diefe Beſchlüſſe waren ein- 
ftimmig gefaßt, nur mußte Zug in Folge jeiner Inſtruction über II. 3 ſich das Protokoll offen be 
halten, und Waadt, bei völliger Übereinftiimmung in Betreff des Grundjazes der Neutralität, konnte 
dennoch nicht umbin, eine Erklärung darüber in dem gegenwärtigen Augenblit als gewagt und bedenklich 
anzufehen. 

8. Am 4. April jezte die Commiſſion ihre Berichterftattung fort und äußerte fich dahin: Der 
II. und IV. Bunft der Darftellung des Landammanns enthalte erfchöpfend bie Gründe, die ihn ver: 
anlaft haben, ſämmtliche Stände zu VBereithaltung ihrer Beiträge an Mannjchaft und Gelb aufzufordern. 
Die Schweiz fei Ihrer Majeftät dem Kaiſer der Franzoſen den Beweis ſchuldig, daß fie jeden Augen: 
blit zur Beſezung ihrer Grenzen bereit jei; fie fei diefen Beweis aber auch ſich felbft zu Aufrechthaltung 
ihrer Neutralität ſchuldig. — Die Übereinftimmung der Tagfazung mit diefer Anfhauung jührte zu der 
Schlufjaffung: Die Aufforderung des Landammanns an die Stände zu Bereithaltung ihres militärijchen 
Eontingents: und Geldbeitrags ſoll gänzlich beftätiget fein. 
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Rum hatte (V.) die Tagſazung jich mit der ebenjo weitausfehenden als ſchwierigen Frage der Un: 
wendbarfeit diefer ber Bewahrung der Neutralität gewidmeten Mittel zu beichäftigen, über bie bei un— 
gewiſſen politifchen Aussichten verjciedene Meinungen obwalten konnten und wirklich hie und da in ben 
Inftructionen einige Abweichungen fih wahrnehmen ließen. Schließlich ging aus den durch den Eom- 
miffionsrapport eingeleiteten umftändlichen Berathungen bie folgende Schlufnahme hervor: „Da im 
gegenwärtigen Augenblik nicht vorausgeſehen noch bejtimmt werben kann, ob wirklich ein Aufgebot der 
Eontingentstruppen erforderlidy werden wird; da aber ebenjo wenig zum Voraus der Zeitpunftt und bie 
Umftände angegeben werden fünnen, unter welchen diefe Mahregel vollzogen werden muß, jo beichließt 
we Tagſazung, der Landammann der Schweiz fol! bevoflmächtiget fein, auf den Grund bejtehender 
Zractate, auf den Iwek hin, die Anerkennung der jchmweizerifchen Neutralität zu bewirken, und zu Be— 
wahung der Unverlegbarkeit des jchmweizerifchen Territoriums im Falle dringender Ereigniffe das eid- 
genöſſiſche Contingent aufzubieten und an die Grenzen zu verlegen; mit bem Vorbehalt jedoch, daß ber 
Landammann zu gleicher Zeit, wo er dieſe Maßregel nothwendig erachten würde, zugleich bie Tagfazung 
jujammenberufe, die dann die weiter erforderlichen Verfügungen zum Wohl des Vaterlandes treffen wird.” 
Mehrere Stände behielten ſich über dieſen Beichluß die Ratification vor. 

T. Als lezter (VL) Theil des GCommiffionsberichtes blieb der Tagſazung in der Sizung vom 
5. Aprıl die Behandlung der Frage in Betreff der alljälligen Berufung des eidgenöffiichen General: 
fabed zur Activität übrig. Diefelbe wurde auf Grund der Commiſſionsvorſchläge durch folgendes 
Concluſum erlediget: „Im Fall die VBollziehung des erften Artilels des geftrigen Beichluffes eintreten 
jollte, ift der Landammann der Schweiz ferner bevollmächtiget, dem von der Tagjazung im Jahr 1805 
ernannten Generalftab, nämlich dem eidgenöffiichen General, dem Oberjtquartiermeifter, dem Oberft- 
friegscommiffär und dem Oberftinipector der Artillerie, die nämlichen Verrichtungen zu übertragen. 
Zu dem Ende wird benjelben der Auftrag ertheilt, fich ebenfalls in Bereitichaft zu halten, Endlich find 
der Oberftquartiermeifter und der Oberſtkriegscommiſſär aufgefordert, in Folge früheren Beichlufjes der 
Tagſazung von 1806 das Commiſſariatsreglement durchzuſehen und ihr Gutachten der künftigen Tag 
fazung vorzulegen.” Waadt nahm bdiefen Beſchluß ad referendum; Lucern hinwieder, das bei: 
geftimmt hatte, behielt ſich durch eine Erklärung zu Protololl vor, bei einer jpätern Taafazung die früher 
ſchon gemachten Vorbehalte nöthigenjalls wieder geltend zu machen. 

U. Was die wirkliche Aufftellung eidgenöffiiher Truppen während des Jahres 1809 anbetrifft, 
io wird auf $ 82 des gegenwärtigen Mepertoriums veriwiejen. 

V. Am 6. Juni 1809, gleich nach Eröffnung der ordentlichen Tagſazung, erjtattete ber Land— 
ammann der Schweiz einen umſtändlichen Bericht (er findet ſich Abichiedsbeilage B.) über die von ihm 
m Folge ber zwiſchen Frankreich und Oſterreich eingetretenen Feindfeligkeiten und gemäß Bollmadıt der 
außerordentlichen Tagſazung getroffenen diplomatischen und militärischen Vorkehren. In erfterer Be- 
ziehung wurden die Refultate einer auferordentlihen Sendung des Herrn von Reinhard an den fran- 
zöftichen Kaiſer nach Regensburg *), über deren Erfolg den Ständen am 7. Mai Bericht erftattet worden 
war, und über welche der Tagjazung noch weitere Auseinanderfezungen, ſowie verichiedene Acten vor: 
gelegt wurden, vorzüglich herausgehoben, dann wurde an bie an alle Mächte ergangene Notification 


*) Die hierauf bezuglichen Arten und Correſpondenzen enthält Band 564 des Mediationsarchivs. 
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ber Neutralität und an ein unterm 18. April an die Stände erlajjenes Kreisjchreiben, betreffend die 
Lage der Schweiz in ihrem Innern, erinnert. (Was die militärischen Anordnungen für Bewahrung 
der ſchweizeriſchen Neutralität durch Anfjtellung eines Theils der Bundestruppen von Seite des Land— 
ammanns der Schweiz anbetrifft, it dev $ 82 des gegenwärtigen Mepertoriums nachzufehen.) Am 
Schluffe diefer Berichterftattung hat der Yandammann der Schweiz die Tagſazung eingeladen, da die 
ihm ertheilten außerordentlichen Vollmachten nadı deren Zujammentritt erlojchen waren, biejenigen 
weitern Maßregeln zu ergreifen, weldye die Umftände erfordern. — Die Tagjazung hat hierauf dem 
Landammann forwie dem Herrn von Neinhard am 6. Juni die geleifteten trefflichen Dienfte verdantt 
und in Bezug auf den leztern den Landammann eingeladen, bemfelben dieje Geſinnung des Dantes 
in einer Weiſe auszubrüfen, welche der Wichtigkeit der Sendung und der Größe des periünlichen Ber: 
dienftes des Herrn aukerordentlichen Abgeordneten angemejjen jei, und dabei auch des Legationsraths 
Hirzel fiir feine Mitwirtung in diefer Abordnung wicht zu vergeſſen. Dagegen fand fie einftweilen 
feine Beranlaffung, bejondere Schlußnahmen in Bezug auf die Neutralitätsverbältniffe und die vom 
Landammann diesfalls angeordneten Maßnahmen zu faſſen, überlich vielmehr die fernere Leitung dieſer 
Angelegenheit mit vollem Bertranen der Thätigfeit des Yandammanns und behielt ſich nur vor, bei 
wichtigen Anläffen auf des leztern Vorichlag oder denjenigen einer Commiſſion weitere Schlußnahmen 
ſelbſt zu faſſen. 

Bei dieſem Aulaß bat die Geſandtſchaft des Standes Waadt die Tagſazungsbeſchlüſſe vom 
1., 4. und 5. April 1809, weldye fir ad referendum genommen hatte, vatifieirt, und gleichwie die Ge: 
janbtichaften der Stände Yurern und Teſſin den Wunjch geäußert, es möchte Vorſorge getroffen 
werden, damit fünftig die militärifchen Leiftungen der Kantone gleichmäßiger vertheilt werden. 

W. Huf das Begehren des Landammanns hat indejjen am 7. uni die Tagſazung eine bejondere 
Commiſſion (fie beitund aus den Herren alt: Yandammann der Schweiz Merian, Alois von Reding, 
Bürgermeijter von Ejcher, Selelmeifter Stodar, Landammann Hellmeger, Regierungsratb Müller: 
Friedberg und Regierungsrath Herzog) niedergefezt, mit dem Auftrage, über die allgemeine politifche 
Lage der Schweiz nach Maßgabe der Umftände an die Tagfazung Berichte zu hinterbringen. 

X. Am J. Juli hat der Yandanımann der Tagſazung einen weitern Bericht (er jteht Abjchieds: 
beilage C.) über die derinalige Lage der Schweiz vorgelegt. Es ift derjelbe an die am 7. Juni nieder: 
gejezte Commiſſion mit der Einladung überwiejen worden, die Grundſäze und Mafnahmen zu berathen, 
weldye nach Beichaffenheit dev politischen Umstände als Xeitfaden für das Benehmen des Landammanns 
in Abweſenheit der Tagfazung aufgejtellt werden könnten. 

Y. Diejem Auftrag bat die Commiſſion durch einen am 5. Juli vorgelegten Bericht ein Genüge 
geleiftet. In Folge deifen hat die Tagjazung den Yandammann in einem ausführlichen Beſchluß 
weitere Vollmachten und Aufträge, jowohl diplomatiſcher als militäriicher Natur, zu Bewahrung ber 
ſchweizeriſchen Neutralität und der Unverlezlichkeit ihres Gebietes ertheilt. Diejer Beſchluß lautet alſo: 
1) So wie die diesjährige auferordentliche Tagſazung bereits laut ausgefprochen bat, daß die Neutrali« 
tät und Unverlezbarkeit unieres Bodens das allerwichtigite Intereſſe des Vaterlandes umfaſſe, und daß 
von derjelben das Glük, Die Ruhe und das Wohl der geſammten Eidgenofjenichaft und jedes einzelnen 
Theils derjelben abhange, jo huldiget auch die Tagſazung den nämlichen Grundſäzen und will diefelben 
bier fürmlich beitätiget haben. 2) Sr. Ercellenz dem Yandammann wirb aufgetragen, dieſen Grund 
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ſäzen gemäß alle nach Beſchaffenheit der Umſtände zu Beibehaltung der Neutralität erforderlichen 
diplomatischen Schritte vorzunehmen und fürmliche Erklärungen in diefem Sinne Namens der Tag: 
jazung abzugeben. 3) Auf den nämlichen Zwek bin und zu Bewachung bes ichweizeriichen Gebiets 
bleiben die an der Grenze aufgeftellten eidgenöſſiſchen Truppen ferner unter der Leitung Sr. Ercellenz 
des Yandammanns und die Tagiazung ertheilt Sr. Ercellenz die Vollmacht, im Fall, dag die Ereignifje 
noch dringender würden, den jezigen Cordon mit Rükſicht auf äußere und innere Verhältniſſe bis zum 
ganzen Betrag des eriten mebiationsmähigen Truppencontingents zu vermehren, in der bejtimmten Zus 
verſicht, daß, jobald günftigere Umstände es gejtatten, Se. Ercellenz durch Verminderung oder Abdankung 
der aufgebotenen Mannjchaft den Bedürfnifjen und Wiünjchen der Kantone angemejjene Rechnung tragen 
werden. 4 Als eine nothwendige Folge deſſen jollen jämmtliche eidgenöffischen Stände die zu Be— 
freitung der Militärausgaben nothwendigen Geldbeiträge in Bereitichaft halten und, jobald fie ein- 
gefordert werden, nach ben erhaltenen Anmweifungen wirklih abjühren. 5) Wenn bei unvorhergejehenen 
außerordentlichen Begebenheiten die Eidgenoſſenſchaft einer weitern Kraftanjtrengung zu ihrer Sicherheit 
bedürfen und der Landammann der Echweiz das zu feiner Dispofitton bereits gejtellte erjte Truppen: 
eontingent nicht hinreichend erachten würde, um die Neutralität zu behaupten, jo hat derjelbe den Auf- 
tag und die Vollmacht, die marjchiertige Bereithaltung mehrerer Mannſchaft bei den Kantonen anzu: 
ordnen und bie erften nothwendigen Maßregeln zu jchleuniger Zuiammenziehung eines verhältuigmäßigen 
Zruppencontingents zu treffen, damit durch Verzug nicht größere Gefahr entftche; zu welchem Ende bie 
löblihen Kantone aufgefordert werden, ſich durch Erweiterung und Vervollkommnung ihrer Militär: 
organiſation zu einem alljällig zablreicheren Anfgebot gefaßt zu machen. 6) Sobald aber der im obigen 
Artilel vorgejehene Fall eintritt, ijt dev Yandammann gehalten, eine außerordentliche Tagſazung un- 
verzüglih zujammenzuberufen. 7) Übrigens erflärt die Tagſazung beftimmt und feierlich, es ſei nicht 
allein ihr Wille, die Neutralität auf dem Grenzen zu handhaben, jondern auch, daß im ganzen Umfange 
des jchmweizeriichen Gebiets ſolche Mafregeln der Sicherheitspolizei und auch in Dinficht des Handels 
mt Munition und Sriegsgerätbichaften Plaz finden jollen, welche einerjeits dem Begriff diefer Neu 
tralität angemefjen, anderjeits zu Vermeidung alljälliger Beſchwerden erforderlich find. Zu dem Ende 
wird Se. Ereellenz der Landammann in Vereinigung mit den Kantonsregierungen auf Alles, was diejen 
Theil der nachbarlichen Verhältniſſe betrifit, die genaueſte Polizeiaufſicht halten, und aud die Mit: 
wirfung der eidgenöſſiſchen Truppen zu dem gleichen Zwek durch die nöthigen Anordnungen leiten. 
Wobei die eidgenöffischen Stände wiederholt aufgefordert werden, ihre Wacdhjamfeit zu verdoppeln, 
damit dieſen Grundfäzen genau nachgelebt, mithin das beftehende gute Vernehmen mit Verbündeten 
Staaten und die neutrale Stellung der Schweiz auf feine Weile gefährdet werde. 8) Die Tagjazung 
erjuht den Landammann der Schweiz, gegenwärtigen Beſchluß den ſämmtlichen Kantonen durch ein be— 
ferderliches Kreisichreiben zukommen zu laſſen. 

2. Der Landammann der Schwei; hat am 14. Juni 1810 den Bericht des Oberbefehlshabers des 
im vorigen Jahr für Bewahrung der jchweizeriichen Neutralität aufgeitellten eidgenöſſiſchen Truppencorps 
vorgelegt. (Die diesfälligen weitern Verhandlungen jind in $ 82 des gegenwärtigen Nepertoriums dar: 
aeitellt, ) 

AA. Am 20. Juni hat die Tagſazung Kenntniß erhalten von dem zu Ende des Jahres 1809 
nach wiederhergeftelltem Friedenszuftand erfolgten Durchmarſch franzöſiſcher Truppen durch die Kantone 
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Schaffhauſen und Aargau. Über die auf ſolche Weiſe erfolgte Verlezung des jchweizeriichen Ge- 
bietes iſt nach Erklärung des Landammanns auf erfolgte Reclamation eine officielle Antwort zwar nicht 
erfolgt; allein in bem allgemeinen Bericht vom 13. December 1809 an ben franzöfiicyen Senat über 
die Lage des Kaiſerreichs ift zu Vermeidung fernerer Biolation des ſchweizeriſchen Gebiet? die Erftellung 
einer Brüfe bei Hüningen mit folgenden Worten in Ausſicht gejtellt worden: « (1°) Sa Majesté a voulu 
assurer d'une maniere &clatante les avantages de l’acte de la Conföderation helvetique, en joignant 
ä ses titres celui de meödiateur de la Suisse. (2°) Le Pont de Bäle a donne des occasions frequentes 
aux iroupes frangaises de violer le territoire helvetique. Il leur &tait necessaire pour le passage 
du Rhin. Sa Majeste vient d’ordonner qu'il fut construit un pont permanent à Huningue. » 

Betreffend eine allfällige Entichädigung durch die Bundescaſſe an die Kantone Schaffhaufen und 
Aargau für die durch jenen Durchmarjch veranlaften Koften (fie finden ſich in betaillirter Überficht im 
Abſchied: Schaffhauſen Fr. 16,170 Bazen 6, Yargau Fr. 11,294 Bazen I Rappen 2'/,) wurbe 
der Gegenftand bei abweichenden Boten lediglich ad referendum genommen. 

BB. Um 25. Juni wurde der Tagſazung bas mit Rote (fie fteht im Abſchied) vom 22. Yuni 
gejtellte Begehren bes franzöſiſchen Geſaudten vorgelegt, dahin gehend, es möchte an Frankreich ein 
Heines Stüf Land gegenüber Hüningen abgetreten werden, damit bie projectirte Brüfe über den Rhein 
auf franzöfiihem Gebiet gebaut werden könne. — Mit Nütjicht auf diejes Begehren hat die Tag- 
fazung dem Stande Bafel Vollmacht ertheilt, eine joldhe Abtretung auf dem Wege ber Unterhandlung 
und durch eine Übereintunft vorzunehmen, und den Landammann der Schweiz angewiejen, eine an- 
gemefjene Entychädigung für dieſe verlangte Abtretung zu betreiben, und über den Erfolg an die Stände 
Bericht zu erjtatten, 

CC. Am 31. October 1810 haben unerwartet föniglich-italienifche Truppen den Kanton Teſſin — 
und für kurze Zeit auch das Miforerthal im Kanton Graubünden — bejezt. Bon Seite des Lanb- 
ammanns der Schweiz find wiederholte Schritte gethan worden, um dem Grundjaze ber Unverlezlichkeit 
des jchweizerifchen Gebietes von Seite der föniglich-ttalienifchen Behörden und von Seite des Mebiators 
der Schweiz Anertennung zu verjchaffen. Über das diesfällige Verhältniß hat der Landammann die 
Kantone durch verſchiedene Kreisſchreiben: vom 26. December 1810, 29. Januar, 14., 20. und 28. Fe 
bruar 1811, fortwährend in Kenntniß gelegt und endlich am 26. März 1811 eine außerorbentlide Tag: 
jazung auf den 17. April nach Solothurn ausgefchrieben. — An diefem Tage jodann ift der außer- 
ordentlichen Tagſazung ein gedrängter Bericht (der Abjdjiedstert enthält ihn) über dieſe wichtige An- 
gelegenheit und deren weitere FFolgen, ſowie ganz befonders auch über den Erfolg einer befondern Ab: 
orbnung*) an ben Kaifer ber Franzoſen und die durch die leztere verfuchten legten Berwendungsichritte 
erjtattet worden. @leicyerweije hat auch die Gejandtihaft von Teſſin im eingehendem Vortrage über 
bie Berhältnifje des Kantons, über bejjen Leiden und Wünſche in Folge der Occupation Nachricht 
gegeben und die Tagfazung in warmen Worten um Unterftüzung und eibgenöffiichen Beiftand an- 
gegangen. 





*) Die Acten diefer zunächſt aus Unlaß der Geburt eines kaiſerlichen Prinzen abgeordneten Geſandiſchaft, die vom 
April bis Rovember 1811 Dauerte und aus den Herren Reinhard, von Flüe und Muüller⸗Fricdberg (legiere mei bios als Mit: 
geſandie) beftand, enthält Band 567 des Mebiationsardive. 
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Bei der allgemeinen Inſtructionserbffnung hierauf zeigte ſich lebhafteite Theilnahme und tiefer 
Schmerz über ein Ereigniß, das nicht allein für Regierung und Volt im Kanton Teſſin drüfend und 
niederjchlagend, fondern auch in Beziehung auf die allgemeinen Staatsverhältnifje der Eidgenoſſenſchaft, 
ihre Rechte und Berjafjung höchſt bedenklich it und bei jedem Raterlandsfreunde die lebhaftejten Be— 
jorgniffe erwelen muß. Die Standesvoten bezeugten mit gleicher Einmüthigfeit, wie jehr das edle und 
würbige, dabei aber vorfichtige und weiſe Betragen der höhern tejfinifchen Stantonalgewalten, die Er- 
gebenheit im Unglüf, die Ordnungsliebe, Treue und Feftigfeit des Volkes fir den Kanton felbit ehren- 
voll, für bie ganze Eidgenoſſenſchaft tröftlich und beruhigend geweſen jei, und allgemein gab ſich der 
einträchtige Wille zu erkennen, die Angelegenheit des Kantons Teſſin als Bundesjache zu betrachten 
und mit aller Kraft die Evacnation des teffiniichen Gebiets von den fremden Truppen zu betreiben. 

Es wurde nun zu Vorberathung des Gegenjtandes eine Commiſſion gewählt, die unter dem Prä: 
ſidium des Landammauns beftund aus den Herren alt-Landammann von Wattenwyl, alt-tandammann 
Rättimann, Landanımann Alois von Reding, Bürgermeijter Eicher, Landammann Heer, Regierungsrath 
Rusconi. Um der Eommiffion die nöthige Zeit zu Ausführung ihres umfafjenden Auftrags zu laſſen, 
wurden bie Sizungen der Tagfazung auf einige Tage eingeftellt. 

DD. Am 22. April erjtattete die Commiſſion einen umfaffenden Bericht (er fteht im Abjchied). 
Auf deren Antrag hat die Tagjazung ein jehr eindringliches Schreiben (der Abſchied enthält es) an 
den Kaiſer der Franzoſen erlajjen, das Begehren enthaltend, es möchten die königlich » italienischen 
Truppen aus dem Gebiete des Kantons Teſſin zurülgezogen werden; dabei wurden die bündigſten Zu— 
fiherungen ertheilt, e$ werde die Schweiz von ſich aus die geeigneten Maßregeln zu treffen wifen, auf 
dag auf der Grenze des Kantons Teſſin fein Schleihhandel nad Jtalien getrieben werde. Die Über- 
gabe des Schreibens foll durch den in Paris verweilenden Herrn Neinhard im der Eigenichajt eines 
außerordentlihen Gejandten der Tagjazung an den Kaiſer perjönlich erfolgen. 

In Betreff des Schleihhandels wurden durch einen befondern Beſchluß (man findet denjelben in 
dem An hange zu gegenwärtigem Repertorium) alle diejenigen außerordentlicen Maßregeln feſtgeſtellt, 
welche in eibgenöffiichem Namen im Kanton Teſſin eingeführt werden follten, jobald die italienijchen 
Truppen ſich aus demjelben werben zurütgezogen haben. (Unter diejen Verfügungen befand ſich unter 
andern die Aufftellung einer eidgenöffiichen Gendarmerie im Kanton Teſſin.) 

EE. Der von Seite des Kaiſers der Franzoſen, Königs von Jtalien, bei Anlaß der frühern Ber: 
banblungen über die Befezung des Kantons Teifin auf die Bahn gebrachten Grenzberichtigung zwiſchen 
der Schweiz und dem Königreich Italien längs dem Kanton Teffin, beichloß die Tagſazung am 23. April 
io lange als möglich feine Folge zu geben. 

FF. Dagegen hat die Tagiazung einerjeits eine umfafjende Inſtruction (fie ſteht, ſowie auch das 
Schreiben an Teſſin, im Abjchied), nach welcher ſich das Benehmen des Landammanns der Schweiz, 
ſowie der außerordentlichen jchweizeriichen Gefandtichaft zu Paris in der vorliegenden Angelegenheit zu 
richten hätte (zu welchem Zwek nad einlählicher Erörterung dieſer Frage und Vertheidigung ver: 
ſchiedener bezüglidyer Anjchauungen dem Haupte der auferordentlihen Sendung zu Paris, Herrn 
Bürgermeifter von Reinhard, durch die Tagjazung der Charakter eines außerordentlihen Gejandten 
ertheilt worben ift), anderjeits ein befonderes Belobungs- und Aufmunterungsichreiben an die Megierung 
des Kantons Teſſin, betreffend den nämlichen Gegenftand, — am 23. Aprit — beſchloſſen. 
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Hierauf find am 24. April die Berathungen diefer außerordentlichen Tagſazung geichloffen worden, 
nachdem zuvor die Gefandtichaft Teſſins noch das Begehren geftellt hatte, es wolle bie Tagfazung blos 
die Bertagung, nicht aber den Schluß ihrer Sizungen erflären — worauf indeffen wicht eingetreten 
wurde —, und von Schwyz eimige Erflärungen in Bezug auf das Verhalten des Landammanns, 
befonders auch in Müfficht auf die Gefandticaftsaborbnung nah Paris, zu Protokoll gegeben worden 
waren. 

GG. Am 4. Juni 1811 vernabm die ordentlihe Tagſazung gleich nach ihrer Eonftituirung einen 
Bericht über die Thätigkeit der auferordentlichen Abordnung in Paris in Betreff der Bejezung Teſſins 
und der Handelsinterefien der Schweiz, die bis jezt aber ohne Erfolg geblieben. Ebenfo erhielt dieſelbe 
Kenntniß von den Schritten, weldhe der Landammann der Schweiz feit der Auflöfung der auferordent- 
lichen Tagſazung am 24. April gethan hatte, um jener militärischen Beſezung ein Ende zu machen. — 
Allgemein wurde das Benehmen des Landammanns verdanft. 

HR. Um 1. Juli it der Tagfazung der durch Courier eingelangte, vom 27. Juni datirte Bericht 
(er findet ſich Abfchiebsbeilage J. und im Anhange zu gegemmwärtigem Mepertorium) ber nämlichen 
außerordentlichen Abordnung, welche fich definitiv bei dem Kaifer der Franzoſen verabichiedet hatte, 
vorgelegt worden. Dieſer Bericht jezte die Tagfazung in Kenntnig von den fchmerzlichen Erklärungen, 
welche bei jener Abſchiedsaudienz ftattgefunden hatten, nämlich von den Vorwürfen des Kaiſers gegen 
die Schweiz über amgeblich feindliche Abfichten gegen den Mediator. Es iſt der Bericht, der in der 
Tagſazung die peinlichiten Gefühle hervorgerufen bat, vor Allem an eine Commiſſion zur Vorberathuug 
gewiejen tworden.. 

JJ. Am 8. Juli erftattete die Commiſſion ihr Gutachten. Auf ihren Antrag hat dann die Tag: 
jazung: 1) eim Schreiben (e# fteht im Abſchied) an bem Kaiſer ber Franzoſen gerichtet, in welchem die 
von demjelben ihr gemachten Vorwürfe mit Entfchiebenheit abgelehnt werden; ferner 2) die Rükberufung 
des in engliſchem Dienft ftehenden Schweizermilitärs beicloffen und von biefem Bejchluffe mit be: 
jonderm Schreiben (auch es fteht im Abſchied) dem franzöfifchen Kaiſer Kenntniß gegeben. Der Beichluß 
jeldft lautet alfjo: Die Tagfazung der fchweizeriichen Eidgenoffenichaft, in Erwägung, daß ungeachtet 
des nach dem Wunſche Sr. Majeftät bes Kaifers von Frankreich im Jahr 1807 von ber Tagſazung 
erlafjenen Verbotes jeber Anmwerbung für den Dienft einer Macht, mit welcher feine Eapitulation beiteht, 
ſich dennoch jchmeizerifche Angehörige in englifchem Kriegsdienſt befinden, für deren beförderliche Zurük— 
berufung gegenwärtig Ihre Majeität der Kaiſer von Frankreich die Eidgenoffenfchaft in Anſpruch ge 
nommen hat; überzeugt, daß die zwiichen der Krone Frankreich und der Eibgenofjenichaft beftchenden 
engen Berhältnifje es der Tagfazung zur unerläßlichen Pflicht machen, dem diesjälligen Berlangen zu 
entiprechen, und jedes Hinderniß, das dem Beftand und der Werbung der capitulirten Schweizer: 
regimenter in Frankreich im Weg fteht, zu heben, beſchließt: 1) Die im engliſchem Kriegsdienſt 
befindlichen fchweizeriichen Angehörigen werben andurch aus demielben zurütberufen und ihnen zur Be: 
folgung ber Willensmeinung der Zagjazung eine Beitfrift bis Ende des gegenwärtigen Jahres ein- 
geräumt, in der Dieinung, daß auf den Unterlaffungsfall der Verluft des jchweizeriichen Heimathrechts 
und des Vermögens folgen würde, 2) Mit der gleichen Strafe ſollen audy alle diejenigen ſchweizeriſchen 
Ungehörigen belegt werben, welche von nun an in englifche Kriegsdienfte treten würden. 3) Zu Boll: 
ziehung dieſes WBeichluffes, den Se. Ercellenz; der Landammann der Schweiz jämmtlichen Kantons— 
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tegierungen zu ungejäumter Hatification mitibeilen wird, werben biefelben ſodann in ber kürzeft mög: 

fichen Zeitfrift die geeigneten Mafnahmen treffen, daß ihren betreffenben Angehörigen bie Verfügung 

ber Tagſazung zu Kenntniß und Verhalt zufomme. 1911, KRKIX 
KK. Am 15. Juli vernahm die Tagſazung aus einem Bericht des Herrn von Reinhard, der fran- 

zoſiſche Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten betrachte die aus dem Munde des Kaiſers früher ge- 

floffenen Vorwürfe als eine abgethane Sache. 1nıl, XXKIX 
LL. Am 2. Juli 1811, nachdem die Tagſazung in Folge der eben angebeuteten Vorgänge in bie 

Berathung, betreffend die Befezung des Kantons Teffin, mäher eintreten wollte, hat bie Gejanbtichaft 

diefed Kantons verlangt, es möchte ber fchweizeriichen außerordentlicen Gefandbtichaft zu Paris ber 

Befehl ertheilt werden, die bereits durch die außerordentliche Tagſazung biefes Nahres beichloffene und 

der Geſandtſchaft zugeftellte Denkichrift über dieſe Angelegenheit unverzüglich dem Kaifer ber Franzoſen 

anzugeben und eine beftimmte Erwiderung zu verlangen, Ehe aber bie Tagiazung diesfalls eine Schluß- 

nahme faßte, wollte fie vorerjt noch weitere Auffchlüffe über den Gegenſtand abwarten. 1511. XL 
MM. Am 20. Juli ift auf den Bericht der Commiſſion iman findet biefen Commiffionsbericht 

und die Verbandlungen der Tagſazung darüber Abjchiedsbeilage K.) befchloffen worden, die Angelegen- 

heit der militärischen Bejezung des Kantons Teffin unverweilt den Kantonen zu reiflicher Beherzigung 

verzutragen, auf dab den Gefandbtichaften die geeigneten Inſtructionen erteilt werben können. — Bu 

diejem Behufe hat ſich die Tagſazung bis zum 26, Auguſt vertagt, nachdem fie dem Kanton Teſſin in 

einem an defien Regierung erlaffenen Schreiben (fiehe in Abichiedsbeilage K.) ihre rege Theilnahme bes 

zeugt hatte. 1811, XL 
NN. Nachdem ber Landammann der Schtweiz den Wicderzufammentritt der Tagfazung, welcher 

anf den 26. Auguſt angefezt geweſen war, noch vierzehn Tage weiter hinausgeſchoben hatte, ift diejelbe 

am 9. September wieder zufammengetreten und es wurde ihr ein Bericht (Abjchiedsbeilage L.) des 

Yandammanns über die Berhältniffe des Kantons Teſſin vorgelegt. Augleich bat die Gefandtichaft des 

Standes Teſſin angezeigt, e8 habe der Große Math dieſes Kantons, um aus den dermaligen drüfen” 

den Berhältnifjen herauszulommen, Geneigtheit zur Vornahme einer Grenzausmardung mit dem König— 

reich Italien unter Ratificationsvorbehalt ausgeiprodhen. — Dieje Eröffnung wurde an eine Commiffion 

verwieſen. iaii. X1. 
00. Am 12. September hat die Tagſazung auf den Antrag der Commiſſion die Bereitwilligkeit 

au®geiprochen, über die angeregte Grenzbereinigung in Unterhandlung zu treten, in der Meinung jedoch), 

daß die daherigen Unterhandlungen in der Schweiz felbjt geführt werden. Dieje Schlußnahme folle 

dem Kaifer der Franzoſen in einem bejendern Schreiben zur Keuntniß gebradpt, und dasjelbe durch 

einen Ertracourier dem außerordentlichen Gefandten, Herrn von Reinhard, zu möglichit fchleuniger 

Beitellung überjendet werben. („Sn Betrachtung des Dranges ber Umſtände und in der Abjicht, von 

Er. Majeftät dem franzöfiichen Kaifer die Räumung des Kantons Teſſin durch bie italienischen Truppen 

deito eher zu erhalten, erklärt die Tagjazung, daß fie in eine Unterhandlung zu treten geneigt jei, um 

mit möglichfter Rükſicht ſowohl auf Verjafjung und Allianz, als auf das ntereife des Kantons Teſſin 

und jenes der ganzen Schweiz die ab Seiten Frankreichs gewünſchte Grenzberichtigung gemäß der in 

der Note Sr. Ereellenz des Herzogs von Cadore vom 13. Februar lezthin angetragenen Baſis zu 

Stande zu bringen. Diefer Beſchluß ſoll in einer forgjältig abgefaßten Erklärung zur Keuntnik 
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Sr. £ f. Majeftät gebracht werben." [Sowohl dieje jorgfältig abgejaßte Erklärung ın franzöſiſchem Texte 
als das Schreiben an Napoleon enthält ber Abjchied.]) 

PP. Am 3. October ift die Tagfazung von der Vollziehung des vorermwähnten Auftrages, ſowie 
davon in Kenntniß gejezt worden, da die angebahnte Unterhandlung und dev Antrag, dieſelbe in der 
Scyweiz zu betreiben, angenommen worden ſei. — Da aber Herr von Reinhard fortwährend noch zu 
Paris hingehalten wird, jo hat die Tagjazung denfelben abberufen und feine Sendung als beendigt er: 
klärt, (Der Yet, durch den ſolches geichah, fteht im Abfchied.) 

QQ. Um 10. October hat die Tagfazung auf den Bericht und Antrag der Commiſſion Abſchieds 
beilage M.) die Inſtruction für diejenigen ſchweizeriſchen Commifjarien feftgefezt, melde mit ber Unter 
handlung der Grenzbereinigung längs dem Kanton Tejfin beauftragt werden follen, und fodann zu joldyen 
Commiſſarien ernannt die Herren Schultheiß Rüttimann von Lucern, Landammann Zelger von Unter: 
walben und Staatsrath Rusconi aus dem Teſſin. 

RR. Endlich wurde der Landammann der Schweiz am 10. October angewieſen, die Neclamationen 
der Kantone Graubünden und Teffin, herrührend von der Beſezung diejer Kantone durch löniglich— 
italienische Truppen, bei geeigneter Stelle zu unterſtüzen. 

SS, Am 2. Yuni 1812 hat die Gefandtichaft des Standes Teſſin Einwendungen gegen einen 
Theil der durch die vorjährige Tagfazung den eidgenöffiichen Unterhandlungscommifjarien für bie Grenz: 
berichtigung längs dem Kanton Teſſin ertheilten Inſtructionen erhoben, indem die Annahme, als könnten 
Seen und Flüffe künftig die Grenzen zwiſchen Teſſin und Stalien bilden, eine gefährliche wäre. Sollten 
daher von frankreich Begehren in dem angedenteten Sinne gejtellt werben, jo verlange der Stand Teſſin 
vorläufige Kenntnißnahme von denfelben. 

TT. Am 9. Juni hat der Landammann der Schweiz der Tagſazung über feine fruchtloſen Schritte, 
um die Räumung des Kantons Teffin durch die föniglich-italieniichen Truppen zu erzielen, Bericht 
erftattet (f. den Abſchied). Die Tagiazung hat nach vorläufiger allgemeiner Anfichtsäußerung diefen 
Gegenſtand mit gewilfen Directionen an eine Commiſſion gewiefen. 

UU. Am 25. Juni iſt auf den Antrag der Commifjion bejchlofjen worden, in einem Schreiben 
an ben Kaifer der Franzoſen (es jteht im Abſchied) das Begehren zu jtellen, es möchte der Kanton 
Zejfin von den italienifchen Truppen geräumt werden. Zugleich wurde der Landammann der Schweiz 
angemwiejen, auf bie vorliegende Angelegenheit unausgejezt fein Augenmerk zu richten. — Hinwieder lieh 
man bie am 2. Juni von Seite des Gefandten Tejfins erfolgte Einwendung hinfichtlich der den eid- 
genöffischen Commiffarien leztes Jahr ertheilten Inſtruction auf ſich beruhen, weil jene Einwendung 
von unrichtiger Auffaffung der Inſtruction herrührte. — Endlich hat die Tagjazung dem Kanton 
Teſſin ihre Theilnahme an feinen Drangialen in einem bejondern Schreiben (das der Abſchied enthält) 
bezeugt. 

VV. Am 8. Juni hat die Tagjazung fich zum erften Mal mit dem ſchon im April gejtellten Be 
gehren ber franzöfifchen Gefandtichaft beſchäftigt, auf den Fall, daß im Tyrol und Vorarlberg Unruhen 
ausbrechen jollten, ein jchweizeriiches Truppencorps aufzuftellen, das zu deren Unterdrüfung zu verwenden 
wäre. (Durd ein am 29. April 1812 an die Kantone gerichtetes vertranliches Kreisichreiben hatte der 
Landammann der Schweiz diefen Gegenftand in Anregung gebracht.) — Die Tagſazung hat jenes Be- 
gehren an eine Commiſſion zur Borprüfung gewiejen. 
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WW, Auf den Antrag der Commiſſion ift am 15. Juli dem Kandammann, unter Gutheigung 
feiner bisherigen forgfältigen und Mugen Leitung biefer Angelegenheit, die Vollmacht ertheilt worben, 
nöthigenfalls ein Truppencorps am ber fchmweizeriichen Grenze gegen Tyrol und Vorarlberg aufftellen zu 
laſſen. Auf den Fall, daß die Umftände noch ausgebehntere Mafregeln erforderten, ift der Landammann 
berollmächtiget, das Aufgebot zur Bereithaltung der Mannſchaft bis auf den dritten Theil des Con: 
fingentS zu vermehren und ben im Jahr 1809 ernannten General, jo wie die erforderlichen Officiere 
des Generalftabs einftweilen in Activität zu rufen, immerhin in der Meinung, daß, wenn biefer Fall 
wirflich eintrete und weitere Beftinnmungen über den Dienjt der Truppen getroffen werben müßten, die 
Tagfazung unverweilt einberufen werde. Bon diefem Beſchluſſe fol dem franzöfiichen Geſandten durch 
den Landammann Kenntniß gegeben werben. — Gegen diefe Schlußnahme hat ſich einzig der Stand 
Zhwnz erflärt, der nur zu bunbesgemäßer Beſchüzung der jchmeizerifchen Grenze, nicht aber zu 
weiter gehenden Maßregeln ftimmen konnte und feine bezügliche Inſtruction zu Protokoll gab. Einige 
andere Gefanbtichaften von Grenzfantonen äußerten Wünſche in Bezug auf die Einquartierungslaften 
und Lieferungen aller Art an die aufzuftellenden Truppencorps, wofür die betreffenden Kantone nach 
einem billigen Maßſtabe ganz entichädiget werben follen, und dergl. mehr. 

XX. Um 9. Juli 1813 hat der Landammann der Schweiz der Tagfazung berichtet, die Ange: 
legenheit ber militärischen Beſezung des Kantons Teſſin durch füniglichsitalieniiche Truppen befinde fich, 
troz der wiederholt gethanen Schritte und Schreiben an den Kaifer von Franfreih, unverändert in der 
gleichen Lage wie im abgelaufenen Jahre. Die Tagjazung, indem fie diefen Zuftand der Angelegenheit 
in vollem Maße bedauert umd alle ihre Sympathie gegen den ſchwer bedrängten Kanton Teſſin kund gibt, 
jomwie den feften Willen, Alles, was deſſen Lage erleichtern Tann, zu thun und zu unterftüzen, hat hierauf 
dem Landammann dev Schweiz aufgetragen, die geeigneten Schritte jortzufezen, auf daß jene Bejezung 
aufhöre. Der Gejandte des Standes Teffin verlangte, es möchten die aus diefer Beiezung dem Kanton 
erwachſenden, bereits 141,785 Franfen, 6 Bazen und 2 Rappen betragenden Kojten durch bie Eid: 
genofjenichaft getragen werben, was durch bie Tagfazung ad referendum genommen worden ift. 

YY. Bei der Auflöfung der ordentlichen Tagiazung des Jahres 1813, den 19. Juli, hat ber Land— 
ammann der Schweiz erflärt, er werde unter den obmaltenden verwitelten Umftänden fein Bejtreben 
dahin richten, daß die Schweiz ſich in derjenigen Stellung behaupte, welche durch ihre Verhältniſſe gegen 
die europäifchen Staaten, namentlich durch ihre Verträge mit Frankreich, beftimmt ift; bei ſchwierigerer 
Seitaltung ber Umftände aber werde er, um feine Berantwortlichkeit zu defen, von den Kantonen und 
von der Tagjazung die Anleitung zu jernern Verfügungen nachjuchen. 

22. Am 15. November 1813 ijt eine auferorbentliche Tagjazung am Bundesfiz in Zürich 
jwjammengetreten, um über die Lage der Schweiz Angefichts der allgemeinen europäiſchen Verhältniſſe 
und über die Neutralitätsmahrung zu berathen. Zunächſt vernahm fie einen umftändlichen Bericht (er 
feht Abichiebsbeilage B) des Landammanns der Schweiz, mit mweldyem er über die Verwaltung feines 
Amtes in dieſer critiichen Zeit Rechenſchaft gab und zugleich die Zeitereigniffe in Beziehung auf die Schweiz 
mit möglichfter Bejtimmtheit zu charakterifiren fuchte. Dieranf lieg Se. Ercellenz der Landammann der 
Tagſazung alle Actenftüte aus der diplomatischen Correfpondenz vorlegen, in welcher feit dem 30, Auguſt 
laufenden Jahres und bis auf die lejten Tage einerjeits gegen die Gejandtihaften auswärtiger Mächte 
die Beichaffenheit der getroffenen proviſoriſchen Militäranordnungen aus der Hauptabficht der Erhaltung 
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des Friedens und der Neutralität dev Schweiz erflärt und das Beharren ber Eidgenofjenichaft bei ihren 
althergebrachten Grundſäzen vorläufig angekündigt, anderjeit? die Räumung bes Kantons Teſſin von 
den italienijchen Truppen als erfte und nothwendigſte Bedingung diejes politischen Syſtems unabläffig 
nachgefucht worben ift. Zur lebhaften rende und wejentlihen Beruhigung ber eidgenöſſiſchen Stände 
erfolgte wirklicd; in den lezten Tagen diefes ſehnlich gewünſchte Ereigniß, und es walten nun wegen bes 
Kantons Teſſin im Schoofe der Tagfazung feine Beforgnifje mehr. 

Die Tagjazung hat diefe Eröffnungen mit großer Befriedigung vernommen und einmütbig dem 
Landammann den wärmſten Dank der Kantone bezeugt für die vaterländifche Sorgfalt, die rühmliche 
Mugheit und Borficht, die Feſtigkeit und vaftloje Thätigkeit, mit welcher Se. Ercellenz in diejen jchmie- 
rigen Zeiten das eidgenöfftichen Staatsruder glüklich geführt und nun zur Bereinigung ber oberften 
Bundesbehörde die ziwelmäßigften Anleitungen getroffen hat. — Nach diefem hat die Tagfazung ben 
Srundjaz der volltommenjten Neutralität der Schweiz bei dem ansgebrochenen Kriege ausgefprocen 
und eine Commiſſion mit dem Wuftrage beftellt, „nach dem in dem Vortrag des Bunbeshauptes bar- 
gebotenen Faden "nähere Anträge in Hinſicht auf die Erklärung, Anwendung und Behauptung des 
Nentralitätsprineips ſowohl gegen auswärtige Staaten als jür das Innere der Schweiz felbit dev Tag: 
fazung vorzulegen". In diefe Commiſſion, die unter der Leitung des Landammanns arbeiten joll, 
wurden gewählt: alt-Landammann der Schweiz von Wattenwyl, alt-Landammann der Schweiz Rütti— 
mann, Landammann Heer, Yandammann Alois von Reding, Bundslandammann von Planta, Regierungs— 
rath Fetzer und Regierungsrath Monod. 

AAA. Am 18. November hat die Tagſazung auf den Bericht und Antrag obiger Commiſſion den 
Grundſaz der Behauptung der Neutralität ausgeiproden und in Form einer Urkunde promulgirt. (Man 
findet den Wortlaut im Anhang zu gegenwärtigen Nepertorium.) 

BBB. Ebenfalls am 18. November ijt beſchloſſen worden, die Erklärung der Neutralität dem Krieg 
führenden Mächten durch bejondere Aborduungen mitzutheilen und von benfelben die Anerfennung der 
Unverlezlichteit des jchweizeriichen Gebietes zu verlangen. Am 25. dejfelden Monats wurden die Abgeord— 
neten ernannt, und zwar an die Souveräne von ÖSſterreich, Rußland und Preußen die Herren 
Landammann Alois von Reding von Schwyz und alt-Sekelmeijter Hans Conrad von Eicher von Zürich; 
an den Kaifer von Frankreich alt:Yaudammann der Scyweiz Vincenz Nüttimann von Lucern und Bürger: 
meifter Johann Heinrich Wieland von Bafel (die Creditive für diefe Gejandtichaften, d.d. 18. November, 
finden fid) unter den Abfchiedsbeilagen lit. D—G). 

CC. Am 20. November iſt der Beſchluß über Erflärung der jchmweizeriichen Neutralität durch 
eine Kundmachung der ſchweizeriſchen Nation zur Kenntniß gebracht worden (ſ. im Anhang). 

Ebenfalls in der Sizung vom 20. November hat das Präfidinm der Tagfazung eröffnet, daß auf 
förmliche Anfrage bin der franzöftiche Gefandte Graf von Tafleyrand erklärt habe, daß Frankreich bie 
Neutralität der Schweiz anerkennen werde und daß er Vollmadıt habe, diejes beftimmt zu erflären; was 
benn auch it einer Note des Gejandten vom heutigen Tag gejchehen ſei (Abichiedsbeilage H). 

DDD. Betreffend die Folgen der durch die vorjtehenden Schlufnahmen nothwendig gewordenen 
militäriſchen Maßregeln wird auf $ 82 des gegenwärtigen Repertoriums verwieſen. 

EEE. Am 26. November 1813 bat die auferordentlihe Tagjazung vor ihrer Auflöjung dem 
Landammann der Schweiz „die ftrengite Beobachtung und Behauptung der jchmeizeriichen Neutralität 
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als die erfte uud michtigjte vaterländifche Sorge anempfohlen und ihm zur hohen Pflicht gemacht, hiezu 
alle vertrauenspoll in feine Hand gelegten Mittel nad) Umständen und Erforderniß anzuwenden, alle 
und jede Hindernifje, worin ſie immer bejteben mögen, weldje der Erreichung dieſes Zwekes entgegen: 
geftellt werben fünnten, ſoweit e8 in der Gewalt des Landammanns liegt, fogleich aus dem Wege zu 
räumen oder doch zu deren Befeitigung unverzüglich die verfafjungsmäßige Einleitung zu treffen, damit 
in feinem Fall und unter feinen Umjtänden etwas verfäumt werde, jenen hohen Zwek vollftändig zu 
erreichen, worin das Vaterland einzig fein Glük und fein Heil finden kann“. 


$ 51. Kantonsverfaflungen. 


4. Erörterungen über den Umfang und die Bellimmung des Artikels 39 der Bundes- 
verfaflung, betreffend die Hiederlegung der Kantonsverfaffungen 
in das eidgenöffifdre Archiv. 


l. Am 2. Auguſt 1803 hat die Gejandtichaft des Kantons Zürich über Sinn und Geijt des 
Artifeld 39 der Rundesacte, betreffend die Niederlegung der Kantonsverfafjungen in das eidgenöffifche 
Archiv, Erörterungen veranlaßt und einen Entjcheid einerjeits Darüber verlangt: ob unter dem in der 
Bundesverfafjung gebrauchten Ausdruf „Verfaffungsurtunde” lediglich die Hauptgrundlagen der Kantonal- 
einrichtungen, wie diejelben in der Vermittlungsurkunde enthalten feien, bezeichnet werden, oder ob auch 
die jenen Grundlagen ertheilte Entwillung, d. h. die Sammlung der organischen Gejeze, verjtanden 
werben folle, welche nady Anleitung der Vermittlungsacte in einem jeden Kanton eingeführt werben 
müſſen, und anderfeits: ob mit der Niederlegung der Kantonsverfafiungen in das eidgenöffiiche Archiv 
eine Art Gewährleiftung dieſer Verfaſſungen von Seite der Tagfazung verbunden werden fol. — Die 
Tagfazung bat biesfalls beſtimmt: 1. unter dem Ausdrut „Verfafjungsurfunde” jei nur die Kantons: 
verfaffung im eigentlichen Zinn, wie biefelbe in der Vermittlungsacte aufgenommen üt, nicht aber die 
organischen Geſeze verjtanden; 2. da die Vermittlungsacte nur von Niederlegung in das eidgenöffifche 
Arhiv und nicht von Gemährleiftung der Kantonsverfaflungen fpredje, jo begnüge fid) die Tagfazung 
mit der einfachen Niederlegung derjelben in's Archiv. 

11. Am 4. Juli 1804 ift auf den Antrag der Gejandtichaft des Standes Zürich der am 2. Auguft 
vorigen Jahres gefaßte Beſchluß, gemäß weldyem die Tagjazung ſich mit der Nicderlegung der Kantons: 
verfafjungen in das eidgenöffiiche Archiv begnügt und eine Gewährleiftung derfelben nicht ausgeſprochen 
bat, aufgehoben worben, weil dieſer Beſchluß mit dem Artifel 1 der Bundesverſaſſung in offenbarem 
Viderfpruch ftehe, gemäg welchem nämlich die Kantone ſich gegenfeitig ihre Verfaffungen zu garantiren 
haben. 

B. Hadıträge zu den Berfaffungen verfdiedener Kantone. 


l. Dem Artitel 7 ber Verjafjung für den Kanton Uri gemäß, ift der Tagjazung am 2. Auguſt 
1803 ein Nachtrag zu der Verfaffung dieſes Kantons — über die VBerhältniffe des Thales Urferen zum 
übrigen Kanton — vorgelegt worden. Die Tagſazung hat diefem Nachtrage die durch die VBermittlungs- 
arte ausbedungene Genehmigung ertbeilt. 
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1. Gbenjalls am 2. Auguft iſt dem Nachtrag (er jteht wörtlich im Protofoll der Tagfazung) zu 
der Berfaffung des Kantons Schwyz, enthaltend die Organifation der vermwaltenden und richterlichen 
Behörden in den verjchiedenen Bezirken des Kantons, ſowie eine nähere Feitfezung des Antheils, den 
jeder Bezirk an den allgemeinen Kantonalbehörden haben folle, welcher Nachtrag laut Artifel 6 der Ber: 
fafjung des Kantons Schwyz abgefaßt und der Tagjazung zur Genehmigung vorgelegt werden mußte, 
uos. i.xii dieſe Genehmigung ertheilt worden. 
II. Am 4. Auguſt 1803 bat bie Tagſazung ſich mit der durch Artikel 6 der Verfaſſung des 
Kantons Zug ausbedungenen Organijation der früher unterthänig geweſenen Gemeinben bes Kantons, 
fomwie mit der Beitimmung des Antheils der leztern an den Kantonsbehörben beichäftigt und das Nefultat 
in einem bezüglichen Decret niedergelegt, defjen Wortlaut der Abjchieb enthält und das ala Nachtrag zu 
son, L.xII Kantonsverfaſſung erflärt wurde, 
IV. Dem am 12. September 1803 an die Tagjazung gelangten Begehren des Kantons Teſſin, 
es möchte diefelbe bei dem Vermittler fich für eine Veränderung des Artilels 2 der Verfaſſung Teſſin's, 
so, 1xıv betreffend den Hauptort bes Kantons, verwenden, ift nicht entſprochen worden. 


C. Hiederlegung der Kantonsverfalungen in das eidgenöſſiſche Ardıiv. 


1. Am 2. Auguſt 1803 haben die Kantone Unterwalden ob und nid bem Wald, Freiburg, 
Solothurn, St. Gallen, Margau und Waadt ihre Berfaflungen in das eibgenöffiiche Archiv 
Des, LU niebergelegt. 
I. Ebenſo am 4, Juli 1804 die Kantone Bern, Zucern, Glarus, Zug, Appenzell, 
Graubünden, Thurgau und Tejfin; ferner Zürich, lezteres mit ber Erflärung, daß jeiner 
vo4, XXI Anficht nach audy die organischen Geſeze in das eidgenöfftiche Archiv niedergelegt werben jollen. 
II. Auf der Tagjazung des Jahres 1805 erfolgte die Anzeige, es feien die Berfaffungen der 
Kantone Uri, Bafel und Schaffhauſen nun aud in das eidgenöſſiſche Archiv niedergelegt worben. 
Schwyz, mweldes feine Berfaffung noch nicht eingefendet hat, wurde eingeladen, die nämliche Formalität 
gleich allen übrigen Kantonen zu erfüllen. Darauf hat am 25. Juni die Gejandtichaft dieſes Standes 
erflärt, es jei die Urkunde der Verfafjung des dortigen Kantons aus Mißverſtändniß noch nicht ein: 
gegeben worden, diefelbe werde aber nächitens dem Landammann der Schweiz zugeftellt werden. (Es 
ift das aber nie gejchehen, troz wiederholter Mahnung Seitens der eidgenöfliichen Canzlei, jo noch 
as, Lv unterm 15. April 1806.) 


$ 52. Grenzangelegenbeiten zwiſchen den Kantonen. 


A. Am 27. Auguſt 1803 hat die Tagſazung, veranlaßt durch die auf einen Specialfall baſirte 
Einfrage Zürichs: ob umd wie die verjchiedenen Petitionen der Gemeinden, weldye ihrer bejonderen 
Bequemlichkeit wegen in einen anbern Kanton einverleibt zu werden verlangen, von den betreffenden 
Kantonsregierungen aufgenommen und angehört werben follen, und ob allenfalls die Tagſazung fich 
damit befafjen wolle, beſchloſſen, die Regulirung ſolcher Grenzangelegenheiten zwiſchen den einzelnen 
Kantonen den leztern gänzlich zu überlaffen, und nur, wenn diesfalls fein Einverftändniß erzielt werben 

108, I.V könnte, fich eine Verfügung vorzubehalten. 
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B. Am 2. September 1503 find die tygurgauiichen Gemeinden Nifenbady und Wylen, Bezirks 
Zobel, mit ihrem Begehren um Wiedervereinigung mit dem Kanton St. Ballen an die betreffenden 
Kantonsregierungen gewiejen worden. 

C. Die Territorialanftände zwijchen den Kantonen Bern und Freiburg findet man in $ 57 
bes gegenwärtigen Repertoriums dargeftellt, 

D. Ueber die Angelegenheit der Ausmarchung bes Gebiets der beiden Theile des Kantons Appenzell 
ſehe man $ 61 des gegenwärtigen Repertoriums, 

E. Betreffend die Grenzanjtände zwifchen den Kantonen St. Gallen und Thurgau, wird auf 
s 62 bes gegenwärtigen Hepertoriums verwiejen. 

F. Was die Grenzanftände zwijchen den Kantonen Graubünden und Tejfin betrifft, verweist 
man auf $ 63 des gegenwärtigen Repertoriums. 


$ 53. Loskauf der Zehnten und Grundzinje in den Kantonen. 


A. Gemäß ben dur die Vermittlungsacte bes erſten Confuls der franzöſiſchen Nepublit ein: 
geführten Kantonsverfafjungen war die Befugniß, Zchnten und Bodenzinje loszulaufen, gewährleijtet. 
Die Art und Weije des Loskaufs nad) dem wahren Werth hatte das Gejez zu beitimmen. 

B. Am 2. September 1803 ift das Begehren des Ehorherrentiftes zu Lucern, um Aufftellung 
eines allgemeinen Grundfazes über den Loskauf der Zehnten und Grumdzinfe, an den Kanton Lucern 
zu gutfinbender Verfügung gemwiejen worden. 

C. Am 17. Juni 1805 hat die Tagfazung Kenntniß genommen von einer Anzahl Beſchwerden 
(im Abſchied ſämmtlich aufgeführt), weldye einerfeits von einigen Kantonen, anderſeits von verschiedenen 
auswärtigen Stellen in Betreff der in mehreren Kantonen erlajjenen Gejeze über den Lostauf der 
Zehnten und Grundzinfe an den Landammann der Schweiz gelangt waren. Mit Mehrheit der Stimmen 
(im Widerfprud mit den Kantonen Quceru, Bern, Bafel, St. Gallen, Yargau, Thurgau, 
Teſſin und Waadt, die ber Tagjazung jegliche Competenz in diefer Materie bejtritten und theilweije 
Berwahrungen zu Protokoll gaben), iſt bejchlojfen werden, eine Commiſſion mit der Unterſuchung zu 
beauftragen, unter weldyem Geſichtspunkt und auf welche Weiſe ſich die Tagjazung mit der vorliegenden 
Angelegenheit befaſſen könne. 

D. Am 27. Juni erſtattete die Commiſſion ihren Bericht und trug im demſelben darauf an: „die 
Tagjazung möge befchließen, die am fie gebrachten Beſchwerden an den Landammann ber Schweiz zurüf- 
zumeiien und ihm gänzlich zu überlajjen, in Kraft der Befugniſſe, die ihm in dem 20, Artikel der 
Bundesacte ertheilt find, diejenigen Kantone, gegen welche Bejchwerden erhoben worden find, als ob jie 
den Beitimmungen ihrer Kantonsverfafjung in Vezug auf den Werth des Zehntenlosfaufs nicht genau 
nachgekommen jeien, von diefen Beichwerden fpeciell zu benachrichtigen und zu verlangen, daß fie ihm 
über die jenen Bejtimmungen nicht gemäß erlaubten Kantonalgefeze alle diejenigen Erläuterungen mit- 
theilen möchten, die zu Beleuchtung ihrer Verfügungen und zu möglichfter Beruhigung der Klagenden 
gereichen mögen." Allein weder diefer Antrag, noch einer der drei folgenden erhielt eine Mehrheit der 
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Stimmen, und jo wurde nad) Unleitung des Tagjazungsreglements das Ganze lediglich in den Abſchied 
genommen, — Die drei weitern Anträge lauten: Erjter: „Die Tagjazung tritt dermalen über bie 
gegen die Beitimmungen der Zehntloskaufsgeſeze eingelangten Klagen nicht weiters ein, als biejen 
Gegenſtand an den Landammann der Schweiz zu weiſen in ber gegründeten Hoffnung, daß derſelbe 
diejenigen SKantonsregierungen, gegen welche diesfalls Klagen geführt werden, durch freundichaftliche 
Borftellungen dahin vermögen werde, den Hagenden Kantonen billige Rechnung zu tragen und diefelben 
diesorts Maglos zu jtellen." Zweiter: „Die Tagſazung tolle die Hagenden Kantone an diejenigen 
Regierungen weifen, von welchen fie glauben beeinträchtiget zu fein, in ber Erwartung, die betreffenden 
Kantone werben die Klagenden entweder belehren ober mit Billigkeit behandeln." Dritter: „Da bie 
Tagſazung die Hoffnung nährt, daß durch gütliche Annäherung zwifchen den Hagenden und den be 
Hagten Kantonen die Beſchwerden der erftern beleuchtet und nach Grunbfäzen der Gerechtigkeit und 
Billigkeit befeitiget werden können, jo findet fie am dienlichſten, den Landammann der Schweiz zu 
erjuchen, die Magführenden Behörden an die Regierungen ber betreffenden Kantone zu weiſen.“ 

E. Am 16. Juli 1806 iſt bie Tagſazung über eine Eröffnung des Kantons Schwyz, die An- 
gelegenheit des Zehntenlostaufs betreffend, nicht näher eingetreten, hat aber die ſchwyzeriſche Inſtructions 
eröffnung zur Legitimation des Gefandten an das Protokoll nehmen laſſen. 

F, Betreffendb die Bejchwerben des deutſchen Orbens über den gefezlich eingeleiteten Loskauf der 
Sehnten, wird auf $ 28 bes Nepertoriums verwieſen. 


$ 54. Angelegenheiten des Kantons Schwyz. 


A. In der Sizung vom 9. Juli 1807 hat die Gefandticaft des Kantons Schwyz den Ehren: 
gejandtichaften der Kantone zu Hanben ihrer Committenten nochmals den wärmſten Danf erjtattet für 
die brübderliche und großmüthige Theilnahme, für die fräftigen und vielfachen Unterftüzungen, weldye die 
löblichen Stände bei Anlaß des fchrellichen Unglüts, von dem im vorigen Herbft das arme Goldau 
getroffen worden, ihrem verunglüften Mitftande haben zugehen laſſen. Nicht blos in den vaterländifchen 
Annalen, jondern audy in den Herzen ber fpäteften Nachkommen werde fi das Andenken an dieſe 
rühmliche Meitvthätigkeit dankbar foripflanzen und erhalten. — Da jezt eine eben fo wahre als um— 
ftändliche Beichreibung *) diefer trauervollen Begebenheit in den Händen des Publicums fei, jo enthalte 
ſich die Geſandtſchaft, eine ausführliche Schilderung von dem Jammer und Elend diefer Gegend zu 
wiederholen; dabei hoffe fie zuverläfjig, da der gefchöpfte Eindruf noch ungefhwächt die wohlwollenden 
Sefinnungen fortwährend erhalten habe. — Obwohl nun die aus foldher hochherzigen Theilnahme 
gefloffenen Gaben erheblich feien, jo reichen fie doc; lange nicht hin, um den entitanbenen Schaden aus: 
zugleichen. Ein durch den bernijchen Berghauptmann Schlatter aufgeftelltes Erpertengutadhten berechnet, 
daß allein zu Ableitung der Bäche, Austrofnung der Moräfte und Herjtellung einer brauchbaren, durch⸗ 
aus nothivendigen Landſtraße gegen Fr. 200,000 erforderlich jeien, ganz abgejehen von allem übrigen 


) 8. Ban: Goldau umd jeine Begend, wie fie war und was fie geworden, in Zeichnungen und Beichreibungen. 
Zürich 1807. 
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Schaden. In joldher Lage wage Schwyz zu hoffen, feine Miteidgenoſſen werden ihre mildthätige Hand 
noch nicht ganz von dem unglüflichen Bruber zurüfziehen, ſondern vielmehr demſelben auf die eine oder 
andere Weife nady eigenem Ermefjen Unterſtüzung angedeihen laffen. 

Die Gejandtichaften waren nun zwar ohne Inſtructionen über dieſen Gegenjtand, dennoch wurde 
aus freundeibgenöffifchem Gefühle einmüthig erfannt, das Anjuchen des Standes Schwyz ſämmtlichen 
Kantonen buch den Abjchied zu wohlmollender Beherzigung angelegenjt zu empfehlen, wobei indefjen die 
Hoffnung obwaltet, es werden durch weile Verwendung der bereits geftenerten beträchtlichen Summen 
und durch eigene Anftrengung des Kantons Schwyz neue Hülfsbegehren blos dann und in dem Maße 
zum Vorſchein kommen, als es das allernothwendigſte Bedürfniß erfordere und eime billige Rükſicht auf 
die Lage der anderen Kantone jelbit zulafjen mag. (Die Acten des Bundesarchivs über den Berg: 
jturz zu Goldau und die daherige Hülfeleiſtung find enthalten in den Bänden 190, 191 und 284 der 


Mebdiationsabtheilung.) 107, xi.vit 
B. Am 18. Juli 1808 bat die Zagjazung dem Kanton Schwyz zur Aufmunterung der im Thal 
von Golbau vorzunehmenden Arbeiten 5000 Franken aus ber Gentralcaffe bewilligt. 10, XXxXxVI 


$ 55. Angelegenheiten des Kantons Unterwalden. 


A, Am 20. Juli 1811 hat die Gefanbtichaft von Unterwalben ob dem Wald bie frage 
ad instruendum in ben Abſchied niedergelegt: ob das Land Unterwalden ob dem Wald durd) den 
Sinn und durch ben Buchjtaben der VBermittlungsacte befugt fei, fih in einem gewiſſen Verhältniß mit 
und neben dem Land Unterwalden nid dem Wald als gemeinjamen Lanbesherrn über das Kloſter 
Engelberg zu erfennen ober nicht? In biefer Angelegenheit hatte Obwalden ein Memorial an die 
Sejandtichaften und den Landammann der Schweiz übergeben, damit von der oberiten Bundesbehörbe 
ein förmlicher Entſcheid ertheilt werbe. — Da aber Nidwalden die Einftellung jeder Berathung bis auf 
fünftiges Jahr begehrt hat, damit ihm möglich werbe, durch ein Gegenmemorial zu antworten, jo hat 
die Tagfazung fich lediglih darauf beſchränkt, beide Theile nachdrüllich einzuladen, den Anjtand im 
Laufe des Jahres unter fich und freundfchaftlic auszugleichen, wobei fie um jo mehr auf Erfolg hofft, 
als Ob⸗ und Nidwalden Mitlandleute und Theile des nämlichen Kantons find und immer in dem bejten 
brüberlichen Einvernehmen gelebt haben. uni, XXxxuI 

B. Nachdem in der Sizung vom 10. Juli 1812 von ben beiden Unterwalden über den Stand 
der Angelegenheit betreffend Engelberg Bericht gegeben worden, aus welchem die Tagjazung vernahm, 
daß und warum eine am 21. Mai zwiichen ben beiden Kantonstheilen ftattgehabte Conferenz ohne Er- 
folg geblieben war; und nachdem Obwalden Verjhiebung des Gegenftandes auf nächſtes Jahr begehrt 
hatte, um Zeit zu erhalten, auf das Gegenmemorial Nidwaldens eine Antwort abzufafjen, wogegen in- 
deſſen Nidwalden Einwendungen erhob, da Obwalden hiezu Zeit genug gehabt, hat die Tagjazung, obwohl 
alle Sejandtichaften zu Erledigung des Geſchäfts mit Vollmachten verfehen waren, ben Antrag zu einer 
abermaligen Zujammenmweifung und freundſchaftlichen Ausgleihung unter den Parteien mit neunzehn 
Stimmen angenommen und hierauf erkannt, es Tolle dieie Zufammenmeiiung und Mufforberung zu 
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einem brüderlichen Vergleiche im Sinne des lejtjährigen Tagjazungsconchufums und mit dem Zujaz 
ſtatthaben, daß für den Fall, daß diefer nochmalige Verſuch einer gütlihen Ausgleihung nicht gelingen 
jollte, die Tagfazung des künftigen Syahres den Enticheid geben werde. — Gegenüber dieſem Bejchlufie 
hat die Gefandtichaft von Obwalden die Rechte ihrer Megierung vorbehalten und den Vorbehalt zu 
Protololl gegeben. 

C. Am 13. Juli 1813 wurde ber Zagfazung eine am 15. Mai abgeichlojjene und feitdem rati- 
fieirte Übereinfunft zwiſchen beiden Theilen des Kantons Unterwalden vorgelegt, durch welche die An: 
ftände wegen des Kloſters Engelberg beigelegt worben find. (Der Wortlaut des Übereintommens fteht 
im Abſchied. Der Anhalt betrifft einzig die Abtretung dreier Stipendienpläze Seitens Nidwalbens an 
Obwalden im Klofter Engelberg, und dagegen die fürmliche Verzichtleiftung Obwaldens auf alle Sou- 
veränitätsrechte über das Klofter.) 


$ 56. Angelegenheiten des Kantons Zürich. 


A. Am 14. uni 1804 ift der Tagfazung durch Bürgermeifter Neinhard Bericht erjtattet worden 
über diejenigen Unruhen, weldye in den Monaten März und April im Kanton Zürich ftattgefunden 
hatten. 

In diefem mündlichen Bericht, dem die VBerlefung des Memorials vorausging, welches am 20. Mai 
durch die außerordentliche Standescommiffion von Zürich zu Handen des Kleinen Rathes über Ent: 
jtehung und Verlauf der Unruhen abgefaßt worden war, gibt der Bortragende Nachricht über die 
Gefahren, die aus diefem Aufjtande dem Staatsweien drohten ; über bie gewejene Nothwendigkeit, mit 
Energie und aller Strenge gegen bie Aufrührer zu verfahren, und über das vollitändige Gelingen 
in Betreff der Wieberherjtellung von Ruhe und Ordnung. Er rühmt in warmen Ausdrüfen die 
Empfindungen der Negierung des Kantons Zürich für die brüderliche Theilnahme, weldye jämmtliche 
Kantone ohne Ausnahme dem Schikſal ihrer Bundesbrüder in diejer unglüklichen Krifis fchenkten, und 
erflärt, daß nicht Eine Kantonsregierung geweſen jei, die nicht ihre Bereitwilligkeit zu thätiger Mit— 
wirkung bezeugt und bem Stanton Zürich Beweiſe mahreibgenöffifcher brübderlicher Gefinnung ‚gegeben 
hätte; dabei rühmt er auch den Muth und die Hingebung der eidgenöfftichen Truppen und ihrer 
Dfficiere. Die Bezeugung der größten Anerkennung und des wärmften Dantes aber richtet er gegen 
den Landammann der Schweiz. Seine Ercellenz, jagt er, habe die Lage bes Kantons Zürich beurtheilt 
und eingejehen, daß diefer großer und vielfältiger Unterftüzung, daß er einer kräftigen Hand bebürfe, 
um manche wefentliche Blöße zu befen. Demzufolge jeien von Hochdemjelben die zwekmäßigſten all: 
umfaffenden Maßregeln getroffen, eine jede nach dem Bedürfniffe des Moments berechnet, und alle 
durch den jedesmaligen glüflichen Erfolg als zwefmäßig und nothwendig erwiefen worden. Für dieſes 
raftlofe und edle Benehmen fühle fi die Regierung von Zürich innig und ewig zum Danke verpflichtet 
und habe ihrer Geſandtſchaft den Auftrag ertheilt, wor ber ganzen Tagſazung zu erflären, dab Seine 
Ereellenz die Seele aller Operationen im Stanton Zürich gewefen, daß ihr demnady ganz vorzüglid das 
Berdienft der Vacification der Unruhen nebſt dem daraus entjtehenden Lob gebühre, und daß der Wunſch 
und beitimmte Antrag des Kantons Zürich dabin gehe, ſämmtliche Ehrengefandtichaften im Namen bes 
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ganzen jchmweizerifchen Baterlandes in eine allgemeine Dankäußerung einjtimmen zu jehen, welche jicherlic) 
Sr. Ercellenz ebenfalls die fühejte Belohnung jein werde. 

Bei den hierauf erfolgten Inſtructionseröffnungen bezengten alle Gefandtichaften (außer Lucern) 
in den rührendjten Ausbrüfen ihre Theilnahme an dem Unglüt, das den Kanton Zürich getroffen hatte, 
und die freude über den wiebererlangten vollfommenen Ruheſtand. Dabei äußerten alle, durch bie 
Hoffnung belebt, daß das Beijpiel von Eintradyt und Energie, jo in biefem entjcheidenden Augenblit 
gegeben worben, für das Wohl des allgemeinen Baterlandes die erſprießlichſten Folgen haben folle, den 
Wunſch, daß von jeder Discuffion, welche auf diefe Unruhen Bezug haben würde, abjtrahirt und daß, 
wenn die Tagjazung — wie es wirklich in den Wünjchen mehrerer Kantone lag — ſich mit der Ent- 
werjung eines Reglements befaſſen will, wodurch fünftighin zu Vermeidung aller Discuffionen in Augen: 
bliten, wo bie Gefahr des Vaterlandes ſchnelles und kräftiges Handeln erheifcht, der wahre Sinn bes 
s 20 der Bundesacte entwikelt und nach berjelben die Mrt und Weiſe feftgefezt werbe, wie die eid: 
genöffische Einwirkung in Zeiten der Gefahr ihre Rechte und ihre Kraft ausübt, diefe Berathung alödann 
von der gegenwärtigen durchaus gefondert werben möchte. 

In Folge diefer Umfrage hat die Tagfazung 

1) ertannt, den Vortrag der Gefandtichaft Zürichs, ihre Dankbezeugungen und die hinwieder von 
den übrigen Ehrengefandten geäußerten Geſinnungen an das Prototol zu nehmen und Zürich zur 
Nicderlegung des angeführten Berichts der Standescommiffion vom 20. Mai in das eidgenöffische Archiv 
zu erſuchen; und 

2) dem Landammann der Schweiz, von Wattenwyl, für jein thätiges, kluges und fraftvolles 
Betragen den lebhaften Dank der Ehrengefandtichaften in Namen des ganzen Vaterlandes erftattet. 

Bei diefem Anlaß bat die Gefandtichaft des Kantons Lucern das Begehren geftellt, es müchte 
über die erwähnten Unruhen dem vernommenen Bericht der Geſandtſchaft des Kantens Zürich auch ein 
umftändlicher Bericht des Landammanns der Schweiz über das von ihm in biejer Angelegenheit ein- 
geichlagene Berjahren angereiht werden. Dabei hat ſich die Gefandtichaft vorbehalten, weitere Mit: 
tbeilungen an ihre Committenten zu machen. 

B. Am 11. Juli fodann hat die Geſandtſchaft Uncerns auftragsgemäß, gejtüzt auf die Artifel 20 
und 30 der Bundesverfaffung, wiederholt begehrt, es möchte der Landammann der Schweiz einen um— 
ftändlichen Amtsbericht über die genannten Vorfälle im Kanten Züridy und über die Urt, wie ſich der 
Landammann diesfalls gegen die ordentlichen und außerordentlichen Kantonsbehörden, wie aud gegen 
das Ausland, theils ummittelbar, theils mittelbar durch feine Bevollmächtigten, benommen habe, mit 
allen dahin einfchlagenden Schriften und Belegen vorlegen. — Die Zagfazung hat dieſes Begehren nicht 
ohne Berwunderung, daß der Kanton Lucern eine abgethane Sache wiederum vegemachen wolle, von 
der Hand gewieſen. 

©. Welche Verhandlungen die Tagſazung aus Veranlaffung der Unruhen im Kanton Züri hin- 
fichtlich der Aufitellung eidgenöffiicher Kriegsgerichte bei Fällen von Unruhen gepflogen hat, it aus $ 49 
des gegenwärtigen Repertoriums zu erſehen. 
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$ 57. Ungelegenbeiten des Kantond Bern. 


A. Soweit die Anjtände zwijchen den Kantonen Bern und Freiburg rüffichtlid der Gemeinden 
Mündmwpler und Elavaleyres durch das eidgenöfjiiche Syndicat behandelt worben find, wird auf $ 138 
des gegenwärtigen Mepertoriums vermwiejen. 

B. Am 17. Juli 1806 bat die Tagfazung die auf frühere Verfügungen des Landammanns der 
Schweiz gegründete Weigerung des Kantons Freiburg, dem Kanton Bern, betreffend die oben- 
erwähnten Gemeinden, vor dem eidgenöſſiſchen Syndicat Mede zu ftehen, nach angehörten Erklärungen 
der beibfeitigen Gejandtichaften und Einſichtnahme vorgelegter und dann in den Abſchied eingerüfter 
Actenftüte abgewiefen, und die vom Kanton Freiburg ‚beitrittene Competenz des Syndicates aufrecht 
erhalten; wogegen Freiburg eine Berwahrung zu Protokoll gab, die aber die Tagjazung nicht annahm, 
jondern dem Symbicat überließ, feine anerfannte Eompetenz zu handhaben. 

C. Betreffend die Anftände zwifchen den Kantonen Bern und Waadt wegen der Lübergerechtigteiten 
in dem leztern Kanton, wird auf $ 66 bes gegenwärtigen Repertoriums verwiefen. 

D. Am 13. und 20. Juli 1808 hat der Kanton Freiburg die Anficht ausgefprochen, der Anjtand 
wegen Münchwyler und Clavaleyres fei noch unbeendigt, und gegen den Entſcheid des Syndicates, wie 
gegen bie Bollziehung dieſes Enticheibes, Verwahrung eingelegt. Die Tagjazung aber hat das von dem 
Landammann der Schweiz für BVollziehung des Synbicatsbeichluffes vom 9. und 10. Juli 1807 ein- 
geichlagene Berjahren und überhaupt alle feine Schritte in dieſer Angelegenheit qutgeheißen, und ift über 
die Verwahrung des Kantons Freiburg nicht weiter eingetreten. 


$ 58. Angelegenheiten ded Kantons Freiburg. 


A. Ueber eine im Jahr 1803 vorgebrachte Beichwerbe der Herren Peter Gendre und Aebi zu 
Freiburg, vütfichtlich ihrer Zerwürfniſſe mit ben dortigen Behörben über Lieferungen an bie jranzöftfchen 
Truppen, ift die Tagſazung nach dem Antrage der Commiſſion, an welche das Geſchäft gewiefen worben 
war, am 23. Auguſt nicht eingetreten, da ber Gegenſtand nicht vor fie gehöre, 

B. Betreffend die Anftände zwiichen den Kantonen Bern und Freiburg, wegen der Ortichaften 
Münchwyler und Clavaleyres, wird auf $ 57 des gegenmärtigen Mepertoriums vermieten. 


$ 59. Angelegenheiten des Kantond Solothurn. 


A. Um 27. Auguft 1803 hat die Tagjazung die Eröffnung des Kantons Solothurn, daß gemäß 
einem am 5. Mai dieſes Jahres durch den jolothurniichen Großrath erlaffenen Geſez über das Gerichts: 
mejen bei Eigenthums-Procefjen gegen den Staat die Tagjazung den dritten Schiedsrichter ernenne, 
lediglich in das Protokoll aufgenommen. 

B. Am 2. September 1803 wurde das Anſuchen der Gebrüder Schärr, Kartenmacher in Mümliswyl, 
Kantons Solothurn, um Erlaß jchuldiger Stempelgebühr und um Aufhebung des Stempelgeſe zes 
abgewiejen. i 
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$ 60. Angelegenheiten des Kantons Schaffhausen. 


Eine Reclamation der Stadtgemeinde Stein, beireffend den Rheinzoll bafelbft und deſſen Verwendung 
für die ftädtiichen Municipalbebürfniffe, reſp, eine bezügliche willfürliche Verfügung der Kantonsregierung 
von Schaffhauſen, iſt am 28. Auguft 1803 an die Teztere au billiger Berütfichtigung gewiefen worden. 


$ 61. Angelegenheiten des Kantons Appenzell. 


A. Betreffend die Rangordnung, nach welcher die beiden Landestheile des Kantons Appenzell in 
der Tagfazung vertreten waren, wird auf $ 7 des gegenwärtigen Repertoriums vertiefen. 

B. Am 2. Auguſt 1804 wurde der Antrag des Kantons Appenzell, daf liegende Güter und Hypo: 
thefen da verftenert werden follen, wo die Güter, welche zum Unterpfandb biemen, gelegen find, ad 
instruendum genommen. 

C. Am 3. Auguft 1804 ift durch Synbicatsbeichluß das dem Kanton Appenzell obliegende Mann- 
ichafts- und Geldcontingent verhältnigmäßig anf bie beiben Theile dieſes Kantons alfo vertheilt worden, 
daß 1. an dem mediationsmäßig aufzuftellenden Gontingent von 486 Dann Innerrhoden '/,, Außer— 
rhoden ?/,, 2. an den Gelobeiträgen für gemeineidgenöffishe Ausgaben Amnerrhoden */, und Außer- 
thoden */, beizutragen hat. 

D. Die Zagjazung hat es am 16. Juli 1805 abgelehnt, in den Anftand zwiſchen ben beiden Theilen 
des Kantons Appenzell, betreffend das Zerritorial- und Benuzungsrecht einer Alp, Mändli genannt, 
einzutreten. 

E. 4m 7. Juli 1806 bat die Tagfazung die Erörterung über das von Appenzell: Annerchoden 
geftellte Begehren, daß Zinsbriefe und Hypotheken ba verfteuert werden follen, wo die Grundſtüke Tiegen, 
welche zum Unterpfand dienen, aus Mangel an Bollmachten lediglich ad instruendum genommen. Einige 
Sejandtichaften meinten, diejer Gegenftand eigne ſich nicht zu einer Tagſazungserkenntniß, fondern folle 
ber Geſezgebung jebes Kantons überlafien werden; andere machten auf die nadytheiligen Folgen für den 
Eredit des Landes aufmerffam, wenn der von Innerrhoden prätendirte Grundſaz zur Geltung käme. 

F. Ebenfalls am 7. Juli wurbe ein Anftand zwijchen den beiden Theilen des Kantons Appenzell, 
betreffend die Errichtung und ben Verkauf der Zinsbriefe in Appenzell Znnerrhoden (genannt Haupt: 
mannszedbel und einfache Zeddel) an eine Commiſſion gewieien, um zwijchen den Parteien eine gütliche 
Berftändigung herbeizuführen. Der factiiche Verhalt diejes Streitgeichäftes ift nad dem Commiſſions- 
bericht (Abſchiedsbeilage J) folgender: 

Nach den alten Gejezen des Standes Innerrhoden werden zwei Arten von Zinsbriefen errichtet, 
nämlih Hauptmannszedbel und einfache Zeddel. Um Fr. 100 in Hauptmannszeddeln zu verſchreiben, 
müfjen wenigjtens Fr. 80 baar vom Anleihen dem Zinstrager bezahlt werden. Um Fr. 100 in einfachen 
Zeddeln zu verfchreiben, müfjen wenigjtens Fr. 70 baar vom Anleihen dem Zinstrager entrichtet werben. 
Für weniger als fr. 80 ober Fl. 70 die eint oder andere Art folder Zeddel zu entrichten, ijt Über 
tretung bes Geſezes und wird vom Richter gewöhnlich der Anleihe angehalten, die gejezlihe Summe 
zu ergänzen. Die Hauptmannszebbel haben das erite Necht auf das Unterpfanb und erft nach berem 
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Dekung kann der einfache Zebdel auf das übriggebliebene Unterpfand greifen. Nun find feit dem Fahr 
1798 mehrere joldhe Zeddel theils unter den gejezlichen Summen errichtet, theils ältere verkauft worden, 
und Appenzell» Innerrhoden hält ſich berechtiget, das niemals aufgehobene Geſez jo anzumenden, daß 
Alle, welche jolche Zebdel in Handen haben, zur Ergänzung angehalten werden mögen, und verlangt die 
Stellung der betreffenden Außerrhodener. Außerrhoven hingegen erklärt allervorderſt, daß unwider— 
iprechlich Innerrhoden das verfaffungsmäßige Recht zuftehe, gejezlich zu beitimmen, wie es hierin gehalten 
werben jolle; daß aber das ältere Gejez auf das, was jeit der Revolution gefchehen, nicht angewendet 
werben könne, da dieſes ältere Gejez durch die Grundjäze der helvetiichen Berfaffung und deren Gefeze, 
und namentlich auch durch ben Drang der Zeiten entkräftet worden jei. 

G. Am 15. Juli hat die Tagſazung ben Bericht biefer Commiffion den beiden Kantonstheilen 
mitgeteilt und damit die Einladung zu gegenfeitiger Verſtändigung verbunden, zu welchem Zwek ber 
Landammann der Schweiz feinen Einfluß anwenden joll. Nicht gelingenden Falls foll das Syndicat des 
Jahres 1807 über den Streit abjpredyen. 

H. Nach angehörtem Vortrag beider Geiandtichaften des Kantons Appenzell und jtattgehabter 
nftruetionseröffnung hat die Tagfazung am 18. Juni 1807 beichlojjen, es ſoll der Anitand zwiſchen 
ben beiden Theilen in Betreff der Verſteurung der Zinsbriefe und bypotheeirten Schulbichriften vor das 
Syndicat des Jahres 1807 gebracht werden, um richterlich und beftnitiv entchieben zu werben. Man 
fand, daß der Gegenjtand, obwohl für dermalen nur zwifchen zwei Kantonstheilen obwaltend, doch wichtig 
ſei und gefährlich werden fünnte, wenn er umerledigt bleiben würde, 

J. In der Sizung vom 18. Juni 1807 hat der Landammann ber Schweiz über die fortgefezten 
aber fruchtloſen Verſuche berichtet, welche behujs Herbeiführung eines gütlihen Vergleiches zwiſchen den 
Rantonstheilen von Außer- und Junerrhoden in Betreff ihres Streitgefhäftes über die Errichtung, bie 
Bezahlung und den Berfauf der Zins: oder Gültbriefe während des Jahres gemacht worden waren; 
worauf bie Tagjazung eine Commiſſion nievergeiezt hat, um nochmals eine Ausgleihung zu verſuchen. 
Sollte aber diefe nicht gelingen, jo habe das diesjährige Synbicat iiber die erhobenen Anftände abzu- 
fprechen. 

K. Am 6. Juli iſt hierauf, weil die Commiſſion die ihr aufgetragene Ausgleihung nicht erzielen 
fonnte, das Streitgeichäft definitiv an das Syndicat zum Entjcheid gewieſen worben. 

L. Eine weitere wichtige Frage, über weldye die beiden Theile des Kantons Appenzell mit einander 
in Streit find, betrifft die Anwendung der allgemeinen Bundesgrundfäze und der befondern Borjchriften 
der Verfaſſung des Kantons in Rükſicht auf: 

1) den Ankauf von Liegenichaften und Pfandbriefen, melde Innerrhoden den Angehörigen von 
Außerrhoden nicht gejtattet ; 

2) bie Niederlaffung der Reformirten in Innerrhoden, wozu lezteres ſich eben jo wenig verſtehen will; 

3) den gleichfalls von Junerrhoden den außerrhodifchen Einwohnern vermeigerten Zutritt zu dem 
Vergantungen von liegenden Gütern bei Fallimentsfällen. 

Über diefe Anftände hatten die beiden Kantonstheile fich bereits im April und Mai mit ausführ- 
lichen Dentichriften an die jämmtlichen Stände direct gerichtet und biefe nun auch der Tagſazung 
vorgelegt. 
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Nachdem am 19. Juni in allgemeiner Umfrage und mündlicher Eröffnung durch die Gejandtichaften 
der Parteien der Gegenftandb erörtert worden war, ift eine Commilfion mit dem Auftrage eingeſezt 
worden, die ftreitigen Punkte in gehörige Unterfuchung und Würdigung zu ziehen, aud) gütliche Annäherungs— 
verjuche zu machen und auf alle Fälle Bericht und Antrag über die Sache der Tagſazung zu hinter: 
bringen. . 

M. Die Commiffion hat ihren Bericht (er fteht Abichiebsbeilage H) am 6. Juli ver Tagjazung 
vorgelegt. Da aber weder deren Sclußanträge noh aus dem Scooße ber Verſammlung geftellte 
Anträge eine Mehrheit auf ſich vereinigten, jo wurden reglementsgemäß die Verhandlungen lediglich in 
den Abſchied aufgenommen. 

N. Am 7. Juli 1807 find die Anftände zwiichen den beiden Theilen des Kantons Appenzell, 
betreffend die Mändlialp (fiehe oben litt. D), für welche Außerrhoden eidgenöffiihe Vermittlung oder 
unparteiifche Richter verlangt, während Innerrhoden die Kompetenz der innerrhodiichen Behörden 
behauptet, wegen Mangel an Ynftruction ad referendum genommen worden, obſchon die meiften Gejandt- 
Ihaften nicht abgeneigt geweſen wären, nach eigener Anficht das Geſchäft an die Obrigkeit von Inner— 
rhoben als dem verfajjungsmäßigen Richter zu überweiſen. 

0. Am 4. Yuli 1808 bat die Tagſazung nad angehörten Borträgen der Gefandtichaften von 
Außer: und Innerrhoden eine befondere Commiſſion niedergejezt, um betreffend die Anftände zwischen 
beiden Theilen des Kantons Appenzell in Hinficht der gegenfeitigen Niederlaffungsverhältniffe und freien 
Gütererwerbung Ausgleihungsvorihläge auszuarbeiten. 

P. Auf den Antrag der Commiffion hat die Tagfazung am 14. Juli in diefer Sache folgenden 
Beſchluß gefaßt: 1. Da alle Schweizerbürger die Vorrechte der allgemeinen Bundesverfaffung in allen 
Theilen der Schweiz zu genießen haben follen, jo werben beide Abtheilungen des Standes Appenzell der 
Innern und Äufern Rhoden aufgefordert, ihre Sandesverträge von 1588 und 1667 in denjenigen Artifeln, 
welche die gegenjeitige Niederlaffung, den freien Erwerb der Liegenſchaften und Schuldtitel beſchränken, 
abzuändern und ſolche dem Inhalt der allgemeinen Bundesverfaffung anzupaſſen. 2. Damit aber durch 
diefe Verfügung die Integrität der beiden Kantonsabtheilungen nicht gefährdet oder durch den veränderten 
Beiizitand der Güter nad) dem Religionsbefanntnuß des Eigenthümers zugleich die Souveränität der 
einten oder andern Kantonsabtheilung verloren gehen künne, jo follen die Grenzen der Kantonsabthei— 
lungen der Äußern und Innern Rhoden durch fefte Marchen beftimmt werden. 3. Dev erfte Artikel der 
bejondern Berfafjung des Kantons Appenzell gibt den ehevorigen Zujtand als die Grundlage einer folchen 
Abtheilung an. Daher follen die beiden Kantonsabtheilungen auf den Zuitand der Landesgrenzen, wie 
jolche im Anfang bes Yahres 1798 ftatthatten, verwiefen und beide Theile bei der Erklärung ihrer 
Gejandtichaften behaftet fein, dab fie fich gegenfeitig in dem Befiz aller derjenigen Gegenſtände, welche 
nach dem bamaligen Zeitpunft dem einten oder andern Landestheil angehört haben, ungekränkt belaffen 
wollen. Sollte durch gütliche Vermittlung eine bequemere und gefälligere Marchlinie ausfindig gemacht 
werden fünnen, jo iſt ihnen ſolches unbenommen. 4. Damit aber auch innert diefer feſten Marchen die 
politiiche Repräſentanz und bie kirchlichen Berhältniffe für jeden der beiden Landestheile gefichert bleiben, 
fo werden die gebadyten beiden Lanbestheile in Außer und Innerrhoden von der Tagjazung eingeladen, 
zufammenzutreten und über diejen Gegenftand eine gütliche Ausgleihung innert der Frift von ſechs 
Monaten zu verfuchen. 5. Um dieſe Unterhandblungen zu befördern, wird jeder Theil aus einer eid- 
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genöfjtichen Kantonsregierung ein Deitglied ſich erbeten und Se. Excellenz der Kandammann ber Schweiz 
ein drittes zuordnen, welche als Vermittler mitarbeiten und auf die Erreichung biejes gedeihlidyen 
Zwefes hinwirken follen. 

Q. An 20. Juli 1808 hat die Tagſazung die Beſchwerde von Appenzell-Außerchoben gegen das 
von der innerrhodiichen Landsgemeinde angenommene Finanzgefez vernommen, das in den Artikeln ı 
und 10 Folgendes bejtimme: 1. Alles, was unter dem Schuz des Staates ſteht, ſoll pflichtig fein, die 
Kosten mithelfen zu tragen, die zur Unterhaltung bes Staates erforderlich find. Diefem zufolge trägt 
zu den Staatsbebürfnifjen bei: alles Zins und Nuzen tragende fidhtbare Vermögen von Gütern, Weiden, 
Geld, Waldungen, Zebdeln x. 10. Feder Auswärtige, der Eigenthum an Gittern, Walduungen, Zebdeln 
oder zinsbaren Obligationen in unjerm Land bejizt, ſoll pflichtig fein, es in ein Prototoll eintragen 
zu lafjen. 

Zu Rechtfertigung biefer angefochtenen Bejtimmungen, in denen Außerrhoben eine unberechtigte 
Ausdehnung der innerrhodiichen Gefezgebungscompetenz über die Grenzen des eigenen Gebietes hinaus, 
jomeit es bie Beitenerung der Pfandbriefe, Zeddel und Obligationen auswärts Wohnender betrifft, 
erblitt, hat ber Gejandte Innerrhodens im Wejentlihen Folgendes vorgebradt: 1) Das angefochtene 
Finanzgefez fer an ſich feine Neuerung, da die gleichen Beitimmungen in ältern und neuern Zeiten von 
der Landsgemeinde erkannt und in Ausübung geſezt worden feien, namentlich in den Jahren 1792 und 1803. 
2) Allen Kantonsregierungen und auch derjenigen von Innerrhoden ftehe die landesherrliche Befugniß 
zu, für ihre Staatsbedürfniſſe jede beliebige Hiülfsquelle zu benuzen, und folange den auswärtigen Eib- 
genofjen gleiches Necht gehalten und gleiche Pflicht auferlegt wird wie den eigenen Kantonsangehörigen, 
folfen auch erftere feinen Grund zu gerechten Beſchwerden haben; vielmehr liege es in der Natur der 
Sache, in den Grundſäzen der Billigfeit und des Staatsredyts, daß jedes Eigenthum, welches des Staats- 
ſchuzes genießt, mit zu ben Laften bes Staates beitragen helfe. 3) Übrigens habe die Berfteuerung ber 
Hypothekarſchuldſchriften in Innerrhoden durchaus bie gleiche Wirkung wie an andern Orten die Grund» 
ftewer, welche ohne Unterfchied von den verpfändeten und freien Liegenfchaften erhoben wird. Der Eigeu- 
thümer eines Pfandbriefes ſei als Befizer der Hypothek anzuſehen; mit jeder Hanbänderung der 
Schuldſchrift gehe auch diefer Beſiz des behafteten Bodens in andere Hände über; ſolche Zebbel haben 
Geldeswerth und Geldeslauf, mit denjelben werden Antäufe bezahlt u. j. w. Eine unmittelbare Folge 
der von Außerrhoden begehrten Ausnahme würde fein, daß in kurzer Zeit ber ganze Grund und Boden 
von Innerrhoden durch Berpfändung in fremde Hände gehen, daß die Negierung zum Beitrag an ben 
Staatslaften bald Niemand mehr als ihre eigenen, meiitens durdy Schulden zu Grund gerichteten Ange- 
hörigen würde anhalten dürfen, womit die Zerrüttung des öffentlichen und Privatwohlftands bald ihren 
höchften Gipfel erreichen müßte. Vor diefen jchädlichen Folgen wünſche man fid zu bewahren, und 
Innerrhoden hoffe daher, daß die Tagſazung, von dem gleichen billigen Gefinnungen geleitet, die Klage 
Außerrhodens abweifen werde. 

Die Tagſazung hat den Gegenſtand an eine freundliche Vermittlung gewieſen und erklärt, daß 
wenn dieſelbe nicht gelingen ſollte, dann das nächſtjährige Syndicat darüber zu entſcheiden habe. 

R. Die Tagſazung wurde am 22. Juni 1809 benachrichtigt, daß und warum die durch ihren 
Beſchluß vom 14. Juli vorigen Jahres angeordnete Vermittlung, betreffend die Niederlaſſungsverhältniſſe 
zwiſchen beiden Theilen des Kantons Appenzell, noch nicht habe ſtattfinden können. 
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5 Am 8. Juni 1810 bat die Zagjazung jowohl den Bericht der eidgenöſſiſchen Vermittler für die 
Anftände zwiſchen ben beiden Theilen des Kantons Appenzell, hinfichtlic der Niederlaffungsverhältnifie 
(nämlidy der Herren Regierungsrath Lüthi von Solothurn, Regierungsrath Zollitofer von St. Gallen 
und Yanbftatthalter Zay von Schwyz) über ihre erfolglofen Vermittlungsverfuche, ſowie ausführliche 
Voten beider Theile des Kantons Appenzell vernommen. Hierauf wurde eine befondere Commiffion mit 
dem Auftrag niedergejezt, ein Ultimatum zu entwerfen und basjelbe den beiden Theilen nachbrüflich zur 
Annahme anzuempfehlen. Sollte auf ſolche Weife eine Annäherung nicht erzielt werden, jo behielt fich 
die Tagſazung einen definitiven Entjcheib vor. 

T. Am 4. Juli erftattete die Commiffion ihren Bericht. Aus demjelben ging hervor, daß fie ein 
Ultimatum (Übfchiebsbeilage M) entworfen und beiden Theilen zur Annahme empfohlen habe; daß Außer: 
rhoden dieſes Ultimatum unter verfchiedenen, demjelben nachzutragenden Beſchränkungen angenommen, der 
Große Rath von Innerrhoden aber jich darüber nicht einläßlic ausgefprodyen, fondern den Enticheid 
der Landsgemeinde vorbehalten habe (beide Erklärungen enthält der Abſchied in Form von Zuſchriften 
an den Landammann der Schweiz). Bei einer ſolchen Sachlage hielt die Commiffion ihre Aufgabe 
erſchöpft und ftellte den Antrag, es möchte die Tagſazung ‚nad Anleitung der Bundesverfaſſung über 
die obwaltende Angelegenheit einen Enticheid geben, — Die Tagſazung hat hierauf beichloffen, noch 
während der gegenwärtigen Seffion diefen Entjcheid zu geben umd zwar in der Eigenſchaft als Tag: 
fazung und nicht als Syndicat. Sie hat zugleich die Commiſſion angewiefen, ihr den Entwurf eines 
ſolchen Beſchluſſes vorzulegen. 

U. Um 5. Juli hat Innnerrhoden gegen die Competenz der Tagſazung, in der vorwürfigen An: 
gelegenheit einen Entjcheid zu faſſen, eine Erklärung zu Prototoll gegeben, von welcher aber die Tag- 
jazung in Aufrechthaltung ihrer Competenz Umgang genommen bat. 

V. Auf den Vorſchlag der Commiſſion hat die Tagjazung am 10. Juli dieſe Anſtände betreffend 
die Nieberlaffungsverhältmifje durch einen Beschluß erledigt, welchem verſchiedene Gefandtichaften unbe: 
bingt, andere unter Ratificationsvorbehalt beigetreten find. (Die diffentirenden Voten find in den Abſchied 
aufgenommen.) — Der Beſchluß felbft lautet aljo: 


Die eidgenöffiihe Tagjazung, 


In der Ueberzeugung, dab alle Mittel erichöpft feien, die beiden Abtheilungen des löbl. Standes 
Appenzell in Bezug auf das Recht der gegenfeitigen freien Niederlaffung, der ungehinberten Gewerbs- 
treibung und des Ankaufs von Liegenschaften und Schuldtiteln zu einer gütlichen Anpaffung ihrer Landes: 
verträge von 1588 und 1667 an die Bunbesverfaffung überhaupt und insbejondere an den vierten 
Artifel derjelben zu vermögen ; 

In Betracht jedoch, daß die mannigfaltigen rtlichteiten der beiden Kantonstheile eine beſonders 
jorgfältige Rükſicht auf dem erjten Artikel ber Bundesverfaffung erfordern, welcher die politische und 
religiöfe Exiftenz eines jeden löbl. Standes gewährleiftet ; 

Rah Anhörung der bei dieſen fechsjährigen Weiterungen vorgefommenenen Bergleichsvorſchläge 
und der während der VBermitilungsunterhandlungen geäußerten Wünfche und Begehren; 

Auf den Vorſchlag ihrer eigens hiezu ernannten Commiſſion, hat für die beiden Abtheilungen bes 
Kantons Appenzell folgenden modus vivendi feſtgeſezt und befchloffen: 
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1. Jeder Yandmann von Appenzell-Außerrhoden, weldyer ſich kraft jeines Schweizerrechts in Inner— 
rhoden haushäblich niederläht, erlangt dadurd) die Befugniß, dafelbit Häufer, Heimweſen und Liegen 
ichaften ohne Hinderniß anzufaufen. 

2. Da aber die Beſorgniß obwaltet, es könnte durch den allzuitarten Ankauf von Häufern und 
Liegenjchaften von Seite Außerrhodens die Landesreligion oder audy die politifche Nepräfentanz in ben 
verfaffungsmäßigen Behörden von Innerrhoden gefährdet werden, jo jollen von Seite der außerrhodifchen 
Landleute in jeder Rhode von Innerrhoden mehr nicht denn bas zehnte Haus oder Heimwejen, und 
nur im Verhältniß zu desfelben Winterungsertrag Alpen, Weiden, Gräfer und Möſer angefauft werben 
dürfen. Es bleibt jedoch der Regierung von Junerchoden unbenommen, nach Erforderniß der Umftände 
zu Gunften außerrhodiſcher Yandleute beliebige Ausnahmen zu machen. Erjchwerende Ausnahmen follen 
zu keinen Zeiten jtattfinden. 

3. Jeder Landmann von Außerrhoden hat das Recht, innerrhodiſche Schuldtitel zu erwerben; bei 
der Verfteigerung einer innerrhodiſchen Goncursliegenfchaft aber ſollen nur jene Außerrhodener dieſelbe 
zu erjtehen ermächtigt fein, welche eine unterpfändliche Schuldforderung darauf zu machen haben. Den 
Sandleuten von Innerrhoden ift in dieſem Falle ein Zugrecht von ſechs Monaten gejtattet. 

4. Zu Ausweihung aller jerneren Irrungen joll die im Jahr 1808 beſchloſſene Gebietsſcheidung 
ber beiden appenzelliichen Lanbesabtheilungen unter der Fürforge und Leitung des Landammanns der 
Schweiz jobald möglich vorgenommen und in's Werk geſezt werben. 

5. Durdy gegenwärtigen Beihluß, dev zu gleicher Zeit das völlige Gegenrecht für Außerrhoden 
feſtſezt, joll alles und jedes, was in den appenzelliſchen Yanbesverträgen von 1588 und 1667 demſelben 
widerfpridit, als aufgehoben anerkannt fein. 

W. Ebenfalls am 10, Juli hat Innerrhoden eine Beſchwerde gegen Außerrhoden in den Abſchied 
niedergelegt über Beeinträchtigung feiner" Zerritorial- und Berwaltungsrechte binfichtlic ber Klöſter 
Grimmenjtein und Wonnenitein. 

X. Am 21. Juni 1811 ift der leztjährige Tagſazungsbeſchluß über die Niederlaffungsverhältnifie 
in den beiden Theilen des Kantons Appenzell in Rechtskraft erwachſen, entgegen der hiemit in Wider- 
jpruch stehenden, ausführlich motiwirten Erflärung von Appenzell» nnerrhoden, die ji im Abſchied 
befindet. Dabei ift zwiſchen Artikel 3 umd 4 ein neuer Artikel 4 (ev jei leztes Jahr wohl nur aus 
Berjehen weggelaffen worden) eingejchaltet worden, der alfo lautet: Art. 4. Aus obigen Beitimmungen 
ſoll zu feinen Zeiten irgend eine Anſprache auf Einführung eines andern öffentlichen Gortesdienftes in 
den Innern Rhoden hervorgehen, noch irgend ein Recht auf Erwerbung der Landmannfchaft oder ber 
mit dem Landrecht verfnüpften Nechte und Gemüfje begründet werden können. 

Y. Am 22. Juni bat die Gefandtichaft Innerrhodens nähere Erläuterungen über die Artikel 4 
und 5 des obigen Beichluffes begehrt, ſowie eine beftimmte Antwort auf bie Frage: ob nad) dem Tag: 
jazungsbeichluß noch befondere Rechte zwifchen beiden Theilen des SKantons Appenzell beftehen ober 
nicht; ob die alten Landesverträge nody einige Wirkung haben follen, oder ob jelbe gänzlich und in 
allen ihren Bejtimmungen entkräftet fein. Die Tagjazung ift aber in das geftellte Begehren nicht ein- 
getreten und hat von einer dagegen angebrachten Proteftation Umgang genommen. 

Z. Ein Schreiben der Regierung von Appenzell-Innerrhoden vom 3. September, das neue Bor: 
jtellungen gegen ben Tagſazungsbeſchluß vom 21. Juni enthielt, ift am 10. gleichen Monats lediglich 
zu den Acten gelegt worben. 
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AA. Am 22. Juni 1812 bat die Zagjazung im Folge neuer Anregung von Seite Appenzell: 
Innerrhodens erklärt, daß in die Mugelegenheit der Nieverlaffungsverhältniffe ꝛc. zwiſchen beiden Theilen 
des Kantons, welche als durch den Beſchluß vom 21. Juni 1811 abgethan angejehen werden fol, nicht 
weiter einzutreten fei, und daher lediglich die Erflärungen der Gefandten von Außer: und Innerrhoden 
ans Protokoll genommen. 

BB. Am 8. Juni 1812 fam die frage über Beſteuerung der Zinsbriefe und Hypotheken in 
Appenzell-$nnerchoden in Berathung. Die Angelegenheit, deren hiſtoriſchen Verlauf feit 1804 der Ab— 
ſchied erzählt, veranlaßte eine einläßliche und im den Anfichten der Gejandten ſehr divergirende Be 
rathung. Appenzell⸗Innerrhoden feinerfeits beitritt die Competenz der Tagjazung wie auch des Syndicats, 
während dagegen Außerrhoden förmlich die Dazwiſchenkunſt der Tagjazung anrief und auf bie bis: 
berige eibgenöffiiche Behandlung des Streitgefchäftes hinwies. Eine entſchiedene Mehrheit konnte in 
der Sache nicht erzielt werden, und jo blieb diefelbe einftweilen auf jid) beruhen. Die einen Gejandt: 
ihaften zogen blos bie Frage in Betracht, ob der Kanton Appenzell jich weigern fünne, Rede und 
Antwort zu geben; ob die Tagjazung es nicht den eidgenöffiichen Verhältnifjen und ihrem eigenen An: 
iehen fchuldig ſei, eine Weigerung zu befeitigen, Die gegen ihre beftimmten Beſchlüſſe jtreitet. Andere 
wandten ihre Blife von früheren, vielleicht am ſich nicht ganz übereinftimmenden Verfügungen ab auf 
bie Haupffrage, die von Innerrhoden ausführlich erörtert worden ist und welche nun entweber (nach 
der Meinung Einiger) in Folge allgemeiner Grundjäze von der Tagfazung zu behandeln, oder, nad) 
Andern, lediglid an die Kantonalgefezgebung zu weiſen wäre; von dritter Seite wurden Anträge auf 
Bermittlungsverjuche geitellt. 

CC. Am 15. Juli gab dann der Gefandte von Innerrhoden behufs Kenntnißnahme durch die 
Tagſazung die Anzeige zu Protofoll: 1) daß ber Bezug der Abgaben von den Zinsbriefen, die auf 
innerrhodifchen Liegenjchaften haften, erft vom Jahre 1812 den Anfang nehmen jolle; 2) daß Obli- 
gationen, zinfendes Geld, welches nur auf innerrhodiichen Verjonen und nicht auf liegendem Unterpfand 
haftet, von Auswärtigen nicht verjtenert werden müſſe. — Auf dieje Eröffnung behielt der Geſandte 
Außerrhodens ſich vor, die Angelegenheit nach Anleitung der letjährigen Synbicatsverhandlungen vor 
das biesjährige Syndicat zu bringen. (Das Weitere jehe man dort.) 

DD. Am 16. uni 1813 fonnte die Tagſazung, betreffend die Beſteuerung der Zinsbriefe und 
Hypothelen in Appenzell ⸗ Innerrhoden, zu feinem Beichluß gelangen, indem allfeitig die gleichen Anfichten 
feftgehalten und vertheibiget wurben wie jchon lejtes Jahr. 

EE. Hingegen ift ebenfalls am 16. Juli der Beſchluß vom 21. Juni 1811, betreffend die gegen- 
ſeitigen Niederlaffungsverhältniffe zc. im Kanton Appenzell, einfach bejtätigt und auf folche Weile das von 
Innerrhoden gejtellte Begehren um Erläuterung jenes Beſchluſſes abgelehnt worden. 

FF. Was die zwifchen den beiden Theilen des Kantons Appenzell gewalteten Anjtände anbetrifft, 
die vor das eidgenöſſiſche Syndicat gebracht worden find, jo wird auf $ 138 des gegenwärtigen Re— 
pertoriums verwieſen. 
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$ 62. Angelegenheiten des Kantons St. Gallen. 


A. Am 21. Juli 1803 bat die Tagſazung, betreffend die Güter der im Kanton St. Gallen ge- 
fegenen ehemaligen Herrfhaften Sar und Werbenberg und die wegen diefer Güter zwiſchen den Kan— 
tonen St. Gallen, Zürid und Glarus obwaltenden Anftände, nachdem bie betheiligten Kantone 
ihre gegenfeitigen Anſprüche und Standpunfte vorgetragen hatten, eine Commiffion mit dem Auftrag 
niebergejezt, vorerjt eine Musgleihung der Anftände zu verfuchen und auf den Fall, daß eine ſolche 
nicht erzielt werben könnte, der Tagſazung Vorfchläge vorzulegen, wie die Streitigkeit entichieven werden 
könne. 

B. Am 29. Juli berichtete die Commiſſion, daß eine Verjtändigung zwifchen den ftreitenden Kan— 
tonen nicht habe erzielt werben können. Darauf hat die Tagfazung in Folge der Gommiffionsanträge 
beichloffen, bezüglich der proviforischen Verwaltung der Güter der ehemaligen Herrichaften Sar und 
Werdenberg mit Wartau durch bie Kantone Zürich und Glarus es bei dem am 14. Mai durch 
den Yandammann der Schweiz gegebenen Entſcheide, unter Verwahrung der Rechte der betheiligten 
Kantone in Hinfiht auf das Eigenthum diefer Güter, bewenden zu laſſen und den Entſcheid über bie 
Hauptfrage, nämlich über das Eigenthumsrecht, dem Syndicate zu überlafjen. Zugleich fprady die 
Tagſazung die Erwartung aus, e8 werden der proviforischen Verwaltung die zu ihrem Zwele noth- 
mendigen Acten von Seite des Kantons St. Ballen nicht vorenthalten werden. — Der Entſcheid bes 
Landammanns vom 14, Mai lautet dahin: „daß in Rükficht auf die proviforifche Verwaltung St. Ballen 
angewieſen jeie, dem $ 2 p. 117 der BVermittlungsurtunde gemäß fich die Abtretung derjelben gefallen 
zu lafjen, wegen dem Eigenthum aber wo möglich in ber Güte mit Zürich und Glarus übereinzulonmen, 
ober wibrigenfalls den gefezlichen Enticheid entweder des Syndicats nad) dem $ 36 oder ber Liquidations- 
commiffion nach dem $ 7 p. 117 (der Bermittlungsacte) zu erwarten“. 

C. Am 12. September jodann ift der Tagfazung durch eine Zuſchrift Zürichs vom 29. Auguſt 
angezeigt worden, es habe der Kanton St. Gallen die Vollziehung des vorftehenden Tagfazungs- 
beſchluſſes verweigert und ben beftimmten Willen kundgethan, den von ihm angerufenen Ausipruc bes 
Bermittlers (des Conſuls Bonaparte) abwarten zu wollen, was auch ber Geſandte St. Gallens in ber 
Tagfazung mündlich beftätigte. Da aber der Landammann der Schweiz der Tagfazung erflärt hat, 
er werde den von ihr gefaßten Beſchluß zu vollziehen wiſſen, jo wurde lediglich das Benehmen bes 
Kantons St. Gallen mifbilligt, und im Übrigen für einmal in die Angelegenheit nicht weiter ein 
getreten. 

D. Am 28. Juni und am 30, Juli 1804 ift die Tagfazung über die zwijchen den Kantonen 
St. Gallen und Glarus obmwaltenden Anitände, binfichtlich der Güter der chemaligen Herrichaft 
Werdenterg (nebit Wartau)*), in Berathung getreten. Nach vernommenen Boten der Gefandiichaften 
beider intereffirten Stände hat fie den Landammann der Schweiz eingeladen, ihren leztjährigen Beſchluß 
über einftweilige Verwaltung diefer Güter auf jo lange in Vollziehung zu jezen, als von Seite der 
Eommilfion für Liquidation der helvetiichen Schulden über den Befizftand nicht anders verfügt fein 





*) Die Unftände zwifchen den Kantonen Zürich und St. Gallen wegen der ehemaligen Herrſchaft Sar find im frrfih: 
jahr 1804 vertragämeife erledigt worden 
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werde; übrigens empfahl die Tagſazung freundichaftliche Verftändigung der obwaltenden Anftände und 
beauftragte ben Landammann, in biefer Michtung feine Bethätigung eintreten zu laſſen. 

E. Am 1. Juli 1805 hat die Tagfazung, in Anfrechthaltung eines am 14. December 1804 durch 
die mit der Liquidation der helvetiſchen Schulden beauftragte Commiſſion gefaßten Beſchluſſes hinſichtlich 
der Güter der ehemaligen Herricaften Werdenberg und Wartau — fiche den Wortlaut in ben Bei: 
lagen zu gegenmärtigem Nepertorium —, die Ermwartung ausgeſprochen, es werben bie Kantone 
Glarus und St. Gallen fid; diefem Beſchluß unterziehen und die VBollziehung desjelben aljogleid) 
bewertftelligen. Was hinwieder allfällige Anftände anbetrifft, über welche jener Beſchluß der Liquidations- 
commiſſion nichts Beſtimmtes entſchieden hat, jo erwartet die Tagſazung freundfchaftliche Verftändigung 
oder jchiebsgerichtliche Erledigung derjelben. Sollte aber das nicht gelingen, jo fteht alsdann den be 
tbeiligten Kantonen der Zutritt zu dem eidgenöſſiſchen Syndicate offen. 

F. Am 2. Juli wurden nachträgliche Erklärungen der Kantone Glarus und St. Ballen zu 
Brotofoll genommen. 


G. Was die Verhandlungen des Syndicats über den vorſtehenden Anjtand anbetrifft, fo wird auf 
$ 138 des gegenwärtigen Mepertoriums verwiejen. 

H. Um 9. Juli 1805 und am 6. Juli 1807 hat die Tagſazung die Kantone St. Gallen und 
Glarus in ihren Anjtänden, betreffend die Echifffahrtsverbältniffe auf dem Wallenftadterfee, zu freund: 
ſchaftlicher Verftändigung gewiejen. Glarus nämlich hatte Klage geführt gegen den von Seite St. Gallens 
zu Weſen von allen den Wallenftadterjee auf: oder abwärts gehenden Waaren und Lebensmitteln be— 
jogenen Zoll, und ſich dabei theils auf die Vorſchriften der Bundesacte, theils auf eine zwiſchen Zürich, 
Glarus, Schwyz und St. Gallen in Betreff der Linthſchifffahrt geichlofjene Konvention berufen. Wo— 
gegen St. Gallen zu feinen Gunften die alten Schifffahrtsorduungen geltend machte und in Hinficht auf 
die neue Convention bemerkte, daß diefelbe nur anf die Linthſchifffahrt Bezug babe, übrigens noch gar 
richt (1805) ratifieirt fei. 

J. Am 30. Juni 1809 wurde die Taafazung benachrichtigt, die Anjtände zwischen den Kantonen 
St. Ballen und Thurgau, ſowohl betreffend die Gollaturredyte, welche da? Stift St. Gallen ehe: 
mals im Thurgau ausgeübt habe, als in Bezug auf die Jurisdietion und das Eigenthum der Pfarr: 
firche und des Pfarr- und Mesmerhaufes zu Hagenwyl, jeien gemäß Einladung des leztjährigen Syn— 
dicats durch eine Übereinkunft beigelegt worden. (S. bei Syndicat.) 


$ 63. Angelegenheiten des Kantons Graubimden. 


a. Am 29. Auguft 1803 bat die Zagfazung bie Kantone Graubünden und Teſſin an- 
gewiejen, fich gütlich zu verftändigen, ſowohl rüffichtlich einer durch die teffiniiche Gemeinde Lumino 
auf graubündneriſchem Gebiete eigenmächtig in Beſiz genommenen Weibe, als rüffichtlich einiger im 
Moejafluffe ausgeführter, den Wafjerlauf und die Fifcherei beeinträchtigender Banten. Sollte aber eine 
Berftändigung nicht erzielt werden können, fo ift alsbann der Gegenftandb vor das Syndicat zu bringen. 
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B. In Betreff diejer Anftände hat die Tagjazung am 16. Juli 1805 bie Kantone Graubünden 
und Teſſin wiederholt und dringend zur freundichaftlihen BVerjtändigung eingeladen und den Land— 
ammann dev Schweiz angewiejen, möthigenfalls zur jchiedsgerichtlichen Austragung ber Sache die Hand 
zu bieten. 

C. Am 10. Juli 1806 famen die Anitände in Betreff der Moeja abermals zur Sprache, und es 
hat die Tagjazung wiederum die beiden Kantone zu freundfchaftlicer Verjtändigung gewieſen. 

D. Am 14. Juli 1806 ift das Begehren des Kleinen Raths des Kantons Graubünden, es 
möchte die Tagfazung das Geld- und Mannjchaftscontingent des Kantons Graubünden unter bie drei 
Bünde diefes Kantons auf verhältnigmägige Weife vertheilen und ein neues Verhältni über bie Ver: 
tretung der drei Bünde im Großen Rath; aufftellen, da im Kanton felbft eine Berftändigung nicht habe 
erzielt werden können, indem bezüglich des Bertheilungsmodus die Einen die drei Bünde, Andere die 
Repräfentang im Großen Rath und nod) Andere die Seelenzahl als Maßſtab annehmen wollen, an eine 
Commiſſion zu näherer Prüfung gewiejen worben. 

E. Nach dem Vorſchlage der Commiſſion hat jodann die Tagſazung am 16. Juli einen jeden Ent- 
icheid, betreffend die Vertretung der einzelnen Theile des Kantons Graubünden im Großen Nath, ab- 
gelehnt, weil durch die Verfaſſung des Kantons Graubünden das diesfälfige Verhältniß maßgebend 
fejtgefezt fei. Ebenſo hat fie einen Enticheid über die Vertheilung bes Geld- und Mannichaftscontingents 
verweigert, da berjelbe in den Befugniffen der oberjten Gewalten des Kantons liege. Dabei hat die 
Tagfazung erflärt, daß fie nur auf ausdrüfliches Begehren der gejezmäßigen Organe des Kantons 
und ohne Präjudiz für die Bejugniffe der Kantonsbehörden cine Ausgleichung der obwaltenden Anftände 
verfuchen werde, und ben Landammann der Schweiz beauftragt und ermächtigt, diefe Vermittlung durch 
von ihm ernannte Commifjarien zu verfuchen, jobald das Begehren biezu vom graubiündnerifchen Großen 
Rath oder einem gejezmäßigen Stellvertreter desjelben geitellt werde. 

F. Am 16. Juli 1806 tonnte die Tagfazung über einen Grenzanjtand und cin ftreitiges Weid- 
gangsrecht zwifchen ber graubündneriichen Gemeinde S, Vittore und ber teffinifchen Gemeinde 
Lumino bei Abgang zureichender Aufſchlüſſe über die Natur bes Streitgefchäfts feinen Entſcheid faſſen. 

G. Am 15. Juni“ 1807 hat die Tagjazung, nachdem der Kanton Graubünden eine Ausgleihung 
durch eidgenöſſiſche Commifjarien abgelehnt, dagegen den eigenen Entjcheid der Tagjazung fürmlich an— 
gerufen hat, eine Commiſſion beauftragt, zu prüfen, ob und wie durch eidgenöffiiche Dazwiſchenkunft 
die waltenden Anftände wegen dev Bertheilung des Mannfchaftscontingentes beigelegt werden fünnten. 

A. Auf den Antrag der Commiſſion wurde am 1. Juli folgender Beſchluß gefaßt: 

Die eidgendjfiihe Tagſazung 

Nahdem die Ehrengejandtichaft des hohen Standes Graubünden inftructionsmäßig eröffnet, daß 
über den im vorigen Jahr ſchon vorgetragenen, zwiichen den drei Binden und den Hochgerichten, welche 
in jedem Bund ihre alte Eintheilung und Grenze, und zum Theil auch die alten Mechte durch die Ber: 
mittlungsacte wieder erhalten haben, obwaltenden Anjtand, die Bertheilung des nad der Forderung der 
Vermittlungsacte aufzujtellenden Militärcontingents betreffend, bis dahin unter ihnen feine Vereinigung 
habe erzielt werden fünnen; daß durch den von der hohen Tagſazung belichten Verſuch, durch eid- 
genöſſtſche Commiſſarien eine gütliche Ausgleihung zu bewirten, ein erwiünfchter Erfolg durchaus nicht 
erwartet werben bürfe, und daß daher ber Große Nath des Standes Graubünden über biefen für 
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ieden der brei Bünde umd die Hochgerichte gleidy wichtigen Gegenftand, wobei das Intereſſe je eines 
Theils des Kantons mit jenem des andern in vollfommenem Widerſpruch ftche und jede Kantons: 
behörde in den Meinungen getheilt bleiben und jeder Enticeid von ba aus*äußerft ſchwer zu faſſen 
und noch jchwieriger in der Ausführung fein müßte, fich bewogen finde, einen endlichen Enticheib bei 
der hoben Tagjazung nachzuſuchen und aus alfen Kräften auf einen folchen zu dringen; 

In Betradhtung, daß eine diesfällige Verfügung für den Kanton und die ganze Eidgenofjenjchaft 
zu Nothwendigkeit und Dringlichkeit wird, und die Tagjazung als oberjte Bundesbehörbe ihre Da- 
zwiſchenkunft einem Kanton, der folche anruft, nicht verweigern kann; dabei aber in Wiederholung des 
8 2 des im leztjährigen Abichied liegenden Gonclufjums, weldyer die Gompetenz des hohen Standes 
Bünden und aller hohen Stände für künftige Fälle hin ſichert und gegen jebe von einem biesfälligen 
Entſcheid herzuleitende präjudicirliche Folgerung ſchüzt; 

ertheilt dem hohen Stand Graubünden den nachgeſuchten Entſcheid dahin: 

Es fei mit unverrüftenm Augenmerk auf den Sinn und Buchſtaben des vierten Artikels der durch 


die Mediationsacte dem Kanton Graubünden gegebenen Verfaffung, vermittelt beifen jeder Biindner von’ 


jchszehnjährigem Alter einen Theil der Miliz des Kantons ausmacht und dienftpflichtig ift, mit Hin 
ficht auf die Einheit des Kantons und in Übereinftimmung mit den allgemeinen Grundfäzen, welche die 
Vermittlungsacte bei Eintheilung des jchweizeriichen Militärcontingents angewendet, für die Vertheilung 
der Milizen zu dem eidgenöffiichen Contingent einzig der Maßſtab der Bevölferung anzunehmen, und 
es ſolle daher aud) die Stellung des durch die Bermittlungsacte von dem Kanten Graubünden gefordert 
werdenden Milizcontingents im Verhältniß der Bevölterung des Landes geicheben. 

Für dieſen Enticheid der Tagſazung wird die Natification ber hohen Stände vorbehalten, welche 
innert dem Lauf diefes Jahres an Se. Ereellenz den Herrn Landammann der Schweiz einzufenden ift; 
wobei Se. Excellenz erjacht werden, angemejjen der Dringlichkeit der Sache nach eingegangener Mehr: 
beit der Ratificationen den hohen Stand Graubünden davon unverzüglich in Kenntniß zu ſezen. 

J. Um 8. Juli 1807 wurde nach dem Erſuchen Graubündens der Landammann der Schweiz 
beauftragt, vermittelnde Schiedsrichter an Ort und Stelle zu jenden, um den immer noch unerledigten 
Grenzanftand zwiihen ber graubündneriſchen Gemeinde ©. Bittore und der teſſiniſchen Ge 
meinde Lumino ſiehe oben litt. F.) beizulegen; wicht gelingenden Falls joll das nächitjährige Syndicat 
über diejen Anftand abjpredyen. Dagegen bezüglid) des zwijchen den gleichen Theilen bejtehenden Weid- 
rechtjtreites hat die Tagſazung Nichteintreten erfannt. 

K. Am 12. Juli 1808 wurde der Tagjazung ein am 5. April zwiſchen ben Kantonen Grau— 
bünden und Teſſin abgeſchloſſener Vertrag vorgelegt, durch welchen die Anftände zwiſchen dieſen 
beiden Kantonen, beziehungsweiſe zwiichen den Bezirfen Mifor und Bellenz, über Grenz: und Weidrechts: 
verhältnifje wieder ausgeglichen worden find, Die Tagjazung bat in demfelben nichts gejunden, das 
den Rechten der Kantone oder ben Vorfchrijten der Mediationsacte zuwider wäre, und darum jeine 
Rechtskraft anerkannt. 

L. Am 18. Juli 1808 ift der von dem Kanton Graubünden ausgeiprochene Dank für die von 
Seite einiger Kantone (Züri, Lucern, Bern, St. Gallen, Thurgau) gewährte Unterjtüzung an bie 
durch die Berheerungen des Wildbachs Nolla beſchädigte Gemeinde Sils und die Bitte um ähnliche 


Unterftäzung von Seite der übrigen Kantone zu Protofoll genommen worden. 
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M. Betreffend einige Anftände zwiſchen dem reformirten und Latholischen Theile des Kantons Grau- 
bünden wird auf $ 68 des gegenwärtigen Nepertoriums verwiejen. 
N. Am 10. Juli 1810 ift die Tagſazung über eine Beſchwerde des Hochgerichtes Difentis wegen 
so XL allzu geringer Vertretung im Großen Rathe des Kantons Graubünden nicht eingetreten. 
0. Was die Reclamationen Graubündens binfichtlid der Konfiscationen in Veltlin, Cleven und 
Worms anbetrifft, wird auf $ 132 bes gegenwärtigen Mepertoriums verwieſen. 


$ 64. Angelegenheiten des Kantons Thurgan. 


A. Um 2. September 1803 it die Tagfazung über das Begehren der fatholiichen Gemeinden 
des Bezirks Diekenhofen, hinfichtlich des Mechts der Pfarrwahl, auf die Erklärung der Geſandtſchaft 
des Kantons Thurgan, dab der biesjällige Anjtand in Güte beigelegt worben ſei, nicht weiter ein— 

sans, LXXVI getreten. 

B. Das Gleihe war am nämlichen Tage der Fall in Bezug auf eine Beſchwerde verichiedener 
Behörden des Bezirks Diepenhofen, betreffend die Eintheilung des Kantons Thurgau in Bezirke; d. b. 

160, Il auch auf diefen Gegenjtand wollte die Tagjazung nicht eintreten. 
C. Betreffend vwerfchiedene zwifchen den Kantonen Thurgau und St. Gallen obgewaltete An- 
— ftände wird auf $ 62 des gegenwärtigen Mepertoriums vermwiejen. 


$ 65. Angelegenheiten des Kantons Teſſin. 


A. Am 12. September 1803 wollte die Tagfazung in das Begehren des Kantons Teſſin, bei bem 
erjten Conſul ber franzöfiichen Republik ſich dahin zu verwenden, damit entweder binfichtlid; des Haupt- 
ortes die Verſaſſung Teſſins alſo abgeändert werde, daß anftatt Bellenz Lanis (Lugano) zum Hauptort 
beftimmt werde, oder denn, damit die diesjalls obwaltenden getheilten Meinungen und Intereſſen aus- 

oe, Lxiv geglichen werden, nicht eintreten, 

B. Der Beichwerde des Kantons Tejfin, dab der Kanton Uri von dem Jahre 1755 bis 1790 den- 
jenigen Theil der alten franzöfiichen Penſionen, welcher den Einwohnern des Livenerthales gebührte, 
zurüfbehalten habe, wurde am 8. Juli 1806 keine Folge gegeben. Der Gejandte von Uri hatte erflärt, 

13, [1 über den Gegenftand feine Inſtruction zu befizen. 

C. In der Sizung vom 19. Juni 1807 hat der Gejandte von Teſſin inftructionsgemäh der Tag- 
jazung die Frage zum Entjcheid vorgelegt: „Ob in dem Kanton Teffin ber Große Rath kraft ber 
Berfaflung nicht befugt fei, dem Kleinen Rath ein Neglement vorzufchreiben, oder ob bem Kleinen Rath 
die Vorberathung und der Vorſchlag eines jolchen Neglements, dem Großen Rath aber nur die Ge— 
nehmigung zuftehe ?" Eine auf diefen Gegenſtand bezügliche, durch eine großräthlihe Commiffion aus: 

®  gearbeitete Denkichrift hatte ver Landammann der Schweiz fich gemeigert, durch feine Vermittlung ben 
Kantonen zugeben zu lafien, da er die Niederjezung und das ganze Verfahren dieſer Commiſſion als 
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ein durchaus verfajjungsmwidriges erachtete. — Die Zagjazung ihrerjeits, indem fie bedauerte, eine 
Frage diejer Art, die in feinem andern Kanton vegegemadjt worden, vor die eidgenöffischen Behörben 
gebracht zu ſehen, Hat mit Mehrheit der Stimmen (17) beichlojjen, den Antrag ber Gejandbtichaft des 
Kantons Teffin von der Hand zu weifen, weil nach der Verfafjung die nitiative eines organischen 
Reglements dem Kleinen Rathe zuftehe. 

D. Die Anftände zwifchen den Kantonen Graubünden und Teffin find in $ 63 des gegen: 
wärtigen Repertoriums bargejtellt. 

E. Was bie Bejezung des Kantons Teifin durch italienische Truppen betrifft, wird auf $ 50 
des gegenwärtigen Repertoriums verwieſen. 


$ 66. Angelegenheiten des Kantons Waadt. 


A. Die Negierung des Kantons Bern hat in Rüklſicht auf die Vergeblichteit der bei Waadt ge: 
thanen Schritte zu Gunften von Anfprachen berniſcher Angehöriger, welche Löbergerechtigkeiten (droits 
de lauds et ventes) im Kanton Waadt befizen, an die Tagſazung die Frage gerichtet, „weldyen Weg 
ein Kanton einzufchlagen habe, wenn er zu jehen glaubt, daß einer Elaffe feiner Mitbürger jür vedjt- 
mäßige Eigenthumsanfpradyen von einem andern Kanton nicht Recht gehalten werben will?" — Die 
Zagfazung wies den Gegenftand in ihrer Sizung vom 7. September 1803 mit dem Auftrag an eine 
Commiſſion, jowohl die allgemeine Seite der aufgewworfenen Frage zu prüfen, als auch nach eingezogener 
Erkundigung ein Gutachten vorzulegen, ob und inwieweit die Tagjazung ſich mit den Neclamationen 
der Löberbefizer in ber Waadt befafjen könne. 

B. In folge des Berichts diefer Commiſſion in der Sizung vom 13. September hat jodann die 
Tagſazung in Abftand der Geſandtſchaften der beiden betheiligten Kantone ihren Entſcheid in folgendem 
Sinne abgegeben: Jene allgemeine Frage, welche von dem Kleinen Rath von Bern vorläufig auf: 
geworfen worden ift, müfje die Tagjazung aus verfchiedenen wichtigen Rükſichten ganz auf fich beruhen 
lafjen. In Anfehung der von der gleichen Regierung unterftüzten Befchwerden der Löberbefizer in der 
Waadt hingegen wolle die Tagjazung die Neclamanten an die waabtländiiche Regierung zurülweiſen, 
und zwar in ber billigen Erwartung, 1) es fünne dieſelbe unmöglich ſich abgeneigt zeigen, dem all- 
gemeinen Grundfaze, welcher eine jede Landesregierung verpflichtet, Particulareigenthum zu achten, und 
im Fall, daß jolches in Folge politifcher Staatsmarimen von überwiegender Wichtigkeit gefchmälert wird, 
dem Eigentümer eine billige Entſchädigung darzureichen, zu huldigen; 2) es werde bie Regierung bes 
Kantons Waadt in Rülſicht auf die Löbergerechtigkeiten insbefondere um jo weniger Anitand nehmen, 
nad) Grundſäzen der Gerechtigkeit zu verfahren, da einerjeits bie Vermittlungsurfunde im Allgemeinen 
zu Gunften bes Lostaufs gleichartiger Gerechtigkeiten bereits entjchieden, anderfeits die Regierung des 
Kantons Waadt ſelbſt dadurch anerfannt habe, es liege in der Natur der Lobspflicht michts gegen die 
Grundlagen ber fchweizeriichen Verfaſſung, daß fie jelbft die gleiche Obliegenheit in einer andern Geſtalt 
unter dem Namen ber Hanbänderungsgebühr zu ihren Gunjten wiederherjtellte, und enblich die Decrete 
ber helvetiichen Regierung vom 27. Juni 1802 und 2. Februar 1803 in vollfommener Übereinftimmung 
mit jenen Grundſäzen gefunden worden feien. 
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C. Am 18. September 1803 wurden Erklärungen der Gefandtichaften ber Kantone Waadt und 
108, EX Bern über ben vorliegenden Gegenstand zu Protokoll genommen. j 

D. Die Angelegenheit in Betreff der Löber hat aud) die Tagfazung bes Jahres 1804 beichäftiget, 
indem die leztjährige Vorftellung bei Waadt ohne den gewünfdten Erfolg geblieben war. Bern hat 
darum in der Sizung vom 1. Auguſt neuerdings fid; veranlaßt gefehen, für feine lobberechtigten An- 
gehörigen den Schuz der Tagfazung anzurufen und gegen das maadtländifche Geſez vom 31. Mai 1804, 
weldies die Lobsgerechtigfeiten ohne Entichädigung für die Befizer abjchafft, Verwahrung einzulegen. 
Dieje Löber bilden wohlerworbenes Eigenthum und feien wie jedes andere Eigenthum zu ſchüzen oder, 
wenn fie gejezlich aufgehoben werden, gegen Entihädigung abztılöfen. Bern, als ehemalige Regierung 
der Waadt, habe immer biefen Grundſaz heilig gehalten und auch die helvetische Regierung denfelben 
in den Erlafjen aus den Jahren 1801, 1802 und 1803 anerfannt. Es betrachte die Angelegenheit als 
einen Conflict zwifchen zwei Kantonen und fordere demnach deſſen Berweifung .an das Syndicat. — 
Diefen Ausführungen gegenüber behauptete Waadt die Berechtigung zu feinem Vorgehen mit dem Hin: 
weis auf den lehenrechtlichen Charakter der Löber und deren Urfprung aus dem Feudalſyſtem, das 
neben der gegenwärtigen Berfaffung des Kantons Waadt feinen Plaz mehr habe. Die Berufung auf 
die Erlaffe der helvetiichen Regierung könne ebenfalls nicht zugegeben werben ; denn zur Zeit jener 
Erlafje fei die Negierung blos noch eine proviſoriſche und zu geſezgeberiſchen Handlungen incompetent 
gemejen. Mit dem Grundjaz des Losfaufs würde man dem Waadtländer Bolf eine Laft von mehreren 
Millionen auſbürden, meil dann alle Köberberechtigten und nicht blos jene aus dem Kanton Bern in 
Betracht kämen. Bollends unbegründet und gefährlich zugleich fei die Behauptung Berns, daß es ſich 
um einen Anjtand zwiichen zwei Kantonen handle; denn mit gleichem Fug könnte jedes Anliegen irgend 
eines Kantonsangehörigen, der in einem andern Kanton angefiedelt wäre, zur Sache feines Kantons 
felbit gemacht werden. -— Da die Mchrheit der Stände in der Erwartung, die Regierung des Kantons 
Waadt werde, durch Billigkeitsgefühl geleitet und aus Rükſicht auf die Empfehlung ber leztjährigen 
Tagſazung, ihr Geſez in Betreff der Aufhebung der Lehensgerechtigfeiten unter ſolchen Bebingnifien 
erlajfen, woburd den Eigenthümern fein Grund zu gerechten Beſchwerden gelaffen worden wäre, ihre 
Geſandtſchaften ohne bezügliche Inſtruction gelaffen hatten, jo fanden dieſelben num einmüthig, dab für 
dermalen die Berathung über das Begehren Berns eingeftellt und lediglicy in den Abſchied genommen 
werden ſolle. Weil aber anderjeits alle Gefandtichaften von dem Gefühl dev Gerechtigkeit einer Ent— 
ſchädigung für die aufgchobenen Lobsgerechtigkeiten, und von dem Wunſch, daß dieſe Entſchädigung den 
Berner Angehörigen auf dem Wege einer gütlihen Annäherung zugefichert werden möchte, glei) durdy- 
drungen waren, fo wurde befchloffen, ein freundeidgenöſſiſches Vorftellungsfchreiben im Namen der Tag- 

som, LEN fazung an die Regierung des Kantons Waadt zu richten. (Der Wortlaut fteht im Abſchied.) 

E. Am 2. Juli 1805 hat die Tagſazung verſchiedene, auf die noch immer unerlebigte Angelegen- 
heit der Löber bezügliche Acten vernommen und dann eine Commiſſion mit dem Auftrag niedergeſezt, 

1, xuım zu unterſuchen, ob und wie bie vorliegende Angelegenheit ferner behandelt werden könne und folle. 

F. Die Commiffion erjtattete am 15. Juli ihren Bericht. Nach längern Erörterungen, bei 
weldyen die Gejandtichaiten von Bern und Waadt die bekannten Standpunkte diejer beiden Stände in 
gleicher Weiſe wie früher vertraten und mehrere Abſtimmungen ohne die erforderlihe Stimmenzahl 
geblieben waren, wurde fchlieglich folgender Wortlaut eines Coneluſums beſchloſſen: „Die Tagjazung, 
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nad Anhörung der inftructionsmäßig eröffneten Gefiunungen, Wünſche und Erwartungen ber löblichen 
Stände, pflichtet durchaus demjenigen Befinden bei, welches die Gefandten der vorjährigen Tagjazung 
und Se, Ercellenz der Landammann der Schweiz über die Begründniß der von mehreren Befizern von 
Löberrechten im Kanton Waadt wegen derſelben unentgefdlichen Abihaffung geführten Klagen gegen die 
dortige Kantonsregierung zufchriftlich geäußert haben, und überweist in biejer Überzeugung den Gegen 
ftand an bie verfafjungsmähige Behörde des Kantons Waadt." Auf dieſe Weife wurde der wichtige 
Gegenstand bejeitiget. Die Kantone Waadt und Bern haben in Hinficht des vorliegenden Beſchluſſes 
Erklärungen zu Protofoll gegeben. 


$ 67. Mißbrauch der Publicität in Hinficht auf diplomatische Acten 
und Berhandlungen. 


A. Am 13. Juli 1805 bat die Tagfazung, betreffend den Mißbrauch der Publicität in Hinficht 
auf diplomatiſche Acten und Verhandlungen, folgenden Beſchluß gefaßt: 

1) Die Tagfazung erfucht Se. Ercellenz den Herrn Landammann der Schweiz, bie hohen Re— 
gierungen ber fämmtlichen eidgenöffischen Stände durch ein eigenes Kreisichreiben aufmerffam zu machen, 
wie öfters in auswärtigen Blättern Actenſtüke befannt gemacht werden, bie zu feiner Publicität geeignet 
find, und in ‚Folge deffen die Regierungen aufzufordern  angemefjene Mittel zu ergreifen, daß folche 
Actenftüfe, welche er nur vertraulich mittheilt, ſorgſam aufbewahrt werben, und zu wachen, daß jelbe in 
feine Hände fallen, die diefelben bekannt machen fünnten. In Betreff der inländifchen Blätter aber 
auch die ftrengfte Aufficht tragen zu Taffen, daß feinerlei umichiflihe Auferungen über Verfügungen 
anderer Kantone oder über Berhandlungen der Tagiazung und deren Mitglieder eingerüft werben, 

2) Was die Verhandlungen der gegenwärtigen Tagfazung anbetrifft, jo haben zwar bie löblichen 
Ehrengefandtichaften mit Schmerzen gefehen, wie geäufßerte Meinungen in die öffentlichen Blätter ein- 
gerüft worden find; die Tagſazung begrenzt ſich aber bei ihrer nahen Auflöfung, es künftiger Tagfazung 
zu überlajien, hierüber zwetmäßig Erachtendes zu verfügen. 

B. Anläßlich der Berathung über bie außerordentliche Sendung des alt-Landbammanns d'Affry 
nach Paris und der Beichlußfajfung in Hinficht auf die Geheimhaltung der auf diefe Miffion bezüglichen 
Aectenftüle in der Sizung der Tagfjazung vom 5. uni 1810, hätten einige Geſandtſchaften eine allgemeine 
Berathung gemünfcht über die Art und Weife, wie von der Tagjazung aus der nicht nur höchſt uman- 
ftändigen, ſondern and; gefährlichen Wublicität folcher wichtigen diplomatischen Gegenftände, die ſich zur 
Geheimhaltung eignen, vorgebeugt werden könnte. Bei völlig übereinftimmenden Anfichten der Sadıe 
ſelbſt hoffte indefjen die Mehrheit der Tagfazung, daß dergleichen ärgerliche Verlezungen des Staats- 
geheimnifies, die fchon einige Male und nie ohne Benachtheiligung des Intereſſes der Eidgenoffenichaft, 
wie z.B. bei Anlaf bes Berichts der auferordentlichen Sendung im Jahr 1807 nad) Paris ftattgehabt, 
in der Zukunft Dank der Wachſamkeit der Kantoneregierungen und der vaterländifchen Gefinnungen 
aller ihrer Mitglieder gänzlich ausbleiben würden; daher eine beftimmte eidgenöffiihe Verordnung 
bierüber für einmal unnöthig dien. Dabei hat die Geſandtſchaft von Solothurn nicht umhin gelonnt, 
ihre bejonderen Klagen über den Mißbrauch des Vertrauens und die Verlezung des Anftandes, welche 
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oft bei fchiefer Daritellung der Zagfazungsberathungen auf's Höchfte getrieben worden, durch Eintragung 
ihrer Inſtruction in das Protokoll ſämmtlichen Ständen befannt zu geben. - 

C. Aus Anlaß eines in deutichen Zeitungen voreilig erichienenen Artikels über die wejentlichiten 
Beitimmungen der mit Frankreich abgejdjloffenen Militärcapitulation hatte der Landammann der Schweiz 
die Kantone eingeladen, über die Mittel, welche zur Unterdrüfung ſolcher Mißbräuche geeignet wären, 
ihre Gefandtichaften zu injtruiren. — Der Gegenftand kam in der Sizung ber Tagfazung vom 22. Juni 
1812 zur Behandlung, und es hat die große Mehrheit ver Geſandtſchaften die Bereitwilligfeit erklärt, 
zu Allem beizuftimmen, wodurch der beabfichtigte Zwek erreicht werden fünnte. Zürich hatte bereits 
unterm 22. Mai d. %. von ſich aus ein bezügliches Geſez erlaffen und diejes nun der Tagſazung zur 
Kenntniß gebracht (dev Wortlaut fteht im Abjchied), die es mit beionderem Beifall aufnahm. Das 
Tractandum iſt dann zu näherer Prüfung an eine Commiſſion überwiejen worben. 

D. Auf das Gutachten derjelben, das am 14. Juli der Tagjazung vorgelegt wurde (es findet ſich 
Abſchiedsbeilage J.), hat diefe folgende drei Concluſen gefaßt: 

Erftes Eonelufum. Die Zagjazung fordert jämmtliche Kantonsregierungen auf, daß fie je 
nach Bedürfnig und Örtlichkeit ernſtliche Maßregeln ergreifen möchten, wodurd dem Mißbrauch der 
Publicität von diplomatischen Verhandlungen oder andern politijchen Gegenftänden durch in» oder aus— 
wärtige Zeitungen, Journale oder Flugſchriften fräftig vorgebeugt werde. (18 Stimmen.) 

Zweites Coneluſum. Se. Ercellenz der Landammann der Schweiz ift eingeladen, diefem 
wichtigen Gegenſtand jeine unansgefezte Mufmerkjamfeit zu widmen, die Kantonsregierungen je nah Er» 
forderniß zu befonderer Sorgfalt und Wachſamkeit aufzufordern, hauptjächlich aber die auf diefen Zwek 
gerichteten Verfügungen berjelben durch alle ihm zu Gebot ftehenden Mittel zu unterjtüzen und wirkſam 
zu machen, und zu diefem Ende vorzüglid auf diplomatiichen Wegen zu wirken, daß die Einſender 
jolcher Artifel in auswärtige Zeitungsblätter auf Begehren nambaft gemacht werden müſſen. (14 St.) 

Drittes Conclufum. Auf den Fall, daß die vorangedeuteren Kantonalverfügungen den vor: 
gejezten Zwek zu erreichen nicht hinreichend wären, legt die Tagjazung den Antrag ad instruendum in 
den Abjchied, Sr. Ercellenz dem Landammann der Schweiz als eidgenöffiichem Bundeshaupt concordats- 
weife eine unmittelbare kräftige Einwirkung zu übertragen, deren Grenzen von ber Tagfazung näher zu 
beftimmen jein würden. (Alle Stimmen.) 

E. Am 13. Junt 1813 bat die Tagſazung auf den Bericht des Landammanns, daß im Laufe 
des jahres keine Klagen eingefommen jeien, weldye dermalen ein jerneres Einfchreiten der Tagſazung 
über diefen Gegenftand nothwendig machen, erkannt, es bei dem vorermähnten Beſchluſſe vom 14. Yuli 
1812 bewenden zu lafjen und die Verhandlungen als erledigt zu betrachten. Die Gejandtichaft von 
Bern hätte indeß gewünſcht, daß ber in bem vorjährigen Eommijftonalbericht enthaltene Antrag, den 
Kandammann der Schweiz mit einer größern Einwirkung in Betreff der politischen Schriften zu ver: 
fehen, bie Beherzigung der diesjährigen Tagjazung erhalten haben möchte, und begründete die Noth— 
wendigfeit biezu mit dem Hinweis auf eine jüngfte Einrüfung eines unrichtigen Artikels über die Poſt— 
anjtände zwiſchen Bern und Waadt in der „Milgemeinen Zeitung”. Zugleich legte ſie die bermijche 
Berordnung vom 6. Juni 1810 über diefe Materie dev Tagjazung vor. 
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88 68—72. Confeſſionelle und kirchliche Verhältniffe. 


$ 68. Verhältniſſe der beiden in der Schweiz anerfannten chriftlichen 
Confeſſionen zu einander. 


A, Am 29. Juli 1803 hat die Tagſazung auf den Antrag des Standes Bern und ben Bericht 
einer am 14. Juli niebergefezten Commiffton bie Kantone ermächtigt, früher zwifchen Kantonen be- 
ftandene Übereintünfte über kirchliche Verhältniſſe zu erneuern ober mene abzuſchließen, unter der Be- 
dingung jedoch, daß dieſe Übereinfünfte dem $ 40 der Bunbesverfaffung nicht zuwider feien und ber 
Tagjazung zur Kenntnig gebracht werden. 

B. Am 25. Auguſt 1803 wurde bejchlojjen, über den von Urt geitellten, von Schwyz, Unter: 
walden, Zug und Solothurn unterftüzten Antrag nicht einzutreten, daß in den paritätifchen 
Kantonen die Parität und Alternative bei Befezung der Ämter und Stellen nady dem Sinne des Land: 
friedens genau beobachtet werde, was den betreffenden Kantonen nachdrüklich anzuempfehlen jei. — Bei 
dieſem Anlaß hat Aargau erklärt, es bebürfe Margan biejes Wunfches gar nicht, da die Ruhe diefes 
Kantons durch diejenigen Beſorgniſſe, welche den geftellten Antrag veranlaft haben, im mindeften nicht 
geftört fei, und weil das von den Genoſſen beider Eonfejjionen bethätigte Billigteitsgefühl den beforgten 
Folgen weit fräftiger als bie vorgefchlagene Verfügung ftenern werde. Diefer Außerung find St. Ballen 
und Thurgau beigetreten. 

C. Anläßlich der Verhandlungen über die mediationsmäßige Rükftellung ber Klojtergüter hat ber 
Geſandte von Schwhz in ber Sizung vom 27. Auquft 1803 folgenden Ynftructionsartifel zu Protokoll 
gegeben : 

„Da in ben neuen paritätifchen mie auch ganz evangelifchen Kantonen gar leicht bedenkliche Anftände 
durch willtürliche Verfügungen in Religions und Kirchenfachen unter dem Titel der Souveränitäts- 
rechte entjteben könnten; und da ferner bie traurige Erfahrung der Väter, welche doc im Beſiz der 
vollfommenften Sonveränität waren, uns belehrt hat, wie unentbehrlich für innere Ruhe eine Fun— 
damentalordnung über dieſen jo wichtigen, mit aller Behutfamteit zu behandelnden Gegenftand fei, und 
man jchon ehevor, um gefährlichen Zerwürfniſſen theils ein Ende zu machen, theils jelben vorzubeugen, 
eine landfriebliche Verkommniß zu fchließen genöthiget war; und da fogar der Vermittler in den alten 
paritätifchen Kantonen dieſe Verhältniſſe aufs Neue fanctionirt und ſelbſt zwifchen den Diveetorial: 
fantonen auf landfriedlichem Fuß eine paritätiiche Abwechslung einzuführen nothwendig erfunden hat: 
jo macht es mir der Wunſch zu einer dauerhaften Ruhe, die einzig das erſte und wichtigſte Bedürfniß 
unjers verbündeten VBaterlandes geworben ift, jowie meine Inſtruction zur bejondern Pflicht, dahin an- 
zutragen, daß alle in Kirchen- ober Neligionsjachen einſchlagende Gegenftände wie ehemals abgelöndert 
und nur von ber betreffenden Religionspartei allein behandelt werben jollen." 

Obſchon einige Gefandtichaften diefem Antrag beiſtimmten, ift dennoch fein Schluß der Tagjazung 
daraus erfolgt. 

D. Am 27. September 1803 hat die Tagſazung die nachjtehenden, von dem Kanton Bern ge 
ftellten Anträge ad instruendum genommen: 
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I) daß die evangeliichen Kantone Bejtimmungen feſtſezen: eimerjeits über eine Verbindung und 
Gleichförmigleit zwifchen den reformirten Minifterien, anderfeits über die Erfordernifje und Mechte, unter 
welchen ein Geiftlicher aus einem reformirten Kanton in das Minifterium eines anbern Kantons auf- 
genommen werden könne; 

2) daß gemeineibgenöfliich feitgejezt werde, welche kirchliche Rechte die in einem Kanton ſich nieder 
lafjenden Glaubensgenoffen einer andern Confeſſion zu genießen haben und welche Duldungsgrundjäze, 
der bürgerlichen und kirchlichen Orbnung unbeichabet, gegen Wiedertäufer, Sectiver ze. in ben Kantonen 
zu beobachten jeien. 

E. Am 16. Juli 1804 hat die Tagjazung, veranlaßt durch den vorftehenden Antrag des Kantons 
Bern, was bie Verbindung der veformirten Minijterien und ben Übertritt aus dem einen in das andere 
anbetrifft, beſchloſſen, die diesfalls zu treffenden Verfügungen den reformirten und paritätiichen Kan- 
tonen gänzlih anheimzuftellen. Betreffend die firchlichen Verhältniffe der Niedergelajjenen bejchränfte 
fidh die Tagfazung auf den Wunſch, daß in denjenigen Kantonen, in welden über die kirchlichen Ber: 
hältniſſe gar zu ausjchliefliche, mit dem wahren eidgenöſſiſchen Geijt und den Grundlagen der Bundes- 
verfaffung wenig übereinftimmende Anordnungen bereits ergangen find, diejelben nad dem Sinne der 
Bundesverfaffung, nad den Grundſäzen von Duldung, die unter Bundesgenofjen herrichen follen, und 
auf eine dem Zeitgeift angemejjene Weije mobdificirt werden möchten. — In Betreff der Wiebertäufer 
und Sectirer hat die Tagſazung allfältig nothwendige Verfügungen, als einen in die Rantonalpolizei 
einjchlagenden Gegenftand, dem Mugen Ermeffen der Kantone anheimgejtellt. — An der vorjtehenden 
Berathung haben die Kantone Uri, Schwyz, Unterwalden und Lucern wegen Mangel an In— 
ftruction feinen Antheil genommen. 

F. Am 12. uni 1807 hat die Tagfazung auf das Begehren der Stände Bern und Solothurn 
dem zwiſchen dieſen beiden Kantonen (am 1. Auguſt 1806) abgeichloffenen Eoncorbate über die firchlichen 
Berhältniffe des im Kanton Solothurn gelegenen proteitantiichen Bezirkes Bucheggberg die Genehmigung 
ertheilt und die diesfällige Urkunde in das eidgenöffishe Archiv niederzulegen bejchloffen. 

G. Am 14. Juli 1808 ift von Thurgau der Antrag gejtellt worden, die Tagfazuug wolle den 
Grundſaz aufftellen, daß denjenigen Gemeinden, beren Kirchen- und Pfarrfonds unordentlicherweife in 
andere Hände aufer dem Kanton gefallen, die Zurükſtellung derfelben, um zu Handen der Kirche und 
Piründe nach den beftehenden Borjchriften verwaltet zu werben, nicht verweigert werben könne. Auf 
die gegebene Verſicherung, daß die Geſandtſchaft Feineswegs eine bejondere Klage zu führen habe, bat 
die Tagfazung ſich mit diefem in jo allgemeinen Ausdrüten geftellten und zu verichiedenartigen Aus: 
lequngen geeigneten Antrag nicht bejafjen wollen, jondern lediglich der Gefandtihaft von Thurgau über: 
laſſen, ihren Antrag in das Protofoll und in den Abjchied fallen zu lafjen. 

H. Am 13. Juni 1810 famen vorläufig einige Streitigfeiten zwijchen dem katholifchen und dem 
reformirten Theile des Kantons Graubünden zur Sprache, betreffend die Vertheilung und Verwendung 
der aus der Kantonscaffe für die Schulen beider Confeſſionstheile fließenden Gelder. Dieſe Angelegen: 
heit hatte zwei Memoriale veranlaßt: 1) eine Deukſchrift des katholiichen Theils an die hohen eid: 
genöffiichen Stände vom 19. April, und 2) eine Note der evangelischen Mitglieder des Großen Raths 
des Kantens Graubünden an den Landammann der Schweiz vom 28. April, welche Denffhrijten am 
14. Mai von dem Kleinen Math des Kantons dem Landamman der Schweiz mit ber Erklärung mitge: 
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theilt wurden, „indem er gemäß ber Willensmeinung des Großen Rathes dieſe Memoriale dem 
Bundespräfidium mit ber geziemenden Bitte übermache, felbige an die Stände zur Inſtruetionsertheiluug 
gelangen zu lafjen, finde er feinerjeits nichts beizufügen, als daß die oberfte Kantonsbehörde ihren Ans 
gehörigen einen Recurs, von dem fie fich Erfolg verfprechen zu können glauben, nicht habe verjagen 
wollen.“ 

J. Nachdem das Tagjazungspräfidium vergeblich verſucht hatte, die Geſandtſchaft Graubündens 
von einem fürmlichen Vortrag in Sachen abjtehen zu machen, wurden dann in der Sizung vom 10. Juli 
bie beiden Denkſchriften verlefen. Hierauf hat der Legationsratl) Herr von Toggenburg, von Seite 
des katholiſchen Theils hiezu beauftragt, alle in dem erjten Memorial enthaltenen Gründe näher ent- 
wikelt und für die fatholiichen Einwohner Bündens den Schuz der oberften Bundesbehörde angerufen. 
Dagegen ging die Jnitruction des Kantonsgejandten, Bürgermeijter von Salis im Wejentlichen dahin : 
„Da der katholiſche Legationsrath vom Großen Rath beauftragt jei, das Memorial des katholiſchen 
Theils der Tagjazung zu erörtern, jo werde der Gefandte auch die Denkſchrift des corporis evangelici 
vortragen und gelegentlich empfehlen.“ Diejem gemäß trug der Gefandte nicht allein die Anjchauungen 
der evangeliichen Mitglieder des Großen Raths über den ftreitigen Gegenjtand in gebrängter Kürze 
vor, jondern bemerkte, da nach der Anficht derſelben, welche im zweiten Memorial ausführlidy entwilelt 
ift, die Sache ſich nicht zu einem Enticheid der Tagſazung eignen könne. 

Diejes Auftreten zweier Rantonsabgeordnneten als Repräientanten des Fatholischen und veformirten 
Neligionstheils ; die auffallende Inſtruction, wodurd zu gleidyer Zeit dem katholiſchen Legationsrath 
aufgetragen worben, ökonomiſche Gegenftände im Sinne der katholischen Partei bei der Zagfazung an- 
bängig zu machen, und dem Santonsgefandten nicht allein die Sache der Heformirten zu verfechten, 
jondern auch zu erklären, dat das Gejchäft nicht von der Competenz der Tagſazung abhange ſolche 
Informalitäten und Widerjprüdhe in dem Benehmen des Großen Naths und in der Stellung dev Ge— 
fanbtichaft ; endlich der Umftand, daß die oberften Gewalten des Kantons Graubünden die Dazwiſchen— 
funft und ben Entjcheib der eidg. Behörde nicht angerufen, mußten der Tagſazung höchſt bedenklich vor: 
tommen. Das Anerkennen zweier förmlichen Religionstheile in Graubünden ſchien einem Theil der 
Tagſazung ebenjo unzuläßig, als man überhaupt wenig geneigt war, gefährliche Beijpiele einer voreiligen 
eidg. Einmiſchung in innere Kantonsangelegenheiten aufzuftellen. Es ijt denn auch erkannt worden, es 
fönne dermalen in dieſes Gejchäft nicht eingetreten werden; dagegen erhielt dev Landamman der Schweiz 
den Auftrag, bei der Regierung von Graubünden fi dahin zu vermenden und fie auf das fräftigjte 
aufzufordern, daß fie diejen Anftand auf eine Weife beendigen möge, weldye der Billigkeit entfpreche und 
geeignet jei, durch Entfermung jedes Scheins von Barteilichkeit das Wohlvernchmen und die Eintracht 
im Kanton zu bejeftigen. 

K. Am 11. Juli 1811 macht die Geſandtſchaft des Kantons Graubünden die Anzeige, daß die 
obenerwähnten Anftände zwifchen dem katholiſchen und dem reformirten Theile des Kantons ohne Ein- 
wirtung des Landammanns der Schweiz erledigt worden ſeien. 

L. Betreffend die Angelegenheit der verſchiedenen Bisthümer in der Schweiz, wird auf $ 30 des 
gegenwärtigen Nepertoriums verwiejen. 

M. Betreffend die Stifte und Klöfter jehe man $ 70 des gegenwärtigen Nepertoriums, 
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$ 69. Gidgenöffiicher Bettag.*) 


A. Auf den Antrag des Landammanns der Schweiz ift am 11, Juli 1803 beichloffen worben, es 
folle am nächſten 8. September in der ganzen Eidgenoſſenſchaft ein allgemeiner Bettag gehalten und gefeiert 
werden. Dabei wünjcht die Tagjazung, daß dieſer feierlide Tag mit aller möglichen Anftändigkeit 
und Würde begangen werde und daß in Folge deſſen nebſt andern Polizeianitalten die Wirthshäuſer 
geſchloſſen bleiben. 

B. Um 6. Juni 1804 wurde die Bettagsfeier auf den 9. September angefezt und die Kantone 
eingeladen, in Zukunft für diefe eier jedesmal den erften Donnerjtag im September zu beftimmen. 

C. Am 4. Juni 1805 hat die Tagfazung den allgemeinen Bettag für das Jahr 1805 auf ben 
8. September angejezt. Ein grumdfäzliches Einverftändnif aber für die Zukunft konnte einjtrveilen nicht 
erzielt werben, indem die Geſandten fatholifcher Religion die Zahl ihrer ohnehin häufigen Feiertage 
ungerne vermehren, die evangeliichen Kantone ihrerjeit3 einen gewöhnlichen Sonntag zu diefer außer: 
ordentlichen religiöjen Handlung wenig geeignet finden und den Samſtag oder Montag als unbequem 
und mühſam für die Pfarcherren verwerfen wollten. 

D. Um 6. Juni 1806 wurde der Antrag ad instruendum genommen, künftighin den eidgenöj- 
ſiſchen Bettag am 8. September zu feiern, auf den Fall aber, wenn ber 8. September auf einen Sonn- 
abend fällt, dieje Feier am darauf folgenden Sonntag, den 9., vorzunehmen, und auf ben Fall, wo 
der 8. September auf einen Montag fällt, denfelben am Sonntag zuvor, den 7., zu begehen. 

E. Ebenfalls amı 6. Juni iſt die diesjährige Bettagsfeier auf den 7. September angejezt worben. 


*) Der Ursprung des eidgenöffiſchen Bettages geht in die Zeit des dreikigjährigen Krieges zurüf. Es war eine Tag 
jazung der evangelifchen Drie zu Yarau am 15. März 1639, bie den eriten diesbezüglichen Beſchluß fahte. Der Abſchied jagt 
hieriber: „Weil die ebangeliſchen Orte von den ringsum drohenden ſtriegſsgefahren bisher gnädig verfchont geblichen jeien, 
joll noch dor den nächſten hohen Feſten an einem paflenden Tage — deſſen genauere Feſtſtellung noch vorbehalten bleibt — 
in allen evangeliſchen und ihren zugewandten Orten ein aflgemeiner Fafl» und Belag angejezt und dem Herrn der. Heer— 
Iharen mit demüthigem Fußfall und geiftticher Bewaffnung gedankt werden.“ — Und als dann ſchon im nächſtfolgenden Jahr 
140 auf der evangeliſchen Tagleifung am 7. und R, Auguſt in Aarau die Anregung zu einer alljährlich wiederkehrenden 
Beltagsfeier gemacht wurde, fand der Gedanlke allieitigen Beifall. Aber bis 1796 blieb die Feier auf die proteftantiiche Schweiz 
beichräntt. Erſt in dieſem Jahr beſchloß die Jahrrehnungstagjazung zu Baden die Abhaltung einer gemeinjamen freitfeier 
in der ganzen Schweiz, Die aDjährlih im Monat September Ratthaben jolle (5. amtl. Sammlung der ältern eibg. Abſchiede). 
Allen mit dem Untergang der alten Eidgenoſſenſchaft im Jahr 1798 verſchwindel auch der eidgendfftiche Beitag. Der bel. 
vetiſche Finheitsftaat (1708— 1809) wollte an dejien Stelle ein Nationalfeft jegen, das mit grohem Gbepränge jeweilen am 
officiellen Geburtstag der neuen Mepublil, am 12, April, abgehalten werden follte (S. die bezügl. geſezl. Erlafle in der amtl. 
Geſezesſammlung der helvet. Republil, 2, Band). Doch ſchon die erfimalige Feier im Jahr 1790 mußte wegen Ungunft der 
Zeitverhältnifie unterbleiben, und von nun am ift davon weiter nicht mehr die Rede. Nun nimmt die erfte Tagfazung der 
Mediationszen (13031813) den Gedanken des eidgendjfiihen Betiages wieder auf und bringt ihn zur Ausführung. Aber 
der bon engherzigem KHantonalismus beherrjchte Geiſt der nachfolgenden jogen. Reftaurationsperiobe (18151836) verträgt 
diefe gemeinseidgendfftiche Veltagsfeier nit und wird ihr dur Tagfazungsbeihlun von 1817 den Untergang für jo lange 
beretien, big eine nationalere Gefinnung zu Anfang der dreißiger Jahre wieder das Vedürfniß zu Begehung eines allgemeinen 
Buße umd Beltages empfindet, und die freier desfelben mittels BPeichlufies der Tagjazung des Jahres 1832 in der Meile 
anordnet, wie te feither immer und noch jezt am dritten Zomntag im Monnt Zeptember durch die ganze Schweiz ftattfindet, 
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F. 4m 3. Juni 1807 wurde der voriges „Jahr ad instruendum genommene Antrag über defini— 
tive Feſtſezung des eidgenöffiichen Bettages durch die Mehrheit der Stimmen zum verbindlichen Beſchluß 
erhoben. Nur bie Gefandtichaften von Bern, Bajel und Appenzell A. Rh. jtimmten nicht bei und 
behielten dem Beſchluſſe gegenüber die Convenienz ihrer Kantone fi vor. 

G. Am 10. Juli 1812 hat Bern über die Art, wie in den fatholiichen Kantonen der Bettag ge: 
feiert werde, Beſchwerde erhoben, und erflärt, jalls dort die gemeimjame Bettagsfeier nicht mit mehr 
Ruhe und Stille begangen werde, künftig nad; jeiner eigenen Gonvenienz den Bettag fir den Kanton 
Bern wieder auf den 1. Sonntag nad) der Herbjtcommunion anfezen zu wollen. Dieje Eröffnung it 
zur Kenntniß der betreffenden Kantone in den Abſchied genommen worden. 

H. Am 13. Juni 1813 ift eine Eröffnung bes Kantons Bern, betveffend die würbige Feier des 
Bettages, mit alljeitiger Empjehlung ad referendum in den Abjchied aufgenommen worden. Es war 
allgemein der Wunſch bei den Gejandtichaften, daß der Buß- umb Bettag als ein zur gemeinichaftlichen 
religiöfen Andacht aller Eidgenofjen gewidmeter Tag überall mit dem gehörigen Anftand gefeiert werde 
und daß jeder Kanton, injoweit es ihn betreffen mag, auf die hiezu erforderlichen Vorkehren Rükſicht 
nehmen möge. 


$ 70. Klöfter in der Schweiz. 


A. Durch den Ürtifel 1 der Schlußbeftimmungen der Vermittlungsacte vom 19. Februar 1803, 
betreffend die Liquidation des helwetiichen Staatsvermögens, wurde bejtimmt: „Die Güter, die vormals 
den Klöftern zugehörten, ſollen ihnen wieder zugejtellt werben, ſei es, daß dieſe Güter in dem nämlichen 
oder in einem andern Kantone gelegen jeien.“ 

B. Am 19. Auguſt 1803 hat die Gefandtichaft des Kantons Uri die unbedingte Vollziehung der 
vorerwähnten Schlußbeftimmung der Mediationsacte und im Weitern verlangt, daß die Tagſazung den 
Klöftern ihre objervanzmäßige Eriftenz zufichere, das Verbot, Novizen aufzunehmen, überall aufhebe 
und die Verhältniffe der Klöfter gegen die betreffenden Regierungen näher bejtimme. Die Tagjazung 
bat den Gegenftand einer Commiſſion zur Unterjuhung und Berichterjtattung überwiejen. 

C. Auf den Bericht der Commiſſion it Hierauf am 27. Auguſt bejchloffen worden: 1) Kein Kanton 
jet befugt, die Rüferftattung der Klojtergüter zu verweigern, und der Landammann der Schweiz demmad) 
anzuweiſen, der erwähnten Schlußbeſtimmung der Bermittlungsacte die gehörige Vollziehung zu ver: 
ihaffen, wo eine ſolche Vollziehung noch mangeln ſollte. 2) Mit den Gütern jelbit ift den Klöſtern der 
Genuß und die Selbftverwaltung einzuräumen. Dabei bleibt jedoch den Kantonen unbenommen, auf 
diefelben genaue Aufficht zu Halten und die nöthigen Mafregeln zu treffen, um fid) von dem Ver: 
mögenszuftande der Klöſter Kenntniß zu verſchaffen, ſich jährlich Rechnung geben zu laffen, die Ent: 
frembung des Eigenthums zu verhindern und die Klöfter zur Mittragung der öffentlichen Laſten an: 
zubalten. 3) Die trage, ob die Tagſazung befugt jei, die Verhältniſſe der Klöſter zu demjenigen 
Kantonen, in welchen fie gelegen find, näher zu bejtimmen und dem Grundjaz der freien Annahme der 
Rovizen Anerkennung zu verihaffen, wurde wegen BVerjchiedenheit der Anfichten und Mangel au In— 
ſtruction Tediglih ad instruendum genommen, inzwifchen aber die Kantone eingeladen, mit Säculari: 
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jationen oder mit der Anwendung von foldyen Verfügungen, welche der Eriftenz der Klöfter Abbruch 
thun könnten, nicht fortzuichreiten, und der Wunfch ausgeiprochen, es möchten bie Stände ſich zu all: 
gemeiner Beruhigung auf den Grundjaz vereinigen: welches immer das Scitfal der Möfter fein möge, 
fo ſoll fein geiftliches, kirchliches oder Höfterlihes Gut zu einem fremdartigen Zweke, fondern blos zu 
Anftalten der Religion und der Erziehung, verwendet werden. — St. Gallen hat den Eommiffions: 
bericht einfach ad referendum genommen, feine Mechte gegen jede mit dem Artikel 12 der Bundes- 
verfaffung im Widerſpruch ftehende Einmiſchung verwahrt und erklärt, es müſſe den erjtatteten Bericht 
wegen politiichen Verhältnifien ohne Bezug auf das Stift St. Gallen ertennen. Thurgau hat fich 
gegen einen jeden Beſchluß verwahrt, welcher weiter gehe als ber erſte, auf bie Liquidation des Staats— 
108. XXXVI vermögens dev belvetiichen Republit bezügliche Artifel der Schlußbeftimmungen der Bundesverfaffung. 

D. Am 27. Juni 1504 iſt eine vom 22. gleihen Monats datirte Denkichrift des apoftolifchen 
Nuntins (fie fteht in deuticher Überfezung wörtlich im Abjchied) vorgelegt worden, das Begehren ent: 
haltend, daß den in der Schweiz gelegenen Klöftern die freie Verwaltung ihres Vermögens und die 
Aufnahme von Novizen geftattet werde. Die Tagfazung hat diefe Denkfchrift an eine Commiffion zur 

oa xxxvii Begutachtung überwiefen. 

E. Am 9. Juli hat die Commiſſion ihren Bericht eritattet. Da derjelbe in zwei Theile zerfiel, 
nämlich in einen Mehrheitsantrag, geftellt durch Gefandte Fatholifcher Kantone, und in einen Minder: 
heitsantrag, geftellt durd; Geſandte paritätiicher Kantone, jo hat die Tagfazung angemejjen gefunden, 
vor einem jeden Eutjcheide die Angelegenheit auf dem Wege freundfchaftlicher Beſprechung zwiſchen den 
Gejandtichaften der betheiligten Kantone und durch wohlgemeinte Bermittlungsanträge der Gejandtichaften 

ot, xxxvin der Übrigen Kantone zu größerer Reife gelangen zu laffen. 

F. Nach Barfluß von zwei- Wochen, am 24. Juli, ift dann die Tagjazung in einläßliche Berathung 
über ben Gegenjtand getreten und hat einerfeits auf den von Seite der betreffenden Kantone erfolgten 
Bericht über die Art und Weife, wie die Kantone dem Artitel 1 des Nachtrages der Bundesverfafjung 
eine Genüge geleiftet haben, die beftimmte Erwartung ausgeſprochen, es werde der Kanton Thurgan 
fein Decret vom 11, Mai 1804 über die Verwaltung des inländischen Slloftervermögens abändern. 
Unterlafjenden Falles jet der Yandammann der Schweiz zu Bollziehung des Tagjazungsbeihluffes vom 
27. Auguft 1803 beauftragt. Anderjeit® wollte die Tagjazung, betreffend ihre Competenz in Hinficht 
der Verhältniſſe der Klöfter zu ben Stantonen, in welchen die leztern gelegen jind, vor Allen verjuchen, 
ob nicht jämmtliche bei der vorliegenden Angelegenheit betheiligte, ſowohl Tatholijche als paritätifche 
Kantone, ſich zu einigen allgemeinen und die von einander abweichenden Anfichten ausgleichenden Grund: 
lägen verſtehen könnten, welche bie Tanfazung jobann zu einem wirklichen Concordate zwiſchen ben 
katholijchen und paritätifchen Kantonen erheben würde. Zu einer Gonferenz hiefür wurde der folgende 
Tag beſtimmt. 

Endlidy wurde der nachjtehende Grundjaz, als allgemein feſtgeſtellt, durch die Tagjazung an- 
genommen: „Weldes immer das Schikſal der Klöfter fein möge, jo haben ſich die Stände zu all: 
gemeiner Beruhigung zu dem Grundfaze verbunden, daß fein geijtliches, kirchliches und Höjterliches Gut 
zu einem jrembdartigen Zweke, fondern blos zu Anſtalten der Religion und Erziehung, verwendet 

sn. axxvan Werden ſolle.“ 
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G. Am 26. Juli hat die Eonferenz der katholiſchen und paritätiichen Kantone ein über bie vorliegende 
Angelegenheit am 25. erzieltes Einverftändniß der Tagſazung vorgelegt, gemäß welchem öfter nur in 
Folge eines mit dem päpftlihen Stuhle abzuichließenden Eoncordates aufgehoben werden lünnen, die 
Annahme der Novizen durch Feine Einſchränkung, welche die Fortdauer des Klofters gefährden könnte, 
beſchränkt werden joll, und die auf folche Weile aufgeftellten Grundfäze auf alle Klöfter ohne Ausnahme 
angewendet werben ſollen, welche fich dem Staat und der Geſellſchaft auf eine dem Geiſt ihrer Stiftung 
angemeſſene Weife gemeinnüzig zu machen geneigt zeigen werden. — Dieje Grunbfäze find durch die 
Kantone Uri, Schwyz, Unterwalben, Qucern, Zug, Glarus, Freiburg, Solothurn, 
Appenzell-$nnerrhoden und Graubünden angenommen worden. Die Geſandtſchaften von 
St. Gallen, Aargau, Thurgau und Teſſin machten es fich zur Pflicht, die Annahme und 
Genehmigung derjelben ihren Gommittenten nachdrüklich zu empfehlen. — Die Tagfazung hat bie erzielte 
Vereinbarung in den Abichied aufgenommen und den Landammann der Schweiz angewiefen, dem apofto- 
liſchen Nuntius in der Schweiz von derjelben Mittheilung zu machen. 1804, XRKVIN 

H. Am 14. Juni 1805 wurde eine vom 7. desfelben Monats datirte, die — der am 
25. Juli 1804 von der Eonjerenz der katholiſchen und paritätiſchen Kantone verabredeten Beſtimmungen 
empfehlende Zufchrift des apoftolifchen Nuntius vorgelegt. Im Weitern hat der Kanton Teſſin jene 
Verabredang ratificirt. Dagegen konnten die Gejandtihaften von St. Gallen, Aargau und 
Thurgau jene Verabredung nicht ratificiven, indem die vorliegende Angelegenheit ohne Gefährbe für 
die Kantonalfonveränität weder durch bindende Beſchlüſſe, noch durch allgemeine Verträge beftimmt 
werben könne. Deſſen ungeachtet glauben St. Gallen und Aargau dem Zwek des Concordates 
vollkommen entſprochen zu haben; erfteres burd) ein Geſez vom 26. Auguft 1804 über die Aufnahme 
der Novizen im Kloſter Pfäffers, Tezteres durd ein Geje;z vom 29. Mai 1805, betreffend den Fort— 
beitand der Mlöjter. Auch der Kanton Thurgau glaubt der am ihm unterm 24, Juli 1804 gerichteten 
Einladung genügt zu haben, indem er die durch das Decret vom 11. Mai gleichen Jahres über bie 
Verwaltung der Klöfter aufgeftellten Buchhalter entlaffen und die freie Selbitverwaltung der Klofter: 
güter hiemit vollkommen wieder hergeitellt habe. In Rükſicht auf die Novizenanfnahme jeien dagegen 
für einmal noch feine allgemeinen Geſeze erlafien; Thurgau werde aber auch in diefer Beziehung Be: 
ruhigung gewähren. 

In Folge der abgegebenen Erklärungen bat die Tagſazung mit Mehrheit der Stimmen, welchen 
der Stand Thurgam jedoch nur bedingt beigetreten ift, bejchlofien: da über die Angelegenheit der in 
der Schweiz beftehenden Klöſter auf der Tagiazung des Jahres 1804 (am 25. Juli) eine angemefjene 
Übereinkunft zwiſchen den Tatholifchen und den paritätiicyen Kantonen verabredet worden und es fich 
aus den eröffneten Anftructionen ergeben hat, daß mährend dem Yaufe des Jahres mehrere Kantons— 
regierumgen das verabredete Syſtem bei ihren diesfälligen gejezlihen Verordnungen wirklich befolgt 
haben und das Nämliche ſich auch von dem übrigen Ständen zutrauensvoll hoffen läßt, fo ſei bermalen 
eine neue Berathung oder neue Schritte in dieſem Gefchäfte überflüflig, in Erwartung, daß alle Stände 
den im Jahr 1804 beliebten Grundſäzen beiftimmen und ihre gejezlichen Verordnungen über bie Klofter- 
angelegenheiten vor der Tagſazung bes Jahres 1806 diefen Grundfäzen gemäß abfaffen werden. — Die 
Stände St. Gallen und Aargau, mweldye auf ihre befondern Erklärungen vermiefen, jowie Waadt, 
haben nicht geitimmt; ebenjo wenig Xucern, welches die Annahme der erwähnten Grundjäze von 


150 ($ 7m) 


feiner Seite durch Vorbehalt feiner Souveränitätsvechte und durch den Vorbehalt eines über die vor: 
1305, NEN liegende Angelegenheit mit dem apoftolifchen Stuhle abzujchliehenden Vertrages beichräntt wiſſen mollte. 

J. Um 16. Juli 1806 hat die Tagfazung, veranlaßt durch einen Anftand zwijchen den Kantonen 
St. Gallen und Thurgau, von welchen der leztere die auf feinem Gebiet gelegenen Güter des 
aufgehobenen Stiftes St. Gallen gemäß Heimfallsrechtes (droit d’epave) fi) aneignen wollte, die von 
Thurgau geftellte Frage ad referendum und instruendum in den Abfchied genommen: „Ob, wenn 
ein jchmweizeriiches Kloster aufgehoben und jäcularifirt wird, die Güter, welche in einem andern Kanton 
gelegen jind, bei Abgang des Eigenthümers nicht der Regierung diejes Kantons fraft des landeshoheit- 
lichen droit d’&pave anheimfallen ſollen, oder ob die Regierung, welche das Kloſter aufhebt, ſich durch 
die Säcularifation überall eigenmächtig an die Stelle desjelben ſezen und auf die Güter in andern 

mon. XV Kantonen greifen könne?" 

K. Nach längern Erörterungen ber verjchiedenen Standpuntte iſt am 12. Juni 1807 mit Mehr: 
heit der Stimmen beſchloſſen worden, über die vorjtehende allgemeine Frage durch Aufitellung eines 
Grundſazes einen Entjcheid zu faſſen und den Gegenſtand durch eine Commiſſion näher unterjuchen zu 

1007, XXX laffen. 

L. Am 30. Juni hat ſodann die Tagjazung auf den Antrag der Commiſſion beſchloſſen, in bie 
Entſcheidung der allgemeinen Frage durch Aufitellung eines Grundjazes einjtweilen nicht einzutreten, 
fondern eine joldhe für einmal anszumweichen und einzuftellen. Die Erwägungen, welche die Commiſſion 
zu ihrem Antrage auf Nichteintreten führten, gingen dahin: 1) Daß in der Bundesacte jchwerlidy eine 
gefezliche Betimmung gefunden werden fünnte, nach der ſich ein im die ökonomiſchen und politiichen 
Intereſſen der Kantone fo tief eingreifender Grundjaz aufftellen ließe, welcher in Abgang einer ſolchen 
Bafis, befonders aber auch mit Rükſicht auf die verfchiedene Natur der Klofterfundationen den größten 
Schwierigkeiten unterliegen würde, mwährenddem auf der andern Seite daraus bei dem Publicum die 
jehr bedentliche Beſorgniß entitehen müßte, dab bier und da es auf wirkliche Kloſterſäculariſation aller: 
nächſt abgejehen fei; 2) daß jelbft in dem Fall, wo ſich ein bejonderer Anſtand diesfalls erheben follte, 
doch immer noch die Hoffnung genährt werben dürfe, die dabei intereffirten Kantone nad) ihren vater- 
ländifchen und bundesbrüderlichen Geſinnungen werben benjelben cher gütlich unter fi) auszumitteln 
bemüht fein, als die Dazwiſchenkunjt der eibgenöffiichen Bundesbehörde anrufen wollen; und endlich 
3) daß das Syndicat ben im eintretenden Nechtsfall zu beobachtenden Grundjaz in ber vormaligen 
Handlungsweife und Obfervanz der Vorväter leicht finden würde, 

Auf den Fall, dab die Tagjazung die Aufftellung eines allgemeinen Grundſazes für nothwendig 
halten felfte, hatte hinwieder die Commiſſion einmüthig darauf angetragen, zu beichließen : es jei das 

1807. XXX behauptete Heimfallrecht unzuläßig. 


$ 71. Gollaturrechte zu geiftlichen Pfründen. 


A. Am 20. Auguft 1803 hat die Tagjazung über das Begehren der Kantone Uri, Schwyz, 
Unterwalden, &ucern, Glarus und Zug, daß ihnen die Ausübung der in frühern Jahr: 
hunderten durch die Päpſte Paul V. umd Innocenz X. zugeficherten Nechte in Hinficht der Ernennung 
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zu den Ehorherrenftellen zu Biſchofszell im Kanton Thnrgan wieder gejtattet werde, erklärt, ſie finde ſich 
nicht in dem Fall, dermalen auf das geftellte Begehren einzutreten, jondern wolle e8 den betreffenden 
Kantonen lediglidy anheimftellen, den qutfindenden Weg zu Erlangung ihrer Rechte einzuichlagen. 

B. Am 3. Auguft 1804 hatte die Tagfazung (als Syndicat) fid) abermals mit dev Angelegenheit 
betreffs der Ehorherrenitelle zu Biſchofszell zu befallen. Die anſprechenden Stände Uri x. auf der 
einen Seite ftellten vor, daß dieſes Recht einer alternativen Befezung ihnen durch bejtimmte päpftliche 
Verordnungen, nicht als mitregierenden Ständen des Thurgau's, fondern als wahres Particulareigen- 
thum vergeben worden jei, und daß die Mediationsverfafiung ſelbſt ihnen den Wiebereintritt in jede Art von 
Eigenthbum, wo es auch gelegen jei, zufichere. Unterwalden klagte noch befonders, daß die von ihm 
nah alter Übung und kraft der erwähnten päpftlichen Bulle vorgenommene Wahl eines Chörherrn von 
der thurgauifchen Regierung nicht anerfannt worden fei. — Diefen Ausführungen trat Thurgau ander: 
jeits mit der Behauptung gegenüber, die Ertheilung jener Befugniß an die Prätendenten durch ben 
Bapit jei in ihrer Stellung als mitregierende Orte erfolgt; Collaturrechte aber jeien bloß honorifiſche 
Rechte, die mit der Kantonalfonveränität durch die Mebiationsacte verbunden worden, — Daraufhin 
bat das Syndicat nach Abjtand der Parteien ; in Erwägung, daß nach Anleitung des vorjährigen Ab- 
ſchieds die Meclamanten fih vor Allem aus an die Regierung von Thurgau hätten wenden follen; daß 
dieſer Weg der jreundichaftlichen Annäherung auf der Mediationsacte ſelbſt gegründet ift; daß auch 
über den Inhalt der päpftlichen Bulle von 1617 und der fortwährenden Anwendbarkeit derielben auf 
die jezigen Zeiten Vieles bemerkt werden köunte, was noch nicht hinlänglic; erörtert üft, erfaunt: 1) Es 
ol die von Interwalden vorgenommene Wahl eines Chorherrn von Bichofzell einjtweilen eingeftellt 
bleiben. 2) Beide Parteien find angemwiejen, fich gegenfeitig ihre Anfichten und vermeintlichen Rechte zu 
eröffnen, und über die Sache jelbft womöglich gütlich übereinzufommen. Dabei wird ihnen überlaffen, 
nad) Anleitiing bes Artikel 21 der Bumdesacte die Dazwiichentunft des Landammanns ber Schweiz umb 
ein fchiedsrichterliches Urtheil anzurufen. 3) Über den Erfolg foll dem nächften Syndicat Bericht er- 
jtattet werben. 

C. Am 17. Juni 1805 find durch die Tagjazung die Anftände, betreffend bie Eolfatur der Piarr: 
pfründe zu Steinhauſen, Kantons Zug, weldye durch eine von der helvetiichen Liquidationscommiſſion 
ansgegangene Dotationsurfunde der Stadt Zug zugetheilt worden iſt und bie hinwieder durch bie Ge: 
meinde Steinhaufen jelbit angeiprodhen wird, von der Hand gewieſen worden, dem Pandammann der 
Schweiz es überlaffend, die nöthigen Schritte zu thun, damit der Entſcheid der Liquidationscommiſſion 
gehandhabt werde. 

D. Am 26. Juni 1805 hat die Tagjazung anf eine von Seite des Kantons Zürich vor fie ge 
brachte Beſchwerde in Betreff der Eollaturredhte in den thurgauiſchen Gemeinden Aadorf, Hitlingen, 
Reuforn, Weinfelden, Schönholzweiler und Neukirch, die Zürich für fi in Anſpruch nimmt, aber von 
Thurgau daran gehindert wird, mit Mehrheit ber Stimmen beſchloſſen: Eollaturrechte jeien nicht immer 
ein unmittelbarer Ausflug der Souveränität; jondern Fünnen auch Gegenitand des Barticulareigenthums 
fein. Demnach jollen Rantonsregierungen, Corporationen und Privatperfonen, welche im Umfange eines 
andern Kantons joldje Rechte erwiefenermaßen weder als Landesherr noch als Bijchof beſeſſen haben, 
diefelben jerner, ben Fatholisch-bifchöflichen echten unbeſchadet, ausüben können und von ber eidgenöje 
fiihen Behörde bei diefem ihrem Eigenthume beichiizt werben. Die Stände Freiburg, Bajel, 
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St. Gallen, Graubünden und Waadt haben diejen Beſchluß lediglich ad referendum genommen; 
bei welchem Anlaß Waabt ſich gegen eine jede Einmiſchung ber Bundesbehörden in die Collaturen 
feines Kantons verwahrt hat. Lucern wollte einfach erklären, daß Collaturrechte nicht ein ummittel: 
barer Ausflug der Souveränität jeien, jondern aud ein Gegenjtand des Particulareigenthums fein 
fünnen. Thurgau hinwieder hat fich gegen die gefahte Schlußnahme verwahrt, was eine Gegenver- 
mahrung der Tagiazung zur Folge hatte, durch welche die Erklärung Thurgaus entfräftet worden ift. 
Zürich zählt auf dem Beiftand der Tagfazung oder des Landammanns, wenn Thurgau ber Befizer- 
greifung Schwierigkeiten in den Weg legen wollte. 

E. Nachdem die durch das leztjährige Syndicat angeordneten Unterhandlungen zwijchen ven ſtrei— 
tenben Parteien zu einer freundſchaftlichen Ansgleihung der Anftände wegen des Coflaturrechtes zu der 
Chorherrnftelle zu Biſchofszell ohne Erfolg geblieben waren, hat am 19, Juli 1805 auf Anrufen 
der beiden Theile das Syndicat dieſes Eollaturrecht, geftüzt auf die Bulle Bapit Paul V. von 1617 
und den durch die Tagfazung anerfannten Grundjaz, daß Eollaturredhte auch Gegenjtand des Particular— 
eigenthums fein können, die Anfprüche der Kantone Uri, Schwyz, Unterwalben, Zucern, Glarus und 
Zug als gültig und vedtskräftig anerkannt und genannte Stände in der fernern Ausübung ihres alter: 
nativen Collaturrechts wieder eingefezt. 

F. Am 18. Juni 1806 bat der Stand St. Gallen feine bedingte Zuftimmung zu dem Tag: 
jazungsbeihluß vom 26. Juni v. %., betreffend die Collaturrechte im Allgemeinen, zu Protofoll gegeben, 
was bie Gegenerklärung des Kantons Glarus zur Folge hatte, daß über die Gültigkeit dieſes Be— 
ichlufjes feine Frage mehr obwalten fünne; an St. Gallen jet es, dem Grundjaze unbedingte Vollziehung 
zu geben, und habe es ſich über einen Kanton zu befchweren, daß nicht gegenfeitig Mecht gehalten 
werde, jo werde ihm auf erfolgende Anzeige von der erjten Bundesbehörde Mecht verjchafft werben. 

G. Betreffend die Verhandlungen vor dem eidgenöffiihen Syndicate rükſichtlich Mr Anjtände 
zroifchen den Kantonen Zürich und Thurgau, bezüglic; auf verjchiedene vom Kanton Zürich ange: 
fprochene, durch den Kanton Thurgau aber bejtrittene Collaturrechte in Hinficht verjchiedener im Kanton 
Thurgau gelegener Pfarreien, wird auf $ 138 des gegenwärtigen Repertoriums verwieſen. 

H. Um 30. Juni 1809 machten die Kantone St. Gallen und Thurgam die Anzeige, daß die 
zwiſchen ihnen obgemaltete Streitigkeit in Hinſicht einerjeits auf die Gollaturrechte, welche das Stift 
St. Gallen ehemals im Kanton Thurgau inne hatte, und anderſeits auf die Yurisdiction und das 
Eigenthumsredht der Pfarrficche, des Pfarr- und des Mesmerhaufes zu Hagenwyl, welde Streitigkeit 
im Jahr 1808 durdy das Syndicat zu freundichaftlicher WAuseinanderjezung zurükgewieſen worden war, 
durch gütlichen Vergleich ihre Endichaft erreicht habe. 


$ 72. Collegium Borromz#um Helveticum zu Mailand. 


A. Am 29. Auguſt 1803 find die intereffirten Kantone ermächtigt worden, mit der cisalpiniſchen 
Republik, hinfichtlich des eingegangenen (durdy den Cardinal Borromäus geftifteten) Collegium helveticum 
Zu Mailand in Unterhandlung zu treten, ſei es behufs Wiederheritellung besjelben oder aber zu Er- 
fangung einer angemefjenen Entſchädigung 
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B. Am 11. Juli 1805 tft auf das Begehren der Stände Lucern und Teffin, von denen der 
erjtere eine ausführliche Dentichrift eingegeben hat, dev Landamman der Schweiz beauftragt worben, 
betreffend das Collegium Borromzum nad) Zeit und Umftänden zwekmäßige Schritte zu thun, damit 
den fatholiichen Schweizern das Alumnat in Mailand wieder wie ehemals eröffnet werben möchte.*) 


88 73--83. Schweizeriſches Militärwefen. 


$73. Wiederbewaffnung der Schweiz und Rükerſtattung der Waffen 
an die Kantone. 


A. Unterm 7. Juli 1803 wurde eine Commiſſion niedergeſezt, um vorzuberathen, wie die ver— 
ſchiedenen Vorräthe an Waffen, Munition und Kriegsmaterial, welche theils von den in den Kantonen 
ſtattgefundenen Entwaffnungen, theils von Anſchaffungen auf Rechnung der helvetiſchen Republik ec. her: 
rühren, unter die Kantone vertheilt werden können. 

B. Auf den Antrag dieſer Commiſſion hat die Tagſazung am 7. Auguſt (im Widerſpruch mit 
den Kantonen Zug, Glarus und Appenzell) einen umfaffenden Beſchluß über den Gegenftand 
gefaßt, gleichzeitig aber in Folge von Seite des Kantons Waadt erjolgter Einwendung gegen die Rük— 
eritattung an den Kanton Bern der in jenem Kantone liegenden Waffen bejchloffen, es follen, im Ge— 
mwärtigung eines Einverftändnifjes über die Bertheilung unter den Kantonen Bern, Aargau uud 
Waadt, die diesfälligen Vorräthe unter dem Siegel des Yandammanns der Schweiz verwahrt bleiben 
und auf den Fall, daß dieje Kantone ſich nicht vergleichen könnten, die obwaltenden Anjtände an das 
Syndicat verwiejen werden. Der Tagjazungsbeichluß lautet aljo: 1) Bon den Artillerieftüten, kleinern 
Waffen, Feldgeräthen und Munitionen aller Art, welche ſich wirklich unter dem Siegel des Land: 
ammanns in der Waadt vorfinden, foll ein genaues tabellarifches Inventar aufgenommen werden. In 
Anjehung der andern Zeughäuſer der Schweiz wird eine jede Kantonsregierung mit Zurüfbehaltung 
dejjen, was nach den ehemals aufgeftellten Verzeichniſſen ihr unwiderſprechliches Eigenthum iſt, ebenfalls 
ein Inventarium von den Artillerieftüten, Waffen, Munition und Geräthichaften aufnehmen lajjen, die 
entweder anerfauntes Eigenthum anderer Kantone oder unbefanntes Eigenthum find. — Diefe tabella- 
rischen Verzeichniſſe jollen zuerft die Anzeige desjenigen enthalten, was in gutem, brauchbarem Stande, 
ſonach deijen, was einiger Verbeſſerung fähig it, endlich der durchaus unbrauchbaren Kanonen, Waffen 


* Am 8. Mai 1806 hat fobann der Sandammann (j. deffen Korrefpondenzprotofoll; in Rükſicht auf den erhaltenen 
Auftrag den ſchweizeriſchen Geihäftsträger in Mailand zu Einziehung von Erkundigungen iber den gegenwärtigen Stand ber 
Berbältnifie des Collegiums eingeladen, und darauf mit Zuichrift vom 17. gl. M. diefe Auskunft erhalten: «Quant aux ren- 
seignemens que V. E. desire sur le College Helvstique je dois Lui annoncer d’arance, que ce College, jmlis fonde 
pour les Suisses, n'existe plus, et qu’a l’eEpoque de sa suppression entiöre ses biens furent adjuges au grand 
böpital pour l'entretien des malades Fraugais que dans le tems l'on y avait placds. Je m’informerai un peu plus 
en dätail pour en instruire V. E.- (Band Ar, 555 det Medintionsardivs,) Die Ipätere Correſpondenz des Geſchäftsträgets 
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und Geräthichaften. Dabei wird man jorgfältig die Zeichen bemerken, worauf das Eigenthum eines 
jeden Stüfes erweislich gemacht werden könnte. 2) Der Herr Landammann der Schweiz it eingeladen, 
fobalb als möglich Commifjarien zu ernennen, welche die Siegel von den Zeughäufern m der Waadt 
abnehmen und nad) der oben vorgefchriebenen Weiſe die Verzeichniſſe aufjtellen und eingeben jollen. — 
Unter ber Leitung des Yandammanns werden die Commiljarien mit den Kantonsregierungen in Cor: 
reipondenz treten, um von denjelben jowehl in Anjehung der Waffen, welche hinter ihnen deponirt 
liegen, al$ wegen derjenigen, fo fie etwa zurüfzufordern haben mögen, die nöthigen Erfundigungen ein: 
äzuziehen. 3) Sobald die Berzeichniffe vollftändig jein werden, giebt der Landammann den Kantonen 
davon Kenntniß, und von diefem Augenblit an jteht es denjelben frei, die Artillerieftüte und Artillerie: 
wagen, das Feldgeräthe zc., auf die fie ihre Eigenthumsanſprachen bewieſen haben werden, wegführen 
zu laſſen. Dasjenige hingegen, worüber fein Beweis von Eigenthum geführt werden fann, foll zwiſchen 
allen Kantonen nad Maßgabe der Wannjchaft, fo ein jeder zu ber eidgenöjfiichen Armee jendet, ver: 
theilt werben. Was von Hleinern Waffen und Equipirung, Gerätbichaften als ein befonderes Eigenthum 
von Kantonen, Gemeinden oder Barticularen anerfannt wird, joll denjelben jo, wie es wirklich vorhanden 
ift, zurüferftattet, das übrige aber nach dem oben jeftgejezten Verhältniß unter alle Kantone ebenfalls 
vertheilt werden. 4) Der Landammann der Schweiz ift erjucht, den Kantonsregierungen jobald als 
möglid) die Begwältigung zu ertbeilen, den verfchiedenen Städten, Gemeinden und Particularen ihres 
Kantons die Waffen wieder zuitellen zu laſſen, welche nad; der Entwaffnung im vorigen Herbſt hinter 
ben betreffenden Mumicipalitäten deponirt worden find. 5) Das Pulver, das Blei und die andern 
Munitionen, welche in Folge der nämlichen Entwaffnung in die Waadt gebracht worden und unter dem 
Siegel des Landammanns liegen, jollen den verjchiedenen Kantonen zu gleicher Zeit mit den Waffen 
und nad dem gleichen Maßſtab zurüferftattet werden. Was die Pulvervorräthe anbetrifft, welde als 
Eigenthum der bisherigen allgemeinen Pulverregie zu betradjten find, jo behält fir die Tagjazung vor, 
die Grundlagen einer allgemeinen Liquidation darüber feitzufezen, jo wie dasjelbe für alle Megien der 
gewejenen Gentralvegierung jtatthaben joll. 6) Jede Kantonsregierung wird die ihr zugehürende 
Artillerie, gleichfalls die Waffen und das SKriegsgeräthe aller Art auf eigene Koſten wegführen laſſen, 
oder nad) Belieben darüber an Ort und Stelle bisponiren. Dabei äußert aber die Tagfazung den 
Wunſch, es möchten jich die Stantone, durch weldye der Transport geſchieht, gefallen laſſen, vermitteljt 
zwelmäßiger Verfügungen bie Fuhrkoſten möglichjt zu vermindern. 7) Endlich erfucht die Tagjazung 
den Landammann der Schweiz, fich bei der fränkischen Regierung dahin zu verwenden, daß die ſich in 
den Zeughänfern Frankreichs allfällig vorfindenden ſchweizeriſchen Artilleriejtüfe den betreffenden Kantonen 
zurüferftattet werden. 

C. Am 17. Auguft hat der Yandammann die Anzeige gemacht, er habe behufs Ausſcheidung und 
Bertheilung der im Kanton Waadt aufgehäuften Waffen die Herren von Toggenburg, Legationsrath von 
Graubünden, Anderwert, Legationsrath von Thurgau, und Daguet, Hauptmann aus freiburg, zu 
Commiſſarien ernennt. 

D. Am 21. September erftattete Herr von Toggenburg einen vorläufigen mündlichen Bericht über 
die VBollziehung des vorerwähnten Auftrags. 

E. Am 14. Juni 1804 bat die Tagjazung, nad) vernommener Berichteritattung durch den Land- 
ammann der Schweiz über die getroffene Einleitung für Bertheilung der im Kanton Waadt liegenden 
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Waffen, ihren vorjährigen Beichluß, nach erfolgter Vervollitändigung desfelben, dahin gehend, es folle 
der Landammann der Schweiz einen Tag bejtimmen, an weldem die Kantone ihre Commiſſäre nad 
Lauſanne abjenden fünnen, um gemeinjchaftlih mit Oberjt Chatelain die fraglichen Waffen zu unter: 
ſuchen, das Eigenthum ihres rejpectiven Kantons zu erkennen und davon ben erhaltenen Aufträgen 
gemäß zu -disponiren, jodann auch die bleibenden unbefannten Waffen zu vertheilen, beftätigt, im Wider: 
ſpruch mit einigen Kantonen, deren Boten in dem Abſchiede enthalten find. 

F. Am 19. December 1804 iſt Oberſt Ehatelain, der jchweizeriiche Commiſſär für Aushändigung 
der in dem Kanton Waadt gelegenen Waffen an die betreffenden Kantone, durch den Landammann ber 
Schweiz nach erfolgter Übergabe jener Waffen von feiner diesfälligen Verpflichtung entbunden worden. 


$ 74. Drganifation des fchweizerifchen Bundesheeres. 


A. Durch den Artitel 2 der Bundesverfaſſung ift das Mannſchaftscontingent eines jeden Kantons 
zu dem aus 15,203 Dann bejtehenden Bundesheer fejtgejezt und durch den Artikel 34 der nämlichen 
Berfaffung ift der Tagfazung das Necht, über das Bundesheer zu verfügen und den Befehlshaber des: 
ſelben zu ernennen, zugetheilt worden, 

B. Am 7. Juli 1803 bat die Tagjazung grumdiäzlich erkannt: einerjeits, daß die Organijation 
der Milizen von den Kantonen jelbjt ausgehen ſolle, anderſeits, daß das höchſte Intereſſe des gemein: 
jamen Baterlandes eine wohlberechnete Gleihförmigkeit in der Formation der Kantonsmilizen und dem 
Kaliber ihrer Waffen, jowie betreffend die Diseiplin und die Beſoldung erfordere. -— Zu näherer Ent: 
willung diefer Grundjäze wurde der Landammann der Schweiz eingeladen, eine beſondere, aus erfahrenen 
Militärs verjchiebener Kantone beſtehende Commiſſion zu ernennen. 

C. Am 21. September eröffnete der Landammann, er habe dieje Commifjion zufammengejezt aus 
den Herren Marechal de Camp von Eaftella aus Freiburg, Oberjt Gajpar Miller aus Schwyyz, Oberft 
Ziegler aus Zürich, Oberit Steiger von Bipp aus Bern, Oberft Ludwig Karrer aus Solothurn, Oberft 
Hünermwadel aus Lenzburg, Oberft Chatelain aus der Waadt, umd fie auf den 10. October nad Frei: 
burg einberufen. 

D. Bermittelit eines Kreisicyreibens des Landammanns der Schweiz vom 3. December 1803 ift 
den Kantonen die Arbeit der vorerwähnten Commijfion, den Entwurf einer allgemeinen Organijation 
des Bundescontingents enthaltend, ad instruendum wmitgetheilt worden. In diefem Entwurje wurde 
unter Anderm auf Errichtung eines eidgenöffischen Generalſtabes und einer eidgenöſſiſchen Militärſchule, 
ſowie auf Errichtung einer eidgenöſſiſchen Militärcaſſe angetragen. 

In den allgemeinen Tractauden für die ordentliche Tagjazung des Jahres 1804 hat jodann der 
Sandammann die Zwelmäßigkeit der diesfalls geftellten Vorſchläge herausgehoben, cbenio die Noth- 
wendigfeit, diefelben anzımehmen, um einerfeits die neutrale Stellung der Schweiz gegen Außen ichüzen, 
und anderjeits die bundes- und verfafjungsgemäße Ordnung im Innern gehörig handhaben zu fünnen. 

E. Am 1. uni 1804 ernannte die Tagfazung aus ihrer Mitte eine Commiſſion, welche gemeinfam 
mit der durch den Landammann ernannten Militärcommiſſion den Gegenjtand der Organifation ber 
Truppencontingente, namentlich der denſelben zugetheilten Artiflerie, weiter vorberathen ſolle. 
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F. Um 20. Juni ſodann bat die Tagjazung (mit allen Stimmen, außer derjenigen des Kantons 
Waadt, deren Committenten den vorliegenden Entwurf verworfen hatten) beſchloſſen, über die vor- 
geſchlagene Militärorganijation in eine allgemeine Berathung einzutreten. 

G. Nachdem hierauf am 21. und 22, Juni der vorgelegte Entwurf erörtert und theilweije modiftcirt 
worden, und nachdem die Erklärung dev Gefandtichaft des Standes Waadt, welche der Tagiagung die 
Eompetenz, eine ſolche Militärorganifation für die Schweiz fejtzufezen, unter Berufung auf Artifel 34 
der Bundesverfaſſung abiprechen wollte, zurüfgewieien worden war, hat die Tagjazung — den 22. — 
den Termin für die Fantonalen Katificationserflärungen über den von ihr angenommenen Entwurf einer 
Organifation ber Truppencontingente auf Ende September 1804 feitgefezt, auf daß dieje Organijation 
mit dem 1. Januar 1805 in Vollziehung gejezt werden könne. 

H. Am 7. Juli hat die Militärcommiffion, weldyer der am 22. Juni unter Ratificationsvorbehaft 
angenommene Entwurf der Organifation der Truppencontingente zu abſchließlicher Redaction mitgetheilt 
worden war, weitere Anträge hinterbracht, betreffend 1) die Bejoldung des Flügeladjutanten des Land— 
ammanns der Schweiz; 2) die Abfaſſung eines Strafgejezbuches für bie eidgenöffiichen Truppen; 3) die 
Abfafjung verfchievener Militärreglemente. (Die Verhandlungen über dieie Gegenjtände find bargejtellt 
in den 88 4, 75 und 76 des gegenwärtigen Repertoriums.) 

J. Ebenfalls am 7. Juli hat die Militärcommiffion den Antrag geftellt, den Generaljtab („Ss 
ipections-Generalftab"), welcher durch die unter Ratificationsvorbehalt angenommene Militärorganifation 
aufgejtellt wurde, jofort zu ernennen. Darauf beſchloß die Tagfazung, die Wahlen in den Generalftab 
noch während der ordentlichen Seflion des Jahres 1804 vorzunehmen (im Widerſpruche mit den Ständen 
Lucern, St. Gallen, Aargau, Thurgau und Teſſin, welde mit diefen Wahlen zumarten 
wollten, bis die Militärorganifation definitiv angenommen fein werbe). 

K. Am 9. Juli ift der Druf des unter Ratificationsvorbehalt angenommenen Reglements fiber die 
Organifation der Truppencontingente beſchloſſen worden. 

L. Die Begehren St. Ballens, daß feinem Contingent auch Urtillerte und mehr Scharfichüzen 
zugetheilt, und Thurgaus, daf dem jeinigen auch Scharfſchüzen einverleibt werden möchten, ſowie 
Schaffhauſens um Verminderung feiner Artillerie, wurden am 18. Juli der Militärcommiffion zur 
Begutachtung, eventuell zur Erledigung überwiefen. (Über die am 18. Juli anläßlich der Verhandlungen 
über den vormwürfigen Gegenftand erfolgten Ernennungen in den Generaljtab jehe man den $ 77.) 

M. Am 31. Juli hat die Tagjazung einen Vorſchlag der Militärcommiffion über die Vertheilung 
der Artilferieausrüftung unter die Kantone unter Ratificationsvorbehalt angenommen. Man ſehe die 
Tabellen hierüber nebſt den angefügten erläuternden Bemerkungen im Abjchied.) 

N. Unterm 30. März 1805 hat der Landammann der Scyweiz bei Anlaß ber allgemeinen Trac- 
tanden den Ständen angezeigt, daß eine Mehrheit von Kantonen die allgemeine Berfügung über die 
Einrichtung der eidgenöſſiſchen Eontingente, wie diefelbe am 7. Juli 1804 unter Ratificationsvorbehalt 
angenommen worden, genehmigt habe, während einige Kantone ſich über einzelne Punkte meitere Ber: 
handlungen vorbehalten und ein einziger Kanton — Waadt — die Grundlage verworfen habe, welch' 
lezterer Kanton indejjen geneigt ſei, zu einer freundſchaftlichen Übereinfunft über die Organijation ber 
Kantonseontingente die Hand zu bieten. Der Landammann der Schweiz ſprach die Überzeugung aus, 
e8 werben die Hauptgrundſäze der durch eine Mehrheit der Kantone genehmigten Organifation des 


(874) 157 
B 


Bunbesheeres, deſſen Stärke und Vertheilung durch die Bunbesverjajjung jelbjt vorgeichrieben jei, von 
Seite der Tagſazung des Jahres 1805 definitiv angenommen werben. (m dem Abjchied der ordentlichen 
Tagjazung des Jahres 1805 find aber keine Verhandlungen über diefen wichtigen Gegenjtand enthalten.) 

©. Über die durch den Landammann der Schweiz mit Fveisichreiben vom 6. Mai 1806 vor: 
geichlagenen Verbeſſerungen des allgemeinen Militärreglements (ſ. dieſes Reglement gedrukt im Abjchied) 
ging aus einer am 10. Juni 1806 gehaltenen erften Umfrage hervor, daß einerjeits nicht alle Kantone 
diefen Vorſchlag gehörig würdigen konnten, ſowie daß anderfeits über die für alle Stände verbindliche 
Kraft eines ſolchen Reglements und über die Aufftellung eines eidgenöſſiſchen Generaljtabs die bereits 
im Jahr 1804 erhobenen Einwendungen efenert wurden. Es wurde daher diejer Gegenitand an eine 
Eommiffion verwiejen, welcher dann die Gefandtichaften ihre auf denfelben bezüglichen Inſtructionen mit: 
getheilt haben. 

P. Der am 21. Juni durdy die Commiffion erjtattete und auf den Kanzleitiſch gelegte Bericht ver: 
anlafte am 25. und 26. besjelben Monats eine längere Berathung, in welcher verichiedene Einwendungen 
gegen einzelne Beitimmungen des vorliegenden Entwurfes angebracht worden find. Endlich wurde ber 
Vorſchlag der Commiffion, wie derjelbe im den Abichieb des Jahres 1806 eingetragen ift, theils mu: 
bedingt, theils mit Natificationsvorbehalt, durch dreizehn Standesjtimmen angenommen, während zwölf 
Stimmen bdenfelben nur ad referendum genommen haben. Als Zeitpuntt, bis zu welchem die vor: 
behaltene Ratification ansgefprochen und von Seite derjenigen Stände, welche bei dem Referendum 
itehen geblieben waren, beftimmte Voten abgegeben werden follen, wurde der 1. Januar 1807 feftgeftelft. 

Q. Am 11. uni 1806 find der Tagfazung über die Organijation der Artillerie des Bundesheeres 
nachgenannte Acten vorgelegt worden, weldye den Ständen bereits durch Rreisfchreiben vom 6. Mai mit 
getbeilt worden waren: 1) ein durch dem eidgemöffischen Oberftartilferieinfpector an den Landammann 
der Schweiz gerichteter Antrag vom 19. März 1806; 2) der Entwurf eines Meglements, betreffend die 
allgemeine Bildung der eidgenöffifchen Artillerie, und 3) ein Anhang zu dem vorftehenden Entwurie. — 
Es wurden dieſe Acten an eine Commiffion gewiefen. 

R. In Folge eines am 21. Juni vorgelegten Berichtes dieſer Commiſſion ift am 26. besjelben 
Monats, theils unbedingt, theild unter Ratificationsvorbehalt, mit einer Mebrheit von Standesftimmen 
der Eutwurf eines Meglements über die Bildung der eidgenöffischen Artifferie, wie derjelbe fich dem 
Abſchied beigerüft befindet, angenommen und der 1. Januar 1807 für die Abgabe der noch ausjtehenden 
definitiven Standesjtimmen über biefes Reglement fejtgefezt worden. Dabei wurde den Ständen 
Schaffhauſen und St. Gallen überlaffen, mit Borwifien der Tagſazung ſich über die ihnen 
obliegende gemeinfame Stellung einer halben Artilleriebivifion in Bezug auf Lieferung des Geſchüzes, 
ber Pferde, Wagen und Fuhrknechte zu verjtändigen. — Der vorgefchlagene Anhang zu dem an— 
genommenen Reglement über die Bildung der eidgenöffiichen Artillerie wurde ebenfalls in den Abſchied 
(Beilage E.) aufgenommen, und ben Ständen anempfohlen, die Beitimmungen besfelben zu handhaben, 
infofern diefer Anhang angenommen werden follte. 

8. Am 5. Juni 1807 ift das eidgenöffiiche Deilitärreglement, welches am 26. Juni v. J. umter 
Ratificationsvorbehalt angenommen worden war, mit einer Abänderung im Abjchnitt über Bildung der 
Eentralmilitärbehörben von den Gejandtichajten von Zürich, Uri, Unterwalden, Glarus, Bern, Solo: 
thurn, Schaffhanfen, Aargau, Thurgan, Granbünden, Bafel, Zug und Appenzell im Namen ihrer Stände 
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angenommen und in Kraft ertlärt worden. Werfchiedene Kantone haben ihre mehr oder weniger diſſen⸗ 
wor, V tirenden Boten zu Protokoll gegeben. 
T. Ebenfalls am 5. uni it das am 26. uni 1806 unter WRatificationsvorbehalt angenommene 
Reglement über die Bildung der eidgenöffiichen Artillerie in Rechtskraft erwachjen, gleichwie der in dem 
Abjchied vom Jahre 1806 gelegene Anhang zu demjelben, VBorjchläge über das Mlaterielle der Artillerie 
107, VI enthaltend. Die Boten verjchiedener mehr oder weniger dilfentirenden Stände findet man im Abichied. 
U. Am 10. Juni (und 19. Juli) 1808 wurden verfchiedene fortwährend diſſentirende Voten ber 
Stände Lucern, Freiburg, Appenzell, Tejjin und Waadt in Hinficht auf das am 5. Juni 
1807 in Kraft erwachiene allgemeine eidgenöſſiſche Diilitrreglement zu Protokoll bemerkt, wobei bie 
Zagfazung, nachdem nun auch der Stand Schwyz feine Zuftimmung erflärt, diejes Reglement zu einer 
vn, I künftig für alle Stände verbindlichen eidgenöſſiſchen Vorſchrift erhoben hat. 
V. Am 6. Juli 1509 bat die Tagfazung die Kantone Freiburg und Solothurn eingeladen, 
ih in Betreff ihrer Differenz wegen der ihnen gemeinfam zugetheilten Wrtilleriedivijion, beziehungsweiſe 
imo, ıxxvı Des dazu nöthigen Materiellen anf dem Wege einer befondern Übereinkunft zu verftändigen. 


G 75. Bearbeitung verfchiedener Militärreglemente. 


A. Auf den Antrag der durch den Landammanı der Schweiz aufgeitellten Militäreommiſſion hat 
die Tagjazung am T. Juli 1804 den Landammann angewiefen, den Entwurf eines Erercierreglements 
für alle Waffen, den Entwurf eines Neglements für den Garnifons: und Felddienſt und denjenigen 
einer Borjchrift für Einführung gleihmäßiger Etats und Tabellen bearbeiten und diefe Entwürfe — in 

io, xavın Gemwärtigung ihrer Annahme durch die Tagſazung — bei den Eontingenten vorläufig einführen zu laſſen. 

B. Betreffend die Inſtruction für den eidgenöfftichen Oberjtfriegscommifjär wird auf den $ 79 
des gegenwärtigen Repertoriums verwieſen. 

O. Betreffend das Reglement über die Bildung der eidgenöſſiſchen Artillerie jehe man $ 74 des 
gegenwärtigen Repertoriums. 

D. Am 10. Juni 1806 hat die Tagjazung das Reglement für die eidgenöfjischen Truppen über die 
innern Einrichtungen, die Disciplin und die Dienjtordnung, wie dasfelbe dem Abichied beigefügt ift, mit 
Mehrheit der Stimmen unbedingt angenommen und bie betreffenden Stände eingeladen, ihre rüfftänbigen 
Boten bis 1. Januar 1807 abzugeben. (Die nachträglichen Boten wurben am 8. Juni 1807 durch bie 

106, NVA Tagjazung zu Prototoll genommen.) 

E. Ebenfolld am 10. Juni hat die Tagjazung mit Stimmenmehrheit den erjten Theil des Erercier- 

und Dientreglements für die eidgenöfftichen leichten Truppen (der Abſchied enthält ihn) unbedingt ange: 
106, XVI nommen. (Die nachträglichen Boten wurden am 8. Juni 1807 durch Die Tagjazung zu Protokoll genommen.) 

F. Am 8. Juni 1807 iſt mit Mehrheit der Stimmen der zweite Theil des Reglements für die eib- 

genöffischen leichten Truppen definitiv angenommen worden. ‘Die nachträglichen Zujtimmungen wurden 
Ion, VA am 10. Juni 1808 durch die Zagjazung zu Protokoll bemerkt. 

G. Am 10. Juni 1808 hat ber Yandammann der Schweiz den Entwurf eines Erercierreglements 

für die eidgenöffische Infanterie, in vier Heften wovon das erjte die Soldatenſchule, das zweite die 
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Pelotonsichule, das dritte die Bataillonsichule und das vierte die VBorjchriften über die Bewegungen 
mehrerer Bataillone enthält), der Tagjazung vorgelegt, von welder diefer Entwurf ad instruendum 
erfannt worden ijt, nachdem bie von den eidgenöſſiſchen Oberiten vorgeichlagenen Berbefferungen daran 
vorgenommen fein werben. ss, 11 
H. Am 7. Juni 1809 üt die Tagfazung über den mit Streisichreiben vom 23, December 1308 den 
Ständen mitgetheilten Entwurf eines Erercierreglements für die eidgenöffiiche Infanterie in Berathung 
getreten. Sie hat die vier Hefte diejes Neglements an eine Commiſſion zur Prüfung gewieſen. 1809, I 
J. Auf den Antrag diefer Commiſſion iſt am 30. Juni das in mehrfacher Beziehung mobdificirte 
Reglement mit Mehrheit der Stimmen theil$ unbedingt, theils unter Ratificationsvorbehalt angenommen 
worden. Waadt ertheilte demjelben ebenfalls jeine Zujtimmung, body nicht als einer bindenden Ver: 
ordnung, jondern als einem freiwilligen Concordat unter den Kantonen. — Die Stände, welche bie 
Ratification vorbehalten haben, jollen fich bis zum 1. Januar 1810 erklären, ısom, II 
K. Am 16. Juni 1810 hat der Yandammann der Schweiz die Tagfazung auf die von Seite des 
Armeecommanbos berausgehobene Nothwendigkeit, die Militärfuhrwerte überhaupt befjer zu bauen, aufs 
merkſam gemacht. In Folge dejfen wurde eine bejondere Commiſſion niedergeſezt. 110, 
L. Am 9 Juli bat die Commiffion berichtet, daß die betreffend die Conftruction der Militär: 
fuhrwerfe früher vorgelegten Vorſchläge, wie diejenigen einer unter dem Vorſiz des Oberjtartillerie: 
infpectors verfammelt gewejenen Conferenz von Artillerieofficieren noch nicht ben gewünfchten Grad von 
Reife erlangt hätten. Demnach wurde auf ihren Antrag ver Landammann der Schweiz angewiejen, 
die eingelangten Pläne und Vorichläge durch Sadywerjtändige noch ferner prüfen und weitere Anträge 
an die künftige Tagſazung gelangen zu lafjen, welchen beſtimmte — durch bie jezige Tagſazung bei diefem 
Anlaſſe feſtgeſtellte — Grundſäze zur Grundlage dienen jollen. 1810. IX 
M. Hinwieder ift am 9. Juli auf die Beſchwerde der Artillerie liefernden Kantone und auf den 
Antrag einer am 16. Juni niedergejejten Commiſſion mit Mehrheit der Stimmen unter Ratiftcations- 
vorbehalt, in Ablehnung anders gejtalteter Entfchädigungsanträge oder fonjtiger Regulirung der Frage 
der Perdelteferung, beſchloſſen worden, es jollen für die bei einer Artilferiebivifion gejtandenen Pferde 
no drei Wochen nach beendigtem Feldzug Heu: und Daferrationen aus der eidgenöffiichen Kriegscaſſe 
ald Bergütung an die betreffenden Kantone verabreicht werben. 1Rıo, X 
N. Am 6. Juni 1811 ijt der Tagſazungsbeſchluß über die Vergütung der Rationen jür die Artillerie: 
pjerde, wie berjelbe leztes Yahr unter Ratificationsvorbehalt angenommen worden war, durch bie ein- 
gelangten Genehmigungen der Kantone in Rechtskraft erwachſen. — Bei diefem Anlaß wurde der Antrag, 
eine ähnliche Vergütung auch für joldhe Pferde, welche abgelöst werden, und für die Pferde bei den 
Infanteriecaiſſons zu leiften, ad instruendum genommen. 1sı9, IV 


x 


$ 76. Strafgeiezbuch für das Bundesheer. 


A. Am 7. Juli 1804 ertheilte die Tagjazung dem Landammann der Schweiz den Auftrag, ben 
Eunvurf eines Militärjtrafgefezbucyes für das Bundesheer durch Sachverſtändige bearbeiten zu laffen 
und denſelben ſpäter den Ständen mitzutheilen. 1804, XXxvI 
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B. Die Verhandlungen der außerordentlihen Zagjazung des Jahres 1505 über den nämlichen 
Segenitand find aus 8 82, A. des gegenwärtigen Repertoriums zu erſehen. 

C. Am 10. Juni 1806 wurbe der Tagjazung der ſchon am 6. Mai den Kantonen zugejchikte 
Entwurf einer Verordnung über die durch die eidgenöſſiſchen Meilitärgerichte zu bejtrafenden Verbrechen 
und über die Zufammenfezung und Bejugnifje diefer Militärgerichte, verfaßt von Herrn von Lentulus 
von Bern, vorgelegt. Die Tagjazung hat mit Rüfficht auf die Wichtigkeit des Gegenftandes, die eine 
reife und allfeitige Berathung nöthig macht, die hier in der Tagjazung jezt aber nicht möglich wäre, 
ben Yandammann der Schweiz eingeladen, dafür beforgt zu fein, daß der vorgelegte Entwurf durch die 
Kantone bis zum 1. October geprüft, und daß fpäter derſelbe mit Rükſicht auf die eingelangten Bes 
merfungen durch Sadyverjtändige jorgfältig revidirt und die Arbeit der leztern den Ständen ad in- 
struendum mitgetheilt werde. 

D. Am 4. Juni 1807 wurde ein nen bearbeiteter Entwurf eines Strafgeſezbuches für bie eib- 
genöffischen Eontingentstruppen, verfaßt durch die Herren eidgenöſſiſcher Oberft Ziegler und Rathsherr 
Meyer von Knonau, beide in Zürich, einer Commiſſion zur nähern Prüfung zugemwiejen, 

E. Auf den Beridht der Commilfion hat die Tagfazung am 23. Juni bei Abgang einläßlicher 
Inſtruetionen den Entwurf in den Abjchied ad referendum niedergelegt (wöſelbſt er als Beilage B. ſich 
findet). 

F. Gbenjalle am 23. Juni ift der an jenem Tag vorgelegte Entwurf einer Verordnung über die 
Bildung und Befugnifje der Kriegsgerichte bei den eidgenöffifchen Truppen ad referendum in den Ab- 
jchied (Beilage C.) aufgenommen worden. 

G. Am 10. uni 1508 find die am 23, Juni vorigen Jahres ad referendum genommenen Ent: 
würfe des Strafgefezbuches und der Verordnung über die Bildung und die Bejugniffe der Kriegs: 
gerichte nebft den über dieje beiden Entwürfe gefallenen Bemerkungen an eine Commiffion vermiejen 
morben. 

H. Auf den Bericht diejer Commiſſion, weldye die Hauptmängel der vorliegenden Entwürfe heraus- 
bob, hat die Tagjazung am 8. Juli bejchlojfen, diefenige Commifjion, welche jene beiden Entwürfe 
ausgearbeitet hatte, anzumeijen, diefelben gemäß den gefallenen Bemerkungen umjuarbeiten. Die um- 
gearbeiteten Entwürfe jollen dann jpäteftens im nächjtfommenden Januar den Ständen ad instruendum 
mitgetheilt werben. 

J. Am 7. Juni 1809 find die umgearbeiteten Entwürfe: 1) eines Strafgejezbucdhes für die eid- 
genöffiichen Truppen, 2) einer Verordnung über die Bildung und die Befugniffe der Kriegsgerichte, au 
eine Commijfion zur Prüfung gewiejen worden. 

K. Am 26. Juni hat die Tagjazung die dur die Commilfion mobificirien Vorſchläge (fiehe 
Abjchiedsbeilagen D. und E.) mit Mehrheit der Stanbesjtimmen unter Natificationsvorbehalt an- 
genommen und bejchlojjen, es jollen dieſe Strafgejeze fofert bei ben eidgenöffiihen Truppen in An- 
wendung gebradjt werden. Den Nedactoren der beiden Entwürfe, den Herren Oberjt und Rathsherr 
Ziegler und Rathsherr Meyer von Knonau, hat die Tagfazung für die Ausführung ber jchmwierigen 
und zeitraubenden Arbeit den wärmjten Dank bezeugt. 

L. Auf die Eröffnung des Yandammanns der Schweiz, daß ſich nach dem Bericht des eidgenöſſiſchen 
Generals das am 26. Juni 1809 angenommene Strafgejezbud und die Berordnung betreffend Bildung 
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und Befugniſſe der Kriegsgerichte während des vorjährigen Feldzugs in mancher Bezichung als un: 

zwelmäßig erwiefen haben, hat die Tagſazung auf den Antrag des Landammanns am 15. Juni 1810 

eine neue Revifion desfelben mit Hinjicht auf die vom Armeecommando eingelangten Bemerkungen ver: 

ordnet und die nöthigen Maßnahmen hiefür Durch Beitellung einer Commiſſion u. |. w. dem Landammann 

übertragen. 180, VII 
M. Am 9. Juni 1812 wurden der Tagſazung folgende Entwürfe vorgelegt: 1) eines Strafgefezes 

für das Bundesheer, 2) der Organijation der Nechtspflege beim Bundesheer, 3) einer Inſtruction über 

das Verfahren in Straffachen, begleitet von dem Bericht derjenigen Commiſſion, welche diefe Entwürfe 

bearbeitet hatte (eidgenöfjischer Oberjt Ziegler aus Zürih, Oberjtlientenant Karl Kod und Brofeifor 

Rudolf Schnell in Bern). — Die Tagjazung hat diefe, von tiefer Einfiht und gründlicher Durch— 

arbeitung zeugenden Entwürfe an eine Commiſſion gewiefen, um biefelben mit den Stanbesinftructionen 

zu vergleichen und die Frage über deren einftweilige VBollziehung zu begutachten. isız, 11 
N. Auf den Antrag diefer Commifjion (j. deren Bericht Abjchiedsbeilage B.) ift am 9. Juli die 

endliche Abftimmung über die Annahme der Entwürfe Eingeftellt worden, bis dieſelben durch die Com: 

mifjarien den möglichſten Grad von Verbejjerung werden erhalten haben. Als Leitfaden für die vor- 

zunehmenden Berbefjerungen joll der Landammann der Schweiz den Verfaſſern der Entwürfe dem von 

der Commiſſion erjtatteten ausführlichen Bericht und die Rejultate der im Schooße der Tagfazung felbit 

gewalteten Discuffion zu möglichjter Berüffichtigung empfehlen. — Die proviforische Einführung der 

Entwürfe wurde für einmal nicht beliebt. ‚s18, 10 
0. Auf die Anzeige, daß die Vorarbeiten für definitive Feſtſezung der Strafgejeze wegen ein- 

getretener langwieriger Krankheit eines der Commiſſäre (Oberitlieutenant Koch) erſt ſpäter ftattfinden 

werden, bat die Tagjazung am 23. Juni 1813 den Landammann der Schweiz eingeladen, dafür zu 

jorgen, daß die mäditjährige Tagſazung biesfalls definitive Schlugnahmen faſſen könne. Zugleich wurde 

beichlojjen, es jollen bei eintretender Nothwendigkeit der Aufitellung von eidgenöffiichen Truppen die vor: 

liegenden Entwürfe einftweilen in Vollziehung gejezt werden. 1813, IX 


$ 77. Eidgenöſſiſcher Generalitab. 


A. Durch die am 7. Juli 1804 unter Ratificationsvorbehalt angenommene Militär « Organtjation 
wurde ein Generaljtab aufgejtellt, welchen während ihrer ordentlihen Seſſion von 1804 zu bejezen die 
Tagſazung am gleichen Tage beſchloſſen hat. 1804, XVII 
B. In Vollziehung dieſes Beichluffes wurde auf den Antrag des Landammanns der Schweiz am \ 
28. (nicht 18., wie im Abſchied) Juli 1804 beichlojien, jene Wahlen vorzunehmen (im Widerfpruch mit 
den Ständen Lucern, St. Gallen, Yargau, Thurgau und Teſſin, welche vor Allem die 
Gompetenz des Generaljtabs näher feitiezen wollten, und der Gejandtichaft des Standes Waabt, 
welche an den diesfälligen Verhandlungen feinen Antheil genommen bat), und es wurden auf den Bor- 
ichlag des Landammanns gewählt: 
1) als eidgenöjjiicher Oberjtquartiermeifter Rathsherr Konrad Finsler von Zürid); 
2) als Generalinjpector Landammann Alois von Neding von Schwyz; 
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3) als nfpector der Artillerie Oberft von Luternau von Bern; 

4) als FFlügelabjutant des Landammanns der Schweiz Oberft von Haufer von Näfels, Kantons 
Glarus; 

5) zu eidgenöſſiſchen Oberften die Herren Ehriftoph Ziegler von Zürich, Nillaus Müller von 
Schwyz, Rathsherr Wurftemberger von Bern, Heinrich von Salis-Zizers aus Graubünden, Ludwig 
May, Mitglied des Kleinen Raths des Kantons Aargau, Glug von Solothurn, Landeshauptmann 
Niklaus von Gaby von FFreiburg;*) endlich wurbe dem Flügeladjutanten des Landammanns der Schweiz, 

wo. XXvI Herrn von Haufer, das Brevet eines eidgenöffiichen Oberften ertheilt. 

GC. Unterm 26. Juli 1804 hat die Tagfazung die Competenz des Generaljtabs auf den Antrag 
der Militärcommiffion alfo näher fejtgefezt: 1) Der von der Tagfazung aufgeftellte eidgenöſſiſche 
Generaljtab ift in Friedenszeiten ohne Bejoldung und mithin auch nicht eigentlich in Activität. Indeſſen 
haben die Mitglieder desjelben nicht nur die Obliegenheit, in dem jebem bderjelben bejonbers über- 
tragenen Militärfache die erforderlichen Localkenntniſſe zu fammeln, fondern auch die beitimmte Befugniß, 
darüber mit den Militärbehörden ber reſpeetiven hohen Stände in vertrauliche Correſpondenz zu treten 
und deren Reſultate Seiner Excellenz dem Landammann der Schweiz vorzulegen, welcher dann nach 
ſeinem Gutfinden die ferneren Aufträge an die hohen Stände als oberſte Bundesbehörde einzig zu ver- 
anftalten und zu bejorgen hat. 2) Der zu diefem Ende befonders aufgejtellte Adjutant Seiner Excellenz 
it die Perſon, melde dieje von dem Generalftab oder fonft einlangenden Berichte und Rapporte vor: 
läufig unterfucht, jammelt, ordnet, die von Seiner Ercellenz theils an die Kantone, theils an die Mit- 
glieder des Stabs gerichteten Militäraufträge abfaßt, und dem Landammann der Schweiz, ber bie 
Generalüberficht der nad) der Bundesacte anfgejtellten Militärorganifation immerhin behält, zu Dienften 

oo, xxvın ſtehen foll. 

D. Die Verhandlungen der außerordentlichen Tagjazung des Jahres 1805, betreffend den General: 
jtab, find aus $ 82, A. des gegenwärtigen Repertoriums zu entnehmen. 

E. Um 9. Juni 1806 hat die Tagjazung die durdy den Landammann der Schweiz anläßlich des 
vorjährigen Truppenaufgebots proviforiic ausgeftellten Brevets für Julius Guiguer von Prangins, 
als eidgenöſſiſchen Oberſt, ernannt ben 8. October 1805, und Gottlieb von Diesbady von Bern, als 
eibgenöffiichen Stabsabjutanten mit Oberjtlieutenantsgrad, bejtätiget. Gegenüber dieſen Beitätigungs- 
wahlen haben ſich die Gejandtichaften der Stände Lucern, St. Gallen, Yargau, Thurgau, 
Teſſin und Waadt auf die bei der leztjährigen außerordentlichen Tagjazung unterm 26. und 27. 
September in Betreff des eidgenöſſiſchen Generalftabs zu Protokoll gegebenen Äußerungen berufen. Indeß 

uno, XI hat am 17. Juni St. Gallen die beiden Brevets ratificirt. 
/ F. Betreffend die aus Anlaß bes Feldzugs während des Jahres 1809 erfolgte Bejtätigung früher 
ernannter eidgenöſſiſcher Oberften und die Ernennung neuer eibgenöffischer Oberften, wirb auf $ 82, B. 
— des gegenwärtigen Repertoriums verwieſen. 
G. Am 12. Juni 1809 iſt auf Antrag des Landammanns der Schweiz Gottlieb von Diesbach 
1900, III von Bern als zweiter Flügeladjutant mit Oberftlieutenantsgrab brevetirt worden. 
H. Am 23. juni 1809 bat die Tagſazung, ebenfall® auf den Antrag bes Landammanns, ben 


*) Berjdiedene zu Stellen im eidgenöfftihen Generalftab ernannte Officiere haben ihre Emennung nit angenommen. 
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Herrn von Maillardoz von Freiburg, jchweizeriichen Gefandten zu Paris, in Würdigung jeiner Dienfte 
und zum Zeichen der Achtung und Zufriedenheit zum eibgenöffischen Oberften ernannt. 

J. In $ 82, C. des gegenwärtigen Repertoriums find diejenigen Ernennungen in ben eibgenöfliichen 
Stab aufgeführt, welche bei Anlaß der im Spätjahr 1813 befchloffenen Bewaffnung vorgenommen 
worden find. 


$ 78. Eidgenöffiihe Militärſchule. 


Die in 3 6 des Tractandencireulars für die Tagjazung des Jahres 1804 durch den Landammann 
der Schweiz in Anregung gebrachte Einrichtung einer eidgenöſſiſchen Eentral-Artilleriefchule jcheint in 
der Zagfazung unberüffichtiget geblieben zu jein, da ber Abſchied hierüber jchmweigt. (Die in der erjten 
Ausgabe des gegenwärtigen Repertoriums diesfalls enthaltene Berweifung auf $ 28 des Abſchieds ift 
eine irrige, wie auch jchon das Datum 1. Brachmonat (Juni) vermuthen ließ, da die Tagſazung erjt 
am 4. uni eröffnet wurde.) 


$ 79. Eidgenöfjische Kriegsverwaltung. 


A. Das dur die Tagſazung von 1804 unter Ratificationsvorbehalt angenommene allgemeine 
Militärreglement für die jchweizeriiche Bundesarmee enthielt einige allgemeine Grundfäze, betreffend bie 
Aufftellung einer eidgenöffifchen Kriegsverwaltung. 

B. Bei Anlaß der im Spätjahr 1805 ftattgefundenen eibgenöffiichen Bewaffnung wurde biejen 
Grundſäzen durch die Tagfazung eine weitere Entwillung gegeben in der am 24. September 1805 feit- 
gejezten Inſtruction für den Oberjtfriegscommiffär der eidgenöffiichen Truppen. (Sie findet fid, 
25 Baragraphe umfafjend, im Abſchied als Beilage K.; ihr ift der Eid des Oberſtkriegscommiſſärs an- 
gefügt.) 

C. Um 11. Yuli 1806, anläßlid) der Behandlung der Feldzugsrechnung vom Jahr 1805, hat 
die Tagjazung den eidgenöfftichen Oberftquartiermeifter und den eidgenöffiichen Oberſtkriegscommiſſär 
angewiejen, zu Abjchaffung der im Fahr 1805 in der Armeeverwaltung entdetten Fehler und zu Ber 
vollfommnung aller Zweige des eidgenöffischen Oberjtkriegscommiffariates zwekmäßige Anträge und In— 
jteuctionen zu entwerfen. 

D. Am 5. Wpril 1809 wurden die vorftehenden Aufträge erneuert, monady der Oberftquartier: 
meifter und ber Oberftkriegscommiffär das Commifjariatsreglement durchſehen und ihr Gutachten ber 
künftigen Tagſazung vorlegen jollen. 

E. In Folge deſſen ijt am 13. Juni der Entwurf eines revidirten Weglements (Abjchiebsbeil. F.) 
für den eidgenöffiichen Oberfttriegscommiflär vorgelegt und von ber Tagſazung ad instruendum ge: 
nommen worden. 

F. Am 16. Juni 1810 bat die Tagjazung einen auf die Erfahrungen des Feldzuges von 1809 
baftrten neuen Bericht des eibgenöffiihen Oberftguartiermeifters und des eidgenöffiichen Oberftfriegs- 
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commijjärs über den vepibirten Entwurf einer Verordnung über das eidgenöſſiſche Oberjtkriegs- 
commifjariat vernommen und nad; vorläufiger Umfrage diefe beiden Militärbeamten angemwiejen, nad 
jorgfältiger Würdigung der eröffneten Standesvoten einen befinitiven Antrag über diefen Gegenftand 
zu jtellen. 

G. Am 3. Juli it dann auf deren Antrag mit Mehrheit der Stimmen für den Oberftkriegs- 
commiſſär der eidgenöffiichen Truppen unter Vorbehalt der Ratification eine Anftruction angenommen 
worden, wie fie dem Abſchied des Jahres 1810 einverleibt iſt. 

H. Ebenfalls am 3. Zuli hat die Tagjazung den Oberftquartiermeiiter und den Oberfttriegscommifjär 
angewiejen, die bejondern Verordnungen, welche aus der an dieſem Tag unter Ratificationsvorbehalt an- 
genommenen allgemeinen njtruction hervorgehen und bie verjchiebenen Zweige der Kriegsverwaltung, 
jowie die Verhälmiſſe derjelben zu den Kantonskriegscommiffariaten umfafjen follen, auszuarbeiten und 
bie Entwürfe diesfälliger Reglemente ad instruendum für die Tagfazung des Jahres 1811 am die Stände 
gelangen zu lajjen. 

J. Am 4. Juli 1810 iſt der motivirte Antrag des Landammanns der Schweiz, die Stelle eines 
erdgenöffiichen Oberftfriegscommifiärs gleidy derjenigen eines eibgenöffiichen Oberjtquartiermeifters und 
der eidgenöffischen Oberjten für bleibend (permanent) zu erflären, bei Abgang biesjälliger Inſtructionen 
ad instruendum genommen worden. Seinen Antrag begründete laut dem Abjchiedb der Landammann 
in folgender Weife: Schon beim Feldzug von 1805 habe man ſich überzeugen können, mie höchſt 
wichtig es wäre, daß die Stelle eines Oberftfriegscommiffärs, ebenfo wie diejenige der eidgenöſſiſchen 
Oberjten, permanent wäre, da jene Functionen ein weit umfafjendes Studium erfordern, um alfe Theile 
der Adminiftration zwekmäßig und mit möglichiter Ökonomie) einzurichten. Es fei unnachläßliche Be— 
dingung einer wohleingerichteten Militärverwaltung, daß der Oberſtkriegscommiſſär unter jeinen Befehlen 
für die verjchiedenen Abtheilungen der Controle, der Verpflegung, der Comptabilität, des Lazareth- und 
Fuhrweſens Männer von erprobter Rechtſchaffenheit und praftiichen Kenntniſſen in jedem Fady habe, 
Zu dem Ende follten in Friedenszeiten diefe nöthigen Gehülfen aufgefucht und der Oberjtfriegscommifjär 
beauftragt werden, ſich über die Mittel einer ölonomifchen und Teidyten Verpflegung aus ben ver: 
jchiedenen Kantonen die nöthigen Kenntniſſe zu verichaffen; zumal es unmöglich jei, in dem Drange ber 
Geſchäfte, die allemal bei dem Anfang eines Feldzugs eintreten, die erforderlichen Berichte zu ſammeln, 
und andy oft, die tüchtigſten Subjecte, wenn das Bedürfniß es erfordert, ausfindig zu machen. — Die 
Erjahrung des lezten Feldzugs habe neuerdings die Richtigkeit vorftehender Bemerkungen und die Vor- 
theile, welche der Staat aus einer ſolchen Einrichtung ziehen würde, bewieſen; und da es dabei um 
das Wohl von Taufenden und um die qute Berwaltung von Millionen Franken zu thun jei, jo rechne 
es ji) der Yandammann zu einer bejondern Pflicht, darauf anzutragen, dat die hohe Tagjazung die 
Ernennung des Oberftfriegscommifjärs auf gleiche Weife wie jene des Oberftquartiermeifters und der 
eidgenöfltichen Oberjten bemerfitelligen möchte. 

K. Am 6. Juli 1811 iſt die am 3. Juli v. J. unter Ratificationsvorbehalt angenommene Haupt- 
injtruetion für den eidgenöſſiſchen Oberjtfriegscommiflär in Folge der NWatification durch zwanzig 
Stimmen in verbindliche Rechtskraft erwachſen. Die mehr oder weniger diſſentirenden Voten und Bor» 
behalte einiger Stände wurden zu Protokoll genommen. 

L. Mit fiebzehn Stimmen ift am 4. Juli 1811 beichlofien worden, es jolle die Stelle eines eib- 
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genöſſiſchen Oberjttriegscommifjärs, gleich derjenigen des Obergenerals (Oberbefehlshabers), zu Anfang 

eines jeden eidgenöſſiſchen Feldzugs durch die Tagfazung bejezt werden; entgegen bem leztjährigen An- 

trag des Landammanns, der die Stelle gleidy wie jene des Oberjtquartiermeifters und ber eidgenöſſiſchen 

Oberften zu einer permanenten erheben mollte, isır, 
M. Betreffend die Ernennung eines eidgenöffifchen Oberftkriegscommiffärs aus Anlaß der im Spät- 

jahr 1813 angeordneten Bewaffnung wird auf $ 82, C. des gegenwärtigen Nepertoriums verwiejen. — 


$ 80. Eidgenöſſiſche Kriegscaſſe. 


Die in $ 5 des Tractandencirculars (vom 16. April) für die Tagſazung des Jahres 1804 durch 
den Landammann der Schweiz angeregte Errichtung einer eidgenöffischen Kriegscaſſe ſcheint in der Tag- 
ſazung nicht zur Behandlung gekommen zu fein; mwenigjtens jchmeigt der Abſchied hierüber. (Die dies- 
fällige Verweifung auf $ 28 des Abjchieds in der erften Ausgabe des gegenwärtigen Nepertoriums ift 
eine irrige, wie joldyes jhon das angegebene Datum 1. Brachmonat (Juni) vermuthen ließ, da die Tag- 
ſazung erft am 4. desjelben Monats eröffnet wurbe.) 


$ 81. Trigonometrifche Aufnahme der Schweiz. 


Am 15. uni 1810 hat die Tagfazung für die trigonometriiche Aufnahme der Echweiz einen erften 
Eredit von 1600 Franfen aus dem Saldo der Rechnung der Kriegsverwaltung über den Feldzug 
während des Jahres 1809 bewilligt. Die daherigen Verhandlungen enthält der Abfdyied in folgenden 
terminis : Betreffend die Errichtung guter Irigenemetrijher Landfarten der Schweiz, ein Unternehmen, 
welches laut $ 7 des Ausschreibungscireulars unter der trefflichen Aufficht des Herrn Oberftquartier: 
meifters Finsler und von Herrn Echanzenherr Feer in Zürich geleitet, bereits im Laufe bes lezten 
Feldzugs in dem öftlichen Kantonen Thurgau, Appenzell, Et. Gallen und Zürich einen glüklihen An- 
fang genommen und einige bei dem topographifchen Bürean des Oberftquartiermeifters angeftellte 
Officiers nüzlich bejchäftiget hat, erjuchte das Präfidium die löblichen Geſandtſchaften, einerfeitt, wenn 
ihre Regierungen diefem Unternehmen beizutreten geneigt find, deshalb mit dem in Bern anmejenden 
Herrn Oberjtquartiermeifter Finsler die nöthige Abrede zu treffen, anderſeits fich zu erflären, ob fie 
aus der eidgenöſſiſchen Caſſe eine Heine Summe anweifen wollen, um die Unterhaltung der Inſtrumente, 
den materiellen Bedarf des Büreaus und in Fällen, die es bejonbers verdienten, einige geringe rati- 
Rcationen daraus zu bezahlen. 

Die Umfrage bewies, daß die löblichen Stände, überzeugt von dem Nuzen, den ſolche gute Land— 
arten (am denen bis dahin in der Schweiz großer Mangel war) den Civil- und Cameralbehörben ge: 
währen "würben,fund von der Nothwendigkeit derjelben für die Unftalten bes eibgenöffischen Defenfionale, 
das Unternehmen überhaupt und den vaterländiichen Eifer derjenigen Officiere, bie ſich dazu widmen 
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wollen, mit Wohlgefallen anſahen; daß fie ferner der leitenden Oberaufficht des Herrn Oberjtquartier: 
meifters volles Zutrauen jchenkten, und daß demnach die Gefandtichaften faſt allgemein geneigt waren, 
die nähern Bedingungen der Theilnahme ihrer Regierung an dieſem erſprießlichen Werk zu vernehmen. 
Einige Gefandtichaften hätten fogar gewünſcht, daß das Unternehmen als gemeineidgenöffiih und für 
die ganze Schweiz von der Tagjazung anerkannt, mithin bie Ausführung ganz anf eibgenöffische Koften 
angeordnet würde. Ohne aber in biefen Geſichtspunkt einzutreten, wollte die Tagjazung jedem Kanton 
diesfalls feine freie Eonvenienz überlafjen. Sie bat ſich damit begnügt, nadı dem Antrag des Präfidiums 
zu erfennen, „daß auf ben oben angezeigten Zwek und als Nachtrag zu dem nunmehr gejchlofjenen 
Ansgaben des lezten Feldzuges eine Summe von 1600 Franken aus dem Überſchuß ber Kriegscafie 
zur Dispofition des Oberjtquartiermeifters gelegt werben ſoll“. Welchen Beichluß die Gejandtichaften 
von Zürich, Solothurn, St. Gallen, Teſſin, Waadt, Thurgau, Graubünden, Bafel, Glarus, Lucern, 
Schwyyz, Bern und Appenzell» Außerrhoden ohne weitern Vorbehalt; Uri, Unterwalden, Schaffhaufen 
und Appenzell⸗-Innerrhoden unter Vorbehalt der Natification ihrer Regierung; Aargau ad referendum 
et ratificandum, und Freiburg ad referendum genommen haben. (Die jpätern Abſchiede ſchweigen 
über dieſen Gegenftand.) 


$ 82. Mititärifche Maßregeln 
für Behauptung und DVertheidigung der fchweizerifchen Neutralität. *) 


A. Feldzug im Spätjahr 1805. 


1. Am 21. September 1805 hat die auferordentlicy verfammelte Tagfazung zum Zweke der Ber- 
theidigung der fchweizeriichen Neutralität (ſ. $ 50) die bundesverfaffungsgemäßen Mannjchaftscontingente 
aller Waffen vollitändig in dem Maße aufgeboten, dad diefelben vierundzwanzig Stunden nad) erhaltenen 
Befehl marjchjertig fein können. 

II. Ebenfall$ am 21. September iſt die Organifarton und die möglichite Bereithaltung des zweiten 
Bunbescontingents angeordnet worden. 

II. Nachdem in der Sizung vom 23. September der Yandammann der Schweiz aufmerfjam 
gemacht hatte, daß es nach der Yage der politiichen Angelegenheiten von Europa, und nad) den bes 
jonderen Berhältniffen der Schweiz gegenüber den beiden ficdh zum Kriege rüjtenden Mächten un- 
umgänglich nöthig fei, einige Theile der Schweizergrenzen mit eidgenöſſiſchen Truppen zu bejegen, hat 
die Tagfazung nach reiflidyer Berathung und in der zutrauensvollen Überzeugung, daß jede Truppen: 
bewegung von dem Landammann nur im fall der wirklichen Noth und mit möglichfter Rükſicht auf 
den Koſtenaufwand gejchehen werde, demjelben die Vollmacht ertheilt, nad Maßgabe der Umſtände 
einen Theil oder das ganze Bundescontingent in Bewegung zu jezen und über basjelbe gemäß dem 
anfgejtellten Neutralitätsgrundjaze zu verfügen. Bon den Gejandtichajten der Stände Uri, Waadt, 


*) Zu Erganzung dieſes Abjchnittes iſt and) der $ 50 zu vergleiden. 


ı$ 82) 167 


Lucern, Aargau und Schwyz wurden in Hinficht diejes Beſchluſſes befondere Erklärungen abgegeben. 

Uri mwünfcht, daß fein Eontingent auf die Grenzen feines eigenen Kantons, fondern immer in einen 

andern Kanton gelegt werde. Waadt findet mit Nüfficht auf den allgemeinen Beſchluß über bas 

Mannfchaftsaufgebot dieſe befondere Vollmacht an den Landammann überflüſſig. Qucern war be- 

auftragt, in Bezug auf fämmtliche die Sicherftellung der Neutralität bezwetenden Mafregeln die aus» 

ſchließliche Competen; ber Tagſazung zu vertheidigen und feine Delegation deren Gewalt oder irgend 

welchen Eingriff in diefelbe zu geitatten. Aargau, weldes als nothwendige Borbedingung einer be: 

waffneten Neutralität deren Anerkennung Seitens der auswärtigen Mächte anjah und darum weder zu 

biefem Beſchluß, noch zu dem früheren in Betreff der Bereitmahung des ganzen Contingents ftimmte, 

trat erſt mach eingeholter neuer Inſtruction am 25. diefen Beichlüffen bei, und Schwyz, das burd) 

jeine Inſtruction an ber Mitwirkung bei diefen beiden Schlußnahmen über die Mobilmahung und den 

Abmarjch des erften Eontingents verhindert war, zweifelt dagegen nicht, dab die Vollziehung derfelben 

in dem dortigen Kanton mit nicht geringerem Eifer als in den andern Kantonen vor fid) gehen werbe. im, u. iv 
IV. Am 21. September hat die Tagfazung zum Oberbefehlshaber der eidgenöffiichen Truppen 

nad) Anleitung des Artikels 34 der Bundesverfafjung Herrn alt-Landanımann der Schweiz von Watten- 

mul mit ſechszehn Stimmen gegen acht ernannt, welche auf alt:Landammann von Affry gefallen 

waren. 105, a. III 
V. Am 24. September iſt die Inſtruction und der Eid für den Obergeneral nach dem Vorſchlage 

einer eigens hiefür ernannten Commiſſion fejtgeftellt und ſodann in der Sizung vom 26, jener in Eid 

und Pflicht genommen worden. Der Eid lautet aljo: „Derjelbe (der General) ſchwört, der ſchweizeriſchen 

Eidgenoſſenſchaft und ihrer Verfafjung Treue und Wahrheit zu leiften, (deren) Nuzen zu fördern und Schaden 

zu wenden; ben Befehlen der Tagſazung und, wenn dieſe nicht verfammelt, den verfafjungsmäßigen 

Beifungen Sr. Ercellenz des Herrn Landammanns der Schweiz, jowie der ihm ertheilten Inſtruction*) 

genau nachzuleben und ſich in jeinen übernommenen Pflichten durch Feinerlei Mittel abwendig machen 

zu laſſen.“ 1806, a, 111 
VL Am 26. September 1805 ift die Tagſazung auf den Antrag bes Landammanns der Schweiz 

zu Ergänzung des eidgenöſſiſchen Generaljtabs geichritten, im Widerfpruch mit den Gejandtichaften der 

Stände St. Gallen, Yargan, Thurgau, Teifin und Waadt, welde geltend machten, daß 

gemäß der Vermittlungsacte die Ernennung bejonderer Contingents » Oberjten in der Befugniß der 

Kantone ftehe. 1805, 0. IN 
VIL Borerjt wurden die im Jahre 1804 ernannten Herren Oberjtgquartiermeifter Finsler, Oberjt- 

artillerieinfpector von Luternau, ſowie die bisherigen eidgenöſſiſchen Oberjten Ziegler, Müller, Glutz 

und Gaby bejtätigt, und jodann am 27. September ferner zu eidgenöffischen Oberjten ernannt: Johann 

Sterhi aus der Waadt, ehemaliger Officier in franzöfischen Dienjten; Karl Fidel von Sartory von 

St. Gallen, föniglidy-fpanifcher Oberjtlieutenant und Commanbant des Militärbezirts von St. Gallen; 

Johann Florian von Pellizzari aus Graubünden, Kantonsoberft und ehemaliger Hauptmann in 

bolländbifchem Dienft; Franz von Muralt aus dem Kanton Thurgau, Kantonsoberjt und vormals 

Hauptmann in franzöfiihem Dienft; Ludwig Map von Schöftland von Bern, geweſener Officer in 


*) Diefe Inſtruction in 13 Artileln findet fi als Beilage J. beim Abſchied. 
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franzöfiichem Dienft; Beneditt Burkhardt von Baſel, gewejener Hauptmann im Regiment Salis- 
Samaden; Karl Eugen Schalch von Schaffhauſen, ehemaliger Hauptmann in franzöftichem Dienft; 
Johann Anton Herrenihwand von Murten, gemejener Major in holländiſchem Dienftl. — Der von 
Waadt gejtellte und von Uri, Schwyz und Zug unterjtüzte Antrag, die eibgenöffiichen Oberften 
einen befondern Eid der Treue gegen die Mebdiationsacte und bes Gehorfams gegen die Tagfazung 
ſchwören zu lajjen, wurde durch die Bemerkung befeitigt, daß diejelben den allgemeinen Fahneneid zu 
ſchwören haben. 

VIII. Um 22. September ift die Aufitellung eines Oberftkriegscommijjärs mit Oberjtrang zu 
Beiorgung dev Truppenverpflegung erfannt und an diefe Stelle Landammann Niklaus Heer von Glarus 
ernannt worden. Lucern und Waadt glaubten zwar, die Ernennung biejes Beamten liege nicht in 
dem beftimmten Buchſtaben der Bundesverfafjung; nachdem aber die Mebrheit anderer Anficht war, je 
haben fie dann an der Wahl jelbit auch Theil genommen. 

IX. In den Sizungen vom 23. und 24. September bejchäftigte fid) jodann die Tagſazung faſt 
ausichliegli mit der Organifation, den Pflichten und Befugniſſen des Oberftkriegscommifjariats., Das 
Mejultat der eingehenden Berathungen war ein Beihluß, der unter dem Titel „Anftruction für den 
Kriegscommiffartus" als litt. K. dem Abjchied beigelegt wurde und in 25 Artikeln außer den allgemeinen, 
auf die perjünlice Stellung und die allgemeinen Obliegenheiten des Commifjärs bezügliden An- 
ordnungen nähere Beitimmungen enthält über das Quartieramt, Verpflegungsamt, Lazarethivefen, Fuhr- 
weien, Zahlamt, Beftrafungsredt. In Betreff des Artitels 14, die Naturalverpflegung der Truppen 
in den Gantonirungen anjehend, haben Appenzell und Graubünden VBerwahrungen zu Protofoll 
gegeben. 

X. Betreffenb den Zeitpunkt, von welchen an die Truppen aus dem Rantonaljolde in dem eid- 
genöffiichen Sold treten, hat die Tagjazung am 25. September 1805 einen bejonderen Beichluß gefaßt. 

XI. Zu Beitreitung des beträchtlichen Koftenaufwandes, welchen die angeordneten militäriichen Maß— 
nahmen nothwendig nad ſich ziehen müfjen, hat die Tagjazung im ihren Sizungen vom 21. und 
27. September folgende zwei Beſchlüſſe gefaßt: 

1) Es follen alle Kantone aufgefordert werben, unverzüglich 50 °/, ihres verfafjungsmäßigen Geld: 
beitrages an bie Eafje des Kriegszahlamtes abzuliefern, die andern 50%, aber in Bereitſchaft zu halten, 
jo daß darüber auf den erjten Befehl verfügt werden fan, 

2) Damit die von der Tagfazung zur Behauptung ber ſchweizeriſchen Neutralität angeordneten 
militäriſchen Dispofitionen durch Beihaffung und Bereithaltung der nmöthigen Fonds auf einige Zeit 
gefichert bleiben, ift einmüthig erkannt worden, es ſeien ſämmtliche Kantone eingeladen, ihr zweites voll- 
jtändiges Geldeontingent bereit zu machen, um dasjelbe bei erheiſchenden Umftänden an die eidgenöſſiſche 
Eafje abzuliefern. Dabei wird dem Landammann wiederholt und dringlich die Beobadıtung der mög- 
lichjten Sparjamteit bei der Armee anempfoblen. 

XI. Am 27. September 1505 hat die Tagſazung den von den eidgenöſſiſchen Truppen zu leijtenden 
Fahneneid jeftgejezt. Derfelbe lautet (Abjchiedsbeilage L): (Es) „Schwören alle Herren Stabsofficiers, 
Hauptleute, Ober- und Unterojficier® und gemeine Soldaten der eidgenöſſiſchen Truppen der Eid- 
genoſſenſchaft und ihrer bejtehenden Verfaſſung Treue und Wahrheit zu leiften, ihren Nuzen zu fördern 
und Schaden zu wenden, für den Dienjt und die Wohlfahrt des ganzen jchmweizeriichen Vaterlandes 
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Leib und Leben, Gut und Blut aufzuopjern, tapfer und männlich zu fechten, die Fahnen nicht zu ver» 
laffen, jondern denfelben aller Orten nachzufolgen; die erlaffenen Kriegsverorbnungen genau zu beob- 
achten, ihren Vorgefezten in ihren Bejehlen die jchuldige Ehrerbietung und Gehorjam zu leiften, und 
jonften alles dasjenige zu thun, was einem tapfern, fleißigen, treuen, gehorſamen, ehrlichen und unver- 
zagten Mann gebührt und wohl anfteht, aud) eines jeden Amt und Stelle erfordert. Ohne alle Gefährd!“ 

XIII. Als in der Sizung vom 27. September die Frage der militärischen Rechtspflege bei den 
eidgenöſſiſchen Truppen in Berathung kam, wurde nicht für nöthig erachtet, ſich mit Verfügungen über 
die Bildung und die Verrichtungen eines Kriegsgerichts zu beſchäftigen, ba diesfalls durd das Militär- 
teglement für dem ſchweizeriſchen Bundesverein bereits hinlänglich geforgt ſei. Dagegen waren bie 
Meinungen getheilt in Betreff des anzunehmenden Militärcoderes, indem einige Gefandtichaften bie 
Militärgejeze ihrer Kantone vorbehalten und der Tagſazung das Recht nicht einräumen wollten, von 
ſich aus allgemeine Vorſchriften über diefen Gegenftand zu erfennen, während andere mit Entſchiedenheit 
den Nachtheil, ja die Unmöglichkeit vorftellten, in der Bundesarmee 19 verjchiedene Militärgefeze zur 
Anwendung zu bringen, was befonders in Fällen der Complicität die größte Verwirrung veranlafjen 
müßte. Schließlich einigte man ſich auf die Einladung an die Kantone, darin einzumilligen, daß das 
Militärgejezbudy der geweſenen helvetiſchen Centralregierung für fo lange in Anwendung gejezt werde, 
bis ein allgemeines fchweizeriiches Militärgeſezbuch bei der eidgenöffiichen Neutralitätsarmee eingeführt 
it. Gleichzeitig wurde der Landammann erfucht, die ihm voriges Jahr aufgetragene Abjafjung eines 
ſolchen Militärcodexes möglichft zu befchlennigen. 

XIV. Am 9. Jumi 1806 bat die Tagjazung den Schiufbericht des Generals von Waltenwyl über 
die Truppenaufftellung im Spätherbft 1805 (derſelbe findet fich bei dem Abjchied als Beilage C.) ent: 
gegengenommen und daraufhin folgenden einmüthigen Beichluß gefaßt: 

1) Die Tagſazung bezengt allererft Sr. Ereellenz dem Herren alt-Landammann Glug für ben 
weiſen Gebrauch der Wohldemjelben von der außerordentlihen Tagſazung anvertrauten Gewalt, für bie 
eifrige und pünftliche Vollziehung ihrer Beichlüffe, und überhaupt für die geichifte Leitung dev wichtigften 
Angelegenheiten des Baterlandes in einer ebenſo wichtigen als jchwierigen Epoche ihr aufrichtiges Wohl- 
und Danfgefallen. 

2) Gegen den eidg. Herrn General Niklaus Rudolf von Wattenwyl, defjen hohe Berdienjte um das 
Baterland der ſoeben abgeftattete befcheidene Bericht, noch mehr aber das übereinjtimmende Zeugniß aller 
hohen Kantonsregierungen, die Achtung der Officiere und das Yutrauen der Armee in einem fo vorzüg- 
lichen Grabe erheben, fühlt fich die Tagfazung zu befondern Äußerungen Iebhaften Wohlgefallens und 
tiefgefühlten Dantes verpflichtet. Sie erkennt in einem einmüthigen Zuruf, dat indem bemeldter Herr 
General von Wattenwyl durch jtete Achtung gegen den Willen der Tagjazung und die Rechte der Kantone 
das befte Einverftändniß zwifchen den Militärbehörden und der verfafjungsmäßigen Gewalt beizubehalten, 
durch ftrenge Mannszucht den eidgenöffiichen Truppen überall eine brüberliche Aufnahme zu gewähren 
und den Einwohnern Zutrauen und Liebe gegen diejelben einzuflößen wußte; daß indem bderjelbe mit 
Thätigkeit, militärifcher Klugheit und Eifer meije Anftalten zur Sicherheit der Grenzen anordnete und 
über die pünftliche Bollziehung derjelben wachte; indem er für das unter feinen Befehlen ftehende Kriegs- 
beer immer väterlich jorgte, und durch zwelmäßigen Unterricht die eidgenöſſiſchen Contingente mit jedem 
Tag ihres hoben Berufs würdiger zu machen ſich beitrebte ; indem er endlich ald Mann von biederm, 
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jeftem Charakter, als wahrer Schweizer und als erfahrener General das Obercommando der eidgenöſſiſchen 
Armee zum Nuzen und Ehre des PVaterlandes, zur vollfommenen Zufriedenheit ber Tagſazung und ber 
Kantone, und zu feinem eigenen Ruhm führte — daß durch alles diefes Herr General von Wattenwhl 
jich die gerechteſten Anſprüche auf den Dank der Nation erworben und bas Zutrauen berjelben in vollem 
Maße gerechtfertiget habe. Die Tagſazung als Organ der neunzehn Kantone der Schweiz wolle diejes 
Zeugniß in eine Urkunde auf Pergament gejchrieben und mit dem eidgenöffifchen Siegel verjehen dem 
Herrn von Wattenwpl zu immerwährendem Andenten feiner Verdienſte zuftellen laffen und dieſer Urkunde 
das Geſchenk eines ſchönen goldenen Ehrendegens beifügen. Sr. Ercellenz dem Herrn Landammann der 
Schweiz joll aufgetragen fein, dafür zu jorgen, daß beides dem Willen der Tagfazung gemäß auf eine 
für Herrn von Wattenwyl ehrenvolle und angenehme Weiſe gejchehe. 

3) Mit gleichem Vergnügen lege bier die hohe Tagſazung an den Tag, wie jehr fie die Verdienſte 
der Herren eidgenöffiichen Oberften und Officiere aller Grade, ihre Thätigkeit und ihren Eifer, wodurch 
der Herr General jo werfthätig unterftüzt wurde, zu ſchäzen wiſſe. Sie dankt der ganzen Armee für 
die gute Mannszucht, den Gehorjam, die Geduld in Ertragung vielfältiger Arbeiten, vorzüglich für bie 
bewieſene alteidgenöffische Eintracht und den Muth, worauf die Sicherheit und die Ehre des Vaterlandes 
in aller Zufunft beruhen ſollen. Diefes Zeugniß der Zufriedenheit und des Dantes der ganzen Nation 
wird jebe löbl. Kantonsregierung demjenigen Theile ihrer Mannjchaft, welcher dem Feldzuge beimohnte, 
in ehrenvolfen Auabrüfen zu erfennen geben. 

4) Endlich ſoll die Relation des Herrn Generals und die Beilagen nebjt bem gegenwärtigen Beichluß 
ſämmtlichen hoben Ständen durch den Abſchied mitgetheilt werden, mit der beftimmten Erklärung jedoch, 
daß davon Fein Gebrauch für öffentliche Blätter oder fonft feine unvorfichtige Mittheilung ftatthaben folle. 

XV. Ferner find am 25. Juni der Tagfazung vorgelegt worden : 1) der Bericht bes eidgenöſſiſchen 
Oberſtkriegscommiſſärs über bie Verwaltung des Bunbesheeres ; 2) die Generalrechnung besielben vom 
21. September 1805 bis 30. April 1806*); 3) der Bericht bes eidgenöffifchen Oberjtquartiermeijters 


*, Dieſe Redinung erzeigt: 
1} an Einnahmen {die zweifadhe, der Medintionsarte gemäße Beldcontingent-Summe 





jämmtliher Kanton) .  . . SE BR Te te ce . . Br. 981,014 — Bazen — Mappen 
2) an Ausgaben: 
&. für den eidgendjfifchen Generalftab . Fr. 89,090 — Bazen — Rappen 
b. für die Burreauangeitellten beim General: und 
Quartiermeiiter:Stab . 5 E . 17 - . 5 
©. für die Bureauangeſtellten beim —J— 
commijjariat R „ wWI8 4 ,„ — * 
d. für materielle Burcenaublagen F . 46513— 
©. Veſoldung ſämmtlicher Truppen . ; : 5 9, 09, 
f. Verpflegung ſämmtlicher Truppen . 39198655 36 
g. für Militärcorreſpondenz, Ktette - und Ort 
courrierd . . r . a ; .„. 833927 „ 1 e 
h. Geſundheitsvflege Re: j ; : , 5.592 —- „ 2. 
i. für das Militärfuhrteien . W 28004 1 8. 
x. fir Wachtloſten 10755 3 . 4 5 
1, Vermiſchte Ausgaben . i . EM I. 7, 
m, für jämmtlide Truppen des Grengordons „54. T, 
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über die Prüfung der vorermähnten Rechnung. Es wurden dieſe Acten einer befondern Commiſſion 
zur Unterfuchung überwiefen. 

XVI Auf den Antrag ber Eommilfion bat die Tagfazung am 11. Juli die Generalrechnung des 
Oberftkriegscommifjärs als eine richtige, gewiffenhafte und mit Treue geführte anerkannt und genehmigt, 
die Niederlegung derjelben in das eidgenöffifche Archiv verordnet und den Oberſtkriegscommiſſär ange- 
wieſen, noch eine Schlußrechnung zu fteflen. 

Zugleih wurde im Hinblit auf die außerordentlihen Bemühungen des Oberſtkriegscommiſſärs in 
Ausübung feines fchivierigen Amtes, und des Oberjtauartiermeijters Finsler bei Erftattung des vortreff- 
lihen und volljtändigen Amtsberichts über die allgemeine Comptabilität bes Kriegscommiſſärs mittels 
auszufertigender befonderer Erfanntniß der lebhafte Dank der Tagſazung diefen beiden Herren zuerfannt- 
und dabei dem erftern ein vier: und dem andern ein zweimonatlicher Amtsjold für ihre mühevolle Arbeit 
bei der Nechnungsitellung zugeſprochen. Sodann find fie noch erſucht worden, zu Abhelfung der ent: 
delten Fehler und zum künftiger Vervollkommnung der Einrichtungen in allen Zweigen der Militär: 
tomptabilität und Abminiftration die zwelmäßigen Anleitungen und Inſtructionen zu entwerfen, Die zu 
fünftig fruchtbarem Gebrauche dienen künnen. 

In Betreff der von verfchiedenen Ständen gejtellten nachträglichen Forderungen an die Kriegs: 
verwaltung bat die Tagfazung den Landammann der Schweiz angewiejen, diefelben mit Zuzug bes eib- 
genöſſiſchen Oberftquartiermeifters und des eidgenöffifchen Oberjtlriegscommifjärs zu prüfen und bie 
gültig erfannten durch den eidgenöfftichen Oberſtkriegscommiſſär bezahlen zu laſſen. 

XVII. Am 1. Juli hat die Tagfazung über die von Bern und Appenzell A. Rh. und ſodaun 
wentuell auch nod von verfchiedenen andern Ständen geftellten Begehren um Entichädigung für bie aus 
"ranlafjung des Landammanns der Schweiz zu früh zufammengezogenen Contingentstruppen und für 
andere Auslagen, im Binblif auf die bedenklichen Folgen, die aus einer ſolchen Anerkennung leicht ent: 
ftehen möchten, die Erwartung ausgeiprocdhen, es werben jämmtliche Kantone joldye Forderungen auf 
fi beruhen laſſen. 

XVII Das von Seite des Standes Graubünden geftellte Begehren um Entſchädigung für 
auerordentlihe Einguartierungen wurde am 1. Juli abgelehnt. 

XIX. Dagegen ift die Tagjazung am 11. Yuli auf den Bericht derjenigen Commiſſion, melde bie 
Rechnung des eidgenöſſiſchen Oberjitriegscommiffärs geprüft hat, über bie frage in Verathung getreten, 
ob dem Kanton Graubünden in Rükſicht auf feine beiondere Lage, jedoch unvorgreiflich für künftige 
Fälle, einige Unteritüzung aus der Centralcaſſe abgereicht werden folle, und hat unter Ratificationsvor: 
behalt demfelben eine auferordentliche Entichädigung von 4800 Franken aus dem Saldo der Nechnung 
des eidgenöffiichen Oberftfriegscommiffärs (im Widerfprudy mit St. Gallen) zugeiprocden. 

XX. Am 5. Juni 1807 ift jodann dem Kanton Graubünden die vorermähnte Entſchädigung 
von 4800 Franken definitiv zuerfannt worden. 

XX. Am 16. Juni 1807 bat die Tagjazung der Schlußrechnung des Oberjtkriegscommiffärs 
über den Feldzug während des Jahres 1805 die Genehmigung ertheilt und den Saldo der Rechnung 
im Betrage von 75,545 Franken 9 Bazen 3 Rappen in die Centralcaſſe gelegt. 
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B. Zeldzug vom Bahr 1809. 


I. Um 4. April 1809 hat die außerordentlich verfammelte Tagjazung die von Seite bes Land: 
ammanns ber Schweiz an die Stände am 13. März desjelben Yahres ergangene Aufforderung, ihre 
Mannjchaftscontingente zum Aufbruch bereit zu halten, bejtätiget. 

1. Ebenfalls am 4. April ift der Landammann der Schweiz ermächtigt worden, zu Bewahrung 
der Unabhängigkeit der Schweiz und der Umverlezlichteit des ſchweizeriſchen Gebietes im Fall dringender 
Ereigniffe das Bundesheer aufzubieten und an die Grenze zu verlegen. 

III. Weiters hat in ber Sizung vom 4. April die Gefandtihaft von St. Gallen folgende zwei 
Grundſäze der Tagfazung zur Gutheifung empfohlen, die aber aus Mangel an Jnjtruetion lediglich 
dem Landammann der Schweiz zu gutfindender Beherzigung überwiejen worben find: 1) Im Falle, 
wo es nad) dem bereit8 ausgejprochenen Grundſaze nicht um Aufftellung des eidgenöffiichen Contingents, 
wohl aber eines ſchwächern Polizeicordons zu thun fein könnte, jolle biefer zwar von der Bundesbehörde, 
doch aus den Contingenten jener Kantone aufgeftellt werden, in deren Gebiet diefe Grenzwache zu ftehen 
täme. 2) Wenn eine Kantonsregierung für gut fände, in das General: oder im ein anderes auf ihr 
Gebiet Einfluß habendes Hauptquartier zu Erleichterung ber Operationen des Commifjariats und des 
Quartieramts einen Commiſſär abzuordnen, berfelbe als Repräfentant dieſer Regierung anzufehen fei. 

IV. Am 5. April hat die Tagfazung den Landammann ber Schweiz ermächtigt, falls die Voll: 
ziehung des vorftehenden Beſchluſſes eintreten follte, dem im Jahr 1805 ernannten eibgenöffiichen General: 
ftab die nämlichen Verrichtungen zu übertragen, welche bemfelben damals übertragen worben waren. 

V. Am 5. April 1809 iſt der dem eibgenöffischen Oberftquartiermeifter und dem Oberfttriegs- 
commifjär am 11. Juli 1806 ertheilte Auftrag_zu Vervollftändigung bes Meglements über die Krieges 
verwaltung erneuert worden. 

VI. Am 4. April hat die Tagſazung die am 13. März von Seite des Landammanns der Schweiz 
an bie Stände ergangene Aufforderung zu Bereithaltung ihres bundesgemäßen Gelbcontingentes für 
Beitreitung der Koften militärischer Rüftungen beftätigt. 

VI. Am 6. Yuni wurde die Tagjazung durch den Landammann der Schweiz von der Art und 
Weile in Kenntniß gejezt, wie er in Folge der ihm am 4. und 5. April ertheilten Vollmacht das 
ſchweizeriſche Bundesheer aufgeboten und an die Grenze verlegt habe. Hierauf hat die Tagjazung bem 
Landammann die getroffenen Verfügungen verdankt und ihn zu Fortjezung feiner Thätigfeit, jowie bei 
wichtigen Ereignifien zu Berichterftattung an die Bunbesverfammlung eingeladen. 

VIH. Am 7. Juni ift auf das Begehren des Landammanns der Schweiz eine beſondere Stanbes- 
commijjion niedergefezt worden, um ihm für Wahrnehmung ber ſchweizeriſchen Neutralität beizuftehen. 

IX. In Folge eines am 1. Juli von Seite des Landammanns der Schweiz der Tagſazung er: 
ftatteten Berichtes bat diefe am 5. Juli auf den Antrag ber niedergefezten Standescommijfion vor ihrer 
Auflöfung dem Landammann die ihm am 4. und 5, April ertheilten Bollmachten betätigt und ihn an- 
gewwiefen, bei eintretender Feindſeligleit zu ernften Maßregeln zu greifen und die leztern vorläufig bis 
zum Zufammentritte einer außerordentlichen Tagſazung anzuordnen. 

X. Am 16. Juli erhielt die Tagfazung Kenntniß von der damals ftattgefundenen Dislocation des 
Bunbesheeres. 
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Xl Degen fortwährender Abwefenheit bes alt-Landammanns d'Affry in jeiner Sendung nad) 
Paris war es in der Sizung vom 14. Juni 1810 nicht möglich, die von ihm beabfichtigte Bericht: 
eritattung über feine Amtsjührung während der zweiten Hälfte 1809 in Betreff ber Neutralität, der 
militärifchen Grenzbewahung und ber Leitung der politifchen Angelegenheiten ber Schweiz entgegen: 
zunehmen. Dagegen ift der Tagſazung der Amtsbericht des Generals von Wattenwyl (Abſchieds- 
beilage B) vorgelegt worden, deſſen Hauptbeftandtheile find: 1) Siftoriiche Darftellung des eib: 
genöffischen eldzuges von 1809; des AZuftandes der an die Schweiz grenzenden Länder während 
demjelben, und der Verfügungen des eidgenöffischen Obercommandos. 2) Würdigung der Verdienſte 
des Oberjtquartiermeifteritabs, des Oberftfriegscommiffariats, der eidgenöffiichen Oberſten, Adjutanten 
und Bataillonscommanbanten. 3) Bemerkungen und Vorſchläge: a. über die Artillerieausrüftung ; 
b. über die Bildung der Eontingentstruppen, berjelben Jnftruction, Bewaffnung und Kleidung; c. über 
die militärische Rechtspflege. 

Die Zagjazung hat hierauf in Würdigung der ausgezeichneten Verdienſte des geweſenen Land» 
ammanns d'Affry und des Generals von Wattenwyl um die Wohlfahrt und das Anfchen des Vater: 
landes benjelben den allgemeinen Danf ber Eidgenofjenichaft votirt, und dem leztern überdies ein Ehren- 
geſchent im Werthe von 150 Louisd’or zuerkannt. Gleicherweife hat fie den Dank und das Zeugniß 
der Zufriedenheit auch dem Herrn Oberjtquartiermeifter und deſſen Stab, den Oberften und Dificieren 
aller Grade und der gefammten Mannjchaft für ihre walere Haltung und den bewiefenen patriotischen 
Eifer während der Zeit des Feldzuges bezeugt. Dabei murde in Betreff des Amtsberichts des Generals 
verfügt, es folle von demfelben fein Gebraud für öffentliche, Blätter oder jonftige unvorfichtige Mit— 
tbeilung gemacht werden. 

XH. Am 15. Juni 1810 ift die Rechnung bes eidgenöſſiſchen Oberftfriegscommifjärs über bie 
Koften des Feldzuges von 1809 im Gefammtansgabenbetrage von 1,529,700 Fr. 3 Bazen 3 Rappen 
vorgelegt worben, begleitet von einem Bericht des Rechnungsgebers Heer unb einem Bericht des Oberft- 
guartiermeifters Finsler über die Prüfung biefer Rechnung. Es wurden diefe Mcten an eine Commiffion 
zu näherer Prüfung und Würdigung gewiefen. 

XII. Am 3. Juli hat fodann die Tagfazung auf den Antrag der Commiffion die Genehmigung 
der vorgelegten Rechnung ausgeiprochen, den Oberjikriegscommifjär angewiejen, die Schlußrechnung zu 
ftellen und den Activſaldo der leztern dem Landammann zu Banden der Eentralcafie abzugeben, und 
endlich dem eidgenöffiichen Oberftkriegscommifjär und dem eidgenöſſiſchen Oberjtquartiermeifter ihre vor: 
zäglihen Bemühungen aufs mwärmfte verdankt und beiden ein Ehrengejchent im Gefammtiwerthe von 
2400 Fr. zuerkannt. 

XIV. Um 16. Juni 1810 hat die ZTagfazung das in einer vom 16. Wpril datirten Denkſchrift 
des Großen Raths des Standes Graubünden enthaltene und fobann von der Gejandtichaft dieſes 
Standes unter Hinweifung auf die ausnahmsweifen Verhältniffe mit allem Nachdruk mündlich unter: 
füzte und ausführlich motivirte Begehren um außerordentliche Entfhädigung wegen unverhältnigmäßiger 
Laſt der Einquartierung während des Feldzugs von 1809 durch die Tagesordnung befeitiget. 

XV. Auf den Antrag einer am 6. Yuni 1811 niebergejezten Commiſſion ift am 1. Juli die 
Nachtragsrechnung bes eidgenöflifchen Oberftkriegscommiffärs über den Feldzug während bes Jahres 1809 
(fie beträgt 6543 Fr. 9 Bazen 8 Rappen) definitiv genehmigt und der Mechnungsfteller angewieſen 


1820, I11 


10, IV 


1810, IV 


1810, VI 


2811. Ill 


tötı, V 


1812, IV 


1818, VIN 


1818, 0. V 


& 


174 gi 


worden, die noch vorräthigen Reglemente und Spitaleffecten zu verfaufen und den Erlös derjelben an 
die eidgenöſſiſche Centralcaſſe abzugeben, die Acten der Kriegsvermwaltung aber in das eidgenöffische Archiv 
nieberzulegen. 

XVI. Das wiederholte und in einer neuen Dentichrift vom 8. Mai 1811, fowie durch den münd— 
lichen Vortrag der Gelandtichaft eingehend motivirte Begehren des Standes Graubünden um Ent: 
ſchädigung wegen dev großen Laſt der Eingquartierung während des Feldzugs von 1809 fiel am 2, Juli 
1811 im den Abjchied, weil jich für feinen der diesfalls geitellten Anträge eine Mehrheit von Stimmen 
ergeben hat. Sechs Stäude hatten dem Gefuche Granbündens in mäßigem Umfange und ohne Eon: 
jequenz für die Zukunft entiprechen wollen; neun Stimmen lehnten jede Berathung ab, vier blieben 
aus Mangel an Inſtruction unerörtert, während zwei Stände bie Frage folcher Entſchädigungen ganz 
allgemein behandeln wollten. 

XVII. Auch am 10. Juni 1812 fonnte weder für noch gegen das oben erwähnte Begehren bes 
Standes Graubünden eine Mehrheit von Stimmen erzielt werben. 

XVII. Ebenſo it die am 9. uni 1813 diesjalls ftattgehabte Verhandlung ohne Rejultat ge: 
blieben. 


C. Zeldzug von 1813. 


I. Am 20. November 1813 hat die Tagſazung, geſtüzt auf die Berichterftattung der bezüglichen 
Eommiffion über die Anträge des Bundeshauptes in Betreff der PVereithaltung und wirklicyen Un: 
wendung ber zu Handhabung der Neutralität erforderlichen Nationalträfte, folgende Beichlüffe gefaßt: 
1) Es ſoll von ſämmtlichen Ständen das einfache Truppencontingent von 15,200 Mann zu Bewachung 
und Beſchüzung der Schweizergrenze wirklich aufgeboten und zur Verfügung des Landammanns der 
Schweiz geftellt werden. 2) Auch das zweite Contingent von weitern 15,200 Mann iſt von allen 
Stäuden gehörig ausgerüitet in Bereitſchaft zu balten, damit der Landammann der Schweiz darüber 
nach Bebürfuig verfügen kann. Sollten aber die Umftände von der Dringlichkeit und Wichtigkeit fein, 
daß mehr als ein Dritttheil des zweiten Gontingents in Mctivität gerufen werden müßte, jo wird in 
diefem Falle der Landammann zugleich die Tagfazung wieder befammeln. 3) Für eben biejen Fall bes 
Aufgebotes des zweiten Contingents werden die Stände nachdrukſamſt aufgefordert, jezt ſchon ermitliche 
Sorge dafür zu tragen, daß auch das dritte Contingent unverzüglich organifirt, in den Waffen gejibt 
und in brauchbaren Stand gejtellt werde. 4) Sobald für die Sicherheit der neutralen Schweiz im 
Ganzen, oder auf Diefer oder jener Grenzlinie günjtigere oder minder dringliche Umſtände eintreten, 
indem 3. B. bie fremden Truppen jich von der Grenze entfernen, Winterquartiere beziehen, Waffenruhe 
halten, oder sFriedensunterhandlungen eingeleitet würden, u. dgl, jo wirb dem Bundeshaupt zur Pflicht 
gemacht, ohne auf untergeordnete Bedenken Rükſicht zu nehmen, die anfgejtellten Truppen nach Maßgabe 
der Umftände zu vermindern ober gänzlich zurüfzuzichen. 

U. Am 22. November hat die Tagjazung die Aufjtellung eines eibgenöffischen Obercommandos 
angeordnet und die Inſtruction für den Oberbefehlshaber feftgeiezt. Dabei wurde in Betreff ber 
Organiation des eidgenöffiichen Obercommandos Folgendes beichlofien: 1) Der General tritt jofort 
in Dienjt. Derjelbe wird den Corpscommandanten die erforderlichen und nach örtlichen Verhältniſſen allen- 
falls ausgedehnten Inſtructionen und Vollmadjten ertbeilen. 2) Der Oberjtquartiermeifter joll ebenfalls 
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in Activität gerufen und der Oberjtlriegscommifjär ernannt werden. Beide haben ihre Verrichtuugen 
iofort anzutreten. 3) In der Anftellung der Stabsofficiere joll nach den Grundjäzen des eidgenöſſiſchen 
Reglements verfahren, dabei aber nur die unerläßlic erforderliche, mit der Stärke der Truppen in 
verhältniß ftehende Zahl in Aetivität gerufen werden; ebenfo ſoll derjenige Theil des Artillerieftabs 
tinberufen werben, den das Bedürfniß erfordert. Der General wird über die Einberufung der Stabs- 
öfficiere dem Landammann der Schweiz feinen Vorſchlag und Antrag eingeben. — Die Inſtruction 
für den General lautet alfo: 1) Der General fteht unter den Befehlen der Tagjozung, und wenn 
dieielbe nicht verjammelt it, jo erhält er die verfafjungsmäßigen Weijungen des Landammanns der 
Schweiz. 2) Dem General ift der Oberbefehl über die eidgenöffiichen Truppen, welche bereits im eid- 
genöffischen Dienft jtehen oder künftig nad ben von der Tagjazung ertheilten Vollmachten aufgeboten 
werden, übertragen; diefe Truppen ftehen von dem Tage an, an welchem fie in eidgenöfftichen Dienft 
treten, unter dem Oberbefehl des Generale. 3) Der General wird als Befehlshaber der eidgenöſſiſchen 
Truppen alles Dasjenige thun, was, im Sinne ber erflärten Neutralität, die Sicherheit, die Un- 
hängigkeit und die Ehre des Vaterlandes erhalten und befürbdern fanı. 4) Die unter den Befehlen 
des Ghemerals ſtehenden Truppen jollen zu feinem andern Zwek als zu Behauptung der Neutralität 
gebraucht und in feinem Fall über die Echweizergrenzen geführt werben. 5) Alle zu Beichüzung und 
bertheidigung der Grenzen erforderlichen militärischen Dispofitionen find den Einfichten des Generals 
überlaffen und übertragen. 6) Zur Erhaltung der Mannszucht wird das von ber Tagſazung proviſoriſch 
angenommene Strafgeſezbuch eingeführt und beobachtet werden. 7) In Allen, was Zujammenziehung 
and Verlegung der Eontingentstruppen anbetrifit, ſoll, jomweit es der Zwek und die Umſtände erlauben, 
die größte Unparteilichkeit beobachtet werben. — Der General wird in allen Anftalten die größtmögliche 
Ötonomie beobachten, auf das Oberjtfriegscommifjariat Aufficht tragen und darüber wadyen, daß die 
demſelben ertheilte Inſtruction genan beobachtet werde, im Ganzen aber darauf jehen, daß es ben 
Truppen an feinen Bedürfniſſen fehle, auf der andern Seite aber die Einwohner nicht unbillig belaftet 
werden. 8) Der General wird allenfalls eingehende Hagen der Kantone über Unordnungen und Unbill 
unterjuchen und denjelben beftens abzuhelfen trachten, auch nicht geftatten, daß fich die Militärbehörben 
in die Givilgewalt der Kantone miſchen. 9) Die Bejoldung des Generals iſt auf 48 Franken, ſechs 
Mund: und acht Fouragerationen täglıd) feſtgeſezt. 10) Der General wird das Commando der Truppen 
auf Befehl der Tagjazung, oder des Landammanns der Schweiz, werm fie nicht verfammelt ift, jogleich 
niederlegen. 11) Der General wird ber jchmweizerifchen Eidgenofjenichaft den Eid der Treue und der 
frengen Beobachtung der ihm ertheilten Inſtruction ablegen. Er wird endlid am Ende feiner Ver- 
richtungen der Tagſazung darüber Bericht und Nechenjchajt ablegen. 

I. Ebenfalls am 22. November hat die Tagjazung mit allen Stimmen den Herrn General von 
Wattenwyl zum Oberbefehlshaber ernannt und bemjelben den vorgefchriebenen Pflidyteid abgenommen. 

IV. Ferner hat die Tagſazung am 22. November, da der eidgenöſſiſche Oberft Pelizzari geitorben, 
Oberft von Sartorn feine Entlajjung eingegeben und Oberft Müller zu andern Geſchäften verwendet 
worden ijt, auf den Antrag des Yandammanns der Schweiz die Zahl der eidgenöſſiſchen Oberjten ver- 
mehrt und zu jolchen ernannt bie Herren Yoh. Jak. Füßli von Zürich, Chriſtoph von Fleckenſtein von 
Lmcern, Fidel Heinrich von Hogguer von St. Gallen, Rud. Ejfinger von Bern, Enprian Fijcher aus 
Graubünden, Job. Herzog aus dem Nargan, Nepomuf von Schmid aus dem Yargau. — Gegen bie 
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vorjiehenden Ernennungen, „injofern durch diejelben ein bleibender militärifcher Charakter ertheilt werde", 
baben die Gejandtjchaften der Stände Teſſin und Waadt die am 26. September 1805 zu Prototoll 
gegebene Erflärung erneuert. 

V. Am 22. November ift von der Tagfazung einjtimmig Landammann Nillaus Heer von Glarus 
zum eidgenöffiichen Oberjttriegscommiffär ernannt und beeidigt worden. 

VI In Folge der getroffenen Anordnungen über die Aufftellung eidgenöffischer Truppen hat die 
Zagjazung am 20. November in Hinſicht der nöthigen Gelbmittel dem Landammann die Vollmacht 
ertheilt, die erforderlichen Geldbeiträge von jämmtlichen Ständen in dem Maße einzuziehen, wie bie 
Umjtände und das Bebürjniß es erheiſchen. Dabei erfuht Graubünden um Nachricht in Betreff 
der Beitfolge in Ablieferung feines Betreffniffes, weil die dortigen Finanzquellen, die lediglich in den 
Zollerträgniffen beftehen, bei den jezigen Zeitumjtänden beinahe gänzlich verfiegt feien, und Zürich, 
St. Gallen und Thurgau wünſchen, da durch genaue Handhabung des beftehenden Militärregle- 
ments und durch zwekmäßige Modificirung einzelner Beftimmungen besjelben jede dem Hauptzwek un- 
ſchädliche Erſparniß und Schonung der Hülfsmittel ihre Anwendung finden möchte. 

VI. Betreffend die am 26. November getroffene Verfügung wegen Verwendung der eidgenöſſiſchen 
Grenzgebühren zu außerorbentlichen militäriſchen Zweken, wird auf $ 116 des gegenwärtigen Reper- 
toriums verwieſen. 


$ 83. Invaliden und penſionirte Militärs. 


A. Am 21. Juli 1803 wurde eine Commiſſion niebergefezt, um zu unterfuchen, nad welchem 
Grundjaze die vorhandenen Jnvaliden und militärifchen Penfionen unter den Kantonen vertheilt werben 
follen. 

B. Auf den Antrag diefer Commiffion hat die Tagjazung am 24. Auguſt unter Vorbehalt ber 
Ratification über den vorerwähnten Gegenftand folgenden Beſchluß gefaßt: 1) Alle Invaliden und 
penfionirten Militärs, die jchon vor der Revolution Gnadengehalte bezogen haben, follen dieſelben ferner- 
hin von jenen Kantonen fortbeziehen, die ihnen dieſe Gnadengehalte zugeſprochen haben, indem es burch- 
aus billig ift, daß jeder Kanton für feine Kantonsbürger forge, einerjeits, und daß er anderfeits bie 
Dienfte zu belohnen fuche, welche ihm ausschließlich geleiftet worden find. 2) Es ſoll im Laufe diejes 
Jahres ein allgemeines Verzeichniß über die helvetiſchen Penftonirten und Invaliden aufgeftellt werben. 
Zu dem Ende wird jede Kantonsregierung von der Tagjazung aus eingeladen werben, dem Land- 
ammann der Schweiz mit möglichjter Beförderung die Namen und Heimathsorte aller derjenigen 
Invaliden und Benftonirten, welche ſich in ihren Kantonen aufhalten, tabellariſch einzuſchiken, nebſt 
Beichreibung des Vorfalls, bei welchem jene zum Kriegsdienft untauglich geworden, und bes Tages, 
Monats und Jahrs, unter welchen ihnen ihre bis dahin bezogene Penfion zuerkannt worden, deren 
jährlicher Betrag auch beftimmt werden muß. Diejen Tabellen müſſen noch fürmlicye Scheine beigefügt 
werden, die von den Verbienjten und Eigenichaften diefer Penfionirten zeugen, wodurch fie zu ihrem 
Gnabengehalt gelangt find. 3) Der Landammann ber Schweiz ift erſucht, aus biefen Kantons- 
verzeichniffen ein allgemeines verjertigen zu laflen, um eine Abjchrift davon in alle Kantone zu ver: 
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ichifen, welche alsdann durch Inſtructionen bei der nächſten Tagſazung ihre Gefinnungen in Betreff 
dieſer Benfionirten und Invaliden bejtimmt eröffnen werden. 4) Bis zur künftigen Tagjazung werben 
die Invaliden oder Penfionirten, weldye in einem Kanton der Schweiz ein Burgerrecht befizen, für 
ihren Unterhalt an diefen ihren Kanton gewiefen werben, wobei jedoch ber Kantonalregierung un- 
benommen bleibt, je nad) der Lage der Invaliden und Penfionirten, oder je nad; dem Verdienſte der— 
jelben, in dem Gehalte jelbit die gutfindenden Veränderungen vorzunehmen. 5) Was die von ber 
Gentralregierung aufgenommenen Invaliden und Benfionirten betrifft, weldye nicht Rantonsbürger oder 
welche Ausländer find, wird die ganze Eidgenoſſenſchaft denſelben ihre Gnadengehalte für diefes Jahr 
nach dem Maßjtabe der durch die Bermittlungsurfunde beftimmten Geldbeiträge jortbezahlen. Dem 
Landammann der Schweiz wird jedoch die Vollmacht ertheilt, und er wird jogar bejtimmt eingeladen, 
diejenigen aus den Lijten wegzulafien, die er als deſſen nicht würdig oder als ohme gerechte Ansprüche 
auf die Fortjezung ihrer Penſion anfehen würde. 6) Damit aber dieſe für ein Jahr jeitzufezende 
Bezahlung der Gnadengehalte feine fernere Koften nad) ſich ziehe, find ſämmtliche Kantone eingeladen, 
den im ihrem Gebiete ſich aufhaltenden oder doch in keinem Kanton verbürgerten Ynvaliden und 
Penftonirten während diefem Jahr, bis die nächſte Tagfazung darüber anders wird verfügt haben, 
ihre Gnadengehalte zwar nur auf Abrechnung ihrer in der Bermittlungsurfunde bejtimmten Gelbbeiträge 
zu bezahlen. 

Gegenüber diefer Schlußnahme haben wegen Mangel an nftruction die Kantone Uri, Schwyz, 
Zug, Glarus, Bajel, Appenzell und Graubünden ihre Comvenienz vorbehalten, und 
Zürich verwahrte ſich gegen jede Verpflichtung, welche die Tagfazung einem Kanton auferlegen würde, 
jenen helvetiſchen Invaliden, weldye in demfelben Kantonsbürger find, ihren Schalt auf ein Jahr zu 
bezahlen. R 

C. Am 18. Juli 1804 ift der vorjtehende Beihluß mit Mehrheit der Stimmen auf ein Jahr be 
ftätigt worben, 

D. Am 15. Juni 1805 hat die Tagfazung diejenigen helvetiichen Invaliden und Penſionirten, 
welche Angehörige eines Schweizertantons find, je dem betreffenden Kanton’ für Fortſezung ihrer Gnaden: 
gehalte zugewieſen und empfohlen. Betreffend jene Jnvaliden und Benfionirten, welche keine ſchweizeriſche 
Angehörige find, wurde ein definitiver Entſcheid auf die Tagſazung des Jahres 1806 verfchoben. In— 
zwiſchen find dieſe lezteren Invaliden denjenigen Kantonen, auf deren Gebiet fie wohnen, zur Berük— 
fihtigung empfohlen worden, während der Landammanı der Schweiz eingeladen wurde, ein genaues 
Berzeichniß derſelben mit allen möthigen Beilagen verfertigen zu lafjen. Bon einigen Gefandtichaften 
(Züri, Bern, Schwyz, Graubünden, Waadt) wurden abweichende Anſchauungen blos er: 
öffnet oder zu Protokoll gegeben. Ina. KIV 

E. Dit Tagjazungsbefhluß vom 7. Juni 1806 ift die angemefjene Berüffichtigung umd die fernere 
Unterftügung jener verhältnißmäßig wenigen helvetiichen Invaliden und PBenfionirten, die feine Schweizer 
find, definitiv denjenigen Kantonen überlafjen und anempjohlen worden, in deren Gebiet ſich diejelben 
bisanbin befunden haben. St. Gallen und Aargau hatten verlangt, es follen ſämmtliche aus: 


ländifche, von der helvetiichen Regierung penfionirte Invaliden aus der eidgenöſſiſchen Caſſe unterjtüzt 
werden. 
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$ 84. Verhältniſſe unter den Kantonen in gerichtlicher, polizeilicher 
und bürgerrechtlicher Beziehung im Allgemeinen. 


Am 29. Juli 1803 bat die Tagſazung auf den Bericht einer am 14. eingeſezten Commiſſion und 
unter Bezugnahme auf $ 40 des 20. Capitels der Vermittlungsacte nach dem Antrag des Standes Bern 
die Kantone ermächtigt, früher zwifchen ihnen bejtandene Übereinkünfte über Civil-, Polizeis, kirchliche 
und örtliche Gegenftände, infofern diefelben der VBermittlungsacte nicht zumwiberlaufen, zu ernenern und 
neue abzuschließen, unter der Bedingung jedoch, daß die abgejchloffenen Übereinkünfte der Tagjazung zur 

1004, xxn Kenntniß gebracht werden. 


A. Geridtlihe Berhältnife. 
$ 85. Forum des zu belangenden Schuldners. 


A. Am 18. Juli 1803 hat die Tagfazung auf den Antrag einer am 13. desjelben Monats nieder: 
gejezten Commiffion unter Natificationsvorbehalt das Forum des zu belangenden Schuldners nach dem 
vormals in der ganzen Eidgenoſſenſchaft beſtandenen Grundjaz dahin fejtgeftellt, daß der jäßhafte auf- 

1500, XIV rechtitehende Schuldner vor feinem natürlichen Richter geſucht werben müſſe. 

B. Diejer Grundfaz ift am 15. Juni 1504 von allen Kantonen, außer Solothurn und St. Ballen, 

definitiv genehmigt worden mit der Beitimmung, daß derjelbe als bleibende Regel des allgemeinen eid- 
1504, KIV genöſſiſchen Rechtes anerkannt und befolgt werden fol. 

C. Am 5. Juni 1805 wurde von Seite der Kantone Solothurn und St. Gallen die Er: 
Härung abgegeben, fie jeien am 15. Juni 1804 irrthümlich als diffentivend zu Protokoll bemerkt worben, 
indem fie dem oben erwähnten Grundfaz bereits damals ihre volle Zuftimmung ertheilt haben, was fie 

105, vi anmit beftätigen. 

D. Am 14. Juli 1808 iſt die Tagjazung über eine auf einen Specialfall gegründete Beſchwerde 
des Kantons Teſſin gegen den Kanton Lucern wegen Außerachtlaſſung des Eoncordats über Das 
Forum des zu belangenden Schuldners nicht eingetreten, fondern hat Teſſin mit feiner Beſchwerde an 
den Kanton Lucern felbit gewieſen, indem der Nechtspunft der Klage ganz geeignet jei, durch die Gerichte 

ısoa, xxxvr ſelbſt entjchieden zu werben. 


$ 86. Gerichtliche Betreibungen. 


A. Am 18. Juli 1803 find die Kantone durch die Tagjazung eingeladen worden, in Hinficht der 
gerichtlichen Betreibungen ein jchleuniges und minder Koftjpieligds Verfahren einzuführen, gemäß welchem 
iso, ıxxvı die Bürger aller Kantone den eigenen Angehörigen gleichgeftellt werden. 


($ 87) 179 


B. Auf den Antrag einer Commifjton hat die Tagfazung am 27. Juni 1504 Definitive Be— 
fimmungen über die gerichtlichen Betreibungen feſtgeſezt, die alfo lauten: 1) Es liegt in ben Befugniffen 
rdes Kantons, feine eigene Mechtspflege in Schuldbetreibungsſachen gejezlich zu beſtimmen; doch fo, 
daß alle Schweizer ungehemmter und gleicher Rechte genichen, als wie die Kantonsbürger jelbft. 2) Die 
Kantonalregierungen find eingeladen, dieſe Triebrechte möglichjt zu bejchleunigen und unkojtipielig ein: 
jurichten. 3) Die Kantone werden endlich gegen betrügeriiche Falliten entweder ſchon beſtehende Gefeze 
bandhaben, oder, wo feine ſolchen vorhanden find, das Erforderliche darüber feitzufezen erfucht. 

C. Am 5. Juni 1805 hat die Tagjazung in Bezug auf die im lezten Fahr gefahten Beftimmungen, 
weiche eigentliche Wünſche und blos in der Competenz der Kantonalgewalt liegen, gefunden, daß diejelben 
als ſolche auch durch den diesjährigen Abſchied bejtätiget werden können, und zwar in dev Hoffnung, 
es werden in den Kantonen, wo für eine einfache, wenig Foftjpielige Einrichtung der Triebrechte und 
Beitrafung betrügerifcher Falliten noch nicht hinlänglicy geforgt worden, die Regierungen ſich angelegen 
jein laſſen, nach und nad) darauf abzwelende heilfame Verfügungen zu treffen. 


$ 87. Concursrecht in Fallimentsfällen. 


A. Am 18, Juli 1803 find die Kantone eingeladen worden, der Tagſazung des Jahres 1804 An— 
träge für Einführung eines allgemeinen Concursrechtes einzugeben und gegen fraudulöje Bankerottirer 
härtere Mafregeln zu ergreifen. s 

B. Am 15. Juni 1804 ift ein als dringend nothwendig erfanntes Concordat, betreffend das 
Concursrecht in Fallimentsfällen, durch die Mehrheit der Kantone unter Ratificationsvorbehalt an— 
genommen worden. Folgendes ijt ber Wortlaut desjelben: 1) In Fallimentsfällen werden alle 
Schweizer, ſowohl in verpfändeten als laufenden Schulden, in der privilegirten und der allgemeinen Claſſe, 
nach gleichen Rechten behandelt und collecirt, als wie die Bewohner des Kantons jelbit, in welchem der 
Geldstag vorgeht. 2) Zwifchen denjenigen Kantonen, welche dieſer Verkommniß beitreten, dürfen nad) 
ausgebrochenem Falliment keine Arrejte auf beweglidyes Eigentum des Falliten anders alt zu Gunjten 
der ganzen Schuldenmafje gelegt werden; und endlich 3) Dieje Beftimmungen find einzig zwiſchen ben 
beitretenden Kantonen gültig, und zwar von dem Augenblit an, wo der Landammanı ber Schweiz ben 
Kantonen das Verzeichniß der beigeiretenen mitgetheilt haben wird; zu dem Ende hin der Landammann 
diefen Beſchluß den Kantonen zuzufenden und ihre Beitrittserlärung bis 1. Januar 1805 einzufordern 
erjucht iſt. 

Der Kanton Waadt ift der lezten Beitimmung biefes Concordats nicht beigetreten. Zürich bat 
ſich gegen die nicht beitretenden Kantone vollfommene Reciprocität vorbehalten. Ferner haben ſich Baſel, 
Schaffhauſen, St. Galllen und Aargau vorbehalten, mit denjenigen Stantonen, welche dem 
allgemeinen Concordate nicht beitreten jollten, bejondere Verlommniſſe abzuſchließen. 

C. Am 5. Juni 1805 ift das voriges Jahr unter Ratificationsvorbehalt angenommene Eoncordat 
(in dem Verftande jedoch, daß die Gleichheit in Eollocationen und Concurſen, weldye ber eine Kanton 
den Einwohnern des andern gejtattet, nach den bejondern Geſezen des Kantons, wo das Falliment 
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ausbricht, zu verftehen ſei) definitiv angenommen worden durch die Kantone Urt, Unterwalden, 
Lucern, Zürid, Zug, Bern, Bafel, Schaffhauſen, St. Gallen, Graubünden, War: 
gau, Thurgau und Teſſin, ebenfo Waadt, von lezterm Kantone jedoch mit einer Einwendung 
gegen den dritten Artikel desfelben, weldyer überflüffig jei. Gegen die diffentirenden Kantone wurde von 
den concordivenben Gegenredht vorbehalten und das angenommene Eoncordat fofort in Bollziehung ge: 
ſezt. — Die Kantone Schwyz und Freiburg haben das Concordat nicht vatiftcirt, fondern jich 
Eonvenienz und Gegenrecht vorbehalten. Solothurn wollte nur mit denjenigen Kantonen concordiren, 
deren Gejezgebung für die Glänbiger eben jo günftig fei, als feine eigene. Appenzell nahm bie 
Berhandlung ad referendum und Glarus behielt fich fgätern Beitritt vor und wird inzwiſchen gegen- 
über den Concorbatstantonen nad) bisheriger Übung verfahren. 

D. Am 6. Juni 1806 haben die Kantone Freiburg, Solothurn und Appenzell dem am 
5. Juni vorigen Jahres in Rechtskraft erwachſenen Eoncorbate über das Concursrecht in Falliments: 
fällen die Natification ertheilt. Schwyz und Glarus dagegen mußten auch jezt wieder im Hinblik 
auf ihre eigene Gejezgebung, die mit den Grundſäzen des Concordats nicht übereinftimme, den Beitritt 
verweigern, erjteres jedody unter der Erklärung, dab im Kanton Schwyz Fremde wie Kantensbürger 
gleidy gehalten werden. In der Hoffnung jedoch, die beiden Stände werben um des Vortheils eines 
allgemeinen Einverftändniffes willen, und da ja durd das angetragene Concordat den Rechten der 
Kantone im Wefentlihen fein Abbruch gefchehe, ſich doch noch an die Mehrheit ihrer Bundesbrüder an- 
fchließen, hat die Tagfazung diejelben nochmals dringend zum Beitritt aufgefordert. — Auf den Antrag 
Lucerns ift im Fernern der Wunſch in den Abichied aufgenommen worden, daß alle rükſichtlich anf 
Eoncurje und Eollocationen bejtehenden Eivilgefeze, gleichwie die allfälligen Abänderungen derjelben, in 
das eidgenöſſiſche Archiv niedergelegt und jämmtlichen Kantonen gegenfeitig mitgetheilt werben follen. 

E. Am 3. Juni 1807 ift die vorftchende Einladung an die Kantone Schwyz und Glarus, 
die abermals aus den gleichen Gründen den Beitritt verweigerten, ernenert worden, Dagegen wurde 
der voriges Jahr auf Antrag Lucerns in den Abjcied genommene Wunſch in Betreff der gegenfeitigen 
Mittheilung der auf Eollocationen und Goncurfe bezüglichen Eivilgefeze und deren Niederlegung ins eid» 
genöffische Archiv mit Rükſicht auf die Beſchwerlichkeit der Sache wieder bejeitiget. 

F. Am 7. Juni 1808 hat die Tagfazung die vom Kanton Schwyz hinſichtlich des vorwürfigen 
Concordats abgegebene Erklärung, daß bezüglid) der Gleichheit der Behandlung der andern Schweizer: 
bürger mit den eigenen Kantonsangehörigen bei ihm fein Unterfchied gemacht werde, daß dagegen, wenn 
die Intention des Eoncordats noch weiter gehe, Schwyz bei feiner Gefezgebung verbleiben und fich bie 
Eonvenienz vorbehalten müffe, ad referendum genommen, damit jeder Kanton felbit einjehen möge, was 
ihm weiter deshalb vorzufchren obliegt. Glarus hinwieder, das in Rükſicht der im dortigen Kanton 
bejtehenden gefezlichen Berorbnungen über das Weibergut und den Rükfall dem Eoncordat fern geblieben 
ift, ſich aber bereit erflärt hat, auf den Grundfaz der Meciprocität mit allen Kantonen befondere Ber: 
kommniſſe abzujchließen, was gegenüber St. Gallen bereits geſchehen ift, wird neuerdings auf das nad)» 
drüflichite zum Beitritt aufgefordert. 


ss) " * 


$ 88, Effecten eines Falliten, 
die ald Brand in einem andern Kantone in Greditorshänden liegen. 


A. Am 14. Juli 1808 hat die Tagfazung den Antrag Zürichs auf Feſtſtellung des Grundſazes, 
da die bis auf kurze Zeit beftandene, für die Concurrenz- (Eoneurs) Verhältniffe vortheilhafte Übung 
wieder allgemein fejtgejezt und die nachtheilige Zerfplitterung und Sönderung einer kaufmänniſchen 
Eoncurrenzmaffe dadurch verhütet werde, daß jeder Creditor, der im Beſiz von einem Falliten zus 
fändigen Effecten fich befindet, verpflichtet jein folle, feine Anfprache auf foldye Effecten vor dem com- 
petirlichen Auffallsrichter in loco der Hauptmafje vindieiren zu laſſen, ad referendum et instruendum 
in den Abjchied aufgenommen. 

B. Am 17. Juni 1809 iſt der vorjtehende Antrag an eine Commiffion zu näherer Prüfung ge 
wieſen worben. 

C. Auf den Borjchlag diefer Commilfion wurde am 27. uni der Entwurf eines Concorbates 
theils ad ratificandum, theils ad referendum genommen, während Zürih und St. Gallen ihre 
inſtructionsmãäßigen Eröffnungen zu Protokoll gaben. Der Eoncordatsentwurf lautet alfo: 1) Es follen 
in Fallimentsfällen alle einem Fallit zugehörigen Effecten in bie Hauptmaſſe fallen, joldhe mögen liegen 
mo fie wollen; unbefchabet jedoch den darauf haftenden Rechten und Anfprücen des Inhabers. 2) So 
et indeß der Fall eintritt, daß bei joldyen Effecten, die in einem andern Kanton als in jenem, bem 
der Fallit angehört, liegen, entweder das Eigenthum derſelben oder die Hypothek oder das Pfandrecht 
darauf von ber Fallimentsmaſſe in Streit gezogen wird, jo ift felbige gehalten, ihre behauptenden Rechte 
vor dem competirlichen Richter desjenigen Kantons geltend zu madjen, in welchem die Effecten fich befinden, 

D. Am 7. Juni 1810 ift der Ieztjährige Concordatsentwurf ratificirt worden durch die Kantone 
Uri, Lucern, Bern, Zug, Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffhaujen, Gran: 
bünden, Thurgau, Tefjin und Waadt, fowie Appenzell-Auferrhoden, und es find 
alio für diefe die vereinbarten Grundfäze in volle Kraft eines Vertrages erwachſen. Die Voten ber 
diifentirenden Kantone find im Protokoll enthalten. Beſonders bemerfenswerth tft darımter das Votum 
St. Gallens. Das Concursrecht-Concordat, jagt es, enticheide über den Grundfaz deutlich genug; 
iene Effecten aber, über welche ein anderer Pfandbefizer entweder Abtretung des Eigenthums ober ver: 
willigtes Pfandrecht behauptet, feien keine Tiquiden Effecten des Falliten mehr. Die Approche auf bie: 
jelben, folglich auc) die Beweisführung, gehöre nach allgemeinen Rechten vor denjenigen Richter, hinter 
welchem der angeiprochene Befizer gefeffen ift, und nicht vor den Auffallsrichter, welcher in ſolchen 
Fällen nicht anders als das Forum des Klägers und Anfprechers ſei. St. Gallen finde aber, daß 
es hinlänglich jei, diefe Anfichten im Allgemeinen geäußert zu haben, und wolle daher nicht ein zu 
verihiedenen Deutungen Anlaß gebendes Concordat abichließen, wodurch oft der civilrichterlihe Gang 
durch Erläuterungsforderungen und Weitersziehung an die Tagſazung behindert werden dürfte, 

E. Am 11. Juli 1811 bat der Kanton Aargau die Ratification des vorerwähnten Eoncorbats 
erflärt, j 

F. Betreffenb einen auf einen Specialfall bafirten Anſtand zwifchen den Kantonen St. Gallen 
und Appenzell» Junerrhoden, hinfichtlih der Fallimentsmaſſe eines im Kanton St. Gallen 
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niedergelafjenen Angehörigen von Appenzell-Innerrhoden, wurden diefe Kantone am 15. Juli 1813 von 
der Tagfazung zu freundichaftlider Berftändigung gewieſen. — Bei diefem Anlaffe zeigte ſich, daß eine 
der jchmierigften Fragen des eibgenöffifchen Staatsrechts weder durch Beichlüfje, noch durch Eoncorbate 
entjchieden fei, bie Frage nämlich, am weldem Orte die Hauptfallimentsmaffe eines Niedergelafjenen, 
ob an feinem Wohnfiz oder im feiner Heimath, gebildet, ob alles Vermögen desfelben, wo e8 auch 
liegen möge, bewegliches und unbeweglidies Eigenthum, zu diefer Hauptmaffe gezogen, oder ob in Hin- 
fiht des liegenden Guts überhaupt und ber Hnpothefen insbefondere eine Ausnahme fejtgejezt werden 
ſolle? Hierüber nun machten ſich in der Discuffion verfchiedene Anfichten laut, und es wurde jchlieh- 
lich in das Mehr gejezt: 1) zu erflären, „daß bie Hauptfallimentsmaife an demjenigen Orte ſolle 
gebildet werden, wo das wahrhafte Domicilium des Falliten geweſen iſt“, und 2) ob es der Tag» 
jazung belieben wolle, zu entjheiden, „daß alle Güter, wo jelbe auch liegen mögen, in dieje all— 
gemeine Auffallsmaſſe fallen, oder aber, daß Modificationen oder Ausnahmen von dieſer Negel 
Plaz finden follen?" Die Abjtimmung ergab für 1 die Zuſtimmung von $’/, Ständen unter Rati— 
ficationsvorbehalt, während fieben ihn ad referendum nahmen und 3"/, nicht beiftimmten; für 2 
erflärten achtzehn Stimmen die Neferendumsnahme; zwei Kantone wollten in ben Gegenjtand nicht 
1513, xiii eintreten. 





$ 89. Gegenfeitige Stellung der Zeugen in Givilfachen. 


A. Am 5. Juli 1808 tft der Autrag des Kantons Solothurn auf Abſchluß eines Concordates 

os, xxxvt ber gegenfeitige Stellung der Zeugen in Eivilfachen in den Abſchied gefallen. 

B. Am 20. Juni 1809 hat die Tagfazung über diefen Gegenftand, im Vertrauen auf die freund- 
ſchaftlichen Gefinnungen dev Kantonsregierungen und nicht zweifelnd, daß von denfelben und von ihren 
untergeorbneten Behörden allemal dasjenige würde bereitwillig zugejtanden werden, was nach Beſchaffen- 
heit der Umftände zu Erleichterung der Yujtizadminiitration in jedem vorkommenden Fall zuträglich 
und erforderlich fein könnte; und da ferner die alte eidgenöſſiſche Übung einerfeits die Ablegung des 
Zeugniffes vor dem natürlichen Richter des Zeugen fejtgejezt hat, anderfeits bie perfönlicye Stellung 
des leztern in aufßerordentlichen Fällen micht ausichließt, und in biefem Fall die Entichädigung des 
Zeugen auf Kojten desjenigen, der ihn gerufen, allgemein billig erachtet wird, mit vierzehn Stimmen 
erkannt, es bei diejer alten Übung und bei den eigenen freundeidgenöffishen Verfügungen der Kantone 

1800, VII bewenden zu lajjen. 


GM. Gültigkeit der endlichen Urtheilsſprüche der helvetiſchen 
Gerichtshöfe. 
In Folge eines ſtreisſchreibens des Landammanns der Schweiz an die Kantone (vom 14. April) 
hatte ſich die Tagfazung in der Sizung vom 14. Juli 1806 mit der Frage über die Nechtsgültigkeit 
der von ben helvetifchen Gerichten gefällten Urtheilsſprüche zu beichäftigen, und fie fahte über den 
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Gegenftand folgendes Conclufum: „Die Tagſazung, im Namen der hohen Stände der Eidgenofjen- 
ihaft, anerkennt den Grundjaz, daß die zu Zeiten der helvetifchen Regierung von dem oberften Gerichts: 
bof in Civilſachen erlaffenen endlichen Urtheilsiprüche, worüber nach damaligen Geſezen weder Weiters: 
siehung vor eine höhere Juftanz, noch Recurs, noch Revifion hätte ftatthaben können, in Kraft ver- 
bleiben und von den löbliden Kantonen gehandhabt werden ſollen.“ Gegenüber dieſer Schlugnahme 
erfolgten von mehreren Seiten Vorbehalte und Einwendungen im Hinblit auf die ſouveräne Stellung 
der Santone, 1506, xxxv 


B. »Poflizeilihe Berhältnife. 


$ 9. Goncordat wegen gegenfeitiger Auslieferung der Ausreißer 
aus bejoldeten Kantonstruppen. 


A. Am 10. Juni 1805, bei Anlaß der definitiven Annahme der Vorſchrift über die Militär- 
werbungen in capitulationsmäßigen Meilitärdienft (fiehe $ 123 des gegenwärtigen Repertoriums), hat 
der Kanton Bajel den Wunjc geäußert, es möchte wegen gegenfeitiger Auslieferung der Ausreißer aus 
befoldeten Kantonstruppen ebenfalls eine Beftimmung aufgejtellt werben. 1505, KILL 
B. Am 6. Juni 1806 haben die Kantone Uri, Unterwalden, Lucern, Bürid, Glarus, 
Bern, Zug, Freiburg, Solothurn, Bajel, St. Gallen, Graubünden, Aargau, 
Thurgau, Tejiin und Waadt, fowie Schaffhauſen mit dem Vorbehalte ber Konvenienz, 
wenn der Auszuliefernde ein eigener Kantonsangehöriger wäre, ein Eoncordat über den vorliegenden 
Gegenftand eingegangen, indem die Gejandtjchaften berjelben ertlärten, ihre rejpectiven hohen Kantons- 
obrigfeiten hätten den Grundſaz angenommen, „daß die gegemfeitige Auslieferung der Ausreißer auf 
diejenigen der bejoldeien Stantonstruppen, feien es Landjäger und Polizeihäfcher, jeien es eigentliche 
Standescompagnien, ausgedehnt werde, in dem Verjtande jedoch, daß im feinem Falle dem Kanten, 
welcher die Auslieferung leitet, diesfalls Koften aufgebürdet werden können“. 1806, XVIl 


$ 9. Ausichreibung, Verfolgung, Feſtnahme und Auslieferung 
von Verbrechern oder Beichuldigten. 


A. Durch Artikel 8 des Bundesvertrags war bejtimmt: es fünne fein Kanton weder einem gejezmäßig 
verurtheilten Berbredyer, noch einem Beklagten, der nach dem gefezlihen Formen belangt werde, eine 
Freiftätte gewähren. — 

B. Mit Rülſicht auf den Umſtand, daß in Abgang der nöthigen Gefängniſſe und Zuchthäuſer in 
den meiſten Kantonen vortheilhaft wäre, wenn den Regierungen die Möglichkeit nicht benommen würde, 
die Miſſethäter, welche den Tod nicht verdient, auf irgend eine Galeere, ſei es in Frankreich oder in 
Italien, unterzubringen, hat am 14. Juli 1803 die Tagſazung den Landammann der Schweiz eingeladen, 
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bie diesfalls nöthigen Unterhandlungen anzubahnen und mo möglid) den Kantonen, welche es bedürfen 
möchten, die Möglichkeit auszumwirten, ihrer Verbrecher auf diefe Weife unter den hernach zu treffenden 
Ist, xv Bedingungen los zu werben. 

C. Am 19. Juli 1803 ift auf den Antrag von Bern und Bafel eine Eommiffion beauftragt 

worden, die Frage, betreffend die Auslieferung der Verbrecher und die gegen diejelben vielfach übliche 
1808, XVI Strafe der Zandesverweifung, zu bequtadhten. 

D. Auf den Antrag der Commiſſion hat die Tagjazung am 2. Auguft über diefen Gegenjtand 
folgenden Beſchluß unter Ratificationsvorbehalt gefaßt: 1) Jeder Eriminalverbredher ohne Anſehen 
feiner Heimath, er mag verfolgt, angehalten oder ſonſt vorfindlid fein, muß auf die Aufjorberung 
eines Kantons, wenn Indicien eines in deſſen Gebiet verübten Eriminalverbredens auf ihm liegen, 
demfelben ohne andere Abgabe, als die Azungs- und Abführungsunkojten, und ohne daß eine Gegen- 
rechtsbefcheinung erforderlich ſei, abgeliefert werden, umb bei Zufammentreffen mehrerer requirirender 
Kantone, vorzugsweiſe jenem, in dem er des jchwereren Verbrechens beichuldiget iſt. Jedem auf Leib 
und Leben Angeflagten aber müfjen Geijtlicye feiner Religion angetragen und ſowohl vor als bei der 
Hinrichtung geftattet werden. 2) Diebe und andere der öffentlichen Sicherheit gefährliche Verbrecher 
dürfen nicht anders als über die Grenzen der ganzen Schweiz verwieſen werden, bis wohin fie ein 
Kanton dem andern abzunehmen hat. Wenn aber Einheimische wegen unmoraliſchen Betragens oder 
minder gefährlichen Vergehen mur ihres Kantons verwiejen würden, muß die Verweifung und die Ber- 
anlafjung zu derjelben allen Kantonen kundgemacht werden, bamit jeder urtheilen künne, ob er dem 

1808, xvi Zanbesverwiefenen den Aufenthalt gejtatten wolle oder nicht. 

E. Am 11. Juli 1804 ift der vorftehende Beſchluß durch die Natification der Kantone in Kraft 
erwachſen. Nur Schwyz wollte in Hinficht der Auslieferung bei der alten Übung verbleiben. — Ju 
Betreff des bei diefem Anlaß von der bernijchen Geſandtſchaft gemachten Antrags, es möchten jeweilen 
die Signalemente in genügender Anzahl den Kantonen gedruft mitgetheilt werden, damit die Arbeit der 
Abſchrift unterbleiben und die Publication raſcher erfolgen fünne, wurde zwar das Zwekmäßige einer 
folhen Verfügung anerkannt; dennoch aber konnte in Rülkſicht der Berjciedenheit der Sprache und des 
Mangeld an Drufereien in einigen Kantonen eine allgemeine Verordnung nicht bejchlojjen merben, 

1, Xu jondern es wurde den Stantonen überlaffen, ſich mit einander über diejen Gegenjtand zu verftändigen. 

F. Am 11. Juli 1805 iſt der Antrag bes Kantons Glarus, es möchte in Betreff der gegen: 
feitigen Mittheilung der Signalemente eine zwelmäßigere Einrichtung getroffen werden, wodurch jowohl 
eine fchnelle Bekanntmachung als die Vereinfachung der daherigen Arbeiten erreicht würbe, ad referendum 

os, xLvu et instruendum in ben Abſchied niedergelegt worben. 

G. Am 16. Juli 1805 hat der Kanton St. Gallen bie mit ben Kantonen Zürih, Thur: 
gau und Appenzell: Außerrhoden abgejchloffenen Verlommniſſe über gegenfeitige Auslieferung 
von Berbrechern und Lambdftreichern vorgelegt. Da der Inhalt diefer Bertommniffe der Bundes: 

1805, XLvI verfaſſung in feiner Weife zuwider ift, hat die Tagſazung diefelben lediglich zu den Acten gelegt. 
H. Die Tagjazung des Yahres 1806 hat am 14. Juni die Frage über zwekmäßigere Einrichtung 
1906, xxxıv in Betreff der Signalemente an eine Commiffion zur Vorprüfung gewieſen. 

J. Der von der Commiſſion vorgelegte Entwurf über die Ausstellung der Signalemente ift ſodann 

ıo0, xxxıv am 12, Juli ad referendum genommen worden. 
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K. Ebenfalls am 12. Juli hat die Tagſazung, betreffend die Strafe der Landesverweilung, auf 
den Bericht hin der nämlihen Commiſſion die Kantone aufgefordert, dem biesfalls am 2. Auguft 1803 
gefaßten Beichlufje über diefen Gegenftand nachzufommen und die verwiefenen Diebe und andere öffent- 
liche Verbrecher über die Schweizergrenze transportiven zu laffen, bis wohin fie ein Kanton dem andern 
abnehmen fol. Bon einheimischen, wegen unmoraliſchen Betragens oder anderer geringer Vergehen 
balb nur aus dem Heimathfantone Berwiefenen foll den andern Kantonen zu ihrem Verhalt Anzeige 
gemacht werben. 1806, KKXIV 

L. Am 12, Juni 1807 ift der Ieztjährige Entwurf eines Formulars, betreffend die Signalemente, 
von der ZTagfazung nach einftimmiger Inſtruction aller Kantone genehmigt worden. Gemäß diefem 
Entwurf follen die Signalemente Folgendes enthalten: 1) Namen, Vornamen und den allfälligen Zu: 
oder Jaunernamen. 2) Den Geburts: und lezten Aufenthaltsort, fanımt Anzeige, in welcher Landes- 
hoheit diefer Ort liege. 3) Das Alter. 4) Die Höhe, und zwar mit der beftimmten Anzeige, weldyes 
Maß zu Grunde Liegt. In diefer Hinficht dürfte zwekmäßig fein, wenn der Pariferfuß von 12 Boll 
dafür überall beliebt würde. 5) Farbe der Haare und Augenbraumen, und der Augen. 6) Geitalt 
der Stirme. 7) Eine genaue Beſchreibung der übrigen Gefichtstheile, und befonders der Zähne. 8) Die 
Figur des Körpers, und allfällige befondere Merkmale an demfelben. 9) Die Kleidung. 10) Das 
Verbrechen, dejjen der Signalifirte befchuldiget oder verurtheilt worben ijt. 11) Die Behörde, wohin 
er im Betretungsfalle zu liefern ift. 12) Den Ort, das Datum und die Anzeige der Behörde, welche 
das Signalement ausgejtellt hat. 1807, XXVIL 

M. Ebenfalls am 12. Juni ift der Antrag des Kantons Aargau, Schweizerbürger künftig nicht 
mehr zur Verbannung aus der jchweizerifchen Eidgenoſſenſchaft zu verurtheilen, ad referendum et 
instruendum in den Abſchied niedergelegt worden. Gleichzeitig wurden ſämmtliche Kantone eingeladen, 
den Beſchluß vom 2. Auguſt 1803, betreffend die Landesverweifung, genau zu vollziehen. Das aar- 
gauiſche Votum enthält der Abjchied in folgenden terminis: „Die Gefandtichaft des Kantons Aargau 
macht bei diefem Anla& den Antrag, daß fämmtliche hohen Stände ſich doch einmal verjtehen möchten, 
die Berweifungsftrafe aus der Eidgenoſſenſchaft nicht ferner auf Schweizerbürger anzuwenden. — Diefe 
Beitrafungsart fei für die Grenzlantone von einer Laft und foldy' koftipieligen Folgen, daß die Klagen 
dagegen nur allzu gegründet feien. Verbannte dieſer Art werden, wenigſtens in den deutſchen Staaten, 
nicht mehr geduldet, jondern wieber über die Grenzen und in die Schweiz zurükgewieſen, wo fie nicht 
jelten in ben Grenzkantonen zu allerlei Verbrechen gleichjam genötbiget werden, und auch mit an- 
geftrengter Wachſamkeit und Foftipieligen Polizeianftalten nicht immer erreicht werden fünnen; wenn fie 
aber auch in diefem Falle zu wiederholten Malen über die Grenze geführt werden, fo erheben ſich 
darüber von Seite der benachbarten Staaten Klagen und Vorwürfe, die der jchweizerifchen Juſtizpflege 
feineswegs zur Ehre gereichen; auch fei in der That diefe Beitrafungsart zwekwidrig, zweflos, un— 
eidgenöſſiſch und ungerecht gegen benachbarte Staaten. — Sie ſei zwehridrig, weil fie dem mohlthätigen 
Zwek der ftrafenden Gerechtigkeit zumwiderlaufe, indem diejer Zwek darin beftehe, daß das Berbrechen 
geitraft, der Verbrecher gebefjert, die Gejellichaft vor ihm fichergejtellt, und durch feine Beitrafung ein 
abjchrefendes Beifpiel aufgeftellt werde. Nun aber fei e8 auffallend, da durd die VBerbannungsurtheile 
fein einziger dieſer Zweke erreicht, fondern der Verbrecher durch die Landesverweifung gezwungen ſei, 
ein noch größerer Verbrecher zu werden. Üüberdies laſſe ſich doch gewiß; kaum etwas Unbrüderlicheres 
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denfen, als daß ein Kanton feine Yuftizpflege anf Unkoſten bes andern ausübt, welches mut den Ver— 

bannungsurtbeilen handgreiflich der Fall jei. Ebenſo ungerecht ſei endlich diefe Beitrafungsart gegen 

benachbarte Staaten, melden bie einheimischen Verbrecher zugewiejen und aufgebürbet werden wollten. 

Die Staaten können ebenfo wenig als ber Privatmann das Recht haben, das Unkraut, das er aus 
1607, xxvin feinem Garten wegichaffe, in den feines Nachbars zu verpflangen.” 

N. Als in der Sizung vom 27. Juni 1808 der voriges Jahr von Aarganı geftellte Antrag in 
Betreff der Landesverweifung zur Behandlung fam, und die Frage in Abmehrung gebracht wurde, ob 
die Tagſazung über den Antrag, fei es durch fernere Berathung, fei es durch vorläufige Commiſſional- 
unterfuchung, eintreten wolle oder nicht, haben nur zwölf Stimmen, nämlid; Solothurn, Schaffhauſen, 
St. Gallen, Yargau, Waadt, Thurgau, Appenzell und Zürich, fich bejahend erflärt. Nach der Mehr— 
heit blieb demnach die Sadye für einmal auf ſich beruhen. Angeſichts diejes Nejultats erklärten War: 
gau, Schaffhbaufen und Thurgau zu Protokoll, daß ihnen nun fein anderes Mittel übrig 
bleibe, als foldye Berbannte, wenn fie in ihrem Kanton aufgegriffen würden, mit Nachholung der 
Koften demjenigen Kanton zuzuführen, welder das Verbannungsurtheil über fie ausgeiprochen hätte, 

In Betreff eines bei diefem Anlaß von Lucern gemachten Anzuges auf Errichtung einer gemein: 
ſchaſtlichen Zuchtanftalt, fei es für alle Kantone oder nur für die, welche dermalen noch dergleichen 
Einrichtungen entbehren, hat die Tagjazung mit fünfzehn Stimmen erkannt, es den Kantonen jelbjt zu 
überlaffen, diefen wichtigen Gegenjtand unter ſich durch vorläufige Correſpondenz zu erörtern, mit dem 
Beifügen jedoch, daf die Tagjazung es jehr gerne fehen würde, wenn durch ein ſolches Einverjtändniß 
dem in Staats: und Polizeihinficht jo nachtheiligen Mangel an Zuchtanftalten in vielen Kantonen ab- 

1806, x geholfen werden könnte. 

0. Am 23. Juni 1808 wurde in Folge einer bezüglichen Anregung feitens des Kantons Tefjin 
eine Commiſſion niebergejezt, um ein Concordat zu entwerfen über Ausſchreibung, Verfolgung, Feſtſezung 
und Auslieferung von Verbrechern und Beichuldigten, jowie über Zeugenverhöre und über Rejtitution 

1s08, XI geftohlener Gffecten. 

P, Darauf ift am 1. Juli ber von der Commiſſion ausgearbeitete Entwurf eines ſolchen Eon- 
cordates von der Mehrheit der Kantone unter Natificationsvorbehalt angenommen worden. Folgendes 
ift der Wortlaut desfelben : 

1) Wenn Perſonen, die wegen eines Criminalvergehens entweder bereits beftraft oder eines ſolchen 
befchuldigt find, aus dem Kanton, wo fie ihre Strafe auszuftehen haben, oder wo bie Unterfuchung des 
angejchuldigten Verbrechens vorgenommen werden joll, entweichen, jo jollen joldye laut beftehenber Vor— 
fchrift ordentlicher Weije durch jürmliche Stefbriefe oder Signalements verfolgt werden. 

2) Die Signalements folder Flüchtlinge fowohl als diejenigen der Verwieſenen jollen nad) der durch 
den Tagſazungsbeſchluß vom 14. Juni und 12. Juli 1806 vorgejchriebenen Form abgefaßt und einzeln 
oder bogenweiſe in einer hinreichenden Anzahl ſämmtlichen Kantonen zu Handen ihrer Bolizeiangejtellten 
mitgetheilt werben. 

3) Auf ſolche durch Stefbriefe Verfolgte oder Ausgeſchriebene lafjen die Regierungen ſämmtlicher 
Kantone achten und auf den Fall der Entdelung diejelben verhaften. 

4) Bon dem erfolgten Berhaft ſoll ſogleich derjenigen Regierung, welche die Ausjchreibung oder 
den Stefbriej erlaifen hat, Belanntichaft gegeben und berjelben, injoferne fi der Ausgeſchriebene keines 
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größeren Verbrechens in einer andern Botmäßigkeit ſchuldig gemadyt hat, die Auslieferung angetragen 
werben. 
5) Ebenfo joll die Auslieferung folder Verbrecher, welche noch nicht ausgejchrieben, aber im Ber: 
folg der gerichtlichen Unterfuchung eines im einer andern Botmäßigfeit begangenen Eriminalverbrechens 
geftändig wären, von der betreffenden Regierung derjenigen, in deren Gebiet das grüßere Verbrechen 
begangen worden, angetragen werben. 

6) In folgenden befonderen Fällen find die Polizeidiener eines Kantons beredtigt, Verbrecher in 
andere Kantone zu verfolgen und fie allda anzuhalten: 

a. Wenn Polizeidiener, in Berfolgung der Spur von flüchtigen Verbrechern oder Bejchuldigten, 
auf die Grenze der Botmäßigfeit, welcher fie angehören, fommen und durch eine noch jo kurze Zögerung 
diefe Spur verloren gehen, hiemit die gemeine Sicherheit durch Entweihung der verfolgten Perſonen 
Gefahr laufen würde. In diefem Fall find die verfolgenden Polizeidiener verpflichtet, id) vor dem auf 
ihrem Weg zunächſt befindlichen Polizei» oder Gemeindsbeamten des benachbarten Kantons zu ftellen 
und von ihm bie in feinem Fall zu verweigernde Bewilligung und allfällige Handbietung zur fernern 
Nachſezung zu begehren. 

b. Wenn Polizeidiener eines Kantons, welche ſich mit Transport» oder dergleichen Befehlen in einen 
andern Kanton begeben, in demjelben zufällig Nusgefchriebene zu Geſicht befommen. 

c. Wenn Gefangene auf dem Transport entweichen würden. 

7) Bedarf der verfolgende Bolizeidigger außer dem Kanton einige Hülfe zur Arretirung, Escortirung 
oder ſonſt, jo joll ihm diejelbe auf Vorweiſung eines Befehls, oder fonjtige Legitimation, von jämmts 
lichen Bolizeidienern oder Ortsbeamten unvermeigerlich geleiftet werden. it diefe Hanbbietung momentan, 
jo wird fie unentgeltlich geleiftet; follte fie aber won Dauer fein, und etwa in Berjtärfung der Es- 
cortirung von Gefangenen beſtehen, fo ift in folhen Fällen der hienach (Art. 110) feitgefezte Tarif an- 
mwenbbar. 

8) Erreicht ein Polizeidiener eines Kantons außer bemjelben ausgejcriebene oder beſchuldigte Ver— 
brecher, fo ift er in allen Fällen gehalten, fie zu dem obern Negierungsbeamten des betreffenden Bezirks 
zu führen, demfelben feinen Befehl, worunter auch ein Signalement begriffen ift, vorzuweiſen, oder die 
Gründe der Anhaltung bekannt zu machen und die Bewilligung zur Abführung, weldyer ein Bräcognitions- 
verhör vorangehen foll, zu gewärtigen. 

9) Sollte der betreffende Beamte Bedenken tragen, oder nicht competent fein‘, die Abführung von 
ihm aus zu bewilligen, fo forget derfelbe nichtsdejtoweniger einjtweilen für die Sicherheit des Arreftanten, 
gibt dem Wolizeidiener einen Schein der veranftalteten Arretirung und erjtattet ſodann ohne Verzug 
Bericht feiner Regierung, weldye über die Geſtattung der Auslieferung erfennt und auf den Fall der 
Berweigerung der Regierung, deren Polizeidiener die Feſtſezung vollzogen hat, ihre Gründe anzeigt. 

10) In allen Fällen, wo Auslieferungen jtatthaben, läßt die Regierung, welche diejelben anbegehrt 
oder angenommen hat, ben oder die Gefangenen auf qutfindende Weile auf ihre eigene Koſten im Ber: 
hafis⸗ ober Hauptort des betreffenden Kantons abholen. 

11) Falls aber biefe Regierung aus befondern Gründen die Gefangenen nicht felbjt abholen ließe, 
jonbern die Regierung, hinter der diefelben gefangen fizen, um die Überlieferung anfuchen würde, fo 
kann biefelbe nicht verweigert, und foll aladann für den Transport bezahlt werden: 
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a. Einem Führer von jedem Tag Hin und Herreiſe, deren Zahl in dem Transportbefehl (unvor- 
hergeſehene Fälle vorbehalten) zu bejtimmen ift, 2 Fr., oder von einem halben Tag I Fr. 
b. Für Unterhalt eines Gefangenen pr. Tag 7 Bazen. 


c. Wenn ein Gefangener wegen Alters oder Gejundheitsihwachheiten außer Stand wäre, die Reife 
zu Fuß zu machen, jo foll diefes von der betreffenden Behörde in dem ZTransportbefehl bejcheiniget, 
und alsdann der Gefangene mit mindejt möglichen Koften auf einem Fuhrwerk transportirt werden ; die 
daherigen Koften werben ebenjall® von derjenigen Regierung beftritten, welcher ber Gefangene zus 
geführt wird. 

12) Für den Unterhalt eines Gefangenen im Verhaft bis zu deſſen Auslieferung follen von der 
jenigen Regierung, der der Gefangene zugeführt wird, vom Tag der Feſtſezung an zu rechnen, pr. Tag 
7 Bazen, alle Unterhaltss, Heizungs» und andern Koften inbegriffen, vergütet werden. — Zu Vermeidung 
aller unmizen Kojten foll in der Regel die ausliefernde Regierung den Antrag ſpäter nicht als binnen 
den erften adıt Tagen nad) der Verhaftung erlafjen. 

13) Sollte aber der im Artilel 5 bezeichnete Fall eintreten und ein Verbrecher auch fpäter im Ber: 
folg einer Unterfuhung von Vergehen, die er in dem Stanton, wo er gefangen fizt, begangen hat, 
größere in einem andern Kanton verübte Delicte bekennen, jo fol dann, im Fall der Auslieferung, der 
diejelbe annehmende Kanton die Azungstoften nur von dem Tag des gefchchenen Antrags an zu vergüten 
ſchuldig fein. 

14) Fit die Arretirung eines Gefangenen von folder Michtigfeit, daß diejenige Behörde, welche 
denjelben hat ausichreiben Lafjen, eine Recompens auf feine Einbringung gefezt hat, jo wird ſolche eben: 
fall8 von derjelben ausgerichtet, wenn fchon bie Verhaftung außer ihrer Botmäßigkeit ftattgehabt. 

15) Außer den obbemeldeten Koften follen feine andern, weder für Verhöre, nody Scripturen, oder 
Eins und Austhürmung u. ſ. w., angefezt, ſondern die Auslieferung gegenfeitig unentgeltlidy geftattet 
werden. 

16) Die nad) diefem Zarif einzurichtenden Koftensnoten werben jeweilen nach vor fich gegangener 
Auslieferung von einer Megierung zur andern, oder in ihrem Namen durdy die dazu begmwältigten Be: 
hörden berichtiget. 

17) Sollte aber der auszuliefernde Verbredyer bei Geld fein und überhaupt Vermögen befizen oder 
zu erwarten haben, fo follen alle ergangenen Berhafts:, Proceß- und Jubicialkoften (falls er dazu be— 
urtheilt wird) nach dem Tarif des Kantons, in welchem bie Sentenz ausgejprochen wird, darob erhoben 
werden; zu weldem Ende ſich die Kantone gegenfeitig zu jeder Handbietung verpflichten, um diefe Koften 
da, wo das Vermögen des Delinquenten liegt, zu erheben. 

18) Falls die einte ober andere Regierung Gefangene transportiren ließe, welche ordentlicher Weife 
andere Botmäßigfeiten betreten müßten, jo iſt gegenfeitig feitgefezt: 

a. Daß der Führer des Gefangenen mit einem förmlichen Transportbefehl verjehen fein folle. 

b. Daß dieſer Befehl bei dem Eintritt in einen andern Kanton dem erſten von der Hauptitraße 
nicht abgelegenen Regierungsbeamten vorgewiefen und von felbigen dahin vifirt werden folle, daß dem 
Führer, jo lange er fidy auf diefer Botmäßigkeit befindet, die allfällig benöthigte Handbietung geleiftet 
werde, 
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c. Daß, wenn der Führer auf feinem Wege den Hauptort des Kantons paſſiren würde, er den 
Befehl daſelbſt annoch von dem erjten Polizeibeamten vifiren laſſen folle, 

d. Daß ein Gefangener auf Begehren des Führers über Nacht gegen Erlegung von 3 Bazen 
5 Rappen in die Gefängnifie aufgenommen und verföftiget werden joll; daß aber, im Fall derjelbe aus 
beiendern Urfachen einen oder mehrere Tage in Verhaft bliebe, der Führer des Gefangenen ſogleich für 
jeden Tag 7 Bazen zu bezahlen habe. 

19) Wäre es nothwendig, daß zu Erhebung eines Verbrechens oder feiner Umſtände Angehörige 
des einen oder andern Kantons zur Ablegung eines Zeugniſſes einvernommen werden müßten, fo 
werden biejelben auf vorläufige Erfuhungsicreiben die Zeugniſſe der Regel nad) vor ihrem natür- 
lichen Michter ablegen. Die perfönliche Stellung der Zeugen kann aber auch in außerorbentlidyen 
Fällen, wenn nämlich ſolche zu Confrontationen oder zu Anerkennung ber Identität eines Verbrechers 
eder von Sachen u. ſ. m. nothwendig ift, von der betreffenden Regierungsbehörde begehrt und joll 
ohme erhebliche, der amfuchenden Regierungsftelle anzuzeigende Gründe niemals verweigert werben. 

20) In diefem Falle machen ſich die Kantone wechjeljeitig anheifchig, dem Zeugen an Entſchädigung 
und alljälligem Vorſchuß zufommen zu lafjen, was nad; Maßgabe der Entfernung und Dauer des Auf- 
enthalts, auch in Berükficytigung des Standes, des Gewerbes und anderer Verhältniffe des requirirten 
Zeugen billig ift, jo daf von Seite der Behörde, welche die perſönliche Zeugenerſcheinung verlangt hat, 
eine vollftändige Entſchädigung geleiftet werbe. 

21) Gegenftände und Sachen, die eriwiefenermaßen in einem Kanton geftohlen oder geraubet, in 
den andern gefchleppt und dort, gleichviel wo und bei wem, in Natura gefunden werben, follen 
getrenlich angezeigt und ganz unbeſchwert von Proceß⸗-, Erſaz- oder dergleihen Koſten dem Eigen- 
tbümer zurüfgejtellt werben; dagegen aber ſoll der Regreß des Beichäbigten auf feinen Verkäufer nad 
den Eivilgejezen offen bleiben und durch die betreffenden Regierungen gegenjeitig unterjtügt werben. 

Die Koften dann, welche die Ablieferung, der Transport und der allfällige Unterhalt der re 
fütwirten Gegenftände verurjachen, werben von bemjenigen Kanton getragen, an welchen bie Huslieferung 
geſchieht. 

Sollten aber die geſtohlenen Waaren oder Effecten nicht mehr vorgefunden werden, ſo bleibt dem 
Beſchädigten die Erſazklage gegen den Beſchädigenden offen, und dieſe werben auch die betreffenden Re— 
gierungen beſchüzen. 

Q. Am 8. Juni 1809 wurde das am 1. Juli 1808 unter Ratificationsvorbehalt angenommene 
Eoncordat über Verfolgung, Auslieferung ıc. der Verbrecher von allen Kantonen außer Waadt un- 
bedingt ratificirt. 

R. Ebenfalls am 8. Juni hat die Geſandtſchaft von Lucern in Folge des nunmehr genchmigten 
Eoncorbats über Auslieferung der Verbrecher einen inftructionsgemäßen Antrag eröffnet, welcher von 
ber Tagfazung ad referendum et instruendum genommen worben ift, und dahin lautet: Es möchte 
durch ein neues Concordat der Grundjaz förmlich aufgeftellt und anerfannt werben,” daß derjenige 
Ranton, weldyem von einem andern Kanton ein bei ihm in Gefangenschaft fizender Eriminalverbrecher, 
der erweislich unter die ftrafende Gerichtsbarkeit jenes Kantons gehört, zur Auslieferung angetragen 
wird, diefen angetragenen Berbrecher annehmen müffe, indem fonft die Hauptabficht der Ausübung und 
Sicherung einer vollkommenen Strafgerechtigfeit nicht erreichbar fein würde. 
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S. In der Sizung vom 12. Juni 1809 hatte die Tagjazung ſich mit einer Streitjache zwijchen 
Bern und Aargau zu beichäftigen, indem fich jenes befchwerte, die Megierung von Aargau, bewogen 
durch die großberzoglidy:badifche Verordnung, welche Bettler und Landesverwiefene aus der Schweiz 
auf der Grenze zurüfweist, und ihnen den Durchpaß nicht mehr geftattet, habe befchlofien, daß alle 
heimatlofen, fignalifirten oder font verwiefenen Perfonen, die aus_andern Kantonen zur Weiterbringung 
auf der aargauiſchen Grenze abgegeben werden follen, von num an nicht mehr angenommen, ſondern 
fogleich wieder dahin, woher fie fommen, zurüfgewiefen werden, wenn nicht durch Tegale Heimaticheine 
dargethan wird, daß fie entweber großherzoglich-badiſche Unterthanen oder ſelbſt aargauifhe Kantons: 
angehörige find; welch' leztere aber, im all fie wirklich irgendwo durch richterlichen Spruch des Landes 
verwiefen worden wären, auch in ihrem vormals im Kanton Yargau befefienen Bürgerrecht als eingeſtellt 
anzujehen und während der Zeit ihrer Bannifation auch von dortigen Grenzen entfernt werben müßten, — 
Nachdem die Gefandichaften der beiden Stände in ausführlicher Begründung die abweichenden An- 
ſchauungen derfelben dargelegt und vertreten hatten, wurde ber Gegenſtand von den übrigen Geſandtſchaften 
nach feinen allgemeinen und bejondern Beziehungen ſowohl auf die angrenzenden Staaten als auf das 
Innere der Schweiz unterſucht. Indeß führte die Berathung lediglidy zu der Schlußnahme, bie Stände 
Bern und Aargau einzuladen, den obwaltenden Anjtand womöglich durch freundichaftliche Übereinkunft 
zu befeitigen. Dabei ging die Tagjazung von der Überzeugung aus, es werden diejenigen Stände, wo 
bie Landesverweifungsftrafe bis dahin häufig ausgeübt worben, von felbft die Nothwendigkeit einfehen, 
diefelbe bei den num veränderten Verhältnifjen mit dem Ausland möglicht einzufchränten, fowie fie ferner 
auch das Vertrauen hat, daß die Grenzkantone in freundeidgenöffiicher Gefinnung den rühvwärtsliegenden 
alles Entgegenfommen in Handhabung guter Polizei bemweifen werden, und daß anderjeit# der Land: 
ammann der Schweiz bei angrenzenden Staaten, jofern die Umjtände es zulaffen, auf biplomatijchem 

1800, VI Wege einige Mobificationen des eingeführten ftrengen Polizeiſyſtems zu erhalten tradjte. 

T. Am 30. Juni 1810 hat die Tagjazung den leztjährigen Antrag Lucerns, betreffend die 
Pflicht der Abnahme von Griminalverbrechern, nad; gemwalteter Discuffion und Mangels genügender 
Inſtructionen neuerdings ad referendum et instruendum in den Abjdied genommen. Nur Waadt 

1810, XV war für unbebingte Genehmigung des von Lucern beantragten Grundfazes bevollmächtiget. 

U. Am 11. Juni 1811 wurde mit Mehrheit bejchloffen, die weitern Erörterungen, betreffend eine 
Verpflichtung zur Übernahme derjenigen Verbrecher, deren Auslieferung von einem andern Kanton 
angeboten wird, ans dem Abſchied fallen zu laſſen. Für den Antrag Lucerns, unter Vorbehalt näherer 
Beftimmungen, hatten fih erflärt Zürich, Lucern, Bajel, Yargan, Thurgau und Waadt; 
Zug und Tejfin wollten allfällige neue Anträge ad referendum nehmen, während Bern, das dann 
mit ber Mehrheit ftimmte, den Grundſaz zur Annahme empfohlen hatte, daß alle Verbrechen, bie ein 
Inquifit in irgend einem Kanton verübt, fowie die Strafen, welche er von daher ausgejtanden hätte, 

1811, XIV ihm durch diejenige fchweizerifche Gerichtsbehörde, weldye ihn zu beurtbeilen hat, anzurednen fei. 
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$ 93. Gegenfeitige Stellung der Febhlbaren in Polizeifällen. 


A. Am 19. Juli 1808 hat die Tagjazung einen aus einem bezügliden Anjtand zwifchen Uri 
and Eucern hervorgegangenen Antrag über gegenjeitige Stellung von Fehlbaren in Polizeifällen um 
jo mehr ad instruendum genommen, als fie aus den übereinjtimmenden Äußerungen der Gejandtfchaften 
mit Bergmügen gefehen hat, daß die alte eidgenöſſiiſche Übung dev gegenfeitigen Auslieferung in Fällen 
von Polizeivergehen in den meiften Kantonen aus Gründen bes gegemjeitigen guten Benehmens bei: 
behalten und beobachtet wird, ſodaß diefe Übung durchaus geeignet ift, zur allgemeinen Regel zwifchen 
den Kantonen erhoben zu werben, 

B. Am 20. Juni 1809 hat eine Mehrheit der Kantone, nämlih Urt, Unterwalden, Züri, 
Zug, Solothurn, Schaffbaufen, St. Gallen, Thurgau, Appenzell, Bajel, Bern, 
Glarus, Schwyz und Freiburg, leztere zwei unter Natificationsvorbehalt, als Concordat den 
Grundſaz angenommen, „daß, fo wie, vermöge allgemeinen Goncordats, die Eriminalverbrecher 
gegenseitig ausgeliefert werben, die hohen Stände ebenfalls bei allgemein anertannten Polizeivergehen 
die aus alteidgenöffischer Übung hervorgegangene und die Befeftiqung des freundſchaftlichen guten Ver— 
nehmens unter den Kantonen befördernde Stellung der Schuldigen, auf förmliche Requifition hin, gegen: 
ſeitig gejtatten wollen.” Gleichzeitig find die diffentivenden Kantone mit 18 Stimmen eingeladen worden, 
finftiges Jahr durch ihren Beitritt zu dem fo einfachen und unvorgreiflihen Grundſaz das eidg. 
Einverftändniß hierüber vollftändig zu machen. — Lucern md Margau gaben ihre injtructiong- 
gemäßen Äußerungen über den Gegenftand an das Protokoll. 

C. In der Eizung vom 7. Juni 1810 haben Schwyz und Freiburg die Beiftimmung zu 
dem leztes Jahr aufgeftellten Grundſaze erlärt, und es ift fomit derfelbe durch den Willen der genannten 
vierzehn Stände zur förmlichen Übereinfunft für die Zufunft erhoben. Die übrigen Orte verweigerten 
den Beitrit aus verfchiedenen Gründen. 


$ 94. Bolizeiverfügungen gegen Gauner, Landitreicher und 
gefährliches Gefindel. 


A. Am 12. September 1803 bat die Tagjazung auf den Antrag einer am 25. Auguſt nieber- 
gejezten Commiſſion, betrefiend die in Hinficht auf Gaumer, Strolchen und herrenlofes Geſindel zu 
ergreifenden Maßregeln folgenden Beihluß gefaßt: 

1) Die Grenzlantone der Schweiz find eingeladen, in den Communicationsorten mit den be- 
nahbarten Staaten oder Greuzftätten Bolizeiaufjeher, Wachten, Piketer oder andere Beamte aufzuftellen, 
weldye auf alle in die Schweiz fommende Fremde genaue Aufficht haben follen. Diefe Beamten werben 
unter Auderm den Auftrag erhalten, fid) die Päſſe von allen Fremden vorweiſen zu laffen; diejenigen 
Fremden, welche mit feinem oder einem ungültigen Paſſe werjehen, wie aud) diejenigen, welche, ohne 
den Zwel ihrer Reife rechtfertigen zu können, das Ausſehen von Landftreichern oder Bettelgefindel 
haben, zurükzuweiſen. 
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2) Alle Kantone find ebenfalls eingeladen, in ihrem Innern eine hinlängliche Anzahl Polizeidiener 
oder Häfcher zu beftellen, welche das Land durchreiien, die Landjtreicher und Bettler auffangen und 
dem Polizeivorgefezten zuführen werden. Diefer wird forgen, daß diefelben nicht nur aus dem Kantone, 
im welchem jie aufgefangen, ſondern auch aus dem Gebiete der ganzen Bundesgenoſſenſchaft hinaus: 
geführt werben, und zwar zu der Grenze, welche ihrem Heimatsorte am nächſten liegt. 

3) Wann der Vorgeſezte nöthig erachtet, folche Leute durch Polizeidiener begleiten zu laſſen, je 
wird er biejelben mit Laufpäſſen oder andern nöthigen Anzeigen dem nächſten Vorgejezten des an- 
grenzenden Kantons übergeben, welcher fie auf gleiche Weiſe von Ort zu Ort big an bie äußerfte, 
dem Heimatort am nächiten gelegene Grenze führen Iafien wird. Sollte der Vorgeſezte hinlänglich 
glauben, dieſe Leute mit Päſſen zu verjehen, jo werden bie Päſſe eine Stadt ober (einen) Staat außer der 
Bundesgenofjenihaft als Beitimmungsort enthalten; den Weg, weldyen der Träger zu gehen hat, genau 
bezeichnen; die Zeit, während welcher der Paß gültig, und welche jo viel möglich auf die zu machende 
Reife berechnet fein wird, — bejtimmen, und ihnen die Pflicht auferlegen, ſich den Polizeivorgeſezten 
aller durchzureifenden Kantone vorzuftellen, 

4) Wenn die Bettler oder Landftreicher einer Gemeinde der jchweizerijchen Bundesgenofjenjchaft 
angehören, jo werben fie auf gleiche Art in ihre Gemeinde zurüfgefchitt oder »geführt werben. 

5) Die Kantonsgewalten find ferner eingeladen, correctionelle Strafen gegen diejenigen Bettler 
und Landjtreicher fejtzufezen, welche außer dem ihnen durch die Päſſe angezeigten Wege gefunden, oder 
ſich länger, als es ihnen gejtattet, aufgehalten, ober endlicdy nachdem fie hinausgeführt wurden, wieberum 
ins Land getreten wären. Die nämliche Verfügung wird auch gegen die Schweizer Plaz finden, welche 
fi) aus ihrer Gemeinde geflüchtet, um wieder zum Landjtreicher- und Bettelleben zurützufehren. 

6) Das Bettel- und Strolcengefindel, welches auf die oben bejchriebene Weife aus einem Kanton 
den Polizeivorgefezten des benachbarten Kantons zugeführt wird, foll in diefem leztern nad ben in 
Handen habenden Laufpäffen gehalten werben. 

7) Es iſt nicht nöthig, den Kantonen anzuempfehlen, den Unterhalt foldyer Leute durch die von 
der Klugheit und Menfchlichkeit angerathenen Maßregeln zu jichern, weldye von Gemeinde zu Gemeinde 
geführt, oder ihren Weg ohne ſich aufzuhalten fortzufezen gezwungen, fein Exrhaltungsmittel hätten, 

8) Sollte ohmeradhtet dieſer Verfügungen die Zahl der Bettler und Landftreicdyer in der Schweiz 
jo fehr anwachjen, daß es, um das Land zu reinigen, außerordentlicher allgemeiner Betteljägde bedürfte, 
fo ift der Landammann der Bundesgenofienichaft bevollmächtiget, diefelben anzuordnen, und die Kantone 

son, xıuav werben fich angelegen jein laſſen, feinen Abfichten zu entiprechen. 

B. Am 26. Juni 1810 hat die Tagſazung einen einläßlich motivirten und articulirten Antrag 
bes Rantors Zürich, betreffend BPolizeiverfügungen gegen Gauner, Landftreiher und gefährliches 
Gefindel, ad instraendum in den Abſchied gelegt. — Die Beranlaffung zu feiner Antragjtellung hatten 
Zürich die im Laufe des verflojjenen Winters dafelbit jtattgefundenen Proceburen gegen mehrere höchſt 
gefährliche Jauner gegeben, bei welchem Anlaß ſich aus den Proceduracten bie Eriftenz einer jehr be- 
deutenden, mit Weibern und Kindern ungefähr 160 Köpfe ftarten — wovon die Hälfte erwachjene 
Mannsperfonen — in der ganzen Schweiz verbreiteten Anzahl herumvagirenden heimatlojen Jauner- 
und Bettlergefindels ergab, welche theils in einzelnen Familien beifammen leben und das Diebshandwert 
unter dem Aushängeichild gewiffer Handtierungen, und unter dem Schuz erjchlichener obrigkeitlicher 
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Päffe und Hanfierpatente planmäßig betreiben, theils gelegentlich da, wo einzelne Kräfte zu Ausführung 
größerer und gewagterer Diebjtähle nicht ausreichen, zufammen in verabredetem Complotte, eigentliche 
Diebsbanden bilden. 

C. Am 15. Juni 1811 bat die Tagjazung den vorjährigen Antrag Zürichs an eine befondere 
Commiſſion zur Begutachtung gewieſen. 

D. Diefe Commiffion hat am 15. Juli einen einläßlichen Bericht erftattet (er findet ſich als Bei: 
lage D beim Abſchied), mweldyem der Entwurf eines Concordats angereiht war. Es find die einzelnen 
Artifel desfelben in ber ftattgehabten Berathung von verfchiedenen Kantonen theils unbedingt, theils 
unter Ratificationsvorbehalt genehmigt, theils ad referendum genommen worden, fo zwar, daß ſich 
ein befinitives Reſultat noch nicht ergeben hat. 

E. Am 17. Juni 1812 ift das am 15. Juli v. J. vor ber Tagſazung gelegene Concordat, be 
treffend die Polizeiverfügungen gegen Gauner, Landtreicher und gefährliches Gefindel durd die unbebingte 
Annahme von Seite der großen Mehrheit der Kantone (aller außer Schwyz, Glarus, Aargau, 
und Waabt, welche über Urt. 3 etwas abweichende Boten zu Protokoll gaben) in Kraft erwachſen. 
Folgendes ift der Wortlaut deffelben: 

1) Die Polizei gegen Reifende foll vervollfommnet, die Bedingniffe, unter denen Päſſe ertheilt 
werden, und bie ausftellenbe Behörde, ſowie bie Requiſita der Päſſe näher beftimmt werden, und 
namentlich: 

a) Bälle für das Ausland, fomwie, wenn es Landsfremde betrifft, andy die Päffe für das Innere 
jellen entweder einzig und allein von ben Regierungstanzleien ausgeftellt, oder wo es die Localitäten 
nicht geftatten, zwar auch von dem Obervollziehungsbeamten ausgefteflt, allemal aber von den Regierungs: 
fanzleien vifiert und in eine Generalcontrole eingetragen werben. 

b) Für das Innere der Schweiz follen die Päſſe nur von den Megierungsfanzleien ober den obern 
Bollziefungsbeamten, und zwar allein auf foldye Belege hin ertheilt werben, die über die Individualität 
des Bahträgers jichere und beruhigende Ausfunft zu geben vermögen, um zu verhüten, daß nicht 
Bettler, Baganten und gefährliche Leute unter dem Schuz eines Paſſes ihr Weſen im Innern ber 
Schweiz treiben, den Lanbleuten durch Abforderung von Herbergen, Almofen ꝛc. beſchwerlich fallen oder 
gar das Jaunerweſen treiben. 

ec) Es ſoll ein gemeinjames, in der Schweiz ausfchließlich geltendes Paßformular eingeführt werben, 
das alle die Requifita, deren ein wohleingerichteter Paß bedarf, enthalten foll, und 

d) Die Kumdichaften für Handwerksgeſellen jollen gänzlich abgejchafft und dagegen Wanderbücher, 
wie jolde in Deutſchland gebräuchlich find, eingeführt und einzig von ben obern Vollzicehungsbeamten 
ausgeftellt werben. 

2) Sämmtlicde Stände verpflichten fich, ein wachfames Auge zu haben auf Klöſter und andere 
Orte wo Almojen ausgetheilt werden; alle fi) dort vorfindenden beruflojen Leute zu ergreifen und nad) 
Maßgabe der Umftände entweder wegzuſchaffen, oder wenn es Signalifirte find, an den ausjchreibenden 
Richter abzuliefern; vorzüglich aber aufmerkſam zu fein auf Diebshehler, auf Betteljuden, durd) die 
das Jaunerweſen alimentirt wird; mit aller Strenge gegen diefelben zu verfahren, und mit vereinigter 
Kraft und in Verbindung mit den benachbarten Dlititänden bie zwekmäßigſten Maßnahmen zu Aufrecht— 
haltung der innern Sicherheit zu treffeir. 
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3) Bon allen Ständen wird der Grundjaz als verpflichtend angenommen, feine der gemeinen 
Sicherheit gefährliche Schweizer zu verbannen, fondern fie in einheimifchen oder ausländiſchen Anftalten 
in Erhaltung zu fezen; in Hinficht der fremden aber ſolche Maßnahmen zu treffen, daß ihre Weg- 
Ihaffung aus der Schweiz den Mitftänden nicht gefährlic werde. Weil aber in mehreren Kantonen 
fid) feine oder wenigſtens feine hinreichenden Anftalten finden, jo wird: 

4) Der Landammann dev Schweiz eingeladen, mit fremden Staaten Negotiationen einzuleiten zu 
dem Endzwele, daß bie einheimischen Verbrecher in äußere Zuchthäufer oder in entfernte Colonien auf⸗ 
genommen werben; nach deren fruchtloſem Erfolg es ſich dann fragen wird, inwiefern es den Kantonen, 
die keine Zuchthäuſer beſizen, anſtehen mag, zu Errichtung gemeinſamer Zuchthäuſer ſich zu vereinbaren; 
und endlich: 

5. Die ſignaliſirten Verwieſenen, vorzüglich wenn es Landsfremde ſind, ſollen von der Polizei— 
behörde bes Kantons, wo, ſie aufgegriffen worden, wo möglich über bie Grenze der Eidgenoſſenſchaft 
gebracht, falls aber deren Wegichaffung über die Grenze nicht möglich wäre, diefe Verwieſenen wieberum 
dem Kanton zugeführt werden, welcher die Berbannungsitrafe gegen fie ausgeſprochen hat; die Signali- 
firten hingegen, deren Arreſtation verlangt wird, jollen derjenigen Behörbe ausgeliefert werden, von ber 
fie ausgeſchrieben worden find. 

F, Am 22. Juni 1813 wurden einige nachträgliche Erklärungen zu bem vorerwähten Eoncordat 
zu Protokoll bemerkt, wobei Bern einen neuen Antrag ad referendum in den Abſchied aufgenommen 
zu jehen wünfchte, der alio lautet: Da die vorgefchlagene Paßordnung und jede innere Bolizeianjtalt 
unzulänglicy jcheinen, wenn nicht auf den verjchievenen Grenzpunkten der Eidgenoſſenſchaft eine voll: 
ftändige zwekmäßig organifirte Polizeiaufficht angeordnet üft, um den fremden Lanbdjtreihern das Ein- 
dringen in das Innere der Schweiz zu vermehren, jo könnte eine ſolche Grenzpolizei jehr leicht eingeführt 
werden, wenn fie mit den Grenzanjtalten wegen der Colonialwaaren in Verbindung gefezt und den auf 
den Eintrittsbureaug angejtellten Beamten von Seiten der Grenzkantone, und einzig unter ihrem Stantonal« 
wirlungskreis, die Polizei gegen Bezug einer billigen Bifagebühr übertragen würde; da dann im Junern 
Alles zurüfgewiefen würde, was abjichtlidy diefe Paßviſirung beim Eintritt unterlaſſen hätte. 

G. Betreffend die Ertheilung von Heimatrechten an Heimatlofe wird auf $ 110 des gegen: 
wärtigen Repertoriums verwieſen. 


$.95. Ertheilung von NReijepäffen, und Formular derfelben. 


A. Am 17. Juni 1812 find verjchiedene Berordnungen des Kantons Zürid), betrefiend das 
Paßweſen, auf ben Kanzleitiich gelegt worden, und zugleich wurde unter Bezugnahme auf Artikel 1 lit. c 
des Concordats gegen Gauner und Landſtreicher (j. oben E.) eine Commiſſion zu näherer Brüfung des 
Paßweſens niedergefest. 

B. Am 14. Juli hat die Tagfazung den Eommiffionsbericht (der Abichied enthält ihn als Beilage H.) 
und die demjelben beigefügten Vorſchläge ad referendum et instruendum in den Abſchied genommen. 

C. Am 22, Juni und 2. Juli 1813 ift das am 14. Juli v. %. der Tagjazung vorgelegte Eoncorbat, 
betreffend die Ertheilung von Reifepäffen und Wanberbüchern, durch die Mehrheit der Kantone theils 
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mbedingt, theils unter Hatificationsvorbehalt angenomen worden. (Der Wortlaut des Goncordats ift 
halten in „Offizielle Sammlung der das ſchweizeriſche Staatsredht betreffenden Wetenjtüle", I. Bd., 
©. 310-315), 

D. Der Kanton Bern hat am 22. Juni 1813 einen Antrag für zwelmäßige Regulirung ber 
Pppolizei auf der jchweizerifchen Grenze in den Abjchied niedergelegt (f. oben F.) 


G 9%. Bettelbriefe und Steuerfammter, 


A. Am 20. Juli 1803 hat die Tagfazung auf den Antrag Lucerns und in der Abficht, der Ver: 
vielfältigung der Bettelbriefe und der Überhandnahme des Bettels überhaupt Schranten zu ſezen, erfannt: 
1) Es fünnen feine allgemeine Steuerbriefe von einer Kantonsregierung auf andere Kantone ertheilt 
werden. 2) Das Steuerfammeln in einem Kanton gejchieht nur mit Bewilligung der Kantonalregierung, 
und auf die von ihr feitgefezte Weile. 3) Es ift der Wunſch der Tagfazung, daß die Kantonsregier> 
ungen ihre Empfehlungen in Rükſicht auf Stenerfammlungen nur auf die allernöthigften Fälle befchränten 
möchten. 

B. Unterm 1. Auguft 1803 hat die Tagfazung auf eingelangtes Geſuch, in Ermangelung eigener 
Competenz, bie Steuerfammler für das Klofter auf dem großen St. Bernhardsberg im Wallis, injofern 
deren Steuerbriefe durch die Regierung der Republit Wallis beglaubigt fein werben, an eine jede Rantons- 
regierung empjehlend gewiefen, in der Erwartung, es werde das Kloſter des St. Bernharbberges Sorge 
tragen, daß feine Betrügereien bei den diesfälligen Steuerfammlungen unterlaufen. 

C. Durch Tagjazungsbefhlug vom 2. Auguſt 1804 wurde erflärt, die Empfehlung, um die Be- 
willigung zum Sammeln von Liebesjtenern in einem andern Kanton zu erhalten, fünne nur von ber 
oberten Berwaltungsbehörde des Heimatfantons des Betreffenden ausgehen. 

D. Ebenjo ijt am gleichen Tag verfügt worden, die Ausweisihriften der Steuerfammler für den 
großen St. Bernhardsberg follen nicht nur durch die Regierung der Nepublit Wallis, fondern auch 
dur den Landammann der Schweiz legalifirt fein. _ 

E. Ferner hat die Tagjazung in der nämlihen Sizung den Antrag Appenzells, künftighin 
jedes Einfammeln foldyer Steuern zu unterfagen, dagegen durch den Landammann der Schweiz den 
betreffenden Berghofpizen jährlich eine entiprechende Summe Geldes zufommen zu lajfen, ad instruendum 
genommen. 

F, Am 7. Juli 1806 wurden verſchiedene Anträge für nähere Regulirung der Unterftüzung an 
Verghoſpize ad referendum et instruendum in den Abfchied gelegt. Thurgan wollte an die Stelle 
des Stenerfammelns ber Hoſpize in den Kantonen eine bejtimmte Summe aus der Centralcaffe verab- 
reihen; Zürich diefe Summe durch Kantonsbeiträge aufbringen und fie durch Vermittlung des Land» 
ammanns der Schweiz den Hofpizen zufommen lafien, während St. Ballen und Waadt dafür 
hielten, diefe mwohlthätigen Unterſtüzungen können keiner befondern Vorfchrift von Seite der Tagjazung 
unterworjen werben, ſondern jeder Kanton jei beſſer im Fall, nad) feiner Convenienz und Localität die 
Höhe der Summe, die Art der Aufnahme und Einfendung zu bejtimmen, oder auch die freie Bewilligung 
des Stenerfammelns zu orbnen, 
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G. Am 15. Juni 1807 bat fich für feinen der vorerwähnten Anträge eine Mehrheit ergeben, 
ſondern es wurde lediglich beſchloſſen, daß die Befugniß, Steuer zu bewilligen und zu bejtimmen, als 
or, xxıx den löbl. Kantonen zuitändig, benjelben auch überlafjen werden jolle. 


$ 97. Gleichförmigkeit in Maß und Gewicht. 


A. Am 18. Yuli 1803 hat die Tagjazung auf eine von Solothurn am 15, gemachte Anregung 
den Yandammann der Schweiz angerwiejen, über die Einführung eines gleichmäßigen Maß - und Gewicht 
ſyſtems wiſſenſchaftliche Unterſuchungen zu veranftalten und das Ergebniß derfelben den Kantonen mit: 

Isun, KIN zutbeilen. 

B. Am 2. Augujt 1804 hat die Tagfazung den von St. Gallen und Waadt erneuerten Antrag 

auf Einführung eines gleichmäßigen Maß- und Gewichtjuftems den Kantonen durch den Abſchied anheim- 
1904, LIV geftellt. 

C. Dem von Waadt unterftüzten Wunſche St. Gallens, ven leztjährigen Antrag auf Ein— 
führung einer einheitlichen Maß: und Gewichtorbnung wenigftens im Abjchied beizubehalten, um ihn bei 

ss XLVAI einem günftigern Zeitpunkt in Ausführung zu bringen, hat die Tagjazung am 16. Juli 1805 entſprochen. 

D. Am 5. Juli 1806 wurde der Landammann der Schweiz angewieſen, fänmtliche im helvetiichen 
Archiv Tiegenden Schriften, betreffend eine gleihmäßige Maf- und Gewichtordnung, ſammeln und jelbe 

186, LI der künftigen Tagjazung zur infteuctionsmäßigen Behandlung vorlegen zu laffen. 

E. Am 25. Juni 1807 iſt ein durch bie helvetiiche Negierung am 14. Juli 1801 abgefaßter 
Gefezesvorichlag für die Einführung eines gleihmäßigen Maf- und Gewichtſyſtems durch den Abſchied 
(Beilage L.) den Kantonen zur Kenntniß zu bringen bejchloffen worden, wobei die, Zagjazung mit Ber- 
gnügen ſehen wird, wenn die eine oder andere Regierung mit dem Beifpiel eines Berfuchs in ihrem 

12, Li Kanton vorangehen will, 

F. Am 2. Juli 1808 hat die Tagfazung die fernere Beibehaltung des Gegenjtandes im Abſchied 
beſchloſſen — Bajel, Schwyz, Graubünden, Appenzell und Schaffhauſen wollten ihn ein 
für alle Mal auf fich beruhen lafjen —, und den Landammann der Schweiz eingeladen, zu weiterer 
Entwiflung und Ausarbeitung der vorliegenden Anträge über ein gleihmäßiges Maß- und Gewicht: 
ſyſtem, ſowie zu möglichſter Vereinigung der diesfalls verjchiebenartigen Intereſſen der Kantone bie 
Anfichten und Vorſchläge einiger jachkundiger Männer einzuholen und den Kantonen ad instruendum 

os, xxIv mitzutheilen. 
1800, xxvin G. Am 22, Juni 1809 ift der vorjährige Beſchluß vom 2. Juli neuerdings beftätigt worden. 

H. Die Tagfazung des Jahres 1810 hat am 4. Juli den Antrag des Kantons Qucern, daß ein 
eidgenöffisches Maß- und Gewichtſyſtem aufgeftellt, das Verhältniß desſelben zu den in der Schweiz 
beftehenden Maßen und Gewichten ausgemittelt und den Kantonen überlafjen werde, das eidgenöſſiſche 

so, x Syſtem bei ihnen einzuführen, ad instruendum genommen. 

J. Am 22. Juni 1811 hat die Tagfazung mit der Mehrheit von 17 Stimmen den leztjährigen 
Antrag Lucerns zum Beſchluß erhoben, und gleichzeitig (mit 16 Stimmen) den Auftrag an den Lanb- 
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ammanı der Schweiz vom 2, Juli 1808 zu Einholung fachmännifcher Gutachten erneuert. Bern 

dagegen hatte den Antrag gejtellt, es folle von jedem Kanton eine Vergleihung feiner Maße und Gewichte 

nit einem allgemein befannten Maß und Gewicht zu Handen des eidgenöſſiſchen Archivs eingegeben 

werben, und Solothurn hatte beigefügt, jenes allgemein befannte Maß folle das Marltgewicht fein. 

Auch diefe Anträge wurden der Würdigung des Landammanns und der Sadıfundigen beftens empfohlen. 111, xix 
K. Da der vorjährige Beſchluß noch nicht hat ausgeführt werden können, fo ift er am 17. Yuni 

1812 erneuert worben, damit er bis zur nächjtfünftigen Tagfazung in Vollziehung gejezt werbe. 1812, AXXVI 
L. In Sachen der einheitlichen Regelung des Maß- und Gewichtsweiens hatte der Landammann 

der Schweiz durch Profefjor Horner in Zürich, Mitglied der naturforfchenden Geſellſchaft dafelbit, ein 

Gutachten ausarbeiten lafien, das eine forgfältige Prüfung des Gegenftandes in wiſſenſchaftlicher und 

prachfcher Hinſicht enthält, und dasfelbe jämmtlichen Ständen mitgetheilt. Inzwiſchen haben auch andere 

gelehrte Inſtitute, z. B. die ökonomische und landwirthſchaftliche Geſellſchaft in Laufanne, die Angelegen- 

beit an die Hand genommen und beſchäftigen fich mit derfelben. Da aber bei dem gegenwärtigen, noch 

unabgeflärten Stand der Sache, namentlich in Ermangelung eines eigentlichen beftimmten Vorſchlags, 

in eine wirlliche Berathung nody nicht eingetreten werben konnte, jo hat die Tagſazung am 5. Juli 1813 

lediglich beſchloſſen, in Bejtätigung der Tagſazungsbeſchlüſſe von 1811 und 1512 dem Laudammann 

der Schweiz anheimzuftellen, die eigentliche Ausarbeitung des Entwurfs eines allgemeinen Eyftems der 

Naße und Gewichte entweder einer eigenen Commiſſion von Sachkundigen zu übertragen, oder von den 

giehrten Gefellichaften, die ſich mit der Sache beidyäftigen, den weitern Erfolg ihrer Arbeiten abzuwarten 

und das Reſultat feiner Zeit den Etänden zur gehörigen Würdigung und fünftiger eibgenöffifcher 

Berathung mitzuteilen. 1818, xxxvi 





$ 38. Geſundheitspolizeianſtalten. 


A. Am 10. Juni 1805 iſt der Tagfazung Bericht erftattet worden über die Verricytungen einer 

SanitätScommiffion, welche mit faft allgemeiner Zuftimmung der Stände durch den Landammann der 

Schweiz auf den 23. April nach Solethurn einberufen worden war. 1805, XXI 
B. Am 11. Juni hat ſodann die Tagfazung dem ihr vorgelegten Entwurf eines von jener Com— 

milfion ausgearbeiteten Gefundheitspolizeireglements zu Abwenbung der Anftefungsgefahr peftartiger 

Krankheiten überhaupt und des gelben Fiebers insbefondere an eine eigene Commilfion zu näherer 

Prüfung verwieſen. 1805, XXI 
C. Am 26. Juni hat die Tagfazung nach vernommenem Bericht der Commiſſion einen befondern 

Beſchluß gefaßt, durch welchen der Landammann der Schweiz angewiefen worden ift, vereint mit drei 

zu ernennenden eidgenöffischen Gejundheitscommifjären zur Abwehr anftelender Krankheiten die erforder- 

Iihen Sicherheitsanftalten zu treffen. Die Koſten der eidgenöffiihen Maßnahmen, d. h. der verordneten 

Eommifjäre und der durd; den Landammann angeordneten auferordentlichen Anftalten auf den Grenzen 

der Schweiz, übernimmt die Bundescaſſe. 1805, XXIII 
D. Am 10. Juli 1805 find zu eibgenöffiichen Gejundheitscommiffären ernannt worden Dr. Paul 

Uiteri, Witglied des Kleinen Rathes des Kantons Züri, und Dr. Tobias Zollitofer von St. Gallen. 


1805, XXIII 


1808, XXVII 


187, XLII 


1508, XXVI 
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Die Wahl des dritten Commifjärs, für die bereits vier Serutinien erfolglos geblieben find, ſowie bie 
Ergänzung alffällig ablehnender Mitglieder wurde dem Landammann ber Schweiz überlaffen. 

E. Am 13. Juni 1806 wurden der Tagfazung folgende von ben Geſundheitscommiſſären aus: 
gearbeitete und im eibgenöffifchen Archiv aufbewahrte Werte vorgelegt: 1) Eine Verordnung, betreffend 
gemeineidgenöffiiche Gefunbheitspolizeianftalten zu Wbhaltung des gelben Fiebers und anderer peftartiger 
Krankheiten; 2) Borjchriften für den. Fall, daß in den an die Schweiz angrenzenden Ländern anftelende 
Seuchen ausbredien follten.*) Die Tagfazung hat die Arbeit der Commiffion zur Druflegung und 
Mittheilung in genügender Anzahl an die Kantone behufs Inſtruirung auf fünftige Tagfazung vers 
ordnet, dem Landammann Gluz und den Geſundheitscommiſſären (zum dritten war Landrichter Bieli 
aus Graubünden durch den Landammann ernannt worben) ihre vielfältigen und zwelmäßigen Be: 
mühungen verdanft und den Landammann angewiefen, wenn es nothwendig fein follte, jene ad in- 
struendum genommenen Verordnungen noch vor ihrer Ratification in Vollziehung zu fezen und die 
Eommifjäre in Thätigkeit zu rufen. 

F. Am 9. uni 1807 find die beiden Verordnungen im Allgemeinen genehmigt worden. Die in 
den Abſchied gefallenen Anträge auf Abänderung einiger Beſtimmungen derfelben wurden ad referendum 
genommen. 

G. Am 22. Juli 1808 hat die Tagfazung in Betreff der voriges Jahr ad referendum ge: 
nommenen Abänderungsanträge, deren das Ausſchreibungscircular aus Verſehen feine Erwähnung 
that, beichloffen, diefelben fünftiges Jahr zu beratben. Inzwiſchen foll fie der Sandammann zu vor: 
länfiger Begutachtung am jene Perſonen überweifen, welche die beiden Verordnungen abgefaht haben. 

H. Dem leztjährigen Auftrage ift der Landamımann nachgekommen und er hat mit Kreisichreiben 
vom 21, Januar 1809 den Ständen das Gutachten der eidgenöffischen Sanitätscommiffäre zur Kennt: 
niß gebracht. Die Tagfazung ihrerfeits hat nun in der Sizung vom 20. Juni 1809 demjelben die 
Genehmigung extheilt.**) Bern hätte einige Abänderungen an den gebradyten VBorjchlägen gewünſcht, 


*) Sie erſchienen in Heinem Quaridruk, zujammen 79 Seiten ſtark, unter Dem gemeinfamen Titel: „Entwurf eines 
allgemeinen Syllems von Gefundgeits: Polizei» Anflalten in der Schweizeriſchen Eidgenoffenihaft, zu Abhaltung der Gefahr 
Peſtartiger Kranlheilen. — Vorläufig beraihen von der eidgenöffiihen Tagjagung den 13ten Bradmonat 1806.* — Der 
Grite Theil enthält die „Beroronung in Belreff gemeineidgenöffiiher Geſundheits-Polizei-Anſtalten zu Abhaltung der 
Gefahr des gelben Fiebers oder anderer peflartiger Krankheiten“, und umfaßt bier Abfchnitte nebſt Fünf Beilagen verſchiedener 
Formulare. Erfer Abichnitt: Grenzanftalten für den Ein- und Ausgang der Menihen und Waaren ($5 1-30). 
Zweiter Abſchnitt: Gejundheitspäfle, Geſundheitz- und Ouaraniaine»Scheine (88 31-55). Dritter Abſchnitt: 
Schweizeriſche Quarantaine: und Reinigungsanftalten (8$ 56-183, Bierter Abſchnitt: Strafbeitimmungen (83 184 
bis 202). Der Zweite Theil enthält die „Verordnungen, welde auf den Fall der in einem die Schweiz angrängenden 
Länder ausbrehenden Seuche entworfen find"; er zerfällt in fünf Abſchnitte. Erſter Abſchniti: Aufſtellung eidgenöſſiſcher 
Truppen, un einen Sperr-Cordon gegen Italien zu ziehen (88 1-9) Zweiter Abſchnitt: [Ohne weitere Überjheift] 
(88 10— 12), Dritter Abſchnitt: Einverftändniffe der eidgenöſſiſchen Stände für allgemeine Sanitätsanftalten (38 13 
bis 3). Bierter Abſchnitt: Worfchrift, die beichräntte Communication mit angeftelten Ländern oder Gemeinden be= 
treffend (88 24— 30). Fünfter Abſchnitt: Vorſchrift für die von der gelben Fieberſeuche betroffenen Gemeinden (83 31 
bis 56). 

**, Es iſt dem Bericht der eibgenöffiichen Sanitätscommilfion vom 26. Januar 1809 an ben Yandammann der Schweiz 
einverleibt (Quartf. 


”n 
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hat aber gleichwohl dem Bejchluffe beigejtimmt. Waadt hinwieder trug Angejichts der gegenwärtigen 
berubigenden Geſundheitsumſtände auf Vertagung der Verathung an, und Freiburg behielt ſich vor, 
darüber an feine Regierung zu referiren. 1800, XXxIXx 


©. Bürgerrehflihe Berhältnife. 
$ 99. Helvetifches Bürgerrecht. 


A. Am 20. Juli 1803 find verjchiedene Anträge auf Regulirung der durd die öffentlichen Ge: 
walten der helvetifcdyen Republif ertheilten Bürgerrechte ad referendum genommen worben. 180%, NIX 
B. Der leztes Jahr (20. Yuli) ad referendum genommene Beſchluß über das helvetiſche Bürger: 
recht ift am 14. Juli 1804 in Kraft erwachſen (im Widerſpruch mit einigen Kantonen, deren diffentirende 
Boten zu Protofoll bemerkt find). Er lautet aljo: 1) In Betreff der Ausländer, weldye vermöge der 
Eonititution vom Fahre 1798 das helvetiiche Bürgerrecht erworben zu haben glauben, findet die Tag: 
jazung, dab ihr Schiffal bereits durdy das helvetiiche Decret vom 8. Januar 1802 volllommen ent: 
ihieden ſei, indem biefes Decret ausbrüflich jagt, daß fein Fremder, der das Bürgerrecht nicht durch 
fürmliche Burgerrechtsbriefe oder Decrete erhalten, als helvetifcher Bürger anzufehen ſei. Diefe Aus: 
länder find alfo lediger Dingen als in der Schweiz geduldete Fremde zu betrachten. 2) In Anfehung 
derjenigen Ausländer, welche von der helvetiichen Regierung förmliche Bürgerrechtsbriefe erlangt haben, 
fo hat hier die natürliche Eintheilung ftatt: in jene nämlich, die das Bürgerrecht unmittelbar von der 
Regierung erhalten haben, und in jene, welche das Bürgerrecht durdy die Verwendung irgend einer 
Kantonalbehörde erworben haben. Den erjtern kann die Ausübung ber mit dem erlangten Bürgerrecht 
verbundenen Befugniß, ſich mad) ihrem Belieben in irgend einem Kanton zu fezen, weder abgeftritten 
noch verweigert werden, wohl aber find fie anzumeifen, fich innert Jahresfriſt zu erflären, in welchem 
Kanton fie ſich niederlaſſen wollen. In Dinficht auf die zweite Claſſe diejer helvetiichen Bürger follen 
diejenigen, welche das helvetiiche Bürgerrecht durch die Dazwiſchenkunft irgend einer Kantonalbehörde 
erwirlt haben, dem Kanton angehören, durch deſſen Verwendung ſie helvetiiche Bürger geworben find. 104, xxvı 


$ 100. Naturalifation von Ausländern und jchweizerifches 
Bürgerrecht. 


A. Am 20. Juli 1803 ift der von einer Commiſſion gejtellte Antrag: die Befugniß, einem Aus: 
länder das Bürgerrecht zu ertheilen, ftehe laut Artikel 12 der Bundesverfafjung ausſchließlich den re- 
ſpectiven Kantonen zu, und ein im Schooße der Tagjazung gefallener entgegengejezter Antrag: die Er: 
!heilung der Bürgerrechte fünne nur von der Tagfazung ausgehen oder fei wenigjtens ber Genehmigung 
derjelben unterworfen, ad referendum genommen und zugleidy für ein Jahr, jedoch ohne Präjudiz in 
Hinſicht auf den der Tagſazung des Jahres 1804 vorbehaltenen Entſcheid über diefe Frage, der Com: 
miſſionsantrag angenommen worden. 1508, XIX 


1803, XIX 


1804, XXVI 


1864, XXVI 


1505, XXXIV 


1905, XXXxIV 


1806, XXIII 


ısı2, XXVill 


1513, XXV 
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B. Ebenfalls am 20. Juli ift der Antrag ad referendum genommen worben, daß durch bie 
Erlangung eines Kantonsbürgerrechtes der Ausländer zwar Schweizerbürger werde, als folder aber 
nur diejenigen Rechte und Vortheile zu genießen habe, die durd den Artikel 4 der Bundesverfafjung 
beftimmt find. 

C. Auf den Antrag einer Commiffion hat die Tagfazung am 4. Juli 1804 erkannt, es jtehe ben 
Kantonen zu, das Bürgerrecht zu ertheilen. 

D. Am 14. Juli wurden die Kantone eingeladen, die Bürgerrecdhtsannahmen nicht zu erleichtern, 
fondern vielmehr durd Erhöhung der Präftanden zu erfchweren, und zu dem Behufe folgender Beſchluß 
unter Ratificationsvorbehalt angenommen: 1) Es fol ein Zeitraum von zehn Jahren bejtimmt fein 
(von der Annahme an gerechnet), innert welchem ein neu angenommener Bürger fich nicht in einem 
andern Kanton, falls der betreffende Kanton ihme ſolches vor Berfluß diejes Zeitraumes nicht freiwillig 
geftattet, niederlajjen künne. 2) Niemand jol als Schweizerbürger erfennt werden, er ſei dann Bürger 
eines Kantons und könne es durch einen Burgerrechts- und Heimathſchein beweifen. 

E. Am 15. Juni 1805 ift außer dem Beſchluß vom 4. Yuli 1804 auch der erjte Artifel des am 
14. Juli gleichen Jahres unter Ratificationsvorbehalt angenommenen Beſchluſſes, betreffend die Er— 
theilung des Bürgerrechts und die damit verbundenen Beſchränkungen, durd; Mehrheit der Stimmen in 
Kraft erwachſen, während der zweite Artifel an eine Gommiffion zu näherer Prüfung zurüfgewiejen 
worden ift. 

F. Auf den Bericht diefer Commiffion bat die Tagjazung am 6. Juli 1805 einen etwas modi- 
fieirten zweiten Artifel zu dem Beſchluß über die Ertheilung des Bürgerrechts und die mit der Bürger- 
aufnahme verbundenen Beichränfungen mit Mehrheit der Stimmen angenommen, der alfo lautet: Der 
Fremde, der ein Gemeinds- und Kantonsbürgerredht erworben bat, und nach den im $ 2 (Artikel 1 
des leztjährigen Beichluffes) enthaltenen Beftimmungen ſich in einem andern Kanton niederlafjen will, 
iſt gehalten, feinen Bürgerrechtsbrief und Heimathſchein nebſt einem Zeugniß fittlicher Aufführung vor: 
zumeifen. — Zu diefem Beſchluß wurde nach dem Vorſchlag von Bafel nody folgender Zujaz an- 
genommen: Der vorzumeijende Heimatbjchein joll aud das Datum der Aufnahme ald Gemeinde und 
Kantonsbürger enthalten. 

G. Am 23, Juni 1806 wurden die nachträglichen Erklärungen über den vorjährigen Beſchluß, betreffend 
die Bedingungen, unter welchen das ſchweizeriſche Bürgerrecht ertheilt werden kann, zu Protokoll bemerft. 

H. Am 16. Juli 1812 hat der Kanton Thurgau eine Erörterung über die frage veranlaßt, 
ob es thunlic und rathſam fei, Angehörige benachbarter deutfcher Staaten als Kantonsbürger aufzu- 
nehmen, wenn diefelben ohne Bewilligung ihres Landesherrn auswandern, und ob in dem Falle, wenn 
gegen eine joldye Bürgerannahme von Seite des betreffenden Staates Neclamationen und Einwendungen 
erhoben würden, der Kanton, gegen welchen reclamirt wird, bei ber Bunbesbehörde Unterjtüzung finden 
werde. Die Tagfazung hat diefe Frage an den Landammann der Schweiz zu weiterer Überlegung ge- 
wiejen und ihn eingeladen, über diefe Angelegenheit, als einen Gegenftand, der auf der ordentlichen Tag- 
fazung des Jahres 1813 zu verhandeln fei, den Kantonen weitere Mitteilungen zu machen. 

J. Am 14. Juni 1813 wurde bejchloffen, über den vorliegenden Gegenjtand in feine weitern Er- 
örterungen einzutreten. 
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$ 101. Niederlaſſungsverhältniſſe.*) 


A. Durch den Artikel 4 der Bundesverfafjung war einem jeden Schweizer die Befugniß ertbeilt, 
kinen Wohnfiz in einen andern Kanton zu verlegen umd fein Gewerbe dafelbit frei zu betreiben. 

B. Um 20. Juli 1803 hat die Tagjazung unter Ratificationsvorbehalt beichlofien, es itehe jedem 
Kanton innert den Schranfen der ihm durch die Bundesverfajjung ertheilten Bejugniffe frei, die ge- 
agneten Maßregeln in Betreff der Niederlajjung alter und neuer Schweizerbürger zu treffen. Folgendes 
it ber volle Wortlaut des Beſchluſſes: Damit jeder Kanton in Stand gefezt werde, ſich gegen die 
ntheiligen Folgen zu verwahren, die es allenfalls haben möchte, wenn die Bürgerrechte von irgend 
anm Kanten allzu Leicht und allzu vielfältig ertheilt werden, und ich dann die neu angenommenen 
Kantonsbürger in andere Kantone ausbreiten follten, jo iſt jeder Kanton kraft des zwölften Artikels 
der Berfafjungsacte berechtiget, in Bezug auf die Niederlafjung eines neuen oder alten Schweizerbürgers 
in feinem Gebiet alle jene Polizeiverfügungen zu treffen und alle jene VBorfihtsmaßregeln zu nehmen, 
de fich immer mit dem Sinn der auf dieſen Gegenjtand bezüglichen Vorſchriften der Verfaſſungsurkunde 
vereinbaren lafien. 

C. Am 27. Auguft 1803 hat der Gefandte von Baſel in der Tayfazung inftructionsgemäß er: 
öffnet, er müſſe wegen dem Einſiz helvetiſcher Weiber, welche zwar nach helvetifchen Geſezen von Ent: 
tihtung der Einfizgebühren befreit find, auf die Leiſtung gewiſſer Erfordernijje und Präftanda dringen, 
um womöglich den Einſiz fchlechter Verfonen zu verhüten. Diefer Antrag wurde ad instruendum in 
den Abſchied genommen. 

D. Durdy eine Commiffion waren die Verordnungen ber verjchiedenen Kantone in Betreff der 
Niederlaffung der Angehörigen anderer Kantone geprüft worden. In Folge dejjen hat die Tagſazung 
auf den Antrag der genannten Commiſſion am 26. Juli 1804 beichlojffen: 1) Auf die von der Com: 
miffion abgegebenen Erklärungen babe es bei den im Übereinftimmung mit den Artikeln 4 und 8 der 
Bundesverfaffung bereits erlajienen Verordnungen über die Niederlafjungen der gegenfeitigen Kantons— 
angebörigen in den Kantonen Uri, Lucern, Zürich, Bern, Freiburg, Solothurn, St. 
Gallen, Aargau, Thurgau und Waadt fein Bewenden; jedoch werden die erwähnten Kantone 
eingeladen, die von ihnen erlafjenen Verordnungen, jowie alljällig jpäter eintretende Abänderungen den 
Jümmtlichen übrigen Kantonen mitzutheilen. 2) Zug, Schaffhauien, Graubünden und Teſſin, 
jorwie Appenzell-Außerrhoden werden, betreffend die Nicderlaffung, eingeladen, jchleunig Ver— 
ordnungen zu erlafjen und den andern Kantonen mitzutheilen. 3) Schwyz und Unterwalden 
lezteres hatte durch einen Landsgemeindebejchluß den Eidgenoſſen evangelifcher Religion die Nieder: 
lafjung im Kanton unterfagt) werden einerfeits aufgefordert, die von ihnen eingefendeten, ohnehin nur 
proviſoriſchen Verordnungen über die Niederlaffung nach dem Geijt und Buchjtaben der Bundes— 
verfaſſung auf eine Weile abzuändern, daß weder von den Angehörigen anderer Kantone, nod) von 
ihren eigenen außer dem Stanton wohnenden Landleuten gegründete Klage über Verlegung der Me- 
diationsacte geführt werden könne, — anderjeits follen fie dafür jorgen, daß aus ihren bisherigen 


*) Bezüglich der Niederlafjungsverhältniiie mit dem Auslande jehe man bei dem betreffenden Staaten (Frankreich, Bayern 
Reuenburg ıc.). 
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Verordnungen für Angehörige anderer Kantone fein Nachtheil entſtehe. 4) Appenzell-Inner— 
thoden fol feine Verordnungen vom 25. März 1804, betreffend einerſeits das Nieberlajjungsredt, 
anderjeits die liegenden Güter und „ſazhabenden Gapitalien” ber äußeren Schweizer in dem Kanton, 
mit Rükſicht auf die Vorichriften der Bundesverfaſſung in ihrer Anwendung auf die Eidgenofjen über- 
hanpt und nach dem Geijt der bejondern Verfafjung von Appenzell gegen die Mitlandleute von Außer: 
vhoden abändern.“) 

Ber Anlaß diejer Verhandlung über das Niederlaffungsmweien hat St. Gallen die Berüffichtigung 
der folgenden Grundſäze poſtulirt: 1. Das ungejchmälerte Recht der Eidgenofien, Schuldbriefe und 
Eapitalien, Häuſer und Liegenfchaften in andern Kantonen zu erwerben, an Schuldesftatt anzunehmen, 
oder auf andere Weile zu erwerben, erfaufen ober Iehenmeife zu empfangen. Es darf daher auch fein 
Eidgenoß angehalten werben, die in einem andern Kanton durch Erbichaft oder Heimfall erlangte Liegen- 
ſchaft oder Capitalien weder nach einem beeinträchtigenden Schazungspreis noch ſonſt an Bürger des 
Kantons zu überlaffen, wie denn auch ferner das im $ 5 ber Bundesacte abgejchaffte Zugrecht nicht 
mehr angewendet werben möge. II. In Hinſicht auf Gewerbetreibung und Kunftfleiß follen überhaupt 
feine Erjchwerungen und Bejchräntungen jtattfinden, welche gegen die Bürger des (eigenen) Kantons 

wo, xxvi nicht ftatthaben. 

E. Um 15. uni 1805 iſt eine Commiſſion niedergejezt worden, um zu unterjuchen, welche all- 
gemeine Grundſäze fi) aus den Artikeln 3 und 4 der Bundesverfaffung, betreffend die Niederlafjung 
der Schweizer, herleiten lajjen, und um bie durch die Kantone erlafjenen Gejeze über das Niederlafjungs- 
te. AXXIV weſen zu würdigen. 

F. Am 5. Juli bat diefe Commiſſion die in der Bundesverfaflung liegenden Beitimmungen, be 
treffend die Niederlajjung eines Schweizerbürgers des einen Kantons in einem andern Kanton, in einem 
ausführlichen]Berichte näher entwikelt, und geftüzt hierauf ben Entwurf eines Tagjazungsbeichlufjes über 
die gegenfeitigen Niederlafjungsrechte der Schweizer-Bürger vorgelegt. — Darauf find in den Sizungen 
vom 5. und 6. Juli die Anträge der Commiſſion umſtändlich beratben worden. Wus Den Dies: 
fälligen Erörterungen ift der Entwurf zu einem Tagjazungsbeichluffe mit jechszehn Stimmen (durch 
die Kantone Bern, Glarus, Solothurn, Baiel, Schaffhauſen, St. Ballen, Gran- 
bünden, Yargan, Thurgau, Waadt und Teſſin) unter Vorbehalt der Ratification in dem 
Zinne angenommen worden, daß die Kantone ihre Erklärungen dem Landammann der Schweiz vor 
dem 1. Januar 1806 zu eröffnen haben. Die Gejandtichaften von Lncern, Zürich, Zug, Frei« 
burg und Appenzell, ſowie diejenigen der Rantone Urt, Schwyz und Unterwalden, nahmen 
bie Verhandlungen ad referendum; bei welchem Anlaß die drei Icztern eine ausführlie Verwahrung 
ihrer Nechte gegenüber dem gefaßten Beichlujje zu Protokoll gegeben haben, Der Wortlaut des Be— 
schlufjes geht dahin: 1. Die Vermittlungsacte hat jedem Schweizer das Recht ertbeilt, ſich in einem 
andern Kanton niederzulafien, und dafelbit jebes nach den Gejezen und Verordnungen des Kantons, in 
dem er fich niederläßt, erlaubte Gewerbe zu treiben. 2. Der fich niederlaffende Schweizer trittet mit 
Ausnahme der politischen Nechte und des Mitantheils an Gemeindsgütern und jeder Art von ökono— 
mijchen Stiftungen in die gleichen echte die der Kantonsbürger genieht, bat zugleich aber auch die 


*) Vetreffend die Geſezgebungen in den Rantonen Glarus und Vajel wurde fein Bericht erftattet, 
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deichen Verpflichtungen zu erfüllen, die die Gefeze dem Kantonsbürger auferlegen. 3. Die Ausiibung 
dieſer verfaffungsmäßigen Rechte ift unabhängig von der Religion, zu ber ſich der Niederlafiende bekennt, 
and kann ihm der Genuß diefer Rechte nicht verfagt werden. 4. Dieje Rechte dürfen durch feine 
Perjonal- oder Gelbbürgichaft oder andere Laft beichwert werden. Die Kanzleigebühr für Ausfertigung 
dr Nieberlaffungsbewilligung ſoll in keinem Fall die Summe von 8 Franken überfteigen. 5. Der 
Riederlajjende ift verpflichtet, zu den Ausgaben, welche die Ortspolizei erfordert, nach den biesfallfigen 
Betimmungen beizutragen. 6. Um dieſe Rechte als Schweizer ausüben zu können, muß der Nicber: 
laſſende einen gehörig ausgefertigten und von der Kantonsregierung legalifirten Heimatichein vorweiſen. 
Diejenigen Einwohner, weldye zwar ihre jchweizeriiche Herkunft durch ein Zeugniß der Kantonsregierung 
ausweiſen können, aber fein Gemeindebürgerrecht befizen, haben, wenn fie ſich in einem andern Kanton, 
ald dem zulezt bewohnten niederlaſſen wollen, den abgehenden Heimatjchein durch eine angemefjene 
Bürgſchaft zu erfezen, wodurch fie dann aber den Nechten ber übrigen gleichgeftellt werben. 7. Die 
hehen Regierungen der Eidgenoffenihaft werben ihre Geſeze und Berordnungen über das ſchweizeriſche 
Niederlaffungsrecht den in obftehenden jechs Artikeln aufgejtellten Grundfäzen anpaljen, und innert 
Jahresfrift dem Landammann der Schweiz mittheilen. 

G. Am 5. Juli 1805 find auf den Bericht der am 15. Juni niebergejezten Commiſſion verfchiedene 
Beihwerden des Kantens St. Gallen, betreffend erichwerende Beitimmungen ( Bürgichaftsitellung, 
Einheirathsgebühren ꝛc.) über das Niederlaffungsmweien in den Kantonen Glarus und Appenzell, 
tbeils befeitigt, theils ad referendum in den Abſchied genommen worden. 

H. Am 21. Juni 1806 wurden die Erflärungen der Kantone über den Beſchluß vom 6. Juli v. J. 
betreffend die gegemjeitige Niederlaſſung der Schweizer zu Protokoll genommen. 

d. Am 23. Juni ſodann jchritt die Tagfazung zum gemeinſamen Beſchluß über dieſen Gegenjtand. 
Sämmtliche Gefandtichaften eröffneten nochmals die Ansichten ihrer Committenten über den bejtimmten 
Sinn und die wirkende Kraft der SS 4 und 5 ber Bundesacte, und juchten fo viel als möglich alle 
billigen Rüffichten für die bejondere Lage einiger Stände mit der Aufrechthaltung dieſer allgemeinen 
Verfafjungsvorjchriften in Verbindung zu jezen, damit dasjenige, was einſt das wahre Band ver 
Eintracht und die ficherite Gewährleiftung des allgemeinen und Privatwohlftandes in der Schweiz 
werben folle, nicht durch voreilige oder allzu ftrenge Verfügungen in einen Keim der Unzufriedenheit 
ausarten und zu Mißtrauen und Imeinigkeit führen möge. Aus biefen Betrachtungen it nach reifer 
Berathung mit 19 Stimmen folgendes Concluſum gefaßt worden: „Die Tagjazung habe mit befonderm 
Bergnügen erjehen, dab bei der allgemeinen nitructionseröffnung, die in ihrer Mitte am 21. Juni 
ftattgefunden, der von der leztjährigen Tagſazung vorgeichlagene Beſchluß in 7 Artikeln, die Nieder: 
laffung, Freiheit des Gewerbes und übrige damit verbundene Rechte betreffend, von der großen Mehrheit 
der eidgenöffiichen Stände genehmigt und bereits in Vollzug gejezt worden jei. Die Tagſazung 
erkenne fortdauernd die Grundſäze, weldye in bemeldetem Beichluß aufgejtellt find, als die geſezmäßige 
Norm derjenigen Befugniſſe, die nach der Mediationsacte dem Schweizer » Eidgenofjen überall im 
ichmeizeriihen Baterland eigen bleiben jollen. Auf die genaue Beobachtung diefer Grunfäze, auf die 
Abſchaffung der denjelben widerjtrebenden Einſchränkungen wolle die Tagfazung demnach alle Kantons: 
regierungen wiederholt aufmerkſam machen, und nähre die Hoffnung, jede gegründete Beichwerbe über 
die Berlezung derjelben in der Zukunft verfchminden zu ſehen. — Indem aber die Tagjazıng dieje ihre 
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jefte Überzeugung nebjt allen vorgejallenen Rantonsabjtimmungen durch den Abſchied den Ständen 
mittheilen wolle, verjehe fie fich insbejondere zu denjenigen Kantonen, welche ihrem Beitritt noch einige 
Vorbehalte oder Bedingungen beigefügt haben, daß infoweit dadurch ben allgemeinen Rechten Abbruch 
geſchieht, bis auf künftige Tagiazung die nöthige Abhülfe eintreten werde. Sie erwarte ebenfalls von 
den Kantonen Uri, Schwyz, Unterwalden und Appenzell, weldhe in den Eigenthümlichkeiten 
ihrer Lage bis dahin große Hindernifje gegen die Befolgung folder Grundjäze gefunden haben, eine 
allmälige, nach Zeit und Umftänden möglidye Annäherung zu denjelben, jo daß der Zeitpunkt einmal 
eintreffen möge, wo durch allgemeines Einverftändnih hierüber das politische Intereſſe der Schweiz mit 
jenem der einzelnen Bürger werde in Übereinftimmung gebradyt und gewährleiftet werden.“ 

K. In Hinfiht auf den am 6. Juli 1805 gefaßten und fpäter durch die Mehrheit ratificirten 
Tagiazungsbeichlufi über die freie Niederlaffung und über das am 23. Juni 1506, betreffend den näm— 
lichen Gegenstand, geſaßte Concluſum haben am 10. Juni 1807 die Kantone Uri, Schwyz, Unter: 
mwalden und Appenzell weitere Erklärungen zu Protofoll gegeben, während Lucern verſchiedene 
Erläuterungen umd Zufäze zum Beichluß vom 6. Juli vorſchlug, und daran die Bedingung feines 
Beitrittes fmüpfte. In Folge defien hat die Tagſazung am 11. ihren Beſchluß vom 23. Juni 1806 
erneuert. 

L. Am 19. Juli 1808 hat der Kanton Lucern nachträglich den Tagſazungsbeſchluß vom 6. Juli 
1505 über die Nieberlaffung ratificirt. 

M. Unterm 22. Juni 1508 hat die Tagfazung auf eine Beichwerde von Aargau den Kanton 
Teſſin aufgefordert, jein Niederlaſſungsgeſez vom 4. Juni 1807, weldyes in $ 2 die Beitimmung 
enthält, daß der Schweizerbürger, um das Recht der Niederlafjung im Kanton Teſſin zu genießen, 
einen Beruf, Handwerk oder andere Mittel nachweifen muß, aus denen er ſich erhalten kann, und daß 
er alle andern Bedingungen zu erfüllen bat, welchen die teffinifchen Angehörigen bei der Niederlafjung 
in einen andern Stanton unterworfen find — mit Rükſicht auf das allgemeine verfajjungsmäßige Ver- 
hältniß abzuändern, und gleichzeitig hat fie die Unzuläffigfeit der allgemeinen Reciprocität, als Grundſaz, 
förmlich erklärt. Anläßlich hat ſich Zürich in einer Erklärung zu Protokoll darüber beſchwert, daß cs 
noch immer Kantone gebe (Schwyz), die ſich weigern, den Nidhtlatholiten bei ſich die Niederlaffung 
zu bewilligen. 

N. Ebenfalls am 22. Juni bat St. Gallen aus Anlaf eines befondern Falles, indem von 
einem janktgalliichen Angehörigen, der ſich in Wollerau niederlaffen wollte, eine Caution von 1200 Gulden 
gefordert worden war, wobei die Regierung von Schwyz auf erhobene Neclamation feine Nükficht 
nehmen wollte, den Antrag gejtellt, daß dergleichen Geldcautionen, welde die mediationsmäßige freie 
Niederlaffung und Gewerbsausübung beichränfen und dem 4. Artikel des Beichluffes vom 6. Juli 1805 
zuwiberlaufen, gänzlich abgeichafft werben möchten. Die Tagſazung hat hierauf mit 18 Stimmen 
erkannt, Schwyz ſolle eingeladen werben, feine befondern Nicderlafiungsgeieze, inſoſern fie der Mediation 
und den Tagſazungsbeſchlüſſen zumiderlaufen, abzuändern. 

O. Betreffend einen, mit dem Niederlaſſungsrecht zujammenhangenden Anjtand zwiſchen Schwnz 
und Glarus, wobei lejteres gegen erjteres über gewiſſe Einſchränkungen flagte, welche von Seite der 
Schwüzjerbehörden Angehörigen von Glarus bei Ankauf einer auf dem Gebiet von Schwyz gelegenen 
Alp (Brüfcheralp) in den Weg gelegt wurden, hat die Tagjazung am 21. Juli 1808 lediglich die beiden 
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Theile zu gütlicher Ausgleihung unter ſich geiwiefen, in der Erwartung, daß der Anftand nach den 

beftehenden Grundſäzen ber Bundesverfaffung erledigt werde; während Glarus verlangt hatte, die 

Tagiazung möchte ertennen, 1. daß den Glarner Angehörigen der Anfauf von Liegenichaften im Kanton 

Schwyz nach der Verfaſſung nicht verweigert werben könne; 2. daß von Seite der Schwyzer Regierungs: 

bebörde dem Eigenthümer feine Bedingungen und Einfchräntungen können aufgelegt werben, welche den 

Grundſaz des Eigenthums verhindern würden. 1806, XXXVI 
P. Am 30. Juni 1809 hat der Kanton Teifin dur Vorlegung des Wortlautes eines abgeänderten 

Geſezes über das Niederlaffungsweien (j. Abichieb) den Ausweis geleiftet, daß er dem leztjährigen 

Tagjazungsbeichluffe über dieſen Gegenjtand (fiehe oben M.) nachgekommen jei. 1800, Xu 
Q. In der Sizung vom 25. Juni 1811 hat die Tagjazung auf die durch einen Specialjall ver- 

anlagte Beichwerde des Kantons Aargau beſchloſſen, nad) Vorſchrift der Artitel 3, 4 und 5 der 

Bundesverfaſſung und nady Mitgabe der Tagfagungsbeichlüfie, einerjeits über Aufhebung der Abzugsredhte 

und anderſeits betreffend die Niederlaffungsverhältniffe, habe der Stanton Basel feinen eigenen Angehörigen 

beim Ankauf von Liegenjchaften zum Nachtheil der übrigen Eidgenofjen fein Zugrecht zuerkennen können. 

Der Kanton Bafel wurde daher eingeladen, fein Geſez vom 18. October 1803, durch weldyes ein 

jolches Zugredht eingeführt worden war, aufzuheben und den Kanton Nargan klaglos zu ftellen, 1811, xvi 
R. Am 23. Juni 1812 wurde die Tagjazung benachrichtigt, daß der Kanton Bafel in Folge 

des vorjährigen Tagſazungsbeſchluſſes feine Verordnung vom 18. October 1803 aufgehoben habe; dagegen 

jet die Regierung des Kantons Aargau noch nicht Haglos gejtellt. Darauf hat die Tagfazung ihren 

beſagten Beſchluß beftätiget und die Kantone Bajel und Aargau zu freundichaftlicer Verſtändigung 

gewiefen und im Weitern den Landammann der Schweiz eingeladen, zu diefem Zwel Vermittler zu 

ernennen. 1812, XII 
5. Nachdem am 30. Juni 1812 die Gejandtichaft von Baſel einige dem Aargau proponirte Aus: 

gleihungsvorfchläge der Tagſazung zur Kenntniß gebracht hatte, erfolgte am 14. Juli 1812 die Anzeige: 

6 jeien nunmehr die obwaltenden Anſtände durch jchiedsrichterlichen Spruch der Vermittler befeitigt 

worben. 1812, xiii 
T. Am 25. Juni 1812 hatte ſich die Tagjazung mit einem Anftand zwiichen Züri und Schwyz 

zu beichäftigen, indem fich erjteres bejchwerte, daß fein Angehöriger Kaſpar Studer von Winterthur, 

jenes Berufes Hafner, der fi) fraft eines Heimatfcheins haushäblich zu Küßnacht im Kanton Schwyz 

niebergelafjen hat, von der dortigen Behörde nicht gebuldet werden wolle. Nachdem ber Sachverhalt 

und die begleitenden Umſtände durch die Gefandtfchaften der beiden Kantone näher erörtert und dargelegt 

worden waren, wobei fih Schwyz mir mangelnder Inſtruction zu beftimmtem Eintreten in den Gegen: 

Hand entichuldigte, hat die Tagjazung die Erörterungen der Angelegenheit eingejtellt und den obwaltenden 

Streit mit Hinweifung auf die allgemeinen mebiationsmäßigen Grundjäze den Ständen Züridy und 

Schwyz zu freundichaftliher Ausgleihung empfohlen. Inzwiſchen, d. h. bis der Streit entweder gütlich 

berichtiget oder von der Tagſazung entſchieden ift, ſoll Studer in feinem verfafjungsmäßigen Nieder: 

laſſungsrecht nicht geftört werden. iaie. Nil 
U. Betreffend die Anftände zwifchen beiden Theilen des Kantons Appenzell über Nieder: 

Infjungsverhältnifje, wird auf $ 61 des gegenwärtigen Repertoriums verwieſen. 
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$ 102. Formular der Heimaticheine. 


A. Auf eine bezügliche Anregung und Beichwerde St. Gallens, daß einige Kantone nur bedingte 
Heimatjcheine ausitellen, die leicht zu Eonflicten mit andern Kantonen führen könnten, bat die Tag 
fagung am 23. Yuni 1806 ein aus ihrem Auftrage durch die eidgenöſſiſche Kanzlei entworjenes allge- 
meines Formular für Heimatjcheine ad referendum et instruendum genommen (e8 jteht Abjchieds- 
beilage H). 

B. Am 10. Juni 1807 ift nach vernommener Jnjtruction der Kantone die Frage, betreffend ein 
allgemeines Formular für Heimatfcheine, an eine Commiffion zu näherer Prüfung gewiejen worden. 

C. Nach angehörter Berichterftattung der Commiffton find am 23. Juni mobifieirte Formulare für 
Heimaticheine theils ad ratificandum, theils ad referendum genommen worden. Die Punkte, über 
welche fich in der Discujfion abweichende Anjichten geltend gemacht hatten, waren folgende: 1) Einige 
Geſandtſchaften wollten den Heimatichein nur auf die rechtmäßige Nachktommenſchaft des Gemeinde: 
bürgers ausdehnen; 2) andere begehrten, daß im Viſa des Heimaticheines ausgedrüft werde, dab der 
Gemeindebürger jeit mehr als zehn Jahren die Naturalifation erhalten habe; von noch andern 3) bie 
Feſtſezung des Zeitraums zu Erneuerung des Heimatjcheins, und 4) die Beifügung eines Zeugnifjes 
guter Aufführung verlangt ; endlich 5) wollten einige die für das Viſa des Heimatjcheins vorgeichlagene 
Formel auslajjen. 

D. Am 22. Juni 1808 hatte die Tagjazung ſich neuerdings mit der Angelegenheit allgemeiner 
Formulare für Heimaticheine auf Grund der leztjährigen Vorberathung zu beichäftigen. Obgleich bei 
Eröffnung der Inſtructionen die Mehrheit der Stände auch jezt nody von dem Wunfche belebt zu jein 
jchien, zu einem Concordat Hand zu bieten, welches jo manche Lüke in dem gegenfeitigen Verhältniß 
der Rantonsangehörigen ausfillen und bereits empfundenen wichtigen Nachtheilen vorbeugen würbe, jo 
erzeigte fich doch die nämliche Verſchiedenheit der Anfichten, wie bei frühern Anläßen ; und da viele 
Geſandtſchaften lediglidy beauftragt waren, die Grundfäze der eigenen Kantonsgefezgebung zur allgemeinen 
Berolgung zu empfehlen, jo bot die vorläufige Anfrage keine allgemeinen Rejultate und keine befriedigenden 
Ausfichten dar. Überhaupt beftätigte ſich bei diefem Anlaß die oft gemachte Erfahrung, daß jo lange 
Kantonalconvenienz zum Fundament der eidgenöffiichen Verhältnifje angenommen wird, jedem zwek— 
mäßigen gemeineidgenöffischen Einverftändnig allezeit die größten Hindernifje im Weg ftehen müßten ; 
während hingegen, wenn vor Allem aus das eidgenöfftiche Verhältniß, den Vorjchriften der Mediation 
gemäß, einmal feitgejezt und anertannt wird, alsdanı alle befondern Nütfichten ohne Zwang und ohne 
weſentliche Beeinträchtigung der einzelnen Kantone ſich viel leichter auseinanderfezen laſſen. — Bei 
folder Divergenz der Meinungen wurde die Niederjezung einer Commiffion zu Einbringung geeigneter 
Vorſchläge beliebt, und es erhielt diejelbe nad Wunſch von Glarus neben dem allgemeinen Auftrag 
noch die fpecielle Weifung, ein befonderes Heimaticheinformular für uneheliche Perjonen einzubringen. 

E. Um 8. Juli jodann bat die Commiſſion ihren Bericht und die darangefnüpften Anträge vor- 
gelegt. Als Refultat der hierüber im Schooße der Tagjazung gepflogenen einläßlihen Berathungen 
wurden, von ben einen Kantonen ad ratificandum, von den andern ad referendum, vier Heimatjchein: 
formulare in den Abfchied genommen, wovon zwei für verheirathete und zwei für unverheirathete Per— 
fonen (Unterſchied: Kantone mit und Kantone ohne Gemeindebürgerrecht). Daneben ift mit ſechszehn 
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Stimmen ber Commiſſionsantrag genehmigt worden, daß Jeder, der in einem andern Kanton ſich nieder- 
laſen will, gehalten jei, ein Zeugniß jeines chevorigen Wohlverhaltens vorzulegen, und mit fünfzehn 
Stimmen der fernere Vorſchlag, dab jede Regierung befugt fei, wenn fie es für ihre Sicherheit nöthig 
crachtet, alle fünf oder zehn Fahre die Erneuerung der Heimatjcheine von den in ihrem Kanton Nieber- 
gelaffenen zu verlangen. 

F. Am 9. Juni 1809 find über die vorjährigen Formulare zu Heimaticheinen die Inſtructionen 
der Kantone vernommen worden. Es erzeigte ſich auch jezt wieber, wie fchon bei frühern Berathungen, 
eine Verſchiedenheit der Meinungen hauptjählic in Hinſicht 1. der Kinder bes Heimatjchein-Trägers, 
2. der Erneuerung bes Heimaticheins, 3. der Erwähnung des zcehnjährigen Schweizerbürgerredhts in 
der Zegalifationsclaufel. Schließlich wurde in Betreff der verheiratheten Berfonen ein durch Antrag 
jraburgs etwas modificirtes Formular mit 17 Stimmen unter Ratificationsvorbehalt angenommen, und 
dabei in Folge der Bemerkung von St. Gallen, es gebe Fälle, wo mit bem Gemeindsbürgerrecht nicht 
noihwendig auch das Kantonsbürgerreht verbunden jei, für die aljo feines der beiden Formulare ge: 
nügen würde, mit 19 Stimmen an den Schluß der Legalifation der Heimatjcheine für Gemeindsbürger- 
zehte der Zufaz beſchloſſen: „und daß obbenannter N. N. unfer Kantonsbürger und jeit mehr als zehn 
Jahren ein Schweizerbürger ſei.“ 

G. Das Heimatjheinformular für Unverheirathete, wie es lejtes Jahr in den Abjchied aufge: 
nommen tworben war, ift am 10. Juni 1809 mit 19 Stimmen von ben Ständen Uri, Zürich, Zug, 
Solothurn, Schafihaufen, St. Gallen, Teijin, Thurgau, Graubünden, Bajel, Bern, 
Glarus, Lucern, Shwvz, Freiburg, fowie von Appenzell A. Rh. unbedingt genehmigt 
worden. 

H. Am 5. Juni 1810 find die voriges Jahr unter Hatificationsvorbehalt angenommenen For: 
mulare der Heimaticheine duch Mehrheit der Stimmen fürmlich genehmigt und der Zeitpunkt des Be— 
ginnes der neuen Formulare anf künftigen 1. October feitgejezt worden. (Die Heimaticdeinjormulare 
And enthalten in: „Dfficielle Sammlung der das jchweizeriiche Staatsrecht betreffenden Actenjtüte”, 
1. Band, ©. 293 — 295). 

J. Bei der Umfrage am 7. Juni 1811 zeigte es jich, dab in der Mehrheit der Kantone die durch 
die leztjährige Tagfazung angenommenen Formulare für Heimatſcheine bereits eingeführt worden jeien, 
Und da aus den Eröffnungen der noch dijjentirenden Kantone, deren Voten in den Abſchied aufgenommen 
And, fi eine Annäherung auch diejer am die Anſchauungen der Mehrheit ergab, jo wollte die Tag- 
jazung die Hoffnung einer gänzlichen Übereinftimmung in der Feitfezung diefes für den Genuß der 
Mediationsrechte jedem Schweizer jo wichtigen Verhältniſſes nicht aufgeben, und hat daher mit 17 
Stimmen an jene Kantone, welche ihren Beitritt an Vorbehalte geknüpft haben, die erneuerte Einladung 
zum Anjichluffe an die Mehrheit erlaffen. 

K. Am 9. Juni 1812 find die nachträglichen Ratifications- und anderweitigen Erklärungen be 
treffend bie Heimaticheinformulare zu Protokoll genommen worben. 

L. Laut einer am 8. Juni 1813 zu Protokoll gegebenen Erklärung werben die durch die Tag: 
ſazung feftgejezten Formulare der Heimatjcheine in den nachſtehenden Kantonen, welche fich gegen die 
dijientirenden die Convenienz vorbehalten, unbedingt angewendet, nämlih: Uri, Unterwalden, Lu— 
cern, Zürid, Glarus, Bern, Zug, Freiburg, Solothurn, St Gallen, Graubünden, 
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Aargau, Thurgau, Teſſin und Waadt, jowie Appenzell-Außerrhodben. Die Erklärungen 
der bijjentirenden Kantone Schwyz, Basel, Schaffhaufen und Appenzell-nnerrhoden 
liegen im Abſchied. Erſtere beide könnten die Heimatſchein-Formulare nur unter der Bedingung geneb: 
migen, daß die unehelichen Kinder unbedingt der Mutter folgen würden; Schwyz hat feine Heimat: 
ſcheine dem Formular gemäß eingerichtet, darin aber die Bedingung ber Landrechtsernenerung je nad) 
zehn Fahren aufgenommen, und Innerrhoden beharıt fortwährend auf dem Begehren, daß 1. die Worte 
„zu allen Zeiten und unter allen Umſtänden“ aus dem Formular wegbleiben ; 2. in dasſelbe der Por: 
behalt der zehnjährigen Erneuerung des Heimatjcheins, doch ohne Verluft des Burgerredhts bei Unter: 
laſſung, aufgenommen werde, und 3. der Heimatfchein nicht als Ausweis zur Verehelichung dienen könne, 
11a, Im indem bazu eine jpecielle Erlaubniß erforderlich jei. 


$ 103. Verſchiedene bürgerliche Verhältniſſe der Niedergelaffenen. 


A. Am 6. Juli 1807 ift der Antrag des Kantons Glarus, e3 möchte entſchieden werben, unter 
welchen Gefezen ber in einem andern Kanton niedergelafjene Schweizerbürger in Hinſicht auf Ber: 
gabungen und auf Erbfälle ftehe, ob unter jenen des Heimats- oder jenen des Nicderlaffungsfantons, 

1807. LI in den Abſchied gefallen. 

B. Am 4. Juli 1808 hat die Tagfazung ben vorftehenden Antrag an eine Commiſſion zu näherer 

oa xxvu Prüfung gemwielen. 

C. Diefe Commiffion hat dann am 18. Inli der Tagjazung vorgeftellt: „daß die Behandlung 
und Beantwortung diefer Frage mit vielen Schwierigteiten verknüpft ſei und daß biefelbe ſich wenigftens 
zur Beit noch durchaus nicht zu einem Concordat eigne ; da indejjen ein Einverftändniß darüber wünſchbar 
und in der Folge vielleicht möglich wäre, jo glaube die Commiſſion nachfolgende Bemerkungen zu Ein: 
rütung berjelben in den Tagſazungs-Receß der hohen Regierung empfehlen zu follen. Es werben in 
Bezug auf die obwaltende Frage zunädjit zivei, mit einander im Widerſpruch ftehende Behauptungen 
aufgeftellt, deren die erjte den Bewohner des Territorii (mithin den Anjagen) unbedingt der Judieatur 
und den Gefezen des Kantons, den er wirklich bewohnt, unterwirft; während die zweite glaubt, der 
mit dem Heimatichein verjehene Schweizer-Anfäße, der dem Kanton, wo er fein Domicilium wäblte, nie 
zur Laſt fallen fan, und Unterjtizung und Aufnahme jederzeit in feinem heimatlichen Kanton finden 
muß, könne allerdings in Bezug auf Berfügumgsrechte über jein Vermögen u. dgl. den Gefezen bes 
leztern Kantons unterworfen bleiben. So widerfprechend beide Meinungen find, jo läßt ſich dennoch 
die eine mie die andere mit jehr börbaren Gründen verteidigen und es möchte am Ende nicht unmöglich) 
jein, durch forgfältige Beichränfung der einen und der andern ein Einverjtändniß hervorzubringen, das 
der Kantonal-Souveränität, wie den Bundesverhältniffen gleihmähig Rechnung tragen würde. Aber 
es iſt lange noch nicht der Fall, daß in den angeführten fich entgegenftehenden Meinungen allein die 
Schwierigkeiten der zu beantwortenden Frage liege. Die viel größere Schwierigkeit findet fid) in dem 
Gegenſtand der Frage felbit. Schon die Vorfrage: Wer ift domicilivender Schweizer ? läßt ſich jo leicht 
nicht beantworten, wie man wohl denken jollte. Zwar lag es in den Anfichten der mehreren Glieder 
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der Commiſſion, daß durch die Bundesacte und durch die auf fie gegründeten Tagjazungsbeichlüfje jeder 
Schweizer, der mit einem Heimatjcheine verfehen, fi) in einem andern Kanton nieberläßt, von dem 
Augenblit der Depofition feines Heimatfcheins an, als domicilirender Schweizer müſſe angeſehen werden ; 
dagegen aber wurden die Geſeze eines Kantons angerufen, der dad Domicilium erſt nach dem, ein Jahr 
und einige Tage gedauerten Aufenthalte, anerfannte. — Ohne jezt zu unterfuchen, ob diefe lezteren Ge— 
ſeze mit den Bundesverhältniffen verträglich find, will man nur darauf aufmerkſam maden, daß die 
Heimatjcheine der Schweizer noch einjtweilen in ihrer erjten Lebensperiode, nämlich derjenigen des Re— 
ferendums, ſich befinden und mithin unmöglidy eine fichere und unzweideutige Grundlage für die Be- 
fimmung des Begrifjs des Domiciliums von ihnen bergenommen werben kann. — Welcher Unterſchied ift 
dann aber weiter zwiſchen dem Anſaß, der feit geftern, vielleicht nicht ohne die Abſicht, ſich gewiſſen 
Geſezen feines Kantons zu entziehen, in einen andern Kanten zog und dem Anfahen, der nicht nur fein 
ganzes Leben durch, jonbern jeit mehreren Generationen, im Bater und Großvater, domicilirter Ein- 
wohner war? Welche manigjachen Abitufungen befinden ſich zwiſchen ihnen ? Wenn je eine Überein- 
funft über den Gegenftand der Frage möglich it, wird fie nicht etwa audy in Bezug auf das Subject 
näher bejtimmt und vielleicht auf die Anfahen beichränft werden müjjen, welche ihre Nieberlaffung per- 
ſonlich in's Dajein riefen und fie nicht ſchon von ben Eltern empfiengen ? — Geht man dann aber zu 
den Erb: und Bergabungsgejezen über, jo iſt das Gebiet derjelben jo ausgedehnt ; ihr Eingreifen und 
ihr BZufammenhang mit jo viel andern Abtheilungen der bürgerlichen Gefezgebung ift jo vielfältig, 
und dieſe bürgerlichen Gejezgebungen jind dann vollends in den 19 Kantonen und den einzelnen Kreijen 
derjelben zu zahlreich, daß es wahrlich eines geringen Nachdentens bedarf, um einzufehen, daß jene 
einjach icheinende Frage in der That unter die allerverwiteltften muß gerechnet werden, und daß ihre 
Beantwortung ohne vielfältige nähere Betimmungen und Unterjcheidungen, die fi in dem Maaße, wie 
man fie feſtzuſezen verjuchen würde, noch weiter vervielfältigen dürften, gerabe unmöglich jem müßte. 
— Es jcheint unnöthig zu fein, oder e8 kann body füglicy dem mündlichen Bortrage überlaffen bleiben, 
das Gejagte durch Beifpiele und nähere Entwilelungen zu unterftüzen. Die Commiſſion jchließt ihren 
Bericht mit der Bemerkung, dab der angerufene 13. Artikel der Allianz mit Frankreich keineswegs ge- 
eignet jein kann, den Knoten zu löſen, dem fie ſich genöthigt fieht, umentwifelt in den Schooß der hohen 
Tagſazung zurüfzulegen. Diefer Paragraph lautet alfo: „Die Streitigkeiten, die ſich zwiſchen den Erben 
„eines in der Schweiz vertorbenen fränkischen Bürgers in Betreff feines Erblaſſes erheben könnten, werben 
„vor den Richter des Wohnorts gebracht, den der fränkiſche Bürger in Frankreich hatte, und ebenfo ſoll 
„es in Anfchung ber Streitigkeiten gehalten werden, welche fich zwiſchen den Erben eines in Frankreich 
„verjtorbenen Schweizers erheben könnten." Diejer Artikel bejtimmt lediglich das competente Forum, 
und er ſchließt ſich an die Beitimmungen des Napoleon'ſchen Gejezbuches an, durch die allerdings ber 
Franzoſe im Ausland nur nach den Borjchrijten eben diejes Geſezbuches (die Förmlichkeiten des Aus- 
landes abgerechnet) Tejtamente, Bergabungen u. j. w. machen kann. (Bergl. Code civil $$ 999, 
1000 x.) Hätte die Schweiz anftatt einiger hundert Civilgejezbücher nur Eines, wie das in Frank— 
reich der Fall ift, jo würde die Frage, um die es fich handelt, von ſelbſt wegjallen und über den com— 
vetierlichen Richter könnte man fich ohne Zweifel leicht verjtehen. Bei der gegenmärtigen Lage ber 
Saden muß das Problem noch unaufgelöst bleiben.“ 

Die Tagiazung hat diefen Bericht der Commiſſion ad referendum in den Abſchied niedergelegt, 
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entgegen dem Willen von Waadt und St. Ballen, welde ein für alle Dial von dem ganzen Gegen— 
us, xy Stand abjtrahiren wollten und den Territorialgrundfaz als allein berechtigt anerkannten. 

D. Aus Anlaf eines Specialfalles hat Freiburg am 10. Yuli 1812 den Antrag ad instruendum 
auf künftige Tagfazung in den Abſchied niedergelegt, in Bezug auf die Bevogtigung majorenner Pers 
jonen, die in einem andern als ihrem Heimatstanton wohnen, einen einheitlichen Grundſaz darüber auf- 
zuftellen, welche Behörde, die des Niederlaſſungs- ober des Heimatortes die Bevogtigung zu verfügen 

ist⸗. XLVH habe, 

E. Um 15. Juni 1813 ift in Bezug auf das Erbrecht und die Bevogtung Niedergelafjener von 
der Tagfazung eine Eommiffion niedergefezt worden, mit bem Auftrage, den Gegenftand unter feinen 
verschiedenen Beziehungen zu prüfen und den Entwurf einer allgemeinen Übereinkunft unter den Ständen, 

1813, X jowohl über das Princip des Erbrechts als jenes der Bevogtung, der Tagjazung vorzulegen. 

F. Auf den erjtatteten einläßlichen Commiffionsbericht (fiehe den Abichied) hat die Tagſazung am 
5. Juli folgende zwei Goncorbatsentwürfe, als Anleitung zu künftigen Berathungen, ad instruendum 

ıaus, N in den Abſchied genommen. 

l. Betreffend die Bormundfchaftspflege: Die hohen Stände der jchweizeriichen Eid- 
genofjenichaft, welche gegemmwärtigem Concordat beitreten, werben die Vormundfchaftspflege der Nieder- 
gelafjenen nad folgenden Beitimmungen verwalten: 1) Wenn ein Niebergelafjener ftirbt, jo wird bie 
Befteglung und Inventur ſogleich von der dafür durch bie Kantonsgefeze beftimmten Behörde bes Wohn- 
ortes vorgenommen, und davon bie erforderliche Mittheilung an die Behörde ber Heimat des Nieder- 
gelafjenen veranstaltet und bejorgt. 2) Falls der Verftorbene Wittwe oder Kinder hinterläßt, die im 
Falle find, unter Vormundicaftspflege geftellt zu werden, jo fteht die Wahl des VBormunds und die 
Aufficht auf deſſen Verwaltung, der Regel nad, dem Kanton zu, dem der Niedergelaffene bürgerlich 

angehört hat. 3) Im Falle allzumweiter Entfernung des Heinatorts von dem Wohnort des Nieder: 
gelaffenen, oder anderer obwaltender Gründe, kann die Behörde des Heimatkantons derjenigen des Do- 
micils die Bejtellung des Vogts und waifenamtliche Aufficht übertragen ; in welch' Tezterem Fall jedoch 
die leztere der erftern über die Verwaltung des Vermögens bie erforderlichen Rechnungen mittheilen 
joll. 4) Falls aber die bevogteten Perfonen während zehn Jahren an dem erjten Nieberlafjungsort 
verblieben, und die Vormundſchaft gefezlich fortbauert, fo übergeht die Vormundſchaftspflege in ihrem 
ganzen Umfang an die Behörde des Niederlaffungsortes, und es treten die für die frühere Zeit ange- 
nommenen Bejtimmungen außer Kraft. 5) Die Dauer der Bormundihaft und ber Verwaltung bes 
Bormünders, die Genehmigung der Rechnungen und die Beitätigung von Käufen und Verkäufen bes 
Vogtquts reguliven fich nach den Geſezen des Heimatfantons, jo lange nicht Taut $ 3 die ganze waiſen- 
amtliche Aufficht dem Kanton der Niederlaffung übertragen wird, oder nad) $ 4 an denfelben hinüber- 
geht. 6) Das Recht, eine niedergelajjene Perfon wegen Leichtfinn, Lieberlichkeit oder Verſchwendung 
unter vormundjchaftliche Vorſorge zu jtellen Interdictions-Vormundſchaft) fteht fowohl dem Kantone 
der Heimat als der Nieberlaffung zu. Die Behörde des Heimattantons wird in einem joldyen Kalle 
entweder von fich ans, oder nach Anleitung des $ 3 die Vormundſchaft beitellen und den Behörden des 
Wohnorts davon Kenntniß geben; falls aber die Behörden des Wohnorts eine foldhe Beftellung er: 
forderlich erachten, fo werben fie den Vogt anordnen und der Heimatsbehörde davon, unter Angabe der 
Beweggründe, Kenntniß ertbeilen. 
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1. Betrejiend die Erbfolge. 1) Als Niedergelajjener wird betrachtet derjenige Schweizer, 
welcher ſich mit legalem Heimatſchein feines Kantons in einem andern Kanton mit Bewilligung der Re— 
gierung biejes leztern haushäblich nieberläßt, eigenen Rechtes (sui juris) iſt und ein Jahr und Tag 
wenigitens am gleichen Ort wohnt. 2) Der Niedergelafjene kann nur nach den Geſezen jeines Heimat: 
fantons teftiren und Gut vermachen; wenn er jtirbt, wird jein Erblaß ebenfalls nach den Geſezen feines 
Urſprungskantons vertheilt, oder im Fall vorhandenen Teftaments, Eheverfommnifjes und Ehevertrags, 
wenn ihn bie Geſeze feines Kantons dazu berechtigen, nach benjelben behandelt. 3) Falls der Ber: 
ftorbene Kinder hinterläßt, die in dem Kanton, in welchem fich der Bater niedergelafjen hatte, haus— 
häblich verbleiben, jo treten jelbe, ohne Einihräntung, unter die Erbgefeze diefes Kantons; wenn fie aber 
denjelben verlaffen, fo verbleiben fie unter den Gejezen des Urſprungskantons ihres Baterd. 4) Von 
ber Beitimmung des 2. Artikels findet folgende Ausnahme ftatt: Wenn der Niedergelaffene den gleichen 
Ort während fünfzehn aufeinander folgenden Jahren bewohnt hat, den größern Theil feines Vermögens 
in diefem Kanton befizt, und feine Kinder oder nächſten Erben ebenjalls allda haushäblid wohnen, jo 
trittet er für fich umd jeinen Erblaß unter die Erbaejeze diefes Kantons ; in allen andern Fällen, und 
wenn obige drei Beitimmungen nicht erfüllt find, bleibt es bei ber Vorſchrift des $ 2. 

G. Am 16. Juli 1813 lag der Tagfazung ein Erbrechtsanftand zwijchen Lucern und Uri zur 
Behandlung vor, bei welchem erfteres klagte, daß die Regierung von Uri die Eherechtsanſprache eines 
im Kanton Schwyz wohnbaften Iucernijchen Angehörigen aus Greppen (Anton Gretter) auf die Hinter- 
Lafjenichaft feiner aus Steg, Kanton Uri, gebürtigen Fran (Anna Maria Zgraggen) nicht anerkennen, 
fondern vielmehr das urneriſche Recht auf diefen Fall anwenden wolle, nach weldyem den Verwandten 
der Erblafjerin und nicht deren Ehemann die Erbſchaft zulomme, während nad) dem Iucernifchen Gefez 
lezterer ein Recht auf die Hälfte des gefezmäßigen Erbtheils habe. Nachdem die Geſandtſchaften beider 
Stände in ihren Voten die jederjeitige Anſchauung und die Gründe ihres Standpunktes dargelegt hatten, 
hat die Tagfazung in der Hoffnung einer freundſchaftlichen Ausgleihung jedes weitere Einfchreiten in 
dieſes Geſchäft bis auf künftiges Jahr aufgeichoben. 

H. Am 19. Juli 1813 hat die Tagfazung die Kantone Glarus und Graubünden ange: 
wieien, ſich freundichaftlich zu verjtändigen rüffichtlidy der vormundfchaftlichen VBerhältniffe und des Ber- 
mögens einer im Kanton Glarus vermittweten granbündnerifchen Angehörigen. 


$ 104. SHeimatrecht der in einen andern Kanton einheirathenden 
Schweizerinnen. 


A. Beranlaßt durch eine Beſchwerde St. Gallens gegen Glarus und Appenzell, daß diefe von 
einheirathenden Scweizerinnen aus andern Kantonen das fogenannte Landrecht oder die Nachweifung 
eines Bermögens von 200 Gulden fordern, hat die Tagjazung am 23. Juni 1806 die Frage, ob von 
einer in einen andern Kanton einheirathenden Schweizerin die Erwerbung des Landrechtes oder eine 
Geldleiftung gefordert werden fünne, ad instruendum in den Abſchied gelegt. 

B. Am 10. uni 1807 iſt mit Mehrheit der Stimmen den Kantonen überlaſſen worden, von einer 
in einen andern Kanton einherrathenden Schweizerin eine mäßige Geldleiftung zu verlangen und diesfalls 
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gegenrechtlich gegen einander zu verfahren. St. Gallen, Thurgan, Freiburg, Teſſin und Waadt wollten 

eine ſolche Einſchräukung, als der Mediationsacte zuwider, ihverfeits wicht anertennen. Verſchiedene 

Kantone haben den Betrag biefer Gelbleiftungen zu Protokoll gegeben. (Zürich, Glarus, Appenzell A: Rh. 

200 Gulden, Appenzell J.“Rh. 150 Gulden, Bajel zwiichen 200 und 300 Franken, Graubünden und 
or, xxvı Zug in ben verſchiedenen Gemeinden verjchieden.) 

C. Beranlaßt durch einen Specialfall zwifhen Waadt und Unterwalden ob bem Wald, 
defjen Erledigung auf gütlichem Wege zunächſt den beiden Kantonen jelbit, und wenn eine Vereinbarung 
unter ihnen nicht erzielt werden könnte, dem nächitjährigen Syndicat vorbehalten wurbe, hat die Tag: 
jazung am 5. Juli 1808 den Grundjaz fejtgejtellt, dak eine nach den Landesgeſezen gejchloffene und 
eingejegnete Ehe die Frau zur Angehörigen des Kantons madıt, in welchem der Mann das Heimatrecht 

mon, xxxvI  befizt. 


$ 105. Eben zwiſchen Katholifen und Meformirten, 


A. Am 15. Juli 1808 bat die Tagſazung eine Beichwerde von Aargau gegen ein Decret des 
Kantons Bajel vom 20. December 1803*) vernommen, durch welches den Angehörigen Bajels bei 
Verluſt ihres Bürgerrechts die Berehelihung mit Frauensperjonen katholiſcher Religion unterjagt iſt. 
Die Tagjazung wollte aber auf die Erörterung einer jo bedenklichen Frage dermalen nody nicht eintreten, 
jondern es dem Gejandten von Aargau überlaffen, feine Inſtruction in das Protokoll und in den 
os, xxxvı Abſchied zu legen, was denn auch geſchehen iſt. 
B. In der Sizung vom 23. Juni 1809 hat Aargau feine Beſchwerde gegen Bajel und bas 
Begehren um Abhülfe durch die Tagfazung erneuert, und von Zürich ift eine ähnliche Klage gegen 
Solothurn geführt worden, das einem feiner Angehörigen das ernftliche Begehren, eine Zürcherin, 
die er unter ehelichem Verfprechen zur Mutter gemacht hat, zum Weib zu nehmen verweigerte. Nachdem 
jowohl Bafel ald Solothurn ihre Stände vertheidiget, und namentlich lezteres bemerkt hatte, daß die 
Kirche und nicht der Staat fragliche Ehe unterfagte, und daß fein Beichluß der Tagfazung werde ver: 
mögend fein, den fatholiichen Ständen Grundfäze aufzubringen, weldye von der Kirche verworfen find, 
ijt nach gemwalteter Umfrage, die verfchiedene Anichauungen zu Tage förderte, mit 17 Stimmen erfannt 
worben, das Nefultat der gegenwärtigen Berathung über die wichtige Frage ad referendum et in- 
1500, XVI struendum auf tünftiges Jahr in den Abjchieb zu nehmen. 
C. Am 22. Juni 1810, nad) gewalteter Umfrage, in welcher jich einige BVerfchiedenheit der An⸗ 
fichten nicht jo ſehr über ben Grundſaz ſelbſt (nur fchr wenige Stände unterftüzten Bafel), fondern über 


) Der angefeindete Artlel des Deereis lautet alle: „Wenn aber ein Rantonsbürger cine Auswärtige zu heirathen | 
gedentt, fo hat jich derjelbe vorerft bei @. E, und W. W. Kath um die Ertheilung des Bürgerrechtes zu melden, die Feug« 
nife ihrer Ehe und ehrlichen Geburt und guter Aufführung aufzumweilen, und daß feine Verlobte reformirter Religion und 
mit feiner Leibeigenſchaft beladen fei, darzuthun. Wlirde aber ein Stadt» oder Landburger eine Ausländerin heiratben, ohne obigen 
Bedingungen ein Genüge zu leiften, jo ſoll derjelbe nicht nur zu alten Amtern unfähig fein, und feine politiihen Rechte aus« 
zuüben haben, jonbern noch angehallen werden, jährlid in der Stadt 2 Neuthaler oder 3 Franlen und auf der Landſchafi 
1 Neuthaler oder 4 Franlen im die betreffenden Bemeinden zum Behuf der Armenhäufer oder Armenſelel zu bezahlen.“ 
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die nähern Beſtimmungen einer diesfallſigen Berathung, in Betreff der Art, der Zeit und der bei einer 
allfälligen Einwirkung der Bundesbehörden zu beobadjtenden Rükſichten zeigten, haben die Kantone 
£ucern, Züri, Zug, Solothurn, Schaffhauſen, St.Gallen, Margau, Thurgau, 
Zeflin und Waadt unbedingt, und Glarus unter Ratificationsvorbehalt, fi für den Grundſaz 
ausgejprochen, daß die Ehen zwiſchen fchweizeriichen Angehörigen des katholischen und evangelifchen 
Slaubensbetenntmifjes von den Kantonen weder verboten, noch mit dem Verluſte des Bürger: oder 
Heimatrechts bejtraft werben jollen. Die Boten der difjentirenden Kantone find im Protokoll enthalten. 

D. Am 11. Juni 1811 vernahm die Tagjazung die Voten und Anfchauungen derjenigen Kantone, 
welche dem leztjährigen Beſchluß über die paritätiichen Ehen nicht oder bloß unter Ratificationsvorbehalt 
beigetreten waren (fie ftehen im Abjchied); worauf diejelben wiederholt aufgefordert wurden, ſich fünftiges 
Jahr über den Gegenjtand zu Protokoll bejtimmt zu erflären. 

E. Am 11. Juni 1812 haben die Kantone Uri, Glarus und Graubünden dem durch eine 
Anzahl Kantone am 22. Juni 1810 aufgeftellten Grundjaz in Hinficht der Folgen gemifchter Ehen in 
Bezug auf Bürger» und Heimatredht ebenfalls genehmigt. Die Voten der nur bedingt beitretenden und 
der dijjentirenden Kantone enthält das Protokoll. Dabei hat die Tagſazung diefe nochmals aufgefordert, 
bis anf künftige Tagjazung ebenjalls beizutreten. 

F. Am 8. Juni 1813 iſt der vorftehende Gegenjtand aus den Verbandlungen der Tagfazung 
beſeitigt worden. 


$ 106. Folgen gemifchter Ehen in Hinficht auf die Religion der aus 
denfelben entiprungenen Kinder. 


A. Am 22, Juni 1810 ift der von Zürich aufgeftellte und von Schaffhaufen und Lucern unter: 
ftüzte Antkag in den Abſchied gelegt worden, die aus gemifchten Ehen entjtandenen Kinder follen der 
Religion desjenigen Kantons folgen, dem fie heimatrechtlich zugehören. 

B. Am 11. uni 1811 haben den voriges Jahr in den Abſchied gelegten Antrag Zürich's in 
Betreff der Religion der Kinder aus Mifchehen unbebingt angenommen Lucern, Zug, Bern, 
Bajel. Thurgau fah die Nothiwendigkeit eines joldyen Grundiazes nicht ein, wollte aber demfelben 
auch beitreten, da er der bisherigen Übung, befonders in paritätifchen Kantonen, angemefjen ift. Appen- 
jell und Waadt hielten dafür, es jei Pflicht und Beſugniß jedes Familienvaters, feine Kinder in 
der Religion, die er nad) feiner Überzeugung für die bejte hält, erziehen zu laſſen; Gefez und Obrigleit 
jollen darin nicht vorgreifen. Die meiften übrigen Gejanbtichaften befanden ſich ohne Inſtruction, und 
jo wurde der Gegenjtand nochmals ad referendum et instruendum in den Abjchied genommen. 

C. Da bei der Eröffnung der Inſtructionen am 11. Juni 1812 ſich zeigte, daß die große Mehrheit 
der Stände feine Neigung fühle, den vormürfigen Gegenjtand in eidgendffische Berathung zu nehmen, 
theils aus Achtung für das Necht der kantonalen Gefezgebung, theils weil die Beſtimmung der Religion 
der Kinder entweder ber väterlichen Gewalt oder der befondern Vereinbarung der Eltern unter ſich zu 
überlafjen fei, hat die Tagſazung erkannt, der Gegenftand folle auf ſich beruhen bleiben. 
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$ 107. Folgen der Religionsänderung in Bezug auf Land- und 
Heimatrecht. 


A. In der Sizung vom 23. Juni 1809 it der Antrag des Kantons Solothurn, zu enticheiden, 
ob Schweizer, welche ihren Glauben ändern, ihres Bürger: oder Heimatrechtes verluftig erflärt werden 

und, KV tönnen, ad veferendum et instruendum in den Abjchied genommen worden. 

B. Am 22. Juni 1810 iſt die vorjährige Anregung Solothurns wegen der Folgen der Glaubens: 
änderung in Bezug auf das Heimatrecht zur Behandlung gekommen. Während in ausführliher Dar: 
legung ihrer Anschauungen die Stände Bern und Basel, deren Gefeze zu diefer Einſprache Solothurns 
Anlaß gegeben hatten, gewänjcht hätten, daß eine jo bedenkliche, weder durch die Umftände dringend 
gewordene, noch an ſich nothwendige Erörterung auf günjtigere Zeiten hätte aufgejchoben werden können, 
und fie hierin von einigen andern Ständen unterjtüzt wurden, hat die Mehrheit der Kantone die Sache 
unter einem andern Gelichtspunft angejehen. Die Mediation, meinten diefelben, fihere jedem Schweizer 
in allen Kantonen das Necht zu, fich frei niederzulafien und fein Gewerbe zu treiben, welches Recht 
gemäß Zagjazungsbeichlüffen von 1805 und 1806 unabhängig von der Religion fein jol. Da aber 
zum Genuſſe dejfelben der Beweis des Kantons: und Gemeindebürgerrechts als unerläßliche Bedingung 
gefordert wird, jo jet die nothwendige Folge des Verluftes des Heimatfcheins (sic!), daß aud) die all- 
gemeinen Rechte ber Niederlaijung und der Gewerbsfreiheit eo ipso aufhören; daß der Heimatloſe nirgends 
Aufnahme und Duldung findet und einem Verbrecher ähnlich ift, den das Vaterland aus feinem Schoofe 
vermwiejen hat. Darin liegt aber eine wejentliche Verlezung des Sinnes und des Buchjtabens der 
Bundesacte, darin die Quelle eines vielfältigen Elends, die Bermehrung der Heimatlofigteit, weldye bereits 
für die Schweiz in politischer umd polizeilicher Hinficht eine wahre Landesplage geworben iſt. Die 
Garantie des Gottesbienjtes jelbjt in denjenigen Kantonen, wo man ſich ausichließlic zu Einem Glauben 
befennt, erfordere eine folche Strenge, eine foldye Ungerechtigkeit nicht, und zu Beſorgniß wegen allfälligem 
Überhandnehmen der Religionsänderung jei auch fein Grund vorhanden. Wenn übrigens die Kantons: 
regierungen das gegenwärtige Verhältniß beider chriftlichen Eonfejfionen aufrecht zu erhalten, wenn fie 
jelbft aus lanbesväterlider VBorficht dem Profelytismus und den Religionsänderungen Schranfen zu 
jezen wünſchen, jo ſei ihmen freigejtelft, folches durch wohlberechnete Eivil- und PBolizeibeftimmungen 
zu thun; aber das Heimat- und Landrecht folle wenigitens vejpectirt werden. Weile Vorjorge für bie 
Bereftigung der Eintracht (des Vaterlandes höchites Bebürfniß), die dem Geift und den Ereignifjen bes 
Zeitalters jo angemeffene gegenfeitige Duldung, und die deutlichen Vorſchriften dev Bundesacte, erlauben 
es der Bundesbehörde nicht, über eine jo wichtige Frage ſtill zzu Schweigen oder ſich nur unbeftimmt zu 
äußern. — Geſtüzt auf dieje Betrachtungen ijt mit fechszchn Stimmen, nämlich jenen von Zürich, 
Solothurn, Schaffhauſen, St. Gallen, Aarau, Teſſin, Waadt, Thurgau, Frei: 
burg, Glarus und Graubünden der Grundfaz anerkannt und förmlich aufgejtellt worden, daß 
der Übergang von einer chriftlichen Confeffton zu der andern nirgends in der Schweiz mit dem Verluft 

Wı0, XXl des Kantons- und Heimatrechts beftraft werben jolle. 

Ö. Dem voriges Jahr aufgejtellten Grumdjaze haben nadjträglih am 10. Juni 1811 die Ratifi: 
cation eribheilt die Kantone Uri, Lucern, Bern, Zug und Bajel, und in gewiffem Sinne aud) 

ıst1, VEN Appenzell, ſodaß nur uch Schwyz und Unterwalden zur Einheit fehlen. 
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D. Am 9. Juni 1812 find die Kantone Schwyz und Unterwalden wiederholt eingeladen 
worden, dem durch alle andern Kantone angenommenen Grundſaze beizutreten, oder wenigſtens be 
rubigende Erklärungen abzugeben. — Anläßlich erflärten Zürich, Lucern und Schaffhanſen, wie 
Waadt es vor einem Jahre ſchon gethan, daß fie ſolche Angehörige aus den diffentirenden Ständen, 
welche der Neligionsänderung wegen heimatlos geworden, auf ihren Gebiet nicht annehmen werben. 

FE. Am Ss. Juni 1813 wurben bie Einladungen zum Beitritt zum beftehenden Goncordate an die 
diſſentirenden Kantone erneuert und zugleich eine allgemeine Verwahrung in das Protokoll gelegt gegen 
die Anmahme folder Angehöriger diefer Kantone, melde der Neligionsänderung wegen heimatlos ge- 
worden find, 


$ 108. Ghegerichtliche Verhältniſſe. 


A. Am 29. Auguft 1803 hat die Tagfazung einen Antrag des Kantons Bern auf Abjchluß einer 
Übereintunft, betreffend die Benrtheilung von Eheverſprechen und Vaterſchaftsklagen, ad referendum 
genommen und dabei gegemiber Bern den Wunſch ausgebrüft, es möchte jeine Anfichten über diejen 
Segenftand entweder bem Landammann der Schweiz, zu Handen ber Eidgenofjenichaft, oder den Kan— 
tonen jelbjt mittheilen, damit die Jnftructionen auf künftiges Jahr übereinjtimmend ausfallen können. 

B. In der Sizung vom 15. Juni 1804 ift der vorjtchende Gegenftand an eine Commiſſion zu 
näherer Prüfung gewieſen worben. 

C. Auf den Antrag der Commiſſion hat die Tagjazung am 2. Juli unter Natificationsvorbehalt 
binfichtlich der Behandlung von Eheanſprachen, Eheicheidungen und des bürgerlichen Zuſtandes ber 
unter Eheverfprechungen erzeugten Kinder ein Concordat ad ratificandum angenommen, folgenden Wort- 
lauts: 1) Alles, was Eheanjpradyen, Scheibungen und daherige Entihädnigforderungen, ferner Ehelich— 
iprehung der außer der Ehe, aber umter ehelichen Verſprechen erzeugten Kinder betrifft, gehört zur 
Beurtheilung vor den Richter des Kantons, wo der Angeſprochene feine Heimat und fein Burgerrecht 
bat. 2) Wenn der anerfannte Vater eines unehelichen Kindes die Mutter desjelben heirathet, fo ijt das 
Kind durdy die nachfolgende Ehe legitimirt. 3) Erfolgt zwifchen den Erzeugern eines unebelichen Kindes 
feine Ehe, und will der Vater oder die Mutter oder beide zufammen das Kind dennoch legitimiren 
lafjen, jo müſſen fie die Legitimation vor derjenigen Obrigkeit juchen, in deren Gebiet fie die Wirkung 
des Heimat: und Bürgerrechts oder des allfälligen Erbredits dem Kinde vericaffen wollen. 4) Das 
gleiche Forum ift angewieſen, wenn ein uneheliches Kind, bejjen Erzeuger ſich nicht beftrebten, ihm cinen 
(bürgerlichen) Stand zu geben, bei erlangter Volljährigkeit jelbjt fich legitimiren laſſen will. 

D. Betreffend die Behandlung von Vaterjchaftstlagen hat die Tagſazung am 2. Juli 1804 den 
Entwurf*) eines von der niedergeſezten Commiſſion ausgearbeiteten Concordates ad referendum ge 
genommen. Dasjelbe lautet folgendermaßen: 1) Wenn die Erzeugung und Geburt eines Kindes in 
einem und ebendemjelben Kantonsgebiet vorgefallen find, fo ift die Obrigfeit desfelben der competente 
Richter zu Beitimmung des Vaters, ſowie andy zu Ergreifung der zwekmäßigen Maßnahmen, welche 


*) Der hödit interefiante Bericht der Commiſſion zu dem Eoncordatsentwurfe ſteht im Teri des Abſchieds. 
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einem ſolchen Kinde feinen Unterhalt und bürgerlicdyen Stand fihern jollen. 2) In Fällen, wo bie 
beiden obgenannten Umftände der Erzeugung und Geburt eines Kindes nicht zufammentreffen, joll das 
Forum der bürgerlichen Heimat des angeiprochenen Theils über die Baterfchaft urtheilen, und das 
Kind feinem rechtmäßigen Vater zuerfennen. 3) Ein biesfälliger Zuerkennungsſpruch joll von allen 
betreffenden Autoritäten in dem Heimatsort des Vaters refpectirt, das Kind dajelbit auf: und an— 
genommen und ber bürgerlichen Rechte nach den Geſezen des betreffenden Kantons genöffig werben, 
Alle Kantone find erfucht, den bürgerlichen Stand der umehelichen Kinder jo viel möglich für dieſelben 
günftig und gleichförmig zu bejtimmen und denjelben, wenn es fein kann, gleiche Mechte wie andern 
Bürgern angebeiben zu lafjen. 4) Sollte in Fällen, wo der Richter des Orts der Erzeugung und der 
Geburt eines indes über bie Paternität geſprochen hat, der eingefannte Vater des Kindes aber Bürger 
eines ander Kantons ijt, die Annahme des Kindes und die Ertheilung der bürgerlichen Rechte an dem 
Heimatsort feines Vaters verweigert werden, jo tjt die Ausübung des reciproci und die Ergreifung 
ficherjtellender Maßnahmen gegen einen jolden Kanton vorbehalten. 5) Ein jeglicher erweislicher Vater 
eines ihm in einem andern Kanton als demjenigen, in dem er Bürger it, zuertannten Kindes joll zwar 
ſchuldig und verbunden jein, das ihm zuerfannte Kind anzunehmen, oder beijen Unterhalt nadı bem 
ergangenen Urtheil zu beforgen, jedoch ſoll dieſe Verbindlichkeit fih nur auf Übernahme oder Erhaltung 
des Kindes felbit, nicht aber der afljällig angerechnet werden wollenden Proceßkoſten beziehen; weßnahen 
allen Kantonsregierungen die diesfällige möglichjte Milderung beftens empfohlen wird. 6) Wenn endlid) 
eine Santonsregierung es für nöthig erachtet, gegen einen herumſchweifenden liederlichen Mann, ber feiner 
Gemeinde uneheliche Kinder aufbürdet, für die er nicht jelbft zu forgen im Stande ift, Maßregeln ber 
Strenge zu ergreifen, jo ſoll dieſe Regierung alle andern KRantonsregierungen zu wiſſentlichem Berhalt 
hievon benachrichtigen. 

Dem erften Artikel bes Commiſſionsentwurfes stellte Bern folgende Faſſung entgegen, die eben- 
jalls im den Abfchied genommen wurde, ba die Abftimmung bei Stimmenthaltung etliher Stände ein 
Mehr weder für die eine noch die andere Redaction ergab: „Betreffend die Vaterichaftsflagen, von 
unerlaubtem Beifchlaf herrührend, ſoll jeder Klägerin das Recht geftattet fein, den von ihr Bellagten 
hinter dem Richter feiner Kantonsobrigkeit, oder hinter dem, wo ber Beflagte wohnhaft ift, zu belangen, 
und einzig dieſer Michter, bei dem bie Klägerin ihre lage anhängig gemacht, hat das Recht, ſolche nad) 
den dortigen Landesgeſezen zu beurtheilen." 

E. Am 3. Juli 1805 bat eine durch die Tagjazung niedergeſezte beſondere Commiſſion, betreffend 
die Eheverfprechungen und Legitimation außerehelich erzeugter Kinder, den Entwurf eines modifichrten 
Eoncordates vorgelegt. Derjelbe hat folgenden Wortlaut: 1) Alles, was Eheanſprachen, Scheidungen 
und baherige Entſchädnißforderungen, ferner die Ehelichiprechung der außer der Ehe, aber umter 
ebelicyer Verſprechung erzeugten Kinder betrifft, gehört zur Beurtheilung vor den Richter, er fei geiftlich 
oder meltlich, desjenigen Kantons, in welchem der Angeſprochene verburgert ift, oder, wenn er fein 
eigentliche Burgerrecht hätte, da, wo er feine Heimatrechte ausübt. 2) Wenn der redhtlid) anerkannte 
Vater eines unehelichen Kindes die Mutter desfelben heirathet, fo iſt das Kind durch die nachfolgende 
Ehe legitimirt. 3) Die Legitimation eines unehelichen Kindes wird von dem Richter desjenigen Kantons 
ertheilt, welchem dasjelbe verburgert ift, oder da, wo ihm bortige Geſeze fein Burgerrecht anweiſen, wo 
jelbiges einem feiner Eltern zugefprocden worden, — Diefem Entwurje haben ohne Ratifications- 
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vorbehalt beigeftimmt die Kantone Bern, Schaffhauſen, Margau, Thurgau und Teſſin, 
umd unter Ratificationsvorbehalt die Kantone Lucern, Zürich, Zug, Bajel, Appenzell und 
Graubünden. Den Vorſchlag nahmen ad referendum bie Kantone Uri, Unterwalden, St. 
Gallen und Waadt. Mehr oder weniger bifjentivende Boten gaben zu Protokoll die Kantone 
Schwyz, Glarus, Freiburg und Solothurn. 1906, XV 
F. Am 8. Juni 1805 hat die Tagjazung, unter Ertheilung beftimmter Directionen und Aufträge, 
bejonders das forum betreffend, eine beſondere Commiffion mit Prüfung der Frage über Behandlung 
von Baterjchaftsflagen beauftragt. iao. XVII 
G. Der von der Commiſſion vorgefchlagene Entwurf eines diesfälligen Eoncordates ijt am 3. Yuli 
al referendum et melius instruendum in den Abſchied genommen worden. Er lautet aljo: 1) Bei 
Vaterſchaftsklagen verfchiedener Kantonsangehörigen, von unerlaubtem Beiſchlaf herrührend, fol die 
Mägerin die Schwangerfchaft und Paternitätsanfprache dem Richter ihres Aufenthaltsorts innert ber 
nad dortigen Geſezen vorgejchriebenen Zeit anzeigen, weldyer dann dieſe Anzeige alfogleidy der Kantons: 
regierung beider Parteien mittheilen wird. 2) Die Klägerin ift gehalten, den Beflagten hinter dem 
Richter des Orts zu ſuchen, wo er verburgert ift, ober fein Heimatrecht ausübt, wenn er fein eigent- 
lihes Burgerreht beſäße. Es jei dann, daß ein folder Richter zu Erfparung der Koften und Er- 
leichterung der Parteien die Beurtheilung derjenigen Rantonsregierung überlaffen wollte, hinter welcher 
bie Klägerin die erfte Anzeigung gemacht, ober ihre Niederkunft beforget. Alles nach Vorſchrift der 
dortigen Gefeze, und in beren Ermanglung nad angenommener Übung. 3) Der Nichter, welchem 
der endliche Abſpruch zukommt, fpricht nach den Geſezen feines Kantons das Kind entweder dem be: 
llagten Bater oder der Mutter zu. Dem AZugefprocenen folgt es dann Namens, Heimat und Be 
jorgung halber. Er ſpricht auch nach den gleichen Geſezen über allfälligen Beitrag an Alimentation, 
Abtrag ber Koften und aufzulegende Strafe. 4) Diefem Urtheil find fowohl bie ftreitigen Parteien, 
als die Gemeinde, in welche das Sind hingewieſen worden, ſich zu unterwerfen ſchuldig. Die be- 
treffenden Wutoritäten einer ſolchen Gemeinde find demnach verpflichtet, das ihr zugeſprochene Kind 
auf- und anzunehmen, und aller derjenigen Rechte theilhaftig zu machen, weldye demſelben nach bortigen 
Geſezen zulommen mögen. 5) Denjenigen Kantonen, im welchen die unehelichen Kinder dem befannten 
Bater zugeſprochen werden und aufern Angehörigen gleich den eigenen Mecht gehalten wird, iſt das 
reeiproeum gegen diejenigen Kantone vorbehalten, in welchen die Kinder ausichließlid) den Müttern zu— 
gefprochen ober andern Santons-Angehörigen (will jagen: Angehörigen anderer Kantone!) gar fein Mecht 
gehalten wirb. 1805, xvIn 
H. Am 11. Juni 1806 haben das Concordat, betreffend die Eheverjprechungen und die Legitimation 
von außerehelich erzeugten Kindern, theils unbedingt, theils mit verfchiedenen Vorbehalten vatificirt die 
Kantone Unterwalden, Züri, Zug, Freiburg, Solothurn, Bafel, Wppenzell, St. 
Gallen und Graubünden. Glarus will nur den erften, Waadt den zweiten Artitel annehmen, 
Lucern und Schwyyz bleiben dem Concordat ganz fern. Die concordirenden Kantone haben gegen 
die diſſentirenden Eonvenienz vorbehalten. 1800, IX 
J. Ebenfalls am 11. Juni hat die Tagfazung die Standesinftructionen vernommen über ben leztes 
Jahr in den Abſchied gelegten Concordatsentwurf, betreffend Paternitätsgejchäfte. Dabei erzeigte ſich 
eine ſolche Verſchiedenheit der Anfchauungen, beſonders in Rükficht auf den Hauptpunft, das forum, 
28 
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da feine Hoffnung zu jchöpfen war anf die Möglichkeit eines allgemeinen Einverftändnifjes, und fo it 
mit 21 Stimmen beſchloſſen worden, den Gegenſtand für einmal jeder gemeineidgenöffifchen Berathung 
zu entziehen und es den Kantonen zu überlaflen, die diesfallfigen Verhältniffe unter fich durch beiondere 
Goncorbate beftmöglichit ficherzuitellen. 

K. Am 30. Juni 1810 bat die Tagſazung von einer zwijchen den Kantonen Solothurn um 
St. Ballen am 10. Januar gleichen Jahres abgefchlofjenen Übereinkunft, betreffend die Behandlung 
von Baterfchaftstlagen, Kenntniß genommen und deren Niederlegung ins eidgenöffiiche Archiv verfügt. 


$ 109. Ebeeinfegnungen und Copulationsſcheine. 


A. Um 4. Juli 1804 bat die Tagjazung den Antrag von MÜppenzell- Auherrhoden: 
1) daß allen Geiftlichen im der geſammten Eidgenofjenichaft unterfagt werde, Ehen einzufegnen ohme 
Vorweiſung autbentiicher und vechtsförmlicher Copulationsjcheine von ber Geburts: oder Wohnorts» 
gemeinde der zu verehelichenden Perjonen; 2) daß näher beſtimmt werde, wie die Eheicheine, welche von 
einem Kanton in den andern zu verjenden oder vorzuweiſen find, verfaßt, unterzeichnet, befiegelt und 
legalifirt werben follen, um ihre vollftändige Glaubwürdigkeit und Achtheit zu haben, — an eine Eom- 
miſſion zu näherer Unterſuchung überwieſen, und hernach 

B. am 23, gleichen Monats das von derſelben in ſieben Artikeln vorgelegte Concordat zur Rati— 
fication in den Abſchied genommen. 

C. Am 5. Juni 1805 ift das voriges Jahr verabredete Goncorbat über Eheeinjegnungen und 
Eopulationsfcheine in einer etwas modificirten Faſſung vatifieirt worden durch die Kantone Uri, 
Zürih, Glarus, Bern, Solothurn, Bajel, Schaffhauſen, Appenzell, St. Ballen, 
Aargau und Thurgau; besgleichen durch die Kantone Zug und Graubünden unter dem Bor- 
behalt der kanoniſchen Rechte in den katholischen Ländern, und duch ben Kanton Waadt mit Aus- 
ſchluß einiger einzelner Beſtimmungen desjelben. Der Kanton Lucern behielt das Protokoll offen. 
Dem Eoncordat haben ihre Zuftimmung verjagt die Kantone Schwoz, Unterwalden, Freiburg 
und Teffin, weil ſolche Bejtimmungen in Fatholiicyen Kantonen nur im Einverſtändniß mit den kirch⸗ 
lichen Behörden eingeführt werden fünnen. — Die biffentirenden Kantone wurden eingelaben, dem nun 
in Kraft erwachienen Concordat nachträglich beizutreten. Das Goncordat lautet alfo: Art. 1. Es iſt 
Sache der Kantonsgejezgebung, zu bejtimmen, unter weldyen Bedingniſſen die Ehe zwiſchen ihren eigenen 
Kantonsangehörigen eingefegnet werden möge. Art. 2. Die Ehe zwijchen dem oder der Angehörigen 
des einen Kantens mit ber oder dem Angehörigen eines andern Kantons, oder zweier Verſprochenen 
aus dem gleichen ‚Kanton, welche ſich in einem andern Kanton wollen copuliren laſſen, ſoll nur nad 
gejchehener Vorweiſung der Verkündungs- oder Proclamationsfcheine, jowohl von dem Wohnort ale 
von ber Heimat, eingefegnet werden. Sollte in einer Heirath zwijchen Römiſch-Katholiſchen eine Dis- 
penfation nach kanoniſchem Recht von der competenten geijtlihen Behörde ertheilt worden fein, jo wird 
die Borweifung des diesfälligen Acts erfordert. Art. 3. Zur Einjegnung der Ehe eines Schweizers 
mit einer Ausländerin, ober eines Ausländers mit einer Schweizerin, ijt (wenn biefelbe in einem andern 
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Kanton geicyieht) nebſt den Berfündungsfcheinen auch noch ein Zeugniß, daß die Obrigkeit des ſchweize— 
rijchen Theils von diefer Heirath Kenntniß erhalten babe, erforberlih. Art. 4. Die Ehe zwijchen ganz 
Zandesfremden ſoll nur auf Bewilligung deffenigen Regierung eingejegnet werden, in deren Gebiet die 
Einfegnung begehrt wikd. Dieje Regierung wird fich die nöthigen Zeugnifje vorlegen lajjen. Art. 5 
Die obenbenannten Berfündungs: oder Proclamationsicheine werben von den Herren Geiftlichen oder 
den Ehegerichten bes Geburts. und Wohnorts ausgefertiget, und von den Kantonsregierungen oder den 
von jelben hiezu bezeichneten Behörden legalifirt, und follen Tauſ- und Gejchlechtsname, Geburts und 
Wohnort ausdrüflich enthalten. Art. 6. Die Eopulationsjcheine werben ebenfalls Tauf- und Geſchlechts⸗ 
name, Wohnort und Heimat ausdrüklich enthalten, und müſſen gleichſalls von den Kantonsregierungen 
oder dem hiezu bezeichneten Behörden legaliſirt ſein. Art. 7. Die Tagſazung äußert den Wunſch, daß 
die in ber gegenwärtigen Convention feitgeiegten Punkte von den löblidyen Kantonen von nun an in 
Bollziehung gejezt werben möchten. 

D. Am 10. Juni 1806 haben die Kantone Unterwalden und Freiburg das vorftehende Eon- 
cordat nachträglich, jedoch unter Vorbehalt der kanonifchen Rechte, vatificitt. Die Tagjazung hat bie 
diſſentirenden Kantone Lucern, Schwyz und Teſſin wiederholt zum Beitritt eingeladen, und fie 
aufgefordert, inzwijchen keine Eheeinfegnungen anderer Schweizer: Angehöriger ohne Vorweiſung vor- 
ihriftsmäßiger Eopulationsjcheine in ihrem Kanton zu geftatten. 1500, VIH 

E. Am 3. Juni 1807 hat nun auch Lucern dem Goncordat über Eheeinjegnungen und Copulations- 
iheine die Ratification ertheilt. Gegen die diffentirenden Kantone Shwnz und Teſſin, melde wieder: 
holt zum Beitritt eingeladen worben find, wurbe die Gonvenienz vorbehalten. 1807, XXI 

F. Ebenfalls am 3. Juni hat die Tagfazung den Antrag des Kantons Lucern, „daß derjenige 
Rantonsbürger, welcher in einem andern Kanton dem beftehenden Eoncordat zumider eingefegnet wurde, 
dem Kanton anheimgehören jolle, innert deſſen Umfang eine joldye widerrechtliche Eheeinjeguung ftatt- 
gefunden hätte”, ad instruendum genommen. 1507, XX1 

G. Am 7. Juni 1808 find die Kantone Schwyz und Teſſin wiederholt und nachdrüllichſt ein— 
geladen worden, nunmehr dem von allen andern Kantonen angenommenen Eoncordat in eigenem Intereſſe 
und damit die Einheit in diefem zu Handhabung der Sittlicykeit und guten Ordnung geſchloſſenen 
Übereinfommen vollftändig werde, ebenfalls beizutreten. 1808, XI 

H. Am 8. Juni 1808 ift die Tagiazung über ben leztes Jahr von Lucern geitelften Antrag, 
betreffend die Berantwortlichkeit der Kantone für die auf ihrem Gebiet concordatswidrig geſchloſſenen 
Ehen in Berathung getreten; und da Die eröffneten Anſchauungen der Stände ſehr weientlih von 
einander abwichen, indem die einen in einem jolchen Beichiuffe eine wejentlidye und nothwendige Ergänzung 
des Concordats erbliten wollten, während die andern ihn als eine unzuläßige und gefährliche Wahnahme 
anfahen, welche nicht die ſchuldigen Geiftlichen oder Perſonen, jondern die unſchuldigen Gemeinden und 
Kantone träfe, iſt zu näherer Unterſuchung des wichtigen Gegenitandes und zu möglichiter Vereinung 
ber entgegenjtehenden Meinungen eine Commiſſion niedergeiezt worden, 1008, XI 

J. Als diefe ihren Bericht in der Sizung von 18. Juni zur Verhandlung brachte, zeigte es ſich, 
daß der demielben angefügte Bejchlufjesantrag noch bedenklicher gefunden wurde, als das vorher in 
Rükiiht auf den von Lucern gejtellten Wortlaut der Fall war. So fam es, daß feiner der beiden 
Vorichläge, weder jener der Commiffion, noch der Lucerns, bei der Abjtimmung eine Mehrheit auf fich 
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vereinigte, und fchließlich wurbe lediglih mit 17 Stimmen die Aufnahme des Commiffionsgutachtens 
nebit Anträgen in den Abſchied ad referendum et instruendum für nächites Jahr befchloffen, mit der 
Einladung an fämmtliche Kantone, bei künftiger Tagſazung über die gefezlichen Verfügungen einzuberichten, 
wodurch jede Regierung auf ihrem Gebiet den Zwel des Concordats, nämlich die Verhinderung jeben 
Betrugs oder jeder Unregelmäßigfeit bei Eheeinfegnungen unter andern Kantonsgenofien zu fichern 
gejucht bat. — Der Commiffionsentwurf lautete dahin: „Um dem Goncordate über Eheeinjegnungen 
eine mehrere Kraft und jebem einzelnen hohen Stand eine Gemwährleiftung gegen die nachtheiligen Folgen 
möglicher Berlezungen derjelben zu geben, follen 

1. Diejenigen Angehörigen eines Kantons, welche in einem andern Kanton dem Concordate von 
1806 zuwider ehelich wären eingefegnet worden, auf ihr urfprüngliches Kantons» und Gemeinds- 
bürgerrecht feine ferneven rechtlichen Anfprüche haben, und es ſollen biefelben weder in ihre urjprüngliche 
Heimat zurüfgewiefen noch Heimaticheine von da für fie gefordert werden können. 

2. Die Regierung des Kantons, in welchem die ungefezliche Ehe geſchloſſen ward, wird nach einer 
forgfältigen Unterfuchung aller babei jehlbar zum Vorſchein Kommenden, feien es Gemeinden und Eivil- 
behörben oder Piarrer, andere Geiftlihe und einzelne Individuen, diefelben in dem Verhältniß ihrer 
Fehlbarkeit bejtrafen laſſen, und ſie wird diejenigen Gemeinden, welche, ſei es unmittelbar ſelbſt oder 
duch ihre Ortäbehörden und Pfarrer, als Mitfchuldige erfcheinen, dazu anhalten (im lezteren Fall mit 
Regreß auf den Pfarrer), daß fie den ungefezlich vereinten Eheleuten und ihren Nachkommen Aufenthalt 

1808, XI und in Nothfällen Unterftüzung geben." 

K. Am 10. Juni 1809 vernahm die Tagjazung aus den Gefandtichaftseröffnungen bie An: 
Ihauungen ber Kantone über die vorwürfige Materie, und zugleich erhielt fie Kenntniß von denjenigen 
Maßnahmen der Kantone, welche in denfelben zu Sicherung des beabfichtigten Zwekes des Eheconcorbats 
ſchon beftehen. Von einer Verjtändigung waren die Meinungen abermals erheblich entfernt. Zu den 
beiben leztjährigen Anträgen, demjenigen der Commiffion und jenem Lucerns, ftellte Bern einen neuen 
dritten, dahin lautend, „daß derjenige Kanton, wo die eheliche Verbindung dem Concordat von 1806 
zuwider eingefegnet worden, die Pflicht haben folle, einerjeits den Gheleuten und ihren Kindern bas 
Rantonsbürgerrecht zu ertheilen, anderjeits den ſchuldig erfundenen Pfarrer anzuhalten, ihnen auf feine 
Koften ein Gemeindsbürgerrecht in dem Kanton wenn nämlich nach den dortigen Geſezen Gemeinds— 
bürgerrechte dafelbft eingeführt find) anzufchaffen.“ Bei der Abjtimmung vereinigte keiner biefer drei 
Vorſchläge die nöthige Stimmenzahl auf jih und es wurde lediglich mit Mehrheit von einer Stimme 
der allgemeine Beſchluß gefaßt, es ſolle durch Aufftellung von gewiffen Pönalvorichriften die genaue 
Beobachtung des Eoncordats gefichert werden. Damit gelangte veglementsgemäh die ganze Angelegenheit 

use, XI ad referendum in den Abſchied. 

L. Die Tagfazung des Jahres 1810 hat am 7. Juni mit vierzehn (gegenüber dreizehn des vorigen 
Jahres) Stimmen die Nothiwendigkeit der Aufitellung von Pönalbeftimmungen zu Sicherung des Ehe— 
concorbates erfanut und eine Commiſſion beauftragt, die Nedaction eines Zuſazartilels zu entwerfen, 
der eimerfeits für den Zwek der Garantie genügend, anberfeits geeignet fein möge, die Beſorgniß ber 

1810, xvn nicht ftimmenden Kantone zu heben. 

M. Su ihrer Berichterftattung am 25. Juni hat die Commiſſion zwei eventuelle Bejchluffesredactionen 

der Tagfazung vorgelegt, entweder: „Zur genaueften Erfüllung des gegenwärtigen Eoncorbats ver: 
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pflichtet fich jeder hohe Stand für alle jene Folgen gut zu jtehen, womit die Nichtbeachtung defjelben 
in feinem Gebiete irgend einen concordirenden Mitſtand, ſei es in landes- ober ortebürgerrechtlicher 
Hinficht, fei es in Betreff der Anſäßigkeit beeinträchtigen könnte" — oder: „Zur möglichiten Garantie 
dieſes Concordats verpflichten fich die löblichen Stände zur Einführung und Handhabung folder Maß- 
regeln und Strafgefeze, vermöge beren jeder Fehlbare, nebft der gebührenden Ahndung, für die Folgen 
feines Fehlers folange perfönlich und mit feinem Vermögen zu haften hat, bis der beeinträcdhtigte Kanton bie 
möglichite Genugthuung wird erhalten haben“. Da ſich eine Mehrheit für keinen ber beiden Anträge 
ergab, fo wurde der ganze Gommiffionsbericht lediglich mit fünfzehn Stimmen zu weiterer Berathung 
in den Abjchied gelegt. 

N. Am 11. Juni 1811 bat die Tagjazung, nachdem aus ben eröffneten Inſtructionen die gleiche 
Berfchiebenheit der Meinungen und bie Ausfichtslofigkeit für eine Verftändigung ſich ergeben hatte, 
mit fünfzehn Stimmen erkannt, ben Abſchied biefes Gegenftandes Künftig zu entladen und den Ständen 
zu überlafien, hierüber befondere Eoncordate unter einander zu errichten. 

0. Am 14. Juli 1812 haben die Kantone Zürih und Thurgau Anträge auf Erläuterung 
und Ergänzung des Goncorbates vom 5. Juni 1805 in ben Abſchied niedergelegt, wovon der eine 
(Thurgau) die Legalifationsform der Promulgations« und Copulationsfcheine (Artilel 5 und 6 bes 
Eoncordats) betraf, der andere Aufftellung beftimmter Garantien für gehörigen Vollzug des Eoncordats 
durh Einführung von Strafbeftimmungen zum Zwele hatte. 

P. Bei Eröffnung der Inſtructionen am 14. Juli 1813 über den leztes Jahr von Zürich in 
Betreff Aufitellung von Strafbeftimmungen zu dem Eoncordat über Eheeinfegnungen in den Abſchied 
gelegten Antrag, zeigte ſich jo ziemlich die gleiche Stimmung wie bei den früheren Berathungen über 
denfelben Gegenftand. Während die Einen zu gehöriger Handhabung des Eoncordats deſſen Ergänzung 
durch Aufftellung wirffjamer Garantien als unerläßlich anfahen, weil ohne ſolche den Mißbräuchen und 
Unregelmäßigteiten nicht genugjam gemwehrt werben könne, wie zahlreiche Beifpiele bereits gezeigt haben, 
erblitten die Andern die wahre Garantie des Concordats in den eigenen Geſezen und Verfügungen ber 
Regierungen, und nicht in einer Pönalbeftimmung, welche die Übertretung eines Pfarrers oder einer 
einzelnen Gemeinde auf den ganzen Kanton zurühwälzen und bie Hauptichulbigen, d. h. diejenigen, 
welche die Eopulation erichlicden haben, nody mit dem Land und Bürgerrecht bejchenten würde. Als 
ſchließlich in das Mehr gefezt wurbe, ob nad) bem Antrag Zürich concorbatsmweife feſtgeſezt werden 
wolle, dab die Folgen der unregelmäßigen Eheeinfegnungen auf den Kanton und die Gemeinde zurüf: 
fallen jollen, wo ſolche Ehen ftattgehabt Haben, haben ſich mit 13 Stimmen die Stände Unterwalden, 
Zucern, Züri, Glarus, Solothurn, Appenzell, Yargau, Thurgau umbebingt und 
Bern und Schaffhauſen unter Ratificationsvorbehalt bafür erklärt, während Uri, Zug, Freiburg, 
St.Gallen, Graubünden und Waadt den Antrag ablehnten und Schwyz und Bafel ihn 
ad referendum nahmen. 
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(zumeiſt wegen Religionsänderung.) 


A. Am 27. Auguſt 1803 hat der Kanton Solothurn den Antrag gebracht, es möchten, hin— 
fichtlich jener Individuen und Familien, welche wegen Anderung ihres Glaubens oder aus andern 
Gründen ein früher beſeſſenes Heimatredht verloren haben und in einem andern Kantone gebuldet werden, 
beftimmte Borfchriften aufgeftellt werben. Die Tagſazung it über dieſen Gegenjtand nicht eingetreten, 
weil die angeregten Verhältniſſe theils nach der Bermittlungsacte, theils nach allgemeinen und befondern 
Kantonsgefezen zu beurtheilen jeien. 

B. Am 11. Juli 1805 ift das Begehren des Kantons Lucern zu Protofoll genommen worden, daß 
die Tagſazung durch einen Beichluß denjenigen, welche wegen ihrer Glaubensänderung ihr urjprüngliches 
Heimatredyt verloren haben, in Folge eines vom 13. Februar (Hornung) 1799 datirten Gejezes der 
helvetifchen Republik dasjelbe wieder ertheilen möchte. 

C. Nach längerer Erörterung am 2. Yuli 1806 über das voriges Jahr geitellte Begehren Lucerns, 
wobei verjchiedene Meinungen zu Tage traten, indem einerjeitS der Gegenjtand außerhalb ber Ein: 
wirkung der Tagjazung jtehend erklärt wurde, während man anderjeits das helvetiihe Gejez vom 
13. Hornung 1799 als nod) fortwährend in Kraft beftehend betrachtete, oder dritterjeits aus Grundſaz an 
die Glaubensänderung den Verluſt des Bürger: und Heimatrechts überhaupt nicht knüpft, ift Schließlich 
mit 17 Stimmen erfannt worden, den Antrag Qucerns nebjt den gefallenen Meinungen ad referendum 
et instruendum zu nehmen. 

D. Am 9. und 10. Juni 1807 hatte ſich die Tagſazung neuerdings mit dem Antrag Lucerns, für 
den jezt zwei fertige Nedactionen, die eine durch Lucern und die andere durdy Solothurn eingegeben, 
vorlagen, zu bejchäftigen. Diejenige leztern Standes, als die einläßlichere, hat folgenden Wortlaut: 
1. Alle Gonvertiten, die das Heimatrecht, weldyes fie ehemals perfünlich bejejjen haben, aufzuweiſen im 
Stande find, follen, infofern es nur ihre Perſon betrifft, in jenem Kanton, wo fie fidy wirklich befinden, 
gebuldet werden. 2. Jene Eonvertiten, die ſich 30 Jahre lang in einem Kanton aufgehalten und eine 
glaubwürdige Beicheinigung von gutem Leumden, von einem ruhigen und arbeitiamen Betragen vor- 
legen können, find als dem betreffenden Kanton zugehörend anzufehen, und follen demſelben zum 
ferneren Aufenthalt beitermaßen anempfohlen werden. 3. Die Convertiten ledigen oder verheiratheten 
Standes hingegen, die ihren dreißigjährigen Aufenthalt im gleichen Kanton nicht beibringen können, 
jollen an jenen Ort wieder zurükgewieſen werden, wo fie comvertirt worden, oder wo jie chebefien als 
Eonvertiten geduldet worden. 4. Um das SHeirathen bei diejer Elajje Leuten etwas zu erjchweren, 
ſollen in Zukunft alle verheirathete Convertiten dorthin zurükgeſchikt werden, in deren Jurisdiction fie 
copulirt worden ſind. — Als nad) gewalteter Discujjion, in welcher die Anfchauungen wieder weit 
auseinander gingen, zur Abjtimmung gejchritten wurde, zeigte es ſich, daß 9 Stände mit 12 Stimmen 
der Angelegenheit einen bejtimmten Enticheid zu geben geneigt waren, während die übrigen 10 Stände 
mit 13 Stimmen ſich auf den Beichluß vereinigten „in die Anträge Lucerns nicht weiter einzutreten, 
das Geſchäft felbit für einmal auf fich beruhen zu laffen und die Eonvertiten, jowie Familien und 
Descendenten derjelben den Kantonen, wo fie ſich in Folge der ehemals angenommenen günjtigen Grund- 
jäze aufhalten, zur Schonung und milden Behandlung nachdrüklich zu empfehlen.“ 
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E. Am 21. Juli 1808 bat der Landammann der Schweiz mit aller Wärme eines lebhaften 
Menjchlichkeitsgefühls die Aufmerkjamleit ſämmtlicher Gejandtichaften auf das bedauernswürdige Schikſal 
derjenigen Familien hingelenkt, die wegen’ Übergang ber Eltern ober Großeltern zum katholiſchen Glaubens: 
befenntnig das Bürgerrecht der evangeliichen Kantone verloren haben, vormals in den Kantonen, mo 
die Converjion gejchehen, gebulbet wurden, nunmehr aber, da man die Vorweiſung eines Heimatjcheins 
überall in der Schweiz ald Bedingung bes Aufenthalts unbedingt fordert, fich von einem Kanton zum 
andern zurükgewieſen jehen, nirgends Duldung oder nur Ruheſtätte finden, und hiemit zur Verzweiflung 
oder, was noch trauriger ift, zu einem vagabundivenden und verbrecheriichen Leben gleichſam gezwungen 
werben. Diejer, von zahlreichen Bittichriften folder Unglüflicher illuſtrirten Eröffnung fügte der 
Landammann die eindringendjten Vorftellungen hinzu, auf daß jämmtliche Kantone aus Menſchlichkeit 
und chriftlicher Liebe und ſelbſt um ihrer eigenen Ehre willen das traurige Schikfal der Eonvertiten 
wieder in Beherzigung ziehen und gegen diejelben alle milde Rükſichten möchten eintreten laffen, deren 
ie als Schweizer und als Unglüfliche wirdig find. — Die Tagjazung, ohne Inſtruction, aber durd- 
drungen von dem innigften Mitleiden bei der Schilderung der bedauerungswürbigften Lage jo vieler 
Schmweizerfamilien, hält einftimmig dafür, daß die Kantonsregierungen die frühern bezüglichen Be- 
rathungen wieder an die Hand nehmen und fidy in Freundſchft und Güte ferner über die Mittel berathen 
jollten, wie diefer unglüflichen Menſchenclaſſe jernere Duldung, rubiger Aufenthalt und den Würdigen 
unter ihnen eine bleibende Heimat zugefichert werben künnte. In diefem Wunſche und zu dieſem Zweke 
empfiehlt die Tagjazung ben wichtigen Gegenftand ſämmtlichen SKantonsregierungen zu eigener veifer 
Beherzigung auf das nadhdrüflichfte, damit Tünftiges Jahr ein gemeineidgenöſſiſches Coneluſum darüber 
gefaßt werben mag, und rechnet inzwoijchen auf deren Milde und Schonung in Behanblung biefer 
Unglüflichen. 

F. Die Eröffnung der Inſtructionen am 21. Juni 1809 ergab in Betreff der Heimatsangelegenheit 
der Eonvertiten wiederum troz leztjähriger eindringlicher Mahnung die gleichen Meinungsverichieden: 
heiten wie früher. Es war aljo weder die Aufftellung eines Grundſazes, noch überhaupt eine Ver— 
einigung der Anſchauungen zu erzielen, und jo mußte die Tagjazung lediglich darauf Bedacht nehmen, 
dab das Intereſſe an dieſer wichtigen Angelegenheit wenigftens lebendig erhalten und einer künftigen 
Zagjazung die Mittel zum erwünschten nähern Einverjtändniß ſoviel als möglich vorbereitet werden. 
Zunädjit iſt nun die Beibehaltung des Gegenftandes im Abſchied mit 15 Stimmen beliebt und fodann 
mit 17 Stimmen dev Antrag Solothurns, ber ein Mittelweg zwifchen ben verichiedenen Meinungen 
zu ſein schien, ad instruendum in den Abjchied genommen worden, dahin gehend: es jolle jede Kantons- 
tegierung verpflichtet jein, diejenigen, welche ſich der Religionsänderung wegen außer Landes begeben 
haben, wieder in ihrem Gebiet aufzunchmen und als ihre Angehörigen anzuerfennen, wenn entweber 
der noch lebende Bater oder Großvater derjelben das Bürgerrecht in diefem Kanton befejjen, ober aber 
wenn die Convertiten jelbjt beweiſen können, daß nicht 30 Jahre verflofjen find, feitbem fie das Heimat- 
recht in gedachtem Kanton mit unbeicholtenem Rufe genofien haben. m Fernern wurde einmüthig ber 
leztjährige Zuruf an die Menfcenliebe der Kantone in Bezug auf die Behandlung der Convertiten 
erneuert. 

G. Am 5. Juni 1810 bei Anlaß der Berathung über das Formular der Heimatſcheine ($ 102, lit. H.) 
gab die Armenordnung Berns vom 22. December 1807 Beranlaffung zu ernftlichen Betrachtungen 
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von Seite Zürichs und einiger anderer Standesgefandtichaften, welche bie genannte Verordnung, wodurch 
ber Verluſt bes Bürgerrechts auf einen lieberlichen verſchwenderiſchen Lebenswandel geſezt wird, als 
eine reiche Quelle anfahen der Heimatlofigkeit, bes Elendes und des Bettlerlebens, dieſer für bie Schweiz 
ohnehin ſchon fo bedenklich gewordenen Übel. Darum wurbe bie Hoffnung geäußert, es werde Bern 
bei abermaliger forgfältiger Erdauerung bes Gegenftandes, aus Achtung für die Bundesacte und aus 
1310, XIH Liebe zu feinen Miteigenofjen feine Armenverorbnung einer jorgfältigen Mevifion unterwerfen. 
H. Am 6. Juli hat dann der Landammann der Schweiz (Gefandter des Kantons Bern) unter 
Einladung an bie Kantone, ihre etwaigen gegründeten Eimvendungen gegen die bernifche Armenorbnung 
mit Rükſicht auf das Heimaticheinformular diefem Stande zutrauensvoll zu eröffnen, in das Protokoll 
die Anträge niebergelegt, daß Urtheile, durch welche ber Berluft bes Bürger und Landrechts ausgejprochen 
wird, ſämmtlichen Kantonen mitgetheilt werben, und daß bie vor einer ſolchen Notification erzeugten 
1810, XI Kinder eines heimatlos Erflärten feiner frühern Heimat angehören folfen, 
J. Da der leztjährige Antrag Solothurns feine Mehrheit auf fich vereinigte, indem nur Uri, 
Schwyz, Freiburg, Solothurn, Schaffhaufen, Aargau, Thurgau und Appenzell 
W-RH, ihre Ratification ertheilten, während andere Kantone lediglich unter Mobificationen beiftimmen 
und noch andere gar nicht beitreten ober ihre Convenienz vorbehalten wollten, fo ift in der Sizung vom 
1810, XX 12. Juni 1810 lediglich gemäß Reglement das Ganze in den Abſchied aufgenommen worben. 
K. Nachdem in ber Sizung vom 8. Juni 1811 einerſeits Berm über die Abſicht und die Trag- 
weite der angefochtenen Artikel 13 und 14 feiner Armenverordnung vom 22. December 1807 *) nähern 
Aufichluß gegeben und diefelben namentlich mit dem Hinweis auf die ökonomiſche Situation der Ge— 
meinden und bie wachienden Armenlaften gerechtfertiget hatte, und daneben fand, die Nachtheile für bie 
andern Kantone jeien bei weiten nicht jo groß, als man zu befürchten fcheine; von anderer Seite aber 
mit Nachdruk auf die Gefahren hingewiejen worden war, die aus diefer Verordnung für die immer 
größere Ausbreitung des unglüflichen Heimatlofenmwejens, dieſes Krebsſchadens der jtaatlichen Geſellſchaft, 
unausbleiblic; entitehen müßten, hat die Tagfagung in dem lebhaften Gefühl bes Bebürfnifies, der Heimat- 
lofigkeit fo viel als möglich alle Zugänge zu verfperren, und in vollem Vertrauen auf ben meifen und 
vaterländiichen Sinn ber berniichen Regierung, einmüthig diefelbe durdy ben Abjchied eingeladen, die 
genannten Artikel ihrer Armenverordnung einer jorgfältigen Revifion zu unterwerfen und für andere 
sit. XI Kantone unfhädlich zu machen. 





*, Die zwei beanftandeien Artikel der bernifchen Armenverordnung vom 22. December 1807 lauten alfo: „g13. Wenn 
durch Mußiggang, durd Spiel oder Liederlichen Lebenswandel eines Baters feine Rinder ganz oder zum Theil der Gemeinde 
zur Beforgung auffallen würden, welche er bei fleißiger Arbeit und häuslichem Belragen felbit zu verforgen im Stande fein 
tofirde, jo ſoll er nach vorbergegangener Warnung von Seiten ber Borgejezten für die feinen Rindern geleiftele Unterftitzung 
von dem Almofner betrieben, und im Falle der Richtbezahlung durch oberamtlihes Urtheil, ub beneficio recursus vor ben 
Kleinen Rath, nad den Umftänden entweder zum Ausſchwören mit Einftellung des Bürgerrehts, oder zu einer Zudthausftrafe 
von hHödftens zwei Jahren verfällt, im Wiederholungsfalle aber des Land» und Burgerrechtes verluftig erflärt werden. 
& 14, Rad obiger Borfchrift ſoll desgleichen gegen alle Bäter verfahren werben, melde der Gemeinde mit dem Unterhalt 
unehelier Rinder beichtoerlich fallen. Ferner ſoll die Strafe der Einftellung oder des Berlufts des Burgerrechts gegen ſolche 
verhängt werden, die mit Sinterlafjung von Kindern, weiche der Gemeinde zur Berpflegung auffallen, ſich aus dem Lande 
begeben und auf die an fie gerichtete Edictalladung nicht erſcheinen mürben; auch foll der Berluft des Land» und Burgerrechts 
dur die öffentlichen Blätter befannt gemacht werben. 
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L. Durd; das Tractandencireular vom 13. April hatte der Yandammanı den Ständen den Antrag 
gemacht, die Tagjagung möchte 1) die zwekmäßigſten Mittel ausfindig zu machen juchen, um die Anzahl 
der Berfonen und Familien zu vermindern, die geborene Schweizer find und dody feinem Kanton zus 
gehören; 2; trachten die Urfachen zu heben, welche bejonbers jeit einigen Jahren dieje Claſſe von Un— 
glüflichen vermehrt haben. — Hierzu hatte Schwnz jodann beantragt: es ſolle ein genaues Verzeichniß 
von allen in der Schweiz herumirrenden heimatlojen Menichen aufgenommen, alle fremden, weldye ber 
Schweiz nicht angehören, aus der Eidgenojjenichaft verbannt, diejenigen aber, welche wegen ihres ſchwei⸗ 
jerichen Urjprungs oder wegen vieljährigen Aufenthalts und genojjener Duldung nicht mehr aus dem 
Yande gerwiefen werden können, nach dem Maßſtab der Bevölkerung auf die Kantone vertheilt und nad) 
diefer Bertheilung denfelben in den betreffenden Kantonen ein fires Domicil angewiejen werben, wo jie, 
unter die bejondere Aufficht der Ortsbehörden gejtellt, nadı den Grundjäzen der Menjchlichkeit und einer 
geiunden Politit wieder nach und nach zu niügzlichen, oder wenigjtens unſchädlichen Mitgliedern der 
menschlichen Gefellichaft gebildet werben könnten. — Dieie Anregungen find in der Sizung vom 8. Juni 
1811 zur Berathung gelangt und fodann, nach Befeitigung derjenigen von Schwnz, welche nur durch 
vier Stimmen unterjtügt worden war, an eine Commiſſion zu näherer Prüfung gemiefen worden. sat, XI 

M. Am 10. Juli hat die Commiſſion ihren Bericht und Beichlufjesentwurf der Tagiazung vor 
gelegt. Da aber nur wenige Gejandtichaften zu Behandlung des Gegenjtandes ermächtiget waren, 
während die meiften die gejtellten Anträge zu reifliher Überlegung an ihre Obern bringen wollten, ift 
lediglich durch einmüthigen Beihluß die Aufnahme des Commifjionsberichts nebft den Anträgen in den 
Abſchied (Beilage B) ad referendum et instruendum auf fünftiges Jahr angenommen worden. isıt, Xi 

N. Die Angelegenheit der Heimatsverhältniffe der Convertiten ift in Folge einer wiederholten 
Anregung durch Lucern neuerdings am 10. Juni 1811 in der Tagfazung behandelt worden, und es 
wigte fich auch jezt diefelbe Berjchiedenheit der Meinungen wie früher, ſodaß eine Vereinigung jezt nicht 
erzielt werden fonnte. Die einen hielten dafür, eidgenöfftiche Berathungen und allgemeine Beſchlüſſe 
jeien diesfalls unzuläßig, andere votirten für die jernere Duldung in den Kantonen, wo die Converfion 
ftattgefunden, noch andere für die Rükweifung in die urfprünglicdye Heimat. Auch der leztjährige Antrag 
Solothurns vereinigte nicht genug Stimmen auf ſich (6*/, Stände), dagegen wurde mit 19 Stimmen 
beichlofjen, die Tagjazung wolle über den Gegenjtand in fernere Berathung treten, um das Schitjal der 
Gonvertiten durch eidgenöffiiche Übereinkunft feftzufezen und zu erleichtern zu trachten. ist. xl 

0. Am 11. Zuli 1811 hat die anı 3. Juni für die Angelegenheit der Heimatlofigkeit im Allgemeinen 
niedergejezte Commiſſion einen bejondern Bericht erjtattet über die fpecielle Frage, wie den heimatlos 
gewordenen Eonvertiten durch eidgenöffisches Einverjtändnig Heimatrechte verfchafft werden könnten. Die 
Commiſſion ſelbſt war getheilter Anficht über den Gegenjtand. Während die einen Mitglieder lediglich 
die allgemeinen Regeln in Betreff der Heimatlojen aud) auf die heimatlofen Convertiten anwenden wollten, 
jtellten die andern folgenden Antrag: 1) Es iſt im der Megel anzunehmen, dab, wo dergleichen Leute 
beimatlos ſich befinden, es Sache der Regierungen, in deren Gebiet fie ſich aufgehalten haben, jei, für 
ein Heimatrecht zu ihrem Beſten zu jorgen. Es joll daher denjelben diefe Sorge von Seite der Tag: 
jazung dringend ans Herz gelegt fein. 2) Nicht weniger aber wird von der Tagjazung der bejtimmte 
Wunſch ausgeſprochen, daß, wenn Leute aus diefer Claſſe, weldye in neuen Zeiten den Glauben geändert 
baben und fich unzweifelhaft über ihr damaliges Heimatrecht ausweijen können, an Orten ihres jezigen 
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Aufenthalts aber fein neues Heimatrecht zu erhalten im Falle find, die Megierungen ihrer alten Heimat 

auf gleiche Weife ihnen dazu behilflich fein möchten. — Nach gewalteter Discuffion über diefe Gommiffions- 

anträge beſtund das ſchließliche Refultat lediglich in dem Beſchluſſe, Bericht und Anträge der Commiſſion 
1stı, XI ad referendum et instruendum in ben Abſchied zu nehmen (Abſchiedsbeilage C). 

P. Da der Gefandte Berns in der Sizung vom 15. Juni 1812 mit Rülſicht auf die leztjährige 
Einladung der Tagfazung in Betreff der angefochtenen Artifel der bernifchen Armenerdnung zwar 
erflärte, die Negierung fei wirklich mit biefem wichtigen Gegenftande beichäftiget und werde ſich zu Allem 
geneigt finden, was das mahre Intereſſe ihrer Angehörigen und die Handhabung einer wachſamen 
Polizei mit dem Wunſche der Ditftände in Einklang zu bringen vermögen» jei, daneben aber unter 
Betonung des allgemeinen Gemeindeinterefjes in ölonomifher und polizeilicher Hinficht die Verordnung 
zu ftüzen umd zu rechtjertigen fuchte und dabei über deven Abſicht und Tragweite bie leztjährige Er— 
Märung wiederholte, ſah fih die Tagjazung, bie ſich bei den erhaltenen Eröffnungen in feiner Weije 
beruhigen fonnte, genöthiget, die vorjährige Einladung an Bern zu Wbänderung ber fraglidien Be— 

as, IX ſtimmungen feiner Armenorbuung anf das dringendjte zu erneuern. 

Q. Am 16. Juni 1812 fielen die am 10. Juli 1811 ad instruendum genommenen Commiffions- 
anträge in Betreff der Klajfification der Heimatlofen und des Verfahrens in Hinficht derſelben in Er- 
örterung. Das Ergebniß der Abjtimmung nad voransgegangener Diseuſſion, in weldyer die Meinungen 
für und wider mit Xebhaftigkeit ihre Vertretung fanden, war folgendes: Mit 21 Stimmen, unter 
Ratificationsvorbehalt oder mit etweldyen Clauſeln, find die beiden erften Anträge angenommen worden, 
dahin lautend: 1) Diejenigen Heimatlofen, welche ſich über ihr urfprünglicyes Heimatrecht, das ihnen 
aber, jei e8 diefer oder jener Urfache wegen, nicht zugejtanden werden will, ausweijen können, gegen- 
wärtig aber in einem andern Kanton der Schweiz ſich aufhalten, ſollen, fojern über ihre fünftige Duldung 
Schwierigkeiten obwalten, einjtweilen noch geduldet, alsdann aber joll zwijchen den betreffenden Kantons: 
regierungen eine Eorrejpondenz eingeleitet werben, mit dem vorgejezten Zweke gegenfeitiger Berftändigung, 
und der Hoffnung, daß in Folge derjelben weiteres Eintreten höherer Behörde nicht mehr nothwendig 
werde. Durch Anerkennung bes Heimatrechtes folder Leute wird aber nod gar nicht vorgegriffen, was 
für bürgerliche Rechte und Genüffe, gegründet auf bie Gejeze des Orts der Aufnahme, ihnen zufommen 
jolfen. 2) Soldye, die ihren Hufenthalt in einem Kanton darthun, hingegen fich über ihr Heimatrecht 
nicht ausmweifen, oder dasjelbe nicht "geltend machen fünnen, jollen demjenigen Kantone angehören, in 
weldyem fie neuerlih am längjten angeſeſſen oder geduldet waren, jebod ohne auch hier dem gefezlichen 
Vorſchriften im Abficht auf bürgerliche Rechte und Genüffe vorzugreifen. — Mit 18 Stimmen ſodann, 
theils unbebingt, theils unter Ratificationsvorbehalt, ift aud) der dritte Artifel des vorjährigen Commiſſions- 
antrages genehmiget worden, der alfo lautet: 3) Diejenigen endlich, welche, ohne ausſchließend in einem 
befondern Kanton angeſeſſen zu fein, fi) dennoch in der Schweiz aufgehalten haben, von einem Kanton 
zum andern umbergezogen find und fich über ihre urjprünglicye Heimat nicht ausweiſen fönnen, zerfallen 
der Natur der Sade nach im zwei Umterabtheilungen: a. entweder grenzen fie an bie vorhergehende 
weite Claſſe, und dannzumal treten ihretwegen diejenigen Grundſäze ein, welche in Beziehung auf bie 
Behandlung der in diefelbe fallenden Perfonen aufgeftellt find, oder b. fie find den Vagabunden 

112, IX gleich zu achten und werden als ſolche behandelt. 
R. In Bezug auf die Heimatrechtöverhältniffe der Gonvertiten hat am 17. Juni 1812 bie Tag— 
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ſazung nach Befeitigung aller andern Anträge nach dem Borfchlag ber leztjährigen Gommiffionsmehrheit 
mit 18 Stimmen den Grundſaz ausgeiprochen „daß ber für bie Elaffification und Behandlung ber 
Heimatlojen angenommene Beſchluß auch auf die Eomvertiten und Profelyten angewendet werden jolle”. 
Die Kantone, welche zu diefem Beſchluß geftimmt haben, find Uri, Unterwalden, Zug, Aargau, Teſſin, 
Appenzell, Zucern; dann Freiburg, Schwyz und Graubünden unter Natificationsvorbehalt; besgleicyen 
Glarus mit Ausihluß des dritten Artikels; endlich St. Gallen, Solothurn und Waadt in dem Sinne, 
wie diefe Gefandtfchaften ihre Zuftimmung zu dem Beſchluß der Heimatlojen betreffend zu Protokoll 
ertlärt haben. — Zürich hat fich gegen jede Anwendung ber hinfichtlich der Heimatlojen angenommenen 
Grundſäze auf bie Eonvertiten für feinen Kanten beftimmt verwahrt; ebenſo Bern. 

8. Am folgenden Tage fielen binfichtlich dieſes Begenftandes noch einige abweichende Erklärungen 
(Schwyz, Soletburn, Lucern) und durch diejelben veranlaßte Ghegenerflärungen (Zürich) 
in das Brototoll. 

T. Am 8. Juni 1813 hat ber Kanton Bern eine revidirte Armenordnung vorgelegt, melde an 
eine Commiffion zu näherer Prüfung gewiejen worden ift. 

U. Am 2. Juli hat die Eommiffion der Tagfazung ihren Bericht (Mbichiedsbeilage D.) vorgelegt 
und babei im Allgemeinen das in den revidirten Artikeln (Abſchiedsbeilage B) bekundete Entgegentommen 
Berns willig anerfannt. Aber eine völlig genügende Garantie für die Mitſtände vermochte fie in ber 
neuen Faſſung gleichwohl nicht zu erbliten. Sie ftellte daher den Antrag, von Bern mod; folgende 
zuſazweiſe Erklärung zu verlangen, im Übrigen fi, wenn biefe erfolgt wäre, bei der neuen Sachlage 
zu beruhigen: 1) daß die ausgeiprodyenen Urtheile und Berrufungen jedes Mal nicht nur durch die 
öffentlichen Blätter befannt gemacht, fondern bei jedem Specialfall mit dem Signalement des Beurtheilten 
und möglicht beförderlich den jämmtlichen Ständen zu angemeſſen findenden weitern Verfügungen 
commmmieirt werben follen; 2) daß ſolche gerichtlidy Beurtheilte, Berrufene oder mit Einfteflung bes 
Land» und Bürgerrechts Beltrafte von demjenigen Kantonen, in welchen fie ſich betreten laſſen, zu allen 
Zeiten zurüfgewiejen werden mögen und von bein Stande Bern unter allen Umftänben wieder auf und 
angenommen werben follen. — In ber eröffneten Discuffion fand der Antrag der Commiſſion nicht 
genügenden Beifall, indem fi nur 7 Stände für denſelben erflärten. Die übrigen verlangten entweder 
gänzliche Beieitigung der beanftandeten Artikel oder doch wenigjtens meitergehende Garantien in Betreff 
der Tragweite derjelben für die andern Kantone, und fo ift jchließlich fein anderes Reſultat aus der 
Berathung hervorgegangen, als daß mit 16 Stimmen das revidirte berniſche Geſez vom 16. December 
1812 uebſt dem Commiſſionsgutachten Tediglich ad referendum genommen worben ift. 

V. In der Sizung vom 12. Juli hat fodann der Gefandte von Bern die Eröffnung zu Protokoll 
gegeben, jeine Megierung habe nach Einficht der Tagjazungsberathung (vom 2. Yuli) den von der 
Commiſſion vergeichlagehen Modificationen ihre gänzliche Zuftimmung ertheilt, und er jei demnach be- 
auftragt, der hohen Tagſazung zu erklären, 1) daß bie ausgeſprochenen Strafurtheile und Berrufungen 
.. (es folgt wörtlich ber Text ber Eommiffionsanträge hievor). Indem bie Regierung dieſes Zugeſtändniß 
in bunbesbrüberlicher Gefinuung mache, ftehe jie im der Zuverſicht, daß die hohen Stände damit 
volltommen berußiget jeien und von ihr feine weitere Abänderung oder Zurüfnahme der Verordnung 
erwarten werben, wozu ſich bie Regierung auch in feinem Fall verſtehen könnte. 

W. Am 8. Juni 1813 hat die Tagſazung auf deu motivierten Antrag des Landammanns der 
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Schweiz die weitere Berathung über die Frage der Heimatloſigkeit im Allgemeinen mit 20 Stimmen 

dermalen verſchoben. — Bei dieſem Anlaß haben die Geſandtſchaften von Glarus und Graubünden 

die Ratification der im Jahr 1812 durch die niedergeſezte Commiſſion geſtellten und von einer Mehrheit 
113, VI von Ständen angenommenen Anträge ausgeſprochen. 

X. Nachdem durch die im Jahr 1812 durch die Tagſazung behandelten Kommiffionalanträge 
beftimmt worden war, die für die Glaffification und Behandlung der Heimatlojen überhaupt anzu- 
wendenden Regeln aud) ganz beionders auf die Gonvertiten auzuwenden, jo bat die Tagjazung am 
9. Juni 1813 eine weitere Berathung in Betreff der heimatrechtlichen Verſorgung der ſchweizeriſchen 
Convertiten, wegen des nothmwendigen Zujammenhangs diejer Frage mit der Angelegenheit der Heimat- 
loſen im Allgemeinen, zu verſchieben beſchloſſen. — Anläßlih haben Glarus und Freiburg bie Ra— 

imma. VI tification des leztjährigen Beichlufies und Schaffhauſen den Beitritt zu demjelben erflärt. 

Y. Am 6. Juli 1813 wurden die Kantone Lucern, Solothurn und Thurgam eingeladen, 
ſich betreffend das Heimatrecht eines gewiſſen Raimund Leuthe, von Urſprung Württemberger, der aber 
wegen unordentlicher Gopulation im Kanton Lucern, dann in Folge eines fünfzehnjährigen Domicils 
im Kanton Solothurn jein Heimatrecht verloren und jich neuerlich etwa 2 Jahre im Kanton Thurgau 

1813, vi aufgehalten hat, num aber nirgends geduldet werden will, zu verjtändigen. 

2. Da eine joldye Berjtändigung nicht erzielt werben konnte, hat die Tagjazung am 9. Juli 1813 
den Yandammann der Schweiz angewiejen, den Rechten der betreffenden Kantone unvorgreiflidh der 
Familie Leuthe einen einjtweiligen Aufenthalt zu verichaffen und die angemejjenen Einleitungen zu 
treffen, damit der obwaltende Anſtand entweder gütlich ausgetragen oder im Jahr 1814 durch die 

mis. vi Tagfazung oder durd das Syndicat erledigt werde. 

AA. Am 15. Juli 1813 hat die Tagjazung einen zwijden den Kantonen Zürich mid St. Gallen 
obwaltenden Anitand, betreffend das Heimatvecht einer aus Pfäffilon heritammenden, aber jeit ſechszig 
Jahren im Toggenburg wohnhaften Familie Nievergelt, an dieje Kantone zu freundfchaftlicher Beilegung 
zurüfgewiejen und auf ben Fall, daß eine Verftändigung nicht erzielt werden könnte, weitern Entſcheid 

813, VI vorbehalten. 


111. Juden, 


A. Am 18. Auguſt 18905 hatte die Tagjagung ein von dem franzöfiichen Gejandten empfohlenes 
Begehren der aargauiſchen Jubergemeinden Endingen und Lengnau um Gleichſtellung mit den chriftlichen 
Staatsbürgern, wenigitens was die bürgerlihen Verhältniffe des Handels, der Induſtrie und der 
Staatsauflagen betrifft, zu behandeln. Nach einer weitläufigen Beratbung, bei welcher einerjeits die 
Schwierigkeiten eines jeben endlichen Entjcheides über das Schikjal der Juden, anderjeits die Nachtheile 
erwogen worden find, welche leicht daraus entjtchen fünnten, wenn man lediglich) das Anſuchen beifeits 
legen wollte, wurbe beichloffen, den Entſcheid auf nächſtjährige Tagjazung zu verichieben. Inzwiſchen 
erging unter Mittheilung der Actenſtüke an die Regierung von Aargau die Einladung, der künftigen 
Tagſazung die Aufgabe dur; Vorlegung gemeinnüziger Vorjchläge zu erleichtern und einftweilen alles 
au vermeiden, was in bie Souveränetätsrechte anderer Kantone eingreifen oder denjelben einigen Nachtbeil 
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ausziehen könnte. — (Das Schreiben, mit welchem der Landammann am 22. Auquit die Verwendung 
des franzöfchen Gejandten beantwortete, iteht im Abſchied.) 1908, XXXI 


B. Am 15. Juni 1804 ift nad dem Antrag Aargaus beſchloſſen worden, dermalen über bie 
Angelegenheit der Juden nicht einzutreten, ſondern zu erwarten, was bie Negierung des Kantons Yargau 
vermöge ihrer Sonveränetätsrechte, betreffend die Yubengemeinden von Endingen und Lengnau, zu ver: 
fügen für gut eradjten wird. 1804. xVIII 

C. Am 5. Juli 1808 bat die Tagjazung die durch die Megierungen von Bern und Bafel 
angeregte Frage: wie bie in Folge bezüglicher einſchränkender Berordnungen Frankreichs in die Schweiz 
eindringenden oder auch bereits in der Schweiz fich herumtreibenden Juden unſchädlich gemacht werben 
fönnen, an eine Commiſſion zur Prüfung gewiefen. 1506, IX V 

D. Am 18, Juli bat die Commiſſion verschiedene auf die angeregte Angelegenheit bezügliche Polizei: 
maßregeln vorgeichlagen. Sie unterfcheidet in Betreff ber zweldienlichen Maßnahmen zweierlei Ein— 
Ichränfungen gegenüber den Juden: 1) jolche, die entweder das Intereſſe der ganzen Schweiz betreffen 
und auf das handelnde Publicum vermittelit richtiger Führung der Bücher und Anerkennung des 
treibenden Gewerbes großen Einfluß haben, oder 2) foldye, die bloß zur Sicherheit gegen Umtriebe 
und Betrügereien, zu Erzielung guter Ordnung in Polizeifällen u. drgl. dienen, und aljo bloß Gegen- 
ſtände der Kantonsverfaffung find. In erfterer Hinficht hält die Commiſſion dafür, es follten die ſämmt— 
lichen Kantone, wo bereits Juden sich miederlaffen wollten, eingeladen werden, zu verordnen, a. daß 
künftig die Juden ihre Handelsbücher nicht mehr in hebräifcher oder jübiich-beutfcher Sprache, noch mit 
jübiichen Eharafteren, jondern in deuticher oder franzöſiſcher Sprache führen und überhaupt in guter 
Ordnung halten jollen, und zwar bei Verlujt der Bemweistraft anders geführter Bücher; b. daß ferner 
die Juden, welche ein Handelsgewerb, es fei klein oder groß, treiben wollen, fich bei der Regierung des 
Kantons anmelden, gute Zeugniſſe vormweifen, ſich in ein bejonderes Negifter oder Ragionenbuch ein- 
ichreiben laffen und ein Patent über ihr Gewerb ſich auswirken jolfen. — In die zweite Kategorie von 
Berfügungen, die lediglich den Kantonsregierungen nad Maßgabe ihrer Lage und Einrichtungen zu 
überlafien wären, fallen z. B. Vorichriften über Förmlichkeiten der Schuldfcheine, Wechjel und Hupo- 
theten; Sicherheit für Minderjährige und Weiber; Wucher und defjen Beitrafung; Darleiben an 
Dienftboten und Arbeiter, oder auf Fauftpfänder, ſowie überhaupt Alles, was diesfalls einer guten 
Polizei angemeffen fein mag. Gegen Juden, welchen die Niederlaffung durch feine Tractate zugefichert 
ift, würde die betreffende Kantonsregierung die gutfindenden Beſchränkungen nach bereits ergangenen 
Tagſazungsbeſchlüſſen treffen können. — Die Tagjazung hat den Landammann der Schweiz erjucht, den 
von der Commiſſion erjtatteten Bericht ſämmtlichen Kantonen mitzutheilen nnd denſelben die Noth: 
wendigkeit vorzuftellen, daß die vorgeſchlagenen Polizeimaßregeln durch die Kantone ergriffen werben. isos, ınv 
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ss 112—113. Arbeiten der Lignidationdeommilfion.*) 


$ 112. Liquidation der Schulden der helvetiſchen Republik. 


A. Durch einen bejondern Nachtrag zur BVermittlungsacte des erften Conſuls der fränkischen 
Republik, vom 19. Februar 1803, ift bie Art und Weife feſtgeſezt worben, wie bie Liquidation ber 
Schulden der helvetiichen Mepublif vorgenommen werden foll. 

B. Die nach dem Artifel 7 diejer Bejtimmungen aufgejtellte Liquidationscommiſſion hat vermittelit 
eines vom 13. Juli 1803 batirten und der Tagfazung am 14. desjelben Monats vorgelegten Schreibens 
der leztern diejenigen Grundlagen zur Kenntniß gebracht, nach welchen fie bei Ausmittlung ber belveti- 

ta, LIV chen Staatsſchuld verfahren wird. (Siehe im Anhang zu gegenwärtigem Mepertorium.) 

C. Gleichzeitig hat die nämliche Commiſſion die Gründe näher auseinandergefezt, aus melden es 
ihr nicht möglich war, ihre Berrichtungen im dev durch den Artikel 8 dev mehr erwähnten Beitimmungen 

1m, LIV der Vermittlungsacte fejtgejezten Friſt abzuſchließen. 

D. Am 17. September 1803 hat die Tagſazung auf den Bericht einer am 29. Auguſt nieder— 
gejezten Commiſſion die durch die beiden Standesgefandtichajten augebrachten und motiwirten Recla— 
mationen, betreffend die unverhältninmäßig großen Nükftände in der Befoltung der Geiſtlichkeit in dem 
Kantonen Lucern und Thurgau, an die mit Liquidation der Schulden der helvetifchen Republit 
beauftragte Commiſſion überwieſen, mit der Bemerkung, die Tagiazung halte fich nicht für befugt, über 

3508, LXI den Werth oder Unwerth diefer Reclamationen ſich auszufprechen. 

E. Am 20. Juni 1804 hat der Laudammann der Schweiz ein vom 2. besjelben Monats batirtes 
Schreiben der Piquidationscommiffion, durch welches das fantonsweife zufammengeftellte Verzeichniß der 
von derfelben anerkannten und feftgeitellten helvetiichen Nationalſchuld (3,568,702 Fr. 5 Bazen 5 Rappen), 
ſowie der von derſelben verworfenen Aniprachen (17,378,104 Fr. 3 Bazen 5 Rappen) einbegleitet worden 

1, NXL it, auf den Kanzleitiſch niedergelegt. 

F. Am 6. Heumonat jind die Beſchwerden der Gejandtichaft des Standes Teſſin, daß die Liqui- 
bationscommiffion eine Forderung des Kantons Teſſin von 40,315 Fr. 3 Bazen, herrührenb aus Liefer: 
ungen an Die franzöfifche Armee, nicht unter die anerkannte Schuld aufgenommen habe, vernenmen, 
und am 9. desielben Monats von ber Tagſazung durch den Beſchluß bejeitigt worden, es jei die Compe— 
tenz der Liquidationscommiſſion durch den Artikel 8 des bezüglichen Nachtrags zu der Bermittlungsacte 
auf eine Weiſe feitgeftellt, dab fich die Tagſazung nicht im Unterfuhung der Beichlüffe diefer Commiſſion 


) Die Ürbeiten der in den Übergangsbeftimmungen (Urt. 7) zu der Mediationsacte eingeſezten Liquidationscommiſſion 
Minifter Stapfer in Paris; Aufter, gemelener helveliſcher Finanzminiſter — lehnte ab —; Rämh, allKanzler von 
freiburg; Sulzer aus Winterthur; Laurenz Meyer aus Lucern), deren Protofofle und Ucten 61 Bände der Mediations: 
abtheilung des Bundesarhivs umfaſſen, fallen hier nur ſoweit in Betracht, als fie Anlaß zu Verhandlungen der Tagſazung 
gaben. Hingegen bringen wir in den Beilagen zu dem gegenwärtigen Repertorium diejenigen Entſcheide der Kommilfion zum 
Ubdrufe, welche die Eigenthumsausicheidung zwiſchen Staat und ftäbtifchen Gemeinweſen und Gorporationen in einer Anzahl 
von Kantonen zum Gegenftande haben. 
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einlafjen könne. Gegen bie Competenz der Liquidationscommilfion hat nur die Geſandtſchaft des Standes 
Teſſin ſich erhoben. 

G. Am 10. Juli hat die Geſandtſchaft Lucerns gegen die Beſchlüſſe der Liquidationscommiſſion, 
durch welche dem Stand Lucern bie Rükftände feiner Geiftlichtert auferlegt worden find, eine Verwahrung 
zu Protokoll gegeben, welche durdy die Tagjazung förmlich entkräftet worden it. 

H. über die Reclamationen der Nepublit Wallis, weldye früher einen Theil der helvetischen 
Nepublit gebildet hatte, wegen ihrer an die Liquidation des Vermögens diefer Hepublik geftellten Forder- 
ungen, iſt die Tagſazung am 10. Juli nicht eingetreten, weil die mit jener Liquidation beauftragte 
Sommiffton bereits gemäß der ihr zuſtehenden Befugniß verfügt und Wallis eine Summe von Fr. 30,000 
(anftatt der geforderten 3,185,701 Fr. 3 Bazen 2 Rappen) zuerkannt hat. 

J. Am 18. Juli bat die Sefandtichaft des Standes Bajel verlangt, es möchte die Liquidations- 
commiſſion angewieſen werden, über deu von ihr gefahten Beſchluß, daß die der Stabt Bajel für ein 
jreiwilliges Anleihen durch die helvetiſche Regierung hypothecirten Güter und Gebäude, zu Kirchen, 
Armen» und Unterrichtsanftalten gehörend, ferner bis nad Tilgung dieſes Anleihens mit diefer Hupothef 
behaftet bleiben jollen, — noch einmal in Berathung zu treten ımd das Begehren um Entlaftung von diefer 
Hopothek zu beherzigen. Die Tagiazung glaubte nicht, in das vorftehende Begehren eintreten zu können 
und jtellte es ber Geſandtſchaft Iediglich anheim, ſelbſt ihr Anliegen der Liquidationscommijfion vorzuftellen. 

K. Am 31. Juli bat die Tagjazung die Neclamationen der Kantone Uri; Schwyz, Unter- 
walben, Glarus und Zug, betreffend den Auskauf des Todfalls in der ehemaligen Herrichaft 
Sargans und ihre Darleihensforderung an das im Kanton Thurgau gelegene Klofter Baradies, an den 
Entſcheid der mit der Yiquibation der helvetiihen Schuld beauftragten Commiſſion verwieſen. Gegen 
dieſe Schlußnahme haben ſich die betheiligten Kantone zu Protofoll verwahrt. 

L. Am 20. Yuli ift die Tagſazung in das Begehren des Generals Dan von Bern, gewejenen 
Senerallieutenants in niederländifchen Dienften, dat feine Entjhädigungsforderung (fr. 35,996. 5), „wegen 
eines gegen den Herrn Oberſt Conſtant beftellten Kriegsrathes und geführten Proceſſes,“ der Commijjion 
für Liquidation der Schulden der helvetiſchen Republif zur Anerkennung zugewiejen werde, nicht eingetreten. 

M. Unterm 1. November 1804 hat die ſchweizeriſche Yiquidationscommiffion ihren Endbeſchluß 
erlaffen. Derjelbe wurde am 15. December 1804 bein Landammann dev Schweiz und fämmtlichen 
Ständen mitgetheilt. Der Mittheilung an den Landammanı der Edyweiz if. im Anhang zu gegen 
wärtigen: Hepertorium); befand fich ein Inventar der noch unverfauften Schuldtitel und der anf bie: 
jelben bezüglichen Acten angereiht, ſowie eine Anftruction über die Art und Weile, wie deren Berſilbe— 
zung erzielt werden könnte. 

N. Um 20. December 1804 hat der Yandammann der Schweiz eine befondere Commiſſion ernannt, 
um fich mit berjelben über die fortgejezte Bollziehung des Endbeichlufjes der Liquidationscommiſſion zu 
berathen und diefe Bollziehung zu ſichern. Den Kantonen wurde (am 20. December 1804) von biefem 
Beichluffe Kenntniß gegeben *). 


", Es beitund die am 20. December 1804 niedergejejte Commiſſion aus den Herren Suljer von Winterthur, geweſenen 
Bröfidenten der helvetifchen Liquidationscommiſſion, Landammann Heer von Glarus, Rathsherr Ienner von Bern und 
Ratheherr Heußler von Balel. Am 28. December 1807 wurde zu einem fünften Mitglied ernannt: Here Grüd von Genthod, aus 
ver Waadt. Am 24. December 1810 ift an die Stelle det Herrn Jenner Herr Rathsherr Zeerleder von Bern ernarmt worden. 
Die Verhandlungen diefer Commiſſion find im einen: beiondern PBrotofollband des Bundesarchivs enthalten. 
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0. Durch die Tractanden für die ordentliche Tagjazung des Jahres 1805 wurden die Kantone 
(20, März) von Seite des Landammanns der Schweiz in Kenntniß gefezt, dab in Vollziehung des 
erwähnten Endbejchlufjes dem Haufe Catoire, Duquesnoy et Comp. zu Paris ein Theil derjenigen im 
Ausland angelegten Fonds, welche für Befriedigung der Gläubiger der helvetiichen Republik angewieſen 
worden find (die Anforderung an Zweibrüden), abgetreten worden ſei. Aus dem Erlös dieſer Schuld: 
ichriften jollen im Wechjeln, die auf den 1. Juli 1805, 1. Januar 1806, 1. Januar 1807 und 1. Januar 
1808 zahlbar find und den Kantonen übergeben werden jollen, 19 °/, an die Forderungen aller 
Staatsgläubiger abbezahlt werben. Ebenjo werden 2°/, an die Anfprachen jener Gläubiger im Sommer 
1805 getilgt werben fünnen aus dem Erlös einer andern an das Haus Rougemont von Löwenberg zu 
Paris veräußerten Schuldichrift auf das Ausland (die Anforderung an Naffan:Saarbrüden). 

P. Am 21. Juni 1805 wurde der Tagfazung vorgelegt: einerjeitS ein von Landammann Heer 
abgejaßter Bericht über den Zuſtand der Liquidation der Staatsjhuld im Juni 1805, und anderjeits 
ein Gutachten der am 20. December 1804 durch den Landämmann der Schweiz niebergejegten Be 
rathungscommiffion, betreffend die im Ausland angelegten Gelber, welche zur Tilgung dieſer Schuld 
verwendet werben jollten. — Die Tagjazung hat die Aufnahme diefer beiden Berichte in deu Abſchied 
beichloffen, das von dem Landammann, betreffend die Vollziehung der Liquidation der helvetiichen 
Staatsihuld, eingejchlagene Verfahren (mit allen Stimmen, außer denjenigen ber Stände Waadt und 
Graubünden, vom melden der leztere bei dieſer Angelegenheit nicht beteiligt war) genehmigt und 
den Landammann beauftragt und bevollmächtigt, alle geeigneten Schritte vorzunehmen, um die für Be— 
zahlung diejer Staatsfchuld durch die Liquidationscommiffton angewiejenen Wertbichriften zu realifiren 
und aus dem Erlös derjelben die Staatsjchuld zu tilgen. 

Q. Welche Schlugnahmen die Tagjazung am 17. Juni 1805, betreffend die Aufrechthaltung der 
Beſchlüſſe der Liquidationscommiſſion hHinfichtlid der Dotation der Stadt Zug gefaßt hat, ijt aus $ 71 
des gegenwärtigen Repertoriums zu entnehmen. 

R. Die Berhandlungen der Zagjazung für Aufrehthaltung und Vollziehung der Beſchlüſſe der 
helvetifchen Liquidationscommijfion, betreffend die Güter der ehemaligen Herrſchaft Werdenberg, findet 
man in $ 62 des gegenwärtigen Repertoriums. 

8. Da das Barifer Handelshaus Catoire, Duquesnoy et Comp. die auf 1. Januar 1808 jälligen 
Wechſel zur Berfallzeit und auch jeither nicht einlöste, hat in Folge deſſen St. Gallen beim Yanb- 
ammann der Schweiz die Erjezung derjelben durch andere Mittel der eidgenöffischen Yiquidationsmafle, 
joweit e8 jein Betreffniß angehe, verlangt, und die übrigen Kantone, die in gleicher Lage, d. h. auch 
im Befize folder Wechſel waren, haben jid dem Begehren St. Gallens angefchloffen. Die Tagjazung 
am 20. Juli 1811 trat aber auf dasjelbe nicht ein, fondern hat lediglich dem Landammann überlafjen, 
gemäß den angenommenen und bisanhin befolgten Grundfäzen in Betreff der Liguidation der helvetiſchen 
Schulden das Geeignete vorzufehren, damit die im Jahr 1805 an die Kantone vertheilten Wechjel auf 
das Handelshaus Catoire, Duquesnoy et Comp., welche von dieſem Haus acceptirt worden find (fiehe 
oben litt. O), durch dasjelbe eingelöst werden, ſowie um überhaupt die Intereſſen der helvetiichen Staats+ 
gläubiger bejtens zu beforgen und ficherzuitellen. 

T. Am 16. Juli 1812 hat die Tagjazung die nachjtehenden Begehren der betheiligten Stände ad 
referendum genommen, nämlich: da der Yandammann der Scyweiz als Stellvertreter der Liquidation 
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der belvetiichen Schulden die von dem Haus Catoire, Duquesnoy et Comp. acceptirten, aber bei ber 
Berfallzeit nicht bezublten Wechſel, welche ſich im Beltz verfchiedener Kantone befinden, zurüfziehe, und 
eingeladen werde, von fich aus die nöthigen Schritte zur fernern Beſorgung diefer Angelegenheit vor: 
zunehmen; ebenjv den Antrag, dat, falls die erwähnten Wechiel ganz oder zum Theil werthlos ſich 
erzeigen jollten, den Kantonen, welche diefelbe befizen, zu Banden der betreffenden Gläubiger ber 
belvetiichen Republik volle Bergütung aus den Fonds der helvetiichen Schuldenliquidation geleiitet werde. 

U. Am 6. Juli 1813 bat die Tagfazung nad) einläßlider Erörterung des Gegenftandes, wobei 
die reclamirenden Stände in nachdrukſamer Weiſe ihre Intereſſen verfochten, mit Mehrheit der Stimmen 
beichloifen, fie könne in den am 16. Juli v. 3. ad referendum genommenen Antrag nicht eintreten, 
und hat demnach die angeregte Angelegenheit aus dem Abjchied entfernt. Die Voten der diljentivenden 
Kantone Liegen im Abfchied. 

V. Die Verhandlungen, betreffend die Liquidation der verichiedenen Regalien der helvetiichen 
Republik, find in dem nachſtehenden $ 113 des gegenwärtigen Nepertoriums dargejtellt. 

W.  Betreffend die Vertheilung der Waffen auf die Kantone wird auf $ 73 des gegemmärtigen 
Hepertoriums verwieien. 

X. In $ 83 des gegenwärtigen Hepertoriums find die Berhandlungen, betreffend die Uebernahme 
der helvetiſchen Invaliden und Benjionirten, enthalten. 


$ 113. Liquidation der verjchiedenen von der Negierung der helveti— 
ichen Republik ausgeübten Negalien und Übergabe der leztern 
an die einzelnen Kantone, ſowie weitere Verhandlungen über dic 
Sntwiflung diefer Negalien in den Kantonen. 


4. Einleitung. 


Bon der Megierung der helvetiichen Republik wurden ausgeübt: 1. das Poftregal, 2. das Münz— 
regal, 3. das Salzregal, 4. das Pulverregal, 5. das Stempelregal, 6. das Bergwerksregal. 

Die Liguidation der Eentralverwaltung der verjchiedenen Regale und die Art und Weile, wie die 
Ausübung derfelben von der Gentralgewalt an die einzelnen Kantone übergegangen ift, wird in den 
nachitehenden bejondern Abjchnitten dargeftellt. j 


B. Das Poftregal.*) 


I. Am 11. Juli 1803 bat die Tagſazung beichlojfen, das Poſtregal fünne gemäß der Mediationsacte 
nicht anders als durch die Kantone ausgeübt werden. Zugleich wurde eine Commiſſion niedergeſezt mit 
dem Auftrag, die Grumbjäze, nach welchen die Liquidation der Eentralpoftverwaltung vorgenommen 
werden jolle und nach weldyen die Poſtverhältniſſe zum Ausland und unter den Kantonen zu reguliren 
jeien, vorzuberathen. 


*) Der Hctivfaldo der helvetiiden Gentralpoftoermaltung wurde in die Gentrafcafte niedergelegt. 
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II. Nach einer am 30. Juli und 1. Auguſt erfolgten Berichterjtattung der Commiſſion hat die 
Tagfazung am 2. Auguſt auf den Antrag derjelben unter Natificationsvorbehalt einen Beſchluß ange 
nommen, durch welchen fämmtliche auf das Poſtweſen bezügliche Verhältniffe näher reguliert worden find. 
In Betracht ſodann der vielen Nachtheile, welche ans einer Verſpätung der Ratification erfolgen müßten, 
jind die Kantone zu möglichſt baldiger Genehmigung, wenn immer thunlich nody vor Ende Auguft, ein« 
geladen und daneben ift die Vollziehung für den Nothfall auch ohne erfolgte Ratification für folange 
angeordnet worden, bis bie Tagſazung eine andere Verfügung getroffen haben werde. Der Beſchluß 
jelbft Tautet alfo: 1. Die jchweizeriiche Tagfazung erflärt das Poſtweſen als Regale und Eigenthum ber 
Kantone in ihrem Grenzumfang. 2. Mit Ende des Monats Auguft ſoll die Gentraladminiftration anf: 
gelöst fein; die von den Kantonen aufzuftellenden Poſtverwaltungen hingegen die Beſorgung biefes 
Gegenftandes übernehmen, weswegen auch den betreffenden Kantonen die Driginaltractate wieder zurük— 
gegeben, das übrige Archiv der Gentralpoftverwaltung aber dem gemeinfchaftlichen Wrchiv einverleibt 
werben joll; und da die Eentraladminiftration ihre Rechnungen mit dem 1. Juli abſchloß, jo joll für 
den Ertrag von diefer Zeit an den betreffenden Kantonen Rechnung gehalten werden. 3. Um den Über: 
gang von der Central: zur Rantonalverwaltung zu erleichtern und die zu beforgenden Unordnungen zu 
verhüten, wird den Kantonen Bern, Baſel, Zürih, Schaffhaufen und St. Gallen die Verwaltung des 
Poſtweſens, jewohl ber Briefe als der Meffagerien und allem dem, was hierauf Bezug hat, in ihren 
Arrondifjements einjtweilen überlafjen, jedoch jo, daß jeder integrirende Stanton dieſer Arrondiffements 
ſich fowohl in Hinficht auf die Benuzung, als auf die Verwaltung des Poſtweſens von den mitintegri+ 
renden Kantonen zu trennen und diefes Recht jelber auszuüben befugt ift, infofern fie fich nicht gütlich 
mit einander vereinigen können; mit dem ausdrüflichen Borbehalt aber, daß durch diefe Trennung weder 
an ben Poſtrouten noch Taren irgend etwas zum Nachtheil der andern Kantone verändert werde, 
4. Die Poftarrondiffements find daher befugt, die mit den angrenzenden fremden Staaten jomehl als 
mit den einheimiichen Kantonen bejtehenden Tractate und Berfommnifje fortdauern zu lafjen, ober 
nöthigen Falls wieder zu erneuern, jedoch fo, daß jie feinen Stanton nachtheilig ſeien; zu welchem 
Ende fie der Tagfazung vorgelegt werden. Auch mögen fie ihr jeit der Revolution hin und wieder 
abgeändertes gegenfeitiges Intereſſe nach Grundfäzen der Billigfeit und vormals beitandenen Berhält- 
nifjen freundichaftlich auseinanderjezen. 5. Zu Erzielung eines wo nicht überall, doch ſich annähernden, 
gleihförmigen Poittarifs für die ganze Schweiz, follen von denen nun aufzuftellenden Pojtverwaltungen 
qutächtliche Vorſchläge der nächftlünftigen Tagfazung (1804) eingereicht werben. 6. Obrigfeitliche officielle \ 
Briefe follen durchaus frei fein. Bon Poften und Meffagerien jollen feine Weggelder noch Zölle be- i 
zogen werden. 7. Die Kantone garantiven fich gegenfeitig die Sicherheit des Poftgeheimnifjes, und 
werden die Vojtbeamten darüber in Eid und Pflicht nehmen. 3. Eie leiften den Eourieren und Meſſa— 
gerien allen Schuz und verpflichten fich wechjelieitig gegen einander, unter feinem Vorwand den Poftenlauf 
weber hemmen noch veripäten zu lajjen. 9. Alle Poſtbüreaux find für den Werth des ihnen Anvertrauten 
verantwortlich, unter Gemwährleiftung des betreffenden Kantons, jebody unter Vorbehalt der Übermacht 
und Gottes Gewalt. 10. Bei Beichwerden über die Poſt joll in jeden Kanton dem Fremden wie dem 
Einheimischen auf Vorlegung der Thatfachen umentgeldli und ſummariſch Recht gehalten werben. 

11. Der Saldo der mit dem 4. Juli geitellten Rechnung der Gentralpoftverwaltung nebſt den mit 





(8 113 235 


gleichem Dato verfallenen ihr zugehörenden Hejtanzen, follen nach Abzug der Koſten des Gentralpoit- 
büreau bis zu dejjen Auflöfung dem Landammann der Schweiz übergeben werden. 

II. Am 30. Juni 1804 hat die Tagfazung eine bejondere Commiſſion mit dem Auftrag nieber- 
geſezt, Vorjchläge für Erzielung annähernd gleihförmiger Pofttarife in den Kantonen auszuarbeiten. 

IV. Nach dem Antrag ber berichteritattenden Commiſſion ift am 10. Juli jodann erfannt worden, 
„es jolle bei dem bereits von den Hoheiten ſelbſt ratificirten Grundſaz der Unzuläffigkeit irgend einer 
Erhöhung von Pofttaren oder Beränderung der Poftrouten, zum Nachtheil fremder Kantone und ihrer 
Angehörigen, fein gänzlidyes VBerbleiben haben. Damit aber dieſe allgemeine Regel, welche ebenſo noth- 
wendig für die Beibehaltung unentbehrlicher Ordnung im Poftweien überhaupt als beruhigend für alle 
und jede Kantone ift, deſto minder verlejt werben könne, wird jeder Kantonsregierung zur Pflicht ge- 
macht, ihren bejtehenden Pofttarif mit der Anzeige, an welche Behörde man ſich bei allfälliger Über- 
ſchreitung besjelben zu wenden habe, öffentlich anfchlagen zu laffen, und denfelben außerdem zu alljeitiger 
Kenntnis in das gemeineidgenöſſiſche Archiv niederzulegen.“ Anläßlich beſchwerte fih Zürich, unterjtüzt 
von Bajel, Schaffhauſen und St. Gallen, daß ſeit Abtrennung des Kantons Waadt von bem 
voſtarrondiſſement von Bern die Taratur der aus dem Kanton Waadt über Bern tommenden Briefe, zumider 
den bejtehenden alten Verkommniſſen, merklich gejtiegen jei, und verlangt, unter Berufung auf den Tag- 
ſazungsbeſchluß, dab in Bezug auf das Vergangene bie erforderliche Abrechnung eingeleitet und alles 
auf den vorigen tractatgemäßen Fuß hergeftellt werde. Die Tagfazung hat den Gegenftand zunächſt ber 
Erörterung ber interefjirten Theile unter fich überlaffen und gewärtiget das Nefultat derfelben, wobei 
immerhin der durch die Tagjazung aufgeftellte allgemeine Grundſaz ausdrüklich gewahrt bleiben ſoll. 

V. Am II. Juli hat Lucern eine Verwahrung zu Protokoll gegeben gegen die den Art. 3 des lezt⸗ 
sährigen Beichluffes modificirende Schlußnahme von geftern in Betreff eines gleihförmigen Rofttaren- 
tarifs und des Berbots der Tarenerhöhung. Die Tagſazung erklärte, daß diejer Verwahrung ungeachtet, 
ihr Beſchluß in voller Kraft verbleiben folle, 

VI. Am 28. Juli 1804 bat die Tagſazung in Folge der vernommenen bejondern Berichte der Geſandt— 
idaften von Zürich, Bajel, Schaffhauien, St. Gallen einerjeits, Bern anderer: md Waadt dritterfeits 
in Betreff der Taratur der aus dem Kanton Waadt über Bern gehenden Briefe (fiehe oben IV.) eine 
Reutralcommiffion mit dem Auftrag niedergejejt, wo möglich die inteveifirten Parteien zu vereinigen und 
nicht gelingenden Falls ihr Gutachten zu Enticheidung der Sache der Tagjazung zu hinterbringen. 

VI. Auf den Bericht derjelben jahte die Tagjazung am 31. Juli folgenden Beichluß: 1. Da ber 
$ 5 bes den 26. März 1804 zwiſchen dem Kanton Waadt und den Herren Poſtbeſtehern Fiſcher von 
Bern abgeichlofjenen Tractats der eingebrachten Klage der Stantone Zürich, Bajel, Schaffhauſen und 
St. Gallen über erhöhte Poſttaxation abbilft, indem laut gedachtem Paragraphen ſich der Kanton Waadt 
zur Vergütung der Übertare verpflichtet, als it hierüber wicht weiter einzutreten. 2. Wenn aber ge 
dachter Tractat, welcher nur auf jehs Monate abgeichlojjen it, von einem betveffenden Theile aufge 
boben werben jollte, jo werden ſich diejelben nach den Vorſchriften des Beichluffes vom 2. August 1803 
jo verftändigen, daß fernere Klagen übriger Kantone unterbleiben. — Gegemüber diefer Schlußnahme 
haben Bern und Waabt bie Rechte ihrer Kantone durch Erklärungen zu Protokoll verwahrt. 

VID. Am 5. Juni 1805 wurde mit Mükſicht auf vieljady laut gewordene Klagen eine bejondere 
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Commiſſion beauftragt, möglichit einfache, billige und allgemeine Vorſchläge auszuarbeiten, um der 
1, NV Erhöhung der Poittaren umd der Veränderung und Beripätung der Poſteurſe vorzubengen. 

IX. Auf den Antrag diefer Commiſſion bat die Tagfazung am 1. Juli beſchloſſen, es bei den 
Entjcheidungen der Tagſazung des Jahres 1804 im Allgemeinen bewenden zu laſſen, und was einzelne 
Beſchwerden betrifft, zu gewärtigen, daß diejelben genauer articulirt werden, wofern Abhülfe derſelben 
nicht durch directe Verhandlungen zwiſchen den betreffenden Kantonen oder ihren Poſtämtern erzielt 

Ina, XXxV werben möge, 

X. Am 8. Juli 1807 iſt die Bejchwerde des Kantons Solothurn über Erhöhung ber Poſttaxen, die 
jeit der Trennung der Poſten zwijchen den Kantonen Bern und Waadt eingeführt worden it und gemäß 
welcher ein einfacher Brief zwei und ein boppelter vier Kreuzer mehr als früher koftet, ad referendum 

1, LM genommen worden. 

XL Am 5. Juli 1808 machte Solothurn bie Anzeige, daß der im vorjährigen Abichied berührte 
Anjtand wegen der zwiſchen Bern und Waadt eingeführten Erhöhung der Poſttaxen freundnachbarlich 
ausgeglichen worden fei. Nun aber kam es mit einem viel umjafjendern Antrag zum Vorſchein, „dar 
nämlich die Tagfazung entjcheiden möchte, ob es nicht zwekmäßig wäre, concordatsweiie eine allgemeine 
Poſteinrichtung zu treffen, als wodurch der Poſtlauf einfacher und zwelmäßiger angeordnet, die Koften 
wejentlich vermindert und bejjere Verhältniffe mit dem Ausland erzielt werden könnten. Aus dem Ertrag 
würden alfererit die Kojten zu beftreiten, danıı der Gewinn unter den Kantonen nach dem Verhältniß 
ihres Beitrags zu den eidgenöffischen Auslagen zu vertheilen fein; wobei auch alfenfall® auf die Kantone, 
welche durch diefe Eentralijation verlieren würden, bejondere Nüfficht genommen werden fünnte,” Die 
Tagſazung hat diefen Antrag aus Mangel an Inſtruction und weil das Poſtregal bereits durch feier: 
liche gemeineidgenöffische Beſchlüſſe als Regal der Kantone anerfannt ift, lediglich zu Protokoll und in 

is. xxır den Abſchied genommen. 

XH. Am 'gleihen Tag iſt von der Gejandtichaft des Kantons Zug unter Hinweiſung auf den 
Umjtand, dab die aus dem Kanton Lucern kommenden oder durch diefen Kanton gehenden Briefe 
beträchtlich in der Taxatur gejtiegen feien, der Antrag auf Erlaß eines allgemeinen Poftreglements und 
Borlegung der verjchiebenen Pofttarije kraft Tagfazungsbeihluß von 1804 gejtellt und dabei darani 
angetragen worden, daß unter der obrigfeitlicyen Correfpondenz auch jene der Kantonscommiffariate zu 
veritehen jein und die Portofreiheit genießen jolle. Dem gegenüber hat die Tagſazung lediglidy das 

ww, xx Concluſum von 1804 «j. oben IV.) bejtätiget. 

XIH. Ebenfalls am 5. Juli hat die Tagjazung den Antrag des Kantons Teſſin durch Tag- 
jazumngsbeichluß oder durch ein Koncordat einen allgemeinen Boittarif jeſtzujezen, ad referendum 

Is, xx genommen. 

XIV. Am 4. Juli 1810 hat die Tagjazung mit 21 Stimmen den Antrag des Kantons Solo— 
thurn: „daß allgemeine Grundſäze über Eentralifirung des Poſtweſens aufgeftellt werden, weldye einen 
jeden Kanton in diejenigen Rechte einschränken, die ihn am feine Mitftände anſchließen und die ihm wie 

ssio. xy den Übrigen Kantonen zu Theil werden ſollen,“ ad referendum genommen. 
b: XV. Bet Eröffnung der Inſtructionen am 28. Juni 1811 über den leztjährigen Antrag Solothurns 
auf Gentralijation des Poſtweſens hat die Gejandtichait von Yucern fich bemüht, die Bortbeile einer 
ſolchen Gentralijation einleuchtend darzuftellen, da auf diefem Weg, ohne dab das ökonomiſche Intereſſe 
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der Kantone darunter leiden würde, durch die beträchtliche Berminderung der Kojten und durch zwek— 
mähigere Einrichtung der Anftalten felbit dem Publicum, dem Handel und dem jchweizeriichen Gemein- 
weien überhaupt am beften gebient fein müßte. Sollte aber eine gänzliche Centraliſation nicht belieben, 
io jellten wenigjtens die Koſten centralifirt und unter eidgenöſſiſche Controle gejtellt werden, damit cine 
allgemeine Abrechnung über Einnahmen nnd Ausgaben jtatthaben möge. Würde endlich auch biefe 
Nee umd alle andern Mittel zur Vereinfachung und beffern Organifation des Poftwejens verworfen, 
jo fordert Lucern rechtlich, dah die Tagjazung den eingeriffenen Mipbräuchen wenigjtens durch Hand— 
babung ihrer eigenen Beſchlüſſe von 1805 und 1804 entgegentrete. — In der hierüber eröffneten Dis: 
cuſſion wurde der Antrag Lucerns auf Eentralifation des Poftwejens nur von den Ständen Glarus, 
Thurgau, Solothurn, Appenzell, Zug und Graubünden unterjtüzt, während die Mehrheit dem Bor: 
ichlage aus verichiedenen Gründen abgeneigt war, wobei namentlich auf Artikel 12 der Bundesacte hin: 
gewiefen worden iſt, kraft welchem bie Kantone alle Gewalt ausüben, die nicht ausdrüflicd der Bundes: 
behörde übertragen ift. Es ergab daher die Abmehrung nur 8 Stimmen für den Antrag. — Anläßlich 
beihwerte fih Zug darüber, daß zu empfindliche Nachtheil jeines Kantons und mehrerer andern die 
Briefe aus Bern und aus der weitlihen Schweiz jtatt auf der Pojtronte Bern-Lucern nunmehr über 
den Brünig inftradirt werden, welches eine Berjpätung von mehreren Tagen verurſache; worauf Bern 
die Erklärung zu Protokoll gab, daß der Poſtdienſt zwiichen Bern umd Lucern wie bisdahin auf der 
geraden Poſtſtraße jortgeiezt werde und aljo fein Grund vorhanden fei zu einer lage wegen Verſpätung 
des Laufes oder Abänderung der Route, 

XVI Lucern, als Pächter des Poſtregals im Kanton Teſſin, hat durch Kreisichreiben ben 
Kantonen mitgetheilt, daß die Boitverwaltung von Zürch, die ein eigenes Felleifen für ihre nad) Italien 
gehende und von daher kommende Eorreipondenz transpertiren läßt, den freien Durchgang diejes Fell: 
eiiens im Kanton Teſſin anfpreche, während hingegen im Kanton Yargau, über deffen Territorium die 
Lucerner Diligence von Zofingen bis Aarburg und zurüf jährt, die Regierung mit der Behauptung 
auftrete, daß ihr dafür eine Tranfitgebühr bezahlt werben müſſe. Lucern wünſcht nun am 28. Juni 
1811 von der Tagſazung zu vernehmen, ob der Tranfit nach der Anficht von Zürich frei jein ſolle, 
oder nach dem von Aargau behaupteten Grundſaz mit einer Gebühr belegt werden könne. Obſchon 
nun in der eröffneten Umfrage und nad) den vernommenen Boten der durch den Specialfall beionders 
beteiligten Stände Zürih, Yucern, Aargau und Teffin ein großer Theil der Kantone an die von 
Aargau erörterten Grundiäze im Princip ſich anzufchliegen geneigt jchien, jo wurde doch ein fürmlicher 
Enticheid über die allgemeine Frage noch eingejtellt, während in Betreff des Specialfalles zwiſchen 
Züri und Lucern auf die Erklärung Teifins, daß es noch immer auf eine freundichaftlide Ausgleichung 
zwiſchen den beiden Theilen hoffe, im andern Falle aber allen Bofttranfit durch feinen Kanton als 
Hoheitsrecht reclamire, lediglich unter Zuprotokollnahme diefer Erklärung der Wunſch ausgeiprochen 
worden ift, daß die obwaltenden Anſtände freundeidgenöffiich befeitigt werden möchten, 

XVII Am 6. Juli 1512 erhielt die Tagjazung die Anzeige, daß die früher obgewalteten Anjtände 
pwiſchen den Kantonen Yucern, Zürich und Tejfin ausgeglichen jeien. 

XVII. Dagegen bat in der gleichen Sizung die Tagſazung Kenntniß erhalten von einem neuen 
Anftand zwiſchen Bern und Yucern, indem lezteres klagt, die berniiche Poſtverwaltung habe, ent- 
gegen den Tagjazungsbeichlüffen von 1803 und 1804, welche beitimmen, daß bei allfälliger Trennung 
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eines Kantons (hiev Unterwalden) von eimem beitehenden Poſtarrondiſſement weder an den Boitreuten 
noch Taxen irgend etwas zum Nachtheil der andern Kantone verändert werden ſolle, eine neue Bofts 
route von Bern durdy das Oberland über den Brünig an den Vierwalbdftätterjee eröffnet, und dadurch 
die Correſpondenz für Italien und einen Theil der benachbarten Kantone, die vorhin über Lucern 
injtradirt war, zum empfindlichen Nachtheil der Poitverwaltung von Yucern der alten PBoftroute ent: 
zogen. — Nachdem Bern die Auskunft gegeben hatte, es liege gar kein Grund zu Beſchwerdeführung 
jeitens Lucerns vor, indem die Correipondenz, die jezt über den Brünig geleitet werde, früher, che 
Wallis zu Frankreich gehört babe, über den Simplon nach Italien inſtradirt worden ſei, alſo fein altes 
Recht oder ein Tagſazungsbeſchluß gegenüber Lucern verlezt, ſondern nur eine bequemere und kürzere 
Straße im Intereſſe des Poſtdienſtes benuzt werde, hat die Tagſazung in Ermangelung bezüglicher 
Inſtructionen lediglich Die beiden Kantone zu freundichaftlicher Beſeitigung des Anſtandes eingeladen und 
iz, xxxvur nicht gelingenden Falls die Behandlung des Gegenjtandes für nächſtes Jahr vorbehalten. 

XIX. Am 8. Juli hat die Gefandtichaft von Appenzell den Antrag ad instruendum in den 
Abjchied niedergelegt, es ſollen die Poſttaxen der Tagſazung vorgelegt und durch diefelbe eine allgemein 

ie xy billige, Statt der dermaligen willtürlichen Taration feitgefezt werden. 

XX. Am 16, Juli verlangte Solothurn, daß feine Beichwerde, betreffend eine beabfichtigte 

we xxxviur Erhöhung der Pofttaren im Kanton Waadt ad instruendum genommen werbe. 

XXI. Am 13. Juli 1813 bat die Tagſazung in Folge des Antrages von Appenzell theils 
unbedingt (7 Stimmen), theils unter Ratificationsvorbehalt (9 Stimmen gegenüber andern 9 Stimmen, 
welche den Gegenjtand lediglidy ad referendum zu nehmen erklärten) beichlojjen, es joll eine Zeit feſt— 
gejezt werden, innert welcher alle Boittarife dem Landammann der Schweiz mitzutheilen find, damit, 
wie es aud in Hinficht der Zölle und Weggelder geſchehen, allgemeine Grundjäze und gleichförmige 
Zaren über das Poſtweſen durch eine eidgenöffiiche Commiſſion anfgeftellt und zur künftigen Berathung 

iss, xy am die Tagiazung gebracht werden können. 

XXI. Am 13. Juli wurde die Tagſazung benachrichtigt, daß die Anjtände in Boitangelegenheiten 
zwiichen den Kantonen Bern und Lucern durch eine am 3. April abgejchloffene Übereinkunft erledigt 

ia, XXXY worden jeien. 

XXIII. Ebenfalls am 13. Juli it dev Tagſazung durd den Yandammanı ein am 27. Februar 1813 
ter eidgenöſſiſcher Vermittlung nach vielfältigen und ansdanernden Bemühungen des Bundesoberhanptes 
abgejchloffener Vertrag zwiichen den Kantonen Bern, Freiburg und Solothurn einerjeits, und Waadt 
anderjeits vorgelegt worden, durch welchen die zwijchen denselben obgewalteten bedenklichen Poftanftände, 
welche im der Schweiz viel Aufichen gemacht und einige Zeit hindurch dem öffentlichen Poſtdienſt 
Abbruch gethan haben, erledigt werden find, — Die von dem Kanton Aargan gegen Beitunmungen 
diejes Vertrages erhobenen Beſchwerden find dem Landammann der Schweiz zu näherer Prüfung an 
der Hand der Tagiazungsbeichlüffe von 1503 und 1804 und Abhülfeſchaffung bei den wirklich begründet 

sa. xxxv befundenen Beichwerbepunften überwieſen worden. 
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0. Münzregal, 


l. Durd den Artikel 7 der Bundesverfaffung wurde beftimmt, daß die in der Schweiz geprägten 
Münzen einen gleihmäßigen Gehalt haben jollen, weldier durch die Tagſazung jeftzufezen ſei. 

I. Am 15. Juli 1803 ift von der Tagjagung eine Commiffion niedergefezt worden mit dem 
Anjtrag, unter Zuratheziehung geicifter Experten es waren die Rathsherren Finsler von Zürich und 
Jenner von Bern) die Angelegenheit des Münzweſens in der Schweiz in allen ihven Theilen zu unterjuchen, 

IL Die Commifjion hat am 3. Unguſt einen Bericht erjtattet, von drei Beſchluſſesentwürfen 
begleitet, betreffend i 

a. die Feſtſezung eines jchweizeriichen Münzfußes und die Taration fremder Münzſorten; 

b. die jezt vorzunehmende Ausprägung von Scheidemünze; 

ce. die binfichtlid des Münzweſens erforderlichen polizeilichen Verordnungen. 

Es wurden diefe Vorſchläge auf den Kanzleitiſch niedergelegt. 

IV. Am 11. Augujt hat die Tagſazung einen im achtzehn Artikeln abgetheilten Beſchluß, durdı 
welchen das Münzregal*) an die Kantone abgegeben und cin ſchweizeriſcher Münzfuß aufgeſtellt worden 
it, im Wejentlihen nach dem Antrag der berichterftattenden Commiſſion, unter Vorbehalt der Ratification, 
für weldye Termin bis 1. October gegeben wird, angenommen. Gegen diefen Beſchluß haben ſich die 
Stände Zürih und St.Gallen ausgeſprochen, und zwar einerjeits (St. Gallen) vom Stanbpunft 
der Verfaſſungsmäßigleit aus, indem die Mediationsacte eine ſolche Einſchränkung der Kantone im 
Münzwejen nicht verlange, und andererjeits (Zürich) namentlich in Betrachtung des aufgejtellten Deiinz- 
fußes, durch den das Intereſſe Zürihs empfindlich verlezt werde. Echmwnz hinwieder hatte gewünſcht, 
daß der Zürcher Münzfuß für die ganze Schweiz angenommen werbe. 

Die unverzügliche Natification der im vorerwähnten Beſchluß enthaltenen Grundſäze, durch welche 
em Schweizerfranfen im Werthe von 1'/, franzöfiicen Franken als Grundeinheit des ſchweizeriſchen 
Münzweſens angenommen wurde, ift ben Ständen dringend empfohlen worden. 

V. Am 12. Auguft 1803 ift nach dem Antrag der berichterjtattenden Commiſſion in Betreff der 
Ausprägung von Scheidemünzen im Zeitraume von jezt bis zur nächſten Taglazung die Summe auf 
245,253 Franten fünf Bazen, wovon ’,, in Fünfbazenſtüken, °/,, in Bazenjtüten und */,, in Halbbazen- 
jtüfen, jejtgeftellt und die Vertheilung auf die Kantone nad) Verhältniß des eidgenöjfischen Geldeontingents 
normirt worden. Diejer Beſchluß tritt aber nur dann in Wirkjanikeit, wenn der allgememe Beſchluß 
über das Münzweſen vom gejtrigen Tage gejezliche Kraft erhalten haben wird. 

VI. Ebenfalls am 12. Auguſt hat die Tagſazung nad) dem Antrag der Commiſſion folgende 
Wünſche und Borichläge in Betreff der Polizei in Münzſachen durch ben Abſchied den Kantonen zur 
Beherzigung empfohlen: 1) Der Umlauf der abgeichliffenen umd gejchrotenen fremden Münzen jei zu 
verbieten. 2) Die gangbaren fremden groben Silberjorten follen mad ihrem Berhältn zu dem 
Ihweizeriihen Münzfuß gewirdiget, die fremden Goldmünzen nad) ihrem Verhältniß zu den Eantonalen 
Goldmünzen geichäzt und den fremden Münzarten unter dem Werthe eines Schmweizerfranfens entweder 


*, ileber den Attivſaldo Der helvetiſchen Kentralmüngverwaltung hat die Kommiifion fir Liquidation des Vermögens 
der heinetiichen Republit durch ihren Eudbeſchluß verfiiat 
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gar fein Eurs gejtattet werden, oder doch bloß jo wenigen Sorten, als der Verkehr mit dem Ausland 
es zuläßt, und auch dann nur in einem foldyen Wertbe, daß es den Kantonen jelbjt nicht zum Nachtheile 
gereiche. 3) Ueberhaupt joll Borjorge gegen einen allzugroßen Zudrang Heiner Sorten und Scheidemünzen 
getroffen werden. 4) Niemand ijt anzuhalten, an Zablungsstatt einen größern Betrag als 5°%/,, im höchſten 
Fall aber 30 Franken in Scheidemünzen anzunehmen. 5) Alle öffentlichen Rechnungen jollen in Franfen, 
Bazen und Rappen gejtellt und alle notarialiichen Schuldverpflichtungen nach dem angenommenen Münzfuße 
und unter Ausjezung des Inhalts der Münze in feinem Silber, jowie unter dem Borbehalt der Rük— 
zahlung in groben Sorten jtipulirt werden, 

VI. Am 13. Juni 1804 ift in Folge der eingegangenen Natificationen der Kantone (ohne Baſel, 
Appenzell und Aargau) der Beſchluß vom 11. Auguſt 1803 über Einführung eines ſchweizeriſchen 
Münzfußes in Kraft erflärt und zugleid eine Commifjion niedergefezt worden, um unter Würdigung 
der verſchiedenen hierüber waltenden Anfichten die weitern Beſtimmungen betreffend das Münzweſen 
vorzuberathen. 

VII. Am 23. und 25. Juni und 27. Juli hat die Tagjazung auf den Antrag der niedergejezten 
Commiſſion in einer Übereintunft die Verhältniſſe des jchweizerifchen Münzfußes, ſowie die nach dem: 
jelben in den Kantonen vorzunehmenden Ausprägungen, unter Katificationsvorbehalt und in wejentlicher 
Abmweihung von den Anfichten des Kantons Teſſin, welche dem Abſchied einverleibt worden jind, 
näher regulirt. Folgendes ift der Wortlaut der Uebereinkunft*), durd die der Beichluß vom 11. Au— 
guft 1803, in Kraft erwachien am 13. uni 1804, in einigen Punkten modificirt und gänzlich erjezt wurde: 

1) Alle Kantone der jchweizeriichen Eidgenofjenschaft haben einen und denjelben Münzfuß, und 
müſſen jomit ihre Münzen nach einem gleichen Gehalt ausprägen. 

2) Diefer Münzfuß beruht auf dem Schweizerfranten, weldyer 127 /,, Gran fein Silber enthält 
(oder circa 127 '/, Gran fein). Der Preis einer Mark fein Silber beträgt demnach 36'/, Franfen, 
und jo kommt ein Scweizerfranten anderthalb franzöjiichen neuen Franten am Werthe gleich. 

3) Diefer Münzfuß iſt umveränderlic, und jede Abweichung von demjelben muß wenigjtens mit 
*/, Stimmen von der Tagjazung erkennt werden. 

4) Seine ſchweizeriſchen Silbermünzen vom Franken au aufwärts dürfen anders, als nach diejem 
Fuß ausgeprägt werden. 

5) Höhere Sorten als Franfenjtüfe werden feine andern geprägt als Zweifranken- und Bier 
jranfen-Stüfe. 

6) Das Korn und Schrot diefer Münzen wird demnach beftimmt wie folgt: 

a. Frankenftüte zu zchn Deniers 19 Gran 7%/,4, fein, und 32%%/,,, Stüf auf die rohe Mark. 
b. Bweifrantenftüte zu zehn Deniers 19°%%/,,,, Gran fein, und 16°, Stül auf die rohe Marf. 
e. Bierfranfenftüfe zu zehn Deniers 19°*/,,,, Gran fein, und 826 Ztüf auf die rohe Mark. 

Bei der Ausmünzung ift für alfe, dem bier fetgejezten Münzfuß imterworfene Geldforten das 
gleiche Remedium der eine zugegeben, und es beträgt dasjelbe ein Gran aus- und eimwärts. Für 
das Gewicht wird als Nemebium zugegeben: 


*) Diejelbe ift unbedingt ratificirt worden durch die Kantone Uri, Unterwalden, Zürich, Glarus, Zug. 
Freiburg, Solothurn, Bajel, Schaffhaujen, Appenzell, Graubünden und Tejjin. Die übrigen flantone, 
mit Ausnahme der Kantone Aargau und Waadt, jind unter größern oder Heinern Beichräntungen beigetreten. 
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1) Bon einer rohen Mark Frantenftüte eins und auswärts fünfzehn Gran. 

2) Bon einer rohen Mark Zweifrantenjtüte ein- und auswärts zwölf Gran. 

3) Bon einer rohen Mark Vierfrankenſtüke ein- und auswärts adıt Gran. 

7) Alle Geldforten umter dem Werth von einem Franken, und die Scheidemünze insbefondere 
find dem vorstehenden im $ 2 fejtgefezten Münzfuß nicht unterworfen; nichtsdeftoweniger?aber ift das 
Korn und Schrot, nach weldem fie ausgemünzt werden müfjen, von der Tagſazung zu beftimmen, 
ebenfo wie die Sorten jelbit, im welchen geprägt werben darf. 

8 Für diefe Ausmünzungen werden für einmal nachjtehende Sorten angenommen, nad) dem Gehalt, 
wie bier folgt: 

a. Fünfbazenjtüte zu acht Deniers fein und 54 Stüfe auf die rohe Markt, mit einem Remedium 
auf den Titel der Feine von 1'/, Gran ei und auswärts; auf der Gewicht dann ebenfalls 
ein= und auswärts von Y%, Stük auf der rohen Mark. 

b, — zu zwei Deniers fein und 90 Stüf auf die rohe Mark, mit einem Remedium von 

2 Gran auf den Titel der ‚Feine, und von einem Stüf ein: und auswärts auf der Gewicht 
einer rohen Dark. 

c. Halbbazen zu ein ein achtel Denier fein und einhundert zwanzig Stüfe auf die rohe Marf, 
mit einem Remedium von zwei Gran auf den Titel der Feine, und von 1", Stüf auf der 
Gewicht einer rohen Marf. 

d. Rappen zu zwölf Gran fein und 360 Stüf auf die rohe Mark, mit einem Nemebium von 
2 Gran auf den Titel der Feine, und von ſechs Stüf auf der Gewicht einer rohen Mark, 

Sollten eint und andere Kantone es für ihren Verfehr zuträglich erachten, andere bisher bei ihnen 
übliche Scheidemüngen anjtatt der vorbemeldeien zu prägen, jo mögen jie dies thun, nachdem fie es 
dem Landammann der Schweiz werden angezeigt haben; doc, jolle jede auszuprägende Sorte in Abjicht 
auf Schrot und Korn in genauem Verhältniß mit der ihr am Werthe aufwärts allernächſt folgenden 
Sorte der oben bemerften Münzen ftehen. 

9 Die Tagjazung bejtimmt jodann alljährlih das Maximum der in der ganzen Eidgenoffenichaft 
auszuprägenden Scheidemünze, alldieweil hingegen bie Frankenſtüke und die höhern Münzſorten von den 
Kantonen ohne weitere Einfrage und Begwältigung ausgemünzt werden können. 

10) Bei jeder erkennten Ausmünzung von fleinen Sorten und Scheidemünzen wird auch zugleid) 
das Berhältnig diefer Münzen unter einander bejtimmt, und das ganze Quantum nad) demjenigen 
Verhältniß auf die Kantone beftimmt vertheilt, nach welchem ſie laut Art. 2 der Bundesverfaffung ihre 
bundesgenöſſiſchen Geldbeiträge zu bezahlen haben. 

11, Die Stantone werben jeweilen auf der Tagſazung durch ihre Geſandtſchaften Bericht erjtatten: 
ob, wie viel und was für Münze fie von jenem becretirien Quantum fir ihren Kanton haben aus- 
prägen laſſen, oder noch nächſtens ausprägen zu laſſen gebenten. 

12) Die Goldmünzen find feinem unveränderlichen Münzfuß unterworfen; indeffen wird für 
einmal verordnet, daß diejenigen Kantone, welche Goldmünzen ausprägen laſſen wollen, den Grundſaz 
befolgen jollen, daß ihre Goldftüfe für jeden Franken Werth acht ein Fünſtel Gran fein Gold enthalten. 

13) Das Gepräge aller jchmeizeriichen Gold: und Silbermünzen vom Frankenſtük an und auf— 
wärts ſoll anf der einen Seite das Siegel der ſchweizeriſchen Eidgenofjenichaft, und auf der andern 
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Seite das Wappen desjenigen Kantons enthalten, der die Münze prägen läßt; zugleidy ſoll die Jahres- 
zahl beigefügt werden. — Auf den Goldmünzen muß noch auf eben dieſer Rükſeite der Gehalt an 
feinem Gold angegeben werden; unter dem Ausdruke Gehalt aber ift nicht das Schrot und Korn der 
Münze, fondern ihr Nominalwerth zu verftehen. 

Die Scheidemüngen find bloß mit dem Wappen bes betreffenden Kantons nebſt der Jahreszahl, 
um die neuen Conventionsmünzen von den alten zu unterſcheiden, bezeichnet und enthalten auf der 
entgegengejezten Seite die Anzeige ihres nominalen Werths. 

14) Alle Kantone gemährleiften jich gegenfeitig den gejezlichen Umlauf aller auf dem vorgejchriebenen 
Fuße von einem Kanton auszuprägenden Münzen. i 

15) Sollte hingegen ein Kanton feine Münzen geringhaltiger ansprägen als vorgejchrieben tft, 
jo verfällt er nicht nur in eine von dem im 11. Art. der Bundesacte aufgejtellten Gerichtshof aus: 
zufprechende Geldbuße, fondern es ftehen dann auch alle übrigen Kantone im der Befugniß, eine ſolche 
Münze in ihrem Umfreife zu verrufen, ſowie ihm ſelbſt die Pflicht obliegt, diejelbe einzumechjeln und 
außer Eurs zu fezen. 

Wenn faljche Münzen mit dem Wappen irgend eines Kantons im Umlauf bemerkt würden, joll 
der betreffende Kanton es den andern aljogleich anzeigen. 

16) Jedem Kanton fteht frei, feine Münze bei fich jelbft oder in der Münzitatt eines andern 
eidgenöjfischen Kantons auszuprägen; er ift aber verpflichtet, die Garantie für dem innern Werth diejer 
unter feinem Wappen auszuprägenden Münzen über jich zu nehmen. 

17) Für die Ausmünzung der Scheidemünzen vom Franfen abwärts wird folgendes Verhältniß 
der auszuprägenden Sorten feitgefezt: °/,, in Fünfbazenjtüten, °/,, in Bazenftüfen, */, in Halb— 
bazenftüten. 

Diejes Verhältniß ift auch von demjenigen Kantonen, die kraft des obigen 8. Art. in andern Ab— 
theilungen Minze ausprägen laſſen, zu befolgen. 

Es ſolle jeder Kanton gehalten jein, die ihm zur Ausmünzung von Scheidemünzen bewilligte 
Summe in der Proportion der drei der Bafis des anszuprägenden Quantums am nächſten jtehenden 
Sorten auszumünzen, und folle jeder Kanton beſtimmt gehalten fein, zu feiner neuen Münzausprägung 
jchreiten zu dürfen, bis er die erjte bewilligte Musmünzung in der vorgefchriebenen Proportion erfüllt 
haben wird. 

18) Ehe zur Bejtimmung der Totalſumme, weldye für die Ausmünzung von Scheidemünzen 
jür die von einer Tagjazung zur andern laufenden Jahresfriſt bejtimmt wird, gejchritten werben kann, 
jollen jämmtlihe Kantone der Tagjazung den Bericht vorlegen, wie viel fie in dem abgewichenen Jahr 
wirklich geichlagen haben, damit alsdann die erforderlichen Beftimmungen für die nen angehende Jahres- 
frift deſto verhältnigmäßiger getroffen werden können, und damit die Tagfazung in den Fall gejezt 
werde zu beurtheilen, ob für die beginnende Jahresfrift ein neues Quantum anzunchmen, oder aber es 
bei Erfüllung des vorjährigen zu belafjen fein dürfte. 

19) Um ſämmtliche Drünzftätten zu deito genanerer Beobachtung des den auszuprägenden Münzen 
zu gebenden Schrots und Korns zu verpflichten, follen jämmtliche Kantone gehalten fein, bei jedesmaliger 
Ausmünzung von fleinern oder größern Geldjorten den Landammann der Schweiz davon zu benad)- 
richtigen, welcher alsdann die Münzen durch SKunftverftändige prüfen laſſen wird, und falls einige 
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Unrichtigkeit befunden würde, ihm obliegen jolle, die Emiſſion vorläufig zu hemmen und darüber ber 
Tagfazung Bericht zu eritatten. 

20) Da im Laufe des verflofjenen Jahrs, mit Ausnahme eines von Bern auf den alten Fuß 
ausgeprägten Quantums, bloß für den Werth von 8585 Fr. SB. 5 Rp. Scheidemünze in der Eid» 
genofjenschaft geichlagen worden ift, und unter diefer Summe für 1983 Fr. Mappen begriffen find, 
welche in Lucerm ausgeprägt wurden, aber lediglich im Innern diefes Kantons curfiren, foll zwar dieſe 
Summe bei der diesjährigen Ausmünzungsbeftimmung nicht in Anſchlag gebracht werden; indeſſen 
erwartet die Tagſazung bejtimmt, daß von nun an a in der Schweiz andere als conventions: 
mäßige Münze geichlagen werde. 

21) Die von jezt am bis zur fünjtigen Tagjazung von jämmtlichen Kantonen auszuprägende 
Scheidemünze wird nach Anleitung des vorjährigen Tagſazungsbeſchluſſes auf die Summe von 245,252 Fr. 


feftgejezt. Nach dieſer Teztern Beſtimmung hätten demnach die verfchiedenen Kantone mediationsmäßig 

das Recht, für nachfolgende Summen in dem oben beftimmten dreifachen Verhältniß zu münzen: 
Bern 45,846 Solothurn 9,048 
Uri 592 Baſel 10,224 
Schwyz 1,506 Schaffhauſen 4,662 
Unterwalden 952 Appenzell 4,864 
Lucern 13,008 St. Gallen 19,770 
Zürich 38,576 Graubünden 6,000 
Glarus h 2,410 Aargau 26,106 
Zug R 8 i ; 1,248 Thurgan . 12,526 
Freiburg . 9,294 Teſſin 9,081 

Waadt 29,636 


IN. Ebenſo hat die Tagſazung am 25. Juni die leztjährigen Winjche in Betreff des Umlaufes 
ber fremden Münzen ꝛc. neuerdings in den Abſchied niedergelegt. 

X. Am 6. Juni 1805 tft eine Commiſſion mit dem Auftrage niedergeiezt worden, genau zu unter: 
ſuchen, was die Tagiazung in Rükficht auf das Münzweſen zu verfügen competent jei, und den Entwurf 
eines daherigen Beſchluſſes, dem alle Kantone nadyzuleben gehalten würden, vorzulegen; ferner nochmals 
und gründlich zu unterfuchen, was für Verwahrungsanitalten durch den gegemmärtigen bebentlichen 
Zujtand der Münzen in der Schweiz und zur Verhütung größern fünftigen Schadens erfordert werden, 
und hierüber die Grundlagen einer Übereinkunft vorzufchlagen, welche zur allgemeinen Genehmigung 
durch den Abſchied nachdrüflicd empfohlen würde; endlich auch darauf Bedacht zu nehmen, wie allenfalls 
die einer ſolchen Übereinkunft beiſtimmenden Kantone den Schaden, der ihnen durch den Nichtbeitritt der 
andern bevorftcht, abwenden könnten. 

XI. Am 10. Juli 1805 ergab die Eröffnung der Juftructionen über die im jahre 1804 unter 
Ratincationsvorbehalt angenommene Übereinkunft für Regulirung des Münzweſens, daß diejelbe durch 
die Mehrheit der Kantone unbedingt ratiftcirt worden ift, während eine nur bedingt beitretende Minder: 
beit (Schwnz, Lucern, Bern, Thurgau, St. Gallen, Aargau, Waadt) über ihre mehr 
oder weniger abweichende Stellung ausführliche Voten zu Prototoll gegeben hat. 
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XxXxvII 


XXVI 


1805, XXxVII 


18086, XLI 
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XU. Am 17. Juli 1805 hat die niedergefezte Commiffion über den Gegenstand ihres Auftrages 
Bericht erjtattet, und es hat im Folge deſſen die Tagjazung folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

1) Nachdem die im Jahre 1804 unter Ratificationsvorbehalt angenommene Übereinkunft, betreffend 
das Münzweſen im Allgemeinen, durch vierzehn Standesftimmen unbedingt, durch fieben aber unter 
einigen abweichenden Bedingungen, angenommen worden ift, joll die erwähnte Übereinkunft als Grund» 
lage des ſchweizeriſchen Münzwejens betrachtet werden. Der Landammann der Schweiz wurde ange: 
wiejen, die noch difjentirenden Stände zur Annahme diefer Übereinkunft einzuladen und darüber zu 
wachen, daß nichts vorgehe, was dem aufgejtellten eidgenöffischen Münzfuße zumwiderlaufe. — Mit dem 
vorjtehenden Beſchluß jtunden im Widerjprucd die Stände Lucern, Bern, Aargau und Waadt. 

2) Ebenjo wurden die im Jahre 1804 als Nachtrag zu der vorerwähnten Übereintunjt von der 
Zagjazung in den Abſchied niedergelegten Wünſche, betreffend das Münzweien, in einer etwas verbefjerten 
Faſſung den Kantonen dringend zur Beachtung empfohlen. 

3) Sodann wurde die Ausübung des den Kantonen zujtehenden Rechtes, Münze zu prägen, bis 
zu Eröffnung der ordentlichen Tagſazung des Jahres 1806 näher dadurch regulirt, daß für einen jeden 
der Betrag, für welchen derſelbe überhaupt ausmünzen darf, und das Verhältniß der verichiedenen 
auszuprägenden Eilber- und Kupferforten fejtgeitellt worden ift. 

4) Endlich) wurde beichlojjen, es haben alle Kantone die von ihnen ausgehenden Münzmandate 
und »Berbote jowohl dem Landammann der Schweiz, als ſämmtlichen Kantonen mitzutheilen, und, 
wenn fie das Erjcheinen nachtheiliger Münzſorten bemerken, die Aufmerkſamkeit der Kantone zu erweken. 

5) Zulezt hat die Tagſazung dem Stand Lucern die nachgeſuchte Bewilligung, Rappen aus 
Kupfer auszuprägen, nicht erteilt. 

XI. Am 18. Juni 1806 fand eine Verhandlung ftatt über die im jahre 1804 unter Ratifi- 
cationsvorbehalt angenommene und am 10. Juli 1805 durch eine Mehrheit der Stände definitiv 
genehmigte Übereinkunft, betreffend das Münzweien, wobei ſich das gleiche Verhältniß wie leztes Jahr 
ergab, worauf dann der Stand Solothurn den Antrag gejtellt hat, es möchte das Münzweſen in 
der Schweiz wieder centralifirt werben. Hierauf wurde eine Commiffion mit dem Auftrage niedergejezt, 
die bejondern Gefinnungen und Wünſche der Kantone einzuziehen, die Artikel, über welche man einig 
it, auszubheben, die verfchiedenen Anfichten möglichjt zu vereinigen, und endlid zu Erzielung einer 
allgemein entjprechenden Münzverkommniß, unter weldyem Namen es aud) fein möge, ein zwekmäßiges 
Gutachten vorzulegen. 

XIV. Am 12. Juli hat die Commiffion berichtet, es ſei ihr wegen verjchiedener (näher bezeichneter) 
Scywierigkeiten nicht möglich, dem erhaltenen Auftrage zu entiprechen. In Folge deſſen ift auf ben 
Antrag derjelben der Landammann der Schweiz angewiejen worden, eine Commiſſion von Sady- 
verjtändigen zu verfammeln, welche unter Zuratheziehung der bisherigen Verhandlungen und unter 
Einholung der nöthigen Aufſchlüſſe bei den Kantonen die Angelegenheit des Münzweſens alfjeitig näber 
zu erörtern hätte und deren Vorſchläge als Jnftructionspuntt für die nächitjährige Tagſazung rechtzeitig 
den Kantonen mitzutheilen find; alles indejjen in dem Berjtande, daß der Beichluß über den jchweizeri- 
{hen Münzfuß vom Jahr 1805 in Kraft verbleibe, bis derjelbe durdy einen andern Beſchluß erſezt 
fein werde. 

XV. Am 19. Juni 1806 haben auf gemachte Aufforderung die Kantone nähern Ausweis geleijtet 
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über den Betrag der von ihmen nady dem 1803 angenommenen Münzfuß vorgenommenen Ausmünzung, 

woraus fich u. A. ergab, daf einige Kantone zwar felbjt nicht geprägt, dagegen aber ihr Betreffniß an 

andere Kantone abgetreten haben oder das ewentuell noch thun wollen. 1ros, KIA 
XVL Am 12. Juli 1506 Hat die Tagfazung, in Betätigung früherer Beichlüffe über die Aus: 

münzung, die Stände ermächtigt, die Hälfte des im Jahr 1804 ihnen gewährten jährliden Quantums 

in gehörigem Verhältniß auszumünzen. 106, KLI 
XVII In der Sizung vom 17. Juni 1807 hat die Tagjazung durd den Landammann der 

Schweiz vernommen, weldye Schritte er au Ausführung des leztjährigen Auftrages im Münzweſen 

gethan habe. Auf die von ihm am eine Anzahl Fachmänner erlaffene Aufforderung feien bis dahin 

nur drei Gutachten der Herren Jenner von Brunnadern in Bern, Finsler in Zürich und Heusler von 

Bajel eingegangen, die indefjen im ihrem gründlichen Inhalt alles das umfaffen, was zum Stoff einer 

auf theoretijche Grundſäze und auf die Bebürfniffe der Schweiz berechneten allgemeinen Münzverordnung 

gehört. Dieje Denkichriften find in der Tagjazung vorgelegt und verlejen worden. Indeſſen iſt, theils 

ans Mangel beftimmter Borjchläge, theils wegen Verſchiedenheit der Anficyten oder weil mehrere Ge— 

kndtichaften ohnehin nur ad referendum inftruirt waren, im die Behandlung des Gegenftandes nicht 

weiter eingetreten, jondern die jernere Bearbeitung des in den Denkſchriften enthaltenen Stoffes zutrauens: 

voll dem Landammann der Schweiz überlafien und im Übrigen das leztjährige Concluſum mit 20 

Stimmen beftätiget worden. Die neuen Vorſchläge, welche die drei Experten ansarbeiten werden, joll 

der Yandammann rechtzeitig genug den Kantonen zu vollftändiger und bejtimmter Inſtruction anf die 

nächte Tagjazung einjenden. tar, XXxXiX 
XVII. In der Sizung vom 8. Juli 1807 bat die Gefanbtichaft des Kantons Bern auf die 

Sefahr der Überhandnahme abgejchliffener und geringhaltiger fremder Münzen, befonders der berüch— 

tigten Günzburger Sechskreuzerſtüke die Aufmerkiamkeit der Tagjazung gelentt und Schugmaßregeln 

beantragt. Diefelben find durch den Abſchied den jämmtlichen Ständen zu näherer Überlegung und 

Veherzigung zugefertiget worden, mit dem Erjuchen, ihre Anfichten darüber entweder bejürderlichft dem 

Landammann der Schweiz mitzutheilen oder fie durch ihre Gejandtichaften der künftigen Tagſazung 

vorbringen zu laſſen. 1507, NAXIX 
XIX. Am 23. Juni 1808 ift das von der Münzerpertencommiffion (Finsler und Jenner; Henstler 

war inzwiſchen geitorben) ausgearbeitete Gutachten über die nothwendigen und zwefmäßigen Grundlagen 

des eidgenöffischen Münzſyſtems ad instruendum für die Tagfazung des Yahres 1809 genommen 

worden. 180%, XXII 
XX. Am 15. Juli 1808 bat die Tagjazung auf den Antrag einer am 23. vorigen Monats 

niedergeſezten Commiſſion diejenige Erpertencommiffion, welche das vorermähnte Gutachten ausgearbeitet 

hatte, eingeladen, audy einen Vorſchlag über die Annahme einer Idealmünze auszuarbeiten und demjelben 

den Entwurf eines Beichluffes oder Concordates beizufügen über die Annahme des Syſtems einer 

ſolchen Idealmünze. Zugleich follte eine Werthung ausländijcher Münzen verjucdht und fichernde 

Mafregeln hinsichtlich der Ausmünzung von Scheidemünze im Junern der Schweiz angetvagen werden. 

Alle dieſe Borfchläge wären den Kantonen ad instruendum für das Fahr 1809 mitzutheilen. — Ebenfo 

wurden die Kantone eingeladen, zu ihrer eigenen Inſormation die fünftigen VBerfammlungen der Münz— 

erpertencommiiiton duch Sachverſtändige zu beſchiken. 1006, XXL 


1508, XXI 


ja, XXVI 


sm, XXVI 


1910, KXXIV 
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XXI. Um 15. Juli 1808 haben die Kantone Uri, Schwyz, Umterwalden, Glarus, 
Graubünden, Thurgau und Appenzell-Innerrhoden vericiedene Eröffnungen gemadıt, 
betreffend die ihnen laut Tagſazungsbeſchluß vom 25. Juni 1804 zuftehende beſchränkte Befugniß, 
Münzen zu prägen; Glarus namentlich in Betreff der Ecdhillingprägungen, über welche Schwyz und 
Zug beiläufig die Bemerkung gemacht hatten, daß fie wahrjdeinlic nad dem eidg. Fuß zu gering: 
haltig jeien. 

XXI. In der Sizung vom 22. Juni 1809 wurde ber Tagfazung angezeigt, dab und warum 
(Militärdienst des einen der beiden Erperten, Finsler) die Vorfchläge der Miünzerpertencommiflion, 
betreffend die Aufflellung einer allgemeinen ideellen Münze, noch nicht hätten ausgearbeitet werden 


-fönnen. In Folge dejjen hat die Tagfazung die voriges Jahr dem Landammann und den Münz— 


commiffarien ertheilten Aufträge erneuert und im Übrigen den Gegenjtand der Behandlung der Stände 
und der künftigen Tagjazung überlaffen. Anläßlich bat Bern einige Anträge aus feiner Inſtruction 
zu Protofoll gegeben. 

XXI. Am 6. Juli 1809 hat der Stanton Aargau das Begehren in den Abſchied niedergelegt, 
es möchte durch die Tagjazung des Jahres 1810 entſchieden werden, ob einer Kantonsregierung die 
Befugniß zuftche, die Münzen des eigenen Kantons außer Curs oder herabzuſezen. 

XXIV. Am 12. Juni 1810 find die Vorſchläge der eidgenöſſiſchen Miünzcommiffion (Finsler, 
Jenner, Heer), ſowohl hinfichtlich einer wirklicyen als einer ibeellen Münze, in Berathung gezogen 
worden. Die erftatteten Berichte (Mbjchiebsbeilage H) wurden als eine vorzügliche Arbeit mit Dank 
abgenommen und die Fortſezung weiterer Verhandlungen über das fchweizeriiche Münzweſen beichlojien, 
der Vorſchlag auf Austellung einer -ideellen Münze aber abgelehnt umd dagegen eine Tagjazungs- 
commiſſion beauftragt, einen neuen Entwurf zu bearbeiten und bei diefer Arbeit won der Idee der Aus: 
prägung wirklicher Deünzen auszugeben (die Boten der Kantone enthält der Abſchied). 

XXV, Um 27. Juni 1810 hat die niedergefezte Tagſazungscommiſſion ihren Bericht (Mbichiede: 
beifage J) über das Münzweſen eritattet. Darauf geftüzt hat die Tagfazung folgende Beichlüffe gefaßt: 
1. (mit 20 Stimmen). Der im Jahr 1804 feitgejezte ſchweizeriſche Münzfuß, welcher als Grundlage des 
Münzſyſtems anerkaunt wird, joll auf dem Schweizerfranten beruhen, der 126 /,,, Gran feines Silber 
enthält. Demnach wird eine Mark feines Silber zu 36 Fr. 2 Bazen S°/,,, Rappen ausgemüngt, und 
ein Scweizerfranten kommt 1'/, franzöfiichem neuen Franken im Werth glei. 2. (mit 16 Stimmen). 
Die Tagfazung empfichlt den Ständen cine nochmalige Prüfung des Antrags der Münzcommiſſion 
über Anwendung des feſtgeſezten Münzfußes in Ausprägung eigener und Würdigung fremder Silber: 
jorten und Münzen. Sie hofft, daß die bis jezt noch nicht zujtimmenden Kantone bei einer reifen und 
umfafjenden Prüfung ihrer wahren ökonomischen Berhältniffe gegen ihre Miteidgenoſſen, gegen ihre 
fremden Nachbaren, bei einer vollitändigen Würdigung ihres eigenen bleibenden Vortheils und des 
Bedürfnifjes der gefammten Schweiz Berveggründe finden werden, um ſich an ein ſeſtes gemeinſchaft— 
liches Syſtem anzujchlichen. Sie empfiehlt denfelben auch in cameraliftifcher Beziehung das Bedürfniß 
und die Folgen eines fejten Benehmens im Meinzwefen zu würdigen, und erfucht die Stände, ihre 
Beitrittserflärung mit möglichiter Beförderung abzugeben. 3. (mit 13 Stimmen, unter Ratificationd: 
vorbehalt). Unterdejjen und bis zur Annahme des gefammten Antrags werden die Stände erfucht, in 
Würdigung bereits curfirender Geldjorten sich allmälig und ſoviel immer möglich dem fchmeizeriichen 





m 
a. 
— 
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Münzfuß zu nähern. Sole Geldjorten, welche noch nicht gewürdigt jind, aber von nun an in Curs 

fommen und gewerthet werden müſſen, jollen nur nad ihrem wahren Verhältnig zum Münzfuß ge: 

mürbiget werden. 4, Weber den Antrag: die Stände ſollen ſich in Ausprägung der Hleinern und gröbern 

Zilberjorten vom Fünfbazenſtük aufwärts gerade an den jchweizeriihen Münzfuß halten, war feine 

Mehrheit erhältlich. 5. (mit 13 Stimmen). Die Stände werden bei Berathung des Beichlufjesantrags 

entiheiden, ob fie, gemäß dem Gutachten der Miüngcommiffäre, die Ansmünzung der Scheidemüngzen 

für eine Probezeit von etlichen Jahren dem Landammann der Schweiz übertragen wollen; die Tag: 

jazımg betrachtet eine ſolche Maßnahme für allgemein jichernd und dem Intereſſe der Eidgenofjenichaft 

höchſt zuträglich, und empfiehlt auch diefen Antrag zu befürderlicher Annahme. 6, (mit 22 Stimmen). 

Die Stände find erjucht, dem Landammann der Schweiz das Verzeichnii der Scheidemünzen einzugeben, 

die fie haben ausprägen laffen, damit deren Verhältniß zu den bewilligten Ausprägungen erdanert 

werden fünne. 7. (15 Stimmen). Unterdefjen und bis zum Entjcheid der Hauptiache ſoll von der 

Tagſazung feine neue Ausmünzungsbewilligung ertheilt werben. 
Anläßlich bat jih Glarus in der Sizung vom 10, Juli, mit Rükſicht auf leztjährige Zweifel, 

durch einen Expertenbefund bes Herrn Finsler über den Vollgehalt feiner Scheidemünzprägungen aus- 

gewiejen. 181%, XXXIV 
XXVI. Am 17. Juni 1811 bat die Tagfazung den im Jahr 1804 feitgejezten ſchweizeriſchen 

Münzfuß nad der leztiährigen Berichtigung einmütbig beftätigt und (mit 14 Stinmen) feſtgeſezt, dab 

die fremden Münzjorten nad ihrem wahren Verhältnifje zu dem eidgenöſſiſchen Münzfuße gewertbet 

werden jollen. Anläglih bat Berm verjchievene Specialanträge in Bezug auf das Münzweſen geftellt, 

die im Abſchied zu finden find. 181%, xvin 
XXVU. GEbenfalld am 17. Juni hat die Tagfazung von der Überficht aller jeit dem Jahr 1803 

in der Schweiz ftattgefundenen Ausmünzungen Kenntniß genommen. (Das genaue Berzeihniß, wonach 

das Total aller Prägungen 2,170,472 Franten 9 Bazen '/, Rappen beträgt, enthält nach ben Kantonen 

zujammengeftellt der Abſchied). st. KV 
XXVIII. Um 18. Juni 1811 wurde in Folge mehrfeitig vorgebrachter bezügliher Beichwerden 

auf Antrag Lucerns den Kantonen unterjagt, ihre eigenen Münzjorten berabzuwerthen oder außer Eurs 

zu jezen, ohne den andern Kantonen eine jolhe Mafregel im Voraus mitgetheilt zu haben. Zugleich 

find die Brabanter- umd bayerischen Thaler für Zahlungen an die Gentralcaffe auf 39 Bazen gewerthet 

worden. ieii. KV 
XXIX. Am 18. Juni 1812 hat die Tagjazung die am 18. Yuni v. %. ad referendum genom- 

menen Beichlüffe, betreffend die Entwerthung eigener Münzen und die Werthung der Brabanter-, bayeri« 

ihen und württembergifchen Thaler bei Zahlungen an die Gentralcafje genehmigt. 1812, XXXVI 
XXX. Ebenfalls am 18. Juni ift der Antrag, den Solothurn in feinem eigenen und berjenigen 

Kantone Namen, die ſich über ein umfaſſendes Concordat in Münzfachen *) berathen haben, nämlich 

Uri, Unterwalden, Lucern, Bern, Freiburg, Solothurn, Bajel und Waadt, am die Tagſazung gebracht 

bat, „daß ſämmtliche von der helvetiichen Regierung in Umlauf gejezten Scyeidemünzen unverzüglich 


*) Dasjelbe datirt aus Solothurn vom 21. Ianuar 1812 und findet Aid, in originaler Ausferligung in Bd. 523 Fol. 
1M—114 des eidg. Mediationsarchivs. 


ısi2, XXXTI 


1812, XXXII 
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von den löblihen Ständen der Eidgenoſſenſchaft nad einem zu bejtimmenden Verhältniß zurüfgezogen 
werben,“ in Behandlung gelommen. Da aber die meijten Gejandtichaften ohne Inſtruction waren, jo 
mußte der Gegenftand auf die fünftige Tagfazung verfchoben werben. 

XXXI. In der nämlichen Sizung des 18. Juni hat Lucern verſchiedene Vorftellungen in Sadıen 
des Münzweſens eröffnet, nämlich 1. dab ein einziges Münzſyſtem, welches ſich von den groben Silber- 
jorten hinab zu den kleinſten Scheidemünzen erjtrefe, allein geeignet wäre, allen traurigen Folgen im 
Münzwefen vorzubeugen. 2. Dem angenommenen Münzfuß zufolge jollen alle Gold» und Silberjorten 
des Auslandes gewürdiget und den Scheidemüngzen der gleiche Nennwerth garantirt werden, — In 
diejen beiden Richtungen machte es darauf aufmerkſam, wie troz des mebdiationsmäßig aufgeftellten 
Miünzfußes, nach welchem 1 Schweizerfranken 1'/, franzöfiichem Franken gleich fei, die bejjern fran- 
zöſiſchen Silberforten weniger gelten als bie deutjchen und durch dieſe verdrängt werben. Wie ferner 
alfe Kantone ihren Scheidemünzen, die wenig innerlichen Werth haben und uur als Affignaten der 
betreffenden Kantone ericheinen, den Neunmwerth des aufgeftellten Schweizerfvanten beilegen, es aber 
einigen Kantone beliebe, fie im Verkehr mweit unter dem angegebenen Franken gegen fremde Silberforten 
auszutaufhen, wodurch geſchehe, daß ſolche Scheidemüngzen, die im eigenen Lande verläugnet werden, 
in andere, dem angenommenen Syſtem getreu gebliebene Kantone eindringen, woraus dieſen große Nach— 
theile oder bie Nöthigung erwachſe, ihrerjeits ein Gleiches zu thun. Wenn im biefen Dingen keine 
allgemeine Abhilfe geichaffen werde, jo jei wenigftens zu wünſchen, daß eine größere Anzahl Kantone 
dem biejes Jahr in Solothurn abgeſchloſſenen Eoncordat beitreten, oder daß zum minbejten aus bem- 
jelben einzelne Punkte, die das Übermaf der Scheidemünzen durch allieitig freien Curs derjelben und 
die Unterlaffung neuer Ausprägungen verhindern, angenommen werden. — Dierauf hat die Tagfazung, 
nachdem Bern auftragsgemäß über die Minzangelegenbeit jeine Inſtruction zu Protokoll gegeben hatte, 
die Eröffnungen Lucerns und die Grundſäze des angerufenen Eoncordats den Kantonen felbit zu reif 
licher Erdauerung und angemejjener Würdigung empfohlen. 

Anläßlich erklärte Zug zu Protokoll, daß fein Stand dem eidgenöſſiſch feſtgeſezten Münzfuß für 
das Frankenſtük die Ratification jeinerjeits ertheilt habe. 

XXXII. Das Ausſchreibungscircular für die Tagjazung des Jahres 1813 hatte in Sachen des 
Münzweſens lediglich die Frage über den Rükzug der helvetifchen Scheidemünzen aus dem Verfehr, wie 
fie leztes Jahr von Solothurn eingebracht worden war, ad instruendum empfohlen. Bei der Behand: 
lung des Gegenitandes in ber Sizung vom 14. Juli zeigte es ſich, daß gegenwärtig, wo einige weit- 
lihe Kantone ein Münzſyſtem, welches ſich dem franzöfiichen in den Dauptbejtimmungen nähert, unter 
ſich einzuleiten fuchen, und ein anderes Spiten der öftlichen Kantone, gegründet auf genauere An- 
ihliegung au Deutſchland wirklich abgeichloffen und in Anwendung gejejt worden ift*), neue Verjuche 
zu Aufſtellung eines allgemeinen eidg. Münzſyſtems von geringem Erfolg wären. Die ganze Frage 
des Münzweſens in feiner Totalität wurde daher nicht weiter in Behandlung gezogen, und es haben 
lebiglid mehrere Kantone, jo befonders St. Gallen und Bern ihren Standpunkt in der Sache nochmals 
dargelegt. Die Fragen, die einzig zur Abſtimmung gebracht worden find, ergaben folgendes Nefultat: 
1) Die Nüfziehung der helvetiichen Scheidemünzen wurde mit 14 Stimmen abgelehnt. 2) Betreffs der 


*) Das fragliche Goncordat war in Frauenfeld am 28. December 1812 abgeichloiien worben. 
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Stilfftellung jeder Ausprägmg von Scheidemünzen für eine zu beitimmende Anzahl von Jahren ftimmten 

4 Stände umbebingt, 1 unter Hatificationsvorbehalt, 9 wollten den Gegenjtand ad referendum nehmen 

und 5 vermwarjen ihn. 3) Die Aufforderung an die Stände, welche in Quantität und Verhältnig über 

den in den Abjchieden von 1804 und 1807 beftimmmten Maßſtab Scheidemünze gefchlagen haben, bic- 

jelben nach eben dieiem Maßſtab zurüfzuziehen, bilfigten 2 Stände, die Mehrheit mit 17 Stimmen lieh 

den Antrag ad referendum in den Abjchied fallen; 3 Stände erflärten ſich fürmlich dagegen. Isis, xxxiv 
XXX. Am 15. Juli 1813 wurde der Antrag des Kantons Unterwalden ad instruendum 

genommen, daß künftig bei Zahlungen nicht mehr als 5%, der zu bezahlenden Summe in Scheidemünze 

angenommen werben müſſe. 1818, XXKIV 4 


D. Salzregal, 


I. Am 9. Juli 1803 hat die Tagſazung grundfäzlidy fejtgeftellt, es könne feine allgemeine Salz. 

verwaltung in der Schweiz ftattfinden, vielmehr trete eine jede Kantonsregierung in das früher geübte 

Hecht wieder ein, das nöthige Salz nad Gutfinden anzufchaffen und ihren Angehörigen um den von 

ibr jelbft fejtzufezenden Preis, ausſchließlich nur für eigene Rechnung, zu verabfolgen. Zugleich wurde 

eine Commiſſion niedergejezt, um die Angelegenheit des Salzregals in allen Theilen, befonders in Rük— 

ficht auf die mit Frankreich beftehenden Tractate und das geſammte eidg. Intereſſe hinfichtlich der vor: 

handenen Salzvorräthe und deren Liquidation näher zu berathen. 1908, xxviii 
1. Es hat diefe Commifjion, welcher der Director der bisherigen Eentralialzverwaltung (Herr 

Bieland von Bajel) beigewohnt, am 13. Augujt 1803 einen erſten Bericht erftattet, deſſen Berathung 

bis zum 16. des Monats behufs näherer Einfichtnahme durd die Sefandtichaften verjchoben wurde. 108, KK VII 
IH. Am 16. Auguft ift dann auf den Antrag der Commiſſion die Aufhebung der allgemeinen 

Salzverwaltung durch einen befondern Beſchluß näher beitimmt worden, in welchem der Termin zu 

Scliefung der allgemeinen Salzverwaltung und Aufhören des Salzverfaufs durch deren Agenten auf 

1. Oktober feſtgeſezt wurde. 1000, xxvin 
IV. Am 17. Auguft hat die Tagjazung auf den Bericht der gleichen Commiſſion durch einen 

zweiten Beichluß die Grundſäze der Liquidation der allgemeinen Salzverwaltung feftgeiezt, und zwar 

im Widerſpruch mit dem Kanton St. Gallen und ohne Theilnahme des Kantons Waadt. va, KXVIH 
V. Am 20. Auguſt ift auf den Antrag der nämlichen Commiſſion ein dritter Beſchluß gefaßt 

worden, betreffend einerſeits die Verhältnifie zur franzöfischen Salzregie und anderjeits die Vertheilung 

der vorhandenen Salzvorräthe (in mehr oder minderm Widerſpruch mit den Ständen Zürich, Schwyz 

und Waadt.) z 100, xxviii 
VI. Ebenjalls auf den Antrag diefer Commiffion hat die Tagjazung am I. September beichloifen, 

daß es nicht der Fall jei, über das von der für Liquidation der Schuld der helvetiſchen Republik auf- 

gejtellten Commiffion behauptete Mecht, über die verjchiedenen Kantonen zufallenden Antheile an Salz 

zufverfügen, einen maßgebenden Beſchluß zu faſſen, jondern daß der Liquidator des Salzfonds an- 

zuweiſen jei, feiner Zeit jener Liquidationscommiſſion ein Verzeichniß des einem jeben Kanton zufallenden 

Antheils an Salz mitzutbeilen. Is, KEVIN 
VI. Auf eine am 13. Auguft 1503 von Stand Appenzell gegen den Stand St. Gallen 

erhobene Beſchwerde wegen Sequeftration eines Quantums (150 Fab) Salzes in Rorſchach, das dem 

RZ 
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Stand Appenzell A. Rh. angehört, hat die Tagſazung den gelegten Sequeſter unter der. Bedingung 

aufgehoben, da Appenzell jich verpflichte, von diefem Salz vor dem für die Aufhebung der allgemeinen 

Salzverwaltung beitimmten Tag keinen Gebraudy zu machen und daß es ſich gleich allen andern 

Kantonen denjenigen Verfügungen unterziehe, die in Hinficht der Liquidation des allgemeinen Salzjonds 
108, xxvim getroffen werben. 

VII. Am 2. September 1803 ijt die Tagjazung in das Anſuchen der Herren Clais und Comp. 
in Winterthur, diejelben denjenigen Kantonen, melde deutſches Salz bedürfen, zu empfehlen, nicht ein: 

or, Lxxvı getreten, jondern hat die Bittjteller an die Kantone jelbjt verwieſen. 

IX. Am 11. Juni 1804 wurde eine bejondere Commiſſion beauftragt, jowohl die Rechnungen 
der ehemaligen Centraljalzvermwaltung zu prüfen, als über die endlide Liquidation des allgemeinen 

104, KRV Salzfonds Vorſchläge einzugeben. 

X. Auf den (im Abſchied enthaltenen) Bericht dieſer Commiſſion hat die Tagſazung am 3. Juli 
von den Kejultaten der Rechnungen über die Gentralverwaltung des Salzjonds Kennmiß genommen 
und die Generalrechnung diejer Verwaltung (bis zum 30. September 1803) genehmigt. (Laut biejer 
Rechnung ergibt fich, daß die helvetiiche Salzregie während ihrer Dauer mit einem Gejammtverluft von 
Fr. 241,316 gearbeitet hatte, und daß damals der jährliche Salzbedarf ca. 265,000 Gentner für die ganze 
Schweiz betrug.) Zugleich iſt die Tagjazung aud im weitere Erörterungen über die Vornahme ber 

104, XXV definitiven Liquidation eingetreten. 

XI. Am 28, Juli 1804 hat die Tagjazung auf den Antrag ihrer Commiſſion die Grundlagen 
der Liquidation des allgemeinen Salzfondes feſtgeſezt, ſowohl im Willgemeinen als in Hinſicht auf 
einzelne Reclamationen der Kantone Schwyz, Züridh, Bern, Glarus, Solothurn, Bajel, 
und zugleidy die Defung der Koften der vorzunehmenden Liquidationsarbeiten und die Entſchädigung 

iso, xxv des Herrn Wieland als Saljverwalter für 2 Jahre geordnet. 

XI. Am 9, Juli 1805 wurde eine beſondere Commijfion mit Prüfung der lezten Rechnung über 

oo, xxyıı die Liquidation der allgemeinen Salzverwaltung niedergejest. 

XII. Nachdem jobann auf den Antrag diefer Commiſſion am 16. Juli mehrere Einwendungen gegen 
die Operation der Liquidation theils befeitigt, theils mehr oder weniger berüffichtigt worden find, hat die 
Zagjazung die Verhandlungen der Liquidation anerfannt und qutgeheigen und die Vertheilung des ſich 

so, xxvu erzeigenden Activſaldo's (Fr. 42,192 3 Bazen 3°/, Rappen) unter die betheiligten Kantone beſchloſſen. 

XIV. Am 14. Juli 1806 erhielt die Tagjazung Kenntniß von der Schlußrechnung der Salzjond- 
liquidation unb von der Vertheilung des Activſaldo's unter bie betheiligten Kantone. Es wurde be: 
ſchloſſen, daß eine in dubiofen Guthaben bejtehende Reſtanz von, 2166 Franken nicht mehr unter Die 

oe, xxx Kantone vertheilt, jondern nach deren Einzug in die Gentralcajie niedergelegt werden joll. 


E. Pulververwaltung. 


1. Am 9. (uicht 13., wie der Abſchied irrig jagt) Auguft 1803 hat die Tagfazung den Grundfaz 
ausgejprodyen: vom 4. Juli 1803 an gerechnet, gehöre das Bulverregal den einzelnen Kantonen; zu 
10, xxın näherer Auseinanderjezung der biesjälligen Verhältnifje wurde eine Commiſſion niedergejezt. 
11. Auf den Antrag diefer Commiſſion hat die Tagjazung am 9. September in einem bejondern 
Beſchluß die Grundiäze und Modalitäten der Liquidation der allgemeinen Pulververwaltung aufgeftellt 
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end den Enbdtermin, mit weldyen die allgemeine Gentralpulververwaltung aufhören ſoll, auf 1. October 

kitgefezt. Mit der Liquidation der Vortäthe und der gefammten Rechnungsverhältniſſe ift der Pulver: 

wiwalter Herbort betraut worden. 1808, XxxIXx 
II. Am 9. September 1804 hat die Tagſazung auf den Bericht der Commiſſion, welche zu Brüfung 

vr Rechnung über die Liquidation der Pulververwaltung niedergejezt worden war, verſchiedene bean— 

handete Verhältniſſe endgültig erledigt und dem Liquidator ald Provifion "/,%/, des Werthes des 

cectiv an die Kantone abgelieferten Bulvers zugeſprochen. 1804, XXXVI 
IV. ber eine Reclamation Solothurns gegen den Beſchluß, dab das Pulver, welches |. 3. in 

Pıtronen an die Central-Maſſe abgeliefert worden ift, nicht als Forderung an die Pulververwaltung 

uzulafjen ſei, it die Tagjazung am 10. September nicht eingetreten. 10, XXxXxvi 
V. Am 22. Juni 1805 ift auf den Antrag der Gefandtichaft des Standes Waadt der Yand- 

ammann der Schweiz eingeladen worden, dafür zu forgen, daß die Liquidation der Gentralpulver: 


verwaltung foviel möglich bejchleunigt werde. 10, KXIV 
VL Am 13. Juni 1806 wurde die Schlußrechnung der Liquidation der Eentralpulververwaltung, 
geitellt auf den 31. December 1805, vorgelegt und an eine Commiſſion zur Prüfung gewieſen. 1°0H, KAKIIE 


VI. Am 2. Juli jodann ift auf den Antrag der Commiſſion diefe Rechnung, aus weldyer hervor: 
zug, daß den Ständen 57 ',,%/, der feiner Zeit an die Eentralverwaltung gemachten Einſchüſſe vergütet 
worden find, definitiv genchmigt und der Landammann der Schweiz angemwiefen worden, ben vor: 
bandenen Activfaldo in die Gentralcafje niedergulegen, nachdem der mit der Liquidation der Pulver— 
verwaltung beauftragte Oberftlientenant Herbort, von Bern, angemeſſen bonorirt jein werde, 18m, KIT 


F. Stempelverwaltung. 


I. Unter'm 9. Auguſt 1803 bat die Tagſazung den Grundſaz ausgeiprocden, es follen bie Ver» 
fügungen über das Stempelweſen künftig den Kantonen überlafjen jein. 1a. XXX 
I. Am 9. September 1803 find die Grundlagen, nad weldyen das Eentralftempelwejen aufgehoben 
und durch den bisherigen Stempelvermalter Nägeli liquidirt werden joll, in einem bejondern Beſchluß 
näher jeitgefegt worden. (Ein Theil der Gelder der helvetiichen Eentralftempelverwaltung wurde für die 
Bebürfniffe der eidgenöſſiſchen Centralcaſſe verwendet.) 1008, XXX 
I. Die Rechnung über die Liquidation der Gentralftempelverwaltung wurde durch die hefvetifche 
Yiauidattonscommihfton genehmigt, welche dann den Activfaldo diefer Liquidation übernommen umd unter 
die Rantone vertheilt hat. — Auf den Antrag der durch die Tagfazung zu Prüfung der Ztempel- 
rechnung niebergejezten Commiſſion it am 11. Juli 1804 von diejer Verhandlung Vormerk genommen 
und die Rechnung zu näherer Einfidyt auf den Kanzleitiſch gelegt worden. 1808, 


RXXVU 


6. Bergwerksverwaltung. 


Über die Liquidation der Bergwerfsverwaltung der belvetiichen Republif fanden in der Tagſazung 
feine beiondern Verhandlungen ſtatt. Dagegen hat die Commiſſion für Liquidation des Vermögens der 
belvetiihen Republik über den Activjaldo der Bergwerksverwaltung durch ihren Endbeſchluß verfügt. 


mn, XLV 


1803, XILV 
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88 114115. Zollweſen. 


$ 114. Zollweſen im Allgemeinen. 


A. Durch den Artifel 5 der Bundesverfafjung war vorgejchrieben, dah im Innern der Schweiz 
feine örtlichen oder allgemeinen Eingangs», Durchpaß- oder Zollgebühren eingeführt werden, die äußern 
Grenzzölle aber den an das Ausland angrenzenden Kantonen angehören jollen, und nad Artilel 6 der 
Verfaſſung behielten die Kantone die für Ausbejjerung der Wege, Heerſtraßen und Flußufer bejtimmten 
Zölle; in beiden Fällen bedurften die Tarife der Genehmigung der Tagjazung. 

B. Am 15. September 1803 hat eine am 14. Juli niebergejezte Commiſſion einen umftändlichen 
Bericht über das jchweizerische Zollweſen vorgelegt. Derjelbe enthielt verfchiedene aus den vorerwähnten 
Beitimmungen der Bunbesverfaffung abgeleitete allgemeine Grundſäze, dahin gehend, daß ſowohl die 
dermalen in den an das Ausland anftohenden Stantonen beftehenden äußern Grenzzölle, als die ın den 
verjchiedenen Kantonen dermalen bejtehenden innern Zölle im Allgemeinen, unter Vorbehalt der Ge- 
nehmigung der einzelnen Tarife von Seite der Tagſazung durd die Bundesverfafjung gewährleiſtet 
feien, infofern feine begründeten Beſchwerden dagegen erhoben und der Ertrag derfelben zu den be: 
jtimmten Zwelen verwendet werde; daß ferner die Kantone an die Tagiazung das Begehren jowobl um 
Bewilligung neuer Grenzzölle als um Erhöhung und Modification der bejtehenden innern Zölle jtellen 
können, ſowie dab jämmtliche Zolltarife und die auf diejelben bezüglichen Vorſchläge gefammelt werden 
jollen, — Die Tagfazung hat den von der Commiſſion vorgeichlagenen Grundſäzen ihre Genehmigung 
ertheilt und biefelben den Kantonen zur Richtſchnur ihres Benehmens empfohlen. 

C. Die gleiche Commiſſion erjtattete am 15. und 16. September über die Zollberechtigung der einzelnen 
Kantone einen umfafjenden Bericht. Auf deren Antrag hat die Tagjazung die aus dem Zeiten der alten 
Eidgenofienichaft herrührenden und bis anhin in Kraft gebliebenen Tarife, Zoll, Geleits-, Brüfen- und 
Weggeldberehhtigungen noch für ein Jahr beitätigt und dabei verfügt, daß die in diefen Tarifen feſt— 
geſezten Gebühren von den berechtigten Regierungen oder Corporationen nady alter Übung bezogen 
werben können; hinwieder follen die Kantone die bei ihnen in Kraft beftehenden Zolleinrichtungen im 
Lauf des Jahres forgfältig prüfen, und alle in denfelben vorfommenden, dem Geijte der Bundes: 
verfaſſung widerjtrebenden Unterjcheidungen zwiſchen Schweizern und Kantonsbürgern, ſowie alle Bor: 
züge und Ausnahmen ausgleichen und jomit jene Zolleinrichtungen dem Geift der Bundesverfaſſung 
möglichit anpafjen. Die auf ſolche Weiſe modificirten Zolltarife jollen dann der nächjtjäbrigen Tagſazung zur 
Genehmigung vorgelegt und imzwijchen eine jede Nenerung im Zollweſen vermieden werden, bis der einjt- 
weilen beibehaltene Status quo definitiven gejezlichen Zollverordnungen gewicdyen fein werbe. 

D. Am 15. Juni 1804 wurde nad einer vorläufigen Berathung die Angelegenheit des Zollmeiens 
an eine Commiſſion gewiejen, welche aber beim Abgang vollftändiger Acten feine von Anträgen anf Die 
Angelegenheit des Zollweſens im Allgemeinen begleitete Gutachten ausarbeiten fonnte, die zu Schluß— 
nahmen der Tagjazung geführt hätten. Die Commiffion in ihrer Berichterftattung am 19. und 20, Juli 
und mit derjelben die Mehrheit der Tagjazung hielten indejlen an den Grundſäzen feit, daß durch Die 
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, Bunbesverfajfung die wirklich beftehenden Gebühren im Innern ber Schweiz, welche für ben Unterhalt 


der Straßen bejtimmt find, nicht abgeichafft, und daß die den Grenzlantonen zujtehenden Grenzzölle 
nicht nur für die Ausfuhr aus der Schweiz, jondern auch für die Einfuhr von Lebensmitteln in bie 
Schtweiz geitattet jeien. In Folge deſſen find am 27. Juli alle im Jahr 1803 einftweilen genehmigten 
Tarife für ein Jahr wieder beftätigt worden. Die Voten der dijjentirenden Kantone Glarus, 
YAargan und Thurgau liegen im Abjchiede, 

E. Nachdem die Tagjazung am 7. Juni 1805 eine Commiſſion mit dem Auftrage niedergeſezt 
hatte, ein Gutachten einzugeben über die Art und Weile, wie das Zollgeihäft überhaupt einzuleiten und 
iernerbin zu bearbeiten fei, und ob von der Aufftellung allgemeiner Grundſäze die Rede jein könne und 
ſolle, hat fie den am 19. gl. Mts. erjtatteten Bericht derjelben, welcher die auseinandergehenden An: 
ſchauungen über den Gegenftand der Begutachtung und die Tragweite der Artitel 5 und 6 der Bunbes- 
verfafjung näher entwifelte, lediglich ad instrendum für das fünjtige Jahr in den Abjchied aufzunehmen 
beichloffen. (Er jteht im Text besjelben.) 

F. Am 13. Juni 1806 bat die Tagjazung eine Gommilfion beauftragt, zu unterjuchen, was 
eigentlich nach den Beitimmungen ber Bundesverfafjung unter den innern Zöllen zu verftehen jei und 
welche Bewandtnig es mit den äußern oder Grenzzöllen babe, und zugleich zu definitiver Feſtſezung 
der diesfälligen Verhältniſſe ihre Vorichläge einzugeben. 

G. Auf den Antrag diefer Commiſſion (derem Bericht Abſchiedsbeilage K enthält; hat die Tag— 
fazung am 30. Juni 1806 den Landammann der Echweiz angerviefen, die noch mangelnden Zolltarife 
zu ſammeln und jodann durch fachkundige Männer die nothwendigen Vorarbeiten für Feſtſezung ber 
gollverhältniffe vornehmen zu lafjen; dieſe Vorarbeiten aber den Kantonen ad instruendum für die 
Tagſazung des Jahres 1807 mitzutbeilen. Inzwiſchen find die Tarife der bereits beftehenden und 
unangefochtenen Zölle im allgemeinen für ein Jahr wieder bejtätigt worden. 

H. Am 27. Juni 1807 wurden der Tagſazung ausführliche Deulſchriften über das jchmeizeriiche 
Zollweien vorgelegt. Die Tagjazung hat hierauf durch den Yandammann die Erpertencommijfion 
(Rathsherr Finsler, Rathsherr Jenner, Ratsherr Henfler, Regierungsrath Eufter) eingeladen, nachdem 
fie alle nothiwendigen Subfidien werde gefammelt haben, vorzuichlagen, wie ein nach der Beſchaffenheit 
des Landes und den Bebürfniffen des Handels jorgjältig berechnetes allgemeines Weggeldſyſtem könnte 
feftgejezt und eingeführt werben, durch weldyes die jezt beftehenden Beſchwerden auf feinen Fall vermehrt, 
iondern vielmehr der Verkehr erleichtert würde. Dieje Vorſchläge wären den Kantonen ad instraendum 
für die Tagjazung bes Jahres 1808 mitzutheilen. Inzwiſchen wurben die unbeanftandeten Tarife der 
Zölle, Weg: und Brüfengelder im Allgemeinen wieder auf ein Jahr beftätigt. 

J. Am 7. Juli 1807 find die Kantone eingeladen worden, fünftighin ihre Begehren um Bewilligung 
von neuen Weg: und Brüfengelbbezügen dem Landanımann der Schweiz im gehöriger Zeit zur Kenntnif; 
zu bringen, - damit diefelben nebft ben betreffenden Zarifentwürfen den Kantonen ad instruendum mit- 
getheilt werben können. 

K. Auf bie Anzeige, daß bie niedergejezte Zolleommiſſion ihre Arbeiten nicht habe vornehmen 
fnnen, hat am 12. Juli 1808 die Tagſazung befchlofien, in Gewärtigung ber Vorfchläge biefer Com: 
miſſion über bie Grundlagen eines allgemeinen Zoll, Weg: und Brükengeldſyſtems dermalen nicht 
weiter einzutreten, ſondern einfach fämmtliche bis anhin für einjtweilen genehmigte Zollberechtigungen, 
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infofern diefelben nicht beanitandet find, für ein Jahr wieder zu beftätigen. Lucern und Glarus 
gaben ihre abweichenden Inſtructionen zu Protokoll, 

L. Sodann ift am 18. Juli definitiv fejtgeftellt worden, es jolle jedes der Tagjazung vorzulegende 
Begehren um Bewilligung von Zoll», Brüfen- und Weggeldern dem Landammann der Schweiz vor: 
läufig mitgetheilt, über den Gegenftand und die begleitenden Umftände ein Bericht beigelegt und endlich 
ein Zarif des verlangten Zoll-, Weg: oder Brüfengeldes beigefügt werden, damit das Ganze ben 
Kantonen zu rechter Zeit zur Kenntnig gebracht werden könne. 

M. Um 14. Juli 1809 wurde der Tagfazung angezeigt, dab in Folge der eingetretenen politischen 
Verhältniffe, nebjt Mobilmahnng einer Truppenabtheilung, wodurd zwei Mitglieder der Commiſſion 
in Dienitthätigfeit berufen wurden, die Berichte und Gutachten der Zollcommiffion nody nicht vorliegen ; 
fie hat daher einfach die Beſtätigung ſämmtlicher Zollbezüge für ein Jahr ausgeſprochen. 

N. Am 13. Juni 1810 ift die Tagjazung in eine vorläufige Erörterung eingetreten über den 
Bericht und die Vorſchläge der Zollcommiffion betreffend die Zölle und Weggelder (fiche im Anbange 
zu gegenmwärtigem Repertorium), und ſie bat diefe Vorfchläge mit Dank abgenommen und an cine 
eigene Commiſſion zur Prüfung und Berichterjtattung gewieſen. 

O. Darauf it am 3. Juli der durch die Zollcommiſſion (Finsler, Heer, Jenner, Fezer) aus: 
gearbeitete, in 26 Artikel abgetheilte, von der vorerwähnten beſondern Commiſſion begutachtete (Ab- 
ichiedsbeilage K) Vorſchlag zu einem Beichluß über das Zollweien nach gehaltener Umfrage und ben 
angehörten Standesvoten ad referendum genommen worden. Zugleich wurde der Landammann der 
Schweiz eingeladen, befondere Gutachten entwerfen zu laſſen: 1. über die Beitimmungen des Waſſer— 
zolles oder der Gebühr, welche auf den Leinpfaden (Rekwegen) erhoben werden darf; 2. ob umd 
welches Weggeld auf den in $ 4 des Borichlages bezeichneten Heerſtraßen von Kutichen, Ehatien, 
Wagen, Pierden und Vieh erhoben werden dürfe; 3. ob und weldye Gebühren auf denjenigen Ber: 
bindungsftraßen bezogen werden künnen, die nicht als Heerftraßen anerfannt find. — Ferner hat bie 
Tagfazung die Grenzfantene aufgefordert, in Yahresfrift die Tarife der Grenzzölle zu entwerfen und 
der Tagfazung zur Genehmigung vorzulegen, und ſodann die dermalen — Zölle und Weg: 
gelder für ein Jahr wieder beftätiget. 

P. Am 19, Juni 1811 erhielt die Taglazung Keuntniß, daß die am 3. Juli v. J. der Zoll 
commiffion aufgetragenen neuen Vorarbeiten noch wicht hätten vollendet werden können. Es iſt daher 
der v. J. theils ad ratificandum theils ad referendum genommene Entwurf eines Beichluffes über ein 
allgemeines Weggeldfyftem in der Schweiz nach vernommenen Standesvoten noch einmal im den Ab: 
ſchied gelegt und die Kantone find eingeladen worden, ihre auf jenen Entwurf bezüglichen bejondern 
Wünfhe und Anträge dem Landammann der Schweiz zu Handen der Zolleommiffion mitzutheilen. 
Diefe Commiſſion jolle dann die ihr leztes Jahr aufgetragenen weitern Vorarbeiten auf eine Weije be- 
ſchleunigen, daß die leztern den Kantonen ad instruendum für die Tagfazung des Jahres 1812 mit- 
getheilt werden künnen. — Ferner wurde in Bezug auf die Grenzzölle bejchloffen: die Vorarbeiten für 
die endliche Feſtſezung derjelben jollen mit möglichjter Beichleunigung in den betreffenden Grenzlantonen 
vor ſich gehen und die Tarife entworfen werden, damit die Tagfazung des Jahres 1812 ſich mit diefem 
Gegenſtand befaſſen könne. Zulezt hat die Tagfazung die beftehenden Zölle und Weggelber wieder für 
ein Jahr beftätigt. 
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0. Am 11. Juli 1811 find infolge einer bezüglichen Anregung von Seite Waadts und auf den 
Antrag einer am 19. Juni niebergejezten Commiffion die Kantone eingeladen worden, ſich über bie 
Einführung breiter Radfelgen von 5 Zoll bei den Fradıtwagen auf den großen Hanbelsitraßen zu ver- 
fändigen. — Bei diefem Anlaß bat der Landammann der Schweiz der Tagjazung ein Schreiben der 
großberzoglich badischen Gefandtichaft mitgetheilt, welches die Anzeige von der Abjicht der rheiniſchen 
Bundesftaaten enthält, nur Güterfuhrwerke mit breiten Radſchienen zugulaffen, und die Schweiz zu einer 
gleichen Einrichtung im Intereſſe der Landſtraßen und des Hanbelsverkehrs aufmuntert. 1911, XXI 
R. Am 11. Juni 1812 bat die Tagſazung, weil die der Zollcommiffion am 3. Juli 1810 auf: 
getragenen Vorarbeiten noch nicht vorlagen, ihre Beſchlüſſe vom 3. Juli 1810 und 19. Juni 1811, 
betreffend das Zollweien im Allgemeinen und die Bejtätigung der beſtehenden Zollberechtigungen auf ein 
Jahr erneuert. 12, XXX 
5. Ebenſo find am 7. Juli 1813 die frühern bezüglichen Beichlüfje betreffend das Zollweien im 
Allgemeinen und die Bejtätigung der beftehenden Zollberechtigungen auf ein Jahr, weil die der Zoll: 
commijlion aufgetragenen Vorarbeiten aus verjchiedenen Umftänden, deren Bejeitigung nicht in der Macht 
der Mitglieder der Commiffion lag, noch nicht vorlagen, wieder erneuert und bie Berathung der ge: 
Jammten Bollangelegenbeit iſt auf das Jahr 1814 feftgejezt worden. 1813, xxxin 
T. Wie die Tagjazung die durch die Bundesverfajjung ihr zugejchiedene Competenz in Zollfachen 
ousdrüflih gegenüber den Einwendungen des Kantons Graubünden behauptet, und wie ber leztere 
Kanton dieje Eompetenz ebenfalls anerkannt bat, ijt aus $ 115, Q. des gegenwärtigen Mepertoriums zu 
entnehmen. 


$ 115. Befondere Zollberechtigungen, 
A. Einleitung. 


Mit Rükſicht auf die am 15. September 1803 gejaßten Beſchlüſſe über das Zollweſen im Allge: 
meinen und über eine Revifion der in den Kantonen beftehenden Zollberechtiguugen im Bejondern werden 
die Verhandlungen der Tagfazung über die Zollberechtigungen eines jeden einzelnen Kantons hier befonders 
dargeſtellt. 

B. Uri. 


l. Am 15. September 1803 hat die berichterſtattende Commiſſion der Tagſazung das nachſtehende 
Verzeichniß der im Kanton Uri beftehenden Zollberechtigungen vorgelegt: 

1) Für die beiden in Flüelen und Altdorf etablirten Sujten, die jedody nur als Eine angejehen 
werden, von jedem Saum 1 Kreuzer. 

2} Ein Zoll zu Flüelen, laut Tarif vom 11. Mai 1775. 

3) Ein Zoll zu Wajen, laut Tarif vom 126. Juli 1782. 

4 Ein Zoll zu Urjeren und 

5) ein Bruchgeld dajelbit, zur DOffenhaltung der Gottharditraße in den Wintermonaten vom 
1. November bis 16. Mai, beide laut Tarif vom 28, Januar 1737, 


256 (8 115) 


6) Ein Weggeld unter dem Namen „sFürleite” Für Altdorf und Flüelen, zu Unterhaltung de 
Dorfbrunnens für die Saumpferbe. 
7) Ein ähnliches zu Sillenen. 
8) Ein ähnliches zu Wajen. 
9), Ein ähnliches zu Göſchenen. 
Gemäß dem Antrage der Commiſſion hat die Tagjazung die eimjtweilige Beibehaltung biefer Zofl- 
Is, KLV berechtigungen zugegeben. 
II. Die Tagfazung des Yahres 1804 hat auf Vegehren von Uri deijen leztes Jahr genehmigten 
wos. Bolltarif noch für ein Jahr bejtätiget. 
II. Am 15. Juli 1811 bat die Tagfazung auf den Antrag einer am 19. Juni wiedergefezten 
Commiſſion für die Dauer von zehn Jahren auf der im Ban begriffenen neuen, auf Urnergebiet fünf 
Stunden langen Straße von Waſen über den Suftenberg nad Meiringen ein Weggeld nach dem fol: 
genden Tarif bewilligt: 1) Für 1 Saumpferd, das nur halb beladen ift, d. h. das nur eine Lait von 
150 Pfund und weniger trägt, 1 Bazen 2 Rappen; 2) für ein Saumpferd, das mehr als 150 Bund 
trägt, 2 Bazen (alle nicht beladenen Saumpferde zahlen nichts); 3) für Kuppelpferde, d. h. Pierde, die 
zu Markt geführt werden oder von da kommen und überhanpt als Handelswaare betradjtet werben, per 
Stüf 3 Bazen; 4) für ein Reit- oder Bagagepferd 2 Bazen; 5) Hornvieh per Stüt I Bazen; 6) übriges 
Schmalvieh und Schweine, per Stük 2/, Rappen; 7) ein Fuhrwerk mit vier Rädern 4 Bazen; ein 
1811. XXH Fuhrwerk mit zwei Nädern 2 Bazen; für jedes vorgefpannte Pferd 2 Bazen. 


C. Scwyj. 


1. Am 16. September 1803 hat die berichteritattende Commiſſion der Tagſazung die nachſtehende 
Überficht der Zollberechtigungen des Kantons Schwyz vorgelegt: 

1) Ein Weg- und Brüfengeld in Brunnen, Art und Sattel, laut Tarifen von 1755 und 1790, 

2) Ein gleiches in den Höfen. 

3) Ein gleiches in der Mard). 

4) Ein gleiches an der Schindellegi, laut Tarif von 1789. 

5) Ein Weggeld in Küßnacht. 

6) Ein Weg-, Brüken-, Unterſtell- und Waffergeld am Schloß Grynau. 

Die Tagjazung hat auf den Antrag der Commiſſion die fünf erten Berechtigungen für eimjtweilen 
genehmigt, und betreffend die jechste Berechtigung den Kanton Schwyz eingeladen, ihr einen mobificirten 
beichränktern Tarif (Weglafjung des Waffergeldes), durch welchen die Beftimmungen der Bundesver- 

uns, XLYV fafjung gehörig berüffichtigt werden, binnen Yahresfrijt zur Genehmigung vorzulegen. 

H. Am 27. Juli 1804 find die Tarife des Kantons Schwyz für ein Jahr wieder beftätiget worden ; 
ebenjo der Tarif der bei'm Schloß Gronau erhobenen Gebühren, „melde nur ala Wafjerzölle anzu: 
jehen find." Daneben bemilligte die Tagjazung dem Kanton ein Weg: und Brüfengeld für die Straße 
von Brunnen bis zum Rothentburm, unter der Bedingung, daß der biesfällige Tarif der Tagfazung 

wos, xx zur Genehmigung vorgelegt und die Gebühr erjt nach Berbeiferung des Weges bejogen werde, 
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II. Am 16. Juli 1808 iſt Schwyz unter Vorbehalt der Ratification ein Brüfengeld über die Sihl 
zu Scindellegi bewilligt worden nad) folgendem Tarif: es zahlt eine Perſon 2 Angjter, ein Zug oder 
Reitpferd 1 Schilling 2 Angfter, 1 Mütt Mehl, Kernen, Roggen, Bohnen, Gerjte 4 Angiter, ein Eimer 
Bein, Moft oder Branntwein 1 Schilling 2 Angiter. 

IV. Am 14. Juni 1809 ift die vorbehaltene Ratification des leztjährigen Bejchluffes, betreffend 
das Brüfengeld zu Schindellegi ausgejprodhen worden. 

V. Am 11. Juni 1812 find Erflärungen der Kantone Glarus und Schwyz, betreffend Anftände 
binfichtlich der Zollverhältniffe im Bezirk Marc, Kantons Schwyz, zu Protofofl gefallen. 


D. Anterwalden. 


I. Laut einem der Tagfazung am 15. September 1803 erftatteten Commifjionsbericht bezieht der 
Kanton Unterwalden nad) einem uralten Tarif einen Ein: und Wusfuhrzoll. Die Regierung diejes 
Stantens wünſcht diefen Tarif durd einen andern, den gegenwärtigen Berhältniffen mehr angepaßten, 
in einigen Anfäzen verminderten, in mehreren erhöhten, im Ganzen faſt verdreifachten zu erjezen. Hier- 
auf hat die Tagfazung Unterwalden eingeladen, ihr auf nächites Jahr einen mit den Beitimmungen der 
Bundesverfajlung übereinjtimmenden und den Bebürfnifjen des Kantons entjprechenden Weggelbtarif 
zur Genehmigung vorzulegen, durch weldyen auch der Einfpradje der Gemeinde Hergiswyl megen eines 
nen einzuführenden Ausfuhrzolls Rechnung getragen würde. 

Il. Am 19. Juli 1804 hat die Tagſazung den in Folge vorjähriger Aufforderung eingegebenen 
neuen Tarif genehmigt. 

E. £ucern. 


Laut dem am 16. September 1803 vorgelegten Bericht der Commiffion bezieht der Kanton Lucern : 

a. ein Waag- und Lagerrecht im Kaufhaus zu Handen der Stadt Lucern; 

b. einen Ein: und Wusgangszoll, laut Tarif von 1766 und 1770. 

Die Tagfazung bat nun am gleichen Tage dieſe Zollberechtigungen für einjtweilen bejtätigt, infofern 
verſchiedene nicht mehr paffende Punkte nach den aufgeitellten Grundfäzen aus den Tarifen entfernt und 


die Gebühren von Lebensmitteln und andern Gegenftänden des innern Conſumo's auf den gewöhnlichen 
Zoll reducirt werden. 


F. Zürich. 
1. Laut einem am 15. September 1803 erftatteten Commiſſionsbericht befizt der Kanton Zürich 
nachſtehende Berechtigungen: 
1) Ein Weggeld von einem Kreuzer per Pferd vor dem Wagen auf jede Stunde, und wünſcht 
(wicht ſowohl um des höhern Ertrags, als um mehrerer Schonung der Straßen willen) dieſes Weggeld 
dahin zu erhöhen, daß von fünf Pferden das nämliche Weggeld wie bisher von ſechs Pferden, von 


jehs Pferden dann das nämlicye wie bisher von acht Pferden bezogen *), alle Fuhren aber mit mehr 
als ſechs Pferden unterfagt werden dürfen. 


*) Gemäß Tagſazungsprotolollz der Wortlaut des Abjchieds ift ungenau. * 


18, XXI 


Ta, KV 


1812, XXX 


Ins, KLV 


1804, XXXIII 


1908, XLYV 
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1805. XXVI 


1800, XXV 


1816, XXXV 
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2, Ein Waaggeld in Zürich ſelbſt, welches das eigentliche Waag: und Niederlaggeld, die Tranfit- 
gebühren und den Pfundzoll von dem Werth in Geld in jich faßt. 

3) Einen Ein- und Ausfuhrzoll für die Stadt Zürich, laut Tarif von 1779. 

4) Einen Brüfenzoll in Eglisau, der aber von 55 Gemeinden und Höfen in einen jogenaunten 
Brüggjommer verwandelt ift, und mit einer Zollgarbe per Pflug jährlich vergütet wird, laut Tarif 
vom 1. uni 1799. 

5) Einen Brülen: und Waſſerzoll in Andelfingen, der gleichfalls zum Theil in Zollgarben ent: 
richtet wird, laut Tarif vom 1. Auguft 1799. 

Die Tagjazung bejtätigte die vorftehenden Berechtigungen vorläufig für eim Jahr und ermächtigte 
den Kanton Zürich, fünftig von fünf Pferden das nämliche Weggeld wie bisher von jechs Pferden, von 
fechs Pierden das nämliche wie bisher von acht Pferden zu beziehen, und mit mehr als jechs Pferden 
bejpannte Fuhren zu unterjagen. 

I. Am 27. Juli 1804 wurden die vorerwähnten Berechtigungen für ein Jahr verlängert und 
dem Kanton Zürich auf die Zeit der Ausführung der bezüglicen Bauarbeiten ein Weggeld auf ber 
Straße von Ober-Winterthur nach Islikon nady dem nämlichen Tarif bewilligt, der von Thurgau auf 
der Straße von Islikon nad Eonjtanz angewendet wird. 

I. Die Tagjazung des Jahres 1805 hat den leztes Jahr dem Kanton Zürich bemwilligten Weg: 
geldbezug auf der Straße von Winterthur nach Islikon für ein weiteres Jahr beftätiget, und in Bezug 
auf ein Begehren Zürichs auf einige Herabjezung des thurgauiichen Zolltarifs vom 15. Diai 1804 es 
lediglich bei den beidfeitigen Aeußerungen und der Ieztjährigen Tarifbewilligung noch für ein Jahr 
bewenden lajjen. 

IV. Am 16. Juni 1809 ijt das Begehren des Kantons Zürich um Bewilligung von Brüken— 
geldern bei den Brüfen zu Eglisau, Rheinau und Aubelfingen, welche alle im Jahr 1799 abgebrannt 
und zerjtört worden jeien und deren Wiebderherftellung den Kanton Zürich mindeftens auf 100,000 
Scweizerfranfen zu ftehen fomme, ad instruendum genommen worden. 

V. Die Brüfengelder nach vorgelegtem Tarif bei den Brüfen zu Eglisau, Rheinau und Andel- 
fingen find am 7. Juli 1810 für die Dauer von zehn Jahren bewilligt worden, 


Gb. Bern. 


I. Die mehrermwähnte Tagſazungscommiſſion hat in ihrem Bericht *) nachſtehende Zollberechtigungen 
des Kantons Bern aufgeführt: j 
1) Einen Zoll und Geleit im Kaufhaus, laut Kaufhausordnung von 1754. 
2) Einen fleinen Zoll bei den Stadtthoren, laut gleicher Kaufhausordnung. 
3) Einen Zoll in Wabern, laut Tarif von 1788. 
4) Einen Eintrittszoll in Attiswyl. 





*) In ihrer Berichterftattung über die berniſchen Zollverhältnifie bemerkte die Kommiffion, dak im den mehrien 
Tarifen aller Kantone ein immer erſcheinender Artikel, nämlich die Betten (Beitzeug), vermuthlih aus obfoleten, mit alten 
Zanbesfitten zulammenhängenden Gründen über das Verhältniß angelegt feien und daher durchgängig auf ihr wahres Ber 
haͤltniß zurüfgebradgt werden müjlen. 
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5) Einen Gleit⸗ und Eintrittszofl bei der Dürrmühle. 

6) Ein Gleit und einen Zoll in Langenthal oder Morgenthal, Bleienbach, Madiswyl, Roth, in 
der Sengi. 

7) Ein Gleit in Heimenhaufen, laut Tarif von 1615. 

8) Einen Zoll, Waag: und Verwahrungslohn in Hutwyl, laut Raufhausordnung von 1787. 

9 Einen Zoll in Burgdorf oder Kirchberg, laut Tarif von 1780. 

10) Einen Zoll in Büren, laut Tarif von 1780. 

11) Einen Zoll, Waag:, Lager: und Pfundzoll in Thun, laut Kaufhausordnung von 1786. 

12) Am nämlidyen Ort einen Boll für die Zolle und Zulgbrüfe, nach gleicher Ordnung. 

13) Einen Brüfenzoll bei der Neubrüfe, laut Tarif von 1748, 

14) Einen Brüfenzoll in Gümminen, laut Tarif von 1764, 

15) Einen Brüfenzoll in Warberg. 

16) Einen Brüfenzoll in Wangen, laut Tarif von 1714. 

17) Einen Brüfenzoll in Lauperswyl und 

18) Einen zu Lüzelflüh, beide laut Tarif von 1791. 

19) Einen Brüfenzoll zu Interlaken. 

20) Einen Wafferzoll in Nidau jund Wangen, laut Tarif von 1742 und Scifffahrtsreglement 

vom gleichen Jahr. 

21) Ein Ländi- und Lagergeld in Marwangen, laut Tarif von 1763. 

22) Ein Licenzgeld, laut Licenzmandat von 1786. 

Die Tagfazung hat am 16. September 1803 bie einjtweilige Betätigung biefer Berechtigungen 
ausgeſprochen, injofern diefelben den Grundjäzen der Bundesverfaſſung angepaßt werden. Gleichzeitig 
empfahl fie möglichite Vereinfachung der Zolljtätten und Reduction der Zölle. 

II. Am 27. Zuli 1804 hat die Tagjazung die Tarife für ein Jahr beftätigt und dem Kanton 
Bern für die Dauer von zehn Jahren ein Brükengeld bei dem Warbergerthor, bei dem Murtnerthor 
und bei dem Yarzielethor zu Bern bewilligt, und zwar von jedem Pferd der Reifenden 4 Kreuzer und 
von jedem Pjerb und jedem Stüf Hornvieh, das ledig in die Stadt getrieben wird, 2 Kreuzer. 

II. Am 9. Juli 1805 bat die Tagfjazung dem Kanton Bern die beftehenden Zolltarife noch für 
ein Jahr berilliget und von deſſen Abficht, nach Ausführung der beträchtlichen Reparationen, Brüfen: 
gelder bei den Brüfen über die Aare zu Wangen und Warwangen erheben zu wollen, Vormerfung 
genommen. Der anläßlich geäußerte Wunſch Berns, daß nach dem Beiipiel des Kaufhauſes von Bajel 
in den Kantonen der Gebrauch von Labfarten in den Kaufhäuſern eingeführt werben möchte, auf 
welchen nicht nur das Gewicht, fondern auch die Gegenſtände des geladenen Guts und deſſen Beſtimmung 
ausgeſezt würden, it in ben Abichied aufgenommen worden. 

IV. Am 16. Juni 1809 bat die Tagfazung von der Erklärung des Kantons Bern Bormerkung 
genommen, daß das am 20, Juli 1804 bewilligte Brüfengeld für die Brüfe beim obern Thor zu Bern, 
obichon die Brüfe fertig jei, bis jezt nicht im Anwendung gebracht worden jei, der Kanton Bern fich 
aber vorbehalte, von der ihm feiner Zeit durch die Tagſazung ertheilten Berechtigung nach Gutfinden 
ipäter Gebrauch zu macheı. 

V. Am gleichen Tage ift der Tarif des Brüfengeldes über die Emme zwiſchen Ubenftorf und 
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Bätterfinden denjenigen angereiht worden, welde der Kanton Bern im Jahr 1803 eingegeben und bie 
Tagſazung damals genehmigt hatte. 


H. Glarus. 


I. Xaut einem am 15. September 1803 erftatteten Bericht bezieht der Kanton Glarus ein Weggelb 
an den Grenzen, gemäß einem Zarif von 1770, — Es ijt dieje Berechtigung für eintweilen beftätiget 
worden. 

I. In Betreff der Weggelder des Kantons Glarus Fonnte die Tagfazung des Jahres 1804 
nicht verfügen, weil Glarus biesfalls fein befonderes Begehren gejtellt, jondern ſich lediglich auf jeine 
Erklärung in Betreff des ſchweizeriſchen Zollweſens überhaupt berufen hat. 

III. Am 10. Juli 1806 wurbe dem Kanton Glarus ein Brüfengelb bei der neuerbauten Ziegelbrüke 
über die Yinth bewilligt. 

J. Bug. 


I. Gemäß dem am 16. September 1803 erjtatteten Bericht der Zollcommiſſion befizt der Kanton 
Zug nachſtehende Berechtigungen: 

1; Einen Ein: und Ausfuhr: und Tranfitzoll, laut Tarif von 1788; bejtätiget durch die Kantons: 
verwaltung am 29. Januar 1803. 

2) Einen Hauslohn, ein Niederlage, Waag-, Proviſion- und Marktgeld, erftern unter dem Namen 
Ime, alle in der Stadt und zu Handen derjelben. 

Auf den Antrag der Commiffion hat die Tagjazung diefe Berechtigungen auf dem Fall der Be 
jeitigung aller veralteten Anfäze für einſtweilen bejtätigt und den Kanton Zug ermächtigt, für die Dauer 
von jechs Jahren das bisherige Brüfengeld über die Brüle zu Sins noch um einen Drittheil zu er: 
höhen und auf der jogenannten Sihlitraße nad) deren Vollendung ein Weggeld zu erheben (von zwei 
Schillingen vom Pferd). 

Il. Die dem Kanton Zug leztes Jahr in Rükſicht feiner Zollangelegenheiten ertbeilten Bewilligungen 
find demfelben 1804 noch jür ein Jahr beftätiget worden. 


K. Freiburg. 


1. Gemäß Commijjionsbericht vom 16. September 1803 bejaß der Kanton Freiburg die nach— 
jtehenden Zollberechtigungen: 
1) Einen Zoll in der Stadt Freiburg. 
2) Einen Zoll in Murten, laut Tarif von 1796. 
3) Einen Zoll in Kerzers, nad gleichem Tarif. 
4) Einen Zoll in Dombdidier, nad) gleichem Tarif. 
5) Einen Zoll in Montbec oder Stäffis, laut Tarif von 1773. 
6 Einen Zoll in Port-Alban am Neuenburgerjee, nach gleihem Tarif. 
7) Einen Zoll in Romont, laut 1798 beitätigtem Tarif. 
8 Einen Zoll in Rue, laut Tarif von 1685. 
9 Einen Zoll in Ehatel-St. Denis. 
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10) Einen Brüfenzoll bei ber Senfebrüfe, laut Tarif von 1706. 
11) Ein Waaggeld, Pfundzoll, Kaufhaus: und Niederlaggeld in Freiburg, laut Meglement von 
1749 und Erläuterung von 1750. 

Die Tagfazung bat die zehn eriten Berechtigungen unter dem Vorbehalt, daß alle der Bundes— 
verfafjung widerſprechenden Beſtimmungen entfernt werben, für einftweilen beftätigt, und betreffend die 
eilfte bisherige Berechtigung die Aufhebung derjelben, joweit fie deft Beftimmungen ber Bundesverfaſſung 
wiberfpricht, oder deren entiprechenbe Umänderung beichlofien. 

I. Die dem Kanten Freiburg leztes Jahr bewilligten Zoll» und Weggelder find von dev Tag- 
jagung von 1804 noch auf ein Jahr gutgeheißen worden, 


L. Solothurn. 


I. Laut dem am 15. September 1803 erjtatteten Bericht befizt der Kanton Solothurn folgende 
Berechtigungen: 

1) Einen Kaufhauszoll in der Stadt Solothurn, laut Kaufhausordnung von 1786. 

2) Einen Zoll in Balsthal, laut Tarif. 

3) Einen Zoll in Ätigkofen, Lüterkofen und Schnottwyl, laut Tarif. 

4) Einen Zoll in Oberbuchſiten, laut Tarif. 

5) Einen Brüfenzoll bei Dorned, laut Tarif, welcher 1796 mit einigen Artikeln vermehrt worben iſt. 

6) Einen Zoll in Olten. 

7) Einen Zoll in Trimbad). 

Dieje Berechtigungen find für einjtweilen umter dem Vorbehalt bejtätigt worden, daß die Zölle von 
den Weggeldern ausgefhieden und daß die Anfäze, betreffend die Zölle, fpäter der Tagſazung zur 
Genehmigung vorgelegt werden, und betreffend den unter Ziffer 1 angeführten Bezug mit der Bemerkung, 
daß das darin jejtgefezte Trattengeld, als den Verfügungen der Mediationsacte zuwider, inſoweit dasjelbe 
nicht bloß als Grenzzoll beim Austritt aus der Schweiz, jondern auch beim Anstritt in einen Ditkanton 
bezogen wird, im Lauf diefes Jahres aufgehoben und mit andern Artiteln des Tarif ausgeglichen 
werben jolle. 

I. Anläßlich der Bewilligung eines verboppelten Brüfengeldes zu Rapperswyl durch Die Tagſazung 
des Jahres 1803 hat Solothurn ſich vorbehalten, ein ähnliches Begehren in Betreff der abgebrannten 
Brüle zu Olten zu ſtellen. 

II. Am 27, Juli 1804 erfolgte die Beſtätigung der erwähnten Berechtigungen auf ein ferneres 
Jahr und die Bewilligung, nad Herftellung der abgebrannten Brüke über die Aare in Olten das früher 
hier bezogene Brüfengeld mit erhöhten Anjäzen (Fußgänger 1 Kreuzer, leeres Pferd 2 Kreuzer, belaftetes 
Pferd 4 Kreuzer, Hornvieh 2 Kreuzer) während zehn Jahren zu erheben. 

IV. Am 13. Juni 1810 hat der Kanton Solothurn bemerkt, er habe von dem bewilligten Brüfengeld 
zu Olten noch feinen Gebrauch gemacht. 

V. Gleiche Erklärung am 19. Juni 1811, 
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M. Bafel, 


I. Folgendes find laut dem am 16. September 1803 erftatteten Bericht die Zoll: und Weggeld» 
berechtigungen des Kantons Bajel: 

1) Ein Tranfitzofl von Kaufmannswaaren, Salz, Korn und Wein. 

2) Ein jogenannter Wagenzoll. 

3) Ein Weg: und ein Brüfengelb. 

4) Ein Brükenzoll bei der Rhein: und Wiejenbrüte und bei den Thorbrüfen. 

Gemäß dem Antrag der Commiſſion hat die Zagfazung die zweite und vierte Berechtigung für 
einftweilen betätigt und eine Erhöhung oder Modification der erften Berechtigung auf ein Jahr bewilligt, 

vun, NLV jtatt der dritten Berechtigung aber einen neuen Tarif des Weg- und Brüfengeldes geitattet. 

U. Am 19. Juni 1804 erfolgte die Beftätigung ber erwähnten Berechtigungen noch auf ein Jahr 
und die Genehmigung der Erhöhung des Rheinbrükenzolles. 

Anläßlich wurde Baſel auf deſſen Geſuch bevollmächtigt, ſich mit den deutſchen Angehörigen über 
die in Betreff des Brükenzolls beſtehenden Tractate zu vereinigen, oder neue abzuſchließen, doch unter 
der Verpflichtung, daß es dann diefelben der nächſten Tagjazung vorlege. Hinwieder beſchwerten ſich 
Lucern, Zürich und Zug gegen bie von Bafel auf das Salz gelegte Einfuhrgebühr von 8 franzö— 
ſiſchen Sols auf das Faß, da ſolches der Bundesacte widerjtreite. Die Tagfazung hat hierauf einen 
bejtimmten Beſchluß nicht faſſen wollen, fie erwartet aber, daß die Regierung von Bafel in Rükſicht 
auf das franzöſiſche Salz die Lage der übrigen Kantone beherzigen und ihnen alle möglichen Er— 

so xxx leichterungen gönnen werde. 

II. Am 8. Juli 1805 bat die Tagiazung, betreffend die wiederholte Beſchwerde der Kantone 
Sucern, Züri und Zug in Hinficht des im Kanton Bafel beitehenden Zollanfazes auf Salz aud) 
diesmal feinen Beihluß faſſen wollen, fondern lediglich die Erwartung ausgeiprochen, der Kanton Baſel 

5, xxvi werde den Klagen jeiner Mitkantone billige Redynung tragen, 

IV, Am 9. Juli 1806 find die Beſchwerden ber Kantone Zürich und Zug hinſichtlich des 
Einfuhrzolls auf Salz in Bafel, und Solothurns hinfichtlich der Weggeldtarife auf dem Hauenftein, 

os, xuı dem Kanton Bajel zu angemefjener Berükſichtigung überwieſen worden. 

V. Am 27. Juni 1807 bat die Tagjazung in Betreff des angefochtenen Salzzolls eine entgegen: 
fommende Erklärung Baſels vernommen, welches zu Herabjezung der Tarife bereit ift, wenn auch andere 
Stände joldyes thun werden; woraufhin die Gejandten von Zürich und Zug lediglic ihr früheres 
Begehren wiederholten und die Tagſazung der leztjährigen Erwartung neuerdings Ausdruf gab. — 
Die erneuerte Beſchwerde Solothurns himvieder wegen des Weggeldes von Bajel über den Hauenftein, 
das von 12 Franken 7 Bazen 3 Rappen für eine Laſt von 40 Centnern auf 21 Franten 9 Bazen erhöht 
worden ſei, ift nach vernommener Erklärung der Geſandtſchaft von Bafel an die directe Erledigung 

1807, XLI zwiſchen den beiden Ständen gewiejen worden. 

VI. In Folge der auch jet wieder angebrachten lage wegen des Salzzolls zu Bajel hat am 
12. Juli 1808 die Geſandtſchaft diejes Kantons es auf ſich genommen, bei ihrer Regierung um Herab— 
fezung von 8 auf 7 oder 6 Sols per Faß fich zu verwenden für jo lange, als die Flagenden Kantone 
(Züri, Aargau und Zug) aus befannten Umftänden das Salz über Bafel einführen müffen, und mit 
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dem Vorbehalt, dag wenn der Stanton Bajel im Falle wäre, Salz oder andere Lebensmittel von Süd— 
deutſchland den Rhein abwärts zu feinem Gebrauche zu beziehen, alsdann die Negierung von Yargau 
die nämlichen freundeidgenöfftichen Rükſichten eintreten laffen werde. 1808, XXI 


N. Scaffhaufen. 


I. Folgendes find die bisherigen Zollberechtigungen des Kantons Schaffhaufen: 
1) Ein Zoll in Schaffhaufen, von Allem ohne Ausnahme 7 Kreuzer per Eentner für Aus- und 
Eingang, in Abänderung des Tarifs von 1689, 
2) Ein Zoll m Stein am Rhein, von 4 bis 8 Kreuzer per Centner, in Abänderung, und zwar 
Herabjezung des Tarijs von 1793. 
3) Ein Zoll in Ramjen, laut Tarif von 1771. 
Die beiden erjten Berechtigungen hat die Tagjazung für einjtweilen genehmigt und den Stanton 
Shaffhaufen eingelaben, betreffend den dritten Zoll, der eigentlih nur ein Afterzoll von dem in Stein 
und mit diefem an Schaffhaufen gekommen ift und von Ojterreich j. 3. angelauft worden war, modifir 
cirte Borjchläge einzugeben. 1808, XLV 
Il. Am 27. Juli 1804 erfolgte die Betätigung der Berechtigungen auf ein Jahr. Zudem wurde 
Shaffhanfen ähmlich wie leztes Jahr Zürich ermächtiget, künftig von fünf Pferden das nämliche Weg— 
geld wie bisher von ſechs Pferden, von ſechs Pferden das nämliche wie bisher von acht Pferden zu 
beziehen und mit mehr als ſechs Pferden befpannte Fuhren zu unterfagen. — Ferner wurde dem Kanton 
Schaffhauſen auf die Dauer von zehn Jahren ein Brüfengeld für die im lezten Kriege abgebrannte 
und nun nem zu erbauende Rheinbrüke bei Schaffhaujen bewilfiget. 1604, xxxili 
II. Am 11. Juli 1806 hat die Tagjazung dem Kanton Schaffhaufen ein Brüfengeld für die neuerbaute 
Brüfe zu Stein über den Rhein nach dem vorgelegten Tarif bewilliget (Pferd 2 Kreuzer, geladener 
Wagen von jedem Pferd oder Ochſen 3 Kreuzer, ungeladener Wagen von jedem Pferd oder Zugvich 
2 Kreuzer, geladene Kutjche oder Chaiſe von jedem Pferd 4 Kreuzer, dito leere je 2 Kreuzer, Hornvieh 
das Stüf 1 Kreuzer, Kälber, Schafe, Schweine, Ziegen :c. das Stüf 3 Rappen). Dagegen ijt die 
Reclamation Zürichs gegen den Brüfenzoll von Fußgängern über die Rheinbrüfe zu Schaffhaufen ad 
referendum et instruendum in den Abjchied aufgenommen worden. 1a, XLIL 
IV. Am 4. Juli 1807 it die Tagſazung in das leztes Jahr ad referendum genommene Begehren 
des Kantons Zürich, daß zu Gunften der angrenzenden Gemeinden diejes Kantons bei der Rheinbrüke 
za Schaffhaufen Begünjtigungen in Betreff des Fußgängerzolles eintreten möchten, nicht eingetreten, 
nachdem der Gejandte Schafjhaufens erklärt hatte, daß feine Negierung es ſich zur Pflicht machen werbe,. 
nad) Zeit und Umjtänden dem Berlangen Zürichs jene Rükficht und Achtung zu tragen, welche fie dem 
jelben zu erweifen fich immer willig gezeigt habe, und Zürich mit biejer Erklärung ſich befriediget gezeigt hat. ıso, xuı 


O. Appenzell. 


I. Am 27. Juli 1804 hat die Tagjazung dem Kanton Appenzell A.⸗Rh. das Recht ungejchmälert 
gelafjen, nach vorhergegangener Genehmigung der Tarife Weg: und Brüfengelder zu beziehen. 1004, xxXxin 
1. Am 8. Heumonat 1805 bat die Tagfazımg, als der Kanton Appenzell U.:Rh. Tarife der Weg: 
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gelder zu Herisau, Urnäſch, Schwellbrunn, Waldftadt und Schönengrumd für den Unterhalt der ange 

legten Heerjtraße vorlegte und der Kanton St. Gallen diesfalls den Vorbehalt der NReciprocität gegen- 

über Appenzell machte, worauf ſich erfterer Stand für das referendum erklärt bat, beichloffen, es hei 
son AXVI den gegenwärtigen Erklärungen bewenden zu lafjen. 

II. Am 7. Juli 1807 find für die Dauer von zehn Jahren dem Kanton Appenzell A.-Rh. Weg— 
gelder bewilligt worben: 

a. zu Herisau gegen St. Gallen auf Buchen und gegen Goßau im Tobel; 

b. zu Scmellbrunn gegen bie Grenze von Toggenburg; 

or, XL c. zu Teufen gegen St. Gallen im Hag und auf Gais gegen Altjtätten bei ben Riglen. 

IV, Am 16. Juli 1808 hat die Tagfazung dem Kanton Appenzell %.:Rh. folgende Weggelder in 
den vorgelegten Tarifen unter Vorbehalt der Ratification bewilligt, deren’Bezug aber erſt mit Boll: 
endung der Straße zwifchen Gais und Urnäſch beginnen joll: 

a, auf der Straße zwiſchen Appenzell und Gais; 

b. bei ber Sefjelisbrüfe; 

ce. hinter Stanzlismühle in der Pfarrei Sonten. 

Anläglih hat St. Gallen in Betreff der den Appenzellern auf jt. galliichem Gebiet vermöge Vertrags 
eingeräumten Weggeldbegünftigungen bei den durch voritehende Zollbewilligung num veränderten Sach 

van. KK lage feine Convenienz und das Gegenrecht vorbehalten. 

V, Am 14. Juni 1809 ijt der Tagfazungsbeihluß vom 16. Juli 1808, dur welchen dem Kanton 
Appenzell Z.:Rh. verichiedene Weggelder auf der Straße zwiſchen Gais und Urnäjch bemilliget worben 

Bee, Xxv jind, in Kraft erwachſen. 

VI. Der Tagjazung des Jahres 1810 iſt Seitens Appenzell Y.:Rh. eröffnet worden, daß bie 

Straße von Gais nach Appenzell nicht nur verbefjert, fondern in ganz neuen, vollfommen quten Stand 
1810, XXXv geſtellt worben ſei. 


P. 3t. Gallen. 


l. Laut dem am 15. Juli 1803 der Tagſazung erftatteten Bericht beſaß der Kanton St. Gallen 
damals die nachitehenden Berechtigungen : 

1) In der Stadt St. Ballen jelbft ein Gred- oder Waaghausgeld, laut Tarif. 

2) Einen Zoll in Rorſchach, laut Tarif von 1796. 

3) Einen Zoll und ein Hausgeld in Rheineck, laut Tarif von 1726. 

Die Tagſazung hat für einftweilen vorjtehende Berechtigungen genehmigt und dem Stanton St. Gallen 
(rejp. der Stadt Rapperswyl, welche die bezüglichen Bau: und Unterhaltungstoften tragen muß) für die 
Dauer von zehn Jahren die Verdopplung des biäherigen Brüfengelds für die im Jahr 1799 beim 
Rükzug der Franken größtentheils zerftörte und nun wieder hergeftellte Brüfe über den See bei Rappers- 

1008, XLV wyl bemilligt. 

I. Am 27. Juli 1804 bat die Tagſazung für ein Jahr jechszig an verfchiedenen Orten im 
Kanton St. Gallen beftehende Gebühren (Zölle, Weg: und Brüfengelder, Waſſerzölle) beftätigt und 
dieſem Kanton auf der Straße von Altjtätten bis zum Stoß ein Weggeld bewilliget und die Beſchwerde 
von Appenzell A-Rh. gegen den von feinen Angehörigen bei Schwarzenbady, Peterzell und Waflerflüh 
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erhebenden Pferdezoll, den dagegen die Toggenburger nicht bezahlen müſſen, an die Verſtändigung 
zwiſchen den beiden Kantonen direct, doch unter Matificationsvorbehalt der Tagjazung, gemiejen. 

II. Am 8. Juli 1805 ift ein mobdificirter Weggeldtarif für die Straße von Aitjtätten bis zum 
Stoß auf zehn Fahre betätigt worden. 

IV. 4m 11. Juli 1806 hat die Tagſazung die Verhältniffe der Gemeinden Pfäffikon und 
Bollerau im Kanton Schwyz vüffichtlich des Brüfenzolls zu Rapperswyl dahin feitgejejt, daß gegen- 
über diejen zwei Gemeinden der Bertrag von 1576 maßgebend und daher die leztes Jahr bewilligte 
Erhöhung auf das Doppelte nur auf der Baſis jenes Vertrages verjtanden fein joll, den hinwieder 
auch jene gegen Rapperswyl, joweit es die gegenwärtige Verfaſſung zuläßt, zu erfüllen verpflichtet find. 

V. Am 7. Juli 1807 hat die Tagſazung ein Brüfengeld für zehn Jahre bei der neuzuerbauenden 
Kräzerenbrüfe, eine Stunde wejtlid von St. Gallen, deren Koften Fr. 100,000 betragen werden, unter 
der Bedingung auf den Zeitpunkt der Eröffnung berilliget, daß nad) der eigenen Abficht St. Gallens 
die Weggelder zu Winklen und beim Bild abgejchafft werden. 

VI. Am 16. Juni 1809 iſt dem Kanton St. Gallen zu Handen der betreffenden Gemeinden für 
die Dauer von zehn Jahren ein Weggeld für die neue Strafe von St. Gallen iiber Wyttenbach nach 
dem Thurgau nad vorgelegtem Tarif bewilligt worden. 

VI Am 17. Juli 1813 hat bie Tagjazung auf den Antrag einer am 7. des nämlidyen Monats nieder: 
gejezten Commiſſion dem Kanton St. Gallen zu Gunjten der Gemeinde Benten den Bezug eines (jehr 
hohen) Brüfengeldes für die neuzuerjtellende Brüle über die Linth bei Benten, welche den Zujammenhang 
der Gemeinde mit ihren Gemeindsgütern auf dem jenfeitigen Ufer zu vermitteln beſtimmt ift, für die 
Dauer von zehn Jahren bewilliget, doch ſoll aus dem vorgelegten Tarif der Anjaz für Güterwagen, 
Chaiſen und Kutſchen geftrichen werden, da es ſich bloß um ein locales Verkehrsmittel handelt. 


0. Graubünden. 


I. Gemäß dem GCommiffionsbericht vom 15. September 1803 befizt der Kanton Graubünden nad)- 
itehende Berechtigungen: 

1) Einen Tranfitzoll, und zwar ben nämlichen in Chur, Splügen und Engadin, laut Tarif, der feit 
uralten Zeiten eriftirt und 1798 mit einem Beijaz für das ausgeführte Vieh vermehrt worden ift. Bon 
Wein, Kaffe und Zuter wird überdieh noch eine Auflage bezogen, die jedoch bloß die Eingebornen trifft, 
mithin Fein Zoll, jondern eine eigentliche Acciſe iſt. 

2) Den FFürftenzoll, welchen der Kanton vorlängit vom Fürjten (Biſchof von Ehur) gefauft hat. 

3) Das Brüfengeld für die Landauart, höher als die übrigen Weggelver, wegen koftbarer Unter 
haltung, laut Tarif von 1752, 

4) Gegen 20 verfchiebene Weggelder, die eben jo vielen Gemeinden gehören. 

5) Ein Kaufhausgeld in Chur, laut Tarif. 

6) Zehn italienische Geleite auf den vier verjchiedenen Bergpäjfen. 

7), Ein Weggeld von Ehur bis über die Steig. 

Die Tagfazung hat die vorerwähnten Berechtigungen am obbenannten Tage für einmal beitätigt. 

11. Am 27. Juli 1804 bat die Tagfazung auch den von der Gejandtichaft des Kantons Gran: 

% 


1504, XXXIII 


10, XXxVI 


os, XL 


1807, XL 


180, XxXxV 


818, XXX 


ass, XIV 


Tu 
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bünden vorgelegten Tarif der Grenzzölle, die bloß in Ausfuhr und Einfuhrgebühren bejtehen, mit 
Rükſicht darauf, daß die Ausfuhrtare für Vieh, worüber ſich befonders Glarus befchwert hatte, gänzlich 
is, xxx weggelaſſen ift, für ein Jahr genehmigt. 

IN. Ungeachtet der Einwendungen der Kantone St. Gallen und Aargau wegen eines Zoll: 
anfazes auf gemünztes Gold und Silber (30 Kreuzer pro 1000 Gulden) hat die Tagfazung des 
Jahres 1805 den leztes Jahr vorgelegten betreffenden Anſaz für ein Jahr beftätigt. Ebenjo hat diejelbe 
verfchiebene Weggelder des Kantons und einzelner Gemeinden mit der Bedingung für ein Jahr geneh: 
migt, daß das Verzeichniß derfelben und die Tarife der Tagjazung des Jahres 1806 vorgelegt werben 

non, XXVI ſollen. 

IV. Am 14. Juni 1806 wurde von den Erklärungen der Kantone Graubünden und St. Gallen, 
laut welchen der Anſtand zwiſchen dieſen beiden Ständen, betreffend den graubündneriſchen Zollanſaz 
auf gemünztes Gold und Silber durch Fallenlaſſen der daherigen Gebühr von Seite Graubündens 

we, x munmehr erlediget iſt, Bormerkung genommen. 

V. Ferner ift am 10. Juli 1806 Graubünden angewiejen worden, für das begehrte Brüfengeld 
fie die während bes lezten Kriegs oft zerjtörte und wieder aufgebaute Aheinbrüfe bei Malans der 

wos, xum nächſten Tagjazung einen Tarif zur Genehmigung vorzulegen. 

VI. Die Tagjazung hat am 4. Juli 1807 auf Erjuchen Graubündens den Landammann ber 
Schweiz ermächtigt, den zu gemwärtigenden Entwurf eines Tarifs für den Brüfenzoll bei der Rheinbrüte 
bei Malans zu unterfuchen, und injofern berfelbe mäßig erjcyeint, ihn bis zur Tagſazung des Jahres 

is07, XLI 1808 proviforifch zu genehmigen. 

VH. Um 16. Juli 1808 bat die Tagſazung an den Kanton Graubünden den vorgelegten Tarij- 
entwurf eines Brüfengeldes für die Aheinbrüfe bei Malans mit der Einladung zurüfgewiefen, diejen 

1m, Xxl Tarif auf bilfigere Taren und lanbläufigere Ausdrüfe einzurichten. 

VII. Ebenfalls am 16. Juli wurde das Begehren um Erhöhung des Briütengeldes bei der Ahein- 
brüfe zu Reichenau zurüfgewiefen, weil dasjelbe überipannt (3. B. 18 Bluzger für einen leeren Zwei— 

108, XXI fpänner) und undeutlich geftellt war. 

IX. Um 27. Juni 1809 bat die Tagfazung auf den Antrag einer am 14. besjelben Monats 
niebergefezten Commiſſion, an weldye ein vom Kanton Graubünden eingegangener Entwurf eines Tarifs 
für die Mheinbrüfe bei Malans (Tardis- oder Mebarbusbrüfe) zur Prüfung gewiefen worden war, 
beichlojjen, es foll dem Landammann der Schweiz ein modificirter Tarif über das Brüfengeld bei der 
Tardisbrüfe nebft dem gegenwärtig bei jener Brüfe angemwendeten Tarif und dem Tarif des Brüfen- 
geldes bei der obern Zollbrüfe über die Landquart zu Handen der Kantone mitgetheilt werben, und der 
Kanton Graubünden foll zugleid) die Gemeinde Malans anhalten, die Tarbisbrüfe in unflagbaren Zu- 

100, XXV jtand zu fezen. 

X, Am 7. Juli 1810 bat die Tagſazung auf den Antrag einer am 13. Juni niebergejezten 
Commiſſion ihren leztjährigen Beichluß, betreffend die Tardisbrüfe, einfach beftätigt, indem feither jener 

wie, xXxXv Schlußnahme nicht Genüge geleiftet worden ift. 

XI. Am 11. Juni 1812 ift eine Beichwerde des Kantons St.Gallen über willfürliche Erhöhung 

112, XXXı des Brüfengeldes der Tardisbrüfe bei Malans in den Abichied gefallen. 
XII. Am 17. Juli 1813 hat die Tagjazung dem Kanton Graubünden auf den Antrag einer über 
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den fpecielfen Fall ſowohl als über das Zoll- und Weggeldmeien des Kantons Graubünden im Allge: 
meinen einläßlich veferirenden Commiljion und die vernommenen Gegenbemertungen der graubünd— 
neriſchen Geſandtſchaft einen modificirten Tarif für das Brükengeld bei ber obern Zollbrüfe über die 
Yandauart, deren Eigenthümerin das Hochſtift Chur ift, welchem ſowohl der Brüfen- als der Wuhrunter: 
balt obliegt, ohme Feſtſezung einer Dauer, bewilligt (Tarif im Abſchied). 

XII. In Betreff des Zoll» und Weggeldtarifs für die Tardishrüfe hat die Tagſazung von 1813 
einen einläßlichen Commiffionsbericht vernommen, in welchem als eine Bejonderheit hervorgehoben war, 
daß dieſe Brüfe ſchon wiederholt mit ihren Genüſſen und Beſchwerden von Barticularen und Gemeinden 
veräußert worden fer, wobei fich bie verfaufenden Gemeinden jtets die Zollfreiheit ausbedungen haben; 
fo jeien bermalen nebit dem Klofter Pfäfers die Gemeinden Maienfeld, Fläſch, Vallendas zullfrei, und 
wirklich foll ein abermaliger Verfauf von der Gemeinde Malans an einen Partieularen in Unterhand: 
lung jein*), womit die große Gemeinde Malans auch wieder zollfrei würde. In Anbetracht des wich: 
tigen Intereſſes der Öffentlichkeit an diefer hanptjächlichiten Verbindung zwifchen Graubünden und der 
übrigen Schweiz jollte aber ein joldyer Brivatbefiz ausgeſchloſſen fein, da er nicht die nöthigen Garantien 
biete; das Zwelmäßigite dagegen wäre, wenn der Kanton ſelbſt die Brüfe übernähme. Auf den Antrag 
diefer Commiſſion jodann hat die Tagſazung am 19. Juli, zum Theil unter Natificationsvorbehalt, dem 
Kanton Graubünden einen modifieirten Tarif bewilliget (er jteht im Abjchied), dabei aber das Verlangen 
geitellt, daß die Brüfe von der pflichtigen Gemeinde Malans in unflagbaren Zuftand gefezt und darin 
erhalten werde, worüber der Landammann der Schweiz zu wachen hat. 

XIV. Nachdem bie Tagſazung ebenfalls am 19. Juli aus dem Commiſſionsbericht erjehen hatte, 
daß ſchon feit 1805 ber der diesjährigen Tagjazung vorgelegte Brüfenzolltarif für die Landquartbrüte 
von der Negierung Graubündens in proviforiiche Vollziehung geiezt worden fei, wogegen das Bundes: 
haupt ausdrüfliche Verwahrung eingelegt und ſodann jene Negierung jelbft die eidg. Competenz in 
Sachen der Zölle, Weg- und Brüfengelder anerfannt hatte, wurde bei dieſem Stand der Sache lediglich 
die Aufnahme des Commiſſionsberichtes in den Abſchied verfügt. 

XV. Am 8. Juli 1813 bat die Tagſazung nachftehende Begehren des Kantons Graubünden ad 
instruendum genommen: 

a. Erhöhung des Weggeldes für die Straße durch den Bergünerjtein; 

b. Bewilligung eines Weggeldes für die Straße bei der Schloßbrüfe; 

c. Beitätigung eines ſchon im 16. Jahrhundert zu Gunften des Gerichts Waltenipurg geitatteten 
Weggeldes für den Weg über den Panizrerberg. 

Für alle drei Begehren find die Tarife im Abjchied enthalten. 


R. Aargau. 


l. Laut dem Commifjionsbericht vom 16. September 1803 befizt ber Kanton Yargau bie nad) 
ſtehenden Berechtigungen. YWargau bezieht: 


*) Weber den beablichtigten Verlauf der Tardishrüfe Seitens der Gemeinde Malans an den Zoller Stefan Niggli ent 
ſtund priſchen diefer Gemeinde und dem Kanton Graubünden ein Streit, der erft im Jahr 1815 durch Schiedſpruch ausge: 
tragen worden ift, und zwar int Sinne der Staatlichen Auffaſſung der Regierung Braubiindens, die der Gemeinde das Recht 
jum Berfaufe an eine Privatperjon beitritten hatte. (S. Lebenserinnerungen von Ludwig Meyer von Anonan.) 


1818, XXXIII 


1813, XXXIII 


1818, XXX 


1818, XXXIII 
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a. In den alt:aargauifhen Bezirken: 


1) Einen Land», einen Waſſer- und einen Trattenzol in Aarau. 

2) Einen Pfundzoll, ein Brüfen: und Weggeld dafelbt, zu Handen der Stadt. 

3) Einen Landzoll in Kölliten, nach einem befondern Tarif. 

4) Einen Land- und Wafferzoll in Brugg. 

5) Einen Brüfenzoll dajelbit, zu Handen der Stadt. 

6) Ein Ländir, Waag: und Lagergeld dafelbit, laut Kaufhausorbnung von 1793, zu Handen 
der Stadt. 

7) Einen Zoll und Geleit in Zofingen, von erfterem '/, zu Handen der Stadt. 

8) Einen Vieh und Pfundzoll und ein Lagergeld dafelbit, zu Handen der Stadt. 

9, Ein Lagergeld in Marburg, wovon */, zu Handen der Stadt und benachbarter Gemeinden. 

10) Einen Pfundzoll und Weggeld dajelbft, zu Handen der Stabt. 

11) Ein Waaggeld daſelbſt, zu Handen obiger Gemeinden. 

12) Ein Waag- und Lagergelb in Lenzburg, zu Handen der Stadt. 

13) Einen Yand- und Seezoll zu Fahrwangen und Tennwyl, zu Handen der Herrſchaft Hallwyl, 
laut Tarif von 1778, 

14) Einen Zoll und Geleit bei dem Fahr zu Auenftein, laut Tarif von 1767, 

15) Einen Zoll bei dem Fahr in der Stilli, laut Tarif von 1770. 

16) Einen Brüfenzoll bei Windifch, laut Tarif von 1800. 

b. In den Freien Aemtern: 

1) Ein Geleit in Bremgarten. 

2) Einen Landzoll, Wafferzoll und Waaggeld in Bremgarten, zu Handen der Stadt, laut Tarif 
von 1716. 

3) Ein Geleit in Villmergen. 

4) Einen Brüfen-, Waffer: und Pjundzoll in Mellingen, zum Theil ganz, zum Theil halb zu 
Handen der Stadt, laut Tarif von 1789. 

5) Ein Geleit dafelbit. 


ec. In der Grafihaft Baden: 


1) Einen Bfundzoll, ein Waag- und Lagergeld in Baden, zu Handen der Stadt, laut Tarif von 1789. 
2) Ein Weggeld dafelbft, gleichfalls zu Handen der Stadt, laut Tarif von 1765. 

3) Einen Landzolf dafelbit zu gleichen Handen, laut Tarif von 1730, 

4) Einen Fährlohn in Zurzach, Koblenz und Klingnau, laut Tarif von 1760 und 1791. 
5) Einen Zoll und Geleit in Zurzach. 

6) Ein Waag- und Lagergeld dafelbit, zu Handen der Gemeinde. 

7) Ein Weggeld daſelbſt von Pferden, zu gleichen Handen, laut Tarif von 1791, 

8), Einen Grenzzoll in Koblenz. 

9) Ein Geleit in Klingnau. 

10) Ein Geleit auf der Aare in Kleindöttingen. 

11) Ein Brüfengeld in Dägerfelden, zu Handen der Gemeinde. 


— 
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12) Einen Stadt: und Marktzofl in Kaiferjtuhl, zu Handen der Stabt. 

13) Einen Fährlohn zu Wettingen, zu Handen des Klofters, laut Tarif von 1801. 
d. Im Fridtbal: 

I, Einen Grenzzoll in Nheinfelden, laut kaiſerlichem Tarif von 1734. 

2) Einen Brülkenzoll dafelbit, zu Handen der Stadt, laut Tarif von 1757. 

3) Einen Nebenzoll in Stein. . 

4) Einen Nebenzoll in Zeiningen, faut Tarif von 1771, 

5) Einen gleichen in Frick, nach Tarif von 1733. 

5) Einen Nebenzoll in Kaiferaugft, nach Tarif von 1733. 

7) Einen Nebenzoll in Magden, nach Tarif von 1771. 

8) Einen Nebenzoll in Herznach, laut Tarif von 1771. 

9) Einen Nebenzoll in Wölfliswhl, laut Tarif von 1771. 

10) Einen Nebenzoll in Wegenitetten, laut Tarif von 1771. 

Auf den Antrag der Kommiffion hat die Tagfazung den Kanton Aargau aufgefordert, über ſämmt— 
liche Berechtigungen einen jorgfältigen Unterſuch zu veranftalten, die ehemaligen Grenzzölle zwiſchen den 
dermalen zum Kanton Aargau vereinigten Landichaften aufzuheben oder zu verlegen und das Zollweien 
auf eine Weile zu vereinfachen, daß dasfelbe in ein Syſtem zujammengefaßt, und jämmtliche Be- 
rechtigungen in die drei Hlafjen: in Tranſit- oder Grenzzölle, in Geleits- in Brüfen- und Weggelder 
abgetheilt werden; ferner alle Markt- und Pfundzölle und dergleichen Gebühren zu wirklichen Municipal: 
abgaben umzumandeln umd über alles dieſes der Tagſazung des Jahres 1804 einen ausgearbeiteten 
Entwurf vorzulegen; dabei wurde dem Kanton Aargau überlaffen, alles was mit dev Bunbesverfafjung 
unvereinbar ift, jofort aufzuheben. 

1. Am 27. Juli 1804 hat die Tagjazung in Folge laut gewordener Bejchwerden den Kanton 
Aargau eingeladen, die Zölle und Weggelder im Frickthal, die feinerzeit, als diefes noch nicht zur Eid: 
genoſſenſchaft gehörte, natürlid mit feiner freundnachbarlihen Rüfficht auf die verbündeten Kantone 
eingerichtet worden waren, nad) dem Mafitab des übrigen eidgenöffifchen Zollweſens, befonders nad) 
den Bolltarifen der an Deutichland angrenzenden Nachbarkantone, zu vereinfachen, und demfelben in 
diefem Sinn feine bisherigen Berechtigungen auf ein Jahr beftätiget. Über das von Aargau vor: 
gelegte neue Zollſyſtem it die Tagſazung dagegen für einmal nicht eingetreten. 

II. Am 9. Juli 1805 hat die Tagjazung dem Kanton Yargau neben der allgemeinen Betätigung 
jeiner bisherigen Berechtigungen für ein Jahr ein Weggeld auf der Straße von Baden bis Wettingen 
bewilligt, jedoch in der Erwartung, es werde Margau bei der Aufftellung feines allgemeinen Weggeld: 
und Zolltariis darauf Rükſicht nehmen, daß einerjeits die erwähnte Straße größtentheils durch die 
helvetiſche Negierung und hiemit auf allgemeine Koften errichtet worden, anderjeits, daß es unbillig 
wäre, auf eine einzelne Meine Landesjtrefe das ganze Weggeld einer längern Straße zu übertragen, 

IV. Am 9. Juli 1806 wurde von der Tagjazung ber Tarif des Weggelds auf der Straße von 
Baden nach Wettingen auf bie Hälfte hinuntergefezt und dem Kanton Aargau die Beichwerben des 
Kantons Zürich über verichiedene Zollverhältniffe, bejonders den Kaijerzoll auf das Salz zu Rhein: 
ſelden und die vielen Heinen Zölle im Fridthal zur Berükfichtigung empfohlen. 

V. Am 1. Juli 1807 hat die Tagfazung die Beichwerden Zürichs, unterftüzt von Zug, rükſichtlich 
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des Einfuhrzolles auf Salz im Fridthal, dem Kanton Aargau mit der Einladung überwiefen, denfelben 
auf Ende Yahres abzubelfen und über den Ertrag dieſes Zolles eine bejondere Rechnung zu führen, 
welche der Tagfazung des Jahres 1808 vorzulegen ift, die dann in Sachen enticheiden wird, 

VI Am 12. Juli 1808 wurde die Tagfazung benachrichtigt, daß und wie bie früher gewalteten 
Anftände hinfichtlidy des Einfuhrzolls auf Salz im Fridthal beigelegt jeien. 

VII Auf Antrag der Gefandtihaft von Zürich hat die Tagjazung des Yahres 1808 den Land: 
ammann der Schweiz eingeladen, feine biplomatiihe Verwendung ber der großherzoglich- badiſchen 
Regierung eintreten zu laſſen, damit diefelbe ihrerfeits im eine verhältnigmäßige Herabjezung des ihr 
zufommenben Antheils an dem Zoll von dem Salz, welches über Rheinfelden eingeführt wird, eimmwillige. 

VII. Am 23. Juni 1809 hat die Tagfazung auf den Antrag einer am 6. desjelben Monats 
niedergefezten Commiffion dem Stanton Aargau ein Weggeld für die mit einem Koftenaufwand von 
237,175 Schweizerfranten neuerbaute, über 3 Stunden lange Straße über die Staffelegg nad) vor: 
gelegtem Tarif (ev jteht im Abſchied) bemilligt. 

IX. Am 13, Juni 1810 erfolgten nachträglich noch einige Standesratificationen in Betreff des 
leztes Jahr bewilligten Weggeldes über die Staffelegg. 


8. Thurgau. 


I. Nachdem in der Tagfazung bes Jahres 1803 auf den von der Zollcommiffion erftatteten Bericht 
bin das Begehren Thurgaus, daß ihm in Hinficht auf die Grenzzölle Vollmacht ertheilt werden möchte, 
auf Ein» und Ausfuhr der Waaren einen angemefienen Zoll zu legen, bie innern ſchon beftehenden 
Zölle aber fortdauern zu laffen, feine Ausficht auf Genehmigung hatte, rebucirte es fein Berlangen 
dahin, es mögen ihm bis auf fünftige Tagfazung, welcher dann eine volljtändige Zollverordnung für 
ben Kanton Thurgau vorgelegt werde, die Ein- und Ausfuhrgebühren nad dem Scaffhaufer Tarif, 
und die Weg-, Brüfen- und Landungsgelder aber im jezigen Beftand, ebenfalls für ein Jahr, bewilliget 
werben. Die Tagjazung hat dieſes nene Begehren genehmiget. 

JH. Am 19. Juli 1804 hat die Tagjazung die nachftehenden, ganz auf dem Fuß des Schaffhaufer 
Zolltarifs eingerichteten Zollberechtigungen bes Kantons Thurgau für ein Jahr bejtätiget: 

1) einen vom Großen Nathe des Kantons Thurgan am 15. Mai 1504 bejchlofjenen Grenzzolltarif; 

2) für fchon beitandene Weg-, Brüken- und Gretgelder: 

a. jchs Tarife für Weggelder zu (Meiningen) »Fsliton nach Conftanz, zu Heidelberg, am 
Duttwplerberg, zu Rykenbach (einfchließlic das Brüfengeld), Frauenfeld, Arbon ; 

b. ſechs Tarife von Brüfengeldern zu Pfyn, Weinfelden, Amlifon, Ayfenbadh, Dießenhofen 
und Frauenfeld; 

ce. Tarife für Gret- und Dammgeld: Gretgeld in Gottlieben und Ermattingen; Suftgeld zu 
Bottighofen; Gretgeld zu Stedborn und in Dießenhofen; ferner einen Tarif des in Arbon 
bezogenen Zolles vom April 1804, von welchem die Hälfte ald Damm: und Gretgelb au: 
geſezt iſt. 

III. Die Tagſazung des Jahres 1806 hat dem Kanton Thurgau unter Ratificationsvorbehalt den 
Brüfenzoll zu Dießenhofen für Zugvieh am geladenen und leeren Wagen nadı dem Anjaz für die Brüfe 
zu Stein erhöht von 2'/, Kr. auf 3 Kr., und von 1'/, Kr. auf 2 Krenzer. 
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IV. Um 4. Juli 1807 ift der leztjährige Beſchluß in Betreff des Brüfengeldes für die Brüfe 
über den Rhein bei Diefenhofen ratificirt worden. ; 

V. Ferner wurde am 7. Juli gleichen Jahres auf die Dauer von zehn Jahren ein Brüfengelb 
bei der in einem ungefähren Koftenaufwand von 20— 30,000 Franken neu zu erbauenben Brüfe über 
die Thur bei Üßlingen nad) vorgelegtem Tarif geftattet. 

VI. Ebenfalls für die Dauer von zehn Jahren find am 7. Yuli 1810 dem Kanton Thurgau bie 
folgenden Berechtigungen bewilliget worben: 

1) ein Brüfengeld für bie Brüfe über die Sitter bei Bilchofzell; 

2) ein Weggeld auf der Strafe von Lömiswyl bis Neukirch, welche eine Fortfezung derjenigen ift, 
die von St. Gallen nach Conftanz führt. 


T. Geffin. 


L In dem am 15. September 1803 erftatteten Bericht wurden nachjtehende Berechtigungen des 
Kantons Teſſin aufgeführt: 

1) Ein Grenzzoll in Locarno. 

2) Ein Grenzzoll in Magabino. 

3) Ein Grenzzoll in Lauis und Mendris; nad zwei Tarifen für die Landſchaften Lauis und 
Locarno von 1759 und 1764, 

4) Ein innerer Zoll in Bellenz. 

5) Einer am Platifer. 

6) Einer in Blenio. 

7) Endlich ein Bruchzoll in Airolo, zu Handen dev Gemeinde. 

Auf den Antrag von Schwyz und Zürich, der ein Mittelweg zwifchen den Begehren Tefjins und 
den Borjchlägen der Commiſſion iſt, hat die Tagfazung die Grenzzölle im Kanton Teſſin in Bezug auf 
Pierde, Vieh, Korn, Wein, Käſe und Reis, welche ſchweizeriſches Gut find, auf bie Anfäze von 1759 
und 1764 zurüfgeführt. Betrefjend andere Handelsgegenftände und nicht eidgenöffiiches Gut überhaupt 
it Teſſin, für einftweilen geftattet worden, nad Genehmigung dur den Landammann der Schweiz 
Anfäze, welche höher als die von 1759 und 1764, aber geringer als die feit dem Jahr 1798 erhobenen 
jind, einzuführen; umvorgreiflich dem Entjcheid der Tagjazung des Jahres 1804. — Die verlangte Er- 
böhung der Weggelder im Innern bes Kantons, jpeciell auf der Gotthardftraße, joll erſt dann bemilliget 
werben, wenn diefe Straße die nothivendigen Berbefjerungen erhalten hat. 

U. Am 27. Juli 1804 hat die Tagfazung die vorjährige Schlußnahme im Weſentlichen für ein 
Jahr beftätigt, für die Aus: und Einfuhrzölle aber einen in mehrfacher Beziehung modificirten Tarif 
anfgeftellt (er jteht im Abſchied). 

II. Am 9. Yuli 1805 iſt ungeachtet der Einwendungen verjchiedener Kantone (Uri, Schwyz, 
Unterwalben, Züri, Graubünden) auf ein Jahr der von Teſſin vorgelegte neue Zolltarif genehmiget 
worben, in Rükſicht auf die ſchwierige Lage und die geringen Hülfsmittel des Kantons und in Betrachtung, 
daß der unternommene und zum Theil bereits ausgeführte Bau einer ſchönen fahrbaren Strafe von 
Lauis bis Airolo fehr beträchtliche Untoften erforderet. 

IV. Am 10. Juli 1306 hat die Tagfazung anf die Beſchwerden verjciedener Kantone die Bezüge 
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des Kantons Teffin auf Lebensmitteln und Vieh weſentlich modificirt. Daneben mußte fi die Tag- 
jazung mit fünf verfchiedenen Beſchwerden Granbündens gegen Teffin befaifen, betreffend 1) prätenbirte 
Hollpflicht dev Miforer zu Bellen; auch jür Gegenftände ihres Hausbebarfs, und Erhebung eines Weg- 
geldes von der Bünbnergrenze nach Magadino; 2) hoher Zoll auf italienische Schafe, Ziegen und 
Ejel, die nad; den Bündner Alpen fommen; 3) übertriebene Gebühren für Flößholz durd die Moeſa 
und den Teſſin in den Lago maggiore; 4) Anlegung von Fiſchſchleußen Seitens der Bellenzer in der 
Moeja, zu großem Schaben der Miſoxer; 5) vertragsmidrige Einführung von Zöllen, Weg- und 
Brüfengelbern alla Nozza, zu Dongio, Malvaglia und Biasca zum Nachtheil der Einwohner von 
Difentis. Für 2 und 3 lagen Verträge zwifchen ber Thalſchaft Diifor und Teſſin vom 5. September 
1805 und 14. Juli 1804 vor, und es ließ cs die Tagſazung für einmal bei denfelben bewenden, und 
bezüglich) der andern drei jtunden die Verhältniſſe jo, daß Grund zur Annahme vorhanden war, es 
werden ſich die beiden Kantone gütlicy verftändigen können, 

Anläßlich ift mit Rükſicht auf den vielfach ſchlechten Zuftand der Straßen im Teffin, befonders am 
Montecenere und von Irnis (Biornico) bis auf den Gotthard, der Yandammann der Schweiz beauftragt 

vos, XL worden, für die nöthigen Werbefferungen beforgt zu jein.*) 

V. Die gegen die Zoll- und Weggeldverhältnifje Teſſins leztes Jahr vorgebrachten Beichwerden 
find auch wieder vor die Tagjazung des Jahres 1807 gebradjt worden, da ihnen die verlangte Abhülfe 
noch nicht in gewünjchtem Maße geworden it. Uri, Schwyz und Unterwalden flagen über die 
Abgabe auf die Ausfuhr des Viehs und Käſes und auf die Einfuhr des Weines; Zürich beſchwert 
ſich wegen des Zolls auf tranfitirenden Waaren, bejonders auf Seide, und Graubünden wiederholt 
die leztjährigen fünf Klagepunfte. Die Tagſazung hat hierauf im Wejentlihen ihre Schlußnahmen vom 
lezten Jahre beftätiget und in einzelnen Punkten neue Weifungen und Einladungen an Tejfin ergehen 
lajjen, ſoweit fie ſolche im Intereſſe des freien Verkehrs und herkömmlicher Rechte für nöthig fand. 
Zugleih wurde dem Landammann der Schweiz neuerdings aufgetragen, den Kanton Tefjin zu gehöriger 
beförderlicher Inſtandſtellung der großen Strafe durch Teſſin nach alien, mit Inbegriff des Stüfes 

vor, KA von Bellen; nah Deagadino, wirffam anzuhalten. 

VL Am 7. Juli 1807 bat die Tagjazung das Begehren Tejfins um Bewilligung 1) eines Aus— 
fuhrzolles von 2 Kreuzer auf jedes Rubo (15 Pd.) von Aſche, Scyaf- und Ziegenmift, 2) eines Weg- 
gelbes für men zu errichtende Landſtraßen abgelehnt, da in Bezug auf 1) der Ausfuhr durch Polizei: 
maßregeln vorgebeugt werden fünne, während Hinfichtli 2) das Verlangen in diefer Allgemeinheit 
unftatthaft jei, indem foldye Weggeldbewilligungen nur für bejtimmt bezeichnete Straßen nach vorheriger 

17, XLI Prüfung der einfchlägigen Verhältnifje ertheilt werden. 

VII Um 28. Juli 1808 ift der Tagſazung ein am 5. April abgeichlofjener Vertrag zwiſchen den 
Kantonen Graubünden und Tejjin vorgelegt worden, durd) welchen die früher zwoijchen dieſen beiden 
Kantonen, reſp. zwiſchen Mifor und Teffin gemalteten Anjtände rükſichtlich des teſſiniſchen Zollweſens 

1808, XXI beigelegt worden find. 


*; Der Aetenband Nr. 287 des eidgendiftichen Mediationsardivs enthält in Bejug auf dieſen Auftrag einen ausführ: 
lichen Infpeetionsbericht des Oberften von Haujer an den Landammann der Schweiz, d. d. Bafel 16. November 1806, über 
den Straßenzuftand im Kanton Teifin. 
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VII. Am 16. Juli 1808 hat die Tagjazung einen Antrag bes Kantons Teſſin auf eine ausgleichende 
Abänderung des Einfuhrzolls auf tranfitirende Waaren nadı dem Commiſſionsvorſchlag ad instruendum 
genommen, und unter Vorbehalt der Ratification Teſſin ermächtigt, eine Erhöhung des Einfuhrzolls 
für diejenigen Waaren, welde aus Stalien kommen und im Kanton Teſſin confumirt werben, ein- 
treten zu laſſen. Auch wurde demfelben gejtattet, diefe Erhöhung ſelbſt vor erfolgter Ratification ein- 
treten zu laſſen. 

IX. Ebenfalls am 16. Juli wurde Teſſin unter Ratificationsvorbehalt ermächtigt, von dem aus 
‚alien zur Conſumation im Kanton Teſſin eingeführten Reis und Getreide eine Einfuhrgebühr nad) 
dem Tarif von 1806 wieder zu beziehen, und das Begehren, für das durch den Kanton tranfitirende 
Reis und Getreide ebenfalls wieder einen Einfuhrzoll erheben zu dürfen, ad instruendum genommen. 

X. Ferner lag ber Tagjazang am gleichen Tag das mit den großen Koften des für die ganze 
Eidgmoffenichaft jo wichtigen Straßenbaues vom St. Gotthard bis zur italienifchen Grenze motivirte 
Begehren Teifins um Geftattung einer beträchtlichen Erhöhung des Weggeldes, nach vorgelegtem Tarif, 
zur Berathung vor.*) Da nun die Geſandten diesfalls ohne Inſtruction waren‘, die Sache aber von 
allzugroger Wichtigkeit befunden wurde, um von fich aus einen Entſcheid zu faſſen, jo ift lediglich das 
Begehren mit der nachdrüklichſten Empfehlung an die Stände ad instruendum genomfien worden, daß 
fie in Beherzigung der Handelsbedürfniſſe der Schweiz und mit Rükſicht theils auf die bejondere Lage 
des Kantons Tejfin, theils auf die bisherigen Anftrengungen und Aufopferungen desjelben, ihren Gefandt- 
Ihaften auf fünftiges Jahr die billigften und möglichft günftigen Inſtructionen zur Willfahrung des 
Anſuchens ertheilen möchten. 

Xl. Betreffend die Abänderung des Zolltarifs für die aus Italien nadı dem Kanton Teſſin kom— 
menden Saufmannswaaren, hat die Tagjazung am 14. Juni 1809 ihren Beſchluß von 16. Juli 1808, 
durch welchen für feine und ordinäre Waaren, die im Kanton confumirt werden, ein Durchſchnittsanſaz 
von 15 Sols, und für tranfitirende eine Mitteltare von 5 Sols bewilligt worden war, ratificirt. 

XII. Betreffend die Einfuhr von Getreide und Neis aus Italien hat die Tagjazung, infojern das- 
jelbe im Kanton confumirt wird, Teſſin am 14, Juni 1809 definitiv ermächtigt, von demjelben den 
dur den Tarif von 1806 aufgeftellten Eingangszoll zu erheben ; und was das durch; den Kanton Teffin 
nad andern Kantonen tranfitivende Getreide und Reis anbelangt, jo wurde am 27. Juni auf den Antrag 
einer am 14. desfelben Monats niedergefezten Commiffion dem Kanton Tejiin ein verminderter Ein: 
gangszoll bewilligt, und zwar von 5 Soldi von dem Moggio Neis oder Getreide und 4 Soldi von 
Schmaljaat. 

XI. Ferner find am 4. Juli 1809 auf den Bericht der gleichen Commiſſion die Weggelder auf 
der Straße über den St. Gotthard bis an die italienische Grenze definitiv in folgender Weije feſtgeſezt 
worden: 1) Für die erſte Abtheilung ber Gotthardftraße, welche die Strefe von der Spize des Gotthards 
bis nach Giornico umfaßt und zu 8 Stunden berechnet wird, joll es bei dem bisherigen Weggeld am 
Berg Platifer lediglich fein Bewenden haben, und von einer Erhöhung desjelben erſt dann die Rede 
kin, wenn die Verbejjerung dieſer Wegjtrete beträchtlich vorgerüft jein wird. 2) Für die weitern Ab- 
theilungen: a. Giornico-Eadenazz0, ebenfalls 3 Stunden, b. Cadenazzo-Lauis 6 Stunden, c. Lauis— 
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PonterTreja 2 Stunden, d. Capolago-Chiafjo 2 Stunden, Bezugsort Mendrifio, als Mittelpunkt, wo 
ber Straßenbau entweder ganz ausgeführt oder doch jehr weit vorgerüft ijt, hat die Tagjazung den 
Mafitab angenommen, daß von einem geladenen Pferd, oder von einem Pferd, das vor einen geladenen 
Wagen gefpannt fei, 1 Kreuzer oder Soldo per Stunde bezahlt werden und vermitteljt deſſen dann bie 
alten Weggelder und Gebühren abgeichafft fein follen. — Dagegen wurde auf das Begehren eines neuen 
Zolles auf Wein und Zollerhöhung auf gebranntes Waffer nicht eingetreten und in Bezug auf den Abzug 
der Emballage e8 bei dem beftchenden Uſus belafjen. 

XIV. Am 13 Juni 1810 ift ein von Seite des Kantons Graubünden hinfichtlich der erhöhten 
Weggelder und Tranfitzölle im Kanton Teſſin gemacdhter Vorbehalt vertragsmäßiger Rechte einiger Hoc- 
gerichte und Gemeinden feines Kantons in das Protokoll gefallen. 

XV. Am 19. Juni 1811 hat bie Tagſazung von einer Erflärung bes Kantons Teſſin betreffend 
Berzollung des Weines, welchen Teifiner ab ihren Grundftüfen in Italien in den Kanton einbringen, 
ohne daß fie in demfelben wohnen, einfach VBormerfung an's Prototoll genommen, da die Verfügung 
lediglich Rantonsangehörige betrifft. 

XVI. Um 9. Juli 1813 hat die Tagfazung das Begehren des Kantons Teijin um Bewilligung 
eines Brükengeldes bei der neu zu erſtellenden Brüke über den Teſſin a la Poretta bei Bellenz, nebſt 
dem eingelegten Tarif ad instruendum genommen. 


Ü, Waadt. 


I. In dem am 16. September 1803 der Tagjazung eritatteten Commiffionsbericht waren nach— 
jtehende Verechtigungen des Kantons Waadt aufgeführt: 

1) Ein Geleit und Heiner Zoll in den Grenzbureaur Nyon, Morges, Ouchy, Lauſanne, Vevey oder 
Blonay, Rolle, Billeneuve, Moudon, le Pont, fe Braſſus, Vallorbes, Nverdon oder Baulmes, Ballaiques, 
Bullet und Ste. Croix, laut Tarif von 1762, 

Der nämliche in Eoppet und St. Cergue von den ins Land tretenden und nicht bei Nyon vorbei: 
gehenden Waaren. 

2) Ein Tranfitzoll in Eraffier von allem aus dem Pays de Ger nach Genf geführten Holz. 

3) Ein Zoll vom ausgeführten Wein in Craſſier. 

4) Ein Brüfenzoll in Chateau-d'Oex. 

5) Ein Brüfenzofl in Aubonne oder Allamand, laut Tarif von 1783. 

6) Ein Brüfenzoll in Breffonaz, laut Tarif von 1783. 

7) Ein Trattengeld in den Grenzbureaur von 15 Bazen für jedes ausgeführte Pferd, und 10 Bazen 
für jedes Füllen. 

Die Tagjazung hat diefe Berechtigungen für einftweilen beftätigt, den Kanton Waabt ermächtigt, die 
Weine ans Savoyen mit der gleichen Ginfuhrgebühr zu belegen, welche feit 1762 auf den Weinen aus 
den alt-franzöfiichen Landen lajtet, und demfelben endlid ein Brüfengeld (4 Kreuzer von jedem Pferd 
oder Stüf Vieh) für die neu zu erftellende Brüle bei Vivis auf 10 Jahre bewilligt. 

II. Die Tagjazung des Jahres 1804 hat die leztjährige Zoll: und Weggeldbeftätigung des Kantons 
Waadt noch für ein Jahr erneuert. 
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$ 116. Eidgenöſſiſche Grenzanitalten. 


I. Gremzanftalten auf eidgenöffifcdre Anordnung, aber unter der unmittelbaren Ber: 
waltung der betreffenden Grenzkantone. 


I. Aufftellung einer biesfälligen VBerorbnung, vom 5. Juli 1806, und 
Bollziehung derjelben. 


A. Am 4. Juni 1806 hat der Landammann der Schweiz der Tagjazung unter Vorlegung der 
weientlichten Correſpondenz Bericht erftattet Über die gegen die Schweiz erhobenen Vorwürfe, als habe 
aus derjelben eine außerordentliche Verſendung engliiher Waaren, Eolonialerzeugnifje und ſchweizeriſcher 
Fabricate nach dem Fürſtenthum Nenenburg ftatt gefunden, kurze Zeit ehe diefes Fürftenthum von 
Preußen an Frankreich abgetreten worden ijt, jowie über das Begehren Frankreichs, daß auch die 
Schweiz die Einfuhr engliſcher Waaren verbiete, welchem von Seite der Kantone bereits entiprochen 
worden fei. Damit hatte der Landammann den Antrag verbunden, es möchte die Tagſazung diesfalls 
durch allgemeine Beſchlüſſe einem fejtzufezenden Syſtem möglichſte Übereinftimmung und Entwillung 
geben. — Die Tagjazung hat hierauf, nad) gegenfeitigem Gebantenaustaufch über das mweitausjehende 
Geſchäft und im Hinblit auf die allgemeine politische und commercielle Lage der Schweiz bejchlofien, 
die Feſtſezung der Mittel zu Berhinderung des Schleichhandels mit denjenigen ausländiichen Waaren, 
welche in Frankreich verboten find, zu einer eidgenöfjfiihen Angelegenheit zu machen. Zu Prüfung der 
von den Kantonen erlafjenen Verbote des Schleihhandels mit engliihen Waaren, wie zu Vorberathung 
einer nothwendig werbenden allgemeinen Verordnung, mit Befolgung des diesjalls in Noten der fran- 
zöſiſchen Geſandtſchaft bezeichneten Pfades, wurbe eine Commiſſion niedergeſezt. 

B. Am 27, Juni hat die Commiljion den Entwurf eines allgemeinen Bejchluffes vorgelegt, welcher 
aber an diefclbe zur Modification zurüfgemwiejen wurde, 

C. Am 5. Yuli jodann find nad längeren Erörterungen mit Mehrheit der Stimmen (nicht ohne 
envelhen Widerſpruch einer Minderheit der Kantone) die von der Commiſſion eingegebenen neuen Vor— 
ſchläge zu einer allgemeinen Berordnung in folgender Faſſung angenommen worden: 

1) Es ſoll die Einfuhr aller engliihen Manufacturwaaren und aller in den engliſchen Befizungen 
tabrıeirten Baummollentücher und Monffelines verboten fein, mit einziger Ausnahme des unjerer Yandes- 
fabrication als erfter Stoff dienenden Baummwollengarn®. 

2) Die Vollziehung und Handhabung diejes Verbots iſt den löblichen Grenzlantonen in dem Sinne 
übertragen, daß jeder derjelben auf jeinem ZTerritorio die hiezu erforderlihen Maßregeln treffen und in 
frenge Ausübung bringen werbe. 

3) Zu einiger Defung ber dadurch verurfachten Unkoſten und für die Daner diefer Anftalt wird 
das durch Maſchinen gefponnene Baumtmwollengarn mit einer Einfubhrtare von einem Kreuzer auf das 
Pfund Markgewicht, und alle andern Kaufmannswaaren mit einer Bifagebühr von drei Kreuzer auf den 
Gentner belegt werden. Ein jeder löbliche Grenzfanton wird über diefe Einnahme und Ausgabe genaue 
Rechnung führen, und jelbige der fünftigen Tagjazung vorlegen, damit alsdann von ihr über die billige 
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Vertheilung des Ertrags entjchieden werde; zu welchem Ende die Grenzfantone über ihre baherigen 
jpeciellen Einrichtungen und deren SKoftenbetrag dem Landammann der Schweiz mit möglichiter Be- 
jörberung eine Überficht vorlegen ſollen. 

4) Die den löblihen Grenztantonen übertragene Vollziebung diefes gemeineidgenöffiichen Einfuhr: 
verbotes wird Zr. Exreellenz dem Landammanı der Schweiz zu forgfältiger Anfficht empfohlen, und 
derjelbe wird eingeladen, der Verabſäumung der diesjallfigen Vorſchriften der Tagſazung, durd bie in 
feinen Handen liegenden verfafjungsmäßigen Mittel, kräftig entgegenzuwirken. 

5) Damit die Vollziehung diejer gemeineidgenöffischen Verordnung ſich ſtandhaft gewäbrleiftet finde, 
iind bie Übertreter derjelben unnachläßlich nad) den in gegenwärtigem Artikel aufgeftellten Grundlagen 
zu bejtrafen; worüberhin dann den löblichen Kantonsregierungen überlafjen bleibt, für die weitern Wieder: 
holungsfälle und für andere von ihnen zu beftimmende erichwerende Umftände noch ſchwerere entehrende 
und körperliche Strafen durch eigene, ihrer Örtlichkeit angemefiene Beſchlüſſe anzuordnen. 

a. Der erſte einfache Fall der Einführung oben verbotener englischer Manufacturwaaren joll mit 
der Confiscation ber eingeführten verbotenen Waare und mit einer Geldbuße beftraft werben, 
die dem doppelten Werth berjelben gleichtomme ; 

b. im Wiederholungsjall joll, nebjt der Konfiscation, die Zuchthaus. oder Gefängnipftrafe wenig: 
ftens auf zwei Jahre, mit oder ohne nachheriger Landesverweifung, auf den Feblbaren ange: 
wendet werben; 

c. Alle, die ſich mittel» oder unmittelbar der Übertretung diefer Verordnung ſchuldig machen, jind 
obigen Strafen zu unterwerfen ; 

d. auf die Fuhr- und Schiffleute jollen diefelben, nebſt Eonfiscation von Pferd und Wagen oder 
Schiffen, angewendet werben, jo oft fie ſich erfrechten, Kaufmannswaaren mit Abweichung der 
bezeichneten Raufhäufer ober der Hauptlandftraßen einzuführen, wenn fie auch übrigens feiner 
Mitwiſſenſchaft oder Theilnahme au der Einſchwärzung überwiejen würden; 

e. endlid werden die Kantonsregierungen der Pflichwergeſſenheit und Nachläſſigkeit ihrer Grenz: 
und Kaufhausbeamten durch eigene Anordnung ftenern, im Falle der wirklichen Mitwiſſenſchaft 
und Begünftigung des Schleihhandels aber gegen dieſelben, mebjt der Entjezung, die gleichen, 
oder, nad; Bewandtnig der Umftände, verfchärfte Strafen verfügen. 

6) Die löblichen Kantonsregierungen werben dem Yandammann der Schweiz ihre zur Musführung 
des gegenwärtigen Decrets erlaſſende Beichlüjje und Verordnungen mittheilen, und denſelben über die 
bei fid) ergebenden Fällen richterlich ausgefällten Strafurtheile benachrichtigen. 

7) Da aber der Vollziehung der Einfuhrverbote nichts nachtheiliger ift als die Dienge der Einfubr: 
pläze, jo jollen alle jene, weldye dem Commercio nicht unentbehrlich find, für alle und jede Kaufmanns: 
güter geſchloſſen, und die Einfuhr und der Tranfit derfelben ausſchließlich auf nachftehende Grenzpäfle 
befchränft werden: Im Kanton Baſel die Stadt Bajel; im Kanton Aargau Rheinfelden, Laufen: 
burg, Zurzach; im Kanten Zürich Eglisau; im Kanton Schaffhauſen die Stadt Schaffhaufen ; 
im Kanton Thurgan Gottlieben, Uwyl, Arbon; im Kanton St. Gallen Rorſchach, Rhbeined, 
Trübbach; im Kanton Graubünden Menenfeld oder Ehur, wobei die Negierung von Graubünden 
gehalten wird, die untere Zollbrüte gegen Ragaz jo bewachen zu lafjen, daß dieje Station für alle 
in der gegenwärtigen Verordnung berührten, nicht nach Vorſchrift vifitirten Waaren verichlofjen bleibe. 
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8) Damit aber die löblichen Grenzkantone das oben ausgeiprochene Ausfuhrverbot gehörig hand: 
haben und vollziehen können, jo erllären Wir, dab alle über die Grenze der Schweiz eingeführten 
Kaufmannswaaren an den Eingangspläzen jollen vifitirt und verificirt, mit einem bleiernen Siegel 
(plomb) bezeichnet und auch alle Ladkarten und Frachtbriefe vifirt und mit dem Stempel des Kantons 
verfehen werden. Unter dieſen Borfichtsmaßregeln werben die an den obgenannten Grenzftationen eins 
geführten Waaren feinen weiteren Hinderniſſen unterliegen, und der Verkehr im Innern der Schweiz 
ungehemmt bleiben, 

9) Alle Waaren, welche im mern der Schweiz geladen wurden und nad) ben an Frankreich 
grenzenden Kantonen beftimmt find, ſollen nur in den obrigkeitlihen Kaufbänfern und Suſten geladen 
werden; biefe Waaren follen ferner mit einem Frachtbrief verjehen fein, der in dem Kaufhaus, wo die 
Waare geladen wird, vifirt und geftempelt werben muß. 

10) Die hohe Tagjazung, mit dem Wunfche belebt, daß auch mit jenen engliihen Manufacturs 
waaren, welche bereitS in der Schweiz vorräthig wären, oder, den zu veranftaltenden ftrengen Maß 
regeln ungeachtet, der Wachſamkeit der Grenztantone entgehen möchten, von dem eidbgenöffischen Territorio 
ans fein Scleihhandel in das Innere von Frankreich getrieben werde, fordert ſämmtliche, bejonders 
die an den franzöfiichen Grenzen liegenden löblichen Stände auf, ihre Wachſamkeit auf dieſen Endzwet 
bin zu verboppeln, nächſt der Grenze feine Niederlagen verbotener englischer Manufacturwaaren zu 
dulden, und gegen jene, welche des Schleichhandels mit denjelben überwiejen würden, bie in dem $ 5 
dieſes Decrets bezeichneten Bejtrafungen zu verfügen. 

11) Die gegenwärtige gemeineibgenöffische VBerorbnung joll mit den 15. kommenden Monats Auguft 
in Vollziehung gebracht worben fein, und bis dahin werben alle von den löblichen Kantonsregierungen 
vorläufig getroffenen Maßregeln in Kraft verbleiben. 

D. Am 16. Juni 1807 bat die Tagjazung aus den von den Gejandtichaften erjtatteten Berichten 
mit Vergnügen entnommen, daß dem leztjährigen Beſchluſſe allieitig und mit jo gutem Erfolge nach: 
gelebt werde, daß dadurch jeder fernern Klage von Seiten der kaijerlidyfrauzöfischen Behörden vor- 
gebogen worden jei. Gleihwohl werden die Kantone eingeladen, dem wichtigen Gegenjtand auch ferner: 
bin ihre unabläjfige Aufmerkfamkeit zu widmen und mit den getroffenen Anftalten fortzufahren. 

E. Am 7. Juli 1807 hat die Tagjazung auf den Antrag einer am 30. Juni niedergefezten Com: 
miffion, am welche die Frage zur Begutachtung gewiefen worden war, ob die in der Verordnung vom 
5. Juli 1806 aufgeftellten Ginfuhrgebühren nicht ermäßigt werden könnten, befchloffen: für jezt jene 
Verordnung unabgeändert beizubehalten, dagegen die angeregte Frage auf die Tagjazung des Jahres 1808 
ad instruendum zu nehmen. 
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F. Ebenfalls am 7. Juli ift auf den Antrag der gleichen Commiffion in das Begehren des Standes , 


Aargau, daß die Eintrittsitationen auf aargauiſchem Gebiet mit Nükficht auf den Verkehr mit dem 
Schwarzwald um zwei, zu Koblenz und Klingnau, vermehrt werden möchten, nicht eingetreten worben. 
G. Am 20. Juni 1808 wurde die Verordnung vom 5. Juli 1806 durch die Tagjazung wieder 
beftätigt. 
H. Am 12. Juli 1808 hat die Tagjazung die Durch die beftätigte Verordnung feftgefezten Ein: 
gangsftationen im Kanton Margan um eine Station zu Kleindöttingen vermehrt. 
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J. Am 20. uni 1809 murde die Verordnung vom 5. Juli 1806 abermals bejtätigt und den 
Kantonen die wachſame Handhabung derjelben empfohlen. 
K. Am 7. Juni 1810 erfolgte neuerdings Betätigung der genannten Verordnung. 


1. Rechnungsverhältniſſe, hervorgegangen aus der Vollziehung der Ber: 
ordnung vom 5. Juli 1806. 


A. Zu Erörterung der Frage, betveffend die Verwendung des Ertrags ber durch die Verordnung 
vom 5. Juli 1806 aufgeitellten Einfuhr: und Bijagebühren, hat die Tagfazung am 16. Juni 1807 eine 
Commiſſion niedergeſezt. 

B. Auf den Antrag der Commiſſion iſt ſodann am 30. Juni über die Verwendung der Einfuhr: 
und Bijagebühren (dev Bericht jteht Abichiedsbeilage F) unter Ratificationsvorbehalt cin Beſchluß iin 
drei Artikeln) gefaßt worden, gemäß welchem dieſer Ertrag in der Megel einem jeden Kanton überlaſſen 
wird, auf deſſen Gebiet die Gebühren erhoben werben, zugleih aber aud aus dem größern Ertrag 
verjchiedener Kantone die Verluſte, welche andere wegen der größern Koiten ihrer Grenzanſtalten erlisten 
haben, gedeft werden folfen. Dabei ift den Kantonen Bern, Freiburg, Waadt und Bajel der 
bejondere Dant der Tagjazung bezeugt worden für die an der weftlichen Grenze aus eigenen Mitteln 
angeordneten Anjtalten. 

C. Am 7, Juli gleichen Jahres hat die Tagſazung die Kantone Solothurn, Bajel, Schaff— 
haufen und St. Ballen eingeladen, ſich binfichtlich der dem erjtern Kanton von den drei andern zu 
leitenden Entſchädigung fir jeine größern durch die Grenzanitalten veranlaßten Koften freundſchaäftlich 
zu verjtändigen ; nicht gelingenden Falls werde die Tagjazung des Jahres 1808 über dieſen Gegenſtand 
enticheiben. 

D. über die Rechnungen dev Grenzkantone, die am 20, Juni an eine Commiſſion verwieſen worden 
waren, find am 12. Juli 1808 erledigende Beſchlüſſe gefaßt worden, dahin gehend, daß der Berluft 
eines Grenzfantons (Margam) durch die Gewinnſte der andern Kantone pro rata ausgeglichen werde; 
daß nach Regulirung diefer befondern Verhältniffe den Grenztantonen überhaupt der Gewinn überlaffen 
bleibe, welcher aus einem Ertrag der eingegangenen Gebühren, der die Laſt der Grenzanjtalten überjteigt, 
hervorgeht. 

E. Am 20. Juni 1809 haben die betreffenden Grenzkantone (Basel, Schajihaufen, St. 
Gallen, Graubünden, Thurgan und Margan) ihre Rechnungen über den Ertrag der Grenz 
gebühren, wie über die Koften der Grenzanitalten, vorgelegt. Die Tagjazung hat denfelben überlaflen, 
die ſich erzeigenden Dlindereinnahmen zu tragen, da fie früher auch Mehreinnahmen für fich bezogen haben. 

F. Am 7. Juni 1810 wurden die von den Grenzfantonen vorgelegten Rechnungen über die Ein- 
nahmen und Ausgaben, weldye der Bezug der Grenzgebühren veranlaft bat, anf die Beſchwerden der 
Kantone St. Gallen und Aargau über den fie treffenden Nachtheil an eine Commiſſion gewieſen. 

G. Am 25. Juni und 5. Juli 1810 hat die Tagjazung einen Theil (je 1350 Franken) dev Ber: 
lufte der Kantone St. Ballen und Aargau durch die Mehreinnahmen einiger anderer Grenzkantone 
‘Basel und Schafihaufen) gebeft, was dieje leztern zu einer Verwahrung zu Protokoll veranlaßte. 

H. Am 17. Zuli 1811 hat die Tagjazung auf den Bericht einer am 17. Juni niedergefezten Gom: 
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miffion, binfichtlich der Rechnung über den Bezug der Grenzgebühren, bis die Verordnung des Land- 

ammannsd der Schweiz vom 9. November 1810 (fiehe den folgenden Abſchnitt) in Vollziehung geſezt 

worden iſt, feſtgeſezt: die Ausfälle, welche fih in den Kantonen St. Gallen, Graubünden und 

Aargau ergeben, jollen durch die Vorichüfie, die in den Kantonen Bafel und Schaffhauſen 

erzielt worden find, zu zwei Dritttheilen (2385 Franken 6 Bazen 7 Rappen) gebeft werden. 1m, KXXVI 
J. In dem Anhange zu gegenwärtigem Repertorium findet man eine Überficht des Ertrags der 

dur die Verordnung vom 5. Juli 1806 eingeführten Grenzgebühren, fowie der durch die gleichzeitig 

aufgeftellten Grenzanftalten verurjadhten Koften, bis zum 22. November 1810. 


B. Grenzanftalten auf eidgenöſſiſche Anordnung und unter unmittelbarer Leitung 
der Bundesbehörden. 


I. Aufftellung dur den Landammann der Schweiz einer biesfälligen 

einjtweiligen Verorbnung, vom 9. November 1810, und jpätere Erjezung 

derjelben durd definitive Verordnungen vom 17, und 18. Juni 1811 und 
vom 14. Juli 1812. 


4. Durd ein Decret aus Trianon vom 5. Auguft 1810 hatte der Kaiſer Napoleon einen neuen 
Tarif für die Einfuhr verfchiedener Erzeugniſſe und Waaren feitgejezt, und durch ein anderes Decret 
aus Fontainebleau vom 19. October gl. J. das Berbrennen der englifchen Waaren angeordnet. Zugleid) 
find durch ein jerneres Decret vom 1. November 1810 die Colonialwaaren, welche aus Eolonien kommen, 
die im Beſize von Frankreich find, von der Wirkung des obenerwähnten Decretes vom 5. Anguft 1810 
ausgenommen worden. 

B. Bei Mittheilung ber vorftehenden Decrete an ben Landammann der Schweiz durch die franzöſiſche 
Gejandtichaft wurde deren Vollziehung in dringenden Noten verlangt, deren erjte vom 30. September 
batirt ift. In Folge dejien hat der Landammann der Schweiz unterm 9. November 1810 eine den 
geftellten Begehren entiprechende allgemeine Verordnung erlaffen, durch welche die eidgenöffiichen Grenz: 
anftalten verfchärft und unter die unmittelbare Leitung der Bundesbehörden gejtellt worden find. Es 
erhielt dieje Verordnung auf dem Wege der Eorreipondenz die Zuftimmung der Kantone, Diefelbe hat 
folgenden Wortlaut: 

Wir der Yandammann der Schweiz und Präfident der Tagſazung der XIX eidgenöffifchen Stände: 

Nachdem Wir aus den Verordnungen der ſämmtlichen Kantonsregierungen der ſchweizeriſchen Eid— 
genoſſenſchaft den übereinitimmenden Willen entnommen, daß nad dem Begehren Sr. Maj. des Kaiſers 
von Frankreich die in die Schweiz eintretenden Kolonialmaaren mit einer außerordentlicen Abgabe be 
laftet werben ; 

Und in Betracht, daß die genauefte Erhebung dieſer Abgabe einerfeits durch die erforderlichen Grenz« 
anftalten gefichert und anderjeits für den innern Verkehr möglichit vereinfacht werden foll; daß e# endlich 
höchſt dringend jei, daß dieſe Grenzanftalten ſogleich in Vollziehung treten ; 

In Erwartung der Beſchlüſſe, die von der hohen Tagjazung werden genommen werden, ertheilen 
darüber den fämmtlichen hohen Ständen folgende allgemeine Anleitung: 
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1) Alle in die jchmweizerifche Eidgenofjenfchaft eintretenden Kaufmannsgüter follen nur an ben be: 
jtimmten Grenzpäſſen eingelafjen werden. 

2) Dieje Grenzpäffe werben beftimmt, wie folget: im Kanton Bafel: Bafel; im Kanton War: 
gan: Rheinfelden, Laufenburg, Zurzach; im Kanton Zürich: Eglisau; im Kanton Schaffhauſen: 
Schaffbaufen; im Kanton Thurgau: Gottlieben, Utwyl; im Kanton St. Gallen: Rorſchach, 
Rheined, Trübbach; im Kanton Graubünden: Chur; im Kanton Tejjin: Chiafjo, Magadino, 
Morcote, Lugano, PBonte-Treja, Locarno; im Kanton Waadt: Nyon, Duchy, Bevey, Balaiques; im 
Kanton Bern: Zihlbrüd, Nidau. 

3) An jedem biefer Grenzpäſſe von Bajel bis Ehur wird ein Grenzbureau errichtet; das Gleiche 
wird an den übrigen Päſſen ftatthaben, wenn nach den ſich ergebenden Verhältniffen der Zeitpunkt dafür 
wird bejtimmt werden fünnen. 

Die Einrichtung dev Grenzbureaur, ſowie die Ernennung der erforderlichen Beamten ijt den be- 
treffenden Kantonsregierungen mit der Beitimmung übertragen, darüber dem Landammann der Schweiz 
genauen Bericht zu erjtatten. 

4) Alle eintretenden Kaufmannswaaren werben ohne alle Ausnahme abgeladen, verificirt, vifitirt 
und jedes Stüf oder Eollo freuzmweis gebunden und mit einem bleiernen Siegel verfehen (plombirt). 

5) Die mit der außerordentlichen Abgabe belegten Colonialwaaren werden ſogleich nach erfolgter 
Berification und Bilitation in bejonders dafür zu errichtende Negiiter, mit deutlicher Bezeichnung des 
Datums, der Marque, des Gewichts und dev Beitimmung, getragen. 

6) Ale in dem Tarif nicht bengunten Raufmannsgüter werden fernerhin nach dem Beſchluß der 
hoben Tagſazung vom 5. Juli 1806 behandelt. 

7) Die auf die Eolonialmaaren gelegte anßerordentliche Abgabe wird nad SERIEN Tarif bezogen, 
der gegenwärtiger Anleitung beigefügt it. 

8) Die außerordentliche Abgabe wird entweder jogleich bei dem Eintritt an das Grenzbureau oder 
in einem ber obrigfeitlichen Kaufhäuſer entrichtet. 

In keinem Fall darf die Waare aus der obrigkeitlihen Verwahrung an den Eigenthümer abgeliefert 
werben, es jeie denn die Abgabe bezahlt. 

Die Grenzbureaug und Kaufhäuſer jind ihrer Regierung dafür verantwortlich, wie auch eine jede 
Kantonsregierung jelbe ber eidgenöffischen Tagjazung gewährleijtet. 

9 Diejenige Waare, für welche die außerordentliche Abgabe an dem Grenzbureau entrichtet worden 
ift, wirb mit einem daherigen Empfangſchein verjehen, der das Datum des Eintritts, Marque, Qualität 
und Gewicht genau bezeichnet. 

10) Für diejenige Waare hingegen, welche nad) einem obrigfeitlichen Kaufhaus der Schweiz ver: 
laden wird, foll ein Einlieferungsichein (Acquit à caution) ausgeftellt werden, der die zu befahrende 
Route, den Termin der Ablieferung, Marque, Qualität und Gewicht genau bezeichnet. 

Das Grenzbureau jendet zugleich ein Doppel des Acquit & caution durch die Poſt an das Kauf- 
haus, auf weldyes das Original ausgeftellt iſt. 

11) Dasjenige Kaufhaus, meldyes die Waare empfängt, hat das Original des Acquit à caution 
jogleich mit der Beicheinigung der Waare verjehen an das Grenzburean zurüfzujenden und tritt dadurch 
in die Verpflichtung des $ 8 gegemmwärtiger Anleitung. 
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12) Das Kaufhaus im Hauptort eines jeden Kantons wird in Beziehung auf gegenwärtige Ans 
leitung allein als obrigteitliches Kaufhaus anerkennt, auf welches die Grenzbureaux Acquits à caution 
ausftellen mögen. 

Das Kaufhaus von Zurzady wird für die Waaren, welche auf die Meſſe gebracht werden, ebenjalls 
anerkennt. Die hohe Regierung löblihen Standes Aargau wird dafür die erforderlichen Maßregeln treffen. 

Sollte die Regierung eines löbl. Standes die Verlegung ihres obrigkeitlichen Kaufhanfes an einen 
andern Ort verlangen, jo wird dem Landammann der Schweiz davon Bericht eritattet. 

13) Das obrigkeitliche Kaufhaus eines Kantons kaun die von einem Grenzbüreau unter Acquit 
à caution eingegangenen, aber für einen andern Kanton bejtimmten Waaren nach dem Kaufhaus des 
leztern verladen laſſen. In diefem Fall hat das abliefernde Kaufhaus die Vorfchrift des $ 10 über 
die Acquits à caution zu erfüllen, und dasjenige Kaufhaus, welches die Waaren empfängt, trittet in 
die Verpflichtungen, weldye der 8. 8 vorſchreibt. 

Dabei wird aber beftimmt erklärt, daß diefe Verfügung ‚mer bei ganzen Partien oder uneröffnet 
gebliebenen Collis, niemals aber auf andere Art jtatthaben kann. 

14) Bei einem jeden Grenzbiireau wird ein Polizeipoften etablirt. An der Grenze werden die 
erforderlichen Bolizeianftalten zur ſtrengſten Unterbrüfung des Scleichhandels ſogleich eingerichtet werden. 
Die refpectiven Kantone werden über deren Organijation und Inſtruction dem Landammann der Schweiz 
ihren Bericht eingeben und zugleich die angemeſſenen Berfügungen treffen, daß ſämmtliche Grenzanftalten 
nöthigen Falls mit Militärwachen unterſtüzt werden, 

15) Alle jomohl bei den Grenzbüreaur oder am andern Orten über die Grenze fahrenden Fuhr— 
werfe aller Art werden vifitirt. 

Ver bei den Büreaux die Waaren nicht declarirt, oder wer,an andern Orten irgend eine Kaufmanns: 
maare über die Grenze zu führen oder einzubringen jucht, verfällt in die Strafe der Confiscation und 
deren Folgen. 

16) Jede Übertretung dieſer gemein-eidgenöffiichen Verfügungen wird von den competenten Behörden 
auf das ſchärfſte beitraft werden; wofür nad Anleitung des Tagfazungsbeichluffes vom 5. Juli 1806 
folgende Grundlagen fejtgefezt find: 

a. Der erjte einfache Fall der Übertretung durch jaljche Angabe an den Büreaug oder der Ein- 
ſchwärzung an übrigen Grenzen, wird mit Eonfiscation der Waare und mit einer Geldbuße 
beftraft, die dem doppelten Werthe derjelben gleich kommt. 

b. Im Wiederholungsfall ſoll nebjt der Eonfiscation die Zuchthaus- oder Gefängnißjtrafe wenigitens 
auf zwei Jahre, mit oder ohne nachheriger Landesverweifung, angewendet werben. 

c. Alle, die ſich mittel- oder unmittelbar der Übertretung diefer Verordnung ſchuldig machen, find 
obigen Strafen zu unterwerfen. 

d. Fuhr- oder Sciffleute, die Kaufmannswaaren mit Abweichung der bezeichneten Grenzbüreaur 
einzuführen fuchten, jollen nebſt Gonfiscation von Pferden, Wagen, Schiffen zc. mit obiger 
Strafe belegt werden, wenn fie auch übrigens feiner Mitwiſſenſchaft —* Theilnahme an 
der Einſchwärzung überwieſen würden. 

e. Der erwieſene Mißbrauch eines Acquits à caution wird mit den gleichen Strafen belegt, die 
auf das Verbrechen ber wiederholten Einſchwärzung laut lit. b. jejtgefezt find. 

3% 
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f, Nachläffigkeit,, Pflichtvergeſſenheit der Grenz: und Kaufhausbeamten wirb auf das ftrengite 
bejtraft ; wirkliche Mitwiſſenſchaft und Begünftigung bes Schleichhandels aber, nebſt Entjezung 
und Schadenerjaz, mit Anwendung der obigen in lit. b. fetgefezten Strafen und beren Ber: 
ihärfung nad) Maßgabe der erjchwerenden Umftände. 

Die löblichen Kantonsregierungen werben dem Landammann der Schweiz ihre diesfalls erlafjenen 
Geſeze und Verordnungen mittheilen. 

17) Der Betrag von confiscirten Waaren wirb vertheilt wie folgt: 

Ein Drittel dem Angeber. 

Ein Drittel dem Kanton, in deſſen Gebiet die Waaren entdeft und die Confiscation aus: 
geſprochen wird. 

Ein Drittel der Eentralcafje zu Bedekung ihrer auferordentlichen Ausgaben. 

Die richterlich ausgefällten Strafurtheile werden dem Landbammann der Schweiz mitgetheilt. 

18) Zur genauen Aufficht und Vollziehung diefer eidgenöffischen Grenzanftalten wird der Zand- 
ammann der Schweiz einen Oberauffeher, und bei jedem Grenzbüreau einen Auffeber oder Commiflär 
ernennen und zu Handen der Tagfazung in Eid und Pflicht nehmen. 

19) Die Verrichtungen des Oberauffehers find: Die über die Organijation der Büreaur und 
übrigen Anftalten einfommenden Berichte zu erdauern, und darüber dem Landammann der Schweiz ſein 
Gutachten vorzulegen, 

Die gleihförmigen Vorſchriſten über die Regiſter, Controlen, Acquits & caution, jowohl bei den 
Örenzbüreaur als den obrigteitlichen Kaufhäuſern zu ertheilen, und bie Specialinftructionen zu entwerfen ; 
die Generalcontrole über bie eingefommenen Waaren und den Betrag der auferordentlichen Abgaben 
zu führen. 

Belihtigung der Grenzanftalten im Allgemeinen, und Oberaufficht der Büreaux insbeſondere; nebit 
übrigen Aufträgen, die vom Landammann dev Schweiz werben ertheilt werben. 

20) Die Aufjcher bei den Grenzbüreaur haben die fpecielle Aufficht über die genane Bollziehung 
aller Vorſchriften und der Eontrole aller eintretenden Waaren, nad) den Specialinftructionen, die den- 
felben vom Landammann der Schweiz, und in deifen Namen von dem Oberanfjeher ertheilt werben. 

21) Die Grenzbiireaur werden die Controle aller eingehenden Waaren, fammt den Acquits ä 
caution, am Ende eines jeden Monats; die obrigkeitlichen Kaufhäufer ihre Megifter, ſammt den Acquits 
ä caution, alle zwei Monate dem Oberaufjeher einfenden. 

22) Die löblichen Kantonsregierungen werben bem Landammann ber Schweiz über bie Anzahl 
und Entihädigung des bei einem jeden Grenzbüreau anzuftellenden Perfonale, jowie ber Polizei: und 
Grenzwachen ihren Vorſchlag eingeben. Nach deſſen Genehmigung erfolgt die Bezahlung aus dem 
Betrag der auferordentlichen Abgabe. 

23) Da wo Zweifel über die Qualität ber Waaren entfteht, entjcheidet eine Commiſſion von 
Erperten. 

Das Grenzbürean oder der eibgenöffiihe Commiſſär werben an diefelbe in allen zweifelhaften 
Fällen gelangen, und Zwar nad) den fpeciellen Anleitungen, bie denfelben werben ertheilt werben. 

Die löblichen Grenztantone werben fogleich eine foldhe, aus drei Mitgliedern beftehenbe Erperten: 
Commiſſion ernennen. 
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24) Es wird ber eidgenöfjischen Tagſazung vorbehalten, über ben Ertrag der außerorbentlichen 
Abgabe, der ſich nach der Bedekung der Koſten fiir die daherigen Anftalten ergeben wird, zu verfügen. 

25) Der Tranfit der tarifirten Waaren ſoll fernerhin frei von ber Abgabe allen denjenigen Staaten 
jugeftanden jein, welche das Gleiche gegen die Schweizerische Eidgenofjenjchaft beobadjten. Die Anwendung 
dieſes Grundſazes wird durch jpätere Anoronungen beftimmt werben. 

26) Einftweilen, und bis zu Wusicheidung der daherigen Verhältniſſe, find diejenigen Waaren, 
welhe Schweizern zugehören infofern von ber anferorbentlichen Abgabe frei, als durch anthentijche 
Zeugniſſe bewieſen werben lann, daß die Abgabe ganz oder theilweiſe jchon einmal von der gleichen 
Waare bezogen worden fet, 

27) Diejenigen Waaren, für welche diefe Begünftigung angerufen wird, follen an den Grenzbüreaux, 
ohne alle Ausnahme, gleich allen andern vifitirt, veriftcirt und plombirt werden. 

Das Grenzbiireau jendet das ihm vorgelegte Zeugniß, daß die Abgabe ſchon bezahlt fei, mit dem 
Acquit à caution an bas betreffende obrigfeitliche Kaufhaus. 

Das obrigkeitliche Kaufhaus jendet das Zeugniß an ben Oberauffcher, der, wenn nach gemachten 
genauen Unterfuchungen über deſſen Gültigkeit fein Zweifel vorwaltet, dasjelbe admittirt, in zweifelhaften 
Fällen aber dem Landammann der Schweiz zur jernern Verfügung übergibt. 

28) Jeder Depot der Colonialmaaren an den Grenzen bes franzöfifchen Reichs ift auf das ftrenafte 
verboten; bie betreffenden löblichen Kantone werben darüber die erforberlichen Verordnungen und Maß- 
regeln, nach den an fie erlajjenen Specialweifungen des Yandanmmanns der Schweiz, treffen. 

29) Sämmtliche löbliche Kantonsregierungen werden das Berbot der engliihen Waaren, deren 
unnachläßliche Eomfiscation und bie Anwendung der Zucthausftrafen und Bannifation auf das Ber- 
brechen der Einſchwärzung auf das allerftvengite handhaben, und beim geringjten Verdacht die ſchärfſten 
Maßregeln zur Entdekung treffen *). 

C. Ueber die am 31. October 1810 erfolgte Beſezung des Kantons Teffin durch Truppen des 
Königreichs Italien, eine Bejezung, die fid) während einiger Zeit auf den jenſeits des Bernhardin 
gelegenen Theil des Kantons Graubünden ausgebehut hatte, und als deren Zwek unter Anderm bie 
Bollziehung und Handhabung des jogenannten Eontinentalfuftems angejehen wurde, — die mithin den 
Zwel der eidgenöffischen Grenzanftalten im Kanton Tejfin zu verwirklichen fid) zur Aufgabe machte, — 
wird anf $ 50 bes gegenwärtigen Repertoriums verwiejen. 

D. Am 17. Juni 1811 ift die Tagfazung über die von Seite des Landammanns der Schweiz für 
Durchführung des fogenannten Eontinentalfyitens getroffene außerordentliche Verfügung vom 9, November 
1810, ſowie über bie weitere Entwiklung, bie biejer Berfügung ſeitdem gegeben worden, in Berathung 
getreten, wobei ein die Angelegenheit der Grenzanftalten in ihren verichiebenen Beziehungen umfafjender 
Bericht des Oberaufjehers diejer Anjtalten, Landammann Heer vorgelegt wurde, Nach Berbanfung der 
dur den Landammann getroffenen Anordnungen hat die Tagfazung den Gegenftand an eine Commiſſion 
gewieſen. 

E. Am 17. Juli erſtattete die Commiſſion zwei Berichte ſie ſtehen Abſchiedsbeilage F.), welche 


) Den dieſet Verordnung angefllglen Zolltarif für die Einfuhr in die Schweiz findet man im Anhang zu gegen 
närtigem Repertorium. 
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in verjchiebene Unterabtheilungen zerfielen, von benen die vier erjten als die wichtigern hier nachftehend 
und unter litt. F. näher bezeidynet werben. 

Was die Nothwendigkeit, die angeordneten außerordentlichen Grenzanftalten fortdauern zu lafien, 
anbetrifft, jo hat die Tagjazung auf den Antrag der Commiffion diefe Nothwendigkeit auerkannt und 
die Fortdauer jener Anftalten angeordnet. Es ſoll erjt auf der Tagiazung des Yahres 1812 wieder 
über die Frage einer längern Fortdauer ber diesfälligen Verordnung eingetreten werben. 

Dinwieder hat am 18. Yuli die Tagfazung nad) artifelmeijer einläßlicher Erörterung (die Boten 
jtehen im Abſchied) eines durch die niedergefezte Eommiffion ausgearbeiteten Entwurfs einer allgemeinen 
Verordnung über die eidgenöſſiſchen Grenzanjtalten mit überwiegender Mehrheit von Stimmen ein all: 
gemeines Meglement über die Grenzanftalten angenommen, wobei die Stände Uri, Schwyz, Zürid, 
Appenzell und Thurgau (einzeln) ihre Anficht zu Protofoll gegeben haben, daß die durch den 
Zandammann der Schweiz am 9. November 1810 von ſich aus getroffene Verfügung, durch welche bie 
früher beftandenen eidgenöſſiſchen Grenzanftalten wejentlich modificirt worden find, feine Competenz über: 
ichritten habe und daß diefer Vorgang, wie derjenige der Annahme des vorerwähnten allgemeinen Regle— 
ments durch die Tagjazung, den Rechten der Kantone nicht im Mindeſten präjudiciren joll. Das Regle: 
ment, durch welches die Verordnung bes Landammanns vom 9. November erfezt wird, enthält folgende 
Beitimmungen: 

1) Die Einfuhr aller engliichen Waaren in das Gebiet der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft iſt 
verboten. 

2) Alle in der Schweiz eintretenden Eolonialwaaren find der außerorbentlihen Abgabe nad) dem— 
jenigen Tarif*) unterworfen, der gegenwärtigen Beichluß beigefügt ift. Diejelbe wird von dem Netto: 
gericht der Waaren erhoben; die Tara ift am Fuße des Tarifs beftimmt. 

3) Zu Hanbhabe diefer Verfügungen follen alle in bie Schweiz eingehenden Kaufmannsgüter einzig 
durch die dafür bejtimmten Grenzpäſſe eingeführt werben, alle andern Grenzpäſſe aber für Diejelben 
geſchloſſen fein. 

4) Dieſe Grenzpäffe find bejtimmt, wie folgt: im den Kantonen Bajel: Bajel; Aargau: Rhein: 
felden, Laufenburg, Zurzach; Zürich: Eglisau; Schafihaufen: Scaffhaufen; Thurgan: Gott: 
lieben, Utwpl, Arben; St. Ballen: Rorſchach, Rheineck, Trübbah; Graubünden: Chur und 
Menenfeld, Splügen, Eaftajegna oder Bicojoprano; Bern: Nidau, Zihlbrüd; Freiburg: Bortalban, 
Eitavayer; Waadt: Ya Sauge, Merdon, Eoppet, St. Eergues, Ballaigues, Nyon, Morges, Ouchy, 
Vevey, Pont St. Maurice. 

5) Die an diefen Grenzpäffen bereits errichteten Grenzbüreaur jollen beibehalten, und fir die neu 
geöffneten Päſſe jollen die Büreaux ungefäumt errichtet werben. 

Die Feitfezung der Grenzpäffe und Büreaux im Kanton Teſſin wird erfolgen, jobald der Zeitpunkt 
für deren Eröffnung beſtimmt werben fann. 

Die Aufficht der Grenzpäffe von Brufio und Martinsbrud wird dem Büreau in Ehur übertragen. 

Die Ernennung der Angeftellten bei den Büreaux, in der von dem Landammann ber Schweiz 
genehmigten Anzahl und Verhältniß, jteht den löblichen Rantonsregierungen zu. 


2) S. im Anhang zu gegenwärtigem Repertorium. 
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6) Bei jedem Grenzbürean ift ein Polizeipoften etablirt; die erforderlichen Polizeianftalten ber 
ganzen Grenze nach, zur Unterdrüfung des Schleihhandels, follen beibehalten und wo Umftände und 
Berhältniffe es erheifchen fünnen, verftärft, auch nöthigenfalls durch die rejpectiven Rantonsregierungen 
mit Miltärwachen unterjtüzt werben. 

7) Alle, ſowohl bei den Grenzbüreaur als an andern Orten auf irgend eine Art eingehenden 
Waaren werden vifitirt. 

Als Kaufmannswaare wird wicht betrachtet: Frucht, Mehl, Stroh, Heu, Dünger, Vieh, Holz, 
Holzwaaren, Bretter, Gips, Kalk, Ziegel, Wein, Branntwein, Bier und Butter; diefe Artikel mögen 
an den Greuzorten, wo Grenzpoften, aber feine Grenzbüreaug find, auf der Ace und zu Waller ein- 
geführt werden. Die Schiffe und Wägen werden von den Grenzpoften vifitirt, und follten andere als 
obbenannte Artikel geladen fein, jo wird die ganze Ladung arretitt und dem nächftgelegenen Büreau 
ſogleich Bericht eritattet, welches nach den Vorſchriften des nachfolgenden Paragraphs, über verfuchte 
Einſchwärzung, verfahren wird. 

3) Wer engliihe Waaren einzuführen verjuchen würde; wer bei den Büreaux die Angabe der mit 
ich führenden Waaren unterläßt, ober wer an anbern Orten irgend eine Kaufmannswaare über die 
Grenze zu bringen oder einzuführen verjucht, verfällt in die nachfolgenden Strafen, als: 

a. Der erfte einfache Fall der verfuchten Einführung englifcher Waaren, der falſchen Angabe bei den 
Büreaur oder Einſchwärzung an den übrigen Grenzen, wird mit Confiscation der Waare und 
mit einer Geldbuße beitraft, die dem doppelten Werth derſelben gleich fommt. 

b. Im Wiederholungsfall foll, nebit der Eonfiscation, die Zuchthaus. oder Gejängnißftrafe, wenigſtens 
auf zwei Jahre, mit oder ohne nachheriger Landesverweifung, angewandt werben. 

e. Alle, die jich mittelbar oder unmittelbar der Ülbertretung diefer Verordnung ſchuldig machen, 
jollen obigen Strafen unterworfen werben. 

d. Fuhr- oder Schiffleute, welche Kaufmannswaaren mit VBorbeigehung der bezeichneten Grenzbüreaur 
einzuführen fuchen, follen, nebjt Eonfiscation von Pferden, Wagen, Schiffen zc., mit obigen Strafen 
belegt werben, wenn fie auch übrigens feiner Theilnahme an der Einſchwärzung überwiefen würden. 

e. Nachläſſigkeit, Pflichtvergefienheit der Beamten und Angeftellten bei ben Grenzanftalten wird auf's 
itrengjte beftraft. 

Wirflihe Mitwifjenichaft und Begünftigung des Schleihhandels aber, nebjt Entfezung und 
Scadenerfaz, mit Anwendung der obigen litt. b. feitgefezten Strafen, und deren Verſchärfung 
nad Maßgabe der erjchwerenden Umſtände. 

9), Der Betrag der confiscirten Waaren wird vertheilt, wie folgt: */, fällt dem Angeber, '/, dem 
Ranton, in deſſen Gebiet die Waare entdett und die Eonfiscation ausgefprocdhen wird, '/, der Caſſe der 
Grenzanftalten zu. Die richterlich ausgefällten Strafurtheile werden dem Landammann der Schweiz 
mitgetheilt. 

10) Zur genauen Bollziehung diejer eidgenöſſiſchen Grenzanftalten ernennt die Tagjazung einen 
Oberaufjeher, der unter den Befehlen des Yandammanns fteht; die Tagfazung nimmt denfelben in Eid 
und Pflicht; die jämmtlichen Grenzanjtalten jtehen unter feiner Aufficht und Leitung; würde feine Stelle 
erledigt zur Zeit, wo die Tagfazung nicht verfammelt ift, fo wird der Landammann der Schweiz die 
ſelbe bis zur nächſten Tagjazung befezen. 
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11) Die Berrichtungen des Oberaufſehers bejtehen im ber ipeciellen Aufficht über die jämmtlichen 
Grenzbüreaug, die er nach Bebürfniß von Zeit zu Zeit jelbit unterſucht oder unterjuchen läßt; im der 
Unterfuhung und Prüfung ihrer periodischen Berichte; im ber Ertheilung aller erforderlichen Weifungen 
an biejelben; in der Führung der erforderlichen Eontrolen über bie eingehenden Waaren und die davon 
zu bezichenden Abgaben; in der Erfüllung aller Aufträge, die der Landammann der Schweiz ihm zu 
ertheilen im Falle fein kann; in der Berichterftattung an die Tagfazung und den Landammann. 

12) Da, wo in dem einen oder andern Kanton bie örtlichen Berhältniffe oder bie ftarfe Anzahl 
der Grenzbüreaux es erforderlich machen könnten, werben die Grenzbüreaur eines Kantons unter einen 
befondern Inſpector geftellt; der Oberauffeher wird darüber dem Landammann der Schweiz feinen 
Bericht erjtatten, dev genehmigenden Falls den Inſpector auf den Vorſchlag des Kantons ernennt. Ein 
jolcher Inſpector wird ebenfalls in Eid und Pflicht genommen, und ftehet unter den Befehlen des Ober: 
aufſehers. 

13) Alle einzuführenden Kaufmannswaaren werden bei den Grenzbüreaux ohne Ausnahme abge: 
laden, verifieirt, vifitirt, und jedes Stüf oder Eollo kreuzweiſe gebunden und mit einem bleiernen Siegel 
verjchen (plombirt), wo dann von jedem Eollo und Stüf eine Plombagegebühr von 8 Kr. bezahlt wird. 

14) Die mit der außerorbentlichen Abgabe belegten Kolonialwaaren werben jogleich nach erfolgter 
Berification und Bifitation in befondere dafür zu errichtende Megijter, mit deutlicher Bezeichnung bes 
Datums, der Marquen, der Qualität, des Gewichts und der Beſtimmung eingetragen. 

15) Alle in dem Tarif nicht benannten Raufmannsgüter aller Art und ohne Ausnahme find mit 
einer Vifagebühr von 3 Kr. vom Eentner belegt. 

Die Viſa- und Plombagegebühr wird an den Grenzbüreaur und jogleid bein Eintritt erhoben. 

16) Die außerordentliche Abgabe wird fogleich bei dem Eintritt an das Grenzbüreau baar ent 
richtet; in keinem Falle darf die Waare aus der Verwahrung ber Grenzbüreaux an den Eigenthümer 
abgeliefert werden, es jeie dann die Abgabe bezahlt. Die Grenzbireaug find ihrer Regierung dafür 
berantwortlid, wie dann auch himmieder eine jede Kantonsregierung jelbe der Eentralverwaltung ge: 
währleiftet. 

Für die Bezahlung der außerordentlichen Abgabe wird an dem Grenzbüreau ein Empfangfchein 
ansgejtellt, der das Datum bes Eintritts, Marque, Nummero, Gewicht und Qualität genau bezeichnet. 

17) Die in dem Tarif benannten Colonialwaaren, weldye Schweizern angehören, find inſofern von 
der außerordentlichen Abgabe frei, als durch authentifche Originalzeugniffe bewiejen werden kann, daß 
diefe Abgabe Schon einmal von der gleichen Waare bezogen worden jei. 

18) Das Eertificat muß, um annehmlich zu jein, die Margue, Nummero, Gewidt und Qualität 
der Waare angeben, ferner den Betrag der Abgabe, jei es durch namentliche Ausfezung ber Summe, 
oder durch Hinweifung auf einen befannten, ſich an die kaiſerlich-franzöſiſchen Tarife vom 5. Auguft 
und 12. September 1810 anſchließenden Tarif; es muß ferner entweder von einer Behörde, über deren 
Bezeichnung fi der Landammann der Schweiz mit auswärtigen Staaten einverjtanden hat, ausgeftellt 
und unterschrieben, oder aber von obern Regierungs- oder Minifterialbehörden legalifirt fein. 

Für die aus Frankreich eintretenden Waaren werben die acquits des droits de sortie der fran- 
zöſiſchen Grenzbüreaur: Genf, Verſoix, Morez, Jougne, Bienne, Bourglibre und Straßburg als Be 
weile angejehen, daß die damit begleiteten Colonialwaaren jchon den Tarifen vom 5. Auguſt und 
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12. September 1810 unterlegen feien; fie müſſen aber gleichfalls Marquen, Nummero, Gewicht und 
Qualitãt der Waare deutlich enthalten, 

19) Diejenigen Waaren, für welche diefe Begünftigung angerufen wird, follen an ben Grenzbüreaur 
ohne alle Ausnahme, gleich allen andern vifitirt, verificirt und plombirt werben. 

Das Grenzbüreau wird bie eintretende Waare genau mit dem vorgelegten Gertificat vergleichen 
und dem Oberauffeher Bericht erftatten, ob Zeichen, Nummero ber Stüfe, Gewidyt und Qualität der 
Waare mit dem Eertificat übereinftimmen. 

Das Grenzbüreau, bei welchem die Waare eintritt, ſendet das Gertificat an den Oberauffeher, ber, 
wenn dasjelbe den erforderlichen Nequifiten entjpricht und über deifen Gültigkeit fein Zweifel vorwaltet, 
admittirt, in zweifelhaften Fällen aber bem Lanbammann der Schweiz zur fernern Verfügung Bericht 
erftattet. 

20) Diejenigen Waaren, für melde das Gertificat auswärts jtattgehabter Verabgabung nicht als 
gültig admittirt wird, follen fogleich der außerordentlichen Abgabe unterworfen werden; bei foldyen aber, 
denen vorgejchriebene Requiſiten fehlen, wird von dem Oberauffeher ein Termin von höchſtens drei 
Monaten zu Einbringung berjelben bewilliget werben, 

21) Diejenigen Waaren, für welche die Gertificate auswärts jtattgehabter Verabgabung abmittirt 
werden, find anjtatt der Viſa- einer Verificationsgebühr von 6 Kr. vom Eentner unterworfen, welche 
ſogleich nach erfolgter Admiſſion des Eertificats an dem Grenzbüreau bezahlt werben foll. 

22) Die Waaren bleiben der Regel nad) bis zum Entſcheid über die Anertennung der eingebrachten 
Zengnifje bei dem Grenzbürean unter obrigfeitliher Verwahrung; will jedod; der Eigenthümer darüber 
verfügen, jo mag jolches gegen Hinterlage oder genugfame Verbürgung des Betrags der Abgabe be- 
milliget werben. 

Über die Zuläffigfeit der angetragenen Bürgſchaft entjcheidet die Behörde des Kantons, die mit ben 
Grenzanftalten ſpeciell beauftragt ift; fie bleibt der Gentralverwaltung dafür verantwortlich. 

23) Bermittelft ber obigen Verfügungen find alle Waaren, die die vorgeichriebenen Requifiten an 
den Grenzbüreaug erfüllt haben, frei, und follen im Innern der Schweiz ungehindert circuliren. 

24) Die Grenzbüreaur jenden am Ende eines jeden Monats dem Oberaufjeber: 

Die Eontrole der eingegangenen Eolonialwaaren ; 

Den Etat der bezogenen Abgabe und BVerificationsgebühren ; 
Den ſummariſchen Etat der erhobenen Bifagebühren ; 

Den ſummariſchen Etat der erhobenen Plombagegebühren. 

25) Die monatlichen Abrechnungen zwijchen der Generalverwaltung und den Löblichen Kantonen für 
die im einem jeden gelegenen Grenzbüreau gejchehen von dem Oberaufjeher mit denjenigen Behörben, 
die von dem hohen Regierungen dazu beftimmt find. 

Die Einnahmen der Grenztantone zu Handen ber Generalverwaltung find folgende: 

a. Betrag der außerordentlichen Abgabe und Verificationsgebühr. 
b. Betrag der Biſa- und Plombagegebühr. 

Die Ansgaben bejtehen in: 

a. Gehalt der Beamten und Angeftellten bei den Grenzbüreaux. 
b. Befolbung der aufgeitellten Polizeiwachen. 
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ec. Büral-Ausgaben dev Grenzbüreaur. 
d. Materialien für das Plombage. 

Nach erfolgter Baffation diefer Monatsrechnungen durch den Oberaufjeher werden die rejpectiven 
Behörden die Bezahlung der anerfannten Ausgaben aus dem Betrag der Einnahmen veranftalten. 

26) Sollten die Einnahmen eines Kantons nicht hinreichen, die Ausgaben zu bedefen, jo wird der 
Oberauffeher auf die Grenzcaffen der im Vorſchuß ftehenden Kantone anweifen, und ben Betrag ber- 
jelben in der Generalrechnung ihmen zu qut tragen. 

27) Der Gehalt des Oberaufjehers und jeines Büreau, ſowie jeine Ausgaben werden gleichfalls 
ans den Einnahmen der Grenzanitalten bejtritten; zu dem Ende ijt berjelbe befugt, deren Betrag aus 
den im Vorſchuß jtehenden Grenzcafjen unter Vorbehalt der Bafjation feiner Rechnung zu erheben. 

28) Die Gehalte aller Beamten und Angejtellten werben durd; einen bejondern Beſchluß der Tag- 
ſazung fejtgefezt; follten Verminderungen und Abänderungen diefer Gehalte durch die Umftände erforderlich 
werden, jo wird ber Landammann der Schweiz darüber auf den Vorjchlag der betreffenden Kantons: 
regierungen verfügen, und diefe Abänderung der nächſten Tagfazung zum endlichen Entjcheid vorlegen. 

29) Sollten über die Qualität der zu verabgabenden Waaren Zweifel entftehen, jo entjcheibet dar- 
über bie in einem jeden Grenzfanton ernannte Commiffion von Erperten. Der Oberaufjeher ertheilt 
ihnen die für ihre Arbeiten erforderlichen Weifungen. 

30) Der freie Tranfit der tarifirten Waaren ſoll jernerhin allen denjenigen Staaten gejidyert 
bleiben, welche das Gegenrecht der Eidgenofienichaft zugeftehen. 

31) Jeder Depot von Colonialwaaren an den Grenzen von Frankreich und alien ijt auf das 
jtrengjte verboten; die löblichen Grenzfantone werden darüber die erforderlichen Verordnungen und 
Mafnahmen nad) den erhaltenen Specialweifungen des Landammanns der Schweiz beobachten und 
handhaben. 

32) Der Oberaufjeher wird aus dem Betrag der eingehenden Gebühren die gemachten Vorſchüſſe 
der Eentralcafje und ber Kantone zurükerſtatten; er wird ferner der nächjtfünftigen Tagfazung eine 
vollftändige und genaue Rechnung aller Einnahmen und Auslagen vorlegen. 

33) Sollte ſich bei diefer Rechnung ein Vorſchuß ergeben, jo wird die Tagjazung über defien Be- 
jtimmung entſcheiden; follte hingegen ein Rükſchlag zum Vorfchein kommen, jo wird diejelbe die Mittel 
zu deſſen Bedekung ausfindig machen. 

34) Die amtliche Correjponudenz des Oberaufiehers mit den Grenzbüreaur, als auch diejenige der 
Grengbüreaur unter fi, wird hiemit al$ portofrei erklärt; zu dem Ende jelbe aber contrafignirt und 
mit dem Amtsfiegel verjehen fein foll. 

35) Der gegenwärtige Beſchluß joll der Ratification der löblichen Kantonsregierungen unterworfen, 
inzwijchen aber und bis dieſe erfolgt ift, durch den Landamımann der Schweiz mit Beförderung in pro« 
viſoriſche Vollziehung gejezt werden; follten in der Zwilchenzeit, wo die Tagſazung nicht verfammelt 
ift, befonbere Borfälle eintreten oder Schwierigfeiten fid) ergeben, welche Zwifchenverfügungen nothwenbig 
machen würden, jo ijt der Yandammann der Schweiz bevollmächtigt, auf angehörtes Befinden des Ober: 
auffehers hin, diejelben im Geifte diefer Verordnungen und ihren Bejtimmungen ſich möglichit genau 

11, xxxvsı anſchließend, zu ertheilen. 
F, Am 19. Juli hat dann die Tagjazung auf den Antrag der erwähnten Commiſſion, den Etat 
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ber für Vollziehung des angenommenen Reglements aufgeitellten Beamtelen und Polizeiwachen, ſowie 
deren Bejoldung und die Rechte des Oberauffehers der Grenzanftalten feftgefezt und des leztern und 
jeines Büreau's Befoldungs: und Rechnungsverhältniſſe geregelt. 

G. Betreffend die Verhältniſſe der in Folge der Einführung des Eontinentalfyftems in der Schweiz 
jequeftrirten Waaren war der Tagfazung zudem ein vom 22. uni 1811 datirter befonderer Bericht 
des Oberaufjehers der eidgenöſſiſchen Grenzanftalten (er jteht Abjchiedsbeilage G) und eine vom 7. Juli 
gl. J. datirte Mittheilung der kaiſerlich-franzöſiſchen Geſandtſchaft (ſ. Abjchiebsbeilage H) vorgelegt 
worden, in Folge welcher der Landammann der Schweiz am 9. Juli in einem bejondern Kreisichreiben 
an ſämmtliche Stände befondere Weifungen in Betreff der fequejtrirten Waaren, welche Nichtjchweizern 
zuſtanden, hatte ergehen lafjen (der Abſchied enthält fie). Auf den Antrag der berichterjtattenden Com— 
miſſion hat ebenfalls am 19. Juli die Tagfazung: 1) betreffend das fequeitrirte ſchweizeriſche Eigen: 
thum, da die diesfälligen Verfügungen auf Beranftaltung des Yandammanns der Schweiz getroffen und 
ſpäter wieder modificirt oder zurüfgenommen worden, beſchloſſen, es fol dieje Angelegenheit fortdauernd 
als eine Angelegenheit betrachtet werden, welche durch die betreffenden Kantone zu erledigen ift, während 
der Landammann der Schweiz angewielen fei, den allfällig beſchädigten Privaten die geeignet erachteten 
Unterjtüzungen angedeihen zu laſſen. Zudem wurde der Yandammann beauftragt, die obwaltenden An: 
ftände, betreffend jchweizeriiches Eigenthum, welches aus Irrthum als nichtſchweizeriſches angegeben 
worden war, auf eine dieſes Eigenthum berüffichtigende Weife beitmöglichit zu erledigen. 2) Betreffend 
hinmieder das in der Schweiz jequejtrivte Eigenthum der Nichtfchweizer, jo hat die Tagſazung die dies- 
falls von dem Landammann am 9. Juli getroffenen Berfügungen, gemäß welden den Eigenthümern 
diefer Waaren jreigejtellt wurde, über diefelben zu verfügen, ohne daß dieje Eigenthümer durch die 
Schweiz gezwungen würden, diefe Waaren nach Frankreich auszuliefern — gutgeheigen und den Land— 
ammann angewiejen, betreffend das jequeitrirte bayerische Eigenthum, allenfalls gegen Leiſtung einer 
Bürgihaft für den nachherigen Bezug der Abgaben, beförderliche Schlußnahmen zu treffen, um die 
freundichaftlihen Verhältniſſe zwiichen beiden Staaten zu erhalten und den ſchweizeriſchen Handel vor 
alljälligen Reprejjalien, die Bayern gegen die Schweiz ergreifen könnte, zu bewahren. 

H. Dagegen hat die Tagjazung am 17. Juli im Folge des von dem proviforifchen Oberauſſeher 
der Grenzanftalten, Landammann Heer, eingegebenen Entlaffungsbegehrens denielben definitiv zu einem 
Oberaufſeher diejer Anjtalten ernannt, welcher dann am 20. desjelben Monats fid; zu Übernahme der 
Stelle bereit erflärt bat. 

J. Am 25. September 1811 erjtattete die niedergejezte Commiſſion einen Bericht über verjchiedene 
Bendenzen. In Folge diejes Berichtes hat die Tagſazung folgende Verfügungen getroffen: 1) Eine 
Beichwerde der großherzoglich-badiſchen Gefandtichaft, vom 6. Auguſt 1811, über verfchiedene Beſtim— 
mungen der Verordnung vom 18. Juli 1811 wurde als erledigt erklärt durch die am 12. Auguſt von 
dem Landammann der Schweiz auf jene Beſchwerde ertheilte Erwiderung; 2) dem Art. 7 der allge: 
meinen Verordnung vom 17. Juli 1811 wurde als Erläuterung eine wejentlihe Beihräntung der Viſa— 
gebühr beigefügt, was bie Einfuhr von Eifen in Stangen, Platten oder Gußmwaaren anbetrifft; 3) von 
der Beitimmung des Art. 7 der allgemeinen Berorduung wurden Luxusweine ausgenommen; 4) das 
Reis wurde in Hinficht auf Plombagegebühr berüffichtigt und die Wezfteine von der Bifagebühr befreit; 
5) zu Gunjten der levantischen Baumwolle wurden unter Ratificationsvorbehalt einige Erleichterungen 
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hinfichtlich der Konfumogebühr zugegeben; 6) eine Anfrage des Standes Solothurn hinſichtlich der 
nämlichen Confumoabgabe wurde befeitigt. 

K. Am 15. Juni 1812 nimmt die Tagjazung von einem Bericht des Oberaufjehers ber Grenz: 
anjtalten Kenntniß. Der erfte Theil desfelben handelt von der Vollziehung der im vorigen Jahr gefaßten 
Beichlüffe; im zweiten Theile wird der Beſtand der wirklichen Grenzanftalten dargeftellt; der dritte 
Theil enthält die Nejultate der über die Grenzanftalten geführten Gomptabilität und der vierte einige 
Bemerkungen über einzelne Theile der allgemeinen Verordnung vom 18. Juli 1811. Es wird biejer 
Bericht an eine Commiſſion übermiefen. 

L. Am 13. und 14. Juli erjtattet die niedergeſezte Commiffion ihre Gutachten. Darauf bat die 
Zagfazung vor Allem die Fortdauer der aufgeftellten Grenzanftalten für ein Jahr beichlojien, und den 
Herren Landammann Heer unter bejter Verdankung feiner Leiftungen aufgefordert, die Verrichtungen 
als Oberauffeher der Grenzanitalten fortzufezen. Im Fernern bat fie in Folge längerer Verhand— 
lungen die Verordnung vom 18. Juli 1811 in mehrfadyer Beziehung durch die folgende neue Verord— 
nung modiftcitt: 

1) Die Einfuhr aller engliihen Waaren in das Gebiet der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft ift 
verboten. 

2) Alle in die Schweiz eintretenden Colonialwaaren find der außerordentlichen Abgabe nad) dem: 
jenigen Tarife unterworfen, der gegenwärtigen Beichluß beigefügt ift.*) Diefelbe wird von dem Netto: 
gericht der Waare erhoben ; die Tara iſt am Fuße des Tarifs beſtinnnt. 

3) Zu Handhabe diejer Verfügungen follen alle in die Schweiz eingehenden Kaufmannsgüter einzig 
durch die dafür bejtimmten Grenzpäffe eingeführt werben, alle andere Grenzpäffe aber für diejelben 
geſchloſſen fein. 

4) Dieſe Grenzpäffe find beftimmt, wie folgt: im Kanton Baſel Bajel; im Kanton Yargan 
Rheinfelden, Laufenburg, Zurzach; im Kanten Zürich Eglisau; im Kanten Schaffhauſen Scaff- 
haufen; im Kanton Thurgau Gottlieben, Utwyl, Arbon; im Kanton St. Gallen Rorſchach, Rheined, 
Trübbach; im Kanton Granbünden Chur und Maienfeld, Splügen, Gajtafegna, Brufio, Martins- | 
brud; im Kanton Bern Nidau, Zihlbrüd; im Kanton Freiburg Portalban, Ejtavayer; im Kanton 
Waadt La Sauge, Pverdon, Eoppet, St. Cergues, Ballaiques, Nyon, Morges, Ouchy, Vevey, Pont 
St. Maurice, Eoncife. 

5) Die an diefen Grenzpäffen errichteten Grenzbüreaug jollen beibehalten werben. 

Die Feſtſezung der Grenzpäffe und Bureaux im Kanton Tejfin wird erfolgen, ſobald der Zeitpuntt 
für deren Eröffnung beſtimmt werden kaun. 

Die Ernennung der Angejtellten bei den Büreanr, in der von dem Landammann der Schweiz 
genehmigten Anzahl und Verhältniß, jteht den Löblichen Kantonsregierungen zu. 

6) Bei jedem Grenzbüreau ift ein Polizeipojten etablirt; die erforderlichen Polizeianftalten der 
ganzen Grenze nach, zur Unterbrütung des Schleichhandels, jollen beibehalten, und wo Umjtände und 
Verhältniſſe es erheiichen können, verjtärtt, auch nöthigenfalls durch die reſp. Kantonsregierungen mit 
Militärwachen unterjtügt werben. 


+) ©. im Anhang zu gegenwärligem Reperiorium. 
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7) Alle, ſowohl bei den Grenzbüreaur als an andern Orten auf irgend eine Art eingehenden 
Waaren werben viſitirt; zu dem Ende find auch alfe beladene Fuhrwerke nach zu ertheilenden Special: 
inftructionen der Bifitation unterworfen. 

Als Kaufmannswaare wird nicht betrachtet: Frucht, Mehl, Stroh, Heu, Dünger, Vieh, Holz, 
Holzwaaren, Bretter, Gyps, Half, Ziegel, Wein, Branntwein, Bier und Butter; fo aud) Eifen, jo offen 
in Stangen, Platten oder Gufwaaren; ferner Flache, Hanf, Leinengarn und Paktuch, jo offen und 
unverpaft eingeführt wird. Dieſe Artikel mögen auch am den Grenzorten, wo zwar feine Grenzbireaug, 
wohl aber Grenzpoften find, auf der Achſe und zu Waſſer eingeführt werden. Die Schiffe und Wagen 
werben von dem Grenzpoften vifitirt, und follten andere als obbenannte Artikel geladen fein, jo wird 
die ganze Ladung arretirt und dem nächftgelegenen Bureau ſogleich Bericht erftattet, welches nach ben 
Vorſchriften des nachfolgenden Paragraphen über verſuchte Einſchwärzung verfahren wird, 

8) Auf die Übertretung der im der gegenwärtigen Verordnung enthaltenen Berbote werden folgende 
Strafen gelegt: 

a. Wer eugliſche Waaren über eines der feitgefezten Grenzbüreaux einzuführen verfucht, oder an 
einem andern Ort über die Grenze einſchwärzt oder einzuſchwärzen verfucht, verfällt, nebft Confiscation 
der Waaren, in eine Geldbuße, die dem doppelten Werth der Waaren gleichkommt. 

Im Fall der Wiederholung desfelben ſoll nebft der Eonfiscation dev Waare wenigftens zweijährige 
Zuchthaus: oder Gefängnißftrafe und, nad) Maßgabe der erſchwerenden Umftände, nachherige Landes: 
verweifung und Verluſt des Bürgerrecht3 ausgeiprocdhen werben. 

b. Wer irgend eine Raufmannswaare, die in dem & 7 nicht namentlich ausgenommen ijt, bei bem 
Eintrittsbitrean falſch decfarirt, oder an einem andern Ort einfchwärzt, oder einzuſchwärzen verfucht, 
verfällt in die unerläßliche Strafe der Konfiscation dev Waare. 

Im Fall der Wiederholung joll, nebſt Eonfiscation dev Waare, eine Geldbuße ausgeiprochen werden, 
die dem doppelten Werth der Waare gleichkommt. 

c. Wer die Angabe der einführenden Tarifwaaren bei bem Eintrittsbiirean unterläßt, wirb als 
abjichtlicher VBerheimlicher betrachtet und verfällt gleichfalls in die Strafe der Confiscation. 

Jeder Ausländer, bei dem Unkunde der Verpflichtung, mitjührende Waaren anzugeben, vermuthet 
werden kann, joll dejjen bei dem Eintritt von dem Angejtellten erinnert werben. 

d. Die bei einem Grenzbürean gemachte Angabe der einführenden Waare kann nicht mehr abge 
ändert, oder als Berjehen oder Irrthum erklärt werden. 

Sollte ſich der Fall ergeben, daß eine Übertretung durch angeftellte Berfonen und ſodemnach auf 
Geheiß oder Anitiften eines andern vollzogen worden wäre, jo jteht es dem richterlichen Ermeſſen zu, 
den Grad ber Strafbarkeit des Thäters und des Anitifters zu bejtimmen. 

Wer aber bei einem dev oben benannten Vergehen, auf was Art es wäre, mitwirkt, verfällt in bie 
gleihe Strafe wie der Thäter jelbft ; dem Richter ift es jedoch überlafjen, diefe Strafe nad) dem Belang 
des Vergehens und dem Grad dev Mitwirkung zu mildern. 

e. Fuhr-, Schiffleute und Säumer, welde entweder die Grenzbüreaux abfahren, oder an einem 
andern als den geöffneten Grenzpäſſen Kanfmannswaaren einführen, verfallen in die Strafe der Confis— 
cation der dazır gebrauchten Wagen, Schiffe und Pferde. Diefe Strafe ift unabhängig von derjenigen, 
die auf die Einſchwärzung felbit gelegt ift. 
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f, Derjenige Beamte oder Angejtellte der Grenzanftalten, weldyer ſich einer Untreue und Pflicht: 
vergefienheit durch Mitwiſſenſchaft oder Begünſtigung, fei cs der Einfuhr verbotener Waare oder ber 
Einfhwärzung, ſchuldig macht, verfällt nebſt Entfezung in Diejenigen Strafen, weldye die Kantonsgeiere 
auf das Berbrechen der Untreue gegen den Staat legen. 

g. Wer endlid der von einem Ausländer eingeſchwärzten Waare wiſſentlich Unterſchleif gibt, verfällt 
in die gleiche Strafe, die für den Thäter ſelbſt beſtimmt iſt. 

Die Beurtheilung aller Straffälle ſteht den dafür angewieſenen Behörden des Kantons zu, in deſſen 
Gebiet die Übertretung ftattgehabt hat. Die Tagfazung ſpricht den Wunſch aus, daß die Beurtheilung 
einer obern Kantonsbehörde übertragen werde, daß wenn aber die Beurtheilung dem erftinjtanzlichen 
Nichter überlaffen wird, dannzumal die Appellation oder der Recurs an die obere Behörde jtatthaben 
fol ; den Oberauffeher wird von jeder entdekten Übertretung durch das Grenzbüreau, durch die Inſpec 
toren oder übrigen Behörden ſogleich genauer Bericht erjtattet. Der Oberanfjcher ertheilt darauf der 
betreffenden Kantonsregierung oder der von ihr bezeichneten Behörde genaue Kenntniß, welche dann den 
Fall zur Benrtheilung und Beitrafung einleitet, 

Die Grenzanftalten werden vor dem Richter entweder durch die öffentlichen Ankläger oder, wo feine 
ſolche beitehen, durch die Grenzinipectoren und Chefs der Büreaux vertreten; in befondern Fällen it 
der Oberauffeher auch begwältigt, dafür einen eigenen Delegirten zu bejtimmen. 

Die ausgefällten Strafurtheile werden durch den Oberauffeher dem Landammannn der Schweiz 
mitgetheilt. 

9) Der Betrag ber confiscirten Waaren wird vertheilt wie folgt: "/, fällt dem Angeber, dem 
Kanton, in deffen Gebiet die Waare entdelt und die Eonfiscation ausgeſprochen wird, '/, der Eafie ber 
Grenzanftalten zu. 

Wenn die Entdehung von einem ber Grenzbüreaur gemacht worden iſt, ſo fällt der dem Angeber 
beſtimmte Drittel des Betrags der confiscirten Waare dem ſämmtlichen, bei dem Büreau angeſtellten 
Perſonale zu, und wird nach Maßgabe der Beſoldung eines jeden Angeſtellten vertheilt. Wird aber die 
Einſchwärzung von einem Grenzpoſten entdekt, ſo fällt der Antheil dem Grenzwächter zu; in allen übrigen 
Fällen aber dem Angeber oder Entdeker. 

10) Zur genauen Vollziehung dieſer eidgenöſſiſchen Grenzanftalten ernennt die Tagſazung einen 
Oberanffeher, der unter den Befehlen des Landammanns ftcht ; die Tagjazung nimmt benfelben in Eid 
und Pflicht ; die ſämmtlichen Grenzanftalten ftehen unter feiner Aufficht und Leitung ; würde feine Stelle 
erledigt zur Zeit, wo die Tagjazung nicht verſammelt ift, fo wird der Landammann der Schweiz diejelbe 
bis zur nächſten Tagſazung beiezen. 

11) Die Berrichtungen des Oberauffehers beftehen in der fpeciellen Aufficht über die fämmtlichen 
Grenzbüreaur, die er nach Bedürfniß von Zeit zu Zeit felbjt unterſucht oder unterfuchen läßt; in der 
Unterfuhung und Prüfung ihrer periodiſchen Berichte ; in der Ertheilung aller erforderlichen Weifungen 
an diejelben ; in der Führung ber erforderlichen Gontrolen über die eingehenden Waaren und die davon 
zu bezichenden Abgaben ; in der Erfüllung aller Aufträge, die der Landammann der Schweiz ihm zu 
ertbeilen im alle jein kann; in der Berichterftattung an die Tagjazung und deu Landammann. 

12) Da, wo in dem einen oder andern Kanton die örtlichen Verhältniffe oder die ſtarke Anzahl der 
Örenzbüreaur es erforderlich machen Fünnten, werden die Grenzbürcaur eines Kantons unter einen 
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bejondern Inſpector geftellt. Der Oberanffeher wird darüber dem Landammann der Schweiz feinen 
Bericht erftatten, der genehmigenden Falls den Inſpector auf den Vorſchlag des Kantons ernennt. Ein 
folder Iufpector wird ebenfalls in Eid und Pflicht genommen und fteht unter den Befehlen des Ober: 
aufſehers. 

13) Falls ſich einer der Angeſtellten bei den Grenzbüreaux Unordnung und Hinläſſigkeit in feinen 
Pflichten zu Schulden kommen lajjen follte, oder auch die Stelle nicht zu verjehen im Stande wäre, jo 
fteht dem Oberaufſeher das Recht zu, denjelben zu entlafjen. Der betreffenden Kantonsregierung wird 
er in einem ſolchen Fall die Beweggründe der Entlafjung anzeigen. 

Im Fall der Oberaufjcher Keuntniß erhält, daß einer der Angeftellten feine Pflichten verlegt, oder 
untren gehandelt hat, jo wird er der Kantonsregierung davon genauen Bericht geben, weldye dann bie 
Suſpenſion verhängt und die Procebur vollführen lafjen wird. 

Die Wiederbejezung fteht nach dem $ 5 der Kantonsregierung zu. 

Die nad dem $ 12 von dem Landanmann der Schweiz ernannten Inſpectoren werden aud von 
demjelben auf den Rapport des Oberaufjchers entlajjen. 

14) Alle einzuführenden Kaufmannswaaren werden bei den Grenzbüreaur ohne Ausnahme abge: 
laden, verificirt, vifitirt und jedes Stüf oder Colo freuzweife gebunden und mit einem bleiernen Siegel 
verjehen (plembirt), wo dann von jedem Colo oder Stüf eine Plombagegebühr von 8 Kreuzer bezahlt wird. 

15) Die mit der außerordentlichen Abgabe belegten Colonialwaaren werben ſogleich nad) erfolgter 
Verification und Bifitation im befondere dafür zu errichtende Regifter, mit deutlicher Bezeichnung des 
Datums, der Marquen, der Qualität, des Gewichts und der Beftimmung, eingetragen. 

16) Alle in dem Tarif nicht benannten Kaufmannsgiter aller Art, mit einziger Ausnahme der hier 
unten angebradjten Erläuterungen, find mit einer BVifagebühr von 3 Kreuzer vom Centner belegt. 

Das Reis ift der Vijagebühr unterworfen, die Plombagegebühr wird zu 5 Sälen für ein Eolo 
berechnet. Wezfteinkiften find von der Vifagebühr befreit, bezahlen hingegen die Plombagegebühr. 

Zinn und Blei, jo offen in Blöfen eingeführt wird, ift von der Bifagebühr befreit. 

Die Leinwand aus Schwaben entrichtet die Viſagebühr, bezahlt aber die Plombagegebühr nur, 
injojern felbige verpaft eingeführt wird. 

Die Viſa- und Plombagegebühr wird an den Grenzbüreaur und fogleich beim Eintritt erhoben. 

17) Die außerorbentlidye Abgabe wird ſogleich bei dem Eintritt an das Grenzbüreau baar entrichtet; 
in feinem Fall darf die Waare aus der Verwahrung des Grenzbüreau an den Eigenthümer abgeliefert 
werden, es.jei dann die Abgabe bezahlt. Die Grenzbüreaur find ihrer Regierung dafür verantwortlich, 
wie dann aud) hinmwieder eine jede Kantonsregierung felbe ber Eentralverwaltung gewährleiitet. 

Für die Bezahlung der auferorbentlihen Abgabe wird an dem Grenzbürean ein Empfangſchein 
ausgeftellt, der das Datum des Eintritts, Marque, Nummer, Gewicht und Qualität genau bezeichnet. 

18) Die in dem Tarif benannten Eolonialwaaren find infofern von der außerordentlichen Abgabe 
frei, als durch authentiſche Driginalzeugniffe bewiejen werben kann, daß dieje Abgabe ſchon einmal von 
der gleichen Waare bezogen worden jei. 

19) Das Eertificat muß, um angenommen werben zu können, die Qualität der Waare, fowie 
Marque, Nummern, Brutto: und Nettogewicht der Eoli genau enthalten. Es muß ferners den mit den 
faijerlich-franzöfifchen Tarifen vom 5. Auguft und 12. September 1810 übereinftimmenden Betrag der 
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ZTarifabgabe durch namentliche Ausſezung der von jedem Centner, Pfund oder Stüf erhobenen Summe 
angeben, 

Das Eertiftcat muß ebenfo befcheinen, daß die Tarifabgabe entweder au die das Certificat aus: 
jtellende Behörde felbit, oder aber an eine Douane des franzöfifchen Neichs bezahlt worden fei, und im 
lejtern Fall Ort, Datum und Nummer des Originalacguits der betreffenden Douane anzeigen, und 
endlich entweder von einer Behörde, über deren Bezeichnung fi der Yandammann der Schweiz mit 
auswärtigen Staaten einverjtanden hat, ausgejtellt und unterfchrieben, oder aber von obern Regierungs: 
oder Minifterialbehörden legalifirt fein. 

Der Oberaufjeher wirb nur ſolche Certificate anerkennen, die diefen feitgefezten Nequifiten durchaus 
entiprechen. 

Für die aus Frankreich eintretenden Waaren werden die Acquits des droits de sortie der fran- 
zöſiſchen Büreaux als Beweife angejchen, daß die damit begleitenden Colonialwaaren ſchon den Tarifen 
vom 5. Auguſt und 12, September 1810 unterlegen feien; fie müffen aber gleichfalls Dlarquen, Nummer, 
Gewicht und Qualität der Waare deutlich enthalten. 

20) Diejenigen Waaren, für welde biefe Begünstigung angerufen wird, follen an den Grenz: 
büreaux ohne alle Ausnahme, gleich allen anderen, vijitirt, veriftcirt und plombirt werben. 

Das Grenzbüreau wird die eintretende Waare genau mit dem vorgelegten Certificat vergleichen 
und dem Oberaufſeher Bericht erjtatten, ob Zeichen, Nummer der Stüfe, Gewicht und Qualität der 
Waare mit dem Certificat übereinjtimment, 

Das Eertificat muß der Regel nach die Waare begleiten und mit derſelben übergeben werden. 

Das Grenzbürean, bei welchem die Waare eintrittet, jendet das Gertificat an den Oberauffeber, 
der, wenn dasſelbe den erforderlichen Requiſiten entfpricht und über dejjen Gültigkeit fein Zweifel vor: 
waltet, ſolches admittirt, in zweifelhajten Fällen aber dem Yandammann dev Schweiz zur jernern Ber: 
fügung Bericht erjtattet. j 

21) Diejenigen Waaren, für welche das Certificat auswärts jtattgehabter Berabgabung nicht als 
gültig admittirt wird, follen jogleich der auferordentlichen Abgabe unterworfen werben; bei joldyen aber, 
denen vorgeſchriebene Requiſiten fehlen, wird von dem Oberauffeher ein Termin von zwei Monaten 
vom Datum des Schreibens an, mit welchem das GCertificat als umvollitändig erklärt wird, zu Ein: 
bringung desjelben bewilliget werden. 

22) Diejenigen Waaren, für welche die Certificate auswärts ftattgehabter Verabgabung admittirt 
werden, find anjtatt der Viſa einer Berificationsgebühr von 12 Kreuzer vom Centner unterworfen, 
welche jogleid; nad) erfolgter Admiffion des Gertificats an dem Grenzbüreau bezahlt werden ſoll. 

23) Die Waaren bleiben der Negel nad) bis zum Entjcheib über die Auerkennung der eingebrachten 
Zeugniſſe bei dem Grenzbüreau unter obrigfeitlicher Verwahrung; will jedoch dev Eigenthümer darüber 
verfügen, jo mag ſolches gegen Binterlage oder genugfame Verbürgung des Betrags der Abgabe 
bewilligt werben. 

Ueber die Zuläffigfeit der angetragenen Bürgichaft enticheidet die Behörde des Kantons, die mit 
den Grenzanftalten jpeciell beauftragt it; fie bleibt der Eentralverwaltung dafür verantwortlich. 

24) Die Einfuhr dev Baumwollengarne, welche nicht ihren Ursprung ans Frankreich ober ben 
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rheinischen Bundesſtaaten beweifen fünnen, iſt gänzlid) "verboten; zu dem Ende ſollen bie eintretenden 
Garne mit authentiichen Uriprungsiceinen (Certificats d’origine) begleitet jein. 

Das Grenzbüreau, bei weldyem die Waare eintrittet, fendet den Urjprungsichein mit dem Bericht, 
ch Marke, Nummer und Gewicht übereinftimmen, an den Oberaufjeher, der, wenn die erforderlichen 
Requifiten erfüllt find und über dejjen Gültigkeit fein Zweifel vorwaltet, denjelben abmittirt. 

Bon den ſolchermaßen admittirten Baummollengarnen wird eine Conjumationsabgabe von 4 Franten 
und 5 Bazen erhoben. 

25) Vermitteljt der obigen Verfügungen jind alle Waaren, die die vorgejchriebenen Requifiten au 
den Grenzbüreaux erfüllt haben, frei, und follen im Innern der Schweiz ungehindert cireuliren. 

26) Die Grenzbüreaur fenden am Ende eines jeden Monats dem Oberaufjeber : 

Die Eontrole der eingegangenen Colonialwaaren ; 

den Etat der bezogenen Abgabe und Berificationsgebühren ; 
den ſummariſchen Etat ber erhobenen Viſagebühren; 

den jummarischen Etat der erhobenen Blombagegebühren. 

27) Die monatlidien Abrechnungen zwiſchen dev Generalverwaltung und den [üblichen Kantonen, 
für die in einem jeden gelegenen Grenzbüreau, gejchehen von dem Oberaufjeher mit denjenigen Behörden, 
die von den hohen Regierungen dazu beflimmt find. 

Die Einnahmen der Grenzfantone zu Handen der Generalverwaltung find folgende: 

a. Betrag der außerordentlichen Abgabe und Berificationsgebühr. 
b. Betrag der Bija- und PBlombagegebühr. 
Die Ausgaben beitehen in: 
a. Gehalt der Beamten und Angeitellten bei den Grenzbüreanr ; 
b. Beſoldung der aufgejtellten Bolizeiwachen ; 
c. Büralausgaben der Grenzbüreaur; 
d. Materialien für das Plombage; 
e. Vermiſchte Ausgaben. 

Nach erfolgter Paſſation diefer Monatsrechnungen durch den Oberauffeher werben die rejp. Ber 
hörden die Bezahlung der anerfannten Ausgaben aus dem Betrag der Einnahme veranftalten. 

28) Sollten die Einnahmen eines Kantons nicht hinreichen, die Ausgaben zu bedefen, jo wird der 
Oberauffeher auf die Grenzcaffen der im Vorſchuß ftehenden Kantone amweilen und den Betrag der- 
felben in der Generalrechnung ihnen zu gut tragen. 

29); Der Gehalt des Oberauffehers umd feines Büreau, ſowie feine Ausgaben, werben gleichjalls 
aus den Einnahmen der Grenzanftalten bejtritien; zu dem Ende ift derjelbe befugt, deren Betrag aus 
den im Vorſchuß jtehenden Grenzcaffen unter Vorbehalt der Paſſation feiner Rechnung zu erheben. 

30) Die Gehalte aller Beamten und Angejtellten werben durch einen bejondern Beſchluß der Tag: 
jazung feſtgeſezt; jollten Berminderungen und Abänderungen diefer Gehalte durdy die Umſtände erforderlich 
werden, jo wird der Landammann der Schweiz darüber, auf den Vorjchlag ber betreffenden Kantons: 
regierung, verfügen und diefe Abänderung der nächſten Tagjazung zum endlichen Entſcheid vorlegen. 

31) Sollten über die Onalität der zu verabgabenden Waaren Zweifel entitehen, jo enticheibet 
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barüber die in einem jeden Grenzlanton ernannte Gommiffion von Erperten, Der Oberaufjeher ertheilt 
ihnen die für ihre Arbeiten erforderlichen Weifungen. 

32) Der freie Tranfit der tarifirten Waaren foll fernerhin allen denjenigen Staaten gefichert 
bleiben, welche das Gegenrecht der Eidgenofjenfchaft zugeftehen. 

Die von dem Oberauffeher entworfene Inſtruction über Behandlung der Tranfitiwaaren iſt gut 
geheigen. 

33) Jeder Depot von Colonialwaaren an den Grenzen von Frankreich und Italien ift auf das 
ftvengfte verboten; die löblichen Grenzfantone werden darüber die erforberlidhen Berorbnungen umd 
Maßnahmen, nach den erhaltenen Specialweifungen des Landammanns der Schweiz, beobachten und 
handhaben. 

34) Der Oberaufjeher wird der nächſtkünftigen Tagſazung eine vollftändige und genaue Rechnung 
aller Einnahmen und Auslagen nad) der in lezter Rechnung beobachteten Form vorlegen. 

35) Sollte fid) bei diefer Rechnung ein Vorſchuß ergeben, jo wird die Tagjazung über befien 
Beitimmung entſcheiden; follte hingegen ein Rüffchlag zum Vorfchein kommen, jo wird biefelbe die 
Mittel zu deſſen Bebefung ausfindig machen. 

36) Die amtliche Correfpondenz des Oberauffehers mit den Grenzbüreaur, als auch diejenige der 
Grenzbüreaur unter ſich, wird biemit als portofrei ertlärt; zu dem Ende felbe aber contrafignirt und 
mit dem Amtöfiegel verjehen fein joll. 

37) Der gegenwärtige Beſchluß foll der Ratification der löblichen Kantonsregierungen unterworfen, 
inzwifchen aber und bis dieje erfolgt ijt, durch den Landammann der Schweiz mit Beförderung in 
proviforische Vollziehung gefezt werden; follten in der Zwifchenzeit, wo die Tagfazung nicht verfammelt 
ift, befondere Borfälle eintreten oder Schwierigkeiten ſich ergeben, welche Zwiſchenverfügungen noth- 
wendig machen würden, fo ift der Landammann ber Schweiz bevollmäcdtigt, auf angehörtes Befinden 
des Oberauffehers bin, dieſelbe im Geiſte diefer Verordnung und ihren Beitimmungen fidy möglichit 
genau anschließend, zu ertheilen. 

Anläßlich hat die Tagfazung die ganz eigenthümlichen Verhältniffe des Grenzbüreau zu Gottlieben, 
Kantons Thurgau, geregelt, und betreffend die Miethzinje für die Locale der Grenzbüreaug deren 

182, xxxvitt Veitreitung aus der Caſſe der Grenzanftalten verfügt. 
M. Am 21. Juni 1813 bat die Tagfazung einen umfajjenden Bericht des Oberaufjehers ber 
1814, xl.v Srenzanftalten an eine beſondere Commiſſion zur Prüfung überwieſen. 

N. Am 19. Juli fodann hat die Tagſazung auf den Bericht der Commilfion (ſ. denſelben Abichiebs- 

beilage K) die Fortdauer der Grenzanftalten für ein Jahr wieder befchloffen und bei dieſem Anlaß 
119, XLV einige bejondere Verfügungen zu Banden des Landammanns der Schweiz getroffen. 

O. Ebenfalld am 19. Yuli find 1) betreffend die Polizeiwachen, die Errichtung neuer Gvenzbüreaur 
und die Bejoldung der Angeftellten befondere Beſchlüſſe gefaßt, und die durch ben Landammann ber 
Schweiz am 12, November 1812 getroffene Verfügung, betreffend verichärfte Bolizeianftalten im Kanten 
Graubünden bis auf Weiteres beftätigt, 2) dem Oberauffeher der Grenzanftalten feine Leiftungen 
bejtens verdankt, und 3) der Art. 7 der Verordnung vom 14. Juli 1812 aud auf Hanffamen, Klee 

1813, XLY und Oelſamen ausgedehnt worden. 
P. Am gleichen Tag hat die Tagſazung das Begehren des Kantons Solothurn um GEnticädi- 
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gung für diejenigen Auslagen, welche demjelben die Verhinderung des Schleichhandels nad) Frankreich 
veranlaßt hat, ad instruendum genommen. 

Q. Am 26. November 1813 hat die Tagjazung zufolge eines Commiffionsberichtes (f. denſelben 
Abjchiebsbeilage K) durch eine beſondere Verordnung über bie eidgenöſſiſchen Grenzanftalten die über 
den nämlichen Gegenjtand in den Jahren 1812 und 1813 gefaßten Beichlüffe und Verordnungen auf- 
gehoben und an deren Stelle zum Vortheil außerordentlicher militäriicher Ausgaben einen neuen,Einfuhr- 
tarif aufgeftellt. Diefe neuen Erlaſſe haben folgenden Wortlaut: 

1) Die Beſchlüſſe von 1812 und 1813 über die Grenzanftalten find aufgehoben ; hingegen follen 
alle in die Schweiz eintretenden Kaufmannswaaren von bem 1. December 1813 an, den von der Tag: 
fozung genehmigten Grenzzöllen unbejchadet, einer Eingangsgebühr nad; Ausweis des beigefügten Tarifs 
unterworfen fein. Der Ertrag derjelben iſt zur Beſtreitung der außerordentlichen militärischen Ausgaben 
bejtimmt, und bie Tagfazung bes Jahres 1814 wird über deren Dauer nach Maßgabe des jortdauernden 
Bedürfniſſes beftimmen. 

2) Dieje Eingangsgebühr wird an den beitehenden Grenzbilreaug entrichtet; zu dem Ende follen 
alle Kaufmannsgüter einzig durch die benannten Grenzpäſſe eingeführt, alle andern Grenzpäſſe aber für 
diefelben gejchlofjen fein. 

Diefe Grenzpäjje find bejtimmt, wie folgt (vollflommen gleich, wie in ber Verordnung vom 14. Juli 
1812, nur daß für Schaffhaufen noch Stein hinzukommt, und bei Graubünden anjtatt Chur und 
Maienfeld nun Maienfeld oder Chur fteht). 

3) Zum Bezug der Eingangsgebühren wird an jedem dev bezeichneten Grenzpäſſe ein Grenzbeamter 
von der Kantonsregierung ernennt und für den genauen Bezug, getreue Berechnung und piünktliche 
Erfüllung jeiner Pflichten in Eid umd Pflicht genommen. Er leiftet ebenfalls die mit dem Einzug in 
Verhältniß jtehende Kaution. 

Bei denjenigen Grenzpäfjen, wo die Einfuhr hauptſächlich ſtark ijt, kann, im Fall des Bebürfniffes, 
ein Gehülfe angeftellt werben. a 

Der Grenzbeamte wird bie eintretenden Waaren mit den Fradhtbriefen und Lablarten vergleichen, 
diefelben in genaues Berzeichniß nehmen und die fogleich zu bezablende Gebühr nach dem Tarif erheben. 
Der Beamte wird dabei genau wahrnehmen, ob fein Zweifel oder Verdacht gegen die Declaration des 
Inhalts der Eolis obwalte, in einem jolhen Fall die Bifitation vornehmen, und im Fall einer falichen 
Deelaration die Waare mit Arreſt belegen. 

4) Den Grenzbürcaur, bei denen die mehriten Waaren eingeführt werben, wird, infofern es die 
Localitäten erfordern, zur Unterftüzung des Beamten und Handhabe der Ordnung ein Bolizeipoften 
beigeordnnet. An ber übrigen Grenze werden die löblichen Kantone durch ihre gewöhnlichen Polizei: 
angeftellten die erforderliche Aufficht gegen verordnungswidrige Einfuhr tragen laffen und zu dem Ende 
benfelben die erforderlichen Inſtructionen ertheilen. 

5) Die Aufficht über die einzelnen Grenzbüreaux jteht der hohen Regierung eines jeden Kantons 
ja; bie allgemeine Aufficht über die ſämmtlichen Anjtalten, den gleihmäßigen Bezug der Abgabe und 
die allgemeine Eontrole derjelben wird einem Oberaufjeher übertragen. 

Zu diefem Ende wird am Schluß jeden Monats das Grenzbüreau feine Negifter abſchließen und 
diefelben, jammt dem Betrag der Einnahme, ber verordneten Kantonalbehörde beftellen. Dieje Behörde 
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wird darauf die Regiſter prüfen, dem Oberaufjeher zur definitiven Paſſation einjenden und den Betrag 
nad; Abzug der anerfannten Ausgaben zur Verfügung bereit halten. 

Die Regifter follen bie eintretenden Waaren ſpecificirt enthalten, jo daß täglich das eintretende 
Quantum eines jeden Artikels aufgetragen wird, diejenigen Waaren hingegen, die nur ber Abgabe von 
einem Bazen per Centner unterliegen, werden jummariich am Ende des Monats aufgetragen. 

Der künftigen Tagfazung foll die genaue Überficht des Ertrags, der Verwaltungstoften und ber 
Verwendung vorgelegt werben. 

6) Wer irgend eine Kaufmannswaare bei dem Eintrittsbüreau faljch declarirt, verfällt, nebſt Erſaz 
der Gerichtsfoften, in eine Buße, die dem jechsfachen Betrag der Tarifgebühr gleichtommt. Im Fall 
ber erften Wiederholung foll diefe Strafe dem zwanzigfachen Betrag ber Tarifgebühr gleich kommen, 
und im Fall der zweiten Wiederholung die Confiscation der Waare ausgejprochen werden. 

Wer eine Kaufmannswaare, die im Anhang des Tarifs nicht namentlich ausgenommen ift, an einem 
andern Ort, als den beftimmten Grenzbüreaur, einführt oder einzuführen verfucht, begeht das Vergehen 
ber Einf hwärzung. Dasſelbe ſoll im erjten Fall, nebſt Erſaz der Serichtsfoften, mit einer Buße belegt 
werben, die dem zehnfachen Werth der Tarifgebühr gleich kommt, und im Fall der Wiederholung ſoll 
die Waare confiscirt erflärt jein. 

Sollte die eingejchtwärzte Kaufmannswaare aber im Tarif nicht höher als zu einem Bazen belegt jein, 
fo wird die richterliche Behörde die Strafe nach Belang der Waare erhöhen ; im Fall der Wiederholung 
foll ebenfalls die Eonfiscation ftatthaben. 

Die Beurtheilung aller Straffälle fteht den dafür angerwiefenen Behörden des Kantons zu, in deſſen 
Gebiet die Übertretung ftattgehabt hat. 

Der Betrag der Gelditrafe oder des Erlöſes der confiscirten Waare nad Abzug der Koften wird 
vertheilt wie folgt: */, der Grenzcaſſe, *%, dem Kanton, in bejjen Gebiet die Waare entdeft und die 
Eonfiscation ausgeiprochen wird, */, dem Angeber oder Entdefer. 

Geſchieht die Entdefung bei einem Grenzbüreau, das mehr als einen Angeftellten bat, jo wirb ber 
obige Antheil nad) Maßgabe der Beſoldung vertheilt, wird aber die Einſchwärzung von einem Grenz 
poſten entdekt, jo fällt diefelbe dem Grenzwächter zu. Der hohen Regierung des betreffenden Kantons 
ift e3 jedoch unbenommen, denjelben allenfalls unter mehrere Grenzwächter zu vertheilen. 

Die ausgefällten Strafurtheile werden dem Oberaufjeher eingefandt und von bemfelben Seiner 
Ercellenz dem Herrn Landammann der Schweiz mitgetheilt. 

7) Der freie Tranfit der tarifirten,Waaren joll fernerhin allen denjenigen Staaten gefichert bleiben, 
welde das Gegenrecht zugeftehen. 

Solche Waaren, welche in dem beigefügten Tarij*) namentlich belegt find und als Tranfitgut bei 
dem Eintritt erklärt werden, jollen zwar der Tarifgebühr unterlegt, der erhobene Betrag aber injofern 
bei dem Austrittsbüreau zurükerſtattet werden, als der Wiederaustritt innert Monatsfrift effectuirt wird. 

8) Seine Ercellenz der Herr Landammann der Schweiz iſt beauftragt und bevollmächtigt, die zur 
Vollziehung des gegenwärtigen Bejchluffes erforderlichen Weifungen auf ben Bericht des Oberauffehers 
zu erlaſſen; derfelbe wird ebenjo die Anzahl und Beſoldung der Angeſtellten, jedoch mit Beobachtung 
möglichiter Sparjamfeit und mit Rükſicht auf das bisher ftattgehabte Verhältniß, feſtſezen. 


*) Siehe denfelben im Anhang zu gegenwärtigem Repertorium. 
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Die gegenwärtige Verordnung foll mit dem 1. December laufenden Jahres in Vollziehung treten. 

Mit dem gleichen Tag werben die bisherigen Beftimmungen über die Grenzanftalten und Waaren- 
tarife aufhören. 

R. Ebenfalls am 26. November hat die Tagjazung betreffend die Liquidation der bisherigen Grenz- 
anftalten die Verwendung des diesfalls ſich ergebenden Saldo's und bie Verwendung derjenigen Einkünfte, 
die aus der Anwendung des neuen Einfuhrtarifs entftchen werben, folgenden Beſchluß gefaßt: 

1) Die Liquidation der bisherigen Verwaltung ſoll möglichſt beförderlich bejchlofjen werden ; der 
bisherige Herr Oberaufjeher wirb die Entlaffung von Beamten und Angeftellten, die Bereinigung der 
Nükftände nach den bisher vorgefchriebenen Grundfäzen, den Abſchluß der Rechnungen u. ſ. w. bejorgen, 
und die Schlußrechnung dem Bunbeshaupt eingeben. 

2) Der nad) dem Beſchluß der ordentlichen Tagjazung diefes Jahres abgejonderte Fond der 
50,000 Franken, fowie der fich ergebende Rechnungsfaldo wird zur Verfügung Sr. Excellenz des Herrn 
Sandammanns in dem Sinne gejtellt, daß darüber für dringende Bebürfniffe der Kriegscaſſe vorichuß- 
weiſe verfügt werben möge, daß aber die definitive Verwendung desjelben dem Entſcheid der gewöhnlichen 
Tagſazung vorbehalten bleiben joll. 

3) Der Oberauffeher wird jucceffive bem Bundeshaupt den Betrag der neuen Einkünfte vorlegen, 
welchem ammit die Bollmadht ertheilt wird, nach Erforderniß den Einſchuß in die Kriegscafje zu beſtimmen. 

Endlich hat die hohe Tagfazung ihre Berathung über die eibgenöffiichen Grenzanjtalten durch das 
einmüthige Concluſum geichlofien : 

Daß dem Herrn Landammann Heer von Glarus, der feit drei Jahren bie Verordnungen ber Tag- 
ſazung in Betreff der eibgenöffischen Grenzanftalten mit jchmeizeriicher Treue, rühmlichfter Thätigkeit 
und feltener Einficht vollzogen, und durch bieje mufterhafte Verwaltung jehr wichtige Dienfte geleiftet 
bat, der wärmfte Dank des Vaterlandes bezeugt werben ſolle. 


1. Rehnungsverhältniffe, hervorgegangen aus ber Verorbnung bed Land— 
ammanns ber Schweiz, vom 9 November 1510, und den in Folge befjen 
durch bie Tagjazung erlafjenen allgemeinen Verordnungen. 


A. Am 13. Juli 1812 iſt nach Antrag der Prüfungscommiffion die Rechnung über die eid- 
genöjfischen Grenzanftalten vom 22, November 1810 bis 31. März 1812 genehmigt und der auf der- 
felben fich ergebende Vorſchuß von 28,390 Franken 2 Bazen in die Eentralcajfe erfennt worben, 

B. Am 19. Juli 1813 bat die Tagjazung die Rechnung des Oberaufjehers der eidgenöffijchen 
Grenzanftalten vom 1. April 1812 bis 1. April 1813 genehmigt und beſchloſſen, daß von dem auf 
jener Rechnung ſich erzeigten Activfaldo von 80,190 Franken 9 Bazen 4 Rappen die Summe von 
50,000 Fr. beim Landammann der Schweiz zur Dispofition der nächjtjährigen Tagſazung niedergelegt 
werden joll; wogegen Solothurn, unterftüzt von Bafel, beantragt hatte, die in ber Caſſe der Grenz: 
anftalten liegende Summe jolle vor Allen aus zu Vergütung derjenigen beträchtlichen Koſten dienen, 
welche die an Frankreich grenzenden Kantone auf Verhinderung des gefährlichen Schleichhandels aus 
der Schweiz nach Frankreich verwenden müfjen. 

C. In dem Anhange zu gegemvärtigem Mepertorium findet man bie Überficht der Einnahmen 
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und Ausgaben der eidgenöffiichen Grenzanftalten vom 22. November 1810 bis zum 30. November 1813, 
was die Einnahmen, und bis im den December des nämlichen Yahres, was die Ausgaben anbelangt, 
wobei indeſſen bemerkt werden muß, daß die Rechnung vom 1. April bis 15. December 1813 erft jpäter 
(am 24. September 1814) durch die Tagſazung genehmigt worden ift. 


C. Anftände wegen Befleurung fequelrirter Kolonialwaaren. 


I. Um 19. Juli 1811 hat die Tagjazung auf den Antrag der Commiſſion für die Angelegenheit 
der Grenzanftalten die Kantone Bern, Baſel und Waadt, ſowie aud die Kantone Freiburg, 
Solothurn und Aargau, infofern die leztern betheiligt waren, eingeladen, durch gütliches Einver- 
ſtändniß, nöthigenfalls unter Mitwirfung des Yandammanns der Schweiz, biejenigen Anftände zwiſchen 
ihnen zu befeitigen, die fich wegen ber Befteurung der Colonialwaaren im Spätjahr 1810 ergeben hatten. 

1. Am 26. Juni 1812 wurden die Kantone Aargau und Waadt wiederholt eingeladen, bie 
obmwaltenden Anftände, wegen Bejtenrung der Eolonialwaaren im Spätjahr 1810, freundfchaftlicy bei- 
zulegen, und zu diefem Zwek beſondere Vermittler beitellt. 

11. Auf den vernommenen Bericht, daß die beabfichtigte Vermittlung feinen Erfolg gehabt habe, 
hat die Tagſazung am 16. Juli bejchloffen, daß nad der am 9. November 1810 dem Yandammann der 
Schweiz erteilten allgemeinen Anleitung und übereinftimmend mit den in den Verordnungen der Tag: 
fazung aufgeftellten Grundjäzen die Waaren mit Recht in demjenigen Kanton verabgabt worben feien, 
welchem ber Eigenthümer berfelben zur Zeit des Sequefters angehört habe, und daß von einer zweiten 
Berabgabung diefer Waaren die Rede nicht fein könne. 

IV. Am 19. Juli 1813 find die Kantone Bern und Waadt eingeladen worden, die zwiſchen 
ihnen obmwaltenden Anftände wegen Beiteurung der Eolonialwaaren gütlich auszutragen. 


$ 117. Rechnungen der Gentralcafie. 


A. Am 24. Auguft 1803 hat die Tagjazung auf den Bericht einer biefür am 2. Auguſt nieder 
gefezten Commiſſion die Rechnung des Landammanns der Schweiz, umfaſſend ben Zeitraum feiner 
Seichäftsführung von Anfang März defjelben Jahres bis zum Zufammentritte der Tagfazung am 
4. Yuli, genehmigt und dabei dem Landammann für feine vielen unverrechneten außerordentlichen Aus: 
lagen die Summe von Fr. 8000 zuerkannt. (Die Einnahmen vührten her aus der Caſſe der helvetiſchen 
Salzverwaltung, Poftverwaltung und Stempelverwaltung, theils von der Eommiffion für die Liquidation 
des Bermögens der helvetifchen Republik.) 

B. Am 28. Juni 1804 hat die Tagfazung die Rechnung des alt-Landammanns d'Affry, vom 
4. Juli bis 31. December 1803, und bes gegenwärtigen Landammanns von Wattenwpl, vom 1. Jannar 
bis 13. Juli 1804, nebſt dem Antrag des Landammanns auf Bildung einer Centralcaſſe, an eine 
Commiſſion zur Prüfung gewieſen. 

C. Aufden Bericht der Eommiffion ift am 21. Juli die Rechnung des Landammanns von Wattenwyl 
genehmigt, und für Dekung dev neuen Fahresbedürfnifie (gemäß Voranſchlag der Commiffion Fr. 68,600) 
ein Zehntheil des Seldcontingentes angewieſen worden. Die Rechnung des alt-Landammanns V’Affry Fonnte 
für einftweilen nicht genehmigt werben, da über verſchiedene Puncte noch einige Auskunft einzuholen war. 
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D. Am 13. Juli 1805 hat die Tagfazung auf den Bericht einer am 22. Juni niebergejezten 
Commiſſion die Paffation ertheilt: 1) Der Rechnung des Landammanns von Affrh, vom 4. Juli bis 
31, December 1803; 2) jener des Landammanns von Wattenwyl, vom 13. Juli bis 31. December 1804, 
und 3) ber bes Landammanns Glug, vom 1. Januar bis 1. Juli 1805. Ferner ift für bie auf 
49,000 Franken veranſchlagten ordentlichen Ausgaben des neuen Nechnungsjahres ein Zehntheil des 
Geldeontingentes angewiefen und der Landammann der Schweiz ermächtigt worden, nach Erforbernif; 
etwaiger aufßerorbentlicher Bebürfniffe noch größere Beiträge von den Kantonen einzufordern. — Zulezt 
wurbe beichloffen, die eidgenöffiiche Kanzlei foll über die bisherigen wie über bie zukünftigen Rechnungen 
der Fandammänner ein bejonderes Protokoll führen. 

E. Am 16. Juli 1806 ift auf den Antrag einer am 9. defjelben Monats niebergejezten Commiſſion 
nachſtehenden Rechnungen die Pafjation ertheilt worden: 1) Der Rechnung des Landammanns Glutz, 
vom 30. Juni bis 31. December 1805; 2) jener des Landammanns Merian, vom 1. Januar bis 
30. Juni 1806. Für die auf 52,029 fr. 8 Bazen 2 Rappen veranfchlagten fünftigen Bebürfniffe der 
Bundescaffe wurde vorerft der in der Caſſe des eidgenöffischen Kriegscommiſſarius während des Feld— 
zuges von 1805 fich erzeigende Activfaldo und, wenn es nothwendig werben jollte, der dreißigſte Theil 
des Gelbeontingentes mit Fr. 16,350 angewieſen. 

F. Am 4. Juli 1807 bat die Tagfazung auf den Bericht einer am 22, uni niedergefezten Commiſſion 
die Rechnung des Landammanns Merian, vom 1. Juli bis 31. December 1806, und diejenige des Land— 
ammanns v. Reinhard, vom 1. Januar bis 30. Juni 1807, genehmigt, einen Zehntheil des Geldcontingentes 
für künftige Bebürfniffe angerwiefen, und ein Formular für Abfaſſung Fünftiger Redinungen feftgeftellt. 

G. Am 13. Juli 1808 hat die Tagfazung den Rechnungen des Landammanns von Reinhard, vom 
1. Juli bis 31. December 1807, und des Landammanns Rüttimann, vom 1. Januar bis 30. uni 1808, 
die Genehmigung ertheilt und einen Zehntheil des Geldcontingentes für die künftigen Bedürfniſſe ber 
Centralcaſſe angewieſen. 

H. Am 4. Juli 1809 ift auf den Bericht einer am 22. Juni niedergeſezten Commiſſion die Rechnung 
des Landammanns Rüttimann, vom 1. Juli bis 31. December 1808, und diejenige des Landammanns 
von Affty, vom 1. Januar bis 30. Juni 1809, genehmigt und für Dekung ber fünftigen Ausgaben 
em Zehntheil des Geldcontingentes bewilligt worden. 

J. Am 9. Juli 1810 hat die Tagſazung auf den Bericht einer am 22. Yuni niedergeſezten Com: 
miffion der Rechnung des Landammanns von Affıy, vom 1. Juli bis 31. December 1809, und ber- 
jenigen des Landammanns von Wattenmyl, vom 1. Januar bis 30. Juni 1810, die Genehmigung ertheilt 
und für die künftigen Bebürfniffe der Eentralcafje einen Zehniheil des Geldcontingentes angerwiejen. 

K. Auf den Bericht einer am 18. Juni miedergefejten Commiſſion find am 9. Juli 1811 bie 
Rechnungen des Landammanns von Wattenwul, vom 1. Juli bis 31. December 1810, und des Land- 
ammand Grimm von Wartenfels, vom 1. Janıar bis 30. Juni 1811, genehmigt und für die künftigen 
Bebürfniffe der Eentralcafje ein Viertheil des Geldeontingentes angewiefen worden. 

L. Am 8. Juli 1812 hat die Tagjazung auf den Bericht einer am 23. Juni niedergefezten Com: 
müfion die Rechnung des Landammanns Grimm, vom 1. Juli bis 31. December 1811, und jene bes 
Landammanns Burkhardt, vom 1. Januar bis 30. Juni 1812, genehmigt und für die Fünftigen 
Bedürfniſſe der Eentralcaffe einen Siebentheil des Gelbeontingentes angewieſen. 
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M. Auf den Antrag der am 25. uni niebergejezten Commiſſion ift am 14. Juli 1813 die Rechnung 
bes Landammanns Burdhardt, vom 1. Juli bis 31. December 1812, und diejenige des Yandammanns 
von Reinhard, vom 1. Januar bis 30. Juni 1813, genehmigt und für die künftigen Bebürfnifje ber 

isis. xxXı Centralecaſſe der achte Theil des Geldcontingentes angewieſen worben. 

N. Am 26. November 1813 hat die Tagjazung den Landammann der Schweiz ermächtigt, die 
zweite Hälfte des am 14. Juli 1313 angewieſenen Gelbeontingentes fojort zu beziehen und für Defung 

1818, n. X der Bebirfniffe während bes erften Theils des Jahres 1814 neue Beiträge von den Kantonen einzufordern. 


$ 118. Diplomatifche Agentichaften. 


A. Durch den Artikel 35 der Bundesverfafjung war feitgejejt, dag die Ernennung und Abjendung 
— außerordentlicher Gefandten der Tagjazung zuftche. 

B. Am 8. Juli 1803 hat die Tagjazung den Landammann der Schweiz eingeladen, über die 

os, Xuvı ſchweizeriſchen diplomatischen Agentichaften im Ausland einen Bericht zu erftatten. 

C. Am 14. September ſodann bat bie Tagjazung den vorerwähnten Bericht des Landammanns 
der Schweiz vernommen. Aus demfelben ergibt jich Folgendes: 

1) In Baris ijt während der Zeit der Helvetif ein bevollmädtigter Miniſter mit einem Gehalt 
von 24000 franzöfiichen Livres, ein erſter Gefandtichaftsfecretät mit 4000 umd ein zweiter mit 2400 
angejtellt geweſen. Die eriten beiden Stellen blieben von Anfangs März bis Ende Mai des laufenden 
Jahres unbejezt, worauf dann anftatt eines bevollmächtigten Minifters ein Envoy& extraordinaire bes 
Landammanns der Schweiz in der Perfon des Herrn von Maillardoz nach Paris geſandt und lediglich 
ber zweite Secretär beibehalten wurde. 

2) In Wien bat ber Freiherr Müller von Mühlegg bereits unter der helvetiichen Regierung und 
ununterbrochen bis jezt die Verrichtungen eines Gefandtichaftsträgers der Schweiz bejorgt mit 5000 
Wienergulden jährlih und Vergütung der auf ohngefähr fl. 800 fich belaufenden außerordentlichen 
Geſandſchaftskoſten. 

3) Dit den gleichen Verrichtungen und einer Beſoldung von Fr. 4000, nebſt ungefähr 1600 
bis 2000 Fr. Ertraausgaben iſt Herr Taglioretti bei der Megierung der italienischen Republik (m 
Mailand) angeftellt gewejen, und es hält ber Landammann für gut, denjelben noch ferner an der 
Stelle zu belafjen. 

4) Ferner befinden fich in mehreren Handelspläzen, als Trieft, Genua, Marjeille, Nantes 
und Calais Eonfulen oder Commiſſäre der Handelsverhältniffe, weldye aber von Seiten der Regierung 

1509, XLVI keine Entihädigung geniehen. 

D. Geftüzt auf diefen Bericht und in Beachtung der bezüglichen Beftimmung der Bundesacte bat 
am 16. September die Tagfazung folgenden allgemeinen Beſchluß gefaßt: 1) Die Schweiz hält keine 
immermwährenbe Gejandtichaften bei den auswärtigen Mächten, und bei außerorbentlihen Sendungen, 
weldye von der Zagjazung oder mit Bewilligung der Kantone angeordnet werden, joll auf die möglichte 
Koftenerfparnig Rüfficht genommen werden. 2) Die Eonfuls oder Eommijjärs der Handelsverhälmifie, 
welche in den von jchweizerischen Handelsleuten meiftens befuchten Pläzen und Seehäfen angejtellt werden, 
jollen, was die Koſten ihrer Verrichtungen ambetrifft, der Schweiz auf feine Weiſe zur Laft fallen. 
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3) Bei der Wahl berjelben wirb jedes Mal auf den Wunſch derjenigen ſchweizeriſchen Gemeinden oder 
Hanbelshäufer Rüfficht genommen, welche in einer Handelsftadt oder einem Seehafen die Anftellung 
eines Conſuls verlangen, und zu dem Ende die Ernennung auf einen dreifahen Vorſchlag von Seiten 
derjelben eingefchräntt. Die auf diefe Weiſe getroffene Wahl fol alsdann jämmtlihen Kantonsregierungen 
angezeigt werden. 4) Der Landammann der Schweiz hat die Aufficht über die Verrichtungen dieſer 
Handelsagenten und joll wachen, daß der Name der jchweizeriichen Nation, welche fie vorjtellen, nicht 
gemißbraucht und der gute Ruf derjelben nicht gefährdet werbe, 

In Bezug auf die gegenwärtig in Paris und Wien angeftellten jchweizeriichen Gejandten, deren 
Bejeitigung in jeziger Zeit Teiht von Nachteil jein könnte, wird dem Landammann der Schweiz zu 
Beitimmung des geeigneten Zeitpunftes freie Hand gelafjen, und Herr Maillardoz als auferordentlicher 
Gejandter der Schweiz einjtweilen bejtätiget. Dagegen joll ber Landammann in Betreff der Agentichaft 
in Mailand die zu Aufhebung derjelben erforderlichen Schritte thun. 

E. Am 2. September 1803 it das Begehren eines Herrn Peſſina, ihm bas Diplom eines 
ichweizerifchen Advocaten in Neapel zu ertheilen, abgewiejen worden. 

F. Am 30. Juni 1804 bat der Landammann der Schweiz über die biplomatifchen Agentichaften 
im Ausland einen fchriftlihen Bericht (er fteht im Text des Abſchiedes erftattet. In Folge defjelben 
bat die Tagjazung den Landammann ermächtigt, die diplomatifchen Agenten zu Paris und Wien bis 
auf Weiteres beizubehalten. Dagegen wurde, im Widerjprudy mit dem Kanton Teſſin, der, unterftüzt 
durch Glarus und Graubünden, die bereit unterm 1, März unterdrüfte Gejchäftsträgerftelle zu Mailand 
beibehalten wollte, bejchloffen, der Yandammann dev Schweiz jei ermächtigt, auf das Begehren einiger 
Kantone für Beforgung ihrer commercielen Angelegenheiten einen jchweizerischen Agenten zu Mailand zu 
beitellen, infofern dejjen Anftellung nicht der Gentralcafje, jondern den interejfirten Kantonen zur Laſt falle. 

G. Am 2. Yuli ijt der lezte Theil des vorjtehenden Beſchluſſes dahin modifieirt worden, den Land» 
ammann der Schweiz zu ermächtigen, nad) eingezogenen Erkundigungen, betreffend die Aufjtellung einer 
Agentichaft zu Mailand angemejfen erachtete Anträge an die Kantone gelangen zu laſſen und nad) 
Maßgabe der Rükäußerungen der leztern das Weitere zu verfügen. 

H. Am 6. juli 1804 wurde der Landammann der Schweiz ermächtigt, nach dem Wunfche einiger 
latholiſcher Kantone, jedoch ohne Beſchwerde für die Gentralcajfe, eine Agentjhaft zu Rom aufzuitellen 
(ju welcher Stelle ein Marcheſe della Fargna vorgejhlagen war): 

J. Am 13. Juli 1805 hat die Tagjazung den Antrag des Landammanns, daß dem von ihm 
aufgeftellten Geichäftsträger zu Mailand (Herr von Marcacci) fein Gehalt von 1200 Franken aus 
der Gentralcajje burdy eine Zulage von 2000 Franken vermehrt werde, ad referendum et instruendum 
genommen, babei aber dem Landammann überlafjen, in Rükſicht auf die befondern Umftände, dem Herrn 
Marcacci allenfalls eine angemeſſene Gratification zu ertheilen. 

K. Am 16. Juli gleichen Jahres ift ein Entfcheid über den vom Stanton St. Gallen gejtellten 
Antrag, die diplomatischen Agentihaften im Ausland aufzuheben, auf einen jchiklicheren Zeitpunct 
verjchoben worben. 

L. Am 16. Juli 1806 wurde der Landammann der Schweiz gegenüber einem Antrag auf Reduction 
der Stellen, namentlich Einziehung des Wiener Poſtens, ermächtigt, ohne Vermehrung der Koften die 
diplomatiſchen Agentichaften zu Baris, Wien und Mailand für einmal beizubehalten, zugleich aber 
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beauftragt, der Tagjazung bes Jahres 1807 Bericht zu erjtatten, ob bie eine oder andere dieſer Agent: 
ichaften, namentlich diejenige zu Wien, nicht aufgehoben werden könne. 

M. Am 17. Juni 1807 hat die Tagjazung nad) vernommenem Bericht des Yandammanns benjelben 
ermächtigt, die diplomatischen Agentichaften zu Paris, Wien und Mailand beizubehalten. Im 
Übrigen hat fie ben Ieztjährigen allgemeinen Beſchluß erneuert. — Aus dem Bericht des Landammanns 
war zu entnehmen, daß Maillarboz in Paris neben den diplomatischen Functionen jeit einem halben 
Jahr zugleich die Gejchäfte eines Generaloberften in Bezug auf die Organifation der capitulirten 
Regimenter mit dem Nange eines Adjudantcommandanten mit einer befondern Kanzlei bejorge, woraus 
bereit3 einige Anftände entiprungen jeien, jo daß eine Trennung als wünſchbar erjcheine; und daß der 
Geichäftsträger in Wien, Baron Müller von Mühlegg, fein Schweizer und auch nicht ganz frei von 
andern Berbindungen mit dem Haufe Öfterreich jei. Da aber beide Stelleningaber, wie auch jener in 
Mailand, ihrer eidgenöffiihen Miſſion zu voller Zufriedenheit des Landammanns obliegen, jo jah fi 
derjelbe in Bezug auf deren Perſon zu feinerlei Ausſezungen veranlaßt. 

N. Ebenfalls am 17. Juni wurde unter Ratificationsvorbehalt dem Gejhäftsträger zu Mailand, 
deſſen Gehalt aus 1200 Franken aus der Eentralcafje und aus 800 Franfen bejtand, welche die Kantone 
Graubünden und Teſſin an denſelbem entrichteten, eine Gratification von 1000 Franken zugeiprocen. 

O0. Am 2. Juli 1808 hat der Landammann der Schweiz der Zagfazung über die Leiftungen ber 
diplomatiichen Agenten im Ausland Bericht erjtattet und der Dienfttüchtigkeit und dem Eifer der Stellen- 
inhaber das vollfte Lob ertheilt. Darauf hat die Tagjazung die Beibehaltung der brei Stellen zu 
Paris, Wien und Mailand beiclofjen. 

P. Am 13. Juli 1808 ift dem Gefchäftsträger zu Mailand eine Sratification von 1000 Schmweizer- 
franten unter Vorbehalt der Ratification bewilligt, und der Antrag, den Gehalt dieſes Agenten von 
1200 auf 2400 Franfen aus der Gentralcafje zu erhöhen, ad referendum genommen worden. 

Q. Am 23. Juni 1809 hat die Tagſazung die Beibehaltung für ein Jahr der biplomatifchen 
Agentihajten zu Paris, Wien und Mailand bejclofjen und den aus der eidgenöſſiſchen Gentral- 
cafje zu bezahlenden Gehalt des Gejhäftsträgers zu Mailand auf 2400 Franken ſeſtgeſezt. Waabt 
war auch diesmal wie früher immer für Aufhebung der Poften in Wien und Mailand injtruirt, und 
St. Gallen ließ den Wunſch in den Abſchied fallen, die Gejchäftsträgerjtelle in Mailand wenn thunlich in 
eine conjularifche Agentichaft umzumanbdeln. 

R. Am 9. Juni 1810 wurde die Beibehaltung der diplomatischen Agentichaften zu Paris, 
Wien und Mailand beichlofjen; wobei St. Gallen feinen leztjährigen Wunſch in Bezug auf Mailand 
ernenerte, unter Hinweifung darauf, daß die diplomatiſchen Geſchäfte taliens in Paris verhandelt 
werden, wo ſogar deſſen Miniſter des Auswärtigen wohnhaft fein müſſe. 

8. Am 12. Juni 1811 bat die Tagſazung, nad Bejtätigung der diplomatiichen Geſandtſchaften 
für ein Jahr, dem Gefandten zu Baris, Herrn von Maillardoz, eine Gratification von 3200 Franken, 
feinem Secretär, dem Herrn von Tſchann, eine Gratification von 1600 Franten, und dem Gejchäfts- 
träger zu Mailand eine jolche von 2000 Franken zuerfannt, und zwar mit Rükſicht auf deren Auslagen 
in Folge der neuen franzöfischen und italienischen r&glements d'étiquette in Betreff der Eoftüme. 

T. Ebenfall® am 12. Juni ift das Begehren des Gejandten zu Baris um Erhöhung feines 
aus 16,000 Schweizerfranten beftehenden Gehaltes und desjenigen des Gejandtichafisfecretärs ad 
instruendum genonmen worden. 
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U. Am 8. Juni 1812 bat die Tagſazung die Fortdauer der diplomatischen Agentſchaften für ein 
Jahr beftätigt und dem fchweizerifchen Gejandten zu Paris eine jährliche Gehaltszulage von 4000 
‚Franken, dem Gejandbtichaftsjecretär aber eine jolche von 1600 Franken bewilligt. 

V. Am 21. Juni 1813 bat die Tagfazung die Beibehaltung der biplomatifchen Agentichaften zu 
Baris, Wien und Mailand für ein Jahr ausgejprochen, dagegen die Bejezung der Eonfularagent- 
ihaften gemäß dem im Jahr 1803 angenommenen Grundſaz auch fernerhin dem Bundeshaupt überlafien. 

W. Am 2. Juli 1813 bat die Tagfazung einerjeits die Kantone Graubünden und Teſſin eingeladen, 
wie bisher dem Geichäftsträger zu Mailand eine Gehaltszulage von mindeſtens 800 Franten zufließen 
zu laffen, und anberjeitS den auf die Gentralcaffe fallenden Gehalt desfelben fammt Erjaz für Büral- 
und andere Koften auf 5360 Franken für ein- und allemal fejtgefezt. jene Kantone hatten verlangt, 
der Gejchäftsträger in Mailand jolle gleich den andern zwei diplomatiſchen Vertretern ganz aus der 
Gentralcafje bezahlt werben. 


$ 119. Linthunternehmen.*) 


A. Am 4. Auguft 1803 haben die Gefanbtichaften der Stände Glarus und St. Gallen ber 
Tagſazung gemeinjchaftlih die bebauernsmwürbige Lage vorgetragen, in mweldyer fi) die Gegenden von 
Ballenftabt, Weſen, Sargans, Uznach und zum Theil auch die March und Meichenburg durch die 
Überſchwemmungen der Linth und den gehemmten Abfluß bes Wallenjtadterjees verſezt finden, wodurch 
bereits die blühenbften Wieſen und Felder in Moräfte verwandelt, und die Einwohner felbft von den 
giftigen Ausdünftungen auf einen ſolchen Grad angegriffen mwurben, daß bie Zahl berjelben jchon 
beträchtlich abgenommen, und das Menſchengeſchlecht aber nody mehr ausgeartet habe. Hieran ift der 
Wunſch gefnüpft worden, es möchten fich die Kantone zu einigen Beiträgen verjtehen oder wenigſtens 
indireete Hülfsquellen aufgefucht werben, deren Ertrag unter Aufficht der Kantonsbehörden zu diesfälligen 
zwelmäßigen Arbeiten angewendet werben jollte. — Die Tagjazung hat die Angelegenheit zunächſt an 
eine Commiſſion**) mit dem Auftrag überwiefen, über folgende Punkte ein Gutachten vorzulegen: 
1) Auf welche Weife dem Übel gründlich zu begegnen fei; 2) wie die Direction der Arbeiten am zwek⸗ 
mäßigften eingerichtet werden könnte; 3) welche Hülfsquellen vorhanden jeien oder etwa noch auszumitteln 
wären, um bie Koften des Unternehmens zu beftreiten. 

B. Die Commiffion hat ſodann am 12. September ihren Bericht der Tagjazung vorgelegt. In 
demfelben ftellte fie die gegenwärtige Beichaffenheit des Übels, deſſen verberbliche Folgen und die Noth- 
wendigfeit eines weitern Umfichgreifens desjelben, wenn nicht jchleunige und kräftige Hülfe dagegen 
angewendet wird, dar, umd glaubte, in Übereinftimmung mit den Herren Meyer, Eſcher, Lanz, Guifan, 
Zugenbühler, Schindler, melde über diefe Frage gefchrieben haben, die einzig bdenkbare, aber aud) 





”; Mit dem Jahr 1507 begann die Beröffentlihung einer Actenſammlung über das Linthunternehmen unter dem Titel 
‚Ciicielles Notigenblatt, die Lintgunternehmung betreffend". Dasjelbe wurde forigeführt bis zum Zeitpunkt der Auflöfung 
det Lintbihazungscommilfion im Jahr 1828 und enthält in 4 Octanbänden alles wejentliche, das Linthunternehmen beireffende 
Material an Beihlüffen, Berichten, Rechnungen u. j. w. Die Sammlung enthält ſonach die ganze Geſchichte der Linth ⸗ 
‘srrertion in authentiſchen Wetenftüten. 

”*) Das Präfidium beftellte fie aus den Herren Legationsrath Ufteri, Yandammann Heer und Kegationsrath Wyttenbach 
bon Bern. 
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untrüglich ſichere Hülfe darin zu finden, daß die Glarner-Linth mit ihrer ſtäten Zufuhr von Geſchiebe, 
anftatt wie fie jezt im den Ausfluß des Wallenjtabterjees fließt und das Wafjer zurüfdrängt, künftig 
in ben tiefen Abgrund des Sees jelbjt geleitet werde. Die Koſten des Unternehmens betreffend, die 
von Sachkundigen auf 100,000 Gulben berechnet find, glaubt die Commiſſion, diefelben könnten in dem 
Unterehmen felbjt dadurch gefunden werden, daß das gewonnene Land fowohl als der Mehrwerth bes 
duch die Austrofnung verbejferten den Unternehmern zugehüren würde. Zu Erlangung ber nöthigen 
Vorſchüſſe könnten Actien ausgegeben werden, und wenn bieje nicht genug Abnehmer fänden, wären die 
Kantone einzuladen, nad) Maßgabe ihrer Lage und Berhältniffe den Reſt unter fich zu vertheilen. — 
Geſtüzt auf diefes Gutachten hat ſodann die Tagfazung folgenden Beihluß gefaßt: 1) Es joll ein 
Ausſchuß von gelehrten, wafjerbauverftändigen und fachfundigen Männern fogleid) nad) Auflöfung ber 
Tagſazung gebildet werden, um eine vollftändige Arbeit über die Austrofnung der Moräſte am Ausfluß 
des Wallenſtadterſees zu entwerfen. 2) Im diefe Commiſſion ernennt der Herr Yandammann der 
Schweiz, theils in Folge des Intereſſes, das die fchweizeriiche Tagjazung an dem Werte nimmt, theils 
in Folge des 23. Artikels der Föderalacte, zwei Mitglieder. 3) Die Kantone St. Gallen und Glarus, 
als die unmittelbar intereffirten Kantone, ernennen eim jeder zwei andere Mitglieder, und wenn es fich 
ergiebt, daß der Kanton Schwyz ebenfalls bei dem Unternehmen intereffirt ift, jo kommt ihm die Wahl 
eines fiebenten Mitgliedes zu. 4) Die refpectiven Kantone werden ihre Emennungen dem Landammann 
der Schweiz aljogleih bekannt machen, weldyer hierauf aus den Mitgliedern der Commiffion den 
Präfidenten bezeichnen wird. 5) Die fo gebildete Commiffion wird ihre Arbeit, fobald fie vollendet ift, 
dem Landammann der Schweiz übergeben, und dieſer dann biefelbe den jämmtlidhen Kantonen mittbeilen, 
damit fie auf die Tagjazung des fommenden Jahres ihre Gefandtichaften darüber inftruiren, und wenn 
ber Entwurf von der Tagjazung gutgeheißen wird, alsdann mit der Ausführung desjelben auch ungefäumt 
iss, wvıı der Anfang gemacht werbe. 

C. Am 11. Juni 1804 bat die Tagjazung ein in Folge des vorftehenden Beſchluſſes abgefagtes 

Gutachten von Sachverſtändigen über die Austrofnung der Sümpfe längs der Linth an eine Commijfion 
1804, XLV zur Prüfung gewieſen. A 

D. Die Commiſſion erjtattete am 13. Juli ihren Bericht. Darauf ijt die Tagjazung in eine 
allgemeine Berathung eingetreten und hat am Ende derjelben die Angelegenheit an die Commiffion zurül— 
gewiejen mit dem Auftrag, unter bejtmöglicher Berüffichtigung der im Schooße der Tagjazung gefallenen 

1804, XLV Bemerkungen den Entwurf eines Beichluffes auszuarbeiten. 

E. Auf den Antrag der Commiffion ift dann am 28. Yuli unter Borbehalt der Ratification 
ein Beihluß über die Entjumpfung der Linthgegenden gefaßt worden, der mit feinen einleitenden Be- 
trachtungen und Erwägungen alfo lautet: 

Dem wichtigen Gegenjtande der jchreflihen Berfumpfung am Wallenjee und an der Linth widmete 
die Tagſazung ihre vorzüglide Aufmerkſamkeit. Ihre Freundeidgenöffiihe Mitwirtung wurde nenerdings 
von den Gejandtichaften der angrenzenden Kantone angerufen, da das foftbare Unternehmen, wodurch 
alfein dem jo weit fich verbreiteten Übel abgeholfen werden kann, durchaus die Vereinigung größerer 
Kräfte als die ihrigen erforbere, Wirklich hielt es die Tagjazung für eine theure Pflicht der Menſch— 
lichkeit, die Rettung der Einwohner jener unglüflichen Gegenden möglichſt zu befördern, die feit fo vielen 
Jahren ihre jeweiligen Regierungen flehentlih um Hilfe baten, weil fie offenbar außer Stande find, 
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ſich ſelbſt aus ihrer troftlofen Lage zu reißen. Sie fühlte lebhaft, daß es felbjt in den Mugen der 
Ausländer ein wahrer Schandflet für unfer eidgenöffisches Vaterland wäre, wenn eine weit ausgedehnte 
und vormals fruchtbare Landesgegend in einen großen Sumpf verwandelt wirbe, deſſen giftige Aus— 
dünftungen jogar für entfernte Kantone je länger je gefährlicher werben müßten. Vollkommen über- 
zeugte fich ferner die Tagfazung aus den wieberholten Berichten ihrer Commiſſion von der Ausführbar- 
feit und ausjchlieflichen Zwelmäßigfeit derjenigen forgfältigen Vorſchläge, weldye nad) vorjährigem 
Abſcheidbeſchluß von ſachkundigen, durdy die hohen Behörden eigens ernannten Perfonen über die Art 
und Weiſe ausgearbeitet worden find, wie dem eingeriffenen Übel gründlich) abgeholfen werden Könnte, 

Da aber einerfeits diejenigen Kantone, in beren Gebiet fid die Berfumpfungen vorfinden, Taut 
ihren eigenen, offenbar gegründeten Auferungen unvermögend find, diejenige Hülfe und Unterjtizung 
allein zu leiften, wozu fie ihre nächſte Verpflichtung feineswegs verfennen; und da anderfeits nach ben 
Grundſäzen unferer Föderativverfaffung die zur Rettung erforderlichen foftbaren Arbeiten auf keine 
Reife der gemeinfchaftlihen Bundescafje zur Laſt fallen können, jo mußte man auf dienliche Mittel 
bedacht fein, wodurch nicht blos die näher und entfernter intereffirten Regierungen, jondern das mohl- 
thätige Publicum in dev ganzen Eidgenofjenichaft in den Fall gejezt würde, ein jo gemeinnüziges 
Unternehmen nad) befizenden Kräften zu befördern. Dieje Mittel glaubt die Tagſazung wirklich 
gefunden und in den nachfolgenden Beichlüffen auf eine Weiſe entwifelt zu haben, welche der eblen 
Vohlthätigkeit ihrer ſämmtlichen Mitbürger ein fegensreiches Feld öffnet, und dennoch zu der ſichern 
Erwartung beredhtiget, in der Zeitfolge für alle geleifteten Beträge wo nicht ganz doch größtentheils 
entihädiget zu werden. Indeſſen bleibt es erforderlich, das eidgenöffische Publicum und aud) das 
Ausland in einer ausführlichen Schilderung mit der jo höchſt traurigen Lage einer Gegend bekannt zu 
machen, wo die ſchönſten Wiejen und muzbarften Liegenschaften in ſtinkende Moräſte verwandelt find, 
wo ſelbſt die armfeligen Wohnungen der Menfchen nicht felten mit Wafjer und Schlamm ſich anfüllen, 
wo blafje Gefichter und kraftloſe Gejtalten von den giftigen Dinften zeugen, welche weit umher bie 
Luft verpeften, und wo enblid ohne baldige Hülfe ein Heer von Krankheiten die bereits durch den 
ichreflichften Krieg bewirkte Verödung vollenden wird. Einer nähern Beſchreibung diejes meit aus- 
gebreiteten Elends wäre eine deutliche Entwillung der beichloffenen Nettungsmittel und der Hauptgründe, 
auf welchen die fichere Hoffnung eines guten Erfolges beruhet, durch die fachkundige Hand beizufügen, 
welher Se. Ercellenz der Herr Landammann die Abjaffung biefes in den Druf zu gebenden Aufiazes 
anvertrauen würde. In diefer Borausjezung beſchließt die Tagſazung: 

I) Das von Herrn Hauptmann Lanz entworfene, der Tagiazung im Jahr 1784 vorgelegte Project 
der Zeitung der Linth, von ber Näfeljer-Brüfe an bis in den Walfenfee, foll in Ausübung gebracht werben, 

2) Bor der Ausführung dieſes Projects aber foll das in der Mitte des Wallenjee-Auslaufes 
ſtehende Joch der Biäſchenbrüke abgebrochen, der Ausfluß des Walfenfees gehörig geſichert, und zu 
diefem Ende hin das Bett der Maag vom Wallenfee an bis unter die Ziegelbrüfe herab auf die wahre 
Normalbreite und Tiefe der beiden vereinigten Linthen erweitert und vertieft werben. 

3) Nach diefen beiden Arbeiten foll die Linth vom Schloß Windel an bis unter den Einfluß bes 
Biltnerbahs, und vom Hängelgiefen bis zum Fahrhäuslein oberhalb der Spettlinth in einen neuen 
Canal gefaßt, dem Schäniſerbach und Sumpf Abfluß verfchafft, und das ganze Linthbett bis auf Grynau 
berab gehörig requlirt und gefichert werben. 
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4) Die Kegierung von Zürich joll angejucht werden, durch eine wachſame Wafjerbaupolizei jebe 
weitere Aufdämmung bes Zürichfees zu hindern, und falls ſchon vorhandene Wajjerwerte am Ausfluß 
des Sees in diefer Rülſicht nachtheilig wären, ſolche joviel möglich zu verringern. 

5) Zu Ausführung biefer Arbeit ernennt der Landammann der Schweiz einen verftändigen Waſſer- 
baumeifter, welcher unter der Leitung einer ebenfalls von dem Landammann der Schweiz zu ernennenben 
Commiſſion von drei Mitgliedern erft den Plan in der Gegend ausſtelt und jobald möglih in Boll- 
ziehung bringt. 

6) Der Landammann der Schweiz ernennt ferner einen Schazungscommifjär, weldem die Kantone 
Schwyz, Glarus und St. Gallen jeder zwei Eommifjarien beiorbnen; dieſe werden in Eid und Pflicht 
genommen und haben vor ber technifchen Ausführung dev Unternehmung folgende Arbeiten zu vollführen: 

a. Sie bezeichnen die jezigen Grenzen derjenigen Verſumpfungen, weldye bie ehemaligen Grund: 
eigenthümer aller und jeder Benuzung ihres verlorenen Landes berauben. 

b. Sie ſchäzen ben jezigen wahren Werth derjenigen Grundftüfe, welche unter ben Ueberſchwemmungen 
bes Wallenfees und der Linth leiden. 

c. Sie laffen unter ihrer Leitung durch einen fähiger Feldmefjer diejenigen Ausmefjungen vornehmen, 
bie bei diefen Ausmarhungen und Schazungen erforderlich find, und tragen alle Beitimmungen hierüber 
in ein boppeltes Protokoll ein, wovon ein Exemplar ber Tagfazung in Verwahrung gegeben, das andere 
bei der Auffichtscommiffion niedergelegt wirb. j 

d. Sie kaufen das für die Unternehmung erforderliche Land um den wahren innern Werth für 
diejelbe an. 

e. Sie beftimmen die Lieferungen von Materialien, welche die durch die Unternehmung vorzüglich 
begünjtigten Gemeinden zur Erleichterung und fchnellen Betreibung derfelben gegen billige Bezahlung 
zu leiften haben. 

7) Der Kantonalregierung von Züridy werden die zu diefer Unternehmung erforderlichen Gelder 
in Verwahrung gegeben; fie macht, auf bie Anmweifungen der Auffihtscommiffton, die Zahlungen an 
die verfchiebenen Zahlmeifter, weldye dieſe unter ihrer Verantwortlichfeit aufftellt, und legt der Schazungs- 
commiffion Rechnung über diefe Eafjabejorgung ab. 

8) Die Schazungscommiffion läßt fich halbjährlich Rechenfchaft über die Verwendung ber Gelder 
von der Auffichtscommiffion erteilen, und beftimmt den Zeitpunct der Einforderung der Geldbeiträge 
zum Betrieb der Unternehmung. 

9) Nach Vollendung der ganzen Unternehmung ſchäzt die Schazungscommiffion den Mehrwerth 
aller Grundftüfe, welche, durch jene in verbejjerten Zuftand gejezt und gehörig gefichert, den Eigenthümern 
übergeben werben können. Auch iſt ihr die gänzliche Liquidation der Unternehmung, die Abrechnnng 
mit allen Antheilhabern, und die Stellung der endlichen volftändigen Rechnung über diefelbe aufgetragen. 

10) Zur Möglihmadhung diefer Unternehmung ſowohl, als zur Sicherung und Auseinanderfezung 
der Eigenthumsredhte, die bei derfelben in Anregung kommen, werben folgende Rechtsſäze feſtgeſezt: 

a. Es kann fein Land, das zu diefer Unternehmung nothwenbig ift, derfelben gegen volle Bezahlung 
feines wahren Werths abzutreten verweigert werben. 

b, Alles Land, welches bis zur Zeit der Unternehmung von dem Gewäſſer bes Wallenfees und der 
Linth beftändig eingenommen und volltommen unbrauchbar gemacht wird, fällt berielben durch die 
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Austrofnung gänzlich anheim, ohne daß die Beſizer von Verſchreibungen und Hypotheken auf diejes 
Land, welches ohne die gegenwärtige mohlthätige Unternehmung zu feinen Zeiten wieder nuzbar geworden 
wäre, jemals irgend eine Anſprache mehr darauf (sie) machen fünnen. 

c. Der Mehrwerth alles verfumpften oder verfauerten Landes, welches dur die Austrofnung 
erhalten wird, ſoll der Unternehmung erjezt werden, wobei es aber bem Eigenthümer des Landes frei 
ftebt, entweder biejen erhaltenen Mehrwerth feines Grundſtüks der Unternehmung in bejtimmten Terminen 
zu entrichten, oder aber fein Land um den Scyazungspreis des Werths vor der Unternehmung gegen 
baare Bezahlung abzutreten. 

11) Diefe ganze wohlthätige Unternehmung ſoll unter dem Schuz und dev Oberaufficht der Bundes: 
gewalt der Eidgenofjenichaft ftehen und zum Beitritt zu derjelben das ganze eidgenöſſiſche Publicum, 
als zu einer der ganzen Nation zum Nuzen und zur Ehre gereichenden Unternehmung, aufgefordert 
und eingeladen werben. | 

12) Zu dieſem Ende hin werden 1600 Actien errichtet, für welche jede nad) und nad) in 4 Terminen, 
nad) dem Fortſchritt der "Unternehmung, bis auf 200 Schweizerfranten bezahlt werden ſollen. Zu 
höherem Beitrage können feine Aetien belegt werden, jondern wenn wider VBermuthung die Unternehmung - 
eines beträchtlihern Vorſchuſſes bebürfte, jo ſoll nicht der Beitrag für die Actien, jondern eher bie 
Zahl diefer leztern vermehrt werden, weldyes aber nicht ohme einen bejtimmten neuen Beſchluß der 
Tagfazung geichehen kann. ' 

13) Zur Übernahme folder Actien wird jede Regierung der einzelnen Kantone ihre Mitbürger, 
geiftlihen Eorporationen und Gemeinden feierlich auf die fchiflichjte und wirkfamfte Art auffordern, ben 
Erfolg ihrer Bemühungen dem Landammann der Schweiz einberichten, und wenn die Unternehmung 
in Gang gefezt wird, die Beiträge der Actienbefizer ihres Kantons einfordern und der Kantonsregierung 
von Zürich einjenden. 

14) Den Befizern dieſer Actien wird aller Vortheil diejer Unternehmung, der durch die Vollziehung 
des & 10 diefer Verordnung erzielt wird, feierlichft zugefichert. 

15) Es iſt dem Landammann der Schweiz aufgetragen, auf den Erfolg hin, den die Aufforderung 
an die Wohlthätigkeit und gemeinnügzige Unterftüzung des jchmweizeriichen Publicums haben wird, den 
Zeitpunet zu beftimmen, wann die ganze Unternehmung in Bollziehung gejezt werden foll; doch follen 
bie Beiträge ber Actienbefizer nicht cher eingeforbert werden, (als) bis die Schazungscommiffion das zur 
Betreibung der Unternehmung erforderliche Land, auf den Fall der Ausführung bin, angefauft hat, 
und alle Schwierigkeiten der Ausführung gehoben find, jo daß die Arbeiten felbft ohne Verzug in Gang 
gejezt werden können. 

16) Die zur Aufficht der ganzen Unternehmung verordnete Commiſſion ift verpflichtet, alle halbe 
Jahre einen umjtänblichen Bericht iiber den Gang des ganzen Geſchäfts abzufaſſen und mit der halb: 
jährigen Rechnung der Schazungscommiffion zu Handen der Antheilhaber befannt zu machen, auch 
alljährlich dem Tit. Herrn Yandammann, zu Handen der Tagfazung, einen allgemeinen Bericht über den 
Gang und die weitern Ausfichten der Unternehmung vorzulegen. 

17) Nach vollendeter Arbeit beftimmt die Schazungscommiffion die verhältnißmäßigen Beiträge, weldye 
das durch diefe Unternehmung geſchüzte Land, nach der bisherigen Übung der Glarnergemeinben, zur 
Erhaltung der Dämme und übrigen Sicyerungsanftalten zu leiften die erfte und natürlichfte Pflicht hat. 
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18) Um alle Arbeiten diefer Unternehmung gehörig gegen jede Vernachlähßigung und Zerftörung 
zu fichern, ernennt die Tagfazung nach Vollendung derjelben eine Wafjerbaupolizeicommifjion, die nad 
einer von der Auffichtscommiffion entworfenen und von der Tagſazung bejtätigten Inſtruction zur 
jorgfältigen Aufficht über die Erhaltung und Beſchüzung aller diefer vorgenommenen gemeineidgenöffischen 
Arbeiten verpflichtet ift, und alle Sahre der Tagfazung einen Bericht darüber eingeben ſoll. 

19) Ehe und bevor aber zu diefer ganzen gemeinnüzigen Unternehmung und irgend einer. biesfälligen 
Verfügung gefchritten wird, follen zu volltommener Sicherheit der Unternehmung von dem Landammann 
der Schweiz die beftimmten Ratificationen und Erklärungen ber hauptſächlich intereffirten Stände Schwn;, 
Glarus und St. Gallen abgewartet werden, wodürch diefelben ſich förmlich verpflichten würden, 
alle im dieſem Beichluffe enthaltenen Roechtsgrundfäze und beftimmten Vorfchriften von Seite ihrer 
rejpectiven Regierungen genau zu beobachten und nachdrüklich zu handhaben. 

F. In der Fagjazungsfizung vom 8. Juni 1805 haben die Gejandtidhaften von Glarus umd 
St. Gallen, denen ſich audy die von Schwyz unter einigen Bedingungen in Rükſicht auf den Zeit: 
punkt des Beginnes und der Fortſezung der verichiedenen Correctionsarbeiten, anſchloß, aus Auftrag ihrer 
Regierungen fämmtlichen Ständen für die durd den Tagjazungsbeihluß vom 28. Juli a. p. bewieſene 
brüderliche und höchſt nothwendige Theilnahme an dem traurigen Geſchik der Einwohner von Weſen, 
Wallenjtadt und ber Linthgegenden ihren Iebhafteften Dank erftattet, mit der gleichzeitigen Erklärung, die 
Grundſäze, worauf die Ausführung des ganzen Unternehmens beruht, jeien Von ihrer rejpectiven Kantons: 
obrigfeit unbedingt vatiftcirt und folches dem Landammann der Schweiz officiell angezeigt worden. 

G. Am 17. Juni 1805 hat die Tagfazung gemäß dem Berlangen von Shwnz auf den Antrag 
einer am 8. desfelben Monats niedergefezten Commiffion folgenden Zujaz zum dritten Artitel des am 
28. Juli 1804 unter Ratificationsvorbehalt angenommenen Tagjazungsbeichluffes angenommen: Mit 
den neu zu grabenden Lintheanälen unter der Ziegelbrüfe joll die Grabung und Sicherſtellung durch 
genugiame Wuhrung desjenigen Canals, durdy den die Glarner-Linth in den Wallenſee geführt wird, 
gleichzeitig angefangen und fortgejezt werben, und auch die Eröffnung der neu amzulegenden untern 
Canäle gleichzeitig mit der Eröffnung des obern Canals oder nad} derfelben erfolgen. — Hierauf ift ber 
Beihluß vom 28. Juli 1804 in Kraft erwachſen. Sowohl bezüglid der Art und Weife, wie der 
Beſchluß in der Schweiz und im Ausland bekannt gemacht und die angemejjene Einladung an das 
wohlthätige Publicum abgefaßt werden foll, als Hinfichtlic; der nothwendigen Einleitung zu Ausführung 
des Unternehmens, welche nunmehr dem Landammann der Schweiz obliegt, ift an die Commiſſion der 
Wunſch und die Einladung jämmtlicher Gejandtichaften gerichtet worden, dem Landammann mit den 
nöthigen Vorarbeiten und zwetmäßigen Vorſchlägen an bie Hand zu gehen. 

H. Am 20. Juni 1808 wurde ein Bericht der Linthaufſichtscommiſſion, weldye in Gemäßheit bes 
Beſchluſſes von 1804 über das Linthunternehmen aufgeftellt worden ift, fowie ein Bericht des Prä— 
fiventen der durch den nämlichen Beſchluß aufgeftellten Linthihazungscommiffion der Tagjazung vor- 
gelegt und durch die leztere an eine befondere Commiſſion zu näherer Prüfung verwieſen. 

J. Auf den Antrag ber Commiſſion find am 30. Juni verjchiedene Abänderungen und Zufäze zu dem 
am 17. Juni 1805 in Kraft erwachſenen Beichluffe von 1804 in folgender Faſſung angenommen worden: 

Da ſich aus dem der eidgenöffifchen Tagfazung vorgelegten Bericht der Linth-Auffichtscommifjion 
über die bisherigen Linth-Correctionsarbeiten und über die Unterfuchung der obwaltenden Verhältniſſe 
für bie weitere Fortfezung diefer Nationalunternehmung ergiebt: 
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Daß durch den bis zur Eröffnung der Arbeiten immer fortgeſezten Zufluß von Geſchieben der 
Glarnerlinth der Wafjerftand der Maag bei der mittlern Wafjerhöhe ganz wagredht geworben ift, woburd; 
der Abflug des Wallenjees beinahe gänzlich gehindert wurde; 

Daß, um einen volltommen fidhernden und bleibenden Abflug des Wallenfees zu bewirken, theils 
eine möglichjt gerade Leitung der Maag, theils eine jtarfe Vertiefung des Linthbettes von der Ziegel- 
brüfe an abwärts erforderlich wird; 

Daß die Eorrection des alten verfandeten Strombettes foftbarer ift, als die Grabung ganz neuer Eanäle; 

Daß tbeils der ftarfen Bertiefung des künftigen Flußbettes wegen, die von der Ziegelbrüfe an 
abwärts ftattfinden muß, theils um der vollftändigern Sicherheit des Landes willen eine möglichjt 
gerade Zeitung des künftigen Linthlaufes erforderlich ift; 

Daß, um auch den unterften Theil des Lintthals gegen die immer weiter ſich verbreitende Ver— 
jumpfung zu fichern, und der ganzen Linthunterncehmung diejenige vollftändige Zwekmäßigkeit zu geben, 
deren fie als Nationalunternehmung würdig it, eine gerade Leitung der Linth von dem obern Buchberg 
bis zum untern Buchberg unter Grynau, und von da bis in den Zürichjee unentbehrlid; nothwendig ift; 

Und dab endlich auch oberhalb der Näfelſerbrüke für die Sicherung bes Einfluffes des Mollifer: 
canal3 einige Arbeiten erforderlid find, — 

fo befhließt die Tagjazung 
nachfolgende Zufäze zu den Tagfazungsbeichlüffen der Jahre 1804 und 1805, die Linthunternehmung 
betreffend: 

1) Anjtatt der im $ 2 des Beſchluſſes von 1804 vorgejchriebenen Eorrection der Maag foll das 
Waagbett, vom Ausflug des Wallenjees an bis zum Biberlikopf, in gerader Richtung gezogen werben. 

2) Vom obern Buchberg an bis zum untern Buchberg unterhalb Grynau foll anjtatt ber in $ 3 
des Beichluffes vom Jahr 1804 beftimmten Leitung der neuen Linthcanäle in die Spettlinth und 
Regulirung des untern Linthlaufs, die Linth durch einen neuen Canal möglichſt gerade geleitet und 
dem Zürichjee zugeführt werden. 

3) Die Linthaufſichtscommiſſion iſt beauftragt, die Correction des Linthbettes oberhalb der Näfeljerbrüfe 
infoweit zu veranftalten und auszuführen, als ſolches für die Sicherung des Einflufjes der Glarnerlinth 
in den neuen Molliſercanal erforderlich iſt; diejes jedoch mit dem beftimmten Vorbehalt, daß die Beiträge, 
weldye die Gemeinden Mollis und Näfels zu diefen Arbeiten zu übernehmen haben, zum voraus durch 
eine, von der Linth-Aufſichtscommiſſion unter Eimwirtung der Regierung mit ihnen zu fchließende Über: 
einkunt feitzufezen feien. Die Auffichtscommiffion wird diefe Übereintunft der Tagjazung vorlegen. 

4) Diejenigen Actien, welche über die im $ 12 des Beichluffes vom Jahr 1804 ausgefprochene Zahl 
der 1600 hinaus theils bis dahin find abgefezt worden, theils diejenigen, welche nody ferner und in Folge 
einer darüber duch den Landammann der Schweiz an ſämmtliche Kantonsregierungen zu erlaffenden 
Einladung bis zur Tagjazung des Jahres 1809, den Wünſchen der Auffichtscommiffion gemäß, fünnen 
abgejezt werden, find anerfannt und follen mit den 1600 erjten Actien in gleichen Rechten ftehen. 

5) (Einladung zu Vorlage für 1809 von Berechnungen in Betreff der nöthigen Anzahl neuer Actien, 2c.) 

Einige Vorbehalte und Erklärungen der bei dem Linthwejen am meisten betheiligten Kantone Schwyz, 
Glarus und St. Gallen, wie fie im Abſchied enthalten find, wurden ad referendum et instruendum 
genommen. 
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K. Am 16. Juli hat die am 20. Juni niedergejejte Commiffion die Aufmerkfamteit der Tagfazung 
auf die bisherigen Arbeiten der Schazungscommiffion und auf die häufigen an die Linthunternehmung 
gerichteten Entichädigungsbegehren von Gemeinden und Barticularen geleitet. Auf den Antrag der 
Commiſſion hat die Tagjazung betreffend diefe Entichädigungsbegehren erfannt: 1) Die Linthauffichts- 
commiljion wird fein von Gemeinden oder Particularen wegen einzelnen durch das Linthunternehmen 
verurſachten Beſchädigungen an fie gelangtes Reclamations- oder Entjdädigungsbegehren annehmen, 
jonbern die Betenten, wer fie immer jein mögen, an ihre betreffende Kantonsregierung in der Meinung 
binweifen, daß dieje das Begehren in allen feinen Verhältniffen prüfe, und wo fie es gut finden folfte, 
der Tagjazung vorlegen möge, welche dann nach eingeholtem Bericht der Linthauffihtscommijfion bas 
Angemefjene verfügen wird. 2) Diefen Beſchluß foll der Landammann der Schweiz ber Linthauffichts: 
commijfion ald Weifung und Anleitung mittheilen und den Ständen Schwyz, Glarus und St. Gallen 
officiell zur Kenntniß bringen. 

L. Am 19. Juni 1809 hat die Tagſazung die ihr vorgelegten Berichte der Linthauffichts- und ber 
Linthihazungscommiffion an eine bejondere Commiſſion zur Prüfung gewiefen, und dann am 1. Juli 
auf deren Antrag verſchiedene Schlußnahmen gefaßt: 

1) Betreffend die Übernahme von Linthactien*) durch die Kantone und die Vornahme einer Unter: 
ſuchung ber Arbeiten an der Linth durch eine außerordentliche Commiffion **); fowie ferner 


*, Wortlaut: Da fih aus dem der eidgenöffiihen Tagſazung vorgelegten Bericht der Linthauffihtscommiffion ergiebt, 
daß die dur den Tagſazungsbeſchluß vom 30. Juni 1808 verlanglen Angaben und Berechnungen für die Beltimmung ber 
endliden, nicht ferner zu überfleigenden Actienzahl gegenwärtig noch nicht mit hinlänglicher Zuverläfigkeii eingereicht werden 
tonnien und besnahen verſchiedene Wrtitel des oben erwähnten Beſchluſſes neue Beitimmungen erheiichen, jo beichliekt die 
Tagſazung, nad) dem ihr hierüber von ihrer eigens dazu niedergeſtzten Commiſſion erftatteten ausführlichen Bericht, vorerit 
die Gutheißung und Belobung des ihr durch die Linthauffihtscommiffton unterm 6. Brahmonat lezthin erftatteten Jabres+ 
berichts, welcher über die Fortſezung der Arbeiten Rechenſchaft giebt; fie beſchließt alsdann ferner: 1) Diejenigen Actien, 
welche von jezt an bis jur Tagſazung des fommenden Jahres 1810 den Wünſchen der Auffichtscommiſſion gemäß fünnen 
abgefegt werden, find anerfannt und jollen mit den 1800 erſten und den darüberhin bis auf den heutigen Tag abgelejten 
Actien in gleichen Rechten ſtehen. 2) Die Beſtimmung der ordentlichen, nicht ferner zu begünftigenden Uctienzahl joll in der 
Tagjazung des Jahres 1810 geſchehen. 3) Die Aufſichtscommiſſion wird die Übereinkunft wegen des Antheils, welchen die 
Gemeinden Mollis und Näfels an den Arbeiten file die Cortection des Linthbettes oberhalb der Näfelfer Brüle leiften ſollen, 
der Tagſazung vom Jahr 1810 vorlegen. 4) Die Tagjazung trägt Sr. Extellenz dem Yandammann der Schweiz auf, durch 
ein eigenes Ktreibſchreiben dieſen Beihlus den Regierungen jfämmtlider Kantone mitzutheilen und biefelben einzuladen, das 
bereits beiwiefene Interefje an dem Nationalunternehmen fortgefejt durch jede von ihnen abhängende Begünftigung des Abſajes 
noch mehrerer Uctien auch fernerhin zu beweifen. 

**) Wortlaut: Seine Exeelleny der Herr Yandemmann der Schweiz find eingeladen, vor dem 1. fommenden October 
eine aus jachlundigen und angeiehenen Männern verjcpiedener Kantone beftehende Commiſſion zu ernennen, die den Auftrag 
haben fol, den Zuftand der Linthunternehmung und die Urt der Führung derfelben zu unterfuden und darüber dem Land» 
ammann ihren Bericht einzureichen. Diefer Bericht ſoll fi; über den ganzen Umfang der Unternehmung ausdehnen, und 
theils das bisher von der Auffichtscommiſſion ſowohl als von der Schazungscommilfion Geleiſtete aufzählen und beurtheilen, 
theils dann aber aud dasjenige darftellen, was diefen beiden Kommiffionen zu leiften nod übrig bleibt, und was überhaupt 
für die Beendigung des ganzen Wertes noch geſchehen muß. Die Commifjarien find ferner beauftragt, fich von der Aufſichts- 
commiffion alle Angaben für die Berechnung der aunoch erforderlichen Summen zu Delung ber Untoften vorlegen zu laflen, 
und nad genommener Rüulſprache mit derjelben unmaßgebliche Vorſchläge für die Befriedigung der vorhandenen Bedürfnifie 
ihrem Berichte beizufligen. Dieſe Vorſchläge jedoch jollen feine andern fein Dürfen, als die mit den dur) den Tagjazungs: 
beihlup von 1805 feftgefegten Grundjägen verträglich find. Die Commiſſarien werden glei nach ihrer Ernennung ſich mit 
der Linthauffitscommilfton in Eorrefpondenz fegen, um mit derjelben die gelegenfte Zeit fir die vorgunehmende Unterfuchung 
zu verabreden; fie jollen ihren Bericht bis zum 15. März 18310 Sr. Egeellenz dem Landammann übergeben, welcher die Mit- 
theilung desfelben an die Stände alfo zu befördern erfucht ift, daß die Abſendung der Inſtructionen überall zu rechter Zeit 


vor fih gehen möge. 
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2) die jährliche Vorlage (mit Nahholung des bisher Geleifteten) einer gebrängten Überſicht ber 
Lermefjungen des entjumpften Landes und des Betrags der vorgenommenen Schazungen biejes Landes ; 
endlich wurden . 

3) verjchiedene Reclamationen der Kantone Schwyz (Entihädigungsjorderung rüffichtlich der in 
ihrem Werth durch den neuen Correctionsplan nicht wenig gefährdeten, dem Wrmengut von Schwyz 
zugehörigen Schloßgüter zu Grynau), Glarus (Verlangen einer gleichfürmigen Landesvermefjung in 
dem ganzen Correctionsgebiet) und St. Gallen (Örenzvertrag mit Glarus in Folge ber Corrections- 
ansführung) erlediget, und 

4) dem Herren Eſcher*), Präfidenten ber Linthauffichtscommiffion, und feinem Gehülfen, Heren 
Rathsherrn Schindler, der höchſte und einmüthige Dank der Tagſazung für ihre einfichtsvolle und auf: 
opfernde Thätigkeit bezeugt. 

M. Am 19. Juni 1810 iſt der Tagjazung der Bericht derjenigen auferordentlihen Commiffion 
(fie beſtund unter dem Vorſiz des alt-!andammanns Reinhard aus Nathsherr Em. Friedr. Fiicher von 
Bern, Regierungsrat Suter aus dem Aargau und Earl Ambros Gluz, Abt von St. Urban) vorgelegt 
worden, welche laut Beichluß vom 1. Juli vorigen Jahres beauftragt worden war, das Linthunternehmen 
in allen feinen Theilen zu unterſuchen. Diefer Bericht, welcher die getveuefte und vollftändigite Dar- 
#ellung des Unternehmens in jtatiftischer, technischer und ökonomiſcher Hinficht enthielt, und mit Kreis: 
Ichreiben des Landammanns vom 25. Mai den Kantonen in gedruften Eremplaren mitgeteilt worden 
war, wurde von der Tagfazung wieder an eine Commiſſion zu näherer Wirdigung gewieſen. 

N. Auf deren Bericht hat die Tagjazung am 2. Juli folgenden Beſchluß gefaßt: 

1) Die Zahl der zu Bollendung des Unternehmens erforberlichen’ Actien ift mit Inbegriff der 
bisherigen definitiv auf 4000 feſtgeſezt, von denen alle in gleichen Rechten ſtehen. 

2) Um die zu diefer Zahl noch fehlenden Actien jo bald möglich abzufezen, wird Seine Ercellenz 
der Landammann der Schweiz im Namen der Tagjazung 

a. an jeden der drei bei der Unternehmung zunächft und hauptfächlich intereffirten Stände Schwyz, 
Glarus und St. Gallen befondere Aufforberungen gelangen lafjen, und ſolche mit ben in bem Gutachten 
liegenden Motiven nachdrüklich unterſtüzen; 

b. alle übrigen Kantonsregierungen ebenfalls und durch diejelben ihre reip. Kantonsangehörigen zu 
möglichſt thätiger Theilnahme dringend einladen. 

3) Da ohne unvorhergejehene Umftände der Mollifercanal mit fünftigem Frübjahr geöffnet werden 
ſoll, und dadurch der obere Theil der Unternehmung jeine weſentlichſte Vollendung und das bereits 
verbejjerte und benuzte Land hinlänglihe Garantie und Sicherheit erhält, jo fol nun Alles jo vor- 
bereitet werben, daß unmittelbar nach biefer Epoche mit der Schazung des Mehrwerths des verbejlerten 
Landes und allmäliger Erhebung desjelben zu fuccejfiver Rükbezahlung der Aetienbeiträge der Anfang 
gemacht werben fann. 

) Hinfichtlih Eiher’s und des ihm zu bezeugenden Dantes jagt der Commiſſionsbericht: „In dem Gelingen des 
Berfes, in der Beglükung der Mitblirger und in der Beförderung des Wohlftandes und des Nuhmes des Baterlandes werbe 
dieſer vortrefjliche Mann feinen jhönften Lohr finden. Die Achtung und die Liebe des Baterlandes werden ihn umgeben, und 
bie oberfle Bundesbehörde nadı Vollendung de3 Unternehmens die Dankbarkeit der Nation, als Stellvertreterin derfelben, auf 
eine würdige und angemeſſene Weite auszudeilten unter ihre angenchmften Pflichten zählen.“ 
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4) Zu diejem End hin werden die Bräfidenten der Auffichts- und Schazungscommifjion der nädjit- 
künftigen Tagfazung einen beftimmten und ins Detail gehenden ausgearbeiteten Vorſchlag eingeben und 
dabei folgende Grundjäze ins Auge faſſen: 

a. Gleich allen bisherigen Lintbarbeiten ſoll aud) die Liguidirung der Aetien⸗Hypothek durch eine 
eidgenöſſiſche Commiſſion für die ganze Mafje der Actieneigenthümer geſchehen. 

b. Die rechtlichen Anjprüche auf den Mehrwerth des geretteten und verbefjerten Yandes gehen allen 
übrigen Schuldforderungen vor. 

c. Die nad) und nad) durdy Bezahlung des Mehrwerths von verbefjertem Land eingehenden Gelder 
jollen alle der Zahlungscommijjion in Zürich eingehändigt und durch diefelbe unter alle Actienbejizer 
nad Verhältniß vertheilt werden. 

5) Da mit Eröffnung des Molliiercanald der durch die $$ 17 und 18 des Tagſazungsbeſchluſſes 
von 1804 vorgefehene Fall der Unterhaltung des vollendeten Werfes für die obere Gegend eintrittet, 
jo wird jowohl die Aufſichts- als Schazungscommiffion die diesfalls erforderlichen nähern Verordnungen 
und Inſtructionen der fünftigen Tagjazung zur Genehmigung vorlegen. 

6) Auf den Fall, daß die gezeichneten Actien zu vajcher Fortiezung der in Bezug auf die ebenjo 
dringlicde als für die Unternehmung jelbjt vortheilhafte Eröffnung des Mollijercanals erforderlichen 
Arbeiten nicht fchnell genug eingehen würben, it die Zahlungscommifjion in Zürich begwältigt, nad 
Verhältniß der übernommenen Mctienzahl und mit Borwijjen des jeweiligen Bundeshauptes die zu 
biefem Behuf nöthigen Gelder auf billige Bedingungen zu entlehnen und ſolche alsdann aus den fpäter 
eingehenden Actienbeträgen wieder zurüfzubezahlen. — Im Fernern iſt durch einmüthige Schlußnahme 
neuerdings dem über alles Lob erhabenen Eifer und der unabläffigen Beharrlichkeit bes Präfidenten der 
Aufſichtscommiſſion (Eicher) jorwie dejjen Gehülfen Schindler und dem Präfidenten der Schazungs- 
commiffion, Rathsherr Stehlin von Bafel, der Dank des Vaterlandes votirt worden. 

©. Am 10. Juli gleichen Jahres wurde einer zwiſchen der Linthauffichtscommijfion und dem 
Kanton Glarus abgeſchloſſenen Übereinkunft, betreffend die Eorrection des Linthbettes oberhalb der 
Näfeljerbrüfe, die Genehmigung ertheilt. 

P, Am 7. Juni 1811 ift der am 2, Juli 1810 gefaßte Beſchluß über die Dotation des Linth: 
unternehmens in Kraft erwachſen und es wurben bie Berichte der Lintheommiſſionen nebjt einem Gut: 
achten über die künftige Aufficht umd Unterhaltung dev Linthcanäle an eine befondere Commiſſion zur 
Prüfung und Berichterftattung gewieſen. 

Q. Auf den Antrag diefer Commiſſion (derem Bericht Abjchiedsbeilage E fteht) hat die Tagfazung 
am 6. Juli den Entwurf einer eidgenöſſiſchen Verordnung über die Polizeiaufficht und Unterhaltung 
der Yintheanäle unter Ratificationsvorbehalt angenommen. 

R. werner ift am 9. Juli, theils unbedingt, theils unter Borbehalt der Ratification, folgender 
Beſchluß über die weitern Mafregeln für Befürberung des Linthunternehmens angenommen worden: 

1) Der Boden der großen Lintheanalbette von ben Ufern der Heinen Bette bis zu den Hinter 
gräben, wird gleich den Canälen und Hintergräben felbit, für Linthboben erflärt, der als unveräußerlices, 
mit feiner Lajt oder Beſchwerde zu belegendes Eigenthum der Linthunternehmung angehören und von 
der Linth-WAufjichtsbehörde verwaltet werben joll. 
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2) Die befondere in 58 Artifeln verfaßte eidgenöffifche Verordnung über bie fürdauernde Polizei- 
aufficht und Unterhaltung der Lintheanäle ift mit Vorbehalt der Ratification allfeitiger hoher Stände 
autgeheigen und genehmigt. Es follen inzwifchen für die bereits vollendeten Yintheanäle bie Polizei— 
vorſchriften ſowohl als die Strafbeitimmungen (die Abjchnitte IV und V) proviſoriſch in Vollziehung 
agjezt, und die hohen Negierungen der Stände Glarus und St. Gallen eingeladen werben, fich mit der 
Linth⸗Aufſichtscommiſſion über die dafür erforderlichen Vorkehrungen einzuverftehen. 

3) Se. Ere. der Landammann ber Schweiz wird im Namen der Tagfazung die Regierungen ber 
zunächſt und hauptjächlich intereffirten hoben Stände Schwyz, Glarus und St. Gallen, dann aber auch 
olfe übrigen Kantonsregierungen und durch biefelben ihre Kantonsangehörigen zu fortgefezter Theilnahme 
und Beförderung des Altienabjazes einladen, damit auch die übrigen annod erforderlichen 900 Actien 
auf eben dem Wege großmüthiger und freiwilliger Übernahme können abgefezt werden, auf bem die 
gröhere Zahl der mehr als 3000 bereits iſt abgejezt worden. 

4) Um über die Art, wie künftig die Liquidation und Nülzahlung der Linthactien jol vorgenommen 
werben, keinerlei Zweifel übrig zu lafjen, fo werben dafiir nachitehende nähere Beitimmungen als 
wabänderliche Norm feftgefezt fein: 

a. Da es wichtig iſt, bei dem Verkauf des gewonnenen und bei der Beitimmung des Mehrwerths 
des verbejjerten Bodens mit möglichjter umftändlicher Localkenntniß zu Werke zu gehen, fo werben bie 
Mitglieder der Auffichtscommiffion diefe Arbeit gemeinfam mit der Schazungscommiffion vornehmen. 

b. Da bie Einziehung der Gelder, die Rechnung über biefelben und die Einfendung an die Linth: 
Zahlungscommiffion eine weitläufige Buchhaltung erfordern wird, jo ift den beiden Lintheommiffionen 
überlafien, hiezu einen bejondern Buchhalter unter ihrer Berantwortlichfeit und unter der Aufficht einiger 
hiezu zu beauftragender Mitglieder aus ihrer Mitte zu bejtellen. 

c. Alles vom Verkauf des gewonnenen Landes eingehende Geld wird volljtändig an die Zahlungs» 
commiffion nad Zürich eingefandt. 

d. Die Schazung des Mehrwerths des verbefferten Landes geſchieht bezirksweiſe, nachdem bie 
beiden Präfidenten der Aufſichts- und der Schazungscommiffion hierüber ihr Gutachten der Tagjazung 
eingegeben haben, unb von diefer der Zeitpunkt diefer Schazung bejtimmt fein wird. 

e. Der Betrag des auf die verbefjerten Grundftüfe gelegten Mehrwerths geht in Folge bes 
Tagſazungsbeſchluſſes vom 2. Juli 1810 allen andern Schuldforderungen vor. 

f. Der Betrag diefes Mehrwerths verfällt auf den Tag der befannt gemachten Schazung; um 
aber die Zahlung zu erleichtern werden die Lintheommifftionen ſchikliche Zahlungstermine, die jedoch fich 
nicht über 6 Jahre hinaus erjtreten können, feitfezen. Vom Tag der Verjallzeit an müjjen alle Rütftände 
mit 4'/, vom Hundert bis zur Zählung verzinjet werben. 

g. Die Befizer der mit Mehrwerth belegten Güter, welche jelbjt Actien übernommen haben, entrichten 
nur denjenigen Betrag des aufgelegten Mehrwerths, oder den Zins defjelben, der die Antaufjumme 
ihrer Actien überfteigt. 

h. Sobald ſich bei der Zahlungscommiffion in Zürich jo viel Geld vorfindet, daß eine Vertheilung 
von 10 Procent der Actiengelder an jämmtliche Aetienbefizer jtatt haben kaun, jo wird dieje Vertheilung 
vorgenommen und die portofreie Verfendung bes baaren Geldes, von Zürich aus, an die nämlichen 
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Kantonalbehörben bejorgt, weldye früher die Aetienbeiträge eingezogen haben, und benen die VBertheilung 
an die Particnlar-Actienbejizer ohne Speſenberechnung obliegt. 

i. Den hohen Regierungen der Kantone Schwyz, Glarus und St. Gallen werben fr ihre Actien 
die Anfprüde auf ihre zahlungspflichtigen Gemeinden jo Tange ftatt Baarzahlung übertragen, bis bie 
Gemeinden ihren zu entricdytenden Mehrwerth gegen die Liquidationscaffa auf diefe Art bezahlt haben. 

k. So oft als fidy bei der Zahlungscommiffion in Zürich hinlängliches baares Geld vorfindet, 
wird wieder eine Vertheilung beffelben von 10 Procent am alle Aetienbefizer vorgehommen ; und auf 
diefe Art wird fortgefahren, bis der Mehrwerth aller Linthbezirke beftimmt und bezahlt, und bis alles 
gewonnene Land verkauft ift. 

l. Können Bertheilungen an die Wetienbefizer gemacht werden, welche ben Betrag der vorgejchofjenen 
Actiengelder überjteigen, jo kommen biefelben auch verhältnigmäßig denjenigen Wctienbefizern zu gut, 
welche felbjt Gütermehrmwerth zu entrichten hatten. 

m. Würde fid) dagegen ber nicht zu erwartende Fall ereignen, daf durch die Berfänfe und Mehr: 
werthſchazungen nebit Zinfen und Ertrag des Linthbodens, nad) Anweifung des $ 12 der Linthpolizei: 
Verordnung, die vorgefchoffenen Linth-Actiengelder nicht volljtändig zurüfbezahlt werden könnten, fo 
haben alsdann diejenigen Eigenthümer von mit Mehrwerth zu belegenden Gütern, weldye ſelbſt Actien 
befizen, denjenigen Betrag des ihnen aufgelegten Mehrwerths annoch zu entrichten, welche die den übrigen 
Actionärs zugefommenen Raten überjteigt. 

n. Die mit der vollftändigen Liquidation der Linthunternehmung beauftragten Mitglieder der 
Lintheommiffion erjtatten alle Jahre der Tagfazung einen umftändlicyen Bericht über den Zuftand dieſer 
Liquidation. 

5) Die Linthauffichtscommuffion ift bevollmächtigt, die Einmündung der neuen Linthcanäle in die 
alte Linth bei Grynau ihrem eigenen Vorſchlage gemäß aljo zu veranftalten, daß die neue Linth 
unmittelbar an der nördlichen Seite des Schloffes Grynau durch einen neuen, ungefähr 2000 Fuß 
langen Canal durch die Grynauer Erdzunge hindurch geführt werbe. 

6) Die Tagfazung ladet die Regierungen der Linth:Scifffahrtsfantone ein, durch gütliches Ein: 
verftändniß diejenigen Hinderniffe zu befeitigen, welche der genauen Erfüllung der von ihnen im Jahr 
1808 mit ber Linthauffichtscommiffion gefchlofienen Übereinkunft wegen der Conftruction der Rekwege 
bis bahin im Wege ftunden, und die Lintheaffa für ihre biesfälligen Anforderungen zu befriebigen. 

7) Se. Exc. der Landammann der Schweiz ift beauftragt, dem großherzoglidy-badifchen Ingenieur— 
Major, Herrn Tulla, und durch denfelben feinem Gehilfen, dem Herrn Ingenieur Obredht, durch eine 
im Namen der Tagſazung ausgeftellte Zuichrift den Beifall, die Zufriedenheit und die Achtung zu 
bezeugen, welche die Stellvertreter der Eidgenoſſenſchaft, durch die forgfältigen Berichte der Linthauffichts- 
commilfion von den großen und mwejentlichen Verdienſten dieſer einfichtsvollen Männer um die Linth: 
Unternehmung in Kenntniß gejezt, gegen biefelben hegen und gegen fie auszufprechen ſich zum Vergnügen 
machen. 

8) Die Tagſazung wiederholt den ungetheilten Beifall uud den warmen Dank, den fie ſeit Anbeginn 
der Lintharbeiten jedes Jahr der großmüthigen unb ausharrenden Hingebung des Herren Präfidenten 
Eicher und der einfichtsvollen Thätigkeit feiner vortrefflihen Gehülfen, des Herrn Rathsheren Schindler 
und bes Herrn Oberft und Präfident der Schazungscommiffion Stehlin, gezollt hat; fie fpricht gegen 
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dieſe verdienftvollen Männer insbejondere ihre wubedingte Zufriedenheit aus über die Erfüllung der 
ihnen durch die Tagfazung des verflofjenen Jahres erteilten Aufträge. 

9 Gegenwärtiger Beſchluß foll gedruft und durch ein befonderes Kreisichreiben Sr. Exc. des 
Landammanns der Schweiz ſämmtlichen KRantonsregierungen beförderlich mitgetheilt werben, 

8. Am 16. Juni 1812 hat die Tagſazung die Verichte der beiden Lintheommiffionen, ſowie die 
über biefelben abgegebenen Boten der nächitbetheiligten Kantone an eine befondere Commiffion zu näherer 
Prüfung verwieſen. 

T. Nach dem Antrag der Eommiffion iſt ſodann am 6. Juli nad) abjchnittweifer Berathung die 
am 6. Juli 1811 unter Natificationsvorbehalt angenommene Verordnung über fortdancnde Polizei» 
aufjicht und Unterhaltung dev Linthcanäle in folgender etwas veränderter Faſſung definitiv genchmigt 
worden; 


I. Linthwafjerbau:Polizeicommiffion. 


1) Die Linthwaſſerbau-Polizeicommiſſion beforgt die Aufficht der Erhaltung und die Leitung des 
Unterhalts aller Lintheanäle, Ufer, Wuhre, Dämme, Hintergräben und Abzugsgräben, von der Nettitaller: 
brüfe an bis in den Zürichſee herab. 

2) Ihrer Verwaltung ift der durch den Tagſazungsbeſchluß vom Juli 1811 der Unternehmung 
als unveräußerlich zugeficherte Linthboden oder das urbare Land zwifchen ben Hintergräben längs den 
Ganälen, von ben Nelländern ob Mollis an bis in den Zürichfee herab, unterworfen. 

3) Die Linthwafjerbau-Bolizeicommiffion beſteht aus fünf Mitgliedern, die von der Tagſazung 
aljo gewählt werden, daß aus jedem ber drei Kantone, in deren Gebiet die Linthcanäle gelegen find, 
fich jederzeit ein Mitglied in der Commiſſion finde. 

4) Die Mitglieder werden auf ſechs Jahre ernannt und können nach Berfluß diefer Zeit aufs 
neue für jechs Jahre gewählt werben. 

5) Sie bezichen feine Bejoldung, haben aber die von ihren Verrichtungen herrührenden Auslagen 
zu verrechnen, 


1. Pflichten als Polizeibehörbe. 


6) Die Linthwafferbau-Polizeicommiffion ernennt die erforderlichen Linthauficher, bejtimmt ihre 
Beſoldung und ertheilt ihnen die nöthigen Aufträge. 

7) Sie läßt fi von den Linthauffehern in gewöhnlichen VBerhältniffen alle drei Monate über den 
Zuftand der Linth fchriftlichen Bericht eritatten. 

8) Ihre Mitglieder werden fich über die ihnen zuftehende unmittelbare Aufficht alfo unter einander 
einverftehen, daß jährlic; zweimal wenigjtens ein Mitglied die ganze Gegend des verbejjerten Linthlaufs 
bereife; fie erftatten der Tagfazung darüber Bericht. 

9 Die Commiffion ift befugt, erfahrene Wafjerbaumeifter nöthigenfalls zu berathen; allein fie 
darf an dem von der Linth-Auffichtscommijfion ausgeführten allgemeinen Operationsplan der Linth- 
torrection Feine Mbänderungen weder anordnen noch zugeben, ohne vorhergegangene ausbrüfliche 
Genehmigung der Tagjazung. 
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II. Pflichten als Verwaltungsbehörbe. 


10) Die Linthwafferban-Polizeicommiffion beforgt die Erhaltung und Verbefferung alles ihrer 
Verwaltung zuftchenden Bodens und verpacdhtet auf beftimmte Zeit und möglichſt vortheilhafte Weiſe 
alles urbare Land. 

11) Sie beforgt den jährlichen Eingang aller Bachtzinfe, bezahlt ihre angejtellten Auffeher und 
verrechnet ihre Auslagen. 

12) Der Ertrag alles Linthbodens ($ 2) wird in eine Eaffa gelegt, aus welcher die Untoften der 
Bolizeiaufficht, die Befoldung der Linthanffeher und die Koften derjenigen allgemeinen Lintharbeiten 
beftritten werben, die durch den Erfolg der Correction nothwendig werden können. Der Überſchuß diefer 
Caſſa wird bis zur Befriedigung aller Actienbefizer jährlich in die Liquidationscaſſa geliefert; nachher 
ſoll derjelbe einzig für Arbeiten verwendet werden dürfen, welche den gewöhnlichen (im $ 44 beftimmten) 
Linthunterhalt nicht betreffen, fondern durch außerordentliche Ereigniſſe nothwendig ober erforderlich 
werden mögen. Sind feine foldhen Bebürfniffe vorhanden, jo wird der Vorſchuß für künftig eintretende 
zufammengelegt und aufbewahrt. 

13) Alle Jahre foll der Tagjazung über die Verwaltung der Linthpoligeicommiffion umftändliche 
Rechnung abgelegt werben. | 


IV. Bolizeiverorbnung. 


14) Der Boden längs den Lintheanälen von der Mitte der Hintergräben an, mit den Dämmen 
und Ufern, darf als ausfchließliches und unveräußerliches Eigenthum der Linth ‘nach der hierüber von 
den drei intereffirten hochlöblichen Ständen gegebenen Erklärung) mit feinen Beſchwerden oder Abgaben 
irgend einer Art belaftet werben. 

15) Das Land längs den Canälen zwiichen den Hintergräben darf weder aufgebrochen noch geäzt 
werben. Bäume dürfen nur zwifchen den Hintergräben ımd Dämmen gepflanzt werben. 

16) Nach eingeholter Zuftimmung des hochlöblihen Standes Glarus und in Betrachtung, daß die 
Schifffahrt ftromanfwärts in dem Mollifercanal mit der Erhaltung ber fojtbaren Steinwuhren und 
Schwellen an demjelben unverträglich jei, ſoll die Schifffahrt ftromanfwärts in diefem Canal gänzlich 
verboten jein. 

17) Ohne Erlaubniß der Linthauffeher dürfen in die neuen Canäle weber Fiichreufen eingelegt, 
noch diefelben mit fyangwuhren verjehen werden. 

18) Ohne bejtimmte Genehmigung dev Wafjerbaupolizeicommiffion darf längs allen Linthcanälen kein 
Damm durchftochen, erniedrigt oder verichmälert, noch in die Hintergräben nene Abzuggräben eröffnet, 
noch die vorhandenen Einmündungen verändert, auch keinerlei Einjchnitte in die Ufer gemacht werben. 

19) Weder auf den Ufern noch Dämmen, noch zwiſchen Damm und Hintergräben dürfen Holz; 
oder andere Waaren abgelegt und bis zur Einfchiffung aufbewahrt werden, fondern ber ganze Boden 
zwifchen den Canälen und Hintergräben foll immer völlig frei bleiben. 

20) Zu Ladungs: und Landungspläzen für die Schifffahrt wird die Wajjerbaupolizeicommijjion 
bie ſchiklichſten Stellen bezeichnen, außer welchen weder gelandet noch Schiffe angebunden werben dürfen. 
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21) Im ganzen neuen Linthbett dürfen feine Flöße ober anderes großes Holz aufbewahrt, jondern 
jobald fie die Linth betreten, jollen fie ohne Aufenthalt bis in den See geführt werben. 

22) Nur an leere oder halbleere Schiffe, die durch die Linth hinaufgereft werden, dürfen andere 
leere Schiffe angehängt und durch einen Pferdezug gezogen werben. 

23) Weder in die Linth noch in die Hintergräben dürfen Unreinigfeiten oder andere Gegenftände, 
die den freien Wajjerabzug hindern könnten, geworfen werden, 

24) Die beibjeitigen Dammtronen der neuen Canäle mögen als Fußwege benuzt werben; dagegen 
aber darf kein Fuhrwerk irgend einer Art, kein Reiter, fein Vieh, weder großes noch Fleines, über bie 
Dimme geführt, und Hunde follen an Strifen gehalten werden. 

25) Die Fußgänger follen fih nur des auf der Dammkrone befindlichen Pfades bedienen und 
immer jorgfältig die vorhandenen Gitter zufchliegen. 

26) Die Nefer, weldye bie rechtfeitige Dammfrone als Rekweg benuzen, jollen ſich mit ihren Pferden 
ausichließend der Dammkrone und jo viel möglich der Mitte derfelben bedienen und dürfen nur höchſtens 
fünf, beim hoben Waſſerſtand aber ſechs Pferde an einem Zug haben. 


V. Strafen. 


27) Die Widerhandelnden gegen obige Verfügungen jollen nebjt vollftändigem Schabenserjaz ben 
nachfolgenden Strafbeitimmungen unterworfen werden: 

28) Wer die Dammtrone mit einem Fuhrwerk befährt, bezahlt im Verhältniß der Größe defjelben 
eine Buße von 8 bis 16 Franlen. 

29) Ein Reiter, der ji) der Dämme bedient, zahlt 8 Franten Buße. 

30) Für ein großes Stüf Vieh, welches frei über einen Damm getrieben wird, werben 8 Fr., 
wenn es aber am Strif geführt wird, 4 Fr. Buße bezahlt. Für ein Meines Stük Vieh jeder Art ift 
die Buße die Hälfte der obigen Bejtimmung. 

31) Für einen freilaufenden Hund werden 2 Fr. Buße bezahlt. 

32) Würden ftatt der Dammkrone die Ufer oder Grabenborde gebraucht, fo ift die Buße das 
Doppelte von derjenigen, die auf den Mißbrauch dev Dammkrone gelegt iſt. 

33) Jeder Fußgänger, der ſich jtatt der Dammfrone eines andern Wegs längs den Canälen oder 
Gräben bedient, zahlt 2 Fr. Buße. 

34) Für jedes große Stüf Vieh, welches zwifchen den Hintergräben im Lintheigenthum weidend 
angetroffen wird, muß vom Eigenthümer 4 Fr., für jedes Meine Stüf 2 Fr. Buße bezahlt werben. 

35) Wer einen auf den Dämmen vorhandenen Gatter, den er geöffnet hat, nicht zujchließt, zahlt 
2 Fr. Buße. 

36) Wer fid) anderer als der feitgefezten Ladungs- und Landungspläze bedient, zahlt für jede 
jelhe Ladung und Landung 4 Fr. Buße. 

37) Bon jedem Floß, ber im Linthbett feit angehängt wird, werben 16 Fr., von einzelnen großen 
Hölzern aber für jebes 1 Fr. Buße bezahlt. 

38) Reker ſowohl als Schiffleute, weldye einen Rekzug gegen die Bejtimmung des $ 22 beladen, 
zahlen jede Parthie 4 Fr. Buße. Für jedes Pferd, welches über die Beitimmung des $ 26 hinaus 
gebraucht wird, zahlt der Neler 4 Fr. Buße, 
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39) Ohne Erlaubniß eingejezte Fiſchreuſen werden mit 2 Fr., mit Fangwuhren verjehene Reuſen 
mit 4 Fr. Buße belegt. 

40) Dem Strafrichter wird überlaffen, bei eintretenden wichtigen Milderungsgründen bie oben 
vorgefchriebenen Bußen bis auf die Hälfte zu ermäßigen. 

41) Muthwillige Verlezungen der Lintheanäle, Ufer, Wuhre, Dimme und Gräben werden dem 
höheren Bolizeirichter zur Beſtrafung überwiejen. 

Die Regierungen der hohen Stände Schwyz, Glarus und St. Gallen werden jowohl den gewöhnlichen 
als auch den höhern Polizeirichter bejtimmen und der Linth-Wafferbaucommiffion befannt machen, 
welcher, jei e8 auf Weilung der Commiſſion, ſei es auf Leidung bin, die Bellagten in Unterjuchung 
nehmen und die fehlbar Erfundenen unabänderlich nach den VBorjchriften und Beitimmungen der gegen: 
wärtigen Berordnung trafen wird. 

42) Die eine Hälfte der Buße gehört dem Verleider der Übertretung; die andere Hälfte fällt der 
Gemeinde zu, in deren Bezirk die VBergehung ftatthatte. Der Schadenserſaz joll ungefäumt zur Tilgung 
bes Schabens verwendet werben. 

43) Wenn der Boden der Linth zwijchen den äußern Ufern der beiderjeitigen Dintergräben an 
Ufern, Wuhren, Schwellen, Dümmen oder Gräben durch Frevel beſchädiget würde, ohne daß die Thäter 
aufgefunden und zu Erjaz und Strafe gezogen werden Fünnten, jo foll der Schaden ungefäumt durch 
die beftellten Linthaufjeher auf Koften derjenigen Gemeinde gehoben werden, in deren Bezirk die Beſchädigung 
ftatthatte, 


VI. Unterhalt der neuen Lintheanäle. 


44) Zum Unterhalt der neuen Lintheanäle wird gerechnet: die Reinhaltung des Linthbettes; die 
Sicherung ber Ufer im der vorgejchriebenen Richtung und Stelle und mit dem gehörigen Abhang; bie 
Erhaltung und Neinhaltung der Wuhre und Dämme nad) vorgefchriebenem Profil; die Erhaltung des 
Fußpfades auf der Dammkrone; (mit Ausnahme des rechtjeitigen Relkweges) die mit den Anſtößern 
gemeinfame Unterhaltung der Hintergräben in der beftimmten Breite und Tiefe. 

45) Diefer Unterhalt der Ufer, Wuhre, Dämme und Hintergräben längs den neuen Lintheanälen 
liegt ohne Rükſicht auf ehevorige Wuhrpflichten allen demjenigen Gütern nad dem Verhältniß ihrer 
Größe ob, welche innert den Grenzen der Schazungslinie liegen, und es werden für dieſe Obliegenheit 
folgende Abtheilungen oder Genofjenjchaften feitgejezt : 

46) Der Näfelfercanal von den Stofländern an bis zur Näfelferbrüfe herab wird von den 
Gütern unterhalten, welche im Bezirk diefes Kanals zwijchen den Landſtraßen liegen; nämlich das rechte 
Ufer von den Befizern der Mollifer:, das linfe Ufer von den Befizern der Näfeljerfeite. 

47) Der Mollijercanal von der alten Näfeljerbrüfe an bis zu jeinem Auslauf in den Wallen- 
jee herab wird beidfeitig von denjenigen Gütern unterhalten, welche im Bezirk dieſes Canal vom 
Fuß des Wallenbergs bis an die Schazungslinie zwifchen Näfels und Nieberurnen liegen. — Der 
linkjeitige Bezirk diefes Canals geht von der Näfeljermühle in Mühlhäuſern bis zur Bergete am ber 
Zanditraße, wo fi die Tagwen Ober und Niederurnen trennen, und wird durch eine Linie begrenzt, 
bie von biefem Punkt an an die linkjeitige obere Efe ber neuen Biäfchenbrüfe hinübergezogen wird. 

48) Der Wefenercanal vom Seeausflug an bis zur Hiegelbrüte herab wird beiderjeitig von 
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denjenigen Gütern unterhalten, die nördlich derjenigen Linie liegen, welde den Molliſercanalbezirk 
begrenzt, und zwar abwärts bis an die Strafie, welche von Niederurnen nach der Ziegelbrüfe führt; 
dann bis an ben Fuß des Biberlifopfs und Weienerbergs und bis an das Seegeftade, mit Einſchluß 
aller der Güter, die in Wefen, in Fley, in Wallenjtabt und am linken Wallenjeeufer in den Linth- 
Ihazungsgrenzen liegen. 

49) Die rehte Canaljeite von der Ziegelbrüte abwärts bis zum Gießen unter 
dem Buchberg wird von allen Gütern unterhalten, welche in diefem Bezirk in den Linthichazungs- 
marchen liegen. 

50) Die rechte Eanaljeite vom Gießen an bis in den Zürichſee herab wird von 
denjenigen Gütern unterhalten, die in diefem Bezirk in der Schazungslinie begriffen find, mit Einſchluß 
derjenigen, die unter Grynau rechts der Linth ähnlichen Berpflidtungen unterworfen waren. 

51; Die linte Eanalfeite von der Ziegelbrüfe abwärts bis an die Grenze 
zwiſchen Schwyz; und Glarus unterhalten diejenigen Güter, die im dieſem Bezirk innert der 
Linthichazungslinie liegen. 

52) Die linfe Eanaljeite von der Grenze zwiſchen Shwyz und Glarus an bis 
in ben Zürichſee herab wird von denjenigen Gütern unterhalten, die in diefem Bezirk in der 
Scazungslinie liegen, mit Einichluß derjenigen, die unter Grynau lints der Linth ähnlichen Ber- 
pflichtungen unterworfen waren. 

53); Die Güterbejizer jedes diefer acht Bezirke erwählen einen Ausſchuß, welcher nad) der Anordnung 
der Waflerbaupolizeicommiffion und ihrer hiezu beauftragten Linthauffeher die erforderlichen Arbeiten 
vorſchriftsgemäß ausführt und der Genoßſame jährlich die von den Linthauffehern qutgeheifene Rech— 
nung ablegt. 

54) Wenn im einem Bezirk die erforderlichen Lintharbeiten nicht in gehöriger Zeit und vorfcrifts- 
gemäß ausgeführt werben, jo hat die Linth-Wafjerbaucommifjion das Mecht, diefe Arbeiten auf Kojten 
der betreffenden Genoßſame durd ihre Linthaufjeher ausführen zu laſſen. 

55) Die Unterhaltungspfliht der Lintheanäle nimmt fir die Genoßjamen ihren Anfang bon der 
Zeit, wo fie ihnen dafür durch Beichlüße der Tagſazung find übergeben worden. Zu diefem Ende wird 
die Aufſichtscommiſſion, fo oft eine oder mehrere Strefen der Lintheanäle für jene Übergabe bereit und 
vollendet find, davon den Landammann der Schweiz berichten, welcher dieſelben bejichtigen läßt, 
damit die Tagjazung auf das gedoppelte Befinden der Auffichtscommifjion und der durch den Herrn 
Landammann angeordneten Beiichtigung die Übergabe beſchließe. 

56) Wenn an einer Stelle der Lintheamäle ein auferordentliher Schaden entiteht, jo jollen die 
von den betreffenden Genopjamen bejtellten Ausſchüſſe (Linthmeifter), mit Zuzug des nächſten Linth- 
aufichers, für die Herſtellung der beihädigten Werke die angemeſſenen Borkehrungen treffen und durch 
den Auſſeher ungeläumt das nächjtwohnende Mitglied der Waflerbaupolizeicommiffion umjtändlich 
benahhrichtigen, um von demfelben die jernern Weiſungen zu erhalten; findet die Commiſſion dann, daß 
der Fall wirklich unter die anferordentlichen Beſchädigungen gehört, jo wird fie die erforderlichen 
Arbeiten, nad; den Umftänden ganz oder theilweiie, auf Koſten der Lintheaffa anordnen. 

57) Jeder Genoſſenſchaft foll ein umftändlicher Plan fowohl ber Flußſtreke, die fie zu unterhalten 
dat, mit den erforderlichen Profilriffen, alt auch vom ganzen Umfang und den Grenzen ihres VBezirts 
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übergeben werden, welcher ihr bei allen auf den Linthunterhalt Bezug habenden Arbeiten zur Richt- 
ſchnur dienen joll, und welden fie zu dieſem Ende hin forgfältig aufzubewahren verpflichtet ift. 

58) Sollte in Zukunft eine Abänderung in der Vertheilung bes Umterhalts der Lintheanäle 
wünjchbar werben, jo kann diejes von den Genoßſamen durch den Weg ihrer betreffenden Kantons— 
regierungen der Wafferbaupolizeicommiffion angezeigt und von dieſer mit ihrem Befinden darüber ber 
Tagiazung zum Enticheid vorgetragen werben. 

59) Dieje Verordnung ſoll in den öffentlichen Blättern der drei betreffenden Kantone bekannt 
gemacht, alle Jahre am erften Sonntag im April in den Kirchen ber benachbarten Gemeinden verlefen, 
und jonjt auf gewohnte Weife zur allgemeinen Kenntniß gebracht werben. 

U. ber den ötonomifchen Zuftand bes Linthunternehmens hat die Tagfazung am 13. Juli 1812 
auf den einläßlic begründeten Antrag ber berichterftattenden Commiſſion folgenden Beſchluß gefaßt: 

1) Der hocjlöblihe Stand Schwyz wird zu Handen jeiner intereffirten Gemeinden eingeladen, 
die vom den übernommenen Actien herrührenden und in die Central-Lintheaffe zu Zürich jchuldigen 
Rejtanzen, etwa 7000 bis 8000 Franken betragend, ungefäumt einziehen und in die Caſſe verabfolgen 
zu laſſen. 

2) Die vier hodhlöblicyen Schifffahrtsfantone Schwyz, Zürich, Glarus und St. Gallen 
find eingeladen, die der Linthunternehmung für erbaute Refwege jchulbigen 8000 Franken ohne Anjtand 
zu tilgen und in die Linthceafje fließen zu lafien. 

3) Der mit Ende dieſes Jahres verfallene zweite Drittbeil der Zahlungen für verkaufte Güter am 
Mollijercanal, in 15,000 Franten bejtehend, wird (jedoch mit Dinficht anf den nachfolgenden Artifel 9) 
in bie Linthoperationscafje verjirt. 

4) Die hodlöblihen Kantone Schwyz, Glarus und St. Ballen, in Beherzigung der ber: 
maligen Lage der Linthunternehmung und des Bedürfnuiſſes, für die Eafje zu ſorgen, damit fein Unter: 
bruch_in den Arbeiten entitehe, werden bringend eingeladen, von den noch mangelnden 859 Actien joviel 
jelbjt übernehmen oder in ihren Gemeinden abfezen zu wollen, als es für den Zwei der Aushülfe, für 
das gemeinfame und befondere Verband ihrer Gemeinden zu dem ganzen Linthwerk erfordert, und 
von ber hohen Tagfazung zu Vorleuchtung gegen die andern eidgenöffischen Kantone als billig erachtet 
worben ift. 

5) Die hodjlöblicyen übrigen eidgenöſſiſchen Stände werden eingeladen, das jo weit vorgerüfte 
Wert nicht ſinken zu lajfen, jondern bie vorgebachten drei hochlöblichen Stände in dem Abjaz von 
Actien und durch jelbfteigene gefällige Erklärung, eine Zahl derfelben übernehmen zu wollen, zu unter: 
ſtüzen. 

6) Herr Eicher, Präſident der Aufſichtscommiſſion, wird erſucht, in dem Lauf dieſes Jahres vor: 
züglich diejenigen Arbeiten zu bewerkftelligen und zu bejchleunigen, durch welche die vollitändige Ber: 
befferung des ob dem Wallenſee und des zwiſchen dem Moflifercanal und der Ziegelbrüfe gelegenen 
Bezirks bewirkt wird, in der Abficht, da die Mechrwerthichazung dev Güter wirklich angefangen und 
von der nächites Jahr fich verfammelnden Tagjazung ausgeſprochen werden könne. 

7) Die Schazungscommiffion wird eingeladen, die Sümpfe der beiden Endgeftade des Wallenjees 
bis zur Biegelbrüte hinab betimmt auszumarchen, ſolche zu Handen der Actien-Inhaber in Beſiz zu 
nehmen, und vor jedem Eingriffe zu verwahren ; ihren allfälligen Ertrag zu benuzen, und leztern in 
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die Haupt-Lintheaffe in Zürich einzufenden, damit nad) Anleitung des $ 4 des leztjährigen Tagſazungs- 
beichfuffes der Anfang der Liquidationscaffe gebildet werde. Ein Doppel des aufzunehmenden Rifjes 
und der Marchenbefchreibung foll bei der Haupteaſſe in Zürich hinterlegt werben. 

8) Die Schagungscommiffion wird die gleiche Einleitung für den Schännifjerfumpf treffen, damit 
die eigentliche Sumpfgrenze in feinen verfchiedenen Wbtheilungen feſtgeſezt und geometriich vermefjen 
werbe. 

9) Der Vorſchuß der Verkaufs: über die Antaufsfumme von den Molliferrietern, von welchen ein 
Theil zum Canalbau gebraucht, die übrigen wieder veräußert wurden, und welcher beiläufig 3200 Franfen 
betragen mag, joll als Erlös des Mehrwerthes betrachtet und bei den erfolgten oder erfolgenden Zahlungen 
von Seite der Käufer in die Liquidationscaffe nadı Zürich abgeliefert werben. 

10) Die Tagjazung wiederholt mit immer erneuertem und lebhaften Gefühl ihre Zufriedenheits: 
bezeugung und den wärmjten Dank für die unverdroffenen Anftrengungen des Herrn Eicher, Präfidenten 
der Auffichtscommiffton, ſowie auch jeines Gehülfen, des Herrn Hatheherrn Schindler, und des Herrn 
Oberſten Stehlin, Präfidenten der Schazungscommiffion, Sie empfiehlt diefen verdienftvollen Männern 
das Intereſſe der Linthunternehmung bis zu ihrer gänzlichen Vollendung. 

V. Der diesjährige Bericht über die Linthunternehmung von Herrn Eicher, Präfident der Linth: 
aufſichtscommiſſion, vom 8. Juni, begleitet: 1) mit einem Gutachten der beiden Präfidenten der Auf: 
fihts: und Schazungscommiffion über die Mehrwerthſchazung der durch die Lintharbeiten verbeſſerten 
Landesſtreken, 2) mit der erften Rechnung über die Liquidationscaffe der Linthunternehmung, ijt in der 
Tagſazung von 1813 am 15. Juni vorgelegt und am 16. nad) vorläufiger Berathung zur Commiſſional- 
prüfung überwieſen worden. 

W. Der umfafjende Commiffionsbericht wurde in der Sizung vom 8. Yuli erjtattet und ver- 
breitete fich über: 1) den Zuftand der Arbeiten, 2) die öfonomijchen Verhältniſſe, 3) das Eorrections- 
gebiet oberhalb der Näjeljerbrüte, 4) Verlegung der Suft an der Biäſch, 5) untere Lintheorrection bis 
an den Zürichjee hinab, 6) Mehrwertbichazung der verbefjerten Bezirke des ganzen Linththals. Über 
alle dieje Punkte hat die Tagſazung nad den Vorſchlägen der Commiſſion Beſchlüſſe gefaßt. Ganz 
bejonders dringend find die Kantone neuerdings eingeladen worden, durch befürderliche Erklärung eines 
verhältnigmäßigen, möglichjt anſehnlichen Actienabſazes zu wirklicher baldiger Vollendung des Wertes 
kräftig mitzuwirken. Zum Schluſſe ift dem unermüdlichen Präfidenten der Linthauffichtscemmiffion 
Eicher und feinem verdienitvollen Sehülfen Schindler, jowie dem Präfidenten der Linthſchazungscommiſſion 
Stehlin der Dank des Vaterlandes votirt worden. 


$ 120. Tieferlegung des Lungernſees. 


A. Am 12. September 1803 hat die Tagſazung das Begehren der Gemeinde Lungern, Kantons 
Unterwalden ob dem Wald, um Unterjtägung für Tieferlegung des Lungernjees, durch den Abſchied 
den Kantonen zur Berüffichtigung empfohlen und den Kanton Unterwalden ob dem Wald eingeladen, 
über das diesfällige Begehren und die Verhältnifje des Unternehmens nähere Aufichlüffe zu ertheilen. 
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B. In der Sizung vom 30. Juli 1804 hat der Gejandte von Obwalden nach Darlegung ber 
mißlichen Yage der Gemeinde Lungern in Folge der jtetigen Erhöhung des dortigen Sees an die Tag- 
fazung das flehentliche Geſuch geitellt, behufs Zuendeführung des begonnenen Wertes der Tiefer 
legung in dem biesjährigen Abjchied diefe Gemeinde jämmtlichen Kantonen ſowohl zu einer obrigfeitlichen 
Unterjtüzung als zu einer freien allgemeinen Gollecte beitens zu empfehlen. Dieſer Bittſchrift war 
gemäß; vorjährigen Abjchiedes ein Riß und ein Bericht des berniichen Berghauptmanns Schlatter über 
die noch erforderliche Arbeit und Koſten beigefügt, woraus jich ergab, daß noch eine Summe von 
L. 21,680 benöthiget ſei. Die Tagfazung wollte diefem Begehren gerne entiprechen ; dabei bemerkten 
aber einige Gejandten, daß in Betreff der allgemeinen Collecte fürderlicher wäre, wenn von dem Ob: 
waldner Yandrath ein bezügliches Geſuch bei den Kantonsregierungen direct angebracht und die geeignete 
Art der Anordnung der Eollecte diefen überlajjen würde; was denn auch dem Ermeſſen der Regierung 
von Obwalden anheimgeftellt worben ift. 

C. Am 16. Juli 1805 hat die Tagfazung auf erneuertes Anſuchen feitens Obmwaldens die An: 
gelegenheit der Tieferlegung des Lungernjees den Kantonen neuerdings zur Beherzigung empfohlen. 


SS 121-122. Handeldangelegenheiten, 


$ 121. Handelsverhältniffe zwifchen der Schweiz und dem Ausland 
im Allgemeinen, und Verkehr im Innern der Schweiz. 


A. Nady dem Artikel 32 der Yundesverfajjung hatte die Tagjazung allein Handelstractate zu 
Ichließen. Laut dem Artikel 5 der nämlichen Verfaſſung war die freie Eirculation der Lebensmittel, des 
Viehs und der Handelswaaren im Innern der Schweiz gewährleiftet, und es gehörten die äußern Grenz 
zölle den an das Ausland angrenzenden Kantonen; jedoch follten die Tarife derjelben, gleich wie die 
Tarife der Zölle, Weg- und Brüfengelder in den Kantonen, nad Artitel 6 der Bundesverfaflung der 
Tagfazung zur Genchmigung vorgelegt werden. 

B. In Folge einer bezüglichen Anregung von Schwnz hat die Tagſazung am 19. Auguft 1803 
in Betreff des Viehhandels erflärt: alle und jede Polizeiverfügungen in Rükſicht auf Verbot oder Ein: 
ſchränlung des Vichhandels über die Schweizergrenzen gegen das Ausland ftehen in der Befugniß der 
Kantone, unter dem Vorbehalt jedoch, daß weder dem Necht des Schweizerbürgers, ſich für feine innern 
Bebürfniffe überall in der Schweiz mit dem benöthigten Vieh verjehen zu dürfen, noch dem Handel, 
weldyen andere Kantone mit ihrem eigenen Bich gegen das Ausland treiben und wofür ihnen der Durch: 
paß unentbehrlich ift, zu nahe getreten werden joll, einerſeits, anderjeits aber, daß damit deſto wirffamer 
den Mipbräuchen vorgebogen werden könne, welche von dem Viehhandel überhaupt jo ſchwer zu trennen 
find, die Kantone, durch deren Gebiet der Tranfit jtatthaben muß, ſich über. ihre diesfalls gegen fremde 
Einkäufer und Ausführer zu erlaffenden Verbote oder Einſchränkungsverordnungen mit den benachbarten 
Kantonsregierungen werden veritändigen müſſen, 
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C. Am 23. Auguft 1803 hat die Tagfazung gemäß einem Antrage von Schwyz bie Kantone 

ermächtigt, zum Zwek ber Herbeiichaffung der nothwendigen Lebensmittel (Getreide) mit ausmärtigen 

Staaten innert den Schranken des am 22. Auguſt 1503 hinfichtlich der Unterhandlungen der Kantone 

mit dem Ausland gefaßten Beſchluſſes (fiehe $ 14 des Nepertoriums) qutfindende Übereinkünfte abzu- 

ichlieken. 1808, XXX 
D. Am 14. September gleichen Jahres ift das Begehren ber mechanischen Baumwollenipinnerei 

der Geſellſchaft J. J. Meier und F. Halder zu St. Gallen, um Aufrechthaltung der von der helvetifchen 

Regierung unterm 21. Mai 1801 derjelben ertheilten fiebenjährigen Privilegien gegen Eontrefagon, aus 

Mangel an Inſtruction einfady ad referendum genommen worden, 1803, UXVI 
E. In der Sizung vom 30. Juli 1804 ift der Tagfazung das Begehren des Commerzienrathes 

von Bern vorgelegt worden, die ehemaligen Einfuhrverbote von baummollenen Kappen und Strümpfen 

zu erneuern. Auf den Bericht einer Commilfion wurde aber am 31. gleichen Monats gefunden, daß 

eine jolhe Mafregel unabjehbare jchädliche Folgen für die ſchweizeriſchen Fabrifen jowohl im Innern 

der Schweiz als von Seiten des Auslandes haben würde, und demnach erkannt, daß für dermalen in 

den Vorſchlag nicht einzutreten jei. 1804, 1,71 
F. In Betreff einer Proteftation von Glarus gegen den in Weſen auf allen ben Wallenjtabter: 

fee auf: und abjahrenden Waaren und Lebensmitteln beſtehenden Zoll, wobei es ſich auf eine Convention 

zwiſchen Zürid, Glarus, Schwyz, St. Gallen in Betreff der Linthſchifffahrt und auf die Vorſchriften 

der Bundesacte berief, hat die Tagjazung des Jahres 1505 die beiden Kantone angewiejen, auch für 

den Wallenftadterjee eine ähnliche Schifffahrtsconvention unter dem Vorbehalt eidgenöffticher Ratification 

abzuichließen und inzwiſchen es bei der bisherigen Übung verbleiben zu lafjen. 15, XXxVI 
G. Am 6. Juli 1807 ernenerte Glarus feine vor zwei jahren vorgetragene Beſchwerde gegen 

Et. Gallen wegen Hemmung des Scifffahrtsrechts auf dem Wallenftadterjee; worauf die Tagjazung in 

Beitätigung des frühern Beſchluſſes beide Stände zu freundichaftlicher Ausgleihung des Anftandes auf- 

forderte und das daherige Neiultat auf künftiger Tagſazung gewärtigen will. 180%, LINK 
H. Anläßlich der Berathung iiber die Handelsverhältnifje mit den angrenzenden Staaten, beſonders 

Frantreich und Italien, hat die Tagſazung am 13. Juli 1808 mit Rüfficht auf die Verkehrsbedürfniſſe 

und die Handelsintereffen den Landammann der Scyweiz angemwiejen: 1) In Folge der ihm durch die 

Bundesacte $ 23 ertheilten Gewalt den Kanton Teſſin unter Berdanfung ver bereits ausgeführten 

Arbeiten umd der gebrachten Opfer aufzufordern, mit fortgejezter Thätigfeit an der Erbauung jeiner 

Heeritraße zu Beibehaltung des Gotthardpaffes zu arbeiten, die einzelmen Strefen baldmöglichft durch 

Anlegung der Straßen in den Zwijchenräumen zu verbinden und das ganze Unternehmen in möglichit 

turzer Zeit zu vollenden. 2) Gegenüber Uri wird die Erwartung gehegt, es werde zu Ausführung des 

wichtigen Unternehmens jeine Fräftige Mitwirkung nicht verjagen, und demnach die Aufforderung erlafjen, 

die Straße von Altorf bis Steg zu verbeffern und von Steg bis Göſchenen zu erftellen und fahrbar 

ju machen, damit dadurch der Zuſammenhang mit den neuen Straßen des Kantons Teffin erzielt werde, 

3) Es follen die beiden Kantone auf die Nothwendigkeit ficherer Niederlagen und Suſten aufmerkſam 

gemacht umd eingeladen werden, jelbe an erjorderlicen Orten anzulegen, ſowie auch die Feſtſezung 

beitimmter Frachten und Löhne erforderlich it. 4) Vor Beginn der Tagſazung des Jahres 1809 ſoll 

der Landammann eine fachkundige Perjon in die Kantone Uri und Teſſin aborbnen, um die nenen 
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Arbeiten an den Straßen, Niederlagen und Suften unterjuchen zu laſſen, und dann der Tagjazung 

dejjen Bericht vorlegen. — Anläßlich diefer Berathungen hat die Gefandtichaft des Kantons Graubünden 

ihrerjeits den Wunſch geäußert auf Verbeſſerung der Straßenjtrefe zwifchen Bellenz und Mijor auf 

teſſiniſchem Gebiet; worauf die Gejandtichaft von Teſſin die Geneigtheit ihrer Negierung hiezu zu er— 
os, vi fennen gab. 

J. Am 8. juli 1808 hat die Gejandtichaft des Kantons Aargau gegen Solothurn vor der Tag- 
jazung Beſchwerde geführt wegen einer Berorbnung des leztern Standes vom 19. Februar 1808, mit 
welcher die Holzausfuhr aus den Oberämtern Olten und Gösgen verboten worden jei, umd verlangt, 
daß die Tagjazung Solothurn zur Zurüknahme diefer bundesverfaffungswidrigen Maßregel verhalte. 
Statt deſſen ift Aargau an directe Unterhandlung mit Solothurn gewiefen worden, in der volfen Über: 
zeugung der Tagfazung, die Regierung von Solothurn werde den allgemeinen Grundſäzen der Mediation 

ws, Xxxxvi Die gehörige Rechnung tragen. 

K. Yaut einer in der Tagjazung am 14. Juli 1808 vorgetragenen Beſchwerde des Kantons Teſſin 
beftcht auf dem Vierwaldſtätterſee aus alten Zeiten her die Verordnung, daß Reifende Retourſchiffe 
nicht benuzen dürfen, jondern am Orte der Abfahrt eigene Fahrzeuge nehmen müjjen. Da dieſe 
Beichränfung des freien Verkehrs mit den bezüglidyen Beitimmungen (Art. 3 und 40) der Bundesacte 
ſich nicht vertrage, verlangt Tejjin von der Tagjazung die Aufhebung derjelben, worin es von Lucern 
unterjtügt, von Uri, Unterwalden und Schwyz dagegen befämpft wird. Indem die Tagjazung Teſſin 
mit feiner Beſchwerde an Uri verwies, hat fie im Übrigen mit Rükſicht auf die allgemeine Seite der 
Frage und deren Beziehung zu der Mebiationsverfajfung diefelbe in Protokoll und Abſchied aufnehmen 

1508, XXXVIı  Jaffen. 

L. Am 20. Juli 1808 machte die Gefandtichaft von Yucern die Tagfazung aufmerkſam auf die 
verfaffungsmwidrige Einführung einer Ausgangsgebühr auf Brennholz in den Kantonen Schwyz und 
Unterwalden, und verlangte die Beleitigung diefer lediglich Die angrenzenden Kantone betreffenden Gebühr. 
Die Tagfazung wies aber die Angelegenheit lediglich an die gütliche Ausgleichung unter den Parteien 

1006. xxxvi ſelbſt, und würde, wenn biefelbe nicht erfolgte, auf nächjter Tagfazung ihren Entſcheid abgeben. 

M. Am 22. Juli 1808 bat das durch Glarus angerufene Syndicat nad Anhörung der Parteien 
den Streit zwijchen den Kantonen Glarus und St. Ballen, betreffend die Scifffahrtsverhältnifje auf 
dem Wallenjtadterfee, zu freundichaftlicher Beilegung zurüfgewielen. Sollte diefelbe nicht erfolgen, jo 
hätten diefe Kantone gemäß dem leztjährigen Tagſazungsbeſchluß mit ihren Anjpradhen, Gründen und 
Titeln an die fünftige Tagfazung zu gelangen, die alsdann je nady Befinden jelbft entſcheiden oder den 

os xxxvit Entſcheid dem Sundicat zuweilen wird. 

N. Am 23. Juli 1808 bat Lucern vor dem Syndicat wegen der Schifffahrt auf dem Bier: 
waldſtätterſee Klage gegen Uri geführt, daß den lucerniſchen Sciffleuten nicht gejtattet werde, Waaren, 
die aus Italien kommen, in Flüelen als Rüffracht zu verladen, weil Uri die Verführung derjelben als 
ausichliehlicyes Recht feiner Schiffleute, gejtüzt auf einen Vertrag von 1687, anſpreche, während ſolches 
den Freihandelsgrundfäzen der Bundesacte widerjtreite. Lucern ruft biergegen den Enticheid bes 
Syndicats an, Uri dagegen bejtreitet deſſen Competenz, indem über Fragen der Verfaffungsanslegung 
nicht das Syndicat, jondern die Tagſazung die zuitändige Autorität je. Ohne jezt ſchon über das 
meritum causae einzutreten, bat fich zwar das Syndicat im Hinblit anf $ 36 der Bundesverfafjung 
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für competent in der Sache erklärt, jedoch die Streitigkeit zunächſt an eine durch; den Yandammann zu 
veranftaltende freundliche Vermittlung zwiſchen den beiden Theilen gewiefen. 

0. Am 23. Juni 1809 wurbe die Tagfazung von den Kantonen Uri und Lucern benadjrichtigt, 
daß fie die freumdfchaftlichen Unterhandlungen mit einander fortjezen, um die Scifffahrtsverhältnifie 
auf dem Vierwaldftätterfee zu requliven. Mit Rükſicht hierauf will Teſſin bezüglich feiner Teztjährigen 
gleichen Beſchwerde den Erfolg diefer Unterhandlungen abwarten. 

P. Ebenfalls am 23. Juni hat die Tagfazung von den Kantonen Schwyz, Unterwalben 
und Lucern vernommen, es jei alle Ausficht vorhanden, daß die zwifchen ihnen obmwaltenden Anjtänbe, 
betreffend die Musfuhr von Holz, gütlich ausgeglichen werden, 

Q. Unterm 4. Juli gleichen Yahres wurde die Tagfazung benachrichtigt, daß bie voriges Jahr 
angebrachte Beichtverde des Kantons Nargau gegen den Kanton Solothurn, betreffend den freien 
Verkehr mit Baus und Brennholz, in Folge einer grundjäzlid) abgegebenen Erklärung des jolothurnifchen 
Großen Rathes in Betreff der Freiheit des Verkehrs als dahingefallen zu betrachten fei. 

R. Am 22. Juni 1810 bat die Tagfazung auf eine Beſchwerde Berns beſchloſſen, mit Rükſicht 
auf den Artikel 5 dev Bundesverfafjung joll der Ankauf und der Verkehr mit dem zur Fabrication des 
Papiers nothwendigen Stoffen im Innern der Schweiz von einem Kanton gegen den anderen nicht 
verboten oder erfchwert werden, wogegen ben Santonen immerhin Bolizeimaßregeln gegen etwaigen 
Mißbrauch beim Einſammeln und Verkaufen der Hadern vorbehalten fein jollen. 

5. Am 20. Yuli 1811 bat die Tagfazung eine Beſchwerde des Kantons St. Gallen, unterjtügt 
durh Thurgau, gegen den Kanton Zürich wegen Sperrung der Straßen von St. Gallen über 
Binterthur nach AUndelfingen, und von St. Gallen über Frauenjeld nah Schaffhaufen für fremde 
Frachtfuhrwerle vernommen und zu freundichaftliher Verſtändigung unter den Parteien ſelbſt gewieſen. 
Auf den Fall, dag diefe Anftände durch Verjtändigung oder durch Einwirkung des Landammanus der 
Schweiz nicht erledigt werden fünnten, ſollen diejelben ad instruendum auf die Tagjazung des Jahres 
1812 gebracht werden. 

T. Anläglid der Berichterftattung über die eidgenöſſiſchen Grenzanftalten an die Tagiazung des 
Jahres 1811 hat die betreffende Commiffion am Schluffe ihres Rapportes (bevjelbe findet fich Abjchieds- 
beilage F) ſich auch über die allgemeine Lage bes fchmweizeriichen Handels und deſſen kläglichen Zuftand 
verbreitet. Die Tagjazung fühlte tief dieſe jchmerzliche Wunde des VBaterlandes, die Dringlichkeit der 
North, die Herannahung gänzlider Armuth und Brodlofigfeit für einen großen Theil der Mitbürger, 
Da ihr aber Mittel und Macht zu Abwendung der obwaltenden gebieterifchen Umjtände fehlten, jo hat 
fie wenigftens das Bundeshaupt beauftragt, jeden günftigen Angenblit, den die Zukunft darbieten möchte, 
ju benuzen, um die Intereſſen des jchweizeriichen Handels, bejonders in Bezug auf die Baumwollen: 
indujtrie ud den Erport einheimiicher Fabricate, gegen das Ausland und gegen das franzöfiiche Kaiſer— 
reich geltend zu machen. Dabei hat Bafel auf die Einführung neuer Erwerbszweige, als z. B. der 
Schafzucht und Tuchfabrication, aufmerkſam gemadht. 

U. Am 18. Juni 1812 wurde die Tagjazung von denjenigen Schritten in Kenntniß gefezt, welche 
der Landammann der Schweiz im Intereſſe des fchtweizerifchen Handels und der jchweizerifchen Induſtrie 
und für Erleichterung des Tranfits mit ſchweizeriſchen Producten durch auswärtige Staaten vorgenommen 
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hatte, Nach einigen vorläufigen Erörterungen iſt diefer Gegenjtand an eine Commiſſion zu näherer 
Prüfung gewiefen worden. 

V. Diefelbe erftattete am 15. Juli einen Bericht, eine kurze Schilderung des bebrängten Zujtandes 
des jchweizeriichen Handels und des Zerfalls der ſchweizeriſchen Induſtrie enthaltend. Auf ihren Antrag 
bat die Tagjazung neue Berwendungsichritte bei der franzöſiſchen Regierung für Begünftigung einerfeite 
der Einfuhr jchweizeriicher Manufacturwaaren nach Frankreich, und anberjeits des Traufits folder 
Waaren durch Frankreih nad entfernten Weltgegenden beichloffen (der Abjchied enthält den Wortlaut 
des daherigen Schreibens der Tagfazung an den franzöfischen Kaifer), und die Kantone eingeladen, auf 
die Bervolltommmung des Yandbaus, welcher die jicherjte Quelle des Nationalwohlitandes, der natür: 
lichte und edelite Beruf eines freien, arbeitiamen Volkes und eine feite Stüze feiner Anhänglichteit an 
Vaterland und Berfaffung it, ihr Augenmerk zu richten; die Hinderniffe, welche, von alten Sitten und 
Einrichtungen berrührend, den Fortſchritten der Landeultur entgegenstehen, durch väterliches Anichen 
und weile Verordnungen aus dem Weg zu räumen zu ſuchen und ſich insbejondere mit den Mitteln 
zu beichäftigen, wie eine zwefmäßigere Benuzung der Semeindegüter nach und nach eingeführt und das 
in einigen Kantonen noch bejtehende jo jchädliche Weidgangs- und Trattrecht abgeſchafft werden könnte. 
— In Betreff der Frage des Schuzzoll- oder Freihandelsſyſtems und der ftaatlichen Unterſtüzung der 
Induſtrie hatte die Commiſſion ſich aljo vernehmen lafjen: „Wäre die Schweiz cin Land, defjen eigene 
Eonfumation jehr beträchtli und bie in andern Nüfjichten vom Ausland ganz unabhängig wäre, je 
verdiente diefer Vorſchlag (Schuzzoll für gewiſſe Anduftriezweige) allerdings nähere Prüfung. Allein 
unjer innerer Berbraud; von fremden Fabricaten ift jo gering in Vergleichung mit denjenigen Manu— 
facturwaaren, die wir im Ausland abjezen, daß, wenn wir auch alle bebürfenden Waaren jelbjt jabriciren 
würden, wir Faum den vierten Theil der jezt fabricivenden Claſſe damit beichäftigen könnten. Es kann 
alfo niemals unfer Vortheil fein, die Freiheit des Handels, auf weldyer unfere Induſtrie hauptſächlich 
beruht, jelbjt wenn fie von Andern beeinträchtiget wird, auch unferjeits einſchränken zu wollen und 
unjere Nachbarn dadurd zu noch härtern Mafregeln zu reizen und gleichſam zu berechtigen; neben 
dem, daß umfere Föderalverfaffung einem jcharfen Zoll: und Mauthſyſtem, das ohnehin dem Geift 
unjerer Nation jo wenig angemefjen wäre, beinahe unüberfteigliche Hinderniſſe in den Weg legt. 
Übrigens huldiget die Commiffion dem durch unfere eigene Erfahrung bewährten Saz, daf die 
Induſtrie eine Pflanze ift, Die ſich von ſelbſt am beiten entwifelt und alsdann die Fräftigjten Wurzeln 
ſchlägt; wohingegen alle künſtlichen Mittel zu nichts dienen, als fie jchnell empor zu treiben, aber, weil 
ſie nicht auf jich ſelbſt fteht, ebenjo jchuell wieder verblühen zu machen.“ 

W. Am 14, Juli 1813 hat die Tagfazung den Landammann der Schweiz wiederholt angewieſen, 
bei jidy ergebendem Anlaß alle geeigneten Schritte für Erleichterung des jo außerordentlich gedrüften 
und barniederliegenden jcpweizerifchen Handels und der ſchweizeriſchen Jndujtrie vorzunehmen. Was 
dagegen die leztjährigen Wünſche und Anfichten anbetrifit über die Bervolllommmung der Landwirth- 
ichaft und die Begünjtigung ſolcher Fabriken, welche die Producte des vaterländiichen Bodens bearbeiten, 
jo ijt einmüthig befunden worden, dab die Benuzung und fernere Entwiklung derjelben der eigenen 


iss, xxxvin Sorgfalt und Competenz der Nantonsregierungen überlaffen werden follen. 


X. Betreffend die Anſtände zwiichen den Kantonen Graubünden und Tejjin, binfichtlich gegen- 
jeitiger Verkehrsverhältniffe, wird auf 3 63 des gegenwärtigen NRepertoriums verwieſen. 


Y. Die Verhandlungen über die Handelsverhältnifje zwifchen der Schweiz und einzelnen auswärtigen 
Staaten find in dem nachjtehenden $ 122 dargeftellt. 


$ 122. Handelsverhältniffe zwifchen der Schweiz und den einzelnen 
Staaten des Auslandes. 


4. Handelsverhältniffe zwiſchen der Schweiz und Frankreid. 


I. Bei Anlaß der Verhandlungen der Tagjazung des Jahres 1803 über einen Defenfiv-Allianz: 
vertrag zwilchen der Schweiz und Frankreich, abgejchloffen den 27. September 1803, wurde durch 
Artikel 12 dieſes Vertrages feſtgeſezt, es jollen die Angebörigen beider contrahirenden Theile in Hinficht 
des Handels überhaupt, wie in Hinficht der Einfuhr-, Ausfuhr und Tranfitgebühren, gleich ben meift- 
begünftigten Nationen behandelt und innert ber fürzeft möglichen Frift die commerciellen Verhältniſſe 
durch befondere Nachtragsartifel zu dem abgejchloffenen Allianzvertrag regulirt werden. 

1. Mit Rükſicht auf den erwähnten Artikel 12 des Allianzvertrags haben die jchweizerifchen 
Bwollmächtigten mit Note vom 27. September (fie fteht im Abſchied) dem franzöftichen Bevollmächtigten 
unter nahdruffamer Begründung den Antrag gejtellt, es möchte der vorbehaltene Zufazartitel zu dem 
abgeichloffenen Allianzvertrag Folgendes enthalten: 1) Freie Ausfuhr der Seide aus Frankreich nad) 
der Schweiz gegen bie geringft mögliche Abgabe. 2) Freie Einfuhr nah Frankreich aller ſchweizeriſchen 
Producte, jowohl in ihrem natürlichen als in ihrem durch ſchweizeriſche Induſtrie verbeſſerten Zuſtande. 
3) Eine Verminderung ber Einfuhrgebühr nach Frankreich zum Bortheil der in der Schweiz fabrieirten 
Baumwollentücher und Mouffeline. 4) Tranfit durch Frankreich der nach Spanien, nad den franzöfi- 
ſchen Eolonien, nad) der Levante und nad) der liguriſchen Nepublit gehenden oder aus diefen Ländern 
tommenben Kaufmannsgüter, nad) mäßigen Gebühren und unter acquits à caution; — alles Be- 
günftigungen, welche den franzöfischen Angehörigen in der Schweiz bereits gewährt feien. 

II. Am 13. Juni 1804 bat die Tagſazung, nachdem, laut einer am 6. December 1803 den 
Kantonen durch den Landammann der Schweiz gemachten Anzeige, zu Yaran eine Eonferenz (Congreß), 
betreffend die Handelsverhältniffe der Schweiz, ftattgefunden und unterm 30. December durd den Land— 
ammann ber Schweiz in Übereinftimmung mit den Verhandlungen diefer Gonferenz an die franzöſiſche 
Regierung Reclamationen gerichtet worben waren, eine bejondere Commiffion unter der Ermächtigung, 
Sahverftändige aus verjchiedenen Gegenden der Schweiz beizuziehen, niedergejezt, um bie commerciellen 
Beziehungen zwifchen der Schweiz und Franfreidh und die Wirkungen des franzöſiſchen Deerets vom 
6. Brumaire, welches die Einfuhr der ſchweizeriſchen Producte mit einem verbotähnlichen Zoll belegt, 
zu unterjuchen, die Grundlagen einer Unterhandlung über diefen Gegenitand vorzuichlagen und um die 
Art und Weiſe näher zu bezeichnen, wie eine foldhe Unterhandlung angehoben werden fünne, 

IV. Am 7. Juli it auf einen Antrag Bajels der Yandammann der Schweiz angewiefen worden, 
die erforderlichen Schritte zu thun, damit die Getreideausfuhr aus Frankreich nach der Schweiz ge- 
ftattet werde. 
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V. Am 11. Juli hat die Tagjazung auf den Antrag der am 13, Juni niebergefejten Commiſſion 
den Landammann ber Schweiz bevollmächtiget, einige Mitglieder der nad) Paris abgehenden außer- 
orbentlichen eidgenöſſiſchen Gratulationsdeputation zu beauftragen, alfe geeigneten Erkundigungen ein- 
zuziehen über die Art, wie ein vortheilhafter Handelsvertrag zwijchen der Schweiz und Frankreich ab: 

IE geichloffen werben könnte. 

VI Am 7. Juni 1805 wurde die Tagfazung ven den erfolglofen Schritten in Kenntniß gefest, 
welche in Folge des am 11. Juli 1804 gefahten Bejchluffes vorgenommen worden waren; Schritte, die 
ſich wejentlich auf das Gutachten eines im Monat März 1804 zu Zürich verfammelt geweſenen Handels: 
ausſchuſſes gegründet hatten. Der Schluß diejes Handelsausihuffes ging dahin: 1) Eine Ber- 
minderung des Eingangszolls für jchmweizeriihe Fabricate, ſowie eine leichtere und vortheilhaftere 
Erhebung diefer Gebühr zu begehren ; 2) ebenfo eine freie oder wenigftens eine minder belaftete Aus- 
fuhr des Hanfes und Flachſes aus ‚Frankreich nach der Schweiz; 3) Erleichterung für den Tramfit ber 
Waaren aus Genua und Spanien nad) der Schweiz, und umgekehrt. — Die Tagſazung verdanfte allen 

1005, IX hiebei thätig gewejenen Perfonen die biesfälligen Bemühungen. 

VII. Am 25. Juni gleihen Jahres hat die Tagfazung auf den Antrag einer befondern Com: 
miffion dem von dem Handelscongreß zu Zürich ausgegangenen und dem franzöfischen Kaiſer zugeftellten 
Memorial ihren ungetheilten Beifall gejchentt, dem Landammann der Schweiz die Angelegenheit zu 
bejonderer Aufmerkſamkeit empfohlen und denjelben mit Aufträgen und Weifungen über das weitere 

1805, IX Vorgehen in der Angelegenheit verjehen. 

VII Am 15. Juli 1806 hat die Tagſazung beſchloſſen, es jollen dem Kaifer der Franzoſen bei 
Anlaf des ihm abzuftattenden Danfes für die durd; den Frieden zu Preßburg neuerdings aus: 
geiprochene Anerkennung der Unmabhängigfeit und der Verfaſſung der Schweiz die durch menere 
franzöſiſche Mauthverordnungen noch mehr bejchwerten Handelsbeziehungen der Schweiz dringend vor- 
gejtellt werben, was durch ein durch die Tagſazung genchmigtes Schreiben (es fteht im Abjchied) erzielt 
werben ſollte. Zugleich wurden dem Landammann allgemeine Vollmachten in Bezug auf die Intereſſen 
der jchweizeriichen Handelsverhältmiffe überhaupt und der Ausjuhr der inländischen Manufacturwaaren 

106, xLvı insbeſondere ertheilt. 

IX. Am 16. Juni 1807 erjtattete der Landammann der Schweiz Bericht über den Vollzug der 
leztjährigen Aufträge in Handelsfacdyen. Daraus ergab ſich, dab auf das Schreiben an den franzöfifchen 
Kaiſer eine im Allgemeinen nicht ungünftige Antwort erfolgte. Aber durch den inzwijchen ausgebrocenen 
Krieg feien wieder alle Hoffnungen und der Zeitpunkt für Anbahnung bezüglidher Unterhandlungen 
binausgefhoben worden und es bleibe einjtweilen nichts Anderes übrig, als mit wachſamem Ange 
etwaige günftigere Ausfichten wahrzunehmen. Bei diefer Sachlage beſchränkte die Tagfazung ſich darauf, 

so, xx die ſo wichtige Angelegenheit der unausgeſezten Sorgfalt des Bundeshauptes neuerdings anzuempfchlen. 

X. Am 15. Juni 1808 wurde der Tagfazung über den Erfolg einer im Jahr 1807 nach dem 
Abſchluß des Friedens zu Tilfit an den Kaifer der Franzoſen nach Paris abgeordneten auferordentlichen 
Sendung Bericht erjtattet, aus welchem hervorging, daß Unterhandlungen für Erleichterung des Ver— 
lehrs zwiſchen der Schweiz und Frankreich ſchwerlich auf eine erfolgreiche Weife eingeleitet werden 
fünnen. Die Tagfazung hat daher einfach die frühern Vollmachten und Aufträge an den Landammann 

wo,xvo der Schweiz erneuert. 
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Xl. Aus dem Bericht, welcher am 4. Juni 1811 der Tagſazung erftattet wurde über die Beglüt- 
wänshungsdeputation nach Paris in Folge der Geburt eines Faiferlichen Prinzen (des Königs von 
Rom), hat biefelbe in Bezug auf die Schritte, welche bei diefem Anlaß zu Gunften des in Folge des 
ebwaltenden Prohibitions: und Bebrüfungs-Spjtems bis zu gänzlichem Ruin barnieber liegenden 
ihweizeriichen Handels und der Induſtrie gethan worden find, vernommen, daß ein Erfolg bermalen 
faum zu erwarten jei. 

X. Welche Schritte die Tagſazung am 15. Juni 1812 für Erleichterung der Berfchrsverhältniffe 
zeiihen Frankreich und der Schweiz beichloffen hatte, ift aus dem vorhergehenden Paragraphen des 
gegenwärtigen Repertoriums zu entnehmen. 

XIII. Was die aus der Einführung des jogenannten Eontinentalfyftems hervorgegangenen Ber: 
hältniſſe ambetrifjt, fo wird auf $ 116 des gegenwärtigen Repertoriums verwieſen. 


B. Commercielle Beziehungen zwiſchen der Schweiz und der cisalpinifhen Bepublik 
(fpäter Königreid; Italien). 


I. Am 31. Juli 1804 hat die Tagfazung für angemeifen gefunden, zu befchlichen: auf den Fall, 
daß mit der cisalpinischen Republik im Unterhandlung über den verlangten Abſchluß einer Militär: 
capitulation eingetreten wirde, follte der Anlaß benuzt werden, um zu Unterhandlung eines Handels: 
vertrags mit dieſer Republik einige Eröffnungen zu machen, durch welche beſonders die Ausjuhr der 
Naturalien, der Tranfit der Waaren und eine Ermäßigung der Zölle erzwekt werben Fünnten. 

1. Am 16. Juli 1805 hat die Tagſazung in Folge eines bezüglichen Wunſches von Teſſin den 
Yandammann der Schweiz eingeladen, zwefmäßige Schritte zu thun, um zu Gunſten der Einwohner 
des Onfernonethals einige Verminderung der auf den Grenzen von Piemont und Ftalien auf geflochtenes 
und verarbeiteted Stroh gelegten Ausfuhr: (Einfuhr:?) Tare zu erwirken. 

II. Am 16. Juni 1807 hat die Tagſazung in Betreff der commerciellen Beziehungen ber Schweiz 
zum Königreich Ftalien dem Landammann der Schweiz die nämlichen Vollmachten ertheilt, welche dem: 
jelben in Hinſicht der commerciellen Beziehungen der Schweiz zu Frankreich gegeben worden find. 

IV. Am 15. Juni 1808 wurde der Zagfazung über den Erfolg einer im Jahr 1807 nach dem 
Abſchluß des Friedens zu Tilfit an den Kaifer der Franzoſen nach Paris abgeorbneten auferordentlichen 
Sendung Bericht eritattet, aus weldiem hervorging, daß Unterhandlungen für Erleichterung des 
ſchweizeriſchen Verkehrs jchwerlich auf eine erfolgreiche Weiſe eingeleitet werden fünnen. Die Tagfazung 
erneuerte daher einfach dem Yandammann die frühern Vollmachten und Aufträge. 

V. Bas die Handelöverhältnifje zwiſchen der Schweiz und dem Königreicy Jtalien in Folge der 
Beſezung des Kantons Teſſin durch königlich-italieniſche Truppen anbetrifft, jo wird auf $ 50 des 
gegenwärtigen Mepertoriums verwieſen. 


C. Eommerciele Beziehungen zwiſchen der Schweiz und dem Königreid; Spanien. 


I. Auf bezügliche Begehren vom 23. Auguſt und 8. Scptember 1803 hat die Tagfazung diejes 
Jahres die Kantone Schwyz, Lucern und Glarus ermächtigt, mit der ſpaniſchen Regierung Ber: 
tige über die Einfuhr von Baumwollengarn in Spanien abzufchlichen. 
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I. Am 12. Juni 1804 hat die Tagfazung auf den von verſchiedenen Seiten gefallenen Antrag 
eine Commiſſion mit Unterfuchung der Frage beauftragt, wie ein Handelsvertrag zwiſchen der Schweiz 
und Spanien abgejchloffen werben könne. 

II. Am 22. Juni wurde die am 12. niedergefezte und ſeitdem vermehrte Commiffton angewiejen, 
bei dem ſpaniſchen Gefandten Erkundigungen einzuziehen, ob er zu commerciellen Unterhandlungen be 
vollmädhtigt jei. 

IV. Am 6. Juli 1804 hat die Commiffion nach Vollzug ihres Auftrages gegenüber dem jpanifchen 
Gejandten, dev nur Vollmacht hatte, die Wünſche und Vorfchläge der Tagjazung anzuhören und feinem 
Hofe zu übermachen, in einer gründlich abgefaßten Denkichrift die Wünfchbarkeit eines zwiſchen der 
Schmeiz und Spanien abzuſchließenden Handelsvertrags dargeftellt und den von ihr abgefahten Ent- 
wurf eines jolhen Vertrags (j. im Anhang zu gegenwärtigem Repertorium) der Tagfazung vorgelegt. 
In Folge deſſen hat die Tagfazung die Mittheilung der vorliegenden Denkſchrift an den königlich 
ſpaniſchen Geſandten beſchloſſen und die geeigneten Vollmachten für dem weitern Fortgang der Ver— 
handlungen ausgejtellt. 

V. Am 27. Juli vernahm die Tagſazung, es habe der königlich-ſpaniſche Gejandte die ihm über: 
reichte Denkſchrift mit nachdrüfliher Empfehlung an jeinen Hof gejendet, und es wären nunmehr 
jchweizerijche Unterhandlungscommifjarien zu ernennen. Die Tagfazung bat den Landammann der 
Schweiz zur Ernennung und Inſtruirung folder Commiſſarien bevollmädhtigt, in der Hoffnung, fie 
werde nächjtes Jahr vergnügliche Mittheilungen über ein günftiges Nefultat der Verhandlungen ver: 
nehmen können. 

VL Am 7. Juni 1805 hat der Herr Landammann der Schweiz der Tagfazung angezeigt, es laſſe 
eine Note des küniglich-fpanifchen Gejandten vom 3, April vorausſehen, daß die ſchweizeriſchen Anträge 
auf Abichluß eines Handelsvertrags jpanifcherfeits auf große Hindernifje jtogen werben, indem biefelben 
mit den fpanifchen Anterefjen im Widerfprudy ftehen. Die Tagſazung fezte über dieſe Angelegenheit eine 
befondere Eommiffion nieder. 

VI. Auf den Antrag der Commiffion hat jodann die Tagfazung am 25. Juni den Yandammann 
angewiefen, einen zwelmäßigen Auszug der vorliegenden Acten über die Handelsverhältniffe zwiſchen der 
Schweiz und Spanien den beim Handel zunächſt betheiligten Kantonen zu näherer Würdigung und 
AUnfichtsäußerung über allfällige neue Vorjchläge mitzutheilen, und dem fpanifchen Gejandten den Gegen: 
ftand neuerdings zu empfehlen. Und da der Yandammann beabfichtiget, in Cadix einen ſchweizeriſchen 
Hanbelsagenten aufzuftellen, jo joll Spanien erſucht werden, diefem jelbft den erforderlichen Schuz 
angebeihen zu laffen und anderjeits zu geftatten, daß die in den Staaten Seiner Majejtät etablirenden 
Schweizer in Cadix unter den Schuz und Protection des fchweizeriichen, an andern Orten aber der 
Handelsagenten Frankreichs geftellt und in allen perfönlichen und Handelsftreitigteiten wie die Frauzoſen 
behandelt werben, 

VIII. Um 6. Juni 1806 hat der Landammann der Schweiz der Tagfazung angezeigt, er habe 
feinerfeit$ die Leztjährigen Aufträge vollzogen, aber von Seiten der fpanifchen Geſandtſchaft auf feine 
Eingaben nur vorläufige, uneinläßliche Erwiederungen erhalten. Bei diefer Sachlage hat die Tagjazung 
fid) begnügt, dem Landammann aufzutragen, jeben durch die Umftände gegebenen Anlaß zu benuzen, 
auch, fo viel an ihm liegt, herbeizuführen zu trachten, um das Hanbelsinterefie ber Schweiz überhaupt 
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und die Abjchliegung einer daherigen Übereinkunft insbefondere bei dem fpanifchen Hof zu empfehlen, 
und auch dafür zu jorgen, daß ein ſchweizeriſcher Handelsagent in Cadix aufgejtellt werde. 


D, Commercielle Beziehungen zwifden der Schweiz und verfdjiedenen Stanten des 
deutfcyen Aheinbundes. 


1. Am 15. Juni 1808 hat die Tagfazung, betreffend die cummerciellen Beziehungen dev Schweiz 
im Allgemeinen und zu ben Staaten bes beutfchen Aheinbundes insbejondere, eine eigene Commiſſion 
niedergeſezt. 

I. Am 13. Juli erjtattete die Commiſſion einen ausführlichen Bericht (er ſteht Abſchiedsbeil. G). 
Gegründet auf denjelben hat die Tagfazung den Landammann der Schweiz ermächtigt: 1) Die an: 
gehobenen Unterhandlungen mit dem wiürttembergijchen Hofe in dem Sinne fortzufezen, daß bei der 
Unmöglichkeit, einen Handelsvertrag abzufcjliegen, einjtweilen durch bejondere Verlommniſſe der freie 
Verlehr gefichert bleibe, und bie nöthigften Bebürfniffe mit möglichft geringen Ein- und Ausgangs: 
gebühren belaftet werden; 2) bei dem baberiichen Hofe Vorftellungen gegen deſſen Mauthſyſtem zu 
machen, welches mit gänzlicher Hintanfezung des bis dahin jtattgehabten freien Verkehrs alle Producte 
und Waaren mit großen Abgaben belaftet. 

II. Am 19. Juni 1809 hat der Landammann der Schweiz über feine bei der Töniglicdy.baheriichen, 
föniglich-württembergiichen und bei der großherzoglich-badiſchen Regierung gethanen Schritte, ſowie über 
die Refultate einer am 12. und 13. Mai 1809 zu Frauenfeld abgehaltenen Eonferenz zwiſchen Abgeordneten 
der Stände Zürich, Schafihbaufen, St. Gallen und Thurgan Bericht erftattet; worauf bie 
Tagſazung die Niederfezung einer Commiſſion bejchloffen hat, deren Vorſchläge nebjt den mweitern Ver- 
bandlungen aus den folgenden Abſchnitten erhellen. 

IV. Bayern. 

a. Auf den Antrag der am 19. Juni 1809 niedergejezten Commiſſion hat die Tagſazung am 6. Juli 
den Landammann der Schweiz angewiejen, gegen das in Bayern eingeführte drükende Mauthſyſtem Be: 
ſchwerde zu führen, und jeden günftigen Anlaß zu benuzen, um einen Handelsvertrag zwifchen der Schweiz 
und Bayern zu erzielen, vornehmlicy aber, um eine Ermäßigung des Einfuhrzolles auf ſchweizeriſche 
Beine zu erlangen. 

b. Am 27. Juni 1810 wurde der Tagſazung eine Denkſchrift des bayerifchen Minifterrefidenten 
vorgelegt, die Erklärung enthaltend, daß die Zeit noch nicht gefommen fei, auf den Antrag, eine Über- 
einfunft in Handelsſachen abzuſchließen, einzugehen. 

c. Auf den Antrag der Gefandtichaften der Stände St. Ballen, Graubünden und Thur: 
gan wurde am 14. uni 1811 der Landammann der Schweiz angewiejen, die geeigneten diplomatifchen 
Schritte zu thun, um die Unterhandlung eines Handelsvertrags mit Bayern oder wenigftens die Er: 
mäßigung der den gegenfeitigen Verkehr brüfenden Abgaben zu erzielen. 

V. Württemberg. 

a. Am 26. Juni 1807 wurde ber Landammann der Schweiz auf das Begehren bes Kantons 
Thurgan beauftragt, bei Württemberg auf Herabfezung der Einfuhrzölle auf Weine hinzuwirken. 
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b. Die am 19, Juni 1809, betreffend die Handelsverhältniffe zwijchen der Schweiz und den deutſchen 
Rheinbundftaaten, niedergeſezte Commiſſion evftattete in Betreff der Handelsverhältniffe mit Württemberg 
einen Bericht, über welchen die Tagjazung am 6. Juli in Berathung getreten ift. In Folge dejjen find 
bie von dem württembergifchen Gefandten eingegebenen Grundlinien eines Handelsvertrags (fie jteben 
Abjchiebsbeilage K.) zwiſchen der Schweiz und Württemberg nad) den Anfichten der Commiſſion in 
verjchiedenen Beziehungen medificirt und der Landammann der Schweiz ift eingeladen worden, die Unter 
bandlungscommiffarien im Sinne der gefahten Schlußnahmen zu inftrniren und dem württembergiſchen 
Minifterium in Erwiderung deſſen Note die Geneigtheit der Schweiz zu Vertragsunterhandlungen auf 
Grund der gemachten Anträge zu erklären, und überhaupt das Erforderliche zu bejcjleunigter Erreichung 

1 NaN des gewünſchten Endzwekes vorzufehren. 

c. Am 27. Juni 1810 hat der Yandammann der Schweiz der Tagfazung die von ihm an ben 
württembergijcgen Gejandten erlaſſenen Noten vorgelegt, durdy welche mit Nachdruk auf Anbahnung 

in NV förmlicher Unterhandlungen gebrungen worden ift. 

d. Am 30. Juni gl. J. hat die Tagfazung auf die Nachricht, daß der Zeitpunkt zu Anbahnung 
folher Unterhandlungen bald eintreten dürfte, den Landammann der Schweiz ermächtigt, über Form 
und Zeitpunkt diefer zu Schaffhauſen zu pflegenden Unterhandlungen das Geeignete zu verfügen umd 
einen Handelsvertrag zwiichen der Schweiz und Württemberg unter Vorbehalt der Natification abzu— 
jchließen. Dabei bleibt den betreffenden Kantonen überlaffen, wenn fie es ihrem Intereſſe angemeſſen 

1000. xxviur finden, befondere Deputirte an den Ort der Unterhandlung abzuordnen. 

e. Auf den Antrag der Gejandtichaft des Standes Thurgan bat die Tagjazung am 12. Juni 
1811 den Landammann der Schweiz beanftragt, die umterbrodene Unterhandlung eines Vertrages mit 
Württemberg bei geeignetem Anlaf wieder aufzunchmen und mit möglichitem Eifer betreiben zu laſſen. 
Indeſſen hatte fi) die Bedeutung eines ſolchen Vertrages, zumal was den Gremzverfchr anbetrifit, 
beträchtlich vermindert, feit die Krone Württemberg durch einen Vertrag vom 2. October 1810 die 

AN Landgrafichaft Nellenburg an das Großherzogthum Baden abgegeben hat. 

f. Am 15. Juli 1812 hat die Tagfazung aus einem mündlichen Bericht der eidgenöſſiſchen Com: 
miffäre Stodar und Finsler die Lage der Handelövertrags: Unterhandlungen mit Württemberg ver: 
nommen. Daraus ergab fich, daß einige Stofung in die Angelegenheit in Folge Abtretung Nellen— 
burgs an Baden gelommen war, daß nun aber neue Anträge von Seiten Württembergs (diefelben 
jtchen Abſchiedsbeilage F) erfolgt feien, die indeſſen fich nicht auf die frühern Grundlagen beziehen, 
fondern hauptjächlich die Spedition und den Tranfit des am Conſtanzerſee gelegenen Friedrichshafens 
mit den Schweizerfantonen am andern Seeufer betreffen, indem es der Wunſch des Königs von Württem: 
berg zu ſein ſcheine, diefen Hafenplaz zu einer großen Niederlage des durch die Schweiz gehenden Handels 
zwiſchen Deutichland und alien zu erheben. Die Tagfazung hat hierauf den Landammann eingeladen, 
auf der Bafis der Juſtructionen von 1809 und nach dem Maßftabe einer vollfommenen Gleichheit der 
Lage und der Intereſſen und unter Zuratheziehung der zunächit interejfirten Kantone, ſowohl in Bezug 
auf die Allgemeinheit der Frage als in Betreff der neuen Anträge die Verhandlungen mit möglidite 

— Thätigkeit fortſezen zu laſſen. 

g. Am 6. Juli 1813 hat die Tagſazung, nachdem fie aus einem vom 1. desſelben Monats datirten 

Berichte der eidgenöſſiſchen Commiſſarien Stodar und Finsler vernommen hatte, dag Württemberg die 


u 
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diesfeitigen Anregungen und Schritte unbeantwortet gelaffen habe, dem Landammann der Schweiz die 

früher ertheilten Aufträge zu geeigneter weiterer Betreibung der Angelegenheit erneuert. 1815. xxvi 
VI Großherzogthum Baden. 
a. Die am 19. Juni 1809, betreffend die Dandelsverhältnifje zwiſchen der Schweiz und ben 

deutſchen Rheinbundftaaten, niebergefezte Commiſſion erjtattete in Betreff der Handelsverhältniffe mit 

dem Großherzogthum Baden am 6. Juli desjelben Jahres einen Bericht, in welchem das Drüfende der 

frz vorher erjchienenen allgemeinen badischen Zollordnung und die völkerrechtswidrige Aufitellung eines 

neuen Wafferzolles am Rhein zu Stygen hervorgehoben und Beichwerden über einen in den thurganischen 

Gewäſſern bei Mammern ftattgefundenen Vorfall geführt wurden. Da von badifcher Seite bereits An— 

träge für Erzielung eines Handelsvertrags angekündigt waren, jo hat die Zagjazung den Yandommann 

der Schweiz angewiejen, die befütderliche Eingabe diefer Anträge zu betreiben und bei diefem Anlaß auf 

die Einftellung der Zolljtätte zu Stygen zu dringen. 1900, KAXI 
b. Am 27. Juni 1810 wurden der Tagjazung vorgelegt: 1) Eine am 21. October 1809 durch 

die großherzoglich-badiſche Gejandtichaft vorgeichlagene Grundlage für Unterhandlung eines Handels: 

vertrags zwijchen der Schweiz und Baden. 2) Unterm 24. Jannar 1810 durdy den Landammann ber 

Schweiz vorgebradjte Einwendungen gegen diefe Grundlage, nebjt dem Antrag an den badiſchen Ge: 

jandten, gemeinfam mit jchweizeriichen Gommiffarten diefe Grundlage zu modificiren. 3) Ein vom 

18. Februar 1810 datirter Bericht der ſchweizeriſchen Commiſſarien (Sefelmeifter ven Stodar von 

Schaffhaufen und Rathsherr Finsler von Zürich) über die mit dem badiſchen Gefandten abagehaltene 

Gonferenz, welchem Berichte die verabredeten neuen Grundlagen eines Handelsvertrags beigelegt waren. 

— Dieje modifieirten Grundlagen find den Kantonen am 4. April 1810 mitgetheilt worden. 4) Eine 

am 17. Mai 1810 durch den Landammanı dev Schweiz dem badiſchen Gefandten gemachte Anzeige, 

dat die Kantone die modifieirten Vorjchläge unter Katificationsvorbehalt als Grundlage zur Unter 

handlung eines Handejsvertrags angenommen haben, — Die Tagfazung ermädhtigte hierauf den Yand- 

ammann der Schweiz zu Abſchluß eines Handelsvertrags unter Ratificationsvorbehalt. Ist, XXxviii 
ec. Nachdem die großherzoglich-badiſche Regierung unterm 28. November 1810 ihre frühern Anträge 

zurüfgezogen und an deren Stelle nene Anträge gejtellt hatte, wurden am 12, Juni 1811 im Schooße 

der Tagjazung viele Einwendungen gegen dieje der Bundesverfaffung und den ſchweizeriſchen Zollver— 

bältnifjen wenig angemejjenen Vorſchläge vorgebradjt, Um indejjen die Bereitwilligfeit der badischen 

Regierung, einen Handelsvertrag abzufchlichen, zu benuzen, wurde die Angelegenheit an eine Commiſſion 

zu neuer Prüfung gewieſen. 1801, xxviii 
d. Am 10. Juli 1811 hat die Zagjazung, während die commerciellen Verhältniſſe der Schweiz zu 

Baden an Bedeutung dejwegen gewonnen hatten, weil durdy einen Vertrag vom 2. October 1810 bie 

Landgrafſchaft Nellenburg von der königlich-württembergiſchen Negierung an die großherzoglich-badijche 

Regierung abgetreten worden war, auf den Antrag der niedergejezten Commiffion den Landammann der 

Schweiz angewiefen, auf die Grundlagen, die im Februar 1810 auf einer Gonferenz verabredet worden 

und welche die Tagfazung des nämlichen Jahres genehmigt hatte, mit dem badiſchen Gejandten durch 

ihmweizeriiche Commiſſarien mit möglichiter Beförderung in Unterhandlung zu treten, welchen Commifjarien 

die näher betheiligten Kantone ihre Wünſche vorzutragen hätten. 1511, xxVM 


isı2, XXIV 


1512, XXIV 


1812, XXIV 


1812, XXIV 






336 (8 129) 


e. Am 10. Juni 1812 wurden der Tagjazung vorgelegt: 1) Ein vom 19, März 1812 datirter 
Zelle und Handelövertrag zwilchen der Schweiz und dem Großherzogthum Baden. 2) Drei unterm 
gleichen Tage unterzeichnete nachträgliche Artikel zu jenem Vertrag. 3) Ein zweiter Nachtrag zu bem 
nämlichen Bertrag, in Betreff der Retorfionszölle gegen Bayern. — Nachdem einerfeits der Haupt: 
vertrag von Seiten einer großen Anzahl von Ständen vorläufig gebilligt worden ift, während die 
Sefandtichaft von Waadt bdemfelben die Ratification nicht ertheilen konnte, diejenige von Aargau 
die Genehmigung des Vertrags von dem Erfolg befonderer, von diefem Kanton mit Baden gepflogener 
Berhandlungen abhängig gemacht hat, und andere Kantone weniger bedeutende Einwendungen gemacht 
haben; und nachdem anderjeit3 der dritte Artifel des erſten Zufazvertrages von verfchiedenen Kantonen 
lebhafte Einfprache ermwelt, und endlih fih Bern gegen den zweiten Nachtragsvertrag ausgeſprochen 
hatte, twurde die Angelegenheit an eine Commiſſion gewiejen mit dem Auftrag, die Wünjche und An: 
träge der Kantone zu würdigen und dur die Dazwiſchenkunft der eidgenöffischen Commiffarien über 
biefe Anträge mit den badiſchen Bevollmächtigten die Unterhandlungen fortzufezen und zum gewünjchten 
Ziele zu führen. 

f. Unterm 16. Juni 1812 bat die Tagſazung, auf den Antrag ber berichterjtattenden Commiſſion, 
den Yandammann ber Schweiz angewiejen, die Regierung des Kantons Aargau einzuladen, nunmehr, 
nachdem Bajel die Bereitwilligfeit, die vorgeſchlagene Straße über Augjt nach Bafel fortführen zu laſſen, 
erflärt hat, ihre mit Baden gepflogene und jpäter abgebrochene befondere Unterhandlung über gegenfeitige 
Zollverhältnifje mit Beichleunigung wieder aufzunehmen. 

g. Am 26. Juni 1812 erjtattete die niedergefezte Commiſſion einen Bericht über den Erfolg ver 
mit den badischen Bevollmächtigten (Geheimrath von Ittner und Staatsrath von Sensburg) gepflogenen 
Eonferenzen, in Folge welcher den meijten und wichtigften ſchweizeriſcher Seits vorgetragenen Wünjchen 
Rechnung getragen worden. Namentlid) ſei der dritte Artifel des erjten Separatvertrages zurüfgenommen 
worden, dagegen aber ein jeder Verſuch mißlungen, den zweiten Separatvertrag, die Netorjionszöfle von 
bayeriſchem Salz betreffend, zu modificiren. Die Gefandtichaft des Standes Margau erklärte, von 
ihren mweitern Einwendungen gegen den vorjtehenden Handelsvertrag abzuſtehen. In Folge deſſen wurde 
der am 19. März 1812 abgeichloffene Zoll» und SHandelsvertrag und ein auf zwei Artikel reducirter 
erjter Separatvertrag — ſ. in den Beilagen zu gegenwärtigem Repertorium — mit ſechszehn 
Stimmen definitiv vatiftieint (Zucern, Bern, Graubünden und Aargau nahmen denjelben 
ad ratificandum, Waadt ad referendum). Dagegen ift mit neunzehn Stimmen der zweite 
Separatvertrag, betreffend die Retorfionszölle von bayeriichem Salz (er fteht Abſchiedsbeilage D.), nur 
für einftweilen angenommen worden, während der Yandammann der Schweiz angewiejen worden iſt, bei 
der bayeriſchen wie bei der badijchen Regierung dahin zu wirken, daß die zwijchen diejen beiden Staaten 
bejtehenden, für die Schweiz jehr läftigen Retorjionszölfe recht bald wegfallen. (Den leztern Beſchluß 
bat Graubünden ad ratificandum und Waadt ad referendum genommen, und Bern feine weitern 
Inſtructionen vorbehalten.) 

h. Am 4. Juli 1812 wurde der Tagjazung angezeigt, es fei, gegründet auf die Schlußnahme vom 
26. Juni, zwiichen den jchweizeriichen und badiſchen Bevollmächtigten die definitive Redaction fomohl des 
Haupt: Zoll und Hanbelsvertrags, als des erften Scparatvertrags feſtgeſtellt und unterzeichnet worden. 
Dieſe Ausfertigung wurde der Tagfazung vorgelegt und ohne weitere Einwendung zu Protofofl genommen. 
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i. Am 16. Juli hat die Gejandbtichaft des Standes Nargau einerfeits die vorbehaltene Genehmigung 
der beiden vorermähnten Verträge ausgeſprochen, anderfeits eine unterm 28. uni 1812 mit dem Groß— 
berzogthum Baden abgejchloffene befondere Convention über die gegenfeitigen Zollverhältnifje (Abfchieds- 
beiloge E enthält fie), welche von Seite des Standes Margau bereits ratificirt worden iſt, vorgelegt. 
Auf die Erklärung der eidgenöſſiſchen Commifjarien, fie hätten in diefer von ihnen geprüften Convention 
nichts wahrgenommen, was bie Intereſſen der Eidgenofjenichaft oder einzelner Kantone gefährden könnte, 
hat die Tagjazung die Aufnahme diefer Convention in das eidgenöffifche Archiv und die Vollziehung 
derfelben zugegeben. Die Gefandtichaften der Stände Zug, Basel und Schaffhaujen ftellten 
anläßlih den Antrag, es jollen ſolche Conventionen einzelner Kantone mit dem Ausland in Zukunft der 
Tagfazung zu rechter Zeit vorgelegt und von derjelben zu befonderer Prüfung verwieſen werben, ehe fie 
ihr Befinden darüber äußert. 

k. Am 30. Juni 1813 ift im Betreff der badijchen Retorfionszölle auf das in die Schweiz ein- 
zuführende bayeriſche Salz der Tagfazung der Bericht der Herren Stodar und Finsler, gewejenen 
Commifjären für die Unterhandlung des Handelsvertrags mit Baden, vorgelegt worden. Darnach 
beiteht fein Grund mehr für die Fortdauer jener Maßregel, indem kraft einer neuern bayerischen Ber: 
ordnung zu Gunften des Hafens von Lindau der Handelsvertehr zwifchen Bayern und Baden nun 
ſolche Erleichterungen genießt, daß fein Anlaß zu Netorjionen vorhanden ift und aljo unter dieſem 
Zitel Zölle zum Nachtheil der Schweiz nicht mehr beftehen follen. In Folge deſſen hat die Tagjazung 
dem Landammann der Schweiz den Auftrag ertheilt, fi auf diplomatiichem Wege nachdrüklich für die 
gänzliche Abſchaffung des lezten Reſtes der Netorfionszölle bei Baden zu verwenden. 


ss 125—131. Schweizeriſcher Militärdienft im Ausland, 


$13. Gapitulirter Militärdienft im Allgemeinen. 


A. Durdy den Artitel 32 der Bundesverfafjung war feftgejezt, daf die Tagſazung allein Militär, 
capitulationsverträge mit dem Ausland abjchließe, und durch ben Artikel 33 derjelben Berfafjung war 
beftimmt, daß ohne Einwilligung der Tagfazung in feinem Kanton Anwerbungen für eine fremde Macht 
Hatthaben können. 

B. Auf den Antrag des Landammanns der Schweiz hat die Tagjazung am 10. Juli 1804 eine 
Gommiffion mit dem Anftrage niedergeiezt, Vorjchläge für eine allgemeine Vorſchrift, betreffend die 
Verbungen für den capitulationsmäßigen Militärdienft, vorzuberathen. 

C. Nach dem Antrag diefer Commiſſion ift am 23. Juli unter Vorbehalt der Natification durch 
die Nantone folgende allgemeine Vorſchrift aufgetellt worden : 

1) Die Negierung eines jeden Kantons wird eine Werbfammer von mehreren Mitgliedern ernennen, 
welche fich mit der Werbungspolizei und den von daher rührenden Zwijtigteiten, den Geſezen und den 
Werbreglements des Kantons gemäß und nach einer von den Kantonen felbjt zu beſtimmenden Com: 


143 


18312, XXIV 


1sın, XXVI 


1504, XXXI 


bi 
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petenz, zu befaſſen Bat, und deren Gebühren jene anderer Gerichtshöfe des Kantons nicht überjteigen 
dürfen. 


2) Den Kantonsregierungen bleibt es anheimgeſtellt, das Gutfindende in Hinſicht auf ihre innere 
Werbpolizei, auf das Dienftnehmen ihrer Mitbürger ımd auf die Beitrafung der Falſchwerber und 
Unterhändler (embaucheurs) zu verorbnen. 

3) Jedem Kanton follen feine Ausreißer, Necruten oder Soldaten, wenn fie feine eigenen Kantons: 
bürger find und von demfelben veclamirt werden, gegen Erjaz ſowohl der Azungs- und Auslieferungs- 
foften, als ber den Necruten bewilligten Taggelder, ausgeliefert werben. 

4) Die AIX Kantone verfprechen ſich gegenfeitig, daß fie in ihrem Innern feine Falſchwerber 
dulden und Aufficht tragen wollen, daß ihre Werbofficiers außer ihrem Werbtreis weder werben noch 
werben laffeıt. i 

5) In Hinficht auf die Necrutenführung durch andere Kantone ift angenommen: 

a. Daß fein Transport aus mehr als vierzig Recruten bejtehen und mit der benöthigten Anzabl 
von bewaffneten Führern begleitet fein jolle. 

b. Daß jeder Transport mit einem, unter Autorität der Recrutenlammer des Kantons, in 
welchem er geboren worden, gefertigten Generalpaß verfehen ſei, in weldyem die Namen, 
Alter, Maß, Heimat oder Wohnort, Anwerbungskreis und das Signalement eines jeden 
Neeruten enthalten jei. 

ec. Daß diefer Generalpah bei dem Eintritt in einen Kanton dem dazu verorbneten Beamten 
vorgewiejen und von demfelben vifirt werde, für welche Viſirung nie mehr als 2 Franken 
für den gefammten Paß bezahlt werden ſollen. 

d. Daß der Transport auf der Hauptſtraße und nur des Tages reifen und bei dem Ausgang 
aus dem Kanton der vifirte Generalpaß, fammt einem Zeugniß quten Betragens von einem 
Borgejezten oder dem Wirth jeden Nachtquartiers, abermal, doch ohne weitere Unfoften, bei 
dem Beamten vorzumeijen jei. 

e. Daß die Necruten frei und ungebunden durch andere Kantone geführt werden müfjen, aus 
genommen, wenn die Obrigkeit des Anwerbungsfantons das jchriftliche Anfuchen zu ver- 
wahrter Transportirung des einen oder des andern Mecruten ausgeftell, oder wenn die 
Führer auf dem Marſche die Schriftlidye Bewilligung einer Ortsobrigfeit dazu erhalten hätten. 

f. Daß die Kantonsregierungen und ihre Beamte den Führern im Anrufungsfalle, doch auf 
Koften des Anrufenden, die allenfalls nöthige Handbietung leijten jollen. 

6) In befonderer Rükficht, dab fich der Werbfreis der ſpaniſchen Negimenter iiber mehrere Kantone 
erjtreft, wird in Betracht des jpanifchen Dienftes eigens angenommen: 

Daß obige Grumdfäze zwar auch auf diefelben anzumenden find, zwijchen ben an dem 
gleichen Megiment theilhabenden Kantonen aber noch weitere Bejtimmungen verabredet werden 
fönnen; in deren Ermangelung fejtgejezt fei, daß die zur Werbung Weitberechtigten jenen 
Rolizeimaßregeln und Sporteln unterworfen find, weldye für die Bürger des Kantons ans 
geordnet find, und daß in ftreitigen Fällen von jener Necrutentammer nad der Eompeten;, 
welche ihr ertheilt worben ift, Recht geſprochen werden folle, im welcher der Recrut bei jeiner 

1561, XXXI Anwerbung eingejchrieben ward. 
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D. In Folge dev von jämmtlichen Kantonen ertheilten Katification ift am 10. Juni 1805 die am 
23. Julio. %. unter Ratificationsvorbehalt angenommene Vorſchrift in Hinficht der Werbungen für den 
capitulationsmäßigen Militärdienft zu einem allgemein gültigen Vertrag unter den Kantonen erhoben 
worden, welchem gemäß nunmehr in Saden der MWerbungspolizei verfahren werben fol. 
E. Sn den nachfolgenden Abjchnitten werden dargeftellt : 
I. Die Verhältniſſe der in franzöfifchem Dienft befindlichen helvetiichen Halbbrigaben ($ 124). 
1. Die Unterhandlung eines Militärcapitulationsvertrags mit Frankreich und aus Demfelben her: 
vorgegangene Folgen ($ 125). 
II. Die Rechtspflege bei den capitulirten Schweizerregimentern in Frankreich ($ 126). 
IV. Die Neclamationen an Frankreich zu Gunften derjenigen ſchweizeriſchen Militärs, weldye vor 
dem Jahr 1803 in capitulixtem Dienft in Frankreich geftanden find ($ 127). 
V. Übertritt des erſten capitulirten Schweizerregiments aus franzöfifchen Dienften in den Dienft 
des Königs beider Sicilien ($ 128). 
VI. Schweizeriſche Militärs in der cisalpinifchen Mepublit Königreich Italien) ($ 129). 
VI. Capitulirter ſchweizeriſcher Militärdienst in Spanien ($ 130). 
VII. Schweizeriſcher Militärdienft in Großbritannien ($ 131). 


$ 124. Berbältniffe der in Franfreich befindlichen 
helvetiſchen Auriliärhalbbrigaden. 


A. Am 8. Juli 1803 hat die Tagfazung den Landammann der Schweiz auf unbeſtimmte Zeit 
ermächtigt, die allfällig nothwendigen Ernennungen der Officiere umter die helvetifchen Auriliärhalb: 
brigaden (melde laut einer am 30. November 1798 zu Lucern zwifchen dem bevollmächtigten Gejandten 
der franzöſiſchen Republik und dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten der helvetifchen Republit 
abgeichlofjenen Übereinkunft anfgeftellt worden waren) im Namen der Tagſazung vorzunehmen, von den 
eintretenden Vacaturen aber bie Stände zu benachrichtigen, damit die allfälligen Bewerber für die er: 
ledigten Stellen fich rechtzeitig melden können. 

B. Auf den am 21. Juli 1803 durch die Geſandtſchaft des Standes Bern geftellten Antrag, 
daß im Namen der Tagfazung dahin gewirkt werde, damit diejenigen Militärs, welche aus den Helveti- 
ſchen Truppen und aus den Auriliärbrigaden entlafjen werden, ihren rükftändigen Sold erhalten, wurde 
am 21. Scptember auf den Bericht der hiefür niedergefejten Commiffion befchloffen: von der Anficht 
ausgehend, daß ſolche Rükſtände diesfalls nur in Folge eines Fehlers der Verwaltungsräthe ftattfinden, 
die betreffenden Kantone einzuladen, die obwaltenden Neclamationen dem Landammann der Schweiz 
mitzutheilen, damit der leztere die geeigneten Schritte vorfchre, um jene Rükftände flüffig zu machen. 

C. Daneben wurde ebenfalls am 21. September dev weitere Antrag Berns: die geeigneten Mittel 
aufzufinden, um die Ausreißer aus den helvetifchen Truppen und aus den helvetifchen Auriliärbrigaden 
vor weiteren Verfolgung zu ſchüzen, nach dem Antrag derjelben Commiſſion nicht weiter behandelt, weil 
derjelbe durch die abzuſchließende Militärcapitwlation mit Frankreich wegfallen wird. 


1808, IX 


Is, XLVIII 


1808, XILVIII 


340 ($ 125) 


D. Am 26. September 1803 hat die Tagfazung den Landammann der Schweiz beauftragt, die 

geeigneten Schritte zu thun, auf daß die Depots, Werber und Recruten der helvetiichen Auriliärhalb: 
1808, LI brigaben der Schweiz nicht mehr zur Laſt fallen. 

E. Am 27. Auguft 1803 haben die Hauptleute Thomas, Giroud und Gugolz von drei jeinerzeit 
auf eigene Fauſt, jedoch mit Bewilligung und Aufmunterung der helvetiichen Regierung gebildeten Jäger— 
compagnien, welche bie Flügel der zweiten franzöfifchen Reſervearmee defen follten, das Begehren um 
Entihädigung an die Tagſazung gerichtet, nachdem die mit der Liquidation der helvetiſchen Schuld be: 
auftragte Commiffion fie abgewiejen hatte. Die Tagſazung hat den Landammann der Schweiz eingeladen, 

1, LXXVI Die biesfällige Neclamation bei Frankreich nachdrüklich zu unterftüzen. 

F. In Folge der am 27. September 1803 zu Freiburg zwiſchen dem Bevollmächtigten der 

franzöſiſchen Nepublit und den Bevollmächtigten der Tagfazung abgeſchloſſenen Militärcapitulation find 


die Nefte der helvetiſchen Auriliärhalbbrigaden größtentheils in die neu errichteten Regimenter hinüber: 
— getreten. 





$ 125. Berhältniffe des capitulationsmäßigen Mifitärdienjtes 
in Sranfreich. 


N, Anterhandlung und Abſchluß eines Militärcapitnlationsvertrags zwifdyen der Schweiz 
und Frankreid, vom 27. September 1803, zu Tolge welchem in franzöſiſchen Bienften 
16,000 freiwillig geworbene Schweizer, in vier Kegimenter eingetheilt, ftehen follen. 


I. Am 11. Juli 1803 wurde ein erfter von Frankreich eingegangener Entwurf einer abzuſchließenden 
Militärcapitulation verlefen und an eine befondere Commiſſion (Puffer von Lucern, Herrenſchwand von 
Freiburg, von Muralt von Bern, Andermatt von Zug, Friedrich von Roll von Solothurn, Toggen- 

1508, LxxIx burg aus Graubünden) zur Begutachtung gewiejen. 

U. In einem am 18. Juli der Tagjazung vorgelegten erften Bericht hat diefe Commiffion auf die 
verschiedenen Abweichungen aufmerffam gemacht, die zwifchen der Faſſung des vorerwähnten Entwurfs 
und derjenigen der in früherer Zeit zwifchen ber Schweiz und Frankreich abgejchloffenen Militär: 
capitulationen beftehen, und verſchiedene Anträge gebracht, wie eine günftigere Militärcapitulation ab- 

son, LXXIX gejchloffen werden könne. 

II. Hierauf ift am 26. Juli die Tagjazung über die vorerwähnten Eommiffionalanträge in Be: 
rathung getreten; fie hat Die berichterjtattende Commiſſion angewiefen, die von ihr ausgegangenen Be 
mertungen, fowie diejenigen, bie im Verlaufe der Berathung angebradjt worden find, in Form einer Note 
zufammenzufafien, welche nach vorausgegangener Genehmigung duch die Tagjazung dem franzöfiichen 

so, LXXIX Botſchafter mitgetheilt werden fünnte. 

IV. Bon einem zweiten Berichte begleitet, hat die mehrerwähnte Commiſſion am 1. Auguſt 1805 
den Entwurf derjenigen Note der Tagjazung vorgelegt, deren Abjaffung ihre am 26. Juli aufgetragen 
worden mar. Nach erfolgter Genehmigung diefer Note wurde der Landammann ber Schweiz angemieien, 

1508, UXXIX dieſelbe dem franzöfischen Botichafter zuguftellen, 


zo" 
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V. Ebenfalls am 1. Augujt wurde einerjeits der Antrag von Waadt, unterjtüzt durch St. 
Gallen und Thurgau, betreifend die Feſtſtellung eines beftimmten Verhältniſſes, nad) welchem die 
Kantone ſowohl DOfficiere als Soldaten zu den zu capitulivenden Aegimentern zu ftellen hätten, und 
anderfeitS ein Antrag von Schwyz, unterftügt von verfchiedenen andern Kantonen, über den Einfluß 
der wirklich bejtchenden helvetiichen Halbbrigaden in die Zahl der 16,000 Mann, an die niedergejezte 
Commiſſion zur Begutachtung gewieſen. (Die weiteren Verhandlungen, betreffend die helvetiichen Hülfs- 
brigaden, ſ. $ 124 des gegenwärtigen Mepertoriums.) u, EIER 
VI. Endlid haben am 1. August die Stände Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug 
und Graubünden das Protokoll offen behalten, um fpäter in Hinficht auf von Seite Frankreichs 
noch unberichtigte ältere Penſionen und Bundesgelder einen Antrag zu ftellen. (Die weiteren Unter« 
bandInngen, betreffend die von ältern Dienftverhältniffen herrührenden Reclamationen, find im $ 127 
des gegenwärtigen Nepertoriums bargejtelft.) — —— 
VII. Am 3. Auguſt wurde der Tagſazung eine vorläufige Erwiederung (der Abſchied enthält ſie) 
des franzöſiſchen Botſchafters auf die am 1. Auguſt beſchloſſene und erfolgte Mittheilung einer Note 
der Tagſazung vorgelegt. Da der Botſchafter erklärte, er könne in Gewärtigung ber Entſchließung 
ſeiner Committenten über den Inhalt jener Note bereits dermalen verſchiedene nähere Aufſchlüſſe ertheilen, 
io wurden ein Mitglied der diplomatischen und zwei der Militärcommiſſion unter der Leitung bes 
Bundeshauptes bezeichnet, um diesfalls mit dem Botichafter in Rülſprache zu treten. 1508, LXXIX 
VII. Am 10. und 11. Auguft ift die Mittheilung ber die Capitulationsunterhandlung betreffenden 
Acen an die Kantone in dem Sinne beſchloſſen worden, daß diefe Mittheilung unfehlbar am 13. Auguſt 
itatthaben ſolle. 1805, I.XXIX 
IX. Am 3. September wurde der Tagſazung ein von dem franzöſiſchen Botſchafter ausgegangener 
zweiter modificirter Entwurf eines Gapitulationsvertrags vorgelegt, in weldyem auf verjchiedene durch 
die Tagfazung jrüher ausgeiprocdyene Wünſche Nükficht genommen war. — Mit einer Mehrheit von 
Standesjtimmen iſt die Tagfazung in Folge der Inſtructionen der Kantone über diefen Entwurf in 
artifelweife Erörterung eingetreten, wobei die am 1. Juli niedergefezte Commiſſion bei jedem Artikel 
ihre Anträge voreröffnete. (Die Stände Schwyz, Solothurn und Tefjin enthielten jih aus 
Mangel an Inſtruction der Abftimmung.) 
a. Über den Eingang des Bertragsentwurfs wurde feine Bemerkung vorgebradt. 
b. Beim erjten Artikel, betreffend die Stärfe der capitulirten Schweizertruppen in Frankreich, 
wurde auf das Begehren verſchiedener Stände beſchloſſen, den Artitel mit dem Zufaz anzunehmen, daß 
unter den 16,000 Mann, aus welchen dieſe Truppen bejtehen follen, ein Biertheil Ausländer (Nicht: 
Ihmeizer) ſich befinden dürfen, 
c, Der zweite Artikel, betreffend die Depots der capitulirten Schweizerregimenter, wurde ebenfalls, 
jedoch mit dem Zuſaz angenommen, daß die Depots auf franzöfifchem und nicht auf ſchweizeriſchem 
Gebiet beftchen follen. 
d. Der dritte Artikel (Zufammenjezung der Regimenter) ift dahin mobdificirt worden, daß einem 
Regimentsquartiermeifter ein Gehülfe beigegeben werden ſoll; daß eine jede Grenadiercompagnie die 
nömlihe Zahl von Officieren, wie die Füfiliercompagnien befizen joll, und daß in einer jeden Com— 
pagnie (Grenadiere wie Füfiliere) acht Gefreite ſich befinden follen, 
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e. Der vierte Artikel, betreffend die Artillerie, gab zu feiner Bemerkung Anlaß. Bei Berathung 
desjelben wurde aber der Wunfd geäußert, es möchten Schritte gethan werden, auf daß ſchweizeriſche 
Angehörige ſowohl in die polytechniſche Schule als in die franzöfifchen Militärfchulen überhaupt auf: 
genommen werden können. 

f. Bei Erörterung des fünften Artikels (Beſoldung) wurde der niedergeſezten Commiſſion der 
Auftrag ertheilt, dahin zu wirken: 

1) daß die Befoldung der Officiere um ein Beträchtliches erhöht, oder daß denjelben ſolche Bor: 
theile, die einer ſolchen Solderhöhung gleich kommen, eingeräumt werden möchten ; 

2) daß ben Officieren, welche früher in Frankreich oder in Piemont gedient hatten, infofern die: 
jelben wieber in Dienft treten, ihre frühern Dienjtjahre angerechnet werben. 

8. Hinfichtli der erften Werbung und der für diefelbe beftimmten Gelder, welche den Gegenftand 
des jehsten Wrtifels bildeten, wurde von der berichterftattenden Commiffion ein ausführlicher Vor— 
ſchlag eingereicht (er fteht im Abſchied), welchen die Tagfazung angenommen hat, nachdem derſelbe durch 
die Gefandtihaft des Standes Zug nod in etwas vervollftändiget worden war. 

h. Der fiebente Artifel, handelnd von der Werbungsmafle und den Urlaubgängern, wurde mit 
der Beſtimmung, daß die leztern ihren vollen Schalt beziehen follen, und mit Beſeitigung derjenigen 
Bejtimmung, gemäß welcher die einzelnen Compagnien, aus welchen die Regimenter beſtehen, auf die 
Kantone vertheilt werden jollen, angenommen, und die Frage über Bertheilung der Compagnien für ein 
Mal verichoben. 

i. Der achte Artifel (betveffend eine allfällige ſchweizeriſche Garde in Frankreich) ift mit geringer 
Redactionsveränderung angenommen worden. 

k. Der neunte Artikel (Generaloberft der Schweizer) wurde angenommen und der Antrag von Zürid 
und Graubünden, daß dieje Stelle einem Schweizer erteilt werden möchte, micht erheblich gefunden. 

1. Der zehnte Artikel, betreffend die Ernennung der Brigadengenerale, Oberften und übrigen 
Stabsofficiere, wirrde angenommen; 

m. ebenſo der eilfte Artikel, betreffend die Ernennung der Hauptleute und übrigen Subaltern: 
officiere. 

n. Über den zwölften Artikel, handelnd von den Quartiermeiſtern und ebenfalls von den ſub— 
alternen Officieren und deren zukünftiger Ernennung, wurde wegen der Nepartition der Stellen unter 
die Kantone die Berathung verichoben. 

0. Der dreizehnte Artikel, betreffend die Aidemajore x., it angenommen worden; jedoch joll 
derjelbe mit dem ſpäter noch zu erörternden Artifel 12 in Einklang gejezt werden. 

p. Die Artikel vierzehn, betreffend die Stabsofficiere, und fünfzehn, betreffend den Ad— 
miniftrationsratb, wurden qutgeheißen. 

q. Bei Beratbung des fehszchnten Artikels über die Uniform wurde von der Commiſſion der 
Wunſch geäußert, es möchte für diefelbe die rothe Farbe gewählt werden; die Tagfazung wollte an ber 
vorgelegten Fafjung aber feine Anderung anbringen. 

r. Der ſiebzehnte Artikel, handelud von der Verwendung der Schweizertruppen, gab zu längern 
Berhandlungen Anlaß. Nach dem Antrag der berichterjtattenden Commiſſion wurde beichlofjen, es ſollen 
diefelben nur in Europa verwendet werden dürfen. 
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s. Der achtzehnte Artikel, betreffend den Gottesdienjt und die Rechtspflege, wurde mit dem Zuſaz 
angenommen, daß die Schweizertruppen für Verbrechen und Bergehen nur durch ſchweizeriſche Militär— 
gerichte beurtheilt werden dürfen. 

t. Die Artikel neunzehn, über den Nang der Schweizertruppen, und zwanzig, über die Fähig— 
feit Schweizerischer Officiere, zu allen militäriichen Stellen und Würden in Frankreich zu gelangen, gaben 
zu feinen Einwendungen Anlaß. 

u. Betreffend die allfällige Auflöfung und Entlafjung der Schweizertruppen — Artifel einund— 
zwanzig des franzöfiichen Entwurfs — hat die berichterjtattende Commiſſion eine veränderte Faſſung 
vorgeſchlagen, welche durch die Tagſazung angenommen worden iſt. 

v. Auf den injtructionsgemäßen Antrag des Standes Bern wurde durd einen befondern Artifel 
der Fall vorgejehen, daß die Schweiz zu ihrer eigenen Sicherheit nothwendig finden follte, die capitulirten 
Schweizertruppen aus Frankreich in die Heimath zurükzuziehen. 

w. Dagegen wurde ein anderer Antrag des Standes Bern, daß in Bezug auf die Penjionen 
diejenigen Officiere, welche früher in Dienjten der Generaljtaaten in den Niederlanden geftanden, ben 
Officieren, die früher in Frankreich oder in Piemont gedient haben, gleichgeftellt werden möchten, lediglich 
der Commiſſion anempfohlen. 

X. Um 5. September 1803 ertheilten die Gejandten der Stände Solothurn und Tejjin den 
Verhandluugen vom 3. desjelben Monats nachträglich die Zuſtimmung. 

XI. Ebenfalls am 5. September hat die Tagfazung die Deitglieder der (am 11. Juli ernannten) 
Militärcommiſſion ermächtigt, unter der Leitung des Landammanns der Schweiz mit dem franzöftichen 
Gefandten Namens der Tagfazung in förmliche Unterhandlung einzutreten. 

XI. Endlich hat die Tagjazung am 5. September dieſelbe Commiſſion angewiejen, ihre Vorſchläge 
über diejenigen Artifel des zweiten franzöſiſchen Bertragsentwurfes einzugeben, über welche die Berathung 
am 3. September verſchoben worden war. 

XIII. Dem vorjtchenden Auftrag hat die Commifjion ſchon am 6. September Folge geleijtet: 

a. Betreffend den fiebenten Artikel über die Werbungsmafje u. ſ. w., wurde durch die Com— 
million angetragen und durch die Tagfazung bejchlojfen, es fol den Kantonen das Recht zuftehen, die 
Hauptleute der Füftliercompagnien vorzuschlagen, und es foll nur den Hauptleuten der Fifiliercompagnien 
dos Recht zukommen, in denjenigen Kantonen zu werben, welchen fie angehören. 

b. Betreffend den Artikel zwölf ift dagegen vorgeſchlagen und beſchloſſen worden, es folfen die 
Hanptleute und Lientenante nach dem Dienftalter vorrüfen; dagegen joll für die Stelle eines Unter: 
lieutenants der dem betreffenden Kanton angehörende Hauptmann einen Vorſchlag aus den Angehörigen 
des nämlichen Kantons einzugeben haben. — Im Widerfpruche mit diefem Beſchluſſe hatten Uri und 
Untermwalden angetragen, es möchte die Werbung nicht auf die Kantone vertheilt, jondern im AIT- 
gemeinen vorgenommen werben. 

XIV. Am 10. September erjtattete die Commiffion den Bericht, fie fei mit dem franzöftiichen Bot— 
Ihafter über eine Faſſung eines Meilitärcapitulationsvertrags zwilchen der Schweiz und Frankreich über: 
eingekommen, die in verjchiedenen Beziehungen günftiger fei als das zweite durch den franzöſiſchen Bot- 
Ihafter jeinerzeit eingegebene Vertragsproject. Bor der Unterzeichnung des biesfälligen Vertrags follten 
aber die Geſandtſchaften denfelben an ihre Megierungen zur Genehmigung einfenden. Zugleich könnte 
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die Tagfazung der franzöfischen Regierung den dringenden Wunſch vortragen, daß in den abzujcjliehen- 
den Vertrag die Beftimmung aufgenommen werde: es bürfen die Schweizertruppen nicht außer Europa 
verwendet werben. — Nach Prüfung diejes Vertrags hat die Tagſazung mit Mehrheit der Stimmen, aber 
ohne Uri, Schwyz, Glarus und Zug, denfelben für annehmbar erflärt, dabei aber den Wunſch 
ausgeiprochen, daß einige günftige Veränderungen daran noch vorgenommen werden möchten. Diejer 
Wunſch wurde in eine Note an den franzöfiichen Botjchafter niedergelegt (welche in dem Abſchied fteht). 

XV. Am 26. September iſt der verabvedete Vertrag, in Dinficht auf den Sold, den Urlaub und 
auf die Verwendung der Schweizertruppen günftig mobificirt, aus Paris zurüfgelommen und ber Tag- 
fazung vorgelegt worden. Dieſe ertheilte jofort mit allen Stimmen (außer Schwyz und Unter- 
walben) der am 11. Juli niedergeſezten Commiffion die Ermächtigung, diefen Vertrag im Namen der 
Zagfazung unter Vorbehalt der Ratification durdy die Kantone zu unterzeichnen. 

XVI. &s fand demnach am 27. September 1803 die Unterzeichnung des Vertrags ftatt. Die 
Natificationen desfelben wurden fpäter, am 1. December, ausgewechjelt. (S. den Wortlaut in den Bei: 
lagen zu gegenmärtigem Repertorium.) 


B. Berhandlungen über die Vollziehung des am 27. September 1803 abgefdjloffenen 
Gapitulationsvertrages, bis derfelbe am 28. März 1812 durd; einen andern erfezt 
worden if. 


1. Am 31. Juli 1804 iſt durch den diplomatischen Agenten der italienijchen Republit mit Vor: 
wiffen des Kaifers der Franzofen der Antrag gejtellt worden, es möchten die in franzöfifchen Dienften 
jtehenden Schweizertruppen in die Dienfte der italieniihen Republik hinüber treten, umd es möchten 
demzufolge die diesfälligen Verhältniſſe durch einen befondern Gapitulationsvertrag feftgejezt werben. 
Die Tagfazung hat den Landammann der Schweiz angewiejen, die weitern Eröffnungen hierüber anzu- 
hören und mit jeinen eigenen Anfichten begleitet fpäter den Ständen zur Prüfung mitzutheilen. 

11. Betreffend die Werbung für den capitulirten Dienft in Frankreich wurben am 6. Juni 1806 
der Tagjazung Reclamationen des franzöfichen Botichafters vorgelegt, melde an eine Commiſſion zur 
Unterfuchung gewiejen worden find. 

III. In den Sizungen vom 20., 28, und 30. Juni hatte die Tagfazung nach dem Antrag diefer 
Commiſſion ſich über verſchiedene allgemeine Grundſäze, betreffend die Werbung für bie capitulirten 
Truppen, verftändiget, als eine zweite Note des franzöſiſchen Botfchafters, neue Beſchwerden enthaltend, 
einlangte, in welcher die Feſtſezung — im Einverjtändniß mit Frankreich — eines für alle Stände ver- 
bindlichen Werbreglements verlangt worden ift. 

IV. Am darauf folgenden 2. Juli wurde nach vorläufig gepflogener Berathung dieje zweite Note 
ebenfalls an eine Commiffionalunterfuchung gewiefen. 

V. Am 7. Juli ift eine dritte Note des franzöſiſchen Botichafters der Tagfazung vorgelegt worben. 
Durch diefelbe wurde verlangt, daß für vollftändige Formation des erften Schweizerregiments, in welches 
die 1., 2. und 3. jchweizerifche Halbbrigade incorporirt worden, unverzüglich 2000 Mann geworben 
werben, und dabei erflärt, die Organijation des zweiten Regiments werde erſt dann vorgenommen werden, 
wenn jene 2000 Mann dem erjten Negimente übermittelt feien. 
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VI. Hierauf hat am 8. Juli die Tagjazung zu Beſeitigung aller vorerwähnten Neclamationen 
ein umftändliches Reglement über die Werbung aufgejtellt, welchem eine Mehrheit von Ständen ſofort 
unbedingt beigejtimmt bat, während andere die Natification erjt fpäter erflärten, oder wie Schwyz, 
Bern und Zug dem Beſchluß nur unter Natificationsvorbehalt beiftimmten. Derjelbe hat folgenden 
Vortlaut: 

Wir, der Landammann der Schweiz und die Abgeſandten der XIX Kantone der Schweizeriſchen 
Eidgenoffenfchaft, auf unſerer gewöhnlichen Tagſazung zu Baſel verſammelt, 

Nachdem wir in Betrachtung gezogen haben, daß die mit der franzöſiſchen Regierung abgeſchloſſene 
Militärcapitulation in Rükſicht auf Werbungen und Recrutenaufnahme gleichförmige Maßregeln erfordere, 
und daß es hauptſächlich wichtig ſei, jedes Hinderniß, wodurch dieſe Werbungen erſchwert würden, aus 
dem Wege zu räumen, beſchließen: 

1) Es kann ſich ein jeder Schweizer anwerben laſſen, wenn er 

a. das durch die Capitulation beſtimmte Alter, nämlich von 18 bis auf 40 Jahre, hat; 
b. nicht unter den beſoldeten Truppen irgend eines Kantons ſteht. 

2) Die Werbungen müjjen nad) dem erften Artikel der Capitulation freiwillig und ungezwungen 
fein, widrigenfalls und auch wenn jie durch unerlaubte Mittel bewirkt worden wären, diejelben als un« 
gültig und Fraftlos zu erflären find. 

3) Um in der Schweiz werben zu dürfen, muß der Werber erjtens Officier, Unterofficier oder 
Soldat bei einem in Frankreich dienenden Schweizerregiment fein, und zweitens von dem Verwaltungs: 
rathe (Conseil d’administration) des Negiments, dem Oberjten oder dejjen Stellvertreter hierzu ber 
fimmte Aufträge und Bollmachten erhalten haben, 

4) Ferner kann unter angemejjener Strafe kein Werber in einem Kanton dev Schweiz Werbungen 
anftellen, wenn er nicht vorher fich bei der Regierung oder der hierzu verorbneten Kantonalbehörde 
wird gemeldet und von ihr gehörig haben anertennen lafjen, worüber ihm ein Zeugniß auszufertigen ift. 

5) Wenn aber die Kantonalbehörde gegen die Perjon eines Werbers, aus hinlänglichen Gründen, 
Einwendungen zu machen hätte, jo wird fie davon ohne Berzug dem Landammann der Schweiz Kennt 
niß geben, 

6) Die Anerfennungsacte eines Werbers wird umentgeltlich ertheilt, auch darf für die den 
Keeruten zu ertheilenden Reiſepäſſe und die Bifirung derjelben (da nämlich, wo dieſes Viſa beim Ein: 
mariche eines NecrutentransportS von einem Kanton in den andern nothwendig ijt) nichts gefordert 
werben. 

7) Damit die capitulationsmäßige Zahl der Recruten nicht überjchritten werde, hat der Land- 
ammann der Schweiz einerjeits ſich halbjährlid einen genauen Etat über den wirklichen Beſtand 
jedes Negiments von dem Berwaltungsrathe desjelben vorlegen zu laſſen, anderſeits aber werden die 
Kantonsregierumgen alle drei Monate einberichten, wie viel Mannſchaft in ihrem Gebiete angeworben 
worden jet. 

Außerdem ſoll fid) der Landammann der Schweiz angelegen fein laffen, einem jeden Kanton all: 
Jährlich diejenigen Dienjtveränderungen anzuzeigen, die ſich durch Tod, Entlafjung, Abſchied u. ſ. w. unter 


den Angehörigen desfelben beim Negimente zugetragen haben, 
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8) Jeder Angeworbene muß, ehe er aus bem Kanton abgeführt wird, der dajelbjt hierzu ver- 
orbneten Behörbe vorgeftellt und von dieſer die gejezmäßige Richtigkeit der vom Werber mit dem Recruten 
gemachten Capitulation eingefehen werben. 

9) Jeder Werber ift nebſtdem annoch ſchuldig, der nämlichen Behörde einen jchriftlichen Etat über 
die von ibm angeworbenen Leute einzugeben. 

Auf diefem Etat ſoll der Tauf- und Familiennamen, Geburtsort, Alter, die Größe, der Beruf oder 
das Handwerk des Necruten, ſowie auch für welches Handgeld, auf wie viele Jahre und unter welden 
Bedingnifjen er ſich habe anwerben lajjen, ausführlich beichrieben fein. 

Das Ganze wird von der Kantonsbehörde in ein befonderes Regifter eingetragen. 

10) Jedem Werber foll ein allgemeiner Reiſepaß mit Namensverzeihnig und Beſchreibung der 
Reeruten zugejtellt werden. 

11) Die Zahl der Recruten bei einem Transporte darf nicht über vierzig Dann ftark fein; dieſelben 
follen immerfort auf den Hauptjtraßen geführt werben. 

12) Sobald ein Recrutentransport aus dem Gebiete eines Kantons in das eines andern marſchirt, 
fo joll der Führer desjelben fi bei dem Polizeibeamten des zunächſt auf feiner Straße gelegenen Orts 
anmelden, um ben gefammten Reiſepaß vifiren zu laſſen. Wenn bie in einem Reiſepaſſe bezeichneten 
Mecruten richtig befunden worden find, jo wird alsdann das Viſa ertheilt. 

13) Die von den Kantonen über Werbungsangelegenbeiten erlajjenen Verordnungen follen den bier: 
vor befchlofjenen Artiteln gemäß eingerichtet werben, die weitern Bolizeiverfügungen aber, welche lediger: 

1808, XIX dingen in den Rechten ber Kantone liegen, find hier gänzlich vorbehalten. 

VII Am 2. Juni 1807 hat ber Landammann der Schweiz Bericht erjtattet über feine Verwendung 
jowohl bei den betreffenden Kantonen als bei Frankreich, um die Werbung für den capitulirten Militär— 
dienjt in Frankreich zu reqularifiren und zu bejchleunigen, auf daß die vier capitulirten Schweizer: 
regimenter in franzöfifhem Dienjt bald ihre gehörige vollftändige Formation erhalten. 

Nachdem bei eröffneter Umfrage auch alle Gefandtichaften Nachricht gegeben hatten über die befondern 
Verfügungen und die Lage des Werbungsgefhäfts in ihren refpectiven Kantonen, hat die Tagjazung dem 
Bundeshaupte den erftatteten Bericht und die getroffenen Mafregeln zu Beförderung diefer wichtigen 
Angelegenheit für das Intereſſe der Schweiz beitens verdankt, hielt aber die Sache zu einer weitern 
Berathung ihrerfeits nidyt geeignet und überließ diefelbe und alles, was mit dem Werbungsgefhäft und 
der Ausführung der Diilitärcapitulation zufammenhängt, mit vollem Zutranen der fernern Leitung des 
Bundeshanptes; wobei diejenigen Kantone, welche in Bezug auf die Werbungen noch in einigem Rüf: 
jtande find, dringend eingeladen wurden, auf alle Weife die Förderung derjelben zu erleichtern und zu 

1807. X betreiben. 

VII. Ebenfalls am 2. Juni wurde der Tagfazung ein vom 18. Mai besjelben Jahres aus dem 
Hauptquartier zu Finkenſtein batirtes, durch einen faiferlichen Adjutanten in zehn Tagen überbrachtes 
Schreiben (es fteht im Wbjchied) des Kaifers der Franzoſen an den Landammann der Schweiz vor- 
gelegt, in welchem einerjeits Zufriedenheit mit dem Fortgang der Werbung für ben capitulirten Dienft 
in Frankreich, anderjeits der Wunſch ausgeſprochen worden ift, es möchte bie Werbung für alle diejenigen 
Militärdienfte, welde nicht auf gehörigen, durch die Schweiz abgeſchloſſenen Militärcapitulationen be- 
ruhen, unterfagt werden. Die Tagfazung bat diefes jo erfreuliche Schreiben nad geziemender Ber- 
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dankung der Schritte des Bundeshauptes, welche jenes veranlaßt haben, einer bejondern Commiſſion 
zur Begutachtung überwiefen. 

IX. Auf den Antrag diefer Commiſſion bat die Tagjazung am 2. Juli einen Beſchluß gefaht, 
durch welchen eine jede Anwerbung für den Militärdienit einer fremden Macht, die fich nicht auf eine 
Gapitulation gründen jollte, welche mit Berüffichtigung des Artikels 7 des Allianzvertrages zwijchen ber 
Schweiz und Frankreich abgefchloffen ift, unter Androhung von durch bie Kantone nach ihren 
befondern Berfafjungen aufzuftellenden ſcharfen Strafen, die zum mindejten im Berlufte des Kantons: 
und Gemeindebürgerredhts bejtehen jollen, auf das ftrengfte unterfagt worden ift. Zugleich wurde nad) 
dem Entwurfe der Commiſſion das Schreiben des Kaifers der Franzofen auf angemefjene Weife durch 
die Tagfazung erwiedert (dev Wortlaut jteht im Abjchieb). 

X. Am 9. Juni wurde hinwieder der Tagjazung eine Note (ver Abſchied enthält fie) des franzöfi- 
ſchen Botjchafters vom vorhergehenden Tag vorgelegt, den Antrag enthaltend, es möchte das gegen: 
wärtig in Neapel jtehende erjte capitulirte Schweizerregiment in franzöfifchem Dienft in den Dienft des 
Königs von Neapel definitiv übertreten und wenn möglich für die Krone Frankreich durch ein neues 
erjezt werden. Das diesfällige Begehren wurde an eine Commiffion zur Prüfung gewieſen. 

XI. Darauf ift am 22, Juni nach dem Antrage der Commiffion, unter Vorbehalt ber Ratification, 
folgender Beſchluß gefaßt worden: 1) Die eidgenöffische Tagfazung bewilligt nad) dem Wunfche 
Er. Majeſtät des Katjers und Königs, daß das erjte Schweizerregiment in den Dienft St. Majeftät 
des Königs von Neapel hinüber trete; jedoch unter der beftimmten Erflärung, daß felbes ftets als eines 
der vier Megimenter, welche durch die Gapitulation vom 27. September 1803 der Krone Frankreich 
berpifliget worden find, gezählt werde, indem die Bevöllerung ber Schweiz die Errichtung eines Er- 
gänzungs:» Megimentes durchaus nicht geftatte; ba ferner die Beitimmungen und Bedinge gebachter 
Eapitulation nicht allein in Kraft verbleiben, jendern auch die durch dem veränderten Dienſt noth: 
wendig geworbenen Abänderungen als Zufazartifel von St. Majeftät dem König von Neapel bemilliget 
werben. 2) Sogleih nach erhaltener Natification werben Se, Ercellenz der Herr Landammann der 
Schweiz diefe Erklärung auf ſchiklich findende Weile Sr. Majeftät dem Kaifer und König bekannt 
machen und zugleih Se. Ereellenz den franzöjiihen Heren Ambafjadoren, als beauftragt mit den 
Geichäften des neapolitaniichen Hofs, erſuchen, Se. Majeftät den König davon zu bemachrichtigen- 
3) Da aber mehrere in obgedachter Eapitulation enthaltene Beftimmungen in Bezug auf den neuen 
Dienjt abgeändert werden müfjen; ba ferner etwelche Abänderungen in den administrativen Beftimmungen 
erjorderlich find, jo wird St. Ereellenz; dem Herrn Landammann zugleid; die fernere Unterhandlung 
in dem Sinne übertragen, daß felbe durch Zufazartifel und fo erläutert werden, daß dabei der möglichfte 
Vortheil des Regiments und feiner Individuen erzielt werde. Se. Ercellenz wird die Commiffarien 
ernennen, weldye darüber unter jeiner Leitung mit ben Beauftragten Sr. Majeftät des Königs unter: 
handeln follen, und jo dieje Zufazartitel unter Vorbehalt der Natification der hohen Stände abſchließen. 
Damit ſolchem auch deſto cher entſprochen werde, wird Se. Excellenz der Landammann erfucht, einen 
Stabsofficier des Regiments auf gleiche Zeit einzuberufen, welcher über die Lage des Regiments und 
defien wahre Bedürfniſſe erforderlihen Aufihluß ertheile. 4) Gegenwärtiger Beſchluß ſoll den hohen 
Ständen zur Ratification vorgelegt werben, weldye fich jedoch darüber mit möglichfter Beförderung zu 
erflären erjucht find. Sobald die Mehrheit der Ratificationen vorhanden fein wird, kann von Sr. Er: 
eellenz dem Landammann die Unterhandlung eingeleitet werden. 
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Bei diefem Anlaß haben die Stände Thurgan, Bafel, St. Gallen und Solothurn den 
Wunſch geäußert, e$ möchte Dei dieſen Unterhandlungen auch vorzüglid darauf Niükficht genommen 
werden, daß die Bildung der noch unorganifirten, mehreren Kantonen zugetheilten Compagnien des 
erjten Regiments, falls fie bei den veränderten Umftänden nicht ganz wegfallen follen, endlich vor 

or, XI ſich gehe. 

XII. Am 8. Juni 1808 iſt die ſo überaus wichtige Frage über die zu ergreiſenden Maßregeln 
für vollſtändige Durchführung des Capitulationsvertrags unter den verſchiedenen Hauptgeſichtspunkten, 
unter welchen dieſelbe ſich darbot, wieder im Allgemeinen erörtert und an eine Commiſſion zu näherer 
Unterſuchung verwiefen worden, an welche hernady auch noch zwei am 15. desjelben Monats vorgelegte 

1008, IV Noten der franzöfiichen Gelandtichaft, den nämlichen Gegenjtand betreffend, gewiefen wurden. 

XII. Am 17. Juni erftattete die Commiſſion einen erften Bericht. Derfelbe behandelte 

a. die Frage: wie die Werbung bis zur Vollzähligkeit der vier capitulirten Regimenter begünftigt 
und befördert werben fünne. Die Tagfazung hat hierüber mit Mehrheit der Stimmen nah dem Com: 
miffionsantrag einen befondern Beſchluß gefaßt, durch weldyen fämmtliche Kantone dringend eingeladen 
wurden, ihre Rüfftände an Recruten nach Mitgabe des diesfalls angenommenen Verhältniifes mit mög: 
lichſter Beichleunigung abzutragen und über die Erfüllung oder Nichterfüllung der daherigen Verpflichtungen 
fidy gegen den Landammann der Schweiz auszuweiſen. 


b. Dagegen hat ſich die Commiſſion gegen andere allgemeine Mafregeln (Zuſchuß aus der Bundes: 
caſſe; Eentralwerbung auf Koften der rüfftändigen Kantone) ausgefprochen, um von Bundes wegen die 
capitulirten Regimenter zu vervolljtändigen, und Iediglih den von der Tagſazung ebenfalls unter 
Natificationsvorbehalt zum Beſchluß erhobenen Antrag gejtellt, diejenigen Kantone, weldye ihr Betreffniß 
an die capitwlirten Regimenter bereits volljtändig geleiftet haben, einzuladen, deſſen ungeachtet mit dem 
nämlichen Eifer die Werbung fortjezen zu laſſen, bis die Regimenter vollzählig fein werden. — Gegen 

uvor, IV diefe Schlußnahme haben fi Solothurn und Appenzell theils am 1., theils am 15. Juli erklärt. 


XIV, Am 1. Juli ift ein zweiter Bericht der Commiſſion der Tagjazung vorgelegt worden. 
In Folge deſſen bat diefe folgende Schlufnahmen gefaßt: 1) Der Landammann der Schweiz wird 
angewwiefen, einer jeden Beſchwerde über Nadjläffigkeit in der Werbung abzuhelfen und dafür zu ſorgen, 
daß die Fonds für die Werbung wicht verfiegen. 2) Der Antrag der Commiſſion über eine verhältniß— 
mäßige bleibende Bertheilung der Compagnien auf die Kantone, wird — ducch die Mehrheit — ad 
referendum genommen. 3) Der Landammann der Schweiz joll dahin wirten, daß der Kanten Urt 
unter den capitulirten Truppen eine Hauptmannftelle erhalte (ad referendum). 4) Der Landammann 
der Schweiz wird angewiejen, bei ſchiklichem Anlaß dahin zu wirken, dag dem Kanton Graubünden 
eine derjenigen Eompagnien abgenommen werde, bie berjelbe durch feine Hauptleute ergänzen und voll: 
ftändig erhalten fell (ad referendum). 5) Es follen Einleitungen getroffen werden, damit Fünftig ein 
jeber Hauptmann für die Completirung feiner Compagnie zu forgen habe. 6) Es fei nicht am der Zeit, 
gegen die aus den capitulirten Regimentern außerordentlicher Weiſe jormirten Truppenabtheilungen Bor: 
jtellungen bei Frankreich einzugeben. 7) Der Antrag des Standes Solothurn, diejenige Mannſchaft, 
die nad) drei Monaten bei ben Negimentern noch fehlen jollte, im Verhältniß zur bunbesgemäßen Mann: 

1508, IV ſchaftsſeala zu ftellen, wurde abgelehnt. 
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XV. Betreffend das Überhandnehmen des Ausreißens in den capitulirten Regimentern hat die 
Tagjazung am 27. Juni 1808 nad) vorangegangener Commiffionalprüfung 1) dem Landammann der 
Schweiz verjchiedene Aufträge ertheilt, deren Bollzug durch die Negimentschefs bewirken foll, daß cin 
jolhes Ausreigen bei den Negimentern felbjt oder überhaupt außerhalb des ſchweizeriſchen Gebiet mög— 
licht verhindert werde. 2) Betreffend das Ausreißen im Innern der Schweiz wurde ein befonderer 
Beihluß gefaßt und, ohme die Natification der Stände abzuwarten, bei der Dringlichkeit der Umftände 
fofort im Vollziehung gejezt, deſſen Beſtimmungen alfo lauten: 

1) Das Ausreifen aus den vier capitulationsmäßigen Schweizerregimentern in k. k. franzöſiſchen 
Dienften ift als ein grobes Bergehen gegen das Vaterland und das Negiment, dem der Ausreißer an- 
gehört, zu beitrafen. 

2; Sobald das betreffende Werbeommando vernimmt, daß Reeruten von Werbplaz oder von dem 
Transport im Innern der Schweiz ausgerifien find, foll dasjelbe umeingeftellt ein genanes Signalement 
direct an die Reerutenkammer oder dazu bejtimmte Behörde desjenigen Kantons enden, für welchen ber 
Recrut angeworben worden ift. 

3) Diefer Behörde liegt dann in jedem Kanton die Pflicht ob, den Druk der Signalements ſolcher 
Ausreiger unmittelbar nach Empfang derjelben und mit aller Genanigfeit nad) Vorſchrift des Tagſazungs— 
beichluffes vom 14. Juni und 12, Juli 1806 bejorgen zu laffen, um fie fowohl im Junern des Kantons 
auf angemefjene Weile zur Kenntniß und Anjchlagen zu verjenden, als auch den Kantonen in hinveichender 
Anzahl für ihre Polizeianftalten mitzutheilen. 

4) Wenn aber Ausreißer ihr Vergehen im Juner von Frankreich begehen, fo ift es an dem Land— 
ammann der Schweiz, die von den Regimentern einlangenden Signalements nach dem bejtehenden For: 
mular abdruken und in hinreichender Anzahl nach Verhältniß ihrer Größe an fämmtliche Kantone ge— 
langen zu laſſen. 

5) Es Sollen in allen Kantonen, befonders aber im denjenigen, von welchen die Ausreißer gebürtig 
ind, durch alle den Regierungen zu Gebot jtehende Bolizeimittel Anftalten zu deren Aufſuchung und 
Feſtſezung getroffen werden; zu biefem Ende follen auch überall, wo gründlicher Verdacht eines ver: 
borgenen Aufenthalts von Ausreißern obwalten follte, auf Befehl der competenten Behörde die zwek— 
dienlihen Maßregeln getroffen, und es fünnen fogar, nady den Umftänden, genaue Hausdurchſuchungen 
vorgenommen werben. 

6) Die Beamten, Militärperfonen und Polizeidiener jeden Kantons follen auf erjtes Begehren den 
BVerbeommandos und Werbern in Fällen von Defertionen alle Handbietung zur unmittelbaren Nach— 
ale oder jonft leiten; auch foll, wenn die Umftände es erfordern, den Polizeidienern der löblichen 
Kantone gegenfeitig gejtattet fein, diefe Verfolgung über die Grenzen desjenigen Kantons, dem fie an- 
gehören, fortzufezen; zu dem Ende find aber die Polizeidiener verpflichtet, ji vor dem auf ihrem Weg 
zunächſt befindlichen Polizei» oder Gemeindsbeamten des benachbarten Kantons zu ftellen und von ihm 
die Bewilligung und allfällige Handbietung zur ferneren Nachſezung zu begehren, wo dann im Fall 
der Anhaltung der Arrejtant dem nächiten Regierungsbeamten vorzuftellen und durch ihn zu verab- 
jolgen ift. 

7) Derjenige Kanton, hinter welchem ein von einem andern Kanton ausgejchriebener Ausreiher 
anfgefangen wird, foll diefem leztern Kenntnig davon geben, und durch den betreffenden Beamten mit 
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dem Ausreißer ein kurzes Verhör abhalten laffen, um zu wiſſen, ob er des Ausreißens geftändig, von 
welchem Regiment er befertirt, in welchem Kanton er angeworben, wo und wann er bejertirt ſei. Es 
wird ſich auch der nämliche Beamte, falls es in feinem Wirfungstreis ift, beftreben, die dem Regiment 
alljällig gehörenden Effecten wieder zur Hand zu bringen. 

8) Unmittelbar naher joll der Ausreißer nebſt den allfällig gefundenen Effecten dem nächſt— 
gelegenen Werbeommando des betreffenden MNegiments zugeführt werden; ber Transport kann nad) 
den Umftänden jtationsweije oder direct vom Orte, wo die Anhaltung ftatt hatte, auch durch andere 
Kantone hindurch, bis zum Siz des Werbcommandos, rejtituirt und bis dahin von Station zu 
Station vorſchußweiſe berichtiget, auch in dem fchriftlich auszuftellenden Transportbefehl bejcheiniget 
werden. 

9) Zu mehrerer Bethätigung und Aufmunterung der Polizeidiener und Anzeiger überhaupt wird 
fejtgejezt, daß die Entdefung oder Einbringung eines nad) der Annahme auf dem Depot entwichenen und 
vom Regiment ausgejcriebenen Dejerteurs mit 16 Schweizerfraufen, diejenige eines Angemworbenen 
aber, der entweder vom Depot felbjt vor feiner Aufnahme daſelbſt, oder beim Transport, oder von dem 
Werbplaz ausgeriffen wäre, mit 8 Franken belohnt werden foll; welche Prämien, im Fall der Unver: 
mögenbeit des Ausreißers, durch denjenigen Kanton zu vergüten oder zu entrichten iſt, in welchem ber 
Reerut angeworben wurde, 

10) Diejenigen, weldye vom Werbplaz oder vom Transport zum Depot ausreifen und wieber ein; 
gebracht werden, follen mit Gefangenschaft, je nad den Umftänden an Waffer und Brod bis zum Augen: 
blit des Abmarſches zum Regiment beftraft werden; ſolche aber, die nad) der Annahme auf dem Depot, 
biemit vom Regiment, bejertiven, find wohl verwahrt dem Werbcommando des betreffenden Regiments 
zur Beitrafung durch dasjelbe nad) den Militärgefezen zu überliefern. 

11) Es foll jeder öffentlich ausgejchriebene Ausreißer jo lange für feine Perſon des Land» und 
Bürger ober Heimathrechts verluftig erklärt jein, bis er fid; entweder felbjt geitellt, oder durch Bor: 
weijung eines authentifchen Scheins darthun fann, daß er ſich mit dem betreffenden Negiment abgefunden 
und dasfelbe wegen feiner Deſertion unklaghaft geftellt habe. 

12) Im allen Fällen find die Regierungen berechtiget, ſich für die entrichteten Prämien und alle 
ergangenen Koften oder Auslagen an bem wirklichen oder künftig zufallenden Vermögen eines Ausreißers 
zu erholen. 

13) Jeder Beamte oder Gemeindsvorftcher, der wiljentlih einem Ausreißer einen Heimath- oder 
andern Schein zu feinem Fortkommen ausjtellen, oder ihn aufnehmen, dulden und feine Flucht begünſtigen 
würde, ſoll zur ftrengften Berantwortlichteit gezogen und, je nach den Umjtänden, durch die competente 
Regierungs: oder richterliche Behörde, ſei es von feiner Stelle entjezt, zu vollem Schadens; und Koften- 
erfaz angehalten, oder gar zu einer empfindlichen Geldjtrafe und der Verpflichtung, einen andern tüchtigen 
Mann zu ftellen, verurtheilt werden. 

14) Es follen auch alle Brivatperfonen, welche wijjentlich einem Ausreißer Unterfchlauf geben, oder 
deſſen Flucht auf was immer für eine Weife begünftigen würden, durch ihren natürlichen Richter zur 
Verantwortung gezogen werben; auch mögen fie nad) den Umſtänden vollen Schadenserfaz, Geld: oder 
Sefängnißitrafe, und befonders in Wiederholungsfällen die Verpflichtung, einen andern Mann zu jtellen, 
zu tragen haben. 
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15) Von Bekanntmachung diefes Beſchluſſes an jollen die Koftensnoten bei Einbringung eines Aus- 

reißers nicht höher als nad) folgendem Tarif abgefaht werben: 

a. Für das Verhör und Seripturen dem Richter und Actuar nichts. 

b. Für bie erfte Ein- und Austhürmung 1 Franten. 

c. Unterhalt im Verhaft, man mag heizen ober nicht, täglich 5 Bazen. 

d. Unterhalt des Ausreifers auf der Straße, falls er ſich nicht ſelbſt verköftiget, täglich 
7 Bazen. 
Einem Bolizeidiener für den Transport von dem Ort der Arreftation bis zum Siz bes 
betreffenden Werbeommandos für jede Stunde hin und her zufammen 2 Bazen. 

f. Und wenn er vor der Rülkehr auf feiner Station über die Nacht bleiben muß, noch 

3 Bazen. 

Sollte aber ein Ansreifer unmittelbar nad feiner Einlieferung dem betreffenden Werbeommando 
verabfolgt werden fünnen, ohne in Verhaft zu kommen ober burch Polizeidiener transportirt worden 
zu fein, jo foll nichts gefordert werden; auf feinen Fall dann kann außer ben von den Regierungen, 
Gemeinden oder Regimentern ſelbſt auf die Einbringung gefezten Prämien ein Mehreres nicht, als hier 
beftimmt ift, angejezt werben. 

16) Falls der Ausreißer nicht felbit zu bezahlen im Stande ift, jo jollen alle Koften auf Rechnung 
jenes Handgelds oder Solds von dem Werbeommando reftituirt werden. 

17) Am Ende jeden Jahres foll jeder Kanton ein Namensverzeihnig aller feiner Angehörigen, 
welche ſich durch Defertion des Land- und Bürgerrechts verluftig gemacht haben, oder fonft bejtraft 
worden, drufen, in allen Gemeinden öffentlich anfchlagen laſſen und jelbiges zum nämlichen Zwek in 
genugjamer Anzahl durd) den Landammann ſämmtlichen Kantonen mittheilen. Es foll auch zugleidy jeder 
Kanton dem Landammann zur Meittheilung an alle Kantone ein Generalverzeichniß der im Lauf des 
Jahres veranftalteten Ausjchreibungen und eingebrachten Ausreißer überjenden. 

18) Gegenmwärtiger gemeineidgenöſſiſcher Beſchluß foll allen Kantonsregierungen zur Bekanntmachung 
und genauer Handhabung überjandt, und aud) ſämmtlichen Schweizerregimentern in k. f. franzöftichen 
Dienften joll Kenntnig davon gegeben werden. 

XVL In Folge vorläufiger Erörterungen, die am 9. Juni 1808 ftattgefunden, hat bie Tagſazung 
am 21. besjelben Monats, betreffend die Poſtfreiheit der amtlichen Correſpondenz der Schweizer: 
regimenter in capitulirten Dienften, bejchloffen: 1) Alle amtlichen Briefe, die von den Regiments: 
commandanten, Berwaltungsräthen und Depotscommanbdanten in Frankreich portofrei an die ſchweizeriſchen 
Grenzen anlangen, und vice versa von ben Grenzen der Schweiz in Frankreich portofrei laufen, follen 
auch in der Schweiz als portofrei angejehen und gehalten werben. 2) Zur Einleitung einer ſolchen 
Reciprocität joll der Landammann der Schweiz mit dem Reichsmarſchall Yannes, als Generaloberjt 
der Schmweizerregimenter, eine Correſpondenz eröffnen, um zu Gunjten der Regimenter eine Convention 
zu erhalten wie jene, weldye für das erjte Regiment in Neapel erlangt worden if. 3) Um allen be- 
fürdyteten Nachtheilen und Mipbräuchen auszuweichen, joll im Innern der Schweiz au den jezigen Ein» 
richtungen feine Abänderung geichehen. 

XVO. Am 7. Juni 1809 find der Tagfazung neue Beſchwerden (Abjchiebsbeilage G.) der fran- 
zöſiſchen Megierung, betreffend die Werbung für bie vier capitulirten Regimenter, vorgelegt worden. 
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Bon Seite des Landammanns der Schweiz wurde darauf gedrungen, es möchte einmal, ohne jedoch 
die in der abgejchlojjenen Meilitärcapitulation anfgeftellten Grundfäze zu gefährden, die Erfüllung der 
duch diejelbe gegen Frankreich eingegangenen Berpflichtungen gefichert werden. — Was von Seite der 
Kantone bis jezt, um zu einem ſolchen Ziel zu gelangen, unternommen worben ift, wurde durch bie 
Sefandtichaften in ausführliden Vorträgen auseinandergejezt, und als Hinderniffe, die Regimenter auf 
ihren capitulationsgemäßen Beitand zu bringen, von verjcdiedenen Seiten angeführt: das Benehmen 
jowohl der franzöfiihen Regierung, welche die Beftimmungen der Capitulation außer Acht geſezt, als 
das der Berwaltungsräthe der capitulirten Negimenter, wegen fehlerhafter Einrichtung der Werbung, 
und jenes der Werber, wegen ihrer jchledhten Aufführung und Unthätigfeit im Werbgeſchäft. — Die 
Zagjazung hat eine Commiffion mit dem Auftrage niedergefezt, einerfeits diejenigen Hinderniſſe, melde 
dem Fortgang der Werbung entgegen ftehen und der Schweiz nicht zur Laſt fallen, näher zu be: 
jtimmen, damit zu deren Befeitigung zwekmäßige Schritte vorgenommen werben fünnen, anberjeits das 
Geſchäft der Werbung in feinen politischen Beziehungen zu ergründen und ber Tagſazung bie Haupt: 
rejultate der Forſchung vorzulegen; endlich diejenigen Anträge zu ftellen, welche geeignet wären, die 
capitulirten Megimenter auf ihren vollen Beſtand zu bringen und auf demjelben zu erhalten. 

XVIII. Aus dem am 3. Juli vorgelegten Bericht der Commiſſion (er fteht wörtlich im Abſchied) 
ging hervor einerfeits, daß feit Eröffnung der Werbung an die vier capitulirten Negimenter, deren voll: 
ftändiger Beftand 15,608 Mann ausmadt, 15,946 Dann abgegeben worden find (die für die erjte 
Errichtung des erjten Regiments genommene Mannschaft der helvetiichen Truppen einbegriffen), daß 
aber ungeachtet dejjen bei allen vier Negimentern 4437 Mann mangeln. Es rührte diefer Abgang 
vornehmlich davon her, daf eine Anzahl Reeruten auf den Depots nicht angenommen worben oder auf 
dem Marſch zu den Negimentern ausgeriffen ift, ferner daß das erjte, in Calabrien jtehende Regiment, 
jowie die verjchiedenen in Spanien und Portugal befindlichen SKriegsbataillone von andern Regimentern 
große Verlujte erlitten haben. Aus dem Refultate der bisherigen Werbung gehe aber auch hervor, 
daß verſchiedene Kantone (namentlich die Bergkantone) weit hinter der Leiftung ihres vorichriftsmäßigen 
Betreffniffes an Recruten zurüfgeblieben find, Daneben wurde auf die verfchiedenen großen Hindernifje 
aufmerkjam gemacht, weldye außer der Schweiz dem Gedeihen der Werbung entgegen jtehen. — Zugleid) 
legte die Commiſſion neben ihrem Bericht eine Denkicrift des in Freiburg anweſenden Oberjt Eajtella 
von Berlens vom 27. Juni vor, welche verfchiebene, zum Theil weit gehende Äuferungen und Anträge 
in Hinfiht auf den Schmweizerdienit in Frankreich und die Werbung überhaupt enthielt. — Nach 
längerer Erörterung des jehr umfafjenden Berichts der Commiffion hat die Tagfazung mit Mehrheit 
der Stimmen einen ausführlichen Beſchluß gefaßt, wodurd dem Landammann der Schweiz Aufträge 
ertheilt wurden, bei den franzöfifchen Behörden alle notwendigen Vorſtellungen anzubringen, damit der 
Werbung von ihnen oder den Regimentern feine weitern Hindernifje entgegengejezt werben; ferner um 
genaue vierteljährliche überſichten über den Beſtand der Negimenter zu erhalten, den Abgang bei den- 
jelben den betreffenden Kantonen anzuzeigen und dahin zu wirken, daß derſelbe jofort erjezt werde, und 
um eine von Seite der Kantone fortgejezte Überficht der von ihnen gejtellten Recruten einzuholen und 
überhaupt dahin zu wirken, daß die vier capitulirten Negimenter den vorgejchriebenen Bejtand einmal 
erreichen möchten. 

XIX. Am 8. Juni 1809 ift durch die von einigen Bemerkungen begleitete Zuftimmung bes Standes 
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Schwyz der am 27. Juni v. J. gefaßte Beſchluß, betreffend die Verhaftung und Auslieferung der 
Ausreißer in capitulirten Dienften, zum einmüthigen Tagſazungsbeſchluß erwachſen. 

XX. Ebenfalls am 8. Juni wurde der Landammann der Schweiz eingeladen, die geeigneten Vor— 
ttellungen bei den betreffenden franzöfiichen Behörden — da die bisherigen Schritte bei dem General: 
eberit unbeachtet geblieben find — zu erneuern, auf daß die Wiederbefezung, wie die angemefjene Ber- 
tbeilung unter die Kantone der erledigten Officiersftellen bei dem erſten Regiment endlich ftattfinde, — 
Der Antrag Schaffhauſens dagegen, daß die fiir das erjte Regiment feftgefezte Vertheilungs- und 
Ernennungsart der vacanten Officiersftellen auf die übrigen in franzöſiſchem Sold jtehenden Schweizer: 
regimenter ausgedehnt und dadurch verhütet werde, dab diejenigen Kantone, die zufälliger Weife bei einer 
Erledigung gerade feine Hauptleute in dem Regiment haben, ihres Rechts zu einer verhälmigmäßigen 
Anzahl Officiersftellen beraubt werben, — konnte wegen Mangel an Inſtructionen lediglich ad referendum 
et instruendum genommen werden, 

XXI Am 5. uni 1810 fam die Angelegenheit der Werbung für die vier capitulirten Schweizer: 
tegimenter wieder in Behandlung, weſentlich veranlaßt durch die Äußerung des franzöfiichen Minifters, 
die Schweiz ſei verpflichtet, ein Korps von 16,000 Dann, für welde Unzahl capitulirt worben war, 
in franzöſiſchem Dienſt in volljtändigem Zuſtand zu umterhalten; auf welche Äußerung bin auf die Bes 
fimmung des Gapitulationsvertrags, welcher freiwillige Werbung vorjchreibt, hingewiefen worden ift. — 


Bon Seite des Landammanns der Schweiz waren während des Jahres einerjeits bei Frankreich (am 


2. und 14. Februar 1810, ſ. Abjchiedsbeilagen D. und E.) verfchiebene nachdrüfliche Vorjtellungen an- 
gebracht worden, dahin gehend, daß die franzöſiſche Negierung bie einzelnen Beſtimmungen des ab- 
geichloffenen Gapitulationsvertrags ſorgfältig beachten und vollzichen möchte, anderfeits bei den Kantonen 
durch SKreisichreiben vom 14., 16., 19. und 23. Januar 1810), um diefelben zu größerer Thätigkeit 
für Beichleunigung der Werbung anzubalten. Diefe und viele andere Actenſtüke und Correſpondenzen 
find der Tagjazung vorgelegt worden. — Hauptjächlidd wurde dur den Herrn Landammann der 
Schweiz angetragen, man möchte ſich berathen, ob es zwefmäßig fei: 1) die einzelnen Compagnien, aus 
weldyen die vier capitulirten Negimenter beftehen, auf die Kantone zu vertheilen; 2) eine allfällige 
Reduction der Anzahl ber capitulirten Truppen in Frankreich mit Vorficht und Klugheit anzuregen; 
3} ob bei großer Sterblichkeit bei den Regimentern oder andern außerordentlichen Verluſten für die 
Completirung derjelben von Seiten der Eidgenoſſenſchaft in außerordentlicher Weife geforgt werben 
jolle. — Der Landammann wies dabei auf die dringende Nothwendigfeit hin, in diefem für das Bater- 
land jo überaus wichtigen Geſchäft an die Stelle der eingerifjenen Verwirrung endlich einmal Ordnung 
und Klarheit zu bringen und das Anſehen der Verträge und die Vollziehung der Militärcapitulation 
wieder herzuftellen. — Die Erörterung der vorftehenden und anderer minder wichtiger Anträge wurbe 
an eine Commiſſion mit der Direction überwiefen, es jolle ihre Begutachtung betreffen 1) die Ber- 
hältniffe gegen Frankreich, 2) jene gegen die Megimentsbehörden, 3) die im Innern der Schweiz zu Be- 
jrderung der Werbung zu ergreifenden und durch N Übereinkunft zu bejtimmenden Be 
günftigungsmaßregeln. 

XXII. Am 5. Juli hat die Commiffion einen erjten Bericht (Abfchiedsbeilage F.) vorgelegt, 
welcher die Angelegenheit im Allgemeinen behandelte. Auf deren Antrag hat die Tagfazung am 6. Juli 
beichloffen: 1) dem Landammann ber Schweiz feine bisherigen Verhandlungen bejtens zu verbanten; 
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2) den vier capitulirten Regimentern die volle Zufriedenheit der Tagjazung mit ihrem tapfern und 
würdigen Verhalten in jchwierigen und gefjährlihen Lagen zu bezeugen und fie der lebhafteſten Theil- 
nahme an ihrem Schikjal und der Fürſorge der höchjten vaterländifchen Vehörden zu Erzielung und 
Behauptung alles desjenigen zu verfihern, was zu ihrer Erhaltung und zu Handhabung ihrer 
capitulationsmäßigen Nechte dienen kann; 3) ben Chefs bes 1., 3. und 4. Negiments den umfafjenden 
Bericht über den Zuftand ihrer Negimenter ebenfalls zu verdanken; 4) den Chef des 2. Negiments zu 
mißbilligen, weil derjelbe jic) geweigert hatte, dem Yandammann der Schweiz einen umfafjenden Bericht 
über die Lage feines Negiments zu erftatten, ſowie wegen der Form feines Briefwechſels mit der eriten 
vaterländiichen Behörde; 5) die Chefs der vier Negimenter aufzufordern, gleichwie die Tagjazung und 
die Kantonsregierungen, jtreng an den Beitimmungen und Grundfäzen des Capitulationsvertrags zu 
halten; 6) den Officieren der ehemaligen helvetifchen Truppen, weldye unter den capitulirten Regimentern 
(im erjten) jtehen, das Datum ihrer daherigen Brevets bei allfälliger Beförderung in Anſchlag bringen 
zu laffen; 7) den Landammann der Schweiz anzuweiſen, dahin zu wirken, daß eine capitulationsgemäße 
1810, XU Elaffification der Hauptleute bei den Negimentern nad $ 6 der Eapitulation vorgenommen werbe. 
XXIU. Am 6. Juli wurde ein zweiter Bericht der Commiffion vorgelegt. Betreffend 1) die 
Frage: ob die Anzahl von 16,000 gebornen Schweizern in franzöfiich-capitulirtem Meilitärdienft das 
Berhältniß der ſchweizeriſchen Bevölkerung nicht überjchreite, hat die Commiffion eine ausführliche ziffern 
mäßige Darjtellung des in früherer Zeit beftandenen ſchweizeriſchen capitulirten Meilitärdienftes ein» 
degeben, und im Vergleiche damit und der gegenwärtigen Bevölferungszahl die Überzeugung aus+ 
gejprochen, es beſtehe diesfalls ein Mißverhältniß; dermalen aber bei Frankreich einen Schritt vor- 
zunehmen, um die Anzahl der capitulirten Scweizertruppen in Frankreich zu vermindern, fei micht 
rathfam. Die Tagjazung hat die diesfällige Anficht der Commiffion getheilt. 2) Betreffend eine all- 
fällige Kantonalifation der einzelnen Compagnien, aus welchen die vier capitulirten Schweizerregimenter 
beftehen, wurden die Gründe, welche für oder gegen eine jolhe Maßregel ſprechen, ſowohl durch die 
Commiſſion als in der Tagfazung ausführlid) auseinandergejezt und zu weiterer Berathung auf fünftiges 
Yahr in den Abſchied niedergelegt. 3) Hinfichtlic einer verhältnigmäßigen Vertheilung der Officiers- 
ftellen auf die Kantone wurde der Landammann der Schweiz angewiejen, bei der franzöſiſchen Regierung 
für eine ſolche Vertbeilung ſich fräftigft zu verwenden. 4) Die Frage, zu weldyen allgemeinen Maß— 
regeln man ſich verftändigen könnte, um bei Fällen großer Sterblichkeit in den capitulirten Regimentern 
oder fonjtigen außerordentlichen Verluſten die leztern zu ergänzen, wurde auf den Antrag der Com— 
miffion für ein Mal auf ſich ruhen gelafjen. 5) Mit Nükficht auf erhobene Klagen wegen Berlotung 
zur Anwerbung von Angehörigen benachbarter Kantone wurde endlich feſtgeſezt, daß die durch einen 
Kanton bei der Werbung ausgejezten Prämien nur an Bürger und Einwohner diejes Kantons, wicht 
1510, XII aber an Einwohner anderer Kantone verliehen werden können. 
XXIV. Am 9. Juli ift der Tagjazung ein dritter Beridht der Commiſſion vorgelegt worden. 
Derjelbe befaßte ſich vornehmlich; mit den vertragsgemäßen Berhältniffen zu Frankreich, bezüglich auf 
die abgeſchloſſene Militärcapitulation. 
Die Tagjazung hat diesfalls auf den — beſchloſſen: 1) Was die Ernennung 
eines Generaloberſten der Schweizer anbetrifft, fo ſoll, mit Rükſicht auf den unerwarteten Tod des 
ſchweizeriſchen außerorbentlihen Geſandten, welder an den Kaiſer der Franzoſen abgeordnet worden 
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war (Herr Landammann von Affry), vor Allem eine Erwiederung Frankreichs auf die diesjalls ein- 
gegebenen Reclamationen gewärtiget werden. Im Fall eines zu langen Ausbleibens einer ſolchen Er- 
mwiederung foll der Landammann der Schweiz das diesfällige Begehren wiederholen. 2) Der Land» 
ammann der Schweiz wird angewieſen, auf angemefjene Weife dem franzöfiichen Kaifer barzuftellen, 
wie die Schweiz bereits mehr, als ihre Kräfte ertragen mögen und wozu fie veriragsgemäß verpflichtet 
jei, für Gompletirung der vier Regimenter gethan habe, und ſich in günjtigem Augenblit dahin zu ver: 
wenden, daß die Lage der Megimenter nach jo vielen Unfällen möglichſt erleichtert und ihnen bie Mittel 
zu einiger Erholung ihres Verluſts zu Theil werden mögen, 3) Diejenigen Kantone, welche verhältmiß- 
mäßig zu wenig Recruten im die vier Negimenter abgegeben haben, werben nachbrüflid) eingeladen, ihren 
diesfälligen Obliegenheiten nadjzufommen. 4) Ebenfo werben im Hinblik auf die durch Dienftablauf 
und durch andere Umftände entjtehenden neuen Lüken ſämmtliche Kantonsregierungen eingeladen, durch 
alle geeignet erachteten Mittel die Werbung zu unterftüzen und zu befördern, wobei der ſeit 1507 be: 
folgte Maßſtab zur Anwendung kommen und jedem Kanton fein Vorſchuß oder Rükftand angerechnet 
werben joll. 

XXV.“) Am 5. Juni 1811 wurde der Tagjazung Bericht erftattet über die Angelegenheit bes 
tapitulirten Militärdienſtes, wie fich diefelbe feit den Berhandlungen der ordentlichen Tagfazung des 
Jahres 1810 geitaltet hatte. Vornehmlich wurden vorgelegt: 1) ein Bericht des Herrn Oberften 
von Luternan, welcher burdy den Yandammann der Schweiz mit einer Sendung an den Generaloberften 
der Schweizer (den Fürften von Neuenburg) beauftragt worden war, um zu bewirken, baf in Frank— 
reich der Eapitulationsvertrag forgfältiger beobachtet werde, und um bie VBollziehung der durch die Tag« 
fazung im Jahr 1810 gejaßten Beichlüffe zu erzweken; 2) diejenigen theils von Seite des General: 
oberjten, theils von Seite des franzöſiſchen Miniſters eingelegten Acten, welche den Kantonen durdy ben 
Herrn Landammann der Schweiz vermittelft zweier Kreisicreiben vom 24. und 27. Wpril 1811 mit: 
getheilt worden waren; 3) die vorläufigen, vom 24. und 25. April und 1. Mai 1811 batirten Er- 
wiederungen des Landammanns der Schweiz auf jene Schreiben; 4) die von den Oberften ber vier 
capitulirten Regimenter eingelangten Berichte über den Beitand der Regimenter ; 5) eine Überficht über 
den Fortgang der Werbung vom 1. Juni 1810 bis 31. Mai 1811, welche die eidgenöffifche Kanzlei 
verfaßt hat, gegründet auf die aus den Kantonen eingegangenen Berichte. — Nach einer erſlen all: 
gemeinen Eröffnung der empfangenen Inſtructionen hat die Tagſazung die ftattgefundene Verwendung 
dem Bundeshaupt beitens verdankt und den jo überans wichtigen Gegenjtand an eine Commiſſion zu 
näherer Prüfung gewieſen. 

XXVI. Am 10. Juni erhielt die Tagfazung Kenntniß von einer vom 8. desjelben Monats datirten 
Note (fie ſteht Abſchiedsbeilage N.) des franzöfiichen Gefandten, Anträge enthaltend, eine obligatorische 
Werbung für die vier capitulirten Schweizerregimenter in franzöſiſchen Dienften einzuführen. Die Tag- 
fazung hat diefe Eingabe an die am 5. Juni niedergejezte Commiſſion vertiefen, von ber Anficht aus: 
gehend, daß die Gefandtichaften über dieſen Gegenftand vor Behandlung der Commiffionsanträge neue 
Jaftructionen von ihren Committenten einholen jollen. 


*, Die Tapfazungsverbandlungen des Jahres 1811 über diefen Gegenſtand füllen im Abſchied nicht weniger als 55 fFolice 
heiten umd erftrefen fich Durd 21 Sizungen. 
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XXVII. Über die vorermähnte Note wurde am 14. uni der Tagfazung das Gutachten der Com: 
miſſion (Abſchiedsbeilage O.) vorgelegt, dahin gehend, es möchte die angetragene Einführung einer obli- 
gatoriichen Werbung, als im Widerſpruch ftchend mit der durch den Gapitulationsvertrag zugeficherten 
freiwilligen Werbung, abgelehnt werden. — Troz den von verjchiedenen Gejandtichaften unterjtüzten 
Einwendungen des Landammanns der Schweiz gegen das Zeitgemäße des durch die Commiſſion ge: 
jtellten Antrages, die von Frankreich diesfalls angetragene Unterhandlung abzulehnen, hat die Tagjazung 
mit Mehrheit der Stimmen dennoch nach dem Antrage der Commiſſion beſchloſſen, jene Unterhandlung 
abzuweiſen. Es wurde demnach der in dieiem Sinn vorgelegte Entwurf (Abſchiedsbeilage P.) einer 

isıt, XLI Erwiederung an die franzöfiiche Gefandtichaft genehmigt und diefer Namens der Tagſazung zugeitelt. 

XXVIII. Am 1. Juli erhielt die Tagjazung Keuntniß von den bedenklichen Außerungen, betreffend 
den capitulirten Dienft, tweldye der Kaifer der Franzojen gegen die außerordentliche eidgenöſſiſche Ab: 
ordnung (die Herren von Reinhard, Müller Friedberg und von Flüe) bei ihrer Abſchiedsaudienz (Ab: 
ichiebsbeilage J.) hatte fallen laſſen. Man vernahm zudem, daß die am 14. Juni beichlofjene Note, 

1811. XLS durch welche die obligatorifche Werbung abgelehnt worden war, ſehr mißfällig aufgenommen worden fei. 

XXIX. Unterm 8. Juli hat daher die Tagfazung dem Kaifer der Franzoſen bie Verficherung ge: 

geben, daß fie Mafregeln ergreifen werde, um der Werbung einen befiern Fortgang zu verfchaffen und 
1811. XL überhaupt über dieſen Gegenjtand im weitere Berathung zu treten. 

XXX. Am 11. Juli erftattete die am 5. Juni niedergefezte Commiſſion einen umfaſſenden Bericht, 
eine hiſtoriſche Darftellung der Angelegenheit der Werbung feit der an die Tagfazung des Jahres 1810 
geridyteten Berichterjtattung enthaltend. Es wurde diefer Bericht in den Abſchied (Beilage Q.) auf 

ist, XII genommen, 

XXXI. Ebenfalls am 11. und 12. Yuli hat die erwähnte Commiſſion einen ferneren Bericht (Ab: 
ichiebsbeilage R.) vorgelegt über die im Intereſſe des capitulirten Dienites zu ergreifenden weitern 
Mafregeln. 1) Um den beijern Fortgang der Werbung zu betreiben, hatte die Commiffion vor: 
geichlagen, es möchten ſich die Kantone gegenfeitig verpflichten, auf geeignete Weife dahin zu wirten, 
dak bis Ende Yahres 1811 4000 Mann und bis Ende Februar 1812 noch 500 Recruten am bıe 
capitulirten Negimenter abgegeben werden können. — Im Widerſpruch mit einer bedeutenden Anzahl 
mehr oder weniger difjentivender Kantone ift durch eine Mehrheit der Stände theils unbedingt, theils 
mit Ratificationsworbehalt der angetragene Grundjaz angenommen worden. 2) Mit Vorbehalt der 
Natification der Stände wurde ferner befchlofjen, die Stellung der 4500 Dann Recruten ſoll auf die 
nämliche Weife, wie im Jahr 1810 diejenige von 4000 Mann, auf die Kantone vepartirt werben (dev 
Abſchied enthält die Repartitionsfcala), und es follen die Vorſchüſſe wie die Rüfftände der Kantone bei 
der frühern Necrutenftellung in gehörige Rechnung gebracht werden. 3) Ferner hat die Tagjazung die 
im Rülſtande befindlichen Kantone wiederholt dringend eingeladen, ihr Betreffnig zu leiften. 4) Ebenfo 
wurde mit überwiegender Mehrheit verfügt, es ſoll der gefahte Beſchluß den Ständen durch den Land: 
ammann der Schweiz mit ber dringenden Empfehlung, denfelben im Intereſſe des Vaterlandes unver: 

1811, XI züglich zu vollziehen, mitgetheilt werben. 

XXX. Hinwieder hat am gleichen Tage (11.) die Tagfazung den Landammann der Schweiz ans 

gewieſen, dafür beforgt zu fein, daß durch die Werbeommandos die Werbungsgelder gleihmäßig feſtgeſezt 
1811, XLI werden und daß nur Männer von guter Aufführung mit der Werbung beauftragt werden, 
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XXX. Betreffend den am 6, Juli 1810 gefaßten Beſchluß rüffichtlich der Prämien für An- 
werbungen, wurde auf den Antrag des Kantons Thurgau am 11, Juli 1811 verfügt, es jeien in 
jenem Beichluß nicht nur diejenigen Prämien, welche die Kantone ausbezahlen, jondern aud) jene Prämien 
verjtanden, welche in einzelnen Gemeinden gewährt werden fünnten. 

XXXIV. Ungeachtet die am 11. Juli 1811 durch die Tagſazung gefaßten Beichlüffe für Förderung 
der Werbung der franzöfiichen Geſandtſchaft zu Banden der Negierung mitgetheilt worden waren, find 
bis zum 20. Juli feine Änferungen von derfelben über dieſen Gegenftand erfolgt. Es hat darum bie 
Tagſazung an diefem Tage auf den Bericht ihrer Commiffion beſchloſſen, die Gejandtichaften jollen die 
weitern Anträge der franzöfiichen Negierung, betreffend die Werbung, an ihre Committenten veferiren 
und neue Inſtructionen veranlaſſen. (Man jehe Abſchiedsbeilage K.) 


XXXV. Am 9. September 1811, nachdem die am 20, Juli vertagte Tagjazung wieder zufammen- 
getreten war, hat der Landammann der Schweiz über die Angelegenheit des capitulirten Dienftes in 
Frankreich einen Bericht erjtattet. (Abſchiedsbeilage L.) 

XXXVL Am 10. September ift der am 12. Juli gefaßte Beſchluß, betreffend die Completirung 
der vier capitulirten Regimenter, durch eine Mehrheit der Kantone ratifieirt worden. Berfchiedene dif: 
Ventirende Kantone gaben ihre Anfichten näher zu Protokoll. 

XXXVI Um gleihen Tag bat ferner der Herr Landammann der Schweiz die Anfrage gejtellt, 
ob die Geſandtſchaften nunmehr ermächtiget jeien, in die von Seite Frankreichs angetragene Unter: 
handlung, betreffend die obligatorische Stellung der Recruten, einzutreten. In Folge der abgegebenen 
Erflärungen bat die Tagjazung einmüthig bejchloffen, fie finde fich ermächtigt, mit der franzöftichen 
Geſandtſchaft über die von lezterer am 8. Juni angeregten Anträge in Unterhandlung zu treten; hievon 
wurde der franzöfifchen Geſandtſchaft durch ein befonderes Schreiben (dev Abſchied enthält es) Kenntnif 
gegeben. 

XXXVIII. Am 16. September hatte der Landammann der Schweiz den Antrag geitellt, ob man 
in vertrauliche Erörterung der den verjchiedenen Gejandtichaften ertheilten Inſtructionen über dieſen 
Gegenjtand eintreten wolle. Die Tagfazung hat aber vorgezogen, foldye Verhandlungen für einmal zu 
verjchieben, in Gewärtigung der von Seite Frankreichs auf die legte Erklärung der Schweiz zu machenden 
Eröffnung. 

XXXIX. Am 28. September hat der Landammann der Schweiz der Tagſazung die Anzeige 
gemacht, die Nüfreife des außerordentlichen jchweizerifchen Gefandten zu Paris (Herrn von Reinhard) 
verzögere jich wieder; zudem feien demjelben über den capitulationsgemäßen Dienft Eröffnungen gemacht 
worden (man fehe ben baherigen Bericht von Reinhard's Abjchiedsbeilage S.), aus denen hervorgehe, 
daß Frankreich auf einer obligatorischen Werbung beftche, durch welche allein die Einführung einer 
förmlichen Confeription vermieden werben könne. — Nach einigen Erörterungen hat die Tagſazung eine 
neue Commiffion unter dem Borfiz des Bundeshauptes niebergefezt und beauftragt, alles dasjenige 
vorzuberathen, was bie Tagjazung im der Angelegenheit bes Militärdienftes in Frankreich vornehmen 
fünnte, nämlich die Inſtruction für die mit ber Unterhandlung zu beauftragenben Gommijjarien, und 
Vorſchläge, wie die aus jenen Unterhandlungen hervorgehenden Laften für die Kantone erleichtert werben 
könnten. 
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XL. Am 3, October wurde die Sendung des Herrn von Reinhard als beendigt erflärt und dem: 

jelben durch den Landammaun vertraulich einige Weifungen, betreffend den capitulirten Dienft, ertheilt 
IR, XLI (dad Schreiben an Reinhard fteht im Abjchied). 

XLI. Am 3. und 7. October hat die Tagfazung an der Hand des Commiffionsberichtes (Bei- 
lage T. zum Abfchied) berathen, wie, falls eine bejondere Verpflichtung, Recruten an die capitulirten 
Regimenter zu ftellen, eingegangen werden müffe, eine folche Verpflichtung am leichteften erfüllt und die 
Vollziehung gemwährleiftet werden könnte, Nach längerer Erörterung wurde der in drei Artikeln be: 
jtehende Beichluß, durch welchen die diesfälligen Verhältniſſe geregelt werben ſollten, nicht ohne Ichhaften 
Widerſpruch von Seite einiger difjentirender Kantone unter Ratificalionsvorbehalt angenommen, und 
bie Friſt für Ratification desjelben bis fpäteftens Ende December feſtgeſezt. Der Beſchluß ſelbſt Tautet 
alfo: 1) Wenn durch die mit Frankreich über die Militärcapitnlation vorhabende Unterhandlung von 
der Schweiz die Verbindlichkeit übernommen werden jollte, die capitulirten Negimenter mit einer gewiſſen 
Anzahl Recruten jährlich zur verfehen, jo fol das accordirte Quantum nach der durch einen Tagfazungs- 
beichluß feitgefezten mediationsmähtgen Scala auf die Kantone vertheilt, und von jedem derjelben das 
betreffende innert dem vorgeichriebenen Termin abgeliefert werden, wobei den Ständen unbenemmen 
bleibt, unter fich zur beijeren Erfüllung der aufhabenden Schuldigkeit und gegenfeitiger Erleichterung 
gutfindende Eonventionen abzuſchließen. 2) Der Wunſch der Kantone Uri, Schwyz und Unterwalden, 
daß durch die Verwendung des Bundeshaupts, wenn biejelben, ihrer eigenen Anftrengung ungeachtet, 
auf die vorgeichriebene Zeit ihren betveffenden Antheil aufzubringen außer Stand wären, durch die 
Vorſchüſſe oder freiwillige Werbung anderer Kantone auf ihre Koften und der Eentralcafje unbeſchadet 
das Mangelnde erfüllt werben möchte — wird wegen der bejondern und eigenen Lage biejer drei hohen 
Stände St, Ercellenz dem Landammann der Schweiz zu gefälliger Unterftügung anempfoblen. 3) Die 
hohen Stände verbinden fich gegenfeitig zn dem Grundjaz, daf der Schweizerbürger nur für Rechnung 
desjenigen Kantons angeworben werden könne, welchem derjelbe als Bürger angehörig it, es wäre denn 
Sache, daß folder bereits ein Jahr lang anerkannt in dem (andern) Kanton wohnhaft gemejen, oder 

‚st, XLI entweder jelbft oder feine Eltern eine Liegenjchaft in demfelben befizen. 

XLN. Am 7. October hat die nämliche Commiffion den Entwurf einer Inſtruction für die zu 
der Unterhandlung mit Franfreih für Mobdification des Eapitulationsvertrags zu ernennenden Com— 
mifjarien vorgelegt. Dieſe Inſtruction umfaßte folgende Punkte: 1) Berſuch zu Weibehaltung der 
bisherigen Art und Weife der Werbung nad dem Gapitulationsvertrag, mit Abjchaffung der erſchweren⸗ 
den Mifbräudge; 2) Verminderung der Anzahl der capitulirten Schweizertruppen in Frankreich; 
3) Feitjezung eines Marimums der alljährlic an die capitulirten Negimenter zu ftellenden Recruten ; 
4) Feſtſezung eines Termins für Lieferung der Recruten; 5) Beftimmungen über den Bezug und die 
Bertheilung der Werbgelder ; 6) Beftimmungen über die Annahme der Necruten ; 7) Feſtſezung eines 
billigen Berhältniffes unter den Kantonen in Hinficht der Vertheilung der Dfficierjtellen ; 8) die Be: 
freiung ber in Frankreich wohnenden Schweizerbürger von der franzöfischen Eonfeription; 9) Beitimmuns 
gen über die Größe der Necruten ; ferner 10) über die Penfionen ; 11) über die Bildung provijorijcher 
Kriegs: oder Marſchbataillone; 12) über ein Garbebataillon ; 13) über bie Befugnifje des General- 
oberjten der Schweizer; 14) über die fchweizeriichen Brigadegenerale ; 15) über die Bejoldung der An: 
geftellten bei ber Werbung; 16) über Beftrafung der von Militärperfonen in der Schweiz begangenen 
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Vergehen ober Verbrechen ; 17) über unvorhergejehene Fälle während der Unterhandlungen ; 18) über 
die Form der Unterhandlung ; 19) über den Vorbehalt der Ratification, betreffend das Reſultat ber 
Unterhandlung. — Nach einigen am 7., 8. und 9. October jtattgehabten Erörterungen wurden die 
Vorſchläge bei verfchiebenen Vorbehalten jeitens etlicher Kantone angenommen, 

XLII. Am 9. October wurden als eidgenöſſiſche Commifjarien, welche gemäß der vorerwähnten 
Inſtruction zu unterhanbeln haben, ernannt: Schultheiß von Wattenwyl, Bürgermeifter von Eſcher, 
Regierungsrath Neuti, Zandammann Heer und Staatsrath Pidou. Zugleid erhielt das Bundeshaupt 
den Auftrag, von diefer Wahl der Commiſſäre und ihrer Bevollmädhtigung dem franzöſiſchen Geſandten 
Keuntniß zu geben. 

XLIV. Am 28. März 1812 ijt ein neuer Meilitärcapitulationsvertrag zu Stande gekommen und 
durch die franzöfiichen und fchweizeriichen Bevollmächtigten unterzeichnet worden. — Die Natificationen 
diefes Vertrags wurden am 2. Mai 1812 zu Paris ausgewechfelt. (Den Wortlaut diejer neuen 
Militärcapitulation findet man in den Beilagen zu gegenwärtigem Repertorium.) 


C. Verhandlungen über Bolljiehung des am 28, März 1812 abgefdjloffenen Kapitulations- 

vertrags, gemäß weldem die Schweiz ſich verpfliditet hat, 12,000 Mann, in vier Be: 

gimenter eingetheilt, in franzöſiſche Dienfte abzugeben und nad) beflimmten Vorſchriften 
in completem Zuſtand zu unterhalten. 


1. Am 3. Juni 1812 wurde der Tagjazung der Bericht über ihre Verhandlungen von Seite der: 
jenigen eidgenöffifchen Commiſſarien vorgelegt (Abſchiedsbeilage C.), welche beauftragt worden waren, 
einen neuen Militärcapitulationsvertrag mit Frankreich zu unterhandeln.*) — Die Tagfazung verdanfte 
ihren Commiflarien auf das befte die gehabten Bemühungen und die vorzügliche Umſicht und Hingebung 
im Bollführung der ſchweren und fchwierigen Miſſion. 

I. Am 4. Juni jchritt die Tagjazung zu Berathung derjenigen Beſchlüſſe, melde nothwendig 

waren, um den neuen Gapitulationsvertrag in Vollzichung zu bringen. Vorerſt fiel in nähere Berathung 
der am 3. und 7. October 1811 unter Ratificationsvorbehalt gefaßte Beichluß über die Art und Weiſe, 
wie die obligatorische Stellung der Recruten vollzogen werben joll. Nachdem die zwei erften Artikel 
biejes Beichluffes nunmehr vatificirt waren, iſt die Verhandlung vor der definitiven Abjtimmung über 
den dritten Artikel abgebrochen und der Gegenjtand noch einmal einer Commiffion zu reifer Prüfung 
überwiefen worden, welche über die ganze Angelegenheit des capitulirten Dienftes einzutreten hatte. 
) Die Konferenzverhandlungen der ſchweizeriſchen Bevollmächtigten mit dem franzöfiihen ®ejandten fanden Ratt in 
Bern vom 21. December 1811 bis 28. März 1812, an welden Tag der Gapitulationsenttourf durch die beidfeitigen Unter: 
händler unterzeichnet wurde. Ein gemeinjchaftliches Verhandlungsprotofoll it nicht geführt worden; wohl aber haben bie 
ſchweizerijchen Delegirien für fid) die Verhandlungen in befonderen Sijungen vor⸗ und nachberathen und darüber durch ihren 
Seretär, Emanuel Friedrich Fiſcher von Bern, ein einläßliches Protofoll anfertigen Lajlen, daß mit der 52, Sizung am 
7. April ſchließt. Es iſt dasfelbe mit allen zudienlichen Acken in Band 617 der Mebiationsabtheilung des Bundesarchivs 
mtbalien, woſelbſt ebenfalls der Schlußbericht der eidgensſſiſchen Bevollmächtigten — bis zum 20, Januar 1812 vertrat bei 
in Paris abweſenden General von Wattenwyl Herr Rathsherr Stirhberger von Bern — vom 7. April vorhanden iſt. 
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IH. Um 5. Juni hat die Gejandtichaft des Standes Graubünden NReclamationen gegen den 
zu hohen Anſaz des dortigen Standes bei der VBertheilung der obligatorischen Stellung der Recruten 

isır, XVH angebradjt. Diefe Neclamation wurde ebenfalls zur VBorprüfung an die Commiffion verwiejen. 

IV. Am 30. Juni hat die Commiſſion einen umfafjenden Bericht an die Tagſazung eritattet, 
welchem verjchiedene Anträge angereihet waren. In Folge deſſen hat die Tagfazung ſich 1) für Auf " 
jtellung eines allgemeinen Admiffionsdepots für fämmtliche in den franzöfiichen Dienjt zu jtellende Re: 
ernten ansgeiprochen, und 2) eine ausführliche Inſtruction für den eidgenöffifchen Commiſſarius bei 

isıe, xvil jenem Admiſſionsdepot aufgeftellt. 

V. Am 1. Juli wurden die biesfälligen Verhandlungen fortgejezt, und 3) über ben Transport 
der Recruten bis zum Admiſſionsdepot, jowohl was die Polizei während bes Transportes, als die 
Koften desjelben anbetrifft, die geeignet erachteten Beſchlüſſe gefaht ; ebenjo 4) betreffend das Formular 
der Gapitulationsacte (Dienftverpflichtung) für einen jeden Recruten; 5) den Empfang und bie Ber 
theilung der Werbungsgelder ; und 6) die Gefchäftsführung der eidgenöffichen Kanzlei, betreffend die 
Angelegenheit der franzöſiſchen Werbung. 7) Ferner wurden Grundjäze zu Verhinderung der Defertion 
und über Erjezung der Ausreißer aufgeftellt; dagegen 8) von dem Antrag, die innere Einvidytung der 

1812, XVII Werbung in den Kantonen zu veguliren, abjtrahirt. 

VI Am 2. Juli wurden in Fortfezung der Berathung folgende Anträge der Commiſſion ange 
nommen: 9) ein Beſchluß über die Unzuläfftgkeit, Soldaten aus den capitulirten Regimentern vor Ende 
ihrer Dienftzeit loszufaufen; 10) über Abfafjung eines BVerzeichniffes der BVerjtorbenen; 11) über bie 
BVerhältniffe der angeworbenen Voltigeurs zu der übrigen Mannschaft, und 12) über Alter und Maß 
der Reeruten; 13) Vorjchriften zu Sicherung der Ausbezahlung der Handgelber bei den Regimentern ; 
14) Verwendung zu Gunſten der ſchweizeriſchen Gefangenen aus den alt-fpanijchen Regimentern; 15) 
Beſchluß über eine Sammlung jämmtlicher franzöfiicher Verordnungen betreffend Bejoldung und Ruhe— 
gehalte; 16) über die Notification des abgeſchloſſenen neuen Capitulationsvertrags an die Regimenter; 
17) über das Verhältniß, nad) welchem der Kanton Graubünden an die Stellung der Recruten bei- 
zutragen hat; 18) über die VBertheilung dev anzumerbenden Mannſchaft auf die Kantone. — Dagegen 
wurde 19) der Antrag auf verhältnißmäßige Vertheilung der Officiersitellen ad referendum genommen, 

1212, XV und 20) jener auf Einführung einer Eafje für den Erfaz der Ausreißer auf ſich beruhen gelaffen. 

VI. Am 4. Juli 1812 wurde über die Commifftonalanträge weiter berathen und Bejchlüffe gefaßt: 
21) über den Termin der Anwendung der neuen Scala und über das Verfahren in Hinficht der von 
früheren Lieferungen von Recruten herrührenden Rükſtände und Vorſchüſſe, und 22) über den Wirkungs- 
freis der Kantonalwerbung. 23) Die nachtheilige Xage des Kantons Schwyz, um Recruten zu ftellen, 
wurde dem Landammann der Schweiz zur Berüffichtigung empfohlen. 24) Endlidy wurde der Land: 
ammann der Schweiz angewiejen, die gefaßten Beſchlüſſe der franzöſiſchen Regierung mitzutheilen und 

ss, XVII biefelben in Gemwärtigung ihrer Ratification, wenn es nothwendig würde, fofort zu vollziehen. 

VIII. Am 6. Juli 1812 hat die Tagfazung den Herrn eidgenöffiihen Oberften Mülfer von Schwyz 

11%, xvii zum eidgenöffiichen Commiſſarius beim Admiſſionsdepot ernannt.*) 


*) Dieje Militärverhandlungen des Jahres 1812 filllen im Abſchied 44 Seiten. 
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IX. Die Angelegenheit des jchweizeriichen Militärdienftes in Frankreich veranlaßte die Tagfazung 
des Jahres 1813 im den Sizungen vom 10. 11. 25. 28. 30. Juni und 1. und 12. Juli zu weitläufigen 
Berathungen (fie füllen im Abſchied 30 Seiten). In Folge der neuen Militärcapitulation präfentirte 
ſich jezt der Gegenftand unter ganz andern Gefichtspunften als früher, und die großen Verlufte ber 
Negimenter in dem leztjährigen nordiihen Feldzuge erheiichten mit Rüfficht auf die Completirung forg- 
jältige Schlußnahmen. Bereits im Ausjhreibungscireular zu der Tagfazung hatte das Bundeshaupt 
die daherigen Verhältniſſe ausführlich dargeftellt und dann in der Sizung vom 10. Juni in mündlicher 
Erörterumg auf die wejentlichen Punkte für die Berathung hingewieſen. Nach einer vorläufigen Er: 
örterung des Gegenftandes unter feinen verſchiedenen Bezichungen iſt berjelbe hierauf an eine Commiffion 
zur Brüfung und Berichterſtattung überwiejen worden. 

X. Am 10. Juni 1813 hat der Stand Waadt mehrere durch ‚die Tagfazung des Jahres 1812 
gefahte Beſchlüſſe nachträglich ratificirt. Ebenfo am 1. Juli der Kanton Lucern. 

XI. Gegen die durch Tagſazungsbeſchluß eingeführte Kantonalifation der Werbung hat fidh der 
Stand Teſſin am 10. Juni wiederholt erhoben und fich einer folchen nicht zu unterwerfen erklärt. 
Auf den Antrag der Commiffion hat die Tagjazung am 28. desfelben Monats diefe einfeitige Erklärung 
entträftet. 

XI. Betrefjend die Beſchränkung der Werbung in den Kantonen auf eigene Angehörige der 
leztern, hatte der Stand Zug fi verwahrt und den diesfälligen Beſchluß von 1812 für die difjen- 
tirenden Kantone nicht als verbindlich anfehen wollen. Die Tagfazung aber billigte am 10. Juni das 
Verfahren des Landammanns der Schweiz gegenüber dem Kanton Zug bei Anlaß der Anwendung des 
erwähnten Tagjazungsbeichluffes. Später (am 28. Juni) ift Zug jenem Bejchluß beigetreten und hat 
Anträge geftellt, wie dejjen Vollziehung näher beftimmt werden fönnte, Die Tagfazung ift auf dieſe 
Anträge aber nicht eingetreten. 

XI. Am 25. Juni 1813 hat die am 10, niedergeſezte Commijfion einen umfafjenden Bericht 
über die ihr zugewiefene Aufgabe erjtattet, und cs ift derjelbe jodann in diefer nämlichen Sizung, ſowie 
om 28. und 30. Juni durch die Tagjazung in Berathung genommen worden. 

Das Commiſſionsgutachten behandelte den Gegenjtand unter folgenden Aubriten: a. Lob und 
Dankbezeugung an die Megimenter; b. Zuftand der Negimenter; ec. Refultate des erjten Werbungs 
jahres; d. Beſchwerde des Kantons Teſſin iiber den Berwaltungsrath des 2. Negiments; e. Anftand 
wegen des Nefultats der Werbung im Kanton Appenzell; k. Militäriſche Verhältniſſe gegen Frankreich; 
g. Wter und Maß der Recruten; h. Unregelmäßiges Verfahren des dritten Regiments; i. Erwahrung 
der Nationalität; k. Epecielle Anträge (von Schwyz und St. Gallen). — Das Nejultat der eingehenden 
Tagfazungsverhandiungen über die Anträge der Commiſſion waren der Hauptſache nach folgende 
Schlußnahmen: 

1) Die vier capitulirten Regimenter werden für ihre in dem Feldzug nach Rußland während des 
Jahres 1812 bewährte Tapferkeit belobt (fiehe Anhang zu gegenwärtigem Nepertorium). 2) Der Bericht 
über den Zuftand der Regimenter wird in den Abjchied niedergelegt (fiche im Anhang). 3) Die Ber- 
wendung des Landammanns der Schweiz, betreffend die Werbung, wird verbantt und berjelbe einge- 
laden,. dahin zu wirken, dab von Seite Frankreichs die erfolgte Recrutenſtellung vollſtändig anerkannt 
werde. 4) Der Yandammann der Schweiz wird eingeladen, dahin zu wirken, dah die Beſchwerde des 
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Kantons Teſſin gegen das zweite Regiment, betreffend die Necrutentellung, gehörig berüffichtiget werde. 
5) Die Beiträge des Kantons Appenzell an die verhältnigmäßige Mecrutenftellung bleiben unverändert 
und die zwijchen beiben Theilen dieſes Kantons obwaltenden Anftände über Vertheilung ber gemein- 
famen Leiftungen follen vermittelt werden. (Später find biejelben durch die Tagjazung ausgetragen 
worden.) 6) Betreifend die Verhältniſſe der Schweiz zu Frankreich in Hinficht auf die Vollziehung 
verjchiebener Theile der Militärcapitulation, hat auf den Antrag der nämlichen Commiffion die Tag: 
fazung den Landamman der Schweiz beauftragt, die geeigneten Schritte wegen Erfezung der Ausreiher 
und deren Erwahrung fortzufezen; dahinzuwirken, daß die Frage über Stellung der Necruten, wie über 
die Erjezung der Deferteurs, durch das allgemeine Admiffionsdepot requlirt, und die Todtenjcheine der 
verftorbenen Militärs von Frankreich gehörig mitgetheilt werben, und daß auf frühere Weife den 
Reeruten ihr Handgeld zufomme; endlich foll eine jortgejezte Verbindung zwiichen den Bundesbehörben 
und den vier capitulirten Megimentern unterhalten werden. 7) An dem Beichluß von 1812 über das 
Alter und die Größe der Mecruten wurde jeitgehalten. 8) Betreffend bie unzuläffige Verweigerung des 
dritten Hegimentes, eine Anzahl der vom Womiffionsdepot angenommenen Necruten anzunehmen, follen 
die geeigneten Schritte zur Abhülfe foldyer Mißbräuche getroffen werben. 9) Den Ständen wurde 
jtrenge Wachſamkeit in Hinficht der Nationalität der Mecruten anempfohlen. 10) Der Antrag von 
St. Gallen, betreffend die Heine Ausrüftung der Reeruten, blieb auf fid beruhen. 11) Die Ber: 
wenbung bei Frankreich zu Gunften der Kriegsgefangenen aus ben alt-fpanijchen Schweizerregimentern 
ſoll fortgejezt werden (Antrag Schwyz). 

XIV, Am 10. Juni hat die Tagjazung den Gehalt des eidgenöſſichen Commiſſärs bei'm Admiffions- 
depot in Bejancon (Oberſt Müller) von franzöfiichen Franken 4500 auf Fr. 6300 verbejjert. 

XV. Die am 2. Yuli 1813 vorgelegte Rechnung über die franzöfiichen Werbungsgelder während 
des Jahres 18'*/,, wurde am 14. bejjelben Monats genehmigt. Gegenüber den Einnahmen von ber 
franzöfiichen Regierung für 2000 Dann a Fr. 130 — Fr. 260,000 verblieb auf neue Rechnung ein 
Caſſaſaldo von Fr. 204. 96 Ets. 

XVI Der am 6. Juli 1813 vorgelegte Antrag Frankreichs, daß der Betrag der fchweizeriichen 
Werbungsgelder und die für die Militärpenfionen erforderlichen Fonds auf die von den Kantonen für 
das franzöſiſche Salz zu leitenden Zahlungen angewiefen und zu dem Ende die Stände Züri, Bern, 
Freiburg, Solothurn, Bajel und Waadt beivogen werden möchten, einen Drittheil diefer Zahlungen in 
der Schweiz ſelbſt nach franzöſiſchem Curs zu entrichten, wurde am 19. desjelben Monats in den 
Abſchied niedergelegt, mit dem Auftrag an den Landammann, über den Gegenftand weitere Unterband- 
lungen zu pflegen. 

XV. Ebenſo ift die Tagfazung am 16. Juli über Anftände zwifchen Lucern und Nidwalden, 
wegen Anmwerbung eines Angehörigen des leztern Standes zu Lucern, aus Mangel an Inſtruction 
für einmal nicht näher eingetreten, jondern bat den Gegenftand zu freundſchaftlicher Ausgleihung an 
die beiden Regierungen zurüfgewiejen. 

XVII Am 19. Juli hat die Tagfazung die Kantone Glarus und Bafel angemiejen, fi 
freundfchaftlich zu verftändigen rüffichtlich der in Baſel ftattgefunbenen Anmwerbung von Angehörigen 
bes Kantons Glarus für den franzöſiſchen Dienft. 
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$ 126. Rechtspflege bei den capitulirten Schweizerregimentern in 
faijerlich= franzöfiichen Dieniten. 


A. Der Artikel 19 der Militärcapitulation vom 27. September 1803 hatte für bie Schweizer- 
truppen die eigene Rechtspflege vorbehalten. 

B. Am 4. Juni 1807 hat der Landammann der Schweiz der Tagfazung vorgelegt: 1) den 
Entwurf eines Strafgejezbucyes für die Schweizertruppen in franzöftichen Dienften, 2) den Entwurf 
einer Verordnung über die Bildung und Befugniffe der Militärgerichte für diefe Truppen, und mit 
Rükficht auf die Nothwendigkeit, für die Handhabung der capitulationsgemäß beftehenden eigenen Rechts: 
pflege bejtimmte Vorſchriften auszuftellen, die Angelegenheit der Tagfazung zur Erledigung dringend 
empfohlen. Diefe hat hierauf die vorgelegten Entwürfe einer Commiffion zur Unterfuchung zugewiejen. 

C. Am 23. Juni erjtattete diefe Commiſſion ihren Bericht. 

I. Betreffend das Strafgefezbuch wurde, da es noch unentfchieden war, ob man ein bejonderes 
Strafgejezbuch einführe oder dem fchmeizerifchen Richter das franzöſiſche Militärſtrafgeſezbuch zur An: 
wendung vorjchreiben wolle, und da mittlerweilen auf Beranftaltung des Landammanns der Schweiz 
im Spätjahr 1806 bei den Schweizerregimentern in Frankreich fir einmal bie franzöfiichen Strafgejeze 
angewendet worden find, beichloffen, den Entwurf (verfaßt von Rathsherr und Profefjor Meyer) eines 
bejondern Strafgejezbuches nad) dem Antrag der Commiffion ad instruendum auf eine künftige Tag: 
jazung zu nehmen (ev fteht Abjchiebsbeilage D). 

11. Betreffend den Entwurf einer Verordnung über die Beiugniffe und die Zufammenfezung ber 
Militärgerichte (Verfaſſer Oberſt Ziegler von Zürich), hat dagegen die Tagfazung, nad) dem Antrag 
der Commiſſion, weil es nothwendig jchien, über die Zufammenjezung und die Befugniſſe der Militär: 
gerichte ſoſort maßgebende Beſchlüſſe zu faſſen, den etwas modificitten Entwurf unter Ratifications— 
vorbehalt angenommen, und in Gewärtigung der Genehmigung durch die Kantone bereits als proviſoriſch 
zu befolgende Vorfchrift den Oberjten der vier capitulivten Schweizerregimenter mittheilen lafjen (er 
findet ſich Abichiedsbeilage E). 

D. Binfichtlic) der Eheanſprachen und VBaterfchaftsflagen, weldye in ber Schweiz gegen Militärs, 
die dem capitulirten Schweizerdienft in Frankreich angehören, erhoben werden, hat die Tagfazung in 
Folge einer am 17. uni diesfalls von Seite des Standes Bern gemachten Anregung am 19. besjelben 
Monats den Yandammanı der Schweiz angewieſen, bei den Oberften der vier Schweizerregimenter 
dahin zu wirken, daß die aus foldyer Veranlaſſung nothwendigen Berhöre auf Begehren der betreffenden 
Kantonsregierung wie in früherer Zeit durch die Megimentscommando’s aufgenommen und daß den 
betreffenden Behörden das Ergebniß mitgetheilt werden folle. 

E. Nachdem am 9. uni 1808 formelle und materielle Einwendungen und Bedenken in Hinficht 
des im Jahr 1807 ad instruendum genommenen Entwurjes eines Strafgefezbudjes für die Schweizer: 
truppen in Frankreich angebracht worden waren, wurde dieje Angelegenheit abermals an eine Commiffion 
zu näherer Prüfung gewiefen. 

F. Hierauf hat am 18. Yuni die Tagfazung nah dem Antrag der Commiffionsmehrheit die Ab: 
faſſung eines ſolchen Strafgeſezbuches bis auf Weiteres eingeftellt und den Landammann der Schweiz 
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angewieſen, weitere Bemerkungen über den vorliegenden Entwurf, jowie befondere auf denjelben bezüg— 
liche Hülfsmittel, zu jammeln und bei günftigen Umſtänden durch fachkundige Männer bearbeiten zu 
1308, IV laſſen und hernach den Kantonen und dev Tagſazung vorzulegen. 

G. In etweldyem Widerſpruch mit der vorjtchenden Schlußnahme bat hinwicder die Tagfazung 
am 7. Juli, betreffend das militärische Vergehen der Defertion oder des Ausreißens, auf den Antrag 
einer Commiſſion durdy einen befondern Beschluß beſtimmte Strafen fejtgefezt und die diesfällige Ber- 
ordnung fofort und ehe die Matification derjelben durch die Stände erfolgt war, bei ber Dringlicteit 
der Umſtände proviforifch in Vollziehung jezen laffen und den Termin für die Ratificationserflärung 
auf 1. Januar feſtgeſezt. Der Beichluß enthält folgende Beſtimmungen: 

Das Verbrechen des Ausreißens wird von dem Tage an, wo der Recrut in das Negiment einge: 
treten und ihm gegenwärtige Verordnung vorgelefen worden ift, beftraft wie folgt: 

1) Mit dem Tode wird beftraft: a) Der Ausreifer zum Feinde; und als Ausreißer zum Feind 
wird auch angefehen, wer die auf der Seite gegen ben Feind durch höhere Befehle vorgejchriebenen 
Schranfen, über welche hinaus ſich niemand begeben foll, überjchreitet, ohne von feinen Obern dazu 
bevollmächtiget zu fein. b) Die Schildwache, die von ihrem Poften in der Nähe des Feindes dejertirt. 
c) Der Anftifter eines Defertionscomplots, wenn das Verbrechen vollführt worben und das Complot 
jelbjt wenigjtens aus drei Perſonen beſtanden ift. 

2) Der Anftifter eines Defertionscomplots foll, wenn das Verbrechen nicht vollführt worden: ift, 
mit 6: bis 12jähriger Kettenftrafe beftraft werben. 

3) Wenn der Anjtifter des Complots entdekt und beftraft ift, jo werden die Mithaften eines Defer: 
tionscomplots fo beftraft, wie es für den einzelnen Ausreißer beſtimmt ift. 

4) Wo (Wenn) der Chef eines Complots nicht ausgemittelt werden kann, fo ift unter den Theil: 
nehmern je ber höchfte im Rang, und wenn mehrere hierin ſich gleich fein follten, der ältejte an 
Dienftjahren dafür anzuſehen. j 

5) Das Verbrechen des Ausreifens, das mit feinen erfchwerenden Umjtänden begleitet iſt, wird 
mit 8 Tage Scließen in Eijen, dreimonatlicher Einfperrung, wovon die Hälfte von je fünf zu fünf 
Tagen zu Waffer und Brod, und Verlängerung der Dienftzeit um 6 Jahre über die Eapitulationszeit 
beitraft. 

6) Wer in der Nähe des Feindes oder in einem Plaz, der ſich im Belagerungszuftande befindet, 
von einem Sonnenanfgange bis zum andern; ebenjo wer in einem andern, als diefen beiden angeführten 
Dienftverhältniffen, 36 Stunden lang vom Appell ausbleibt, wird als Ausreißer angejehen und beitrait. 

7) Zt das Verbrechen in der Nähe des Feindes oder mit Waffen und Bagage begangen worden, 
jo iſt die Strafe von 1 Monat Schließen in Eifen, Gmonatlidyer Einfperrung, wovon 2 Monate je 
von fünf zu fünf Tagen bei Waffer und Brod, und verlängerter Dienftzeit von 8 Jahren über die 
Gapitulationszeit verwirkt. 

8) Jedes wiederholte Ausreißen wird mit 5 bis lOjähriger Kettenjtrafe beftraft. 

9) Jedem Mitjchuldigen, weldyer den Anſchlag entdett, kann nach Beſchaffenheit der zeitlich ge 
machten Entdefung die Strafe ganz nachgelaſſen oder auf Fürzere Einfperrung gemilbert werben. 

10) Gegenwärtige Verordnung ſoll jedem bei dem Regiment eintretenden Recruten vorgeleſen 
werden und von nun am Kraft und Vollzichung erhalten; zu welchem Ende von Sr. Excellenz bem 
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Landammann der Schweiz den Hegimentern und Sr. Ercellenz dem General-Oberft der Schweizer: 
truppen davon officielle Mittheilung gegeben werden joll. 

H. Betreffend den im Jahr 1807 ad instruendum genommenen Entwurf über die Bildung und 
Befugniſſe der Kriegsgerichte wurden am 10. Juni 1808 verjchiedene Bemerkungen angebracht, die an 
eine Commiſſion zu angemefiener Berüffichtigung gewieſen worden jind. 

J. Auf den Antrag diefer Commifjion hat die Tagſazung am 6. Juli eine modificirte Verordnung 
(fie ftcht gedruft im Abſchied) über die Bildung und Befugniſſe der Kriegsgerichte, weldye indeſſen am 
7. und 18. desjelben Monats nody einige VBerichtigungen erhielt, unter Ratificationsvorbehalt ange: 
nommen und den Ständen bis zum 1. Januar 1809 eine Friſt gejezt, ſich diesjalls definitiv aus- 
zuſprechen. 

K. Am 8. Juni 1809 iſt der Tagſazungsbeſchluß vom 7. Juli 1808 über Beſtrafung der Aus: 
reißer in capitulirten Dienften in verbindliche Rechtskraft euwachjen. 

L. Ebenfalls am 8. uni wurden verjchiedene Einwendungen gegen den am 6, Juli v. J. ad 
ratiicandum (oder ad referendum) genommenen Entwurf einer Verordnung über Zujammenjezung 
und Beſugniſſe der Kriegsgerichte vernommen, und in Folge dejjen der Gegenjtand abermals an cine 
Commifjion zur Prüfung gewieſen. 

M. Am 21. Juni 1809 wurde jodanı nad) dem Antrage der Commiſſion jener Entwurf mit 
Mehrheit der Stimmen zum verbindlichen Beſchluß erhoben. 


5177. Reclamationen bei Frankreich zu Gunſten derjenigen ſchweizeriſchen 
Militärs, welche vor dem Jahr 1803 in Franfreich im capitulirten 
Mititärdienfte jtunden. 


A. Die Tagfazung hat am 14. Juli 1803 ausgefprocen, fich für Anerkennung und Befriedigung 
derjenigen Forderungen bei frankreich verwenden zu wollen, welche jchweizeriiche Privaten gejtelft 
haben, die in früherer Zeit in capitulirtem Meilitärdienft, fei es in Frankreich oder in Piemont *), 
gejtanden waren. 

B. Mit Rükſicht auf diefe Schufnahme hat am 19. Auguft der franzöfiiche Botichafter der Tag: 
jazung einen Beichluß feiner Regierung vom 17. Juni mitgetheilt, verjchiedene Bedingungen enthaltend, 
weiche jene Militärs zu erfüllen haben, um zu der Erledigung ihrer Angelegenheit zu gelangen. 

C. Am 26. Auguft 1803 erhielt die am 11. Juli wegen Unterhandlung eines Capitulationsver« 


trags mit Frankreich niebergefezte Commiſſion den Auftrag, einerfeits die Vollziehung des vorerwähnten 


Beichluffes zu bequtachten, anderſeits diejenigen allfälligen Schritte vorzuberathen, weldye im Intereſſe 
der Heclamanten noch weiter vorzunehmen wären. 


) Gemäß einer am 21. Januar 1799 zwiſchen helveliſchen Repräfentanten und dem franzöfiichen Chef des General: 
Babs abgeſchloſſenen Uebereinkunft waren die in Wöniglic-jerdinifchen Dienften geflandenen Schweijerregimenter in den jran« 
Hilden Dienft hinübergetreten. 


1, IV 


1808, IV 


108, IV 


180, IV 


10a, IV 


1son, IV 


108, XL 


tan, XL 


108, XLH 


= 


366 ($ 127) 





D. Unterm 14. Juli hat dann die Tagſazung auf den Antrag der berichteritattenden Commiſſion 

in einem ausführlichen Beichluffe den Herrn Landammann der Schweiz beauftragt, die Neclamation im 
Intereſſe des erwähnten Militärs zu betreiben. Der Auftrag an den Landammann hat folgenden Wort: 
laut: Der Landammann der Schweiz it erſucht, mit möglicher Beförderung und angeftrengter Sorgfalt 
bei der franzöfiichen Negierung die dringenditen Vorftellungen zu machen, damit 1) in Betreff jener 
Schweizermilitärs, die in Frankreich oder Piemont gedient und die nach dem Gefeze vom 29. Germinal 
bes Jahres 2 auf Penfionen Anfprudy zu macen haben, oder ihren Erben die den Schweizern nad) 
oberwähnten Gejezen zugejtandenen Penfionen ohne Verspätungen richtiger möchten bezahlt werben, bie 
Nükftände, die fie noch zu fordern haben, vergütet, die Bezahlungsart erleichtert, und bejonders bie 
drüfenden Abzüge von ?/, auf einen billigen Fuß umgeändert werben möchten. 2) Daß diejenigen 
Schweizer, welche in Folge der Geſeze der franzöfiichen Republit vom 29. Germinal 2. Jahrs und 
10. Vendemiaire 5. Jahrs ihre Titel in die Hände des fränkischen Botjchafters abgegeben und dagegen 
jene von der Republik verfprocdenen noch nicht erhalten haben, nicht länger derjelben beraubt bleiben 
und die fräntiiche Negierung angeſucht werde, diefen Anforderern Gerechtigkeit widerfahren zu lajien. 
3) Daß auf gleiche Weiſe auch diejenigen behandelt werden, welche durch Kriegszufälle oder Durch andere 
Begebenheiten das Unglük hatten, ihre Brevets zu verlieren, und anftatt derfelben kein Doppel erhalten 
konnten. 4) Daß die verabjchiedeten Schweizermilitärs, welche durch den Zwang der Umftände ver: 
hindert waren, den Agenten der fränkiſchen Nepublit ihre Brevets einzuhändigen, um jelbe gegen ander 
im Namen der Republik ausgejtellte auszuwechſeln und durch die Geſeze vom 29. Germinal 2. Yahrs 
und 10. Bendemiaire 5. Jahrs ihrer Penfionen verluflig erklärt worden, in ihre ehevorigen Rechte 
wieder eingejezt werben. 5) Daß den gerechten Anforderungen der Regimenter laut den von felben 
eingegebenen und von der franzöſiſchen Negierung anertannten Rechnungen Genüge geleiftet werde; und 
endlich 6) daß die franzöfiiche Regierung ihren Kriegscommiffär Blanchard beauftragen möchte, ſich mit 
diefer Arbeit auc zu bejchäftigen, und jomit alle Anforderungen der ehemals in jranzöfiichen und 
piemontefiichen Dienften geftandenen Schweizermilitärs, deren im Confularbefhluß vom 28. Prärial 
feine Meldung geichieht, zu berichtigen. 7) Was dann die Mafregeln anbelangt, welche in der Schweiz 
jelbjt getroffen werden müſſen, fo werden die Kantonalregierungen eingeladen, in jedem Kanton einen 
Commiffär zu ermennen, welcher verpflichtet wäre, alle Meclamationen der aus fräntifchen und piemon- 
tefifchen Dienften verabjchiedeten Schweizer aufzunehmen, felbe nach der durch bie franzöfiiche Compta: 
bilität erforderten Art einzurichten und dem franzöfischen Commiſſär zu übermacen. 8) Im Fall, daß 
für die Berichtigung der noch nicht Tiquidirten Anfprachen ber Landammann der Schweiz die Aufftellung 
einer allgemeinen Commiſſion nöthig erachten würde, jo iſt derjelbe bevollmädhtiget, eine ſolche zu 
ernennen, fie mit den verichiedenen Kantonsregierungen oder den von denfelben aufgeitellten Commiſſärs 
in Correſpondenz zu fezen, und ebenfalls bei den franzöfischen Agenten in der Schweiz zu accreditiven. 
"Die Natur der Aufträge, welche einer ſolchen Commiſſion zu ertheilen wären, wird alddann von einer 
1508, XL jeden Kantonsregierung bejtimmt, welche derfelben das Intereſſe ihrer Angehörigen anzuvertrauen gebentt. 
E. Neben diefer grundjäzlichen Behandlung des Gegenjtandes im Allgemeinen giengen bejondere 
Begehren Einzelner einher. 1) Die Hauptleute des gewejenen Regiments Lullin» Chatenuvieug ſprachen 
die Tagjazung um ihre Verwendung bei Frankreich an, damit erftens die vielfältigen Verluſte, welche 
fie bei dem Aufjtande ihrer Soldaten im Augujt 1790 erlitten haben, ihnen vergütet, und zweitens die 


8129 367 


Entihädigung, welche fie, nachdem ihr Corps verabichiedet worden ift, mit Recht anfprechen können, 
verabfolgt werde. 2) Brigabier Peyer-Imhof von Schaffhaufen, geweſener Oberft in piemonteſiſchem 
Dienft, reclamirt eine als liquid anerkannte Entjhädigungsiumme von 200,000 Piemontejer Livres für 
alle Verlufte, welche dieſes Regiment bei feiner Aufhebung erlitten hat. 3) Eine ähnliche Borftellung 
wie bie Peyer'ſche lag von den DOfficieren des geweſenen Bernerregiments Stettler vor. — Auch bezüglich) 
diefer jpeciellen Eingaben hat die Zagjazung dem Bundeshaupte nachdrukſame Verwendung anempfoblen. 

F. Am 7. September 1803 bat die Tagjazung für die Eorrefpondenz des franzöfifchen Kriegs- 
commiſſärs Blanchard, welcher mit Berichtigung der rüfftändigen Anfprachen und Penfionen beauftragt 
it, die Bortofreiheit ausgeſprochen. 

G. Am 6. Juni 1804 bat die Tagfazung, nach vernommenem Bericht des Landammanns ber 
Schweiz über die von ihm in Folge des vorjährigen Tagjazungsbeichlufjes vorgenommenen aber bis— 
dahin erfolglojen Schritte, eine Commiſſion mit dem Auftrag niedergefezt, von der Angelegenheit der 
Reclamationen der gewejenen Militärs in Frankreich und Piemont möglichjt vollftändige Kenntniß zu 
nehmen, um, auf eine ſolche Sachkenntniß gegründet, die geeigneten Anträge zu hinterbringen, damit 
im Intereſſe der Reclamanten weitere Schritte vorgenommen werden können. 

H. Am 13. Juni erjtattete die Commiffion einen erften Bericht. Diefelbe trug an, es möchte zu 
Gunsten der Neclamanten ein diplomatischer Schritt, fei es durch den Schweizerischen Geſandten Maillarboz 
oder durch die auferordentlidye Aborbnung nad Paris, bei der franzöftichen Regierung unternommen 
und an die leztere das Begehren gejtellt werden, einen mit ausgedehnten Vollmachten verjehenen Liqui- 
dator aufzuftellen, weldyer die vorliegenden Neclamationen unterfuchen und liquidiren könnte; endlich 
möchte dem Landammann der Schweiz die nothwendige Vollmacht ertheilt werden, Alles, was im In— 
terefje der Reclamanten fein dürfte, anzuwenden und vorzunehmen. — Ohne in einläßliche Erörterungen 
über die Anträge der Commiſſion einzutreten, hat die Tagſazung der lezteın den Auftrag gegeben, vor 
Allem einen annähernden Betrag der vorliegenden Neclamationen einzugeben, mit dem franzöfiichen 
Kriegscommiffär Blanchard in Correfpondenz zu treten, um zu erfabren, wie weit feine Vollmachten 
behufs einer Liguidation diefer Neclamationen geben, und über die VBerhältmiffe eines zu Bern beftehenden 
von Oberft Waldner errichteten Liquidationsbüreau's nähere Erfundigungen einzuziehen. 

J. Am 3. Yuli erjtattete die Commiffion einen zweiten Bericht. Derfelbe hatte Bezug auf die 
Gorrejpondenz mit dem franzöſiſchen Kriegscommiffär Blanchard und auf das fogenannte Walbnerifche 
Büreau. — Die Tagfazung hat hierauf das Verhältniß in Bezug auf die Eorrefpondenz mit Herrn 
Blanchard näher geregelt, die betreffenden Stände zu Bervollftändigung der von ihnen eingegebenen 
Verzeichniſſe der Meclamationen eingeladen und die Commiffion angewiefen, über Alles bejtimmte Bor- 
ſchläge einzugeben. 

K. Am 17. Juli erftattete die Commiffion einen dritten vollftändigen Bericht. Derjelbe umfahte 
alle Reclamationen, die ihrer Natur nach claffificirt worden. — Die Reclamationen ber früher in fran- 
zöſiſchen Dienften gejtandenen Militärs beliefen ſich auf ungefähr 6,706,260 franz. Franken, und die- 
jenigen ber Militärs, welche früher in Piemont in Dienft geftanden, auf 2,216,730 franz. Franken. — 
Die Taafazung hat auf diejen Bericht hin weſentlich Folgendes bejhlofjen: 1) Einladung an den Land» 
ammann, den jchweizeriichen Geſandten in Paris zu thatfräftiger Betreibung der Angelegenheit bei der 
jranzöfifchen Regierung zu bevollmächtigen. 2) Der Bevollmächtigte ſoll eine ſoviel möglich beftimmte 
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Erflärung von genannter Megierung über folgende Punkte zu erhalten juden: a. Ob die Forderungen 
der ehemaligen Schweizermilitärs in franzöfifchen und piemontefischen Dienften anerfannt und berichtiget 
werden wollen. b. Ob man Willens fei, jogleid) die ganze Schuld oder nur auf Rechnung hin eimen 
Theil derfelben zu tilgen. ec. Auf welche Art und Weife das franzöfiiche Gouvernement die Liquidation 
jelbit zu veranftalten gebenfe. 3) Es ift darauf zu beftehen, daß allen Reclamanten die abgeforderten 
Originaltitel, 700-800 au der Zahl, zurüfgeftellt oder durch gleichwertbige erjezt und die Zahlungen 
regelmäßig geleiftet werden, 4) Beſonders nachdrukſam joll der Geſandte fich für die Rechte des in 
piemontefifchen Dienften gejtandenen graubündneriichen Regiments Ehrift, fpäter Beely, und für diejenigen 
franzöfiichen Schweizerofficiers verwenden, welche wegen unterlaffener Zurüfgabe ihrer Militärorden und 
Brevets in ihren Aniprüchen verfiirzt worden jind, wie ferner auch dahin zu wirfen ift, daß die im der 
Schweiz wohnenden Officiers des 1795 verabichiedeten piemontefiichen Regiments Schmid in Bezug anf 
die bei der Abdankung zugejicherten Gratificationen den im Lande zurüfgebliebenen gleich gehalten werden. 
5) Anftrebung eines mit gemigenden Vollmachten verjehenen Generalliquidators und der Anweiſung 
bejonderer Fonds für die fünftigen Zahlungen. 6) Sobald in Bezug auf günftige Gefinnung bei der 
franzöfiichen Regierung in Betreff der Penfionsangelegenheit Gewißheit vorhanden ijt, ift das Bundes 
haupt zu Einfezung einer Eentralcommifjion zu Betreibung des Gegenftandes in Verbindung mit den 
Kantonsbehörben bevollmädhtiget. Die Koften diefer Commiffion hätten die Anterefjenten im Verhältniß 
wo, xxx don 2%, der erreichten Liquidationsſumme zu tragen. 

L. Gejtüzt auf die günftigen Außernngen des Kaifers der Frauzoſen gegenüber den beiden ſchwei— 
zeriichen außerordentlichen Geſandtſchaften nach Paris und Chambéry, ſowie anf den Inhalt einer Note 
des franzöfischen Botjchafters vom 18. April glanbte die Tagfazung des Yahres 1805 einige Hoffnung 
auf nicht allzu ferne Regelung der Rükſtands- und Benfionsangelegenheit fchöpfen zu dürfen. Sie bat 
demnach am 21. Juni eine eigene Commiſſion zu Unterfuchung des ganzen Gegenftandes niedergeſezt, 
und auf deren Bericht hin am 10, Juli dem Weſen nad) die Teztjährigen Sclußnahmen und Aufträge 
an den Landammann beftätiget umd verordnet, daß die Unfoften der Eentralcommiffion einftweilen aus 
der Gaffe des Yandammanns beftritten werden follen. 

Anläßlich find die Intereſſen des ehemaligen Schweizergarderegiments, das nicht liceneirt, fondern 
in Folge der befannten unglüfliden Ereignifje vom 10. Auguſt 1792 aufgelöst worben ift, durch den 

vis, KV alt⸗Landammann d'Affry ganz bejonders anempfohlen worben. 

M. Am 16. Juli 1805 hat die Tagjazung dem Landammann der Schweiz bejondere Verwendungs— 
fchritte bei der jranzöfiichen Regierung zu Gunften des ft. galliichen Bataillons des chemaligen Re: 

iss, xuvım giments Bachmann in piemontefiichen Dienjten aufgetragen. 

N. Um 7, Juni 1506 erjtattete dev Yandammann der Schweiz Bericht über die in der Meclamations- 
angelegenheit bei Frankreich gethanen Schritte, woraus fich ergab, daß diefelben bis jezt unerwidert 
geblieben feien. Daraufhin hat die Tagfazung unter Verweiſung auf die leztjährigen Schlußnahmen 
und in Gewärtigung des Erfolges der gethanen Schritte die Angelegenheit zutrauensvoll der ferneren 
Thätigfeit des Landammanns anheimgejtellt und deſſen kräftiger Einwirkung empfohlen. 

In Bezug auf befondere Beſchwerden einiger Geſandtſchaften gegen das in Bern beftchende Wald- 
neriiche Militärcommijfionsbürean wurde dem Landammann aufgetragen, auf Anjuchen der Santond- 
vegierungen die geeigneten Mittel anzuwenden, um von Herrn Waldner 1) die Zurülgabe derjenigen 


(8 127) 369 


Originaltitel, welche Penfionirte bei ihm niedergelegt haben und wieder zu erhalten wünſchen; 2} die 
genaue Abrechnung mit jedem dieſer Penfionärs, und enblid 3) die Mittheilung ber Bedingungen, 
weldye jedem bderjelben auferlegt worben find, zu begehren. 1006, XXI 


0. Am 7. Juli 1806 hat die Tagjazung auf den Antrag der Geſandtſchaft von St. Gallen den 
Landammann der Schweiz angewiefen, zu Gunften der im Jahr 1803 in Reform gefallenen Officiere 
der helvetiſchen Auriliärhalbbrigaben, die von ihren Regimentern nicht auf die Etats gejezt worben waren, 
die gebührenden Entſchädigungen zu verlangen. 100, XXI 


P. Am 12, Juli 1806 iſt der Tagfazung ein Schreiben des Oberſt Waldner von Freundftein mit 
mehreren Beilagen vorgelegt worden, weldyes mit dem Anſuchen ſchloß, „daß die Nechnung der Ber: 
waltung bes ehemaligen jchweizeriichen Sarberegiments bis zur Abdanfung diefes Durch jene, die 
es betrifft, einer zu ernennenden Commiſſion ablegen, und ſowohl die Eivil:, Criminal: als Militär- 
arhive, die die gemeineidgenöfftichen Titel enthalten, alfo zu allgemeinen Rechten gehören und gewiß; 
annoch beftehen und unter der Verwahr angeftellter Perfonen in Paris liegen, zum Verhelj eines jeden, 
den es angeht, anhero in die Schweiz kommen zu lafjen gebieten wollten.” Bei der Undeutlichkeit dieſes 
Begehrens und da das Schreiben felbft über die eigentliche Beichaffenheit der Sache fein hinlängliches 
Licht verbreiten Tonnte, ift die Tagfazung in den Gegenjtand nicht eingetreten, fondern hat den Betenten, 
der als Wortführer für 735 Yntereffenten auftrat, unter nähern Divectionen an den Yandammann ber 
Schweiz vertwiejen. 150m, XXI 
Q. Am 8. Juni 1807 vernahm die Tagfazung den Bericht des Landammanns über den Stand 
der Reclamationsangelegenheit. Diefelbe hat troz wieberholter Verwendung noch feine Fortſchritte ge- 
macht; einzig in Bezug auf das Waldneriſche Burea und die Bereinfahung der Zahlungsart ber 
Benfionen durch den in der Schweiz aufgeftellten Zahlmeijter konnte einiger Erfolg gemeldet werden. — 
Indem die Tagſazung ihren fortdauernden lebhaften Antheil an dem Schilſal der betr. Militärs bezeugte, 
ernenerte jie ihre leztjährigen Aufträge an den Landammann, befonders auch in Bezug auf das Wald: 
neriiche Bureau, in Betreff welches weitergehende Anträge abgelehnt wurden. 1son, xiv 


R. Über ein wiederholtes Begehren des Oberft Waldner, hinſichtlich des Archivs des früher in 
Frankreich gejtandenen fchweizerifchen Garderegimentes, wollte die Tagfazung am 2. Juli 1807 wiederum 
nicht eintreten, fondern verwies den Petenten ein für alle Dal an jene Behörbe oder Gerichtsſtelle, vor 
die fein Anliegen gebracht zu werben geeignet fei. 1, L 
5. Am 14. Juni 1808 wurden dem Landammann ber Schweiz, welcher über feine dringende 
Verwendung zu Gunjten ber vorftehenden Meclamationen, theils auf dem gewöhnlichen diplomatijchen 
Wege theils durch die in der zweiten Hälfte des vorigen ‚jahres au den franzöfiichen Kaifer abge: 
ordnete Großbotichaft, Bericht erftattet hatte, die frühern Vollmachten und Aufträge erneuert, wobei 
verſchiedene Stände bejondere Aufträge vorgetragen haben. 150%, VII 
T. Betreffend das Waldnerſche Eommifjionsbureau, weldyes in Geldstag gefallen ift, wurde am 
15. Juni der Antrag, durch einen Zuſchuß von 200 Louisd’or aus der Eentralcafje deijen Liquidation 
und die Herausgabe der Neclamationstitel zu bejchleunigen, nicht beliebt, jondern es wurde den einzelnen 
Rantonen überlafjen, auf geeignete Weife bei derjenigen Behörde in Bern, weldye die Liquidation dieſes 


Bureau's vorzunehmen bat, im Intereſſe ihrer Angehörigen zu verfahren. = 1808, VI 
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U. Am 21. December 1808 hat der Landammann der Schweiz den Kantonen das faijerlic- 
franzöfifche Decret vom 10. September 1808 mitgetheilt, durch weldyes die Neclamationen, herrührend 
von früherem Militärbienft, geregelt wurden. Dasjelbe, aus St. Cloud datirt, hat folgenden Wortlaut: 

Napoleon Empereur des Frangais, Roi d’Italie et Protecteur de la Confederation du Rhin, 

Sur le rapport de Notre Ministre des relations ext&rieures, 

Nous avons deerete et deeretons ce qui suit: 


Art. 1. Les militaires suisses, dont les rögiments ont &t& dissous en France ou rappeles par 
leurs Cantons et qui ont été licencies par la loi du 20 Aodt 1792, sont admis ä r&clamer les 
recompenses qui leur ont été assurdes par la loi du 29 Germinal an 2. 

Art. 2. Les pensions dejä liquidees, comme celles & liquider seront de suite converties en 
solde de retraite, en raison de la durée du service specifide par la loi du 29 Germinal an 2, 
et elles seront fixdes d’aprös la loi du 8 Flordal an 11., savoir 

au maximum qu’elle determine attribug à chaque grade pour 40 ans revolus de service; 

ä la moitic du maximum pour 20 ans jusqu’a 40, et 

au quart pour 10 ans revolus jusqu’ä vingt. 

Art. 3. Ceux des officiers suisses qui ne pourroient alors accepter des pensions des puis- 
sances 6trangdres, mais qui regoivent le decuple une fois pay& des pensions, 'auxquels ils avaient 
droit, jouiront du benefice de l’article pr&cedent, d’apr&s les dispositions des traites passés entre 
nous et le gouvernement helvetique. 

Art. 4. Conformement à l’article 6 de la loi du 29 — an 2, il est accordé ä tous 
militaires suisses licencies, depuis le soldat jusque capitaine inclusivement, qui n'ont pas 10 ans 
revolus de services une gratification par chaque annde dans la proportion suivante: 

au capitaine quarante francs, 

au lieutenant trente francs, 

au sous-lieutenant vingt francs, 

au sous-officier quinze francs, 

au soldat dix francs. 

Le montant de ces gratifications sera soumis & notre approbation et pay& sur le certificat 
que delivrera ä cet eflet notre ministre de la guerre. 

Art. 5. Les dispositions de notre present deeret sont applicables aux militaires suisses qui, 
etant au service du Roi de Sardaigne, ont été reformes en Piemont, lors de la formation des 
Legions helvetiques restées au service de la France et qui par l’arr&t& du 20 Vendemiaire an 11 
ont &t& assimiles aux Suisses licenei6s en ex&cution de la loi du 20 Aodt 1792. 

Art. 6. Tous les officiers et sousofficiers admis à jouir des r&compenses ci-dessus, seront 
traites dans le grade dont ils remplissoient les fonetions dans leurs r&giments respectifs, sans 
egard au grade superieur dont ils pouvaient avoir le rang. 

Art. 7. Neanmoins seront traites comme lieutenant les officiers adjudans, aidmajors, officiers 
de sante et autres qui formoient une classe intermediaire entre les capitaines et les lieutenants; 
seront trait&s comme sergens les sergens majors de grenadiers et de fusiliers; seront traites comme 
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caporaux les fouriers et caporaux de grenadiers et de fusiliers; enfin seront traites comme 
soldats les appointes de grenadiers et de fusiliers. 

Art. 8. Les pensions liquiddes et à liquider, conform@ment aux dispositions de notre present 
decret, courront et seront payables seulement à compter du jour du decr&t dapres lequel elles 
auront öt& converties en solde de retraite. 

Art. 9. Les militaires suisses designes aux articles precödens seront tenus, pour obtenir 
les röcompenses ci-dessus determindes, de produire à notre ministre de la guerre un certificat 
de r&sidence, depuis leur cessation d’activit& qui sera delivre, savoir 

pour ceux domicilies en Suisse ou en pays neutre, par les magistrats du lieu et legalise 
par l'agent francais; et pour ceux domicilies en France par le maire de la commune et légalisé 
par le pröfet du departement. 

Ils seront &galement tenus de joindre à ce certificat leur déclaration formelle de respecter 
les traitös passes entre nous et le gouvernement helvetique. 

Art. 10. Aucune demande à titre de proprictaire de regiments et de compagnies, d’indem- 
nites, dettes, fournitures, avances, soldes, crdances, engagement, equipement, armement et gene- 
ralement toute autre ötrangere aux deux r&compenses ci-dessus specifides ne sera admise, 

Art. 11. Nos ministres de la guerre et du tresor public sont charges, chacun en ce qui le 
concerne, de l’ex&cution du present decret*). 

V. Am 4. Juli 1809 hat die Gejandtichaft des Standes Zug das Begehren geftellt, es möchte 
dur den Landammann der Schweiz dahin gewirkt werden, daß das franzöfiiche Decret vom 10. Sep: 
tember 1808 über Liquidation der ältern Militäranfprachen auch auf diejenigen Militärs angewendet 
werben möchte, bie bereit$ vor ber im Jahr 1792 erfolgten Licencirung der Schweizertruppen in Frank— 
reich Penfionen erhalten hatten, was durch den franzöfifchen Kriegsminifter nicht zugegeben werben wolle. 


$ 188. Übertritt des erften Schweizerregimentd aus franzöſiſchen 
Dienften in den Dienft des Königs beider Sicilien. 


A. Wie der franzöfiiche Botjchafter im Juni 1807 an die Tagfazung den Antrag geftellt hat, 
das erſte capitulirte Schweizerregiment in franzöſiſchen Dienften in ben Dienft des Königs beider Sicilien 
übertreten zu laffen, und melde Folge die Tagjazung diefer Anregung am 9. und 22. Juni 1807 gab, 
it aus $ 125 des gegenwärtigen Repertoriums zu erfehen. 

B. Am 27. December 1807 war eine Übereinfunft, betitelt: Convention additionelle à la Capi- 
tulation militaire entre la France et la Suisse pour le passage du premier Rögiment Suisse du 
service de la France au service de Naples — durch bie fchmweizerifchen Bevollmächtigten, General 


*) Abdrul nach der durch die franzöſiſche Befandifchaft mit Begleitnote vom 10. December 1808 dem Landammann 
der Schweiz Übergebenen Driginalcopie, in Band Nr. 603, S. 227—229 des eidg. Medialionsarchivs, mit dem irrigen Datum 
10, November, anflatt, wie die Begleilnote richtig jagt, 10 September. 
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und alt-Landammann von Wattenwyl und Oberjt und Flügeladjutant von Hauſer mit dem kaiſerlich— 
franzöfifchen Botichafter, General Bial, abgejchlojfen werben, welche am 31. desfelben Monats durch 
den Sandammann der Schweiz jämmtlichen Kantonen mitgetheilt wurde. (Sie ift in Quartdruf, 21 
Seiten ſtark, als Beilage D dem Abſchied beigefügt). 

C. Am 10. Juni 1808 hat die Tagfazung diefer Convention die Genehmigung ertheilt. Diefelbe 
fol, jobald die Ratification des Königs von Neapel ebenfalls erfolgt ift, in Ausübung treten und genau 
vollzogen werden. Dem Landammann der Schweiz liegt die Sorge ob, diejen Willen der verbünbdeten 
Stände, gemäß der angenommenen Übung und zu gehöriger Zeit, zu beurkunden. — Im Fernern ift 
gegenüber dem alt-Landammann Reinhard fowie den beiden bevollmächtigten fchweizerifchen Unterhändlern 
für ihre gejchifte Gejchäftsführung der ungetheilte Beifall und der Dank der Tagfazung bezeugt worben. 

D. In Folge längerer Berhandlungen durch die Tagfazung ift die der vorerwähnten Konvention 
beigefügte Ordnung, nach welcher die Kantone die Officiersftellen beim erften Megimente zu befezen haben, 
am 8. Juli 1808 gleichfalls genehmigt worben. 

E. Ebenfall3 am 10. Juni hat die Tagfazung den Landammann der Schweiz auf deſſen Anregung 
bin beauftragt, dem geweſenen franzöfiichen Botjchafter, General Bial, als Ausdruf der Anerkennung 
für feine freundſchaftlichen Gefinnungen gegenüber der Schweiz unter dem Titel der abgejchloffenen 
Eonvention und jobald die Ratificationserflärung des Königs von Neapel angekündigt wird, ein bejchet: 
denes Geſchenk von ca. 250 Louisd'or an Werth auf eine ſchikliche Weife überreichen zu Laffen. 

F. Den 15. Juni 1808 theilte das Präſidium ber Tagfazung ein Schreiben der franzöfijcen 
Geſandtſchaft vom 10, Juni mit, bes Inhalts, der Marquis del Gallo, königlich-neapolitaniſcher Minifter 
der auswärtigen Angelegenheiten, habe unter dem 6. Mai dem gemejenen franzöſiſchen Botfchafter General 
Vial angezeigt, dak da Se. Majeſtät der König bei einigen Artikeln ber Eapitulation Schwierigkeiten 
gefunden hätten, Höchftdiefelbe bewogen worden feien, darüber unmittelbar an dero durchlauchtigften 
Bruder den Kaifer zu jchreiben. In Erwartung ber Antwort fünne aber Se. königliche Majeſtät, ob- 
gleidy die zur Natification beftimmte Zeit verfloffen ift, unmöglich einen beftimmten Entſcheid in Betrefi 
ber Eapitulation fafjen. (Die Auswechslung der Natificationen hat nie jtattgefunden). 


$ 129. Schweizerifcher Militärdienft in der cisalpinifchen Republik 
(Königreich Italien). 


Betreffend die Anregung auf Abjchluß eines Diilitärcapitulationsvertrags zwifchen der Schweiz und 
der cisalpiniſchen Republit wird auf $ 125 des gegenwärtigen Repertoriums verwiejen. 
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$ 130. Gapitulirter Mifitärdienit in Spanien. 


A. Am 13. Juli 1803 ift eine vom 11. desfelben Monats datirte Note (dev Abfchied enthält ben 

Vortlaut) des königlich» |panifchen Gefandten vorgelegt worden, durch welche begehrt wurde, den in 

Spanien beftehenden fünf Schweizerregimentern — No. 1 Schmid*), No. 2 Rüttimann **), No. 3 (Nazar) 

Reding***), No. 4 Berihardr) No. 5 Jannf) — das Recht der Werbung im Umfang der Eidgenoffen: 

ichaft zu gewähren, ſowie fich über die Lünftige Ernennung der Offtciere in die beftehenden Regimenter 

zu vereinbaren. 10, XLVI 
B. Am 10. Auguft wurde eine zweite Note des nämlichen Gejandten, den gleichen Gegenstand 

betreffend, vorgelegt. Die Tagfazung hat den Regierungen derjenigen Kantone, in welchen die Werbung 

für die Schweizerregimenter in fpanifchen Dienften chemals zugegeben worden war oder die es für 

vortheilhaft erachten würden, diefe Werbung für einmal zu bewilligen, die Vollmacht ertheilt, über diefen 

Gegenftand inner den Grenzen ihres Gebietes alle beliebigen Vorkehrungen zu treffen. Betreffend das 

Begehren um Bewilligung einer allgemeinen Werbung auf dem ganzen ſchweizeriſchen Gebiete und hin— 

ſichtlich der künftigen Ernennung ber Officiere, wurde die Angelegenheit an eine befondere Commiſſion 

gerwiefen. — Die Gejandtichaft des Standes Solothurn, der im Jahr 1794 eine Capitulation für 

ein Regiment (Schmid *) abgejchloffen hatte, und der Gejandte des Kantons Schwyyz, welder bie 

Regimenter (Nazar) von Reding und Betihyarb fr) für feinen Kanton aniprechen follte, haben beſondere 

Erklärungen zu Protofoll gegeben. 1808. xLVI 
C. Am 17. September ift ſodann auf den Antrag der berichterftattenden Commiſſion befchloffen 

worden, es ſei allen Kantonen, welche an dem ſpaniſchen Dienft Antheil nehmen wollen und fünnen, geftattet, 

die freie Werbung für diefen Dienft unter gehöriger Aufficht zu gewähren. Der Landamman der Schweiz 

aber wurbe angerwiejen, einerjeits dahin zu wirken, daß den betreffenden Kantonen diejenigen Maßregeln 

mitgetheilt werden, durch welche denfelben ein verhältnigmäßiger Zutritt zu den Schweizerregimentern 

in ſpaniſchem Dienft und bie Beförderung ihrer Angehörigen zu höheren Officiersftellen zugefichert 

werben, anberjeits daß der Tagjazung des Jahres 1804 der Entwinf eines auf die dermaligen Ber: 

bältniffe zwifchen der Schweiz und Spanien gegründeten Capitulationsvertrags vorgelegt werde. 1809, XLVI 
D. Ebenfalls am 17. September wurde auf einen beſondern Antrag ber niedergefezten Commiſſion 

beſchloſſen, den Officieren, welche Angehörige der Nepublit Wallis find und welche dermalen den ſpa— 

nischen Schweizerregimentern einverleibt fich befinden, follen in Anſehung ihrer Beförderung die gleichen 

Rechte, welche die ſchweizeriſchen Officiere befizen, zugefichert werden, injofern den ſchweizeriſchen Offi- 

cieren bie freie Werbung im Gebiet der Republik Wallis gejtattet würde 8). 1508, xLVII 


*) früher Schmwaller, jpäter von Wimpfen. 
*) Später Karl Rebing. 
"; Später Railer. 
) Später Jan. 
tr) Später Trachsler. 
trt) Später Ro, 3 Kaifer und No. 4 Fan. 


5) Das Wallifer Regiment in ſpaniſchen Dienflen war Anfangs durch Oberft von Courten, jpäter durch Oberft von 
vreut befchligt und führte unter den Gepmeizerregimentern die Nummer 6. 
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E. Am 12. uni 1804 ijt der durch den königlich-ſpaniſchen Gejandten eingereichte Entwurf einer 
Militärcapitulation zwijchen ber Schweiz und Spanien einer Commiſſion zur Prüfung und Bericht: 
erjtattung überwiefen worden. 

F. Die Commiffion hat am 18. Juni ihren Bericht erjtattet. Infolge der durch diefelbe geftellten 
Anträge bat die Tagfazung verjchiebene Beichlüffe gefaßt, welche als Inſtruction für die mit der defi- 
nitiven Unterhandlung eines Gapitulationsvertrags zu beauftragenden Commiſſarien anzufehen waren: 
1) Jedem der fünf capitulirten Regimenter ſoll in der Schweiz ein befonderer Werbfreis angewieſen 
werben; die Werbung foll aber nach einem zu beftimmenden Reglemente für alle fünf Regimenter ge 
meinfant fein und unter der nämlichen Direction ftehen. Hinwieder follen in der Zukunft nur biejenigen 
Militärs als naturalifirte Schweizer bei den Schweizerregimentern in Spanien betrachtet werben, welde 
in irgend einem Kanton das Bürgerrecht oder Landrecht aufzuweiſen im Stande find. 2) Es fol bie 
Anzahl der fchweizerifchen Soldaten, welche in einem jeden capitulirten Scyweizerregimente in Spanien 
ſich befinden jollen, nicht näher beftimmt werben. 3) Unter der Bezeichnung „deutſche Soldaten” jollen 
auc Angehörige der Königreidhe Dänemark, Schweden und Norwegen in die capitulirten Megimenter 
aufgenommen werden fünnen. 4) Zu einer erledigten Unterlientenantftelle joll die betreffende Kantons: 
regierung, welcher nach einer fejtzufezenden Reihenfolge die Befezung der Stelle zulommt, einen Eadeten 
wählen und dem fpanifchen Gefandten in der Schweiz vorftellen fünnen. 5) Alle ber fpanischen Armee 
fünftig ertheilten Begünjtigungen follen auch den Schweizerregimentern in fpanifchen Dienjten zukommen. 
6) Im all der Erledigung der Stelle eines Regimentsoberften foll der Generalinfpector gehalten fein, 
innert Monatsfrift dem Könige den Oberftlientenant, den Großmajor und den älteften Hauptmann des 
nämlichen Regiments zum Oberſten vorzuſchlagen, infofern diefelben Schweizer und Angehörige eines 
derjenigen Kantone find, welche an dem fpanifchen Dienft gemäß der abzujchliegenden Capitulation Theil 
nehmen. Im entgegengefezten Fall, oder wenn der Großmajor nicht das ältefte Hauptmannsbrevet be 
fäße, follen der oder diejenigen, welche, mit obigen Eigenjchaften verfehen, nach ihmen die älteften im 
Dienfte find, zu Oberften vorgefhlagen werden. 7) Zur Stelle eines wirklichen Oberftlieutenant ſoll 
feiner, der nicht Schweizer und Bürger eines capitulivenden Kantons ift, gelangen fünnen. 8) Für 
einftweilen und zwar bis die Tagſazung darüber etwas Anderes wird verfügt haben, wäre bie eigene 
Rechtspflege bei den Schweizerregimentern nad; ben Grundlagen der bisanhin in Anwendung gebrachten 
Halsgerichtsordnung von Karl V. auszuüben. 9) Bei den Grenadiercompagnien follten fünftig in Kriegs 
zeiten auch zwei Lieutenante aufgejtellt werben. 10) Ferner ſoll dahin gewirkt werben, daß, wenn künftig 
der Oberft eines Schweizerregiments zum Mardchal de Camp (Generalmajor) befördert werben follte, 
demfelben in einem ſolchen Falle ein feinem Rang entiprechendes Gouvernement oder eine andere An- 
ftellung, oder dann eine feinem früher genoffenen Solde entfpredyende Penſion gegeben werbe, 11) Über 
das fünigliche Decret vom 28. September 1797, betreffend die Errichtung eines militärischen Unterftügungs: 
fonds (monte pio), wären Erläuterungen zu begehren. 12) Den Officieren follte nach 25jährigem 
Dienft ein Drittheil, nach 30jährigem die Hälfte, nach 40jährigem der volle Solb als Penſion gelajjen 
werben, in bem Sinne, daß eine diesfällige Verfügung zum Nachtheil derjenigen Officiere, welche bereits 
bie Erlaubniß erhalten haben, ihre Penſionen in der Heimat zu genießen, nicht rüßwirfend fei. 13) Zweifel: 
hafte Punkte follen nicht einfeitig, fondern durch ein zwifchen beiden contrahirenden Theilen zu erzielendes 
freundſchaftliches Einverftändniß ausgelegt werden. 14) Nicht nur dem König von Spanien, fondern 
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auch der Eidgenoſſenſchaft ftehe es nach Verfluß von 30 Jahren frei, den abgefchlofjenen Vertrag auf- 
zubeben. — Nachdem auf jolche Weije auf die Grundlage des von dem ſpaniſchen Geſandten einge: 
gebenen Entwurfes einer Eapitulation die Inſtruction für die fchweizerifchen Unterhandlungscommifjarien 
jeftgefezt worben war, wurden als Commiſſarien ernannt die Herren Landammann Alois Reding von 
Schwyz, Landammann Zelger von Unterwalden, Schultheiß Gluz von Solothurn, Regierungsrath 
Nusconi aus Teſſin und Legationsrath Schnyder von Lucern. 

G. Am 30. Juni haben bie ernannten Commijjarien über den Erfolg ihrer Unterhandlungen 
Bericht erftattet. In Folge defien hat die Tagiazung den Landammann der Schweiz angewiefen, von 
der ipanischen Regierung noch einige Zugeftändniffe, befonders in Hinficht auf die Officierspenfionen, 
zu verlangen, welche im Folge der Tagfazungsbeichlüffe vom 18. dies fchon durch die eidgenöffischen 
Commifjäre begehrt worden waren, aber von dem fpanischen Gejandten aus Mangel an Yuftruction 
nicht zugejtanden werden konnten. 

H. Am 31. Juli haben jene Commifjäre nod) einen mit dem ſpaniſchen Gejandten verabrebeten 
Aufazartifel zu dem Eapitulationsvertrag über das Avancement für ausgezeichnete Thaten und ein Ver: 
dommniß über die Reihenfolge, nach weldyer von den betreffenden Kantonen Vorjchläge zu den Unter: 
lientenantsftellen gemacht werden follen, vorgelegt. Die Tagiazung genehmigte diefe beiden Vorſchläge, 
als wären fie dem Capitulationsvertrage beigerüft. 

J. Am 2, August wurde der unterhandelte Eapitulationsvertrag, gleich wie die nachträglichen Be: 
ſtimmungen, unter Vorbehalt der Natification der Kantone unterzeichnet. 

K. Am 3. December hat fodann der Landammann der Schweiz die Kantone benachrichtigt, daß 
die Ausmwechslung der gegenjeitigen Ratificationen über ben am 2. Auguft unterzeichneten Eapitulations- 
vertrag (fiehe denfelben in den Beilagen zu gegenwärtigem NRepertorium) erfolgt jei. 

L. Am 11. Juli 1804 bat die Tagjazung auf den Bericht einer am 6. desjelben Monats nieder: 
geſezten Commiſſion den Landammann der Schweiz angewiejen, dem Oberſt Rüttimann vom Regiment 
No. 2 die Beichwerden der Hauptleute Stodalper und Roten aus dem Wallis, betreffend Borenthaltung 
ihnen als geweienen Compagnieinhabern zuftehender Gelber, mitzutheilen und benfelben einzuladen, ſich 
zu rechtfertigen, und infofern die Beſchwerden gegründet find, denfelben abzubelfen. 

M. Am 19. Juni 1805 ift auf Veranlafjung des Kantons Uri, umterftüzt von Schwyz, Unter: 
walden und Lucern, eine Commiſſion niedergejezt worden um zu unterfuchen, inwiefern in einem Kanton 
naturalifirte Fremde zu Officiersftellen in den capitulivten Regimentern in Spanien gelangen können, 

N. Am 2. Juli hat die Tagfazung den von der Commiſſion eingegebenen Vorſchlag ad referendum 
genommen. 

0. Am 16. Juli 1805 ift ein Antrag des Kantons St. Gallen, durch welchen das Necht ber 
bei den Schweizerregimentern in Spanien dermalen jtehenden Cadeten auf Officiersftellen beſchränkt 
werben follte, einfach in den Abſchied gefallen. 

P. Am 7. Juni 1806 ift die Frage, betreffend die naturalifirten Fremden, welche zu Officiersitellen 
bei ben capitulirten Negimentern befördert werben können, näher erörtert und ſodann an eine Commiſſion 
gewieſen worben. 

Q. Am 30. Juni haben auf den Antrag der niebergefezten Commiſſion die Kantone, theils mit, 
teils ohne Natificationsvorbehalt, Vorfchriften angenommen, durch welche einerjeits die Ertheilung der 
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Raturalifation an DOfficiere in ſpaniſchen Dienjten, anderjeits die Ernennung von Cadeten zu den capis» 
tulicten Regimentern näher beitimmt worden find, 

R. Am 8. Juni 1807 ift ſodann in Hinficht der Naturalifation derjenigen fremden, welche bei 
den jchweizerifchen Megimentern in Spanien ala Officiere angeftellt find oder zu Officieren befördert 
werben follen, concorbatsweije folgender Beſchluß gefaßt worben: 

Die Kantone verpflichten ſich durch Freiwilliges Einverftändniß gegenfeitig: 1) Seinen Officier zu 
natnralifiven, welcher in einem Regiment ftund, woran der um Naturalifation angefuchte Kanton feinen 
Antheil hätte. 2) Daß auch die antheilhabenden Kantone feinen Officer naturalifiren wollen, welcher 
nicht dajelbft wenigjtens ein Jahr vorläufig angefeffen gewejen wäre, fi) ein Gemeindsburgerredyt ver: 
Ichaffen würde, und em Bermögen von wenigftens 500 Franken, wenn er jubaltern ift, von 2000, wenn 
er Hauptmann ift, und von 4000, wenn er einen höhern Grad bekleidet, in liegenden Gründen ober 
hypothecierten Zinsichriften beftchend, in demjelben bejäße. — Dieſer Beſchluß wurde der fpanijchen 
Sefandtichaft mit der Bemerkung mitgetheilt, daß derfelbe auf die bereits naturalifirten Offtciere nicht 
rülwirlen folle. 

8. Betreffend die Aufnahme von Cadeten unter die Schweizerregimenter in Spanien hatte ber 
Landammann der Schweiz der Tagjazung am 8. und 19. uni verfchiedene Eröffnungen gemacht. Dem 
fpanifchen Gefandten wurde der Anhalt der diesfalls von ihm eingereichten Acten verdankt und es 
wurden diefelben den Kantonen zu beliebigem Gebrauche mitgetheilt. 

T. Ferner haben am 19. Juni die Kantone Uri, Schwyz, Glarus und Appenzell, 
welche gemeinfam mit den Kantonen Graubünden und Tejfin das Negiment No. 3 (Nazar Reding) 
und das Megiment No. 4 GBetſchard) bildeten, im Einverjtändnig mit der ſpaniſchen Geſandtſchaft 
das Begehren geftellt, e8 möchte die Kehrordnung unter ihnen für Bejezung der Stellen für Unter 
lieutenants, ftatt durch beibe Megimenter zufammen, durch ein jedes Megiment abgejondert fejtgejtellt 
werden. Der Landammann der Schweiz aber wurde ermächtigt, jobald fich die Kantone Graubünden 
und Teſſin ebenfalls hiefür ausiprechen follten, fid in dem amgebeuteten Sinne mit der fpanijchen 
Geſandtſchaft zu verftändigen. 

U. Bereits unter'm 12. April 1808 hatte der Landammann der Schweiz durch das Tractanben- 
eirenlar für die ordentliche Tagſazung (8 11) die Aufmerkfamteit der Stände auf die Lage der Schweizer: 
regimenter in Spanien gerichtet. 

V. Da die Begebenheiten in Spanien und die Entthronung des bourbonischen Künigshaufes für 
die Schweizerregimenter in fpanifchem Dienft leicht unangenehme Berflechtungen, Berlufte aller Art und 
jelbft eine Veränderung ihrer capitulationsmäßigen Eriftenz zur Folge haben könnten, hat die Tagfazung 
des Jahres 1808 in der Sizung vom 7. Juni eine befondere Commiſſion niedergefezt, mit dem Auf- 
trage, einen qutachtlichen Vorſchlag einzureichen, ob und was für Schritte von Seiten der ſchweizeriſchen 
Bundesbehörde zum Bortheil der in fpanischem Dienft ftehenden Schweizerregimenter vorgenommen 
werben follen und können. 

W. Am 27. Yuni (wenige Tage nach erhaltener Nachricht, daß der Bruder des Kaiſers der Fran- 
zojen König von Spanien geworden) hat die Tagfazung auf den Antrag der vorerwähnten Commiſſion 
den Landammann der Schweiz angewiefen, bei dem Anlaß, da nad) erhaltener officieller Anzeige von 
der Thronbefteigung des neuen Königs demfelben im Namen der Eidgenofjenfchaft die herlömmlichen 
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Glülwünſche dargebracht würden, gleichzeitig der im Dienfte Spaniens ftehenden Schweizerregimenter 
bejonbers zu erwähnen und biefe Regimenter dem neuen Herrſcher zu Handhabung ber beftehenden 
Eapitulation und zu fernerer günftiger Behandlung zu empfehlen; ebenfo die Verficherung zu geben, 
daß dieſe Regimenter der neuen Dynaſtie mit ſchweizeriſchem Muth und Treue werden zugethan bleiben. 
Ferner wurde der Landammann beauftragt, im Intereſſe der Aufrechthaltung der Kapitulation eine 
forgfältige Correſpondenz über alle Vorgänge mit den Chefs der Megimenter zu unterhalten. 

X. Am 28. Juni 1808 hat die Sefanbtichaft des Kantons Schwyz die Lage der erwähnten Re— 
gimenter, namentlich in Bezug auf deren vükftändige Forderungen (mohl bei 2,710,000 franz. Livres) 
näher auseinandergejezt und dann, von einigen andern Kantonen unterftüzt, den Antrag geftellt: es 
möchte ein fachverftändiger, mit entprechendem Character befleideter Dann nach Spanien abgeorbnet 
werben, um nad den von dem Landammann ber Schweiz erhaltenen Aufträgen für die Aufrechthaltung 
der Gapitulation und für bie fernere Eriftenz der Regimenter zu forgen. Auf ben Fall nothwendiger 
Veränderungen in Hinficht diefer Regimenter follten diefe Veränderungen auf biplomatifchem Wege unter- 
handelt und zu diejen Unterhandlungen einige jachverftändige Officiere zugezogen werden. Bei einer 
ſolchen Unterhandlung wäre ferner für die Liquidation der Aniprachen und für die Ausbezahlung ber 
Benftonen und Entihädniffe, wie die leztern durch die Eapitulation verheißen worden find, nach Um— 
ftänden zu forgen. — Die Tagjazung wollte indefjen bei dem am 27. Juni gefaßten Beſchluſſe für 
einmal ftehen bleiben. 

Y. Am 7. Juni 1808 hat die Tagfazung hinfichtlich des am 8. Yuni dv. %. angenommenen Con⸗ 
eorbates, betreffend die Naturalijation fremder Officiere bei den Schweizerregimentern in Spanien, gemäß 
dem Anfuchen des fpanifchen Miniſters einen zehnmonatlichen Aufenthalt im Kanton, wo bie Naturalis 
jation begehrt wird, als hinreichend erflärt, um nad; Erfüllung der andern Bedingniffe die Naturali- 
fation zu ertheilen. 

2. Durd die vom 22. April datirten Tractanden für die ordentliche Tagfazung von 1809 hatte 
der Landammann der Schweiz die Anzeige gemacht, unglüfliche Begebenheiten *) hätten jeden Erfolg ber 
am 27. Juni v. J. binfichtlich der Schweizerregimenter in ſpaniſchen Dienften gefahten Schlußnahme 
unmöglich gemaht. Damit hatte der Yandammann die Bemerkung verbunden, er jehe nicht ein, wie 
die Tagfazung des Jahres 1809 fich mit diefem Gegenitand befajjen könnte. 

AA. Auf eine am 10. Juli 1810 durch die folothurniiche Geſandtſchaft gemachte Anregung, baf 
die Tagſazung in Bezug auf das traurige Schilſal der Officiere in den ehemaligen Schweizerregimen: 
tern in ſpaniſchem Dient, welche gegenwärtig als Kriegsgefangene in verfchiedenen franzöſiſchen Feſtungen 
ſich befinden, dem Landammann der Schweiz Schritte zu deren Befreiung auftragen möchte, wurde bie 
Auskunft ertheilt, es ſei diesfalls ſchon wiederholte Verwendung eingetreten und Diefelbe werbe neuer: 
dings erfolgen; indeffen icheinen die Umftände von der Art zu fein, daß die Tagſazung ſchwerlich einen 
folhen Antrag in Berathung nehmen könnte; womit ſich der Gefandte von Solothurn beruhiget 
ergeben hat. 


*) Unter diefen „unglüflichen Begebenheiten® iſt der anlählih der für die franzdfiigen Waffen verhängnikvollen Schlacht 
bei Baylen am 19. Juli 1308 erfolgte Übertritt der zwei Schtweigerregimenter Reding, jlinger, und de Preur zu den Spaniern 
emeint, 
k ft) 
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BB. Am 2. Juli 1812 hat die Tagfazung anläßlidy der Behandlung des franzöſiſchen Militär 
bienftes dem Landammann der Schweiz fräftige Verwendung zu Gunften der fchweizerifchen Gefangenen 
aus ben altpanifchen Megimentern aufgetragen. 

CC. Was die am 8. Juli 1811 und 1. Juli 1812 erfolgte Zurüfberufung der Schweizer anbetrifft, 
welche in Militärdienſten folder Staaten ftanden, bie mit Frankreich nicht verbündet waren, wird auf 
den folgenden $ 131 bes Mepertoriums vermwiejen. 


$ 131. Schweizerifcher Militärdienft in Großbritannien. 


A. Welde Mafregeln zu Verhinderung der Anwerbung fchweizerifcher Angehöriger in fremde, 
nicht durch die Tagfazung capitulirte Militärbienfte am 2. Juli 1807 angeordnet worden find, ift aus 
8 125 zu entnehmen. 

B. Am 1. Juli 1811 erhielt die Tagfazung Kenntniß von den Vorgängen, die am 27. Juni bei 
dem Anlaß, als ſich die außerordentliche Schweizeriiche Abordnung zu St. Eloud von bem Kaifer der 
Franzoſen verabicheiben wollte, ſich zugetragen hatten; namentlich von dem lebhaften Mißfallen, welches 
der Kaiſer hinfichtlidy der in englifchen Dienften ftehenden Schweizertruppen ausgeſprochen, beren Zurüf- 
berufung er verlangt bat. Es iſt diefer Gegenftand an eine Commiſſion gemwiefen worben. 

C. Am 8. Juli find alsdann auf den Antrag der Eommiffion unter Ratificationsvorbehalt die in 
englifchen Striegsdienften befindlichen jchweizerifchen Angehörigen aufgefordert worben, bis Ende bes 
Yahres in ihr Vaterland zurüfzutehren, in ber Meinung, daß auf dem Unterlaffungsfall der Berluft 
des jchweizeriichen Heimatrechtes und des Vermögens folgen würde. Mit der nämlichen Strafe wurden 
alle diejenigen Schweizer bedroht, welche von nun am in englifche Dienfte treten würben. Dabei wurden 
die Kantone eingeladen, nach der erfolgten Ratification die geeigneten Maßnahmen zu treffen, damit 
ihren Angehörigen diefe Verfügung zur Kenntnig komme. (S. oben S. 114.) Diefer Beichluß ift dem 
Kaifer der Franzoſen mitgetheilt worden. (Der Abjchied enthält das Schreiben.) 

D. Durch den Artikel 11 des am 28. März 1812 zwiſchen Frankreich und ber Schweiz abge- 
ſchloſſenen neuen Gapitulationsvertrags hat ſich die Schweiz verpflichtet, fein Regiment in Dienften 
irgend einer andern Macht zu halten und die in auswärtigen Dienften dermalen ftehenden Schweizer 
zurüfzurufen. 

E. Mit Rükjiht auf die vorerwähnte Beftimmung dev Capitulation hat die Tagfazung am 1, Juli 
1812 auf den Antrag einer Commiſſion befchloffen: bei VBerluft des Land: und Heimatredhts und bes 
Vermögens feien alle Schweizer, die zur Zeit der Promulgation des gegenwärtigen Beichluffes im 
Militärdienft von England oder von irgend einem andern Staate, dev mit Frankreich nicht verbindet 
ift, fich befinden, innert beftimmten Friften (1. Juli 1813 für foldye Schweizer, die fih in Europa 
befinden, 1. Januar 1815 für ſolche, die ſich außerhalb Europa befinden, 1. Januar 1817 für jene, 
die jenjeits des Vorgebirgs der guten Hoffnung oder in Oftindien find) aus diefen Dienften zurükzu— 
berufen. Schweizer, die ſeit Belanntmachung des gegenwärtigen Beichluffes in den Militärdienft irgend 
einer mit Frankreich nicht verbindeten Macht treten, verlieren ihr Bürgerrecht und Vermögen. — Bei 


ur 
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diefem Anlaſſe hat bie Gefandbtichaft des Kantons Bern den Antrag ad instruendum in ben Abſchied 

niedergelegt, dak in Zukunft fein Schweizer ohne jpecielle Erlaubniß feiner Kantonsregierung in Kriegs— 

diente einer folchen fremden Macht treten könne, mit der feine Eapitulation bejtehe, und auch mit Be— 

willigung der Regierung nur infofern er ſich verpflichte, zurüfzufchren, falls die freundſchaftlichen Ver— 

hältniffe einer ſolchen Macht mit Frankreich ſich ändern follten. 1812. xviu 
F. Den vorftehenden Antrag des Kantons Bern haben die vom 19. April 1813 datirten Trac: 

tanden für bie ordentliche Tagjazung desjelben Jahres den Kantonen in Erinnerung gebradt. Der 

Abſchied felbft enthält aber feine Verhandlungen über biefen Gegenftand. —— 


$ 132. Gonfiscation bündnerifchen Eigenthums in Veltlin, Cleven 
und Worms (Bormio). 


A. Am 29. Auguft 1803 ftellte die Gefandtichaft von Graubünden der Tagjazung das traurige 

Scikjal derjenigen graubündnerifchen Einwohner vor, deren Güter in den abgeriffenen Landichaften 

Beltlin, Eleven und Worms von der italienischen Regierung fortwährend unter Sequefter gehalten 

werben, größtentheils aber verkauft worden find. Huf das hin hat die Tagfazung den Landammann 

der Schweiz, als verfafjungsmäßige Zwifchenbehörde für die diplomatischen Angelegenheiten, dringend 

erſucht, alle in feiner Macht ſtehenden Mittel aufzubieten, damit das dem Kanton Graubünden zugefügte 

Unrecht nicht weiter ausgedehnt und foviel als möglich wieder gut gemacht werde. 1608, LX 
B. Am 26. Juni 1807 wurde auf das ernenerte Geſuch Graubündens der Landammann der 

Schweiz abermals eingeladen, jür die Intereſſen der durd die Süterconfiscation in den ehemals grau: 

bündnerischen Landen Beltlin, Eleven und Worms gejhädigten Graubündner fich auf ſchiklich findende 

Weiſe beſtens zu verwenden. 107, LU 
C. Am 13. und 14. Juni 1808 ift der Tagfazung durch den Landammann der "Schweiz angezeigt 

worden, daß ber im Laufe bes vorigen Jahres an den Kaifer der Franzoſen abgeorbnete außerordentliche 

Geſandte, General von Wattenwyl, betreffend bie Eonfiscationen in PVeltlin, Eleven und Worms bei 

dem Kaiſer wiederholt nachdrükliche Schritte gethan habe. 1808, Vi 
D. Am 10. Juli 1810 hat die Tagfazung den frühern Auftrag an den Landammann erneuert. 3510, XLIV 
E. Desgleihen am 2. Juni 1812, nachdem Graubünden neuerdings die Bundeshülfe angerufen 

batte, 1812, XLV 


F. Ebenfo am 19. Juli 1813. 1813, XLVII 


1806, XxXxV. 
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$ 133. Johannes von Müller, 


A. Bei Eröffnung ber Sizung am 9. Juni 1809 hat die Tagfazung durch den Landammann 
der Schweiz die Nachricht erhalten, daß in Eaffel am 29. Mai, woſelbſt er die wichtige Stelle eines 
föniglich-weftphälifchen Staatsraths, Directors der Studien beffeidete, Johannes von Müller, der Ge— 
ſchichtsſchreiber der ewigen Schweizerbünbe, beffen Genie die Tugenden der Väter jo wahr und groß 
fchilberte, mit Tod abgegangen fei*). Dieſe Mittheilung erregte bei allen anweſenden Gejanbten tiefen 
Schmerz und Ueberrafhung. Durch einmüthigen Zuruf wurde der Lanbammann eingelaben, dieje 
Empfindungen bem Bruder bes Verftorbenen, Profefjor Müller in Schaffhaufen auszudrüfen, damit 
berjelbe wenigftens einigen Troft in der Gewißheit finden möge, daß die Stellvertreter ber Kantone 
die ganze Größe dieſes Verluftes mitempfinden und das Andenten bes ſchweizeriſchen Gelehrten, welcher 
jeinen Ruhm mit dem Ruhme des Vaterlandes vereiniget hat und der thätigfte Bejörderer der Willen 
ichaften, eine Bierde der Schweiz und feiner Zeitgenofjen war, theuer und heilig im Herzen behalten 
werben. 

B. Mit Zuſchrift aus Scaffhaufen vom 3. Juni 1810 hat Profefjor Johann Georg Müller 
bem Landammann der Schweiz zu Handen der Tagſazung ein Eremplar der zwei erften Theile ber 
hinterlaffenen Werke feines Bruders Johann von Müller, 18 Bücher allgemeiner Geſchichte enthaltend, 


*) Auszug einiger allgemeiner Stellen aus Johannes von Müllers aus Gafiel vom 7. Jani 1808 batirtem Teftament: 

„Unterzeicgnieter, in einem gewiſſen Gefühl annähernder Auflöfung, nicht ohne a über die Vereitlung ſchöner und 
großer Pläne, für bie er fein Leben lang täglich gearbeitet hatte, no mehr durch die Lage feines Vermögens gebeugt, meldes 
durd einen befannten Unfall in Wien und vornehmlich feit November 1807 duch außerordentliche Ausgaben belrächtlich be: 
Ioftet und ganz erſchöpft wurde, findet nothwendig, für die Ruhe feiner Seele in den legten Hugenbliten feines Lebens über 
dleſe traurigen Gegenſtände feinen lezten Willen zu ordnen. Arbeitsvol waren feine Tage und Mühe feine Luft; feine Stellen 
verwaltete er uneigennlgig, Vielen that er wohl, mögen die Menſchen feine legte Bitte nicht verſchmähen!“ 

Nun folgt die Darftellung der Vermögensverhälinifſe und die Dispofition über den zumeift literariſchen Radlof ı it 
dann fährt das Teftament fort): 

„Wie hat mir das "Herz gebrannt in dieſer legten Berrübnik an die mich zu wenden, für bie id vornehmlich gelcht, 
welche mir die Liebften immer geweſen, an Euch, gemeine Eidgenofien von Städten und Ländern, Euch zu meinen (Erben 
einzufegen und auf die alte Wohlthätigfeit Eurer edlen Begierungen und anf die Gemüther bes aufblühenden Geſchlechts dir 
Hoffnung zu faflen, dab Ihr flir den Nachlaß Eures Geſchichtſchrelbers und Freundes die Befriedigung feiner legten Wunſche 
übernehmen würdet. Wllein was etwa das reiche Broßbritianien thut, mie konnte ichs dem erichöpften Vaterland anfinnen! 
Aber dein Bild, verehrtes Bern, gutes und weiſes Zurich, geliebte Walpftätte im Gebirg und mo auf Höhen und in Grunden 
eidgendffiiher Sinn von mir erfannt und gepriefen warb: biefe Bilder wandeln mit mir hinüber in’s Schattenreich, und wenn 
für die Zierden der Vorwelt ein Plaz dort ift, jo werde ich den Vätern jagen, daß ihre Erinnerung in den Enteln jelbft jest 
nod) lebi 

Baterland, meines Por dreud⸗ und "Stolz, * Bott — veier Ber bir Fraheit 4 Briee! Son Anfang 
bis auf uns wollte ich die Zeiten der Menfchheit beichreiben; mein Leben verflok darüber; gönnet, Freunde, meiner Serle bie 
Ruhe, zu hoffen, ihr lezter Wille werde erfüllt. 

(Das Teftament ift in amtlich beglaubigter Abſchrift mit Begleitbrief aus Cafſel vom 4. Auguft 1809 burd ben Ber 
treier Frankreichs am Gaffeler Hofe, den Grafen Reinhard, frühern Geſandien in der Schweiz und freund Müllers, an ben 
Randammann ber Echmeiz eingeihilt worden und findet fi in diefer Geftalt in Band 596, Seite 124/26 des eidgendffiſchen 
Mediationsardins). 
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zugefandt. Die Tagſazung hat diefes Gejchent ſowohl nach den Verdienſten des Verfaffers, als jenen 
des Herausgebers gewürbiget und ben Landammann beauftragt, dem Herrn Profefior Müller in ver- 
bindlichen und ehrenvollen Ausdrüfen zu bezeugen, wie jehr diefer Beweis feiner vaterlänbifchen Gefin- 
nungen ber hohen eidg. Behörde angenehm geweſen ſei— 

C. Um 10. Juni 1811 hat die Tagfazung die eingefandte Fortfezung der Werke Johann von 
Müllers entgegengenommen und den Yandammann der Schweiz beauftragt, dem Herausgeber, Profeffor 
Müller, den lebhafteften Dank der Tagfazung auf eine für ihn angenehme Weife zu erkennen zu geben. 


$ 134. Peſtalozziſche Erziehungsanſtalt. 


A. Den 18. Auguſt 1803 wurde in der Tagſazung ein Schreiben des Herrn Peſtalozzi, Vorſteher 
des Erziehungsinitituts in Burgdorf und Erfinder einer neuen Methode für den Elementarunterricht 
verlejen, mit welchem berjelbe nach Darftellung des bisherigen Gebeihens feiner Lehre und der viel- 
fältigen Unterftüzungen, womit die abgetretene helvetiiche Regierung dieſelbe befördert hatte, die Tag- 
ſazung injtändig bittet zu entjcheiden, ob und inwiefern die Schweiz ihm ferner ben Schu; und die 
Unterftüzung ertheilen wolle, deren das Unternehmen annod; bedürfen möchte. 

B. Nachdem der Gegenftand auf eine vorläufige Berathung hin an die Begutachtung einer Gom- 
miffion gewiefen worden war, ift auf deren Bericht hin am 23. Anguft Folgendes befchloffen worden: 
1) Da nady der Grundlage der eidg. Berfaffung keine allgemeine Staatshaushaltung eriftirt, jo künnen 
Beiträge zu Unterftüzung fraglidyer Lehranftalt nur durdy die Kantone jelbft, es ſei durch birecte Geld— 
unterftügung oder duch Hinjenbung von Zöglingen, die zu Schulmeiftern gebildet werben jollen, ges 
ſchehen. Demnach wird der Landammann der Schweiz von dem gejtellten Geſuch den Kantonsregierungen 
Kenntniß geben und fie um beförberliche Meittheilung ihres Entſchluſſes erſuchen, mit dem Wunſche, daß 
das Bebürfniß beiferer Schulanftalten in verjchiedenen Gegenden der Schweiz, der Werth der Lehran— 
ftalt in Burgdorf und die Achtung, die das Ausland der Lehrmethode des Herrn Peſtalozzi zuträgt, 
von den Kantonsregierungen in würdigende Betrachtung gezogen werben möchten. 2) In Betreff ber 
ferneren Bewohnung des Schloſſes Burgdorf hat ſich Peitalozzi an die Megierung des Kantons Bern 
zu wenden; und gleichiwie die von bejagter Megierung bis anhin eriheilte Begünftigung den vollſten 
Dank verdient, fo beredjtiget felbe zugleich zu der angenehmen Hoffnung, es werde der Lehranftalt noch 
fernerhin biefe Bergünftigung zu Theil werden. 3) Das dem Herren Peſtalozzi von ber helvetifchen 
Regierung für feine Schriften ertheilte Privilegium wird aufrecht erhalten, und es ſoll demnach beren 
Nahdruf ftrenge unterdrüft und beftraft werben. 4) In Betreff der von der helvetiichen Regierung 
der Lehranftalt geliehenen 4000 Franken wird der Liquidationscommiſſion beftens anempfohlen, bei ber 
Generalliguidation der Nationalſchuld denjenigen Kantonen, welche freiwillig zur Tilgung der Peftaloz: 
ziſchen Schuld beitragen wollen, verhältnigmäßige Anmweifungen auf biefe 4000 Fr. zu ertheilen. — 
Sowohl von biefer Schlußnahme als nachwärts von ben Entfchliegungen der Kantone über fernere 
Beiträge foll Herrn Peſtalozzi Kenntniß gegeben werden. 

C. Durd eine aus Yverdon vom 20. Juni 1809 datirte Zufchrift hat Peſtalozzi der Tagfazung 
ben Wunſch vorgetragen, daß feine Unterrichtsanftalt zu Pverbon, die nunmehr einen hohen Grad der 
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Entwillung und des Gebeihens erlangt hat, ſowohl als die dort eingeführte Methode ber Elementar- 
bildung, welche durch ben entfchiedenen Beifall mehrerer Staaten und einer großen Anzahl einfichte: 
und einflußvoller Männer gleichſam zum Gegenftand der Aufmerkſamkeit von ganz Europa geworben 
ift, auch von Seite der Tagfazung einer befondern officiellen Aufmeriamfeit gewürbigt werben möchte. 
Auf Unterftügungen irgend welcher Art, beren er nicht bebarf, im Voraus verzichtend, hofft Peſtalozzi, 
daß die Tagfazung diefes Anfuchen nach dem einfachen aber innigen Gefübl, das demfelben zu Grunde 
liegt, nad dem Wunfche nämlich, die Früchte feines Dentens und Wirtens, das Werk feines ganzen 
Lebens von dem Vaterland mit Beifall aufgenommen zu fehen, beurtheilt werde. Sein Begehren geht 
einzig auf eine Unterfuchung des Inſtituts und der Methode durch fachkundige Männer, welche von 
dem Landammann Namens ber Tagſazung hiezu die geeigneten Aufträge zu erhalten hätten, — Obwohl 
dieſes Anſuchen die Gefandtichaften ohne Inſtruction traf, hat doch die Mehrheit der Tagſazung basjelbe 
keineswegs ablehnen wollen; theils das Wohlwollen gegen einen Mann, der mit gänzlicher Aufopferung 
jedes perjönlicyen Syntereffes im ganzen Lauf feines thätigen Lebens nur den Nuzen der Menschheit zu 
befördern ſuchte, theils die Achtung gegen die öffentliche Meinung, nach welcher es gar nicht mehr zweifel- 
haft ift, daß die Peſtalozziſche Anftalt und das von Peſtalozzi erfundene Erziehungsfpftem einen heben 
Grad der Aufmerkfamkeit verdienen, und die Überzeugung endlich, daß eine Lehre von jolcher Wichtigkeit, 
welche die Bildung der Menfchen zum Gegenitande hat, der Theilnahme ber Bundesbehörde nicht weniger 
würdig fei als andere gemeinnüzige Anstalten, 3. B. die laudwirtbichaftliche in Hofwyl, — diefe Gründe 
haben die Tagjazung am 22. Juni zu der Schlußnahme bewogen, es ſoll der Landammann der Schweiz 
erfucht werden, die Anftalt zu Mverbon und die dort eingeführte Methode ſowohl in Hinficht auf die 
durch Diefelbe bewirkte Entwillung der Geiftesfäbigteiten der Kinder, als auch unter dem Gefichtspunfte 
der fittlihen und veligiöfen Bildung derjelben durch einige einfichtsvolle Männer an Ort und Stelle 
unterfuchen zu laſſen und hernach deren Bericht den Kantonen mitzutheilen. 

D. Am 7. Juni 1810 ift der Tagfazung der Erpertenbericht über die in Folge leztjährigen Be 
ichluffes vorgenommene Unterfuchung der Peſtalozziſchen Erziehungsanitalt in Pverdon durch die Herren 
Rathsherr Abel Merian in Bafel, Abbe Gregor Girard in Freiburg und Mathematitprofeffor Friedrich 
Trachſel in Bern in deutfcher und franzöfiicher Sprache vorgelegt worden. Die Tagfazung hat hierauf 
den Druf*) desjelben in 100 deutfchen und 50 franzöfifchen Exemplaren und dann deſſen Mittheilung 
an die Kantone zu Würdigung und Inſtructionsertheilung für nächftes Jahr verordnet. 

E. Am 19. Juni 1811 hat die Tagfazung 1) den Experten über die Peſtalozziſche Erziehungs: 
anftalt für die Sorgfalt, den Eifer und die tiefen Einfichten, welche fie bei der Erfüllung ihres ſchwie— 
rigen Auftrags und bei der Abfaffung eines fo reichhaltigen Berichts bewiejen haben, einmüthig ben 
verbindlichſten Dank bezeugt; 2) dem Herrn Peſtalozzi, deffen edle und gemeinnüzige, mit Aufopferung 
aller Privatvortheile der Bildung der Menjchheit gewibmeten Bemühungen in der Schweiz und im 
Auslande gepriejen find, einen Beweis ihrer hohen Achtung geben und zugleich ihren Dank dafür aus- 
drüken wollen, daß er den eigen. Eommiffarien durch gefällige Bereitwilligkeit die Unterfuhung an Ort 
und Stelle weſentlich erleichtert hat. 


*) Der gedrulle Bericht umfaßl in der deutihen Ausgabe 218 Oxtavfeiten und betitelt fi: „Bericht über die Peflaloy- 
ice Erziehungsanftalt zu Yverdon, an Seine Excellenz den Herrn Landammann und die Hohe Tagſazung der Schtweigerifchen 
Eidgenoffenihaft. Gedrult auf Befehl der Tagfagung. Bern, bei Ludwig Albrecht Haller, Buchdruker, 1810.” 
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$ 135. Landwirtbichaftliches Inititut des Herrn E. von Fellenberg 
zu Hofwpl. 


A. Am 7, Juli 1807 hat der Landammann der Schweiz der Tagfazung ein Schreiben (e8 fteht 
Abfchiebsbeilage K.) mitgetheilt, durdy welches ber Eigenthümer bes landwirithſchafllichen Inſtituts zu 
Hofwyl im Kanton Bern, Herr Emanuel Fellenberg bie Aufmerkfamteit der Tagfazung auf gemannte 
Anftalt zu ziehen und ihre Mitwirkung zu Verbreitung und allgemeinever Anwendung feiner Methoden 
zu erlangen trachtet. Die Tagſazung, von den Vortheilen überzeugt, die aus einer nähern Kenntniß 
bes fraglichen Inſtituts gezogen werden könnten, jebocdy wegen Mangel an binreichenden Auffchlüfjen 
außer Lage, beftimmte entfprechende Beichlüffe zu faffen, hat dem Landammann der Schweiz den Auftrag 
ertheilt, befagte Anstalt, die Fortichritte und ben Erfolg derfelben, insbefondere den Theil der Majchinen- 
fabrication durd; einige ſachtundige Männer unterfuchen zu laffen und auf deren Bericht hin ſämmtlichen 
Ständen basjenige zur Kenntniß und vaterlänbifchen Beherzigung mitzutheilen, was eine allfällige 
jernere Verfügung ber allgemeinen Bundesbehörbe zu veranlafjen, die Verbreitung richtiger landwirth— 
ſchaftlicher Kenntniffe zu begünftigen und fomit den größten Nuzen des fchweizeriichen Gemeinweſens 
bervorzubringen geeignet wäre. 

B. Am 9. Juli 1808 ift der Tagfazung über das landwirthichaftliche Inſtitut zu Hofwyl ein 
erfter vorläufiger Bericht der in Folge des Teztjährigen Beichluffes durch den Landammann ber Schweiz 
niedergefezten Commiffion (Heer von Glarus, Erub aus dem Kanton Waadt, Tobler in der Au zu 
Züri, Meyer, Pfarrer zu Wangen, und Rathsherr Hunfeler aus Lucern) zur Kenntniß gebracht 
worden. Sämmtliche Gejandtichaften haben hierauf in den Ausdrüken Iebhafter Theilnahme jenen hohen 
Werth bezeugt, den die ganze Nation auf bas merkwürdige Ynftitut zu Hofwyl, als Mittelpunkt nüz- 
licher Kenntniffe und Erfahrungen zur Verbeſſerung der Landwirthſchaft und zugleich als Lehranftalt 
für angehende Landwirthe legen ſoll, und die Tagfazung beauftragte den Landammann, dem Herr 
Yellenberg für jeine Bemühungen zu Verbefierung ber ſchweizeriſchen Landwirthſchaft ihren Dank auf 
eine beliebige Art zu bezeugen und demfelben auf eine aufmunternde Weife die Theilnahme diefer Ber: 
jammlung an dem fernern Erfolg feiner Anjtalten zuzuſichern. Dabei wurde den Kantonsregierungen 
empfohlen, den Anftalten, welche fich unter Anleitung von Herrn Fellenberg in andern Kantonen bilden, 
für eine beftimmte Zahl von Jahren die ausschließliche Fabrication der neuerfundenen oder verbefferten 
Aergeräthichaften zu fichern; weldye Maßregel nicht nur geeignet wäre, dieſe Anftalt jelbft zu fördern, 
fondern auch den wichtigen Vortheil gewährte, dak nur brauchbare und muftergemäße Geräthe geliefert 
würden. Im Fernern hat die Tagjazung den beiden Möftern Alteuryf und Kreuzlingen ihren 
Beifall votirt fir die Anftalten, melde von denſelben zur Verbefjerung der Landwirthichaft getroffen 
oder eingeleitet worden find. Zugleich ift der Druk des zu gewärtigenden einläßlichen Berichtes der 
Hofwyler Commiſſion und deſſen Zufendung an die Kantone erfaunt worden.*) 

C. Geftüzt auf den durch eine bejondere Tagſazungscommiſſion geprüften Erpertenbericht über 


*} Der „Bericht an Se, Ercellenz den Heren Qandammann und an die hohe Tagſazung der KIX verbündelen Stände 
der Schweiz, über die landwirihihaftliden Anftalten des Herrn Emanuel Pellenberg zu Hofwyyl. 
Jurich. gedruckt bey Orell Fußli u. Comp. 1808" — umfaßt 143 Druffeiten, nebſt zwei Rupfertafeln. 


1807, XLVIII 


1804, XXXV 


—— 
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das Hofwyler Fuftitut, welcher Bericht bei feinem Erfcheinen im Druf bie Aufmerkſamleit des Publicums 
auf fi) zog und fchon am 27. November 1808 den Kantonsregierungen durch das Bundeshaupt zur 
Kenntniß gebracht worden war, hat die Tagſazung am 5. Juli 1809 1) den Erperten für bie einfichts- 
volle Weife, mit der fie ihre Aufgabe erledigten, ihren Beifan und Dank bezeugt; 2) gegen Herr von 
Fellenberg die höchfte Anerkennung ausgejprochen für die ausgezeichnete und ruhmvolle Weiße, wie er 
der Landwirthſchaft und der Eultur des vaterländiichen Bodens aufzuhelfen beſtrebt ift; 3) ben Kantonen 
die Berükſichtigung der Anftalt wärmftens empfohlen, da der Alerbau und deſſen Vervolllommmung 
eine der wejentlichiten Grundlagen des Landeswohlitandes bildet; 4) in Bezug auf bas Fabricationd: 
privilegium der Fellenbergiſchen Atergeräthichaften diejenigen Kantone, die auf die leztjährige Einladung 
mit ihrer Entjchliegung noch im Rükſtande find, an die Erledigung gemahnt, und 5) dem Heren Fellen- 
berg zu gutfinbender Vertheilung an feine Mitarbeiter 100 Louisd'or zuerfannt, als Thatbeweis der 
won, xxx Theilnahme der oberjten Landesbehörde am ben Beitrebungen der Hofwyler Anitalt. 
. D. In der Sizung vom 7. Juni 1810 ift das vorjährige Concluſum in Betreff der Hofwyler 
‚se, XXXIX Anjtalt von allen Ständen ratificirt worden, jo daß nunmehr deſſen Vollziehung erfolgen kann. 
E. Am 5. Juli 1813 iſt das von Bern unterftüzte Begehren des Herrn Fellenberg zu Hofwyl, 
um ein Privilegium für feine Säemaſchine, empfehlend an die Kantone, in deren Gompetenz der Gegen- 
1sı8, xxxvit ſtand gehört, überwiefen worden. 


$ 136. Varia. 


A. Um 21. September 1803 ift das Begehren der auf dev Tagſazung anmwejenden Gefandtfchaits- 
weibel oder Ober:Reuter, um Ertheilung eines Denkzeichens an dieſe erjte bundesgenöſſiſche Seſſion, zu 

ısos, .xxvı beliebiger Verfügung, jedoch mit biesfeitiger Empfehlung an die Kantone gewiefen worden. 

B. Am 23. Auguft 1803 hat die Tagfazung den Landammann der Schweiz eingeladen, den Kantonen 
die Begehren um Privilegien gegen den Nachdruk, einerfeits der deutſchen Überfezung des Nenen Tefta- 
ments durch Herrn Stolz von Züri, Pfarrer in Bremen, anderjeits des bei Herrn Thurneifen in Baſel 
vor langen Jahren gebruften Gebetbuches, betitelt: „Neugeöffneter himmliſcher Weihrauch“ zu entfprechen- 

wor, uxxvı der Berüffichtigung anzuempfeblen. 

C. In der Sizung vom 1. Wuguft 1804 hat Solothurn das Anſuchen an die Tagjazung ge: 
ftellt, diefe wolle bei der Liquidationscommiffion ſich für eine Entfchädigung der im Jahr 1799 von 
den helvetiſchen Behörben in VBerhaft genommenen und außer Landes geführten 19 folothurnifchen Geiſeln 
verwenden, ober font eine geeignete Vertröftungsquelle anzeigen. Aber jo ſehr aud die Geſandtſchaften 
das den betreffenden Perfonen widerfahrene Unrecht bedauerten, jo glaubten jie dennoch in das geftellte 

10, v1 Geſuch nicht eintreten zu follen. 

D. Um 24. Juli 1804 hat die Tagfazung auf das Anbringen von Glarus ben Landammann der 
Schweiz eingeladen, fid) zu Gunften einer aus dem Kanton Glarus gebürtigen und zu Die wohnhaften 
Frau von Tſchudi bei den franzöfiichen Behörden zu verwenden, damit diejelbe zu der an Frankreich 

1804, LVI habenden Schuldforberung gelangen möge, die ihr verweigert werbe, weil fie auf einer Emigrantenlifte jtebe. 

E. Am 26. Juli 1804 ift die Tagjazung über das von einem Herrn von Gruyeres gegen ben 


{8 137) E 385 


Kanton Bern wegen Salzlieferungen erhobene Entidädigungsbegehren von 130,000 franzöfijchen Livres 

nicht eingetreten, da ihr nicht zufomme, ivgend einem Kanton Laften aus den Zeiten des ehemaligen 

Bundes (vor 1798) aufzubürden, und übrigens im gegenwärtigen Falle auch die Liquibationscommiffion 

das Begehren verworfen habe. 1804, LYI 
F. In den Sizungen vom 6., 17. umd 26. Juni 1806 hat der Landammann ber Schweiz der 

Tagjazung folgende, ihm während der gegenwärtigen Seſſion zugefommene Notificationsichreiben mit: 

getheilt: 1} Zwei Zufchriften des Kaiſers von Frankreich, betreffend die Bermählung a. des Prinzen 

Eugen Napoleon, Vicekönigs von Italien, mit der bayerijchen Prineeffin Augufta Amalie, und b. ber 

faijerlihen Princeſſin Stephanie Napoleon mir dem Kurprinzen von Baden. 2) Königlich- ſpaniſche 

Anzeige von dem Ableben ber Princeifin von Afturien. 3) Nenacereditirung des Oberftlientenants von 

Berger als königlich-bayeriſcher Minifterrefident. 1906, XLVII 
G. Am 1. Juli 1806 hat die Tagſazung ein ihr überſendetes illuftrirtes Werk des Herrn Johann 

Rudolf Heh aus Zürich, in Florenz, über Kamm» und Spinnmaſchinen, mit Wohlgefallen angenommen 

und den Yandammann mit der Verdankung desjelben beauftragt. 1808, Li 
H. Anläßlich der Behandlung der eidg. Gentralvehnung hat die Tagſazung des Jahres 1807 dem 

Dr. Karl Zay, Verjafjer des Wertes über den Bergjturz zu Goldau als Beitrag an die gehabten Untoften 

und als Beweis ihrer Achtung 20 Louisd'or, und einem Herr Rautenkranz für feine ber Tagſazung 

gewidmeten Kriegslieder als Unterftüzung, feineswegs aber zur Aufmunterung, drei Louisd'or zuerkannt. 107, xxxvın 
J. Am 22, Juni 1810 hat die Tagjazung das durch Zürich vorgebrachte Begehren eines Privile- 

giums gegen den Nachdruk der von Nägeli und Pfeifer herausgegebenen Gefangbildungsiehre nad) 

Peſtalozziſchen Grundjäzen, “in den Abſchied aufgenommen und den Stantonen zur VBerükfichtigung und 

beförderlicher Antwortertheilung an Zürich empfohlen. 1510, XLiV 
K. Am 9. Juli 1811 ift der Zagjazung eine Zuichrift des Heren Dr. Hirzel, Präfident der 

Blindenanftaltdirection in Züri, ſammt zwei Drufichriften vorgelegt worden, wovon die eine die Lehr: 

methode für die Blinden, die andere den Nedyenjchaftsbericht der Anftalt enthielt. Die Tagjazung, über: 

zeugt, daß ſolche gemeinnäzige Bemühungen für eine unglüfliche Menſchenclaſſe der ganzen Aufmerk— 

famteit der oberjten Bundesbehörden würdig jeien, hat einmüthig die Niederlegung der Schriftftüfe unter 

Ehrenmeldung in das eidg. Archiv beichloffen und gegen den würdigen Vorfteher der Anftalt den Dant 

bes Baterlandes ausgeiprochen. 1811, XXXVi 


SS 137—138. Eyndicat. 


$ 137. Grörterungen über deffen Gompetenz und Gejchäftsgang. 


A. Durd; Artitel 36 der Bundesverjafjung war beftimmt, daß die Tagſazung nad Erledigung 
ihrer ordentlichen Gefchäfte fi in ein Syndicat ummwandle, um über Streitigkeiten, die zwiſchen den 
Kantonen entitehen, wenn diefelben auf dem Wege der Vermittlung nicht beigelegt werden fünnen, zu 
entſcheiden. Bei dem Synbicat hatte jeder Deputirte nur Eine Stimme, und für feine daherigen Ber- 


richtungen konnten ihm feine Inſtructionen gegeben werden. ” — 


1808, XXX VI 


1506, XXXVI 


1908, X 


1810, XVIII 


nn u 
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B. Am 5. Yuli 1808 bat die Tagſazung einen Antrag des Kantons St. Gallen auf nähere 
Regulirung der Gompetenz und des Geſchäftsganges vor dem eidgenöſſiſchen Symdicat ad referendum 
et instruendum genommen. 

C. Am 9. Juli 1808 ift über die Frage, ob Territorialftreitigkeiten zwijchen ben Kantonen vor 
bie Tagſazung ober vor das Syndicat zum Entſcheid gebradyt werden follen, nicht eingetreten worben, 
vielmehr wurde dem Rechte des Kantons Thurgan, eine Territorialftreitigkeit gegenüber dem Kanton 
St. Gallen betreffend Anſpruch auf Kirche, Pfarr- und Mefmerhaus zu Hangenwyl vor das Syndicat 
zu bringen, auf feine Weife präjudicirt. 

D. Yu der Sizung vom 17. Juni 1809 hat St. Gallen in einläßlicher Weife in Bezug auf 
feinen leztjährigen Antrag die Nothwendigteit einer organischen Berordnung dargeftelit, durch welche ein 
für alle Mal bejtimmt werde, welche Gegenjtände nach allgemeinen Grundfäzen zu behandeln, welche 
andere hingegen vor das Syndicat zu bringen ſeien, jo daß in feinem Fall die Überweifung an den 
eibgenöffischen Richter anders als in Folge vorläufiger Mittheilung an die Kantone und, bei ſich erge- 
bendem inftructionsmäßigen Widerfpruch über die Gompetenz, nicht anders als durch einen Beichluß der 
Tagfazung ftattfinden möge. Bon anderer Seite wurde diejem Antrage mit großem Nachdruke entgegen- 
getreten und nachzuweiſen verfucht, daß derjelbe mit weientlichen Nachtheilen verbunden fei. Bei folder 
Divergenz über einen Gegenftand, der mit Recht unter die allerwichtigften und jchwierigften Aufgaben 
des jchweizeriichen Staatsrechtes gehört, überzeugte fich die Mehrheit der Tagjazung, dat es Pflicht 
gegen das allgemeine Vaterland jei, hier nidyt anders als mit der äußerſten Behutfamkeit zu Werte 
zu gehen. Demnach wurde der Gegenjtand an eine Commifjion zu näherer Pritfung überwieſen. 

E. Am 6. Juli ift dann auf den Antrag der Commiſſion (ihr Bericht fteht Abjchienbeilage J) unter 
Ratificationsvorbehalt befchlojfen worden: das Syndicat beſchäftige fich allein mit denjenigen Streitjällen, 
über weldye die Competenz desfelben bei jedem einzelnen Falle in Folge beftimmter Inſtructionen durch 
bie Tagſazung mit veglementariiher Mehrheit angenommen worden ſei. — Einige weitere Gedanken und 
Anträge der Commiffion über einen modus procedendi wurden ad referendum genommen. 

F. Am 9. Juni 1810 hat die Tagjazung nach Bejeitigung des leztjährigen Beſchluſſes die Frage 
über befjere Regulirung des Geichäftsganges vor dem eidgenöfftichen Syndicat abermals vor jedem 
andern definitiven Entſcheid an eine Eommiffion zu näherer Prüfung gemiefen. 

G. Die Eommilfion hat hierauf am 26. Juni einen mit Anträgen begleiteten Beridyt erftattet, 
welcher nad gewalteter Discujjion lediglich ad instruendum et referendum genommen worden ift. Die 
Commijfionsanträge giengen dahin: 1) Alle zwifchen den eidgenöffischen Ständen entftchenden Miß— 
helligfeiten oder Streitigkeiten, die deren Kantonsverfafjung, Gebiet, Freiheit oder Unabhängigkeit 
berühren oder betreffen, jollen nad) der Vorſchrift der $$ 1 und 34 ber Bundesverfajlung den hohen 
Ständen zur Jnftructionsertheilung mitgetheilt und von der Tagfazung, nach aufhabenden Inſtructionen, 
erörtert und entjchieden werben. 2) Alle andern Mißhelligeiten oder Jrrungen unter den Kantonen 
entjcheibet das Syndicat zufolge des $ 36 der Bundesacte, nachdem vorher die in $ 21 vorgefchriebenen 
und im & 36 angebeuteten Bermittlungsverjuche vergeblich angewendet worden find. 3) Sollten die 
ftreitenden Kantone ſich nicht darüber vereinigen können, ob ihr Zerwürfniß nad dem $ 1 oder 36 ber 
Bunbdesacte behandelt werden müſſe, oder der Streit an und für fich fo verwifelt und wichtig fein, daß 
hierüber felbft bei den unintereffirten Ständen einiger Zweifel obwalten künnte, jo foll die Tagſazung 
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nach erhaltener Anzeige über biefe Vorfrage der Competenz während ihrer ordentlichen Sizungszeit mit 
reglementarifchem Stimmenmehr enticheiden und die betreffenden Kantone gehalten fein, fich ihrem Spruche 
zu unterziehen. — Graubünden vermißte in dieſen Anträgen eine Beitimmung, wonach auch innere 
Streitigkeiten in einem Kanton zwiſchen religiöfen oder politischen Parteien, für deren Austragung es im 
Kanton jelbit feine unparteiifche Oberbehörbe gebe, durch eidgenöffiihe Dazwiſchenkunft zu befeitigen 
wären; wogegen aber von anderer Seite mit Entſchiedenheit eidgenöſſiſche a in dieſe innern 
Angelegenheiten perhorrescirt wurde. 

H. Am 2. Juli 1811 hat die Tagſazung die Berathung über die verfaſſungsmäßige Stellung des 
Syndicats, feine Verhältnifje zur Tagfazung und bie Formen, nach welchen die Streitigkeiten eines 
Kantons mit einem andern vor das Bunbestribimal eingeleitet und von demjelben verhandelt werben 
jollen, abermals ad referendum auf künftige Tagfazung in den Abſchied zu nehmen beichlofjen. 

J. Am 22. Yuni 1812 hat die Tagfazung die weitere Berathung über Regulierung des Geſchäfts- 
ganges vor dem eidgenöffischen Syndicat anf nächites Jahr verichoben. 

K. Dagegen ift am 8. Juni 1812 in Folge einer ſchon leztes Jahr diesbezüglich aufgeworfenen 
‚Frage (Anftand zwiſchen Glarus und Appenzell A.-Rh. betreffend Heimathörigteit der Kinder Tribelhorn) 
beichloffen worden: weil aud) für diejenigen Kantone, die aus zwei von einander unabhängigen Theilen 
beitehen, ein einziger Gefandter auf der Tagfazung erfcheint, deifen Stimme nur dann gültig ift, wenn 
die beiden Kantonstheile eine übereinftimmende Inſtruction ertheilt haben; weil ferner diejer Geſandte 
auch beim Syndicat den ganzen Kanton vertritt und in deſſen Namen eine Stimme abzugeben hat; 
weil endlich weder einem halben Kanton die volle Standesjtimme zuerkannt ift, noch der ganze Kanton 
in einem Streit als unparteiiſch angejehen werben kann, welcher eine Hälfte desfelben betrifft, fo ſei in 
Fällen, in welchen der eine Theil eines ſolchen Kantons als Partei vor dem eidgenöſſiſchen Syndicat 
ericheine, die Mitwirkung und das Botum bes Abgeorbneten des andern Theils des nämlichen Kantons 
ganz unzuläſſig. 

L. Am 11. uni 1813 iſt die Tagjazung im eine Berathung über die verfaffungsgemäße Stellung 
des Syndicates und über das Berfahren vor dem Syndicate nicht eingetreten, ſondern hat ben Gegen: 
ftand für fünftige Berathungen in den Abjchied aufgenommen. 


$ 138. An das eidgenöffiiche Syndicat gebrachte Gegenſtände *). 


A. Um 26. September 1803 hat das Synbicat in Erwartung, daß bie Kantone Bern und 
Freiburg ſich wegen der Gemeinden Münchwyler und Clavaleyres gütlich verftäubigen werben, ben 
anbegehrten Rechtsſpruch eingeftellt. 

B. Am 3. Auguft 1804 hat das Syndicat die bunbesgemäßen Geld: und Maunjchaftsbeiträge 
der beiden Theile des Slantons Appenzell aljo jeitgefezt: 1) An dem mediationsmäßig aufzuftellenden 
Eontingent von 486 Mann hat Junerrhoben '/, und Außerrhoden ?/, zu liefern. 2) An ben Gelbbei- 
trägen für BERSRANBEAETÄNNE Ausgaben joll Innerrhoden '/, und Außerrhoden */, zahlen. 


®) Einige Derathungen des Synditais wurden aus dieſem $ zu den bezüglichen Verhandlungen der Tagſazung hinüber: 
Renommen, 


1810, XVIE 


18, XVII 


inı2, XI 


112, X 


iss, VII 


1008, LXXXI 


1804, LVII 


1604, LVII 


1504, L.VII 


1505, XLIX 


1805. XLIX 


1805, XLIX 


tsos, LIE 
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C. Am 4, Auguſt 1804 hat das Syndicat nady vernommener Begründung der beidfeitigen Präten: 
fionen erklärt, der Streit zwifchen den Kantonen Bern und Freiburg, betreffend die Dörfer Mind: 
wyler und Elavaleyres, rejp. die Frage, ob dieſe zu Bern oder zu Freiburg gehören jollen, eigne fid zu 
einem Enticheid durch das Syndicat; die dagegen erhobene Einſprache von Freiburg werde daher nicht 
angenommen und es feien die beiden Kantone angewiejen, che ein folcher Enticheid gefällt werde, zu 
verjuchen, ſich freundſchaftlich zu verftändigen, 

D. Am 4. Auguft 1804 hat das Syndicat in der Geldstagsangelegenheit des Herrn von Diesbadı 
von Garouge, Burgers zu Bern und Bejizer zweier Herrichaften (Mezieres und Carouge) im ehemaligen 
Amt Milden in der Waadt die zwiichen Bern und Waadt ftreitige Frage in Betreff des Forums 
der Geldstagsliguibation, das jeder der beiden Theile für ji in Anfpruch nahm, zu Gunſten Berns 
entſchieden; immerhin mit einigen Mejervationen binfihtlih der Souveränität des Kantons Waadt und 
der Rechte der waabtländiichen Gläubiger. 

E. Am 17. Juli 1805 bat das Synbicat die Kantone St. Gallen und Thurgau angewieſen, 
ſich wo möglich über einen Grenzanftand bei der Gemeinde Brunſchhofen freundſchaftlich zu verjtändigen 
oder benfelben jchiedsgerichtlicy austragen zu lafjen, im Falle des Nichtgelingens aber die Angelegenheit 
vor das Synbicat zum Entſcheid zu bringen. 

F, Um 18. Juli 1805 hat das Sunbicat die Kantone Bern und Freiburg wegen ber Ge 
meinden Münchwyler und Clavaleyres, da die zwifchen beiden Theilen gepflogenen Verhandlungen zu 
gütlicher Ausgleihung bisher erfolglos waren, abermals zu freundfchaftlicher Verftändigung oder ſchieds— 
richterlicher Vermittlung gewiejen. 

G. Um 18. Juli 1805 gelangte ein Anjtand zwiſchen Ob» und Nidwalden vor das Syndicat, 
indem erjteres gegen lezteres Flagte, daß es fich weigere, Landfäufen (im fpeciellen Falle handelte es 
jih um die Alpen Stänglisbühl, Sulzmatten und Wirzwelli) von Obwaldnern auf dem Gebiete Nid— 
waldens bie Beftätigung zu ertheilen. Nach Anhörung beider Theile hat das Syndicat bermalen nicht 
richterlich entjcheiben, fondern beide Stände nody einmal nachdrüklichſt auffordern wollen, ſich wo möglich 
entweder unter ſich oder auch beliebigen Falls mit Hülfe einer fchiebsrichterlihen Vermittlung zu ver-, 
einigen, widrigenfalls das nächftlünftige Syndicat über die Sache endlich abiprechen werbe. 

H. Am 17. Juli 1806 hat Zürich an das Syndieat die Nechtsfrage gebracht: Kann der Stand 
Thurgau angehalten werden, in Anmwenbung des unterm 26. uni 1805 von der Tagfazung aufge: 
ftellten allgemeitten Grundjazes (jiehe Seite 151, D), die von Zürich titulo fandationis und dominii 
speciali beſeſſenen ſechs Coflaturen im Kanton Thurgau anzuerkennen und die Ausübung derſelben 
ungehindert vor fich gehen zu laffen? Nach Anhörung der beidfeitigen Standpunkte und der Gründe 
für diefelben hat das Syndicat, im Hinblit auf den angerufenen Tagſazungsbeſchluß vom 26. Juni 1805 
und in ber Hoffnung auf einen friedlichen Ausgleich unter den Parteien ſelbſt, den Gegenſtand an dieſe 
zu gütlicher Berftändigung gemwielen und wird nicht gelingenden falls nächſtes Jahr darüber enticherben. 
Inzwiſchen joll Zürich berechtiget fein, jeine althergebrachten Collaturrechte auf die fraglichen Pfründen 
auszuüben, ohne Nachtheil der allfälligen Mechte des Kantons Thurgau, 

J. Am 18. Juli 1806 hat das Syndicat den Entjcheid über die Anjtände zwifchen den Kantonen 
Bern und Freiburg wegen den Gemeinden Münchwyler und Glavaleyres verichoben, den Kanton 
Freiburg aber peremtorijch aufgefordert, vor ‚dem Syndicat des Jahres 1807 Rede und Antwort zu 


($ 138) 389 


ftehen, widrigenfalls, aud wenn Freiburg nicht eintreten würbe, rechtlich abgejprochen werben joll. 
(Siehe audı $ 57, B). 

K. Um 18. Juli 1806 bat nach Anhörung der Parteien das Syndicat in den Anftänden zwiſchen 
Glarus und St. Gallen in Betreff gewifjer werdenbergifcher Güter und Gefälle erfannt: St. Gallen 
joll gemäß leztjährigem Tagſazungsbeſchluß (ſ. Seite 135, E) dem Kanton Glarus alles, was nad) dem 
Inhalt des Beichluffes der Liquidationscommifiton lezterm zugeſprochen worden ift, ausliefern, auch 
Glarus in Bezug auf feine fämmtlichen Gefälle obrigfeitlihe Hülfe Teiften. In Hinſicht der übrigen 
Anjtände werden beide Theile angewiejen, ſich in Bälde zu vergleichen, amfonit der Pandammann der 
Schweiz Vermittler ernennen foll, welde dem Landammann über den Erfolg zu berichten haben zu 
Handen des nächſtjährigen Syndicats. Inzwiſchen wird St. Gallen angewiejen, den in Handen habenden 
Rechnungsjaldo von 2201 Fl. 4 Kr. aus der Verwaltung der werbenbergifchen Güter her an Glarus 
zu übergeben. 

L. Am 18. Juli 1806 hat das Syndicat im der Streitfache zwiſchen Lucern und Unterwalden 
nid dem Wald, betreffend die auf Geldforderungen des Gabriel Käch aus Lucern gelegten ‚Arrefte, 
entichieden, es jeien dieſe Arrefte ala widerrechtlich aufgehoben. 

M. Ebenfalls am 18. Juli hat das Syndicat dieſelben Kantone angewiejen, betreffend das Heimat— 
recht eines von Jakob Wafer aus Engelberg mit A. M. Schanz auferehelicd) erzeugten und im Gefängniß 
zu Lucern geborenen Kindes, fich freundſchaftlich zu verjtändigen. 

N. Ferner ift wiederum am 18. Juli das Syndicat in eine Beſchwerde des Kantons Lucern 
gegen Unterwalden ob dem Wald, betreffend das Heimatrecht der Gebrüder Foſter, ehemaligen 
Incernifchen Angehörigen, nicht eingetreten. 

O0. Am 9. Juli 1807 hat nach Erledigung verjchiedener Vorfragen das Syndicat ben Kanton 
Freiburg durch Gontumazipruch verurtheilt und beſchloſſen, infofern der Kanton Freiburg innert drei 
Monaten die Burgation dieſes Urtheils nicht begehre, jo joll der Beſiz und die Landeshoheit über die 
zwei Ortichaften Münchwyler und Elavaleyres an den Kanton Bern übergehen. 

P. Am 10. Juli 1807 hat das Syndicat in Betreff der ihm durch Tagjazungsbeichluß vom 18. Juni 
zugewieſenen, zwiſchen ben beiden Theilen Appenzells ftreitigen Frage der Verjtenerung der Pfandbriefe: 
ob am Wohnort des Inhabers oder da wo das Pfand liegt, nach vernommener Erklärung beider 
Rantonstheile es Iediglich bei der Aufnahme ber beibfeitigen Äußerungen in das Protokoll bewenbet 
fein laſſen. (Siehe $ 61). 

Q. Un demfelben Tage hat das Syndicat über die von Appenzell: Außerrhoden gegen Inner— 
thoben vorgebradhte Frage: „ob außerrhodiiche Inhaber von Hauptmannszebeln, welche unter dem nad) 
alten innerrhodijchen Verordnungen beftimmten gejezlihen Werth von 80 Gulden vom Hundert feit der 
ſchweizeriſchen Staatsummälzung neu errichtet oder verkauft worden find, und ob Inhaber von einfachen 
Zedeln die auf die gleiche Art unter dem alten gejezlichen Werth von 70 Gulden vom Hundert aufge- 
ftellt oder veräußert worden, von der Regierung des Standes Innerrhoden vor die innerrhodijchen 
Gerichte gezogen und angehalten werben fünnen, nach Vorjchrift der erwähnten alten Verordnungen ben 
gejezlichen Werth zu ergänzen,“ erfannt: die Kraft der in Appenzell-nnerrhoden beftehenden Ver— 
ordnung für die Errichtung und den Verkauf der „einfachen und zweifachen Zedel“ künne auf bie Jahre 
der Revolution, nämlich auf den Zeitraum vom 7. März 1798 bis zum 10. März 1803, nicht ange 
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wendet werben. Die Inhaber ber in jener Zeit erworbenen Schuldfchriften feien vielmehr bei ihren 
nach ben bamals herrichenden Grundſäzen erworben Rechten zu fchligen. Mit Ausnahme bes erwähnten 
Zeitraums erfenne das Syndicat die Wirkung bes gebachten Geſezes ohne mweitern Anftand an, als m 
ber freien Befugniß von Appenzell-Innerrhoden gegründet (S. 8 61). 

R. Am 10. Juli 1807 hat das Syndicat eine Veichwerde von Obwalden an die Regieruma 
von Nidwalden gewiejen, mit ber Aufforderung, daß für den Unterhalt und die Erziehung eines 
Nidwalden angehörigen, aber feit dem Tode des Waters mit der Mutter in Obwalden, ber leztern 
Heimat, befindlichen ehelichen Kindes, ‚mit Rüfficht auf die heiligen Bande, welche Mutter und Sind 
aneinander fmüpfen, nach Mecht und Billigkeit aus dem Vermögen des Vaters gejorgt werde. 

5. Am 23. Juli gl. J. hat das Syndicat die in dem Streit zwifchen den Kantonen St. Gallen 
und Thurgan über urisdictionsverhältniffe und das Eigenthum der Kirche, des Pfarrhauſes umd 
des Meßmerhauſes zu Hagenwyl von Seite des Kantons St. Gallen angebrachte Einwendung als 
unzuläffig und ſich felbit als competent erflärt, in der vorliegenden Sache abzuſprechen. Sodann wurden 
die beiden Kantone zu freumdichaftlicher Ausgleichung eingeladen. Huf den Fall, daß eine ſolche Ber 
ſtändigung nicht erzielt werden fünnte, wurde St. Gallen vor das Syndicat des Yahres 1809 zur Ab: 
urtheilung des Anftandes vorgeladen. 

T. Ebenfalls am 23. Juli hat das Syndicat im PVetreff eines von Konrad Bär von Kekwil, 
Kantons Thurgau, mit Maria Zeiger von Ruswyl, Kantons Qucern, aufßerchelich erzeugten 
Kindes erflärt, es fei dur das von Incernerifchen Behörden ergangene Urtheil die Vaterjchaft wohl 
ausgemittelt, dem Kanton Thurgan ftehe aber zu, die bürgerlichen Folgen diejer Baterichaftsanertennung 
zu beftimmen. 

U. Am gleihen Tag ift das Syndicat in den Streit zwiſchen den beiden Theilen des Kantons 
Appenzell, betreffend die Männlialp, deßwegen nicht eingetreten, weil die Tagſazung des Jahres 1807 
diefe Angelegenheit ad referendum genommen habe (S. 8 6l). 

V. Am 6. Juli 1809 hat das Syudicat den am 23. Juli v. J. gegebenen Entſcheid über bie 
Anjtände zwifchen Lucern und Thurgau, betreffend ein uneheliches Kind des Konrad Bär, in Folge 
einer neuen Beſchwerde Lucerns dahin erläutert, daß der Kanton Thurgau diefes Kind auf die mämliche 
Art zu behandeln, und bemfelben alle diejenigen bürgerlichen Rechte zu ertheilen habe, welche nach den 
Geſezen des Kantons Thurgau dajelbft gerichtlich dem Vater zuertannten Kindern zugefichert jeien. 

W. Am 10. Juli 1810 bat das Syndicat einen Anſtand zwijchen ben Kantonen Zucern mb 
Aargau, betreffend das Heimatrecht des Scheerenichleifers Karl März und deſſen Familie, nad) ver: 
nommener Begründung der beidfeitigen Standpunkte erfannt: Karl März, welcher fi im Yahr 1799 
nach ben Incerniichen Geſezen zugleich mit dem Ankauf eines Heimmejens zu Meriſchwanden das dortige 
Heimatrecht erworben hat und 1803 mit biefer Gemeinde an den Kanton Yargau übergegangen üt, 
ſoll als Heimatsbürger in Meriſchwanden angefehen werben. 

X. In Betreff des Anſtandes zwiſchen Lucern und Unterwalben nid dem Wald, betreffend des 
leztern Ausgangsgebühr anf Brennholz, hat das Syndicat am 10. Juli 1810 ſich lediglich darauf be- 
ſchränkt, die Tagjazungsbeihlüffe und Erklärungen von 1808 und 1809 (ſ. $ 121, L. P) zu beftätigen. 

Y. Am 11. October 1811 hat das Syndicat einen Enticheid über den Anſtand zwiſchen ben 
Kantonen Glarus und Appenzell-Wußerrhoden, betreffend das Heimatrecht der Kinder des 
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Johannes Tribelhorn aus Schwellbrunn, Kantons Appenzell-Außerrhoden, die nah des Vaters Tod 

der glarnerischen Gemeinde Haslen zur Laft gefallen find, für einmal verjhoben und die beiden Stände 

eingeladen, den Streit jreundeidgenöffiih auszutragen; unter allen Umftänden aber werben dieſelben 

aufgefordert, bis zum nächſtjährigen richterlichen Entjcheid für die arme Familie menjchenfreundlich zu 

forgen, damit für fie aus dem Aufichub fein Nachtheil erwachſe. 1814, XL 
Z. Ebenfalls am 11. October hat das Syndicat in ber Klagjache von Appenzell- Außerrhoden 

gegen Innerrhoden betreffend des leztern Befteuerung der Zins- und Piandbriefe erfannt: da das Ger 

ſchäft micht auf eine dem Richter genügende Art vorgetragen und Innerrhoden nicht förmlich vorgeladen 

worden iſt und erflärt hat, aus Mangel an Inſtruction auf die Sache nicht eintreten zu können, 

jo fol die förmliche Citation auf fünftiges Jahr geichehen und die Streitſache von beiden Theilen vor- 

getragen werden, damit der Entſcheid von der competenten eidg. Behörde erfolgen könne. Wegen etwaiger 

voreiliger Ereention von Seite Innerrhodens mag Außerrhoden fi an den Landammann der Schweiz 

wenden. (Siehe $ 61). ıstı, LI 
AA, Eine Klage Lucerns gegen Nidwalden wegen erhöhter Ausfuhrgebühr auf Holz hat 

das Syndicat am gleichen 11. October einftweilen eingeftellt und inzwifchen zur Ausgleichung empfohlen. ss. Lırı 
BB. Am 17. Juli 1812 hat das Syndicat in dem oben erwähnten Streit zwijchen den Kantonen 

Glarus und Appenzell-Außerrhoden die Kinder des Johannes Tribelhorn von Schwellbrunn 

dem Ranton Appenzell-Außerrhoden, und insbejondere der Gemeinde Schwellbrunn zugejprocen. ‚isı2, XLYIN 
CC. Ebenfalld am 17. Juli bat das Syndicat über die Anftände zwiſchen beiden Theilen des 

Kantons Appenzell wegen Beiteuerung der Zinsichriften in Junerrhoden nicht abgeſprochen, weil über 

diefe Angelegenheit eine weitere Behandlung der Tagjazung ftattzufinden habe. (Siehe $ 61). 1512, XLVIN 
DD. Am gleihen Tage find, nad) weitläufiger Anhörung beider Theile, die Kantone Zürich und 

Bajel, betreffend ihren Anjtand wegen des Heimatredyts der Familie des Jakob Bodmer von Binziten, 

Kirchgemeinde Grüningen im Kanton Zürich, zu freundlicher Verftändigung gewieſen worden. 1sı2, XLYII 


HArkundenbeilagen. 





1. 
PBerfaffungsurfunden, vom 19, Februar 1803, 


ACTE DE MEDIATION 
falt 
par le premier Consul de la Röpublique frangaise, 
entre les partie qui divisent la Buisse, 


BONAPARTE, premier Consul de la Republique, 
President de la Republique italienne, aux Suisses, 


L’HELVETIE, en proie aux dissensions, etait 
menacde de sa dissolution ; elle ne pouvait trouver 
en elle-möme les moyens de se reconstituer. ‚L'an- 
cienne affection de la nation frangaise pour ce peuple 
recommandable, qu'elle a recemment defendu par 
ses armes et fait reconnaitre comme puissance par 
ses traitös; l’interet de la France et de la Repub- 
lique italienne, dont la Suisse couvre les frontiöres ; 
la demande du senat, celle des cantons democra- 
tiquss, le veu du peuple helvitique tout entier, 
nous ont fait un devoir d’interposer notre media- 


tion entre les partis qui le divisent. Les semateurs | 


Barthelemy, Rederer, Fouche et Demeunier, ont 
öt6 par nous charges de conferer avec cinquante- 
six deputes du senat helvstique, et des villes et 
cantons, reunis A Paris. Determiner si la Suisse, 
oonstituse fedsrale par la nature, pouvait £&tre re- 
tenue sous un gouvernement central autrement que 
par la force; reconnaltre le genre de constitution 
qui etait le plus conforme au vorn de chaque canton; 


distinguer ce qui repond le mieux aux iddes que | 


les eantons nouveaux se sont faites de la liberte et 


du bonheur ; concilier dans les cantons anciens les | 


institutions consacrdes par le temps avec les droits 





Bermittlungsacte 
bei 


Erften Eonfuls der fränfifchen Republif zwiſchen 
den Parteien, in welche die Schweiz getheilt ift. 


Bonaparte, Erfter Eonful der fränfifchen und 
Präfident der italienifhen Republif, an die Schweizer! 


Helvetien, der Zwietracht preisgegeben, war mit 
feiner Auflöfung bedroht. In fich felbft konnte e8 die 
Mittel nicht finden, um wieder zu einer verfaffungs- 
mäßigen Ordnung zu gelangen. Die alte Gewogenheit 
der fränfifchen Nation für dieſes achtungswerthe Volk, 
melches fie vor kurzem noch durch ihre Waffen ver- 
theibigt und durch ihre Verträge als unabhängige Macht 
hatte anertennen laffen ; das Intereffe Frankreichs und 
der italienischen Republif, deren Grenzen die Schweiz 
bebelt; daS Anfuchen des Senats; daß der bemocratifchen 
Kantone; der Wunſch endlich des gefammten helvetijchen 
Bolfs: haben es Uns zur Pflicht gemacht, ald Vermittler 
aufzutreten zwifchen den Parteien, die es trennen, 

Zu dem Ende haben Wir die Senatoren Barthe— 
lemy, Röderer, Foudhs und Demeunier beauf- 
tragt, mit ſechs und fünfzig Deputirten des helvetiichen 
Senats, der Städte und Kantone, in Unterredung zu 
treten. Die Beantwortung ber Frage: Ob die Schweiz, 
von der Natur felbft zu einem Bunbesftaate beftimmt, 
ander als durch Gewalt unter einer Eentral-Regierung 
erhalten werden fünnte; die Ausfindigmachung derjenigen 
Berfaffungsform, die mit den Wilnfchen jedes Kantons 
am meiften übereinftimmte; die Heraushebung deſſen, 
was den in dem neuen Kantonen entflandenen Begriffen 
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Ar. 1 


rostituds & la masse des citoyens: tels dtaient les | von Freiheit und Wohlfahrt am beften emtipräche ; 


objets qu’il fallait sonmettre & l’examen et & la 
discussion. Leur importance et leur difſieulté nous 
ont décidés à entendre nous-memes dix deputis 
nommds par les deux partis, savoir: les citoyens 
d’Affry, Glute, Jauch, Monnot, Reinhart, Sprecher, 
Stapfer, Ustery, Watteville et Vonflue; et nous 
avons conforé le resultat de leurs diseussions, tant 
avec les differents projets prösentes par les deputa- 
tions cantonales, qu’aves les r&sultats des discus- 
sions qui ont eu lien entre ces döputations et les 
sänateurs-commissaires. Ayant ainsi employd tous 
les moyens de connaitre les intörsts et la volonts 
des Suisses, Nous, en qualit# de mediateur, sans 
autre vue que celle du bonheur des peuples sur les 
intöröts desquels nous avions & prononcer, et sans 
entendre nuire & l’ind‘pendance de la Suisse, sta- 
tuons ce qui suit: 


CHAPITRE PREMIER. 
Constitution du canton d’Appenzeil. 


Article 1*, Le canton d’Appenzell se divise en 
rhodes exterieurs et, interieurs. La ligne de demar- 


eation, les droits et l’indöpendance respective de ces 


deux parties du canton, sont rötablis, 

2. Les communions catholique et reformde ont 
une liberts pleine et entiöre pour l’exercice de leur 
eulte, dans les lieux oü elles sont professdes. 





endlich dann in dem alten Kantonen die Vereinbarung 
derjenigen Einrichtungen, die durch die Zeit ehrwürdig 
geworben maren, mit dem miederhergeftellten Rechten 
bes Volls: — Dies waren die Gegenftände, bie der 
Unterfuhung und Berathichlagung unterworfen werben 
mußten. 

Ihre Wichtigkeit fomohl als das Schwierige der 
felben, haben Uns bemogen, zehn Ausgeſchoſſene beider 
Parteien, nämlih die Bürger von Affry, Gluz, 
Jauch, Monod, Reinhard, Spreder, Stapfer, 
Ufteri, von Wattenwyl und Bonflüe, in eigener 
Perfon zu vernehmen, und Wir haben das Rejultat 
ihrer Berathichlagungen theils mit den verfchiebenen 
Borjchlägen der Kantonal-Deputationen, theils mit dem- 
jenigen zufammen gehalten, was fih auß den Unter: 
redungen biefer Deputationen mit dem committirten 
Senatoren ergeben hatte, 

Nachdem Wir auf diefe Weife alle Mittel erſchöpft 
haben, um das Jutereſſe und den Willen der jchweize 
rifchen Nation kennen zu lernen, fo wird von Uns, in der 
Eigenfchaft eines Vermittlers und ohme andere Abſicht, 
als die Wohlfahrt der Völferfchaften zu erzwelen, über 
beren Angelegenheiten Wir abzufpreden hatten, fo wie 
ohne Berlezung ber ſchweizeriſchen Unabhängigfeit, 
Bolgendes feftgefezt: 


Erſtes Capitel. 
Berfafiung des Kantons Appenzell. 


Artikel 1. Der Kanton Appenzell theilt ſich 
in Inner und Außer-Rhoden. Die Abtheilungslinie, 
die Rechte und mechlelfeitige Unabhängigkeit beider 
Theile find wieder bergeftellt. 

2. Die fatholifhen und reformirten Glaubend- 
befenntniffe haben in den Orten, mo man ſich bazu 
befennt, volle und gänzliche Freiheit zu Ausübung 
ihres Gottesdienfted. 


Rr. 1 


3. La souverainete de chaque partie du canton 
reside dans l'assemblöe generale des citoyens (lands- 
gemeinde). Il sera statue par la diete sur le tour 
de röle pour la nomination du deputs attribus au 
canton J'Appenzell par l’acte föderal. 


4. L'assemblöe generale de chaque partie du 
canton est composde de ses citoyens Agds de vingt 
ans; elle adopte on rejetie les projets de loi ui | 
Ini sont presentes par le grand conseil. 

Aucun autre point n’y est mis en deliberation 
qu’un mois aprös avoir été communiqus par eerit 
au grand conseil, et aprös l’avis de ce conseil. 

Les assemblees generales extraordinaires ne peu- 
vent deliberer que sur les objets pour lesquels elles 
sont convoquses. 


5. Les landammanns, les statthalters, les tre- 
soriers, les bannerets, les secrötaires de l’ötat et les 
autres chefs des rhodes extsrieurs et interieurg sont 
#lus dans la möme forme, avec les mämes droits et 
prörogatives que du passe; ils restent en place le 
möme espace de temps, et l’alternat qui avait lieu 
pour les communautes qu'on nomme devant et der- 
riöre la Sitter est maintenu. 


6. Dans les rhodes extörieurs, le grand conseil, 
le petit conseil, le double conseil, le conseil par- 
tieulier aux communautes situdes devant et derriere 
la Sitter, le consistoire, le conseil de guerre ; et dans 
les rhodes interieurs, ou la partie catholique, le grand 
le petit conseil renfore&, 
gardent leurs anciennes attributions, la mäme or- 
ganisation et le m&me mode d'slection. 


7. Il n’est rien changé à l’ancienne administra- 
tion de la justice civile et criminelle, non plus qu'i 


conseil, le petit conseil, 


l'ancien rögime des communes. 


8. Les autorit6s quelconques doivent se con- 
former aux prinoipes de l'acte föderal. 


Appenzell. 
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3. Die fonveräne Gewalt eines jeben Theils 
bes Stantons befteht in der Pandögemeinde. Die Tag- 
fazung wird die Reihenfolge beftimmen, im welcher ber 
kraft der Bundesverfaffung dem Kanton Appenzell zu: 
ftehende Deputirte ernannt werden joll. 


4. Die Landsgemeinde eines jeden Theild bes 

Kantons befteht aus feinen Bürgern, welche zwanzig 

Jahr alt find. Die Gefezesentwürfe, welche der große 

Rath derfelben vorlegt, werben von ihr angenommen 
oder verworfen. 

Kein anderer Gegenftand kann von der Landsge⸗ 
meinde in Berathſchlagung genommen werben, als 
nachdem bderfelbe einen Monat zuvor dem großen 
Rathe jchriftlich mitgeteilt und deſſen Vorbericht ein« 
geholt worden ift. 

Die außerorbentlihen Pandsgemeinden fünnen nur 
über diejenigen Gegenftände berathen, megen welcher 
fie zufanmenberufen worden find. 

65. Die Landammänner, Statthalter, Sefelmeifter, 
Pannerheren, Landſchreiber und andere Häupter von 
Juner- und Außer-Rhoden werden auf gleiche Art 
und mit den gleichen Rechten und Vorzügen, mie ehe 
mals, gewählt. Sie bleiben die mämliche Zeit im 
Amte. Die Abwechslung, welche für die Gemeinden 
vor und hinter der Sitter ftatthatte, ift beibe- 
halten, 

6. In Außer Rhoden behalten der große, Meine 
und doppelte Rath, ber Gemeinderat vor und Hinter 
der Sitter, der Firchenrath, der Kriegsrath, und in 
Inner-Rhoden oder dem latholiſchen Theil der große, 
der Meine und ber zweifache Rath ihre alten Berrichtungen, 
die gleiche Einrichtung und Wahlart. 


7. Die Verwaltung der bürgerlichen und peinlichen 
Rechtspflege, fowie die Gemeinde - Drbnungen merben 
auf den chemaligen Fuß wieder bergeftellt. 

8. Die Behörden aller Art find gehalten, fi 
nad den Grundfägen der Bundesacte zu richten. 
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Le canton d’Appenzell ne peut &tablir de liaison 
directe ou indirecte avec un autre canton, ou avec 
des puissances ötrangeres, qu’en suivant les formes 
federales de la Röpublique helvstique. 


CHAPITRE I. 
Constitution du canton d’Argovie. 


TITRE PREMIER, 


Division du territoire et ötat politique 
des citoyens, 


Article I", Le canton d’Argovie est divise en 
dix distriets, savoir: Zofingue, Kulm, Aarau, Brougg, 
Lenzbourg, Zurzach, Bremgarten, Muri, Baden (& 
l’exception des villages de Dietikon, Schlieren, (Et- 
will et Hutikon qui font partie du canton de Zu- 
rich), Laufenbourg et Rheinfelden ; ces deux der- 
niers distriets eomposant la totalit# du Frickthal. 

Aarau est le chef-lien du canton. 

Les dix distriets sont divisss en quarante-huit 
cercles. Les citoyens se reunissent, quand il ya 
lieu, en assemblees de commune et en assemblöes 
de cercle. 


2. Pour exereer les droits de eitoyen dans une 
assemblde de commune ou de cercle, il faut, 1° ötre 
domicili6 depuis un an dans le cercle ou dans la 
commune; 2° &tre agé de vingt ans et; maris ou 
l’avoir et6, ou avoir trente ans si l'on n’a pas dt# 
ınarie ; 3° &tre propristaire ou ‚usufruitier d'un im- 
meuble de la valeur de 200 francs de Suisse, ou 
d’une erdance de 300 francs hypothéquée sur un 
immeuble ; 4° si l'on n’stait pas ci-devant bour- 
geois de l’une des communes du canton, payer A la 
caisse des panvres de son domicile une somme an- 
nuelle, qui sera reglee par la loi, selon la valeur 
des propriötds de la commune et dont le minimum 
sera de 6 francs et le maximum de 180 francs ; 


Yargan. 





Rr. 1 


Der Kanton Mppenzell barf weder mittel- no 
unmittelbar mit einem andern Santon oder mit fremden 
Mächten in Berbindung treten, als in Beobachtung 
der Bundesformen der helvetifhen Republik, 


Smeites Capitel. 
Berfafiung des Kantons Margan. 


Erfter Titel. 


Eintheilung des Gebiets und politifer Zuftand der 
Bürger. " 


Artitel 1. Der Kanton Aargau ift in eilf Be— 
zirfe abgetheilt, als: Zofingen, Kulm, Aarau, Brugg, 
Penzburg, Zurzach, Bremgarten, Muri, Baden (mit 
Ausnahme der Dörfer Dietiton, Schlieren, Detwyl und 
Hüttifon, die dem Kanton Zürich zugetheilt werben), 
Fauffenburg und Rheinfelden, melde beide letztere Be— 
zirfe das geſammte Fridthal in fi) begreifen. 

Yarau ift der Hauptort des Kantons, 

Die eilf Bezirke find in acht und vierzig Kreiſe ein 
getheilt. 

Die Bürger vereinigen fi, wenn e8 ber Fall ift, 
in Gemeindeverfammlungen und in Kreisperfammlungen. 


2. Um das Bürgerrecht in einer Gemeinde- oder 
Kreisverfammlung auszuüben, muß man 1. feit einem 
Jahre im dem Sreife oder in der Gemeinde wohnhaft 
jein; 2. zwanzig Jahre alt fein, wenn man verbeirathet 
oder es geweſen ift, und breißig, wenn man unver: 
heirathet ift; 3. Eigenthümer oder Nuznießer fein von 
einer Liegenſchaft von zmeihundert Schweizerfranfen, 
oder einem Schuldtitel von hundert Schmweizerfranten, 
der eine Liegenfchaft zum Unterpfande hat; 4. wenn 
man nicht Ortsbürger von einer Gemeinde bed Kan— 
tons ift, muß man ferner an das Armengut feines 
Wohnorts jährlih eine Summe entrichten, die daß 
Geſez nad) Maßgabe des Vermögens der Gemeinde 
beftimmen wirb, jedoch fo, daß diefelbe wenigftens fech# 
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neanmoins, pour la premiöre election, il suffira de 
payer trois pour cent da prix du dernier oontrat 
d’acquisition de la bourgeoisie, 

Sont exceptös de cette quatriöme condition les 
ministres du culte et les chefs de famille nes en 
Suisse, pöres de quatre enfants agés de plus de seize 
ans, inscrits dans les milices et ayant un mötier ou 
un stablissement. 


3, Moyennant la somme payée annuellement & 
la caisse des pauvres, ou le capital de cette somme, 
on devient copropriötaire des biens appartenant à 
la bourgeoisie, et on a droit aux secours assurds 
aux bourgeois de la commune. 

Les etrangers ou les citoyens suisses d’un autre 
canton qui, aprös avoir rempli le temps de domicile 
et les diverses conditions fixdes par la loi, veulent 
devenir eitoyens du canton d’Argovie, peuvent &tre 
assujettis à payer le capital au denier-vingt de la 
scoımme annuelle à laquelle a étö dvalude la pro- 
priet6 des biens de la bourgeoisie de leur domicile; 
c6 qui est fix par un acte particulier de la com- 
mune, 


TITRE II. 
Pouvoirs publios. 


4, N y a dans chaque communes une munici- 
palitö composce d'un syndie, de deux adjoints et 
d’un conseil municipal, de huit membres au moins, 
et de seize au plus. Les officiers munieipaux de- 
meurent en place six anndes; ils sont renouveles 
par tiers, et reeligibles. 

La loi dötermine les attributions de chaque mu- 
nieipalite, concernant 1° la police locale ; 2° la ré- 
partition et la perception de l’impöt ; 3° l’adminis- 
tration particulitre des biens de la commune et de 
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Franken betragen joll, und einhundert und achzig Franken 
nicht überfteigen kann; für die Theilnahme an den 
erften Wahlen ift es indeffen hinreichend, drei vom 
Hundert derjenigen Summe zu entrichten, die für den 
legten Anfauf des Ortsbürgerrechts bezahlt worden ift. 

Bon diefer vierten Bedingung find ausgenommen : 
die Pfarrgeiftlichen, desgleichen die Hausväter, die in 
der Schweiz geboren find, vier Kinder über fechözehn 
Jahre haben, fih in der Miliz eingefchrieben befinden 
und einen beftimmten Beruf ausüben, ober fonft eine 
Ermwerböquelle befizen. 

3. DBermittelft ber jährlich an daß Armengut zu 
entrichtenden Summe, oder ber Erlegung des Capitals 
diefer Summe, wirb man Antheilhaber am Gemeinde» 
gute und hat Anfpruch auf die den Ortsbürgern zuge- 
ſicherte Unterftügung. 

Die Fremden oder Schweizerbürger aus einem 
andern Kantone, welche das Bürgerrecht im Kanton 
Aargau zu erlangen wünjden, und die zu dem Ende 
dur das Geſez vorgefchriebenen Bedingungen, nament- 
lich das der Aufenthaltszeit erfüllt haben, können zu 
Erlegung eines Capitals angehalten werden, das dem 
zwanzigfahen Werthe des jährlichen Abtrags vom An« 
theilhaberrechte am Gemeindegute ihres Wohnorts gleich 
fommt, Diefer Abtrag fol durd einen befondern Beſchluß 
ber Gemeinde beftimmt werben. 


Zweiter Titel 
Deffentlihe Gewalten, 


4. Im jeder Gemeinde ift ein Gemeinderath, der 
auß einem Ammann (Synbif), zwei Beigeorbneten und 
menigftens acht, höchſteus ſechszehn Vorgefezten befteht. 
Die Borgefezten bleiben ſechs Jahre am Amte; fie 
werben jedesmal zum Drittheil erneuert und find wieder 
mählbar. Das Gefez beftimmt bie Berrichtungen ber 
Gemeinderäthe in Betreff 1, ber örtlichen Polizei; 
2. der Verteilung und Beziehung der Wuflagen; 

8, der befondern Verwaltung des Gemeinde und 
| Armenguts, fowie der untergeordneten Gegenftände 
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la eaisse des pauvres, et les details d'administration der allgemeinen Verwaltung, mit denen fie beauftragt 


göndrale dont elle peut ätre chargee. 

Elle determine, de plus, les fonctions partieu- 
liöres anx syndies, aux adjoints et aux conseils mu- 
nieipaux. 

5. Il y a dans chaque cercle un juge de paix; 
il surveille et dirige les administrations des com- 
munes de son arrondissement. 

D pröside les assembldes du cercle, et il na 
la police. 

I est conciliateur des differents entre les ci- 
toyens, officier de police judicisire charge de l’en- 
quäte preliminaire en cas de delit, et il juge, avec 
des assesseurs, les affaires civiles de peu de valenr. 
La loi determine chacune de ses attributions. 


6. Un grand conseil, composs de cent einquante 


deputes, nommes pour cing ans, ou & vie dans les 
cas determinds par l’article XIV, exerce le pouvoir 
souverain; il s’assemble le premier lundi de mai 
dans la ville d’Aarau, et sa session ordinaire est 
d’un mois, à moins que le petit conseil n'en pro- 
longe la durde. 


Le grand conseil, 1° sccepte ou rejette les pro- 
jets de loi qui lui sont presentes par le petit con- 
seil ; 

2° TI se fait rendre compte de l’execution de 
lois, ordonnances et röglements ; 


3° Il regoit et arröte les comptes de finances 


que lui presente le petit conseil ; 

4° Il fixe les indemnitös des fonetionnaires pu- 
blios ; 

5° Il approuve l’alination des domaines du 
canton ; 

6° II deliböre les demandes de didtes extraordi- 
naires, nomme les deputes aux didtes et; leur donne 
des instructions ; 


werden lönnen. 
Es beftimmt ferner die befondern Berrichtungen 
bes Ammanns, der Beigeordneten und der Borgefezten. 


5. In jedem Sreife ift ein Friedensrichter, deſſen 
Aufficht und Leitung die Gemeinde Berwaltungen des 
Kreifes unterworfen find. 

Er führt bei den Kreisverfammlungen den Borfiz 
und bat die Polizei derfelben. 

Er ſchlichtet die Streithändel zwiſchen den Bürgern, 
it der gerichtliche Polizeibeamte, der im Fall eines 
Verbrechens die vorläufige Unterfuhung anzuftellen bat, 
und fpricht mit Zuzug von Beifizern über Eivil-Streitig« 
feiten von geringem Werthe ab. 

Die nähere Beitimmung jeder diefer feiner Ber 
richtungen bleibt dem Geſeze überlaffen. 

6. Ein großer Rath von 150 Mitgliedern, die auf 
fünf Jahre, oder in den durd den 14, Artifel beftimm- 
ten Fällen auf Lebenszeit ernannt find, übt die höchſte 
Gewalt aus. Er verfammelt ſich aljährlih auf den 
erften Montag bed Maimonats in der Stabt Yaran, 
und kann orbentlicherweife feine Sizungen nicht über 
einen Monat außbehnen; es fei denn, daß der Meine 
Rath; die Dauer derjelben verlängere. 

Der große Rath 

1. Entfcheidet über die Annahme oder Berwerfung 

der Geſezesvorſchläge, die ihm nom Heinen Rathe 
vorgelegt werben, 

2. Er läßt ſich über die Vollziehung der Geſeze, 
Berordnungen und Reglemente Rechenſchaft ab- 
legen. 

Er nimmt dem Meinen Rathe über die Beriwal- 
tung der öffentlihen Gelber Rechnung ab. 

Er beftimmt die Beſoldung der Öffentlichen Be 
amten. 

Er bewilligt die Veräußerung der Santonal« 
Guter. 

Er berathſchlagt über die Zufammenberufung 
außerordentliche Tagfazungen, wenn ſolche begehrt 
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7° Il vote au nom du canton. 


7. Un petit conseil, compose de neuf membres 
du grand conseil, lesquels continuent a en faire 
partie et sont toujours reeligibles, a l’initiative des 
projets de loi et d’impöt. 

Il est charg@ de l’execution des lois et ordon- 
nances; à cet effet, il prend les arr&tes uecessaires; 
il dirige el surveille les autorites inferieures et 
nomme ses agents. 

I} rend compte au grand conseil de toutes les 
parties de l’adıninistration, et il se retire lorsqu’on 
delibere sur sa gestion et sur ses comptes. 

Il dispose de la force arme pour le maintien 
de l’ordre publie. 

Il peut prolonger la durée des sessions ordi- 
naires du grand conseil, et en convoquer d'extra- 
ordinaires. 


8. En matiöre civile et eriminelle, il y a des 
tribunaux de premiere instanee dont les membres 
sont indemnises par les plaidenrs. La loi determine 
le nombre de ces tribunaux, leur organisation et. 
leur competence, 


9, Un tribunal d’appel, compose de treize mem- 
bres, prononce en dernier ressort. 

Il ne peut juger en matisre eriminelle qu'au 
nombre de neuf; et, s'il s’agit d’un delit emportant 
une peine capitale, qu'au nombre de treize; il ap- 
pelle des hommes de loi au Lesoin, 

La loi determine la forme de procdder, et la 
durde des fonctions des juges. 


10. Un tribunal, compose d’un membre du petit 
eonseil et de quatre membres du tribunal d’appel, 
prononce sur le eontentieux de l’administration. 
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wird; ernennt die Abgeordneten des Kantons 
zu den Tagſazungen und ertheilt ihnen die 
Inſtructionen. 

. Er ſtimmt im Namen des Kantons, 


- 
d 


7. Ein feiner Rath, beitehend aus neun Mitgliedern 
des großen Raths, von dem fie fortwährend einen 
Theil ausmachen und die immer wieder wählbar find, 
hat den Borjchlag der Gefeze und Eteuerverordnungen. 

Ihm liegt die Vollziefung der Gefeze und Ber 
ordnungen ob, zu welchem Ende er die nöthigen Be— 
ſchlüſſe faßt. Er hat die Yeitung und Aufficht über die 
untergeordnieten Behörden, und ernennt feine Agenten. 
Er legt dem großen Rathe über alle Theile der öffent- 
lichen Verwaltung Rechenschaft ab und zieht ſich aus 
der Verſammlung zurüf, wenn über jeine Amtsführung 
und Rechnungsablage berathichlagt wird. 

Er verfügt über die bewaffnete Macht zur Hand» 
habung der öffentlichen Ordnung. 

Er kann die ordentlihen Sizungen des großen 
Rathes verlängern und außerorbentlide veranftalten. 


8. Für die bürgerliche und peinliche Rechtspflege 
gibt es Gerichte erſter Inſtanz, deren Mitglieder durd) 
die Parteien entichädigt werden. Die Anzahl dieier 
Gerichte, ihre Einrichtung und Gompetenz wird das 
Geſez beftimmen. 


9. Ein Appellationsgericht von dreizehn Mitgliedern 
ipricht in lezter Inſtanz ab. 

Um in peinlichen Fällen Urtheile auszufällen, müſſen 
wenigftens neun Mitglieder gegenwärtig, und bei Ber 
brechen, welche Todesftrafe nah ſich ziehen, muß das 
Gericht vollzählig fein. Es beruft nöthigenfalls Rechts— 
gelehrte in jeine Mitte, 

Das Gefez beftimmt die Procepform und die Amts- 
dauer der Richter, 


10. Weber ftreitige Adminiftrationsfälle mird von 
einem Gerichte entichieden, das aus einem Mitgliede 
des feinen Raths und vier Mitgliedern des Appellations- 
gerichts beſteht. 
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TITRE III, 
Mode d’ölection et conditions d’öligibilite, 


11. Les officiers municipaux sont nommes par 
l'assemblee de la commune, entre les citoyens Ages 
de trente ans, et. propriötaires ou usufruitiers d’un 
immeuble de la valeur de 500 franes, ou d’une 
ercance de la m&me somme hypothöqude sur un im- 


meuble. 


12, Les juges de paix sont nommeds par le petit 
congeil, entre les citoyens ayant une propridts ou 


une creance de 1000 francs dans la m&me nature | 
: mit Unterpfand vom nämlichen Werthe befizen. 


de biens. 

13. Les places au grand conseil sont donndes 
par V'eleetion immediate, ou par l’eleetion et le sort, 
de la maniere suivante: 

Les eitoyens qui habitent dans l’6tendue d’un 
cercle, forment une assemblee qui ne peut avoir 
lien qu’en vertu d'une convocation ordonnde quinze 
jours d’avance par le juge de paix, et publiee sept 
jours d’avance par chaque municipalite. 


L’assemblee de chaque cerele fait trois nomina- 
tions : 
1° 
distriet un depute qui entre au grand conseil sans 


Elle nomme dans l’arrondissement de son 


Vintervention du sort. L'age de trente ans est la 
seule condition d’eligibilit& pour cette premiere no- 
mination. Le juge de paix president de l'assemblee 
ne peut ötre nomme dans son cercle. 


2° Elle nomme trois candidats hors de son ter- 
ritoire, parmi les citoyens proprietaires ou usufrui- 
tiers d’un immeuble de plus de 20,000 francs, ou 
d’une eröance de la meme valeur hypothequse sur 
des immeubles; et pour cette seconde nomination il 
suffit d’ötre Agd de vingt-eing ans. 


Aargau. 
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Dritter Titel. 
Wabhlart und Wühlbarkeitsbedingungen. 


11. Die Gemeindevorgeſezten werden von den Ge— 
meindeverfammlungen aus den Bürgern ernannt, die 
dreißig Jahr alt find und eine Piegenihaft von 500 
ES chweizerfranfen im Werthe, oder einen auf eine 
Liegenschaft unterpfändfich verficherten Schuldtitel vom 
nämlihen Werthe eigenthümlich oder nuznießungsweiſe 
befizen. 

12. Die Friedensrichter werden von dent Meinen 
Rathe aus denjenigen Bürgern ermählt, die ein Grund: 
eigenthum von 1000 Franken, oder einen Schuldtitel 


13, Die Stellen im großen Rathe werden theils 
durch die unmittelbare Wahl, theils durh Mahl und 
Loos zugleich auf folgende Weife befezt: 

Die im Umfange eines Kreiſes mohnhaften Activ- 
bürger bilden eine Berjammlung, die nicht anders ſiatt 
haben faun, als zufolge einer, vierzehn Tage zum 
voraus von dem friedensrichter anbefohlenen und fieben 
Zage zum voraus von dem Gemeinderath jedes Orts 
befannt gemachten Zuſammenberufung. 

Jede Kreisverfammlung hat drei Ernennungen zu 
machen: 

1. Sie ernennt aus dem Bezirke, zu dem der Kreis 
gehört, einen Abgeordneten in den großen Rath 
ohne Anwendung des Looſes. Das Alter von 
dreißig Jahren ift die einzige Wählbarteits- 
bedingung für Diefe erfte Ernennung. Der 
Sriedensrichter, der bei der Berfammlung den 
Vorſiz führt, kann in feinen Kreiſe nicht gewählt 
werden. 

2. Sie ernennt drei Candibaten außer dem Kreiſe 
unter den Bürgern, die eine Yiegenichaft von 
mehr als 20,000 Franlen im MWerthe, oder einen 
auf eine Piegenfchaft unterpfändlich verficherten 
Schuldtitel vom nämlichen Werthe ald Eigen: 
thümer oder Nuznießer befizen. Für diefe zweite 
Ernennung muß man bloß 25 Jahre alt fein. 
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3° Elle nomme deux cundidats hora de son ter- 
ritoire, parmi les eitoyens Agös de plus de cinquante 
ans; pour cette derniere nomination il suffit d’a- 
voir une propriete, un usufruit ou une erdance hy- 
pothecaire de 4000 franes en immeubles. 


Les deux cent quarante candidats sont reduits 
par le sort à cent deux, qui reunis aux quarante- 
huit deputes nommés immeddiatement par les cereles, 
forment les cent cinquante membres du grand con- 


seil, 


14. Les membres du grand conseil de la se- 
conde et. de la troisiäme nomination n’appartiennent 
a ancun cerele. 

Ceux de la seconde nomination sont ä vie, s'ils 
ont &t6, dans la meme annee, presentis par quinze 
cercles. 

Ceux de la troisiöme sont &galement à vie, si 
trente cereles les ont presentss dans la m&me annde. 


15. Les membres du grand conseil de la pre- 
mitre nomination peuvent &tre indemnises par leurs 
cercles ; les fonctions des autres sont gratuites. 


16. Pour les places de deuxi&me et troisicme 


nomination qui viennent à vaquer au grand con- 


seil dans l'intervalle de eing anndes, le sort designe | 


entre les candidats qui sont restös sur 1a liste, la- 


quelle se renouvelle tous les cinq ans. 


17. Si, & T’öpoque du renouvellement perio- | 


dique, il se trouve au grand conseil plus de cin- 
quante membres a vie, le surplus est ajouté au 
nombre de cent cinguante; de maniöre qu’a cha- 
eune des #lections generales il entre au grand con- 
sel, au moins, einquante-deux eitoyens de la clusse 
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3. Sie ernennt ferner zwei Candidaten außer den 
Kreife unter den Bürgern, die das flnfzigfte 
Jahr ihres Alters überfchritten haben. Für diefe 
legte Ernennung ift es hinreichend, eine Liegen— 
haft von 4000 Schmeizerfranfen, oder einen 
auf eine Piegenfhaft unterpfändlich verficherten 
Schuldtitel vom nämlichen Werthe als Eigen» 
thümer oder Nuznießer zu befizen. 

Aus den 240 Landidaten werden durch das Loos 
102 ausgezogen, die, verbunden mit den 48 Abgeord- 
neten, melde die Kreißverfammlungen unmittelbar er 
nennen, die 150 Mitglieder des großen Raths aus» 
machen. 


14.* Die Mitglieder des großen Raths von ber 
zweiten und dritten Ernennung gehören feinem Kreiſe 
bejonders an, 

Die von der zweiten Ernennung bleiben lebens: 
länglih an der Stelle, wenn fie im nämlichen Jahr 
von 15 reifen vorgefchlagen worden find. Die Mit- 
glieder von der dritten Ernennung bleiben ebenfalls 
lebenslänglich an der Stelle, wenn fie von 30 Kreiſen 
im nämlichen Jahre vorgejchlagen worden find. 


15. Die Mitglieder des großen Raths von ber 
erften Ernennung können dur ihre Kreiſe entjchädigt 


werden. Die Verrichtungen der übrigen find unent— 


gelblich. 

16. Für die Wiederbefezung der Stellen von der 
zweiten und dritten Erneunung, die in der Zwiſchenzeit 
von fünf Jahren im großen Rathe erledigt werden, 


| wird unter den auf dem lezten Berzeichnifle zurüfs 


gebliebenen Candidaten das Loos gezogen. Die Er 
nenerung dieſes Verzeichniffes geht jedes fünfte Jahr 
vor ſich. 

17. Wenn bei der periodifcen Erneuerung des 


' großen Raths fi mehr als 50 Mitglieder, die auf 


Lebenszeit ermannt find, in demfelben befinden, jo wird 
der Überfchuß der Anzahl von 150 Mitgliedern bei— 
gezählt, fo daß bei jeder allgemeinen Wahl wenigftend 
52 Bürger, die entweder ein Grumdeigenthun von 
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des proprictaires fonciers de vingt mille franes, ou 
de l’äge de plus de eingnante ans. 

18. Le pröident du grand conseil est choisi, 
a chaque session, parmi les membres du petit con- 
seil; il ne vote point lorsqu'il s'agit des eomptes 
et de la gestion de ce conseil. 

N n’assiste pas aux döliberations du petit con- 


seil durant sa prösidence. 


19. Les membres du petit conseil sont nommds 
par le grand conseil pour six ans; ils sont re- 
nouveles par tiers; le premier acte de nomination 
designera ceux qui sortiront à la fin de la seconde 
et de la quatrieme annde, j 

Pour ötre &ligible, il faut &tre proprietaire, usu- 
frnitier ou erdancier hypotheenire de la valeur de 
neuf mille franes en immeubles. 

Le petit conseil élit son president tous les mois. 


20. Les membres des tribunaux de distriet sont 
nommes par le petit eonseil sur une liste triple 
prösentde par le tribunal d’appel. On ne peut les 
choisir que parmi les proprictaires, usufruitiers ou 
er6anciers Iıypothecaires de la valeur de trois mille 
francs en immeubles. 


21. Ceux du tribunal d’appel sont nommeös par 
le grand conseil, et, outre la condition de propriets 
exigde par le petit conseil, il faut qu'ils aient exered, 
pendant einq ans, des fonetions judiciaires, on qu'ils 
alent dt membres des autoritss sup6erieures. 


TITRE IV, 
Dispositions gönörales et garanties. 


22. Tout Suisse habitant du canton d’Arguvie 
est soldat. 
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20,000 Franfen befizen, oder über 50 Jahre alt find, 
in den großen Rath treten. 

18. Der Präfident des großen Raths mird für 
jede Sizungszeit unter den Mitgliedern des Heinen 
Raths gewählt, hat aber feine Stimme, wenn über die 
Rechnungen und die Amtsführung des leztern berath— 
ſchlagt wird, 

So lange fein Borfiz dauert, lann er den Berath: 
ſchlagungen des feinen Raths nicht beimohnen. 

19. Die Mitglieder des feinen Raths werden 
vom großen Rathe für ſechs Jahre ernannt; die Er 
neuerung geſchieht immer zum Drittheil. Der erite 
Ernennungact bezeichnet diejenigen Mitglieder, melde 
am Ende des zweiten und vierten Jahres austreten 
ſollen. 

Um gewählt werden zu können, wird ein Eigen 
thum oder eine Nuznießung von 9000 Franken in 
liegenden Gründen, oder auf Yiegenfchaften unterpfänd: 
lich verſicherten Schuldtiteln erfordert. 

Der Meine Nath wählt jeden Monat feinen Präfi- 
denten. 

20. Die Mitglieder der Bezirksgerichte werden 
von dem Meinen Rathe auf einen dreifachen Vorſchlag 
des Appellationsgerichts gewählt. Sie müſſen aus der 
Claſſe von Bürgern genommen werden, die wenigitens 
3000 Franken in Piegenfchaften oder auf Yiegenjchaften 
unterpfändlich verficherten Schuldtiteln eigenthümlich 
oder nuznießungsweiſe befizen. 

21. Die Mitglieder des Appellationsgerichts 
werden vom großen Rathe ernannt und müſſen, außer 
den für den Meinen Rath vorgelchriebenen Eigenthums« 
bedingungen, während fünf Fahren gerichtliche Func 
tionen ausgeübt haben, oder Mitglieder der ober 
Behörde gewefen fein. 


Vierter Titel, 
Allgemeine Berfügnugen und Gewährleiitung. 


22. 


Feder im Kanton Aargau wohnende Schmeizer 


| kann zu Militärdienften angehalten werben, 
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23 les assemblees de cercle ne peuvent, dans 
aucun cas, correspondre, soit entre elles, soit avec 
un individu ou une corporation hors du canton, 

24. La liberts pleine et entiere du culte catho- 
lique et du eulte protestant est garantie, 

Est. pareillement garantie la faculte de racheter 
les dimes et cens & leur juste valeur. * 


CHAPITRE Il. 


Constitution du canton de Bäle, 


TITRE PREMIER. 


De la division du territoire et de l’ötat politique 
des citoyens. 

Article 1°, Le canton de Bäle est divisd en trois 
distriets, savoir: la ville de Bäle, le Waldenbourg 
et le Liestal. 

2. Chaque distriet est, divise en quinze tribus. 
Les anciennes divisions en tribus, qui comprenaient 
les bourgeois de Bäle et du Petit-Bäle, sont reta- 
blies. Hors de la ville, les tribus sont formees des 
parties du district les plus egales en population et 
les plus rapproches qu’il est: possible, sans distinc- 
tion de metier, &tat ou profession, 


3. Tout Suisse habitant du canton et agé de 
seize ans, est soldat. 


4. Sont membres des tribus les bourgeois ou 
fils de bourgeois d’une commune du canton, resi- 
dant depuis un an sur le territoire de la tribu, d’un 
#tat independant, enröles dans la milice, Agés de 
trente ans s’ils ne sont pas ou n'ont pas dt6 ma- 
rıes, et seulement de vingt s’ils sont ou ont dt6 


Balel. 
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23, Die Areißveriammlungen können in feinem 
Falle weder unter ſich, noch mit Individuen oder Ge— 
nieinheiten außer dem Kantone in Verbindung treten. 

24. Die Berfaffung fichert die freie und unein— 
geſchränlte Ausübung des latholiſchen und proteftantifchen 
Gottesdienſtes. 

Sie ſichert ferner den Zehnt- und Bodenzinspflich- 
tigen die Befuguiß, ihre Beſchwerden nach dem wahren 
Werthe derſelben loszufaufen. 


Drittes Capitel. 
Berfaſſung des Kantons Baſel. 


Erſter Titel. 


Bon ber Eintheilung des Kantons und dem politiſchen 
Stande der Bürger. 

Artitel 1. Der Kanton Basel ıft in drei Be 
zirte eingetheilt, nämlich: die Stadt Bafel, Waldenburg 
und Lieſtall. 

2. Jeder Bezirk ift in 15 BZünfte eingetheilt. Die 
ehemaligen Zünfte, welche die Bürger von Bafel und 
Kein-Bafel in fi) begreifen, find wieder hergeftellt. 
Außer der Stadt werden die Bünfte aus denjenigen 
Abtheilungen des Bezirks zufammengefezt, welche fich 
an Bevölkerung möglichſt gleichen und fich, fo viel 
thunlich, am nächften gelegen find; ohne Rüfficht auf 
Handwerk, Stand oder Begangenjcaft. 

3, Jeder Schweizer, der im Kanton angeſeſſen 
und 16 Jahre alt ift, kann zum Militärdienft ange 
halten werben. 

4, Mitglieder der Zünfte find alle die Bürger 
oder Bürgersföhne einer Gemeinde des Kantons, bie 
feit Jahresfrift in dem Gebiete der Zunft angeſeſſen 
find, einen unabhängigen Stand haben, in der Miliz 
eingefchrieben fich befinden; wenn fie unverheirathet 
find dreißig, wenn fie aber wirklich verheirathet oder 


maries, et enfin possedant une propriété foneidre es geweſen zwanzig Jahre alt find, und endlich Grund— 
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ou une eréanes hypothecaire de 50U livres suisses. 


Tout bourgeois du canton peut acquerir la bour- 
geoisie ä Bäle. 


TITRE I. 
Des pouvoirs politiques. 


5. Un grand conseil, compose de cent trente-cing 


membres, fait les lois, les röglements et autres | 


actes du pouvoir souverain, deliböre les demandes 
de diödtes extraordinaires, nomme les deputes du 
canton aux dietes ordinaires et extraordinaires, de- 
termine le mandat de ses deputes, nomme aux places 
dont les fonetions s’etendent à tout le canton, se 
fait rendre compte de l’execution des lois, regle- 
ments et autres actes de son autorite, 


6. Un petit conseil, compose de vingt-eing mem- 
bres du grand conseil, qui eontinuent à en faire 
partie, et dont un au moins de chaque distriet, est 
chargô de l’exccution des lois, reglements et autres 
actes de l'autoritö souveraine; il propose les lois, 
röglements et autres actes qu'il juge necessaires ; il 
dirige et surveille les autorites inferieures ; il juge 
en dernier ressort le contentieux de l’administra- 
tion ; il nomme aux places dont les fonctions s’6- 
tendent à tout un distriet ; il rend compte an granıl 
conseil de toutes les parties de l’administration. 


7. Deux bourguemestres president, chacun a leur 
tour, pendant une annde le grund et le petit con- 
seil; celui qui n’est pas en charge supplde l’antre 
au besoin ; il fait partie du petit conseil. 


8. Un tribunal d’appel, composs de treize mem- 
bres du grand conseil et presid6 par le bourgue- 
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Nr. 1 


ftüfe oder Unterpfand tragende Schuldjchriften von 500 
Schweizerfranfen im Werthe befizen. 

Jeder Bürger des Kantons lann das Bürgerredt 
der Stadt Bajel erwerben. 


Zweiter Titel, 
"Bon den öffentlihen Gewalten. 


5. Ein grofier Rath von 135 Mitgliedern macht 
die Gefeze und Verordnungen und übt die andern 
Acte der höchſten founeränen Gewalt aus. Er berath: 
fchlagt über die Anfragen wegen Zuſammenberufung 
außerordentlicher Taglazungen; ernennt die Abgeſandten 
des Kantons anf die ordentlichen und auferordentlichen 
Tagſazungen; beftimmt den Auftrag diefer Abgefandten; 


| bejezt alle Stellen, deren Amtsverrichtungen fich über 


den ganzen Kanton erſtreken, und läßt ſich über die 


ı Vollziehung der Geſeze, Verordnungen und andern 


von ihm ausgehenden Beſchluſſe Rechenichaft geben. 

6. Ein Meiner Rath, beftehend aus 25 Mitgliedern 
des großen Naths, in welchem fie ihre Stellen beibe 
halten und von denen wenigftens einer aus jedem Be- 
jirfe genommen werden muß, ift mit der Bollzichung 
der von der höchſten Gewalt ausgegangenen Geſeze, 
Verordnungen und andern Beichlüffe beauftragt. Er 
Ichlägt die ihm nöthig ſcheinenden Gefeze, Verordnungen 
und andern Beichlüffe vor; er leitet und beauffichtigt 
die uutern Behörden; er urtheilt in lezter Inſtanz 
über alle Streitigleiten in Berwaltungsjahen; er er: 
nennt zu allen Stellen, deren Amtöverrihtungen ſich 
auf einen ganzen Bezirk erftrefen; endlich legt er dem 
großen Nathe über alle Theile der Verwaltung Rechen- 
ſchaft ab. 

7. Zwei Bürgermeifter führen abwechſelnd, jeder 
ein Jahr, den Borfiz im großen und Meinen Rathe. 
Derjenige, welcher nicht im Amte ift, verfieht nöthigen 
Falls die Stelle des andern; er ift Mitglied des Meinen 
Raths. 

8. Ein Appellationsgericht von 13 Mitgliedern 
des großen Raths, unter dem Vorſiz desjenigen Bür— 


vg. es 


Mr. 1 
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mestre qui n'est point en charge, juge souveraine- | germeiſters, welcher nicht am Amte iſt, urtheilt in 


Quand il 
prononce sur une accusation de crime emportant 


ment en matiöre civile et eriminelle. 


peine eapitale, quatre membres du petit conseil, de- 
signes par le sort, prennent seance et concourent 
au jugement, 

9. Le grand conseil est assemble quinze jours 
tous les six mois à Bäle; le petit conseil s'assemble 
habituellement ; il peut proroger les sessions du 
grand conseil et en convoquer d’extraordinaires. 


10. Les deux bourguemestres sont élus par le 
grand conseil entre les membres du petit conseil, 

Les membres du petit conseil sont &lus par le 
grand conseil. 

les membres du grand conseil sont elus, savoir: 
un tiers par les tribus immediatement, et dans leur 
sein; les deux autres tiers par le sort entre des 
candidats choisis, par les tribus, indistinetement dans 
les distriets dont elles ne font point partie. 


11. Les membres du petit conseil sont re- 
nouvelös par tiers tous les deux ans; ils sont inde- 
finiment reeligibles. 

Les membres du grand conseil, hormis ceux qui 
sont en möme temps du petit conseil, peuvent &tre 
revognes par un grabeau exercö dans les tribus, 
ainsi qu'il est rögl& par l’article XVIII. 


12. Les tribus peuvent donner une indemnite 
au membre du grand conseil qu’elles ont élu im- 
mediatement. Les fonctions des autres membres sont, 
gratuites. 


TITRE II. 


Des ölections et rövocations. 


13, Pour la formation du grand conseil, cha- 
eune des quarante-cing tribus da canton procdde 
ainsi qu'il suit: 


| 
| 
| 
| 


höchſter Inſtanz über alle bürgerlihen und peinlichen 
Nechtsfälle. Wenn es über die Anflage eines PVer- 
brechens zu urtheilen hat, das Zodesftrafe nach ſich 
zieht, fo werden ihm zur Urtheilfprehung vier durch das 
Loos bezeichnete Mitglieder des Heinen Raths beigeordnet, 

9. Der große Rath verfammelt ſich alle ſechs 
Monate auf die Dauer von 14 Tagen in Bafel. Der 
Heine Rath verfammelt fih gemäß Übung. Er kann die 
Sizungszeit des großen Raths verlängern, und den« 
jelben auch auferordentlicher Weife zufammen berufen, 

10. Die zwei Vürgermeifter werden von dem großen 
Rathe aus den Mitgliedern des Meinen Raths ermählt. 

Die Mitglieder des Heinen Raths werden von dem 
großen Rathe ermählt. 

Die Mitglieder ded großen Raths werden erwählt: 
Ein Drittheil unmittelbar durch die Zünfte und aus 
ihrer Dlitte, die zwei andern Drittheile durch das Loos 
aus der Zahl derjenigen Borgefchlagenen (Eamdidaten), 
welche die Zünfte frei and denjenigen Bezirken ger 
nommen haben, zu welchen fie nicht felbit gehören. 

11. Die Mitglieder des Meinen Raths werben 
alle zwei Jahre zu einem Drittheil erneuert; die Aus— 
tretenden find aber ſtets wieder wählbar. Die Mit- 
glieder ded großen Raths, diejenigen ausgenommen, 
welche zugleih de3 Meinen Raths find, können durch 
die, im Urt, 18 vorgefchriebene, in den Zunften vor- 
zunehmende Cenfur (Sichtung, Ausjiebung) abberufen 
werden. 

12, Die Zünfte können denjenigen Mitgliedern des 
großen Raths, welche fie unmittelbar erwählt haben, 
eine Befoldung feitjezen. Die Verrichtungen der übrigen 
Mitglieder find unentgeldlic. 


Dritter Titel, 
Bon ben Wahlen und Abberufungen. 


13. Behufs Bildung des großen Raths verfährt 
jede der 45 Zünfte des Kantons wie folgt: 


” 
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D’abord elle &lit le membre du grand conseil 
qu'elle doit choisir entre les citoyens qui la com- 
posent. 

Elle nomme ensuite quafre candidats dans les 
deux distriets dont elle ne fait point partie. Elle 
n’en peut nommer plus de trois dans le m&me dis- 
trict. 

Des cent quatre-vingts candidats ainsi élus dans 
les trois distriets, quatre-vingt-dix sont designds par 
le sort pour @tre membres du grand conseil, et le 
complöter par leur reunion avec les quarante-cing 
membres ölus immediatement par les tribus. 


14. En vas de vacance, les tribus &lisent tous 
les deux ans aux places des membres du grand con- 
seil qu’elles ont immediatement nommes; le sort 
remplit les autres & mesure qu’elles viennent à va- 
quer, et il nomme entre les candidats qui sont 
restes sur la liste, 


15. Cing ans aprös la premiöre formation du 
grand conseil, et ensuite de neuf en neuf ans, la 
liste des eandidats est renouvelee; et quand les 
places auxquelles le sort a nomm& viennent A va- 
quer, il continue à les distribuer entre les candi- 
dats compris dans la liste. 


16. Les eleetions se font au scrutin et à la 
majorite absolue des suffrages. Si la majorits ab- 
solue ne resulte pas de deux serutins, le sort de- 
eide entre les deux candidats qui ont reuni le plus 
de suffrages. 


17. Nul ne peut &tre placd sur la liste des 
candidats, s’il n'est bourgeois, Age de trente ans et 
propristaire d’un immeuble ou d’une creance hy- 
pothecaire de 10,000 livres suisses, Il sufft d’etre 
bourgeois, Ag de plus de vingt-eing ans, propriö- 


Balel. 
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Vorerſt erwählt fie dasjenige Mitglied des großen 
Raths, das fie aus ihrer eigenen Mitte zu ermennen 
hat, 

Sodann erwählt fie vier Candidaten aus den zwei 
Bezirken, zu welchen fie wicht ſelbſt gehört; jedoch io, 
da fie aus dem gleichen Bezirk nicht mehr als drei 
nehmen fann, 

Von den auf dieſe Weife aus den drei Bezirken 
ernannten 180 Candidaten werden 90 durch das Loos 
bezeichnet, die alsdann Mitglieder des großen Raths 
find und mit den 45 unmittelbar von ben Zünften 
ermählten Mitgliedern den großen Rath vollzäbtig 
machen. 


14. Wenn in dem großen Rathe Stellen erledigt 
werden, fo ergänzen die Zünfte alle zwei Jahre die- 
jenigen wieder, melde ſie unmittelbar bejezt hatten. 
Die andern Stellen hingegen werden, jo wie fie erledigt 
find, nach und nach wieder durch das Yoos und aus 
der Zahl derjenigen Candidaten ergänzt, welche anf 
dem Berzeichniffe Stehen geblieben find. 


15. Fünf Jahre nad der erften Zufammenfezung 
des großen Raths, und nachher je vom neun zu neun 
Jahren wird dad Verzeichnig der Candidaten erneuert; 
und wenn von denjenigen Stellen, die durch das Loos 
beſezt worden find, welche erledigt werden, fo werben 
fie aus denen auf dem Berzeichniſſe ſtehenden Candi— 
daten- wieber durch das Loos erfezt. 


16. Die Wahlen gejchehen auf dem Wege ger 
heimer Abſtimmung durch die abjolute Mehrheit der 
Stimmen. Wenn jedoch feine abfolute Stimmenmehrbeit 
weder bei der erften noch bei der zweiten Abftimmung 
bherausfommt, jo entjcheidet das Loos zwilchen den zwei 
Vorgeſchlagenen, melde die meiften Stimmen gehabt 
haben. 

17. Niemand kann auf das Verzeichniß der Candi- 
daten fommen, der micht Bürger, 30 Jahre alt und 
Eigenthümer von Grundftüfen oder von Unterpfand 
tragenden Schuldfchriften von 10,000 Schweizerfranfen 
im Werthe ift. Um bingegen ummittelbar von jeiner 


Rr, 1 


tairs d’un immenble ou d'une ereance hypothvcaire 


de 3000 livres, pour pouvoir &tre elu immediate- | 


ment par la tribu dont on fait partie. 


ınission de quinze membres, formee par le sort dans 


Tous les deux ans, à Päques, une com- 


chaque tribu, et composde de cing des dix plus Ages, 
de einq des dix proprietaires dont le capital est le 
plus considerable, et de cing designes entre tous les 
membres de la tribu indistinetement, decide s’il y 
a lieu & ouvrir le grabeau sur un ou deux mem- 
bres da grand conseil, autres que cenx qui font 
partie du petit conseil, Si la majorit# de la com- 
mission deeide qu'il y a lieu au grabeau, elle de- 
signe le membre ou les deux membres sur lesquels 
la tribu sera appelde à voter. 

Le tribu vote au serutin pour ou contre la ré- 
vocation de chaque membre soumis au grabsau. 

Le vou de la majorit# des citoyens ayant droit 
de voter dans la tribu est necessaire pour opörer la 
röyoeation. 


Les membres du grand conseil qui ont &te placds 


peuvent etre revoquds que par le vau de la ma- 
joritE des citoyens ayant droit de voter dans un 
pareil nombre de tribus. 

Les membres &lus immedistement par une tribu 


ne penvent etre revoquds que par elle, 


TITRE IV, 


Dölögation et garanties donn&es par la constitution. 


19. 
des pouvoirs et l’institution des autorites subor- 
donnees. 

20. 


fessde dans le canton, 


La constitution garantit la religion pro- 


La loi regle les details de l’organisation | 
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eigenen Zunft gewählt zu werden iſt es hinreichend, 
daß man Bürger, über 25 Jahr alt und Eigenthümer 


von Grundftüten, oder von Unterpfandredjt tragenden 
 Schuldfhriften von dem Werthe von 3000 Schweizer 


franfen fei. 

18, Alle zwei Jahre, auf Oſtern, entjcheidet eine 
Eommiffion von 15 Mitgliedern, welche durch das Loos 
auf jeder Zunft aus fünf der zehn Aelteſten, aus fünf 
der zehn beträchtlichſten Eigenthümer und aus fünf 
aus allen Gliedern der Zunft, ohne Unterjchied, zu: 
fanmengefezt ift: ob die Eenfur (Sichtung) über ein 
oder zwei Mitglieder des großen Raths, die nicht zu« 
gleich auch Mitglieder des Meinen find, vorgenommen 
werden foll. Wenn die Mehrheit der Commiſſion ent 


ſcheidet, daß die Cenſur ftatthaben fol, fo bezeichnet 








fie das oder die zwei Mitglieder, über welche die Zunft 
abftinnmen joll, 

Die Zunft entfcheidet fodann durch geheime Ab- 
ftimmung für oder wider die Wbberufung jedes ber 
Genfur unterworfenen Mitgliedes. 

Um die Abberufung nach fih zu ziehen, wird ein 
Stimmenmehr erfordert, das größer ift als die Hälfte 


aller ftimmfähigen Zunftgenoffen. 
par plus d’une tribu sur la liste des candidats, ne 


Diejenigen Mitglieder des großen Raths, die von 
mehr als einer Zunft auf das Verzeichniß der Candi— 
daten gebracht worden jind, fünnen nur durch die 
Stimmenmehrheit der ftinumfähigen Bürger einer gleichen 
Anzahl von Zünften abberufen werden, 

Die von ihren Zünften unmittelbar erwählten Mit: 
glieder können nur von ihrer eigenen Zunft wieder ab« 
berufen werben. 


Bierter Titel, 


Bon der durch die Verfafiung eriheilten Gewalt und 
Gewährleiftung, 

19, Das Geſez wird die nähern Beſtimmungen 
über die Einrichtung der Gewalten und die Einführung 
der untergeordneten Behörden feſtſezen. 

20. Die Berfaflung garantirt die Neligion, zu 
welcher fi der Stanton befennt, 


en 
TL 
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21. La constitution garantit la facultö de ra- 
cheter les dimes et cens. La loi determine le mode 
du rachat & la juste valeur. | 


CHAPITRE IV. 


Constitution du canton de Berne. 





TITRE PREMIER, 


De la division du territoire et de l’ötat politique 
des citoyens. 


Artiele 1°, Le canton de Berne est divisö en 
eing distriets, savoir: la ville de Berne, l’Oberland, 
le Landgericht, l’Emmenthal, le Seeland. 

2. Chaque distriet est divise en treize tribus. 
Les anciennes tribus de la ville de Berne sont, re- 
tablies. Hors de la ville, les tribus sont formdes des 
parties du distriet les plus &gales en population, et 
les plus rapprochees qu’il est possible, sans distine- 
tion de metier, état ou profession. 


3. Tout Suisse habitant du canton et agé de 


seize ans, est soldat. 


4. Sont membres des tribus les bourgeois ou 
fils de bourgeois d'une commune du canton, resi- 
dant depuis un an sur le territoire de la tribu, 
d’un #tat independant, enröles dans la milice, agés 
de trente ans s’ils ne sont pas on n'ont pas dte 


Bern. 


— 


Nr. 1 


21. Die Berfaſſung fichert die Beſugniß, Zehnten 
und Bodenzinfe loszufaufen. Das Gefez wird bie Art 
und Weife dieſes Losfaufs nach dem mahren Werthe 
beftimmen. 


— — — 


Viertes Capitel. 
Berfaſſung des Kantons Bern. 


Erjier Titel. 


Bon der Fintheilnng des Kantons und dem politiſchen 
Stande der Bürger. 


Artikel 1. Der Kanton Bern ift in fünf Bezirke 
eingetheilt, nämlich: die Stadt Bern, das Oberland, 
das Landgericht, das Emmenthal und dad Seeland. 

2. Jeder Bezirk ift in 13 Zünfte eingetheilt. Die 
alten Zünfte der Stadt Bern find wieder hergeſtellt. 
Außer der Stadt Bern werden dieſe Zünfte aus ben- 
jenigen Abtheilungen des Bezirles zufammengefegt, 
welche eine möglichft gleichmäßige Bevölferung haben 
und ſich thunlichit nahe gelegen find, ohne Rülſicht 
auf Handwerk, Begangenſchaft und Stand, 

3. Jeder Schweizer, der im Stanton angefefien 
und 16 Jahre alt ift, kann zum Militärdienft ange 
halten werden. 

4. Mitglieder der Zünfte find alle die Bürger 
oder Bürgersjöhne einer Gemeinde des Kantons, die 
jeit Jahresfrift in dem Zunftbezirfe angeſeſſen find, 
einen unabhängigen Stand haben, in der Miliz einge 
ichrieben fich befinden, wenn fie unverbeirathet find 30, 


marics, et seulement de vingt s'ils sont ou ont &t6 | wenn fie aber wirklich verheirathet ober es gemeien 


mariös, et enfin possedant une propriät# foneiöre 
ou crdance hypothöcaire de 1000 livres suisses dans 
la ville de Berne, ou de 500 livres dans les autres ! 
communes du canton. Tout bourgeois du canton 
peut acquerir la bonrgeoisie ä Berne. 


find 20 Jahre alt find, und endlich Grundftüfe oder 
Unterpfand tragende Schuldichriften von 1000 Schweizer: 
franfen an Werth für die Stadt Bern und von 500 
Schmweizerfranfen für die übrigen Gemeinden des Kantons 
befizen. Jeder Bürger des Kantons kann das Burger- 
recht der Stabt Bern erwerben. 


TITRE II. 
Des pouvoirs politiques, 


5, Un grand conseil, compos& de cent quatre- 
vingt-quinze membres, fait. les lois, les reglements 
et autres actes du pouvoir souverain, deliböre les 
demandes de dietes extraordinaires, nomme les de- 
putes du canton aux dietes ordinaires et extraordi- 
naires, determine le mandat de ses deputäs, nomme 
aux places dont les fonetions s’etendent à tout le 
eanton, se fait rendre compte de l’exdeution des lois, 
regleinents et autres actes de son autorite. 


6. Un petit conseil, compos& de vingt-sept mem- 
bres du grand conseil, qui eontinuent & en faire 
partie, et dont un au moins de chaque district, est 
charge de l’execution des lois, reglements et autres 
actes de l’autorit& sonveraine ; il propose les lois, 
reglements et autres actes qu'il juge ndcesswires ; 
il dirige et surveille les autorites inferieures; il 
juge en dernier ressort le contentieux de l’adminis- 
tration; il nomme aux places dont les fonctions 
s’stendent & tout un distriet; il rend compte au 
grand conseil de toutes les parties de l’adıninistra- 
tion, 


7. Deux avoyers president, chacun & leur tour, 
pendant une annde le grand et le petit conseil ; 
celui qui n'est pas en charge supplee l'autre au 
besoin ; il fait partie du petit conseil, 


8, Un conseil d’etat, preside par l'avoyer, pre- 
sident du petit conseil, compose des deux plus an- 
ciens et des deux plus nouveaux membres du petit 
conseil et du trösorier, s’occnpe des objets qui in- 
teressent la süret& intörieure et exterienre, et les 
prösente & la deliberation de l’un ou l’autre con- 
seil, 
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Zweiter Titel. 
Bon den öffentlichen Gewalten. 


5. Ein großer Rath von 195 Mitgliedern macht 
die Geſeze und Verordnungen und übt die andern 
Acte der höchſten ſouveränen Gewalt aus. Er berath» 
Ichlagt über die Anfragen wegen Zufammenberufung 
außerordentlicher Tagſazungen; ernennt die Abgeordne⸗ 
ten des Kantons auf die ordentlichen und anferorbent- 
lien Tagſazungen; beftimmt die Juftructton derfelben ; 
bejezt alle Stellen, deren Amtsverrichtungen fich über 
den ganzen Kanton erftrefen, und läßt ſich über bie 
Bollziehung der Gefeze, Verordnungen und andern 
von ihm ausgehenden Bejchlüffe Rechenſchaft geben. 

6, Ein Meiner Rath, beftehend aus 27 Mitgliedern 
des großen Raths, im melchem fie ihre Stellen beibe- 
halten und von denen menigftens Einer aus jedem 
Bezirk genommen werben muß, ift mit der Vollziehung 
der von der höchſten Gewalt ansgegangenen Geſeze, 
Verordnungen und andern Beichlüffe beauftragt. Er 
ſchlägt die ihm nöthig ſcheinenden Geſeze, Verordnungen 
und andere Beichlüffe vor; er feitet und beauffichtiget 
die untern Behörden; er urtheilt im lezter Inſtanz 
über alle Streitigkeiten in VBermaltungsfachen®er ernennt 
zu allen Stellen, deren Amtsverrichtungen fich über 
einen ganzen Bezirk erftrefen; endlich legt er dem 
großen Rathe über alle Theile der Verwaltung Rechen— 
ſchaft ab. 

7. Zwei Schultheiße führen abwechſelnd, jeder ein 
Jahr, den Vorſiz im großen und Heinen Rathe. Der- 
jenige, welcher nicht am Amte ift, verfieht nöthigen- 
falls die Stelle des andern; er ift Mitglied des Meinen 
Raths. 

8. Ein Staatsrath, unter dem Vorſize des ben 
Heinen Rath präſidirenden Schultheißen, beſtehend aus 
den zwei erſt- (älteft-) und dem zwei leztgewählten 
Mitgliedern des Meinen Raths und dem Selelmeifter, 
beforgt diejenigen Geſchäfte, welche die innere und 
äußere Sicherheit betreffen, und legt fie der Berathung 
des einen oder des andern Naths vor. 
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9, Un tribunal d’appel, eompost de treize mem- 
bres du grand conseil, et preside par l’avoyer qui 
n'est point en charge, juge souversinement en ma- 
tiere civile et criminelle, Quand il prononce sur une 
acceusation de eriine emportant peine capitale, quatre 
membres du petit conseil, designes par le sort, 


prennent seance et concourent au jugement. 


10, Le grand eonseil est assemble trois semaines 
tous les six mois à Berne. Le petit conseil s’as- 
semble habituellement ; il peut proroger les sessions 


du grand conseil, et en convoquer d’extraordinaires. 


11, 


conseil entre les membres du petit conseil. 


Les deux avoyers sont @lus par le grand 


Les membres du petit conseil sont &lus par le 
grand conseil, 


Les membres du grand conseil sont elus, savoir: | 


Bern. 





un tiers par les tribus immediatement et dans leur | 


sein; les deux autres tiers par le sort entre des 
candidats choisis, par les tribus, indistinetement dans 


les distriets dont elles ne font point partie 


12, Les membres du petit conseil sont re- 
nouveles par tiers tous les deux aus; ils sont in- 
definiment röeligibles. 


Les membres du grand eonseil, hormis ceux qui 





sont en meme temps du petit conseil, peuvent &tre | 


rövoques par un grabeau exerc" dans les tribus, 
ainsi qu’il est réglé par l’article 19. 


13, 
au membre du grand conseil qu’elles ont «lu im- 
nıedisternent. Les fonetions des autres membres sont 
gratuites. 

TITRE I. 


Des ölections et rövocations, 


14, Pour la formation du grand conseil, chacune 
des soixante-eing tribus prockde ainsi qu'il suit: 


Les tribus peuvent donner une indemnit« | 





Ar. 1 


9, Ein Appellationdgeriht von 13 Mitgliedern 
des großen Raths, präfidirt von demjenigen Scult: 
beißen, melcher nicht amı Amte ift, urtheilt im höchſter 
Juſtanz über alle bürgerlichen und peinlichen Redhts- 
fälle. Wenn es über die Anflagen eines Verbrechens 
zu urtbeilen hat, welches Todesfirafe nach fich zieht, 
fo werden ihm zur Urtheilfprechung vier durch das Yoos 
bezeichnete Mitglieder des Heinen Raths beigeorbnet. 

10, Der große Nath wird alle ſechs Monate auf 
drei Wochen in Bern verfammelt. Der Heine Rath 
verfammelt fich gemäß Übung. Er ann die Sizungszeit 
des großen Raths verlängern und denfelben auch außer 
ordentlicher Weile zufammen berufen. 

1, Die zwei Schultheiße werden von dem großen 
Rathe aus den Mitgliedern des Heinen Raths crmählt. 

Die Mitglieder des Meinen Raths werden von dem 
großen Rathe ermählt. 

Die Mitglieder des großen Raths werden ermählt: 
Ein Drittheil wumittelbar dur die Zünfte und aus 
ihrer Mitte, die zwei andern Drittheile durch das Yoos 


aus der Zahl derjenigen Candidaten, welche die Zünfte 


frei auß jenen Bezirken genommen haben, zu melden 
fie nicht felbft gehören. 

12, Die Mitglieder des Heinen Raths merden 
alle zwei Jahre zu einem Drittheil erneuert; Die aus- 
treienden Mitglieder find aber ftet3 wieder mählbar. 
Die Mitglieder des großen Raths, diejenigen ausge: 
nonmen, welche zugleich des kleinen Rathes find, können 
durch die im Art. 19 vorgefchriebene, in den Zünften 
vorzunehmende Genfur (Sichtung, Ausfiebung) ab— 
berufen werben. 

13, Die Zünfte können denjenigen Mitgliedern 
des großen Raths, welche fie unmittelbar erwählt haben, 
eine Befoldung feitiegen. Die Verrichtungen ber üb 


rigen Mitglieder find unentgeldlid. 


Dritter Titel, 
Bou den Wahlen und Abberufungen, 


14. Zur Bildung des großen Raths verfährt 
jede der 65 Zünfte wie folgt: Vorerſt ermählt fie das; 





N. 1 


D’abord elle «lit le membre du grand conseil | 


qu’elle doit choisir entre ses propres membres. 


Elle nomme ensuite qnatre candidats dans les | 


quatre distriets dont elle ne fait point partie. Elle 
n’en peut nommer plus de trois dans le möme district. 

Des deux cent soixante candidats ainsi elus dans 
tous les distriets, cent trente sont désignés par le 
sort pour &tre membres du grand conseil, et le com- 


pleter par leur reunion avec les soixante-eing &lus | 


itmmediatement par les tribus. 

15. En cas de vacance, les tribus #lisent tous 
les deux ans aux places des membres du grund con- 
seil qu’elles ont immediatenent nommes; le sort 
remplit les autres a mesure qu'elles viennent à va- 
quer, et nomme entre les candidats qui sont restes 
sur la liste. 


16, Cing ans aprös la premiere formation du 
grand conseil, et ensuite de neuf ans en neuf ans, 
la liste des candidats est renouvelse ; et quanıl les 
places auxquelles le sort a nomme viennent à va- 
quer, il continue à les distribuer entre les candi- 
dats compris dans la liste. 


17, Les &lections se font au scrutin et A la 
majorit& absolue des suftrages. Si la majorite ab- 
solue ne resulte pas de deux serutins, le sort decide 
entre les deux candidats qui ont réuni le plus de 
suffrages. 


18, Nul ne peut ötre place sur la liste des 
candidats, s'il n’est bourgeois, Age de trente ans, et 


proprietaire d’un immeuble ou d’une creance hypo- | 


N suffit d’ötre 
bourgeois, Ag6 de plus de vingl-eing ans, proprid- 


tbecaire de 20,000 livres suisses. 


taire d’une immeuble ou d’une erdance hypothe- 
eaire de 5000 livres, pour pouvoir ätre nomme im- 
mödiatement par la tribu dont on fait partie, 


Bern. 
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jenige Mitglied des großen Raths, das fie auß ihrer 
eigenen Mitte zu ernennen hat, Sodann ernennt fie 
aus denjenigen vier Bezirken, zu welchen fie nicht felbft 
gehört, vier Kandidaten ; fie fann jedoch aus dem 
gleichen Bezirke nicht mehr als drei ernennen, Bon 
den auf dieſe Weife aus den fünf Bezirken ernannten 
260 Kandidaten werben 130 durch das Loos bezeichnet, 
die alddann Mitglieder des großen Rathes find und 
mit obigen 65 von dem Zünften unmittelbar erwählten 
Mitgliedern den großen Rath vollzählig machen. 

15, Wenn in dem großen Rathe Stellen in Er 
ledigung fallen, fo ergänzen die Zünfte alle zwei Jahre 


‚ diejenigen wieder, welche fie unmittelbar befezt hatten. 


Die andern Pläze hingegen werden, fo mie fie lebig 
werden, wieder durch das Loos und aus der Zahl ber- 
jenigen Candidaten ergänzt, welche auf dem Verzeichniſſe 
ftehen geblieben find. 

16, Fünf Jahre nach der erften Zufammenfezung 
bes großen Raths, und nachher je von meun zu neun 
Jahren, wird das Berzeihnig der Candidaten erneuert; 
und wenn von denjenigen Pläzen, die durch das Loos 
befezt worden find, welche in Erledigung fallen, jo 
werden fie aus den auf dem Verzeichnifie übrig ge- 
bliebenen Kandidaten durd das Loos wieder erfezt. 

17, Die Wahlen gejchehen auf dem Wege ge» 
heimer Stimmgebung durch die abfolute Mehrheit der 
Stimmen. Wenn jedoch; feine abfolute Stimmenmehrheit, 
meber bei ber erften noch bei der zweiten Abflimmung 
heraustommt, fo entfcheidet das Loos zwiſchen den zwei 
Candidaten, welche die meiften Stimmen gehabt haben, 

18, Niemand fann auf das Verzeichniß der Candi— 
daten kommen, der nicht Bürger, dreißig Jahr alt und 
Eigenthümer von Grundftüten oder von Unterpfands- 
recht fragenden Schuldichriften von 20,000 Schweizer 


‚ franfen Werth ift. Um hingegen unmittelbar von feiner 


eigenen Zunft gewählt zu merden ift es hinreichend, 
daß man Bürger, über 25 Jahr alt und Eigenthimer 
von Grundftüfen oder von Unterpfandrecht tragenden 
Schuldſchriften von dem Werthe der 5000 Schmeizer- 
franfen ſei. 
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19, Tous les deux ans, ä Päques, une com- 


Bern. 


RR. 1 
19, Alle zwei Jahre, auf Oftern, entjcheibet eine 


mission de quinze membres, formee par le sort dans | Eommiffion von 15 Mitgliedern, melde durch das 
chaque tribu, et composde de cinq des dix plus Ages, | 2008 auf jeder Zunft aus fünf der zehn ülteſten, aus 


de eing des dix proprietaires dont le capital est le | 
plus considerable, et de cing designes entre tous les 
membres de la tribu indistinetement, deeide s’il y 
a lien & ouvrir le grabeau sur un membre du grand 
conseil, autre que ceux qui font partie du petit. Si 
la majorits de la commission deeide qu'il y a lien 
au grabeau, elle indique le membre sur lequel la 
tribu sera appelde & voter. 

Le tribu vote au serutin pour ou contre la re- 
vocation du membre soumis au grabeau. 


Le von de la majorit# des eitoyens ayant droit | 
de voter dans la tribu est necessaire pour operer | 


la rövocation. 

Les membres du grand conseil qui ont éto places 
par plus d’une tribu sur la liste des candidats, ne 
peuvent &tre revoques que par le vu de la ma- 
jorite des citoyens ayant droit de voter dans un 
pareil nombre de tribus. 

Les membres &lus immediatement par leur tribu, 





ne peuvent ötre revoques que par elle. 


TITRE IV. 


Dälögation et garanties donndes par la constitution, 


20, La loi rögle les details de l'organisation 
des pouvoirs et institution des autoritds subordon- 
nees. 

21. La constitution garantit la religion professse 
dans le canton. 

22. Elle garantit la faculte de racheter les dimes 
et cens. La loi determine le mode du rachat à la 
juste valeur. 


fünf der zehn beträchtlichſten Eigenthümer und aus 
fünf aus allen Gliedern der Zunft, ohne Unterjchied, 
zufammengefezt ift: ob bie Cenſur (Grabean) über ein 
Mitglied des großen Raths, das nicht zugleich aud 
vom Heinen ift, vorgenommen werben fol, Wenn die 
Mehrheit der Commiffion entfcheidet, daß eine Cenſur 
ftatthaben fol, jo bezeichnet fie das Mitglied, über 
welches die Zunft abftimmen fol. 

Die Zunft emtfcheidet ſodann durch geheimes 
Stimmenmehr für oder wider die Abberufung des der 
Genfur untermorfenen Mitgliedes. 

Um die Abberufung mach fi zu ziehen, wird ein 
Stimmenmehr erfordert, das größer ift, als die Hälfte 
aller ftimmfähigen Zunftgenoffen. 

Diejenigen Mitglieder des großen Raths, die von 
mehr ald einer Zunft auf dad PVerzeihniß der Bor- 
geichlagenen gefommen find, fönnen nur durch bie 
Stimmenmehrheit der ftimmfähigen Bürger einer gleichen 
Anzahl von Zünften abberufen werben. 

Die von ihren Zünften unmittelbar ermählten Mit- 
glieder können nur von ihrer eigenen Zunft wieder 
abberufen werben. 


Bierter Titel. 


Bon ber durch die Verfafiung ertbeilten Gewalt und 
Gewährletftung. 

20, Das Geſez wird die nähern Beſtimmungen 
über die Einrichtung der Gewalten und die Einführung 
der untergeordneten Behörden feſtſezen. 

21. Die Berfaffung garantirt die Religiom, zu 
welcher fich der Kanton befennt. 

22, Die Berfafjung garantirt die Befugniß, 
Zehnten und Bodenzinſe loszukaufen. Das Gefez wird 
die Art und Weife diefes Loskaufes nach dem wahren 
Werthe beftimmen, 


m 
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CHAPITRE V. 
Constitution du canton de Fribourg. 


TITRE 1. 


De la division du territoire et de l’ötat politique 
des oitoyens. 

Article 1*. Le canton de Fribourg est diviss en 
eing distriets, savoir: la ville de Fribourg et sa 
banlieue, Morat, Bulle, Romont, Estavayer. 

2. Le distriet de la ville est divise en quatre 
quartiers, comme du passe. Hors de la ville, chaque 
distriet est divise en quatre quartiers composes de 
parties les plus dgales en population, et les plus 
rapprochees qu'il est possible. 

3. Tout Suisse habitant du canton et Agçé de 
seize ans, est soldat. 


4. Sont membres des quartiers les bourgeois ou 
fils de bourgeois d’une commune du canton, resi- 
dant depuis un an sur le territoire du quartier, d’un 
etat independant, enröldes dans la milice, Ages de 
trente ans s’ils ne sont pas ou n'ont pas ét marids, 
et seulement de vingt s’ils sont ou ont éaté marids, 
et enfin, possödant une propridts fonciöre ou une 
erdance hypotheeaire de 500 livres suisses. Tout 
bourgeois du canton peut acquerir la bourgeoisie à 
Fribourg. 


TITRE UI. 
Des pouvoirs politiquss. 


5. Un grand conseil, composd de soixante mem- 
bres, faıt les lois, les r&glements et autres actes du 
ponvoir souverain, deliböre les demandes de diätes 
ertraordinaires, nomms les deputss du canton aux 
dietes ordinaires et extraordinsires, dötermine le 


Freiburg. 
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Sünftes Capitel. 
Derfaflung ded Kantons Freiburg. 


Erfter Titel. 


Bou der Eintheilung des Kantons und dem politiidhen 
Stande ber Bürger. 

Artilel 1. Der Kanton Freiburg ift im fünf 
Bezirte abgetheilt, nämlich: die Stadt Freiburg und 
ihr Banngebiet, Murten, Bulle, Romont, Stäffis, 

2. Der Bezirt der Stabt wird, wie ehemals, in 
vier Quartiere abgetheilt. Außer der Stadt wird jeder 
Bezirk in vier Omartiere eingetheilt, welche aus den 
an Benölterung möglihft gleichen und einander zunächſt 
gelegenen Theilen beftehen. 

3. Jeder Schweizer, der im Kanton angefeffen 
und 16 Jahr alt ift, fann zum Militärbienft ange 
halten werden. 

4. Mitglieder diefer Quartiere find alle die Bürger 
oder Bürgersjöhne einer Gemeinde des Kantons, die 
feit Fahresfrift in dem Gebiete des Quartiers an« 
gejeflen find, einen unabhängigen Stand haben, in der 
Miliz eingefchrieben fih befinden, wenn fie unverhei— 
rathet find 30, wenn fie aber wirklich verheirathet oder 
8 gewejen find 20 Jahr alt find, und endlich Grund- 
ftüte oder Unterpfand tragende Schuldſchriften von 500 
Schweizerfranken im Werthe befizen. 

Jeder Bürger des Kantons fann das Bürgerrecht 
der Stadt Freiburg erwerben. 


weiter Titel. 
Bon ben äffentlihen Gewalten. 


5. Ein großer Rath von 60 Mitgliedern macht 
die Gefeze und Verordnungen und übt die andern 
Acte der höchſten fouveränen Gewalt aus. Er berath- 
fchlagt über die Anfragen wegen Zufammenberufung 
außerorbentlicher Tagfazungen, ernennt die Abgefandten 
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mandat de ses döputes, nomme aux places dont les 
fonetions s’etendent à tout le canton, se fait rendre 
compte de l’execution des lois, röglements et autres 
actes de son autorıtk. 


6. Un petit conseil, compose de quinze membres 
du grand conseil, qui continuent à en faire partie, 
et dont un au moins de chaque district, est charge 
de l'ex&cution des lois, röglements et autres actes 
de l’autorit souveraine; il propose les lois, rögle- 
ments et autres actes qu'il juge ndcessaires ; il di- 
rige et surveille les autorités inferieures ; il juge 
en dernier ressort le contentieux de l’administration ; 
il nomme aux places dont les fonetions s’ctendent & 
tout un distriet; il rend compte au grand conseil 
de toutes les parties de l’administration. 


7. Deux avoyers president chacun & leur tour, 
pendant une annde, le grand et le petit conseil ; 
celui qui n’est pas en charge supplee l'autre au 
besoin ; il fait partie du petit conseil. 


8. Un tribunal d’appel, compose de treize mem- 
bres du grand conseil, et preside par l’avoyer qui 
n'est point en charge, juge souverainement en ma- 
tiere eivile et criminelle. Quand il prononce sur une 
accusation de crime emportant peine capitale, quatre 
membres du petit conseil, dösignes par le sort, pren- 
nent sdance et concourent au jugement. 


9. Le grand conseil est assemblé quinze jours 
tous les six mois & Fribourg. Le petit conseil s’as- 
semble habituellement ; il peut proroger les sessions 
du grand conseil, et en eonvoquer ('extraordinaires, 


10. Les deux avoyers sont élus par le grand 
eonseil entre les membres du petit conseil, 


Freiburg, Nr. 1 


des Kantons auf die ordentlichen und außerordentlichen 
Tagfazungen, beftinmt die Jnftruction derfelben, beſezt 
alle Stellen, deren Amtsverrichtungen ſich über den 
ganzen Kanton erftrefen, und läßt fi über die Voll- 
ziehung der Gefeze, Verordnungen und andern von 
ihm ausgehenden Beſchlüſſe Rechenſchaft geben. 

6. Ein Meiner Rath, beftehend aus 15 Mitgliedern 
des großen Mathe, in welchen fie ihre Stellen beibe- 
halten, und von denen menigftend Einer aus jedem 
Bezirk genommen werden muß, ift mit der Bollziehung 
der von der höchſten Gewalt ausgegangenen Geſeze, 
Verordnungen und andern Beichlüffe beauftragt. Er 
ſchlägt die ihm nöthig Icheinenden Gefeze, Berorbnungen 
und andern Beſchlüſſe vor; er leitet und beauffichtigt 
die untern Behörden ; er urtheilt in lezter Inſtanz über 
alle Streitigkeiten in Berwaltungsfahen; er ernennt 
zu allen Stellen, deren Amtsverrichtungen fich auf einen 
ganzen Bezirk erftrefen; endlich legt er dem großen 
Rathe über alle Theile der Bermaltung Rechenfchaft ab. 

7. Zwei Schultheißen führen abmechfelnd, jeder 
ein Jahr, den Borfiz im großen und Meinen Rathe. 
Derjenige, welcher nicht im Amte ift, verfieht nöthigen- 
falld die Stelle des andern; er ift Mitglied bes Heinen 
Raths. 

8. Ein Appellationsgericht ven 13 Mitgliedern 
des großen Raths, umter dem Vorfiz desjenigen Schult— 
heißen, welcher nicht im Amte if, urtheilt im höchſter 
Inſtanz über alle bürgerlichen und peinlichen Rechts— 
fälle. Wenn es über die Anflage eines Verbrechens 
zu urtheilen hat, das Todesftrafe nach ſich zieht, fo 
werden ihm zur Urtheilfprechung vier durch das Loos 
bezeichnete Mitglieder des Meinen Raths beigeorbnet. 

9. Der große Rath verfammelt fih alle ſechs 
Monate für die Dauer von 14 Tagen in Freiburg. 
Der Heine Rath verfammelt ſich gemäß Übung. Er fann 


die Sizungen des großen Raths verlängern und denſelben 


auch außerordentlicher Weife zufammenberufen. 

10. Die zwei Schultheiße werden von dem 
großen Rathe aus den Mitgliedern des Meinen Raths 
erwählt. 


er 
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Les membres du petit conseil sont élus par le 
grand conseil, 

Les membres du grand conseil sont &lus, sa- 
voir: un tiers par les quartiers immediatement et 
dans leur sein; les deux autres tiers par le sort 
entre des candidats ehoisis, par les quartiers, indis- 
tinctement dans les distriets dont. ils ne font. point 
partie, 

11. Les membres du petit eonseil sont renouvelös 
par tiers tous les deux ans; ils sont indefiniment 
reeligibles. 

Les membres du grand conseil, hormis ceux qui 
sont en meme temps du petit. conseil, penvent &tre 
revoqguds par un grabeau exercs dans les quartiers, 
ainsi qu’il est regl& par l'artiele 18. 


Freiburg. 





| 


12. Les quartiers peuvent donner une indemnite | 


au membre du grand conseil qu'ils ont elu imme- 
diatement. Les functions des autres membres sont. 


gratuites, 


TITRE I. 


Des elections et rövocations. 


13. Pour la formation du grand conseil, chacun 
des vingt quartiers du canton prockde ainsi qu'il 
suit : 

D’abord il &lit le membre du grand conssil qu'il 
doit choisir.entre ses propres membres. 

Il nomme ensuite quatre candidats dans les quatre 
distriets dont il ne fait point partie. II n’en peut 
nommer plus de trois dans le m@me distriet. 

Des quatre-vingts candidats ainsı elus dans tous 
les distriets, quarante sont designes par le sort pour 
&tre meinbres da grand eonseil, #t le completer par 
leur reunion avec les vingt membres «lus imme- 
Jiatement par les quartiers. 

14. En cas de vacance. les quartiers elisent tous 
les deux ans aux plares des membres da grand con- 


seil qu’ils ont immediatement nommes ; le sort rem- 
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Die Mitglieder des Meinen Raths werden von dem 
großen Rathe ermählt. 

Die Mitglieder des großen Rath werden erwählt: 
Ein Drittheil unmittelbar Durch die Quartiere und aus 
ihrer Mitte; die zwei andern Drittheile durch das 
Loos aus der Zahl derjenigen Kandidaten, melde die 
Onartiere frei aus denjenigen Bezirfen genommen 
haben, zu welchen fie nicht jelbft gehören. 

N. Die Mitglieder des feinen Raths werden alle 
zwei Fahre zu einem Drittheil erneuert; die austreten» 
den find aber ſtets mieder wählbar. Die Mitglieder 
des großen Raths, Diejenigen ausgenommen, melche 
zugleich Mitglied des Heinen Mathe find, lönnen durch 
die im Artikel 18 vorgejchriebene, in den Quartieren 
vorzunehmende Genfur (Sichtung, Ausjiebung) ab- 
berufen werden. 

12. Die Onartiere fönnen demjenigen Mitgliedern 
des großen Raths, welche fie unmittelbar erwählt haben, 
eine Befoldung feitjezen. Die Verrichtungen der übrigen 
Mitglieder find unentgeldlich. 


Dritter Titel, 


Von ben Wahlen und Abberufungen. 


13. Zu der Bildung bes großen Raths verfährt 
jedes der zwanzig Quartiere des Kantons wie folgt: 


, Vorerft ermählt es dasjenige Mitglied des großen Raths, 
das es aus feiner eigenen Mitte zu ernennen bat. 


fann, 


Sodann ermwählt es aus den vier Bezirfen, zu melden 
es nicht ſelbſt gehört, vier Candidaten, jedody fo, daß 
es aus dem gleichen Bezirk nicht mehr als drei nehmen 
Bon den anf diefe Weiſe in allen Bezirlen er- 
nannten 80 Gandidaten werben 40 durch das Loos 
bezeichnet, die alsdann Mitglieder des großen Raths 
find, und mit den 20 unmuttelbar von den Quartieren 
ernannten Mitgliedern den großen Rath vollzäblig 
machen. 


14, Wenn in dem großen Rathe Stellen erlediget 


‚ werden, fo ergänzen die Umartiere alle zwei Jahre 


diejenigen wieder, melche fie unmittelbar beſezt hatten. 
53 
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plit les autres & mesure qu’elles viennent à vaquer, 
et nomme entre les candidats qui sont restes sur la 
liste, 


15. Cing ans aprös la premiöre formation du 
grand conseil, et ensuite de neuf ans en neuf ans, 
la liste des candidats est renouvel&e; et quand les 
places auxquelles le sort a nomm& viennent a va- 
quer, il continue & les distribuer entre les candi- 


dats compris dans la liste. 


16. Les elections se font au scrutin et A la ma- 
jorit& absolue des suffrages. Si la majorits absolue 
ne rösulte pas de deux sermtins, le sort decide entre 
les deux candidats qui ont reuni le plus de suf- 


frages. 


17. Nul ne peut &tre plac# sur la liste des can- 
didats, s’il n'est bourgeois, Ag6 de trente ans, et 
proprietaire d’un immeuble ou d’une er&ance hy- 
pothecaire de 12,000 livres suisses, Il sufht, d’ätre 
bourgeois, Agé de plus de vingt-eing ans, proprid- 
taire d’un immeuble ou d’une erdcance hypothecaire 
de 3000 livres, pour pouvoir &re nommd immed- 


diatement par le quartier dont on fait partie, 


18. Tous les deux ans, & Päques, une commis- 
sion de quinze membres, formde par le sort dans 
chaque quartier, et composee de cinq des dix plus 
äges, de eing des dix proprietaires dont le capital 
est le plus considerable, et de einq designds entre 
tous les membres du quartier indistinctement, de- 
cıde s'il y a lieu A ouvrir le grabeau sur un membre 
du grand conseil, autre que ceux qui font partie 
du petit conseil. Si la majorit€ de la commission 
deeide qu'il y a lieu au grabeau, elle indique le 
sera appeld ä 


membre sur lequel le quartier 


voter, 


Freiburg. 
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Die andern Stellen hingegen werden, fo mie fie erledigt 
find, wieder durch das Loos und aus der Zahl der 


jenigen Candidaten ergänzt, melde auf dem Verzeichniſſe 
ftehen geblieben find. 


15. Fünf Jahre nah der erften Zufammenjezung 
des großen Raths, und nachher je von neum zu neun 
Jahren wird das Verzeichniß der Candidaten erneuert; 
und wenn von denjenigen Stellen, die durch das Yoos 
befezt worden find, melche zu Erledigung kommen, fo 
werden jie aus den auf dem Berzeichnifje ftehenden 
Eandidaten wieder durch das Loos erjezt. 

16. Die Wahlen gefchehen auf dem Wege geheimer 
Stimmgebung durch die abjolute Mehrheit der Stimmen. 
Wenn jedoch feine abfolute Stimmenmehrheit, weder 
bei der erften noch bei der zweiten Abftimmung heraus: 
fommt, jo entjcheidet das Loos zwiſchen den zwei Candi- 
daten, welche die meilten Stimmen gehabt haben. 


17. Niemand kann auf das Verzeichniß der Candi— 
daten fonımen, der nicht Bürger, 30 Jahr alt und Eigen 
thümer von Grundſtüken oder von Unterpfand tragen- 
den Schuldichriften von 12,000 Schweizerfranten im 
Werthe ift, Um hingegen unmittelbar von feinem eigenen 
Uuartier gewählt zu werden ift es hinreichend, daß 
man Bürger, über 25 Jahr alt, und Eigenthümer von 
Grundſtülen oder von Unterpfandsreht tragenden 
Schuldichriften von dem Werthe von 3000 Schmeizer- 
franfen fei. 

18. Alle zwei Jahre, auf Oſtern, entfcheidet eine 
Commiſſion von 15 Mitgliedern, melde durch das 
2008 in jedem Quartier aus fünf der zehn Ülteften, 
aus fünf der zehn beträchtlichiten Eigenthümern und 
aus fünf aus allen Mitgliedern des Quartiers obne 
Unterschied zufammengefezt ift: ob die Cenfur (Sichtung) 
über ein Mitglied des großen Raths, das nicht zugleich 
auch Mitglied des Heinen ift, vorgenommen werben 
fol. Wenn die Mehrheit der Commiſſion enticheidet, 
daß die Cenſur ftatthaben fol, fo bezeichnet fie das 
Mitglied, über welches das Quartier abjtimmen joll. 

Das Quartier enticheidet fodann durch gebeimes 
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Le quartier vote au serutin pour om contre la 
revocation du membre soumis au grabeau, 

Le ven de la majoritö des citoyens ayant droit 
de voter dans le quartier est ndcessaire pour operer 
la revocation. 

Les membres du grand conseil dont les noms 
ont et& places par plus d’un quartier sur la liste 
des candidats, ne penvent etre revoques que par lo 
voeru de la mojorite des citoyens ayant droit de voter 
dans un pareil nombre de quartiers, 

Les membres &lus immedistement par un quar- 
tier, ne peuvent ötre revoqueds que par lui. 


TITRE IV. 
Dölögation et garanties donnöes par 
la constitution. 


19. La loi rögle les «details de l’organisation des 
pouvoirs et, l’institution des autorites subordonndes. 


20. La constitution garantit les religions pro- 
fessdces dans le canton. 

21. La eonstitution garantit la facultö de ra- 
cheter les dimes et cens, La loi determine le mode 
du rachat & ls juste valeur. 


CHAPITRE VI. 


Constitution du canton de Glaris. 


Article 1*. Le canton de Glaris est retabli dans 
ses anciennes limites. La liberte pleine et entiere du | 
culte protestant et du culte catholique est garantie 
dans les lieux oü l’on exerce l'un ou l’autre. 


2. La souverainete reside dans l’assemblee gene- | 
rale des citoyens de tout le canton (gemeine lands- | 


Glarus. 
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Stimmenmehr für oder wider die Abberuſung des der 
Cenſur unterwerfenen Mitglieds. 

Um die Abberufung nad) fih zu ziehen, wird cin 
Stimmenmehr erfordert, das größer ift als die Hälfte 
aller ftimmfähigen Quartiergenoſſen. 

Diejenigen Mitglieder des großen Raths, die von 
mehr ald einem Quartier auf das Verzeichniß ber 
Candidaten gebracht wurden, lönnen nur durch die 
Stimmenmehrheit der ftimmfähigen Bürger einer gleichen 
Anzahl von Quartieren abberufen werden. 

Die von ihren Quartieren unmittelbar erwählten 
Mitglieder können nur vom ihrem eigenen Quartier 
wieder abberufen werben. 


Bierter Titel, 


Bon der durch die Berfafiung ertbeilten Gewalt und 
Gewäbhrleiftung. 

19. Das Gefez wird die nähern Beftimmungen über 
die Einrichtungen der Gewalten und die Einführung 
der untergeordneten Behörden feftjezen. 

20. Die Verfaffung garantirt die Religionen, die 
im Kanton ausgeübt werben. 

21. Die Perfaffung fichert die Befugniß, Zehnten 
und Bodenzinie loszufaufen, Das Geſez wird die Art 
und Weile diefes Yoslaufs nah dem wahren Werthe 
bejtimmen. 


Sedystes Lapitel. 
Berfafjung deö Kantons Glarus. 


Artifel I. Der Kanton Glarus ift wieder im 
jeine ehemaligen Grenzen hergeftellt. Die Verfaffung 
fichert die volle und gänzliche Freiheit des proteſtanti— 
ſchen und Fatholifchen Gottesdienſtes in den Orten, 
wo der eine oder der andere ausgeübt wird, 

2. Die jouveräne Gewalt fteht bei der allgemeinen 
Verfammlung der Bürger ded ganzen Kantons (der 
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gemeinde) ; et Vassemblöe genärale des eitoyens de 
chaque communion a les droits qu’elle exergait autre- 


fois. 


3. L’assemblöe gendrale, composee des citoyens 
de tout Je canton Ages de vingt ans, adopte ou re- 
jette les projets de loi qui lui sont presentes par le 
vonseil general. 

Aucun autre point n’y est mis en delibiration 
qu'un mois apröes avoir ed communiqud par derit 
au eonseil gendral, et après l'avis de ce conseil. 

Les assemblöes wendrales extraordinaires ne peu- 
vent delibörer que sur les oljets pour lesquels elles 


sont convoquees. 


4. Les chefs du canton, savoir: le lundammann, 
le statthalter, le banneret, le tresorier, les deux ca- 


pitaines gensraux, les enseignes generaux, les denx 


inspeeteurs de l’arsenal, les trois seeretaires de l'état 


et le grand sautier (Tand-weibel), sont élus dans la 
möme forme et avec les m&ömes attributions qu’autre- 
fois ; ils restent en place le möme espace de temps, 
L'alternat pour quelgqmes-unes de ces charges, le 
röglement et le partage des emplois à l'égard des 
deux eommunions, sont retablis tels qu’ils existaient. 

Le depute & la diöte est nommd par l’assemblee 
generale des citoyens de tout le canton pendant 
deux ans parmi les citoyens de la commmunion pro- 
testante, et la troisitme annde parmi ceux de la 


communion eatholique. 


Glarus. 
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gemeinen Yandsgemeinde), Die Generalverſammlung 
der Bürger eines der beiden Glaubensbelenntniſſe bat 


das gleiche Necht, welches fie chemals ausübten, 


3. Die gemeine Yandögemeinde, beftchend aus den 
Bürgern des ganzen Kantons, welche 20 Jahr alt find, 
enticheidet über Annahme oder Verwertung der ihr von 
dem Yandrath (gemeinen Rath) vorgelegten Gefezesent: 
würfe. 

Kein Gegenſtand kann von der gemeinen Lands— 
gemeinde in Berathichlagung genommen werden, es jei 
denn derſelbe einen Monat zupor dem gemeinen Rathe 
Ichriftlich mitgetheilt und desſelben Vorbericht eingeholt 
worden, 

Die auferordentlihen gemeinen Landgemeinden 
fönnen nur über diejenigen Gegenſtände berathichlagen, 
wegen welchen fie zufammenberufen worden find, 

4. Die Häupter des Kantons, nämlich: der Yand- 
ammann, der Statthalter, der Pannerherr, der Lands 
fefelmeifter, die beiden Yandshauptleute, die Pandsfähn: 


riche, die beiden Zeugherren, die drei Yandichreiber und 


der Yandmweibel, werden auf die gleiche Art und mit 


den gleichen Rechten wie ehemals gewählt; fie bleiben 


5. Le conseil ghnéral (gemeine rath), le conseil | 


vangälique et le conseil catholique gardent leurs 
anciennes attributions, la meme organisation et le 
möme mode d’election. 

6. Ont aussi le mAäme mode d’election, la möme 


organisation et les mömes attributions que du passe 


les quatre tribunaux de la religion @vangelique, sa- 


die nämliche Zeit im Amte. Die ordnungsmäßige Ab: 
mechölung für einige diefer Stellen und die Anordnung 
und Bertheilung der Amter, in Rülſicht der beiden 
Glaubensbekenntniſſe, find wieder hergeftellt mie fie «3 
chemal3 waren. 

Der Abgefandte zu der Taglazung wird durch die 
gemeine Yandögemeinde des ganzen Kantons während 
zwei Jahren aus den Bürgern des proteftantiichen und 
das dritte Jahr aus den Bürgern des fatholiichen 
Glaubensbelenntniſſes ernannt. 

5. Der gemeine Rath (Landrath), fo mie der 
enangelifche und der katholiſche Kirchenrath behalten 
ihre ehemaligen Befugniffe, Emrichtung und Wahlart. 


6. So behalten auch die vier Gerichte des edan— 
geliſchen Glaubensbefenntnifies, nämlich: das Fünfer- 
gericht, das Neuner-Gericht, das Augenichein-Geridt, 
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voir: le fünfer-gericht, le neuner-gericht, le augen- 
scheingericht, le chor-gericht, les deux tribunaux de 
la religion catholique et je trilmnal mixte (ver- 
mischtes gericht). 

7. Les autoritös quelconques doivent se con- 
former aux principes de l'sete federal. 

Le canton de Glaris ne peut. avoir de liaison di- 
recte ou indireete ayee un autre canton, ou avec 
des puissances efrangeres, qu'en suivant les formes 
de l’acte federal. 


CHAPITRE VI. 


Constitution du canton des Grisons. 


Article Jr, Le canton des Grisons est diviss en | 


trois ligues, 

2. Chaque ligue est divisee en distriets (hochge- 
richts). comme du passe. La seignenrie de Meven- 
feld forme un district jonissant des m&mes droits 
que les autres. Haldenstein est reuni au distriet 
des quatre-villages. La Cour de l'Eveche Vest ü In 


ville de Coire, et Tharasp a l’Engadine-basse. 


Graubünden. 





3, Les conditions necessaires pour l'exercice du | 


droit de eit# dans le canton sont les mömes que 


du passe ; la loı peut les modifier. 


4, Tout Grison Age de seize ans fait partie de | 


la milice du canton. 
5. 


rötablies dans chaque distriet comme du passe, Les 


La sanction des lois et l’administration sont 


parties ci-devant sujettes seront organisdes comme 


celles qui #taient independantes. 


6. La proposition des lois appartient au grand 
conseil du canton, lequel est composl de soixante- 
trois representants, nommes par chaque distriet dans 
la möme proportion que du passt, et choisis dans 


toutes les parties du district, sans &gard à tout pri- | 
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das Chorgericht, auch die beiden Gerichte des latho— 
lichen Glaubensbelenntniffes und das vermifchte Gericht, 
ihre ehemalige Einrichtung, Wahlart und Eompetenzen. 


7. Alle und jede Behörden find gehalten, fi nach 
den Grundſäzen der Bundesacte zu richten. 

Der Kanton Glarus darf weder mittel- noch un- 
mittelbar mit einem andern Kanton, oder mit fremden 
Mächten in Verbindung treten, anders ald in Beob- 
achtung der Formen der Bundesacte. 


— — * 


Siebentes Capitel. 
Berfafſung des Kantons Graubünden. 


Artifet 1. Der Aanton Graubünden ift in drei 


| Bünde abgetheilt. 


2. Jeder Bund ift, mie ehemals, in Hochgerichte 
eingerheilt. Die Herrſchaft Meyenfeld bildet ein Hoch» 
gericht, das mit den andern gleiche Rechte genießt. 
Haldenftein ift dem Hochgericht der vier Dörfer, der 
fürftliche Hof der Stadt Chur, und Tarafp dem Unter- 
Engadin zugetheilt 

3. Die nöthigen Bedingungen zur Ausübung des 
Bürgerrecht3 in dem Kanten find die nämlichen, mie 
ehemals; das Geſez lann fie abändern, 

4. Jeder jechözchnjährige Bündtner gehört zu der 
Miliz des Kantons, 

5. Die Beftätigung der Gejeze und die Verwaltung 
find in den Hocgerichten auf den chemaligen Fuß 
wieder hergeftellt. Die chemaligen Unterthanen-Pand- 
ichaften werden fo eingerichtet wie die, jo unabhängig 
waren. 

6. Der Borfchlag der Gefeze kommt dem großen 
Rathe zu, welcher aus 63 Nepräfentanten beftcht, die 


' aus allen Hochgerichten im gleichen Verhältniß, mie 


ehemals, und aus allen Theilen des Hochgerichts ge- 
wählt werden, ohne Rülſicht auf Vorrechte, die allen- 
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vilege qui aurait pu ötre contraire. Le grand con- 
seil prononce sur les diffienltes qui peuvent s’elever 
entre les communes ; il veille aux interäts communs ; 
il repartit, quand il y a lien, les contributions entre 
les distriets ; ıl deliböre les demandes de dietes hel- 
vötiques extraordinaires; il nomme des deputis a 
toutes les dietes (ant ordinaires qu'extraordinaires; 
ıl determine leurs mandats; il assure l’execution 
des decrets de la diöte helvötique. 


7. Un petit conseil, composs de trois chefs, 
nommes chacun dans leur ligue par les reprösen- 
tants des communes, et choisis entre tous les citoyens 
de la ligue, nonobstant tout aneien privilöge qui 
ponrrait avoir été contraire, est charge de l’exeeu- 
tion de tous les actes emands du grand conseil du 
vanton, et lui transmet les demandes des communes 
ou distriets qui exigent sa decision. 


8. L'ancien systöme judiciaire est rétabli dans 
les ligues; la loi peut y faire des changements et 
etablir un tribunal d’appel dans chaque ligue, ou 
un seul pour tout le canton. 


Graubünden. 





9. Les distriets ni les ligues ne penvent corres- | 


pondre entre eux que par les chefs de ligue ou le | 


grand conseil du canton. Les districts, les ligues ni 
le grand conseil du canton ne peuvent avoir de 
relation avec d’autres cantons, ni avec aucune puis- 
sance etrangere, que par l'intermediaire de la diöte 
helvetique; le tout nonobstant tout usage contraire. 
Sont interdits aux distriets, ligues et conseil gendral 
tous actes qui pourraient pröjudieier & l’unite du 
canton, ainsi qu’& l’units föderale. 


10, La loi fait dans les details de l’organisa- 
tion des pouvoirs les changements que les circons- 
tances peuvent exiger, et qui sont compatibles avec 
la presente constitution, 


ſ 
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falls dagegen fein könnten. Der große Rath fpricht in 
den Streitigkeiten ab, die ſich zmifchen den Gemeinden 
erheben könnten; er wacht über die gemeinfamen Jnte- 
reffen; er verlegt die etwa nöthigen Abgaben auf die 
Hochgerichte; er berathichlagt über die Vegehren von 
außerorbentlichen helvetifhen Tagſazungen; er ernennt 
die Abgefandten zu allen ordentlichen und anßerordent: 
lichen Tagfazungen; er beftimmt die Inſtruction der— 
ſelben; ex fichert die Vollziehung der Decrete der heine: 
tifchen Tagfazung. 

7. Ein Meiner Rath, beftchend aus den drei 
Bundeshäuptern, deren jedes in feinem Bunde durch 
die Nepräfentanten der Gemeinden, und aus allen 
Bürgern des Bundes, ohme Nükficht auf ehemals ent- 


gegengeſezte Privilegien gewählt wird, ift mit der Bol 


ziehung aller von dem großen Kantonsrath ausgehenden 
Acte beauftragt und übermacht demjelben die Begehren 
der Gemeinden und Hochgerichte, welche feinen Ent- 
ſcheid erheiſchen. 

8. Das chemalige richterliche Syſtem iſt in der 
Bünden wieder hergeftellt; das Gefez fann Abänderun 
gen treffen und ein Appellationdgericht in jeden Bunde, 


oder ein einziges für den ganzen Kanton errichten, 


9. Weder die Bünde, noch die Hochgerichte dürfen 
unter einander correfpondiren, anders als durch bie 
Bundeshäupter oder durch den großen Rath. Meder 
die Hochgerichte, moch die Bünde, mod der große Rath 
dürfen mit andern Kantonen, oder mit einer fremden 
Macht in Verbindung treten, anders als dur Ber: 
mittelung der helvetifchen Tagfazung; ungeachtet aller 
bisherigen entgegengefezten Übung. 

Den Hocdgerichten, den Bünden und dem großen 

Rath find alle Handlungen, die der Einheit des 
Kantons oder ber Bundeseinheit ſchaden fünnten, 
unterjagt. 
10. Das Geſez macht in dem Detail der Einrichtung 
Sewalten diejenigen Abänderungen, welche die Um— 
ftände erfordern fünnen, und die mit der gegemmärtigen 
Verſaſſung verträglich find. 


der 
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N1. La constitution garantit les religions pro- 
fessces dans le canton. 

12. La constitution garantit & tout bourgeois 
d'une ligue le libre exercice de son industrie dans 
tout le canton. 

1%. La constitution garantit la facults de ra- 
cheter les dimes et cens. La loi determine le mode 


du rachat à la juste valeur. 


CHAPITRE VIU. 


Constitution du canton de Lucerne. 


TITRE PREMIER, 


De la division du territoire et de l’&tat politique 
des eitoyens. 

Article 1”, Le canton de Lucerne est divise en 
ang districts, savoir: la ville de Lucerne, Entli- 
buch, Willisau, Sursee, Hochdorf. 

2. Chaque distriet est divisd en quatre quartiers, 
composös de parties les plus égales en population, 
et les plus rapprochées qu'il sera possible, sans dis- 
tinetion de metier, &tat ou profession. 


3. Tout Suisse habitant du canton, et Ag6 de 
seize ans, est soldat. 


4, Sont membres des quartiers les bourgeois ou 
fils de bourgeois d'une commune du canton, rösi- 
dant depuis un an sur le territoire du quartier, 
d'un &tat indöpendant, enrölös dans la milice, Ages 
de trente ans s’ils ne sont pas ou n'ont pas #t6 
maries, et seulement de vingt s’ıls sont ou ont été 
maries, et enfin possedant une propriets fonciöre ou 
ume erdance hypothecaire de 500 livres suisses. Tout 
bonrgeois du canton peut aequdrir la bourgeoisie & 
Lucerne, 


Pırcern. 
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N. Die Berfaſſung fihert die in dem Kanton ans- 
geübten Religionen. 

12. Die Berfaffung fichert jedem Bürger eines 
Bundes die freie Ausübung jeine® Gewerbes durd 
den ganzen Kanton. 

13. Die BVerfafjung fichert das Recht, Zehnten 
und Bodenzinfe loszufaufen. Das Geſez beftimmt die 
Art des Postaufd nach dem mahren Werthe dieſer 
Beſchwerden. 


Achtes Capitel. 
Berfafſung des Kantons Lucern. 


Erſter Titel. 


Bon der Eintheilung des Kantons und dem politiſchen 
Stande ber Bürger. 

h PR Artitel 1. Der Kanton Lucern ift in fünf Bezirfe 

eingetheilt, nämlih: die Stadt Lucern, Entlibuch, 

Willisan, Surfee, Hochdorf. 

2. Jeder Bezirk ift in vier Quartiere eingetheilt, 

die fo zufammengejezt find, daß fie fich an Bevöllerung 

möglichft gleichen und einander möglichft nahe gelegen 

find; ohne Rükſicht auf Handwerk, Stand oder Be- 

gangenſchaft. 

3. Jeder Schweizer, der im Kanton angeſeſſen 

und 16 Jahr alt iſt, fann zum Militärdienſt angehalten 
werben. 
4, Mitgfieder diefer Quartiere find alle die Bürger 
oder Bürgersföhne einer Gemeinde des Kantons, bie 
feit Jahresfrift in dem Gebiete des Quartiers ange 
feffen find, einen umabhängigen Stand haben, in ber 
Miliz eingefchrieben fich befinden, wenn fie unverhei- 
rathet find 30, wenn fie aber wirklich verheirathet oder 
es geweſen find 20 Fahre alt find, und enblih Grund- 
ftüfe oder Unterpfand tragende Schuldichriften von 500 
Schweizerfranfen im Werthe befigen. Jeder Bürger des 
Kantons Tann das Bürgerrecht der Stadt Pucern er- 
werben, 








TITRE I. 
Des pouvoirs politiques, 

5. Un grand conseil, composs de soixante mem- 
bres, fait. les lois, les röglements et autres actes du 
pouvoir souverain, delibere les demandes de dietes 
extraordinaires, nomme les deputes du canton aux 
diötes ordinaires et extraordinairer, determine le 
mandat de ses döputes, nomme aux places dont les 
fonctions s’&tendent & tout le canton, se fait rendre 
compte de l'exécution des lois, röglements et. autres 
actes de son autorite. 


6. Un petit conseil, compose de quinze mem- 
bres du grand conseil, qui continuent à en faire 
partie, et dont un au moins de chaque district, est 
charge de l’exdeution des lois, röglements et autres 
actes de l’autorit& souveraine ; il propose les lois, 
röglements et autres actes qu’il juge nöcessaires ; il 
dirige et surveille les autorites inferieures ; il juge 
en dernier ressort le eontentieux de l’administra- 
tion; il nomme aux places dont. les fonctions s’e- 
tendent à tout un district; il rend compte au grand 
conseil de toutes les parties de l'administration. 


7. Deux avoyers prösident, chacun à leur tour, 
pendant une annde le grand et le petit conseil ; 
celni qui n’est pas en charge supplee l’autre au 
besoin ; il fait partie du petit conseil. 


8. Un tribunal d’appel, compost de treize mem- | 


bres du grand conseil, et presids par l’avoyer qui 
n'est point en charge, juge souverainement en ıma- 
tiere eivile et criminelle. Quand il prononce sur 


une acensation de crime emportant peine capitale, 


quatre membres du petit conseil, dösignes par le 


sort, prennent seance et coneourent au jugement. 
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Zmeiter Titel, 
Bon den öffentlichen Gewalten. 


5, Ein großer Rath von 60 Mitgliedern macht 
die Geſeze und Verordnungen, und übt die andern 
Acte der höchſten fouveränen Gewalt aus. Cr berath- 
fchlagt über die Anfragen wegen Zufanunenberufung 
außerordentlicher Tagfazungen, ernennt die Abgeiandten 
des Kantons auf die ordentlichen und außerordentlichen 
' Zagfazungen, bejtimmt den Auftrag derſelben, beiezt 
alle Stellen, deren Amtsverrichtungen ſich über teu 
ganzen Kanton erftrefen, und läßt ſich über die Bol: 
ziehung der Gefeze, Verordnungen und andern von 
ihm ausgehenden Beſchlüſſe Rechenſchaft geben. 

‚6. Ein kleiner Rath, beſtehend aus 15 Mitgliedern 

| des großen Raths, im welchem fie ihre Stellen beibe 
| halten, und von denen menigftens Einer aus jedem 
| Bezirt genommen merden muß, ift mit der Vollziehung 
der von der höchſten Gewalt außgegangenen Geſeze, 
Berorduungen und ander Beichlüfle beauftragt. Er 
jchlägt die ihm nöthig ſcheinenden Gefeze, Verordnungen 
und andern Beſchlüſſe vor; er leitet und beauffichtigt 
die untern Behörden; er urtheilt in lezter Inſtanz 
über alle Streitigkeiten in Verwaltungsfachen ; er ernennt 
zu allen Stellen, deren Amtsverrichtungen fih auf 
einen ganzen Bezirk erftreten; endlich legt er dem großen 
Rathe über alle Theile der Verwaltung Rechenſchaft ab. 
+ 7. Zwei Schultheiße führen abwechſelnd, jeder ein 
"Jahr, den Vorſig im großen und Meinen Mathe. Der- 
jenige, welcher nicht im Amt ift, verfieht nöthigenfalls 
' die Stelle des andern; er ift Mitglied des Heinen 
| Naths. 
8. Ein Appellationsgeriht von 13 Mitgliedern 
+ des großen Mathe, unter dem Borfiz desjenigen Scult- 
heißen, welcher nicht im Amte ift, urtheilt in bödhfter 
Inftanz über alle bürgerlichen und peinlichen Rechts 
fälle. Wenn es über die Anflage eines Verbrechens zu 
urtbeilen hat, das Tobdesitrafe mach fich ziebt, fo werden 
| ihm zur Urtheiliprehung vier dur das Loos bezeid- 
| nete Mitglieder des Meinen Raths beigeordnet. 





er 


Kr. ti 


9. Le grand conseil est assemble, quinze jours 
tous les six mois, ä Lucerne ; le petit conseil s’as- 
semble habituellement; il peut proroger les sessions 


du grand eonseil, et en convoquer d’extraordinaires. 


10. Les deux avoyers sont &lus par le grand 
eonseil entre les membres du petit conseil. 

Les membres du petit eonsgil sont elus par le 
grand conseil. 

Les membres du grand conseil sont &lus, savoir: 
un tiers par les quartiers immediatement et dans 
leur sein; les deux autres tiers par le sort entre 


des candidats choisis, par les quartiers, indistincte- 


ment dans les distriets dont il ne font point partie. 


11. Les membres du petit conseil sont renouveles 
par tiers tons les deux ans; ils sont indéfiniment 


r&ligibles. 


Les membres du grand conseil, hormis ceux qui 


sont en ınöme temps du petit conseil, peuvent etre 
tevoquss par un grabeau exercö dans les quartiers, 


ainsi quil est regle par l'artiele 18. 


12. Les quartiere peuvent donner une indemmite 
au membre du grand conseil qu'ils ont élu imme- 
diatement. 


gratnites, 


TITRE I. 
Des ölections et rövocations. 


13. Pour la formation du grand eonseil, chacun 
des vingt quartiers du canton proc&le ainsi qu'il suit: 

D’abord il nomme le membre du grand conseil 
qu’il doit choisir entre ses propres membres. 

Il nomme ensuite quatre candidats dans les dis- 
tricts dont il ne fait point partie, I] n’en peut 


Pucern, 


Les fonetions des autres membres sont. 
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PL) Der große Rath verfammelt fih alle ſechs 
Monate auf die Dauer von 14 Tagen in Yucern. 
Der Meine Roth verfammelt ſich nah Gewohnheit. 
Er kann die Sizungen des großen Raths verlängern 
und denfelben auch außerordentlicher Weife zufanmen 
berufen. 


AD. Die zwei Schultheiße werden von dem großen 
Nathe aus den Mitgliedern des Meinen Raths ermählt. 


Die Mitglieder des feinen Raths werden von dem 
großen Rathe erwählt. 


— 


Ein Drittheil unmittelbar durch die Quartiere und aus 
ihrer Mitte; die zwei andern Drittheile durch das Loos, 
aus der Zahl derjenigen Candidaten, welche die Duar- 
tiere frei aus jenen Bezirlen genommen haben, zu 
welchen fie nicht ſelbſt gehören. 


11. Die Mitglieder des Heinen Raths werden alle 
zwei Jahre zu einem Drittheil erneuert; die austreten: 
den find aber ftetS wieder wählbar. 

Die Mitglieder des großen Naths, Diejenigen aus- 
genommen, melde zugleid; Mitglieder des Meinen Raths 
find, können dur die im Artikel 18 vorgefchriebene, 
in den Quartieren vorzunehmende Cenſur (Sichtung, 
Ausfiebung) abberufen werden. 





12. Die Quartiere fönnen denjenigen Mitgliedern 
des großen Naths, welche fie unmittelbar erwählt haben, 
eine Entichädigung feſtſezen. Die Berrichtungen der 

‚ übrigen Mitglieder find unentgeldlich. 


Dritter Titel, 
Bon den Wahlen und Abberufungen. 


: 33. Behufs Bildung des großen Raths verfährt 

jedes der zwanzig Uuartiere des Kantons, wie folgt: 

Borerjt ernennt es dasjenige Mitglied des großen 

Naths, das es aus feiner eigenen Mitte zu erwählen hat. 

Sodann ermwählt es vier Candidaten aus den Ber 

zirten, zu welchen es micht ſelbſt gehört; jedoch fo, 
> 





Die Mitglieder des großen Raths werden ermählt 0 


| 


| 
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nommer plus de trois dans le distriet dont il ne 
fait point partie, 

Des quatre-vingts candidats ainsi élus dans tous | 
les districts, quarante sont desienes par le sort pour 
etre membres du grand conseil, et le completer par 
leur r&union avec les vingt membres élus imıne- 


diatement par les quartiers. 


14, En cas de vacance, les quartiers elisent tous 
les deux aus aux places des membres du grand con- 
seil qu'ils ont immediatement nommes ; le sort rem- 
plit les autres & mesure qu'elles viennent à vaquer, 
et nomme entre les eandidats qui sont restés sur 


la liste, 


15. Cing ans aprés la premiere formation du 


grand conseil, et ensuite de neuf ans en nenf ans, 


la liste des candidats est renouvelde ; et quand les 


places auxquelles le sort a nomm« viennent a va- 
quer, il continue A les distribuer entre les candi- 


dats compris dans la liste. 


16. Les &lections se font au scrutin et a la ma- 
jorite alsolue des suffrages, Si la majorite absolue 
ne resulte pas de deux serutins, le sort decide entre 


les deux candidats qui ont rduni le plus de suffrages. 


17. Nul ne pent etre placé sur la liste des can- 
didats, s'il n'est bourgeois, Age de trente ans, et. 
propristaire d’un immenble ou d'une er&ance hypo- 
tböcaire de 12,000 livres suisses. Il suffit d’ötre 
bourgenis, agé de vingt-eing ans, propridtaire d’un 
immeuble ou d’une erdance hypothecnire de 3000 
livres, pour pouvoir &tre immädiatement dlu par le 


quartier dont on fait partie. 


18. Tous les deux ans, à Päques, une commis- | 


sion de quinze membres, formee par le sort dans 


chaque «uartier, et eomposee de einq des dix plus 


Lutern. 


Kr. 1 


daß es aus dem gleichen Bezirke nicht mehr als drei 
ernennen fann, 

Bon den auf dieje Weile in allen Bezirken ernannten 
80 Gandidaten werden 40 durch das Loos bezeichnen, 
die alddanı Mitglieder des großen Rathes find, und 
mit den 20 frei von den Uluartieren ernannten Mit 
gliedern den großen Rath vollzählig machen, 

14. Wenn in dem großen Rathe Stellen erledigt 
werden, jo ergänzen ‚die Quartiere alle zwei jahre die: 
jenigen Stellen wieder, welche fie unmittelbar befezt hatten. 
Die andern Stellen hingegen werben, fo wie fie erledigt 
find, nach und nad) wieder durch das Loos und aus 
der Zahl derjenigen Candidaten ergänzt, welche auf 
dem Verzeichniſſe ftehen geblieben find. 

15. Fünf Jahre nad) der erften Zufammenfezung 
des großen Raths, und nachher je von neum zw neun 
Jahren, wird das Verzeichniß der Candidaten erneuert, 
und wenn von denjenigen Stellen, die durch das Yoot 
befezt worden find, melde erledigt werden, fo merben 
fie aus den auf dem Verzeichniffe fiehenden Candidaten 
wieder durch das Loos erſezt. 

„8. Die Wahlen geſchehen auf den Wege geheimer 
Stimmgabe durch die abfolute Mehrheit der Stimmen. 
Wenn jedoch feine abjolute Stunmenmehrbeit, weder 
bei der erften noch bei der zweiten Abjtimmung, heraus: 
' fommt, fo entjcheidet daß Loos zwiſchen den zwei Bor: 
| gelchlagenen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben. 





+77. Niemand kann auf die Candidatenlifte fommen, 
der nicht Bürger, 30 Jahr alt und Eigenthümer von 
Grundftülen, oder von Unterpfand tragenden Schuld- 
ichriften von 12,000 Schmeizerfranfen im Werthe it. 
Um hingegen unmittelbar von jeinem eigenen Quartier 
gewählt zu werben, ift es hinreichend, daß man Bürger, 
: 25 Jahr alt und Eigenthümer von Grumdftüfen, oder 
von Lnterpfandsreht tragenden Schuldfchriften ven 
dem Werthe von 3000 Schmweizerfranfen fei. 
18. Ale zwei Jahre, auf Oſtern, entſcheidet eine 
: Commiffion von 15 Mitgliedern, welche durch das 
008 in jedem Quartier aus fünf der zehn Älteſten, 





— * 


N. 1 


Ages, de cing des dix proprietaires dont le capital 


est le plus considörable, et de cing designes entre | 


tous les membres du quartier, decide s’il y a lieu 
a ouvrir le grabeau sur un membre du grand con- 
seil, autre que ceux qui font partie du petit con- 
seil. Si la majorite de la eommission deeide qu’il y 
a lien an grabeau, elle indique le membre sur le- 


quel le quartier sera appele a voter. 


Le quartier vote au scrutin pour ou contre la 


revoeation du ınembre sonmis au grabrau. 

Le vu de la majorits des citoyens ayant droit 
de voter dans le quartier est ndeessaire pour operer 
la revocation, 

Les membres du grand conseil dont les noms 
ont ete placds par plus d’un quartier sur la liste 
des candidats, ne peuvent &tre revoques que par le 
veu de la majorit® des citoyens ayant droit de 
voter dans un pareil nombre de quartiers, 

Les membres #lus immediatement par un quar- 


tier, ne peuvent “tre revoquds que par lui. 


TITRE IV. 


Delegation et garanties donnöes par 
la constitution, 


19. La loi rögle les details de l'organisation des 


puvoirs et linstitution des autorites subordonnees. 


Pucern. 
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aus fünf der zehm beträchtlichiten Eigenthümern und 
aus Fünf aus allen Gliedern de3 Duartiers, ohne 
Unterfchied, zufammengefezt ift: Ob die Cenfur (Sich: 
tung) über ein Mitglied des großen Rath, das nicht 
zugleih auch Mitglied des Meinen iſt, vorgenommen 
werben joll. Wenn Die Mehrheit der Commiffton ent: 
jcheidet, daß die Cenſur ftatthaben ſoll, fo bezeichnet fie 


das Mitglied, über welches das Quartier abftimmen fol. 


Das Quarlier enticheidet fodanı durch geheimes 
Stinmenmehr für oder wider Die Abberufung des der 
Genfur untermorfenen Mitgliedes. 

Um die Abberufung zur Folge zu haben, wird ein 
Stimmenmehr erfordert, das größer ift, als die Hälfte 
aller ſtimmfähigen Umartiergenoffen. 

Diejenigen Mitglieder des großen Haths, Die von 
mehr als einem Quartier auf das Berzeichniß der 
Candidaten gebracht worden waren, fünnen nur durch 
die Stimmenmehrheit der ftimmfähigen Bürger einer 
gleichen Anzahl von Quartieren abberufen werden. 

Die von ihren Quartieren unmittelbar ermählten 
Mitglieder fönnen nur von ihrem eigenen Quartier 
wieder abberufen werben. 


Bierter Titel, 


Bon der durch die Berfafiung ertbeilten Gewalt und 
Gewäbrleiitung. 


19. Das Gefez wird die nähern Beſtimmungen 
über die Einrichtung der Gewalten und die Einführung 
der untergeordneten Behörden feſtſezen. 


20. La constitution garantit la religion professee | 720. Die Berfaffung garantirt die Religion, die 


dans le canton. 


21. La constitution garantit la faculte de ra- | 
cheter les dimes et cens. La loi determine le mode | 
und Weife diefed Yosfaufs nach dem wahren Werthe 


du rachat & la juste valenr. 





im Kanton ausgeübt wird, 


21. Die Verfafjung fichert die Befugniß, Zehnten 
und Bodenzinfe loszufaufen. Das Gejez wird die Art 


beftimmen. 
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CHAPITRE IX. 
Constitution du canton de S$t-Gall. 


TITRE PREMIER, 


Division du territoire et ötat politique 


des citoyens, J 


Artiele 1. Le canton de Saint-Gall est divise 
en huit distriets, savoir: la ville de Saint-Gall, 
Rorschach, Gossau, le bas Toggenbourg, le haut 
Toggenbourg, le Rhinthal, Sargans et Utznach. La 
ville de Saint-Gall est le chef-lieu du canton, 

Los huit distriets sont divisds en quarante-quatre 
vereles, composds de plusieurs communes, & l’exteep- 
tion de celui de Saint-Gall, qui ne comprend que 
la ville de cs nom. 

Les eitoyens se reunissent, quand il ya lieu, en 
assemblees de commune et en assembldes de cercle, 

2. Pour exercer les droits de eitoyen dans une 
assemblöe de commune ou de eercle, il faut, 1° etrw 
domiciliE depuis un an dans le cercle ou dans la 
commmune ; 

2° öire Ag6 de vingt ans dt maris, ou l’avoir 
eis ; ou avoir trente ans, si l'on n'a pas “is marie; 

3° &tre propridtaire ou usufruitier d’un im- 
meuble de 200 franes de Suisse, ou d'une creance 
de 300 franes, hypothequee sur un immeuble ; 

4° si l'on n’etait pas ei-devant bourgeois de 
lune des communes du canton, payer a la cnisse 
des pauvres de son domieile une somme annuelle 
qui sera reglee par la loi, selon la valeur des pro- 
prietes de la commune, et dont le minimum sera 
de 6 franes et le marimum de 100 francs; ndan- 
moins, pour Ja premiere öleetion, il suftira de payer 
trois pour cent du prix du dernier contrat d’ac- 
quisition de la bourgeoisie. 

Sont exceptes de cette quatriöme condition les 
ministres du culte et les chefs de famille nes en 
Suisse, peres de quatre enfants Agds de plus de seize 


. Gallen. 


| 
| 
| 





Pr. 1 


Meuntes Capitel, 
Berfaſſung des Kantons St. Gallen. 


Erſter Titel, 


Bon der Einthreilung bed Gebiets und dem politiſchen 
Stande der Bürger. 


Artitel 1. Der Kanton St. Gallen ift in ad 
Bezirte abgetheilt, nämlich: die Stadt Et. Gallen; 


Rorſchach; Goßau; das obere Toggenburg; das untere 


Toggenburg ; das Rheinthal; Sargans; Uznach. 
Die Stadt St, Gallen ift der Hauptort des Kantons. 
Die acht Bezirke find in 44 Kreiſe eingetheilt, deren 
jeder mehrere Gemeinden in ſich faßt, ausgenommen 
der von St. Gallen, der einzig aus der Stadt diejes 

Namens befteht. 

Die Bürger vereinigen ſich, wenn es der Fall if, 
in Gemeindeverfammlungen und in Hreisverjammlungen, 
2. Um das Bürgerrecht in einer Gemeinde: oder 

Kreisverfammlung auszuüben, muß man: 

1. Seit einem Jahre in dem reife oder in ber 

Gemeinde wohnhaft jein. 

20 Jahre alt fein, wenn man verheirathet oder es 

geweien ift, und 30, wenn man unverheirathet ift, 

3. Eigenthimer oder Nuznießer fein von einer Piegen: 
ichaft von 200 Scmeizerfranfen, oder einem 
unterpfändlich verficherten Schufdtitel von 300 
Franfen. 

4. Wenn man nicht ehemals Ortsbürger einer Ge— 
meinde des Kantons war, muß man ferner an 
dad Armengut feines Wohnorts jährlich eine 
Summe entrichten, die da8 Geſez nad Mafgabe 
des Vermögens der Gemeinde beftimmen wird; 
jedoch fo, daß diefelbe wenigftens jechs Franken 
betragen und 100 Franken nicht überjteigen fann. 
Für die Theilnahme an den erjten Wahlen iſt 
es indeſſen hinreichend, drei vom Hundert der 
jenigen Summe zu entrichten, die für dem legten 
Antauf des Ortsbürgerrechts bezahlt worden iſt. 
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NR. 1 


- 


ans, inserits dans les milices et ayant un mötier on 
un etablissement. 


3. Moyennant la somme payde annnellement ä 
la caisse des pauvres on le capital de cette somme, 
on devient propridtaire des biens appartenant ä la 
bourgeoisie, et on a droit aux secours assurds aux 


bourgeois de la commune, 


Les ötrangers on les citoyens suisses d'un autre | 


eanton qui, aprös avoir rempli le temps de domi- 
cile et les diverses conditions fixdes par la loi, veulent 
devenir eitoyens du canton de Saint-Gall, peuvent 
ötre assujetiis à payer le capital, au denier vingt, 
de la somme annuelle a laquelle a été évaluse la 
e0-propriete des biens de la bourgeoisie de leur do- 
mieile; ce qui est fixe par un acte partieulier de 


la commaune. 


TITRE II. 


Pouvoirs publics. 


St. Ballen 
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Von Ddiefem vierten Bedinge find ausgenommen: 
die Pfarrgeiftlichen; desgleichen die Hausväter, die in 
der Schweiz geboren find, vier Kinder über 16 Jahre 
haben, fic in der Miliz eingefchrieben befinden, und 
einen beſtimmten Beruf ausüben oder fonft eine Er- 
werbsquelle befizen. 


3. Vermittelft der jährlih an das Armengut zu 
entrichtenden Summe, oder der Erlegung des Capitals 
diefer Summe, wird man Antheilhaber am Gemeinde: 
gute und bat Anspruch auf die den Ortöbürgern zu- 
gefiherte Unterftüzung. 

Die Fremden, oder Schmweizerbürger aus einem 
andern Kantone, welche das Bürgerrecht im Stanton 
St. Gallen zu erlangen wünſchen und Die zu dem 
Ende durch das Geſez vorgefchriebenen Bedinge, nament- 


lich das der Aufenthaltszeit, erfüllt haben, fünnen zur 


Erlegung eines Gapitald angehalten werben, das dem 


| zwanzigfachen Werthe des jährlichen Abtrags vom An: 


4. Il ya dans chaque commune une munieipalite | 


vomposde d'un syndie, de deux adjoints, et d’un 
conseil municipal de huit membres au moins, et de 


| theilhaberrechte am Gemeingute ihres Wohnorts gleich 
ı kommt. 


Diefer Abtrag ſoll durd einen befondern Be: 
fchluß der Gemeinde beftimmt werden. 


Zweiter Titel. 


2 


Offentliche Gewalten. 


4. In jeder Gemeinde iſt ein Gemeinderath, der 


aus einem Ammann (Syudic), zwei Beigeordneten und 


seize au plus. Les ofliciers municipaux demeurent | 


en place six anndes; ils sont renouvelds par tiers, 
et rößligibles. 

La loi determine les attributions de chaque mu- 
nieipalite, concernant : 

1° ia police locale; 

2° ]a repartition et la perception de Yimpst ; 


3° l’administration particuliöre des biens de la 


eommune et de la caisse des pauvres, et les de- 


tails d’administration generale dont elle peut ätre 
chargee. 


wenigftens acht, höchftens ſechszehn Mitgliedern beficht. 
Diefe Gemeindsbeamten bleiben jehs Jahre im Amte; 
fie werden jedesmal zum Drittheil erneuert und find 
wieder wählbar. 
Das Gefez beftimmt die Verrichtungen der Ge: 
meinderäthe in Betreff 
1. Der örtlichen Polizei, 
2. Der Bertheilung und Einziehung der Auflagen, 
3. Der bejondern Berwaltung des Gemeinde und 
Armenguts, ſowie der untergeordneten Segen» 
Nände der allgemeinen Bermwaltung, mit denen 
fie beauftragt werden lönnen. 
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Elle determine de plus les fonetions partieuliöres 
aux syndics, aux adjoints et aux conseils muniei- 


paux. 


5. Il ya dans chaque cercle un juge de paix. 
Il surveille et dirige les administrations des com- 
munes de son arrondissement. 

N preside les assemblöes du cerele et il en ala 
police, 

Il est concilisteur des difförends entre les ci- 
toyens, offieier de police judieiaire charge de l’en- 
quete preliminaire en cas de delit, et il juge avec 


St. Gallen, 





des assesseurs les affaires eiviles de peu de valeur. | 


La loi determine chacune de ses attributions. 


6. Un grand ennseil compos® de cent einquante 
deputös, nommes pour cinq ans, ou & vie, dans les 
cas determinds par l'article 14, exerce le pouvoir 
souverain; il s’assemble le premier lundi de mai 
dans la ville de Saint-Gall, et sa session ordinaire 
est d’un mois, à moins que le petit conseil n'en 
prolonge la durede. 

Le grand conseil 1° accepte ou rejette les pro- 
jets de loi qui lni sont presentes par le petit con- 


seil. 


Nr 1 
© 


Es beftimmt ferner die befondern Verrichtungen 
des Ammannus, der Beigeordneten und der Raths— 
mitglieder, 


5. In jedem Kreiſe ift ein Friedensrichter, deſſen 
Aufiht und Yeitung die Gemeindeverwaltungen des 
Kreiſes unterworfen find. 

Er führt bei den Kreisverfammlungen den Vorſiz 
und bat die Polizei derfelben. 

Er fchlichtet die Streithändel zwiichen den Bürgern, 
ift der gerichtliche Wolizeibeamte, der im Fall eines 
Verbrechens die vorläufige Unterſuchung anzuftellen 
hat und fpricht, mit Zuzug von Beiſizern, über Eivil- 
ftreitigleiten von geringem Werthe ab. 

Die nähere Beftimmung jeder diefer jeiner Ber: 
richtungen bleibt dem Geſez überlaffen. 


6. Ein großer Nath von 150 Mitgliedern, die 


: auf fünf Fahre, oder in den durch den 14. Artitel 


2° II se fait rendre compte de l’exdcution des | 


lois, ordonnances et röglements. 
3° [1 regoit et arrete les comptes de finances du 
petit conseil. 
4° TI fixe les indemnites des fonetionnaires pu- 
blies. 
50 
eanton. 
6° II deliböre les demandes de dietes extraor- 
dinaires, nomme les deputds aux diätes et leur donne 


Il approuve lalienation des domaines du 


des instructions. 
7° TI vote au nom du canton. 





beftimmten Fällen, auf Lebenszeit ernannt find, übt 
die höchſte Gewalt aus. Er verfammelt ſich alljährlich 
auf den erften Montag des Maimonatd in der Stadt 
St. Ballen und fan ordentlicher Weife feine Sizungen 
nicht über einen Monat ausdehnen, es ſei denn, daß 
der Feine Rath die Dauer derjelben verlängere. 
Der große Rath 
1. Entfcheibet über die Annahme oder Bermerfung 
der Geſezesvorſchläge, die ihm vom Meinen Rathe 
zugehen. 
2. Er fäßt ſich über die Bollziehung der Gefeze, Ber: 
ordnungen und Reglemente Rechenſchaft ablegen. 
3. Er nimmt dem Heinen Rathe über die Verwaltung 
der öffentlichen Gelder Rechnung ab. 
4. Er beftimmt die Befoldung der öffentlichen Be- 
amten. 
5. Er bemilligt die Veräußerung von Kantonalgütern. 
6. Er berathichlagt über die Begehren der Einbe- 
rufung aufßerordentlicher Tagfazungen, ernennt 
die Abgeordneten des Kantons zu den Tagjazungen 
und ertheilt ihnen Inftructionen. 
7. Er ftimmt im Namen des ſtantons. 


Nr. 1 


7. Un petit conseil, compose de neuf membres 
du grand conseil, lesquels continuent 4 en faire 
partie et sont toujours röeligibles, a l’initiative des 
projets de loi et d’impöt. 

Il est charge de l’exceution des lois et ordon- 
nances ; & cet effet il prend les arr&tes necessaires; 
il dirige et surveille les autorites inferieures et il 
nomme ses agents. 

Tl rend compte au grand conseil de toutes les 
parties de l’administration, et il se retire lorsqu'on 
dölibere sur sa gestion et sur ses comptes. 

Il dispose de la force armde pour le maintien 
de l’ordre public. 

Il peut prolonger la durde des sessions ordinaires 
du grand conseil et en convoquer d’extraordinaires. 


8. En matiöre civile et criminelle, il y a des 
tribunaux de premiöre instance, dont les membres 
sont indemnisös par les plaideurs. 

La loi determine le nombre de ces tribunaux, 
leur organisation et leur competence. 

9. Un tribunal d’appel, compose de treize mem- 
bres, prononce en dernier ressort ; il ne juge en ma- 
tiere criminelle qu’au nombre de neuf, et. s’il s’agit 
d’un delit emportant peine capitale, qu’au nombre 
de treize; il appelle des hommes de loi au besoin. 
La loi dätermine la forme de proeeder et la durde 
des fonetions des juges, 


10. Un tribunal, compos& d'un membre du petit 


wonseil et de quatre membres du tribunal d’appel, 
prononce sur le contentieux de l'administration. 


TITRE III. 
Mode d’öleotion et conditions d’öligibilits. 


11. Les membres de la municipalitö sont nommes 
par l'assembl&e de la commune, entre les citoyens 


St. Ballen, 
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7. Ein Heiner Rath, beitehend aus neun Mit- 
gliedern de8 großen Rath, von dem fie fortwährend 
einen Theil ausmachen und die immer wieder wählbar 
find, hat den Vorſchlag der Gefeze und Steuerver- 
ordnungen. 

Ihm liegt die Vollziehung der Geſeze und Ver— 
ordnungen ob, zu welchem Ende er die nöthigen Be— 
ſchluſſe faßt. Er hat die Leitung und Aufficht über die 
untergeordneten Behörden und ernennt feine Agenten, 

Er legt dem großen Rathe über alle Theile ber 
öffentlichen Bermaltung Rechnung ab und zieht fich 
aus der Berfammlung zurät, wenn über feine Amts— 
führung und Rechnungsablage berathichlagt wird, 

Er verfügt über die bewaffnete Macht zu Hand» 
habung der öffentlichen Ordnung. 

Er fann die ordentlichen Sizungen bes großen 
Raths verlängern und außerordentliche veranftalten. 

8. Für die bürgerliche und peinliche Rechtöpflege 
gibt es Gerichte erfter Inftanz, deren Mitglieder durch 
die, Partheien entjchädigt werden, 

Die Anzahl diefer Gerichte, ihre Einrichtung und 
Eompetenz wird das Gefez beftimmen. 

9. Ein Appellationsgeriht von 13 Mitgliedern 
fpricht im lezter Inſtanz ab. Um in peinlichen Fällen 
Urtheile auszufällen, müſſen wenigitens neun Mitglieder 
gegenwärtig, und bei Verbrechen, die die Todesftrafe 
nach ſich ziehen, muß das Gericht vollzählig fein. 
Es beruft nöthigenfalld Rechtögelehrte in feine Mitte. 
Das Gefez beftimmt die Procekform und die Amts- 
dauer der Richter. 

10. Über ftreitige Adminiftrationsfälle wird von 
einem Gerichte entjhieden, dad auß einem Mkitgliede 
des Meinen Raths und vier Mitgliedern des Appellations- 
gerichtö befteht. 


Dritter Titel, 


BWahlart und Wählbarfeitäbebinge, 


11. Die Gemeindevorgefezten merben von den 
Gemeindeverfammlungen aus den Bürgern ernannt, 
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äges de trente ans, et propristaires ou usufruitiers 
d’un immeuble de la valeur de 500 francs, ou d’une 
ercance de la meine somme hypothöquse sur des 
immeubles. 


12, Les juges de paix sont nommds par le petit 
conseil entre les citoyens ayant une propriete ou 
une erdance de 1000 francs Jans la meme nature 
de biens, 


13. Les places au grand conseil sont donndes par 
l’eleetion immediate, ou par l’ölection et le sort, de 
la maniere suivante: 


Les eitoyens qui habitent dans l’ötendue d’un 
cerele, forment une assembleöe qui ne peut avoir 
lien qu'en vertu d’une convoeation ordonnde quinze 
jours d’avance par. le juge de paix, et publice sept 
jours d’avance par chaque municipalite. L’assemblde 
de chaque cerele fait trois nominations. 


1° Elle nömme dans l'arrondissement de son dis- 
triet un depute qui entre au grand conseil sans l'in- 
tervention du sort. Le cerele de Saint-Gall en nomme 
eing. L’äge de trente ans est la seule condition d'é- 
ligibilite pour cette premiere nomination. Le juge 
de paix president de l’assemblde ne peut ötre nommé 
dans son cerele. 


2° Elle nomme trois candidats hors de son ter- 


ritoire, parmi les eitoyens propristaires on usufrui- 


tiers d'un immenble de plus de 16,000 franes, on | 


St. Ballen. 





Nr 


die dreißig Jahr alt find und eine Liegenjchaft von 
500 Franfen im Werthe, oder einen auf eine Yiegen- 
ſchaft unterpfändlich verſicherien Schuidtitel vom näm— 
lihen Werthe eigenthümlich 
befizen. 


oder nuznießungsweiſe 


12. Die Friedensrichter werden von dem Meinen 
Nathe aus denjenigen Bürgern erwählt, die ein Grund- 
eigenthum von 1000 Franken, oder einen Schuldtitel 
mit Unterpfand vom nämlichen Werthe befizen. 


13. Die Stellen im großen Rathe werben theils 
durch die unmittelbare Wahl, theils durch Wahl und 


Loos zugleich auf folgende Weiſe befezt: 





d'une erdance de la mäme valeur hypothöquee sur 


des immeubles ; et pour cette seconde nomination il 
sufüt d’ötre Age de vingt-eing ans, 


3° Elle nomme deux candidats hors de son ter- 
ritoire, parmi les eitoyens agés de plus de cinquante 
ans; et pour cette derniere nomination il suffit d’a- 


voir une propriöts, un usufrut ou une erdance hy- 


pothecaire de 4000 francs en immeubles. 


Les deux cent vingt candidats sont r&duits par 
le sort & cent deux, qui rdunis aux quarante-huit 


Die im Umfange eines Kreiſes wohnhaften Activ- 
bürger bilden eine VBerfammlung, die nicht anders ftatt: 
haben kann, als zufolge einer 14 Tage zum voraus 
von dem Friedensrichter anbefohlenen, und fieben Tage 
zum voraus von dem Gemeinderath jedes Orts bekannt 
gemachten Zufammenberufung. Jede Kreisverſammlung 
hat drei Ernennungen zu machen. 

1. Sie ernennt aus dem Bezirke, zu dem der Kreis 
gehört, einen Abgeordneten in den großen Rath 
ohne Anwendung des Looſes; der Kreis St. 
Gallen ernennt deren fünf. Das Alter von 30 
Jahren ift das einzige Wählbarfeitsbeding für 
diefe erjte Ernennung. Der Friedensrichter, ber 
bei der Berfammlung den Borfiz führt, fann in 
feinem Kreiſe nicht gewählt werben. 

2. Sie ernennt drei Candidaten außerhalb dem 
Kreife unter den Bürgern, die eine Liegenjchaft 
von mehr als 16,000 Schmeizerfranfen im 
Werthe, oder einen auf eine Liegenſchaft unter 
pfändlich verfiherten Schuldtitel vom nämlichen 
Werthe als Eigenthümer oder Nuznießer befizen. 
Für Ddiefe zweite Ernennung genügt ein Alter 
von 25 Jahren. 

3. Sie ernennt ferner zwei Candidaten außerhalb 
dem Kreiſe unter den Bürgern, die das fünfzigite 
Altersjahr itberjchritten haben. Für dieſe lezte 
Ernennung ift es hinreichend, eine Liegenſchaft 


rw 


Rr. 1 


deputös nommes immediatement par les cereles, for- 
ment les cent cinquante membres du grand conssil. 


14. Les membres du grand conseil de la seconde 
et de la troisiöme nomination n’appartiennent à 
aucun cerele, 

Ceux de ja seconde nomination sont à vie, s'ils 
ont te, dans Ja m&me annde, presents par quinze 
cercles. 

Ceux de la troisiome sont egalement a vie, si 
trente cercles les ont presentes dans la möme annde. 


15. Les membres du grand conseil de la pre- 
iniöre nomination peuvent ötre indemnises par leurs 
cereles ; les fonctions des autres sont gratuites. 


16. Pour les places de deuxiöme et de troisiäme 
nomination qui viennent à vaquer au grand conseil 
dans l’intervalle de cing anndes, le sort designe entre 
les candidats qui sont restds sur la liste, laquelle 


se renouvelle tous les cing ans, 


17. Si, a l’öpoque du renouvellement periodiqne, | 


il se trouve au grand conseil plus de quarante-neuf 
membres à vie, le surplus est ajout& au nombre de 
cent cinquante, de manidre qu’ä chacune des elec- 
tions generales il entre au grand conseil au moins 
einquante-trois eitoyens de la classe des propristaires 
fonciers de 16,000 francs, ou de läge de plus de 


einquante ans, 


18. Le president du grand conseil est choisi, ä 


chaque session, parmi les membres dn petit conseil; 


St. Ballen. 
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von 4000 Schweizerfranfen, oder einen auf eine 
Liegenichaft unterpfändlich verficherten Schuldtitel 
vom nänlichen Werthe als Cigenthümer oder 
Nuznießer zu befizen, 

Aus den 220 Candidaten werden durch das Loos 
102 ausgezogen, die zufammen mit den 48 Abgeord- 
neten, welche die Kreisverſammlungen unmittelbar er« 
nennen, die 150 Mitglieder des großen Raths aus 
machen. 

14. Die Mitglieder des großen Raths von der 
zweiten und dritten Ernennung gehören keinem Kreis 
befonders an. 

Die von der zweiten Ernennung bleiben lebens» 
länglih an der Stelle, wenn fie im gleichen Jahre 
von 15 Kreiſen vorgefchlagen worden find. Die von 
der dritten Ernennung bleiben ebenfalls lebenslänglich 
an der Stelle, wenn fie von 30 Kreifen im nämlichen 
Jahre vorgefchlagen worden find. 


15. Die Mitglieder des großen Raths von der 
erfien Ernennung können dur ihre Kreiſe entjchädigt 
werden. Die PVerrichtungen der übrigen find unent- 
geldlich. 


16. Fur die Wiederbeſezung der Stellen von der 
zweiten und dritten Ernennung, die in der Zwiſchen— 
zeit von fünf Jahren im großen Rathe erledigt werden, 
wird unter dem auf dem lezten Berzeichniffe zurüfges 
bliebenen Candidaten das Loos gezogen, Die Erneue- 


| rung diefes Berzeihniffes geichieht jedes fünfte Fahr. 


177. Wenn bei der periodifchen Erneuerung des 
großen Rath fi) mehr ald 49 Mitglieder, die auf 
Lebenszeit ernannt find, in demfelben befinden, fo wird 
der Überfchuß der Anzahl von 150 Mitgliedern beige: 
zählt; jo daß bei jeder allgemeinen Wahl wenigitiens 
53 Bürger, die entweder ein Grundeigenthum von 
16,000 Schweizerfranfen befizen, oder über 50 Jahre 
alt find, in den großen Rath treten, 


18. Der Präfident des großen Raths wird für 


jede Sizungszeit unter den Mitgliedern des Meinen 
55 
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il ne vote pas lorsqu'il s'agit des comptes et de la 
gestion de ce conseil. 


Il n’assiste point aux deliberations du petit: con- 


soil durant sa presidence. 


19, Les membres du petit conseil sont nommes 
par le grand conseil pour six ans, et renouveles par 
tiers ; le premier acte de nomination designera ceux 
qui sortiront à la fin de la seconde et de la quatribine 
annde. 

Pour &tre &ligible, il faut &tre proprictaire, usu- 
fruitier ou eröaneier hypothecaire de la valeur de 
9000 francs en immeubles. 

Le petit conseil «lit, son president tous les mois. 


20. Les mombres des tribunaux de distriet sont 
nommes par le petit conseil sur une liste triple pre- 
sentse par le tribunal d’appel. On ne peut les choisir 
que parmi les propridtaires, usufruitiers ou crean- 
ciers hypothecaires de la valeur de 3000 franes en 


immeubles. 


21, Ceux du tribunal d’appel sont nommes par 
le grand conseil; et ontre la condition de propriete 
exigee pour le petit conseil, il faut qu'ils aient 
esercö pendant cing ans des fonetions judiciaires, 


ou qu’ils wient &t6 membres des autoritds superieures. 


TITRE IV. 
Dispositions gönärales et garanties. 


22. Tout Suisse habitant du canton de Saint- 
Gall est soldat. 


&t. Ballen. 





23. Les assemblöes de eerele ne peavent en aucun | 


cas correspondre, soit entre elles, soit avec un in- 


dividu ou une corporation hors du canton. 


Nr. 1 


Raths gewählt, hat aber keine Stimme, wenn über die 
Rehnungen und die Amtsführung des leztern berath- 
ſchlagt wird. 

So lange fein Vorſiz dauert, fann er den Berath- 
ungen bes Heinen Raths nicht beimohnen. 


19. Die Mitglieder des Meinen Rathes werden 
vom großen Rathe für fech® Jahre ernannt; die Er- 
neuerung geichieht immer zum Drittheil. Der erfte 
Ernennungsact bezeichnet diejenigen Mitglieder, melde 
am Ende ded zweiten und vierten Jahres austreten 
follen. 

Um gewählt werden zu fönnen, wird ein Eigenthum 
oder eine Nuzniefung von 9000 Franfen in liegenden 
Gründen, oder auf Yiegenjchaften unterpfändlich ver: 
fiherten Schuldtiteln erfordert. 

Der Heine Rath mählt jeden Monat feinen Präji- 
denten. 


20. Die Mitglieder der Bezirkögerichte werden 
von dem fleinen Rathe auf einen dreifachen Borſchlag 
des NAppellationsgerichts gewählt. Sie müſſen aus ber 
Kaffe von Bürgern genommen werben, die wenigſtens 
3000 Schmeizerfranfen in Liegenſchaften, oder aui 
Liegenfchaften unterpfändlich verficherten Schuldtiteln 
eigenthämlich oder nuznießungsweiſe befizen. 

21. Die Mitglieder des Appellationsgerichts werden 
vom großen Rathe ernannt und müflen, außer dem 
für den feinen Rath vorgeichriebenen Eigenthumsbe— 
dinge, während fünf Jahren gerichtliche Functionen 
ausgelibt haben, oder Mitglieder der obern Behörden 
geweſen jein. 


Vierter Titel, 
Allgemeine Berfünungen und Gewährleiftung. 


22. Jeder im Kanton St. Gallen mohnende 
Schweizer kann zu Militärdienften angehalten werden. 


23. Die Sreisverfammlungen können in feinem 
Falle, weder unter fi noch mit Individuen oder Ge- 
meinheiten außerhalb des Kantons in Verbindung treten. 


m voor 
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24, La liberte pleine et entiere du culte de la 


communion catholique et protestante est garantie, 


La constitution garantit pareillement la faculte 


Schaffhaufen, 


de racheter les dixmes et cens ä leur juste valeur. | 


CHAPITRE \. 
Constitution du canton de Schaffhouse. 


TITRE PREMIER. 


De la division du territoire et de l'état politique 
des citoyens. 

Article 1". Le canton de Schaffhouse est divise 
en trois distriets, savoir: 1° la ville de Schaff- 
house, 2° Klettgau, 3° Stein et Reyet. 

2. Le district de la ville est divise en six agrö- 
gations eomposees de deux tribus chacune, et les 
plus egales en nombre qu'il est possible. Hors de 
la ville, chaque distriet est divise en six tribus com- 
posees de parties les plus égales en population et 
les plus rapprochees qu’il est possible, sans distinc- 
tion de metier, tat ou profession. 


3. Tout Suisse habitant da canton, et äge de 


seize ans, est soldat. 


4, Sont membres des tribus les bourgeois on 
fils de bourgeois d’une commune du canton, resi- 
dant depuis un an sur le territoire de la tribu, 
d’un etat ind&pendant, enröles dans la milice, üges 
de trente ans s’ils ne sont pas ou n’ont pas &t# ma- 
riss, et seulement de vingt s’ils sont ou ont dte 
maries, et enfin possedant une propriet6 fonciöre 
ou une ereance hypothöcaire de 500 livres suisses. 
Tout bourgeois du canton peut acquerir la bour- 
geoisie A Schaffhouse. 
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24. Die Verfaffung fichert die freie und unein- 
gefchränfte Ausübung des katholiſchen und proteftan- 
tiichen Gottesdienftes. 

Sie fichert ferner den Zehnt- und Bodenzinspflich- 
tigen die Berechtigung, ihre Beichwerden nad dem 
wahren Werthe derfelben loszukaufen. 


Sehntes Capitel. 
Berfaflung des Kantons Schaffhaufen. 


Erjter Titel, 


Bon der Fintheilung des Kantons und dem politiihen 
Stande der Bürger. 


Artifel 1, Der Kanton Schaffhanfen it m 
drei Bezirke eingetheilt, nämlich: 1) die Stadt Schaff- 
haufen; 2) das Klettgau; 3) Stein und Neyet. 

2. Der Bezirk der Stadt ift in ſechs Gefellfchaften 
eingetheilt, deren jede aus zwei fo viel wie möglich 
gleih zahlreichen Zünften beftcht. Außer der Stadt 
bildet jeder Bezirk ſechs Zünfte, die aus denjenigen 
Abtheilungen des Bezirls zuſammengeſezt find, welche 
ih an Bevölkerung möglichft gleih und, jo viel thun— 
lich, am nächften gelegen find, ohne Rükſicht auf Hand» 
werk, Stand oder Begangenkchaft. 

3. Jeder Schmeizer, der im Stanton angefefjen 
und 16 Jahre alt ift, kann zu Militärdienften ange 
halten werden. 

4. Mitglieder diefer Zünfte find alle die Bürger 
oder Bürgersiöhne einer Gemeinde des Kantons, Die 
feit Fahresfriit in dem Gebiete der Zunft angeſeſſen 
find, einen unabhängigen Stand haben, in der Miliz 
eingefchrieben ſich befinden, wenn fie unverheirathet 
find 30, wenn fie aber wirklich verheirathet oder es 
geweſen find 20 Jahre alt find, und endlich Grund— 
ſtüle oder unterpfändliche Schuldfchriften von 500 
Schweizerfranfen im Werthe befizen. 

Jeder Bürger des Kantons fann das Bürgerrecht 
der Stadt Schaffhanfen erwerben, 
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TITRE II. 
Des pouvoirs politiques. 


5. Un grand conseil, composs de einquante- 
quatre membres, fait les lois, les reglements et au- 
tres actes du pouvoir souverain, deliböre les de- 
mandes de diötes extraordinaires, nomme les deputes 
du canton aux diätes ordinaires et extraordinaires, 
determine le mandat de ses deputes, nomme aux 
places dont les fonctions s’etendent à tout le canton, 
se fait rendre compte de l'exécution des lois, rägle- 
ments et autres actes de son autorit£. 


Schaffhauſen. 





6. Un petit conseil, composé de quinze membres | 


du grand conseil, qui continuent à en faire partie 
et dont un au moins de chaque distriet, est charge 
de l’exöcution des lois, röglements et autres actes 
de l’autoritö souveraine ; il propose les lois, rügle- 
ments et autres actes qu'il juge necessaires ; il di- 
rige et surveille les autorites inferieures ; il juge 
en dernier ressort le contentieux de l’administration ; 
il nomme aux places dont les fonetions s’ötendent ä 
tout un distriet ; il rend compte au grand conseil 
de toutes les parties de l’adıninistration. 


7. Deux bourguemestres president, chacun ä leur 
tour, pendant une annde le grand et le petit con- 
seil; celui qui n’est pas en charge supplée l’autre 
au besoin ; il fait partie du petit consail. 


8. Un tribunal d’appel, compose de treize mem- 
bres du grand conseil et preside par le bourgmestre 
qui n’est point en charge, juge souverainement en 
matiere civile et criminelle. Quand il prononee sur 
une aceusation de crime emportant peine capitale, 


u 


Zweiter Titel, 


Bou den öffentlichen Gewalten. 


5. Ein großer Rath von 54 Mitgliedern macht 
die Geſeze und Verordnungen und übt die andern 
Acte der höchſten ſouveränen Gewalt aus. Er berath- 
ichlagt über die Anfragen wegen Zufammenberufung 
außerordentlicher Tagjazungen ; ernennt die Abgefandten 
des Kantons auf die ordentlichen und außerordentlichen 
Tagfazungen ; beſtimmt den Auftrag diefer Abgefandten ; 
bejezt alle Stellen, deren Amtsverrihtungen ſich über 
den ganzen Kanton erftrefen, und läßt ſich über die 
Vollziehung der Gefeze, Verordnungen und andern 
von ihm ausgehenden Beichlüffe Rechenſchaft geben. 


6. Ein Meiner Rath, beftehend aus 15 Mitgliedern 
des großen Raths, die ihre Stellen noch ferner im 
demfelben beibehalten, und von melden menigitens 
einer aus jedem Bezirk genommen werden muß, ift 
mit der Bollziehung der von der höchſten Gewalt aus: 
gegangenen Geſeze, Verordnungen und andern Be- 
ſchlüſſe beauftragt. Er ſchlägt die ihm nöthig ſcheinen— 
den Gefeze, Verordnungen und andern Beſchlüſſe vor; 
er leitet die untern Behörden und hat die Aufficht 
tiber dieſelben; er urtheilt im lezter Inſtanz über alle 
Streitigfeiten in Berwaltungsfachen ; er ernennt zu 
allen Stellen, deren Amtsverrichtungen fich anf einen 
ganzen Bezirk erftrefen; endlich legt er dem großen 
Nathe über alle Theile der Verwaltung Rechenfchaft ab. 


7. Zwei Bürgermeifter führen abwechſelnd, jeder 
ein Fahr, den PVorfiz im großen und Heinen Rathe. 
Derjenige, welcher nicht im Amt ift, verficht nöthigen- 
falls die Stelle des andern; er ift Mitglied des Meinen 
Raths. 


8. Ein Appellationsgericht von 13 Mitgliedern 
des großen Raths, unter dem Vorſiz desjenigen Bürger— 
meiſters, welcher nicht im Amte ift, urtheilt in höchſter 
Inſtanz über alle bürgerlichen und peinlichen Rechts: 
fälle, Wenn e3 über die Anflage eines Verbrechens zu 


J 
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yuatre membres du petit conseil, designes par le 


sort, prennent seance et concourent au jugement. 


9. Le grand conseil est assemble, quinze jours | 


tous les six mois, à Schaffhouse, Le petit conseil 
s’assemble habituellement ; il peut proroger les ses- 
sions du grand conseil et en convoquer d’extraor- 
dinaires, 

10. Les deux bourguemestres sont élus par le 
grand conseil entre les membres du petit conseil. 

Les membres du petit conseil sont @lus par le 
grand conseil. 

Les membres du gran conseil sont elus, savoir: 
un tiers par les agregations de tribus ou par les 
tribus immediatement et dans leur. sein; les deux 
autres tiers par le sort entre les candidats choisis 
par les agrögations de tribus ou par les tribus in- 
distinetement dans les distriets dont elles ne font 
point partie, 


11. Les membres du petit eonseil sont. renonvelis | 


par tiers tous les deux ans; ils sont indefiniment | 


reeligibles. 
Les membres du grand conseil, hormis ceux qui 


sont en m&me temps du petit conseil, peuvent &tre | 


revones par un grabeau exeree dans les agröga- 
tions de tribus ou dans les tribus, ainsi qu'il est 
regle par l'artiele 18. 

12. Les quartiers peuvent donner une indemnite 
au membre du grand conseil qu'ils ont élu imme- 
diatement. Les fonetions des autres membres sont 


gratuites. 


TITRE II. 
Des ölections et r&vocations. 


13. Pour la formation du grand conseil, cha- 
cune des six agregations de tribus et des douze 
tribus, procöde à deux nominations suecessives. 


Schaffhauſen. 
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| urtheilen hat, das Todesftrafe nach ſich zieht, jo werden 
| ihm zur Urtheilfällung vier durch das Loos bezeichnete 
| Mitglieder des Heinen Raths beigeordnet, 

9. Der große Rath verjammelt fih alle ſechs 
' Monate auf vierzehn Tage in Schaffhaufen. Der Heine 
Rath verfanmelt ſich nach Übung. Er lann die Sizungen 
des großen Rath verlängern und denjelben auch außer: 
ordentlicher Weiſe zufantmenberufen, 

10. Die zwei Bürgermeifter werden vom dem 
| großen Rathe and den Mitgliedern des Heinen Raths 
| ermählt. 
| Die Mitglieder des Meinen Rath werden von dem 
| großen Mathe ermwählt. 

Die Mitglieder des großen Raths werden erwählt: 
| Ein Drittheil unmittelbar durd die Zunftgeſellſchaften 
i 
| 





oder durch die Zünfte und aus ihrer Mitte; die zwei 
andern Drittheile durch das Loos aus der Zahl der— 
jenigen Canbidaten, welche die Zunftgefellfchaften und 
Zünfte frei aus denjenigen Bezirfen genommen haben, 
zu welchen fie nicht ſelbſt gehören. 

11. Die Milglieder des Meinen Raths werden alle 
zwei Jahre zu einem Drittheil erneuert; Die austreten» 
den find aber ſtets wieder wählbar, Die Mitglieder 
des großen Raths, diejenigen ausgenommen, welche 
zugleih Mitglieder des Meinen Rath find, können 
durch die, im Artikel 18 vorgefchriebene, in den Zunft: 
geiellichaften und Zünften vorzunehmende Eenfur (Sid): 
tung, Ausficbung) abberufen werden, 

12. Die Zunftgefellichaften und Zünfte können 
demjenigen Mitgliede des großen Raths, welches fic 
unmittelbar erwählt haben, eine Befoldung feftjezen. 
| Die Berrichtungen der übrigen Mitglieder find unent- 


| gelblich. 


| Dritter Titel. 








| Bon den Wahlen nnd Zurüfberufungen. 


13. Für die Bildung des großen Raths nimmt 
‚ jede der ſechs BZunftgefellihaften und der zwölf Zünfte 
die folgenden zwei Ernennungen vor. 
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D’abord elle «lit le membre du grand conseil 
qu’elle doit choisir entre les eitoyens qui la com- 
posent, 

Elle nomme ensuite quatre candidats dans les 
distriets dont elle ne fait point partie, Elle n'en 
peut nommer plus de trois dans le m&me distriet. 

Des soixante-douze candidats ainsi &lus dans tous 
les distriets, trente-six sont designes par le sort 
pour &tre membres du grand conseil, et le com- 
plöter par leur reunion avec les dix-huit membres 
ölus immediatement par les tribus. 


14. En cas de vacance, les agregations de tribus 
et les tribus slisent tous les deux ans aux places 
des membres du grand conseil qu'elles ont imme- 
Jiatement nommes ; le sort remplit les antres ü me- 
sure qu’elles viennent & vaquer, et nomme entre 


les candidats qui sont restes sur Ja liste, 


15. Cing ans aprös la premiöre formation du 
grand conseil, et, ensuite de neuf ans en neuf ans, 
la liste des candidats est renouvelde ; et quand les 
places auxquelles le sort a nomme viennent ü va- 
quer, il continue à les distribuer entre les candi- 
dats compris dans la liste. 


16. Ises ölections se font au serutin et à la ma- 
jorit6 absolue des suffrages. Si la majorits absolue 
ne rösulte pas de deux serutins, le sort decide entre 
les deux candidats qui ont reuni le plus de suffrages. 


17. Nul ne peut ötre plac& sur la liste des can- 
didats, s’il n'est bourgeois, äg6 de trente ans, et 
proprietaire d’un immeuble ou d’une ereance hypo- 
thecaire de 12,000 livres suisses. II suflit d’ötre 
bourgeois, äg& de vingt-eing ans,- proprietaire d’un 
immeuble ou d’une ‚erdance hypothecaire de 3000 
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Vorerſt ernennt fie dasjenige Mitglied des großen 
Raths, das fie aus ihrer eigenen Mitte zu ermäblen 
bat. Sodann ermählt fie vier Candidaten aus den 
Bezirken, zu denen fie felbft nicht gehört; jedoch fo, 
daß fie aus bem gleichen Bezirke nicht mehr als drei 
nehmen fann. Bon den auf diefe Weile in allen Be- 
zirlen ernannten 72 Candidaten werden 36 dur das 
Loos bezeichnet, die alddann Mitglieder des großen 
Raths find, und mit den 18 unmittelbar von den 
Zunftgefellfchaften und Zünften ernannten Mitgliedern 
denfelben vollzählig machen. 


14. Wenn in dem großen Rathe Stellen erfedigt 
werden, fo ergänzen die Zunftgefellfchaften und Zünfte 
alle zwei Jahre diejenigen Stellen wieder, welche fie 
unmittelbar bejezt hatten. Die andern Stellen hingegen 
werden, fo mie fie erledigt find, nad) und nad wieder 
durch das Loos und aus der Zahl derjenigen Eandi- 
daten ergänzt, melde auf dem PVerzeichniffe ftehen ge— 
blieben find. 


15. Fünf Jahre nach der erſten Zufammenjezung 
des großen Raths, und nachher je von neun zu neun 
Jahren, wird das Verzeichniß der Candidaten erneuert; 
und wenn von denjenigen Stellen, die durch das Yoos 
befezt worden find, welche erledigt werden, fo werden 
fie auß denen auf dem PVerzeichniffe ftehenden Candi- 
daten wieder durch das Loos erjezt. 


16. Die Wahlen geichehen in geheimer Abftimmung 
durch die abfolute Mehrheit der Stimmen. Wenn jedoch 
feine abfolute Stimmenmehrheit, weder bei der eriten 
noch bei einer zweiten Abſtimmung berausfommt, fo 
enticheibet das Poo8 zwiſchen den zwei Vorgeichlagenen, 
welche die meiften Stimmen gehabt haben. 


17. Niemand kann auf das Verzeihniß der Candi— 
baten gefezt werden, der nicht Bürger, 30 Jahr alt 
und Eigenthümer von Grundſtülen oder von Unterpfand 
habenden Schuldſchriften von 12,000 Schmweizerfranfen 
im Werthe if. Um hingegen unmittelbar von feiner 
eigenen Zunftgefellfhaft oder Zunft gemählt zu werben, 


SETDWF 


Mr, 1 


livres, pour pouvoir ätre immediatement nomm& par 
la tribu ou agregation de tribus dont on fait partie, 


18. Tous les deux ans, à Päques, une commis- 
sion de quinze membres, formée dans chaque tribu 
ou agrögation de tribus, et composde de einq des 
dıx plus äges, de cinq des dix propriötaires dont le 
capital est le plus considerable, et de eing designes 
entre tous les membres de la tribu ou de l'agrega- 
tion indistinetement, decide s’il y a lien & ouyrir 
le grabeau sur un membre du grand conseil, autre 
que ceux qui font partie du petit conseil. Si la ma- 
joritö de la commission deeide qu'il y a lien au 
grabeau, elle indique le membre sur lequel la tribu 
ou l'agregation de tribus sera appelde A voter. 

La tribu ou agrögation de tribus vote au scrutin, 
pour ou contre la revocation du membre soumis au 
grabeau. 

Le veu de la majorit@ des eitoyens ayant droit 
de voter dans l’agregntion de tribus ou dans la 
tribu, est necessaire pour operer la r&vocation. 

Les membres du grand conseil, dont les noms 
ont été placds par plus d’une -tribu ou agregation 
de tribus sur la liste des candidats, ne peuvent &tre 


revoques que par le vu de la majorite des citoyens 
ayant droit de voter dans un pareil nombre de 
tribus ou agregations de tribus, 


Les membres élus immediatement par une tribu 
ou Agregation, ne peuvent £tre revoquds que par 


elle, 


TITRE IV, 


Dölägation et garanties donnöss par 
la constitution. 


19. La loi rögle les details de l’organisation des 


pouvoirs et l'institution des autorites subordonnees. | 
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ift e8 hinreichend, daß man Bürger, 25 Jahr alt und 
Eigenthümer von Grundftüfen, oder von Unterpfands- 
recht tragenden Schuldjhriften von dem Werthe von 
3000 Schweigerfranfen fei. 


18. Ale zwei Fahre, auf Oftern, entſcheidet eine 
Eommiffton von 15 Mitglievern, melde durch das 
Loos auf jeder Zunftgefelichaft oder Zunft aus fünf 
der zehm Ülteften, aus fünf der zehn beträchtlichſten 
Eigenthümern und aus fünf aus allen Mitgliedern der 
Zunftgefellichaft oder Zunft, ohme Unterſchied, zuſammen⸗ 
gefezt ift: ob die Cenſur (Sichtung) über ein Mitglied 
des großen Raths, das nicht zugleih auch Mitglied 
des Meinen if, vorgenommen werden joll. Wenn bie 
Mehrheit der Eommifjion entfcheidet, da tie Eenfur 
ftatthaben fol, jo bezeichnet fie dad Mitglied, über 
melches die Zunftgeiellfchaft oder Zunft abſtimmen fol. 

Die Zunftgefellihaft oder Zunft entjcheidet ſodann 
durch geheime Stimmenmehr für oder wider die Ab- 
berufung de der Cenſur unterworfenen Mitglieds, 

Um die Abberufung zur Folge zu haben, wird ein 
Stimmenmehr erfordert, das größer ift als die Hälfte 
aller ftimmfähigen Zunftgefellichafts- oder Zunftgenoffen. 

Diejenigen Mitglieder des großen Raths, die von 
mehr als einer Zunftgefelichaft oder Zunft auf das 
Berzeihniß der Caudidaten gebracht worden find, fönnen 
nur durch die Stimmenmehrheit der ftimmfähigen Bürger 
einer gleichen Anzahl von Zunftgefellichaften oder Zünften 
abberufen werden. 

Die von ihren Zunftgefelfchaften oder Zünften un— 
mittelbar ermwählten Mitglieder können nur von ihrer 
eigenen Zunftgefellihaft oder Zunft wieder abberufen 
werben. 


Bierter Titel, 


Bon der dur die Berfaflung ertbeilten Gewalt und 
Gewährleiftung. 


19. Das Gefez wird die nähern Bejtimmungen 
über die Einrihtung der Gewalten und die Einführung 
der untergeordneten Behörden feſtſezen. 


440 
20. La constitution garantit la religion professöe 
dans le canton. 


21. La eonstitution garantit la facults de ra- | 
cheter les dimes et cens. La loi determine le mode 
du rachat à la juste valeur. 


CHAPITRE XI. 


Constitution du canton de Schwyz. 





Article 1, Le canton de Schwyz comprend les | 
communes de l’ancien canton, et de plus Gersan, 
Kussnscht, le territoire d’Einsiedlen, les Höfe, la 
Marche et Reichenbourg. Schwyz est le chef-lieu, et 
la religion catholique est la religion du canton. Les 


eitoyens des pays reunis ont les mömes droits que 
ceux de l’ancien territoire. 


2. La souverainetö röside dans l'assemblee gene- 
rale des citoyens de tout le canton (landsgemeinde) ; 
mais elle ne peut statuer sur les proprietss par- 
ticulieres des communes, 





3. L’assemblie generale, ecomposde des eitoyens 
äges de vingt ans, adopte ou rejette les projets de 
loi qui lui sont présentés par le petit conseil. 

Aucun autre point n'y est mis en deliberation | 
qu’un mois apres avoir öt6 communiqus par &crit 
au petit conseil, et apr&s l’avis de ce conseil. 

Les assemblees gönerales extraordinaires ne peu- 
vent deliberer que sur les objets pour lesquels elles 
sont convoquees,. 





4, L’organisation administrative et judieiaire de | 
Gersau, Kussnacht, du territoire d’Einsiedeln, des | 
Höfe, de la Marche et de Reichenbourg, ainsi que 
la part, proportinnnde A la population, que les ci- | 


Schwyz. 


Rr. 1 


20. Die Verfaſſung garantirt die Religion, die 


‚ ım Stanton ausgeübt wird. 


21. Die Berfafjung fichert die Befugniß, Zehnten 
und Bodenzinfe loszufaufen, Das Gefez wird die 
Urt und Weiſe dieſes Yosfaufs mad dem wahren 
Werthe beftimmen. 


Eilftes Capitel. 
Berfaflung des Kautons Schwyz. 


Artifel I. Der Kanton Schwyz begreift die Ge— 
meinden de3 ehemaligen Kantons in fi, und überdies 
Gersau, Küßnacht, das Gebiet Einfiedeln, die Höfe, die 
March und Reichenburg. Schwyz ift der Hauptort und 
die katholische Religion die Religion des Kantons, Die 
Einwohner des neuen Gebiets haben die gleichen Rechte 
wie die des alten Kantons, 


2. Die fouveräne Gewalt ruht in der Pandöge- 
meinde ded ganzen Kantons; fie fann aber über das 
befondere Eigenthum der Gemeinden nicht verfügen. 


3, Die gemeine Yandsgemeinde, beftehend aus ben 
Bürgern des ganzen Kantons, die zwanzig Jahr alt 


‚ find, genehmigt oder vermwirft die Geſezesvorſchläge, 


welche der Yandrath ihr vorlegt. 

Kein Gegenftand fann von der gemeinen Lands- 
gemeinde in Berathung genommen werden, als nad 
dem derfelbe einen Monat zuvor dem Yandrathe fchrift- 
lich mitgetheilt und desſelben Vorbericht eingeholt 
worden ift, 

Die außerordentlihen gemeinen Yandsgemeinden 
fönnen nur über diejenigen Gegenftände, wegen welchen 
jie zufanmenberufen wurden, berathichlagen. 

4. Die abminiftrative und gerichtliche Organifation 
von Gersan, Küßnacht, Einfiedeln, den Höfen, der March 
und Reichenburg, fowie der Antheil, den die Bürger 
diefer Bezirke im Berhältnig ihrer Benölferung an der 


5 


Nr. 1 


toyens de ces difförents territoires doivent avoir à 


Schwyz. 
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Bildung der Räthe oder allgemeinen * Behörden des 


la formation des conseils gensraux ou des autorites | Kantons zu nehmen haben, wird nad der im Art. 6 


gendrales du canton, seront determindes dans la 
forme preserite par l'artiele 6. 

En attendant, 1° les assembldes de quartier, de 
paroisse et, de communaufe ont les droits qu'elles 
exergaient du passe. 

2° [Le landammann, le statthalter, le tresorier, 
le capitaine general et le banneret sont élus dans 
la möme forme, avec les mömes droits et pröroga- 
tives qu'autrefois, et ils restent en place le m&me 
espace de temps. 

3° Le petit conseil, le double et le triple con- 
sejl gardent leurs anciennes attributions, la möme 
organisation et le m&äme mode d’elertion. Les mem- 
bres de ces trois conseils administrent, comme par 
le passe, les affaires particaliöres & leur distriet. 

4° Ont anssi le m6öme mode d’election, la meme 
organisation et les mömes attributions qu’autrefois 
les anciens tribunaux civils, savoir : le tribunal cor- 
rectionel, le tribunal des neuf (meunergericht), le 
tribunal des sept (sieben-gericht), et le tribunal de 
la place publique (gassen-gericht). 

5° Les röglements civils et les lois munieipales 
de Gersau, de Kussnacht, du territoire d'’Einsiedeln, 
des Höfe, de la Marche et de Reichenbourg sont 
provisoirement conservös. 

6. Les autorit6s quelconques doivent se con- 
former aux principes de l'acte federal. 

Le eanton de Schwyz ne peut avoir de lisison 
directe ou indirecte avee un autre cantem, ou avec 
les puissances etrangöres, qu’en suivant les formes 
föderales de la Republigue helvetique. 

6. Une commission de treize memibres, nommes 
par l'assemblee generale des eitoyens, preparera un 
travail sur les moyens d'exceution du jaragraphe 
1 de l'article 4. Ce travail aura force de lei, s'il 
est approuve par la diete; mais les changements 
ne blesseront en rien ni les principes ni les dispo- 
sitions de l’acte federal, 





vorgefchriebenen Form beftimmt werden. 

Inzwiſchen 

- Haben die Verſammlungen der Biertel, Pfarr- 

gemeinden und Genoffamen die gleichen Mechte, 
welche ſie vormals ausübten, 

2. Der Yandammann, der Yandesftatthalter, der 
Landesjefelmeifter, der Landeshauptmann und der 
Pannerherr werden auf die gleiche Art und mit 
den gleichen Rechten, wie ehemals, gewählt und 
bleiben die nämliche Zeit im Amte. 

3. Der Pandrath, der doppelte und dreifache Pand- 
rath behalten ihre ehemaligen Berrihtungen, 
Einrihtung und Wahlart. Die Mitglieder diefer 
drei Behörden verwalten, wie ehemals, die be- 
fondern Angelegenheiten ihres Bezirks. 

4. So behalten aud die ehemaligen Civilgerichte, 
das Zuchtgericht, dad Neunergericht, das Siebner⸗ 
gericht und das Gaffengericht ihre alte Wahlart, 
Einrichtung und Amtspflihten. 

5. Die bürgerlichen Verordnungen und die Muni« 
apal- Statuten von Gersau, Küßnacht, Einfiedeln, 
den Höfen, der March und von Reichenburg find 
einftweilen beibehalten, 


1 


5. Die Behörden aller Art find gehalten, fich nad) 
den Grundjäzen der Bundesacte zu richten, 

Der Kanton Schwyz darf weder mitiel- noch un— 
nuittelbar mit einem andern Kanton, oder mit fremden 
Mächten in Verbindung treten, anders als in Beob- 
achtung der Formen der Bundesacte. 

6. Eine durch die Yandsgemeinde gewählte Com— 
miffion von 13 Mitgliedern wird einen Borfchlag über 
die Mittel der Bollzichung des 1. Paragraphs des 
Art. 4 ansarbeiten. Diefer Vorſchlag erhält Geſezeskraft, 
wenn er durch die Tagfazung gebilligt wird; die Ab— 
änderungen dürfen jedoch in nichts weder gegen die Grund⸗ 
ſäze noch die Anordnungen der Bundesacte verftoßen. 
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“ CHAPITRE XI. 


Constitution du canton de Soleure. 


TITRE PREMIER. 


De la division du territoire et de l’ötat politique 
des citoyens, 


Article 1%, Le canton de Soleure est divise en 
eing distriets, savoir: la ville de Soleure, Biberist, 
Ballstall, Olten et Dornach. 


2. Le district de la ville est divise en quatre 
quartiers. Hors de la ville, chaque distriet est di- 
visd en quatre quartiers, composds des parties les plus 
ögales en population et les plus rapprochees qu'il 
sera possible, 


3. Tout Suisse habitant du canton, et agé de 
seize ans, est soldat. 


Solothurn. 





4, Sont membres des quartiers les bourgeois ou | 


fils de bourgeois d'une commune du canton, resi- | 


dant depuis un an sur le territoire du quartier, d'un 
etat indspendant, enrölds dans la milice, Ages de 
trente ans s’ils ne sont pas ou n'ont pas été ına- 
ries, et seulement de vingt s’ils sont ou ont «ts 
maries, et enfin possedant ume propriets foncidre ou 
une erdance hypothdcaire de 500 livres suisses, Tout. 
bourgeois du canton peut acquerir la bourgeoisie à 
Soleure, 


TITRE II. 
Des pouvoirs politiques, 


5. Un grand conseil, compose de wixanle mem- 
bres, fait les lois, les röglements et autres actes du 
pouveir souverain, deliböre les demandes de dietes 
extraordinaires, nomme les deputes Ju canton aux 


diötes ordinaires et extraordinaires, determine le 





Smwölftes Capitel. 
Berfafiung des Kantons Solothurn. 


Erfter Titel. 


Bon der Eintheilung des Kantond und dem politiſchen 
Stande der Bürger, 


Artikel 1. Der Kanton Solothurn ift im fünf 
Bezirle eingetheilt, nämlih: die Stadt Solothurn, 
Biberift, Ballftal, Olten, Dornach. 

2. Der Bezirk der Stadt ift im vier Quartiere 
abgetheilt. Außer der Stadt ift jeder Diftrict (ebenfalls) 
in vier Quartiere geordnet, die jo zufammengejezt find, 
daß fie jih an Bevölkerung möglihft gleih und ein- 
ander jo viel thunlid am mächften gelegen find. 


3. Jeder Schweizer, der im Kanton angejeflen und 
16 Jahre alt ift, kann zu Militärdienften angehalten 
werden, 


4. Mitglieder diefer Quartiere find alle die Bürger 
oder Bürgersjühne einer Gemeinde des Kantons, die 
feit Jahresfriit in dem Gebiete des Quartiers ange: 
feffen find, einen unabhängigen Stand haben, in der 
Miliz eingefchrieben fih befinden, wenn fie unverbei- 
rathet find 30, wenn fie aber wirklich verheirathet oder 
es gemwejen find 20 Jahre alt find, und endlich Grund: 
ftüfe oder unterpfändlich verficherte Schuldichriften von 


: 500 Schmweizerfranfen im Werthe befizen. 


Jeder Bürger des Kantons lann das Bürgerrecht 
der Stadt Solothurn erwerben. 


Zweiter Titel, 
Bon ben öffentlihen Gewalten, 


5. Ein großer Rath von 60 Mitgliedern macht 
die Geſeze und Verordnungen, und übt die andern 
Acte der höchſten jouveränen Gewalt aus, Er beratb- 
fhlagt über die Anfragen wegen Zufammenberufung 
außerordentliher Tagſazungen; ernennt die Abgefandten 


.——. 


Nr. 1 


mandat de ses deputes, nomme aux places dont les 
fonctions s’ötendent & tout le canton, se fait rendre 


compte de l’execution des lois, röglements et autres | 


actes de son autorite. 


6. Un petit conseil, composs de vingt-un mem- 
bres du grand conseil, qui continuent ä en faire 
partie, et dont un au moins de chaque district, est 
charges de l'exécution des lois, röglements et autres 
actes de l’autorit# souveraine; il propose les lois, 
reglements et autres actes qu’il juge necessaires ; il 
dirige et surveille les autorites inferieures; il juge 
en dernier ressort le contentieux de l’administra- 
tion; il nomme aux places dont les fonetions 8’6- 
tendent & tout un distriet; il rend compte au grand 
conseil de toutes les parties de l’administration” 


7. Deux avoyers president, chacun & leur tour, 
pendant une annde le grand et le petit conseil ; ce- 
lui, qui n’est pas en charge, supplee l’autre au be- 
soin; il fait partie du petit conseil. 


8. Un tribunal d’appel, compos« de treize mem- 
bres du grand conseil, et presid par l’avoyer qui 
n'est point en charge, juge souverainement. en ma- 
tiere eirile et criminelle. Quand il prononce sur une 
accasation de erime emportant peine capitale, quatre 
membres du petit conseil, designes par le sort, 
prennent sdance et concourent au jugement, 


9, Le grand conseil est assemble, quinze jours 
tous les six mois, à Soleure. Le petit conseil s'as- 
semble habituellement ; il peut, proroger les sessions 
du grand conseil et en convoquer d'extraordinaires. 


10. Les deux avoyers sont elus par le grand 
conseil entre les membres du petit conseil. 


Solothurn. 
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des Kantons auf die ordentlichen und außerordentlichen 
Tagſazungen; beſtimmt den Auftrag dieſer Abgeſandten; 
beſezt alle Stellen, deren Amtsverrichtungen ſich über 
den ganzen Kanton erftrefen, und läßt fich über die 
Vollziehung der Geſeze, Verordnungen und andern 
von ihm ausgehenden Befchlüffe Rechenſchaft geben. 

6. Ein Meiner Rath, beftcehend aus 21 Mitgliedern 
des großen Raths, die ihre Stellen noch ferner in 
demfelben beibehalten, und von melden wenigſtens 
einer aus jedem Bezirt genommen merden muß, ift 
mit der Vollziehung der von der höchften Gewalt aus- 
gegangenen Geſeze, Verordnungen und andern Beichlüffe 
beauftragt. Er fchlägt die ihm nöthig fcheinenden Ge— 
feze, Verordnungen und andern Befchlüffe vor; er leitet 
die untern Behörden und hat die Aufficht über diefelben ; 
er urtheilt in lezter Juſtanz über alle Streitigfeiten in 
Verwaltungsſachen; er ernennt zu allen Stellen, deren 
Amtsverrichtungen fi auf einen ganzen Bezirk er: 
ſtrelen; endlich legt er dem großen Rathe über alle 
Theile der Verwaltung Rechenſchaft ab. 

7. Zwei Schultheiße führen abwechſelnd, jeder 
ein Jahr, den Borfiz im großen und feinen Rathe. 
Derjenige, welcher nicht im Amt ift, verfieht nöthigen- 
falls die Stelle des andern; er ift Mitglied des Meinen 
Raths. 

8. Ein Appellationsgericht von 13 Mitgliedern 
des großen Raths, unter dem Borfiz desjenigen Schult- 
heißen, welcher micht im Amte ift, urtheilt in höchſter 
Inſtanz über alle bürgerlichen und peinlihen Rechts— 
fälle. Wenn es über die Anklage eines Verbrechens 
zu urtheilen hat, das Todesftrafe nach fich zieht, jo 
werden ihm zur Urtbeilfällung vier durch das Loos 
bezeichnete Mitglieder des Meinen Raths beigeorbnet. 

9. Der große Rath verfammelt ſich alle jechs 
Monate auf die Dauer von 14 Tagen in Solothurn. 
Der Meine Rath verfammelt fih gemäß Übung. Er 
fann die Sizungen des großen Raths verlängern und 
denfelben auch außerordentlicher Weife zufanmenberufen. 

10. Die zwei Schultheißen werden von dem großen 
Rathe aus den Mitgliedern des Heinen Raths ermählt. 
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Les membres du petit conseil sont &lus par le 
grand conseil. 

Les membres du grand conseil sont élus, sa- 
voir: un tiers par les quartiers immediatement et 
dans leur sein; les deux autres tiery par le sort, 
entre des candidats choisi+, par les quartiers, indis- 
tinctement dans les distriets dont ils ne font point 
partie, 

11. Les membres du petit conseil sont renouve- 
lös par tiers tous les deux ans; ils sont indefini- 
ment reeligibles. 

Les membres du grand conseil, hormis ceux qui 
sont en même temps du petit conseil, peuvent etre 
rövoques par un grabeau exercde dans les quartiers, 
ainsi qu'il est regle par l'artiele 18. 


12. Les quartiers peuvent donner une indem- 
nitö au membre du grand conseil qu’ils ont elu 
immediatement. Les fonctions des autres membres 
sont gratuites. 


TITRE II. 
Des ölections et rövogations, 


13, Pour la formation du grand conseil, chacun 
des vingt quartiers procöde ainsi qu'il suit: 

D’abord il nomme le membre du grand conseil 
qu'il doit choisir entre ses propres membres, 

1 nomme ensuite quatre candidats dans les 
quatre distriets dont il ne fait point partie. Il n'en 
peut nommer plus de trois dans le meme distriet. 

Des quatre-vingts candidats ainsi élus dans tous 
les districts, quarante sont designes par le sort pour 
ötre membres du grand conseil, et le completer par 
leur reunion avec les vingt membres «us imme- 
diatement par les quartiers, 


14. En cas de vacance, les quartiers dlisent, tous 
les deux ans, aux places des membres du grand 
eonseil qu'ils ont immediatement nommes; le sort 
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Die Mitglieder des Heinen Raths werden von dem 
großen Rathe ermählt. 

Die Mitglieder des großen Raths werden ermählt: 
Ein Drittheil unmittelbar dur die Quartiere und aus 
ihrer Mitte; die zwei andern Drittheile durd) das Loos, 
aus der Zahl derjenigen Candidaten, melde die Quar⸗ 
tiere frei aus denjenigen Bezirlen genommen haben, 
zu welchen fie nicht ſelbſt gehören. 

N. Die Dlitglieder des Heinen Raths werden alle 
zwei Jahre zu einem Drittheil erneuert, die Audtreten- 
den find aber jtet3 wieder wählbar. Die Mitglieder 
des großen Raths, Diejenigen ausgenommen, melde 
zugleih Mitglieder des Meinen Raths find, können 
durch die im Art, 18 vorgejchriebene, in den Quartieren 
vorzunchmende Cenſur (Sichtung, Ausficbung) abberufen 
werben, 

12. Die Quartiere können demjenigen Mitgliede 
des großen Raths, welches fie unmittelbar erwählt haben, 
eine Befoldung feftjegen. Die Berrichtungen der übrigen 
Mitglieder find unentgeldlich, 


Dritter Titel, 
Bon den Wahlen und Abberufungen. 


13. Zu der Bildung des großen Raths verfährt 
jedes der 20 Quartiere des Kantons mie folgt: 

Borerft ernennt es dasjenige Mitglied des großen 
Raths, das es aus feiner eigenen Mitte zu wählen hat. 

Sodann erwählt es vier Candidaten aus den vier 
Bezirken, zu welchen es nicht felbft gehört, jedoch jo, 
daß aus dem gleichen Bezirk nicht mehr ald drei ge: 
nommen werden können. 

Bon den auf diefe Weife in allen Bezirken ernannten 
80 Gandidaten werben 40 durch das Loos bezeichnet, 
die alsdaun Mitglieder des großen Raths find und 
mit den 20 unmittelbar von den Quartierem ernannten 
Mitgliedern den großen Rath vollzählig machen. 

14. Wenn in dem großen Rathe Stellen erledigt 
werden, fo ergänzen die Quartiere alle zwei Jahre 
diejenigen Stellen wieder, bie fie unmittelbar beiezt 


Rr. 1 


remplit les autres 4 mesure qu'elles viennent à vaquer, 
ei nomme entre les candidats qui sont restes sur 
la liste. 


15. Cing ans aprös la premiöre formation du 
grand conseil, et enanite de neuf ans en neuf ans, 
la liste des candidats est renouvelee ; et quand les 
places auxquelles le sort a nomme& viennent & vaquer, 
il continue à les distribuer entre les candidats com- 
pris dans la liste. 


16. 
majoritö absolue des suffrages. Si la majorit& absolue 
ne rösulte pas de deux serutins, le sort decide entre 


Les eleetions se font au scrutin et A la 


es deux candidats qui ont réuni le plus de suffrages. 


17. Nul ne peut ötre place sur la liste des 
candidats, s’il n'est bourgeois, agé de trente ans, et 
proprietaire d’un immeuble ou d’une erdance hypo- 
thecaire de 5000 livres suisses. Il suffit d’ötre bour- 
geois, äge de vingt-cing ans, proprietaire d’un im- 
meuble ou d'une creance hypothecaire de 2000 livres 
pour &tre &lu immediatement par le quartier dont 
on fait partie. 


18. Tous les deux ans, à Paques, une commission 
de quinze membres, formse par le sort dans chaque 
quartier, et composee de cing des dix plus äges, de 
cing des dix propristaires dont le capital est le plus 
considerable, et de cing designes entre tous les 
membres du quartier indistinetement, deeide s’il y 
& lieu & ouvrir le grabeau sur un membre du grand 
conseil, autre que ceux qui font partie du petit 
conseil. Si la majorite de la commission decide qu’il 
yalien au grabeau, elle indique le membre sur 
leqnel le quartier sera appel& A voter. 


Solothurn. 
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hatten. Die andern Etellen hingegen werben, fo wie 
fie erledigt find, nad und nad) wieder durch das Loos 
und aus ber Zahl derjenigen Candibaten ergänzt, 
welche auf dem Berzeichniffe ftehen geblieben find. 


15. Fünf Jahre nach der erften Zuſammenſezung 
des großen Raths, und nachher je von neun zu neun 
Jahren, wird das Verzeichniß der Eandidaten erneuert; 
und wenn von denjenigen Stellen, die durch das Loos 
befezt worden find, welche erledigt werben, jo werben 
fie auß denen auf dem Verzeichniſſe ftehenden Candi— 
daten wieder durch das Loos erfezt. 

16. Die Wahlen geichehen in geheimer Abflimmung 
durch die abfolute Mehrheit der Stimmen. Wenn jedoch 
feine abjolute Stimmenmehrheit, weder bei der erften 
noch bei der zweiten Abftimmung herauslommt, fo ent- 
fcheidet das Loos zwiſchen den zwei Borgefchlagenen, 
welche die meiften Stimmen gehabt haben. 


17. Niemand kann auf das Verzeichniß der Candi⸗— 
baten fommen, der nicht Bürger, 30 Jahr alt und 
Eigenthümer von Grundftüken oder von unterpfänd- 
lichen Schuldfchriften von 5000 Schmeizerfranfen im 
Werthe ift. Um hingegen unmittelbar von feinem eigenen 
Quartier gewählt zu werden, ift es hinreichend, daß 
man Bürger, 25 Jahr alt und Eigenthümer von 
Grundftüten oder von Unterpfandsrecht tragenden 
Schuldſchriften von dem Werthe von 2000 Schweizer- 
franfen jet. 

18. Alle zwei Jahre, auf Oſtern, entſcheidet eine 
Eommiffion von 15 Mitgliedern, melde dur das 
2008 in jedem Quartier aus fünf der zehn Älteſten, 
aus fünf der zehn beträdtlichften Eigenthümern und 
aus fünf aus allen Gliedern des Quartiers, ohne 
Unterfchied, zufammengefezt it: Ob die Eenfur (Sich: 
tung) über ein Mitglied des großen Raths, das nicht 
zugleih auch Mitglied des Heinen ift, vorgenommen 
werden foll. Wenn die Mehrheit der Commiffion ent- 
fcheidet, daß bie Cenſur ftatthaben fol, fo bezeichnet 
fie das Mitglied, über welches das Quartier abftimmen 
; fol. 
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Le quartier vote au scrutin pour ou contre la 
revocation da membre sonmis au grahean, 

Le ven de la majorit# des eitoyens ayant droit 
de voter dans le quartier est necessaire pour operer 
la rövocation. 

Les membres du grand conseil dont les noms 
ont été places par plus d’un quartier sur la liste 
Jes candidats, ne penvent ötre rövoquds que par le 
ven de la majorite des citoyens ayant droit de 
voter dans un pareil nombre de quartiers. 

Les membres elus immediatement par un quartier, 
te peuvent ötre rävoques que par lai. 


TITRE IV, 


Dölsgation et garanties donndes par la 
Constitution. 
19. La loi rögle les details de l’organisation des 
pouvoirs et l’institution des autorits subordonndes. 


20. La Constitution garantit les religions pro- 
fesstes dans le canton. 

21. La Constitution garantit la facultò de racheter 
les dimes et cens. La loi ditermine le mode du 


rachat & la juste valenr. 


CHAPITRE XII. 
Constitution du Canton du Tessin. 


TITRE PREMIER, 


Division du territoire et Etat politique 
des Citoyene, 


Article |", Je canton du Tessin comprend, outre 
le territoire renfermd dans ses limites actnelles, la 
vallée de Levantine. 


Teffin. 





| 
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Das Quartier emtjcheidet fodann durch geheime Ab: 
fiimmung für oder wider die Abberufung des der Eenfur 
untermorfenen Mitgliedes. 

Un: die Abberufung nach fich zu ziehen, wird ein 
Stimmenmehr erfordert, dad größer ift, als die Hälfte 
aller ftimmfähigen Quartiergenofien, 

Diejenigen Mitglieder des großen Raths, die von 
mehr ald einem Quartier auf das Berzeihniß der 
Candidaten gebradt worden find, können nur durch 
die Stimmenmehrheit der flinmfähigen Bürger einer 
gleihen Anzahl Quartiere abberufen werben. 

Die von ihren Uuartieren unmittelbar erwählten 
Mitglieder lönnen nur von ihrem eigenen Quartier 
wieder abberufen werben. 


PBierter Titel 


Bon der durch die Verfaflung ertheilten Gewalt und 
Gewährleiftung. 

19. Das Gefez wird die nähern Beftimmungen 
über die Einrichtung der Gemwalten und die Einführung 
ber untergeordneten Behörden feftfezen. 

20. Die Berfafiung fichert die Religionen, die im 
Kanton ausgeübt werden. 

21. Die Berfaffung fichert die Befugniß, Zehnten 
und Bodenzinfe Ioszufaufen. Das Gefez wird die Art 
und Weife dieſes Postaufs nach dem mahren Wertbe 
beftimmen. 


Dreizehntes Capitel. 
Berfaflung de Kantons Teſſin. 


Erfter Titel, 


Bon ber Eintbeilung bed Gebiets und dem politiſchen 
Stande der Bürger, 


Artifel 1. Der Kanton Tejfin begreift außer 


feinem gegenwärtigen Gebiete noch das Liviner-Thal. 


Kr. 1 


2. Il est divisé en huit districts, savoir: Men- 
drisio, Lugano, Locarno, Valle-Maggia, Bellinzoni, 
Riviera, Blenio et Levantina, Bellinzona est le chef- 
lien du canton. 

Les huit distriets sont divisés en 38 cercles. Les 
eitoyens se röunissent, quand il y a lieu, en assem- 
bldes de commune et en assembldes de cercle, 

3. Pour exercer les droits de eitoyen dans une 
assemblöe de commune ou de cercle, il faut, 1° &tre 
domicili6 depuis un an dans le cercle ou dans la 
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commune; 2° &tre üg6 de vingt ans, et marié ou 
lavoir &te, ou avoir trenie ans, si l’on n'a pas été 
marid; 3° 6tre propridtaire ou usufraitier d'un im- 
meuble de la valeur de 200 fr. de Suisse ou d’une 
erdance de 300 fr., hypothequde sur un immeuble ; 
4° dans les cereles ou il y avait des bourgeoisies, 
si l'on n'était pas ci-devant bourgeois de l’une des 
communes du canton, payer & la caisse des pauvres 
de son domicile une somme annuelle, qui sera réglöe 
par la loi, selon la valeur des proprietös de la com- 
mune, et dont le minimum sera de 6 francs, et le 
mazimum de 50; ndanmoius, pour la preiniöre elec- 
tion, il suffira de payer trois pour cent du prix du 
dernier eontrat d’ucquisition de la bourgeoisie. 

Sont exceptes de cette quatriöme condition: les 
winistres du culte et les chefs de famille nds en 
Suisse on dans les pays ci-devant sujets de la Suisse, 
peres de uatre enfants Agds Je plus de seize ans, 
inscrita dans les milices, et ayant un metier ou un 
&ablissement. 


4. Moyennant la somme payde annuellement a 
la caisse des pauvres, ou le cajital de cette somme, 
on devient coproprieiaire des biens appartenant ä la 
bourgeoisie, et on a droit aux secours assurds aux 
bourgeois de la commune, 

Les ötrangers ou les eitoyens suisses d’un autre 
canton qui, apres avoir rempli le temps de dumicile 


Teffin. 
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2. Der Kanton ift in act Bezirke abgetheilt, 
nämlih: Mendrifio, Yugano, Yocarno, Balle Maggia, 
Bellinzona, Riviera, Blenio, Yeventina. Bellinzona ift 
der Hauptort des Kantons. 

Die acht Bezirke find in 38 Kreiſe eingetheilt. Die 
Bürger vereinigen fi, wenn es der Fall iſt, in Ge— 
meindeverfammlungen und in Sreisperfammlungen, 

3. Um das Bürgerrecht in einer Gemeinde- oder 
Kreisverfammlung auszuüben, muß man: 1. Seit 
einem Jahre in dem Kreiſe oder in der Gemeinde 
wohnhaft fein; 2, zwanzig Jahre alt fein menn man 
verheirathet oder ed geweſen it, und dreißig wenn man 
unverbeirathet ift; 3. Eigenthümer oder Nuzuießer 
fein von einer Piegenfchaft von 200 Schmweizerfranten, 
oder einem Schuldtitel von 300 Franten, der eine 
Liegenschaft zum Unterpfande hat; 4. in denjenigen 
Kreifen, in denen Burgerrechte waren, muß man ferner, 
wenn man nicht bereitS Bürger einer Gemeinde des 
Kantons war, an das Armengut feines Wohnorts jähr- 
lich eine Summe entrichten, die da8 Geſez nah Maßgabe 
des Vermögens der Gemeinde beftimmen wird; jedoch 
fo, daß diefelbe wenigſtens ſechs Franken betragen fol 
und 50 Franfen nicht überfteigen lann. Für die Theil- 
nahme an den erjten Wahlen iit e8 indejlen hinreichend, 
drei vom Hundert derjenigen Summe zu entrichten, die 
für den lezten Anfauf des Ortsbürgerrechts bezahlt 
worden ill. Bon dieſem vierten Bedinge find ausge 
nommen: die Pfarrgeitlichen ; deögleichen die Hauspäter, 
die in der Schweiz oder in den ehemaligen Uuterthauen- 
landen geboren find, vier Kinder über 16 Jahre haben, 
fi in der Miliz eingefchrieben befinden und einen be 
ftimmten Beruf ausüben, oder font eine Erwerbsquelle 
befizen. 

4. Vermittelft der jährlich an das Armengut zu 
entridgtenden Summe, oder der Erlegung des Capitals 
diefer Summe, wird man Antheilhaber am Gemeinde- 
gut und hat Anspruch auf die den Ortsbürgern zus 
geficherte Unterſtüzung. 

Die Fremden oder Schmweizerbürger aus einem 
andern Hantone, melde das Bürgerreht im Kanton 
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et les diverses conditions fixées par la loi, veulent 


devenir eitoyens du canton du Tessin, peuvent @tre 
assujettis & payer le capital, au denier vingt, de la 
somme annuelle a laquelle 4 &t6s &valude la copro- 
priete des biens de la bourgeoisie de leur domicile ; 
ce qui est find par un acte partieulier de la commune, 


TITRE II. 
Pouvoirs publios, 


5. I} y a dans chaque comınune une munieipalite 
eomposde d’un syndic, de deux adjoints, et d'un 
eonseil muniecipal de huit membres au moins, et de 
seise au plus. Les olfieiers munieipaux demeurent 
en place six annees; ils se renouvellent. par tiers 
et sont rögligibles. 

La loi determine les attributions de chaque 
municipalite, concernant, 1° la police locale; 2° la 
repartition et la perception de l’impät; 3° V’ad- 
ministration particuliöre des biens de la commune 
et de la caisse des pauvres, et les details d’adminis- 
trution gönerale dont elle peut Atre chargee, 

Elle determine de plus les ionctions partieulidres 
aux syndics, aux adjoints et aux conseils municipaux. 


6. Il y a dans chaque cercle un juge de paix; 
il surveille et dirige les administrations des com- 
munes de son arrondissement. 

Il preside les assemblöes du cerele, et il en a 
la police, 

Il est conciliateur des differens entre les eitoyens, 
officier de police juwliciaire charge de l’enquete preli- 
minaire en cas de delit, et il juge avec des asses- 
seurs les afaires civiles de peu de valeur, La lei 
determine chacune de ses attributions. 


7. Un grand conseil, composds de cent-dix de- 
putes nommds pour cing ans, ou à vie, dans les cas 


Teſſin. 


Nr. 1 


Teſſin zu erlangen wünſchen, und die zu dem Ende 
durch das Geſez vorgeſchriebene Bedinge, namentlich 
das der Aufenthaltszeit, erfüllt haben, lönnen zu Er« 
legung eines Capitald angehalten werden, das den 
zwanzigfachen Werthe des jährlichen Abtragd vom An- 
theilhaberrechte am Gemeingute ihres Wohnorts gleich. 
fommt. Diefer Abtrag fol durd einen befondern Be 
ſchluß der Gemeinde beſtimmt werden. 


Zweiter Titel. 
Bon dem äffentlihen Gewalten. 


5. Im jeder Gemeinde ift ein Gemeinderath, der 
aus einem Ammann (Syndic), zwei Beigeorbneten und 
wenigſtens act, höchſtens 16 Mitgliedern befteht. Die 
| Gemeindebeamten bleiben ſechs Jahre im Amte; fie 

werden jedesmal zum Drittheil erneuert und find wieder 

wählbar. Das Gefez beſtimmt die Berrichtungen der 

&emeinderäthe, in Betreff 1. der örtlichen Polizei; 

2. der Vertheilung und Beziehung der Auflagen; 

3. ber befondern PBerwaltung des Gemeinde- und 

Armenguts, fowie der untergeordneten Gegenftände 
| der allgemeinen Verwaltung, mit denen fie beauftragt 
werden lönnen. 
| 
I} 
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Es beſtimmt ferner die beſondern Berrichtungen 
des Ammanns, der Beigeordneten und der Gemeinde- 
rathsmitglieder. 

6. In jedem Kreife ift ein Friedensrichter, deſſen 
Auffiht und Leitung die Gemeindeverwaltungen des 
Kreifes unterworfen find, 

Er führt bei den Kreisperfammlungen den Borſiz 
und hat die Polizei derfelben. 

Er ſchlichtet die Streithändel zwiſchen den Bürgern; 
er ift der gerichtliche Polizeibeamte, der im Fall eines 
Verbrechens die vorläufige Unterfuhung anzuftellen bat, 
und erledigt mit Zuzug von Beifizern Eivilftreitigkeiten 
von geringem Werbe. Die nähere Beflimmung jeder 
diefer feiner Berrichtungen bleibt dem Geſez überlafien. 

7. Ein großer Rath von 110 Mitgliedern, die 
auf fünf Jahre, oder in den durch den Wrtitel 15 


Nr. 1 


determinds par l’article 15, exerce le pouvoir sou- 
verain. Tl s’assemble, le premier lundi de mai, dans 
la ville de Bellinzona, et sa session ordinaire est 
d'un mois, & moins que le petit conseil n’en prolonge 
la durte, 

Le grand conseil, 

1° accepte ou rejette les projets de loi qui lui 
sont prösentes par le petit conseil. 

2° TI se fait rendre compte de l'’exdcution des 
lois, ordonnances et röglements. 

3° I1 regoit et arrate les comptes de finances du 
petit conseil, 

4° 11 fixe les indemnitcs des fonctionnaires pu- 
blies, 

5° Il approuve l’alienation des domaines du 
canton. 

6° TI deliböre les demandes de diötes extraordi- 
naires; il nomme les deputes aux dietes, et leur 
donne des instructions. 


7° TI vote au nom du canton. 


8. Un petit conseil, compos6 de neuf membres 
du grand conseil, lesquels eontinuent A en faire 
partie, et sont toujours r&eligibles, a l'initiative des 
projets de loi et d’impöt. 

I est charge de l’exscution des lois et ordon- 
nances; à cet effet, il prend les arret&s necessaires, 
il dirige et surveille les autoritds inferieures, et il 


nomme ses agents. 


Il rend compte au grand conseil de toutes les 


parties de l’administration, et il se retire lorsqu'on | 


deliböre sur sa gestion et sur ses comptes, 


N dispose de la force armde pour le maintien 
de l’ordre public. 


Teffin. 
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beitimmten Fällen, auf Yebenszeit ernannt find, übt die 

höchſte Gewalt aus, Er verfanmmelt ſich alljährlich auf 

den erften Montag des Maimonats in Bellinzona und 
fann ordentlicher Weife feine Sizungen nicht über einen 

Monat ausdehnen, es fei denn, daß der Heine Rath 

die Dauer derfelben verlängere. 

Der große Rath 

1. Entfcheidet über die Annahme oder Verwerfung 
der Ghejezesnorfchläge, die ihm vom Heinen Rathe 
borgelegt werden. 

Er läßt fi über die Vollziehung der Gefeze, 

Verordnungen und Neglemente Rechenſchaft ab- 

legen. 

3. Er nimmt dem Heinen Rathe über die Vermalt: 
ung der öffentlichen Gelder Rechnung ab. 

4. Er beftimmt die Befoldung der öffentlichen Ber 
amten, 

5. Er bewilligt die Veräußerung von SKantonal- 
gütern. 

6. Er berathſchlagt über die Begehren der Zuſammen⸗ 
berufung auferordentliher Tagfazungen, ernennt 
die Abgeordneten des Kantons zu den Tagjaz- 
ungen, und ertheilt ihnen die Inſtructionen. 

7. Er ftimmt im Namen des Kantons. 


20 


8. Ein kleiner Rath, beſtehend aus neun Mit— 
gliedern des großen Raths, von dem ſie fortwährend 
einen Theil ausmachen, und die immer wieder wählbar 
find, hat den Vorſchlag der Geſeze und Gteuerver- 


ordnungen. 


Ihm liegt die Vollziehung der Geſeze und Ver— 
ordnungen ob, zu welchem Ende er die nöthigen Bes 
Ichlüffe faßt. Er hat die Yeitung und Aufficht über die 
untergeordneten Behörden, und ernennt feine Agenten. 

Er legt dem großen Nathe über alle Theile der 
öffentlichen Verwaltung Rechenschaft ab und zieht ſich 


aus der Verfammlung zurüf, wenn über feine Amts- 


führung und Nechnungsablage berathſchlagt wird. 
Er verfügt über die bewaffnete Macht zur Hand- 
habung der öffentlichen Ordnung. 


r 
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Il peut prolonger la duröe des sessions ordinaires 
du grand conseil, et en convgquer d'extraordinaires. 

9, En matiere civile et criminelle, il y a des 
tribunaux de premiöre instance, dont les membres 
sont indemnisds par les plaideurs, La loi dötermine 
le nombre de ces tribunaux, leur organisation et 
leur competence, 

10. Un tribunal d’appel, composs de treize 
membres, prononce en dernier ressort. 

Il ne juge, en matiöre criminelle, qu'au nombre 
de neuf, et, s’il s'agit d’un delit emporlant une 
peine capitale, qu’au nombre de treize; il appelle 
des hommes de loi au besoin. 

La loi determine d’ailleurs la forme de procéder 
et la durde des fonetions des juges. 


11. Un tribunal, compos& d’un membre du petit 
conseil et de quatre membres du tribunal d’appel, 
prononce sur le contentieux de l’administration. 


TITRE IIL 
Mode d’öleetion et oonditions d’öligibilite. 


12. Les membres de la municipalit& sont nommes 
par l’assemblee de la commune, entre les eitoyens 
agés de trente ans, et propridtaires ou usufruitiers 
d’un immeuble de la valeur de 500 francs de Suisse 
ou d'une erdance de la meme somme, hypotheqnde 
sur un immeuble. 

13. Les juges de paix sont nommes par le petit 
eonseil, entre les eitoyens ayant une propriété ou 
une creance de 1000 franes dans la meme nature 
de biens. 

14. Les places au grand conseil sont donndes 
par l'éleetion immediate, ou par l'election et le sort, 
de la maniöre suivante : 

Les eitoyens qui habitent dans l'étendue d'un 
eercle, forment une assemblee, qui ne peut avoir 
lien qu’en vertu d’une convocation ordonnde quinze 


Teifin. 
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Er fann die ordentlihen Sizungen bes großen 
Raths verlängern und außerordentliche veranftalten. 

9. Für die bürgerliche und peinliche Rechtspflege 
gibt es Gerichte erfter Inſtanz, deren Mitglieder durch 
die Parteien entſchädigt werben, 

Das Geſez wird die Zahl diefer Gerichte, ihre 
Einrichtung und Competenz beftimmen. 

10. Ein Appellationsgeriht von 13 Mitgliedern 
ſpricht in lezter Inſtanz ab. 

Um in peinlichen Fällen Urtheile auszufällen, müſſen 
wenigſtens neun Mitglieder anweſend, und bei Ber— 
brechen, die die Todesſtrafe nach ſich ziehen, muß das 
Bericht vollzählig fein. Es beruft nöthigenfals Redis- 
gelehrte in feine Mitte. 

Das Gefez beftimmt die Procefform und die Anıt3- 
dauer der richterlichen Stellen. 

11. Über ftreitige Adminiſtrationsfälle wird von 
einem Gerichte entfchieden, das aus einem Mitgliede 
des Heinen Raths und vier Mitgliedern des Appel- 
lationsgerichts beſteht. 


Dritter Titel. 
Wahlart und Wählbarleitsbediuge. 


12. Die Gcmeindevorgefegten werben von den Ge— 
meindeverfammlumngen ernannt aus den Bürgern, die 
30 Jahr alt find und eine Liegenfchaft von 500 Franten 
im Werthe, oder einen auf eine Liegenſchaft unterpfänd- 
lich verficherten Schufdtitel vom nämlichen Werthe eigen- 
thümlich oder nuznießungsweiſe befizen. 

13. Die Friedensriter werden von dem Heinen 
Rathe aus denjenigen Bürgern erwählt, die ein Grund- 
eigenthum vom 1000 Franfen, oder einen Schuldtitel 
mit Unterpfand vom nämlichen Werthe befizen. 

14. Die Stellen im großen Rathe werden tbeils 
durch die unmittelbare Wahl, theils durch Wahl umd 
Loos zugleich auf folgende Weife befezt: 

Die im Umfange eines Kreifes wohnhaften Activ- 
bürger bilden eine Berfammlung, die nicht anders flatt- 
haben kann, al& zufolge einer 14 Tage zum vorans 


u 
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jours d’avance par le juge de paix, et publice sept | 


jours d’avance par chaque municipalite. 

L’assemblee de chaque cercle fait trois nomi- 
nations : 

1° Elle nomme dans l’arrondissement de son 
district un depute, qui entre au grand conseil sans 
l'intervention du sort, L’äge de trente ans est la 
seule condition d’eligibilite 
nation. Le juge de paix, prösident de l’assemblee, ne 
peut &tre nomme dans son cercle. 

2° Elle nomme trois candidats hors de son terri- 
toire, parmi les eitoyens propristaires ou usufruitiers 
d’un immeuble de plus de 16,000 francs de Suisse, 
ou d'une erdance de la m&me valeur, hypothöquse 
sur des immeubles. Pour cette seconde nomination 
il suffit d'ötre Agö de vingt-eing ans, 

3° Elle nomme deux candidats hors de son terri- 
toire, parmi les citoyens Ages de plus de cinquante 
ans; et pour cette dermiöre nomination il suffit 
d’'avoir une propriete, un usufrmit ou une cr&ance 
hypothecaire de 4000 francs en immeubles 


Les 1% candidats sont reduits par le sort à 72, 
qui, reunis aux 38 deputss de premier nomination, 
forment les 110 membres du grand conseil. 


15. Les membres du grand conseil de la deuxiöme 
et de la troisiöme nomination n’appartiennent à 
aucun cercle. 

Ceux de la deuxi&me nomination sont A vie s’ils 
ont &te, dans la möme annde, presentes par quinze 
cercles, * 
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von dem Friedensrichter anbefohlenen und fieben Tage 
' zum voraus von dem Gemeinderath jedes Orts befannt 
gemachten Zufammenberufung. 

Jede Kreiöverfammlung hat drei Ernennungen zu 

maden : 

1. Sie ernennt aus dem Bezirke, zu dem der Kreis 
gehört, einen Abgeordneten in den großen Rath 
ohne Anwendung des Looſes. Das Alter von 
30 Jahren ift das einzige Wählbarfeitsbeding 
für diefe erfte Ernennung. Der Friedensrichter, 
der bei der Berfanmlung den Borfiz führt, lann 
in feinem Sreife nicht gewählt werden. 

2. Sie ernennt drei Candibaten außerhalb bem 
Kreife, unter den Bürgern, die eine Liegenfchaft 
von mehr ald 16,000 Schweizerfranfen im Werthe 
oder einen auf eine Viegenjchaft unterpfändlich 
verfiherten Schulbtitel vom nämlichen Werthe 
als Eigenihümer oder Nuznießer befizen. Für 
diefe zweite Ernennung genügt das Alter von 
25 Jahren. 

3. Sie ernennt ferner zwei Candibaten außerhalb 
dem reife unter den Bürgern, die das fünfzigfte 
Ultersjahr überfchritten haben. Für Diefe lezte 
Ernennung ift es hinreichend, eine Liegenſchaft 
von 4000 Schweizerfranfen, oder einen auf eime 
Liegenfhaft unterpfändlich verfiherten Schufd- 
titel vom nämlichen Werthe als Eigenthüner 
oder Nuznießer zu befizen. 

| Die 190 Eandidaten werden durch das Loos anf 
‚ 72 veducirt, die, verbunden mit den 38 Abgeordneten, 
| welche die Kreisverfammlungen unmittelbar ernennen, 
die 110 Mitglieder ded großen Raths ausmachen. 


15. Die Mitglieder des großen Raths von der 
zweiten und dritten Ernennung gehören feinem Streife 
beſonders an. 

Die von ber zweiten Ernennung bleiben lebens» 
länglih an der Stelle, wenn fie im nämlichen Jahre 
von 15 Kreiſen vorgefchlagen worden find. Die Mit- 
| glieder von der dritten Ernennung bleiben ebenfalls 
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Ceux de la troisiöme sont egalement & vie, si | febenslänglich an der Stelle, wenn fie von 30 Kreiſen 


trente cercles les ont prösentss dans la meme annee. | 


16. Les membres du grand conseil de la premiere 
nomination peuvent ötre indemnises par leurs cercles; 
les fonctions des autres sont gratuites, 


17. Pour les places de seconde et troisiöme 
nomination qui viennent à vaquer au grand conseil, 
le sort designe entre les candidats qui sont restes 


sur la liste, laquelle se renouvelle tous les cinq ans, 


18. 5i, a l’epoque du renouvellement periodiqne, 
il se trouve au grand conseil plus de 34 menbres 
a vie, le surplus est ajoutd au nombre de 110; de 
maniöre qu’a chacune des ölections generales, il entre 
au grand conseil au moins 38 citoyens de la classe 
des propristaires foneiers de 16,000 franes, ou de 
läge de plus de cinquante ans. 


19, Le prösident du grand conseil est choisi à 
chaque session parmi les membres du petit conseil; 
il ne vote point lorsqu'il s’agit des comptes et de 
la gestion de ce conssil. 

Il n’assiste pas aux deliberations du petit conseil 
durant sa presidence. 


20. Les membres du petit conseil sont nommes 
par le grand conseil pour six ans, et renouvelds par 
tiers ; le premier acte de nomination designera ceux 
qui sortiront & la fin de la seconde et de la troi- 
siöme anneo, 


Pour &tre eligible, il faut &tre propristaire, usu- 


9000 frances en immeubles. 





im nämlichen Fahre vorgejchlagen worden find. 

16. Die Mitglieder des großen Raths von der 
erften Ernennung können durch ihre reife entſchädigt 
werden. Die BVerrichtungen der übrigen find unent— 
gelblich. 

17. Für die Wiederbefezung der Stellen von der 


| zweiten und dritten Ernennung, die im großen Rathe 


erledigt werden, mird unter den anf dem fezten Ber 
zeichniffe zurüfgebliebenen Candidaten das Loos gezogen. 
Die Erneuerung dieſes Verzeichniſſes geſchieht jedes 
fünfte Jahr. 

18. Wenn bei der periodifchen Erneuerung des 
großen Raths ſich mehr ald 34 Mitglieder, die auf 
Lebenszeit ernannt find, in demfelben befinden, jo wird 


‚ der Überjchuß der Anzahl der 110 Mitglieder beige: 





zählt, fo daß bei jeder allgemeinen Wahl menigitens 
38 Bürger, die entweder ein Grundeigenthum von 
16,000 Schtweizerfranfen befizen, oder über 50 Jahre 
alt find, in den großen Rath treten. 

19. Der Präfident des großen Raths wird für 
jede Sizungszeit unter den Mitgliedern des Meinen 
Raths gemählt, hat aber keine Stimme, wenn über 
die Rechnungen und die Amtsführung bes leztern be» 
rathſchlagt wird. 

So lange fein Borfiz dauert, kann er den Berath- 
ſchlagungen des Meinen Rath nicht beimohnen, 


20. Die Mitglieder des Meinen Rathes werben 
vom großen Mathe für ſechs Jahre ernannt; Die Er- 
neuerung geichieht immer zum Drittheil. Der erfte 
Ernennungsact bezeichnet diejenigen Mitglieder, melde 
am Ende des zweiten und dritten Jahres austreten 


' follen. 


fruitier ou erdancier hypothecaire de la valeur de | 


Le petit conseil «lit son president tous les mois, 


Um gewählt werben zu können, wird ein Eigenthum 
oder eine Nuzniegung von 9000 Schmweizerfranten in 
liegenden Gründen oder auf Liegenfchaften unterpfänd: 


lich verficherten Schuldtiteln erfordert, 
| Der kleine Rath wählt jeden Monat feinen Präfi- 
| denten. 
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21. Les membres des tribunaux de distriet sont 
nommes par le petit conseil, sur une liste triple, 
prösentde par lo tribunal d’appel. On ne peut. les 
choisir que parmi les proprietaires, usufruitiers ou 
creanciers hypothöcaires de la valeur de 3000 franes 
en immeubles. 


22. Ceux du tribunal d’appel sont nommes par 
le grand conseil, et, outre la condition de propriete 
exigece pour le petit conseil, il faut qu’ils aient 
exerce pendant cinq ans des fonctions judiciaires, ou 


qu’ils aient et6 membres des autoritös superieures. 


TITRE IV. 
Dispositions générales et garanties. 
23. Tout Suisse habitant du canton du Tessin 


est soldat. 

24, Les assemblees du cercle ne peuvent, en 
aucun cas, correspondre soit entre elles, soit avec 
un individu on une corporation hors du canton. 

25. La religion eatholique romaine est la religion 
du canton. 

La facults de racheter les dimes et cens & leur 
Juste valeur est garantie, 


CHAPITRE XIV. 
Constitution du canton de Thurgovie, 


TITRE PREMIER. 
Division du territoire et 6tat politique 
des citoyens. 


Artiele 1". Le canton de Thurgovie est diviss 
en huit distriets, savoir: Arbon, Steckborn, Frauen- 


Thurgau. 
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21. Die Mitglieder der Bezirfögerichte werden von 
dem Heinen Rathe auf einen dreifahen Vorſchlag des 
Appellationsgeriht® gewählt. Sie müfjen auß ber 
Claſſe von Bürgern genommen werben, die wenigſtens 
3000 Schweizerfranfen in Liegenfchaften oder auf Lie— 
genſchaften unterpfändlich verficherten Schuldtiteln eigen- . 
thümlich oder nuznießungsweiſe befizen. 

22. Die Mitglieder des Appellationsgerichts werben 
vom großen Rathe ernannt und müſſen, außer dem für 
den Heinen Rath vorgefchriebenen Eigenthumsbedinge, 
während fünf Jahren gerichtliche Functionen ausgeübt 
haben oder Mitgleder der obern Behörden gemefen fein. 


Bierter Titel. 
Allgemeine Verfügungen und Gewährleiftung. 


23. Jeder im Kanton Teſſin wohnende Schweizer 
fann zu Militärdienften angehalten werden, 


24. Die Kreisverfammlungen können in feinem 
Falle weder unter fi) nod mit Individuen oder Ge- 
meinheiten außer dem Kantone in Verbindung treten. 

25. Die fatholifche Religion ift die Religion des 
Kantons, ' 

Die Verfaffung fihert den Zehnt und Bodenzins- 
pflichtigen die Befugniß zu, ihre Beſchwerden nach dem 
wahren Werthe derfelben loszukaufen. 


Dierzehntes Capitel. 
Berfaflung des Kantons Thurgau, 


Erfter Titel. 


Bon der Eintbeilung des Kantons und bem 
politifhen Stande der Bürger. 


Artitel 1. Der Kanton Thurgau ift in acht Bezirfe 


' abgetheilt, nämlich: Arbon, Stedborn, Frauenfeld, 


feld, Weinfelden, Bischoffzell, Tobel, Gottlieben et | Weinfelden, Biſchofszell, Tobel, Bottlieben, Dießenbofen. 


Diessenhofen. Frauenfeld est le chef-lieu, 


Frauenfeld ift der Hauptort des Kantons. 
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Les huit distriets sont diviees en 32 cerules, 
eomposes de plusieurs communes. Les villes de plus 
de 2500 habitants forment un cerele separe. Les 
citoyens se reunissent, quand il y a lieu, en as- 
semblees Je commune et en assemblees de cercle. 

2. Pour exercer les droits de eitoyen dans une 
assemblee de commune ou de cercle, il faut, 1° etre 
domicili6 depuis un an dans le cercle ou dans la 
commune; 2° &tre ags de vingt ans et marid ou 
l’avoir et, ou avoir trente ans, si l’on n'a pas dte 
marie ; 3° ötre proprietaire ou usufruitier d’un im- 
meuble de la valeur de 200 fr., ou d’une erdance 
de 300 fr. hypothequee sur un immeuble ; 4° si l’on 
n’etait pas ci-devant bourgeois de l’une des com- 
munes du canton, payer à la caisse des pauvres de 
son domieile une somme annuelle qui sera reglöe 
par la loi, selon la valeur des proprietds de la com- 
mune, et dont le minimum sera de 6 fr. et le 
mazrimım de 100 fr. ; neanmoins, pour la premiere 
election, il suffra de payer trois pour cent du prix 
du dernier contrat d’aequisition de la bourgeoisie. 

Sont exceptes de cette quatriöme condition : les 
ministres du culte et les chefs de famille nes en 
Suisse, pöres de quatre enfants Agés de plus de seize 
ans, inscrits dans, les milices et ayant un metier 
ou un dtablissement, 


3. Moyennant la somme payée annuellement à 
la caisse des pauvres, ou le capital de cetio somme, 
on devient coproprietaire des biens de la hourgeoisie, 
et on » droit aux secours assurds aux hourgeois de 
la eommune, 

Les etrangers ou les eitoyens suisses d’un autre 
canton qui, aprös avoir rempli le temps de domicile 
et les diverses conditions fixdes par la loi, veulent 
devenir citoyens du canton, penvent ötre assujettis 
à payer le capital, au denier vingt, de la somme 
annuelle à laquelle a été &valude la copropriete des 


Thurgau. 
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Die acht Bezirke find in 32 Kreiſe eingetheilt, deren 
jeder aus mehreren Gemeinden beiteht. Die Städte von 
mehr als 2500 Einwohnern bilden einen eigenen Kreis. 
Die Bürger vereinigen fich, wenn es der Fall ift, in 
Gemeindeverfammlungen und in Streisverfanmlungen. 

2. Um das Bürgerrecht in einer Gemeinde» oder 
Kreisverfammlung auszuüben, muß man: 1. feit einem 
Jahre in dem Kreiſe oder in der Gemeinde wohnhaft 
fein; 2. zwanzig Jahre alt fein, wenn man verbeirathet 
oder es geweſen ift, und dreißig, wenn man under 
3. Eigenthümer oder Nutznießer fein 
von einer Liegenſchaft im Werthe von 200 Schmeizer- 
franfen, oder einem unterpfänblich verficherten Schuld« 
titel von 300 Franken. 4. Wenn man nicht von früher 
her Ortöbürger einer Gemeinde des Kantons ift, muß 
man ferner an dad Armengnt feines Wohnortes jährlich 
eine Summe entrichten, die dad Geſez nah Maßgabe 
ded Vermögens der Gemeinde beflimmen wird; jedoch 
fo, daß diefelbe wenigſtens ſechs Franfen betragen fol, 
und hundert Franlen nicht überfteigen fann. Für die 
Theilnahme an den erften Wahlen ift indefien bin- 
reichend, drei vom Hundert derjenigen Summe zu ent 
richten, die für dem lezten Ankauf des Ortsbürgerrechts 
bezahlt worden it. Bon diefem vierten Bedinge find 
ausgenommen : die Pfarrgeiftlichen ; desgleichen die 
Hausväter, die in der Schweiz geboren find, vier Kinder 
über 16 Jahre haben, ſich in der Miliz eingefchrieben 
befinden und einen beftimmten Beruf ausüben, oder 
fonft eine Ermwerböquelle befigen. 

3. Vermittelſt der jährlich an das Armengut zu 
entrichtenden Summe, oder der Erlegung des Capitals 
diefer Summe wird man Antheilhaber am Gemeinde 
qute und hat Anfpruch auf die den Ortäbürgern zus 
geficherte Unterſtüzung. 

Die Fremden, oder Scmeizerbürger aus eimem 
andern Kanton, melde das Bürgerrecht im Kanton 
Thurgau zu erlangen wünſchen, und die zu dem Eude 
durch das Geſez vorgejchriebenen Bedinge, namentlig 
das der Aufenthaltszeit, erfüllt haben, können zur Er- 
legung eines Capitald angehalten werben, das dem 
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biens de la bourgeoisie de leur domicile ; ce qui est 
fird par un acte partieulier de la commune. 


TITRE Il. 
Pouvoirs publios. 


4. Il y a dans chaque commune une muniei- 
palit composde d’un syndic, de deux adjoints, et d’un 
conseil municipal de huit membres au moins et de 
seize au plus. Les offieiers municipaux demeurent 
en place six anndes; ils sont renouvelds par tiers 
ot reeligibles. 

La loi determine les attributions de chaque 
zmunicipalit#, concernant : 1° la police locale; 2° la 
repartition et la perception de l’impöt ; 3° V’adminis- 
tration particuliöre des biens de la commune et de 
la caisse des pauvres, et les details d’adıninistration 
ginerale dont elle peut ötre chargee. 

Elle determine de plus les ſonctions particuliöres 
aux syndics, aux adjoints et aux conseils munieipaux. 


6. Il y a dans chaque cercle un juge de paix. 
Il surveille et dirige les adıninistrations des com- 
znunes de son arrondissement. 


Il preside les assemblees du cercle, et il en a | 


la police. 

Il est conciliateur des differens entre les citoyens, 
officier de police judieiaire charge de l’enquete preli- 
minaire en cas de delit, et il juge avec des asses- 


seurs les aflaires civiles de peu de valeur, La lei 


determine chacune de ses attributions, 


6. Un grand conseil, compost de cent deputes 
nommes pour cing ans, ou & vie, dans les cas de- 
termines par l'artiele 14, exerce le pouvoir souverain, 
Tl s’assernble, le premier lundi de mai, dans la ville 
de Frauenfeld, et sa session ordinaire est d’un mois, 
a moins que le petit conseil n'en prolonge la duröe. 


Thurgau. 
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zwanzigfachen Werthe des jährlichen Abtrags vom An- 
theilhaberrechte am Gemeingute ihres Wohnorts gleich. 
kommt. Diefer Abtrag fol durch einen befondern Be- 
ſchluß der Gemeinde beftimmt werben. 


Zweiter Titel. 
Öffentliche Gewalten, 


4. In jeder Gemeinde ift ein Gemeinderath, der 
aus einem Ammann (Eyndic), zwei Beigeordbneten und 
wenigſtens acht, höchſtens 16 Mitgliedern befteht. Die 
SGemeindebeamten bleiben ſechs Jahre im Amte; fie 
werden jedesmal zum Drittheil erneuert und find wieder 
mählbar. 

Das Geſez beftimmt die Berrichtungen der Gemeinder 
räthe in Betreff: 1. der örtlichen Polizei; 2. der Ber- 
theilung und Beziehung der Auflagen ; 3. der befondern 
Berwaltung des Gemeinde und Armenguts, ſowie der 
Gegenftände der allgemeinen Verwaltung, mit denen fie 
beanftragt werben fünnen. 

Es beftimmt ferner die befondern Verrichtungen des 
Ammanns, der Beigeordneten und der Gemeinderaths- 
mitglieder. 

5. In jedem Sreife ift ein Friedensrichter, deſſen 
Auffiht und Yeitung die Gemeindeverwaltungen des 


| Kreifes unterworfen find. 


Er führt in den Kreisverfammlungen den Borfiz 
und hat die Polizei derſelben. 
Er ſchlichtet die Streithändel zwiſchen den Bürgern; 
er iſt der gerichtliche Polizeibeamte, der im Fall eines 
' Verbrechens die vorläufige Unterfuchung anzuftellen hat, 
| md erledigt mit Zuzug von Beifigern Eivilftreitigkeiten 
von geringerem Werihe. Die nähere Beſtimmung jeder 
dieſer feiner Verrichtungen bleibt dem Geſez überlaffen. 
6. Ein großer Rath von 100 Mitgliedern, die 
auf fünf Jahre, oder in dem durch den Art. 14 be- 
ftimmten Fällen auf Lebenszeit ernannt find, übt die 
höchſte Gewalt aus. Er verfanmelt fih alljährlich auf 
den eriten Montag des Mai in der Stadt Frauenfeld, 
| und fan ordentlicher Weife feine Sizungen nicht über 
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Le grand conseil, 

1° accepte ou rejette les projets de loi qui lui 
sont prösentes par le petit conseil. 

2° I] se fait rendre compte de l’exdeution des 
lois, ordonnances et röglements. 

3° Il regoit, et arröte les comptes de finances du 
petit conseil. 

4° II fixe les indemnitös des fonctionnaires pu- 
blies, 

5° Tl approuve l’aliönation des domaines du 
canton. 

6° TI delibere les demandes de dietes extraordi- 
naires, nomme les députés aux diötes, et leur donne 
des instructions. 

7° Tl vote au nom du canton. 


7. Un petit conseil, compose de neuf membres | 
du grand conseil, lesquels continuent à en faire 
partie et sont toujours röeligibles, a l’initiative des 
projets de loi et d’impöt. 

Il est charg& de l’exdcution des lois et ordon- 
nanoes; & vet effet, il prend les arrötes nöcessaires, 
il dirige et surveille les autorites införieures, et il 
nomme ses agens. 

I rend eompte au grand conseil de toutes les | 
parties de l’administration, et il se retire lorsqu’on 
delibere sur sa gestion et sur ses comptes, | 

11 dispose de la force armde pour le maintien 
de l'ordre publie. 

Il peut prolonger la durée des sessions du grand 
conseil, et en convoquer d’extraordinaires. 


8. En matiöre eivile et eriminelle, il ya des 
tribunaux de premiöre instance, dont les membres 
sont indemnisds par les plaideurs. La loi determine 
le nombre de ces tribunaux, leur organisation et 


leur compeötence. 
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einen Monat ausdehnen ; «3 fei denn, daß der Meine 
Rath die Dauer derjelben verlängere. 

Der große Rath 

1. Entfcheidet über die Annahme oder Verwerfung 
der Geſezesvorſchläge, die ihm vom Meinen Rath 
vorgelegt werden. 

2. Er läßt fich über die Vollziehung der Gejeze, 
Verordnungen und Reglemente — ab» 
legen. 

3. Er nimmt dem Heinen Rathe über die VBermalt: 
ung der öffentlichen Gelder Rechnung ab. 

4. Er beſtimmt die Beioldung der öffentlichen Be— 

amten. 

Er bewilligt die Veräußerung von Kantonalgütern. 
Er berathichlagt über die Begehren der Zujammen- 
berufung außerorbentlicher Tagfazungen, ernennt 
die Abgeordneten des Kantons zu den Tag: 
fazungen und ertheilt ihnen Inſtructionen. 

7. Er ftimmt im Namen des Kantons, 

7. Ein Heiner Rath, beftehend aus neun Mitgliedern 


m * 


des Großen Raths, von dem ſie fortwährend einen Theil 


ausmachen, und bie immer wieder wählbar find, hat 


den Vorſchlag der Gefeze und Steuernerordnungen. 


Ihm liegt die Vollziehung der Geſeze und Berord- 
nungen ob, zu welchem Ende er die nöthigen Beſchlüſſe 
faßt. Er hat die Leitung und Aufficht über die unter- 
geordneten Behörben,und ernennt feine Agenten. 

Er legt dem Großen Nathe über alle Theile der 


| öffentlichen Verwaltung Rechenſchaft ab, und zieht fid 


aus der Verſammlung zurüf, wenn über feine Amts— 
führung und Nechnungsablage berathſchlagt wird, 

Er verfügt über die bewafjnete Macht zu Hand- 
habung der öffentlichen Ordnung. 

Er kann die ordentlihen Sizungen bes großen 
Raths verlängern, und außerordentliche veranftalten. 

8. Für die bürgerliche und peimfiche Rechtspflege 
gibt ed Gerichte erfter Inftanz, deren Mitglieder durch 
die Parteien entjchädigt werden. Die Anzahl diejer 
Gerichte, ihre Einrichtung und Competenz wird durd 
das Geſez bejtimmt. 


re al 
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9. Un tribunal d’appel, composs de treize mem- 
bres, prononce en dernier ressort. 

I ne juge, en matiere eriminelle, qu'an nombre 
de neuf, et s’il s’agit d'un delit emportant une 
peine capitale, qu'au nombre de treize; il appelle 
des hommes de loi au besoin. 

La loi determine d’ailleurs la forme de procdder, 
et la durée des fonetions des juges. 


10. Un tribanal, composs d’un membre du petit 
conseil et de quatre membres du tribunal d’appel, 
prononce sur le eontentieux de l’administration. 


TITRE II. 
Mode d’äleetion et conditions d’sligibilits, 


11. Les membres de la municipalits sont nomme&s 
par l’assemblde de la commune, entre les citoyens 
agés de trente ans, et proprietaires ou usufruitiers 
d’un immeuble de la valeur de 500 francs ou d'une 
ercance de In mäme somme, hypothöqude sur un 
immeuble. 


12. Les juges de paix sont nommes par le petit 
conseil, entre les eitoyens ayant une propriäts ou 
une ereance de 1000 francs dans la meme nature 
de biens. 


13. Les places au grand conseil sont donndes par 
Völeetion immediate, ou par l'leetion et le sort, de 
la maniöre suivante : 

Les eitoyens qui habitent dans l’etendue d’un 
cercle, forment une assemblie, qui ne peut avoir 
lieu qu'en vertu d’une convocation ordonnde quinze 
jours d’avance par le juge de paix, et publice sept 
jours d’avance par chaque municipalit«, 

L’assemblee de chaque cerelo fait trois nomi- 


nations : 


Thurgau. 


457 


9. Ein Appellationsgeriht von 13 Mitgliedern 
Ipricht in lezter Inftanz ab. 

Um in peinlichen Fällen Urteile außzufällen, müffen 
wenigftens neun Mitglieder anweſend und bei Ber- 
brechen, die Todesſtrafe nad fich ziehen, muß das 
Gericht vollzählig fein. Es beruft nöthigenfals Rechts- 
gelehrte in feine Mitte, 

Das Geſez beftimmt die Proceffoften und die Amts- 
dauer der Richter, 


10. Über ftreitige Abminiftrationsfälle wird von 
einem Gerichte entfchieden, das aus einem Mitgliebe 
des Kleinen Raths und vier Mitgliedern des Appel 
lationsgerichts befteht. 


Dritter Titel, 
Wahlart uud MWählbarleitäbedinge. 


11. Die Gemeindevorgefezten werden von den Ge— 
meindeverfammlungen aus den Bürgern ernannt, die 
30 Jahre alt find und eine Liegenſchaft von 500 Fr. 
am Werthe, oder einen auf eine Liegenjchaft unter» 
pfändlich verficherten Schulbtitel mit Unterpfand vom 
nämlichen Werthe eigenthümlich oder nuznießend befizen. 


12. Die Friedensrichter werden von dem Kleinen 
Rathe aus denjenigen Bürgern ermählt, die ein Grund— 
eigenthum von 1000 Franfen oder einen Schulbtitel 
mit Unterpfand vom nämlihen Werthe befizen. 


13. Die Stellen im großen Nathe werden theils 
durch Die unmittelbare Wahl, theild durch Wahl und 
2003 zugleich auf folgende Weiſe befezt: 

Die im Umfange eines Ktreiſes mohnhaften Aectiv- 
bürger bilden eine Berfammlung, die nicht anders ftatt- 
haben fann, als zufolge einer 14 Tage zum Boraus 
von dem Friedensrichter anbefohlenen und ficben Tage 
zum Voraus von dem Gemeinderath jedes Ortes befannt 
gemachten Zufammenberufung. 

Jede Kreisverfammlung hat drei Ernennungen zu 
machen: 

58 
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1° Elle nomme dans l’arrondissement de son 
distriet un depute, qui entre au grand conseil sans 
l’intervention du sort. L’äge de trente ans est la 
seule eondition d'eligibilite pour cette premidre 
nomination, Le juge de paix, prösident de l'assem- 
blee, ne peut ötre nomme dans son cercle. 

2° Elle nomme trois candidats hors de son terri- 
toire, parmi les citoyens propridtaires ou usufruitiers 
d’un immeuble de plus de 20,000 francs ou d’une 
erdance de la mäme valeur, hypothequde sur des 
immeubles; et pour cette seconde nomination, il 
suffit d’ötre Agò de vingt-cing ans. 

3° Elle nomme deux candidats hors de son terri- 
toire, parmi les ceitoyens Ages de plus de einquante 
ans; et pour cette derniöre nomination, il suffit 
d’avoir une propriete, un usufruit ou une creance 
hypothöcaire de 4000 franes en immeubles. 


Les 160 candidats sont reduits par le sort ä 
68, qui, réunis aux 32 deputis de la premiere no- 
mination, forment les 100 membres du grand conseil. 


14, Les membres du grand conseil de la deuxieme 
et troisitme nomination w’appartiennent & aucun 
cercle. 

Ceux de la deuxiöme nomination sont A vie, s’ils 
ont &t&, dans la m&me annde, prösent&s par quinze 
cercles. 

Ceux de la troisiöme sont egalement & vie, si 
trente cercles les ont prösentes dans la möme annde, 


15. Les membres du grand conseil, de la premiere 
nomination, peuvent ötre indemnisds par leurs cercles; 
les fonctions des autres sont gratuites. 


Thurgan. 
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1. Sie ernennt and dem Bezirke, zu dem der ſtreis 
gehört, einen Abgeorbneten in den großen Rath 
ohne Anwendung des Poofed. Das Alter von 
30 Jahren ift das einzige Wählbarteitsbeding 
für diefe erfte Ernennung. Der Friedendrichter, 
der bei der Berfammlung den Borfiz führt, fan 
in feinen Sreife nicht gemählt werden, 

2. ‚Sie ernennt drei Candidaten außerhalb dem Kreiſe 
unter den Bürgern, die eine Viegenfchaft von 
mehr al8 20,000 Scmeizerfranten am Wertbe 
oder einen auf eine Piegenfchaft unterpfändlid 
verficherten Sculdtitel vom nämlichen Wertbe 
ald Eigenthümer oder Nuzuießer beflzen. Für 
diefe zweite Ernennung genügt das Alter von 
25 Jahren. 

3. Sie ernennt ferner zwei Candidaten außerhalb 
dem reife unter den Bürgern, die das 50. Alters» 
jahr überfchritten haben. Für dieſe lezte Er: 
nennung ift e8 hinreichend, eine Liegenſchaft von 
4000 Schweizerfranfen oder einen auf eine Pie- 
genfhaft unterpfändlich verfiherten Schufdtitel 
vom nämlichen Werthe als Eigenthümer oder 
Nuznießer zu befizen. 

Die 160 Eanbidaten werben durd das Loos auf 
68 redueirt, die, verbunden mit den 32 Abgeordneten, 
weiche die Sreisverlammlungen unmittelbar ernennen, 
die 100 Mitglieder des großen Rath ausmachen. 

14. Die Mitglieder des großen Raths von ber 
zweiten und dritten Ernennung gehören feinem Sreije 
befonderd an. 

Die von der zweiten Ernennung bleiben lebens: 
länglih an der Stelle, wenn fie im mämlichen Jahre 
von 15 Streifen vorgefchlagen worden find, Die von 
der dritten Ernennung bleiben ebenfalls lebenslänglic 
an der Stelle, wenn fie von 30 Freien im nämlichen 
Fahre vorgelchlagen worden find. 

15. Die Mitglieder des großen Raths von ber 
erften Ernennung lönnen durch ihre Kreife entichädigt 
werben. Die Berrichtungen der übrigen find ument: 
geldlich. 


Nr. 1 


16. Pour les places de seconde et {roisieme no- 
mination qui viennent & vaquer au graud conseil, 
le sort designe entre les candidats qui sont restes 
sur la liste, Jaquelle se renouvelle tous les einq ans. 


17, Si, à l’öpoque du renouvellement periodique, 
il se trouve au grand conseil plus de 32 membres 
Aa vie, le surplus est ajouts au nombre de 100; de 
manidöre qu’ä chacune des 6leetions generales il 
entre au grand conseil au moins 36 citoyens de la 
classe des proprietaires fonciers de 20,000 franes, 
ou de l'äge de plus de einquante ans, 


18. Le prösident du grand conseil est choisi, à 
chaque session, parmi les membres du petit conseil ; 
il ne vote point lorsqu’il s’agit des comptes et de 
la gestion de ce conseil. 

Il n’assiste pas aux deliberations du petit conseil 
durant sa presidence, 


19. Les membres du petit conseil sont nomınes 
par le grand conseil pour six ans, et renouvelds par 
tiers; le premier acte de nomination designera ceux 
qui sortiront à la fin de la seconde et de la quatri&me 
aunde. 

Pour #tre eligible, il faut &tre propristaire, usu- 
fruitier ou erdancier hypothöcaire de la valeur de 
9000 franes en immeubles. Le petit conseil &lit son 
president tous les mois, 


20. Les meinbres des tribunaux de distriet sont 
nomıinds par le petit conseil, sur une liste triple 
prösentee par le tribunal d’appel; on ne peut les 
ehoisir que parmi les propridtsires, usufruitiers ou 
ersanciers hypothecaires de la valeur de 3000 francs 
en immeubles, 


Thurgau. 


459 


16. Für die Wiederbefezung der Stellen von der 
zweiten und dritten Ernennung, die im großen Rathe 
erledigt werden, wird umter den auf bem lezten Ber- 
zeichniffe zurüfgebliebenen Kandidaten das Loos gezogen. 
Die Erneuerung diefed Verzeichniſſes gefchieht jedes 
fünfte Jahr. 

17. Wenn bei der periodiichen Erneuerung bes 
großen Raths fich mehr als 32 Mitglieder, die auf 
Lebenszeit ernannt find, in denfelben befinden, fo wird 
der Überſchuß der Anzahl der 100 Mitglieder beige 
zählt; fo, daß bei jeder allgemeinen Wahl wenigſtens 
36 Bürger, die entweder ein Grundeigenthum von 
20,000 Schweizerfranten befigen oder über 50 Jahre 
alt find, in den großen Rath treten. * 


18. Der Präfident des Großen Naths wird für 
jede Sizungszeit aus den Mitgliedern des Meinen Raths 
gewählt, hat aber feine Stimme, wenn über die Rech— 
nungen und die Amtsführung des leztern berathichlagt 
wird. 

So lange fein Vorſiz dauert, fann er den Ber- 
bandlungen des Meinen Raths nicht beimohnen, 


19. Die Mitglieder des Meinen Raths werden 
von großen Rathe für ſechs Jahre ernannt; die Er: 
neuerung gefchieht immer zum Drittheil. Der erfte 
Ernennungsact bezeichnet diejenigen Mitglieder, welche 
am Ende des zweiten und vierten Jahres austreten 
follen. 

Um gewählt werben zu können, wird ein Eigenthum 
oder eine Nuznießung von 9000 Schweizerfranfen in 
liegenden Gründen, oder auf Liegenfchaften unterpfänd- 
lich verficherten Schufdtiteln erfordert. Der Heine Rath 
wählt jeden Monat feinen Präfidenten, 


20. Die Mitglieder der Bezirkögerichte werden von 
dem feinen Rathe auf einen dreifachen Vorſchlag des 
Appellationsgericht3 gewählt. Sie müflen aus der Claſſe 
von Bürgern genommen werden, die wenigftend 3000 
Schmeizerfranfen in Liegenſchaften oder auf Liegen- 
haften unterpfändlich verfierten Schuldtiteln eigen: 
thümlih oder nuznießungsweiſe befizen. 
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21. Ceux du tribunal d’appel sont nommds par 
le grand conseil, ot, outre la condition de propriets 
exigee pour le petit conseil, il faut qu'ils aient exered 
pendant ciny ans des fonctions judiciaires, ou qu’ils 
aient et6 membres des autorites superieures, 


TITRE IV, 


Dispositions gönörales et garanties. 


22. Tout Suisse habitant du eanton de Thurgovie 
est soldat. 

23. Les assembldes du cerele ne peuvent, en 
aueun cas, correspondre soit entre elles, soit ayee 
un individu ou une eorporalion hors du canton. 

24, La libertö pleine et entiöre du eulte de la 
communion eatholique et protestante est garantie. 

Est pareillement garantie la facults de racheter 
les dimes et cens à leur juste valeur. 


CHAPITRE XV, 
Constitution du Canton d’Unterwald. 


Article I". 
en deux parties, savoir: le haut et le bas pays, Le 


Le canton d’Underwald est diviss 


territoire d’Engelberg demeure incorpore à Under- 
wald-le-Bas, Les deux pays s’entendront sur les 
relations ulterieures & cet egard, et en cas de dis- 
eussion, l’autorits federale prononcera. 

Il ne peut #tre &tabli aucune difiörence entre 
les citoyens d’Engelberg et ceux de l'ancien terri- 
toire, et il y a ögalits de droits entre Unterwald- 
le-Haut et Underwald-le-Bas. 
lien du premier, et Stanz du second, 


Sarnen est le chef- 


Uintermalden. 








Ar. 1 


21. Die Mitglieder des Appellationsgerichts werben 
vom großen Rath ernannt, und müflen, außer dem für 
den fleinen Rath vorgeichriebenen Eigenthumsbedinge, 
während fünf Jahren gerichtliche Functionen ausgeübt 


ı haben oder Mitglieder der obern Behörden gemefen fein. 


Vierter Titel. 
Allgemeine Verfügungen und Gewäbrleiftung. 


22. Jeder im Kanton Thurgan wohnende Schweizer 
lann zu Militärdieniten angehalten werden. 


23. Die Kreisverfammlungen fönnen in feinem 
Falle, weder unter fi noch mit Individuen oder Ge 
meinheiten außer dem Kantone, in Berbindung treten. 


24. Die Berfaſſung fichert die freie und unein- 
geichränfte Ausübung des fatholifchen und proteftantischen 
Gottesdienftes. . 

Ste fichert ferner den Zehnt und Bodenzinspflid: 
tigen die Befugniß zu, ihre Beichwerden nach dem 
wahren Werthe derfelben loszulaufen. 


Sünfzehntes Capitel. 
Berfaflung des Kantons Unterwalden. 


Artitel 1. Der Kanton Unterwalden ift im zwei 
Theile getheilt, nämlih in Ob» und Nidwalden. Das 
Gebiet von Engelberg bleibt Unterwalden nid dem Wald 
einverleibt, Beide Länder werben fich über die dies— 
fallfigen weitern Berhältniffe verftändigen, und im Falle 
man nicht übereintommen könnte, entfcheidet die Bundes- 
behörde. 

Es darf zwilchen den Bürgern von Engelberg und 
jenen des alten Gebiets fein Unterfchied ftattfinden; es 
herricht zwiſchen Unterwalden ob dem Wald und Unter 
walden nid dem Wald GHeichheit der Rechte. Sarnen 
ift der Hauptort des erjtern und Stanz der Hauptort 
des leztern. 


Mr. 1 


2. La ligne de demarcation des deux pays, et 
leur independance respective, sont retablies ; chacun 


d’eux nomme alternativement, le depute à la diäte. | 


La religion catholique est la religion des deux 
pays du canton. 


3. La souverainets de chaque partie du canton 
reside dans l’assemblöe generale de ses citoyens 
(landsgemeinde). 

4. L'assemblöe generale, composce des eitoyens 
Ages de vingt ans, approuve ou rejette les projets 
de loi qui lui sont presentds par le conseil (landrath). 

Aucun autre point n'y est mis en deliberation 
qu'un mois apres avoir 66 communiqus au petit 
eonseil par derit, et apr&s l’avis de ce conseil. 

Les assemblees generales extraordinaires ne peu- 
vent deliberer que sur les objets pour lesquels on 
les a convoquees. 


5. Les chefs des deux pays, savoir: les quatre 
landammans, le statthalter, le banneret, le tresorier, 
V’inspecteur des bAtiments et arsenaux, les deux 
capitaines, les deux enseignes et le tuteur gäneral 
des orphelins, sont «lus dans la möme forme, avec 
les memes droits et prerogatives qu'autrefois, et ils 
restent en place le meme espace de temps, 

6. Dans Underwald-le-Haut, le petit, le double et 
le triple conseils (landrath, zıeeyfacher und dreyfacher 
landrath), les conseils de commune (kirchenrath), les 
tribunaux civils de chaque commune (siebengericht), et 
le tribunal asserments du pays (land-geschworen- 
gericht) ; et dans Underwald-le-Bas, le conseil du pays 
(landrath), le double et le triple conseils, le conseil 
hebdomadaire (wochen-rath), les conseillers des com- 
munes (urthi-raths-herrn), les tribunaux civils de 
premiöre instance, et le tribunal d’appel, ou tribunal 


Untermalben. 


\ 
1 
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2. Die Scheidungslinie beider Yänder und ihre 
wechjelfeitige Unabhängigfeit find mieder Hergeftellt. 
Abmwechfelnd ernennt jedes von ihnen den Abgefandten 
an die Tagſazung. 

Die latholiſche Religion ift die Religion beider 
Theile des Kantons, 

3. Die fouveräne Gewalt eines jeden Theild des 
Kantons fteht bei der Landsgemeinde. 


4. Die Yandsgemeinde, beftchend aus den Bürgern 
be3 Kantons, welche 20 Jahre alt find, entfcheidet über 
die Annahme oder Verwerfung der Gefezesentwürfe, 
welche der Landrath ihr vorlegt. 

Kein anderer Gegenftand lann dafelbit in Berath- 
ſchlagung genommen werden, al® nachdem er einen 
Monat zuvor dem Landrath ſchriftlich mitgeteilt und 
bon diefem begutachtet worden ift. 

Die außerorbentlichen Yandögemeinden können mur 
über diejenigen Gegenftände beratbfchlagen, wegen welcher 
fie zufammenberufen worden find. 

5, Die Häupter beider Yänder, nämlich: die vier 
Landammänner, der Statthalter, der Pannerherr, der 
Landesfetelmeifter, der Bauherr und Zeugherr, die zwei 
Landshauptmänner, die zwei Landsfähnriche und der 
Ober-Waifenvogt werden auf die nämliche Art, mit den 
nämlichen Rechten und Borzägen, wie ehemals, gewählt; 
fie bleiben die nämliche Zeit im Amte. 

6. Ebenſo behalten ihre ehemaligen Aıntöverrid)- 
tungen, die nämliche Einrichtung und Wahlart, in 
Unterwalden ob dem Wald: der Yandrath, der zweifache 
und dreifache Yandrath, die Kirchenräthe, die Siebner- 
gerichte, und das Landsgeſchwornen⸗-Gericht; und in 
Unterwalden nid dem Wald: der Yandrath, der zwei: 
fache umd dreifache Pandrath, der Wochenrath, die Ürti- 
rathsherren, die Eipilgerichte erfter Inſtanz und das 
Appellationd» oder Gefchwornengericht des Yandes. 

Nichtsdeftoweniger find die bürgerlichen Berord- 


assermente du pays, gardent aussi leurs anciennes | nungen und die Mumnicipalftatute des Gebietd von 
attributions, la meme organisation et le m&me mode | Engelberg einftweilen beibehalten. 


d’election. 
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Neanmoins les reglements civils et les droits 
munieipanx du territoire d’Engelberg, sont provisoire- 
ment conserves. 

7. I n'est rien change A l’ancienne adıninistra- 
tion de la justice criminelle et correctionelle. 

8. Les autorites queleonques doivent se eonformer 
aux principes de l'acte föderal. 

Le canton d’Underwald ne peut établir de liai- 
son direete ou indireete avee un autre canton, ou 
avee les puissances eirangeres, qu’en suivant les 
formes füderales de la Republique helvstique. 


CHAPITRE XVI. 
Constitution du canton d’Uri. 


Article 1*", Le canton d'Uri est divise en deux 
distriets, savoir: le territoire de l’ancien canton et 
la vallee d’Urseren. La religion catholique est la 
religion du canton. 

Altorf est le chef-lieu. Les citoyens de la vallee 


d’Urseren ont les m&mes droits que ceux de l'ancien | 


territoire. 


2. L’autorite souveraine du canton reside dans 


l'assemblew generale des citoyens des deux distriets | 


(landsgemeinde) ; mais elle ne peut statuer sur les 
proprietes particuliöres d’un district. 


3. L’asemblöe generale, composde des eitoyens | 
agés de vingt ans, approuve ou rejette les projets | 


de loi qui lui sont prösentes par le conseil gönwral 
(landrath). 

Aucun autre point n’y est mis en deliberation, 
qu'un mois aprös avoir été communique par eerit 
au conseil göndral et aprös l'avis de ce conseil. 

Les assembledes generales extraordinaires ne peu- 
vent döliberer que sur les objets pour lesquels on 
les a convoquees. 


Un, 





7. An der ehemaligen Verwaltung der Zucht: und 
Eriminaljuftiz ift nichts abgeändert. 

8. Die Behörden aller Art find gehalten, fi nad) 
den Grundſäzen der Bundesacte zu richten. 

Der Kanton Unterwalden darf weder mittel: noch 
unmittelbar mit einem andern Kanton, oder mit fremden 
Mächten in Berbindung treten, anders als in Beob- 
achtung der Bundesformen der helvetiichen Republik. 


Sechszehntes Capitel. 
Berfafiung des Kantons Uri. 


Artitel 1. Der Kanton Uri ift in zwei Bezirke 
abgetheilt, nämlich in das Gebiet des alten Kantons 
und in das Urferenthal. Die latholiſche Religion ift 
die Religion des Kantons. 

Altdorf ift der Hauptort, Die Bürger des Urjeren- 
thals haben die gleichen Rechte, wie die des alten Ghe- 


biets. 


2. Die fouveräne Gewalt des Kantons ſteht bei 
der Yandögemeinde beider Bezirke; fie fann aber über 
das befondere Eigenthum eines Bezirls nicht verfügen, 


3. Die Landsgemeinde, beftehend aus allen Bürgern, 
melde 20 Jahre alt find, befchliegt über die Annahme 
oder Berwerfung der Gejezesentwirfe, welche der Yand- 
rath ihr vorlegt. 

Kein anderer Gegenftand fann dajelbft in Berath- 
ſchlagung genommen werden, als nachdem er einen 
Monat zuvor dem Landrathe ſchriftlich mitgetheilt und 
deffen Gutachten darliber vernommen worden ift, 

Die auferordentlihen Landögemeinden können nur 


| über diejenigen Gegenftände berathichlagen, wegen welcher 


fie zufammenberufen worden find, 


u 


Mr. 1 


Le droit de protestation pour chaque commune 
on chaque citoyen, qui serait lösd par une resolu- 
tion de la /andsgemeinde, est maintenn. 


distriet d’Urseren, ainsi que la part, proportionnde 
ä sa population, qu’il doit avoir A la formation des 
conseils generaux du canton, seront determindes dans 
la forme prescrite par l'article 7. 

En attendant, l’assemblee secondaire (nach ge- 
meinde), l’assembles de l'ascension (auffahrt ge- 
meinde), l’assemblöe des citoyens et des conseillers 
(räh und landleute), les assemblöes de quartier 
(genossame), et les assembldes de commune (dorf- 
gemeinde), ont les droits qu’elles exergaient autre- 
fois, 

Sont aussi dlus avec la m&me forme, aver les 
mömes attributions et Ja möme durde dans leurs 
fonetions qu'autrefois, le landamman, le statthalter, 
le tresorier, le banneret, le capitaine general des 
miliees, Vinspectaur de l’arsenal, les deux porte-en- 
seignes, les six seordtaires de l’ötat, les huit pro- 
eureurs gendraux et le grand sautier; 

Le conseil göneral (landratk), le congeil hebdo- 
madaire (wochenrath), le donble et le triple conseil 
(zwei- und dreifacher, malefiz-landrath), le conseil 
secret (geheimer rath), le conseil de guerre (kriegs- 
rath), et les autres conseils ou eommissions ; 

Les aneiens tribunaux civils, savoir : les tribo- 
naux de commune (dorfgericht), le tribunal des sept. 
(siebner-landgericht), les sept juges de la Reuss 
(siebner zur Reuss), le tribunal de la place publique 
(gassengericht), et le tribunal des quinze (fünf- 
zehner-gericht). 

Dans la vallee d’Urseren sont dgalement elus, 
avec la meme forme, les mämes attributions et la 
meöme durde dans leurs fonetions qu’autrefois, les 
chefs de Isa vallde, savoir: le thalamman et son 
lieutenant, le tresorier, le secretaire (thalschreiber), 
le tribunal, et généralement les citoyens charges de 
pouvoirs administratifs on judicisires. 


Uri. 
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Das Vorftellungsrecht einer jeden Gemeinde, oder 
eines jeden Bürgers, welche durch einen Schluß der Yands- 


‚ gemeinde beeinträchtigt worden wären, ift beibehalten. 
4, L’organisation administrative et judiciaire du | 


4. Die Organifation im richterlihen und Ber- 
maltungsfache des Urſerenthals, ſowie der Anteil, den 


dasſelbe im Berhältniß feiner Bevöllerung an der Bil- 


dung des Landraths des Kantons haben fol, wird nad 
der im Art. 7 vorgefchriebenen Form beftimmt werden. 

Inzwifchen haben die Nacdhgemeinde, die Auffahrts- 
gemeinde, die Berfammlung der Räthe und Landleute, 
die Verſammlung der Genofjamen und die Dorfgemein- 
den die mämlichen Rechte, melde fie ehemals ausgeiibt 
haben. 

Ebenfo werden auf die nämliche Art, mit den näm- 
lichen Rechten und auf die nämliche Amtszeit, wie ches 
mals, erwählt: der Yandammann, der Statthalter, der 
Landsfelelmeifter, der Bannerherr, der Landshauptmann, 
der Zeugherr, die beiden Pandafähnriche, die ſechs Land- 
jchreiber, die acht Landsfürſprecher, und der Großmeibel ; 
der Pandrath, der Wochenrath, der zmei- und dreifache 
Malefiz-!andrath, der geheime Rath, der Kriegsrath, 
und die andern Räthe oder Eommiffionen ; die ehe- 
maligen Civilgerichte, nämlich: die Dorfgerichte, die 
Siebner-Vandgerichte, dad Gericht der Siebner zur 
Neuß, das Gaffengeriht und das Fünfzehner-Gericht. 

In dem Urferenthat werden gleichfalls die Häupter 
des Thald auf die mämliche Art, mit den nämlichen 
Antsanfträgen und auf die nämliche Amtszeit, wie 
ehemals, ermwählt; nämlich der Thalammann, der Statt- 
halter, der Selelmeifter, der Thalfchreiber, der Thal» 
vath, und überhaupt die mit richterlichen oder Verwal⸗ 
tungsgeichäften beauftragten Bürger. 


. 
| 
J 
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6. Les autorites queleonques ge conforment aux 
prineipes de l’acte föderal. 

6. Le canton d’Uri ne peut #tablir de liaison 
directe ou indirecte avee un autre canton ou avec 
les puissances ötrangöres, qu'en suivant, les formes 
föderales de la Republique helvetique. 

7. Une commission de treize membres, nommös 
dans le territoire de l'ancien canton et dans la 
vallde d’Urseren, par l’assemblde gendrale des ci- 
toyens respectifs, pröparera un travail sur les moyens 
d’excention du paragraphe 1" de l’article 4. Ce 
travail aura force de loi s'il est approuvs par la 
diete; mais les changements ne blesseront en rien | 
ni les prineipes ni les dispositions de l’acte föderal. 


CHAPITRE XVII. 


Constitution du canton de Vaud. 


TITRE PREMIER. 


Division du territoire et &tat politique 
des citoyens, 


Article I. Il n’est rien change aux limites 
actnelles du canton de Vaud; les ci-devant bail- 
lages de Payerne et. «’Avenches y Jemeurent in- 
corpor&s ; et Lausanne est le chef-lieu. 

2. Son territoire est divisde en soixaute cereles, 
composes de plusieurs communes, Les villes de plus 
de deux mille habitants forment un cerele söpare. 





Les vitoyens se röunissent, quand il y a lien, en 
assembldes de commune et en assemblöes de cercle. | 
assemblöe de ecommune ou de cerele, il faut, 


I 
| 
3. Pour exercer les droits de citoyeu dans une 


1° Eitre domiciliE depuis un an dans le cerecle 
ou dans la commune; 


Waadt. 


Nr. 1 


5. Die Behörden aller Art find gehalten, ſich nah 
den Grundſäzen der Bundesacte zu richten. 

6. Der Hauton Urt darf weder mittel- noch un 
mittelbar mit einem andern ſtauton, oder mit fremden 
Mächten in Berbindung treten, anders als in Befol- 
gung der Bundesformen der helvetifhen Republik. 

7. Eine Commiffion von 13 Mitgliedern, melde 
and dem Bezirk des ehemaligen Kantons und aus dem 
Urferentbale durch die beiderfeitigen Landsgemeinden 
ernannt worden, wird einen Vorſchlag über die Mittel 
der Bollziehung des erften Paragraphs des Art. 4 aus- 
arbeiten. Diefer Vorſchlag erhält Gefezestraft, wenn 
er durch die Taglazung gebilligt wird; die Abänder- 
ungen dürfen jedoch im nichts weder gegen die Grund: 
fäze noch die Anordnungen der Bundesacte verfloßen. 


Siebenzehntes Lapitel. 
Berfaflung des Kantons Waadt. 


Erfier Titel, 


Bon ber Eintheilung des Gebietö, unb dem politiſchen 
Stande der Bürger. 


Artikel I. Die gegenwärtigen Grenzen des Kantons 
Waadt werden nicht abgeändert, Die chemaligen Boy: 
teien Peterlingen und Wiflisburg bleiben mit dem Kanton 
vereinigt. Paufanne ift der Hauptort des Kantons. 

2. Das Gebiet des Kantons Waadt ift im 60 
Kreife eingetheilt, deren jeder aus mehreren Gemeinden 
befteht. Die Städte von mehr ald 2000 Einwohnern 


| bilden einen eigenen Kreis. Die Bürger vereinigen fich, 


wenn es der Fall ift, in Gemeinde: und in Kreis 
verfammlungen, 
3. Um das Bürgerrecht in einer Gemeinde» oder 
Kreisverfanmlung auszuüben, muß man: 
1. Seit einem Jahre in dem Kreiſe oder in der 
Gemeinde wohnhaft fein. 


Rr. 1 


2° Etre agé de vingt ans, et marid ou l'avoir 
ete, ou avoir trente ans, si l’on n'a pas ts marid; 
3° Etre propristaire oa usufruitier d'un im- 
meuble de la valeur de 200 francs de Suisse, ou 


d’une erdance de 300 francs hypothöquse sur un 
immeuble ; 


4° Si l'on n'stait pas ci-devant bourgeois de 
l’une des communes du canton, payer à la caisse 
des pauvres de son domicile une somme annuelle, 
qui sera röglee par la loi, selon la valeur des pro- 
priets de la commune, et dont le minimum sera 
de 6 franes et le marimum de 180. Neanmoins, 
pour la premiere election, il suffira de payer trois 
pour cent du prix da dernier contrat d’acquisition 
de la bourgeoisie. 


Waadt. 





Sont exceptös de cette quatriäme condition les 


ministres du culte, et les chefs de famille nes en 
Suisse, pöres de quatre enfants Agds de plus de seize 
ans, inscrits dans les milices et ayant un metier 
ou un 6tablissement. 


4. Moyennant la somme payde annuellement ä 
la caisse des pauvres, ou le capital de cette somme, 
on devient copropridtaire des biens appartenant à la 
bourgeoisie, et on a droit aux secours assurds aux 
bourgeois de la commune, 

Les etrangers ou les citoyens suisses d'un autre 
canton, qui, apres avoir rempli le temps de domi- 
cile et les diverses conditions fixdes par la loi, 


* 
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Zwanzig Jahre alt fein, wenn man verbeirathet 
oder es geweſen ift, und 30, wenn man unver 
beirathet ift. 

Eigenthümer oder Nuznießer fein von einer Pie- 
genfhaft von 200 Schweizerfranten, oder einem 


unterpfändlich verficherten Schuldtitel von 300 
Franlen. 


Wenn man nicht ehemals ſchon Ortsbürger einer 
Gemeinde des Kantons mar, muß man ferner 
an dad Armengut feines Wohnorts jährlich eine 
Summe entrichten, die das Gefez nad; Maßgabe 
des Vermögens der Gemeinde beftimmen wird; 
jebodh jo, daß diefelbe wenigftens ſechs Franken 
betragen fol und 180 Franfen nicht überfteigen 
fann. Für die Theilnahme an dem erften Wahlen 
aber genügt die Entritung von drei vom Hun- 
dert derjenigen Summe, die für den lezten Ans 
fauf des Ortöbürgerrechts bezahlt worden ift. Bon 
diefem vierten Bebinge find ausgenommen : bie 
Pfarrgeiftlichen ; besgleichen die Haußväter, die 
in der Schweiz geboren find, vier Finder über 
16 Jahre haben, ſich in der Miliz eingefchrieben 
befinden und einen beftimmten Beruf ausüben, 
oder jonft eine Ermerbsquelle befizen. 


4. Vermittelft der jährlih an das Armengut zu 
entrichtenden Summe oder der Erlegung des Capitals 
diefer Summe wird man Antheilhaber am Gemeinde 
gute und bat Anſpruch auf die den Ortöbürgern zu- 
gefiherte Unterftüzung. 

Die Fremden oder Schweizerbürger aus einem 
andern Kanton, melde dad Bürgerrecht im Stanton 


Waadt zu erlangen wünſchen und die zu dem Ende 


: | 
veulent devenir ceitoyens du canton de Vaud, peu- 


vent £tre assujettis ä payer le capital, au denier 
vingt, de la somme annuelle & laquelle a été &va- 
Inte la copropriets des biens de la bourgeoisie de 
leur domicile; ce qui est fixd par un acte parli- 
eulier de la commane. 


durh das Geſez vorgeſchriebenen Bedinge, namentlich 


das der Aufenthaltszeit, erfüllt haben, lönnen zur Er— 


legung eines Kapitals angehalten werden, das dem 
20fahen Werthe des jährlichen Abtrags vom Antheil- 
haberrechte am Gemeingute ihres Wohnorts gleich fomnıt. 
Diefer Abtrag fol durch einen befondern Beſchluß der 
Gemeinde beftimmt werden. 
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TITRE II, 
Pouvoirs publics. 


5, Il y a dans chaque commune une muniei- 
palit& compose d’un syndic, de deux adjoints, et 
d’un eonseil munieipal de huit membres au moins 
et de seize au plus. Les officiers municipaux de- 
meurent en place six anndes; ils sont renouvelös 
par tiers, et röeligibles. 

La loi determine les attributions de chaque mu- 
nieipalits, concernant, 1° la police locale ; 2° la re- 
partition et la percoption de l’impöt; 3° l’adminis- 
tration partieuliöre des biens de la commune et de 
la caisse des pauvres, et les details d’adıninistration 
generale dont elle peut &tre chargee. 

Elle determine de plus les fonetions partieuliöres 
aux syndies, aux adjoints et aux conseils muniei- 


paux, 
6. Il ya dans chaque cerele un jnge de paix; 


il surveille et dirige les administrations des com- 
munes de son arrondissement. 

Il présido les assemblöes du cercle, et il en ala 
police, 

Il est coneilistenr des diffirents entre les ci- 


toyens, oflicier de police judiciaire charge de l’en- 


quöte preliminsire em cas de delit, et il juge avec | 


des assosseurs les aflaires civiles de peu de valeur. 
La loi determine chacune de s0s attributions, 


7. Un grand conseil, composd de cent quatre- 
vingts deputes, nommes pour cing ans, ou A vie 
dans les cas dötermines par Vartiele 15, exerce le 
pouvoir souverain ; il s’assemble le premier lundi de 
mai dans la ville de Lausanne, et sa session ordi- 
naire est d’un mois, & moins que le petit conseil 


n'en prolonge la durke. 


Waadt, 


Bweiter Titel. 
Öffentliche Gewalten. 


5. In jeder Gemeinde ift ein Gemeinderath, der 
aus einem Ammann (Syndic), zwei Beigeorbneten und 
mwenigftens acht, höchſtens 16 Rathsmitgliedern beiteht. 
Die Gemeindebeamten bleiben ſechs Fahre im Amte; 
fie werden jedesmal zum Drittheil erneuert und find 
wieder wählbar. Das Geſez beftimmt die Obliegen- 
heiten der Gemeinderäthe in Betreff 

1. Der örtlichen Polizei. 

2. Der Bertheilung und Beziehung der Auflagen. 

3. Der bejondern Bermaltung des Gemeinde- und 
Armenguts, fowie der einzelnen Gegenftände der 
allgemeinen Berwaltung, mit denen fie beauftragt 
werben fönnen, 

Es beftimmt ferner die befondern Berrichtungen des 
Anmanns, der Beigeordneten und der Rathsmitglieder. 


6. Im jedem Sreife ift ein Friedensrichter, deffen 
Auffiht und Leitung die Gemeindeverwaltungen des 
Kreiſes unterworfen find, 

Er führt bei den Kreißverfammlungen den Borfiz 
und hat die Polizei derfelben. 

Er jchlichtet die Streithändel zwifchen den Bürgern ; 


' er ift der gerichtliche Polizeibeamte, der im Fall eines 





Verbrechens die vorläufige Unterfuchung anzuftellen hat, 
und beurtheift, mit Zuzug von Beifizern, Eivilftreitig- 
feiten von geringem Werthe. Die nähere Beſtimmung 
jeder diefer feiner Verrichtungen bleibt dem Geſez über- 
laſſen. 


7. Ein großer Rath von 180 Mitgliedern, die auf 


fünf Jahre, oder in den durd den Art. 15 beftimmten 


Fällen auf Lebenszeit ernannt find, übt die höchſte Ge— 


| walt aus. Er verſammelt ſich aljährlih auf den erften 


Montag des Mai in der Stadt Lauſanne und fan 
ordentlicher Weile feine Sizungen nicht über einen 
Monat ausdehnen, «3 fei denn, daß der Heine Rath 
die Dauer derſelben verlängere, 


Nr. 1 


Le grand conseil, 1° accepte ou rejette les pro- 
jets de lot qui lui sont presentös par le petit con- 
seil ; 

2° Il se fuit rendre compte de l’execution des 
lois, ordonnances et reglements ; 

3° Tl regoit et arröte les comptes de finances da 
petit conseil ; 

4° ]l fixe les indemnites des fonctionnaires pu- 
blies ; 

5° ]I approuve l’alienation des domaines du 
eanton ; 

6° Il deliböre les demandes de dietes extraordi- 
naires; il nomme les deputes & la diete, et il leur 
donne des instructions. 


- 


7° TI vote au nom du canton. 


8. Un petit conseil, composs de neuf membres 
du grand conseil, lesquels continuent à en faire 
partie et sont toujours redligibles, a l’initiative des 
projets de loi et d’impöt ; 

Il est chargs de l'exécution des lois et ordon- 
nances ; à cet effet, il prend les arr&tes nöcessaires, 
il dirige et surveille les autorites inferieures, et il 
nomme ses agents ; 

ll rend compte au grand conseil de toutes les 
parties de l’administralion, et il se retire lorsqu'on 
delibere sur sa gestion et sur ses comptes ; 

11 dispose de la force armde pour le maintien 
de l’ordre public ; ” 


Il peut prolonger la durse des sessions ordinaires | 


du grand conseil, et en convoquer d’extraordinaires; 


9. En matiöre eivile, il y a des tribunaux de 
premiöre instance, dont les membres sont indem- 
nises par les plaideurs. La loi determine le nombre 
de ces tribunaux, leur organisation et leur compe- 
tence. 


Waadt. 
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Der große Rath 

1. Enticheidet über die Annahme oder Berwerfung 
der Gefezesporfchläge, die ihm vom Heinen Rathe 
„zugeben, 

2. Er läßt fi über die Bollziehung der Geſeze, 
Berordnungen und Reglemente Rechenfchaft ab« 
legen. 

3. Er nimmt dem Heinen Rathe über die Verwal: 
tung der öffentlichen Gelder Rechnung ab. 

4, Er beftimmt die Befoldung der öffentlichen Be— 

amien. 

Er bewilligt die Veräußerung von Kantomalgütern. 

Er berathſchlagt über die Begehren der Zufammen- 

berufung außerordentlicher Tagſazungen, ernennt 

die Abgeordneten des Kantons zu den Tag— 
fazungen und ertheilt ihnen die Fnftructionen. 

7. Er ftimmt im Namen des Kantons, 


* 9 


8 Ein Heiner Rath, beſtehend aus neun Mit— 
gliedern des großen Raths, von dem fie fortwährend 
einen Theil ausmaden und die immer wieder wählbar 
find, hat den Borfchlag der Geſeze und Steuerverorbs 
nungen. 

Ihm liegt die Bollziehung der Geſeze und Verord— 
nungen ob, zu weldem Ende er die nöthigen Beſchlüſſe 
| faßt. Er hat die Yeitung und Aufficht über die unter- 
geordneten Behörden, und ernennt feine Agenten. Er 
fegt dem großen Rathe über alle Theile der öffentlichen 
Verwaltung Rechenſchaft ab und zieht ſich aus der 
Verſammlung zurüt, wenn über feine Amtsführung und 
Rechnungsablage berathichlagt wird. 

Er verfügt über die bewaffnete Macht zu Hand: 





' 
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| habung der öffentlichen Ordnung. 


Er kann die ordentlihen Sizungen des großen 
Raths verlängern und außerordentliche veranftalten. 


9. Für die bürgerliche und peinliche Mechtöpflege 
gibt es Gerichte erfter Inſtanz, deren Mitglieder durd) 
die Parteien emtjhädigt werden. Die Anzahl diefer 
Gerichte, ihre Einrichtung und Competenz wird durch 
das Geſez beſtimmt. 
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10, Un tribunal d’appel, compos6 de treize mem- | 10, Ein Appellationsgeriht von 13 Mitgliedern 
bres, prononce en dernier ressort; | urteilt in lezter Juſtanz. 

La loi statue sur la forme des jugements en | Das Gefez beftimmt die Form der peinlichen Urtheile. 
11. Über ftreitige Adminiftrationsfälle wird von 

11. Un tribunal, composs d'un membre du petit | einem Gerichte entfchieden, das ans einem Mitgliede 
eonseil, et de quatre membres du tribunal d’appel, | des Meinen Raths und vier Mitgliedern des Appel- 
prononce sur le contentienx de l’administration. lationsgerichts befleht. 


matiere criminelle. 





TITRE II. Dritter Titel, 
Mode d’ölection et conditions d’sligibilit£. Wablart und Wählbarfeitäbebinge. 


12. Les membres de la municipalits sont nommes 12, Die Gemeindevorgefezten werben von den 
Gemeindeperfammlungen aus den Bürgern ernannt, die 
30 Jahre alt find und eime Liegenſchaft von 500 Fr. 
am Werthe ober einen auf eine Liegenſchaft unterpfänd- 
lid verfiherten Schufdtitel vom nämlihen Werthe 
eigenthümlich oder nuznießungsweiſe befizen. 

13. Die Friedenärichter werden von dem fleinen 
Nathe aus denjenigen Bürgern ermwählt, die ein Grund⸗ 
eigenthum von 1000 Franken oder einen Schulbtitel 
mit Unterpfand vom nämlichen Werthe befizen. 

14, Die Stellen im großen Mathe werden theils 
durch die unmittelbare Wahl, theils durh Wahl und 
2008 zugleich auf folgende Weife befezt: 

Die im Umfange eines Kreiſes mohnbaften Activ- 
bürger bilden eine Berfammlung, die nicht anders ftatt- 
lieu qu’en vertu d’une convocation ordonnde quinze | haben kann, als zufolge einer 14 Tage zum Voraus 
jours d’avance par le juge de paix, et publide sept | von dem Friedensrichter anbefohlenen und fieben Tage 


par l'assemblee de la commune entre les citoyens 
Ages de trente ans, et propriedtaires ou usufruitiers 
d’un immeuble de la valeur de 500 francs, ou d'une 
erdance de la möme somme, hypothequee sur un im- 
meuble. 

13. Les juges de paix sont nommeds par le petit 
conseil entre les ceitoyens ayant une propridts ou 
une er&ance de 1000 francs dans la ın&me nature 
de biens. 

14, Les places au grand conseil sont donnses 
par l’election immediate, ou par l'election et: le sort, 
de la maniöre suivante : 

Les citoyens qui habitent dans l’ütendus d’un 
cercle, forment une assemblee qui ne peut avoir 


| — — — — 





jours d’ayance par chaque municipalité. zum Voraus von dem Gemeinderath jedes Ortes befannt 
L’assemblee de chaque cercle fait trois nomina- | gemachten Zufammenberufung. 

tions: 1° elle nomme dans son arrondissement un Jede Kreisverfammlung Hat drei Ernennungen zu 
depute qui entre au grand conseil sans l’interven- | machen : 

tion du sort (la ville de Lausanne, A raison de sa 1. Sie ernennt aus dem Bezirke, zu dem der reis 
population, en nomme trois). L’äge de trente ans gehört, einen Abgeordneten in den großen Rath 
est la seule condition d’sligibilits pour cette pre- ohne Anwendung des Loofes (bie Stadt Yaufanne 
miere nomination. Le juge de pais, prösident de aber wegen ihrer Bevölkerungszahl unmittelbar 
l’assemblöe, ne peut &tre nommé dans son cerele., drei Mitglieder). Das Alter von 30 Jahren 


ift das einzige Wählbarkeitsbeding für diefe erfie 
Ernennung. Der Friebensrichter, der bei ber 
Verfammlung den Vorſiz führt, Tann in feinem 
Kreife nicht gewählt werden. 
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2° Elle nomme trois candidats hors de son ter- 
ritoire, parmi les citoyens propristaires ou usufrui- 
tiers d’un immenuble de plus de 20,000 franes de 
Suisse, ou d'une cr&ance de la m&me valeur, hypo- 
thöquee sur des immeubles; et pour cette seconde 
nomination il sufüt d'etre Ag6 de vingt-eing ans. 

Elle nomme, 3° deux candidats hors de son ter- 
ritoire, parmi les citoyens äges de plus de cinquante 
ans; et pour cette derniere nomination il suflit d’a- 
voir une propriete, un usufruit ou une erdance by- 
potheeaire de 4000 francs en immeubles. 

Les trois cents candidats sont reduits par le sort 
& cent dix-huit, qui, reunis aux soixante-deux de- 
putes nomme6s immesdiatement par les cercles, forment 
les cent quatre-vingts membres du grand conseil. 


15. Les membres du grand conseil de la seconde 
et de la troisiöme nomination n’appartiennent & 
aucun cerele. 

Ceux de la sevonde nomination sont à vie, s’ils 
ont &te, dans la möme annde, prösentds par quinze 
cereles. 

Ceux de la troisitme sont &galement & vie, si 
trente cercles les ont presentes dans la möme annde, 


16. Les membres du grand conseil de la pre- 
miöre nomination peuvent ötre indemnisds par leurs 
ceroles. Les fonctions des autres sont gratuites, 


17. Pour les places de seconde et troisiöme no- 
mination, qui viennent à vaquer au grand conseil, 
le sort designe entre les candidats qui sont restes 
sur la liste, laquelle se renouvelle tous les cing ana. 


Waadt. 
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2. Sie ernennt drei Candibaten außerhalb dem 
Kreife unter den Bürgern, die eine Liegenfchaft 
von mehr ald 20,000 Schweizerfranlen am 
Werthe oder einen auf eine Liegenſchaft unter 
pfändlich verficherten Schulbtitel vom nämlichen 
Werthe als Eigenthümer oder Nuznießer befizen. 
Für diefe zweite Ernennung genügt das Alter 
von 25 Jahren. 

Sie ernenut ferner zwei Candidaten außerhalb 
dem Kreife unter den Bürgern, die das 50, Alterd- 
jahr überschritten haben. Für diefe legte Ernen- 
nung ift e8 hinreichend, eine Liegenſchaft von 
4000 Schmeizerfranfen, oder einen auf eine 
Liegenschaft unterpfänblich verficherten Schuldtitel 
vom mämlichen Werthe als Eigentümer ober 
Nuznießer zu befizen. 

Aus den 300 Eanbidaten werden durch das Loos 
118 ausgezogen, die, verbunden mit ben 62 Wbgeord- 
neten, welche die Kreisverfammlungen unmittelbar er- 
nennen, die 180 Mitglieder des großen Raths aus» 
machen, 

15. Die Mitglieder des großen Raths von ber 
zweiten und britten Ernennung gehören keinem Kreiſe 
befonbers an, : 

Die von der zweiten Ernennung bleiben lebend» 
länglih an der Stelle, wenn fie im nämlichen Jahre 
von 15 Kreifen vorgeſchlagen worden find. Die von 
der dritten Ernennung bleiben ebenfalls lebenslänglich 
an der Stelle, wenn fie von 30 Kreifen im nämlichen 
Jahre vorgefchlagen worden find, 

16. Die Mitglieder des großen Rath von der 
erftien Ernennung fünnen durch ihre Kreiſe entſchädigt 
werden. Die Verrichtungen der übrigen find ument» 
geltlich. 

17. Für die Wiederbeſezung der Stellen von der 
zweiten und dritten Ernennung, die im großen Rathe 
erledigt werben, wird unter ben auf dem lezten Ber- 
zeichniffe zurüfgebligbenen Candidaten das Loos gezogen. 
Die Erneuerung dieſes Berzeichnifies geht jedes fünfte 
Jahr vor ſich. 
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18. Si, 4 l’epoque du renouvellement psriodique, 
il se trouve au grand conseil plus de cinquante- 
neuf membres a vie, le surplus est ajouts au nombre 
de cent quatre-vingts, de maniere qu’a chacune des 
elections gensrales, il entre au grand conseil au 
moins einquante-neuf eitoyens de la classe des pro- 
prietaires fonciers de 20,000 francs, ou de l'äge de 


plus de einquante ans. 


19. Le president du grand vonseil est choisi ä 
chaque session parmi les membres du petit conseil ; 
il ne vote point, lorsqw'il s’agit des eomptes et de 
la gestion de ve conseil. 

U n’assiste pas aux deliberations du petit con- 


seil durant sa prösidence. 


20. Les membres du petit, conseil sont nommes 
par le grand conseil, pour six ans, et renouvelds 
par tiers; le premier acte de nomination designera 
ceux qui sortiront à la fin de la seconde et de la 
quatriöme annee, 

Pour ötre dligible, il faut dtre proprictaire, usu- 
frnitier ou ereancier hypothöcaire de la valeur de 
9000 franes en immenbles. 

Le petit conseil elit son president tous les mois. 


* 


21. Les membres des tribunaux de district sont 
nommes par le petit conseil, sur une liste triple, 
prösentee par le tribunal d’appel. On ne peut les 
choisir que parmi les propridtaires, usufruitiers ou 
creanciers hypothecaires de la valeur de 3000 francs 
en immenbles. 


22, Ceux du tribunal d’appel sont nommes par 


le grand conseil; et, outre la condition de propriete | 


exigee pour le petit conseil, il faut qu'ils aient 


exercd pendant cinq ans des fogetions judiciaires, | 


ou la profession d’avocat devant un tribunal, ou 
qu’ils aient dt6 membres des autoritds sup6rieures. 


Waadt. 


En 








| 


Nr. 1 


18. Wenn bei ber periodifhen Erneuerung des 
großen Raths ſich mehr als 59 Glieder, die auf Pebens: 
zeit ernannt find, in bemfelben befinden, fo wird der 
Überfhuß der Anzahl von 180 Mitgliedern beigezählt ; 
jo, daß bei jeder allgemeinen Wahl menigftens 59 
Bürger, die entweder ein Grundeigenthum von 20,000 
Schweizerfranfen befigen oder über 50 Jahre alt find, 
in den großen Nath treten. 


19, Der Präfident des großen Raths wird für jede 
Sizungsperiode aus den Mitgliedern des Meinen Raths 
gewählt, hat aber feine Stimme, wenn über die Rech— 
nungen und die Amtsführung des leztern berathichlagt 
wird, 

So lange fein Borfiz dauert, fann er den Be- 
rathungen des Heinen Raths nicht beimohnen, 

20. Die Mitglieder des Heinen Raths werden vom 
großen Rath für ſechs Jahre ernannt ; die Erneuerung 
gefhieht immer zum Drittheil. Der erfte Ernennungs; 
act bezeichnet diejenigen Mitglieder, welche am Ende 
des zweiten und vierten Jahres austreten follen, 

Um gewählt werden zu fönnen, wird ein Eigenthum 
oder eine Nuzuießung von 9000 Schweizerfranfen in 
liegenden Gründen oder auf Liegenſchaften unterpfänd- 
lich verſicherten Schuldtiteln erfordert, 

Der Heine Rath wählt jeden Monat feinen Präſi— 
benten. 


21. Die Mitglieder der Bezirtögerichte werden von 
dem Heinen Rathe auf einen dreifachen Vorſchlag des 
Appellationsgerichts gewählt. Sie müflen aus der Claſſe 
von Bürgern genommen werben, die wenigſtens 3000 
Schweizerfranfen in Liegenſchaften oder auf Yiegen- 
ſchaften unterpfändlih verſicherten Schuldtiteln eigen: 
thümfich oder nuzniehungsweile befizen. 


22. Die Mitglieder des Appellationsgerichts werden 
vom großen Rathe ernannt und müffen, außer dem 
für den Meinen Rath vorgeichriebenen Eigenthbumsbedinge, 
während Fünf Fahren gerichtliche Functionen ausgeübt 
haben, oder Movocaten vor einer Gerichtäftelle, oder 
endlich Mitglieder der obern Behörden geweſen fein, 


TITRE IV. 


Dispositions göndrales et garanties. 


23. Tout Suisse habitant du pays de Vaud est 
soldat, 


24. Les assemblees de cercle ne peuvent, en 
aucun cas, correspondre, soit entre elles soit avee 
un individua ou une corporation hors du canton. 


25. La liberts pleine et entiöre du ceulte des 
communions actuellement «tablies dans le canton, 


est garantie. 


CHAPITRE XVII. 
Constitution du canton de Zoug. 


Article 1". Le canton de Zoug est retabli dans 
ses anciennes limites. La juridietion et les droits 
politiques ei-devant exerods soit par la ville de Zu- 
rich, soit par l'abb& d’Einsiedeln, sur une partie de 
ce ceanton, sont abolis. 

La ville de Zoug n'a plus ni sujets, ni droit 
d’envoyer un depute partieulier aux diötes extra- 
ordinaires. 


2. La religion eatholique est la religion du 
canton. 

3, La souverainete reside dans l'assemblee gene- 
rale des eitoyens (landsgemeinde), Les ci-devant su- 


Zug. 





jets de la ville de Zoug peuvent y voter, s’ils rdu- | 


nissent d'ailleurs les conditions requises, 


4. L’assemblöe generale, composee des citoyens 
de tout, le canton, üges de vingt ans, approuve ou 
rejette les projets de loi qui lui sont prösentös par 
le conseil du canton. 

Aucun autre point n’y est mis en deliberation 
qu’un mois aprös avoir di communique par éerit 
au conseil du canton, et aprös l’avis de ce conseil. 
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Bierter Titel. 
Allgemeine Verfügungen und Gewährleiftung. 


23. Jeder im Kanton Waadt wohnende Schweizer 
fann zu Militärdienften angehalten werden, 


24. Die Kreisverfammlungen fönnen in feinem 
Falle weder unter ſich noch mit Individuen oder Ge— 
meinheiten außer dem Kantone in Verbindung treten. 


25. Die Berfaffung fichert die freie und unein- 
geſchräulte Ausübung der gegenwärtig im Stanton vor- 
handenen Glaubensbekenntniſſe. 


Achtzehntes Capitel. 
Berfaſſung des Kantons Zug. 


Arlilel J. Der Kanton Zug iſt im feine ehema« 
figen Grenzen hergeftellt. Die Gerichtöbarkeit, fo wie 
die politiihen Rechte, melde ehemals entweder durch 
die Stadt Zürich oder durch den Abt von Einfiedeln 
in einem Theile diefes Kantons ausgeübt worden, find 


ı abgeichafft. 


Die Stadt Zug hat feine Unterthanen mehr und 
eben fo wenig das Necht, einen bejondern Abgefandten 
zu den außerordentlihen Tagjazungen abzujenden. 

2. Die fatholifche Religion ift die Religion des 
Kantons. 

3. Die fouveräne Gewalt fteht bei der Landsge— 
meinde. Die ehemaligen Unterthanen der Stadt Zug 
!önnen auf derfelben ftimmen, wenn fie ander® die er- 
forderlichen Bebinge erfüllen. 


4 Die Yandögemeinde, beftehend aus den Bürs 
gern des ganzen Kantons, welche zwanzig Jahr alt 
find, entfcheibet über Annahme oder VBerwerfung ber 
Geſezesvorſchläge, welche der Kantonsrat (Stadt und 
Amtrath) ihr vorlegt. 

Kein anderer Gegenftand kann dafelbft in Berath- 
ihlagung genommen werben, als nachdem er einen 
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Les assemblöes göndrales extraordinaires ne peu- 
vent deliböerer que sur les objets pour lesquels on 
les a convoquöes. 


5. Les chefs du canton, savoir: ’amman, le statt- 
halter, le capitaine general, le banneret, l’enseigne 
göndral et le secretaire de l'état, sont dlus dans la 
meme forme et avec les mömes attributions qu’autre- 
fois ; ils restent en place le möme espace de temps. 
L’alternat pour la charge d’amman, et pour la no- 
mination des döputes à la diöte est; maintenue. 


6. Le conseil du canton (stadt und amt rath) 
qui eontinue & former le tribunal d’appel, les con- 
seils partieuliers & la ville et aux trois distriets 
de Mentzingen, Ægeri et Baar, le tribunal des huit, 
le tribunal pour dettes, le tribunal particulier à la 
ville de Zoug, et le tribunal correctionnel de chaque 
commune, gardent aussi leurs anciennes attributions, 
la mäme organisation et le m&me mode d’election. 
Neanmoins la didte determinera l’organisation des 
communes ci-devant sujeites de la ville de Zoug, et 
la part proportionnde & leur population qu’elles 
doivent avoir, 1° A la formation du conseil du 
eanton ; 2° A la nomination du tribunal des huit. 


7. Les autoritös queleongues doivent se con- 
former aux prineipes de l’acte federal. 

Le canton de Zoug ne peut avoir de liaison di- 
recte ou indirecte avec un aufre canton, on avec 


des puissances &trangeres, qu’en suivant les formes 
de l’acte föderal, 


Zug. 


Rr. 1 


Monat zuvor dem Kantonsrathe ſchriftlich mitgerheilt 
worden ift, und auf deſſen Gutachten him. 

Die auferordentlihen Pandögemeinden fünnen nur 
über diejenigen Gegenftände, megen melden fie zu 
fammenberufen wurden, beratbichlagen. 


5. Die Häupter des Kantons, nämlich der Am- 
mann, der Statthalter, der Pandeshauptmann, der 
Bannerherr, der Pandesfähnrich und der Landſchreiber, 
werben auf die nämliche Art, mit dem nämlichen Amts- 
aufträgen, wie ehemals, ermählt; fie bleiben die näm- 
liche Zeit im Amte. Die Abwechslung für die Stelle 
des Ammanns und für die Ernennung der Abgefandten 
zu der Tagſazung ift beibehalten. 


6. Der Hantonsrath (Stadt und Amtrath), welcher, 
wie ehemals, das Appellationsgericht ausmacht ; die be- 
fondern Käthe der Stadt und der drei Bezirke Men- 
zingen, Ügeri und Baar; das Achtergericht (große Ge- 
richt); das Schuldgericht; das befondere Gericht der 
Stadt Zug und das Zuchtgericht einer jeden Gemeinde, 
behalten ebenfalls ihre ehemaligen Amtsverrichtungen, 
die nämlihe Einrihtung und Wahlform. Nichtöbefto- 
weniger wird die Tagfazung die Einrichtung der Ge- 
meiuden, melde ehemals Unterthanen der Stadt Zug 
waren, fo wie den Antheil, den fie im Verhältniß ihrer 
Bevölferung, 1) an der Bildung des Kantonsraths, 
2) an der Ernennung des Achtergericht® zu erhalten 
haben, beftimmen, 


7. Die Behörden aller Art find gehalten, ſich nach 
den Grundfägen der Bundesacte zu richten. 

Der Kanton Zug darf weder mittelbar noch un— 
mittelbar mit einem andern Kanton, oder mit fremden 
Mächten, in Berbindung treten, anders ald in Be— 
folgung der Formen der Bundesacte, 


— — 


CHAPITRE XIX. 
Constitution du canton de Zurich. 


TITRE PREMIER. 


De la division du territoire et de l’ötat politique 
des citoyens. 


Article I, Le canton de Zurich est divisé en 
eing distriets, savoir: la ville de Zurich, Horgen, 
Uster, Bülach et Winterthur. 

2. Chaque distriet est divise- en treize tribus. 
Les anciennes tribus de la ville de Zurich sont re&- 
tablies. Hors de la ville, les tribus sont formdes des 
parties du distriet les plus ögales en population, et 
les plus rapprochees qu’il est possible, sans distinc- 
tion de ınedtier, dtat ou profession. 


3. Tout Suisse habitant du canton, et agé de 
seize ans, est suldat. 


4. Sont membres des tribus les bourgeois ou 
fils de bourgeois d’une commune du canton, resi- 
dant depuis un an sur le territoire de la tribu, d'un 
tat indöpendant, enröles dans la milice, Ages de 
trente ans s’ils ne sont pas ou n’ont pas dt& mariés, 
et seulement de vingt s'ils sont ou ont été marids, 
et enfin possedant une proprists fonciere ou une 
erdance hypothäcaire de cing cents livres suisses. 
Tout bourgeois du canton peut aequerir la bour- 
geoisie a Zurich. 


TITRE I. 


Des pouvoirs politiques. 


6. Un grand conseil, compos# de cent quatre- 
vingt-quinze membres, fait les lois, les rdglements 
et autres actes du pouvoir souverain, delihere les 
demandes de dietes extraordinaires, nomme les de- 


Züri. 
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Neungehntes Capitel. 
Berfaflung des ſtantons Zürid. 


Erfter Titel. 


Von der Fintbeilung bed Kantons und bem politiſchen 
Stande der Bürger. 


Urtifel 1. Der Kanton Zürich ift im fünf Bezirke 
eingetheilt; nämlich: die Stadt Zürich, Horgen, Ufter, 
Bülach, Winterthur, 

2. Jeder Bezirk ift im dreizehn Zünfte eingetheilt. 
Die ehemaligen Zünfte der Stadt Zürich find wieder 
bergeftellt. Außer ber Stadt werben diefe Zünfte aus 
denjenigen Abtheilungen des Bezirks zujammengefezt, 
welche eine gleihmäßige Bevölferung haben und fid, 
fo viel möglich, am nächften gelegen find; ohne Rük— 
ficht auf Handwerk, Begangenfchaft und Stand. 

3, Jeder Schweizer, der im Kanton angefefjen 
und ſechszehn Jahre alt ift, kann zu Militärdienften 
angehalten werben. 

4. Mitglieder diefer Zünfte find alle die Bürger, 
oder Bürgersjöhne einer Gemeinde des Kantons, die 
feit Fahresfrift in dem Gebiete der Zunft angeſeſſen 
find, einen unabhängigen Stand haben, in der Miliz 
eingefchrieben ſich befinden, wenn fie unverheirathet find 
dreißig, wenn fie aber wirklich verheirathet oder «8 ge» 
weſen find zwanzig Jahre alt find, und endlich Grund- 
ftüfe oder unterpfändlich verfiherte Schuldichriften von 
500 Schweizerfranfen im Werthe beſizen. 

Jeder Bürger des Kantons kann das Bürgerrecht 
der Stadt Zurich erwerben. 


Zweiter Titel. 
Bon ben öffentlihen Gewalten. 


5. Ein großer Rath von 195 Mitgliedern macht 

die Geſeze und Verordnungen und übt die andern 

Acte der höchften fouveränen Gewalt aus. Er berath- 

ichlagt über die Anfragen wegen Zufammenberufung 
60 
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putös du canton aux dietes ordinaires et extraordi- 
naires, deterinine le mandat de ses deput&s, nomme 
aux places dont les fonctions s’ötendent A tout le 
canton, se fait rendre compte de l’ex&cution des lois, 
r&glements et autres actes de son autorite, 


6. Un petit conseil, compos& de vingt-eing mem- 
bres du grand conseil, qui continuent à en faire 
partie, et dont un au moins de chaque district, est 
charges de l’exseution des lois, röglements et autres 
actes de l’autorit# souveraine; il propose les lois, 
reglements et autres actes qu'il juge ndcessaires ; il 
dirige et surveille les autorites införieures; il juge 
en dernier ressort le contentieux de l’administra- 
tion; il nomme aux places dont les fonetions 8’6- 
tendent à tout un distriet ; il rend compte au grand 
conseil de toutes les parties de l’administration. 


7, Deux bourgmestres president, chacun à leur 
tour, pendant une annde, le grand et le petit con- 
seil; celui qui n’est pas en charge supplee l’autre 
au besoin; il fait partie du petit conseil. 


8. Un tribunal d’appel, composd de treize mem- 
bres du grand conseil, et prösid6 par le bourgue- 
inestre qui n'est point en charge, juge souveraine- 
ment en matiere eivile et criminelle. Quand il pro- 
nonce sur une accusation de crime emiportant peine 
capitale, quatre membres du petit conseil, dékignés 
par le sort, prennent sdance et concourent au juge- 
ment. 


9. Le grand conseil est assemble, quinze jours 
tous les six mois, & Zurich. Le petit conseil s’as- 
semble habituellement ; ıl peut proroger les sessions 
du grand conseil, et en convoquer d’extraordinaires. 


Zurich. 


Nr. 1 


außerordentlicher Tagfazungen; ernennt die Abgefandten 
des Kantons auf die ordentlichen und außerordentlichen 
Tagfazungen; beftimmt den Auftrag diefer Abgefandten; 
bejezt alle Stellen, deren Amtöverrichtungen fi über 
den ganzen Kanton erftrefen, und läßt ſich über bie 
Bollziehung der Gelege, Berordnungen und andern 
von ihm ausgehenden Beichlüffe Rechenſchaft geben. 


6. Ein Heiner Rath, beftehend aus 25 Mitgliedern 
des großen Raths, die ihre Stellen in demfelben beibe- 
halten und von welchen wenigitens einer aus jedem Be- 
zirfe genommen werden muß, ift mit der Vollziehung 
der von der höchſten Gewalt ausgegangenen Geſeze, 
Verordnungen und andern Beichlüffe beauftragt. Er 
ſchlägt die ihm nöthig fcheinenden Gefeze, Verordnungen 
und andern Beſchlüſſe vor; er leitet die untern Be- 
hörden und hat die Aufficht über diefelben; er urtheilt 
in lezter Inſtanz über alle Streitigkeiten in Bermwal- 
tungsfachen ; er ernennt zu allen Stellen, deren Amts: 
verrichtungen fi auf einen ganzen Bezirk erftrefen; 
endlich legt er dem großen Rathe über alle Theile der 
Berwaltung Rechenſchaft ab. 

7. Zwei Bürgermeifter führen abwechſelnd, jeder 
ein Jahr, den Vorfiz im großen und Meinen Rathe. 
Derjenige, welcher nicht im Amte ift, verficht möthigen 
Falls die Stelle des andern; er ift Mitglied des Heinen 
Raths. 

8. Ein Appellationsgericht von 13 Mitgliedern 
des großen Raths, unter dem Vorſiz desjenigen Bür— 
germeifter8, welcher nicht im Amte ift, urtheilt in 
höchſter Inftanz über alle bürgerlichen und peinlichen 
Rechtsfälle. Wenn es tiber die Anklage eines Ber: 
brechens zu urtheilen hat, das Todesftrafe nach ſich 
zieht, fo werden ihm zur Urtheilfällung vier durch das 
Loos bezeichnete Mitglieder des Meinen Raths beigeordnet. 

9. Der große Rath verjammelt ſich alle ſechs 


Monate auf die Dauer von 14 Tagen in Zürich. Der 
feine Rath, verfammelt ſich gemäß Übung. Er kann die 


Sizung des großen Raths verlängern, und denſelben 


auch auferordentlicher Weiſe zufammen berufen. 
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grand eonseil entre les membres du petit conseil. 


Les membres du petit conseil sont #lus par le | 


grand conseil. 

Les membres du grand conseil sont «lus, Sa- 
voir: un tiers par les tribus imm6diatement et dans 
leur sein; les deux autres tiers par le sort, entre 
des candidats choisis, par les tribus, indistincetement 
dans les distriets dont elles ne font point partie, 


11. Les membres du petit conseil sont renouveles 
par tiers tous les deux ans; ils sont ind«finiment 
reeligibles. 

Les membres du grand conseil, hormis ceux qui 
sont en möme temps du petit conseil, peuvent ötre 
revoques par un grabeau exercd dans les tribus, 
ainsi qu'il est regl6 par l’article 18. 


12, Les tribus peuvent donner une indemnite au 
membre du grand conseil qu'elles ont elu immödiate- 
ment. Les fonctions des autres membres sont gra- 


tuites., 


TITRE Il. 
Des elections et rövocations. 


13. Pour la formation du grand conseil, chacune 
des soixante-eing tribus procddent ainsi qu'il suit: 

D’abord elle &lit le membre du grand conseil 
quelle doit choisir entre ses propres membres. 

Elle nomme ensuite quatre candidats dans les 
distriets dont elle ne fait point partie, Elle n'en 
peut nommer plus de trois dans le meme district. 

Des deux cent soixante candidats ainsi élus dans 
tous les distriets, cent trente sont désignés par le 
sort pour ötre membres du grand conseil, et le com- 
plöter par leur röunion avec les soixante-cing «lus 
immediatement par les tribus. 


Zürich. 


10, Les deux bonrguemestres sont elus par le 


475 


10. Die zwei Bürgermeifter werden von dem großen 
‚ Rathe aus den Mitgliedern des Meinen Raths erwählt. 

Die Mitglieder des Meinen Raths werden von dem 
großen Rathe ermäßlt. 

Die Mitglieder des großen Raths werden ermählt: 
Ein Drittheil unmittelbar durch die Zünfte und aus 
ihrer Mitte, die zwei andern Drittheile durch das Loos, 
aus der Zahl jener Candidaten, welche die Zünfte frei 
aus denjenigen Bezirten genonmen haben, zu melden 
fie micht ſelbſt gehören. 

11. Die Mitglieder des Meinen Raths werden 
alle zwei Jahre zu einem Drittheil erneuert; die Aus- 
tretenden find aber ftetS wieder mählbar. Die Mit 
glieder ded großen Raths, Diejenigen ausgenommen, 
melde zugleich de Meinen Raths find, können durch 
die im Art, 18 vorgefchriebene, in den Zünften vor- 
zunehmende Cenfur (Sichtung, Ausfiebung) abberufen 
werden. 

12. Die Zünfte lönnen demjenigen Mitgliede des 
großen Raths, welches fie unmittelbar erwählt haben, 
eine Befoldung feſtſezen. Die Berrichtungen der übrigen 
Mitglieder find unentgeltlich. 





Dritter Titel, 
Bon den Wahlen und Abberufungen. 


13. Zu der Bildung des großen Raths verfährt 
jede der 65 Zünfte des Kantons wie folgt: 

Borerft ernennt fie dasjenige Mitglied des großen 
Raths, das fie aus ihrer eigenen Mitte zu wählen hat. 

Sodann erwählt fie vier Eandibaten aus den Be» 
zirfen, zu welchen fie nicht felbjt gehört ; jeboch fo, baß 
fie aus dem gleichen Bezirk nicht mehr alß drei nehmen 
fann. 

Bon den auf diefe Weife in allen Bezirfen er- 
nannten 260 Gandidaten werden 130 dur das Loos 
bezeichnet, die alddann Mitglieder des großen Raths 
find und mit den 65 unmittelbar von den Zünften 
ernannten Mitgliedern den großen Rath vollzählig 
machen. 
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14. En cas de vacance, les tribus elisent, tous 
les deux ans, aux places des membres du grand con- 
seil qu’elles ont: immediatement nommes; le sort 
remplit les autres & mesure qu'elles viennent à va- 
quer, et nomme entre les candidats qui sont restes 
sur la liste, 


15. Cing ans apres la premiöre formation du 
grand conseil, et ensuite de neuf ans en neuf ans, 
la liste des candidats est renouvelde; et quand les 
places auxquelles le sort a nommé viennent A va- 
quer, il continue à les distribuer entre les candi- 
dats compris dans la liste. 


16. Les dlections se font au serutin et à la ma- 
jorits absolue des suffrages. Si la majorite absolue 
ne r&sulte pas de deux scrutins, le sort decide entre 
les deux candidats qui ont r&uni le plus de suffrages, 


17. Nul ne peut ötre place sur la liste des can- 
didats, s’il n'est bourgeois, agé de trente ans, et 
proprietaire d’un immeuble ou d’une erkance hy- 
pothecaire de 20,000 livres suisses. Il suffit. d’etre 
bourgeois, Age de vingt-cing ans, proprietaire d'un 
immeuble ou d’une crdance hypotheeaire de 5000 
livres, pour pouvoir £tre nomme immeödiatement par 
la tribu dont on a fait partie, 


18. Tous les deux ans, à Päques, une commis- 
sion de quinze membres, formee par le sort dans 
chaque tribu, et composdce de cing des dix plus 
üges, de cing des dix propristaires dont le capital 
est le plus considerable, et de cinq désignés entre 
tous les membres de la tribu indistinctement, decide 
s’il y a lieu d’ouvrir le grabeau sur un membre du 
grand conseil, autre que ceux qui font partie du 
petit conseil. Si la majorite de la commission deeide 


Zurich. 
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14. Wenn in dem großen Rathe Stellen erledigt 
werden, jo ergänzen die Zünfte alle zwei Jahre die: 
jenigen wieder, welche fie unmittelbar bejezt hatten. 
Die andern Stellen hingegen werden, jo mie fie er 
ledigt find, nad) und nad wieder durd das Loos und 
aus der Zahl derjenigen Candidaten ergänzt, welche auf 
dem BVerzeichniffe ftehen geblieben find. 


15, Fünf Jahre nach der erften Zufammenfezung 
des großen Raths, und nachher je von neun zu neun 
Jahren, wird das Verzeichniß der Kandidaten erneuert; 
und wenn von demjenigen Stellen, die durch das Loos 
befezt worden find, welche erledigt werden, fo werben 
fie auß den auf dem Berzeichniffe fichenden Candi— 
daten wieder durch das Loos erfezt. 

16. Die Wahlen gefchehen im geheimer Abftim- 
mung durch die abfolute Mehrheit der Stimmen. Wenn 
jedoch feine abjolute Stimmenmehrheit, weder bei ber 
erften noch bei der zweiten Mbftimmung berausfommt, 
fo entjcheidet das Loos zwifchen ben zwei Borgefchla- 
genen, welche die meiften Stinimen gehabt haben. 


17. Niemand kann auf das Verzeichniß der Gan- 
didaten kommen, der nicht Bürger, breißig Jahr alt 
und Eigenthämer von Grundftüfen, oder von umter- 
pfändlich verficherten Schuldichriften von 20,000 Schmei« 
zerfranten am Werthe ift. Um bingegen unmittelbar 
von feiner eigenen Zunft gewählt zu werden, ift es 
hinreichend, daß man Bürger, 25 Jahre alt und Eigen- 
ihümer von Grumdftüden, oder von Unterpfandsrecht 


| tragenden Schufbfchriften von dem Werthe von 5000 


Schweizerfranfen ſei. 

18. Alle zwei Jahre, auf Dftern, enticheidet eine 
Commiffion von 15 Mitgliedern, welche durch das Loos 
auf jeder Zunft ans fünf der zehn Aelteften, aus fünf 
ber zehn beträchtlichiten Eigenthümern, und aus fünf 
aus allen Angehörigen der Zunft ohne Unterichieb zu- 
fammengefezt ift: Ob die Cenſur (Sichtung) über ein 
Mitglied des großen Raths, das nicht zugleich auch 
Mitglied des Meinen ift, vorgenommen werben foll. 

| Wenn die Mehrheit der Commiffion enticheidet, daß bie 


Ar. 1 


Zurich. 
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qu'il y a lien au grabeau, elle indique le membre Cenſur ſtatthaben ſoll, jo bezeichnet fie das Mitglied, 


sur lequel la tribu sera appelee & voter. 

La tribu vote au scrutin pour ou contre la re- 
vocation du membre soumis au grabean. 

Le veu de la majoritö des citoyens, ayant droit 
de voter dans la tribu, est ndcessaire pour operer la 
rövocation, 

Les membres du grand conseil qui ont été places 
par plus d’une tribu sur la liste des candidats, ne 
peuvent 6tre r&voques que par le vu de la majo- 
rit6 des citoyens ayant droit de voter dans un pa- 
reil nombre de tribus. 

Les membres elus immediatement par leur tribu 
ne penvent ötre rövoquds que par elle, 


TITRE IV. 


Deölögation et garanties donndes par 
la constitution. \ 


19. La loi rögle les details de l’organisation des 
pouvoirs et l’institution des autorites subordonndes. 


20. La constitution garantit les religions pro- 
fessces dans le canton. 


21. La constitution garantit la facults de ra- 
cheter les dixmes et cens, La loi determine le mode 
du rachat ä la juste valeur. 


über welches die Zunft abflimmen fol. 

Die Zunft entfcheidet ſodann in geheimer Abftimmung 
für oder wider die Abberufung des der Cenſur unter 
worfenen Mitgliedes. 

Um die Abberufung zur Folge zu haben, wird ein 
Stimmenmehr erfordert, das größer ift ald die Hälfte 
aller ftimmfähigen Zunftgenoffen. Diejenigen Mit- 
glieder des großen Raths, die vom mehr als einer Zunft 
auf das Verzeichnig der Candidaten gebracht worden 
find, fönnen nur durch die Stimmenmehrheit der ftimm- 
fähigen Bürger einer gleichen Anzahl von Zünften ab: 
berufen werben, 

Die von ihren Zünften unmittelbar ermählten Mit: 
glieder können nur vom ihrer eigenen Zunft wieder ab« 
berufen werden, 


Bierter Titel, 


Bon der burd bie Berfafiung eribeilten Gewalt 
und Gewährleiftung. 


19. Das Gefez wird die nähern Beftinmungen 
über die Einrichtung der Gewalten und die Einführung 
der untergeordneten Behörden feſtſezen. 


20. Die Berfaffung fihert die Religionen, die im 
Kanton ausgeübt werden. 


21. Die Berfaffung fichert die Befugniß, Behnten 
und Bobdenzinje loszulaufen. Das Gefez wird bie Art 
und Weile dieſes Losfaufs nad dem mahren Werthe 
beftimmen, 
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CHAPITRE XX. 
Acte fed6ral. 


TITRE PREMIER. 
Dispositions gönörales. 


Artiele I", Les dix-neuf cantons de la Suisse, 
savoir: Appenzell, Argovie, Bäle, Berne, Fribourg, 
Glaris, Grisons, Lucerne, Suint-Gall, Schaffhouse, 
Schwyz, Soleure, Tessin, Thurgovie, Unterwald, 
Uri, Vaud, Zoug et Zurich, sont confederes entre 
eux conformöment aux principes dtablis dans leurs 
constitutions respeclives, Il se garantissent roci- 
proquement leur constitution, leur territoire, leur 
libert& et leur indöpendance, soit contre les puis- 
sances 6trangöres, soit contre l’usurpation d'un 
canton ou d'une faction partieuliöre, ° 


Bunbdesverfaffung. 
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2. Les contingents de troupes ou d’argent qui | 
deviendraient necessaires pour l’exscution de cette | Vollziehung dieſer Gewährleiftung erforderlich fein 
garantie, seront fournis, par chaque canton, dans la | 


proportion suivante : 


Sur 15,208 hommes, le contingent 


de Berne sera de 2292 
celui de Zurich . 1929 
Vaud 1482 
St-Gall . 1315 
Argovie, 1205 
Grisons . 1200 
Tessin 902 
Lucerne . 867 
Thurgovie . 835 
Fribourg 620 
Appenzell . 486 
Soleure . 452 
Bäle. . 409 
Schwyz . 301 








Smanzigites Capitel. 
Bundesverfaflung. 


Erfter Titel 
Allgemeine Verfügungen. 


Artitel 1. Die neunzehn Kantone der Schweiz, 
als: Appenzell, Yargau, Bafel, Bern, Freiburg, Glarus, 
Graubünden, Lucern, St. Gallen, Schaffhauſen, Schwyz, 
Solothurn, Teffin, Thurgau, Unterwalden, Uri, Waadt, 
Zug und Zürich find unter fih, gemäß den im ihren 
befondern Berfaffungen aufgeftellten Grundſäzen, ver, 
bündet. Sie übernehmen gegenfeitig die Gewährleiftung 
für ihre Berfaffung, ihr Gebiet, ihre Freiheit und Un— 
abhängigfeit, ſowohl gegen auswärtige Mächte ald gegen 
die Angriffe eines Kantons oder einer befondern Partei. 


2. Die Truppens und Geldbeiträge, welche für die 


möchten, werden von jedem Kantone nad folgendem 
Berhältniffe geliefert : 
Zu 15,203 Mann wird beitragen: 


Bern. 2292 
Züri 1929 
DWaddt . 1482 
St. Gallen. 1315 
Hargau . 1205 
Graubünden 1200 
Teffin 902 
Lucern . .. 867 
Thurgau —F 835 
Freibung . .- . 620 
Appenzell 486 
Solothurn . 452 
Bafel. 409 
Schmy . 301 


Nr. 1 Bundesverfaſſung. 479 
Glars . . 241 Glarus . 241 
Schaffhouse 238 Schaffhaufen 233 
Unterwald . 191 Unterwalden 191 
Zoug 125 Zug . 125 
Uri . 118 Uri 118 


Et sur une somme de 490,507 livres de Suisse, | 


il sera pay6, 


par les Grisons 12,000 1. 
Schwyz 3,012 
Unterwald 1,907 
Uri, 1,184 
Tessin . 13,039 
Appenzell, 9,728 
Gars. . ... 48233 
Zoug . 2,497 
St-Gall 39,451 
Lucerne 26,016 
Thurgovie 25,052 
Fribourg . 18,591 
Berne . 91,695 
Zurich , 77,153 
Vaud . 59,273 
Argovie 52,212 
Soleure 18,097 
Schaffhouse . 9,327 
Bäle 20,450 


3. I n'y a plus em Suisse ni pays sujets, ni 
privilöges de lieux, de naissance, de personnes ou 
de familles. 


4. Chaque citoyen suisse a la facultö de trans- 
porter son domicile dans un autre canton, et d'y 
exercer librement son industrie ; il acquiert les droits 
politiques conformement à la loi du canton oü il 
w'etablit ; mais il ne peut jouir ü la fois des droits 
politiques dans deux cantons. 

5. Les anciens droits de traite interienre et de 
traite foraine sont abolis. La libre circulation des 
denrees, bestiaux et marchandises est garantie. 


Ancun droit d’oetroi, d’entree, de transit ou de | 


An eine Summe von 490,507 Schmeizerfranfen 
wird bezahlen : 


Graubünden . 12,000 
Schwyz 3,012 
Unterwalden . 1,907 
Ur, . 1,184 
Teſſin. 18,039 
Appenzell. 9,728 
Glarus 4,823 
Bis: 23. % 2,497 
St. Gallen . 39,451 
Lucern 26,016 
Thurgau . 25,052 
Freiburg . 18,591 
Bern . 91,695 
BZürid. 77,153 
Waadt 59,273 
Aargau . . . . 52,212 
Solothurn 18,097 
Schaffhaufen , «9,327 
Ball. 2 2 2. 20,450 


3. Es gibt im der Schweiz weder Unterthanen- 
lande noch Borrechte der Orte, der Geburt, der Per 
jonen oder Familien, 


4. Jeder Schmweizerbilrger ift befugt, feinen Wohnſiz 
in einen andern Kanton zu verlegen und fein Gewerbe 
dafelbft frei zu treiben ; er lann die politiichen Rechte, 
gemäß dem Gefeze des Kantons, in dem er ſich nieder 
läßt, erwerben, aber diefelben nicht zu gleicher Zeit in 
zwei Kantonen ausüben. 

5. Die ehemaligen Zugs- und Abzugsrechte find ab» 
geihafft. Der freie Verkehr mit Yebensmitteln, Vieh und 
Handeldwaaren ift gemährleiftet. Im Innern der Schweiz 
fönnen feine örtlichen oder allgemeinen Eingangs-, 
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douane, ne peut ötre etabli dans l'intsrieur de la 
Suisse. Les douanes aux limites extörienres sont au 
profit des cantons limitrophes de l'ötranger ; mais 
les tarifs doivent &tre soumis & l’approbation de la 
diste. 

6. Chaque canton conserve les pdages destines & 
la röparation des chemins, chaussdes et berges des 
riviöres. Les tarifs ont &galement besoin de l'ap- 
probation de la diäte. 

7. Les monnaies fabriqudes en Suisse ont un titre 
uniforıne, qui est determined par la diète. 


8. Aucun canton ne peut donner asile & un 
ceriminel lögalement condamne, non plus qu’a un 
prövenu lögalement poursuivi. 


9. Le nombre de troupes soldées que peut entre- 
tenir un canton, est borne à deux cents hommes. 

10. Tonte alliance d'un canton avee un autre 
canton, ou avec une puissance dtrangere, est inter- 
dite. 

11. Le gouvernement ou le corps lögislatif de 
tout canton qui viole un decret de la diete, peut 
etre traduit comme rebelle devant un tribunal com- 
posö des prösidents des tribunaux criminels de tous 
les autres cantons. 


12, Les cantons jouissent de tous les pouvoirs 
qui m’ont pas etid expressöment delögucs A l'auto- 
rit& föderale. 


TITRE Il. 
Du santon diracteur. 


13. La diöte se réunit tour-a-tour, et d’une 
annse 4 l’autre, à Fribourg, Berne, Soleure, Bäle, 
Zurich et Lucerne. 

14. Les cantons dont ces villes sont les chefs- 
lieux, deviennent successivement eantons directeurs; 
lannde du directorat commence le 1* janvier. 


Bunbesverfaffung. 





Ar. 1 


Durchpaß ;⸗ oder Zollgebühren eingeführt werden. Die 
äußern Grenzzölle gehören den an das Ausland ftoßen- 
ben Kantonen ; jedoch follen die Tarife der Tagſazung 
zur Genehmigung vorgelegt werden, 


6. Jeder Kanton behält die Zölle bei, die zur 
Ausbeflerung der Wege, Heerftraßen und Flußufer ber 
ſtimmt find, Die Tarife bedürfen ebenfalls der Ge— 
nehmigung der Tagſazung. 

7. Die in der Schweiz verfertigten Münzen haben 
einen gleichen Gehalt, der von der Tagfazung zu be 
ſtimmen ift. 

8. Rein Kanton fann weder einem gefegmäßig ver- 
urtheilten Verbrecher nod einem Bellagten, der nad 
den gefezlichen Formen belangt wird, eine Freiſtatt 
geben. 

9. Die Anzahl befoldeter Truppen, die ein Stanton 
unterhalten fann, ift auf 200 Mann befchränft. 

10. Jedes Bundniß eines einzelnen Kantons mit 
einem andern Santone, oder mil einer auswärtigen 
Macht, ift verboten. 

N. Die Regierung, oder die gefezgebende Behörde 
eine jeden Kantons, die ein Decret der Tagſazung 
übertreten würde, fann als aufrühreriih vor ein Ge— 
richt gezogen werden, dad aus den Präfidenten der pein- 
lichen Gerichtshöfe aller andern Santone zufammenge- 
fezt werden foll, 

12. Die Kantone üben alle Gewalt aus, die nicht 
ausdrüflich der Bundesbehörde übertragen ift. 


Bmweiter Titel. 
Bom Directorial-Ranton. 


13. Die Tagfazung verfammelt fih wechſelsweiſe 
von einem Jahre zum andern zu freiburg, Bern, So- 
lothurn, Baſel, Zürih und Lucern. 

14. Die Kantone, von denen diefe Städte die 
Hauptorte find, werden nad der Reihe Directorial- 
fantone. Das Divectorialjahr fängt mit dem erften 
Januar an, 


Nr. 1 


15. Le canton direeteur fournit aux deputes A 
la diöte le logement et une garde d’honnenr ; il 
pourvoit aux frais des seances. 


16. L’avoyer ou bourguemestre du canton di- 
recteur joint & son titre celui de Jandamman de la 
Suisse; il a la garde du scean de la Republique 
helvetique; il ne peut s’<loigner de la ville. Le 
grand eonseil de son eanton lui accorde un traite- 
ment particulier, et fait payer les depenses extra- 
ordinaires attachdes A cette magistrature. 


17. Les ministres dtrangers remettent au land- 
amman de la Suisse leurs lettres de eréance on de 
rappel, et s’adressent a lui pour les negoriations. 
Il est l’iintermedisire des autres relations diploma- 
tiques. 

18. A l'ouverture des dietes, il donne les ren- 
seignements qui lui sont parvenus & l’ögard des 
affsires intörieures et extörieures qui Interessent la 
federation. 


19. Aucun eanton ne peut, dans son sein, re- 
querir et metire en mouvement plus de cing cents 
hommes de miliees, qu’aprös en avoir prevenu le 
landamman de la Suisse, 


20. En cas de revolte dans l'interieur d’un 
eanton, ou de tout autre besoin pressant, il fait 


seulement sur la demande du grand ou du petit 
eonzeil du canton qui reclame du secours, et apres 
avoir pris l’avis du petit conseil du canton direr- 
teur, sauf & convoquer la diöte après la repression 


des hostilites, ou si le danger continue, 


21. Si durant les vacances de la diete, il 3’6- 
leve des eontestations entre deux ou plusieurs can- 
tons, on s’adres» an landamman de la Suisse, qui, 


selon les circonstances plus ou moins pressantes, 


Bundesverfaflung. 
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15. Der Directorial-Fanton forgt für die Woh- 
nung der Deputirten bei der Tagſazung und für ihre 
Ehrenwache; er beftreitet die Gizungstoften, 


16. Der Schultheiß oder Bürgermeifter des Direc- 
torial-Santons verbindet mit feinen Titel denjenigen 
eines Landammanus der Schweiz; er hat das Siegel 
der helvetifchen Repnblit in Verwahrung; er lann fich 
nicht aus der Stadt entfernen. Der große Rath feines 
Kantons fezt ihm einen befondern Gehalt aus, und be- 
freitet die mit dieſer obrigkeitlichen Würde verbundenen 
außerordentlihen Ausgaben. 


17. Die fremden Gefandten übergeben dem Land— 
ammann dev Schweiz ihre Creditive oder Zurülbe— 


‚ rufungsicreiben, und wenden ſich für die Unterhand- 


lungen an ihn. Er ift ebenfalls die Zwiſchenbehörde 
für die übrigen diplomatischen Verhältniſſe. 


18. Bei Eröffnung der Tagfazung macht er der- 
jelben amtliche Mittheilung über den Zuſtaud der in- 
nern und äußern Bundesangelegenheiten, 


19. Kein Kanton kann in feinem Innern mehr als 
500 Mann Milizen aufbieten und in Bewegung ſezen, 
ohne den Yandammann der Schweiz davon benadhrich- 
tigt zu haben. 


20. Im Fall eines Aufitandes im Innern eines 


' Kantons, oder irgend eines andern dringenden Ber 
marcher des troupes d’un canton & l'autre; mais | 


diürfniffes, läßt der Yandammann Truppen von einem 
Kanton in den andern marfdiren, jedoch nur auf Ber 
langen des großen oder Heinen Raths des Hülfe be- 
gehrenden Kantons und auf Einholung des Gutachtens 
von Heinen Rathe des Directorial-Kantons ; mit dem 
Vorbehalte, daß nad Unterdrüfung der Feindieligteiten, 
oder bei fortdauernder Gefahr, die Tagfazung von ihm 
zufammenberufen werde. 


21. Wenn mährend der Zeit da feine Tagſazung 
verfammelt ift, Streitigkeiten zwifchen zwei oder meh- 
reren Kantonen entjtehen follten, fo wendet man ſich 
an den Yandammann der Schmeiz, der je nad der 

öl 
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nomme des arbitres coneiliateurs, ou ajourne la dis- 
cussion à la prochaine diöte. 


22. Il avertit les cantons si leur conduite in- 
terieure ecompromet la tranquillit de la Suisse, ou 
s’il se passe chez eux quelque chose d'irrägulier et 
de contraire, soit à l’acte federal, soit A leur cons- 
titution particuliöre. Il peut alors ordonner la con- 
vocation du grand conseil, ou des landsgemeindes 
dans les lieux, oü l’aulorit# supröme est exercde im- 
mediatement par le peuple. 

23. le landamınan de la Suisse envoie, au be- 
soin, des inspeeteurs charges de l’examen des routes, 
chemins et riviöres. Tl ordonne, sur ces objets, des 
travaux urgents, et, en cas de necessite, il fait exe- 
euter directement, et aux frais de qui il peut ap- 
pärtenir, ceux qui ne sont pas commenees ou ache- 
ves au temps preserit. 

24. Sa sigmature domne erödit et caractöre na- 
tional aux actes qui en sont revötus. 


TITRE II. 
De la didte, 


25. Chaque canton envoie & la diète un député, 
auquel on peut adjoindre un ou deux conseils, qui 
le remplacent en cas d’absence ou de maladie. 


26. Les deputss & la diöte ont des instructions 
et des pouvoirs limites, et ils ne votent pas contre 
leurs instructions. 

27. Le landamman de Ja Suisse est, de droit, 
depute du canton directenr. 

28. Les dix-neuf députés qui composent la ditte, 
forment vingt-cing voix dans les deliberations. 

Les döputes des cantons dont la population est 
de plus de cent mille habitants, savoir: ceux de 
Berne, Zurich, Vaud, St-Gall, Argovie et Grisons, 
ont chacun deux voix. 

Les deputes des eantons dont la population est 


Bunbdesverfaffung. 
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Nr. 1 


größern ober geringern Dringlichkeit der Umſtände, ent- 
weder Schiebärichter zum Vermitteln ernennt, oder bie 
Erörterung bis zur nächſten Tagſazung ausfezt. 

22. Er warnt die Kantone, wenn ihr inneres Be- 
tragen die Ruhe ber Schweiz gefährdet, ober irgend 
etwas Unregelmäßiges und dem Bundesvertrage oder 
ihrer befondern Berfaffung Zumwiderlaufendes bei ihnen 
ftattfindet. In diefem Falle kann er die Zufammen- 
berufung des großen Raths, oder da, mo die höchſte 
Gewalt unmittelbar von dem Volle ausgeübt wird, die 
der Landsgemeinde verorbnen. 

23. Der Landammann der Schweiz lann nöthigen- 
falls Auffeher zur Unterfuhung der Heerftraßen, Wege 
und Flüſſe abjenden. Er ordnet dringende Arbeiten, 
die dahin gehören, an, und läßt fie im Falle der Noth 
unmittelbar und auf Koften deifen, dem es zufommen 
mag, ausführen, wenn fie in der vorgeichriebenen Zeit 
nicht angefangen oder vollendet find. 

24. Seine Unterfchrift gibt den damit befleideten 
ten das Anſehen und den Eharalter von Nationalacten. 


Dritter Titel. 
Bon der Tagſazung. 


25. Jeder Kanton jendet einen Abgeordneten zur 
Tagfazung, dem ein oder zwei Räthe beigeordnet wer 
den können, die im Falle von Abweſenheit oder Krant: 
heit feine Stelle einnehmen. 

26. Die Abgeordneten bei der Tagfazung haben 
befhränfte Vollmachten und Inſtructionen, denen zu« 
wider fie nicht ftimmen lönnen. 

27. Der Landammann der Schweiz ift von Rechts 
wegen Deputirter des Directorial-Hantone. 

28. Die neunzehn Abgeordneten, aus denen bie 
Taglazung befteht, machen insgefammt 25 Stimmen bei 
den Berathichlagungen aus. 

Die Abgeordneten der Kantone, deren Bollsmenge 
100,000 Seelen überfteigt, als die von Bern, Zürich, 
Waadt, St Gallen, Wargau und Graubünden, haben 
jeder zwei Stimmen, 


"or 


Rr. 1 


au-dessous de cent mille ämes, savoir: ceux du 
Tessin, de Lucerne, Thurgovie, Fribourg, Appen- 
zell, Soleure, Bäle, Schwyz, Glaris, Schaffhouse, 
Unterwalden, Zoug et Uri, n’ont qu’une voix chacun. 


29, La diete präsidee par le landamman de la 
Suisse, s’assemble le 1°" lundi de juin, et sa session 
ne peut excéder le terme d’un mois, 


30. li y a lieu a des dietes extraordinaires, 

1° Sur la demande d’une puissance limitropbe, 
oa de l'un des cantons, accueillie par le grand con- 
seil du canton direeteur, qui est convoqus A cet 
effet, s’il se trouve en vacances ; 

2° Sur l'avis du grand conseil on de la lands- 
gemeinde de cing cantons, qui trouvent fondde à 
cet egard une demande que le canton direeteur n'a 
pas admise ; 

3° Lorsqu’elles sont convoquees par le land- 
amman de la Suisse, 


31. Les declarations de guerre et les traitss de 
paix ou d’alliance ämanent de la diete; mais l’aven 
des trois quarts des cantons est, nöcessaire. 


32. Elle seule conclut des (raites de commerce 
et des capitulations pour service etranger. Elle au- 
torise les cantons, s’il y a lieu, & traiter par- 
ticuliörement sur d’autres objets avec une puissance 
etrangere, 

33. On ne peut, sans son consentement, recruter 
dans aucun canton pour une puissanvo ötrangödre, 


34, La diete ordonne le contingent de troupes 
determing pour chaque canton par l'artiele 2; elle 
nomme le gendral qui doit les commander, et elle 
prend d’ailleurs toutes les mesures necessaires pour 


Bundesverfaffung. 
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Die Abgeordneten der Kantone, deren Vollsmenge 
weniger ald 100,000 Seelen beträgt, als die von 


| Teffin, Lucern, Thurgau, Freiburg, Appenzell, Solo» 


thurn, Bafel, Schwyz, Glarus, Schaffhaufen, Unter: 
malden, Zug und Uri, haben jeder nur eine Stimme, 

29. Die Tagfazung verfanmelt fih unter dem 
Borfiz des Landammanns der Schweiz ben erften 
Montag im Juni; ihre Sigungszeit kaun fi nicht 
über einen Monat hinaus erſtrelen. 

30, Außerorbentlihe Tagfazungen lönnen ftalt: 
finden : 

1. Auf dad Verlangen einer angrenzenden Macht 
oder eined Kantons, wenn dasfelbe von dem 
großen Rathe des Directorial-Kantons unterftügt 
wird, welcher zu dem Ende zufammenberufen 
wird, menn er zu der Zeit nicht verſammelt ift. 

2. Auf das Gutachten des großen Raths oder der 
Fandögemeinde von fünf Kantonen, wenn die— 
felben ein von dem PDirectorial-Fanton nicht für 
zuläffig erfanntes Begehren diefer Art gegründet 
finden. 

3. Auf eine durch den Sandammann der Schmeiz 
geichehene Zufammenberufung. 

3. Die Kriegserklärungen, Friedensjchlüffe und 
Bündniffe gehen von der Tagfazung aus; jedoch ift die 
Zuftimmung von drei Biertheilen der Kantone dazu er» 
forderlich. 

32. Die Tagſazung allein ſchließt Handelstractate 
und Berkommniſſe über den auswärtigen Dienſt ab. 
Sie bevollmächtigt die Kantone, wenn es der Fall iſt, 
mit einer fremden Macht über andere Gegenftände bes 
ſonders zu unterhandeln. 

33. Ohne ihre Einwilligung fönnen in feinem 
Kantone Anmwerbungen für eine auswärtige Macht ftatt« 
haben. 

34. Die Tagfazung befiehlt die Stellung des im 
zweiten Artifel für jeden Kanton feitgefezten Truppen» 
tontingents ; fie ernennt den General, der fie anführen 
fol, und trifft überdies alle nöthigen Verfügungen für 
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la sureis de la Suisse et pour l’execntion des auires 
dispositions de l’artiele 1, Elle a le möme droit, si 
des troubles survenus dans un canton, menacent. le 
repos des autres cantons. 


35. Elle nomme et envoie les ambassadeurs ex- 
traordinaires. 


36. Elle prononce sur les contestations qui sur- 
viennent entre les cantons, si elles n’ont pas td 
termindes par la voie de lV'arbitrage, A cet eflet, 
elle se forme en syndieat, ü la fin de ses travaux 
ordinaires; mais alors chaque deputs a une voix, 
et il ne peut lui #tre donnd d’instractions & cet 
“gard. 


37, Les procös-verbanx de la diöte sont con- 
signds dans deux registres, dont l'un reste au canton 
direeteur ; et l’auire, avec le scoau de l'itat, est, à 
la fin de devembre, transports au chef-lieu du canton 
direeteur, 


38. Un chancelier et un greffier nommes par la 
diete pour deux ans, et payés par le canton direc- 
teur, conformdment & ce qui est rögli par la diöte, 


suivent tonjours le sceau et les registres. 


39, La constitution de chagne canton, écrite sur 
parchemin et scellde du sceau du canton, est de- 
posse aux archives de la diöte. 


40. Le present acte federal, ainsi que les cons- 
titutions partieuliöres des dix-neuf cantons, abrogent 
toutes les dispositions anterieures qui y seraient con- 
traires; et aucun droit, en ce qui concerne le rö- 
gime interienr des cantons et leur rapport entre 
eux, ne peut éêtro fonde sur l’ancien état politique 
de la Suisse. 


Bundesverfafjung. 





— — 


Nr. 1 


die Sicherheit der Schweiz und für die Bollziehung der 
übrigen Vorſchriften des erſten Artilels. Das näm— 
liche Recht fteht ihr zu, wenn der Ausbruch von Un: 
ruhen in einem Kanton die Ruhe der übrigen Kantone 
bedroht. 


35. Sie hat die auferordentlichen Gefandten zu 
ernennen und abzufenden. 


36. Sie enticheidet über Streitigkeiten, die zwi— 
ſchen den Kantonen entftehen, wenn diefelben auf den 
Wege der Vermittlung nicht haben können beigelegt 
werden. Zu dem Ende bildet fie fi, nachdem ihre 
ordentlichen Geſchäfte abgethan find, in ein Syndicat, 
wobei jeder Deputirte dannzumal nur eine Stimme bat, 
und für feine daherigen Berrichtungen feine Juftruc 
tionen erhalten kann, 


37. Die Verhandlungen der Tagjazung werden in 
zwei Protofolle niedergeichrieben, von denen das eine 
dem Directorial-Ranton verbleibt und das andere zu 
gleich mit dem Staatsfiegel amı Ende ded December an 
den Hauptort des folgenden Directorialsftantons ge- 
bracht wird. 


38. Ein Kanzler und ein Staatöfchreiber, welche 
die Tagfazung für zwei Jahre zu ernennen hat und 
die auf dem vom ihr feftgefezten Fuße von dem Direc⸗ 
torial-fanton befoldet werden, folgen jedesmal dem 
Staat3hiegel und den Protofollen. 


39. Die Verfafiungsurfunde jedes Kantons, auf 
Pergament geichrieben und mit dem Stantonsfiegel ver- 
fehen, wird in den Archiven der Tagfazung niedergelegt. 

40. Durch die gegenwärtige Bundezacte, fo mie 
durch die befondern Verfaſſungen der neunzehn Kan— 
tone, werden alle frühern Verfitgungen, die denfelben 
zuwider laufen fönnten, aufgehoben, und in Allem, was 
die innere Einrichtung der Kantone und ihre gegen» 
feitigen Verhältniffe betrifft, lönnen feine Rechte auf 
den ehemaligen politischen Zuftand der Schweiz be- 


' gründet werden. 


® 
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Le RBeros de la Suisse, le succes des nouvelles 
institutions qu'il s’agit de former, demandent que 
les operations necessaires pour les faire sueckder à 
l’ordre de choses qui finit, et ponr transmettre ü de 
nouvelles magistratures le soin du bonheur publie, 
soient garanties de l’influence des passions, exemptes 
de tout ce qui pourrait les animer et les mettre 
aux prises, exdeutees avee moderation, impartialite, 
sagesse, On ne peut esperer une marche convenable, 
que de commissaires nommes par l’acte de media- 
tion möme, et animés de l’esprit qui l'a dicte. 

Par ces considerations, 

Nous, en notre dite qualit et avec la rdserve 
preesdemment exprimee, slatuons ce qui suit: 


Article 1", Pour l’an 1803, le canton directeur 


est, Fribourg. 
2, Le citoyen Lowis d’Affry est landamman de 


la Suisse ponr cette annde, et revätu de ponvoirs 


extraordinaires jusqu'& la réunion de la diete. 


3. L’acte de mediation en original sera remis | 


au landamman pour etre par Jui deposs aux ar- | 


chives du canton directeur. 


4, Dans chaque canton, une commission de sept. 
membres, dont un choisi par nous et six designes 
par les dix deputes nommes pour conferer avec nous, 
est chargee de mettre en active la constitution et 
d’administrer provisoirement. 


5. Ces commissions sont composees ainsi qu'il 
suit: 
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Die Ruhe der Schweiz und der Erfolg der neuen 
Einrichtungen, die in's Werk zu ſezen find, erfordern, 
daß die nothwendigen Borlehren, um diefelben an bie 
Stelle der zu Ende gehenden Ordnung der Dinge 
treten zu laffen, und um die Sorge für die öffentliche 
Wohlfahrt neuen Obrigkeiten zu übertragen, vor dem 


| Einfluffe der Yeidenfchaften bewahrt werben ; daß Alles, 


was folche anreizen und anfregen fann, davon entfernt 
bleibe, und daß bei ihrer Bollziehung mit Mäßigung, 
Parteilofigfeit und Klugheit verfahren werde. Ein an- 
gemeffener Gang dieſes Geſchäfts läßt ſich aber nich 
ander® als von Committirten erwarten, deren Ernen— 
nung die BVermittlungsacte jelbft übernimmt und die 
von dem nämlichen Geiſte bejeelt find, der dieſe Ber: 
mittlung eingegeben bat. 

Aus diefen Betrachtungen wird von uns, in der 
oben erwähnten Gigenfchaft, und unter dem bereits 
ansgedrüften Vorbehalte, Folgendes feftgefezt : 


Artifel 1. Für das Fahr 1803 ift Freiburg der 
Directorial. Kanton. 


2. Der Bürger Ludwig von Affry ift Land» 
ammann der Schweiz fir diefes Jahr, und bis zur 
Zufammenkunft der Tagfazung mit außerordentlichen 
Bollmachten verjehen. 


3. Die Driginalurfunde der Bermittlungs Acte 
fol dem Landammann eingehändigt werden, um bie, 
felbe im das Archiv des Directorial-Kantond niederzu- 
legen. 


4. In jedem Kanton wird eine Eommilfion von 
fieben Mitgliedern, deren eines von uns gemählt und 
ſechs von den zehn zur Unterhandlung ausgejhoffenen 
Deputirten bezeichnet worden find, beauftragt, die PVer- 
faffung im Ausübung zu ſezen und den Kanton einft- 
weilen zu verwalten, 


5. Diele Commiffionen find zufammengefegt mie 
folat : 
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Pour le canton d’Appenzell. 


Les citoyens 
Jean-Ulric Bischoffs-Berger, president ; 
Graff, ex-reprösentant; 
Hauptli, docteur en medeeine ; 
Jacques Tobler (de Speicher); 
Schmid (d’Urnaesch), ancien landamman ; 
Scheuss (de Herisau), ancien statthalter ; 
Schlepfer (de Speicher). 


Pour le canton d’Argovie. 
Les eitoyens 

Dolder, landamman actuel, president ; 
Dorrer, mädeein ; 
Ringier-Selmatter (de Zoffingen) ; 
Rengger, ex-ministre ; 
Rottpletz, ex-ministre des finances; 
Sonter (de Zofingen) ; 
Friederich (du Frickthal). 


Pour ie oanton de Bäle, 

Les citoyens 
Sarrazin, deputd de la ville de Bäle, president ; 
Wieland, söuatenr ; 
Rod. Stehlin, ancien tresorıier ; 
Schaffer, administrateur ; 
Schmid, ministre de la guerre ; 
Heusler, de la chambre des appels ; 
Hieronimus Gemusens. 


Pour le canton de Berne, 


Les citoyens 
De Watteville, president; 
Koch (de Thun), offieier d’artillerie ; 
Mulinen fils; 
Frisching, ancien landamman ; 
Pfander (de Belp), senateur ; 
Moser (d’Herzogenbuchsee), administrateur ; 
Jenner, ex-ministre des relations extsrieures. 


Sür den Kanton Appenzell. 


| Die Bürger 

' Joh. Ulrich Bifchoffsberger, Präfibent; 

| Graff, Er-Nepräfentant ; 

| Hauptli, Doctor der Medizin ; 

| Zalob Tobler (von Speicher) ; 
Schmid (von Urnäſch), gem. Yandammanıt ; 
Scheuß (von Herisau), gew. Statthalter ; 
Schlepfer (von Speider). 


Sür den Ranton Margan. 
Die Bürger 
Dolder, jeziger Landammann, Präfident ; 
Dorrer, Arzt; 
Ringier-Seelmatter (von Zofingen) ; 
Rengger, Er-Minifter ; 
Rothplez, ErFinanzminifter ; 
Suter (von Zofingen) ; 
Friederich (aus dem Fridthal); 


Für den Ranton Bafel. 

Die Bürger 
Sarrafin, Deputirter der Stadt Bafel, Präfident ; 
MWieland, Senator ; 
Nudolf Stählin, ehem. Selelmeifter ; 
Schaffer, Vermalter ; 
Schmidt, Kriegsminifter ; 
Heußler, von der Appellationdfammer ; 
Hieronimus Gemufeuß. 


Sür den Kanton Bern. 


Die Bürger 
Bon Wattenmwpl, Präfident; 
Koch (von Thun), Artillerie-DOffizier ; 
Mülinen, Sohn; 
Frifching, ehemaliger Landammann; 
PBfander (von Belp), Senator; 
Mofer (von Herzogenbuchfee), Verwalter ; 
Jenner, Er-Minifter der auswärtigen Angelegen- 
heiten. 


Pour le oanton de Fribourg. 


Les eitoyens 
Louis d’Affry, president; 
D'Esglise, senateur ; 
Badowx, ex-senatenr ; 
Fequeli, ancien conseiller ; 
Thorin, administrateur ; 
Abraham Herrenschwand, juge ; 
Jean de Montenach, membre de la municipalite. 


Pour le canton de Glaris, 

Les citoyens 
Zweifel, ex-sdnateur, prösident ; 
Heer, ex-prefet.; 
Ignace Muller (de Nefels) ; 
Freuler, aucien conseiller ; 
Zwicki, aucien conseiller ; 
Blumer (de Schwanden), ancien sous-pröfet ; 
Schindler, ex-prösident de Ja chambre administrative. 


Pour le canton des Grisons. 
Les citoyens 
Sprecher, senateur, prösident ; 
Florian Planta ; 
Gaudens Planta, prefet ; 
Frangois Rudi (d’Obersax), landrichter ; 
Vieli, ex-sönateur ; 
Theodore Ennderlin (de Meyenfeld); 
Georges Gengel fils, ex-pröfet. 


Pour le canton de Lucerne. 
Les citoyens 
Ruttiman, döputs du sönat, prösident ; 
Kruss, ancien avoyer ; 
Louis Balthasar (de Lucerne) ; 
Keller, prefet ; 
Pfyffer, colonel ; 
Thalmann, sous-prefet ; 
Widmer, alministrateur de Lucerne. 
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| Sür den Ranton Sreiburg. 


Die Bürger 
Ludwig von Affry, Präfident ; 
DVEglife, Senator; 
Badoux, Er-Senator ; 
Fegueli, Alt-Rath; 
Thorin, Bermalter ; 
Abraham Herrenfhmand, Ricter ; 
Johann von Montenadh, Municipalitäts-Mitglied. 


Sür den Kanton Glarus. 

Die Bürger 
Zweifel, Er-Senator, Präjident ; 
Heer, Er:-Statihalter ; 
Ignaz Müller (von Näfels) ; 
Freuler, Alt-Rath; 
Zwidi, Alt-Rath; 
Blumer (von Schwanden), gew. Unterjtatihalter ; 
Schindler, Er-Präfident der Berwaltungsfammer. 


Für den Ranton Graubünden. 
Die Bürger 
Spreder, Senator, Präfident ; 
dlorian Planta; 
Gaudenz Planta, Statthalter ; 
Franz Rüdi (von Oberfar), Yandrichter ; 
Bieli, Err-Senator ; 
Theodor Enderlin (von Meyenfeld); 
Georg Gengel, Sohn, Er-Statthalter. 


Für ben Kanton Lucern. 
Die Bürger 
NRüttimann, Depulirter des Senats, Präfident ; 
Kruß, ehemaliger Schultheiß ; 
Ludwig Balthafar (von Pucern) ; 
Keller, Statthalter ; 
Pfyffer, Oberſt; 


Thalmann, Unterſtatthalter; 
Widmer (von Lucern), Bermalter ; 


Pour le canton de St-Gall, 

Les citoyens 
Muller-Friedberg, depute du senat, president ; 
Mesmer, senateur ; 
Zollicoffer, president de la chambre administrative ; 
Bolt, ex-pröfet ; 
Ruti (de Wyl); 
Buhler, sous-prefet de Raperswyl ; 
Steinlin, ancien bourguemestro. 


Pour le oanton de Sohaffhouse. 
Les eitoyens 
Maurer, döputs du canton, prösident ; 
Stierlin, pröfet ; 
Spleiss, ancien tresorier ; 
Schmid (de Stein) ; 
Bernh. Muller (de Thayngen) ; 
Philippe Ehrmann; 
Muller, professeur. 


Pour le oanton de Schwyz. 

Les eitoyens 
Zay, deputs du canton, prösident ; 
Schuler, ancien landamıman ; 
Souter, prefet ; 
Kehlin (d'Einsiedeln), sous-prefet ; 
Andreas Camenzind (de Gersau), ex-legislateur ; 
Brouy fils, amman de Lachen ; 
Stourer (de Kussnacht), amıman. 


Pour le canton de Soleure, 

Les citoyens 
Glute, député de Soleure, prösident ; 
Surbeck, membre de la munieipalits ; 
Grimm, prösident du tribunal ; 
Iasthi, de la chambre administrative ; 
Roll, pröfet ; 
Bloch (d’Enzeingen), juge ; 
Munzinger (d’Ülten). 
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, Für den Kanton St. Gallen. 

Die Bürger 
Müller: Friedberg, Deputirter des Senats, Bräfident ; 
Mesmer, Senator; 
Zollikofer, Präfident der Berwaltungskammer; 
Bolt, Er-Statthalter ; 
Rüti (von Wyl); 
Bühler, Unterftatthalter von Rapperſchwyl; 
Steinlin, gewejener Bürgermeifter. 


Sür den Ranton Shafbaufen. 
Die Bürger 

Maurer, Kantonddeputirter, Präfident ; 
! Stierlin, Statthalter ; 
Spleif, chemaliger Sefelmeifter; 
| Schmid (von Stein); 
| Bernhard Müller (von Thayngen); 
| Philipp Ehrmann; 

Müller, Brofeffor. 


Für den Ranton 8Schwyyz. 
| Die Bürger 
Zay, Kantonsbeputirter, Präſident; 
Schueler, ehemaliger Yandammann ; 
‚ Suter, Statthalter ; 
| Kählin (von Einfiedeln), Unterftatthafter ; 
Andreas Camenzind (von Gerdau), Er-Bejezgeber ; 
Bruy, Sohn, Ammann von Lachen ; 
Stuzer (von Küßnacht), Ammann, 


| 
I 
| 
) 
| Für den Kanton Bolotburn. 
| Die Bürger 

Glutz, Deputirter von Solothurn, Präfident ; 

Surbed, Mumicipalitäts- Mitglied ; 

Grimm, Präfident des Kantonsgerichts; 
Lauthi, von der Verwaltungsfammer ; 
Roll, Statthalter ; 

Bloch (von Enzigen), Richter ; 

Munzinger (von Olten). 
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Pour le canton du Tessin. 


Les citoyens 
Sacchi, administrateur de Bellinzona, president ; 
Maderni (de Mendrisio), juge; 
Jacques Buonvieini (de Lugano), ex-pröfet ; 
Rusconi, ex-pröfet ; 
Maghetti, de la chambre administrative ; 
Franzoni, prefet ; 
Frasca, ex-sönateur, 


Pour le canton de Thurgovie. 
Les eitoyens 
Sauter, präfet, prösident ; 
Reding, ex-chancelier ; 
Andertwerth (de Munsterlingen), ex-sönateur ; 
Aepli, medecin ; 
Morel, sönateur ; 


Sulsberger, president de la municipalite de Frauenfeld ; 


Rogg, sous-pröfet de Frauenfeld. 


Pour le canton d’Unterwald, 


Les citoyens 
Vonflue, sönateur, president ; 
Bucher, ancien landamman ; 
Stoekmann, ancien landamman ; 
Kaiser, prefet ; 
Xavier Wursch (d’Emmeten) ; 
Eugene Muller (d'’Engelberg), juge du canton ; 
Imfeld, ancien landamman Jd’Obwalden. 


Pour le oanton d’Uri. 


Les citoyens 
Yauch, deputs du canton, president ; 


Thadde Schmid, president de la municipalits d’Alt- 


dorf; 
Muller, ex-landamman ; 
Frangois-Marie Zgraggen, juge de district ; 
‚Joseph-Marie Plantser (de Burglen) ; 
Muheim (de Fluelen), juge de distriet ; 
Meyer, sous-prefet d’Urseren. 
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Sür den Kanton Tefln. 


Die Bürger 
Sachi, Verwalter von Bellenz, Präfibent ; 
Maderni (von Mendris), Richter ; 
Jatob Buonpicini (von Lugano), Er-Statthalter ; 
Ruscont, Er-Statthalter ; 
Magbetti, von der Bermwaltungstammer ; 
Franzoni, Statthalter ; 
Frasca, Er-Senator. 


Sür den Ranton Thurgau. 
Die Bürger 
Sauter, Statthalter, Präfident ; 
Reding, Er-Hanzler; 
Underwerth (von Münfterlingen), Er-Senator ; 
Aepli, Urt; 
Morell, Senator; 
| Sulzberger, Präfident der Municipalität zu Frauenfeld; 
Rogg, Unterftatthalter zu Frauenfeld, 


Für den Ranton Unterwalden. 


Die Bürger 
Bon Flüc, Senator, Präfident ; 
Bucher, ehemaliger Yandammann ; 
Stodmann, ehemaliger Yandammann ; 
Kaiſer, Statthalter ; 
Zaver Würfch (von Emmeten); 
| Eugenins Müller (von Engelberg), Kantonsrichter ; 
| Imfeld, ehemaliger Yandammann von Obwalden. 


| Sür den Ranton Uri. 
Die Bürger 
| Jauch, Kantond«Deputirter, Präfident ; 
| Thaddäus Schmid, Municipalitäts-Präfident von 
Alıdorf ; 


| Müller, geweiener Yandammanı ; 


Franz Maria Zgraggen, Diftrictsrichter ; 
Joſeph Maria Planzer (von Bürglen) ; 
Muheim (von Flüelen), Diftrictsrichter ; 


| Mener, Unterftatthalter (von Urferen). 
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Pour le canton de Vaud. *) 
Les eitoyens 
Monod, prefet, president ; 
Glayre, ex-directeur ; 
Bergier, administrateur ; 
Pidou, senateur ; 
Carrard (d'Ürbe) ; 
De Mellet le pöre (de Vevey); 
Muret, ex-senateur. 


Pour le canton de Zoug. 
Les citoyens 
Muller pöre, ancien amman, president ; 
Kaiser, pröfet ; 
Ifess (d’Aögueri), capitaine; 
Andermatt (de Baar), vice-president du tribunal de 
canton ; 
Weber (de Menzingen), ancien amman; 
Bossart, prösident du tribunal de district ; 
Sidler, jage de district. 


Pour le canton de Zurich. 


Les citoyens 
I[enri Meister, homme de lettres, president; 
Reinhart, deputs de Zurich ; 
Paul Usteri, depute da canton ; 
Henri Steiner, de Winterthur ; 
Fuessly, membre du conseil exdcutif; 
Meyer (de Zurich), membre du tribunal du canton; 
Wyss, ex-administrateur. 


Ubergangsbeſtimmungen. 





6. Le 10 mars prochain, le gouvernement ven- | 


tral se disondra aprös avoir remis ses papiers et 
archives au landamman de la Suisse, 


7. Chaque commission s’assemblera le 10 mars 
au chef-lien du canton, et notifiera aussitöt sa reu- 


nion au proöfet, 


der Schweiz eingehändigt haben wird. 


Für den Kanton Waadt. 
Die Bürger 
Monod, Statthalter, Präfident ; 
Glayre, Eyr-Director ; 
Bergier, Bermalter ; 
Pidou, Senator; 
Earrard (von Orbe); 
De Mellet, Bater (von Vibis); 
Muret, Er-Senator. 


Für den Kanton ng. 
Die Bürger 
Müller, Vater, gem. Ammann, Präfident ; 
Kaifer, Statthalter ; 
Heß (von Aegeri), Hauptmanı ; 
Andermatt (von Baar), PVice-Präfident des ſtan— 
tonsgerichts ; 
Weber (von Menzingen), gew. Ammann; 
Boffart, Präfident des Diftrictögerichts ; 
Siedler, Diftrictsrichter. 





Für den Ranton Zürich. 
Die Bürger 

Heinrich Meifter, Gelehrter, Präfident ; 
Reinhard, Deputirter von Zirid) ; 
Paul Ufteri, Deputirter de3 Kantons ; 
Heinrih Steiner (von Winterthur) ; 
Fückli, Mitglied des Bollziehungsraths; 
Meyer (von Zürich), Mitglied des Kantonsgerichts ; 
Wiyß, Ex⸗Verwalter. 

6. Auf den 10. des nächſtkünftigen Märzmonats 
wird fich die Eentral-Regierung auflöfen, nachdem fie 
vorher ihre Schriften und Archive dem Yandamımann 


7. Jede Commiffion wird fi auf den 10, März am 
Hanptorte des Kantons verfammeln und ihren Zuſammen- 





| tritt fogleich dem Regierungsftatthalter bekannt machen. 


) Im Original ſteht das Verzeichniß fir Waadt (Vaud) unmittelbar hinter dem für Thurgau, d. h. vor Unterwalden 


und Urt. 
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8. Dans les vingt-quatre heures qui suivront la 
notifieation, le prefet remettra & la commission les 
papiers de l’administration. 

9, Dans les cas qui pourront exiger des instruc- 
tions ou autorisations sp6ciales, les commissions s’a- 
dresseront au landamman de la Suisse. 


10. Le 15 avril, la constitution sera en activite; 
pour le 1° juin, chaque canton aura nomme& ses 
deputes & la diete et rödige leurs instructions ; et 
le premier lundi de juillet de la presente annde, la 
diöte se r&unira. 


11, Les affaires pendantes au tribunal supreme 
seront portees au tribunal d’appel du canton des 
parties. Le tribunal supr&me cessera toute fonetion 
le 10 mars. 


12. Les troupes helvetiques anjourd'hui A la 
solde de la Suisse, qui ne seront pas omploydes au 
1°" mai par les cantons, seront prises au service de 
France. 


13. I! ne peut etro dirig6 de poursuites pour dölits 
relatifs a la revolution, commis ou prötendus commis, 
soit par des particuliers, soit dans l’exereice de quel- 
que fonction publique. 


La DissoLvrios du gouvernement central et la 
reintögration de la souverainet# dans les cantons, 
exigeant qu’il soit pouryu ü l’acquittement des 
dettes helvetiques et & ia disposition des biens de- 
clares nationaux, 

Nous, en notre susdite qualit& et avec la re- 
serve pröcddemment exprimde, statuons ce qui suit: 


Article let. Les biens ci-devant appartenant aux | 
ı zugehörten, follen ihnen wieder zugeftellt werben, fei 


couvents leur seront restituds, soit que ces biens 
soient situss dans le m&me canton ou dans un autre, 


Ubergangsbeſtimmungen. 
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8, Inner 24 Stunden nad) diefer Belanntmachung 
wird der Negierungsftatihalter die auf die Verwaltung 
Bezug habenden Schriften der Commiſſion überliefern. 

9, In denjenigen Fällen, die befondere Juſtruc⸗ 
tionen oder Vollmachten erfordern fünnten, werben ſich 
die Commiffionen an den Landammann der Schweiz 
wenden, 

10. Auf den 15. April wird die Berfaflung in 
Ausübung fein; auf den 1, Juni foll jeder Stanton 
feine Abgeordneten zur Tagſazung ernannt und ihre 
Inftructionen abgefaßt haben, uud am erſten Montag 
im Juli des gegenwärtigen Jahrs wird die Tagfazung 
zufammentreten, 

11. Die bei dem oberften Gerichtshofe anhängig 
gebliebenen Geſchäfte werben vor das Appellationsge- 
richt des Stantons gebracht werden, im dem fich die 
Parteien befinden. Der oberfte Gerichtshof wird feine 
Berrichtungen auf den 10. März einftellen. 

12. Die helvetiſchen Truppen, die fich gegenwärtig 
im Solde der Schweiz befinden und auf den 1. Mai 
von den Kantonen nicht werden angeftellt fein, jollen 
in den Dienft der fränkischen Republit angenommen 
werden. 

13, Niemand lann für wirfliche oder vorgebliche 
Revolutionsverbrehen belangt werden, es mögen nun 
diefelben im Privatitande, oder während der Ausübung 
eines Öffentlichen Amts begangen worden fein. 


— — —* 


Da die Auflöfung der Central-Regierung und 
die Wieberherftellung der Souveränetät in den Kantonen 
Vorkehrungen zu Zilgung der helvetiihen Schulden 
und eine Berfügung über die als national erflärten 
Guter erheifhen, fo wird von Uns, in unferer oben 
erwähnten Eigenſchaft und unter dem bereit8 ausge 
drüften Vorbehalte, Folgendes feitgefezt : 


Artifel 1. Die Güter, die vormals den Möftern 


e3, daß diefe Güter in dem nämlichen oder in einen 
andern Stanton gelegen feien, 
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2. Ladministration des biens nationaux autres 
que ceux ci-devant appartenant à Berne dans les 
cantons de Vaud et d’Argovie, est provisoirement 
remise aux cantons anuxquels ils on appartenu. Les | 
titres de erdances de Berne seront provisoirement | 
remis a trois commissaires nommes par les cantons | 
de Berne, de Vaud et d’Argovie. 

3. Dans chaque canton greve de dettes ante- 
rieures & la revolution, il sera assigne un fonds pour 
leur hypothöque ou leur liberation, sur ce qui res- 
tera du bien ci-devant appartenant au canton. 





4. Il sera reconstitu6 pour chaque ville un re- | 
venu proportionne à ses döpenses municipales, 





65, La detite nationale sera liquidee, et les 
erdances constitudes sur lötranger au profit de quel- 
ques cantons, serviront. d’abord au mare la livre A 
son extinction, Si la delte excöde le montant des- 


tons, au prorata de ce qui leur restera de leurs ci- 
devant biens immeubles après l’acquittement des 
dettes cantonales antsrieures A la revolution, et la 
recomposition du patrimoine des villes. 


6. Les biens meubles et immeubles qui resteront 
aprös la formation du fonds communal, l’acquitte- 
ment de la dette cantonale et nationale, rentreront 
dans la propriété des cantons auxquels ils ont ap- 
partenu. Ceux qui resteront dans les cantons de 
Vaud et d’Argovie, leur appartiendront. Ce qui 


egalement entre les cantons de Berne, de Vaud et 
d'’Argovie. 


7. Une commission eomposse de cing membres, 


Übergangsbeftimmungen. 


anheim, 
pourra rester des creances de Berne sera distribue | 





savoir des citoyens Stapfer, ministre de la Repu- 
blique helvstique; Kuster, ex-ministre des finances; 


Rr. 1 


2. Die Verwaltung der National-Güter, mit Aus- 


| nahme derjenigen in den Kantonen Waadt und Aargan, 


die vormals Bern zugehörten, wird vorläufig den Kan— 
tonen überlaffen, deren Eigenthbum fie waren; bie 
Berner Sculdtitel follen einjtweilen dreien von ben 
Kantonen Bern, Waadt und Aargau ernannten Com— 
miffarien eingehändigt werben, 

3, In jedem Kanton, der mit Schulden belaftet 
ift, die aus der Zeit vor der Revolution berftammen, 
fol aus dem übrig bleibenden chemaligen Kantonal: 
Bermögen zu ihrem Unterpfande oder für ihre Abfüh- 
rung ein Fond angemwiefen werden. 


4, Für jede Stadt foll ein mit ihren örtlichen 


(Municipal-) Ausgaben verhältnigmäßiges Einlommen 


wieder errichtet werden. 
5. Die National-Schuld foll liquidirt und die von 


einigen Kantonen befeffenen Schulbtitel auf das Aus: 
land follen vor Allem aus und nad) einer gleichmäßigen 


| Bertheilung zu ihrer Tilgung verwendet werden. Wenn 
dites cr&ances, l’excödant sera röparti entre les can- 


die Schuld den Betrag diefer Titel überfteigt, jo fell 
der Ueberſchuß auf die Kantone vertheilt werben, und 
zwar nah Maafgabe derjenigen ehemaligen unbeweg- 
lihen Güter, dienah Abführung der vor der Reno» 
lution entftandenen Kantonal-Schulden, und nach der 
Wiedererrichtung eines Eigenthums für die Städte, 
ihnen übrig bleiben. 

6. Die beweglichen und unbeweglichen Güter, die 
nad der Wiedererrichtung des (in den obigen Artifeln 
vermeldeten) Gemeineigenthums und nach Bezahlung der 
Kantonale und National-Schulden übrig bleiben, fallen 


den Stantonen, denen fie ehemals zugehört haben, wieder 


Diejenigen, die in den Kantonen Waadt und 
Aargau übrig bleiben, fallen diefen Kantonen zu. Was 
von den bernifchen Schuldtiteln allfällig übrig bleibt, 
ſoll gleichmäßig unter die Kantone Bern, Waadt und 
Aargau vertheilt werben. 

7. Eine Commiffton von fünf Mitgliedern, nämlich 
ben Bürgern Stapfer, Minifter der helvetiſchen Re— 


publit; Eufter, gemefenem Finangminifter; Rämp, 


Nr, 1 


Raemy, ancien chancelier de Fribourg et membre 
actuel de la chambre administrative; Sulzer, de 
Winterthur, deput6 helvetique; Laurent Mayr, de 
Lucerne, president de la chambre administrative, 
verifiera les besoins des municipalites, determinera 
l'etendue de leurs besoins et les fonds nöcessaires 
pour revonstituer leur revenu, liquidera les dettes 
des cantons, liquidera la dette nationale, assignera & 
chaque dette le fonds necessaire pour asseoir l’hypo- 
thöque ou operer la liberation, et determinera les 
biens qui rentreront dans la propriet6 de chaque 
canton. 


8, Elle publiera son travail sur les dettes le 
10 mai, et sur les revenus des villes et patrimoine 


des cantons le 10 juin; elle enverra de suite chaque | 


travail au premier landamman de la Suisse et ä 
chaque canton pour en faire executer les resultats. 


9, La commission se rdunira au chef-lieu du 
canton directeur et y demeurera jusqu'â la fin de 
son travall. 


Le rr£sent acte, räsultat de longues conferences 
entre des esprits sages et amis du bien, nous a paru 
eontenir les dispositions les plus propres à assurer 
la pacification et le bonheur des Suisses, Aussitöt 
qu'elles seront ex&cutees, les troupes frangaises seront 
retirdes. 


Novs xeooxsamsons l’Helvetie, constitude con- 
formöment au prösent acte, comme puissanee inde- 


pendante. 


Nous 64RAXrissons la constitution federale, et 
celle de chaque canton, contre les ennemis de la 
tranquillitö6 de l’Helvetie, quels qu'ils puissent ötre, 
et nous promettons de continuer les relations de 


bienveillance, qui, depuis plusieurs siöcles, ont uni | 


les deux nations. 
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ehemaligem Kanzler von Freiburg, und gegenmärtigem 
Mitgliede der Berwaltungskammer; Sulzer von BWin- 
terthur, helbetiſchem Deputirten, und Lorenz; Mayr 
von Lucern, Präfident der Berwaltungsfamner, — wird 
die Bebürfniffe der Municipalitäten unterfuchen ; ben 
Umfang bderfelben und die zur Wiebererrichtung ihres 
Einfommens nöthigen Fonds beftimmen ; die Kantonal: 
und National- Schulden liquidiren; für jede Schuld bie 
zu ihrer unterpfändlichen Berfiherung oder zu ihrer 
Tilgung erforderlihen Fonds anmeifen, und endlich 
entfcheiden, welche Güter jedem Kantone wieder eigen- 
thümlich zufallen follen. 


8 Sie wird ihre Arbeiten über die Schulden den 
10. Mai, und diejenigen über die Einfünfte der Städte 
und das Eigenthum der Kantone den 10, Juni befannt 
machen ; jede derſelben wird fie fogleich dem Landam- 


mann der Schweiz und jedem einzelnen Kantone mit- 


theilen, um deren Refultate in Vollziehung zu fezen. 


9, Die Eommiffion wird an dem KHauptorte des 
Directorial-antons zufammentreten und bis zu Be: 
endigung ihrer Arbeiten daſelbſt verweilen. 


Die gegenwärtige Acte, ald das Mefultat einer 
langen Erörterung zwifchen Mugen und wohlgefinnten 
Männern, fchien uns die angemefenften Verfügungen 
für die Herftellung des Friedens und die Gründung 
der öffentlichen Wohlfahrt in der Schweiz zu enthalten, 
Sobald diefelben zur Ausführung gefommen fein mer: 
ben, follen die fränkischen Truppen zurüfgezogen werben. 





Wir erfennen Helvetien, nach der im ber gegen« 
märtigen Acte aufgeftellten Berfaffung, als eine unab« 
hängige Macht. 


Wir garantiren die Bundesverfaſſung und bie 
eined jeden Kantons gegen alle Feinde der Ruhe Hel- 
vetiens, wer fie immer auch fein mögen, und wir ver- 
' heißen, die freundfchaftlihen Verhältnifie, die feit mehr 
reren Jahrhunderten beide Nationen verbunden haben, 
| fernerhin fortzufezen. 
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Farr et donnö “a Paris, le 30 pluviöse an XI 


(19 ferrier 1803). 


BONAPARTE. 


Le secr£laire d’etat, 


Hrevss B. MARET. 


Le ministre des relations ertörieures, 


Cm. Mau. TALLEYRAND, 


Je ministre des relations exterieures 
de la Republique Italienne, 


J. MARESCALCHI. 


Le enksent acre a did remis par les senateurs 
commissaires soussignes aux dix deputes Suisses 
soussignes. A Paris, ce 30 pluviöse an X1 (19 fü- 


vrier 1808). 


‚Barthelemy. Louis d’Afry. 
Rederer. Pierre Glute. 
Fouch£. Emmanuel Jauch. 
Demeunier. H. Monnot. 


‚Reinhart. 


Sprecher Bernegg. 

P. A Stapfer. 

Paul Ustery. 

R. de Watteville de Monibenay. 
Ig. von Flue. 
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Alfo geichehen und gegeben zu Paris, den 30. 
Pluviofe, im Jahr XI. (19. Februar 1803). 


Bonaparte, 


Der Staats⸗Secretär, 
Yugues B. Maret. 


Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 
Eh. Maur. Salleyrand, 


Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
der italienifchen Republif, 


3. Marescaldi. 


Die gegenwärtige Acte ift von dem unterzeichneten 
Senatoren, ald Committirten, den zehn unterzeichneten 
Schweizer-Deputirten eingehändigt worden, zu Paris, 
den 30. Plupiofe im Jahr XI. (19. Februar 1803). 


Barthelemp. 
Nödberer, 
Foude. 


Demeunier. 


Ludwig von Affry. 
Peter Gluz. 
Emanuel Jaud. 
H. Monod. 
Reinhard. 
Spreder-Bernegg. 
BU Stapfer. 
Paul Ufteri. 
NR. von Wattenwyl von 
Montbenay. 
Ignaz von Flüe. 


Das Original der Mediationsacte im Bunbesardiv (Pergamentbruf) enthält nur den franzöftihen Text. Die bier 
gegebene deutſche Überfegung ift, mit gewiſſen Änderungen, dem vom Landammann der Schweiz beglaubigten Drule entnommen 
worben, welcher in Folioformat im Jahr 1803 aus der G. Stämpfli'ſchen Druferei in Bern hervorging. 
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Annahme der VBermittlungsacte durch den Senat der heivetifchen 
Republik. 


Der Senat der helvetiſchen Republik, 


Durchdrungen von Danfgefühl gegen Napoleon Bonaparte, Erſter Conſul der franzöſiſchen Republik und 
BPräfident der italienifhen Republik, für die Vermittlungsacte, welche derjelbe ergehen ließ, um Ruhe und geiez- 
lie Ordnung in der helvetifchen Republik zu gründen, und in Erwägung, daß von der Bollführung diefer Acte 
die Unabhängigkeit und das Glüf des Baterlandes weſentlich abhängt: . 

erflärt: 

1) Die helvetifche Regierung empfängt mit der innigften Danfempfindung die von dem Erften Conful der 
franzöfiichen Nepublit und Präfidenten der italienifchen Repnblit unterm 19. Februar (30. Pluviofe Jahr XT) 
erlaffene Vermittinngsacte, 

2) Alle Bürger der helvetifchen Republik werben hiedurch dringendft und mwohlmeinend aufgefordert, den 
Berfügungen oberwähnter Acte mit Treue, Ergebenheit und dem ernften Willen, dad Befte des gemeinfamen 
Baterlandes zu erzielen, nachzuklommen; fi an den Bürger d'Affry, welcher das Butrauen des Confuls erhalten, 
und von ihm zum erften Pandammann der Schweiz ernannt worden ift, anzufchlichen, und jomohl ihn, als die 
zutünftigen Magiftraten mit ihrem Zutrauen zu umgeben. 

3) Der Bürger Landammann Dolder, Präfident des Senats, ift beauftragt, dem Bürger d’Affry, Yandammann 
der Schweiz, von gegenwärtigem Decret Mitteilung zu machen, und die Auflöfung des Senats anzuzeigen. 


Bern, den 5 März 1803. 
Der Pandammann, Bräfident des Senats, 


Dolder. 
Morell, Secretär. 
Lanther, Secretär. 


Der Vollziehungsrath beſchließt: 
1) Dieſes Decret ſoll mit dem Siegel der Republik verwahrt und feinem Präſidenten, dem Landammann 
Dolder, eine Abjchrift davon zugejtellt werden, um fie dem Bürger Landammann d’Affry mitzutbeilen. 
2) Der Drut und die Belanntmachung dieſes Decrets ift dem Staatäfecretär fir da8 Departement der 
Fuftiz aufgetragen. 


Bern, den 6, März 1803, 
Der Yandammann, Präfident des Bollziehungsrathes, 


Dolder, 


Der Generalfecretär:: 


Mouffon. 
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Proclamation des Landammanns der Schweiz über die Einführung 
der neuen Verfaſſung. 


Ludwig von Affry, Landammann der Schweiz, an die Einwohner der 
neunzehn bundesgenöſſiſchen Kantone. 


Der erſte Konſul der fränliſchen Republik hat die Vermittlung geſprochen, welche ben Zerwerfungen (), 
moon die Schweiz bisher den betrübenden Aublik darbot, ein Ziel fteten und das Schilſal derſelben unwider⸗ 
ruflich beftimmen fol. Diefer wichtige Act, die Frucht langer Unterredungen mit Mugen und ordnungsliebenden 
Männern, ift auf die Bedürfniſſe, auf die weſentlichſten Vortheile eines Volles berechnet, bei welchem Alles ein 
Ruf zu den frieblihen Genüffen eines beftandhabenden und unabhängigen Zuftandes zu fein fcheinet (!). Fünf 
Jahre ununterbrocener Verwirrung und zerflörender Erfchütterungen zeugten laut wider die Einrichtungen einer 
Gentral-Regierung. Nichts konnte den verfchiedenen Völkern der Schweiz anftändiger fein, ald das alte Bundes: 
ſyſtem, durch diejenigen Abänderumgen eingefchränft, zu deren Annahme der Drang der Umftände und daß Bei— 
fpiel zweier benachbarten Mächte eingeladen haben. 

Die Borjehung, diefe einzige Stüze gerechter und tugendhafter Regierungen, fcheint diefen Zeitpunkt gewählt 
zu haben, um all dem Unheil ein Ende zu machen, unter deifen Drufe unfer Baterland gefeufzet hat; und fie 
verfpricht uns eine glüflichere Zukunft. 

Diefer neue gefellfchaftliche Bertrag foll vollzogen werben ; die politifchen Zermürfniffe follen aufhören ; die 
Leidenſchaften werden zum Stillſchweigen gebradht werden, Nur durch weile Willenspereinigung, durch anbal- 
tendes Beftreben, eigennüzige Anmaßungen des Privatintereffe zu verdrängen, fönnen wir den Erfolg dieſer 
neuen Einrihtungen fichern, und diefer Erfolg allein wird unſere Unabhängigleit befräftigen. 

Der Regierung eines jeden Kantons wird es zuftchen, diejenigen Geſeze abzuichließen, die feinen Yocalum- 
ftänden angemeffen und geeignet find, den Wohlftand desfelben zu befördern. Wie äußerſt wichtig ift es alfo, 
daß bei den nächſten Ernennungen die Wahl nur auf ſolche Männer falle, welche mit einer geprüften Recht- 
ſchaffenheit die Kenntniffe und die Erfahrung vereinigen, die den einfichtSvollen Regenten bilden und ihm auf 
das öffentliche Zutranen Anfpruch geben! Jeder Baterlandsfreund wird bei Ertbeilung feiner Wahljtimme dem 
Rufe feines Gewiſſens allein gehorchen, und jede fremde, mit demfelben in Widerſpruch ftehende Eingebung 
verwerfen, 

Diefes find die Mittel, die und übrig bleiben, um der ſchweizeriſchen Nation jene Achtung wieder zu er- 
werben, die fie mit fo viel Recht genoffen hat, und um jene Tage des Glüls und des Friedens wieder zurüf« 
zubringen, deren Entfernung uns jo jchmerzlich und derem Nüffehr feit langem der Gegenfland unſerer heißeften 
Wunſche gemeien. 

Gegeben zu Freiburg, den 10. März 1803. 

Der Pandammann der Schweiz, 
Ludwig von Affry. 
Im Namen des Landammanns der Schweiz, 
der Gecretär, 
Appentbel. 
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Nachtrag zur Verfaſſung ded Kantons Uri über die Verbältnifie des 
Thales Urfern zu den übrigen Theilen des Kantons. *) 


A. Mädıtrag, entworfen von der durd; den Artikel 7 der Rantonsverfafung 
anfgeftellten Dreischner-Kommiffion, 


1) Der Bezirksrath in Urſern, bejtchend wie ehemals aus dem Thalammann, Statthalter, Banner: 
herrn, Setelmeijter und fünfzehn Gliedern, beforgt die niedere Polizei und Diftriets: Finanzen im Bezirk. 
In Anfehung der allgemeinen hocpobrigteitlihen Verordnungen find die Bezirksräthe dem Landrath 
unterworfen. Jeder Bezirtsrath wird nad) Beichaffenheit feines Locale den Preis der Lebensmittel 
bejtimmen, jedoch foll die Oberaufjicht darüber dem Kantonsrath zuftehen. 

2) Das Bezirksgericht in Urſern befteht wie vorhin aus fünfzehn Gliebern und ſpricht über Händel 
von jeder Gattung im erjter Inſtanz. Die Händel, welche 60 Gulden überjteigen, können von den Be— 
zirfsgerichten an das Kantons oder Appellationsgeriht appellirt werden; doch kann dieſe Summe in 
Zufunft von einer Landsgemeinde auf Vortrag des Landraths nad) Umftänden erhöhet werden. Der 
Bezirk Urfern wird ein Mitglied und einen Ammenrichter in das Kantonsgericht ſchiken, welcher leztere 
aber von ber Landsgemeinde joll gewählt werden. 


3) Der Betrag der Strafen, weldye von Bergehungen gegen allgemeine Landsgeſeze bezogen werben, 
gehört in die allgemeine Caſſe, jene aber, jo von Bergehungen wider Bezirfsverordnungen herrühren, 
fallen in die Caſſe des Bezirks, 

4) Eriminalverbreden von geringerer Gattung werden wie ehemals vom Bezirksrath bejtraft, in- 
famirende Verbrechen aber gehören vor den Malefizlandrath, wo aber die Strafe für jene Verbrechen, 
fo im Bezirt Urfern verübt werden, auf Berlangen auch in dort foll vollzogen werben. Die Proceſſe 
von allen diejen Verbrechen werden von den Bezirken jormirt, und die Unkoſten von denfelben getragen, 
— jobald aber das Verbrechen malefic erflärt wird, jo geben die Kojten auf Rechnung des ganzen 
Kantons, 

5) Der Zoll in Urfern wird dem Bezirk unter der Bedingung überlaffen, daß dann derjelbe die 
dortigen Straßen ganz allein unterhalte; anbei wird er auch fein althergebradytes Bruchgeld wie ehevor 
bezichen. 

6) Da laut der angegebenen Boltszahl und Behauptung deren von Urfern ihre Volksmenge faum 
den zehnten Theil unferes Kantons ausmacht, jo ift man übereingelommen, daß der Bezirk Urjern als 
der zehnte Theil unferes Kantons betrachtet werben, und alſo jowohl bei Beldbeiträgen, Steuern, als 
Lieferungen an Mannichaft den zehnten Theil abgeben ſolle. In Folge deifen wird er auch vier Mit- 
glieder in den Laudrath wählen. 


*), Dan jehe Seite 462 des gegenwärtigen Kepertoriums. u 
a 
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Zu Zeugniß deifen haben ſich jämmtliche Glieder ber Dreizehner · Commiſſion unterzeichnet. 


Altorf, den 21. Brachmonat 1803. 


Jauch, Bannerherr. 
Thaddäus Schmid. 
Franz Joſ. Mever, Thalammanı. 


Franz Dominik Nager, Pannerherr. 


Donatian Nager. 
Earl Sebaſtian Chriſten. 


In Abweſenheit des Statthalters Joſt Anton 


Nager, deſſen Suppleant: 
Joſeph Maria Cathrina. 


Aloys Müller. 

Franz Heinrich Jauch. 
Joſeph Leonz Megnet. 
Joſeph Maria Schmid. — 
Steffan Kielliger. 


B. Tagſazungsbeſchluß, betreffend den vorſtehenden Aachtrag. 


Wir, die verſammelten Geſandtſchaften der eidgenöſſiſchen ſchweizeriſchen 
Tagſazung thun kund und geben anmit zu wiſſen, daß Wir den obenanſtehenden Nachtrag zu der 
verfafjungsmäßigen Einrichtung des Kantons Uri, welcher uns von bem Herrn Gejandten diejet Kan— 
tons laut dem $ 7 pag. 84 der Vermittlungsurkunde vorgelegt worden ift, biemit jeinem ganzen Inhalt 
nad, ſowie derjelbe in Unjerm Protokoll vom heutigen Tag aufbewahrt liegt, gänzlic genchmigen und 
gutheißen, — auch demjelben die gleiche gefezliche Kraft ertheilen, als ob er wirklich in ber Bermittlungs- 


urfunde einbegriffen worden wäre, 


In Bezeugung deſſen haben wir das gegenwärtige Ratifications-Fnftrument mit der Unterfchrift 
unferes vielgeehrten Präjidenten, des Herrn Landammanns der Schweiz, nebft der Unjeres Kanzlers 


und mit dem großen Staatsfiegel verjehen lafien. 


Gegeben in Freiburg, den 2. Augjtmonat des Jahrs nach Ehrifti Geburt Achtzehuhundert umd 


drey; 1803. 


(L. $.) 


Der Landammann der Schweiz : 


Louis D’AUffrH. 


Der Kanzler: 
Monflon. 
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3. 
Nachtrag zur Verfaſſung des Kantons Schwyz.*) 


A. Entwurf über die Organifation der verwaltenden und ridterliden Behörden in 
den Bezirken Schwyz, Gersau, Kühnacht, Kinfiedeln, Wollerau, Pfäffikon und 
March, aud) über den Antheil Mitglieder, die jeder Bezirk des ganzen Kantons 
an den allgemeinen Kantonsbehörden haben folle. 


Geitaltet von der laut Mebdiationsacte durch das Volk ernannten Dreizehner-Commilfion, 
jo der künftigen Tagfazung zur Sanction vorzulegen ift. 


l. Artikel. 
Mesirksbehörden. 


$1. 
Bezirksgemeinde. 


1) Dieſe beſteht aus den legalen Landleuten des Bezirks ob 20 Jahren und iſt die höchſte Be— 
hörde des Bezirks, kann aber über das beſondere Eigenthum der Gemeinden oder Corporationen nichts 
verfügen. 

2) Sie verfammeln ſich ordentlich alle Jahre einmal; außerordentlich, jo oft der Bezirksrath es für 
nöthig erachtet. ‚ 

3) Diejelbe ernennt die Mitglieder in die Kantons und Bezirksbehörben, jedoch fteht es dem 
Bezirk Mar frei, die Wahl feiner Bezirksräthe bei der verfammelten Bezirksgemeinde vorzunehmen, 
oder jelbe an die Kirchgemeinden zu übertragen. 

4) Sein [anderer] Gegenftand kann bei derjelben in Berathung gezogen werden, welcher nicht vorher 
dem Bezirksrath fchriftlic vorgelegt worden ift, und nach dem Gutachten dieſes Raths. 

5) Ueber Gegenftände, welche Allmends- oder Gemeindsgüter betreffen, können nur deren Antheil: 
haber berathen und entjcheiden. 


82, 
Bezirksrath. 
In jedem Bezirk bejteht ein Bezirlsrath, und zwar in folgender Anzahl, defjen Glieder vom Bolfe 
gewählt werben : 


1) (Der) Bezirt Gers au hat einen Bezirfsrath aus neun Gliedern, mit Einbegriff des Land— 
ammanns und Statthalters. 


*) Dan ſehe Seite 440 des gegenwärtigen Repertoriums, 
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2) Bezirk Küßnacht hat einen Bezirksrath, beftehend aus eilf Mitgliedern, Ammann, Statthalter 
und Selelmeiſter einbegriffen. 

3) Bezirt Einjiedeln hat einen Bezirksrath von vierzehn Mitgliedern. Hierzu gibt das Dorf 
fieben Mitglieder, und jeder der fieben Viertel eines, Ammann und Statthalter nicht einbegriffen. 

4) Bezirt Wollerau bat einen Bezirksrath von neun Mitgliedern, mit Einbegriff des Ammann 
und Sefelmeijters, 

5) Bezirk Pfäffikon hat einen Bezirksrath von ſechs Mitgliedern, mit Einbegriff des Ammanns. 

6) Bezirk March, mit Einbegriff des Hofes Neichenburg, hat auf jedes 50 ftimmfähige Landleute 
ob 20 Jahren ein Mitglied im Bezirksrath, Landammann, Statthalter und Sefelmeifter nicht mitgerechnet. 

Nach dieſem Verhältniß * dermalen: 


Lachen u Schübelbah . ; k 7 
Galgenen. 66 Altendorff. 45 

Zuggen . s . — 8 
Wangen und Nuelen * e) 22 
Reichenburg Waggithal hintere 1 


83, 
Befugnifje des Bezirtsraths. 


1) Der Bezirtsrath vollziehet die Geſeze des Kantons, die Verordnungen des Kantonsrathes, be: 
jorgt die örtliche oder Bezivkspolizei, die Verwaltung der Bezirksgüter, Fallimenter ꝛc. 

2) Er verwaltet die Gemeinds: und Armengiüter, jedoch nur durch die antheilhabenden Eigenthümer 
ber bejtchenden Fonds. 

3) Er beforgt die Vormundsſachen oder Bogtsangelegenheiten 

4) Er ertheilt auf neue Gründe Hevifion in Civilhändeln, worüber das Bezirksgericht abgejproden 
hat, und die (bei) dem Kantons: oder Appellationsgericht noch nicht anhängig gemacht find, doch mit 
Austritt der Mathsglieder, die zugleich Nichter find. 

5) Er übt die correctionelle Polizei und das Strafrecht über mindere Eriminalvergehen aus. 

6) Was die fernere und innere Organifation einer jeden befondern abminiftrirenden Behörde oder 
Bezirtsräthe, die Zeit der Amtsdauer ihrer Mitglieder, ihre Wiederwählbarfeit oder Verweigerungs— 
fähigkeit, fowie auch ihre Entſchädigung betrifft, darüber ſollen allfällige Projecte und Vorſchläge von 
den Bezirksräthen ſelbſt aufgeftellt, jelbe aber dem verfammelten Volke des Bezirkes zur Annahme oder 
Verwerfung vorgelegt werden; jedoch follen diefe Organifationen dem Sinne der Mediationsacte und 
den bereits aufgeitellten Grundſäzen nicht entgegen jein. 


8.4. 
Givilridter. 
Jeder der obgemelbeten Bezirke hat ein Eivilgericht. 
1) (Der) Bezirt Gersau hat nach feiner ehevorigen Einrichtung ein Gericht von ſieben Richtern 
unter dem Borfiz des Statthalters, 
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2) Bezirt Küßnacht hat ein Gericht von fieben Mitgliedern, derer ſechs vom Volle, das fiebente 
vom Bezirtsrath gewählt wird ; fein Präſident ijt der Ammann. 

3) Bezirt Einfiedeln bat ein Gericht, beftehend aus neun Richtern, derer acht vom Volle, das 
neunte vom Bezirfsrath; gewählt wird; fein Präfident iit der Ammann. 

4) Bezirt Wollerau bat jein Gericht ganz nady der Form wie Küßnacht. 

5) Bezirk Pfäffikon hat fein Gericht ebenfalls ganz nach der Form wie Küßnacht. 

6) Bezirt Marc, mit Einbegriff von Neichenburg, hat nebit feinem nach alter Form eriftirenden 
Siebner- oder Gafjengericht, ein Gericht, bejtehend aus neun Richtern, derer acht vom Volke, der neunte 
vom Bezirtsrath gewählt wird ; fein Präfident ift der Ammann. 


85. 
Befugnijie der Bezirksgerichte. 


1) Das Bezirksgericht ſpricht über Eivil- und Injurienhändel ab, befaßt ſich aber fonft mit feinem 
andern Gegenſtande. 

2) Ein Rechtsfprud; über eine Summe unter Münzgulden zweihundert ift inappellabel ; ein Rechts 
Ypruch über eine Summe von ober über Münzgulden zweihundert ift appellabel. 

3) (Betreffend) Anjurien-Scheltungsbändel, Rechtshändel über Haag und March, Steg und Weg, 
über Rechtſamen und Gegenftände, die feine bejtimmte Summe haben, enticheidet der Bezirksrath, ob 
der Handel von einer Natur und Beichaffenheit feie, daß nach denfen] bereits aufgeftellten Grundjäzen der 
ausgefällte Spruch appellabel jei oder nicht. 

4) Die Gericdhtgelder, ſowie auch die Augenſchein- und Kumdfchaftgelder, werben nach der im 
Bezirt Schwyz üblichen alten Beitimmung bezogen. ' 

5) Die jernere innere Einrichtung des Gerichts, ſowie die Amtsdauer ijt dem Kantonsrath zu be 
jtimmen überlafjen. 

11. Artikel. 


Bufammenfesung der Kanlonsbehorden. 
81. 


Kantonsrath. 


1) Der Kantonsrath wird aus allen Bezirken nach dem annähernden Verhältniß dev Vollsmenge 
aujammengefezt, je auf zweihundert legaler Landleute ob 20 Yahren ein Mitglied, und über hundert 
und fünfzig, als die ungerade Mehrzahl, auch ein Mitglied. 

2) Die betreffende Anzahl der Mitglieder in den Kantonsrat aus den Bezirten werben von dem 
Bolke in den Bezirken ernannt. 

3) Landammann, Statthalter und Eefelmeifter des Kantons find (von) Amts wegen Mitglieder des 
Kantonsraths, aber fie haben in den zwei- und dreifachen Kantonsrath keine Zuzüger ; Landshauptmann 
und Bannerherr find Mitglieder des Kantonsraths ; hingegen gibt ber Bezirk, aus welchem fie gemählt 
find, um fo weniger Mitglieder an (den) Kantonsrath. 
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82, 
Zweifaher Landrath. 
Der zweifache Landrath bejteht aus allen Kantonsraths-Gliedern ; jedes Mitglied des Kantonsraths 
hat einen Zuzug aus feinem Bezirk, 
83. 
Dreifadher Landrath. 
Der dreifache Landrath beſteht: 
1) Aus allen Mitgliedern des Kantonsraths. 


2) Aus den beigeordneten Subftituten eines jeden Nathsgliedes, weldye den zweifachen Landrath 
bilden, und 


3) Aus einem dritten, — von dem Vollk in den Bezirken gewählt wird. 


54. 
Kantonsgeridt. 


In das Kantonsgericht, welches ſich nur mit den appellirten Civil: und Injurienhändeln befaſſet, 
und aus dreizehn vom Volt gewählten Richtern nebjt dem Kantons-Landammann, als Präfident des- 


jelben, bejteht, gibt der Bezirt Schwung. . W ae — 6 
„Gersau. 1 
„Küßnacht 1 j 
„Einſiedeln er 2 ce 
„ Wollerau und Pfäffikon mit einander l 
„ March . P f . . 2 


Damit der Maafjtab der Voltsmenge foviel möglich beobachtet werde, jollen die Bezirte March 
und Einjiedeln mit der Wahl des vierten Richters abwechieln. 
In der erjten Tour wählt der Bezirt March drei und der Bezirk Einfiedeln zwei, in der zweiten 
Tour der Bezirt March drei und der Bezirk Einfiedeln einen Kantonsrichter, u. ſ. f. 
Der Bezirt Wollerau gibt den Kantonsrichter für zwei Touren und der Bezirk Pfäffikon für die 
dritte Tour. 
Alſo beſchloſſen und durch eigenhändige Unterfchrift aller Mitglieder befräftigt. 
Schwyz, den 21. Juni 1803. 
Karl Zay, Präfident. 
Meinrad Schueller, alt-!andammann. 
Meinrad Suter, Statthalter. 
Felir Ab-Nberg, alt-Statthalter. 
Werner v. Hettlingen, Siebner, des Kantonsraths. 
Aloyß Auf der Maur, bes Raths. 
Gersau (vacat.) 
Küßnacht Joh. Jof. Stuger, Ammann, 


Schwyz 





Meinrad Kählin, Ammann. 
Augujtin Gyr, Kantonsrath. 
Pfäffilon Anton Keller, Ammann. 


Einfiedeln 


(L. $.) March Franz Aut. Schwiter, Statthalter. 
Martin Giger, Secretaire. 


B. Gagfazungsbefdjluß, beireffend den vorftehenden Hadıtrag. 


Wir, die verfjammelten Geſandtſchaften der eidgenöſſiſchen ſchweizeriſchen 
Tagfazung thum fund und geben anmit zu wilfen, daß Wir den obemanftchenden Nachtrag zu der 
verfafiungsmäßigen Einrichtung des Kantons Schwyz, welcher Uns von dem Herrn Gejanbten des 
Kantons Schwyz vorgelegt worden ift, hiemit feinem ganzen Inhalt nad), fowie derfelbe in Unſerm 
Protofoll vom heutigen Tag aufbewahrt liegt, gänzlich genehmigen und gutheißen, auch demfelben die 
gleiche geiezliche Kraft ertheilen, als ob er wirklich in der Vermittlungsurkunde einbegriffen worden wäre. 

In Bezeugung deſſen haben Wir das gegenwärtige Ratifications-Jnftrument mit dev Unterfchrift 
Unferes vielgeehrten Präfidenten, des Herrn Landammanns der Schweiz, nebit der Unferes Kanzlers 
und mit dem großen Staatsjiegel verſehen laſſen. 

Gegeben in Freiburg, den 2. Augjtmonat des Jahrs nach Chrifti Geburt Achtzehnhundert und 
drei; 1803, 

Der Landanmann der Schweiz: 
(L. $.) Louis d' Affry. 


Der Kanzler: 
Moufion, 


4. 


Nachtrag zu der Verfaſſung des Kantons Zug, betreffend die Organi— 
jation der früher untertbänig gewejenen Semeinden des Kantons 
Zug, Towie der Beitimmung des Antheild der leztern an den 
Kantonsbebörden. 


Bir, die verfammelten Geſandtſchaften der eidgenöſſiſchen fchmweizerifchen Tag: 
jazung thun fund und geben anmit zu wiſſen, daß, nachdem unfer vielgeehrtes Mitglied, ber Herr 
Ehrengefandte bes Kantons Zug, bei Uns darauf angetragen, daß wir nach Vorjchrift des $ 6 ber 
Kantonal:Berfofjung von Zug *) feſtſezen möchten, wie die ehemaligen Unterthanen-Gemeinden von Zug 
eingerichtet und wie der Antheil beſtimmt werben folle, ben fie erftens an der Bildung des Kantonsraths, 
zweitens an der Bejezung bes Achtergerichts zu erhalten haben, — Wir, fraft der Vollmacht, welche Uns 


*) Man jche Seite 472 des gegenwärtigen Hepertoriums. 
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durch die Bermittlungsurtunde dazu verliehen worden ift, feinen Anftanb genommen haben, nad) reifer 
Erdaurung der Sache folgende Bunkte zu befchließen und fejtzufezen, welche als Nachtrag zu der ver- 
fafjungsmäßigen Einrichtung des Kantons Zug angefehen werden, und hierdurch die gleiche gefezliche Kraft 
erhalten jollen, als ob diejelben wirklich in der Vermitilungsurfunde mitbegriffen worden wären, nämlid) : 

1) In jeder der Gemeinden Cham, Hünenberg, Steinhaufen, Riſch und Walchwyl, fowie in den 
andern Gemeinden des Kantons ift eine Behörde unter dem Namen Gemeinderath. 

Die Mitglieder der Gemeinderäthe find zugleid Mitglieder des Stabt- und Amtsraths, werben 
aber von jeder Gemeinde nach Belieben bejolbet. 

Jede Gemeinde beitellt für ihre eigenen Gemeindſachen den Rath aus mehr oder minder Gliedern 
nad; Belieben. Dieje übernehmen die Verrichtungen jeder Töblichen Gemeinde, beforgen die waijenamt- 
lihen Sachen und die niedere Polizei. Sie haben die Aufficht über das Ktirchen-, Schulen- und Armen- 
wejen ; laſſen ſich jährlih darüber Rechnungen geben, um jelbe nachher der Gemeinde ſammt ihrem 
Befinden zur endlichen Ratification vorzulegen, find auch gehalten, fi den von dem Erziehungsrath des 
Kantons ausgehenden Verfügungen zu unterziehen. Sie haben das Strafrecht über das fechste und 
neunte Gebot und über Freveljahen von Gemeindsgütern. Ueber Gemeindseigenthumsjahen aber haben 
jene Rathsglieder, welche nicht volle Gemeindgutsantheilhaber dafiger Gemeinde find, feinen Siz und 
Stimme. Sie beforgen die Ausfertigung von Käufen und Täufchen. 

2) Der Kantons: oder Stadt und Amtsrath bejteht aus fünf und fünfzig Gliebern, mit Inbegriff 
des Herrn Landammannd .  .- a a et’ 

Die Stadtgemeinde * wählt ; re —— a | 

Cham und Hünenberg 
Riſch 
Walhwpl . 
Steinhaufen 

Baar 

Ägeri 

Menzingen 


less owwvweo 


— 
= 








3) Zum MWochengericht erwählt die Stadt Zug einen Richter 1 
Ägeri, Menzingen, Baar, jede diefer Gemeinden einen Richter 3 
Die fünf neu gefreiten Gemeinden zwei Richter 2 
Der regierende Statthalter ift Präfibent —W 1 
Slider 7 

Das Achter ober Großgericht bejteht in dem EN mit — Nichtern : 
Der regierende Ammann führt das Präfidium . ’ A 1 
Die Stadt wählt zwei Großridter . . : : R i 5 : 2 
Jede Gemeinde vom äußern Amt einen Großrichett 3 
Die neu gefreiten Gemeinden wählen zwei Großrichter . i ; 2 


Befteht hiemit im Ganzen aus Witgliedern 1 
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Zur Belräftigung der von Uns hierdurch vorgejchriebenen Verfügungen haben Wir das gegen- 
mwärtige Inſtrument mit der Unterjchrift Unferes geebrteften Herrn Präfibenten, des Herrn Landammanns 
der Schweiz, nebſt der Unſeres Kanzlers und mit dem großen Staatsfiegel verjehen laſſen. 


Gegeben in Freiburg den 4. Augitmonat, des Jahres nach Ehrifti Geburt 1803, 


Der Landammann ber Schweiz, 
(L. $.) Louis D’AffrY. 


Der Kanzler: 
Monflon. 
> 


Die Schweiz betreffende Artifel des Hauptichlußes der außerordentlichen 
Neichsdeputation zu Negensburg, vom 25. Februar 1803.*) 


Die Austheilung und endliche Beitimmung der Entfhädigungen gejchieht wie folgt: 


8 5. Dem Markgrafen von Baden für feinen Theil in der Grafſchaft Sponheim x. .... ‚ das 


Bisthum Conſtanz, die Reite der Bisthümer Speyer, Bafel..... ‚ dann die Abteien Petershaufen, 
Reichenau, Ohningen ..... 

$ 6. Dem Herzoge von Württemberg für das Fürſtenthum Mömpelgard...... das Dorf Dürren- 
mettjtetten....... 


$ 10. Dem Fürften von Hohenzollern-Hechingen für jeine Feudalrechte in der Grafſchaft Grülle ze. 
—— die Herrſchaft Hirſchlatt ..... 

Dem Fürſten von Hohenzollern- Sigmaringen für feine Feudalrechte ..... die Herrichaft Glatt..... 

$ 11. Dem Fürften von Dietrichftein für die Herricdaft Trasp in Graubünden: die Herrichaft 
Ren-Ravensburg ..... 

g 12. ...... 


Dem Fürſten von Naſſau-Dillenburg zur Entſchädigung für die Statthalterſchaft und feine Do— 
mänen in Holland und Belgien ..... die Abtei Weingarten, die Abteien und Propſteien Hojen, 
St. Gerold im Weingartifchen, Bändern im lichtenfteinischen Gebiete 

53. 2.64 Der Fürſt Groß-Prior und das deutſche Sroß-Prierat des Malthejer-Orbens : bie 
Graſſchaft Bondorf, die Abteien St. Blafi, St. Trutpert, Schuttern, St. Peter, Tennenbach, und über: 


*) Der Beſchluß der Tagfazung vom 5. Auguft 1809, mit welchem die Annahme der die Schweiz be 


treffenden Urtifel des Negensburger-Recefles erflärt wurde, findet ſich Seite 40 des gegenwärtigen Reper- 
toriumd abgedruft. 
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haupt alle Stifter, Abteien und Klöjter im Breisgau mit allen auf der rechten Rheinſeite gelegenen 
reſpectiven Zugehörungen der ſoeben benannten Objecte, jedoch mit der Obliegenheit, nach einer noch 
vorzumehmenden Liquidation die perſönlichen Schulden der vormaligen Biſchöſe von Bajel und Lüttich 
zu bezahlen, welche jie feit der Entfernung von ihren Sizen gemacht haben. 

$ 29. Die helvetiſche Republik erhält zur Vergütung ihrer Rechte und Anjprüce auf die von 
ihren geiftlichen Stiftungen abhängigen Befizungen in Schwaben, über welche durch die vorhergehenden 
Artikel disponirt worden ift: das Bisthum Chur, hat aber für den Unterhalt des Fürſtbiſchofs, des 
Capitels und ihre Diener zu forgen; jodann die Herrſchaft Trasp. Auch ftcht es ihr jrei, mittels 
immerwährender, dem veinen Ertrage gleichfommender, jedoch nach dem durch die helvetiichen Geſeze 
bejtimmten Fuß einlösbarer Nenten, oder durch jede andere mit den Intereſſenten zu treifende Überein- 
funft alle und jebe Nechte, Zehnten und Domänen-Güter und Einfünfte an ſich zu löjen, welche ſowohl 
dem Kaiſer, den Fürjten und Ständen des Reichs, als den ſäculariſirten geiftlichen Stiftungen, fremden 
Herrichaften und Privatperjonen in ganzen Umfange des helvetiſchen Gebiets zuſtehen. 

Jene Säcularifationen, welche bejagte Republit innerhalb ihrer Grenzen vornehmen dürfte, geben 
ohne Berluft und Nachtheil der im deutſchen Meiche gelegenen Zugehörden ihrer geijtlichen Stiftungen 
vor ſich, ausjchließlich defien, worüber anderft verfiigt worden tft; und ein Gleiches wird für die, deut: 
ſchen geiftlihen Stiftungen zuitebenden Zugehörden in Helvetien fejtgejezt. Alle und jede Gerichtsbarfeit 
eines Fürften, Standes und Mitgliedes des deutſchen Reichs in dem Bezirfe des helvetiſchen Territo— 
riums bört künftig auf, gleichwie alle Yehenherrlichkeit und alle bloße Ehrenberechtigung. Das Näm- 
liche hat in Anjehung der fchweizeriichen, im Umfange des deutjchen Reiches liegenden Beſizungen jtatt. 


Übereinfunft zwifchen der ſchweizeriſchen Gidgenoffenfchaft und dem 
Kurfüritentbum Baden, durch welche die von der Säcularifation 
des Bisthums Conſtanz herrührenden gegenjeitigen Verhältniſſe 
tegulirt werden. 


A. Übereinkunft, abgeſchloſſen zu Scaffhaufen am 6. Februar 1804. 


Nachdem jich über die Ausführung des 5. Artikels bes zu einem Reichsſchluß erbobenen Deputa- 
tionshauptichluffes vom 25. Februar 1803, in welhem St. Durchlaucht dem Herrn Kurfürften von 
Baden das Bisthum Conſtanz als Entſchädigung zugetheilt worden, zwiſchen feiner Kurfürftlichen Durch⸗ 
laucht und der hochlöblichen ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft einige Anftände erhoben, beide Theile aber 
den Wunſch geäußert haben, dieſe Anjtände auf dem Wege einer freumdichaftlichen Unterhandlung bei- 
zulegen ; jo find in Gefolge des von Sr. Kurfürftlichen Durdlaucht von Baden durch Dero Abgeord- 
neten Herren Bofrathspräfidenten Bauer von Heppenftein an die eidgenöffiihe Tagfazung gemachten 
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Antrags und in Gefolge des Beſchluſſes der eidgenöſſiſchen Tagſazung allhier in Schaffhauſen Con— 
ferenzen eröffnet worden, welche von Seite Sr, Hurfürftlichen Durdlaucht von Baden die hochwohl— 
gebornen Herren Franz Bauer von Heppenjtein, Hofrathspräfident, und Carl Marimilian Maler, 
geheimer Hofrath und Mejerendar, und von Seite Sr. Ereellenz des Herrn Landammanns der Schweiz 
die hochwohlgebornen Herren David Stodar von Neuforn, des Heinen Raths des Kantons Schaff- 
banjen und Sefelmeijter, und Carl von Reding, Negierungsrath des Kantons Aargau, beigewohnt 
haben. 

Beidfeitige Herren Abgeordnete waren von dem gleichen Wunjche befebt, durch gegenfeitige Un: 
näberung und freundichaftliche Ausgleihung der obwaltenden Anjtände die Bande der Freundfchaft und 
auten Nachbarjchaft, weldye feit umdenflichen Seiten zwifchen dem Durchlauchtigiten Haufe Baden und 
der ſchweizeriſchen Eidgenoſſeuſchaft bejtanden, noch näher zu knüpfen und neuerdings zu befeftigen. 

Nachdem daher die Vollmachten gegen einander ausgewechſelt und alle Umſtände genan geprüft 
worben, jo ift man von beiden Theilen, und zwar im Namen Sr. Kurfürſtlichen Durchlaucht von Baden 
durch Dero Bevollmächtigte, die obgenannten Herren Hofvathspräfident Bauer von Heppenftein und 
geheimer Hofrath und Refendar Maler, und in dem Namen der jchweizerifchen Eidgenofjenichaft durch 
die Herren Selelmeifter David Stodar von Neuforn und Regierungsrath Carl von Reding, als Bevoll- 
mächtigte Sr. Ercellenz des Herrn Yandammanns der Schweiz, über nachfolgende Punfte mit einander 
überein gekommen. 

1) Die jchweizeriihen Kantone übernehmen alle Liegenfchaften, Nechte und Gefälle, weldye das ehe: 
malige Hochitift und das Domcapitel von Conjtanz in der Schweiz bejeilen haben, nad) den Etats, die 
von den Herren Abgeordneten Sr. Kurfürjtlihen Durchlaucht von Baden übergeben, und von den Herren 
Abgeordneten der Schweiz angenommen und diejer Convention beigefügt worden (find). 

2), Sie übernehmen ebenfalls alle auf diejen Beſizungen und Gefällen haftende Schuldforderungen, 
die ſich nach dem Verzeichniß, das von den Herren Abgeordneten Sr. Kurfürſtlichen Durchlaucht von 
Baden übergeben und diefev Konvention beigefügt worden (find), auf die Summe von 471,994 Gulden 
Neihewährung belaufen ; ferner übernehmen fie an den rükjtändigen Zinfen die Summe von 16,255 
Gulden 40 Kreuzer, 

3) Ueber die Art und Weife, wie dieſe Beſizungen und Gefälle von ben Kantonen übernommen 
und wie die darauf haftendein) Paſſiva ſowohl als die durch die nachjtehenden Artitel eingegangenen Ber: 
pflibtungen garantirt werden follen, wirb zwiſchen ben betreffenden Kantonen eine bejondere Verab— 
lommniß errichtet werde, welche befondere Verabkommniß zugleich mit der zwiſchen Sr. Kurfürſtlichen 
Durchlaucht von Baden und der ſchweizeriſchen Etdgenoſſenſchaft geſchloſſenen Convention den betreffenden 
Kantonen und der Tagfazung zur Natification vorgelegt werden ſolle. 

4) Die betreffenden Kantone verpflichten fich, unter der Garantie der hochlöblichen Eidgenofjenichaft, 
Sr. Durchlaucht dem Herrn Kurfürjten von Baden für Yhre Anſprüche auf die in der Schweiz ge: 
legenen Befizungen, Rechte und Gefälle des ehemaligen Hochitifts und Domcapitels von Conſtanz, und 
überhaupt für alle Aniprüche, weldye Sr. Kürfürjtlihen Durchlaucht von Baden durch den 5. Artikel 
des obbenannten Deputationshauptichlufies übertragen worden, ein Kapital von 440,000 Gulden Reichs- 
währung, den Gulden zu 15 Bazen oder 60 Kreuzer gerechnet, in ſechsjährlichen Terminen, jeden zu 
73,333 Gulden und 20 Kreuzer, in guten conventionsmäßigen Gold» und Silberjorten ohne irgend 
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einigen Abzug auf ihre Koften und Gefahr an das furfürftliche Zahlamt zu Mersburg zu bezahlen, 
und bis zur gänzlichen Abführung mit fünf Procent jährlich zu verzinjen, ober biefe Schuld mit an- 
nehmlichen jchmweizeriichen Realitäten auf dem Neichsboden, jo weit ſolche reichen fünnen, zu tilgen. In— 
fofern jie aber vor Abflug der bejtimmten Terminen die Zahlung ganz oder in größeren Summen 
leiften wollten, jolle ihnen jolches nad) vorbergejchehener dreimonatlidyer Anzeige unbenommen fein ; bis 
zur gängzlichen Abtragung der verglichenen Summe bleiben fämmtliche conftanziiche Bejizungen und Ge: 
fälle in dem Kanton Thurgau als Unterpfand verhaftet. Die Zahlung felbjt fangt mit dem 1. Jenner 
1805 zu laufen an, und der erite Zahlungstermin wirb auf Lichtmeß 1806 feitgejegt. 

5) Für die Bedürfniffe und Ansprüche des unter dem conftanzijchen Bisthum geftandenen Kirchen- 
iprengels in der Schweiz wird eine Summe von 300,000 Gulden, oder 15,000 Gulden jährlicher Ein: 
fünften ausgefest. 

6) Für die auf den zugefallenen ehemals conjtanziihen Kollaturen haftendein) Beſchwerden, vorzüglich 
zu Wiederherftellung der baufälligen Pfarrhäuſer, welche von dem Kollatoren unterhalten werden mußten, 
wird eine Summe von 60,000 Gulden ausgeſezt, wovon der Kanton Thurgau 40,000, der Kanton 
Züri 10,000 und der Kanten Schaffhauſen 10,000 Gulden beziehen. Übrigens bleiben die Anſprüche 
der bifchöflichen Eurie zu Conſtanz auf die Eollatur der katholiſchen Beneficien unberührt. 

7) So lange Se. Aurfürftlihen Gnaben der Kurfürit:Erzlanzler das Bisthum Conſtanz verjehen, 
oder in Dero Namen verjehen lafjen, verpflichten ſich die in der Diözes gelegenen Kantone, an ber 
Suftentationsfumme von 20,000 Gulden, welche dem Kurfürſt-Erzkanzler von Kurbaden jährlich bezahlt 
wird, 10,000 Gulben zu übernehmen, und diefe 10,000 Gulden unter eidgenöffiicher Garantie jährlich 
von den Einkünften des für die Bebürfniife der Diözes gewidmeten Capitals auszahlen zu lafjen. Die 
erfte Zahlung, welche aus einer Hand an das furfürftlihe Zahlamt zu Mersburg gemacht werden 
jolfe, verfallt auf den 1. Senner 1806. Sollte aber noch bei Lebzeiten des Herrn Kurfürſten Erz 
fanzlers eine Trennung des conftanzischen Kirchenſprengels in der Schweiz eingeleitet werden, jo wird 
der Punft der ferneren Eoncurrenz zu der auf Kurbaden noch verbleibenden Suftentation Hochgebachten 
Herrn Kurfürft-Erzfanzlers zu weiterer billiger Uebereinfunft unter den betreffenden Intereſſenten aus- 
geſezt. 

8) Die in ber Diözes gelegenen Kantone verpflichten ſich ferner, an den Penſionen, welche Se. 
Kurfürjtliche Durchlaucht von Baden den Herren Domeapitularen von Conſtanz bezahlen, 15 Jahre 
lang die Summe von 3000 Gulden zu übernehmen, und auch diefe 3000 Gulden jährlid von den Ein- 
fünften des für die Bebürfnifje der Diözes gewidmeten Capitals, und zwar das erſte Mal auf ben 
1. Jenner 1806, auszahlen zu lafjen. . 

Nach dem Verlauf diefer 15 Jahre ſolle dieſe Verpflichtung gänzlich aufhören, 

9 Da bie Ratification biefer Convention nicht wohl vor der Mitte diejes Jahres erfolgen kann, 
jo jollen die Befizungen, Mechte und Gefälle, welche fpäterhin von den Kantonen übernommen werden, 
bis auf den 31. Chriftmonat diefes Jahres von den bisherigen Beamteten in bem Namen und unter der 
Direction der turbadifchen Negierung in Mersburg verwaltet und die Einkünfte von diejer Negierung 
bezogen werden. Hingegen verpflichtet ſich auch die Regierung zu Mersburg, alle Laſten und Beſchwerden, 
die auf dieſen Befizungen und Gefällen haften, zu tragen, und dafür zu forgen, daß die Güter gehörig 
beftellt übergeben und daß die laufenden Zinfe, die nicht unter obigen, in bem 2. Artitel vermerkten 
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Rüfftänden von 16,255 Gulden und 40 Kreuzer einbegriffen find, jobald als immer möglich, und die in 
dem Jahr 1804 verfalfenen Zinfe und Natazinfe bis auf den 31. Ehriftmonat diefes Jahrs, gänzlich 
ausbezahlt und getilgt werben. 

10) Die nicht in Berechnung gebrachten Gefälle der noch bejtehenden Benefizien bei der Domtirche 
und den Nebenftiftern, auch des Fabrikamts von Eonitanz, werden demjelben vorbehalten. 

Dennoch find biefe Gefälle dem gefezlichen Loskauf unterworfen, ſowie fih auch Ihre Kurfürftliche 
Durdlaucht von Baden in Bezug auf den Losfauf der im Ihren Landen befindlichen ſchweizeriſchen 
Gefälle Ihre Tandesherrlichen Befugniſſe vorbehalten. 

11) Die ebenfalls nicht in Berechnung gebrachten Zollverhältniffe ber betreffenden ſchweizeriſchen 
Gemeinden von der Kurbaden wie bisher allein verbleibenden Rheinbrüke bei Kaiferjtuhl nebft der her- 
kömmlichen Beihilfe und vertragsmäßigen Holzeoncurrenz diefer Gemeinden zu gedadhter Brüke, ſodann 
das bisher auf der Reichenau gehaftete Fifchereidirectorium, über deffen Ausübungsart zwiſchen ber kurs 
badijchen Negierung zu Mersburg und dem Kanton Thurgau die weiteren Berabredungen getroffen 
werben ſollen, ferner die Wetivcapitalien und die Pfandichaftsredhte auf Schwarzwaſſerſtelzen, ſowie aud) 
die freie Dispofition über die vorhandenen Naturalvorräthe am Früchten und Wein werden der fur: 
badifchen Regierung zu Mersburg gleichfalls vorbehalten. 

12) Da für die von den kurbadiſchen Herren Abgeordneten gemachte Entihäbigungsforderung für 
die in den Sahren 1798, 1799 und 1800 nicht bezogenen Zehnten, ſowie auch für die Entichädigungs- 
forderung für die verlorenen, in den lezten ſechs Jahren nicht mehr bezogenen Gefälle feine Vergütung 
ausgemittelt werben konnte, jo follen felbige als getilgt angefehen werben; hingegen behält ſich die kur— 
badijche Regierung vor, die fpätern Rükſtände an Grundzinfen, an accordirten Zehnten u. ſ. w. auf 
ihre Rechnung und durch ihre Beamtete nach den beftchenben Gejezen einziehen zu lafjen. 

13) Die kurbadiſche Regierung übernimmt jerner, alle in ihren Dienften geitandenen geiftliche(n) und 
weltliche(n) Beamtein) bis auf den 31. December biejes Jahrs gänzlich auszuzahlen und zu befriedigen; 
dennoch follen die Rükſtände, welche van den Jahren herrühren, in denen keine Zchnten entrichtet worden, 
der kurbadiſchen Regierung auf feinen Fall zur Laſt fallen. 

14) Die bisherigen in der Schweiz angejftellten unmittelbaren Beamten des Hochitifts und des Dom- 
capitels zu Eonjtanz werben von denjenigen Kantonen, weldye die Befizungen und Gefälle übernehmen, 
mit übernommen. Man verpflichtet fih in Bezug auf ihre Wiederanjtellung oder Entſchädigung, alle 
diejenigen günftigen Rüffichten eintreten zu laffen, die mit der gegenwärtigen Berfajjung und den ordent: 
lichen Berhältniffen nur immer vereinbar find, und jollen diesfalls feine weiteren Reclamationen an 
Kurbaben gemacht werben können. 

15) Nach erfolgter Ratification diefer Convention follen den betreffenden Kantonen von der fur: 
badijchen Regierung zu Mersburg alle in Handen habenden Documente, Antaufstitel, Lehenbriefe, Reverſe, 
Bezugsregifter, Zehnt-Offnungen u. f. w., die irgend einen Bezug auf die übernommenen Befizungen 
und Gefälle haben, vorzüglicdy die von den Beamten in den lezten zwanzig Jahren gejtellten Rechnungen 
übergeben werben. 

16) Die Ratification Sr. Durchlaudht des Herrn Kurfürften von Baden, ſowie auch die Ratification 
St. Ereellenz des Herrn Landammanns der Schweiz und die nachherige WRatification der gemein- 
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eidgenöffiichen Tagſazung werben vorbehalten, und jollen dieje Ratificationen, jobald jie erfolgt find, 
gegen einander ausgewechjelt werden. 
Urfundlich nachjtehender beiderjeitigen Unterfchriften und beigedrufter Siegel. *) 


So geſchehen Schaffhaufen, den 6. Hornung 1804. 


Bon kurbadiſcher Seite: (Bon ſchweizeriſcher Seite): 
(L.5) Franz Baur von Heppenftein, (L.8.) David Stodar 
Hofraths-Präfident. von Neuforn, 
(L.S.) Earl Marimilian Maler, (L.8.) Carl von Reding. 


Geheimer Hofrath und Neferendar, 


B. Batification der vorftehenden Hebereinkunft von Seite der ſchweizeriſchen Tagſazung, 
vom 7. Juni 1804. 


Wir der Landammann der Schweiz und die Ehrengejandten fämmtlidher löblichen 
Nantone der fchweizeriichen Eidgenojjenichaft, in einer ordentlichen allgemeinen Tagſazung in Bern ver: 
jammelt, urfunden hiermit, daß, nachdem Wir in unferer heutigen Sizung von den hochgeachteten 
Herren David Stodar von Neuforn, Selelmeifter und Ghrengefandter des Kantons Schaffbaufen, 
und Carl von Reding, Regierungsrat und Ehrengejandter des Kantons Aargau, einen Bericht 
über die im leztverflofjenen Winter zwiichen ihnen, als den von Sr. Ereellenz dem Herrn Yand- 
ammann der Schweiz ernannten eidgenöffichen bevollmächtigten Commiſſärs, umd den hochgeachteten 
Herren, Freiherr Franz Baur von Heppenftein, Hofrathspräfident, und Carl Maximilian Maler, ge: 
heimer Hofrath und Referendar — als den Abgeordneten Ihrer Kurfürjtlichen Durchlaucht von Baden 
— in Scaffhaufen gepflogenen Unterbandlungen angehört, auch den von beidjeitigen Bevollmächtigten 
unter dem 6. Hornung 1804 unterjchriebenen Vertrag uns vorlegen laffen, — Wir auf die Empfehlung 
der löblichen Stände Züri, Schafihaufen, St. Gallen, Aargau, Thurgau, welche alle in ihrem Gebiet 
gelegenen fürſtlich-biſchöflichen conftanziichen Gefälle und Liegenschaften unter den in bemeldtem Ver: 
trag enthaltenen Bedingungen übernehmen — desgleichen der übrigen löblichen Didcefan-Kantone Urt, 
Umterwalden, Lucern, Glarus, Zug und Solothurn, und in der Abficht, die jeit Jahrhunderten zwiſchen 
den Landen befagt Sr. Kurfürftlichen Durchlaucht, unferem großen Herrn und Freund, und der body 
löblichen Eidgenoffenschaft beftehenden freundnahbarlichen Verhältniſſe noch enger zu knüpfen, 

beſchloſſen und verordnet haben: 
bemeldten Vertrag vom 6. Februar 1804, wovon der Inhalt folgt: 

(folgt der wörtliche Inhalt des Vertrags) 
im Namen der jchweizeriihen Eidgenofjenichaft zu genehmigen, gut zu heißen und jomit völlig zu 
ratificiren, mit der feierlichen Erklärung, dab Wir ſolchen in allen feinen Theilen vollziehen und vollziehen 
lajjen werden. 


*) Die in dieler Uebereinkunft erwähnten Etats find im Anhange zu gegenwärtigem Repertorium al& Beilage Litt. 
A-F angereiht. 
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In Kraft deſſen ijt die gegenwärtige Urkunde, mit dem gemeinseibgenöffischen Siegel verfehen, von 
Sr. Ereellenz dem Herrn Landammann der Schweiz und dem Kanzler der Tagſazung unterjchrieben 
worben, in Bern ben 7. Juni 1804. 

Der Landammann der Schweiz, 
von Wattenwpf. 
(L. $.) Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft, 
Mouflon. 


C. Batification der vorftehenden Hebereinkunft von Seite des Kurfürſten und 
Markgrafen zu Baden, vom 2. Juli 1804, 


Wir Earl Friedrid 
von Gottes Gnaden Markgraf zu Baden und Hochberg, des heiligen römischen Reichs Kurfürjt, Palz- 
graf bei Rhein, Fürft zu Conftanz, Bruchjal und Eitenbeim, Landgraf zu Sanfenberg, Graf zu 
Eberjtein, Odenheim und Gengenbah, auch Salem und Betershaufen, Herr zu Rötteln, Badenweiler, 
Lahr, Mahlberg, Lichtenau, Reichenau und Öhningen x. xx. 

Urkunden und bekennen hiermit für uns umd unſere Nachfolger in der Regierung, daß, nachdem 
zwiſchen Uns und der löblichen Eidgenofjenichaft wegen der zu dem als Entichädigung an Uns gefallenen 
Hochſtiſt und Domcapitel Conſtanz gehörigen Befizungen in der Schweiz eine gütliche Übereinfunjt 
durch die beiderjeits hierzu eigens beauftragtein) Bevollmächtigtein), nämlich Unferer Seits durch Unfern 
Hoirathöpräfidenten im obern Fürjtentfum, Franz Baur von Heppenftein, und Unſern geheimen 
Hofrat und Referendar Carl Marimilian Maler, und eidgenöfjischer Seits durch die Herren David 
Stodar von Neuforn, des Kleinen Raths des Kantons Schaffhaufen und Sefelmeijter, und Carl 
von Reding, Regierungsrath des Kantons Aargau, am 6. Hornung diefes laufenden Jahres zu Schaff- 
haufen abgejchloffen worden, melde von Wort zu Wort alſo lautet: 

(folgt der wörtliche Inhalt der Webereintunft) 
und Wir diefen Vertrag feinem ganzen Juhalt nach genehmigt haben, als vatifieiren und bejtätigen Wir 
hierdurch ſolchen in allen jeinen Punkten und Claufeln, und verfprechen bei Unferem Kurfürjtlihen Wort 
für Uns und Unfere Nachfolger diejen Staatsvertrag zu ewigen Zeiten gewiflenhaft zu erfüllen und 
aufrecht zu erhalten, 

Deſſen zu Urkund haben Wir gegenwärtige Ratification Höchjiteigenhändig unterfchrieben und Unfer 
größeres Staats-nfiegel anhängen laſſen. 

So gejchehen und gegeben Karlsruhe den 2. Juli 1804. 


(L. $.) Carl Friedrich, Kurfürit zu Baden. 
Freih. von Edelsheim. 
Ad mandatum serenissimi Electoris proprium 
Ring. 
Die Auswehslung der vorftehenden Ratificationsurfunden hat in Rartsruße ftattgefunden am 20, Auguſt 1804 zwiſchen 


den ichtweizeriichen Bevollmächtiglen, Sefelmeifter Stodar von Reuforn und Regierungsraih von Keding, und den kurfürſtlich- 
badiſchen Bevollmächtigten. 
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D. Erklärung der kurfürflid-badifhen Regierung, durch melde diefelbe auf die in 
der Schweiz gelegenen Befizungen und Gefälle, weldye dem Fürſtbiſchof von Bafel angehört 
hatten, Verzicht leiftet. 


An die Hohmwohlgebornen Herren Abgeordneten Seiner Ercellenz; des 
Herrn Landbammanns der Schweiz. 


Unterzeichnete jehen fidy nunmehr im Stande, auf die lezte verehrliche Note vom 6. Hornung, die 
fie in Betreff der Ueberrefte des ehemaligen Hoch- und Domitiftes Bajel in der Schweiz von den hoch— 
mwohlgebornen, hochgeadhten Herren Abgeordneten Seiner Ercellen; des Herrn Landammanns der Schweiz 
zu erhalten die Ehre gehabt, die vorbehaltene fchließliche Erklärung dahin zu ertheilen, daß Seine Kur- 
fürftliche Durchlaucht von Baden, ihr gnädigfter Herr, bei den vorwaltenden Umftänben und bejonders 
nach den nun näher erfundigten Gefinnungen ber franzöfiichen Regierung fich bewogen gefunden, von 
allen Anſprüchen auf die Belizungen, Rechte und Gefälle diejes Hoch- und Domftifts jenjeits Rheins 
in der Schweiz gänzlich abzuftehen, damit aber auch aller und jeder Verbindlichkeit zur Uebernahme der 
darauf haftenden Schulden und Laſten, wie fie Namen haben mögen, ſich zu entichlagen. 

Da nun bierburd auch diefer bei den Eonferenz- Verhandlungen noch unerörtert gebliebene Gegen: 
ſtand feine Endſchaft erreicht hat, jo bleibt den Unterzeichneten nichts als die ergebente Bitte übrig, daß 
den hochwohlgebornen Herren Abgeorbneten es gefällig fein möge, dieſe Entſchließung Seiner Kurfürſt- 
lichen Durchlaucht, mit welcher zugleich die Weifung an die betreffende Stelle verbunden war, die etwa 
bereit8 erhobenen hoch: und domftiftischein) Sefälle in den Kantonen Bafel und Solothurn wieder zurüf 
zu erftatten und die Verfaufs-Unterhandlungen über die in diefe Maffe gehörigen Häufer zn Bajel ab- 
zubrechen, Seiner Ercellenz dem Herrn Landammann der Schweiz, mit Bezeugung ihrer tiefen Ver— 
ehrung, zu binterbringen, auch bie hochlöblicen Kantone Bajel und Solothurn und Yargau davon 
geneigteft zu benachrichtigen, ihnen aber bas jchäzbarjte Wohlwollen, wovon fie während ber Eonjerenz- 
Berhandlungen, zu ihrer immerwährenden Dantverpflichtung, fo viele Proben erhalten, ferner zu ſchenken, 
wozu fie fich unter Berficherung ihrer ausgezeichneten Hochachtung angelegenft empfehlen. 

Karlsruhe den 20. April und Meersburg den 28. April 1804. 


Die furbadiichen Commiſſarien, 
von Baur. Maler, 


E. Beridjtigung des vorflehenden Bertrages, infomweit derfelbe auf die Kantone 
Bürid), Aargau und Thurgau Bezug hat. 


Wefentlicher Inhalt der diesfalls am 24., 26. und 28. October, 2., 4. und 16. November 1809 
und 2. Mai 1810 abgehaltenen Eonferenzen. 


I. Kanton Zürich. 


” 
Als Nefultat der zwiſchen dem großberzoglich-badifchen Gefandten, Herrn geheimen Rath von ttner, 
und dem Abgeordneten des Löblihen Standes Züri, Herrn Rathsherrn Meyer von ſtnonau, unter 


wryen" 
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Bermittlung von Herrn Setelmeijter Stodar von Neuforn, als von Sr. Ereellenz dem Herrn Land» 
ammann ber Schweiz ernannten Commifjarius, in den Eonferenzen vom 15. und 16, November (1809) 
abgejchloffenen Konvention erhält der löbliche Stand Zürich für Entſchädigung wegen dem vorgefundenen 
Abgang an dem Wafterfingerzehnten die übereingefommene Averfalfumme_von fl. 2000 nebjt fl. 500 für 
die Zinjen von 5 Jahren. 

Diefe Averfalfumme von fl. 2500 fol von der Summe abgezogen werben, welche ber Stanton 
Thurgau dem Großherzog von Baden ſchuldig bleibt, und ber Kanton Thurgau hat darüber mit dem 
Kanton Zürich in Abrechnung zu treten. 

Obige Convention iſt laut in Handen habendem Schreiben des großherzoglich badiſchen Geſandten 
in der Schweiz, Herrn geheimen Rath; von Ittner, d. d. 10. März (1810), von Sr. Königl. Hoheit 
dem Großherzog von Baden durch ein Minifterial-Refeript vom 24. Febrnar 1810, und laut Schreiben 
d. d. 17. März 1810 aud von der Regierung des hohen Standes Zürich förmlich ratiftcirt worden. 

Aus den Eonferenz-Protofollen und den in Handen habenden Schreiben getreulid; ausgezogen, 
Schaffhauſen, den 10. December 1810, beſcheint 

Stodar von Neuforn, 
eidgenöſſiſcher Commiſſär. 
F. don Meyenburg, 
Conf. Secretär. 


II. Kanton Aargau. 


Als Reſultat der zwiſchen dem großherzoglich-badiſchen Geſandten, Herrn geheimen Rath von Ittner, 
und dem Abgeordneten des löblichen Standes Aargau, Herrn Regierungsrath Herzog von Effingen, 
unter Vermittlung von Herrn Sefelmeijter Stockar von Neuforn, als von Sr. Excellenz dem Herrn 
Landammanı der Schweiz ernannten Commiffarius, in den Conferenzen vom 28. October und 2. No— 
vember (1809) abgefchlojjenen Convention erhält der löbliche Stand YWargau für Entichädigung des 
Kleinzehnten zu Kaiferituhl und einiger nicht ausfindig zu machenden Geld» und Naturalgefälle die über: 
eingefommene Averjalfumme von fl. 13,800, zahlbar auf Lichtmeß 1810. 

Die Averfalfumme jolle von derjenigen abgezogen werden, welche der Stanton Thurgau Seiner 
Königlichen Hoheit dem Großherzog von Baden jchuldig bleibt, und diejer Ieztere Kanton hat darüber 
mit dem Kanton Yargau in Abrechnung zu treten. 

Obige Convention it laut dem in Handen habenden Schreiben des großherzoglich-badijchen Ge: 
fandten in der Schweiz, Herrn geheimen Rath von Ittner, d. d. 22. October 1810, durdy ein Meint: 
fterial-Refcript vom 8. September (1810), und dann laut Schreiben d. d. 17. März 1510 auch von 
ber Regierung des hohen Standes Nargau förmlich ratificirt worden. 

Aus den Eonferenz-Protofollen getreulih ausgezogen, Scaffhaujen, den 10. December 1810, 
beicheint E 
Etodar von Neuforn, 
eidgenöſſiſcher Commiſſär. 
F. von Meyenburg, 
Eonf. Secretär. 
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II. Kanton Thurgan. 


Als Reſultat der zwiſchen dem großherzoglich-badiſchen Herrn Gehermrath von Ittner und den 
Abgeordneten des löblihen Standes Thurgau, den Herren Regierungsräthen Morell und Frenenmuth, 
unter Vermittlung von Herrn Sefelmeifter Stodar von Neuforn, als von Sr. Excellenz dem Herrn 
Landammann der Schweiz ernannten Commiſſarius, in ben Eonferenzen vom 24., 26. October und 
4. November 1809 und 2. Mai 1810 abgeſchloſſenen Convention, erhält der löbl. Kanton Thurgau: 

A. 1) Us Entſchädigung für mehrere nach der Convention von 1804 ihm amgewiejene Grunb- 
zins- und Zehntengefälle, welche entweder nicht vorgefunden werden konnten, oder wobei ſich ein be: 


—— Abgang gezeigt, die Averſalſumme von . ; fl. 12,868. 09 
2) Für bie Be verschiedener Gemeinden des Kantons — die 

Summe von . ; : : z > m 8,633. 12 
3) Wird ihm an neuen Gefällen — für bie Summe von } : u 8,520. 12 


B. In Gefolge der den Eonferenz- Protofollen vom 4. November 1809 und 2. Mai 1810 beige: 
fügten Abrechnungen bleibt der Kanton Thurgau nach Abzug desjenigen, was er mit dem löbl. Kanton 
Yargan zu verrechnen hat, Sr. Königlichen oe dem Großherzog von Baden mit Lichtmeß 1510 
annoch jchuldig die Summe von i i j i ; i j . fl. 73,741. 39 

C. Ferner übernimmt er die Summe vn. . “ n 23,500, — 
weldye laut der mit dem löbl. Kanton Zürich abgefchlofjenen — lobliche 
Stand auf Lichtmeß 1810 von Sr. Königlichen Hoheit zu beziehen hat, und für welche 
er ebenfalls auf den Kanton Thurgau angewieſen worden iſt, 


bleibt alſo mit Lichtmeß 1810 ſchuldig fl. 71,241. 29 


Obige Eonvention ift laut in Handen babendem Schreiben des großherzoglich-badiſchen Gefandten 
in der Schweiz, Herrn geheimen Rath von Ittner, d. d. 22. October 1510, von Sr. Königl. Hoheit 
dem Großherzog von Baden durd ein MinifterialRefeript vom 8. Septenber (1810), und dann laut 
Schreiben d. d. 13. December (1810) auch von der Regierung des hohen Standes Thurgau ſörmlich 
ratificirt worden. 

Aus dem Eonferenz:Protofoll und den in Handen habenden Schreiben getreulich ausgezogen, Schaff- 


haufen, den 8. December 1810, beſcheint . 
Stodar von Neuforn, 


eibgenöffiicher Commiſſär. 
F. don Meyenburg, 
Eonf. Secretär. 


Unier dem 28. December 1810 ift da3 vorerwähnte Reſullat der Konferenzialverhandlungen zwiſchen ben Bevoll: 
mädhtigten des Großherzogs von Baden und der Kantone Zürich, Aargau und Thurgau dur den Kandammann der Schweiz 
ralikcirt worden, 
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Übereinkunft für Ausfönderung zwifchen den Kantonen der in 
ihrem Gebiet gelegenen Beſizungen und Gefälle des ehemaligen Hoch— 
jtiftes und Domcapitels Gonitanz. 


A, Flbereinkunft zwifden den Kantonen, welche in Gefolge der mit Aurbaden 
abgefdjlofenen Konvention die in ihrem Gebiet gelegenen Befizungen und Gefälle 
des ehemaligen Hodjlifts und des Domcapitels zu Conftanz übernehmen ſollen. 


Abgeſchloſſen zu Schaffhaufen den 6. Februar 1804. 


Da in dem dritten Artikel der unter dem heutigen Dato mit ben Abgeordneten Sr. Kurfürftlichen 
Durchlaucht von Baden abgeichloffenen Convention der befondere Vorbehalt gemadyt worden : 

„Daß über die Art und Weife, wie die in der Schweiz gelegenen Befizungen und Gefälle des Hoch— 
„ſtifts und des Domcapitels von Eonftanz von den Kantonen übernommen, und wie die darauf haftende(n) 
„Paſſiva ſowohl, als die durch die nachitehenden Artikel eingegangenen Verpflichtungen garantirt werben 
„Jollen, zwiſchen den betreffenden Kantonen eine befondere Verabkommniß errichtet und daß dieſe Ver— 
„tommniß zugleich mit der zwiſchen Sr. Kurfürftlihen Durchlaucht von Baden und der fchmweizerifchen 
„Eidgenofjenichaft geichloffenen Convention den Kantonen und der Tagfazung zur Ratification folle vor: 
gelegt werben ;" 

jo haben fich die auf die hiefigen Conferenzen von ihren vejpectiven Behörben abgeorbneten jchweis 
zeriichen Herren Deputirtein), und zwar die von Sr. Ercellenz des Herrn Landammanns (!) der Schweiz 
ernannteln) eidgenöffiihein) Commiſſärs, Herr Setelmeifter David Stodar von Neuforn und Herr Regie 
rungsrath Garl von Neding, von Seite des Kantons Zürich Herr Rathsherr David Wyß, von Seite 
des Kantons Solothurn Herr Oberrichter Friedrich von Roll, von Seite des Kantons Baſel Herr Raths— 
herr Johann Georg Stehelin, von Seite des Kantons Schaffhaufen Herr Rathsherr Georg Müller, 
und von Seite des Kantons Thurgau Herr Regierungsrath Johannes Morell und Herr Regierungs: 
rath Joſeph Anderwert, über die Ausführung ber mit Kurbaden gejchlojfenen Convention jorgfältig mit 
einander berathen, und find über nachfolgende, auf genaue Berechnung gegründete Vorſchläge mit ein: 
ander übereingefommen, welche Vorſchläge fie Die Ehre haben, Sr. Ereellenz dem Herrn Yandammann 
ber Schweiz mit dem chrerbietigen Anfuchen zu übergeben, diefe unter ihnen getroffene Übereinkunft zu- 
gleich mit der zwifchen Kurbaden und ber ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft gejchloffenen Convention den 
betreffenden Kantonen und der künftigen Tagſazung zur Natification vorzulegen. 

1) Der gefammte Betrag der von den Eurbadifchen Herren Abgeordneten übergebenen Etats be 


lauft fi auf die Summe von 
2,054,908 Gulden, 30 Kreuzer. 


2) Davon wird allervorderit abgezogen die Entjchädigungsforderuug für die in den Jahren 1798, 
1799 und 1800 nicht bezogenen Zehnten, und für die durch die helvetiſchen Gefeze abgefchafften Gefälle, 
welche Entichädigungsforderung ſich nach dem beiliegenden Etat belauft auf die Summe von 

305,398 Gulden, 14 Kreuzer. 


"gg 
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3) Bon obiger Summe wird ferner nad) den gemachten Berechnungen und nad; der mit ben kur— 
badijchen Herren Abgeordneten getroffenen Übereinkunft, für die Unfoften der Verwaltung, für bie Per- 
ceptionstojten, vorzüglich auch in Rükſicht der feit 1798 eingetretenen Umftände, abgezogen die Summe von 

461,260 Gulden, 46 Kreuzer. 
4) Die nach diefen verfchiedenen Abzügen übrig bleibende Summe von 
1,288,249 Gulden, 40 Kreuzer 
wird als der wahre Werth jämmtlicher in der Schweiz gelegenen Befizungen und Gefälle des ehemaligen 
Hocdftifts und des Domcapitels von Eonjtanz angenommen, und wird auf nachfolgende Art von den 
betreffenden Kantonen übernommen : 
5) Der Kanton Zürich übernimmt die auf feinem Etat begriffenen, und in feinem Gebiet gelegenen 


Befizungen und Gefälle für die Summe von ; F ; : . fl. 266,969 
Der Kanton Schaffhaufen . . j . : } N : m. 226,030 40 
Der Kanton Yargau . : B E z j ‚ i i 524 50,450 
Der Kanton St. Gallen . : a e : . ; z —* 11,300 
Der Kanton Thurgau 73,500 


fl. 1,288,249 40 fr. 
6) Auf diefem Activum haften noch folgende Bafjiva : 
1) Die in Gefolge des 4. Artitels ber — Convention Sr. Kurfürſtlichen Durchlaucht von 
Baden garantirte Averſalſumme mit . B . } ; . fl 440,000 
2) Das für die Bebirfniffe und Ansprüche des unter dem conftanzifchen 
Bisthum geftandenen Kirchenjprengels in der Schweiz ausgefdiebene Ca— 


pital mit . . „300,000 
3) Für die auf den — Gollaturen Gaftenden Befhwerben vom 
Gapital mit . i N i ' } ; i W 60,000 
4) Baffivcapitalien im Kanton Schafihanfen : . e j R u 185,054 
Rükſtändige Zinfe. E s i : ; i . 5 — 8,676 40 
5) Unforderungen der Stadt Stein . . . j i ; . u 3,000 
6) Paffiveapitalien im Kanton Zürich . i 2 ; ; ; m. 283,140 
Rüfftändige Zinfe . ‚ . ; . . . —JV 7,579 
7) Baffivcapital im Kanton —— | 800 





fl. 1,288,249 40 fr. 
7) Übrehnung mit dem Kanton Zürid. 


Der Kanton Zürich übernimmt an den Bajlivcapitalien in feinem Kanton . fl. 249,390 


Die rüfftändigen Zinſe ; ; a 7,579 
Das ihm für die auf den Gollaturen Haftenden Vejchwerden — 
BEER: =. ut ee te ee ar er ie > A 


fl. 266,969 
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5) Abrehnung mit dem Kanton Schaffhauſen. 


Der Kanton Schaffhauſen übernimmt die Bafftvcapitalien feines Kantons mit fl. 185,054 
Nüfftändige Zinie * 8,076 40 fr, 


Die Anforderung der Stadt Stein . ’ ; — 3,000 
An den Pafliveapitalien im Kanton Zürich ä Ay zu | werzinfen. i 5 19,300 
Das ihm für die auf den Collaturen haftenden Beſchwerden —— 

Capital. — 10,000 





fl. 226,030 40 fr. 





9) Abrehnung des Kantons Aargau. 
Der Kanton Aargau übernimmt an den Pafjivcapitalien im Kanton Zürich 





a 4°, zu verzinien .  . 0. fl 14,450 
An dem für die Bedürfniſſe der Dibces —— Gapital Fe 4 36,000 
fl. 50,450 





10) Abrehnung des Kantons St. Ballen. 


Der Kanton St. Gallen übernimmt an dem für die Bebürfniffe der Diöces 
ausgejchtedenen Capital . 5 . fl. 11,300, 
Sollte ſich in der Folge zeigen, daß Die 60 Audart Holz im — welche zu fl. 3000 ange 
ichlagen worden, in dent Kanton Thurgau liegen, jo werben dieſe fl. 3000 dem Stanton St. Gallen ab- 
und dem Kanton Thurgau zugeichrieben. 


11) Abrehnung bes Kantons Thurgau. 


Der Kanton Thurgau übernimmt die Sr. Kurfürftlihen Durchlaucht von Baden garantirte Averjal- 
jumme von . R . fl. 440,000 





Das Herrn Amtmann Rogg in Frauenfeld ſchuldige Gapital von r 800 
Das bem Kanton Thurgau für die auf den Collaturen haftenden ——— 
zugeſchiedene Capital von 40,000 
An dem für die Bedürfniſſe und Anfprüche * Didees ausge 
Capital E . P R . „252,700 
fl. 733,500 


12} Die Kantone Zürich und Scaffhaufen und der Kanton Margau, joweit es ihn betrifft, werben 
für die Sicherheit und die Befriedigung der von ihnen übernommenen Paffiwcapitalien allein und aus: 
ſchließend forgen, und demzufolge die den Eigenthümern diefer Gapitalien in andern Stantonen als Hy: 
pothef verjchriebenein) Befizungen und Gefälle aller fernern Pfandſchaft entledigen. 

13) Für die Sr. Kurfürſtlichen Durchlaucht von Baden garantirte Averjalfumme von fl. 440,000, 
jowie auch für das der Diöces ausgefchiedene Capital von fl. 300,000 bleiben hingegen die in ben Kau— 
tonen Thurgau, St. Gallen und Aargan liegendein) conftanzischeln) Befizungen und Gefälle fo lange einzig 
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und ausjchlieplich verpfändet, und diefe Kantone haften felbit für die ibernommene Capitalfumme, bis 
das ganze Kapital abbezahlt it, oder bis fie fih mit Sr. Kurfürſtlichen Durchlaucht von Baden und 
mit den Diöcefan-Kantonen auf die einte ober andere Art abgefunden haben. 

14) Da mit Sr. Kurfürftlicen Durchlancht von Baden für ihre Ansprüche vermitteljt einer Averjal- 
ſumme tranfigirt worden, jo bat gegen Kurbaden feine Nachwährſchaft ftatt, auch unter den Kantonen 
ſoll feine Nachwährſchaft ftatthaben ; folfte fich aber in der Folge zeigen, daß Befizungen und Gefälle, 
die in cinem Kanton gelegen, auf den Etat des andern Kantons übertragen worden, jo werden bie be- 
treffenden Kantone ſich darüber mit einander abfinden, 

15) Die Verfügungen über die Verwaltung des dem conſtanziſchen Kirchenſprengel in der Schweiz 
zugeichiebenen Capitals werben den Diöceſan-Kantonen überlafjen. 

Gegeben Schaffhaufen den 6. Hornung 1804. 


David Stodar von Neufern. Stehlin. 

Earl von Reding. Johann Georg Müller. 
David Wo. Joh. Morell. 

Friedrid von Roll, Joſeph Anderwert. 


B. Ratificntion der vorfiehenden Übereinkunft von Seite der Tagſazung, 
vom 7. Juni 1804. 


Wir der Landammann der Schweiz und die Ehrengefandten ſämmtlicher löblicher Kantone 
der jchweizerijchen Eidgenoſſenſchaft, in einer ordentlichen allgemeinen Tagſazung in Bern verfammelt, 

urlunden hiermit: 

Daß, nachdem Wir in unferer heutigen Sizung von den hochgeachteten Herren David Stodar von 
Neuforn, Selelmeijter und Ehrengefandter des Kantons Schaffhauſen, und Karl von Reding, Regierungs: 
rath und Ehrengefandter des Kantons Aargau, einen Bericht angehört über die im lezwerfloſſenen 
Winter ftattgehabten Unterhandlungen, wobei e8 zwifchen den Deputirten löblicher Stände Zürih, Schaff⸗ 
haufen, St. Gallen, Margau, Thurgau, Solothurn und Bafel zur Erfüllung der gegen den Herm Kur: 
fürjten von Baden infolge des deutichen Entſchädigungs-Receſſes eingegangenen, durch einen Vertrag vom 
6. Hormung, den Wir heute ratifieirt haben, näher beftimmten Berbindlichkeiten — zu wechjeljeitigen 
Erörterungen und Anträgen gekommen ift, welche hernach in eine befondere Übereinkunft aufgenommen 
worden find, — und nachdem Wir ung bemeldete Übereinkunft vorlegen laffen — Wir auf die Em- 
pjehlung der oben vermeldeten löblichen Stände und auch der übrigen Diöcefan-Kantone: Uri, Unter 
walden, Lucern, Glarus und Zug, und in der Abficht, zu allem was dieſen Kantonen vortheilbaft 
und müzlich fein mag, nach allen unferen Kräften beizutragen, 

beſchloſſen und verordnet haben: 
bemeldete Übereinkunft vom 6, Februar 1804, wovon der Inhalt folgt, 
(folgt der wörtlidye Inhalt der Übereinkunft) 
im Namen der fchweizerifchen Eidgenoſſenſchaft zu genehmigen, gutzuheißen, und jomit völlig zu ratificiren, 
mit der feierlichen Erflärung, daß Wir folche in allen feinen ) Theiten vollziehen und vollziehen laſſen 
werben. 
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In Kraft deſſen ift die gegenwärtige Urkunde mit dem gemein-eibgenöffischen Siegel verjehen, von 
Sr. Ercellenz dem Herrn Landammann der Schweiz und dem Kanzler der Tagfazung unterjchrieben 


worden, in Bern den 7. Juni 1804. 
Der Landammann der Schweiz: 


(L. $.) von Wattenwyl. 
Der Kanzler der Eidgenofjenichaft: 
Mouſſon. 


C. Grundlage der Vertheilung der durch Artikel 5 des am 6. Februar 1804 zwiſchen 
der Schweis und dem Kurfürſtenthum Baden abgefdjlofenen Vertrages dem 
ſchweizeriſchen Theile des bifdöflidj:conftanzifhen Sprengels zugefdiiedenen 300,000 
Gulden unter die zu diefem Sprengel gehörigen Kantone oder Kantonstheile, 


I. Bejchluß einer Eonferenz der katholiſchen und paritätifchen Stände, 
vom 24. Juni 1813. 
Die bereits eingereichten Berzeichniffe der Communicanten jollen für einjtweilen als Maßſtab zur 


Bertheilung der Zinfen dienen, und wenn es um die Vertheilung der Capitalien zu thun fein wird, jo 
ſoll eine neue Abzählung in jedem betveffenden Kantone vorgenommen werben. 


1. Repartition in Folge des vorjtehenden Beſchluſſes. 








Zahl der Zahl der | 
Communi⸗ | Gommuni« 
| tanten nad) canten nad 
Rantone dem im Jahr fantone dem im Jahr 
| 1811 einge ‚ 1811 einge | 
| gebenen ‘  gebenen | 
Berzeichniß Verzeichniß 
I Eu € |. Übertrag 134,758 | 
Schwyz . Ey Ant u A 9m 23,919 ;, Solotbum . . ». 2. 0. ...| 6311 | 
| Ob dem Wald 7258 Appenzell IR. . . 2... 7,180 
Unte alden | A 38: 
uUnterwelden | gain dem Wald 9123), FI N Sr Ballen. © 22 222.2. 47,426 
Lucern. 474, 212 U ÜBER ea ra RER | 
BE: 5 u en ee on BER Thurgauuuu 14,398 | 
Glarus.... 2,119 Schaffhauſen.. 186 
BE En 3 ——— Total der Communicanten 239,254 
Übertrag | 134,758 | 
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8. 


Übereinkunft, betreffend die Anſprache der Stadt Baden an den 
breisgauiſchen Prälatenſtand, vom 28. Januar 1807. 


Zwiſchen dem unterzeichneten Bevollmächtigten Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs von 
Baden und jenen der löblichen Stadt Baden im Kanton Aargau iſt unter Vermittlung Sr. Excellenz 
des eidgenöſſiſchen Herrn Landammanns Merian und deſſen ernannten Herrn Commiſſärs, Sr. Hoch— 
wohlgeboren Herrn Heußler, Mitglied des Kleinen Raths und des Staatsraths des Kantons Baſel, in 
Anſehung jener Schuldforderungen, welche die Stadt Baden laut Schuldverſchreibung vom 23. April 
1611 mit 5000 Gulden an den vormals gemeinſchaftlichen breisgau- und elſäßiſchen Prälatenſtand, unter 
ber Benennung bes vorderöſterreichiſchen Prälatenftandes, dann laut Schuldverfchreibung vom 7. Juni 
1620 mit 6000 Gulden an die gefammten breisgaus und elſäßiſchen Stände unter der ebenmäßigen Be 
nennung von vorderöfterreichiichen Ständen zu fordern haben, am heutigen Tage, unter Vorbehalt der 
Genehmigung beibderfeitiger Principalichaften, nachſtehender Vergleich nad) vorläufig gepflogenen Unter 
handlungen zu Stande gekommen. 

Erjtens. Seine Königliche Hoheit ber Großherzog von Baden erklären fich, theils als dermaliger 
Inhaber der breisgauifchen Stifter (!), theils im Namen der vormaligen breisgauifchen Stände oder der: 
nalen des Landes Breisgau verbindlid, an der angezeigten Capitalfumme von 11,000 Gulben brei 
Viertheile mit 8250 Gulden zu übernehmen und an die löbliche Stadt Baden abzuführen. 


Zweitens. Dagegen leiftet die Stadt Baden nach erhaltener Bezahlung obiger Summe Verzicht 
auf den übrigen Biertheil des Capitals, jowie auf alle bisher davon anfgelaufenen Zinje und die Nach— 
forderung der wegen diefen Gapitalien und Zinſen gehabten Unkoſten. 

Drittens. In diefer Hinficht verpflichtet fie fich ihrer Seits nach erfolgter Zahlung der ihr zu: 
geficherten drei Biertheile des Capitals, nicht nur die Original-Schuldverichreibungen an einen Bevoll- 
mächtigten Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs von Baden auszufolgen, und dadurch auf alle aus 
diefen Schuldtiteln herrührende, was immer Namen haben mögende Forderungen zu verzichten, jondern 
fie tritt auch mit der Übergabe dieſer Schuldverfchreibungen an Seine Königliche Hoheit den Großherzog 
von Baden und das Land Breisgau alle jene Anſprüche ab, welche ihr diefer Schuldforderungen halben 
noch an die vormaligen eljähtichen Prälaten- und Landesitände zuftchen, ohne jedoch weder über bie 
Richtigkeit noch Einbringlichkeit dieſer Forberung(en) an biefelben irgend eine Gewähr zu leijten, noch 
Vertretung zu übernehmen. 

Viertens. Wegen des Betrags, welchen ber Kanton Aargau an der oben ftipufirten Schuld» 
fumme von 8250 Gulden Namens der Stifter Rheinfelden und Olſperg nad) dem bejtandenen Steuer: 
fuße zu leiften haben würbe, ift verabredet und bedungen worben, daß Seine Königliche Hoheit und das 
Land Breisgau ſolchen nicht zu übernehmen haben. Falls aber der Kanton Yargau Bedenken tragen 
follte, diefen ohnehin nicht beträchtlichen Antheil an der befagten Schuldfumme an die Stadt Baden ab: 
zuführen, jo ſoll biefes an ber Abführung des übrigen, weit beträchtliceren Schuldbetrags von groß: 
herzoglich-badifcher Seite weder einen Anftand noch Aufenthalt veranlafjen. 


D_ „ - oe = J — reg 
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Fünftens In Anjehung der wirklichen Zahlungsleiftung überläßt die Stadt Baden es ber 
Wahl Sr. Königlihen Hoheit, die übernommene Schuldſumme entweder in Aarau baar, oder durch 
liquide, bis zur bedungenen Zahlungsirift verfallene Anweifung auf die hochlöbliche Kantonsregierung 
daſelbſt abzuführen. 

Sehstens In Anjehung der Zeit, in welcher die Zahlung geleiftet werden ſolle, wirb ſich auf 
dasjenige bezogen, was barüber unter'm 5. December vorigen Jahrs verabredet worden ift, daß nämlich 
joldye zur Hälfte binnen ſechs Monaten, aljo von jezt am gerechnet auf den 1. Auguft dieſes Jahres, 
die andere Hälfte aber binnen weitern ſechs Monaten, folglih auf ben 1. Februar künftigen Yahres, 
und zwar in benen in ben Capitalbriefen bedungenen Geldſorten ftatthaben jolle. 

Zu beifen Urkunde haben ſich daher ſowohl die beiberfeitigen Bevollmächtigten als der eidges 
nöffifche Herr Commiſſär bier eigenhändig unterzeichnet. 

Basel, ben 28, Jenner 1807. 


2. Heußler, des Raths, als zu Dr. Ruth, Oberhofgerichtsrath, 
dieſem Geſchäft ernannter eid- als großherzoglich « badiſcher 
genöffiiher Vermittler. Bevollmächtigter. 


Ph. S. Niericker, Stadtam— 
mann, als Bevollmächtigter 
der Stadt Baden. 


Hürner, Bevollmächtigter der 
Stadt Baden. 

Franz Earl Brunner, Rent- 
meifter der Stadt Baben. 


Vorſtehender Vergleich wurde ratificirt von Seite des Großherzogs von Bader am 2. Februar 1807, und von Seite des 
Stadtraibs der Stadt Baden am 9. März gl. Jahres. 


Übereinfunft über die Anfprachen verjchiedener Gläubiger aus den 
Kantonen Unterwalden und Solothurn an den breisgauiichen Prälaten— 
ftand, vom 10. December 1808. 


Kund und zu wiifen ſei biemit: 

Nachdem (fich) verichiedene Gläubiger aus der Schweiz, die fich bisher unter den Namen Solothurner 
Gläubiger mit den in Handen habenden Acten, noch vor den Zeiten bes weitphäliichen Friedens her- 
rührenden öfterreichifchen landjtändischen Obligationen, gemeldet, und von Sr. Königlichen Hoheit dem 
Großherzog von Baden, als dermaliger Souverän des Breisgaus, Bezahlung des Capitals ſammt 

66 
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Binfen verlangt haben, jo erfolgten hieraus verſchiedene Eonferenzen in Baden, Bafel und Lucern, worin 
Vorſchläge zu einer gütlichen Ausgleihung unter Vermittlung Sr. Ereellenz des Herrn Landanımanns 
der Schweiz gemacht, auch dieſelbe(n) im wechjelweijer Correſpondenz noch weiter verfolgt worden find. 

Endlich aber gelangt(e) man nad) der Eonferenz, weldye am 30. Juni des laufenden Jahres zu Lucern 
mit dem großberzoglich-babifchen bei der Eidgenoſſenſchaft bevollmächtigten Gejandten gehalten und durch 
Correſpondenz noch näher berichtigt worden ift, zum folgenden Nefultate einer für beide Theile verbind- 
lichen Ausgleichung: 

1) Die Solothurner Gläubiger, deren Forderungen und Capitalbriefe in dem Anhange diefes In» 
ftruments, mit ſechs Schuldverjchreibungen, davon zwei aus jogenannten gute(n) Gulden ganz bejtimmt, 
ausgeftellt find, die ſämmtlich aber reducirt auf Solothurner Münze die Sumnte ausmachen von 41,706 
Gulden 10 Bazen, den Louisd’or zu 10 Gulden */, berechnet, werben fich begnügen mit der Hälfte 
diefer Summe, alſo mit 20,853 Gulden, 3 Bazen, al® Capital, jodann begnügen fich diefelben ferner: 

2) Mit zehmjährigen Zinſen von diejer Hälfte des Capitals, aljo mit 10,426 Gulden 10 Bazen, 

zufammen gevechnet, nämlich : 
An Capital ee fll. 20,853 10 Bz. 
An Zinſen. > u 10,426 10 „ 


Entfteht eine Totalfumme von fl. 31,280 
der Louisd'or zu 10°/, Gulden. 

3) Bon dem großherzoglichbadijchen, zum Vergleich bejonders ermächtigten Gejandten wird zuge- 
fagt, daß von diefer Totalſumme nady dem 1. Jenner 1809 auf Abichlag bezahlt werben jollen : 

fünf taufend Gulden 
in welchem Falle die Solothurner die in der Totalfunme vorfommenden ungleichein) 280 Gulden ſogleich 
jtreichen und abjchreiben lajjen werden. 

4) Nach Abzug diefer 5000 und der geftrichenen 280 Gulden bleibt das Reſtirende auf zwei Jahre 
lang jtehen und wirb auf den 30. Juni 1808 mit fünf vom Hundert verzinst. 

5) Der Zahlungstermin ift von beiden contrahirenden Theilen bis auf das Jahr 1810 aljo und 
bergejtalten fejtgefezt worden, daß in dem Jahr 1810 den 1. Julius ein Drittel, den 1. Octobris eben jo 
viel und den 31. December das lezte Drittel bezahlt werben jolle. 

Da auf diefe Art Fraft gegenwärtigen Vergleichs die Gefammtforderung diefer Schulden, in foferne 
fie an Seine Königliche Hoheit den Großherzog von Baben gemacht werben konnte, getilgt wird, jo tritt 

6) Der großherzoglich-badiſche Geſandte, als eigends hierzu ermächtigt, im Namen feines höchiten 
Souveräns den Solothurner Gläubigern das Recht ab, den Reſt der ganzen Forderung auf diejenigen 
Güter und Liegenſchaften oder deren Befizer geltend zu machen, und fich daran zu erholen, auf welche 
fie vermöge ihrer Schulbbriefe Anſprüche zu machen ſich berechtigt glauben, jedoch mit Ausſchluß jämmt- 
licher Befizungen, die Seiner Königlichen Hoheit in oder außer der Schweiz wirklich zugehören. 

7) Da nun die Solothurner Gläubiger zu Erholungen der Rükſtände ihrer Gejammtforderung bie 
Driginal-Schuldverjchreibungen noch nöthig zu haben angeben, jo wird von dem großherzoglich-badiſchen 
Geſandten im Namen jeines höchſten Souveräns ihnen geftattet, daß fie diefe Originalien auch nad) 


u. = nF 
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der großherzoglicher Seits ftipulirten und geleifteten Zahlung noch ein Jahr lang zur Verfolgung ihres 
Zwekes in Handen behalten dürfen. 

Dagegen aber machen ſich die Solothurner Gläubiger anheiſchig, bei ihrer Landesregierung von 
diefen Originalien ganz gleichlautende und vidimirte Abichriften auf ihre Koften verfertigen zu laſſen, 
welche nach dem bezahlten lezten Termin ſogleich eingehändigt werden follen. Sollten aber dieſe Gläu— 

biger nach verfloffener Jahresfrift die Originalien noch länger nöthig haben, jo wird ihnen der Gebraud) 
derfelben nach vorläufigem Anjuchen auch noch länger gejtattet werben. 

Die Originalien felbit hingegen follen nach dem weiter oben ftipulirten oder noch ferner verlängerten 
Jahrestermin und nad dem zu ihrem Zwele gemachten Gebrauch an ihre Landesregierung von den 
Solothurner Gläubigern abgegeben und von biefer Stelle an den großherzoglichen Gejandten oder an 
die großherzoglihe Regierung des Oberrheins zu Freiburg im Breisgau abgeliefert werden. 

8) Die von dem großherzoglichen Gefandten zugefagten Zahlungen, follen bei den oben feftgejezten 
Terminen baar und mit Hingender Münze, oder in Wechjeln, welche von befannten Schweizer Handels- 
häufern auf obige Termine acceptirt worden, ausbezahlt werden. 

Die Bezahlung iſt unmittelbar an die Landesregierung der Solothurner Gläubiger zu leiften, um 
die Vertheilung unter die Theilnehmer der Schuldtitel ordnuugsmäßig zu veranftalten. 

Dagegen ftellen die Solothurner Gläubiger die Quittungen über die gejchehenen Zahlungen an ihre 
Landesregierungen aus, welche diefe Scheine an den großherzoglichen Geſandten, oder die großberzogliche 
Negierung des DOberrheins nach Freiburg im Breisgau jedesmal gehörig einjenden, und die Vollziehung 
diefer Bergleichsartifel, in foferne fie die Zufagen der Gläubiger betreffen, übernehmen, und nach geſchehenen 
vollftändigen Zahlungen und Einfieferung der Originalien gegen alle weitere Anforderung Garantie leiften. 

9), Nachdem mun die vorftehenden Artikel dieſes Vergleichsinftruments feitgefezt, beibfeitig genehmigt, 
gehörig unterzeichnet und beftegelt worden, fo werben hievon doppelte gleidylautende Eremplarien unter 
dem nämlihen Dato zu Freiburg im Breisgau dem Herrn Landammann der Schweiz als eidgenöſſiſchem 
Bundeshaupt zugeftellt, und durch Auswechslung an die beiden contrahirenben Theile mitgetheilt. 


Freiburg, den 10. December 1808. 


A. J. v. Ittner, großberzoglich badiſcher geheimer Math und Ge: 
fandter bei der Schweiz. 

Victor Gluß-Blosheim, chemals Jungrath und Gemeinmann, 
Sefelmeifter der Stadt Solothurn 

Victor Jofeph Auguftin Hermenegild Freiherr von Arregger 
von Wildenfteg, ehemals der ältern Räthen. 

Urs Joſeph Ludwig Ferdinand Freiherr don Arregger, 
geweſtner Hauptmann in ſpaniſchen Dienſten. 

Bys, Alt⸗Landvogt. 

Ludwig von Moll, des Raths. 

Friedrich don Noll, Staatsſchreiber. 

Bictor Joſeph Pfluger, Alt-Landichreiber und Ober-Appellations- 
Gerichtsſchreiber. 





524 


Derzeichnif 


der Gapitalforderungen, welche die Solothurner Gläubiger jowohl an die ehemaligen Gotteshäufer 
St. Blaſien auf dem Schwarzwald und Lützel im Elſaß, als an den gefammten vorderöfterreichiicen 
Prälatenitand zu fordern, und die durch die vorjtehende Vergleihungsurkunde ſammt den darauf 
rüfftändigen Zinſen getilgt worden, 

Gulden Bazen 

a. Yaut Schulobrief, lautend auf Herr Obrift Joſt Greder zu Wartenfels als Credi— 
toren, batirt auf Sonntag Lätare des jahres 1620 an Capital . ; ; . 12,000 — 

b. Laut Schuldbrief lautend auf den eben gedachten Herr Greder als Ereditor, datirt 

auf Maria Verkündigung des Jahres 1623, das Kapital von 2400 gute Gulden, 

oder nadı Ausweiſung und Erklärung des Inſtruments felbjt das Capital von 1600 

Kronen jede zu 25 Bazen Solothurner Währung gerechnet, weldyes in — 
Währung beträgt an Gulden —— 2,666 10 

ec. Laut Gültverfchreibung gegen Herrn Yatob Waller von St. Albin als Creditor, 
datirt auf Navitatis Johannis Baptiſta des Jahres 1620 das Capital von . . 17,000 — 

d. Laut Schuldbrief lautend auf eben gedachten Jakob Wallier, als Ereditor, aufge: 

richtet auf St. Jakobi Apoftoli des Jahres 1623 das Kapital von 3000 guten 

Gulden oder nach Ausmweifung und Erflärung des Schuldinftruments ſelbſt die 

Summe von 2000 Stronen, die Kronen an 25 — beträgt in Solothurner 
Gulden . 3333 5 

e. Laut Schuldbrief lautend * Herrn Urs Vigier als Creditor aufgerichtet, 4 Cor⸗ 
poris Chriſti 1622, das Capital von Selothurner Währung. 0... 00.500 — 

f. Laut Schuldbrief lautend auf Herrn Hans Jakob Stoder als Ereditor, aufgerichtet 
auf Chrifti Geburt 1616, das Capital von Solothurner Währung ; . . 1,706 10 


Alſo zufammen das Capital von 41,706 10 


Die urkundliden Ausfertigungen der vorftehenden llebereinlunft find dur die Dazwiſchenkunft des Yandammanns der 
Schweiz auf dem Wege der Correſponden, ausgewechſelt worden. 
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Übereinfunft zwifchen der ſchweizeriſchen Gidgenoffenfchaft und dem 
Königreich Württemberg, betreffend die im Königreich Württem— 
berg gelegenen und daſelbſt incammerirten Befizungen und Gefälle 
jchweizerifcher Stiftungen. 


A, Übereinkunft fammt Beilagen, abgefdjlofen zu Zürich, den 29. Auguf 1813. 


Nachdem Se. Majejtät der König von Württemberg, zu Bewährung Allerhöchſt Ihro freundichaft: 
licher und Nachbarlidyer Gefinnungen gegen die Schweiz, ſich auf die Neclamationen des eidgenöfjischen 
Bunbeshaupts entichloffen hatte, wegen des von dem Kaiſerhaus Öftreid) incammerirten, und mitteljt der 
im Prefburger Frieden erworbenen Lande an die Krone Württemberg übergegangenen jchweizerifchen 
Eigenthums, mit dev Eidgenoſſenſchaft eine gütliche Übereinkunft zu treffen, 

So wurden zu foldyem Ende als Bevollmädhtigte ernannt: von Seiten Sr. Majeftät des Könige 
Ihr außerordentlicher Gefandter in ber Schweiz, Se. Hodwohlgeboren, der geheime Legationsrath und 
Ritter des Eivil-Berdienftordens, Auguſt Friebrih von Bag, und von Seite der Eibgenofjenfchaft die 
bochmwohlgebornen, hochgeadhten Herren Hans von Reinhard, Altlandammann der Schweiz, Bürger: 
meijter des Kantons Züri, und David Stodar von Neuforn, Setelmeifter des Kantons Schaffhanfen. 

Diefe, mit den erforberlihen Inſtructionen verjehen, haben nad) ausgewechielten Bollmachten bie 
Unterhandlumgen angefangen, und fie fo lange gemeinfchaftlich fortgefezt, bis bie höchfte Bunbesbehörbe 
den zweiten eidgenöflischen Bevollmächtigten von Stodar zu deren Beendigung allein autorifirt hatte. 

Diefer hat hieranf mit dem königlich-bevollmädjtigten Gefandten unter Vorbehalt der Ratification 
Sr. Königlihen Majeftät und jener der fchweizeriichen Eidgenoſſenſchaft folgenden Vertrag abgefchloffen. 

Art. 1. Se. Königliche Majeftät von Württemberg verfpricht, alle Realitäten, Gefälle und Capitalien, 
welche einzelnen Kantonen, weltlichen und geiftlichen Stiftungen, Pfarrkirchen, Gemeinden, Corporationen 
und Privaten der Schweiz angehören, und von dem Kaiferhaufe ſtreich incammerirt worden find, in 
bemfelben Zuftande, wie fie ſich im Befize der Krone Württemberg befinden, nebſt den laufenden und 
ben zur Zeit der von Seite der Eidgenoſſenſchaft erfolgten Ratification des Vertrages verfallenen, aber 
noch nicht bezogenen Nuzungen an die Schweiz zurüfzugeben. 

2. Bon benjenigen Realitäten, Gefällen und Eapitalien der ſchweizeriſchen Stifter (!) und öfter, die 
ber Taiferlich-öftreichifche Hof incammerirt hat, ſoll die Hälfte zurüfgegeben und in Anfehung der Nuzungen 
bie Beftimmung bes Art. 1 genau befolgt werden. 

3. Bei fämmtlihen Gegenftänden des Art. 1 und 2 wird das bis auf wenige Anftände, welche 
noch berichtiget werben follen, gemeinjchaftlich vectificirte Tableau in Anſehung ber Meftitution, ber 
Theilung und des Anjchlags dergeftalt als Norm angenommen, daß wicht mehr gefordert und geleiftet 
werben darf, als was in bemjelben aufgezeichnet und außer Zweifel geſezt ift. 
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4. Dagegen leiſtet die Schweiz Verzicht auf alle, bis zum Tag ihrer Ratification des Vertrags, 
aus den benannten Objecten von der Krone Württemberg bezogenein) Nuzungen; ferner auf die dieſer 
Krone als unbejtrittenes Eigenthum verbleibende Hälfte an ben Realitäten, Gefällen und Eapitalien der 
Stifter und Klöjter, und endlich auf alle weitere von ber Yncammeration herzuleitende Anſprüche. 


5. Gegenmwärtiger Vertrag bat in allen Punkten auch auf diejenigen incammerirten ſchweizeriſchen 
Nealitäten, Gefälle und Capitalien feine Anwendung, welche in den Landesdiftricten liegen, die durch 
den neuejten Pariſer Vertrag von der Krone Bayern an die Krone Württemberg abgetreten und am 
sten November 1810 übergeben worden jind. 


6. Derjelbe foll und kann aber auf diejenigen incammerirten Gegenitände nicht angewendet werden, 
welche während dem Laufe der Unterhandlungen mit den von der Krone Württemberg cedierten Landes- 
theilen unter die Souverainität des Großherzogthums Baden gefommen find. Vielmehr bleiben ber 
Schweiz alle Rechte und Anſprüche auf diefelben aljo vorbehalten, daß die Bejtimmungen der gegen: 
wärtigen Übereinkunft denjelben niemals nachtheilig fein oder dagegen angeführt werden können. 

7. Die Bollziehung des Vertrages nimmt gleich nad; Auswechslung der Allerhöchſten und Höchiten 
Natificationen ihren Anfang, worauf innerhalb Mionatsfriit die in dem Tableau bemerkten Anftände 
berichtiget, die verſchiedenen Objecte nady der Elajfe, wohin fie gehören, ausgeſchieden, nach gegenfeitiger 
Eonvenienz, insbejondere nach der für die Schweiz bequemeren Localität, geteilt und unverzüglich der- 
jelben übergeben werben jollen. 


8. Bei den nach der Bruttofumme zu theilenden Gefällen jind diejenigen Laſten bejonders zu be: 
zeichnen, weldye jeber Staat neben den Adminiſtrationskoſten auf ben ihm zugefallenen Revenuen im der 
Folge allein zu übernehmen hat. 


9, Beide contrahierende Mächte veripredyen, den von ihren Bevollmächtigten unterzeichneten Vertrag 
ohne Aufichub zu ratificiren. 


In Urkunde alles diejes iſt gegenmwärtiger Staatsvertrag doppelt gleichlautend ausgefertiget, und 
von beiderfeitigen Bevollmächtigten eigenhändig unterzeichnet und bejiegelt worden. 


Zürich, den 29ften Auguſt 1813, 


Auguft Friedrich v. Bat. David Stodar von Neuforn. 
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Dergeichniß 


Fruchtgülten: 


Aus 20 Lehengütern und Grundzinſe bei verſchiedenen 
Perſonen: 

50 Scheffel, 3 Simmeri, 1'/ Vierling Dünkel, thun 
af. 4 

16 Scheffel, 1 — Bierling date, hun 
à fl. 3 in ar se. 


Davon geht aber, was ben Sültreichern für die Lie: 
ferung auf ben Kaften abzureichen ift, ab, nämlich : 
Gh. i : .. fk1r. 15 kr. — hl. 
2Scheffel, 1 Vrlg. Haber a f. 3 m 5 De We 


worüber verbleiben 


Die Pfarrei zu Neuhauſen bezieht neben Benuzung 
des Widdumgutes ben großen und Heinen Zehenten 
Neuhaufen, weldyer Befoldungsgenuß nad Abzug 
hiernach vermeldter Fruchtabgabe ejtimirt ift, auf 

wovon aber hier in Berechnung fommen kann 

Hingegen hat die Pfarrei für die Zehenten als jähr- 
liches Locarium zu liefern: 


„201.41 „ 


„ 48.25 „ 


folfen. 
Kanton Schaffhaufen. 
Klojter Allerheiligen. 
Cammeral-Verwaltung Tuttlingen. 
Ort Neubaujen. 
Bejtändige Gefälle: 
An Geld: 
Hofitattzing fl. — At. — Hl 
Heugelb vom Kehlhof 





#.250. 6 ft. 


„ 23.20 „ 


„1650. — 


8 fr. — Hl. 
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derjenigen Gefälle, Liegenfchaften und Eapitalien, welche von Oſtreich incammerirt worden, hernach in ben 
Jahren 1806 und 1810 an die Krone Wirttemberg gefommen, und nun in folge des abgeſchloſſenen 
Vertrages als Eigethum des Staates an den ſchweizeriſchen Beſizer vollftändig zurifgegeben werden 


I. 226. 45 kr. sh. 
fl. 227.53. 3 HL. 





u 
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15 Scheffel, 5 Simmeri, 3"/, Vrlg. Dünfel, thun a fl.4 fl. 62.56 kr. 3 Hl. 
15 Scheffel, 5 Simmeri, 3"/, Brlg. Haber, thun a fl.3 „ A. 12. — u 


f.ı10. 8 tr. 3 8. 
Davon geht ab, was des Pfarrers Knecht ftatt der 


accordirten zwei Mahlzeiten erhält, mit . — 4. —- A — 

— fl. 106. Str. 3. 
Aetiv⸗Capitalien 
à 5 pro Cent verzinslich. 

Bei der Pfarrei jo unablöslid) i e a . 1.150. — fr. — hl. 

Hans Jörg Buchters eben . . 2 430. — —4 

Hans Adam Schutz . 26. — — * 
thun zum Ertrag „1.180 — 4 


Bon dem, was vormals die Cameral: ‚Verwaltung Stodadh i in dem Ort Buch⸗ 
heim bezogen, iſt, da dieſer Ort an Baden abgetreten worden, ferner zu 


beziehen — 0 u — 
Summa vom Kloſter Allerheiligen. 

Beſtändige Gültgefälle fl. 227.53. 38. 

Zehentgfälle 2: nn er > 4 Fe | 95 we © 

Eapitalzinien ‚ : i j ; j : ; ; E i . 10. 18 —n 





fl. 344. 20 fr. — Bl. 


Kanton Yargan. 
Stift Muri. 
Eammeral-Derwaltung Borb. 


Die ſtiſt-muri'ſche Statthalterei in Dettlingen, fürftl. figmaringifcher 
Herrichaft, befizt: 
l. Beitändige Gefälle, 


Jährlich unablösliche Hellerzinfe zu Horb, — Grunerſtetten 
und Thalheim . fll. 16. 39 kr. 3 hl. 
Frucht-Gülten: 
zu Horb, Eutingen, Nordſtetten, Altheim, Grunerſtetten. 
Roggen, 38 Scheffel, 2 Simmeri, 2 nahe ', Eli, 
thun a fl. 5 R r i s ; . ı9. 34 kr. 38. 
Übertrag fl. 191. 34 fr. 3 hl. fl. 16.39 fr. 3 hl. 
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Übertrag fl. 191. 34 fr. 3 Hl. 
Dünkel 33 Sceffel, 1 Simmeri, 2 Vrlg., 3 Elli, 
1%/, Bierteli, af. 3 . s il . e 9.35. — 
Haber 20 Sceffel, 4 Simmeri, 2 Brlg,, 1 Efli, 
3'/, Brili. a fl. 2. 30 fr. . Pe. 9 er, 
nad Zelg auf '/, beredynet. 
Roggen 2 Simmeri, 2 Vrlg., 2 Eli, */, Brtli.,af.5 „ 1.36. 3, 
Dünkel 2 Simmeri, 2 Brlg, 3 Brili., a fl. 3. nn — 4 
Haber 5 Simmeri, 1 Eli, 1 Brtli, A fl. 2. 30 kr. 1.34 — . 
thun zufammen . 
Summa 


2. Unbeftändige Gefälle. 
Bom Zehenten. 
Das Stift hatte zu beziehen : 
zu Bildejhingen '/, und 
zu Norditetten '% 
Der Ertrag davon hat feit dem wiürttembergiichen Befize auf ein Jahr erlaufen, 
die Früchte im Mittelpreife gerechnet 


Fiſchwaſſer-Zins. 


Zwei zu Horb befindliche, dem Stift Muri zugehörig geweſene Fiſchwaſſer 
haben im Durchſchnitt jährlich ertragen 


des großen Fruchtzehenten. 


Summa 

Das Stift hatte auch im nachvermeldeten ſigmaringiſchen Orten jährlich 
Hellerzinfe, Fiſchwaſſer, Lehenzinfe, Fruchtgülten und '/, des Zehenten zu Bettra 
in ben Orten Fifhingen und Betlen zu Bettra zu bezichen. Desgleichen 
den Ertrag von eigenen Gütern, nämlich: 

25 °/, Juchart Aler und 
9?/, Mannsmaad Wiejen, ſodann fl. 1407 Aetiv-Eapitalien, zu Fiſchingen, 

Bettra und Empfingen. 

Alles diefes wurde zwar Anfangs von Oſtreich incammerirt, hingegen von 
dem fürftlien Haufe Sigmaringen, nachdem es die Souverainität erlangt, vom 
Fahre 1806 an eingezogen. 

Für Württemberg ift nun davon wie bisher zu beziehen 


Summartım. 
Beftändige Gefälle 
Unbeftändige Gefälle . 
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fl. 16.39 fr. 3 Hl. 


„ 346. 44 3 


1 2 


AH. 368. 4 fr. — BI. 





fl. 269. 3 kr. — Hl. 


u„ 73.24 „ 


fl. 342. 27 fr. — Hl. 


fl. d - te — hl. 
fl. 363. 24 ir. — hi. 
„32. u —, 


fl. 705. 51 fr. — Hl. 
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Lammeral-Derwaltung Sreudenſtadt. 


In derjelben hat das Stift Muri folgende Gefälle zu beziehen, und 
jwar zu 


Dornitetten, Geld. ; e n ; AR 1.38 — H. 

&latten, Geld . . i ; i er ee Aa 
Hühner 3 Stül. 

Schopfloch, Gelde. Pu u | 0 Pe 


Dünfel 14 Sceffel, 1 Sinmeri, 
I Vrlg., 3 Elli, 2 Brtli. 

Haber 7 Sceffel, 6 Simmeri, 
1 Brig, 4 Elli, 2 Vrili. 

Hühner 2 Stül. 

Eier 100 Stüf, 


Fentenhof, Sch . ; } ; i .. — Inn 
Untermußbach, Geld. 75.7. 
Thumlingen, Geb. . . e . — 4.68 8 


Dünfel 1 Scheffel, 7 Simmert. 
Haber 1 Sceffel, 7 Simmert. 
Hühner 4 Stüf. 
Unterijlingen, Gelb. R ; . ; u Bl. - 
Hühner 2'/, Stüf. 
Eier 85 Stük. 
Dünfel 17 Scheffel, 1 Zimmeri, 
2 Vrlg., 5 Eli, '/, Prili. 
Haber 6 Sceffel, 3 Simmeri, 
2 Brlg, 2 Efli, 3 Vrili. 
Creſpach, Gelde. 1-2 u 
Haber 1 Scheffel, 2 Brig, 4 Elli. 
Die Gefälle an vorbenannten Orten thun zu— 


fanmen : 
Gellddd. 4 10. 36, 3,, 
Dünkel 33 Scheffel, 2 Simmeri, 

2'/, Elli. 


Haber 17 Sceffel, 1 Simmeri, 
2 Vrlg., 3 Eli, 1 Brtli. 
Hühner 117% Stüf. 
Eier 155 Stüf. 
Es find aber dieſe Gefälle für das Stift Muri zu den Herrſchaften Det- 
fingen und Dinjten bisher bezogen worden und die Krone Württemberg hat nichts 
davon erhalten, mithin fommt bier in Berechnung . ’ . : . . fl. 0 — kr. — hl. 


Ar. 10 
Gameral:Derwaltung Reutbin. 


Das Stift Muri hatte im dem Orte Unterjettingen an jährliden 
Gefällen zu bezichen : 
Geld. n s . . R . i R . Mt — 13. 
Roggen 3 Scheffel. 6 Simmeri, 1 Vierling, 7 Ekli. 
Haber 3 Scheffel, 5 Simmeri, 1 Bierling, 1 Ekli, 3 Bierteli, 
Für junge Hühner z 0-8, 
Diefe Gefälle hat bisher das fürftiche $ Haus Sigmaringen im Namen des 
Stiftes Muri aus einem Lehen zu Unterjettigen, das Bieringer Lehen genannt, 
bezogen, mithin kann aud) hievon nichts in Berechnung kommen . P . 0 


Cammeral-Verwaltung Rottenburg. 
1. Beltändige Gefälle des Stiftes Muri. 


Jährliche Geldzinſe zu Ergenzingen . : ß ; . fe. — 
Frucht-Gülten. 
5 Scheffel, 4 Simmeri Roggen zu Hailfiugen nach dem 


bilancirten Preiſe a fl. 7. 12 fr. 1 Bl. : . fl. 39. 37 fr. 3 hl. 
6 Sceffel, 3 Simmeri, 3 Bierling, 7 Eli, */, Viertel 
Dünfel zu Ergenzingen a fL 4. 14 kr. 1, HB. . 27. 36 —n 
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Summa fl. 67. % 


Da die Angaben des löblichen Stiftes Muri mit vorjtchenden Aufzählungen 
der Kammeral-Verwaltungen Horb, Freubenjtadt, Reuthin und Rottenburg nicht 
übereinjtimmen, jondern in den meiften Punkten weit beträcptlicher lauten, jo 
bleibt demjelben vorbehalten, bei der wirklichen Abtheilung den wahren Bejtand 
der Objecte durch Originalrehnungen und Documente darzuthun, und die 
Theilung nady dem allsdanı vollends berichtigten Berzeichniffe zu bewerkiteiligen, 
Sowie dem Stifte aud) unbenommen it, jeine Anſprüche auf jeine bisher von 
Sigmaringen bezogenen Gefälle gegen diefes fürjtliche Hans geltend zu machen, 
und namentlich nachitehende, von demjelben als Dependenzen der Herrſchaft 
Dettingen in Beſiz genommene Capitalien, deren Originalſchuldtitel noch in 
jeinen Handen liegen, zu reclamiren, als: 


Auf den Müller zu Iſenbung. fll. 400. — tr. 
auf die Gemeinde Fiſchingen . : : ’ ; . 400. — „ 
auf die drei Wohrſteiniſchen Fleken. . : MM. — 
auf Petra r . . ‚ R . . : 4128.80 u 


auf Jakob Wohrjtein . , ; 5 Ä r nm Di. 5 


— fr. 


11 fr. 1! 


531 


- Hl. 


/2 hl. 


* hl. 
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Gameral-Derwaltung Weingarten. 


Dem Freiherrn von Ulm in Werrenwag wurden von dem Stifte Muri im 
Jahr 1774 fl. 14,000 gegen Berzinfung zu 4 pro Cent angelichen. 

Diejes Capital ift von Öſterreich jequeitrirt und nachher an das fürftliche 
Haus Oranien-Naſſau gegen andere Eapitalien in der Herrſchaft Blumened ver: 
taufcht und fofort dem oranien-naffanifchen Rentamte in Weingarten zur Ber: 
waltung übergeben worden. 

Der Freiher von Ulm mußte unter dem 1. Auguft 1604 eine neue Obliga- 
tion gegen das fürftlihe Haus Oranien-Naffau ausftellen, und fich zu Verzinfung 
mit 5 pro Cent verbindlich machen. 

Nun ift im Jahr 1806 die Herrſchaſt Weingarten und mit folder das 
quäſtionirliche Capital an die Krone Württemberg gelommen und fofort ber 
Cammeral- Berwaltung Ebingen zur Beforgung und Verrechnung übergeben 
worben. 

Es würde nun der Ertrag aus fl. 14,000 Eapital à 4°;,, weldye für das 
Stift Muri jtipulivt waren, erlaufen fl. 560, 

Da aber diejes Eapital nicht mit dem öfterreichiichen Epaven, ſondern von 
der Herrſchaft Naſſau-Oranien mit Weingarten an die Krone Württemberg ge: 
fommen, fo ijt dafür zu berechnen . P . fl. O — kr. — hl. 

Dieſer Erklärung zufolge bleibt dem Stifte Muri nichts Anderes abrig als, 
gejtüzt auf das nod in Handen habende Original-Schuldbocument, feine Ans 
forderung auf einem andern Wege geltend zu machen. 


Cammeral-Verwaltung Wiblingen. 


Capital des löbl. Stifts Muri auf das Kloſter Wiblingen : . fl. 5000 
Zinſen fit E08 VO er en 00 
fl. 7500 


Diejes wird nad) Inhalt der königlich württembergifchen Gefandtichafts-Nota 
vom 28. Augquft 1813 ausnahmsweiſe zu zwei Drittheilen veftituirt. 


Kanton Thurgan. 
Klofter Kreuzlingen. 
Cammeral⸗Verwaltung Bofen. 

1. Beftändige Gefälle 


Aus Lehen- und Zinsgütern 


an Selb: 


zu Unterailingen, Schnezenhaufen, Oberailingen, Oberlottenweiler, Unterlotten: 
weiler, Berg, Ittenhauſen, Reinachmühl, Widenhaufen, Zillenſpach, Waltenweiler, 


Kr. 10 


Herbratsweiler, Abertsticch, Furatweiler, Ramelshofen, Goftetsjweiler (sic), 
Dorgenzell, Frohnhoſen und Kirmetichwicler. 


Lehenzins . VE a rue," 0 . f.190. 34 kr. — Hl. 
Grundziins . .  .» ur en ee " 
Vogtrecht a ihrer he 
Dermgele 3 5 ir Er en 
46°, alte Hennen ala... . . .. 10. 61 — ur 
71 junge Hühner a 10 fr. . ; ; ; ee 3 95 ı Er Zr 
1860 Eier 6 Stük äıı. . .» .:. 20. 40 . —u 








Beftändige jährliche Gefälle, 
Früdtengülten, in vorbemeldeten Orten. 


Kernen 18 Scheffel, 2 Simmeri, 1 Elli nady dem Mittelpreife a ft. 12. 
Dünkel 128 Scheffel, 4 Simmeri, 3 Brig. & fl. 4. 16 fe. 
Haber 77 Scyeffel, 5 Simmeri, 2 Brig, 4 Elli a fl. 4 

zufanımen betragend 


Summa von bejtändigen Gejällen 


2, Nicht bejtändige Gefälle 
Schlauf und Fall. 


Bon 23 Schupflehengütern, welche bei des Mannes und Weibes Abfterben 
das bejte Oberfleid zu Schlauf, und ein Stük Vieh zum Fall geben, wofür im 


an Gelb: 


Durchſchnitt eingezogen wird ; s 
vom Dann . i i af. : . fd. — fe. 
vom Rebe . . A à fl. 3 et 0 . re 
fl.68. — fi. 
thun auf 23 Lehen P 2 j fl. 1564. — Fr. 


und von 4 weitern Lehen, welche fl. 10 für den Fall geben. „ 40. — „ 


zujammen fl. 1604. — fr. 
thun auf 25 Jahre, einen Fall angenommen auf ein Jahr 


Ehridaz 


beläuft von ſämmtlichen Lehen bei der Belchnung . 5 .. fl. 1324. 11 fr. 
thun auch zum 2öften Theil . . 


In Bezug auf obige von der Cammeral Verwaltung Hofen gemadjte Be— 
rechnung der unbeftänbigen Gefälle giebt das Klofter Kreuzlingen in feiner Tabelle 


fl. 247. 53°, ir. 


„ TS. 31— „ 


fl. 1396. 24%, kr. 


fl. 64. 10 fr. — Hl. 


" 52, 58 nn m 
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das ſpecificirte Verzeichniß von 33 Manns: und 29 Weiberfällen, welche nad) 
feiner Rechnung die erjtern mit fl. 88, die andern aber mit fl. 44 bezogen worden 
find, und bemerkt ferner, daß bei Berechnung des jährlidyen Ertrages vom Fall 
und Ehrſchaz nur zu 25 Jahren um ein Fall angenommen wird, während nadı 
einem richtigern Maßſtabe, den aud) die Cammeral-Berwaltung Tettnang befolget 
hat, zu 20 Jahren um ein folder in Anrechnung zu bringen wäre, 

Die nur an Ort und Stelle mögliche völlige Berichtigung diefer abweichenden 
Angaben, wird bis zur endlichen Ausscheidung der Objecte vorbehalten. 


Nicht beitändige Gefälle. 


Der Eleine Zehnt, Heu: und Blntzchnt 
in den Orten 


Woltetichweiler, Teufelsmühl und Ledisreuti, 
Gaftetjchmweiler und Baumgarten, 
BWaldhaufen, 
Wippenreuti, 
Rentjchweiler, 
Wilhelmslirch, 
Degenweiler, 
Frohnhofen und Näſſenbach, 
Horgenzell und Schneeris, 
Winterbach und Durrſeppen, 
haben in den 4 Jahren 1807, 1808, 1809, 1810 im Durchſchnitt auf ein Jahr 
ertragen und zwar 


der kleine Zehnte . ; ; ; : $ ; Et 55. 

ber Heuzehnte > h ö E 2 : 2 — 88 

der Blutzchnte . R i i . ß . 90. 
fl. 228 


Der große Fruchtzehnt in den beim Heinen Zehnt benannten Orten hat in 
den Jahren 1807, 1808, 1809, 1810 im Durchſchnitt auf ein Jahr ertragen, 
Mittelpreis per Scheffel 

fl.8. 12 fr. Roggen, 6 Scheffel, 6 Simmeri, 2 Brig, 3 Elli. 

„6. 40 „Gerſten, 4 Scheffel, 7 Simmeri, 1 Brlg,. 2 Efli. 

„6. 40 „ Linfen, Erbis und Wiken, 7 Sceffel, 7 Simmeri, 
7 Eli. 

„4 16 „ Dünfel, 145 Sceffel, 2 Simmeri, —, 5 Elli. 

„4 — „ Haber, 65 Sceffel, 6 Simmeri, 1 Vrlg., 2 Efli. 

„3. 40 „ Eintern, — —, 3 Simmeri, 1 Vrlg. 6 Ekli. 


Nr. 10 
20 fr. — hl 
8 " [23 
53 [13 " 
21 kr. — bl 
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Roggenftroh 83 Bund A 8 fr. 
Dünkelſtroh 196 Bund & 6 ft. 
Haberftroh 106 Bund & 4 fr. 


Diejer Ertrag beläuft in Mittelpreifen an Sch . j i i ; . fl. 1063. 38 fr. 3 bl. 
Summa von nicht beftändigen Sefälen . .»  . 0.0. ’ ; . fl.1409. Tr. 3 Hl. 
Summarium. 

von bejtändigen Gefällen . u a u 0.200. JR 1326. 24°, kr 
von nichtbeftändigen Gefällen . ; : ; e > 1409. 7 'a r 
thun zujammen . P . . R p fl. 2735. 32%, fr. 
Hiervon find aber zu beftreiten: 
Befoldungen. 
Dem Pfarrer zu Wilhelmstr  . = — u. Eee 
Dem Pfarrer zu Horgenzell . } y . : ; - 600. — 
811200. — tx. — Hl. 
Steuren. 


Bon hiernady vorfommenden Weinbergen zu Ailingen zur einfachen Anlage 5 fr 


und in Friedenszeiten auf circa 20 Anlagen i . fl. 1.40 fr, — Hl. 
Brandverfiherungsbeitrag von den um fl. 7650 — hiernach 

vermeldeten Gebäuden & 20 fr. von fl. 100 Ba ee ei a et — 
Baufoften von diefen Gebäuden jährlich circa . . „ 3. —- u. 


Gerehtigteits-Abgaben auf 16 Lehengebäuden * Bau- * — 
holz für die Hälfte der bei Bauweſen und Haupt-Reparationen auf jedes 
Gebäude jährlich gerechneten fl. 1.30 fr. . ß . . i . in M.—.- 


Summa AfL 1283. 25 fr. sy 
Nach Abzug vorjtehender Präjtationen und Ausgaben bleiben alfo von dem 


Ertrage der Gefälle noh bevor * . : i ; fl. 1452. Te. 
und zwar von beſtändigen Gefällen i ‚ j u —- 
von unbejtändigen Gefällen . i 2 } i . ie HE 8 
von Zchnt-Sefällen  . ; r . . . ; 1291. 59 „ 
fl. 1452. 7 tr. 
3. Aetiv⸗Capitalien. 
Zu Fttenhaufen . . . ; fl. 1300. — fr. — hl. 
weil fie aber nur 3 Procent Intereſſe eben, jo — nur an Zins in Bes 
rechnung — * C.. fIl. 39. — r. — hl. 
Zu J 
a5 Brocent fl. 100 thut zum Ertrag 56. — „ — 





Summa fl. 44. — fr. — H. 
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4. Liegenjchaften. 
Gebäude. 
Zu Wilhelmstird. 
Ein Piarrhaus und eine Zehntſcheune, zuſammen im Branbverficherungs- 
anfdhlag . ; i . : . : . fl. 3500. — fr. — hl. 
Zu Horgenzell. 
Ein Pfarrhaus und eine Zehntſcheune, deßgleichen. „ A150. — u — u 
Die Hänfer werden von den Pfarrern bewohnt, und die Scheunen, außer 
dem, was auch den Piarrern zu Stallungen und Aufbewahrung des Futters 
eingeräumt ift, für die Zehntfrüchte gebraucht. 
Da aljo diefe Gebäude feinen Ertrag abwerfen, kann hier in Berechnung 
fommen . . . i i . . i ; s e . : . 1.0 — fr -- H. 


Güter. 


2 Morgen, 22 Nuthen Weinberge zu Unterailingen. 
Diefe werden um den hälftigen — gebaut, — auf ein * be⸗ — 
rechnet iſt auf .fl. 46.50. — hl. 
Das Pfarrwiddumgut zu Bilpelmstird, — und — if — = 
dem Pfarrer die oben bei den Ausgaben vorkommende Competenz ausgejezt 
wurde, eingezogen worben. 
Die Güter find nicht gemeſſen, jondern nur geſchäzt, anf 
28 '/, Juchart Ufer 
4°/, Juchart Wieſen 
2 Juchart Gärten. 
Ein Anſchlag nach Berkaufspreiſen konnte, da die Privatgüter meiſtens aus 
Schupflehen beſtehen, und die übrigens ſelten in Bertchr kommen, nicht gemacht 
und der Pachtſchilling von 1806, welcher nach den vormaligen hohen Preiſen 
erzielt worden und nidyt nachhaltig ift, fonnte auch nicht angenommen werden, 


hingegen wurde der jährliche Ertrag pflichtmäßig geichäzt auf. i : fl. 139.90 fr. — hl. 
’/, Juchart Garten zu Horgenzell bei dem Pfarrhaufe find zum Ertrag 
berechnet mit . . . . . . . . . . . . .n 1.— " 0. 


fl. 146. 30 fr. — bl. 
Summa des Ertrags von Liegenschaften fl. 193.20 fr. — hl. 
Summarium. 
vom Klojter Kreuzlingen. 


Beſtändige Gefälle  . : . . - . . fl. 23.—M. — bl 
Unbejtändige Gefälle . B ; : ö . m 17.8 u — 


— fl. 160. 8 fr. — Hl. 


— 


Rr. 10 


Übertrag fl. 160. 8 fr. 


Zehntgefälle 

Bon eigenen Gütern . 
Bon Gebäuden . 
Eapitalzinfe : F i 
thun zufammen 


Lammeral:Derwaltung Rottenburg. 
I. Bejtändige Gefälle. 


Fährliche Geldzinsfe, zu Rottenburg, Vemblſchein, — Hirſchau 
und Hemendorf 

Jährliche Fruchtgülten, zu Niebernan, Buhl, giebingen umerheiligen. 

Roggen —, 3 Simmeri, 1 Bılg., 2 Efli, 2*/, Vierteli, nad) dem Mittelpreiſe 
von den 4 Jahren 1807, 1808, 1809, 1810 A fl. 7.12. fl 3. — kr. Fl. 

Dünkel 3 Scheffel, 1 Simmeri, —, 6 Elli, 1%, Bretli. 


ä fl. 4. 14 fr. 3 hl. . " 13. 23 1) 
Haber 4 Scheffel, 1 Simmeri, 2 Brig, 3 ct, “, Vetli. 
ä fl. 3. 37 fr. * " 15. 11 ” 3 ” 


Fruchtgülten, nad Zelg — Burmlingen zu 9 — ein 
Jahr, von den 3 Jahren 1807, 1808 und 1809. 
Düntel —, 7 Simmeri ä fl. 4.54 fi. i 418,0. 
Haber —, 7 Simmeri a fl. 3.52 fr. . . 3.3. un 


Jährlicher Bodenwein zu Rottenburg 
2 Immi, 2 Maaß, 2 Quart A fl. 15. 30 fr. . 


Summa von beftändigen Gefällen 


2. Nicht beſtändige Gefälle, 

Für Heu, Obſt, Kraut und andere Natural: Zchnten, 
zu Rottenburg, Wenler, Nemigsheim und Wurmlingen nad der Bilanz von 
den 4 Jahren 1807, 1808, 1809 und 1810 A 
Früchte von Zehnten, zu Rottenburg, Wurmlingen und "Beiler — der 

Bilanz von den 3 Jahren 1807, 1808 und 1809 und den Erlöspreijen 
Wein, von Zehnten, Theil und Landgarben, auch Kelterrecht, zu Rottenburg, 
Wurmlingen, Hirſchau umd Weiler, nad der Bilanz von den 3 Jahren 

1807, 1808, 1809. 
24 Eimer, 8 Immi, 2 Maaß nady dem Mittelpreife a * 16. 45 fr. 
per Eimer 


„1291.59 „ 


„193.20 „ 
" O. — rm 
2 44. — " 


fl. 28. 40 fr. 
fl. 39. 16 kr. 
" 2. 11 n 
fl. 70, Tin 
fl 72. 06h 
„1816.29 „ 


„ 406.25 „ 


fl. 2259. — fr. 


68 


fl. 1689. 27 ir. 


3 hl. 


- hl. 


3hl. 
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Bon eigenen Gütern. 
Auf der Markung zu Wurmlingen 
4 Morgen, 2 Vrlg. Alter, 
2 Morgen, 2 Brlg. Wieſen. 
Diefe Güter haben an — auf ein Jahr ertragen an 


Gh . . . : - fl. 147. 30 fr. 
Diünfel 10 Scheitel, 4 Simmeri ä H. 4. 2 tr. : } — 68. 11 
Haber 6 Scheffel, 1 Brlg., 1". Ekli A fl. 4. 2 kr.. F on 24. 21 “ 


thun zufammen uw 223. 2 tr. 

Da aber nad dem Berichte der Cameral-Berwaltung vom 20. Juli 1811 diefer 
große Ertrag von gehäffigem Aufjchlage hergerührt hat, und als nachhaltig 
jährlih nur fl. 100 angenommen werden können, jo fommen auch hier nur 
in Berechnung 

2 Biertel Garten bat der Biarrer zu —— 

Das Pfarrhaus, die Pfarrſcheune und den Rindviehftall genieht * — 
zum Dienſt, thut mithin 
Die Kelter wird zu dem oben ——— Weingeſall — — er⸗ 
trägt weiter 

Zu Rottenburg eine Behntfcheune, wird zu ie oben — Sruchtjehnt 
gebraucht, und erträgt daher an Scheunenzins 


Bon eigenen Gütern zu Dirjan, 
2 Morgen Wiefen, ein Wohnhaus und eine Scheune genießt der Pfarrer zum 
Dienst . F 5 : 
Von Activ-Capitalien. 
Bei Caspar Yohner zu Nottenburg aus fl. 20, & 5 Prozent 


Summarium. 
Bon beftändigen Gefällen . i = TE 
Von Zehntgefällen R ; ! 02289. — „ 3 
Bon eigenen Gütern . £ ß u 10. — u — u 
Bon Gebäuden . 5 ‚ : N .— — 4 
Capitalzins ae de .- „ 2 


Zufammen fl. 2464. 8 fr. — Hl. 
Bon vorftehendem Ertrage ijt aber folgendes abzuziehen, und zwar: 
Befoldungen. 


Dem Pfarrer zu Burmlingen das von ſterreich im Jahr 1804 beftimmte 
Firum mit , . . . i 


Be. 


Nr. 10 


fl. 100. — fr. — hl. 


2) 0. — nm — — 
" 0. — nm 
" 0. — vn Te 
4. — — 
fl. 104. — “u Te 
“ 0 — nn 
D 1. F ee 


fl. 600. — fr. — hl. 


Nr. 10 


Dem Pfarrer zu Hirfau, nad) der Eameral-Berwaltungsredittung, nach beit 
oben beim Zehntertrag angenommenen Breifen 
Dünfel 67 Sceffel, 1 Simmert, 2 Brig. & fl.4.26 fr. fl. 297.52 3 hl. 


Haber 21 Scheffel & fl. 3. 46 kr. a i . . 79. oe Se 
Stroh 3 Fuder, 48 Bund & 6 kr. per Bund nn BI. un 
Für 6 Sät Frühfutter ; . ; . nn. un 
Wein 6 Eimer, 12 Jmmi & fl. 16. 35 E ws 
Erbis 2 Simmeri & fl. 5 per Scheffel . 2 . > A — 

zufammen 


Ferner abzuzichen : 
Auf den Wirmlinger Jahrstag zu verwenden 


Herbft: oder Weingejäll-Einzugstoften 

Baukoſten. 
Bon der Kelter zu Wurmlingen. . . ft 8 6. 
Bon den Pjarrgebäuden zu Wurmlingen . : , 50.238, 
Desgleihen 34 Herſau (sie) . i . i ; ; „111.50 „ 
Bon der Zehntjcheuer zu Rottenburg . ; : : nn MM — u 





worüber als Ertrag verbleiben 
und zwar 
Beftändige Gefälle . s ; . fl 0% —. 
Zehntgefäle . : . j . . nn 49. 47 „ 
Bon eigenen Gütern ; i j nn 10. —- „ 
Bon eigenen Gebäuden . ’ . ei 4. — u 
Gapitalzins  . : . r : — 1. — „ 
fl. 1054. 47 tr 


Cammeral-Derwaltung Tettnang. 


Das Klofter Kreuzlingen hatte zu Sibratyshans, Mazenhaus, Reuti und 
Wiejentsweiler : 
2 Falllehen, 2 Erblehen und 1 Schupflehen, wovon jährlich zu beziehen find, 
an Geld 


für Hühner und Eier . j i B . fl. 18. 44 fe. 
Dünkel 8 Schefiel, 2 Simmeri, 4 Eili ä A 4. 2 } — = 83:4. 
Haber 5 Sceffel, 1 Simmeri, 1 Brlg, 3 Ei äfl.3 . a 


fl. 519. 


fl. 1119. 


4. 
„ 18. 


fl. 67. 
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46 Ir. — hl. 
46 ii. — — Hl. 
1, —- u 
24 n„n — 
35 fr, — hl 
21 n -. 
47 ——| 
19 kr. — Hl. 
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Für das Laudemium & fl. 186 kommen, wenn je auf 20 Jahre ein Fall ange: 
nommen wird, in Berechnung 


In Binficht auf dieſes Laudemium ftellt das Stift Kreuzlingen die Be 
hauptung auf, daß ſich der Fall allein auf fl. 792 (jährlich fl. 39. 36 fr.) und 
der Ehrſchaz auf fl. 123. 19 Er. ijährlidh fl. 5. 33 fr.) belaufe, und ſtüzt die- 
felbe auf die regelmäßigen Zins: und Lagerbücher, welche eine lange Reihe von 
Jahren hindurch bis zur Incammeration ununterbrochen jortgejezt worden find, 
und liefert noch zu weiterm Beweiſe eine Specification hierüber, Es wird aljo 
bei der Ausscheidung der Objecte vermittelit Vorlegung der Documente die Unter: 
fuchung diefer Angabe vorgenommen und die Theilung des Objectes nach dem 
Reſultate derſelben bewerkſtelliget werben. 

Das Stift Kreuzlingen hatte zu Buchhorn ein Haus, welches die Stadt 
durch das Heimfallsrecht an ſich gezogen hat, von welcher es mit Buchhorn im 
Jahr 1806 an Bayern und num an Württemberg gefommen it. 

Bon Bayern wurde es dem Stabtcommifjair Schweiger und von Württem— 
berg dem Unteramtmann von Heunberger für einen jährlichen Zins von fl. 60 
verliehen, welche alfo hier in Berechnung kommen 


Diefes Haus nebjt dem Garten ift nad) der Angabe des — — 
lingen in dem Steuer-, und nicht in dem Brandverſicherungskataſter in ſeinem 


wahren Werthe, nicht nach dem früheren Zinsertrage, ber bloß aus befonderer 


Rükſicht für die damaligen Miethleute ungefteigert geblieben ift, für die Summe 
von fl. 4075 in Anſchlag gebracht worden, welde Angabe das löbliche Stift 
durd; einen Auszug aus dem Steuerfatafter und durch ein vorhandenes An: 
zeigeichreiben des Stadtmagiſtrates in Friedrichshafen beweiſen will. Es wird 
alfo bei vorzunehmender Ausſcheidung der wahre Werth des Haufes ausgemittelt 
und getheilt werben. 

Ferner enthalten die Zinsbücher des Stiftes Kreuzlingen zwei Eapitalpoften, 
den einen von fl. 150 auf Mathias Möſchenmoſer zu Niethe umd den andern 
von fl. 26 auf Simon Flügel dajelbit, welche beide als nicht eriftirend in dem 
Berzeichniffe der Cammeral-Berwaltung Tettnang weggelaffen find. Bei der 
Abtheilung der Gegenftände muß alfo noch unterfucht werden, ob dieſe Forde- 
rungen wirklich getilgt oder noch in Kraft find. 

Da der Kleinzchnt von Sibratshaufen, welcher alljährlich mit fl. 20 bezogen 
wurde, nach der Behauptung der Cammeral-Berwaltung Tettnang nun einen 
Bejoldungstheil der Pfarrei Kehlen, fürftlich-hechingifcher Herrſchaft, ausmacht, 
jo bleibt dem Stifte Kreuzlingen unbenommen, feine Anſprüche gegen das fürft- 
liche Haus Hechingen geltend zu machen. 





ug 





Rr. 10 
fl. 2.18. — Hl 
fl. 76. 37. — Hl. 
fl. 60. — ir. — hl. 


Nr. 10 
Forftcaffen- Amt Altvorf. 


Nachbemeldte Waldungen, nämlich: 
In der Sattenbader Hut zu Horgenzell, Gofjetsweiler und Frohnhofe 
54 Morgen, 3 BVierling. 
In der Berger Hut zu Unterlottweiler und Unterailingen 
10 Morgen, 2 Bicrling, 
zufanımen 65 — 1 u 
welche ehedeſſen zu Scupflehen gehört haben, finb vormals von dem Prälaten 
des Slofters gegen Abgabe des nöthigen Bau: und Brennholzes incammerirt 
worden. 
Neben diefer Holzabgabe hat der Ertrag derjelben zur Forſteaſſa auf 1 Jahr 
erloffen ’ 
Der Werth dieſer Baldung if angegeben A fi 60 pr. Morgen auf i. 3915 
Hingegen nad) obigem neben den Holzabgaben erhaltenen Exrtrage 
beträgt joldyer ä& 5%, } : >. 3100 
Die zu den Kloſter-kreuzlingiſchen Srblehen gehörige(n) Waldungen dürjen Die 
Befizer zu ihrem Bedarf nachhaltig benuzen, hingegen ift für die Forftcaffa 
davon zu bezichen j : ; 
Summa 


Kloſter Münfterlingen. 
Gammeral-Derwaltung Deiligtreuzibal. 


Das Klofter Münfterlingen hatte zu Andelfingen den großen Zehnten aus 
20 Juchart Feld in jedem Öſch. 

Den Heinen Zehnten aus einigen Ländern und Fruchtgült nach Zelg aus 
3 Juchart Altern, 

in Winterigen 3 Sceffel, 7 Simmeri Dünfel, 

in Sommerigen 1 * 3 Haber. 

Dieſe Zehnt: und Gültgefälle find vor der öſterreichiſchen Beſizuahme ſeit 
mehr als 100 Fahren von dem Klofter Münfterlingen an das Gotteshaus 
Heiligentreuzthal, als Hauptdecimator zu Andelfingen, um jährlicye fl. 30 
verliehen geroejen. Mithin kommen bier dafür in Berechnung . 

Nebitdem hatte das Klofter Münfterlingen aus dem Abteiteller zu Heiligkreuz— 
thal an jährlihem Bodenzinſe zu beziehen 

Summa 


541 


fl. 155. — fr. — Hl. 


fl. 155. — ir. — Hl. 


— 16 — 


30. 16 fr. — Hl. 
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Kanton St. Gallen. 
Eammeral-Verwaltung Dofen. 


Das Stift St. Gallen hatte vormals einen Theil an dem großen 
und Heinen Zchnten zu Waltenweiler, Wannenhaufen, Krehenberg und Lehenhorn. 
Da feit dem Föniglid-württembergifchen Bezug diefer Antheil nicht befonders 
verlichen, fondern immer mehrere Weiler und Höfe zufammengezogen worden (find), 
jo fann der Ertrag hienach nicht angegeben werden; es hatte aber vormals das 
Stift Et. Gallen diefen Antheil am großen und Heinen Zehnten zufammen ver: 
pachtet, und dabei im Durcfchnitt von 9 Jahren jährlid; : 
Dünfel 15 Scheffel, 2 Simmeri, 
Haber 13 2 u 
erhalten, weldyer Ertrag nun auch bier angenommen wird, und zwar nad) 
württembergifchen Maaße mit: 
15 Sceffel, 7 Simmei, 3 Bierling, 6 Eli Düntel & 
WET: N ne fl. 68. 14 kr. 
15 Scheffel, 7 Simmeri, 3 BVierling, 6 Eli Haber a fl. . „63.58 „ 





Cammeral-Derwaltung Tettnang. 


Das nämliche Stift hatte in der ganzen Herrichaft Wafferburg den großen 
Fruchtzehnten und Weinzehnten zu beziehen, welches unun von der Krone Bayern, 
die noch im Befiz der Herrſchaft Wafferburg ift, bezogen wird. 

Weil aber zu diefem Zehnten aud) 

2'/, Zudart, 90 Ruthen Weinberg und 

An 101  . Ablerfeld 
in dem nun an Württemberg gefommenen Amte Hennighofen gehören, wovon 
alfo der Ertrag künftig der württembergijchen Cammeral-Berwaltung Tettnaug 
zufommt, jo kommen dafür nad dem gemachten Anſchlag in Berechnung für 

1 Eimer, 1 Immi, 1'/, Maaß Wein a fl. 30 per Eimer fl. 32, 9 fr. 3 dl. 

18 Scheffel, 4 Eli Dünkel und 
9 ci 2 Haber 
a fl. 4 et 3, in 3 Jahren fl. 99. 5 fr. 


thun auf ein Yahr 5 Mn 


Bogtrecht in Haslach und Patronatrecht von der Biarrei Hasladı. 
Fiir das Erftere mußte der Pfarrer daſelbſt bisher jährlidy bezahlen: 


Gh... 22 2 kei 3hl. 


Haber, 96 Biertel ; 





Übertrag fl. 1.42. 3 Hl. 


fl. 132. 12 . — Hl. 


fl. 65. 11 kr. 3hl. 


Übertrag fl. 1.42 fr. 3 Hl. 
thun württembergiſches Maaß: 
12 Scheffel, 3 Simmeri, 6 Ekli à f.3 . . — x 6: | WER — 





fl. 38.53. 3 Hl. 
Das Batronatredjt erträgt nichts, und kommt alſo auch in Beredinung . nn Dun 


Summa vom Stift St. Gallen. 
Beftändige Gefälle . . j ; AB. 53 kr. 3 hl. 
Zehntgefälle .65. 11 83. 
fl. 104. 5. — hl. 

Cammeral-Derwaltung Wangen. 


In dem Bezirke diefer Verwaltung befinden ſich drei verjchiedene ftift: 
it. galliſche Gefälle. 

1. Dasjenige von Deuchelried von 32 Viertel Haber 

und fl. 2. 17 fr. Gelb, 
welches durch die Erflärung Sr. Hochwohlgeboren des königlich württen- 
bergifchen Herrn Gejandten in der Conſerenz vom 5. September 1812 als 
ein in den Umfang der Unterhandlungen fallender Jncanmerations-Gegen- 
ftand anerkannt ift, und mithin nach Inhalt des gegenwärtigen Bertrages 
zu gleichen Naten zu theilen fein wird. 

2. Das Geld und Naturalgefäll zu Hambredts hingegen von 96 Viertel 
Haber und fl. 5. 53 fr. Geld wird von der Krone Württemberg deßwegen 
in Anſpruch genommen, weil joldhes von Bayern als ein eigentliches wahres 
Lehen in Beſiz genommen, und in diefer Eigenfchaft durch den Bertrag 
von 1810 an Se. Majeftät den König abgetreten worden (it). 

Die Lehenbarfeit diefer Gefälle werde durch den Vergleih auf Oſter— 
montag (!) vor St. Lorenzen des heiligen Märtirerstag 1524 ganz außer 
Zweifel gefezt, auch haben bie Beſizer folches felbit vermöge Protokoll vom 
20. Mai 1811 als Lehen anerkannt, mithin finde hier der $ 40 des Reichs— 
deputations-Schluffes feine volle Anwendung. 

Das löbl. Stift St. Gallen widerjpricht die Lehenseigenſchaft dieſes 
Gefälles, und qualificirt felbiges als ein reines Boden- oder Baurenlchen, 
welches mithin dem königlichen Fisco auf feine Weife verfallen fein könne. 
Unter diefen Umftänden bleibt diefe Neclamation des Stiftes St. Gallen 
aus dem Tableau hinweg, bemfelben aber unbenommen, feine Anſprüche 
auf anderem Wege zu betreiben. 

3. Die Krone Württemberg macht zwar feinen Anſpruch auf das Gefäll zu 
Arresried von 


48 Viertel Haber und fl. 2. 37 tr. Geld, 
behält fich aber vor, ben darauf gelegten Sequejter fo lange in Kraft be 
ftehen zu lafjen, bis im Wege Nechtens entjchieben fein werde, ob das 
Stift St. Gallen oder der Fürſt von Dietrichftein, welche beide foldyes 
reclamiven, die begründeteren Anſprüche darauf zu machen haben. 

Nach diefer Erfärung bleibt dem löblichen Stifte nichts Anderes übrig 
als den rechtlichen Enticheid zu betreiben und im Falle einer günftigen 
Wendung besjelben die ungeſchmälerte Herausgabe des nie incammerirt 
gewejenen Objectes zu gemwärtigen, 

Ferner 

macht zwar das Stift St. Gallen auch Anſprüche an Lehengüter zu 

Debatsweiler, 

Rogenzell, 

Ried, 

Muncod, 

Degetichweiler, 

Eugetſchweiler, 

Schwarzenbach, 

Mannweiler und 

Neu-Ravensburg, 
jänmtlid in der Herrſchaft New-Ravensburg gelegen und im Befize des Fürften 
von Dietrichftein befindlich; es it aber hievon von Dfterreidy nichts epavifirt 
worden, und in Gemäßheit der Allerhöchſten Rejolution vom 29, April 1810 
bleibt dem Kanton St. Gallen überlafjen, jeine Ansprüche auf dem Rechtswege 
gegen den Fürſten von Dietrichjtein auszuführen, jedody unter dem Vorbehalte 
der Rechte, welche allenfalls bei näherer Unterfuchung der Verhältniſſe für den 
töniglichen Zehenhof und den Fiscum fich ergeben dörften, worüber die weitere 
Unterfuhung unter dem 7. Mai 1811 dem Oberamte und der Gammeral-Ber- 
waltung Wangen aufgetragen worden (it). 


Inzwiſchen kann als von St. Gallen erhalten in Berehnung fommn . fl. 0 —fr — Hl. 
Zürich, den 29. Auguſt 1812. 
Auguſt Friedrich v. Bas. David Stodar von Neuforn. 


B. Batification des vorflehenden Bertrags durch die ſchweizeriſche Eidgenoffenfdaft, 
vom 31. Auguft 1813. 


Wir Hans von Reinhard, Burgermeifter des Kantons Zürich, Landammann der Schweiz und 
Präfident der Tagfazung der XIX Kantone der fchmweizeriichen Eidgenoffenfchaft, thun Fund und zu 
twiffen hiermit: daß, nachdem zwiſchen der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft auf der einen und Sr. König» 
lichen Deajeftät dem Durchlauchtigſten Fürjten und Heren Friederich, König von Württemberg, fouveränen 
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Herzog in Schwaben und von Ted ꝛc. x. auf der andern Seite, in Hinficht der ſchweizeriſchen Meali- 
täten, Gefälle und Eapitalien, welde im Jahr 1803 von dem Taiferlihen Haus Oeſterreich incammerirt 
wurden, und in ben an die Krone Württemberg durch den Preßburger Frieden abgetretenen Landen 
gelegen find, eine Unterhandlung angebahnt, und unter dem 29. Auguft 1813, durch die beibfeitigen 
Bevollmächtigten ein wirklicher Staatövertrag unterzeichnet worden, 

Wir, kraft der Artitel 17 und 24 der allgemeinen jchweizeriichen Bundesverfaffung, und der durch 
Beſchluß der eidgenöfftiichen Tagjazung vom 12. Juli 1813 erhaltenen bejondern Vollmacht, 

Bemeldeten Staatsvertrag, weldyer von Wort zu Wort alfo lautet: 

(Folgt der wörtliche Inhalt des Vertrags.) 

feinem ganzen Ynhalt nad) im Namen der jchweizeriichen Eidgenoſſenſchaft beftätigen und ratificiren, 
und verſprechen hiermit feierlich, dab diefer Vertrag von der gefammten Schweiz und den befonders 
interefirten Kantonen gewijjenhaft erfüllt werden ſolle. 

Zu dejjen Urkunde das gegemmwärtige Natiftcationsinftrument von Uns und dem eidgenöffischen 
Kanzler unterjchrieben und mit dent ſchweizeriſchen Staatsfiegel verjehen worden it, in Zürich den 
3. Auguſt im Jahr nach Chriſti Geburt Eintanfend acht hundert und dreischn. 


Der Landamman der Schweiz, 
(L. $.) von Weinbarb. 
Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft, 
Mouſſon. 


. Batification des vorſtehenden Vertrags durch den König von Württemberg, 
vom 6. September 1813. 


Wir Friederid, von Gottes Gnaden König von Württemberg, 
fouveräner Herzog in Schwaben und von Ted, Herzog zu Hohenlohe, Landgraf von Tübingen, Fürft 
von Mergentheim, Ellwangen und Zwiefalten, Oberherr der Fürftenthümer Buchan, Waldburg, Bal— 
dern, Ochjenhaufen, und Neresheim, Graf zu Gröningen, Limpurg, Montfort, Tettnang, Hohenberg, 
Biberach, Schelllingen und Eggloffs, Oberherr der Grafihaften Anlendorf, Schwer: Fricdberg, Notb, 
Baindt und Isny, Herr zu Altdorf, Leutfird, Heidenheim, Juſtingen, Crailsheim, der Donauſtädte, 
Um, Rottweil, Heilbronn, Hall und Wiejenjteig ꝛc. ıc. 

Thun Fund und zu willen: 

Nachdem Uns der zwiſchen Unferm Bevollmächtigten und dem Berollmächtigten der ſchweizeriſchen 
Eidgenofjenichaft über das von dem Kaiferhaufe Oeſterreich incammerirte und mittelit der im Preßburger 
Frieden an Uns übergegangene fchweizeriiche Eigenthum unterm 29. Auguſt diejes Jahres zu Zürich 
abgeſchloſſene und unterzeichnete Vertrag allerunterthänigit vorgelegt worden, welcher wörtlich alje 


lautet; 
(Folgt der wörtliche Inhalt des Vertrags.) 


Als haben Wir diefen Vertrag der erforderlichen Prüfung unterworfen und folchen den Unferem 
Bevollmächtigten ertheilten Inſtructionen angemefjen gefunden, weſzwegen Wir auch feinen Anftand nehmen, 
ſolchem feinem ganzen Inhalt nach Unſere Allerhöchſte Genehmigung zu ertheilen. 


og 


546 Kr. 


Wir ratificiren demnach vorjtehenden Vertrag hiermit öffentlich und verfpredyen, joldyen nicht nur 
volljtändig nach den darin enthaltenen Stipulationen vollziehen zu lafjen, fondern auch darüber feit und 
unverbrüchlich zu halten. 

Zur feierlichen Beurkundung alles Vorftehenden haben Wir nicht nur Unfer größeres königliches 
Inſiegel hier anhängen lafjen, jondern auch Unfere Allerhöchſte Namensunterjchrift eigenhändig beigefezt, 
Sp gejchehen in Unferer königlichen Refidenzitadt Yudwigsburg, den jechsten September im Eintaufend 
acht hundert und dreizehnten, Unferer königlichen Regierung im achten Yahre. 

Friederich. 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 


Gr. von Zeppelin. 
ad Mandatum Saere Regie Majestatis proprium 


Minifter Staatsjecretär, 
v. Bellnagel. 


Die gegenfeitige Auswedjslung der vorftchenden Natificationen hat am 15, September 1813 flattgefunden zwiſchen dem 
Yandammann der Schweiz, Herrn von Reinhard, und dem löniglichwirttembergifchen Gefandten, Herm von Bat. 


. Freizügigfeitsvertrag zwifchen dem KHurfürftenthbum Baden und der 
ſchweizeriſchen Eidgenoffenichaft, vom 6. Februar 1804. 


Da bei. Gelegenheit der Eonferenzhandlungen zwiſchen den Herren Abgeordneten Sr. Kurfürftlichen 
Durchlaucht von Baden und Sr. Ercellenz des Herrn Landammanns der Schweiz, über die Befizungen 
des ehemaligen Hochitifts und Domcapitels von Conftanz in der Schweiz, kurbadiſcher Seits der Antrag 
genracht worden, daß die mit der chemaligen helvetifchen Negierung in den Jahren 1801 und 1802 ein- 
geleiteten) und bis zum Abſchluß gedichenen), durch die nachgefolgten politischen Umftände aber unter: 
brodyene(n) Unterhandlungen wegen einer wechjelfeitigen Abzugsfreiheit wieder aufgenommen und vollends 
beendigt werden möchten; hierauf auch die Herren Abgeordneten) der Schweiz von Sr. Ercellenz dem Herrn 
Landammann den Auftrag dazu erhalten haben, — jo find beiderfeitige Bevollmächtigte, nämlich von Seit, 
des Herrn Kurfürjten von Baden die hochwohlgebornen Herren Franz Baur von Heppenftein, furfürit- 
licher Hofrathspräfident, und Carl Marimilian Maler, geheimer Hofrat und Referendar; von Seite 
Sr. Ercellenz des Herrn Yandammanns der Schweiz aber die hochwohlgebornen Herren David Stodar 
von Neuforn, des Stleinen Raths zu Schaffhaufen, und Carl von Neding, Negierungsrath zu Aarau, 
darüber zufammen getreten, und haben fich nad) verjchiedenen Unterredungen und durchgeſehenen vorigen 
Verhandlungen, über folgende Punkte mit einander vereinigt : 

1) Bom Tag der Betätigung diefer Convention an folle zwiſchen den fämmtlichen jezigen und 
fünftigen Landen Sr. Kurfürftlicen Durchlaucht von Baden und den gefammten jezigen und künftigen 
Landestheilen der hochlöblichen Eidgenoſſenſchaft ein vollfommen freier Zug dergejtalt bejtehen, daß alle 
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Angehörigen des einen und des andern Staats bei ihrem Hinüberzicehen, oder wenn ihnen eine Erbſchaſt 
oder ſonſt ein Vermögen auf der andern Seite zufällt, von allen und jeden biesfälligen Abgaben, cs 
mögen Ddiefelben den Namen Abzugs Manumiffions:Emigrationsgebühren, oder weldyen andern Namen 
immer haben; fie mögen bisher von dem Staat felbit oder deſſen Dienern bezogen worden fein, auf 
ewige Zeiten befreit fein, und folle hierin die volllommenfte Gleichheit von beiden Staaten beobachtet 
werden. 

2) Jene Abgaben, welche nicht von der Exportation herrühren, ſondern bie in dem gleichen Fall 
auch ven den im Lande wohnenden und darin bleibenden Einwohnern bezogen werden, find hierumter 
nicht begriffen, und es werden daher: 

3) Diejenigen Handänderungsgebühren, weldye in mehreren Stantonen von Verlauf, Abtretung oder 
Schenkung umbeweglichen Eigenthums nach beftehenden Geſezen bezogen werben, eben jo vorbehalten, als: 

4) Die, wegen der Kriegstoften in der badiſchen Markgraſſchaft auf jedes außer Land gehende 
Hundert gelegte Abgabe von zwei Procent jernerhin, bis zur Tilgung diefer Koften, zu entrichten find; 
wobei aber den hochlöblichen Kantonen freigelaffen it, fo lange diefe Abgabe kurbadiſcher Seits erhoben 
wird, diefelbe auch von dem aus ihrem Gebiet in die badiſche Markgraffchaft gezogen werdenden Ber: 
mögen auf gleiche Weife zu beziehen. 

5) Kann ſich diefe wechjelfeitige Abzugsfreiheit auf die in dem anliegenden (hier nachitehenden) 
Berzeichniß bemerken), unter furbadifcher Landeshoheit befindlichen) Orte und Landjafen, welche für ſich 
zum Abzug ganz oder zum Theil berechtigt find, jo lange fie fich nicht freiwillig diefem Vertrag an: 
ichliegen, als wehfalls man ſich furbadifcher Seits noch ferner alle Mühe geben wird, nicht erftrefen ; 
dagegen bleibt aber auch den hochlüblichen Kantonen undenommen, den gleichen Abzug von dem Ber: 
mögen, das aus ihrem Gebiet in joldje Orte verbracht wird, jernerhin und bis auf den unterjtellten 
Fall zu erheben. 

6) Wird die Ratification Sr. Durchlaucht des Herrn Kurfürften von Baden, fowie aud) die Ra— 
tification Sr. Exeellenz des Herrn Landammanns der Schweiz umd der gemewmeidgenöffiichen Tagſazung 
vorbehalten ; und jollen diefe Genehmigungen, ſobald fie erfolgt find, gegen einander ausgewechjelt 
werden 

Urkundlich nachſtehender beiderjeitiger Unterfchriften und beigedrufter Siegel. 

So geihehen, Schaffhanfen den 6. Hornung 1804. 


(L. $.) Franz Baur von Heppenftein, (L. 8.) David Stodar von Neuforn. 
Hofrathspräfident. (L. 8.) Carl von Reding. 

(L. $.) Earl Marimilian Maler, 
Geheimer Hofrath und Re— . 


ferendar. 
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Berzeidnih der Orte und Bogteiherren in den kurbadiſchen Fanden, die zur Abzugs— 
erhebung ganz oder zum Theil beredjtigt, und bei diefer Maße bei der Abzugsconvention 
mit der Schweiz auszunehmen find. 


I. In der badischen Markgrafſchaft, nach ihrem jezigen ganzen Umfang, nur die Stadt Durladı 
und die Gerichtsbezirle der Freiherren von Gemmingen und Leutrum. 

11. In der badischen Pfalzgrafihaft, alfo mit Jnbegriff des vormaligen Hochſtifts Speyer und 
rRitterſtifts Odenheim oder des Fürftentyums Bruchfal: 

Die Stadt Heidelberg, welche den Abzug ad 10 pr. Ct. von wegziehenden Bürgern und Unterthanen 
zur Hälfte, die andere Hälfte aber die Herrſchaft zu beziehen hat; welch' lezterer auch der ganze Abzug 
bei herrichaftlichen Dienern und Gefreiten zufteht. *) 

Folgende weitere Orte, wo der Abzug zwifchen dem Vogtsherrn und dem furfürftlichen Fiscus 
theilbar ift: 

Mauer — Vogtsherr: von Zyllenhard. 


Schlatthauſen — von Bettendorf. 
Spechbach 
Eſchelbronn | — von Benningen. 
Zuzenhaufen 
Münchzell — von Uexküll. 
Dayſpach — von Göler. 
Mopbrunn — Graf von Degenfeld. 
Michelbach — von der Layen und von Schmig, sen. 
Reichertshaufen — von Stodmar, 
Epfenbach — von Zandt und von Wambold. 
Helmjtadt 
Flinsbach 
Dautenzell — von Gemmingen. 
In folgenden Orten bezieht der Vogtsherr den Abzug wenigſtens nach dem Poſſeſſorio allein mit 
10 pr. Ot.: . 
Beuerthal, Bogtsherrichaft der deutſche Orden und die Freiherren von Uerküll, von Leopredhting 
und von Bettendorf. 
Ilvesheim, Vogtsherr und Vaſall von Hundheim ; 
Leutershaufen und Arſenbach — Graf von Wifer. 
III. Im obern Fürftenthum : 
Die Stadt Meersburg, die zum ganzen Abzug ad 10 pr. Ct. von den Stadtangehörigen berechtigt if. 
Die Stadt Markdorf; eben fo. 
Die Reichenauer Amtsgemeinden: in der nel, zu Wollmatingen, Allenfpady, Diarfelfingen, Hegne 
und Kaltbronn, haben den Drittel am Abzug zu beziehen, oder 3 '/, pr. Ct. 


— bon Berlichingen. 


*) In Folge der Erdffnungen Er. Excellenz des Landammanns der Schweiz, vom 17. Jult 1810, ift diefe Stadt dem 
Freizügigleitspertrag beigetreten und, vom October 1809 an, als freiziigig zu behandeln. 
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Die Nöthler Amtsgemeinden : Hohenthengen, Lienheim und Herder, die den Abzug zur Hälfte mit . 
5 pr. Ct. anzusprechen haben. 
Die Nichtigkeit biefes Verzeichniffes bezeugen: die kurbadiſchen Commifjarien : 


(L. $.) franz Baur von Heppenftein, 
Hofrathspräfident. 
(L. $.) Earl Marimilion Maler, 


Geheimer Hofrath und Neferendar. 


Ralificationsurkunden. 
A. Bon Seiten Babens, 


Bir Carl Friedrich, von Gottes Gnaden Markgraf zu Baden und Hochberg, des Heiligen Römischen 
Reichs Kurfürſt, Pfalzgraf bei Rhein, Fürſt zu Conſtanz, Bruchſal und Ettenheim, Landgraf zu Saufen 
berg, Graf zu Eberjtein, Obenheim und Gengenbach, auch Salem und Petershaufen, Herr zu Rötteln, 
Badenweiler, Lahr, Mahlberg, Lichtenau, Reichenau und Oehningen x. 

Urkunden und befennen hiemit für Uns und Unfere Regierungsnachfolger, daß, da bei den im ver- 
floffenen Winter zwifchen Unfern Bevollmächtigten, Hojrathspräfidenten Franz Baur von Heppenftein 
und geheimen Hofrath und Neferendar Earl Marimilian Maler, und den Abgeordneten Er. Ercellen; 
des Herrn Landammanns der Schweiz, Herrn David Stodar von Neuforn, des Klemmen Raths und 
Selelmeifter zu Schaffhaufen, und Herrn Earl von Neding, Regierungsrath des Kantons Margau, ge: 
pflogenen Gonferenzhandlungen auch wegen einer wecyjeljeitigen Abzugsfreiheit zwifchen den kurbadiſchen 
Landen und ber Schweiz am 6. Februar eine Übereinkunft getroffen worden, welde von Wort zu Wort 
aljo lautet: 

(Hier folgt wörtlid) der vorjiehende Bertrag.) 

Und Wir diefen Vertrag Unſerem Staatsinterejfe volllommen gemäß finden, als genchmigen und 
bejtätigen Wir hierdurch folchen in allen jeinen Punkten, und verjprechen bei Unſerem Kurfürjtlichen 
Wort für Uns und Unfere Nachfolger an der Regierung, diefe Convention zu ewigen Zeiten gewiſſen— 
haft zu erfüllen und aufredyt zu erhalten. Dejfen zu Urfund haben Wir gegenwärtige Natifications: 
urfunde eigenhändig unterfchrieben und Unfer größeres Staatsinfiegel beidrufen lafjen. 

So gejchehen Favorite den 18. Auguft 1804. 


(L, $.) Earl Ariederich, Kurfürst zu Baden. 
Frhr. von Edelsheim. 
Ad Mandatum Serenissimi Electoris proprium 
Ring. 


B. Bon Seiten der Schweiz. 


Wir (der) Landammann der Schweiz und die Ehrengefandten der Kantone einer bochlöblichen ſchwei— 
zeriſchen Eidgenofienfchaft, in Umferer allgemeinen Taglazung in Bern verfammelt, urtunden hiemit : 
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Daß Wir nach genommener Einficht der zu Schaffhauſen den 6. Februar 1504 zwiſchen den Herren 
Franz Baur von Heppenftein, Hofratbspräfident, und Carl Marimilian Maler, geheimer Hofrath und 
Referendar, als Abgeordneten St. Kurfürſtlichen Durdlaudht von Baden, — und den Herren David 
Stodar von Neuforn, Schelmeifter des Kantons Schaffhaufen, und Carl von Reding, Regierungsrath 
des Kantons Aargau, bevellmächtigten Eommifjärs der Schweizerischen Eidgenoſſenſchaft, unterzeichneten 
Übereinkunft wegen einer gegenfeitigen Abzugsfreiheit zwiſchen den Furbadifchen und ſchweizeriſchen Landen, 
dieſe Convention genehmigt, ratificirt, und dadurch feierlih Unfern Willen ertlärt haben, derjelben in 
allen ihren Theilen nachzuleben. 

In Kraft deffen ijt die gegenwärtige Urkunde mit dem eidgenöffiichen Staatsfiegel und der Unter: 
ichrift des Yandammanns der Schweiz, nebſt jener des Kanzlers der Tagfazung, verjehen worden. Ge: 


geben in Bern den 9. Juni 1804. j 
Der Landanınann der Schweiz, 


(L. 8.) N. von Wattenwpl. 
Der Kanzler der Eidgenofjenichaft, 
Mouſſon. 


Bezüglich der gleihertigen Verkräge mit Bayern, Öfterreih, Preußen, Württemberg, Italien ſehe man im 
Tert des Repertoriums ©. 07-101. 


12. 


Vertrag über gegenfeitiges Concursrecht zwifchen dem Großherzogthum 
Baden und der fehweizerifchen Eidgenoffenichaft, mit Ausnahme der 
Stände Schwyz und Glarus. 


4. Erklärung Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Baden gegen die 
ſchweijeriſcht Eidgenoffenfdjaft, vom 7, Juli 1808. 


Wir Earl Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog zu Baden, Herzog zu Zähringen sc. x. Ober: 
und Erbherr zu Fürftenberg, Baar und Stühlingen ſammt Heiligenberg, Haufen, Möskirch, Hobenhöwen, 
Wildenftein und Waldsberg ; zu Leiningen, Mosbach fammt Miltenberg, Amorbah, Düren, Biſchofs- 
heim, Hartheim und Lauda; zu Klettgau, zu Thengen, zu Krautheim, zu Wertheim, zu Neidenau und 
Billigheim, aud zu Hagnan u. ſ. w. 

Zur Beförderung der freundnachbarlichen Verhältniffe und des Handelsverfchrs zwiſchen Unjern 
großherzoglichen Staaten und der fchweizeriichen Eidgenoſſenſchaft, ſind Wir wegen Errichtung eines 
Vertrags über die Gleichhaltung der gegenfeitigen Landesbewwohner und Unterthanen in vorkommenden 
Eoncursfällen über nachfolgende Beitimmungen übereingefonmen ; 

1) In allen Fallimentsjällen werden, ſowohl in verpfändeten als laufen Schulden, von der privi- 
legirten und der allgemeinen Claffe, die Einwohner des Großherzogthums Baden und derjenigen Kan- 
tone der Eidgenofjenihaft, jo dem gegenwärtigen Verfommnih beitreten, nach gleichen Rechten, d. h. aljo 
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behandelt und collocirt, daß je die Angehörigen des einen Staats den Einheimischen im andern Staate 
gleich, und je nach Bejchaffenheit ihrer Schuldforberungen jo gehalten werden follen, wie es die Geſeze 
des Landes für die Einheimiſchen ſelbſt vorjchreiben. 

2) Zwiſchen den Angehörigen derjenigen Staaten, für welche die gegenwärtige Übereinkunft ver- 
bindlich ift, dürfen nach Ausbruch eines Falliments feine Arrefte auf bewegliches Eigentum des Falliten 
anders als zu Gunſten der ganzen Schuldenmafje gelegt werben. 

3) Die gegenwärtige Convention hat auf ber einen Seite für ben ganzen Umfang der großberzoglic- 
badenjchen Lande, und auf der andern für die eidgenöffiichen Kantone Lucern, Uri, Unterwalben, 
Zürih, Zug, Bern, Freiburg, Solothurn, Bajel, Schaffhaufen, Appenzell, St. Gallen, Graubünden, 
Aargau, Thurgau, Teffin und Waadt verbindliche Kraft, und zwar von demjenigen Tag an, wo die 
Natificationen beider Theile gegenfeitig ausgewechjelt ſein werden. 

4) Gegen diejenigen Kantone der Schweizerischen Eidgenofjenjchaft (Schronz und Glarus), weldye dem 
gegenwärtigen Verkommniß noch nicht beigetreten find, wird die Anwendung der obbejtimmten Artikel 
von demjenigen Zeitpunkt an ftattfinden, wo fie ihren Beitritt, zu welchem fie von dem confentirenden 
Kantonen noch werden eingeladen werden, gegen Uns werben erklärt haben. 

Zu deifen Urkund haben Wir hierüber gegenwärtiges mit Unjerem größeren Staatsfiegel verfehene 
Inſtrument ausfertigen lafjen und joldyes eigenhändig unterſchrieben. Carlsruhe den 7. Juli 1808, 


(L. $.) Earl Friederich. 
Dt. Frhr. von Edelsheim. 


Auf Sr. Königlichen Hoheit Specialbefehl : 
Gerftlader. 


B. Eidgenöſſiſche Gegenerklärung aegen Seine Königliche Hoheit 
den Großherzog von Baden, vom 9. Juli 1808. 


Wir der Landammann der Schweiz und die verfammelte ſchweizeriſche Tagfazung urkunden hiemit : 

Nachdem Uns von Sr. Königlichen Hoheit dem Herrn Großherzog von Baden unterm 13. März 
des laufenden Jahres der freundnachbarliche Antrag zu Errichtung eines gegenfeitigen Concursverkomm— 
niſſes in Fallimentsjachen gemacht worden, find Wir, in der Überzeugung, daß ein folches Bertommnif; 
wicht nur den zwifchen dem Großherzogthum Baden und der jchweizeriichen Eidgenoſſenſchaft beftchenden 
Verhältniſſen vollkommen angemejjen, jondern felbft für den nachbarlichen und Handelsverlchr beider 
Staaten vortheilhaft fei, mit Sr. Königlichen Hoheit dem Hexen Großherzog von Baden über nad): 
jtchende Beftimmungen übereingelommen : 

(Hier folgt der Wortlaut des Vertrags.) 

Zu deifen wahrer und fteter Urfund ift hierüber das gegenwärtige Inſtrument ausgefertigt, mit der 

Unterfchrijt des Herrn Landammanns und des Kanzlers der Eidgenoſſenſchaft verjehen, wie auch nit 
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dem eidgenöſſiſchen Siegel bekräftigt, und mit Sr. Königlichen Hoheit dem Herrn Großherzogen von 
Baden gegen ein gleichlautendes Doppel ausgewechjelt worden. 
Sp geſchehen in Lucern den 9. Juli 1808, 
Der Landammann der Schweiz, 
(L. $.) Bincenz; Rüttimann. 
Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft, 
Mouſſon. 


Die Ratificationsauswechslung erfolgte im Lucern den 0, Juli 1808. 


Vertrag zwijchen dem Großberzogthum Baden und den, im 7. Artifel 
benannten eilf Ständen der fchweizerifchen Eidgenoffenfchaft, betref: 
fend die Förmlichkeiten bei wechjelfeitigen Heiratben aus dem einen 
Land in das andere, vom 23. August 1808, 


Da ſich feit einiger Zeit mehrere Fälle ereignet haben, daß großherzoglich-badiſche Unterthanen, 
welche fi in der Schweiz aufgehalten und daſelbſt mit ſchweizeriſch-eingebornen Perſonen ehelich ver- 
bunden haben, ohne daß jene im ihrem Geburtsort die Bürger- oder Hinterfaßenannahme der leztern 
ausgewirkt, noch daß ſolche einen fogenannten Heimatjchein erhalten haben, und hierdurch vielfältig 
neonvenienzien entjtanden find; und da Se, Königliche Hoheit der Großherzog von Baden gegen 
Se. Ereellenz den Herrn Landammann der fchweizeriichen Eidgenofjenjchaft den Wunjd) geäußert, ſolchen 
durch Aufitellung von jachgemäßen Grumdjäzen für immer zu begegnen, und hierzu von lezterem eine 
bereitwillige Erklärung eingefommen (it): jo find beiberjeits Bevollmächtigte, nämlich von Seiten Er. König— 
lichen Hoheit des Großherzogs von Baden der Herr geheime Rath, von Ittner, außerordentlicher bevoll- 
mädhtigter Geſandte in der Schweiz, und von Seite Sr. Ercellenz des Herrn Landammanns der Schweiz 
der hochgeachtete Herr Negierungsrath Fetzer, dermaliger Präfident des Kleinen Rath des Kantons 
Aargau, ernannt worden, um hierüber jejte Grundfäze jür die Zufunft aufzuitellen; und es haben nun— 
mehr die obgenannten Bevollmächtigten bei ihrer diesjälligen Zufammentunft und Beiprehung Nach— 
folgendes, jedody ohne rüfwirkende Kraft, unter vorbehaltener Ratification ihrer hohen Committenten, 
verabredet und feftgefezt wie folgt: 

1) Bon Zeiten der Negierungen der eidgenöffischen Kantone, welche unterm $ 7 genannt find, wird 
der Grundjaz anerfannt: daß jeder aus den großherzoglic-badischen Staaten gebürtigen Perion das 
Heirathen in dem Umfang der eidgenöffischen Lande nicht eher erlaubt werden foll, als gegen vorherige 
Beibringung eines Erlaubnißſcheins der Obrigfeit, wo der Heirathende fein Heimatsredht “hat, durch 
welchen bezeugt wird, daß derjelbe auch nach der Heirath mit feiner Familie jeder Zeit wieder in feine 
Heimat zurüftehren könne, 

2) Eben fo foll die im Großherzoglich-Badiſchen am 23. September 1806 ergangene Generalver: 
ordnung: Daß den Schweizerbürgern das badiſche Staatsbürgerredht, zum Behuf 
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des Heirathens im Badifchen, ohne befondere Erlaubniß Sr. Königliden Hoheit 
des Großherzogs nicht ertheilt werden foll, forthin bejtehen, und es foll fein Schweiger: 
bürger ohne vorgelegten Erlaubnißfchein feiner Orts: und Landesobrigkeit, durch welchen erklärt wird, 
da der Heirathende mit feiner Familie jederzeit in feine Heimat zurükkommen künne, in dem Umfang 
der großherzoglich⸗badiſchen Lande heirathen bürfen. 

3) Ein foldyer Erlaubnißfchein muß von der Obrigkeit des Heimatorts desjenigen, der ihn nöthig 
hat, ausgejtellt, und jchmweizeriicher Seits durch die Unterjchrift und Siegel der betreffenden Standes- 
fanzlei, badiſcher Seits aber durd) die betreffende Provinzregierung gehörig legalifirt fein. 

4) Derfelbe muß die vechtsgültige Beicheinigung enthalten : 

a. Daß der betreffende Angehörige, feiner Abwejenheit ungeachtet, und bei noch längerer Fortdauer 
derjelben, als Bürger des Orts angejehen werde, und im Genuß des fortwährenden Birgerrechts 
verbleiben joll. 

b. Daß jeine Verlobte und die mit folcher erzeugendein) Kinder jederzeit in feinem Heimatort als 
Angehörige und Bürger anerfannt und aufgenommen werben, und 

e. Daß er in jeinem Heimatort mit feiner Verlobten nad) der Landesgewohnheit verfündigt worden ſei. 

5) Kein Pfarrer iſt befugt, vielmehr iſt jedem derjelben ausbrüflid und bei eigener Verantwortung 
aller Folgen, die daraus entftehen künnen, verboten, die Ehe eines jchweizeriichen oder badiſchen Ange: 
hörigen einzufegnen, oder auch nur die Verfündung derjelben vor fid) gehen zu lajjen, wenn nicht ein 
ſolcher Erlaubnißſchein in gültiger Rechtsform, und der nicht älter als zwei Monate jein darf, vorher 
beigebracht ift. Es muß daher jeder Pfarrer, der eine ſolche Verkündung der Ehe und nachherige Ein- 
jegnung berjelben vornehmen will, vorher die Verfündimgsjcheine von der Heimat dev Verlobten und 
die legale Erlaubniß zur Verkündung und nachherigen Einfeguung der Ehe von jeiner eigenen Obrigkeit 
erhalten haben. 

6) Wenn es aber, diefer Vorſchrift ungeachtet, gejchehen follte, daß entweder in dem Umfang ber 
großherzoglich-badifchen, oder in den jchweizerifch-eidgenöffischen Landen, die Ehe eines Schweizerbürgers 
oder eines badijchen Unterthans eingejegnet und vollzogen würde, ohne daß die vorgedachten Erforder— 
nifje gehörig beigebracht wären, fo hat derjenige Staat allein, in welchem diefe Einſegnung vor fid) 
gegangen, alfe weiteren Folgen zu übernehmen; und derfelbe ift ſodann ſchuldig, ſolche Ehelente mit 
ihren erzeugenden Kindern auf feinem Gebiet zu dulden, und im Nothjall für die Unterftüzung berjelben 
zu forgen, ohne die Befugniß zu haben, folde in den andern Staat zurüf oder überhanpt von ſich weg 
zu weifen, jondern er mag und muß jich mit dem etwaigen Regreß an die Schuldigen begnügen, 

7) Die gegenwärtige Convention hat auf der einen Seite für den ganzen Umfang der großherzoglidh- 
badiſchen Lande, und auf der andern für die eidgenöfftichen Kantone Lucern, Unterwalden, Zürich, Glarus, 
Bern, Solothurn, Bafel, Schafihaufen, Appenzell, Aargau und Thurgau, verbindliche Kraft, und zwar 
von demjenigen Tag an, wo die Natificationen beider Theile gegenfeitig ausgewechſelt fein werden. Den 
übrigen Kantonen der Eidgenoſſenſchaft wird der etwa nachherige Beitritt vorbehalten. 

8) Die Ratification Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs von Baden, ſowie and) die Natifi- 
cation Sr. Ereellenz des Herin Landammanns der Schweiz im Namen der betreffenden eidgenöfftichen 
Kantone, wird vorbehalten, und es follen diefe Genehmigungen, jobald fie erfolgt find, womöglidy bis 
Januar 1809, gegen einander ausgewechjelt werden. 
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Urkundlich nachftehender Unterjchriften und beigebruften Siegeln. So geſchehen zu Yarau am 
23. Auguft 1808. 
U. J. v. Ittuner, 
(L. S.) großherzoglich-badifcher geheimer Rath und auferordentlicher 
Geſandte in der Schweiz. 
. €. Fetzer, 
(L. $.) als von Sr. Ereellenz dem Herrn Landammann der Schweiz 


bevollmädhtigter eidgenöſſiſcher Commiſſär. 


Ratificationsurkunden. 
A. Bon Seiten Badens. 


Wir Carl Friederih, von Gottes Gnaden Großherzog zu Baden, Herzog zu Zähringen u. ſ. w., 
Ober und Erbherr zu Fürſtenberg, Baar und Stühlingen jammt Heiligenberg, Haufen, Möskirch, 
Hohenhöwen, Wildenftein und Waldsberg, zu Leiningen, Mosbach fammt Miltenberg, Amorbach, Düren, 
Biſchofsheim, Hartheim und Lauda ; zu Klettgau, zu Thengen, zu Krautheim, zu Wertheim, zu Neidenan 
und Billigheim, auch zu Hagnan u. |. w. urfunden umd befennen hiermit: Daß Uns der Abichluß eines 
Staatsvertrags mit der fchweizeriichen Eidgenoſſenſchaft, über die Heiratben der Unterthanen des einen 
Landes in dem andern, zur Genehmigung vorgelegt worden ift, welcher von Wort zu Wort aljo lautet: 

(Bier folgt der Wortlaut des Vertrags.) 

Da Wir nun diefen Vertrag Unferer Abfiht gemäß befunden haben, jo genehmigen Wir biemit 
denfelben feinem ganzen inhalt nach und verfprechen für Uns und unfere Regierungsnachfolger, ſolche(n) 
duch Unfere Behörden ftets genau beobachten zu laffen. 

Zur Bekräftigung deſſen haben Wir gegenwärtige Matificationsurtunde eigenhändig unterfchrieben 
und Unfer Staatsfiegel beidrufen laſſen. Gefchehen in Unferer Nefidenzftadt Garlörube, den 7. 
November 1808. 

Carl Friederich. 
(L. $.) Freiherr von Edelsheim. 
Auf Seiner Königlichen Hoheit Specialbefehl : 
Gerſtlacher. 


B. Von Seiten der Schweiz. 


Wir der Landammann und Präſident der Tagſazung der XIX Kantone der ſchweizeriſchen Eid 
genoſſenſchaft, beurfunden hiemit: 

Daß nachdem zwiſchen Sr. Königlichen Hoheit dem Durchlauchtigſten Fürſten und Herm Carl 
Friederich, Großherzog von Baden, Herzog zu Zähringen zc. x., und dem Landammann der Schweiz 
über die Heirathen der Angehörigen des einen Landes in dem andern ein Staatsvertrag durch die beid- 
feitigen Bevollmächtigten eingeleitet und von Seimer Königlihen Hoheit mit der Erklärung genchmigt 
worden (ift), daß in dem Fall wo alle Kantone der Eidgenofjenschaft ſich zu den in gebachtem Bertrag 
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aufgeftellten Grundſäzen nicht vereinigen würden, Höchſt Sie auch mit einem Theil derjelben diejen Ver: 
trag einzugehen geneigt wären ; 

Und nachdem ferner in der Sizung ber eidgenöfftichen Tagjazung vom 13. uni 1809 die bevoll— 
mächtigten KRantonsgefandtichaften die Geſinnungen ihrer Regierungen darüber zu Protofoll eröffnet 
haben, 

Wir, kraft der uns durch die Artikel 17 und 24 der ſchweizeriſchen Bundesverfaſſung ertheilten 
Vollmacht, bemeldeten Staatsvertrag, welder von Wort zu Wort alſo lautet: 

(Hier folgt der Wortlaut des Vertrags.) 

Als von den Kantonen Unterwalden, Lucern, Zürich, Glarus, Bern, Solothurn, Bafel, Schaffhaufen, 
Appenzell, Aargau und Thurgau, in allen feinen Theilen angenommen und ratificirt erklären, und ver- 
iprechen biemit im Namen obgenannter Kantone feierlich, daß diefer Staatsvertrag von ihnen zu allen 
Zeiten gewiffenhaft erfüllt und aufrecht erhalten werden jolle. 

Deffen zu immerwährender Urkunde haben wir gegenwärtiges Ratificationsinftrument eigenhändig 
unterzeichnet, auch von dem gemeineidgenöffiichen Kanzler unterfchreiben und mit dem fchweizerifchen 
Staatsfiegel verfehen laſſen. Zu Freiburg in der Schweiz, den 6. November im Jahr nach Chrifti 
Geburt ein Tanfend acht Hundert und neun, . 
Der Landammanı dev Schweiz, 
(L. $.) Louis D’AFTY. 

Der Kanzler der Eidgenofjenichaft, 
Mouſſon. 


14. 


Vertrag zwiſchen dem Großherzogthum Baden und der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft, wegen gegenſeitiger Auslieferung der Verbrecher, 
vom 30. Auguſt 1808. 


Nachdem ſowohl Sr. Königlichen Hoheit dem Großherzog von Baden, als auch den Kantonen der 
hochlöblichen ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft daran gelegen iſt, daß die Gott gefällige Juſtiz gehand— 
habt, und Verbrechen, deren Urheber ſich aus den großherzoglichen Landen in die Schweiz, oder aus 
der Schweiz in die großherzoglichen Lande flüchten, nicht ungeftraft bleiben, jo find beiderfeits Vevoll- 
mächtigte, nämlid; von Seiten Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs von Baden der Herr geheime 
Rath von Ittner, auferordentlicher bevollmächtigter Gefandte in der Schweiz, und von Seiten Seiner 
Ercellenz bes Herrn Landammanns der Schweiz der Herr Megierungsrath Carl Fetzer, dermaliger 
Präſident des Kleinen Raths des Kantons Aargau, ernannt worden, um hierüber fefte Grundſäze für 
die Zukunft aufzuftellen; umdb es haben nunmehr die ebengenannten Bevollmächtigten bei ihrer desfallfigen 
Zufammenkunft und Beſprechung Nachtommendes, jevody ohne rükwirkende Kraft, unter vorbehaltener 
Ratification ihrer hohen Gommittenten, verabredet und feitgefezt wie folgt: 
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1) Wenn ein oder mehrere großherzoglich-badenſche Unterthanen, oder Perſonen aus dritten Staaten, 
weldye nicht zum eibgenöffifchen Bund gehören, fich in den Staaten des Großberzogthums eines im 
zweiten Artikel genannten Verbrechens ſchuldig gemacht oder einen begründeten Verdacht deſſelben auf 
ſich gezogen hätten, daher von ihrer Obrigkeit durch Berbaftsbefchle, in welchen das Verbrechen oder 
Inzichten deſſelben benamfet find, verfolgt, und im Gebiete der Eidgenofienjchaft betreten würden, jo 
jolle, nady aufgenommenem Präcognitionsverhör, die Auslieferung derfelben bewilligt werben. 

Gegenfeitig und unter den gleichen Bedingniffen jolfen verabfolgt werden: jene ſchweizeriſchen An: 
gehörigen ober Berfonen aus dritten Staaten, welche, von ſchweizeriſchen Obrigkeiten verfolgt, die groß: 
bherzoglichen Staaten betreten würden, 

2) Die Verbrechen, um welche die verabrebete Auslieferung ftattfinden fol, find: Hochverrath, 
Aufruhr, Vergiftung, Mordbrand, Branditiftung, Straßenraub, Mord, Todtſchlag, Verfälihung öffent: 
licher Schriften und Wechſel, Falſchmünzen, Veruntreuung öffentlicher Gelder und des Staatspermögens, 
Nothzucht, Raub an Sachen oder Menſchen, Diebjtahl bei Tag oder Nacht mit Einbruch oder Einjteigen 
an Kirchen umd in gefriedeten Orten, ober ab den Bleichen. 

3) Es folle den Perſonen, weldhe von dem einen oder andern Staate mit Vollmacht abgejchikt find, 
um bie Verbrecher abzuholen, ſowohl zur Verwahrung als zum Transport hülfreihe Hand geleiftet 
werben, Die Azüngstoften der Gefangenen werben täglidy zu 7 Bazen, und der begleitenden Perſonen 
zu 20 Bazen fejtgejezt, und von demjenigen Staat getragen, der die Auslieferung verlangt. 

4) Gegenftände und Sachen, die in einem Staate gejtohlen, in den andern gejchleppt und dort, 
bei wem es fei, in Natur wieder gefunden find, jollen getreulich angezeigt und, unbejchwert von Proceß— 
oder Erjazfofien, dem Eigenthümer zurüfgeftellt werden. Dem durch diefe Rükgabe Beſchädigten bleibt, 
nach den Givilgefezen, der Regreß auf feinen Verkäufer offen, und dieſer joll von beidfeitigen Obrig: 
feiten unterftügt werden. Die Kojten der Ablieferung und des Transports der Effeeten werden von dem 
Theil getragen, an welchen die Auslieferung geſchieht. Sollten aber die geftohlenen Waaren oder Effecten 
nicht mehr vorgefunden werden, jo bleibt dem Beichädigten die Erfazllage gegen den Beichädigenden 
offen, und biefe werden auch die beidfeitigen Obrigfeiten befchüizen. 

5) Wäre es nothiwendig, daß zu Erhebung eines Verbredjens oder feiner Umftände großberzogliche 
oder jchweizerifche Angehörige zu Ablegung eines Zeugniſſes einvernommen werden müſſen, fo werben 
diefelben auf vorläufige Erjudungsichreiben die Zeugniffe vor ihrem natürlichen Richter, der Negel nad), 
ablegen. 

Die perjönliche Stellung der Zeugen Tann aud) in auferorbentlichen Fällen, wenn nämlich folche 
zu Anerkennung der Identität eines Verbrechers oder der Sachen nothwendig ift, von der Negierungs: 
behörde begehrt, und infofern dadurd eine bloße freiwillige Ausfage des Zeugen beabjichtigt wird, 
kann dieſe mündliche Abhörung nicht verweigert werden. Sollten hingegen diefe Verhöre weiter als auf 
eine freiwillige Ausfage, oder gar auf die Verflechtung des Zeugen mit dem Verbrecher zielen, jo muß 
dieſe Abficht in dem Erfuchungsicreiben ausgebrüft werben. Bon dem natürlidyen Richter des aufge: 
rufenen Zeugen hängt es dann ab, ob die perfönliche Stellung zu bereilligen, oder von ihm jelbit gegen 
ben Zeugen das Angemefjene zu verfügen fei. 

6) In diefem Fall machen ſich beide Staaten wechfelfeitig anheifchig, den Zeugen die nöthigen 
Päſſe zu ertheilen, und dem requirivenden Tiegt ob, dem Zeugen nothwendigen Vorſchuß und volle 
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Entfhädigung, nad Maßgabe der Entfernung, der Dauer des Aufenthalts, des Standes, Gewerbs und 
der übrigen Verhältniffe deſſelben zu ertheilen und zutommen zu lafjen. 

7) Sollte es ſich in der gerichtlichen Mnterfuchung offenbaren, dab der Zeuge als Mitſchuldiger 
des Verbrechers entdekt würde, fo folle derſelbe auf Koſten der Behörde, die ihn einberufen, feinem natür: 
lichen Richter, bis auf die Grenze des nächiten großherzoglichen oder rejpective ſchweizeriſchen Kantons: 
gebiets heimgeſchikt und zur Beſtrafung abgeliefert werben. 

8) Würde je von einem der contrahirenden Staaten gegen den andern ein Verbrecher verfolgt, 
defien Verbrechen die in dem zweiten Artikel diejes Vertrags benannten nicht erreichen, folglich feine 
Auslieferung verbindlich nach ſich ziehen würde, fo verpflichtet ſich der Staat, in deſſen Gebiet der Ber: 
bredyer betreten wird, entweder bemfelben aus feinem Gebiet wegzuweien, oder er übernimmt die Be- 
ftrafung defjelben nad} feinen eigenen Gefezen, infofern nämlich ihm die nöthigen Beweife der Klage 
an die Hand gegeben, und vollftändige Entichädigung der Proceßkoſten geleiftet werden. 

9) Sollten in einigen Grenzfantonen der Schweiz foldye für ihre Localität nothwendig eradhtete 
Übungen gegen bie großherzoglicyen Lande ftattgefunden haben, oder noch beſtehen, wodurch dem 5. und 
8. Artikel des gegenwärtigen Vertrags eine mehrere Ausdehnung gegeben, und ſowohl die Zeugenjtellung 
als das forum delieti in Polizeifällen zur gegenfeitigen unbedingten Regel angenommen gewejen wäre, 
jo mögen ſolche ferner Plaz finden; jedoch ſo, daß diefe Norm weder ben übrigen Artileln des jezigen 
Vertrags, noch den darin ftipulirten Rechten der in diefen Grenzkantonen befindlichen Bürger anderer 
Kantone nachtheilig und präjudizirlich fein, fondern dieſe lezteren gänzlich nach dem Inhalt des gegen- 
wärtigen Tractates behandelt werben jollen. 

10) Die Ratification Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs von Baden, ſowie auch die Ratifi- 
cation Sr. Ercellenz des Herrn Landammanns der Schweiz, im Namen ſämmtlicher eidgenöffischen 
Kantone, wird vorbehalten, und es follen diefe Genehmigungen, fobald fie erfolgt find, womöglich bis 
Januar 1809, gegen einander ausgewechielt werden. 

Urkundlich nachſtehender Unterfchriften und beigedruften Siegeln. 

So geſchehen zu Aarau am 30. Auguſt 1808. 

N. J. v. Ittner, 
(L. 8.) großherzoglich badiſcher geheimer Rath und außerordentlicher 
Geſandte in der Schweiz. 
Carl Fetzer, 
(L. $.) als von Sr. Ereellenz dem Herrn Yandammann der Schweiz 
bevoflmächtigter eidgenöſſiſcher Commiſſär. 


Ratificationsuckunden. 
A. Bon Seiten Babens. 


Wir Carl Friederih, von Gottes Gnaden Großherzog zu Baden, Herzog zu Zähringen x. ı., 
Ober: und Erbherr zu Fürftenberg, Baar und Stühlingen jammt Heiligenberg, Haufen, Möskirch, 
Hohenhöwen, Wildenftein und Waldsberg, zu Leiningen, Mosbach ſammt Miltenberg, Amorbach, Düren, 
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Biihojsheim, Hartheim und Lauda, zu Klettgau, zu Thengen, zu Srautheim, zu Wertheim, zu Neidenan 
und Billigheim, audy zu Hagenau u. ſ. w. 

Urkunden und befenneg biemit : 
daß Uns der Abichluß eines Staatsvertrags mit dev ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft wegen wechiel- 
feitiger Auslieferung der Verbrecher zur Genehmigung vorgelegt worden ift, weldyer von Wort zu Wort 
aljo lautet : (Hier folgt wörtlidy der Inhalt des Bertrags.) 

Da Wir nun diefen Vertrag Unferer Abficht gemäß befunden haben, fo genchmigen Wir denjelben 
in allen feinen Theilen, und verſprechen hiermit für Uns und Unjere Negierungsnachfolger, foldhen durch 
Unfere Behörden ſtets genau beobachten zu laſſen. Zur Bekräftigung dejjen haben Wir die gegen: 
wärtige Natificationsurkunde eigenhändig unterjchrieben, und Unſer Staatsfiegel beidrufen laſſen. 

Geſchehen in Unferer Reſidenzſtadt Carlsrube, den 4. November 1808, 


Earl Friederich. 
(L. 8.) Freiherr von Edelsheim. 
Auf Sr. Königlichen Hoheit Specialbefehl : 
Geritlader. 


B. Bon Seiten der Schweiz. 


Wir der Yandammann und Präfident der Tagfazung der XIX verbündeten Kantone der ſchwei— 
zeriichen Eidgenoſſenſchaft, beurkunden biemit : 

Daß, nachdem zwiſchen den Kantonen der ſchweizeriſchen Eidgenoffenfchaft auf der einen, und Seiner 
Königlichen Hoheit dem Durchlaudhtigiten Fürften und Herrn Earl Friederich, Großherzog von Baden, 
Souperänen Herzog zu Zähringen ze. ıc. x. auf der andern Seite, wegen Verfolgung und Auslieferung 
der Verbrecher, Unterhandlungen angebahnt, und unter dem 30. Auguſt 1808 duch die beidfeitigen 
Bevollmächtigten ein wirklicher Staatsvertrag unterzeichnet worden, welcher in der Sizung der eidge— 
nöffischen Tagfazung vom 13. uni dieſes Jahres die jürmliche Genehmigung der Kantone erhalten 
hat, — Wir, kraft der Uns durch die Artifel 17 et 24 der allgemeinen jchweizeriichen Bundesverfaſſung 
ertheilten Vollmacht, bemeldeten Staatsvertrag, welcher von Wort zu Wort alfo lautet: 

(Hier folgt wörtlich der Inhalt des Vertrags.) 

Als von den KIX verbiündeten Kantonen der Schweiz in allen feinen Theilen vatificirt erflären, 
und veriprechen hiemit im Namen der ganzen Eidgenofjenichaft feierlich, daß diefer Staatsvertrag zu 
allen Zeiten gewilfenhaft erfüllt und aufrecht erhalten werben folle. 

Defjen zu immerwährender Urkunde ift gegenwärtiges Matificationsinftrument von uns und dem 
gemeineidgenöffiichen Kanzler unterzeichnet und mit dem ſchweizeriſchen Staatsfiegel verjehen worden. 
‚Freiburg in der Schweiz, den 6. November im Jahr nad Ehrifti Geburt ein Taufend acht Hundert 


und neun. 
Der Yandammann der Schweiz, 


(L. $.) 2ouis D’Affrn. 
Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft, 
Mouſſon. 
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Staatsvertrag zwifchen den Großherzogthum Baden und dem Kanton 
Aargau über verfchiedene, vorzliglich die Verhältniſſe des Breisgau’s 
gegen das Frickthal betreffende Gegenjtände. 


A. Bertrag vom 17. September 1808. 


Nachdem die durd den Lüneviller Friedensſchluß erfolgte Trennung des Fridthales von dem übrigen 
Breisgau die Nothwendigkeit herbeigeführt hat, die dadurch jowohl in Anfehung der landesherrlicyen 
Gerechtſamen, als des vormaligen Landesverbandes, auch Gemeinds- und Stiftungsvermögen beider 
Länder veränderten Berhältnifje durch gemeinschaftliches Einverſtändniß beiderfeitiger Negierungen auf 
eine Art zu bejtimmen, wodurch die gegenfeitigen Anſprüche berichtiget, die bisher darüber obwaltenden 
Anftände gehoben, foldhen für bie Zukunft vorgebogen und das gute Einvernehmen zwijchen beiden 
Staaten befejtigt werde: jo haben Seine füniglide Hoheit der Großherzog von Baden Ihren geheimen 
Natb, Herrn v. Ittner, auferordentlihen Gejandten bei der Eidgenoſſenſchaft, die hochlöbliche Regierung 
des Kantons Aargau aber die beiden Herren Regierungsräthe v. Neding und Fetzer bevollmächtigt, 
den in mehreren zu Waldshut, Zürich, Lucern und Aarau gehaltenen Eonferenzen über die angezeigten 
Gegenftände unterhandelten Staatsvertrag unter Vorbehalt der Genehmigung beiderjeitiger Landes: 
regierungen endlich abzufchliegen und zu unterzeichnen. Nach jorgfältiger Erörterung der gegenfeitigen 
Aniprüde und der in Anſehung derjelben einem jeden Theile zu Statten fommenden Gründe ift man 
beiderfeits über folgende Punkte einig geworden : 


1. Landesgrenze. 


Zwiſchen dem Grofberzogthum Baden und dem Kanton Yargau follte der Thalweg des Nheins 
die Landesgrenze ausmachen. Unter der Benennung des Thalwegs wird in jo lange die größte Tiefe 
des fliefenden Stromes verjtanden, als man fid nicht über eine andere Beſtimmung vereinigt. 

Wo beide Länder durch Brüfen über diejen Fluß zufammenbängen, fteht einem jeben Landesherrn 
die Landeshoheit auf diejenige Hälfte berjelben zu, welche ſich mit feinem Gebiete auf der nämlichen 
Rheinfeite befindet. Auf dev Mitte derfelben, oder wenn diefes unthunlich wäre in der mindejten Ent- 
jernung von dem Mittelpuntte, folle mit beiderjeitigem Einverſtändniß ein Grenzzeichen errichtet, ſolches 
jedoch auf der Brüfe zu Rheinfelden nicht näher gegen die Stadt, als an dem füdlichen Ende der äufern 
Brüfe aufgeftellt werben. 

Durch vorjtchende Beftimmung der Landesgrenze ſoll jedoch im den kirchlichen Verhältniſſen der 
St. Antonicapelle auf der Aheinbrüfe zu Laufenburg und deren Zuweifung an die Diöcefe des Biſchofs 
von Bajel oder desjenigen, der künftig an dejjen Steffe tritt, feine Veränderung jtatthaben. 


2. Nheinbrüfen und Brüfenzölle, 


Das Eigenthum der Nheinbrüfen und der Brüfenzölle zu Rheinfelden und Sädingen folle dieſen 
beiden Städten jernerhin, fowie Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog von Baden der ausſchließende 
Beſiz des Eigenthums der Brüfe und des Brüfenzolls zu Kaiſerſtuhl, verbleiben. 
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An dem Eigenthum der Nheinbrüte zu Laufenburg und dem Brütenzolle dajelbit hat eine jede ber 
beiden Städte Groß- und Klein-Laufenburg denjenigen Antheil, der ihr unten (Art. 13) an dem vor: 
mals unzertheilten Gemeindsgute zugeſchieden wird. 

Die Koften der Heritellung und Ausbefjerung der vorgenannten Nheinbrüten werden verbältniß- 
mäßig von denjenigen getragen, denen das Eigenthum und der Bezug des Brüfenzolls von denjelben 
zufteht, injofern diesfalls bejtehende Verträge oder das Herfommen nicht anders bejtimmen. 

Da bei einem neuen Brükenbau oder einer Hauptreparation der Nheinbrüfe zu Rheinfelden und 
Laufenburg die Landesherrichaft auf bittliches Anfuchen diefer Städte einen Beitrag hierzu bewilligt hat, 
jo übernimmt für bie Zukunft bei diefem eintretenden Falle nach vorheriger Rüffpradye beider Regierungen 
eine jede Landesherrſchaft die Hälfte des Beitrags, der nad) mitgetheiltem Bauaccord bewilligt wird; 
welche Bejtimmung auch ſogleich für dem bereits angefangenen MRheinfelder Brüfenbau in Anwendung 
gebradyt werben ſoll. 

Wo die Bewohner der rechten oder linken Rheinſeite eine Befreiung von Entrichtung des Brüfen- 
zolls bei einer der obigen Brüfen bisher genofjen haben, jolle ihnen dieſelbe auch für die Zukunft erhalten 
werden, wenn jie dasjenige leijten, wofür ihnen dieje Befreiung zugejtanden it. 


3. Rheinzölle. 


Wegen der Wafferzöffe von den auf dem Rhein anf: und abfahrenden Waaren und Flößen iſt man 
übereingefommen, daß ein jeder Theil in dem Belize derjenigen Nheinzölle für die Hinkunft (N) verbleiben 
jolle, worinnen ev fid; dermalen befindet; folglic wird in Schwörjtetten der Rheinzoll fernerhin, jedoch 
nur von jenen Flößen bezogen, welche von dem rechten Rheinufer abfahren und diefen Zoll nicht ſchon 
auf einer andern breisganiichen Zollftation entrichtet haben. Hingegen wird in Kaiferaugft der Rheinzoll 
von den von dem linken Rheinufer abitohenden Flößen entrichtet. 

Die Flöße, welche den Rheinzoll in Augſt zu entrichten haben, pafjiren in Schwörftetten zollfrei 
und weiſen fich dafelbft nur durch einen von dem betreffenden Gemeindsvorfteher ausgeftellten Ladſchein 
über den Ort aus, von welchem bdiejelben abgefahren jind. Ein gleiches hat in Augſt in Anſehung 
jener Flöße ftatt, die ſchon in Scwörftetten nad) Maßgabe der gegemvärtigen Übereinkunft gezollt 
haben, 

Der Waſſerzoll in Kaiſerſtuhl verbleibt jernerhin ein großherzoglich-badiſches Gefäll; derjelbe wird 
jowohl an dem Orte als nach dem Tarif wie bisher bezogen. 

Ebenfo kann aarganifcher Seits der Wafjerzoll von den zu Rheinfelden auf dem Rheine auf: und 
abfahrenden Waaren auf feine andere Art und von feinen andern Segenjtänden bezogen werben, als zur 
Zeit geſchehen ift, da die Stadt Rheinfelden noch einen Theil des Breisgau's ausgemadht hat. 

Außer den dermalen bejtehenden Nheinzöllen können auf keiner Rheinſeite, infoweit fi) das groß» 
herzogliche Gebiet auf der einen und das aarganifche auf der andern als Grenzen erjtrelen, ohne beider: 
feitige Einwilligung neue errichtet werben. 

Unter den Rhein und Wafferzöllen, auf welche gegenwärtige Beitimmung anwendbar ift, wird ber 
Geleitszoll in Laufenburg und der Haupt- oder jogenannte Kaiferzoll zu Waldshut, (allwo der neben 
dem fogenannten Kaiferzoll unter dem Namen Weggeld annoch fallende Wafferzoll, dortiger Stadt 
zum d itten Theil angehörend, eim ausichliefendes breisgauiſches Gefäll verbleibt) von den zu Waſſer 
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dafelbit anfommenden Waaren nicht veritanden, jondern es ſoll in Anjehung derjelben dasjenige jtatt: 
haben, was wegen des Kaiſer- und Geleitzolls dafelbjt von den zu Land durchgehenden Waaren weiter 
unten $ 6 und 7 verfügt wird, 

4. Rheinſchiffahrt. 


Wegen der Rheinſchiffahrt ift man übereingefommen, daß die Bewohner beider Rheinufer hiezu 
völlig gleiche Nechte haben jollen, infofern nicht bejondere Verträge hievon eine Ausnahme machen, 
oder das Herfommen an einigen Orten den Schüflenten des einen oder andern Ufers bejondere Rechte 
einräumt, in deren ruhigen Ausübung fie ſich dermalen befinden. 

Diefem zufolge bleiben die Aheingenojjen beider Ufer zwiſchen Sädingen und Grenzach in Hinficht 
der Schiffahrt und des Flößens in dem fernern Genuffe jener Rechte, welche in dem Maienbriefe vom 
Jahr 1767 ausgebrüft find; da aber deſſen Verfügungen den, theils durch die Zeitumftände, theils 
durch die Trennung des Fridthals von dem Breisgau veränderten Verhältniſſen in vielen Stüfen nicht 
mehr anpafjend find, fo ift ein neuer Maienbrief entworfen worden, der als Beilage des gegenwärtigen 
Staatsvertrags beiderfeitigen Yandesregierungen zur Genehmigung vorgelegt wird. 

Rheinüberfahrten jollen künftig auf beiden Rheinſeiten, in jo weit ſich das großherzogliche Gebiet 
auf der einen und das aarganische auf der andern als Grenzen erjtrefen, jedoch nur auf jenen Punkten 
bejtehen, wo und wie foldye durch Verträge oder das Herkommen bisher bejtanden haben. Außer dieſen 
fönnen in feiner Gegend des Nheins, ohne die Beiftimmung beiderjeitiger Yandesregierungen, neue cin- 
geführt, jondern es follen im Gegentheil die fogenannten Wintelfahrten, wo deren durch Mißbraud zur 
Zeit beiteben, zur Handhabung der öffentlihen Sicherheit und einer quten Polizei auf beiden Rhein— 
jeiten eingeftellt und abgejchafft werben. 

An jenen Orten, wo die Schiffleute ji in dem Befize der Ausübung von Geleits- oder Lootſen— 
rechten befinden, werben ſolche, da fie fich vorzüglid auf Kocalfenntwijje gründen und die Sicyerheit der 
Schifjahrt bezweten, auch für die Zukunft auf die hergebrachte Art fortbauern. 

In Anfehung der Schiffahrt zwijchen Groß: und Klein-Laufenburg, worüber ſich zwiſchen den 
Schiffleuten beider Städte einige Mifhelligfeiten angeiponnen hatten, ijt man übereingefommen, daß die 
Schifferrechte den Schiffen in Groß: und Klein-Laufenburg auf die nämlicye Art, wie ſolche in der 
Laufenburger Schifferorbnung ausgebrüft find und vor der Trennung der beiden Städte beſtanden haben, 
auch für das Künftige zuftehen, und foldye dabei gehandhabt werben jollen. 


5. Fiſcherei. 

In Anfehung der Fiſcherei auf dem Rheine wird feſtgeſezt, daß: 

a. von der im Maienbrief bezeichneten jranzöfischen Grenze bis zur Sädinger Rheinbrüke die in 
diefem Diaienbriefe in Betreff des Fiſchfangs enthaltenen Berfügungen jernerhin ftatthaben und von den 
Maiengenoſſen beobachtet werben jollen. 

b. Bon der Sädinger Rheinbrüfe bis zu jener in Laufenburg, in welchem Bezirke die Inhaber 
der Fiſcherrechte foldye von dem ehemaligen Stifte Sädingen zu Lehen trugen, bleiben diejelben in dem 
Belize ihrer Fiichweiden und Salmenwagen, und bennzen jelbe auf die bisherige Art. 

Bon den Filchenzgerechtfamen, welche zwiſchen diefen beiden Rheinbrüfen auf der rechten Seite des 
Thalmegs ausgeübt werden, entrichten deren Belizer den gewöhnlichen, bisher von dem Stifte Sädingen 
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bezogenen Lehenzins an das großherzogliche Rentamt daſelbſt, von denjenigen aber, welche auf der linken 
Seite des Thalwegs bejtchen, werben die Lehenzinfe der aargauischen Kantonsverwaltung entrichtet. 

Was die Heine Fiſcherei im diefer Gegend und jene mit Spreit: und Stanggarnen betrifft, fo ſollen 
die darüber in den Fahren 1438, 1521 und 1567 ergangenen anliegenden Verfügungen, welche bis zur 
Trennung bes Frridthales von dem Breisgau in Ausübung waren, nody ferner beftehen, und jomohl 
die Sädinger als Laufenburger Fiicher daran gehalten jein. 

Der Pachtſchilling für das Stanggarn von Laufenburg ſoll zu zwei Drittheilen der aarganifchen 
Regierung und zu einem Drittheil der breisgauiſchen Landesherrichaft zufallen. 

ce. Bon der Laufenburger Rheinbrüte bis zum Einfluß der Aar(e) in den Rhein dienen auch für die 
Zukunft diejenigen Anordnungen zur Nichtichnur, weldye in dem abſchriftlich anliegenden fchiebsrichter- 
lichen Urtheil der beiden Städte Rheinfelden und Sädingen vom Jahr 1523 enthalten find, und wodurch 
die Fiichenzgerechtfamen von Laufenburg, Togern und Waldshut beftimmt worden find. Eben jo 
follen : 

d. von dem Ausflug der Harle) bis zur Grenze des Aargaus die FFilcherrechte fernerhin nach Maß— 
gabe der bejtehenden Verträge und des Herfommens ausgeübt werden. 


6. Kaiſer- oder Hauptzoll. 


In Anſehung des Haupt: oder fogenannten Kaiferzolls in Rheinfelden und Waldshut, von Waaren, 
die zu Land oder zu Waffer durchgeführt werden, haben ſich beiderjeitige Bevollmächtigte dazu vereinigt: 
von jenen Waaren, welche über Rheinfelden nad Waldshut, oder über Waldshut nad) Rheinfelden geben, 
wird der nach den bisherigen Tarifen zu beziehende Zoll unter den beiden Landesherrſchaften über 
Breisgau und Fridthal zu gleichen Theilen getheilt. Diefe beiden Zollämter refpectiren die von einem 
oder dem andern ausgeftellten Zollzeichen wechfelfeitig. 

Bon jenen Waaren hingegen, welche ihren Weg über Mheinfelden nach Frick oder über Frick nad 
Rheinfelden nehmen, hat die aarganische Regierung zwei Drittheile und die breisgauische Landesherrſchaft 
einen Drittheil zu beziehen. 

Die von Waldshut nad Rheinfelden und von Rheinfelden nach Waldshut gehenden uhren ent- 
richten ben Zoll wie bisher bei jenem dieſer beiden Zollämter, bei welchem fie zuerft anfahren, und ftreifen 
bei dem entgegengejezten die erhaltenen Zollbolleten ab. 

Um aber in dem HZollbezug von denjenigen Fuhren, welche über Rheinfelden nach Frick gehen oder 
von daher fommen, eine cbenmäßige Eontrolle einzuführen, wird ein großherzoglich-badenſcher Zoller 
auf der rechten Seite der Rheinfelder Brüke aufgejtellt, und dieſem, in fo lange bis eine anderweitige 
Einrichtung getroffen wird, in dem ftädtiichen auf der rechten Mheinjeite befindlichen Zollbäufel der 
erforderliche Plaz eingeräumt. Diefer Zoller bezieht den Zoll von den von Bafel oder Lörrady über 
Rheinfelden und Frid in die Schweiz gehenden uhren, weldye ihre Sollzeihen bei dem Zollamte in 
Rheinfelden abjtveifen. Hingegen zollen die von Frick kommenden Fuhrleute in Rheinfelden und ftreifen 
ihre Zollzeichen bei diefem großherzoglichen Zoller auf der rechten Rheinſeite ab. Von bejagtem Zoller, 
jowie von jenen in Rheinfelden und Waldshut, wird jährlich beiberfeitigen Megierungen oder denjenigen 
Beamtungen, welche diejelben dazır beauftragen, über den Zollbezug Rechnung gelegt, und joldyer johin 
nad; obigen Bejtimmungen zwifchen beiden Landesherrichaften getheilt. 
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Diefe Bertheilung hat in dem laufenden Hollbezuge vom 1. Jänner 1807 jtatt; dabei ift von 
beiden Theilen ausdrüklich bedungen, daß, fo lange gegemwärtige Übereinkunft über den Aheinfelder- 
und Waldshuter Hauptzoll in Kraft bleibt, weder im Fridthale von Rheinfelden nad) Kaifer- Augft, noch 
im Breisgau von da nach Slein-Laufenburg eine Yandjtraße neu angelegt werden folle, fondern daß 
bloß die daſelbſt wirklich bejtehenden Communicationsjtraßgen in fahrbarem Stande unterhalten werben 
bürfen. 

7. Geleitszoll in Laufenburg. 


Bon dem Erträgnif des Geleitszolls, welcher bisher von den zu Wafjer oder zu Lande durch die 
vormalige Herrichaft Laufenburg durchgehenden Waaren bezogen wurde, foll für die Zukunft die Hälfte 
dem Kanton Nargau, die andere Hälfte aber der breisgauiſchen Landesherrſchaft zufallen. Won den 
Fuhren, weldye von der rechten Rheinſeite auf die linke gehen, wird diefer Zoll von dem großherzoglidy- 
badenſchen Zoller in Klein-Laufenburg bezogen, und die Zollbolleten bei dem aargauijchen Zoller in 
Groß-Lanfenburg abgejtreift, wogegen diefer leztere den Geleitszoll von den Waaren, die von der linken 
Rheinfeite auf die rechte, oder zu Waſſer den Rhein herabfommen, bezieht, und die Abftreifung der 
Bolleten von den Landfuhren bei dem großherzoglich-badiſchen Zoller in Klein-Laufenburg geichicht. 

Beide Zoller legen denjenigen breisganifchen und aargauifchen Beamtungen, welche von beiderfeitigen 
Negierungen dazu beauftragt werden, über das Erträgniß dieſes Geleitszolls jährliche Rechnung ab, 
und ſolches wird fohin nad) dem bedungenen Maßſtabe vertheilt. 


8. Landesherrlicher Hauptzoll in Laufenburg. 


Bon der Entrichtung des landesherrlichen Hauptzolls in Laufenburg Find, fo wie bisher, alfo auch 
in Zufunft, diejenigen Waaren befreit, welche foldyen entweder in Waldshut ober Rheinfelden jchon abge: 
führt haben. 

Um die übrigen Waaren nicht ferner einer doppelten Zollabgabe zu unterwerfen, und dadurch den 
wechjeljeitigen Verkehr zwifchen dem Breisgau und dem Fridthale überhaupt und den Städten Groß— 
und KleinsLaufenburg insbefondere zu fehr zu erjchweren, hat in Zukunft der Tandesherrliche Zollbezug 
von denjelben auf derjenigen Aheinfeite ftatt, von welcher jte ausgeführt werden : jolglid von den aus 
dem Großherzogthum Baden in den Kanton Nargan gehenden Waaren zu Klein-Laufenburg, uud von 
den aus dem Margau in das Großherzogthum Baden gehenden Waaren zu Groß-Laufenburg. Beide 
Zoller rejpectiren die gegenfeitigen Zollbolleten, und laſſen diejenigen, welche ſolche vorweiſen, bei ihnen 
zollfrei paſſiren. Der daherige Zollertrag bleibt ungetheilt derjenigen Landesherrſchaft, auf deren Gebiet 
er erhoben wird. 

9. Poſtverband. 


Die Poftämter zu Rheinfelden, Stein und Groß-Laufenburg bleiben der Leitung und Aufficht ber 
aargauifchen Regierung unterworfen ; dieje ift jedoch bereit, zu einer Übereinkunft zwifchen der fürjtlid): 
taxiſchen Poitdivetion in den großherzoglich-badenjchen Yanden und jener des Kantons Aargau über eine 
zwelmäßige Einrichtung des Poſtenlaufs die Hand zu bieten, auch die großherzoglich-badenſchen Amts: 
ſachen enthaltenden Brieffchaften portofrei durch ihren Kantonsbezirk paffiren zu laſſen, wie dann auch 
großherzoglich⸗ badenſcher Seits das nämlicdye Anerbieten gemacht wird. 
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10. Benjionirung breisganiih-landesfürftlider Beamten und deren 
Wittwen und Kinder. 


Fir den frickthaliſchen Antheil an der Penſionirung breisganifch-landesfürftlicher Beamten nimmt 
der Kanton Aargau Feine andere Verbindlichkeit auf ſich, als die Penfionen der im Fridthale angejtellt 
gewejenen Beamten, oder deren Wittwen und Kinder in jo lange zu bezahlen, als ſich diefelben im 
Gebiete des Kantons Margau aufhalten. 


11. Actenabſonderung. 


Die Acten der ehemaligen Herrichaft Aheinfelden, welche feit der Trennung des Fridthales vom 
Breisgau in das aargauiſche Bezirksamt Rheinfelden und das breisgauifche Cammeralamt des Rhein— 
thals in Nollingen getheilt it, follen durch die Ämter abgefondert, und deren gegenjeitige Ausfolgung 
johin dergeftalt vollzogen werden, daß die Actenjtüfe, Pläne und Urkunden, welde auf den einen ober 
den andern diefer Amtsbezirke ausſchließlich fi; beziehen, dem betreffenden Amte wechjelfeitig getreulich 
ausgeliefert, von denjenigen Actenſtüken aber, welche gemeinschaftlicen Inhalts find, dem begehrenden 
Theil auf feine Koften Abjchriften ansgefolgt werben. 

Nach gleichem Verhältniß jollen auch die Acten, Urbarien, Pläne x. vom Stift Sädingen und 
der Commende Beuggen an Margau, und der Stifter Rheinfelden und Oblsberg an Baden ausgeliefert 
werden. 

12. Gemeinds- Kirchen: und Stiftungsvermögen überhaupt. 


Das Vermögen und die Gefälle der breisgauijchen Gemeinden, frommen und milden Stiftungen im 
Fridthale, und das Vermögen und die Gefälle der frickthaliſchen Gemeinden, frommen und milden Stif— 
tungen im Breisgau werde wechieljeitig freigegeben, und der von beiden Regierungen darauf gelegte 
Beſchlag aufgehoben. 

Unter jrommen und milden Stiftungen verſtehen beide Theile: Kirchen, Pfarreien, Caplaneien, 
Spitäler, Armen und Schulanitalten, und die dahin gehörenden Pilegfchaften, worüber vorläufig die 
genauen Ausweiſe einander gegenfeitig mitgetheilt und nöthigenfalls berichtigt werden ſollen. In Anſehung 
derjenigen Brüderfchaften, weldye nicht bereits zum Religionsfond gezogen find, jowie der übrigen unter 
obigen Beftimmungen nicht begriffenen frommen Stiftungen fann zwar der Grundjaz der gegenfeitigen 
Freigebung ebenfalls ftattfinden, jedoch jollen vorerjt die Berzeichnifie und auf Verlangen die Stiftungs: 
briefe derjelben einander mechjelfeitig mitgetheilt werden, um darans erheben zu fünnen, wie weit Diefer 
Grundjaz ausgedehnt werden wolle und in Anwendung gebradyt werden fünne, 

Bon diefer mwechjelfeitigen Ausfolgung des Stiftungevermögens find hingegen die Veitzungen und 
Gefälle der Brüderjchaften und folcher geiftlicher Eorporationen ausgenommen, welche dem vormaligen 
vorderöfterreichiichen Religionsfond einverleibt waren. Diefe fallen gleich andern Religionsgefällen der: 
jenigen Landesherrſchaft zu, in deren Gebiet fie fich befinden, wogegen Diefelben eben fo wenig an den 
Yajten als dem Vermögen des Religionsfonds des andern Landes Theil zu nehmen haben. 

Ferner find von dieſer wechjelfeitigen Freigebung ausgenommen bie VBefizungen, Eigentbumsrechte 
und Gefälle, welche das Stift Sädingen und die Kommende Benggen im Frickthale, und die Stifter 
Nheinfelden und Oblsberg und die Tommende Rheinfelden im Breisgau beſeſſen haben. 
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Die oben feitgefezte gegenfeitige FFreigebung alles übrigen Kirchen und Stiftungsvermögens hat 
auch für das Vergangene jtatt; folglich find die ſowohl auf der einen als andern Aheinfeite während 
des darauf gelegten Sequejters eingegogenen Gefälle an diejenige Kirche oder Stiftung zu erftatten, 
welche ſolche nach gegenwärtiger Übereinkunft für die Zukunft zu beziehen hat. 

Um alle Eollifionen auch für die Zukunft jo viel möglich zu vermeiden, follen die Stiftungs— 
capitalien und Gefälle von einer Aheinfeite gegen ſolche auf der andern ansgetaufcht, die übrig ver: 
bleibenden Capitalien aber abgefündet und die Gefälle ausgelöst werden. Bei der Auslöſung jolle der— 
jenige Maßſtab zum Grunde gelegt werden, worüber beiderfeitige Regierungen übereinfommen. 

Aus den in diefem Artikel aufgejtellten Grundfäzen ergiebt ſich endlich vor jelbft, daß Für die Zukunft 
alle und jede "Stiftungen, was fie immer für Namen haben mögen, welche von einer Rheinſeite auf dic 
andere hinüber gemacht werben, gegenfeitig dem Lande, wohin fie geftiftet find, zur freien Benuzung 
und Dispofition überlajfen fein und bleiben jollen. 


13. Gemeindsvermögen von Laufenburg. 


Wegen Bertheilung des Gemeindsvermögens und der Gefälle der vormals vereinigten Städte Groß: 
und Klein-Zaufenburg wird, nad) vorläufiger Einvernehmung und Beiftimmung dev einberufenen Abge: 
ordneten beiber Städte, beftimmt daß: 

a. jene Giebigfeiten, welche von den Einwohnern der Groß: und Kleinſtadt als Folge des Unter: 
thansverbandes bezogen werben, al$ nämlich die bürgerlichen Steuern, das ſtädtiſche Umgeld, das Bürger: 
rechtaufnahmsgeld, der Abzug, Gerichtstaren und dergleichen, für die Hinfunft einer jeden ftäbtifchen 
Behörde bejonders zufallen, und fein Theil an die Einwohner des andern diesfalls einen Anſpruch zu 
machen haben joll. 

Was jedoch zur Zeit der Trennung ber beiden Städte an dieſen Gicbigfeiten bereits verfallen war, 
wird als ein noch gemeinschaftliches Eigenthum unter ihnen nach dem nämlichen Maßitabe vertheilt, 
welcher wegen Bertheilung des ftädtiichen Gemeindseigentbums feſtgeſezt iſt. 

b, Von feiner der nunmehr getrennten Städte Groß: und KleinsLanfenburg wird auf ben 
Piundzoll und das Standgeld von jenen Waaren Anſpruch gemadjt, welche in der andern verkauft 
werben. 

Von dem Laufenburger Rheinbrüfenzoll hingegen hat die Großſtadt zwei Drittheile und die Klein— 
ftadt einen Drittheil zu beziehen. Nach dem nämlichen Maafjtabe trägt eine jede zu dem Brüfenbau bei. 

Dem Ermejjen der beiden Städte Groß- und Klein-Laufenburg wird anheim gejtellt, ob fie dieſen 
Brüfenzofl an einen ihrer Mitbürger der Großen oder Kleinen Stadt durch den Meiftgebot bei einer 
öffentlichen Berfteigerung überlaffen, uber aber die Einrichtung treffen wollen, daß der Zoll entweder 
abwechjelnd auf der einen und andern Rheinfeite, oder aber beim Eintritte auf die Brüfe auf jeder 
Seite bezogen, und die dafür ausgeitellten Zollzeichen auf der entgegengefezten Rheinſeite abgejtreift 
werben. Sollten die beiden Städte über die Art des Zollbezuges Tich nicht vereinigen können, fo jollen 
bie beiderfeitigen Regierungen folche zu beftimmen haben. 

c. Die Realitäten, Befizungen und Gefälle der vormals vereinigten Stadt Yanfenburg werden über: 
haupt zwifchen den nunmehr getrennten Städten Groß: und Klein-Laufenburg gleich dem Brükenzoll 
getheilt, und es hat erftere hieran zwei Drittheile, leztere aber ein Drittheil zu bezichen. 
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Diefer Vertheilung ungeachtet folle dennoch eine jede Stadt in dem Belize derjenigen Realitäten 
verbleiben, weldye auf der nämlichen Nheinfeite gelegen find, und der andern Stadt diejenige Betreffniß 
hinauszahlen, worauf fie nad) einer unpartheiifchen Schazung verhältnigmäßig zu einem und zwei Drit- 
theil Anfpruch zu machen hat. 

d. Nach chen diefem Maaßſtabe follen die zur Zeit der Trennung beider Städte bejtandenen 
jtädtifchen Active und Baffivcapitalien getheilt, hieran jedoch einer jeden Stadt, inſofern es thunlich 
ift, diejenigen dieſer Capitalien zugerwiefen werden, weldye bei Schuldnern der nämlichen Rheinſeite 
anliegen, oder von welchen die Gläubiger fich auf der nämlichen Aheinfeite befinden. 

Sowohl die Groß; als Kleinſtadt Laufenburg übt ihr Fiſchfangrecht auf ihrer Nheinjeite jernerbin 
abgefondert aus, und weder die eine noch die andere fanır verhalten werden, ſich hiezu der Fiſcher auf 
der entgegengefezten Nheinfeite zu bedienen. 

e. Auch für das Vergangene von der Trennung des Fridthals bis zur Abrechnung wird die 
Erträgnif des Nheinbrüfenzolls und der ſtädtiſchen Nealitäten, jo wie die Zinſe von ftädtifchen Activ- 
und Bafjivcapitalien und anderen Schuldigkeiten nad) dem nämlichen Maafjtabe geteilt. Von den in 
diefem Zeitpunkt gemachten, oder von foldyen mod; zu beftreitenden Auslagen werden aber jene ausge: 
nommen, welche zum ausſchließenden Nuzen der einen oder der andern Stadt verwendet worden find, 
wozu bejonders Ausbejjerungen an flädtifchen Gebäuden, einfeitige Bermejfungen von Grundſtülen, herr- 
Idaftliche Abgaben und dergleichen gehören. 


14. Laufenburger Kirchen: und Stiftungsvermögen. 


Das Vermögen und die Gefälle der beiden Pfarreien und Pfarrkirchen zu St. Johann in Grof- 
Laufenburg, und heiligen Geift in Klein-Laufenburg, werden wechjelfeitig ausgefolgt und freigegeben. 

Unter diefem Bermögen it jedody der Kirchenſchaz, infofern die zum Gottesdienft gehörigen Gegen: 
jtände von Gold oder Silber, oder mit Edelfteinen befezt find, ſowie auch die vorzüglicheren Meßgewänder 
und andere Paramente nicht verjtanden, jondern diejelben jollen zwifchen beiden Pfarrkirchen zu Groß— 
und Slein-Laufenburg nad) dem nämlichen Berhältnifje vertheilt werden, wie die Bertheilung des 
Gemeindeguts zwifchen beiden Städten bejtimmt it. 

Auf die nämliche Art joll die Vertheilung alles übrigen Kirchen- und Stiftungsvermögens zwifchen 
diejen beiden Städten, namentlid) der Spital: und Gutleuthaus-Stiftung, der Caplaneipflegichaft, der 
verschiedenen Brüderjchaften, der Spendpflegichaft, der St. AUntonipflegichaft, der Straubhaarſchen und 
Mandacheriſchen, auch jonftiger Stiftungen und Stipendien jtatihaben, und hievon durdyaus der Stadt 
Sroß-Laufenburg zwei Drittheile, der Stadt Klein-Laufenburg aber ein Drittheil zufallen. 

Bei Vertheilung diejer Stiftungsgefälle und Capitalien foll der nämliche Grundjaz ftatthaben, welcher 
oben in Anjehung der jtädtiichen Activ- und Pajjivcapitalien feitgejezt worden ijt, daß nämlich einem 
jeden Theile vorzüglich jene Eapitalten und Gefälle zugejchrieben werden, weldye ſich auf der nämlichen 
Nheinfeite befinden. Wegen gegenfeitiger Austauſchung, Abkündung oder Ausloſung derjelben wird daher 
das Nämliche feftgefezt, was hierüber in Anfehung des Stijtungsvermögens überhaupt bejtimmt: ift. 

Nach vorhergegangenem Austauſch jollen über eine jede Stiftung neue Urbarien und Bereine auf- 
genommen und ausgefertigt werben. 
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Die Erträgniß von den Kirchen- und Stiftungscapitalien und Gefällen für das Vergangene, ſowie 
die davon noch ausftehenden Rükſtände follen auf die nämliche Art und nach dem nämlichen Maafjitabe 
getheilt werden, wie das Kirchen: und Stiftungsvermögen ſelbſt; bei der bevorftehenden Abrechnung wird 
daher einem jeden Theile das zur Lajt geichrieben, was er an Zinfen und Gefällen bezogen hat. 

Der Gemeindrath von Groß-Laufenburg wird dem Magiftrat in Klein-Laufenburg ale jene Ur- 
funden, welche die leztere Stadt, deren Einwohner und das derielben zufallende Kirchen- und Stiftungs: 
vermögen betreffen, aushändigen, von jenen Urkunden aber, welche für beide Städte von Gebrauch find, 
beglaubigte Abfchriften oder legale Auszüge auf gemeinfchaftlice, nad; Verhältniß der bejtimmten Ber: 
mögensvertheilung zu berechnende Koſten ausfertigen und dem Magiſtrate in Klein-Laufenburg zuftellen 
laſſen. 

15. Freiherrlich-von Rolliſche Stiftungen. 


Die in Anſehung der frommen und milden Stiftungen überhaupt aufgeſtellten Grundſäze ſind ins 
bejondere auf das Vermögen jener freiherrlih von Rolliſchen Stiftungen anwendbar, weldye auf der 
rechten oder linfen Rheinjeite ihre jpecielle Beftimmung haben. Kantonsaargauifcher Seits wird daher 
der Stiftungsbetrag für die Capuciner in Waldshut dermalen ungehindert, jener der fogenannten 
von Rolliſchen Fräuleinftiftung aber auf den Fall ausgeliefert werden, daß deren Genuß nach Inhalt 
bes Stiftungsbriefes einem freiherrlid von Rolliſchen Familiengliede zufällt, weldyes in den großherzoglid)- 
badiſchen Landen feinen Wohnfiz hat. 


16. Anjprüde der Univerfität zu Freiburg. 


Der von dem Kanton Yargan auf ein Capital von 1000 Gulden, welches die Univerfität zu Frei- 
burg an Michael Zähringer von Laufenburg zu fordern hat, gelegte Bejchlag wird aufgehoben. Dagegen 
treten die jtudierenden Syünglinge aus dem Frickthale wieder in den Genuß jener Stipendien an befagter 
Univerfität ein, wozu fie nach deren Stiftungsbriefen berechtigt find. 

Ale in vorjtchendem, doppelt ausgefertigten Staatsvertrage enthaltenen Verfügungen follen jobald 
in Bollziehung gejezt werben, als derjelbe die Genchmigung Seiner Königlichen Hoheit des Großherzugs 
von Baden, und diejenige der hodjlöblichen Regierung des Kantons Aargau (welche ſich auch vorbehaltet, 
diefen Staatsvertrag der eidgenöſſiſchen Tagſazung zur Einficht vorzulegen) erhalten haben wird, 

Zum Zeitpunkt der Katificationsauswechslung wird fpäteftens der 1. Jänner 1809 feſtgeſezt. 

Zu Urkund deſſen haben ſich ſowohl der großherzoglich-badenſche als die fanton-aargauifchen Bevoll- 
mächtigten unterfertigt und ihr Pettſchaft beigebruft. 

Datum der endlichen Berathung diefes Staatsvertrags Aarau den 2., der Unterzeichnung aber den 
17. September 1808. 

A. 3. dv. Ittner, v. Reding, 
L. 8.) großherzoglich-badiſcher Geſandte. (L. 8.) k. aargauiſcher Regierungsrath. 


Earl Fetzer, 
(L. 8.) k.aargauiſcher Negierungsrath. 


u 
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B. Batification des vorftichenden Bertrags durd den Großherzog von Baden, 
vom 14. November 1808. 


Wir Earl Friedrib von Gottes Gnaden Großherzog von Baden, Herzog von Zäh- 
ringen 20, Ober: und Erbherr zu Fürjtenberg, Baar und Stühlingen ſammt Heiligenberg, Haufen, 
Möstird, Hohenhöwen, Wildenftein und Waldsberg, zu Leiningen, Mosbady fammt Miltenberg, Amor: 
bad), Düren, Bischofsheim, Hartheim und Lauda, zu Klettgau, zu Thengen, zu Krautheim, zu Werth: 
heim, zu Neidenau und Billigheim, aud zu Hagnau zc, 

Urkunden und bekennen biemit : 

Daß Uns der Abſchluß eines Staatsvertrags zwiſchen Uns und dem eidgenöfftichen Kanton Margan 
über verjchiebene, vorzüglich die Verhältniſſe Unſerer Landgrafihaft Breisgau gegen das davon abge— 
jonderte Frickthal betreffende, Gegenftände zu Unferer Genehmigung vorgelegt worden ijt, welcher wört: 
lich alfo lautet : (Es folgt der wörtliche Inhalt des Vertrags.) 

Da Wir nun Uns bewogen gefunden haben, ben vorjtebenden Vertrag feinem ganzen Inhalt nad) 
zu ratificiren, jo erflären Wir hiermit wohlbedächtlich und feierlich, daß Wir denjelben in allen jeinen 
Theilen volltommen genehm halten, und verjprechen dahero für Uns und Unfere Regierungsnachfolger, 
ſolchem ſtets getrenlich nachzukommen. 

Zu deſſen Bekräftigung haben Wir gegenwärtige Ratificationsurkunde eigenhändig unterzeichnet und 
Unfer größeres Staatöfiegel anhängen lafjen. Gejchehen in Unferer Reſidenzſtadt Carlsrahe den 
14. November 1808. 


Frhr. v. Edelsheim. Carl Friedrich. 
Auf Seiner königlichen Hoheit Specialbefehl : 
(L. S.) Gerftlader. 


(. Ratification des vorftchenden Vertrags durd die Heqierung des Kantons Aargau, 
vom 6. März 1809, 


Wir Bräfident und Kleiner Nath des Kantons Margau 
tbun fund hiermit: 

Nachdem Uns der zwiſchen den hochwohlgebornen Herren, Heren A. %. v. Ittner, großberzoglid- 
badijchen geheimen Rath und Gefandten in der Schweiz, Namens Sr. Königlichen Hoheit einerjeits, und 
Herrn Carl von Reding, und Herrn Carl Fetzer, beide Mitglieder des Kleinen Raths, Namens 
des Kantons Aargau anderjeits, auf der Eonferenz in Yarau endlich verabredete, am 17. September 
1808 alljeitig unterzeichnete, vorjtehende Staatsvertrag über verjchiedene, vorzüglich die Verhältniſſe bes 
Breisgaus gegen das Frickthal betreffende, Gegenftände vorgelegt worden ift, jo haben Wir denjelben 
Unferjeits kraft der vom Großen Rath am 3. December 1808 erhaltenen Vollmacht und Gewalt qut- 
geheigen und ratificirt, und 

erflären andurch: 

Daß beſagter Staatsvertrag von dem Tag der erfolgenden Auswechslung gegenjeitiger Natificationen 

an gerechnet verbindliche Kraft haben, und in allen feinen Theilen vollzogen und befolgt werden folle. 
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Zu Urkund deffen ift gegenwärtige Ratification mit Unferem Standesfiegel verfehen und von Unferm 
Präfident und Staatsfchreiber eigenhändig unterfchrieben worden. 
Gegeben in Yarau ben 6. März 1809. 
Der Präfident des Kleinen Raths: 
(L. $.) Simmermann. 
Der Staatöfchreiber : 


ſtaſthofer. 
Die gegenfeitigen Ratificationen wurden am 9. Auguft 1809 ausgewedhſelt. 


D. Tagſazungsbeſchluß vom 20. Juni 1810. 


Nah Ablefung diefer (vorftehenden) Convention hat die Tagfazung wie die Aufnahme in das eid- 
genöſſiſche Archiv, fo auch die VBollziehung derfelben unbedingt zugegeben, mit dem beftimmten Vorbehalt, 
daß feine Wbänderung ber darin enthaltenen Bedingungen über Landesgrenze und 
Zollverbältnifje, als Gegenftände, welde die ganze Eidgenofjenfhaft angehen, 
ohne Genehmigung der Tagſazung jtatthaben jolle. 


16. 


Zoll: und Handelövertrag zwiichen der Schweiz und dem Groß: 
berzogthbum Baden, \vom 2%6. Juni 1812, jowie einige nachträgliche 
Pertragsbeitimmungen. 


A. Bertrag vom 26. Juni 1812. 


Die angenehmen, freundjchaftliden und nachbarlichen Verhältniſſe, welche eine lange Meihe von 
Fahren hindurch zwifchen dem Durchlauchtigſten Haufe Baden umd der ſchweizeriſchen Eid- 
genoſſenſchaft beitanden, haben ſchon jeit geraumer Zeit die Veranlaffung zu dem Wunſche gegeben, 
ben wechieljeitigen Verkehr beider Staaten durch einen jürmlidhen Vertrag zu erleichtern und zu fichern. 

Hiebei hat die neueſte Ausdehnung der großherzoglich-badiſchen Lande längs der ſchweizeriſchen 
Grenze, und die Mbficht, die in dem badichen Gebiete neu einzuführenden allgemeinen Zollgeſeze mit 
den Verhältniffen der benachbarten Schweiz in Übereinftimmung zu bringen, die Erfüllung jenes Wunſches 
befördert. 

Diefem gemäß find nach mehreren vertraulichen vorläufigen Eonferenzen am 19. Februar dieſes 
Jahres die förmlichen Unterhandlungen eröffnet und dazu von beibjeitigen contrahirenden Theilen beauf- 
tragt und bevollmädhtigt worden: 

Im Namen und von Seite Seiner Königl. Hoheit des Herrn Großherzogs von Baden x. x. 

Seine Excellenz der außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Meinifter bei der ſchweizeriſchen 
Eidgenofjenjchaft und geheimer Rath Albrecht Joſeph von Ittner, Director des Seekreiſes; 


no 
iu 
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Seine Hochwohlgeboren Herr Ernjt Philipp von Sensburg, großherzoglich-babifcher wirt: 
licher Staatsrath und Director des Steuerdepartements, 
Im Namen und von Seite Seiner Ercellenz des Herrn Landammanus und der neunzehn Kantone 
der jchweizeriichen Eidgenoſſenſchaft: 

Die Hohwohlgebornen Herren David Stodar von Neuforn, des Kleinen Raths und Setel- 
meijter des Kantons Schaffhaufen ; 

und Johann Conrad Finsler, des Kleinen Raths des Kantons Zürich und eidgenöffiicher 
Oberſt⸗Quartiermeiſter. 

Welche dann unter Vorbehalt der Ratification Seiner Königlichen Hoheit des Herrn Großherzogs 
von Baden an der einen, und Seiner Excellenz des Herrn Landammanns der Schweiz und der eid— 
genöſſiſchen Tagſazung an der andern Seite, nachfolgenden Staatsvertrag abgeſchloſſen (haben). 


Artikel 1. 


Beide contrahirende Staaten gewäbrleiften ſich gegenfeitig die ungehinderte Ein-, Aus: und Durch— 
fuhr aller eigenen und fremden Producteln], eigenen und fremden Runfterzeugnifie[n], fo viel erftere betrifft, 
unter der in dem Urt. 14 enthaltenen nähern Bejtimmung, und fo viel leztere betrifft, für jezo mit 
Ausnahme der engliihen, auch mit Vorbehalt derjenigen unausweichlichen Anftalten und Verfügungen, 
welche die Aufrechthaltung des Eontinentalfyjtens für jezo und für die Zukunft erfordern könnte. 


Artikel 2. 


In den Staaten Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Baden beftehen feine andere 
Bölle als: | 
a. Durchfuhrzoll, wenn nämlich Effecten, Güter und Waaren von ber Schweiz durch die badischen 
Lande in dritte Staaten, oder aus dritten Staaten durch diefelben in die Schweiz verfendet werben. 
b. Einfuhrzofl, wenn nämlich Effecten, Güter und Waaren aus der Schweiz in das Badiſche gehen, 
um bafelbft zu bleiben. 
e. Ausfuhrzoll, wenn nämlich Effecten, Güter und Waaren aus dem Babijchen in die Schweiz 
eingeführt werden. 
Artikel 3. 

Die Erhebung diefer drei Gattungen von Zöllen findet in denjenigen Formen und an ben Orten 
jtatt, welche in ber am 2. Jänner 1812 publicirten großherzoglich-badiſchen Land-Zollordnung ausjührlid) 
beſchrieben und in ben babifchen Regierungsblättern vom Jänner und Hornung nachgetragen worden 
find, wobei man ſich großherzoglich-badiſcher Seits noch vorbehält, auf der Route von Bafel nad 
Scaffhaufen, nach dem Refultat jener Abänderungen, welche der Bertrag mit dem Kanton Yargan, 
d. d. 17. September 1808, erhalten dürfte, die Ein: und Ausgangsjtationen noch bejonders zu beftimmen 
und feiner Zeit fund zu machen. 

Der Zollanfaz jedes einzelnen Artifels, infofern er nicht durch gegenwärtigen Vertrag auf einen 
andern Fuß bejtimmt worden, wird nad; Anleitung der vorermeldten Land-Zollorbnung erhoben und 
entrichtet werben. 
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Artitel 4. 


Der Durchfuhrzoll wird alfo an derjenigen Zollftation des badischen Staats, welche zuerjt betreten 
wird, für die ganze Strefe, fo weit fie in demjelben ununterbrochen befahren wird, auf einmal bezahlt. 
Alle fogenanntein) Grenz: und Tranfitzölle in den mit dem Großherzogthum Baden vereinigten Landen 
haben nicht mehr, oder nur injojern ftatt, in wiefern fie die Rocalität der Durchfuhr als Grenzzölle des 
Gefammtftaates bezeichnen. 

Um aber den Berfchr der in einander eingreifenden badischen und ſchweizeriſchen Orticdhaften unter 
ſich zu erleichtern, follen derjelben eigene Landesproducte, wenn fie als ſolche durch Atteftate der Orts- 
behörden jedesmal gehörig conftatirt find, für die burchichneidende Berührungsitrefe von dem Durch— 
juhrzoll befreit fein. 

Dieje Befreiung ſoll ftatthaben : 

Für Baden: 

Yu Dörflingen, Kanton Schaffhaufen, für die Communication der Gemeinden Gaylingen und 
Bırefingen unter fi und mit dem Nellenburgiichen. 

In Rafz, Kanton Zürich, für die Communication zwiſchen den Ämtern Jeſtetten und Röthelen. 

Über das auf dem rechten Rheinufer gelegene Territorium des Kantons Bafel für die Communi— 
cation von Grenzad; mit den unter Baſel gelegenen badifchen Ortichaften. 

Für die Schweiz: 

Im Schlaud für die Communication von Bargen mit dem Kanton Schaffhaufen. 

In Buefingen und Gaplingen für die Communication von Ramjen, Hemishofen, Buch und 
Dörflingen mit Schaffhaufen und Diehenhofen. 

In Yeftetten und Lottjtetten für die Communication von Ruedlingen und Buchberg mit 
Schaffhauſen und dem zürderifchen Gemeinden auf dem rechten Rheinufer mit Nheinau. 

Hievon find inzwilchen ausgenommen : 

a. Pierde und Rindvieh, infofern jonft Zoll davon bezahlt werden mußte. 
b. Alle Fabricate, wenn ſchon der rohe Stoff als Landesproduet angefeben werden könnte. 


Artikel 5. ° 
In Bezug auf einzelne Durchfuhrartitel wird feſtgeſezt: 

a. Das baare Geld, wenn es durch Fuhren oder Boftanjtalten verfendet wird, bezahlt einen Pfenning 

von hundert Gulden auf die Stunde, 

b. Diejenige Begünftigung, welche dem Tranfit des Geldes, das Meifende mit ſich führen, bewilligt 
ift, wird auch auf diejenigen Baarſchaften ausgedehnt, weldye Krämer, Mezger und andere ver: 
fehrtreibende Perfonen in Bezug auf ihren eigenen Handel mit ſich führen, und find mithin jene 
Baarſchaften ebenfalls zollfrei. 

. Die tranfitirenden amerikaniſchen Wildhänte zahlen per Stüf einen Pfenning auf die Stunde, 

d. Die Schweizerweine zahlen beim Tranſit durch die badifchen Lande der Centner zwei Pfenninge 

auf die Stunde. 

e. Wolle zahlt zwei Pfenninge, Wollenfabricate und Indienne drei Pfenninge auf die Stunde, 
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f. Alle Güter und Waaren, welche aus dem Kanton Thurgau zu Land nach Eonftanz und von ba 
den See aufwärts gehen, fowie and) diejenigen Güter und Waaren, welche den See hinunter 
fommen, in Conftanz ansgeladen und von da zu Land in das Thurgan geführt werben, bezahlen 
die Hälfte des ehemaligen Gonftanzerzolfes. In allen andern bier nicht genannten Fällen wird 
der tarifmäßige Ein-, Aus: und Durdgangszoll bezahlt. 


Artikel 6. 


Über ben Anjaz der Ein- und Ausgangszölle ift man über nachfolgende Abänderungen der badiichen 
Zollordnung überein gelommen: 

A. Das Ausfuhrverbot für alle diejenigen Artikel, welche laut der babifchen Zollerdnung gar nicht 
außer Land geführt werden dürfen, wird gegen die Schweiz aufgehoben, mit Ausnahme des unbedingten 
Verbots der Lumpen- und Bejenausfuhr und des bedingten Verbots der Ausfuhr des Salpeters. 

a. Diefer allgemeinen Beitimmung gemäß fann das Holz mit allen feinen Unterabtheilungen, jobalb 
es den bejtehenden Forjtverorduungen gemäß gefällt worden, ohne weiteres Hinderniß und ohne 
daß noch befondere Erlaubnif zur Ausfuhr nachgeſucht werden müßte, ausgeführt werben. 

Hievon ift jedoch das fogenannte Gabholz, weldyes die einzelnen Gemeindsangehörigen ver: 
möge ihres Biürgerrechts entweder aus Gemeinde: oder aus herrſchaftlichen Waldungen jährlich 
bezichen, und weldyes vermöge beftehenber befonderer Geſeze und Obfervanzen zum Theil gar 
nicht, zum Theil nicht außerhalb der Gemeinde verkauft werden darf, ausgenommen, dergeitalt, 
daf für die Ausfuhr dergleichen Gabholzes die befondere Erlaubniß nachgeſucht werben muß. 

b. Fir die Ausfuhr bezahlen das Brenn, Ban: und Werkholz, die Schnittwaaren und bie Faß— 
taugen zehn Procent von dem Preis, den das Holz auf dem Stamm hat, an ben Boller des 
Orts, wo der betreffende Revierförfter wohnt, und wenn fein befonderer Zoller dafelbft angeftellt 
iſt, an ben Acciſer. 

Geben Käufer und Verkäufer befondere Preiſe an, die fie unter ſich ausbedungen haben, fo 
müfjen felbige dem betreffenden Förfter angezeigt werden ; hat der Förfter an der Nechtlichkeit des 
angegebenen Kanfpreifes Zweifel, fo taxirt derfelbe den Betrag der Ausjuhrgebühr nach dem 
laufenden Preis auf dem Stamm, und ertheilt hiernady das Erhebungscertificat an den Zoller 
oder Accifer. 

e. Das Brennholz zahlt neben der Ausfuhrgebühr auch noch die regulirte Accife und zwar an ben 
Aceiſer des Orts, wo der betreffende Förfter wohnt. Wird das Brennholz auf dem Stamm 
gekauft, jo fteht es dem Käufer frei, entweder dasjelbe auf dem Plaz zu Maftern aufmachen zu 
laſſen, um dadurch den Betrag der Acciſe beftimmt zu conftativen, oder die wahrjcheinlich aus- 
fallende Klafterzahl durch die betreffenden Revierförſter ſchäzen zu lafjen und darnach die Accife 
zu entrichten. 

d, Die Kohlen zahlen nebft der Accife zehn Procent von dem Breife, den das zu denfelben gebrauchte 
Holz auf dem Stamm gehabt hat. Sind Käufer und Verkäufer über einen bejondern Preis 
ihrem Angeben nach übereingefommen, fo ift es dabei wie bei dem Brennholz zu halten. 

e. Torf bezahlt zehn Procent von dem Ankaufspreis. 

f. Rinde bezahlt ebenfalls zehn Prozent von dem Antaufspreis. 
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B. Für diejenigen Artikel, deren Ausfuhr gejtattet ift, haben folgende Abänderungen jtatt: 

a. Aſche; der Ausfuhrzofl wird auf 24 Kreuzer per Malter feitgefezt. 

b. Baares Geld; dasjenige baare Geld, welches zu Entrichtung der Zinfen ober zu Bezahlung von 
Eapitalien aus dem Badiſchen in die Schweiz eingeführt wird, fowie aud) die Baarjchaften, welche 
Reifende zum Behuf ihres eigenen Verkehrs mit fich führen, bezahlen feinen Ausjuhrzoll, 

c. Rohe Hänte; die Ochſenhäute bezahlen bei der Ausfuhr 24 Kreuzer per Stül; die Pferd» und 
Kuhhäute 18 Kreuzer; von Schmalvindern 12 Kreuzer; die Felle von Kälbern 8 Kreuzer; von 
Böfen, Ziegen, Schafen 6 Kreuzer für ein Stül. 

C. Für nachftehende Artifel wird der Einfuhrzoll folgendermaßen feſtgeſezt: 

a. Bagage, weldye Fuhrleute für diejenigen jchmweizeriichen Reifenden, die badiſche Curörter bejuchen, 
ein» und wieder ausführen, ift zollfrei. 

b. Brod, das badiſche Untertanen aus dem angrenzenden ſchweizeriſchen Grenzgemeinden in das 

Badiſche einbringen, ift zollfrei, wenn der Werth desjelben nicht über 30 Kreuzer fteigt. 

. Butter; die Einfuhr derfelben wird auf 18 Kreuzer per Centner geſezt. 

. Wein; die jchweizeriichen Weine bezahlen für den Eingangszoll: die nenen Weine, wenn fie vor 
Weihnachten eingeführt werden, für das Fuder jehs Gulden; bie alten Weine für das Fuder 
acht Gulden. 

e. Der gemeine Branntwein bezahlt für den Eingangszoll zwei Gulden per Ohm, für die Acciſe 
zwei Gulden fünf Kreuzer, für das Ohmgelb zwei Gulden fünf Kreuzer. 

f. Das Kirſchwaſſer; für ben Eingangszoll acht Gulden per Ohm, für die Acciſe drei Gulden 20 
Krenzer, und für das Ohmgeld drei Gulden zwanzig Kreuzer. 

8. Das Bier; für den Eingangszoll per Ohm 36 Kreuzer, für die Acciſe 30 Kreuzer und für das 
Ohmgeld 30 Kreuzer. 

h. Der Weineffig; für den Eingangszoll per Ohm 30 Kreuzer und für die Accife 30 Kreuzer. — 

i. Ziegelwaaren zahlen bei der Einfuhr 14 Kreuzer per Noflaft. 

k. Käſe; auf den Gentner 48 Kreuzer. 

1. Eifenerz; jeder Schweizerfübel ein Kreuzer. 

D. ber nachftehende Gegenftände, weldye fowohl die Ein- als Ausfuhr betreffen, find folgende 

Bejtimmungen feftgejegt : 

a. Die Ausfuhr des rohen und umverarbeiteten Gypſes wird auf 6 Kreuzer per Roßlaſt und bie 
Einfuhr des verarbeiteten Gypſes auf 1 Kreuzer per Gentner beftimmt. 

b. Die zum Stifen und Verſpinnen in das Badische gehenden Waaren follen bei ihrem Ausgang 
aus der Schweiz und bei dem Wiebereingang in biefelbe ebenſo ganz zollfrei gelaffen werben, als 
es im Babifchen in der Zollordnung $ 76 und 77 bereits ſeſtgeſezt ift. 

c. Getreide, das ans bem Badiſchen auf fchweizeriiche Mühlen gebracht wird, um daſelbſt gemahlen 
zu werben, bezahlt bei ber Ausfuhr 2 Kreuzer per Malter und bei dev Wiebereinfuhr 4 Kreuzer 
per Malter, Da aber dieſe leztere nicht in Getreide, ſondern in Mehl ftattfindet, fo wird fiir 
diefelbe folgender Maßſtab angenommen : 
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Malter Sefter Maßli 


Für ein Malter Kernen darf zurüfgeliefert werden . 5 : . 1 4 2 
Für ein Malter Roggen . i ; i i : i ; i 1 3 — 
Für ein Malter Miſchelfrucht 1 3 4 
Für ein Malter Fäſen B ; ’ \ . — 7 — 


Das Gewicht eines Malters Mehl wird zu 125 Pfund gerechnet. 

d. Tücher, die aus dem Badijchen auf ſchweizeriſche Bleichen gebradjt, um dafelbft gebleicht zu 
werden, bezahlen bei der Ausfuhr 6 Kreuzer für den Eentner, bei der Wiedereinfuhr 12 Kreuzer, 
zuſammen 18 Kreuzer. 

e. Was auf ſchweizeriſche Färbereien aus dem Badischen gebracht wird, um daſelbſt gefärbt zu 
werden, bezahlt bei der Ausfuhr nur die Hälfte des in der badiſchen Zollordnung beftimmten 
Ansgangszolls, und bei der Wiedereinfuhr nur die Hälfte des Eingangszolls. 

f. Scyafe, die auf badifche Weiden getrieben werden, zahlen bei dem erjten Eintritt den Eingangs: 
zoll. Wenn fie in der Folge zur Schur nach Haufe genommen werden mit der Erklärung: daß 
fie nach vollendeter Schur wieder zurüt gehen, fo werben bei dem erjten Ausgang zwei Drittel, 
ſodann für dem Wiederein- und Ausgang die Hälfte des tarifmäßigen Ein- und Ausgangszolls 
bezahlt. Werden fie aber zur Scyurzeit ausgeführt ohne daß fie wieder zurüfgebracdht werben, 
fo bleibt es bei dem tarifmäßigen Ausgangszoll. 


Artikel 7. 


Da die Berfaffung der Schweiz und das in derfelben beitehende Zollſyſtem nicht zulafjen, daß die 
verſchiedenen Zölle nach ihren Claſſen in Ausgang-, Eingang: und Tranfitzölle ausgefchieden werben, 
je wie diefes in der neuen großherzoglich-badiſchen Zollorbnung gefchehen ift, jo werden die jetzt beftchenden 
ſchweizeriſchen Zölle, ſowie fie von der Tagjazung einftweilen bejtätigt worden, als Grundlage des 
ſchweizeriſchen Zollbeitandes angenommen. Sollte aber eine ſchon bei der eidgenöffischen Tagfazung im 
Berathung liegende neue Organifation der eidgenöſſiſchen Zolfeinrichtungen zu Stande fommen, jo werden 
die darauf Bezug habenden Beſchlüſſe der großherzoglich-badiſchen Regierung mitgetheilt und der Gegen: 
ftand einer neuen Unterhandlung werden. Indeſſen gibt die jchweizeriiche Eidgenoſſenſchaft die Ver— 
fiherung, daß die Gejammitheit der Zölle, weldye im den verjchiedenen Zolljtätten der Schweiz von 
tranfitivenden Waaren erhoben werden, den Betrag des badiſchen Durchgangszolls auf einer ganz ähn— 
lichen Landesitrete und Stundenlänge nicht überfteige und audy bei alljälliger Abänderung nicht über- 
fteigen jolle. 

Für die Zölle auf ein und ausgehende Waaren behält fich die Schweiz das Recht der vollftändigen 
KReciprocität vor, wird inzwiſchen dieje Meciprocität während der Dauer dieſes Vertrags in Bezug auf 
nachfolgende, für die badiſchen Staaten wichtige Ausfuhrartifel nicht anwenden, und mithin während 
diefer Zeit die wirklich für dieſe nachbenannten Artifel beftehenden und in dem gegenwärtigen Tractat 
bejonders ausgemittelten Zoll: und Berkaufsgebühren jeder Art nicht erhöhen. 

Diefe Artikel find: 

Getreide aller Art, Eifen, Glaswaaren, Tabal, Krapp, Steingut, Stroh, Streohfabricate, Wälder: 

uhren, Vieh. 
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Für alle dieje Gegenftände werden die in den Beilagen ausführlich angegebenen Zollanlagen als 
Bafis der Verzollung während der Dauer diefes Vertrages angenomnien. 


Artikel 8. 


Bon dieſen jezt bejtehenden Zollanlagen werben für badiſche Einfuhrartifel nachfolgende Ausnahmen 
feftgejegt : 
Für die Früdte 
wird das Pflaftergeld in Schaffhaufen auf 24 Kreuzer auf den Wagen geſezt. 
Für den Wein: 
die Einfuhr der badifchen Weine wird in den Kantonen Zürich, Scaffhaufen und Margau nad) 
dem Maßſtab von drei Gulden auf das neue badiſche Fuder gefezt. 
Für das Eifen 
wird der Einfuhrzoll in Baſel auf 4 Kreuzer per Eentner geſezt; in bem Kanton Thurgau auch 
auf 4 Kreuzer; in Schaffhaufen die Einfuhr auf 2 Kreuzer, die Ausfuhr auf 4 Kreuzer und 
das Pflaftergeld auf 20 Kreuzer per Wagen geiejt. 
Für Olaswaaren: 
in Schaffhaufen für das Pflaftergeld der Wagen auf 20 Kreuzer, und in Zürich per Eingangszoll 
2 Kreuzer per Wagen und 1 Kreuzer per Karren. 
Für das Vieh. 
Im Kanton Schaffhausen. 


Ein Stier oder Mafodd. . . . 00.00.04 Kreuzer. 
Ein Zugochs oder Maſtluh B P i F A F 4 

Eine ungemäftete Kuh oder ein Kalb. } . ö ; 2 " 
Ein Schaf ober eine Ziege i ’ . ae ar 1 5 

Im Kanton Thurgau. 

Ein Maftodhs . — 8 Kreuzer. 
Ein Zugods . . £ j i . ; : . 6 Fr 
Eine Kuh. Fr x ’ : : : . . 0 4 r 
Ein YJährling . . E B P 2 R 
Ein Milchkalb, Schaf oder Kleinvich . 1 R 


Steingut: 
im Stanton Zürich, Thurgau, Schaffhaufen und Bajel per Roplaft 12 Kreuzer. 


Artikel 9. 


Die Waſſerzölle von Conſtanz bis Bafel, bei deren Beitimmung jewohl die Diftanzen, als die 
bisherigen rejpectiven Zollberedytigungen in Anſchlag gebracht worden find, werden für die verschiedenen 
Hauptftreten, im welche die Rheinſchifffahrt eingetheilt werden muß, folgendermaßen feſtgeſezt. 
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A. Tractus von Conſtanz bis Schaffhauſen. 


Für diefe Strefe ift der Wafferzoll für das Großherzogtfum Baden und die angrenzenden Kantone 
Schaffhauſen und Thurgan für die verfchiedenen Artikel ausgeſchieden worden, wie folgt: 


Baden Shaffbaufen! Thurgan 
Die ßenhofen 

— Stein Gotilieben 
Eſchenz 


Salz, ein Faß von circa 540 Pfund . 
Dito für die Steefe von Conſtanz bis Stein . 
Kaufmannsqut per Schiffcentner 
| Früchte, ein neuer Saf von 9 Viertel Schaffhauſer. 
maß ober 136 badiſche Mäßlein neues Maß. 
| Reis, ein halbes Faß. ; 
Gyys, ein Faß von 8 Eentner . 
Stahl, ein Lägel. 2 
Bein, ein Schaffhaufer Saum . 
Erz, ein Schweizerfübel 
‘ Nebitefen, per 1000 Stüf. 
Bretter, das Fuber A 18 Stüf dite — N Sit 
Täferbretter . ; 
Latten, das Fuder zu 66 Stiit . 
Bauſteine, die Schifflaft für '/, Segner . 
' Kabis, ein orbinäre Kabisſchiff 
Biegelwaaren, eine Schifflaſt 
Kohlen, eine Scifflaft von '/, Seguer 


4 
8 
3 
5 
8 


[1 








Alle Artikel, die hievor nicht genannt find, werben auf den Fuß des Kaufmannsguts verzollt. 

Der bier feftgefezte Waſſerzoll wird in feiner Totalität von allen Waaren bezogen, die von Con— 
ftanz abwärts bis Stein oder bis Diehenhofen und Schaffhaufen verführt werden, fowie auch umge: 
fehrt von denjenigen Gütern und Waren, die von Schaffhaufen, Diehenhofen und Stein aufwärts 
geführt werben. 

Als Ausnahme von dem Zollanfaz des Salzes wird feitgefezt, daß diejenigen Parteien besjelben, 
weldye die Strefe von Eonftanz bis Stein zurüllegen und für die dortigen Magazine beftimmt find, in 
Eonftanz 2 "/,, in Gottlieben 2 '/, und in Stein 4 fr. per Faß bezahlen, Damit indejien beſchwerliche 
Eontrollen entbehrlic; gemacht werden, fo wird das nad Stein beftimmte Onantum auf 1500 Faß 
jährlich feſtgeſezt. 
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Alle Waaren, welche durch Conftanz zu Waffer nad Gottlieben und von bort aus zu Lande in 
die Schweiz bineingehen, oder umgekehrt, in Gottlieben erſt zu Schiffe geladen werden und über Con— 
ftanz aufwärts gehen, bezahlen die Hälfte des vorjtehenden Conſtanzerzolls. 

Der Bezug der oben ausgemittelten Waſſerzölle findet für den großherzoglich-badischen Antheil bei 
der Fahrt abwärts in Gonftanz, für die Fahrt aufwärts in Stygen, für den Kanton Thurgau entweder 
in Gottlieben, Eſchenz oder Diehenhofen auf ſolche Weiſe ftatt, daß auf» und abwärts an jeder dieſer 
Bollftätteln) der Zoll bezogen werben fann, infofern nicht darüber Ausweiſung geichieht, daß ſolcher 
früher jchon einmal bezahlt worden ; für ben Kanten Schaffhaufen für auf- und abwärts in Stein ftatt. 

Bon der Einführung diefer neuen Zollausfcheidung an jollen während der Dauer des gegenwärtigen 
Vertrags, ohne Einwilligung beider Staaten, weder neue Zolljtätten angelegt, noch die fejtgejezten Zölle 
in ihrem Betrag erhöht werben. 


B. Tractus von Schaffhauſen bis Röthelen. 


Für diefe Strefe ift der Wafferzofl des Großherzogthums Baden und der angrenzenden Kantone 
Zürich und Schaffhauſen für die verfchiedenen Artikel ausgeſchieden worden, wie folgt: 










| | 
Baden | Zürid (Sheffbanfen Summa 











Kreuzer | Freuger Krenier Kremer 
Kaufmannsgut, der Schiffscentner . . . 2.» 1 | 2 1!/, 4, 
Getreide, ein neuer Saf von 9 Viertel Schaffhaufer 
Maß oder 136 badische Mäßlein . . . . » 1°, 4 l 6°, 
Salz, vom FB. : >: > 2 2 rn nn an 1 3 'n 4, 
Neis, das halbe Fb . -» : 2 Henn nn 19%, 4'/, 1; 6, 
Branntwein, der Scaffhaufer Saum. . . . - 10',, 21 9 40'/, 
Bein, vr Sum . - 2: 2 2-00 0.0 3, 7 3 13'/, 
Stahl, bie Pill. - - 2 2 2 ren an 2 5 1%, 9 
Gyps, ein Faß von 8 Centner.. 1 3 . 41), 
Erz, ein Schweizerfübel . . » : 2 2 20. 1%, 4/, 14, 6°, 
Bier, der Shaffhaufr Saum . . » 2» 2.0. 1%, 4, | .} 6, 
Kabis, ein Weblin . » » 2 2 2 en. 77 su; ’, 9 
Kohlen, ein Weidling - » - » 2 2 2, BI, | 17, 9 


Alle Artifel, die oben nicht genannt find, werden auf den Fuß des Kaufmannsguts verzollt. 

Diefer hier jeftgefezte Waſſerzoll wird in feiner Totalität von allen Gütern und Waaren bezogen, 
die von der Schifflände umter dem Rheinfall nad Eglisau ober nach Mötbelen und weiter hinunter 
geführt werden. Bon den Gütern und Waaren, die von Rheinau oder Elliton abgehen und den Rhein 
hinunter nach Eglisau bis nach Röthelen verfendet werben, wird der für den Kanton Schaffhaufen aus— 
geſchiedene Antheil nicht bezogen. 
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Der Bezug des für diefe Strede ausgemittelten Zollbetrags findet fir das Großberzogthum an 
der Bolfftätte zu Röthelen, für den Kanton Zürich in Eglisau und für den Kanton Schaffhaufen in 
dem Schlößlein Wördt ftatt. 

Zu Erleichterung der Schiffahrt, und da es unmöglich ift, mit ben zujammengejezten Weiblingen 
oder fogenannten Gefährten, an den Zollftätten anzufahren, wird den unter obrigfeitliche Aufficht geftellten 
Unternehmern der Schiffahrt geftattet, ſich mit Ladkarten, die von den competenten obrigfeitlichen Behörden 
gehörig legalifirt find und deren Form man gegenfeitig beftimmen wird, bei den Zollftätten auszuweiſen, 
und den Betrag des Zoll monatlich nach Inhalt der Ladkarten abzutragen. Einzelne Weidlinge follen 
bei den Zollftätten anhalten und den Zollbetrag ſogleich bezahlen. 

Bon der Einführung diefer neuen Zollausiheidung an follen während der Dauer des gegenwärtigen 
Vertrags, ohne Einwilligung beider Staaten, weder neue Zollftätten angelegt, noch bie feftgejegten Zölle 
in ihrem Betrag erhöht werden. 


C. Tractus von Röthelen bis Coblenz oder bis Waldshut. 


Auf diefer Streke ift der Wafferzoll dahin feitgefezt, dak das Großherzogthum Baden und ber 
Kanton Aargau denfelben nad) folgendem Tarif, und zwar jeder Staat zur Hälfte, zu beziehen hat. 


Kreuzer, 

Reis, das halbe Faß — —A Fe? . 41 
Kaufmannsgut, der Schiffeentner  . $ 3 

Getreide, ein neuer Saf von 9 Viertel Schaffhaufer Nah oder 136 

Mäplein neues badiihes Maß . i ; i . . 4 
Salz, ein Faß ö 3 ; : . R e ; i . 2 
Wein, der Saum 5 ; - B 8 
E Branntwein, der Saum 00m 22224 

Stahl, eine Lägel . . } . : . ; 5 , , 4'% 
Gyps, ein Faß en ta, —— > ee —— 
Erz, der Schweizerfübel . 3 : ; 3 . : & . 3 
Bier, der Saum . 93 


Alle Artikel, die oben nicht genannt find, werden > ben Fuß des —— verzollt. 

Diefer hier feſtgeſezte Waflerzoll wird in feiner Totalität von allen Gütern und Waaren bezogen, 
die von Röthelen den Rhein hinunter nach Zurzah, nad Eoblenz oder Waldshut gehen, ebenſo von 
den Gütern und Waaren, die von Waldshut, Coblenz oder Zurzady den Rhein hinauf bis nach Röthelen 
verjendet werden. 

Der Bezug des für diefe Strefe ausgemittelten Zollbetrags findet für das Großherzogthum Baben 
an der Zollſtatt zu Möthelen ftatt, für den Kanton Aargau zu Eoblenz, und für die von Nöthelen nadı 
Zurzach gehenden Waaren in Zurzach. 

Bon der Einführung dieſer nenen Zollausſcheidung an follen während der Dauer des gegen- 
wärtigen Vertrags, ohne Ginmwilligung beider Staaten, weder neue Zollftättein) angelegt, noch die jeft- 
gejegten Zölle in ihrem Betrag erhöht werden. 
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D. Zractus von Eoblenz oder Waldshut bis Laufenburg. 


Für diefe Strefe ift der Wafferzoll folgendermaßen feſtgeſezt: Kreuzer. 
Kaufmannsgut, der Sciffcentner . i : . 3 
Getreide, der Sak von 136 Mäßlein neuen — Maßes Pet 
Salz, das Faß i . : ; . i ; . . .:. 
Neis, das halbe Faß Es abe u: en re Tale ame 
Wein, der Saum . . E . N . . } ö . 8 
Branntwein, der Saum . j r : R . . — 24 
Bier, der Saum . ; . P . P : ‚ e . 8 
Stahl, die Lägell . i ; . i —W — 4'% 
Erz, ber Schweizerfübel . u hr er ar 
Gyps, das Faß R 2 


Der Betrag des Zolls dieſer Strete wirv für Baden in Waldshut * für Kargan in Laufenburg 
jür jeden Theil zur Hälfte erhoben. 


E. Zractus von Laufenburg bis Augſt. 
Für diefe Strefe ift der Wafferzoll folgendermaßen bejtimmt : 


Kreuzer. 
Kaufmannsgut, der Schiffcentner  . ; j . 6 
Getreide, der Sat von 136 Mäßlein neuen badiſchen Mahes . 8 
Salz, das Faß i . P : Ä . ; ; i . 4 
Reis, das halbe Faß . \ . . . : e ‚ . 89, 
Wein, der Saum . : . : 3 i ; - 4 . 16 
Branntwein, der Saum . i . . P et s . 48 
Bier, der Saum . . FE ae“ ä . ; E . 6 
Stahl, die Lägel B . ’ ; i i } i . ..9 
Erz, der Schweizerfübel . ü . i F : ; : —4 
Gyps, das Faß Ber | 
Steine, ein Weidling : ; ’ j . E . P . 6 
Steinkohlen, ein Weibling i . 12 


Ein Glarner» oder fogenanntes Tafelſchiff bezahlt für beide Strefen D. und E, den bisherigen 
Geſammtzoll von fl. 11 auf einmal in Laufenburg. 

Die Verzollung der Holzflöße in Bezug auf beide Streken bleibt auf dem nämlichen Fuß, wie fie 
in dem $ 3 bes Vertrags zwijchen dem Großherzogthum Baden und dem Kanton Margau im Jahr 
1808 feſtgeſezt worben. 

Alle Artikel, die oben nicht genannt find, werben auf den Fuß des Raufmannsquts verzollt. 

Der Betrag des Zolls diefer Strefe wird fir beide Theile von jedem zur Hälfte von denjenigen 
Schiffen, welche von Laufenburg abfahren, an diefem benannten Ort erhoben; was aber unterhalb 
Laufenburg vom Land ftößt, bezahlt den gleichen Zoll für die ganze Strefe zur Hälfte auf badiſcher 
Seite zu Schwörftabt, und zur andern Hälfte auf aarganifcher Seite zu Mheinjelden oder Augit. 
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F. Zractus von Augft bis an die fchweizeriiche Grenze unterhalb Bajel. 


Bon diefer Strefe wird ein Wafjerzoll nad) folgenden Beftimmungen erhoben und unter das Groß: 
berzogthum Baden und den Kanton Bafel zu ein Schhstheil für das erftere und fünf Sechstheil für 
den leztern getheilt : 




















Kaufmannsgut, der Schiffscentner 
Getreide, der Saf zu 136 badiſche Mäfilein . 
Salz, das Faß 

Reis, das halbe Faß 

Wein, der Saum. 

Pranntwein, ber Saum. 

Bier, der Saum . 

Stahl, die Lägel . 

Steine, ein Weidling. 

Bretter, ein Weidling 

Steinkohlen, ein Weidling . 

Ein Glarner Schiff . 





Der großherzoglich-badiſche Antheil für diefe Strefe wird um mehrerer Bequemlichkeit willen in 
Laufenburg erhoben und innert dieſer Strefe felbit keine Zollftatt angelegt. 

Der Antheil des Kantons Bajel wird ausjchliefend in der Stabt Bafel und zwar nur von den: 
jenigen Waaren bezogen, weldye burdy die Stadt den Rhein hinunter tranfitiren ; diejenigen Güter und 
Waaren hingegen, weldye in Bajel abgeladen werben, bezahlen nur den dortigen Eingangszoll. 

Der Zeitpunkt der Einführung und Erhebung der Wafferzölle nach den vorſtehenden Bejtimmungen 
ift auf den 1. September nächſtkünftig Feftgejezt. 


Artikel 10. 
Die Weg: und Brüfengelder werben von beiden Theilen vorbehalten. 


Artikel 11. 

Waag: und Lager: oder Einftellgelder follen nur dann nach den bejtehenden Tarifen genommen 
werden, mern wirklich gewogen ober eingeitellt wird. Ebenſo jollen die Auf- und Abladgebühren von 
den dazu aufgeftellten Perfonen nur dann gefordert werben, wenn von benjelben wirklich auf- oder 
abgeladen worden. Auch joll hierin zwiſchen badiſchen und ſchweizeriſchen Angehörigen eine vollfommene 
Gleichheit in den Gebühren beobachtet werben. 


Artitel 12, 
Diejenigen eigenen Producte und Fabricate, weldye aus der Schweiz in das Badiſche eingeführt 
werben, follen, wenn fie den Eingangszoll bezahlt haben, in Hinficht der Anlagen und Entrichtung der 
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Acciſe völlig auf die gleiche Weije behandelt werden, wie bie ae inländischen Producte und Fabri— 
cate nad) der badischen Meeisordnung behandelt werden. 

Y der Schweiz foll in Hinficht der badischen Producte und Fabricate, weldye in diefelbe eingeführt 
werben, eine volljtändige Reciprocität ftattfinden, dergeftalt, daß von jenen, weldye neben dem Eingangszoll 
aud der Acciſe unterworfen find, diefe nur nach dem fir den Inländer beftehenden Tarif erhoben werde, 


Artitel 13. 

Die unter vorigen Staatsverhältniffen, und befonders vor dem Anfall der Stift-ft. blaſiſchen 
Befizungen an das Großherzogthum Baden ftattgefundenen Convenienzen und Obfervanzen oder förm— 
lichen Verträge über einzelne Zollfreiheiten, und darunter namentlich der Vertrag von Waldshut vom 
14. Octeber 1807 wegen dem bamals in dem Kanton Schaffhaufen eingeführten Weggeld, find wechfcl- 
feitig und gänzlich aufgehoben. 

Artikel 14. 

Inſofern Mangel an Feldfrüchten eine Beichränfung in der Ausfuhr berfelben erheifcht, wirb bie 
badische Regierung der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft ein mit Hinficht auf das badifche Landesbedürfniß 
durch Unterhandlung auszumittelndes Quantum jo lange zugeftehen und verabfolgen laffen, bis bie 
Beſchränkung wieder aufgehoben werben kann. 

Artitel 15. 

Die Erzeugnifje von liegenden Gründen jeder Art, welche badiſche Angehörige im ſchweizeriſchen 
und ſchweizeriſche Angehörige im badiſchen Territorialgebiet befizen, find dem Ausfuhrzoll unterworfen, 
wenn fie nicht direct vom Felde in bas anderjeitige Gebiet geführt, jondern in Scheunen und Keller 
gebracht, um erſt, wenn der Zwel diefer Zwifchenbeftimmung erreicht ift, ab- und ausgeführt zu werben. 

Werden fie aber von dem erzeugenden Grundſtül direct und ohne Zwiſchenbeſtimmung ausgeführt, 
jo find fie ausfuhrzollfrei, ohne daß es einer beſondern Legitimation bedarf, wenn das Grundſtük nur 
eine Stunde von dem jenfeitigen Gebiet entfernt ift. Bei einer größern Entfernung aber muß die Zahl 
der Fuhren und bie Zeit der Abfahrt bei dem betreffenden Ortszoller oder Ortsaccifer angegeben werden, 
von diefem hernad) ein Ausfuhrſchein, jedody unentgeldlich, darüber ausgeitellt, und diefer Schein bei 
dem Zoller oder Acciſer an dem Austrittpuntt abgegeben werden, bei Strafe des boppelten Zollſazes, 
und bei abermaliger Übertretung einer ſchärfern Ahndung. 

Die zum Anbau diefer Güter nöthigen Ulenſilien, als Wingartspfähle, Dung x. find zollfrei. 


Artikel 16. 

Die Bermögensfteuer, welche von ſchweizeriſchen Gefällen und Liegenfchaften in den großberzoglid)- 
badischen Landen erhoben wird, in jo weit fie der von ausländiichem Eigenthum nicht bezogen werdenden 
Acciſe zum Surrogat dient, joll nad dem Maßſtab der Verordnungen vom 31. Auguſt 1808 und 
13. Februar 1809 einmal wie das andere auf dem gleichen Fuß und ohne Anfichlag entrichtet, und zu 
bem Ende hin den betreffenden Kantonen der auf die vorermelbten Verordnungen gegründete Specialetat 
mitgetheilt werben. 

Artikel 17. 

Keiner der beiben Staaten foll mit einem Dritten Tractate eingehen, durch welche der gegenwärtige 

de facto entkräftet würde. 
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Artikel 18, 


Vorſtehender Staatsvertrag ift für beide Staaten auf die nächiten zehn Fahre, von dem Tage der 
wechfelfeitigen Natification an gerechnet, verbindlid). 


Bajel, den ſechs und zwanzigften Juni des Jahrs Eintaufend acht hundert und zwölf, 26. Juni 1812, 


(L. $.) A. 3. von Ittner, (L. $.) David Stodar von Neuforn, 
großherzoglich⸗badiſcher auferordentlicher Sefelmeifter. 
Geſandter bei der Eidgenoffenjchaft. 
(L. 8.) Ernſt Philipp von Sensburg, (L. $.) I. Conrad fFinsler, 
großherzoglich-badifcher Staatsrath. eidgenöffticher Oberft-Onartiermeifter. 


B. Hadıträglidye Artikel zu dem vorflchenden Bertrag vom 26. Juni 1812. 


Die endsunterzeichneten Bevollmädhtigten Seiner königliden Hoheit des 
Herrn Großherzogs von Baden an der einen, und dev ſchweizeriſchen Eidgenofien- 
Ihaft an ber andern Seite, find über nachfolgende Erläuterungen des heute unter ihnen abgefchlofjenen 
Staatsvertrags miteinander übereingelommen : 

1. Bufaz zum 8, Artikel. 

Neben den von ſchweizeriſcher Seite eingegangenen Bedingungen zum Vortheil mehrerer badiſcher 
Ausfuhrartifel, wird man fid) von Seite der betreffenden eidgenöſſiſchen Stände und ihrer Angehörigen 
gar nicht widerfezen, daß gegen Befreiung aller zum Überlinger Fruchtmarkt gehenden Früchte vom 
Einfuhrzoll -der bisher den Käufern obgelegene Zoll und bie jonften herfömmlichen Gebühren nad) wie 
vor bezahlt werdein), und daß die gewöhnlichen, von Utwyl und Steinach nad) Überlingen gehenden 
wöchentlichen fogenannten Marktichiffe ihre herlömmlichen bejondern Freiheiten genießen. 

U. Dem 15. Artikel wirb folgende nähere Erläuterung gegeben : 

Unter der zugegebenen wechjelfeitigen zollfreien Ausfuhr der Erzeugnifje eigener Tiegenden Gründeln) 
find auch Ban: und Brennmaterialien aus eigenen Waldungen und Grunbdftüfen mit inbegriffen, jedod) 
in ber Meinung, daß das Holz nach forjtpolizeilicher Vorſchrift gefällt, und daß im Badiſchen von dem 
Brennholz die Aceiſe entrichtet werbe. 

Dieje vorstehenden nähern Erläuterungen haben aus wohl überdachten Gründen dem Tert des Ver: 
trag& felbft wicht beigerüft werden fünmen und follen weder von dem einten noch andern Theile in 
feinerlei Form öffentlich befannt gemacht werden. Sie follen aber dennoch die gleiche Kraft und Ber 
binblichteit haben, wie wenn fie wörtlich an ihrer gebührenden Stelle dem Vertrag beigerüft wären. 

Bajel, den ſechs und zwanzigjten Juni des Jahres Eintaufend adıt hundert und zwölf. 1812. 


(L. $.) A. 3. von Ittner, (L. 8.) David Stodar von Neuforn, 
großherzoglich⸗badiſcher außerordentlicher Sekelmeiſter. 
Geſandter bei der Eidgenoſſenſchaft. 
(L. 8.) Eruſt Philipp von Sensburg, (L. $.) I. Conrad FFinsler, 


großherzoglich.babifcher Staatsrath. eidgenöſſiſcher Oberſt⸗Quartiermeiſter. 
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C. Eidgenöſſiſche Ratification vom 18. Juli 1812. 


Bir Peter Burdhardt, Landammann der Schweiz und Präfident der Tagfazung der XIX 
Kantone der jchweizeriichen Eidgenofjenichaft, thun fund und zu wifjen: daß, nachdem der zwiſchen der 
ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft auf der einen, und Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog von 
Baden, Herzog von Zähringen, Landgraf zu Nellenburg ꝛc. x. auf ber andern Seite, durch die hiezu 
ernannten Bevollmächtigten, nämlich im Namen der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft durch die hoch- 
geachteten Herren David Stodar von Neuforn, des Kleinen Rats und Setelmeifter des Kantons 
Scaffhaufen, und Johann Conrad Finsler, des Kleinen Raths des Kantons Zürih und eib» 
genöffticher Oberft-Quartiermeijter ; 

und im Namen Seiner königlichen Hoheit des Großherzogs von Baden, durch den hochwohlgebornen 
hochgeachteten Herrn Albrecht Joſeph von Ittner, auperordentlichen Gejandten und bevollmädh- 
tigten Miniſter Seiner Königlichen Hoheit bei der fchweizerifchen Eidgenojjenjchaft, geheimen Rath und 
Director des Seefreifes, und den hochwohlgebornen Herrn Ernft Philipp von Sensburg, groß— 
her zoglich ⸗ badiſchen wirklichen Staatsrath und Director des Steuerdepartements, 

den 26. Juni 1812 in Baſel unterzeichnete Zoll» und Handelsvertrag die Ratification der hoben 
eidgenöſſiſchen Tagſazung erhalten hat; 

Wir, kraft der Uns durch die $$ 17 und 24 ber allgemeinen ſchweizeriſchen Bundesverfaffung eins 
geräumten Gewalt, bemelbten Staatsvertrag, weldier von Wort zu Wort aljo Tautet: 

(Folgt ber Wortlaut des Vertrags) 
als von der ſchweizeriſchen Eidgenofjenichaft in allen feinen Theilen angenommen und ratifieirt erklären, 
und verfprechen hiemit feierlich, daf diefer Staatsvertrag gewifjenhaft erfüllt und aufrecht erhalten 
werben jolle. 

Zu beffen Urkunde ift die gegenwärtige NRatification von Uns und bem eibgenöffiichen Kanzler 
unterschrieben und mit dem ſchweizeriſchen Staatsfiegel verfchen worden. 

So gefchehen in Bafel, den achtzehnten Juli im Jahr nach Ehrifti Geburt Eintanfend adyt hundert 
und zwölf. 18. Juli 1812. 

Der Landbammann der Schweiz, 
Peter Burckhardt. 
(L. $.) Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft, 
Mouffon. 


D. Großherzoglichbadiſche Katification vom 13. Juli 1812. 


Wir Carl, von Gottes Gnaben Großherzog zu Baben, Herzog zu Zähringen, Landgraf zu 
Rellenburg ıc., Ober: und Erbherr der Baar und zu Stühlingen ſammt Heiligenberg, Haufen, Mös— 
tirch, Hohenhöwen, Wildenjtein und Waldsburg, zu Mosbach jammt Düren, Biihojsheim, Hartheim 
und Landa ; zu Krautheim, zu Wertheim, Neidenau und Billigheim u. ſ. w, Graf zu Hanau ıc. 

Urkunden und bekennen biemit für Uns und Unfere Nachfolger in der Negierung: daß, nachdem 
zwijchen Uns umd der löblichen ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft zu Erleichterung ber wechſelſeitigen 
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Handelsverhältniffe ein Staatsvertrag durch die beiderjeits hiezu beauftragten Bevollmächtigten, nämlich 
Unfererfeit8 durch Unſern außerordentlichen bevollmächtigten Geſandten bei der ſchweizeriſchen Eid— 
genoſſenſchaft und geheimen Rath, Albrecht Joſeph von Ittner, und Unſern wirklichen Staats— 
rath und Director des Steuerdepartements, Eruſt Philipp von Sensburg, ſodann 

eidgenöſſiſcher Seits durch die Herren David Stockar von Neuforn, des Kleinen Raths und 
Selelmeiſter des Kantons Schaffhauſen, und Johann Conrad Finsler, des Kleinen Raths des 
Kantons Zürich und eidgenöſſiſchen OberſtQuartiermeiſter, am 26. Juni dieſes Jahrs zu Baſel abge- 
ſchloſſen worden, welcher von Wort zu Wort alſo lautet: 

(Folgt der Wortlaut des Vertrags) 

und Wir obige Übereinkunft ihrem ganzen Inhalte nach genehmigt haben, als ratificiren und beſtätigen 
Wir hiedurch ſolche in allen ihren Punkten und Clauſeln, und verſprechen bei Unſerm großherzoglichen 
Wort für Uns und Unſere Nachfolger, dieſen Staatsvertrag gewiſſenhaft zu erfüllen und aufrecht zu 
erhalten. 

Deſſen zu Urkund haben Wir gegenwärtige Ratification höchſteigenhändig unterſchrieben, und das 
zur Zeit noch gebraucht werdende Staatsinſiegel Unſeres in Gott ruhenden Herrn Großvaters Gnaden 
anhängen laſſen. 

So geſchehen und gegeben in Carlsruhe, den 13. Juli 1812. 

Carl. 
Freiherr von Edelsheim. 
Auf Seiner königlichen Hoheit Speeialbefehl, 
GE. Baumgärtner. 


Die vorfiehenden Ratificationsurkunden wurden am 30. Augufl 1812 ausgewechſell zu Singen zwiſchen dem ſchweizeriſchen 
Bevollmächtigten, Herrn Stodar von Reuforn, Selelmeifter des Kantons Schaffhaufen, und dem großberzoglid-babifcdhen 
Belandten in der Schweiz, Herrn von Itiner. 


17. 


Sonvention zwifchen dem Großherzogthum Baden und dem Kanton 
Aargau über gegenfeitige Zollverhältniffe. 


A, Convention vom 28. Iuni 1812. 


Nachdem durch den neuerlidy zwiſchen dem Großherzogthum Baden und der ſchweizeriſchen Eid- 
genoſſenſchaft unterhandelten allgemeinen Zoll- und Hanbelsvertrag und durch das in den großberzog- 
lichen Landen aufgejtellte neue Zollſyſtem die zwiichen befagtem Großherzogthum und dem Kanton Aargau 
in Folge des Staatsvertrags vom 17. September 1808 beftehenben befondern Zollverhältniffe noth- 
wendig auch Abänderungen erleiden und mit dem allgemeinen Zollvertrag der Schweiz in Einklang 
gebracht werben mußten, fo find bie unterzeichneten Bevollmächtigten beider Staaten unter Vorbehalt 
höherer Genehmigung über nachfolgende Bejtimmungen übereingefommen. 

1. Der fogenannte Hauptlandzoll von Rheinfelden, Waldshut und Laufenburg, fowie der Geleits- 
zoll an lezterem Orte, ſoll nody ein Jahr, nämlid; bis und mit dem lezten Juni 1813, nach den im 
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obbenanntem Staatsvertrag, Art. 6, 7 und 3, enthaltenen Beitimmungen von beiden Kandesregierungen 
fortan gemeinfam bezogen und verrechnet werben, 

2, Bom 1. Heumonat 1813 an aber wird diefe Zollverbindung aufhören und jede Regierung den 
Bezug ihres eigenthümlichen Zollantheils auf die ihr ſchikliche Weife anzuordnen befugt jein. 

3, Diefer Antheil au dem Hauptzoll zu Land foll von Seite des Kantons Aargau nicht höher 
als in dem bisherigen Verhältniffe, nämlich von den[en] über Rheinfelden und Laufenburg nad) Waldshut, 
oder umgefchrt von Waldshut über Laufenburg und Rheinfelden tranfitirenden Waaren, jowie von 
den Geleitszoll von Laufenburg die Hälfte, von den in Nheinjelden oder Groß-Laufenburg in den 
Kanton eintretenden und nach dem Innern der Schweiz bejtimmten Gitern aber Zweidrittheile 
des bisherigen tarijmäßigen Zollbetrags bezogen, von Seite des Großherzogthums Baden aber biejer 
Bellantheil nicht höher enthoben (!} werden, als die Anwendung bes daſelbſt eingeführten neuen Zollſyſtems 
mit ſich bringt, wie jelbes durch den mit der jchtweizeriichen Eidgenoſſenſchaft geſchloſſenen allgemeinen 
Zoll und Handelsvertrag vom 26. Bradymonat 1812 feſtgeſezt und modifteirt worden üft. 

4, Beide Staaten entlajjen fich gegenseitig der am Schluß des Art. 6 des Bertrags von 1808 
enthaltenen Verbindlichkeit, die beitehenden Commmmicationsjtraßen von Klein-Laufenburg nad Rhein— 
felden und von Nheinfelden bis Baſel-Augſt wicht in Hauptjtraßen zu verwandeln und ſtellen an Plaz 
diefer aufgehobenen Berpflicdytung die neue Verbindlichkeit, auf ihren Communicationsſtraßen feine gegen- 
wärtiger Übereinkunft zuwiderlanfende Erhöhung des Tranfitzolls, unter was immer für einem Namen, 
und eben jo wenig eine Art von Zwangsmahregeln, welche die Freiheit der Paſſage von einer Landes: 
grenze zur andern hemme, eintreten zu lafjen. 

5. Die Rheins oder Wafjerzölle, diejelben mögen gemeinjam oder einjeitig bezogen werben, 
bleiben nody bis Ende Augujt 1812 bei dem gleichen Beitimmungen, wie fie im 3. Artikel des mehr- 
benannten Staatsvertrags enthalten find; vom 1. September am treten aber in Bezichung auf dieje 
Waſſerzölle auch auf der kanton-gargauiſchen Grenze alle jene Bejtimmungen und Anordnungen in 
Wirkſamkeit, weldye über die Hheinzölle längs der ganzen Schweizergrenze in dem neuen allgemeinen 
Zoll- und Handelsvertrag feſtgeſezt find. 

6. Alle Beitimmungen der Art. 3, 6, 7 und 8 des Staatsvertrags vom 17. Herbjtmonat 1808 find, 
in fo weit fie diefer neuen Übereinkunft entgegen, von der Zeit an, als diefelbe in Wirkſamkeit tritt, für 
aufgehoben erklärt, worumter namentlich auch der Beiſaz des 2. Artikels, in jo weit darin auch für die 
Hinkunft eine Concurrenz der beibjeitigen Regierungen zu neuen Brüfen oder zu Hauptbrüfen-Repara- 
tionen ſtipulirt ift, begriffen wird. 

Außerdem bleibt benannter Staatsvertrag feinem ganzen Anhalt nach in voller Kraft. 

Gegenwärtige Übereinkunft, deren möglichſt baldige Natification beiden reſpectiven Landesregierungen 
vorbehalten bleibt, ift in zwei gleichlautenden Doppeln ausgefertigt und von den beibjeitigen hochgeachteten 
Herren Bevollmächtigten unterzeidynet worden. 

Zu Bajel am 28. Brachmonat 1812. 


Earl Fetzer, A. J. v. Ittner, 
tanton· aargauiſcher Regierungsrath. großherzoglich-badiſcher Geſandte bei der Schweiz. 
Johann Heinrich Rothpletz, Eensburg, 
fanton» aargauiſcher Finanzrath. großherzoglich badiſcher Staatsrath. 
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B. Batification des Kantons Aargau, vom 9. Juli 1812, 


Wir Präjident und Rath des Kantons Aargau 
thun kund hiermit: 
Daß wir vorftehende Übereinkunft gutgeheißen umd genehmigt haben, auch zugleich erklären : 

Daß diejelbe nach gleichfalls erfolgter Ratification von Seite Seiner Königlichen Hoheit des Groß. 
herzogs von Baden und vorgegangener Auswechslung hierjeits in allen ihren Theilen als Richtſchnur 
angenommen und befolgt werben folle. 

Gegeben in Yaran den 9. Juli 1812. 

Der PBräfident des Kleinen Raths: 
(L. S.) E. Reding. 
Für den Staatsjchreiber : 


Tſchudi. 


C. Großherzoglich-badiſche Ratification, vom 13. Juli 1812. 


Bir Carl, von Gottes Gnaden Großherzog zu Baden, Herzog zu Zähringen, Landgraf 
zu Nellenburg x., Ober- und Erbherr der Baar und zu Stühlingen, ſammt Heiligenberg, Haufen Mös— 
fir, Hohenhöwen, Wildenftein und Waldsberg; zu Mosbach ſammt Düren, Biſchoſsheim, Hartheim und 
Lauda ; zu Krautheim, zu Wertheim, zu Neidenau und Billigheim, Graf zu Hanau, u. f. w., urkunden 
und befennen hiemit, dab der zwiſchen Unſern und den Bevollmächtigten der Löblichen jchweizerijchen 
Eidgenoſſenſchaſft am 26. Juni diefes Jahres zu Bafel abgejchlojfene Handelsvertrag in dem zwiſchen 
Uns und dem eidgenöjliichen Kanten Aargau unterm 17. September 1808 zu Stande gefommenen 
jrüheren Staatsvertrag in Anfehung der bisher beftandenen bejondern Jollverhältniſſe verichiedene 
Abänderungen nothwendig gemacht hat, und daß diefer Abänderungen halber zwiſchen den beiderfeitigen 
Bevollmächtigten, nämlidy von Unferer Seite durdy Unjern außerordentlichen bevollmädtigten Gejandten 
bei der jchweizeriichen Eidgenoſſenſchaft und geheimen Rath, Albrecht Joſeph von Ittner, und 
Unfern wirklichen Staatsrat und Director des Steuerdepartements, Ernjt Philipp Sensburg, ſodann 
von Seiten des löblidyen Kantons Aargau 

durd die Herren: Carl Fetzer, kanton-aargauiſchen Negierungsrath, 

und 

Johann Heinrich Rothplez, kanton-aargauiſchen Finanzrath 
unterm 28. Juni diefes Jahres zu Bafel ein weiterer Specialvertrag abgeichloffen und Uns zur Geneh: 
migung vorgelegt worden iſt, welcher wörtlich alfo lautet : 

Nachdem x. ıc. 

(Folgt der wörtliche Inhalt des Staatsvertrags.) 

Da Wir nun Uns bewogen gefunden haben, den vorftehenden Vertrag feinem ganzen Inhalt nach 
zu ratificiren, jo erflären wir hiemit wohlbedächtlich und feierlich, dan Wir denfelben in allen feinen 
Theilen volllommen genehm halten, und verſprechen dahero für Uns und Unfere Regierungsnachjolger, 
ſolchem ftets getreulich nachzufommen. 
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Zu deſſen Belräftigung haben Wir gegenwärtige Ratificationsintunde eigenhändig unterzeichnet 
und das zur Beit noch gebraucht werdende Staatsinfiegel Unferes in Gott ruhenden Herrn Großvaters 
Gnaden anhängen Laffen. 

So geſchehen und gegeben: Carlsruhe, den 13. Juli 1812. 


Earl. 
Auf Sr. Königl. Hoheit Specialbefehl : 

(L.$) Freiherr v. Edelsheim. C. Baumgärtner. 

Die Auswechſlung der vorſtehenden Ratificationsurkunden hat am 26 Auguſt 1812 zu Gonflanz flaitgefunden zwiſchen 
dem aargauiſchen Bevpollmächtiglen, Herrn Stodar von Neufotn, Selelmeifter des Kantons Schaffhauſen, und dem groß⸗ 
hert zoglich· badiſchen Geſandien in der Schweiz, Herrn von Ittner, nachdem die Tagſazung am 16. Juli Die Genehmigung bes 
Berirags und defen Niederlegung in das eidgenöſſiſche Archiv erflärt hatte (S. Seite 337 des gegenwärtigen Repertoriums.) 


18. 
Defenfiv-Allianzvertrag zwijchen der franzöfiichen Republik und der 


ſchweizeriſchen Eidgenoffenichaft, vom 97. September 1803. 
A. Bertrag vom 27. September 1803, 


LE PREMIER COXNSuUL de la Röpublique fran- 
caise, au nom du Peuple francais, et la DIETE 
HELYETIQUE, au nom des dix-neuf Cantons 
suisses, &galement animes du desir de resserrer 
les liens d'amitié qui subsistent entre les deux 


nations et de retablir les conditions de l’aillance | 


qui les a constamment unies, sur des bases plus 
favorables à la Suisse, mieux adaptées ä son 
organisation federale, et qui aient pour unique 
but P’utilite, la defense et la süret@ mutuelle, sans 
tendre à l’offense de qui que ce soit, 

Le premier Consul de la R&publique frangaise, 
au nom du Peuple frangais, a nommé pour ne- 
gocier et conclure un nouveau trait& d’aillance 
defensive, avec les deputes designes A cet eflet 
par la Diete suisse, le General Ney, Ministre 
plönipotentiaire en Suisse, et ce Ministre et les 
döputes nommes par la .Diete, Louis d’Affry, 
Landammann de la Suisse et Avoyer de Fri- 
bourg; Jean Reinhard, Bourguemaitre de Zurich 
et depute de son Canton; Fröderich Freudenreich, 








Der erjte Conſul der fräntifchen Republik, 
im Namen bes fräntischen Volfs, und die ſchwei— 
zerifhe Tagfazung, im Namen der neunzehn 
Kantone der Schweiz, von gleicher Begierde befeelt, 
die freunbichaftlichen Verhältniſſe, welche zwifchen 
beiden Nationen bejtehen, noch enger zu knüpfen, und 
die Bundesbedingungen, welche diefelben beftändig ver: 
einigten, auf Grundlagen wieder herzuftellen, welche 
für die Schweiz günjtiger und ihrer Föderalverfaf: 
jung angemefjener feien, und deren einziger Zwek 
auf. den gegenjeitigen Bortheil, Bertheidigung und 
Sicherheit, und feineswegs auf den Angriff gegen 
irgend Jemanden gehe. 

Nachdem der erite Conſul der fränkischen Republik 
im Namen des fränkiſchen Volkes den General Ren, 
bevollmächtigten Miniſter in der Schweiz, ernannt 
hat, um mit denjenigen Geſandten, welche biezu von 
der jchweizeriichen Tagſazung bezeichnet worden, ein 
neues Schuzbündniß zu imterbandeln und abzu— 
ſchließen, ſo ſind dieſer Miniſter und die von der 
Tagſazung ernannten Geſandten, Ludwig v. Affry, 
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Conseiller d’Etat de Berne et député de son Can- 
ton; Emanuel Jauch, Banneret et député d’Uri; 
Charles Müller-Friedberg, Conseiller d’Etat de 
St. Gall et depute de son Canton; Jacques Lell- 
weguer, Laudammann d’Appenzell et depute de 
son Canton; et Frangors Antoine Wursch, Land- 
ammann d’Unterwald le bas et Conseiller de lé— 
gation de son Canton, apres avoir change leurs 
pleins-pouvoirs, sont convenus des articles sui- 
vants, 


Art. 1. 

N y aura & perpétuité paix et amitie entre 
la Republique frangaise et la Suisse, et une 
alliance defensive entre les deux nations qui 
durera einquante ans. 

La paix perpctuelle de 1516, 6tant la base 
fondamentale des alliances faites depuis cette 
epoque entre les deux Etats, est rappelde dans 
le present trait& de la maniere la plus expresse, 
ainsi que l’acte de mediation du 30 Pluviose an 
11 (19. fevrier 1803). 


Art. 2. 

L’un des eflfets de cette alliance étant d’em- 
p@cher qu'il ne soit porte atteinte à l’ind&pen- 
dance et ä la süret& de la Suisse, la Republique 
francaise promet d’employer constamment ses 
bons offices pour lui procurer sa neutralite, et 
pour lui assurer la jouissance de ses droits en- 
vers les autres puissances, 

La Republique frangaise s’engage, dans le cas 


oü la Suisse ou une partie quelconque de la Suisse | 


serait attaqute, de la defendre et de l’aider de 
ses forces et ä ses frais, mais seulement sur la 
requisition formelle de la Diete helvetique. 
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Landammann dev Schweiz und Schultheiß von Frei— 
burg; Hans Reinhard, Burgermeifter von Zürich 
und Sefandter feines Kantons; Friedrich Freu: 
denreid, Stantsratb von Bern und Gejandter 
feines Kantons; Emanuel Jauch, Pannerherr 
und Gejandter von Uri; Jakob Zellweger, 
Landammann von Appenzell und Gefandter feines 
Kantons; Carl Müller Friedberg, Staats 
rath von St. Gallen und Gefandter jeines Kantons; 
Franz Anton Würſch, Landammann und Ge: 
fandtichaftsrath) von Unterwalden nid dem Wald, 
nah Auswechslung ihrer Vollmachten über nad): 
jtehende Artikel übereingeflommen. 


Artikel 1. 

Es ſoll zwiſchen der fränkischen Nepublit und der 
Schweiz auf immer Friede und Freundſchaft ſtatt⸗ 
haben; deßgleichen ein Schuzbündniß zwiichen beiden 
Nationen, das auf fünfzig Jahre gelten joll. 

Dem ewigen Frieden, welcher im Jahr 1516 
zwiſchen beiden Staaten geichloffen worden, und ver 


ı die Grundlagen der jeitherigen Bündniſſe zwifchen 





beiden Nationen ausmacht, wird in gegenmwärtigem 
Tractat auf das bejtimmtefte gerufen, und ebenjo der 
Vermittlungsurtunde vom 30. Pluvioſe des 11. Jahrs 
(19. Februar 1803). 


Art. 2, 


Da eine der Wirkungen dieſes Bündniſſes dabin 
gehen foll, zu verhindern, daß der Unabhängigfeit 
und der Sicherheit der Schweiz zu nahe getreten 
werbe, jo verfpricht die fränkiiche Republik ihre ftäte 
und quite Verwendung, um der Schweiz ihre Neu— 
tralität zu verichaffen, und um ihr den Genuf ihrer 
Rechte gegen andere Mächte zu fichern. 

Die fränkiſche Republik verpflichtet fih, im Fall 
die Schweiz oder irgend ein Theil berjelben ange: 
griffen werden jollte, dieſelbe zu vertbeidigen, und 
fie mit ihrer Macht und auf ihre Koften zu unter: 
jtügen, jedody nur, wenn fie bazu von der belvetiichen 


Tagſazung fürmlidy wird aufgefordert fein. 
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Art. 3. 


Si le territoire continental de la Republique ! 
francaise, tel qu'il est aujourd’hui, dtait attaque | 
ou envahi, et si le Gouvernement francais jugeait 
qu'il a besoin pour le defendre d’un plus grand 
nombre de troupes suisses que celles qu’il aura 
a son service, d’apres la capitulation conclue 
avec la Diöte de Ja Suisse, sous la date du 
present trait&, les Cantons promettent et s’en- 
gagent d’accorder dix jours apres la requisition, 
qui leur en sera faite par le Gouvernement 
frangais, une nouvelle levde de gens volontaires 
et engages de leur bon gré; le cas toutefois 
reserve, ol la Suisse serait elle-möme en guerre, 
ou dans un peril imminent d’6tre attaqude. 





Cette nouvelle levee, qui sera faite aux de- | 
pens du Gouvernement frangais, ne pourra excéder 
huit mille hommes, qui ne seront employds que 
pour la defense du territoire eontinental de la 
Republique frangaise, 

Cette levée ne pourra éêtre faite dans le möme 


moment que celle des 5"* bataillons capitules. 
| 


| 
Art. 4. 


Les huit mille hommes stipules dans l’article | 
prec£dent, seront organises et traites ä tous 
egards comme les autres regiments suisses, qui 
serviront alors par capitulation, et ils jouiront 
comme eux du libre exercice de la religion et 
de la justice, 

Apres la guerre, ce corps de troupes sera 
renvoy& dans son pays, et il recevra un mois de 
solde à compter du jour de la rentrée en Suisse, 
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Art. 3. 


Wenn das Gebiet der jränfifchen Republik auf 
dem feiten Lande nach feinen dermaligen Grenzen 
angegriffen oder überzogen würde, und die fränkiſche 
Regierung zu deſſen Bertheidigung eine größere An: 
zahl Schweizertruppen nöthig glaubte, als diejenige 
üt, melche nach der unter heutigem Tage mit ber 
ſchweizeriſchen Tagſazung abgejchloffenen Capitulation 
in ihrem Dienſt ſein wird, fo verſprechen und ver—⸗ 
pflichten ſich die Kantone, zehn Tage nach der Auf: 
forderung, weldye fie von der fränkischen Negierung 
werden erhalten haben, eine neue Werbung frei: 
williger Leute, die ſich anmerben laſſen wollen, zu 
geftatten; den Fall jedoch immer vorbehalten, daß 


‚ die Schweiz ſelbſt in Krieg verwifelt oder die drohende 


Gefahr eines eigenen Angriffs für fie vorhanden 
wäre, 

Dieſe neue Truppenwerbung, welche auf Koſten 
der fränkiſchen Republit geichehen ſoll, kann nicht 
über 8000 Mann fteigen, welde einzig zur Ber: 
theidigung des Gebiets der fränkifchen Republik auf 
dem fejten Lande gebraucht werden follen. 

Diefe Anwerbung ſoll micht zu gleicher Zeit mit 
derjenigen des capitulationsmäßigen fünften Batail- 
lons ftattfinden Fönnen. 


Art. 4, 


Die im vorhergehenden Artikel bemeldeten 8000 
Dann jollen in allen Rükſichten auf eben dem Fuß 
erganifirt und gehalten werden, wie die andern 
Schweizerregimenter, die dannzumal capitulations- 
mäßig im Dienjte find, und fie jollen gleich jenen 
der freien Ausübung ihrer Religion und eigener 
Rechtspflege genießen. 

Nach geendigtem Krieg follen dieſe Corps in ihre 


Heimat zurilgejandt werden und vom Tage ihrer 


Nüffehr in die Schweiz an gerechnet den Sold eines 
Monats bezichen, 
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Art. 5. 


II ne sera accord@ par Tune des deux puis- 
sances eontractantes aucun passage sur son ter- 
ritoire aux ennemis de l’autre puissance. Elles 
s’y opposeront meme a main armde s’il est nöces- 
saire, Ce present traitd, absolument defensif, ne 
doit d’ailleurs prejudicier ni deroger en rien ä 
la neutralit des parties. 


Art. 6. 


L’une des deux puissances contractantes ne 
pourra pas, apres avoir requis les secours de son 


allie, conclure de paix à son insu, et elle devra | 


le comprendre dans ses traites de tröve ou de 


paecifieation, dans le cas oü il l’aurait demand. 


Art. 7. 


Lies parties contractantes s'engagent ä ne faire 
aucun trait&, convention ou capitulation contraires 
au present traite d’ailliance, 


Les capitulations conclues ou ä conclure avec | 


les Röpubliques italienne et batave, ainsi qu'avec 


sa Majest& Catholique et le Saint Siöge, en les | 
renfermant, dans les clauses du present article, | 


sont expressement r&servöes. 


Art. 8. 


Pour @viter ä l’avenir toute discussion terri- 
toriale, il sera procédé a une rectification de 
limites entre la France et les Cantons adjacents, 
duement autorises par la Diete. On prendra pour 
base T'etat actuel des frontieres, et pour les 
changements qui seront trouves nöcessaires, afın 
de faciliter aux deux pays le service des douanes, 
et d’assurer la libert€ des communications, on 
cherchera ä rendre les compensations aussi justes 
que convenables. 
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Art. 5. 


Es foll von feiner der umterhanbelnden Mächte 
irgend ein Durchmarſch über ihr Gebiet den Feinden 
der andern Macht geftattet werden; fie ſollen fich 
einem joldyen nöthigenfalls jelbft mit bewaffneter 

' Hand mwiderfezen. Es folk indeß das gegenwärtige 
einzig auf Schuz beredinete Bündniß die Neutralität 
‚ beider Theile weder gefährden noch beeinträchtigen. 


Art. 6. 


Nachdem eine der unterhandelnden Mächte die 
| Hülfe ihres Bundesgenofjen angerufen hat, ſoll fie 
ohne deſſen Vorwiſſen keinen Frieden ſchließen fünnen, 
und fie ſoll ihn, wenn er es begehrt, in ihre Waffen: 
ftillftands» oder Friedensverträge mit aufnehmen. 


Art. T. 


Die unterhandelnden Mächte verpflichten ſich, 
keinerlei Tractat, Verkommniß oder Capitulation ein- 
‘ zugehen, welche dem gegenwärtigen Bündnig entgegen 
wären. 

Die mit der italienischen und batavischen Republik, 
mit Seiner fatholiichen Majeftät und dem heiligen 
Stuhl gejchloffenen oder noch zu ſchließenden Capitu— 
lationen, die die Vedingniffe des gegenwärtigen Ar: 
tifels nicht überschritten, find ausdrüklich vorbehalten. 


Art. 8, 


Um für die Zukunft jede Grenzitreitigfeit zu ver 
hindern, ſoll zu einer Berichtigung der Landmarchen 
zwiſchen Frankreich und den angrenzenden, mit ge: 
höriger Befugniß von der Tagſazung verfehenen 
Kantonen gejchritten werden. 

Der gegenwärtige Beitand der Grenzen wird 
biebei zur Grundlage dienen und für die Abänder- 
ungen, welche man nothwendig erachten wird, um 
beiden Ländern den Dienst der Zolljtätten zu erleich- 
tern und bie freie Gemeinschaft (1) zu erzielen, wirb 
man trachten, eben jo gerechte als anftändige Ber: 
gütungen zu leiſten. 
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Art. 9. 


Le Gouvernement frangais accordera l’extrac- 
tion de ses salines pour tous les sels dont la Suisse 
aura besoin. Cette extraction et le transport con- 
tinueront A Etre exempts de toutes especes 
d’imnpöts., 

De son cÖt& la Suisse s’engage & prendre tous 
les ans deux cent mille quintaux de sel de France. 
Les prix et les conditions de livraison, ainsi que 
le mode de paiement seront fixes de gre ä gre 
entre les Cantons et la regie des sels; mais ces 
prix ne pourront jamais éêtre plus forts pour la 
Suisse que pour les Frangais eux-mönes, 


Art. 10. 


De méme il sera accordé depuis le douze 
Prairial jusqu'au vingt-quatre Brumaire de chaque 
annde (du 1" juin au 15 novembre) A tous les 
habitants Suisses des Cantons limitrophes de la 
France la libre importation des denrees provenant 
des bienfonds dont ils seraient proprittaires sur 
le territoire de la Republique frangaise, ä une 


lieue des frontieres respectives, et r&ciproquement | 


en faveur des Frangais qui auraient des pro- 
prietes foncieres en Suisse, 

L’exportation et l’importation de ces denrées 
territoriales seront libres et exemptes de tous 
droits, lorsque les propridtaires respectifs auront 
rempli les formalites exigees par les autorit&s 
eompetentes des deux puissances. 


Art. 11. 


Pour faciliter les relations commerciales des 
deux puissances, on conviendra des mesures nd- 
cessaires pour &tablir une communication par eau 
depuis le lac de Geneve jusqu’au Rhin, et depuis 
Geneve jusqu’ä la partie du Rhöne qui est navi- 
gable. Les travaux pour cet eflet seront entrepris 
& la mäme &poque. 
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Art. 9. 


Die fränkische Negierung wird die Ausfuhr alles 
desjenigen Salzes, deſſen die Schweiz bedürfen wird, 
aus ihren Salzwerken gejtatten. Dieſe Ausfuhren, 
fowie aud) der Transport, werben wie bisher von 
jeder Art Auflage befreit bleiben. 

Die Schweiz verpflichtet ſich ihrerfeits, jedes Jahr 
200,000 Gentner franzöftichen Salzes zu nehmen. 

Die Salzpreife und die Bedingungen der Fracht 
jowohl als der Zahlungen werden durch freiwillige 
Übereinkunft zwifchen den Kantonen und der Salz: 
regie beftimmt werden; dieſe Preiſe künnen aber nie- 
mals höher für die Schweiz fein, als fie es für die 
fränkischen Bürger ſelbſt find. 


Art. 10, 


Sleihmäßig ſoll vom 12. Prairial bis zum 
24. Brümaire jeden Jahres (vom 1. Juni bis zum 
15. November) allen Einwohnern der Schweiz in 
den an Frankreich grenzenden Kantonen die freie 
Einfuhr der Landesproducte derjenigen Grundſtüle, 
die fie in dem Umkreiſe einer Stunde von den be 
treffenden Grenzen auf dem Gebiet der fränfifchen 
Republik befizen mögen, gejtattet fein, und hinwieder 
das Nämliche den fränkifchen Bürgern, weldye Grund» 
eigenthum in der Schweiz befizen. 

Die Aus: und Einfuhr diefer Landesprobucte ſoll 
frei fein und mit feinen Gebühren belegt werden 
fünnen, wenn die betreffenden Eigenthümer die von 
den dazu befugten Behörden beider Mächte geforderten 
Förmlichkeiten werden erfüllt haben. 


Art, 11. 


Zur Erleichterung der Handelsverhältniffe beider 
Mächte wird man für die nöthigen Maßregeln über: 
eintommen, um einen Verkehr zu Wafjer vom Genfer: 
fee an bis zum Rhein, und von Genf bis zum jchiff- 

| baren Theil der Rhone zu bewerkftelligen. Die hiezu 
erforderlichen Arbeiten follen zu gleicher Zeit ihren 
| Anfang nehmen, 
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Art. 12. 


Les citoyens des deux Republiques seront | 
respectiveınent traites, sous le rapport du com- 


merce et des droits d'importation, d’exportation 
et de transit, sur le m&me pied que ceux des 
nations les plus favorisdes, et il sera fait dans 
le plus court delai possible un reglement. com— 
nercial, qui sera ajouts au present traite, en 
forme d’artieles suppl&mentaires. 

ll ne pourra éêtre exig6e des Frangais qui 
formeront un etablissement en Suisse, ou qui 
voudraient y exercer un genre d’industrie que 


Ja loi permet aux nationaux, aucun droit ou con- | 


dition p£euniaire plus onereux qu’on ne l'exige 
pour l'etablissement des nationaux eux-m&mes. 
Ils pourront aller et venir en Suisse, munis de 


Rr. 18 
Art. 12, 


Die Bürger beider Nepubliten jollen gegenjeitig 
in Abſicht anf Handelſchaft und Eins, Aus- und 
Durchfuhrbefugniß auf dem nämlichen Fuß behandelt 
werben, wie diejenigen ber am meiften begünjtigten 
Nationen, und es foll in der möglichft furzen Beit: 
frift ein Handelsreglement abgefaßt, und dem gegen- 


‚ wärtigen Tractat in Form von Zufazartiteln bei- 





passeports en formes, et s’y etablir, après avoir | 


produit ä la Legation francaise en Suisse des 
certifients de bonne eonduite et maurs, ainsi que 
les autres attestations necessaires pour obtenir 
d'Etre immatrieules. On suivra A légard de leurs 
personnes et de leurs proprietes les m&mes lois 
et usages qu’envers les nationaux. 

Les Suisses jouiront en France des m&mes 
avantages. 


Art. 13. 


Dans les affaires litigieuses, personnelles ou 
de commerce, qui ne pourront se terminer A 
l’amiable, ou sans la voie des tribunaux, le de- 
mandeur sera oblig& de poursuivre son action 
directement devant les juges naturels du defen- 
deur, à moins que les parties ne soient prösentes 
dans le lieu même oü le contract a été stipule, 
ou qu’elles ne fussent convenues des juges, par 








gefügt werben, 

Bon den fränlifhen Bürgern, die fih in ber 
Schweiz niederlaffen oder daſelbſt einen Erwerbs— 
zweig, melden die Geſeze den Inländern jelbit ge— 
itatten, ausüben wollen, joll feine ſchwerere Pflicht 
oder Geldsbedingung gefordert werden mögen, als 
zu denen die Inländer felbjt bei ihrer Niederlaffung 
gehalten find. Sie follen mit gehörigen Päſſen ver: 
jehen in der Schweiz ein und ausgehen, und jich 
da nieberlaffen mögen, wenn fie vorher bei der 
fränkiſchen Gejandtichaft in der Schweiz das Zeug: 
niß guter Aufführung und Sitten, fowie die übrigen 
für die Einfchreibung erforderlichen Beweisthümer 
werben vorgelegt haben. In Betreff ihrer Perſonen 
und ihres Cigenthums wird man die nämlichen Ge: 
ſeze und Gebränche befolgen, denen die Inländer 
unterworfen find. 

Die Schweizer jollen in Frankreich bie gleichen 
Vortheile genießen. 


Art. 13, 


In perfönlichen oder Handelsftreitigkeiten, welche 
ſich nicht gütlich und ohne richterliche Dazwiſchenkunft 
beenden laſſen, wird der Kläger verbunden ſein, ſeine 
Sache unmittelbar vor dem natürlichen Richter des 
Beklagten zu betreiben, wofern nicht die Parteien im 
Ort ſelbſt gegenwärtig ſind, wo der Vertrag ge— 
ſchloſſen wurde, oder ſie in Anſehung des Richters 
nicht übereingekommen ſind, vor welchem fie ſich ver— 


devant lesquels elles se seraient engagées & bindlich gemacht hätten, ihre Schwierigkeiten zu 


diseuter leurs difticultes, 


ſchlichten. 
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Dans les affaires litigieuses, ayant pour objet | 


des propridtes foncieres, l’action sera suivie par 
devant le tribunal ou magistrat du lieu oü la 
dite propriet& est situde. Les contestations qui 
pourraient s’elever entre les heritiers d’un Fran- 
Gais mort en Suisse, à raison de sa succession, 
seront portees devant le juge du domicile que le 
Frangais avait en France. Il en sera use de méême 
ä l’egard des contestations qui pourraient s’&lever 


+rır * h 
entre les heritiers d’un Suisse mort en France, 


Art. 14. 


Il ne sera exig& des Frangais qui auraient A 
poursuivre une action en Suisse, et des Suisses 
qui auraient une action & poursuivre en France, 
aucuns droits, caution ou depöt auxquels ne se- 
raient pas soumis les nationaux eux-mömes, con- 
formement aux lois de chaque endroit. 


Art. 15. 

Les jugements definitifs en matiere eivile, 
ayant force de chose jugee, rendus par les tri- 
bunaux frangais, seront exécutoires en Suisse, et 
reciproquement, apres qu'ils auront &te legalises 
par les Envoyes respectifs, ou ä leur döfaut par 
les autorites competentes de chaque pays. 


Art. 16, 


En cas de faillite ou de banqueroute de la 


part de Francais possedant des biens en Frauce, 
s’il y a des er@anciers suisses et des erdaneiers 
francais, les cr&eanciers suisses qui se seraient 


conformes aux lois frangaises pour la sürete de | 


leurs hypothäques, seront payés sur les dits biens, 
comme les er&anciers hypotlecaires francais, sui- 
vant l’ordre de leur hypotheque; et r&eiproque- 
ment, si des Suisges posselant des biens dans la 
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Betrifft aber die Streitfache ein liegendes Gut, 
jo ſoll diefelbe vor dem Nichter oder der Obrigfeit 
des Orts verfolgt werben, wo jenes Eigenthum ges 
legen iſt. 

Die Streitigkeiten, die fich zwifchen ben Erben 
| eines in der Schweiz verjtorbenen fränkischen Bür— 
gers in Betreff feines Erblaſſes erheben könnten, 
| werden vor dem Richter des Wohnorts gebradıt, den 
der fränfische Bürger in Frankreich hatte; und ebenjo 
ſoll es in Anſehung der Streitigkeiten gehalten wer- 
den, weldye ſich zwiichen ben Erben eines in Frank— 
| reid) verstorbenen Schweizers erheben fünnten. 


Art. 14. 


Es foll von feinem fränkiſchen Bürger, der einen 
Rechtshandel in der Schweiz und bimvieder von 
» feinem Schweizer, der einen Rechtshandel in Frank: 
reich zu betreiben hätte, irgend eine Pflicht, Bürg- 
ſchaft oder Hinterlage gefordert werden, welche Die 
Landesgeſeze den Inländern nicht ebenfalls auflegen. 





Art. 15. 


Die Endintheile in Eivilfachen, welche in Nechts- 
frajt erwachjen und durch die fränkiſchen Gerichts: 
ſtellen ausgefprochen find, ſollen in der Schweiz als 
‚ gültig vollzogen werden, und umgefchrt, nachdem 
jolche vorher mit der Unterfchrift des betreffenden 
Geſandten, oder an deren Stelle durch die dazu be— 
fugte Behörde jeden Landes verjehen worden find. 


Art. 16, 


Bei Fallimenten oder Bankerotten von fränkischen 
Bürgern, welche Güter in Frankreich befizen, follen, 
wenn ſchweizeriſche und fränfiiche Gläubiger vor— 
| handen find, und die ſchweizeriſchen Gläubiger zur 
Sicherung ihrer Hypothek die Vorſchriften der frän- 
kiſchen Geſeze befolgt haben, diejelben von den bes 
jagten Gütern bezahlt werden, wie die fränkiſchen 
Dypothefargläubiger nad) der Ordnung ihrer Hupo- 
| theten, und hinwieder, wenn die Schweizer, welche 


— 
iu 
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Republique helvetique se trouvaient avoir des 
eröanciers frangais et des er&anciers suisses, les 
erdanciers frangais qui se seraient conformes aux 
lois suisses pour la süret& de leur hypotheque 
en Suisse, seront colloques sans distinction avec 
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; Güter in der ſchweizeriſchen Republik befizen, frän- 


les er&anciers suisses, suivant l’ordre de leur | 


hypotheque. 

Quant aux simples creanciers, ils seront aussi 
trait&s ögalement, sans considerer a laquelle des 
deux Röpubliques ils appartiennent; mais toujours 
eonformement aux lois de chaque pays. 


Art. 17. 


Dans toutes les proc&dures criminelles pour 
delits graves, dont l'instruction se fera soit de- 
vant les tribunaux frangais, soit devant ceux de 
Suisse, les temoins suisses qui seront cites ä 
comparaitre en personne en France, et les t&- 
moins frangais qui seront citös à comparaitre en 
personne en Suisse, seront tenus de se trans- 
porter prös le tribunal qui les aura appeläs, sous 


liſche und Schweizergläubiger haben, jo ſollen die 
fränkischen Gläubiger, welche zur Sicherung ihrer 
Hypothek die Vorſchriften der ſchweizeriſchen Gejeze 
befolgt haben, ohne Unterichied nach der Ordnung 
ihrer Hypothek, den Schweizergläubigern gleich ge- 
halten werben. 

Die einfachen Gläubiger betreffend, jo jollen ſolche 
ebenfalls ohne Rükſicht, weldyer von beiden Repu: 
blifen fie angehören, auf dem gleichen Fuß, aber 
immer nach den Geſezen eines jeden Landes behandelt 
werben. 


Art. 17. 


In allen peinlihen Proceduren wegen ſchweren 
Vergehen, welche entweder von den fränkiſchen ober 
von den ſchweizeriſchen Richterjtellen unterjucht wer- 
den, follen die ſchweizeriſchen Zeugen, welche in Perſon 


in Frankreich, und die fräntifchen Zeugen, weldye in 


les peines determindes par les lois respectives 


des deux nations. Les deux Gouvernements ac- 
corderont dans ce cas aux t&moins les passeports 
necessaires, et ils se concerteront pour fixer l'in- 
demnitö et l'avance prealable qui seront dues ä 
raison de la distance et du séjour; mais si le 
tömoin se trouvait complice, il serait renvoye 
par devant son juge nature], aux frais du Gou- 
vernement qui l’aurait appele. 


Art. 18, 


Si les individus qui seraient declares juridique- 
ment coupables de crimes d’Etat, assassinats, 
empoisonnements, incendies, faux sur des actes 
publics, fabrication de fausse monnaie, vols avec 
violence ou effraction, ou qui seraient poursuifis 
eomme tels, en vertu des mandats décernés par 


Perſon in der Schweiz zu ericheinen vorgeladen wer- 
ben, gehalten fein, fi} vor der Gerichtsftelle, die ſie 
vorgeladen hat, zu ftellen, unter den durch die bes 
treffenden Geſeze beider Nationen beftimmten Strafen. 
Die beiden Negierungen werden in diefem Fall den 


Zeugen die nöthigen Päſſe ertheilen, und ſich mit 





einander verftehen, um die Entfchädigungen und 


Vorſchüſſe feftzujezen, welche nad Verhältniß der 


Entfernung und des Aufenthalts zu geben fein wer- 
den. Sollte aber der Zeuge als Mitichuldiger zum 


| Vorſchein kommen, fo ſoll derjelbe auf Koften der 
‚ Negierung, bie ihn gerufen hatte, feinem natürlichen 


Nichter überwiefen und zurüfgefandt werben. 


Art. 18. 


Wenn Perfonen, welche gerichtlich des Staats- 
verbrechens, Todtichlags, Vergiftung, Mordbreunerei, 
Verfälſchung öffentlicher Schriften, Falſchmünzerei, 
Diebftahl mit Gewalt oder Einbruch, ſchuldig erklärt 
worden, ober die als ſolche zufolge der von der 
rechtmäßigen Obrigkeit ausgefertigten Verhaftsbeſehle 
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l’autorite legale, se refugiaient d’un pays dans | verfolgt werden, ſich ans dem einen in das andere 


Vautre, leur extradition sera accordee ä la pre- 
miere requisition. Les choses volées dans Yun 


des deux pays, et deposees dans l'autre, seront | 
fidelement restitudes, et chaque Etat supportera | 


jusqu'aux frontiöres de son territoire les frais 
d’extradition et de transport. 

Dans le cas de delits moins graves, mais qui 
peuvent emporter peine afflictive, chacun des 
deux Etats s’engage, ind&ependamment des resti- 
tutions à operer, & punir lui-m&me le delinquant, 
et la sentence sera communiquöe à la Legation 
frangaise en Suisse, si c'est un eitoyen frangais, 
et respectivement à l’Envoy& helvetique ä Paris, 
ou ä son defaut au Landammann de la Suisse, 
si la punition pesait sur un citoyen suisse, 


Art. 19. 


Pour prevenir les delits de contrebande et la | 
degradation des forcts voisines des frontieres, les 


administrations des douanes et les agences fores- 


tieres qui seront organisces Jans les Cantons | 


suisses limitrophes, se concerteront avec celles 
de France, et conviendront sous l’autorisation de 
leurs Gouvernements respectifs des mesures ä 
prendre pour unir leurs moyens de surveillance 
et pour se soutenir r&ciproquement, 


Art. 20. 

Si par la suite on reconnaissait que quelques 
articles du present trait& auraient besoin d’Eclair- 
cissements, il est expressäment convenu, que les 
parties contractantes se concerteront pour regler 
A l’amiable les articles sujets & interpretation. 


Art. 21. 


Les ratifications du present traité d’alliance 
defensive, ainsi arr&t& et conclu, seront echangees 


| Gebiet flüchten würden, jo fell ihre Auslieferung anf 
| die erjte Aufforderung bewilligt werden. Die in dem 
einten Lande geftohlenen und in dem andern vor— 
gefundenen Saden werden getvenlich zurüfgeftellt 
‚ werden ; jeder Staat wird bis zu den Grenzen feines 
| Landes die Koften der Auslieferung und der Fracht 
tragen. 

Bei weniger ſchweren Vergehen, die aber dod) 
Leibesſtrafe nach ſich ziehen können, verpflichtet jid) 
jeder Staat, mit Vorbehalt der Wiedererftattungen, 
welche zu leiften fein werden, den Verbrecher felbft 
zu ftrafen, und das Urtheil foll, wenn es einen 
fräntiichen Bürger betrifft, der fränkischen Gefanbt- 
ſchaft in der Schweiz, und umgefehrt, wenn bie 
Strafe auf einen Schweizerbürger fällt, dem hel— 
vetifchen Geſandten in Paris, oder in Ermangelung 
eines folchen dem Landammann der Schweiz mit- 
getheilt werben. 

Art. 19. 

Um die Vergehen des Schleichhandels und bie 
Schädigungen der am der Grenze liegenden Wal- 
dungen zu verhüten, werden die Zoll- und Forſt— 
verwaltungen, die in ben ſchweizeriſchen Grenzkantonen 
aufgeftellt werben, ſich mit den fränfifchen Stellen 
verabreden, und unter Genehmigung ihrer betreffenden 
Regierungen die Mafregeln ſeſtſezen, um ihre Auf: 
ficht zu vereinigen und ſich gegenfeitig zu unterſtüzen. 





Art. 20. 

Sollte man in der Folge finden, daß einige 
Artikel des gegenwärtigen Tractats Erläuterungen 
bedürfen, jo haben die unterhandelnden Mächte ſich 
ausdrüflic dahin einverstanden, durch gütliche Über: 
eintunft die einer Auslegung bediürfenden Artikel des 
Nähern zu bejtimmen. 

Art. 21. 

Die Ratificationen des auf obſtehende Weiſe fejt- 

geſezten und beichloffenen Schuzbündniſſes follen zu 
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a Fribourg d'ici au neuf Brumaire an douze 
(les novembre 1803) et plus töt si faire se peut. 
Ce trait& a été redige en frangais, et il en 


a été fait deux doubles d'une m&me forme et | 


teneur, l’un en langue frangaise et l’autre en 
langue frangaise et allemande. 

En foj de quoi nous Ministre plenipotentiaire 
de Ja Republique frangaise, et les döputes nommés 
a cet effet par la Diete helvetique, avons sign 


à Fribourg, le quatre Vendemiaire an douze | 


de la Republique frangaise (vingt-sept Septembre 
1803). 
Le General 


NEy. 
Lovis DAFFRY. 


JEAN REINHARD, 

FREDERIC FREUDENREICH. 
EMANUEL Jauch. 

CHARLES MULLER-FRIEDBERG. 
JACQUES ZELLWEGUER. 
FRANGOIS ANTOINE WURSCH. 


{L. $.) 
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| Freiburg bis zum 9. Brumaire des 12. Yahrs (1. 


November 1803) und wenn es möglich it, noch 
früher ausgewechſelt werben. 

Der gegenwärtige Tractat ift in franzöfticher 
Sprache abgefaht worben, und es find von demjelben 
zwei Doppel von gleicher Form und Anhalt, das 
eine in franzöfifcher, und das andere in franzöfifcher 
und deutfcher Sprache ausgefertigt worben. 

Defjen zum Zeugniß haben Wir, bevollmädhtigter 
Miniſter der fränkischen Nepublit, und die dazu von 
der ſchweizeriſchen Tagſazung ernannten Gejandten 
Uns unterzeichnet. 

Zu Freiburg am 4. Vendemiaire des 12. Jahrs 
der franzöfifchen Republik (27. September 1803). 


Unterzeichnet : der General Nep. 
Unterz.: Qubwig von Affry. 
Sohann Reinhard. 
Friedrid Freudenreid. 
Emanuel Jauch. 
Jakob Zellweger. 
Carl Müller: Friedberg. 
Franz Anton Würſch. 


(L. $.) 


B. Eidgenöſſiſche Batification, vom 30. Hovember 1803. 


En pr&sence de messieurs 


Antoine Techtermann, Avover. 


Xavier Fegeli, Lieutenant d’Avoyer et Conseiller d’Etat. 
Nicolas Castella, Maröchal-de-Camp et Conseiller d’Etat. 


Iynace Boccard, Gonseiller d’Etat. 


Delögues par le Gouvernement du Canton de Fribourg, à l'effet de procäder au depouillement 
de la verification des proces-verbaux de ratification du traité d’alliance defensive entre la Repu- 
blique frangaise et la Suisse, conclu et signe a Fribourg le 27 septembre 1803, 

Et vu 

1. Le proces-verbal de l’assemblee de l’Avoyer, petit et grand Conseil du Canton de Fribourg, 
en date du 17 Octobre 1803, signd par messieurs Louis d’Affry, Avoyer en charge du Canton, 
lLandammann de la Suisse, et Charles Schaller, Secrötaire d’Etat, scelle du sceau du Canton, et 
portant ratification du dit traité d’alliance defensive. 


Nr. 18 597 


2. Le proces-verbal de la Landsgemeinde du Canton d’Uri, en date du 23 Octobre 1803, 
signd par messieurs Thaddeus Schmid, alt-Landammann, et Jauch, Secretaire d’Etat, scell& du 
sceau du Canton, et portant ratification du m&eme traite. 


3. Le procös-verbal de la Landsgemeinde du Canton de Schwytz, en date du 13 Novembre 
1503, signd par Landammann et Conseil, scell& du sceau du Canton, et portant ratification du 
meme traite. 

4. Le proces-verbal de la Landsgemeinde du Canton d’Unterwalden ob dem Wald, en date 
du 30 Octobre 1803, sign& par messieurs Vonflue, Landammann regnant, et Ignace Rohrer, pre- 
mier Landschreiber, scell& du sceau du Canton, et portant ratification da m&me traite, 

l,e proces-verbal de la L,andsgemeinde du Canton d’Unterwalden nid dem Wald, en date du 
30 Octobre 1803, signe par messieurs Würsch, Landammaun regnant, et Keslin, Landschreiber, 
scell& du sceau du Canton, et portant ratification du méême traité. 

5. Le proces-verbal de Passemblée de l’Avoyer, petit et grand Conseil da Canton de Lucerne, 
en date du 20 Octobre 1803, signe par messieurs ÄKrus, Avoyer en charge, et Pfyffer, Seeretaire 
d’Etat, scell& du sceau du Canton, et portant ratification du même traite. - 

6. Le proeis-verbal de l’assemblee du Bourgmestre, petit et grand Conseil du Canton de 
Zurich, en date du 10 Octobre 1803, signe par messieurs Reinhard, Bourgmestre en charge, 
et Lavater, premier Secretaire d’Etat, scellE du sceau du Canton, et portant ratification du 
möme traite, 

7. Le proc&s-verbal de la Landsgemeinde du Canton de Glaris, en date du 23 Octobre 1803, 
signe par messieurs Nicolas Ileer, Landammann rögnant, et Christophe Iselin, Landschreiber, 
scelle du sceau du Canton, et portant ratification du m&me traite. 

8, Le proces-verbal de la Landsgemeinde du Canton de Zug, en date du 23 Octobre 1803, 
signe par messieurs Clemens Xavier Weber, Ammann regnant, et Charles Antoine Andermatt, 
l.andschreiber, scell& du sceau du Canton, et portant ratification du m&me traite, 

9. Le proces-verbal de l’assemblee de l’Avoyer, petit et grand Conseil du Canton de Berne, 
en date du 27 Octobre 1803, signe par messieurs de Watteville, Avoyer en charge, et Amödee 
Thormann, Secretaire d’Etat, scell& du sceau du Canton, et portant ratification du m&me traite, 

10. Le proces-verbal de l’assemblde de l’Avoyer, petit et grand Conseil du Canton de 
Soleure, en date du 19 Octobre 1803, sign par messieurs Pr. Glutz-Ruchti, Avoyer regnant, et 
trerber, Seerötaire d’Etat, scell& du sceau du Canton, et portant ratification du m&me traitd. 

11. Le procös-verbal de l’assemblee du Bourgmestre, petit et grand Conseil du Canton de 
Bäle, en date du 17 Octobre 1803, signd par messieurs Jean Bernard Sarasin, Bourgmestre en 
charge, et Wieland, Secretaire d’Etat, scell& du sceau du Canton, et portant ratification du 
meme traite, 

12. Le procös-verbal de l’assemblee du Bourgmestre, petit et grand Conseil du Canton de 
Schaffhausen, en date du 7 Octobre 1803, signé par messieurs Maurer, Bourgmestre en charge, 
et J. Conrad Sigrist, Secretaire d’Etat, scell& du sceau du Canton, et portant ratification du 
meme traite, 
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13. Le proces-verbal de la Landsgemeinde du Canton d’Appenzell, Rhodes exterieures, en 
date du 23 Octobre 1803, signe par messieurs Zelliweger, Landammann, Math. Scheuss, Land- 
statthalter, Jean Sehlepfer, Landstatthalter, Joseph Preisig, Landshauptmann, Jacob Benziger, 
Giemeindshauptmann, et Tobler, Landschreiber, scell& du sceau du Canton, et portant ratification 
du m&me traite. 

Le proces-verbal de la Landsgemeinde du Canton d’Appenzell, Rhodes interieures, en date 
du 23 Octobre 1803, signd par messieurs Charles Frangois Bischoffberger, Landammann rögnant, 
Herrschy, alt-Landammann et Pannerherr, Antoine Joseph Dehler, Statthalter, scelle du sceau 
du Canton, et portant ratification du m&me trait£, 

14. Le procös-verbal de l’assemblde du petit et grand Conseil du Canton de St. Gall, en 
date du 24 Octobre 1804, signe par messieurs Dom. Amür, President du grand Conseil, et Zweifel, 
Secretaire, Muller-Friedberg, President du petit Conseil, et Zollikofer, Direeteur de la Chancellerie, 
scell& du sceau du Canton, et portant ratification du m&öme traite, 

15. Le proces-verbal de l’assemblde du petit et grand Conseil du Canton des Grisons, en 
date du 19 Novembre 1803, signé par messieurs Vincent de Sulis-Sils, President du grand Con- 
seil, et Jean Baptiste Schreiber, premier Secrötaire, scell&@ du sceau du Canton, et portant ratifi- 
cation du m&me traite, 

16. Le procös-verbal de l’assemblde du petit et du grand Conseil du Canton d’Argovie, en 
date du 26 Octobre 1803, signed par messieurs Dolder, President du grand Conseil, et les Secre- 
taires Herzog d’Effingen, Jean Caspar Fischer, membres du grand Conseil, scell& du sceau du 
Canton, et portant ratification du m&me traite. 

17. Le procös-verbal de T’assemblöe du petit et grand Conseil du Canton de Thurgovie, 
en date du 24 Octobre 1803, sign& par messieurs Morell, President du grand Conseil, et les 
Seeretaires Vogler et Locher, membres du grand Conseil, scell& du sceau du Canton, et portant 
ratification du möme traite. 

18. Le procds-verbal de l’assemblee du petit et grand Conseil du Canton du Tessin, en 
date du 28 Octobre 1803, sign‘ par messieurs Siopani, President du grand Conseil, Pierre Frasca, 
Antoine Marcacei, Conseillers-Seeretaires, Andre Caglioni, President du petit Conseil, Pellegrini, 
Seerdtaire en Chef, scell& du sceau du Canton, et portant ratification du m&me traite, 

19. Le proces-verbal de l'assembide du petit et grand Conseil du Canton de Vaud, en 
date du 12 Octobre 1803, signé par messieurs Jules Muret, President du grand Conseil, et plus 
bas Secretairerie du grand Conseil, scell& du sceau du Canton, et portant ratification da möme 
traite ; 

Lesquels procös-verbaux ont et& reconnus par les commissaires susnommes &tre en bonne 
forme et revötus de tous les caractöres d’authenticitö requis, 

Nous Louis d’Affry, 
Landammann de la Suisse, 
en vertu des pouvoirs qui nous sont conferes par les articles 17 et 24 de l’Acte de Mediation 
du 19 Fevrier 1803, 


0: Zu F J 
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declarons et faisons savoir: 
que le trait& d’alliance defensive entre la Röpublique frangaise et la Suisse, dont la teneur suit: 
(Suit la teneur du traite) 
est accept6 et ratifi& par la Conföderation suisse dans tous ses articles. 
Soit la prösente declaration munie du sceau de l’Etat, de Notre signature, prös celle du 
Chancelier de la Confederation. 
Donn& à Fribourg le 30 novembre 1803. 
Le Landammann de la Suisse: 
(L. $.) LOUIS D'’AFFRY. 
Le Chancelier de Ja Conf&deration : 
Mousson. 


6. Franjöſiſche Ratification, vom 19. Hovember 1803. 


BONAPARTE, Premier Consul, au nom du Peuple frangais, les Consuls de la République 
ayant vu et examine le traité conelu, arrété et signé à Fribourg le quatre Vendämiaire, an 
douze de la Republique francaise, (27 septembre 1803) par le General Ney, ministre Plenipo- 
tentiaire en Suisse, en vertu des pleins-pouvoirs qui lui avaient été conferes à cet effet, avec 
les deputes nommés par la Diete helvetique, Louis d’Affry, Landammann de la Suisse, Jean 
Reinhard, Frederic Freudenreich, Emmanuel Jauch, Charles Muller-Friedberg, Jacques Zell- 
weguer et Frangois Antoine Wursch, ögalement munis de pleins-pouvoirs; du quel trait& la 


teneur suit: 
(Texte du trait£,) 


Approuve le trait& ci-dessus en tous et chacun des articles qui y sont contenus, döclare 
qu’il est accepte, ratifi6 et confirme, et promet qu'il sera inviolablement observe, 

En foi de quoi sont donndes les pr&sentes sigudes, contre-signdes et scelldes du grand scean 
de la Republique. 


A St. Cloud le vingt-sept Bramaire an douze de la Republique (dix-neuf Novembre mil huit 


cent-trois). 
Signe BONAPARTE. 
Le Ministre des Relations Exterieures Par le Premier Consul, 
Signe Ca. M. TALLEYRAND. Le Seerötaire Etat 
(L. S.) Signe Hugurs B. MARET. 


Die vnorftehenden Ratificationsurtunden wurden am 1. December 1803 zu Freiburg ausgewechfelt zwifchen 
dem Pandammann der Schweiz, Herrn von Affry, und dem franzöfiiden Botſchafter General Ney. 
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D. Erklärung der franzöſiſchen Gefandtfhaft betr. den Artikel 11 des Allianzvertrages. 
(Note an ben Landammann ber Schweiz.) 


Citoyen Land-Ammann ! 

Le Gouvernement frangais, d’apres la consommation que la Suisse fait des sels &trangers, 
a insistE pour qu'il soit stipul& quelle en prendra annuellement 200,000 quintaux des salines 
de France. L’Article IX du traite d’alliancee döfensive laisse la libert& aux Cantons de traiter 
de grö ä gr& pour les prix et les conditions de livraison; et les conventions, faites à cet dgard 
avec le rögisseur Duquesnoi, montent déjàâ à 190,000 quintaux. Je suis bien persuade, Citoyen 
Landammann, que le Gouvernement frangais, qui est sürement tres-&loigne de vouloir imposer 
une condition trop onereuse à la Suisse, et de faire une speculation de ses sels, ne l'obligera 
jamais ä remplir strietement l'engagement des 200,000 quintaux, et qu'il lui suffira de voir que 
les Cantons s’approvisionnent de preförence, et autant que possible, des sels de France, sans 
s’abandonner ä des spe@culations partieulieres, non plus qu’ä des avantages momentands et ex- 
trömement petits. Il importe & la France de resserrer tous ses rapports avec la Suisse, et de 
rendre entre les deux Nations les communications toujours plus intimes; mais, ä part cette 
juste r&ciproeit@ de convenances, dont les plus grands avantages sont si fortement pour l’Helvetie, 
les Cantons doivent avoir trop de confiance dans la bienveillance et dans Ja generosite du Gou- 
vernement frangais, pour eraindre qu'il exige jamais d'eux une chose qui leur serait vraiment 
trop prejudiciable. Quant au trait© de commerce, le Premier Consul attend, ä cet €gard, un 
meömoire ä lappui des demandes, que je lui ai fait passer; et je vous promets, Citoyen Land- 
ammann, de faire avec empressement tout ce qui dependra de moi pour accelerer une decision 
avantageuse. Je demanderai möme, que le Premier Consul, en ratifiant le trait@ d’aillance 
defensive et la capitulation militaire, veuille bien faire annexer au premier les articles de com- 
merce, qui pourraient &tre accordes. 

J’'ai ’honneur de vous saluer. 

Signe NeY. 
Au (Quartier-gendral A Fribourg le 2 Vendemiaire an 12 (25 septembre 1803) 
de la Republique frangaise, une et indivisible. 


19. 
Militärcapitulation zwifchen der Schweiz und Frankreich. 
A. Bertrag vom 27. September 1503. 


Le Premier Consul de la Republique frangaise au nom du Peuple fraucais, et la Diöte 
helvetique au nom des dix-neuf Cantons de la Suisse, desirant renouveler et comprendre dans 
une capitulation generale, celles qui ont été conclues anterieurement entre les deux Etats et qui 
fixaient l’organisation des Regiments suisses que la France entretenait ä son service. 
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Le Premier Consul de la Röpublique frangaise, au nor du Peuple frangais, a nomm& pour 
son plenipotentiaire à cet effet le General Ney, Ambassadeur pres la R&publique helvetique, 

Et la Diöte helvötique les citoyens Louis d’Affry, Landammann de la Suisse, premier Avoyer 
et deput& de Fribourg, Charles Pfyffer, deput& de Lucerne, Jean-Antoine Herrenschwand, Con- 
seiller de legation de Fribourg, Frangois-Joseph Andermatt, Conseiller de l&gation de Zug, 
Amédée de Muralt, Conseiller de lögation de Berne, Frederic de Roll, Conseiller de lögation 
de Soleure, et Paul- Antoine Toggenburg, Conseiller de legation du Canton des Grisons. 

Lesquels, en vertu de leurs pleins pouvoirs et apres les avoir échangés, ont arräte et conclu 
entr'eux les articles suivants: 

Art. 1. 


La Röpublique frangaise entretiendra à son service seize mille hommes de troupes suisses. 
Les hommes seront enröles librement et volontairement ; à l’expiration de leurs engagements 
ils recevront leur conge absolu, s’ils le demandent, 


Art. 2, 


Ces troupes seront divis6es en quatre Regiments de quatre mille hommes chacun. 

Dans le cas, oü le Gouvernement frangais voudrait que ces quatre R&giments fussent cons- 
tamment au complet, il sera form& un depöt de mille hommes pour chacun d'eux, destine à les 
alimenter, de maniere ä ce que leur eflectif soit toujours de 4000 hommes; ces depöts seront 
r&unis dans les forteresses limitrophes de la Suisse, determindes pour cet eflet par le Gouverne- 
ment frangais. 

Art. 3. 


Ces Regiments seront compos6s d’un Etat-major et de quatre Bataillons. 
Chaque Bataillon de neuf Compagnies, dont une de Grenadiers et huit de Fusiliers, ainsi 
qu’il suit, savoir: 


Grand Etatmajor d’un Regiment. 


1 Colonel, 

1 Colonel en second. 

1 Major. 

4 Chefs de Bataillon. 

1 Capitaine de 2=° classe, 

1 » de 3me » 

1 Lieutenant de 1’* classe, 

1 » de Qe 5» 

1 Capitaine de 1’* Classe, attach& au 1* Bataillon, 
et 3 Adjoints, dont 

1 Capitaine de 2"* classe. 

2 Lieutenants de 1'* classe, 


4 Adjudants-majors ; dont 


4 Quartiers-maltres ; dont 


76 
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4 Porte-drapeaux. 
1 Aumonier, 
1 Ministre, 
1 Juge. 
1 de 1’° classe, 
4 Chirurgiens; dont € 1 de 2 » et 


26 2des®= » 


Petit Etatwiajor d’un Regiment. 


4 Adjudants Sous-officiers. 
1 Tambour-major. 

4 Caporaux-tambours, 
13 Musiciens, dont 1 chef, 
4 Prevöts. 

1 Maitre-tailleur. 

1  »  cordonnier. 

1 »  guötrier. 

il »  armurier 


56 
Compagnie de (renadiers. 
1 Capitaine. 
1 Lieutenant en premier. 
1 Lieutenant en second. 


1 Sous-Lieutenant, 


4 

1 Sergent-major. 
4 Sergents. 

1 Fourrier, 

3 Caporaux. 
72 Grenadiers. 

2 Tambours. 


92 : 
Compagnie de Fusiliers. 
1 Capitaine, 
1 Lieutenant en premier. 
1 Lieutenant en second, 
1 Sous-Lieutenant. 


4 


Nr. 19 





Nr. 19 603 


1 Sergent-major. 
4 Sergents. 
1 Fourrier. 
8 Caporaux. 
92 Fusiliers. 
2 Tambours. 
112 





Art. 4. 


Il y aura quatre Compagnies d’Artillerie à pied organisees comme celles de la R&publique 
frangaise, et composdes de la manitre suivante, savoir: 
I Capitaine en premier. 
1 Capitaine en second. 
1 Lieutenant en premier. 
1 Lieutenant en second. 


4 

1 Sergent-major. 

4 Sergents. 

1 Fourrier. 

4 Caporaux. 

4 Artificiers 

12 Canoniers de 1"* classe, 
36 Canoniers de 2"”® classe. 
2 Tambours. 


68 
Ces Compagnies seront attachdes aux quatre Regiments, suivant leur numéro 1. 2. 3. et 4. 
En cas d’augmentation, l’Artillerie recevra la force determinde pour le pied de guerre, 


Art. 5. 


A l'expiration du premier engagement, il sera cr&& huit appointes par chaque compagnie de 
Grenadiers et de Fusiliers, qui jouiront de la haute paye attribude à ce titre d’anciennete. 


Art. 6. 


La solde, les appointements et les masses des quatre Regiments suisses, seront etablis et 
pay6s sur le même pied, que ceux de l’Infanterie de ligne frangaise, 

Les Compagnies de Canoniers seront payées comme l’Artillerie frangaise & pied. 

Les militaires, qui feront partie de ces corps de troupes, auront les m&mes droits ä la 
pension de retraite, lorsqu'ils auront le temps de service determine par la loi, ou lorsqu’ils 
auront regu des blessures au service de la République frangaise. 


— 
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Les Officiers, Sous-Officiers et Soldats suisses, qui auront servi soit en France, soit en 
Piömont, apres avoir düement justifi& de leurs services anterieurs & la presente capitulation, 
en jouiront pour obtenir la pension de retraite. Les uns et les autres pourront en jouir dans 
leur pays, ou dans tel lieu de la France qu'ils choisiront pour leur domicile, 


Art. 7. 


Les Suisses qui seront admis dans ces Regiments, devront &tre de läge de 18 ä 40 ans, 
de la taille de 5 pieds 2 pouces, ou 1 metre 678 millimötres au moins, et n’avoir aucune 
infirmite. 

Is contracteront l’engagement de servir fid&lement la Republique frangaise, pendant quatre 
aus, à l'expiration de cet engagement, ils seront libres de se rengager pour 2, 4, 6 ou 8 ans. 

Le Gouvernement frangais, pour faciliter la premiere levce des hommes de recrues, fera 
payer entre les mains des Conseils d’administration de chaque Regiment suisse, la somme de 
quinze mille, huit cent quarante francs, pour le complet de chaque Compagnie de Grenadiers 
de quatre vingt huit hommes, non compris les officiers. 

Celle de dix-neuf mille, quatre cent quarante francs, pour le complet de chaque Compagnie 
de Fusiliers de cent huit hommes, non compris les officiers. 

Celle d’onze mille, cing cent vingt franes pour le complet de chaque Compagnie d’Artillerie 
ä pied de soixante-quatre hommes, non compris les officiers. 

Et enfin celle de cing-mille-quatre-cent francs, pour les trente homme du petit Etat-major 
d’un Regiment. 

Les sommes ainsi stipuldes pour les Compagnies de Grenadiers, de Fusiliers, d’Artillerie à 
pied et du petit Etat-major, seront paydes par le Gouvernement frangais, par tiers et d’avance, 
entre les mains des Conseils d'administration de chaque Regiment, savoir: 

Le premier tiers, avant la formation des Regiments. 

Le second tiers, lorsque les Capitaines auront justifi6 par les revues des Inspecteurs, qu'ils 
ont le quart de leur Compagnie pr&sent sous les armes, 

Et le troisieme tiers, lorsque la moitie de la Compagnie sera constatee presente et de la 
möme maniere. 

Les Conseils d’administration, en se conformant strietement aux lois, arréêtés et röglements 
rendus sur la comptabilit& des troupes frangaises, delivreront aux Capitaines les sommes qu'ils 
jugeront necessaires, pour payer l’engagement et les frais d’enrölement et de transport jusqu’ä 
l’arrivce des recrues au lieu de leur destination. 

Les recrues dateront pour leur service du jour de leur engagement, mais ils ne seront 
compris pour la solde que de celui de leur arrivde au depöt general de chaque Regiment, deter- 
mine par le Gouvernement frangais. 

Les Capitaines devront, sur le prix de l’engagement que le conseil d’administration aura 
jugé convenable de leur allouer, former ou completer le sac de chaque recrue, pourvu de tous 
les efiets de petit &quipement necessaires ä un Soldat. 





— me, — 
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ll sera alloué aux Capitaines, pour chaque homme qui se rengagera, savoir: 
Cent franes pour deux ans. 
Deux cents francs pour quatre ans, 
Et trois cents francs pour six ans, 

Les troupes suisses, au moyen des sommes qui leur sont allouces pour le rengagement, 
n’auront pas droit à la haute paye accordde aux Soldats francais en pareil cas. 

Les Capitaines pourront enröler pour six ou huit ans, et il sera accordé par le Gouverne- 
ment frangais, pour chaque homme qui contractera l’engagement de servir six ans, la somme 
de trois cents franes et quatre cents franes pour huit ans. 

En cas d’augmentation, pour porter les Regiments ä cing mille hommes, chaque Regiment 
recevra une fois paye et du jour que les conseils d’administration en recevront l’ordre du Gou- 
vernement francais, la somme de deux cents mille francs, pour chaque mille hommes destinds ä 
alimenter les Regiments, sur le complet de quatre mille hommes. 


Art. 8. 


Les fonds faits pour la masse de reerutement, seront r&partis entre les Capitaines des Com- 
pagnies de Fusiliers, d’aprös les dispositions des conseils d’administration stipulces dans article 
ci-dessus. Ces Capitaines devront tonjours tenir leurs Compagnies au complet, et lorsqu’un 
Fusilier passera ä l’Etat-major ou aux Grenadiers, le prix de son engagement sera remis au 
Capitaine de la Compagnie d’oü il sortira, pour qu’il puisse le remplacer. 

Pour faciliter le recrutement, il sera accord& chaque annde six conges de semestre aux Sous- 
officiers et Soldats de chaque Compagnie et un d’Officier. 


Art. 9. 


Un Bataillon composd de quatre Compagnies de Grenadiers, pris par detachements dans les 
differents Rögiments suisses, ainsi que les Officiers d’Etat-major necessaires, pourra &tre admis 
ä faire partie de la garde du Gouvernement, lorsque le Premier Consul aura determind 'époque 
et les dispositions y relatives. 

Art. 10. 


La place de Colonel-Göneral des Suisses est rötablie; cet. Officier superieur commandera les 
troupes suisses qui seront ä Paris, et il aura la surveillance sur les autres, Il sera nomme& par 
le Premier Consul. 

Il y aura en outre deux Gendraux de Brigade suisses, pour surveiller l’instruction, le ser- 
vice, l’administration et la discipline des 4 Regiments capitules. 


Art. 11, 


Les Generaux de Brigade, les Colonels, les Colonels en second, les Chefs de Bataillon et 
Majors, seront nommes par le Premier Consul. Il disposera de ces emplois en faveur des Offi- 
ciers suisses, qu'il jugera les plus dignes par leur anciennete et par leurs services. 


Ir u m 
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Art. 12, 


Les Capitaines, les Lieutenants en premier et Lieutenants en second, et les Sous-Lieutenants 
de Grenadiers, seront choisis par le Premier Consul sur la proposition du Colonel-General, et 
la presentation du Ministre de la guerre, parmi les officiers du möme grade des Regiments 
dont ils font partie, 


Art. 13. 


» 

Les Quartiers-maitres, les Capitaines, les Lieutenants et Sous-Lieutenants des Compagnies 
de Fusiliers, seront également choisis par le Premier Consul pour la premiere formation des 
cadres, sur la proposition des Gouvernements cantonaux. 

Apres cette premiere nomination, les emplois de Capitaines et de Lieutenants se donneront 
a Tanciennete. 

Les Sous-lieutenants seront nommés par le Colonel-General sur la presentation des Capi- 
taines de chaque compagnie ; mais les Capitaines ne pourront les prendre pour cet emploi, que 
dans leurs Cantons respectifs, ou parmi les Sous-officiers du Regiment dont ils feront partie. 

‚ Les Quartiers-maltres seront egalement nommes par le Colonel-General, sur la proposition 
des Capitaines r&unis et prösentes par le Ministre de la guerre. 


Art. 14. 


Le Premier Consul nommern &galement, sur la proposition du Colonel de chaque Regiment, 
approuvde par le Colunel-General et présentée par le Ministre ou le Directeur de l’administra- 
tion de la guerre, les Adjudants-majors, les Porte-drapeaux, les Aumöniers, les Ministres, les 
Juges et Chirurgiens. Le Juge aura rang de Capitaine., Les Porte-drapeaux seront pris parmi 
les Sous-officiers. 

Art. 15. 


Les Adjudants-Sous-ofliciers, le Tambour-major, les Caporaux-Tambours et les Prüvöts de 
chaque Regiment, seront nommes par le Colonel sur la presentation des Chefs de Bataillon. 

Les Sous-officiers et Caporaux des Compagnies seront egalement nommés par le Colonel sur 
la proposition des Capitaines et agre&s par les Chefs de Bataillon. 

Les Musiciens et Maitres-ouvriers seront choisis par le Conseil d’adıninistration, 


Art. 16. 


Chaque Regiment aura un conseil d’administration, qui sera compose ainsi qu’il suit: 
du Colonel ou Colonel en second, President, 
de deux Chefs de Bataillon, 
de quatre Capitaines, et 
de deux Sous-officiers. 
Le Conseil d’administration du Bataillon des Grenadiers suisses, faisant partie de la garde 
dü Gouvernement frangais, sera composé 
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du Chef de Bataillon, President, 
d’un Capitaine, 
d’un Lieutenant, 
d’un Sous-lieutenant, et 
d’un Sous-officier. 
Le Conseil d’administration des compagnies d’Artillerie ä pied, sera compos6 
du Capitaine en premier, Prösident, 
du Lieutenant en premier, et 
d’un Sous-offcier. 
On suivra pour la formation de ces Conseils les rögles &tablies sur le möme objet dans 
l’armde frangaise. 
Art, 17, 


L’uniforme de ces Rögiments sera determinde par le Gouvernement francais. 


Art. 18. 


Les troupes suisses, qui seront au service de la France, ne seront jamais employdes que 
sur le territoire continental de l’Europe. 


Art. 19. 


Elles conserveront le libre exercice de leur religion et de leur justice. Les hommes qui en 
feront partie ne seront justiciables, dans aucun cas, pour les delits et pour les faits de discipline, 
que des tribunaux militaires suisses. 


Art. 20, 


Les troupes suisses seront assimildes pour le rang et le service à faire aux m@mes dis- 
positions et röglements que ceux adoptees par les troupes frangaises, except& ce qui est stipule 
par larticle 13, 

Art. 21. 

Il pourra ötre admis, sur la prösentation du Landammann de la Suisse, vingt jeunes gens 
de l’Helvetie ä l’&cole polytechnique de France, après avoir subi les examens prescrits par les 
reglements sur cette partie. 

Art. 22. 


Les Officiers suisses pourront parvenir à toutes les charges et dignités militaires qui sub- 
sistent en France. 

Art. 23. 

Si des circonstances impr&vues ndcessitaient le licenciement des Regiments suisses en tout 
ou en partie, avant l’expiration de la présente eapitulation, et si A cette &poque le Gouverne- 
ment frangais se refusait de la renouveler, les Officiers, Sous-ofüciers et Soldats qui les com- 
poseront, recevront un traitement de reforme, proportionne aux annees de service, et, respective- 
ment aux grades qu’ils auront occup6s. 


608 Nr. 19 
Art. 24. 


Dans le cas oü la Suisse se trouverait, par suite de la guerre, menacée d’un peril imminent, 
le Gouvernement frangais, sur la requisition formelle de la Diete helvetique et dix jours apres 
qu’il l’aura recue, s’engage d’envoyer au secours de la Suisse la moiti& des Regiments capitules, 
ou la totalit@ si les circonstances l'exigeaient imperieusement. Des cette Cpoque les appointe- 
ments et solde, les frais de route et de transport, seront ä la charge de la puissance requerante. 


Art. 25. 


La presente capitulation militaire durera vingt-cing ans, et les puissances contractantes 
pourront ensuite la continuer ou y renoncer. 

En foi de quoi, Nous Ministre plenipotentiaire de la R&publique frangaise, et Nous Deputes 
de la Diete helvetique, avons signal& la presente capitulation, dont les ratifications seront &chan- 
gdes d’ici au 9 Brumaire an 12 (1° Novembre 1803) et plus töt si faire se peut. 

Fait à double entre Nous, à Fribourg le 4 Vend&miaire an 12 de la Röpublique frangaise 
(27 September 1803). 


Lois D’AFFRY. Le General NEY. 
CHARLES PFYFFER, 

JEAN-ANTOINE HERRENSCHWAND. 

FRANGOIS-JOS. ANDERMATT. 

AMEDEE DE MURALT. 

FREDERIC DE ROLL. 

PAUL-ANTOINE TOGGENBURQ. 


B. Eidgenöſſiſche Ratificationsurkunde vom 30. Hovember 1803. 


En presence de messieurs 


Antoine Techtermann, Avoyer, Xavier Fegeli, Lieutenant d’Avoyer et Conseiller d’Etat, Nicolas 
Castella, mar&chal-de-camp et Conseiller d’Etat, Ignace Boecard, Conseiller d’Etat, 

Lelögues par le Gouvernement du Canton de Fribourg, à l’effet de proc&der au depouille- 
ment et & Ja verification des procös-verbaux de ratification de la capitulation militaire entre la 
Republique frangaise et la Suisse, conelue et signee ä Fribourg le 27 Septembre 1803. 

Et vu 

1. Le procös-verbal de l’assemblee de l’Avoyer, petit et grand Conseil du Canton de Fri- 
bourg, en date du 17 Octobre 1803, sign& par messieurs Louis d’Affry, Avoyer en charge du 
Canton, Landammann de Ja Suisse, et Charles Schaller, Secretaire d’Etat, scell& du sceau du 
Canton et portant ratifhication de la dite Capitulation. 

2. Le proces-verbal de la Landsgemeinde du Canton d’Uri, en date du 23 Octobre 1803, 
signe par messieurs Thaddeus Schmid, alt Landammann, et Jauch, Seeretaire d’Etat, scellé du 
sceau du Canton et portant ratification de la m&me capitulation. 
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3. Le proces-verbal de la Landsgemeinde du Canton de Schwyz, en date du 13 Novembre 
1803, signé par Landammann et Conseil, scell& du sceau du Canton, et portant ratification de 
la m&me capitulation, 


4. Le proces-verbal de la Landsgemeinde du Canton d’Unterwald ob dem Wald, en date 
du 30 Octobre 1803, signe par messieurs Vonflue, Landammann r&gnant, et Ignace Rhorer, 
premier Landschreiber, scelle du sceau du Canton, et portant ratifiention de la m@me capi- 
tulation, 

Le proces-verbal de la Landsgemeinde du Canton d’Unterwald nid dem Wald, en date du 
30 Octobre 1803, sigud par messieurs Würsch, Landammann r&gnant, et Keslin, Landschreiber, 
scell& du sceau du Canton, et portant ratification de la möme capitulation. 

5. Le proces-verbal de l’assembl&e de l’Avoyer, petit et grand Conseil du Canton de Lucerne, 
en date du 20 Octobre 1803, sign& par messieurs Krus, Avoyer en charge, et Puffer, Seeretaire 
d’Etat, scelld du sceau du Canton, et portant ratification de Ja m@me capitulation, 

6. Le proces-verbal de l’assemblee du Bourgmestre, petit et grand Conseil du Canton de 
Zurich, en date du 10 Octobre 1803, sign& par messieurs Reinhard, Dourgmestre en charge et 
Lavater, premier Secretaire d’Etat, scellò du seeau du Canton, et portant ratification de la möme 
capitulation. 


7. Le proces-verbal de la Landsgemeinde du Canton de Glarus, en date du 23 Octobre 
1503, sign& par messieurs Nicolas Heer, Landammann regnant, et Christophe Iselin, Land- 
schreiber, scell& du sceau du Canton, et portant ratification de la méême capitulation, 

8. Le proces-verbal de la Landsgemeinde du Canton de Zug, en date du 23 Octobre 
1503, sign& par messieurs Clemens Xavier Weber, Amman régnant, et Charles-Antoine Ander- 
matt, Landschreiber, scellö du sceau du Canton, et portant ratifieation de la m&me capitulation. 

9. Le procös-verbal de l’assemblee de l’Avoyer, petit et grand Conseil du Canton de 
Berne, en date du 27 Octobre 1803, signé par messieurs de Watterille, Avoyer en charge, et 
Amedie Thormann, Seeretaire d’Etat, scell& du sceau du Canton, et portant ratification de la 
mẽme capitulation. 

10. Le proces-verbal de l’assembl&e de l’Avoyer, petit et grand Conseil da Canton de 
Soleure, en date du 19 Octobre 1803, signé par messieurs Pr. Glutz-Ruchti, Avoyer regnant, 
et Gerber, Secrötaire d’Etat, scell& du sceau du Canton, et portant ratification de la m&me 
eapitulation, 

11. Le proces- verbal de l’assemblce da Bourgmestre, petit et grand Conseil du Canton de 
Bäle, en date du 17 Octobre 1803, signd par messieurs Jean-Bernard Sarasin, Bourgmestre en 
charge, et Wieland, Seeretaire d’Etat, scell& du sceau du Canton, et portant ratification de la 
möme capitulation. 

12. Le procös-verbal de lassemblde du Bourgmestre, petit et grand Conseil du Canton 
de Schaffhausen, en date du 7 Octobre 1803, sign‘ par messieurs Maurer, Bourgmestre en 
charge, et .J. Conrad Sigerist, Secrétaire d’Etat, scelle du sceau du Canton, et portant ratification 


de la m&me capitulation. — 
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13. Le procös-verbal de l'assemblee du Landammann et Conseil du Canton d’Appenzell, 
Rhodes exterieures, en date du 25 October 1803, signd par messieurs Zellweger, Landammann, 
Math. Scheuss, Landstatthalter, Joseph Preisig, Landshauptmann, Jacob Benziger, Gemeinds- 
hauptmann, et Schefer, Rathschreiber, scell&E du sceau du Canton, et portant ratification de la 
meme capitulation. 

Le procös-verbal de la Landsgemeinde du Canton d’Appenzell, Rhodes interieures, en date 
du 23 Octobre 1803, sign& par messieurs Charles Frangois Bischoffberger, Landammann regnant, 
Herrschy, alt Landammann et Pannerherr, Antoine-Joseph Dehler, Statthalter, scell& du sceau 
du Canton, et portant ratification de la m&me capitulation. 

14. Le proces-verbal de l’assembl&e du petit et grand Conseil du Canton de St-Gall, en 
date du 24 Octobre 1803, signe par messieurs Dom. Gmür, President du grand Conseil, et 
Zweifel, Seeretaire, Müller-Friedberg, President du petit Conseil, et Zollikoffer, Directeur de la 
Chancellerie, scell& du sceau du Canton, et portant ratification de la m&me capitulation. 

15. Le proces-verbal de l’assemblöe du petit et grand Conseil du Canton des Grisons, en 
date du 19 Novembre 1803, sign par messieurs Vincent de Salis-Sıls, President du grand Con- 
seil, Jean-Baptiste Schreiber, premier Secrötaire, scellö du sceau du Canton, et portant ratifi- 
cation de la m@me capitulation. 

16. Le procös-verbal de l’assemblee du petit et grand Conseil du Canton d’Argovie, en 
date du 26 Octobre 1803, signe par messieurs Dolder, President du grand Conseil, et les Secre- 
taires Herzog d’Effingen, Jean-Caspar Fischer, membres du grand Cdnseil, scelle du sceau 
du Canton, et portant ratification de la m@me capitulation. 

17. Le procös-verbal de l'assemblee du petit et grand Conseil du Canton de Thurgovie, 
en date du 24 Octobre 1803, sigm& par messieurs Morell, President du grand Conseil, et les 
Secrötaires Vogler et Locher, membres du grand Conseil, scell€ du sceau du Canton, et portant 
ratification de la m&me capitulation. 

18. Le procös-verbal de l'assemblee du petit et grand Conseil du Canton du Tessin, en 
date du 28 Octobre 1803, signe par messieurs Slopanı, President du grand Conseil, Pierre 
Frasca, Antoine Marcacei, Conseillers-Seeretaires, Andre Caglioni, President du petit Conseil, 
Pellegrini, Seeretaire en Chef, scellE du sceau du Canton, et portant ratification de la m&me 
capitulation. 

19. Le procös-verbal de l’assemblee du petit et grand Conseil du Canton de Vaud, en 
date du 12 Octobre 1803, sign par messieurs Jules Muret, President du grand Conseil, et plus 
has Seeretairerie du grand Conseil, scell& du sceau du Canton, et portant ratification de la möme 
capitulation. 

Lesquels procös-verbaux ont été reconnus par les commissaires susnommes ötre en bonne 
forme et revetus de tous les caracteres d'authenticité requis. 

Novs LOUIS D’AFFRY, LANDAMMANN DE LA SUISSE, 
en vertu des pouvoirs qui nous sont conferes par les articles 17 et 24 de l’Acte de Mediation 
du 19 Fevrier 1803, 
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deelarons et faisons savoir; 
que la capitulation militaire entre la France et la Suisse, dont la teneur suit: 
(Suit la teneur de la capitulation.) 

Est acceptee et ratifi6e par la Confederation suisse dans tous ses articles. 

Soit la presente declaration munie du sceau de l’Etat, de notre signature, pres celle du 
Chancelier de la Confederation. 

Donné ä Fribourg, le 30 Novembre 1803, 

Le Landammann de la Suisse: 
LOUIS D'AFFRY. 
Le Chaneelier de la Confederation: 
MoOUSsoN. 


. Tranzöſiſche Ratificationsurkunde, vom 19, November 1803. 


BONAPARTE PREMIER ÜONSULE, Au nom du peuple frangais. 

Le Consul de la Republigue ayant vu et examind la capitulation militaire conelue, arrötee 
et signde à Fribourg le quatrieme Vendemiaire an douze de la Republique francaise, soit vingt- 
septiöme Septembre dix huit cent trois, par le General Ney, Ministre plenipotentiaire en Suisse, 
en vertu des pleins-pouvoirs, qui lui avaient été conférés à cet eflet, avec les citoyens Louis 
d’Afry, Landammann de la Suisse, Charles Pfyffer, Jean- Antoine Herrenschwand, Frangois- 
Joseph Andermatt, Amédée de Muralt, Freöderie de Roll et Paul- Antoine Toggenburg, deputes 
nomes par la Diete helvötique, egalement munis de pleins-pouvoirs. 

De laquelle capitulation la teneur suit: 

(Suit la teneur de la capitulation.) 

Approuve la capitulation ci-dessus en tous et chacun des articles qui y sont contenus, declare 
qu’elle est acceptee, ratifide, confirmee, et promet quelle sera inviolablement observee. 

En foi de quoi sont donndes les presentes, signdes, contresigndes et scelldes du grand sceau 
de la Republique. 

A St-Cloud le vingt sept Brumaire an douze (dix neuf Novembre dix huit cent trois). 

Le Ministre des Relations exterieures : BONAPARTE, 
Ch. M. TALLEYRAND. 
Par le Premier Consul le Seerelaire d’ Etat: 
H. B. MARET. 


Die Auswechslung der vorftehenden Urkunden hat ftattgehunden zu Freiburg am 1. December 1803 zwiſchen dem Land⸗ 
ammann der Schweiz, Herrn von Affry, und dem franzöfifchen Geſandten in der Schweiz, General Rey. 


a 
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so. 


Militärcapitulation zwifchen der Schweiz und Franfreich, 
vom 38. März 1812. 


A, Wortlaut der Kapitulation. 


NAPOLEON, Empereur «es Frangais, Roi d’Italie, Protecteur de la Confederation du Rhin, 
Mödiatenr de la Confederation suisse, et la Diete helvetique, au nom des XIX Cantons de la 
Suisse, desirant &tablir sur des bases plus convenables la levée et l’organisation des troupes 
suisses, que la France entretient & son service, en vertu de la capitulation militaire conclue le 
27 Septembre 1803, ont nomme pour leurs plenipotentiaires ä cet eflet, savoir: 

S. M. !’Empereur des Frangais, Roi d’Italie, Son cbambellan Monsieur le comte Auguste 
de Talleyrand, officier de la Legion d'honneur, Envoy& extraordinaire et Ministre pl&nipotentiaire 
de Sa Majestö en Suisse; et la Diete de la Oonfederation suisse: Messieurs Rorolphe de Watte- 
ville, General de la Confederation, ancien Landammann de la Suisse et Avoyer du Canton de 
Berne; Jean Conrad d’Escher, Bourgmestre du Canton de Zurich; Joachim Pancrace Reutti, 
membre du petit Conseil du Canton de St-Gall; Nicolas Heer, Landammann du Canton de Glaris; 
Auguste Pidow, membre du petit Conseil du Canton de Vaud; lesquels, apres avoir echange leurs 
pleinspouvoirs, sont convenus des articles suivants. 


Art, I. 

S. M. ’EMPEREUR des Frangais, Roi d’Italie, conservera et entretiendra ä son service quatre 
Regiments de troupes suisses, formant en totalit€ douze mille hommes, non compris les Etats- 
majors. 

Art. 2, 

Chaque Regiment sera compose d’un Etat-major, de trois bataillons de guerre, d’un demi 

bataillon de depöt, et d'une compagmie «'artillerie. 


Art. 3. 
Chaque bataillon de guerre comprendra six compagnies de cent quarante hommes chacune, 
savoir: une de grenadiers, une de voltigeurs, et quatre de fusiliers. Chaque demi bataillen de 
depöt sera compose de trois compagnies de fusiliers da m&me nombre d’hommes. 


Art. 4. 
L’organisation des Regiments, des bataillons et des compagnies, sera Ja m&me que celle des 
troupes frangaises. 
Art. 5. 


Conform&ment au precödeut article, l’Etat-major de chaque Regiment sera compose de la 
maniere suivante: 
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1 Colonel. 

1 Major. 

Chefs de bataillon. 
Adjudants-major. 
Quartier-maitre, 
Officier payeur. 
Adjudant-major, Capitaine d’habillement. 
Aumönier, 

Ministre. 

Juge, 
Chirurgien-major. 
Aide-Chirurgiens. 
Sous- Aide-Chirurgiens. 
Adjudants Sous-officiers. 
Tambour-major. 
Caporal-Tambour. 
Musiciens. 

Preyöts, 

Maitre Tailleur. 

»  Cordonnier. 

»  Gu£trier. 

»  Armurier. 


a a a en u u Se Te a et 


Tot. 46. 
Chaque compagnie sera organisee comme il suit: 
1 Capitaine. 
1 Lieutenant. 
1 Sous-Lieutenant. 
1 Sergent-major. 
4 Sergents. 
1 Caporal-Fourrier. 
8 Caporaux. 
121 Grenadiers, voltigeurs ou fusiliers. 

2 Tambours. 

Tot. 140. N 





La compagnie d’artillerie attachde a chaque Regiment comprendrg : 
1 Lieutenant. 
ı Sous-Lieutenant, 
3 Sergents. 
3 Caporaux. 


ou 
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20 Canoniers. 
2 Ouvriers. 
40 Soldats du train. 
Tot. 70. 
Art. 6, 


La solde, les appointements, les masses des quatre Regiments suisses seront 6tablis et pay&s 
sur le même pied que ceux de l'infanterie de ligne francaise. 

Les militaires faisant partie de ces corps de troupes, auront les ım&mes droits ä la pension 
de retraite, lorsqu’ils auront le temps de service determine par la loi, ou lorsqu’ils auront regu 
des blessures au service de la France. Ils participeront à tous les avantages qui pourraient 
ötre accordes par la suite aux troupes frangaises. 

Les services anterieurs à la capitulation du 27 septembre 1803, seront comptes pour la 
retraite, lorsqu’ils auront été rendus soit dans l’ancienne France soit dans les pays r&unis au 
territoire de l’Empire. 

Les officiers, sous-officiers et soldats suisses, qui auront obtenu leur pension de retraite, 
pourront en jouir en France ou dans leur pays. 


Art. 7. 


Les officiers et sous-officiers qui se trouveraient supprimös, d’apres la nouvelle organisation 
des quatre Regiments entretenus au service de France, conserveront leur traitement jusqu’au 
moment de leur remise en activite, Ils resteront ä la suite des Corps et y feront le service 
jusqu’a ce qu’ils soient retablis selon leur grade dans les premiers emplois vacants, ou ils ob- 
tiendront leur retraite siils en ont le droit. 


Art. 8, 


Les Suisses qui seront admis dans les Regiments, deyront &tre d’origine Suisse, de l’äge de 
vingt ä quarante ans, de la taille de cinqg pieds deux pouces ou' un mötre 678 millimätres au 
moins, et n’avoir aucune infirmite; ndanmoins le nombre d’hommes necessaire aux compagnies de 
voltigeurs pourra éêtre pris au-dessous de cette taille; mais il devra avoir au moins celle de 
4 pieds 9 pouces, ou un metre 556 millimetres. Ces hommes contracteront l’engagement de servir 
avec fidelitö pendant quatre ans S. M. PEmpereur NAPOLEON et ses successeurs; à l’expiration 
de cet engagement ils seront libres de se rengager pour deux, quatre, six ou huit ans. 

Les conges absolus seront delivres quatre fois par an, et autant qu’il sera possible dans le 
premier mois de chaque trimestre, aux hommes dont l’engagement sera expiré dans le trimestre 
pr&cedent. . 

Chaque homme qui, ä l’expiration de son engagement, fera partie d’une armée active, ne 
pourra cependant la quitter, et il sera tenu de se rengager pour deux ans, à moins qu'il ne 
veuille le faire pour un plus long terme; si cependant la guerre se termine dans la premiöre 
annde de son rengagement, il recevra son congé ä la fin de la campagne, s’il le demande. 


hen» — 
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Art. 9 


Les remplacements d’'hommes dans les r&giments capitul&s auront lieu de la maniere suivante: 

A dater du jour de la signature de la pr&sente capitulation, le Gouvernement suisse sera 
oblig€ de fournir un nombre fixe de deux mille hommes par annde, pour remplacer les hommes 
qui seraient morts au service, ceux qui obtiendraient leur retraite pour cause de blessures, 
d’infirmites contractees ä la guerre, ou d’anciennete de service, et ceux qui, à l’expiration de 
leur engagement, recevront leur cong& absolu. 

Dans le cas d'une guerre en Italie ou en Allemagne, il sera tenu de fournir chaque annde 
mille hommes de plus. Pour cette levée extraordinaire de guerre la Suisse fournira tous les trois 
mois 250 hommes; la premiere levée aura lieu trois mois après que la notification de Fétat de 
zuerre aura été communiqu6se & la Suisse par le gouvernement frangais. Ces levees dureront 
jusqu'à la conclusion de la paix. 

Le Gouvernement suisse s’engage A faire parvenir aux déöpöts de recrutement tous les hommes 
qu'il devra fournir. Ces depöts seront places pres des frontieres de la Suisse. 

Le Colonel-general determinera dans quel corps ou dans quel bataillon les reerues qui seront 
envoyees annuellement, devront @tre placdes. 

Il n'est point dérogé par les dispositions ei-dessus à l’engagement que la Suisse avait con- 
tract€ de fournir 3160 hommes le 1 janvier 1812 et 500 hommes du 1 janvier au 1 Mars suivant, 
eonform&ment à la determination de la Diete du 11 juillet 1811. Ceux de ces hommes qui n’ont 
pas encore &t& fournis, seront incessamment envoyés aux depöts, et employes à porter les Régi- 
ments suisses au complet fix& par la presente capitulation. 


Art. 10. 


Le gouvernement suisse, independamment du nombre d’hommes qu'il s’engage ä fournir 
chaque annde pour l'entretien des quatre rögiments au service de France, s’oblige à remplacer 
ä ses frais les deserteurs ä mesure qu'ils lui seront imdiques. Il ne sera tenu de remplacer que 
ceux qui auraient deserte dans les deux premieres annees de leur arrivee au depöt, lorsqu'il 
aura rempli l’engagement exprime dans l'article suivant. 


Art. 11. 


Le Gouvernement suisse s’engage ä n’avoir aucun Rögiment au service d’une autre puissance, 
à rappeler tous les Suisses qui servent ä l’etranger, et à faire usage pour les döterminer ä rentrer 
dans leur pays, de tous les moyens de persuasion et d’autorit& qui sont en son pouvoir. 


Art. 12. 


Le reerutement sera fait par la Conföderation suisse. 

Les offieiers, sous-officiers et soldats pourront &tre employes de gré par les Gouvernements 
cantonaux, lorsque ceux-ci jugeront que leur concours peut &tre utile au succös du recrutement. 
Les semestriers qu'employeront les Gouvernements cantonaux seront sous ce rapport ä leur dis- 


position. 
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Pour acquitter le premier prix d’engagement, et les frais de conduite, soit des deux mille 
hommes que le Gouvernement suisse s’engage & fournir annuellement, soit des mille hommes de 
plus qu’il s’oblige à livrer en cas de guerre en Italie ou en Allemagne, ainsi qu'il est dite ä 
l'article 9, il sera mis & sa disposition une somme de 130 francs par homme, laquelle sera prise 
sur la masse de recrutement fixée ä 180 francs. 

La Suisse recevra par avance et tous les quatre mois, un tiers de la somme accordde par 
S.M. pour le recrutement annuel des troupes suisses. Les fonds pour la levde extraordinaire de 
guerre seront &galement fournis par avance, 

Les 50 frances qui forment le compl&tement de cette masse seront röserves par le France 
pour Ötre employes a la premiere mise des hommes, et ä leur fourniture de petit &quipement, 
suivant les rögles etablies pour les recrues frangaises. 

II ne sera rien allou& pour l'rengagement et les frais de conduite des hommes que leurs 
infirmites ou d’autres motifs valables feraient refuser lors de leur arrivce aux döpöts, ou qui n'y 
paraitraient pas, soit pour cause de dösertion, soit pour tout autre motif, 

Il ne sera rien allou& pour le remplacement des hommes qui auraient desert& leurs drapeaus, 
et le Gouvernement suisse sera tenu d'y pourvoir ä ses frais, 

Les recrues dateront pour leur service du jour de leur engagement, mais ils ne seront compris 
pour la solde que du jour de leur arrivde au depöt de recrutement. 

Les fonds pour les rengagements continueront d’&tre administres par les Conseils des Regi- 
ments. Ces rengagements ne font point partie du nombre d’hommes que la Suisse s’engage & 
fournir annuellement par l’article 8 de la presente capitulation. 

Il sera allou& à ces Conseils pour chaque homme qui se rengagera, savoir: 

Cent francs pour deux ans, 

Deux cents francs pour quatre ans. 
Trois cents francs pour six ans. 
Quatre cents francs pour huit ans. 


Art. 14, 


Il sera accord& par annde deux conges de semestre aux sous-officiers ou soldats de chaque 
compagnie, et un conge de semestre d'officier. 

Art. 15. 

Un bataillon compose de quatre compagnies de grenadiers, pris par detachement dans les 
differents Regiments suisses, ainsi que les ofticiers d’Etat-major nöcessaires, pourra &tre admis ä 
faire partie de la garde imp£riale, lorsque S. M. aura determine l’&poque et les dispositions qui 
y sont relatives, 

Art. 16. 
La place de Colonel-general des Suisses est conservee. Cet officier sup@rieur commandera les 


troupes suisses qui seront ä& Paris et il aura la surveillance sur les autres; il est nommé par 
S. M. l’Empereur. 
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Le Colonel-gen6ral regoit les röglements d’administration, de service, de comptabilite, et en 
fait exdeuter toutes les dispositions. II y aura en outre deux Generaux de brigade suisses, pour 
surveiller l’instruction, le service, administration et la discipline des quatre Regiments capitules. 


Art. 17. 


Les trois bataillons de zuerre de chaque Regiment seront commandös par le colonel ; le 
demi bataillon de d&pöt sera commandé par le major. 


Art. 18. 
Les Generaux de brigade, les colonels, les chefs de bataillon et. majors seront nomme&s par 


S. M. l’Empereur. Il disposera de ces emplois en faveur des officiers suisses qu’il en jugera les 
plus dignes par leur anciennete et par leurs services. 


Art, 19. 

Les capitaines, lieutenants et sous-lieutenants de grenadiers seront choisis par S. M. !’Em- 
pereur, sur la proposition du Colonel-general, parmi les officiers du m@me grade des Rögiments 
dont ils font partie. 

Art. 20. 

L'avancement aux grades de capitaine et de lieutenant aura lieu dans les Regiments ol ces 
emplois sont vacants; ils seront donnes & l’anciennet£ par S. M. sur la proposition du Colonel- 
general. 

Les sous-lieutenants seront nommes par !’Empereur sur la proposition du Colonel-gentral; 
la moitie sera présentéé au Colonel-general par les capitaines de chaque compagie, et ceux-ci 
les choisiront parmi les sous-officiers du Regiment dont ils font partie, 

L’autre moitie sera prise dans les cantons qui n’auront pas un nombre d’officiers propor- 
tionne à celui des soldats qu’ils doivent fournir, et elle sera pr&sentee au Colonel-general par 
le Gouvernement suisse au nom des Gouvernements cantonaux. 

Les quartier-maitres seront &galement nommes par l’Empereur, sur la proposition du Colonel- 
general et sur la presentation des capitaines r&unis, 


Art. 21. 

8. M. !’Empereur nommera &galement sur la proposition du colonel de chaque r&giment, 
approuvée et presentde par le Colonel-göneral, les adjudants-majors, les porte-drapeaux, les 
aumöniers, les ministres, les juges et les chirurgiens. Le juge a rang de capitaine; les porte- 
drapeaux sont pris parmi les sous-officiers. 

Art. 22. 

Les adjudants-sous-officiers, le tambour-major, les caporaux-tambours et prevöts de chaque 
Regiment seront nommés par le colonel, sur la presentation des chefs de bataillon. 

Les sous-officiers et caporaux des compagnies seront &galement nommes par lui, sur la 
proposition des capitaines, agréée par les chefs de bataillon. Les musiciens et maltres-ouvriers 


sont choisis par le conseil d’administration. = 
LE: 


618 Nr. 20 


Art. 23. 

Le conseil d’administration de chaque Rögiment et celui du bataillon de grenadiers suisses 
qui feront partie de la garde imperiale, seront composds d’aprös les r&gles etablies sur le möme 
objet dans l’armee frangaise. 

Art. 24, 


Les troupes suisses au service de France ne seront employdes qu’en Europe et dans les iles 
qui en font partie, 

Art. 25. 

Elles conserveront le libre exercice de leur religion et de leur justice, et les hommes qui 
en font partie, ne seront justiciables dans aucun cas, pour les delits et les faits de discipline, 
que des tribunaux militaires suisses Neanmoins ceux qui voyageraient ou sejourneraient en 
Suisse peuvent étre jugés par les tribunaux du pays pour les delits qu'ils y commettraient contre 
les autorit&s locales et contre l'ordre public. 


Art. 26. 


Les troupes suisses seront assimilees pour le rang et le service ä faire aux m&mes dispo- 
sitions et röglements que ceux qui sont adoptes pour les troupes frangaises, excepte ce qui est 
stipul& par l’article 24. 

Art. 27. 

Il pourra &tre admis sur Ja prösentation du Jandamman de la Suisse vingt jeunes gens suisses 

à l’&cole polytechnique de France, apres avoir subi les examens prescrits par les reglements, 
Art. 28. 

Les officiers suisses pourront parvenir à toutes les charges et dignites militaires qui sub- 
sistent en France. 

Art. 29, 

Les Regiments suisses prendront rang après les Regiments frangais Lenr rang parmi les 
Regiments ötrangers qui sont au service et ä la solde de la France, sera réglé d’apres leur date 
d’anciennete. 

Art. 30, 

Si des eirconstances imprevues rendaient necessaire le licenciement des Regiments suisses 
en tout ou en partie, avant l’expiration de la prösente capitulation, ou si ä cette epoque le 
Gouvernement frangais se refusait ä la renouveler, les officiers, sous-ofhieiers et soldats qui les 
composent, recevront un traitement de reforme proportionne à leurs anndes de service et au 
grade que chacun d’eux aura occupe. 

Art. 31. 


Dans le cas ol la Suisse se trouverait par suite de guerre menacée d’un peril imminent, 
S. M. l'’Empereur s’engage à envoyer au secours de la Suisse, sur la röquisition formelle de la 
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Diete helvetique, et dix jours apr&s cette röquisition, la moiti& des Regiments capitules, ou la 
totalit, si les circonstances l'exigeaient imperiensement; dös cette epoque les appointements et 
solde, les frais de route et le transport seraient ä la charge de la puissance requörante. 


Art. 32, 

La capitulation militaire de 1803 est abrogée par la presente capitulation ; celle-ei durera 
vingt cing ans et les puissances contractantes pourront ensuite la eontinuer ou y renoncer. 

En foi de quoi Nous Envoye ertraordinaire et Ministre plönipotentiaire de S. M. T Empereur 
des Frangais, Roi d’Italie; Protecteur de la Confederation dw Rhin, Mediateur de la Suisse, et 
Nons Commissaires plönipofentiaires de la Diöte de la Confederation suisse, avons sign la pre- 
sente capitulation, dont les ratıfications seront echangees & Paris dans lespace de vingt jours ou 
plus töt si faire se peut, 

Fait double entre nous a Berne le 28 Mars 1812. 


R. DE WATTEVILLE. Comte AUGUSTE DE TALLEYRAND, 
J. C. D’ESCHER. 

J. Panckaczk Retpri. Par le Ministre, 
NICOLAS HEER. le Seerötaire de legation. 

A. Pıpouv. Fs, ROUYER. 


B. Eidgenöſſiſche Hatification, vom 27. April 1812. 
Nous PIERRE BOURKHARDT, Landammann de la Suisse el President de la Diöte des 


dic-neuf Cantons confedirds, uyant eramind et verifid les proees-verbaux, acles et deelarations qui 
nons ont td envoyös par les Gouwernements cantonauz, pour constater leur adhesion a la Capitu- 
lation militaire entre la France et la Suisse, conelue et signece a Berne le 28 Mars 1812; savor 
de la part du Canton - 
1° de Bäle. L’acte des Bourgmestres, petit et grand Conseils en date du 8 Avril 1812. 
2° W’Uri. L’acte de la Landsgemeinde en date du 12 Avril 1812. 
3° de Schwyz. Le procös-verbal de la Landsgemeinde en date du 12 Avril 1812. 
4° U’Unterwalden le haut, La declaration du Landammann et Conseil en date du 23 Avril 1812 
’Unterwalden le bas. L’acte de la Landsgemeinde en date du 26 Avril 1812. 
5° de Zucerne. L’acte des Avoyer, petit et grand Conseils en date du 3 Avril 1812, 
6° de Zurich. L’acte des Bourgmestre, petit et grand Conseils en date du 9 Avril 1812, 
7° de Glaris. L’acte de la Landsgemeinde en date du 12 Ayril 1812, 
8° de Zoug. L’acte de Ja Landsgemeinde en date du 19 Avril 1812. 
9° de Berne, L’acte des Avoyer, petit et grand Conseils en date du 8 Avril 1812. 
10° de Fribourg. La deelaration de l’Avoyer et Conseil en date du 6 Avril 1812. 
11° de Soleure. La déclaration de l’Avoyer et Conseil en date du 7 Avril 1812. 
12° de Schaffhausen. La declaration des Bourgmestre, petit et grand Conseils en date du 
10 Avril 1812. 
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13° d’Appenzell Rhodes exterieures. La declaration du Landammann et Conseil en date du 
19 Avril 1812, 
d’Appenzell Rhodes interieures. La declaration du Landammann et Conseil en date du 
20 Avril 1812. 
14° de St-Gall. Le decret du grand Conseil et l’arr&t€ du petit en date du 10 Avril 1812. 
15° des Grisons. L’acte du grand Conseil en «date du 20 Avril 1812, 
16° d’Argovie. La declaration du President et du petit Conseil en date du 9 Avril 1512, 
17° de Thurgorie. La declaration du President et du petit Conseil en date du 10 Avril 1812. 
15° du Tessin. Le decret du grand Conseil en date du 9 Avril 1812. 
19° de Vaud. La resolution du grand Conseil en date du 10 Avril 1812. 
Lesquels proces-verbaux, actes et declarations, munis des caracteres d’authenticite requis, attestent 
que dans tous les Cantons suisses, l’autorit& sonveraine a vote Facceplation de la dite capitulation. 
Nous en vertu des pouroirs qui Nous sont conferds par les art. 17 et 24 de lacte de midiation 
du 19 Fivrier 1803, declarons et faisons suvwoir par les presentes, que la capitulation militaire, 
eonelue à Berne le 28 Mars 1812 entre le Ministre plönipotentiaire de Sa Majeste U Empereur 
des Francais, Roi d’Italie, Protecteur de la Confederation du Rhin, Mediateur de la Confederation 
suisse, et les Commissaires plönipotentiaires de la Diete suisse, dont la teneur swit: 
(Suit la teneur de la capitulation) 
Est acceptee et ratifice par la Confederation suisse en tous ses articles, et sera fidelement 
observee. 
En foi de quoi les prösentes ont öl signees par Nous, contresignees par le Chancelier de la 
Confederation, et scellöes du sceau de l' Etat. 
A Bäle le 27 Avril 1812. 
Le Landammann de la Suisse, 
J (L. 8.) PIERRE BURCKHARDT. 


Le Chancelier de la Confederation, 
Mousson. 


C. Franzöſiſche Ratification, vom 22. April 1812. 


NAPOLEON, par la gräce de Dieu et les constitutions Empereur des Frangais, Roi d’Italie, 
Protecteur de la Confederation du Rhin, Mediateur de la Confederation suisse, ayant vu et eramind 
la capitulation conclue, arrötde et signee a Berne le 28 Mars 1512, par notre Chambillan te 
Comte AUGUSTE DE TALLEYRAND, officier de la Legion d’honneur, notre Envoye extraortdinaire 
et Ministre plönipotentiaire en Suisse, en vertu des pleins-powvoirs que Nous lui avons con- 
feres & cet effet; avec les plönipotentiaires de la Diete de la Confederation suisse, les Sieurs 
RoDOLPHE DE WATTEVILLE, (General de la Comfideration, ancien Landammann de la Suisse 
et Avoyer du Canton de Berne; JEAN ConkAap D'ESCHER, Bourgmestre du Canton de Zurich; 
JOACHIM PANCRACE REUTTI, membre du petit Conseil du Canton de St-Gall; NıcoLAs HEER, 
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Landummann du Canton de Glaris, et AUGUSTE PIDoU, membre du petit Conseil du Canton 
de Vaud, egalement munis de pleins-powvoirs, de laquelle capitulation la teneur swit: 
(Suit la teneur de la capitulation) 

Avons approuv& et approuvons la capitulation ci-dessus en tous et chacun des articles qui 
y sont contenus, declarons quelle est acceptee, ratifige et confirmde et promettons qu'elle sera 
inviolablement observee. 

En foi de quoi Nous avons donnd les prösentes signees de notre main, contresigndes el munies 
de notre sceau impertal. 

A St-Cloud, le 22 Avril 1812, et de notre rögne le 8“ 


NAPOLEON. 
Le ministre des Relations exterieures 
LE Duc DE Bassano. 
(L. $.) Par F Empereur, 
le Ministre-Seerötaire d’ Etat, 
LE U. Dar. 


Die Ausmwechslung der vorfchenden Urkanden ift amı 2. WMai 1312 zu Paris erfolgt zwiſchen dem ſchweizeriſchen Gefandiin 
dakelbit, Herrn von Maillardoz, und dem franzöſiſchen Minifter der ausmärtigen Angelegenheiten, Herzog von Baflano, 


21. 


Militärcapitulation zwifchen der Schweiz und Spanien. 
A. Eapitulationsvertran vom 2. Auguſt 1504. 


Capitulation sous laquelle les eing Regiments suisses de Schwaller, Ruttimann, Reding, 
Betschart et Traxler qui se trouvent au service de Sa Majesté catholique continueront à servir 
pendant l'espace de trente anndes, comme il est speeifi6 dans cette capitulation. 

Des que le systeme politique actuel de la Suisse fut etabli, Sa Majesté resolut de traiter 
avec la Diöte de la Confälcration helvötique & leffet de réduire & une seule les capitulations 
particuliöres faites dans des circonstances trös-diflörentes, et qui exigent par-lä möme quelques 
changements, tant pour le bien du service que pour l'intéréêt des Rögiments. 

La Diete de la Confederation tenue à Fribourg l’annde 1803, manifesta le méême voru avant 
méême qu'on ne lui edt communique ministeriellement les intentions du Roi, et témoigna le desir 
qu'il füt fait une capitulation plus analogue aux prineipes de la constitution actuelle de la 
Suisse, 

Ainsi done, le Roi voulant donner à la Nation suisse un nouveau tömoignage de sa bien- 
veillance royale, en accordant de plus grands avantages aux Regiments qui sont à son service, 
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a bien voulu donner ses instructions et pleins-pouvoirs pour traiter, conclure et signer la nou- 
velle capitulation pour les cing regiments de Schwaller, Ruttimann, Reding, Betschart et Traxler, 
ä Don Joseph Caamano, Gayoso, Arias Varela et Mendoza, Chevalier de l’ordre de St-Jean de 
Jerusalem, Commandeur-administrateur de l’Olive dans celui de St-Jaques, Mardchal-de-camp de 
ses arımdes, son Envoy& extraordinaire et Ministre pl&nipotentiaire en Suisse, et la Diète de la 
Confederation helvetique nomma de son cöt& pour la signer en son nom messieurs Aloys Reling, 
Landammann du Canton de Schwyz, Nicolas Zelger, Landammann du Canton d’Unterwalden sous 
le bois, Pierre Glutz, Avoyer du Canton de Soleure, Joseph Rusconi, Conseiller d'Etat du Canton 
du Tessin, Henri Louis Schnyder, Conseiller d’Etat du Canton de Lucerne; les quatre premiers 
deputes ä la Diöte, et le dernier Conseiller de l&gation, lesquels aprös la communication et 
change de leurs pleins-pouvoirs, sont convenus (des articles suivants: 


Art. 1. 


Etant trös-utile et m&me necessaire de designer aux Regiments les Cantons dans lesquels 
chacun d’eux sera obligé de recruter exclusivement pour le maintien de ses forces, et ce nou- 
veau reglement renfermant des conditions qu'il faut manifester, on declare ce qui suit: 


1° Le Regiment de Schwaller reerutera dans les Cantons de Soleure, Fribourg et Argovie, 

2° Celui de Ruttimann recrutera dans les Cantons de Lucerue, St-Gall et Thurgovie. 

3° Ceux de Reding et de Betschart reeruteront dans les Cantons de Schwyz, Uri, Tessin, 
Grisons, Glaris et Appenzell. 

4° Celui de Traxler recrutera dans les Cantons d’Unterwalden au-dessous et au-dessus du 
bois, Lucerne, Zug, Argovie et dans le territoire de Rheinau. 

5° Les officiers qui servent actuellement dans chacun de ces Regiments, &tant nes ou na- 
turalises dans quelqu'un des Cantons qui prennent part au service de Sa Majeste catholique, 
continueront d’y servir et auront droit à tous les emplois de la maniere que le porte cette capi- 
tulation. 

6° Ceux qui seraient nds ou naturalises dans quelque Canton qui ne prend pas part au 
service d’Espagne, seront trait6s pour l’avancement comme les officiers allemands. 

7° Toutes les sous-lieutenances de chaque Regiment qui vaqueront depuis la ratification de 
la capitulation, à l’exception des huit reservees pour les sergents et cadets fils de capitaines 
allemands, seront donnees exclusivement et tour à tour aux individus des Cantons dans lesquels 
on recrute pour le Regiment oü la sous-lieutenance sera vacante. Lélection des individus qui 
doivent obtenir ces sous-lieutenances sera conforme & lartiele 11. 

8° Les deux places de porte-ıdrapeau de nouvelle er&ation, pour chaque Regimeut, seront 
donndes pour la premiere fois seulement aux individas des Cantons que Sa Majeste jugera ä 
propos. 

9° Si à l’epoque de la ratification, il se trouvait dans les Regiments quelque cadet, il sera 
preföre pour la sous-lieutenance, puisqu’elle lui 6tait destinde avant le nouveau röglement. 
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Art. 2. 


Ces Regiments porteront le nom de leurs Colonels respectifs. Chacun d’eux sera compose de 
deux bataillons; chaque bataillon d’une compagnie de grenadiers et de quatre de fusiliers. Les 
compagnies de grenadiers seront designees par premiere et seconde, selon le bataillon auquel 
elles appartiendront, Celles de fusiliers le seront &galement par numeros, en comptant depuis la 
premiere numero I, et ainsi de suite jusqu’ä la derniere de chaque bataillon. Les compagnies de 
grenadiers n’auront qu’un lieutenant en temps de paix, mais en temps de guerre, Sa Majeste 
y en ajoutera un, si elle trouve convenable. 


Etat de la force de chaque Regiment, 


Premiere compagnie de grenadiers. 
Capitaine 
Lieutenant . 
Sous-lieutenant 
Sergent en 1" 
Sergents en 24 . . 
Caporaux en 1". 
Caporaux en 2, , 
Tambours . 
Grenadiers . 


En tout, offi- 
ciers compris 112 
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= 
oz) 


Seconde compagnie de grenadiers. 
En tout &gale ä la premiere. . . . -. 12 





Les deux compagnies de grenadierss . . - 224 


Compagnie de fusiliers. 
Capitaine en I*, . 1 


Capitaine en 2", . 1 
Lieutenants . . . 2 
Sous-lieutenants . . 2 


Sergent en 1” 
Sergents en 2°" , 


l ‚Nasen tout, offi- 
. 5 
Caporaux en I". „ 8 
8 
4 


eiers compris 206 


Caporaux en 2°. 

Tambours . . 

Fusiliers . . . . 174 

Les sept autres compagnies &gales ü celle-lä, 1442 
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Transport 1872 
Etat-major du 1°" bataillon. 
Colonel 
Major: . . 2... 
Aide-major . » 

Porte-drapeau . ur 
Lieutenants surnumeraires resi- 
dants en Suisse . . » » 

Aumönier . . k 
Secretaire espagnol . 
Chirurgien . F 
1 caporal et 6 — 
Tambour-major 

Clarinettes ou fifres 
Armurier — — 


Etat-major du hatuillon. 


Lieutenant-colonel 

Aide-major . 

Porte-drapeau. . . 2... 
Aumönier 

Chirurgien . . i 
1 caporal et 6 — 
Armurier 

Clarinettes ou fifres 

Prevöt 


— — — — 


21 


— „Zur SS —— — — — 2 86 
— 


— BO —— — — — — — 


Total du régiment 1909 


Art. 3. b 

Pour que ces Regiments soient toujours entretenus sur un bon pied, Sa Majest& fera boni- 
fier chaque mois, depuis et y compris les sergents et au-dessous, dix-sept reaux de veillon pour 
chaque homme eflectif compris dans la revue, Cet argent sera déposé et gardé dans une caisse 
à trois eles, dont l’une sera entre les mains du colonel ou de celui qui en son absence com- 
mandera le corps; la seconde sera tenue par un capitaine en premier de fusiliers, qui sera 
change tous les ans, et choisi par l’assemblee des capitaines, et la troisiöme sera gardee par 
le major et en son absence ou en cas de maladie, par l’aide-major qui en fera les fonctions ; 
mais afın d’y mettre plus d’exactitude et une forme plus legale, le major en qualit& de fiscal 
et en vertu des ordonnances du Roi, ne pourra sous aucun prötexte se dispenser d’assister A 
toutes les assemblees oü il sera traite d’interöt, Tous les quatre mois, il sera rendu à l’inspec- 
teur göneral de Vinfanterie un compte exacte de l’emploi lEgitime de cet argent pour les objets 
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auxquels il est destine. Les chefs et capitaines en premier de fusiliers seront responsables de 
la conservation et de l’administration du dit fonds; car le Roi leur remet le produit de cette 
caisse, avec gain et perte, sous l’expresse condition que chacun de ces Regiments sera constam- 
ment maintenu en force et en bon @tat. Les fonds de ladite caisse serviront aussi ä payer les 
frais de petite consöquence dont le soldat ne doit pas &tre charge, ainsi qu’il se pratique Jans 
les Regiments de l'infanterie espagnole. 

Le reerutement et l’entretien de la force de chaque Regiment devant se faire en masse et 
non par compagnies, les reerues sont partagees dans celles-ci de maniere que chacune puisse 
conserver toujours autant qu’il sera possible une force &gale. 

Il sera form& chaque annde avec exactitude un compte general de tous les fonds et de leur 
emploi pendant les douze mois. Ce compte sera envoy& & l’inspecteur général de l’infanterie 
avec les pieces justificatives en Espagnol et en Allemand. Les depenses de recrutement seront 
specifides avec beaucoup de pre&cision, divisant le total entre toutes les recrues, afin de savoir 
les frais de chacune. 

Apres la verification dudit compte, on laissera dans la caisse quarante-six mille r&aux 
de veillon par compagnie, et en outre huit cents r&öaux vn. par chaque homme qui manquera 
alors pour le complet du Regiment, puisque ces fonds devront servir pour son entretien. L’ex- 
cödant sera partag& entre les trois chefs et capitaines en premier de fusiliers, aussi longtemps 
que les majors actuels existeront. Ceux qui seront promus ä ce grade, apr&s que Sa Majeste 
aura ratifié cette capitulation, n’entreront plus dans le partage de cette caisse, mais ils rece- 
vront en qualit de fiscaux, un et demi pour cent des sommes à partager, Dans le compte qu'on 
enverra ä l’inspecteur general & la fin de chaque annde, on lui specifiera la somme qu'on aura 
partagee après avoir laisse dans la caisse les fonds ci-dessus designes. Comme il importe que 
les fonds de la caisse soient administres d’une manidre uniforme, l’inspecteur general donnera 
à ces rögiments un r&glement auquel ils seront tenus de se conformer avec la plus grande 
exactitude. 

Art, 4, 


En temps de paix la caisse de chaque Rögiment fournira aux frais des engagements, rengage- 
ments et transports des recrues jusqu'en Espagne. 

En temps de guerre seulement et si le passage par la France n’etait pas libre, les recrues 
seront inspectees et regues ä Gönes par l’officier que le Roi aura nomm& & cet effet. Apres que 
les recrues auront &t& admises, elles seront conduites au compte de Sa Majeste jusqu’ä Barcelone, 
ou au premier endroit ou port d’Espagne. La tresorerie retiendra au Regiment cent quarante 
quatre r&aux de veillon pour le transport de chaque homme et son entretien pendant son söjour 
ä Gönes, 


Art. 5. 


Les recrues seront engagdes pour quatre ans au moins, et seront toutes Suisses ou Alle- 
mandes, engagees librement et volontairement, bien entendu que le tiers au moins de la force 
de chaque Regiment doit ätre compos& de Suisses. Mais vu le nombre excessif d’Allemands qui 
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se trouvent aujourd’bui dans ces Regiments, Sa Majeste leur accorde quatre ans, & compter du 
jour ou Elle aura ratifi la prösente capitulation, pour completer ce nombre. Mais si par des 
eirconstances extraordinaires, les Regiments ne pouvaient pas completer ce tiers de Suisses durant 
les quatre ans, Sa Majeste en accordera deux autres. 

Toutes les reerues seront toisees sans souliers, et leur taille sera de cinq pieds un pouce 
de Paris, pieds nuds; mais pour qu’il y soit procédé avec plus d’exactitude, chaque Regiment 
aura une toise scell&e du cachet de l’inspeeteur general, telle qu'on s’en sert aujourd’hui, et 
daprös laquelle on se röglera pendant la durde de cette capitulation. Un recevra cependant à 
eing pieds six lignes les jeunes gens Ages de 16 ä 20 ans qui bien faits de corps et capables 
de soutenir la fatigue, donneront l'’esperance de grandir; mais il ne pourra en éêtre regu aucun 
au-dessous de seize ni au-dessus de quarante ans. Pour exeiter d'autant plus le zele et l’amour 
du service, on specifiera dans leur engagement ce qu'ils retireront pour leur préêt, ainsi que les 
pensions de retraite qu'ils pourront obtenir, et les primes de constance, conformement à ce qui 
est expliqu& dans l’article 6]. 

Tous les individus de ces Regiments devront &tre de la religion catholique apostolique et 
romaine; et pour s’en assurer, on exigera des recrues que ces corps prösenteront à l’inspecteur 
ou A son subdelögue, le serment dans toutes les formes, avec intimation des chätiments comme 
parjures auxquels s’exposent ceux qui dösavouent leur patrie ou leur religion. Pour ne rien 
omettre de ce que la prudence exige dans une matiere aussi importante, et fermer la voix ä 
tous moyens de supterfuge et d’excuse, on exigera aussi le serment de tous ceux qui seront 
charges de les conduire. Ceux-ci declareront si les dites recrues ont toujours manifeste &tre de 
la religion catholique, apostolique et romaine, &tre Suisses ou Allemandes, et si elles n'ont donne 
aucun sujet de eroire qu'elles ne le soient pas. Cette declaration sera mise au bas du signale- 
ment de chacune, et sera signde par ceux qui sauront derire; ceux qui seront illitérés y sup- 
pleeront par la marque d’une croix. Si apres l’acceptation d’une recrue, il est prouve qu’elle 
n'est pas catholique apostolique et romaine, Suisse ou Allemande, elle sera jugee par le conseil 
de guerre du Regiment qui la condamnera & la peine proportionnde ä la gravit& du delit, sans 
que le capitaine ni le major puissent &tre charges de responsabilit& toutes les fois que les for- 
malites prescrites par le prösent article auront &t& remplies. 


Art. 6. 


Pour ne pas priver les Regiments des occasions de faire des recrues au-de-lä du nombre 
prescrit par la capitulation, Sa Majest€ accorde ä chacun d’eux la permission d’avoir et de pre- 
senter ä la revue trente hommes surnumeraires par compagnie de fusiliers, apres qu’ils auront 
et admis par linspecteur general ou son subdelegue. 

On accordera au Regiment pour chaque place surnumeraire admise dans la revue la solde 
et tout ce qui est accorde aux places eflectives, ainsi que la gratification de recrutement pour 
le benefice de la caisse, conformöment au decret du Roi du 19 Octobre 1501, qui a été com- 
muniqu& dans le temps aux Regiments. 
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Art. 7, 


Les Regiments suisses ne pourront en aucune maniere recruter en Espagne; il leur est 
egalement defendu d’engager ou de tolerer aucun individu qui soit Frangais ou des pays incor- 
pores à la France, aucun Italien ou tout autre qui ne serait pas Suisse ou Allemand. Cependant, 
quoiqu'il leur soit döfendu de recruter en Espagne, ils pourront neanmoins recevoir ceux qui 
ayant dejä servi dans le m&me corps, voudraient y rentrer, et ceux-ci jouiront de l’avantage de 
ne pas perdre le temps de leurs service, s’il n’y a pas plus de six mois qu'ils ont quitte le 
Regiment. Les soldats qui s’etant retires dans leur pays avec un conge absolu, voudraient ensuite 
rentrer dans leurs rögiments respectifs dans l’espace d’une annde, jouiront de la m&me faveur, 
c’est-ä-dire qu’ils n’&prouveront aucune interruption dans leurs services. 

Lorsque ces Rögiments seront en campagne, il leur sera toujours permis d’engager les deser- 
teurs de l’armee ennemie, pourvu qu'ils soient Suisses ou Allemands, sans cesser pourtant de 
-recruter en Suisse. 

Art. 8. 


Les enfants des Suisses ou Allemands nés au Regiment, leurs pères étant encore au service, 
ou y &tant morts sans l'avoir jamais quitt&, pourront &tre admis, chacun dans sa classe, comme 
cadets, soldats ou tambours, ä condition que conformement aux ordonnances generales ils auront 
comme tous les autres l’ige requis et competent. En consequence de ce, on enverra ä l’inspecteur 
general l'extrait baptistaire du postulant, son signalement ainsi que celui de son pere, avec un 
certificat du major et le Vu bon du colonel, ou en son absence, du commandant du Regiment, 
le tout pour constater qu’il a les qualites requises. L’avancement des cadets de ces deux elasses 
se fera conform&ment aux articles 11 et 45. 


Art, 9. 


Seront r&putss Suisses tous les individus nes ou naturalises Suisses. 
Seront reputes Allemands ceux de l’Empire romain, de l’Autriche et ceux de ses pays here- 
ditaires en Allemagne, ceux de Prusse et de Pologne. 


Art. 10, 


Lorsqu’un de ces Regiments prösentera à la revue un nombre d’hommes au-dessous de cent 
quarante par compagnie de fusiliers (celles de ‚grenadiers devant toujours Etre completes) la tr&- 
sorerie retiendra aux chefs et capitaines qui ont part à la caisse, le quart de leurs appointe- 
ments, et cela aussi longtemps qu'ils n’auront pas rempli le döficit. 

Vette disposition n’aura pas lieu en temps de guerre ou de grande mortalite, et il sera 
accordé au Regiment qui sera dans ce cas, un terme raisonnable pour qu’il puisse retablir le 
döficit design& dans cet article. 

Art. 11. 


Seront admis pour eadets les jeunes gens nes ou naturalises Suisses qui auront les qualit6s 
requises par les ordonnances du Roi adaptdes à la Constitution suisse. 
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Mais comme les sous-lieutenances se donneront ä l’avenir tour à tour aux individus des 
differents cantons qui fournissent les recrues aux Regiments, les cadets seront adınis dans la 
forme suivante : 

Dös qu’il y aura une ou plusieurs sous-lieutenances vacantes ou prötes à vaquer, si elles 
ne sont pas du nombre des huit qui sont röservees pour les sergents ou cadets fils de capitaines 
allemands, comme il est dit dans l’article 45, le colonel respectif en avertira le Gouvernement 
du Canton dans lequel on recrute pour le Regiment oü se trouve la place vacante et ä qui le 
tour est devolu, avisant en möme temps le Ministre ou Charge des affaires du Roi, residant en 
Suisse. Le Gouvernement du Canton élira un jeune homme qui ait l’äge, bonnes dispositions, 
ainsi que les qualitös ci-dessus mentionndes, et le proposera au ministre de Sa Majesté auquel 
l'approbation est röservee. 

Aussitöt que le dit jeune homme se prösentera au colonel, ce chef remettra ä l’inspecteur 
general la requete de l’interesse, son extrait de bapt&me, son signalement, ainsi que le certificat 
du Ministre du Roi, constatant qu’il a été choisi en due forme par le Canton. 

L'inspecteur rendra en consequence le decret d’usage pour sa r&ception, et le postulant 
apres avoir fait le service de cadet pendant trois mois, sera present& de droit pour occuper la 
sous-lieutenance. Mais s’il se trouvait dans le Regiment quelque cadet suisse du Canton qui est 
en tour pour la sous-lieutenance vacante, il l’obtiendra de pröference, et le Canton ne prösentera 


pas d’autre sujet. . 
Art. 12. 


Comme it est nöcessaire que ces Regiments fassent passer leurs recrues, allant de Ia Suisse 
en Espagne, par la France ou par l’Italie, selon les circonstances, Sa Majesté emploiera ses 
bons offices auprös des Gouvernements ä qui il appartiendra, afın que le passage leur soit accorde. 
De leur cöte, les Regiments s’engagent à ne donner aucun sujet de plaintes aux Souverains ou 
Magistrats des Etats par lesquels les recrues passeront, et ä payer argent comptant tout ce 
qu’eux et leurs conducteurs prendront. Ceux qui ne se conformeraient pas à ces dispositions et 
aux ordres qu'ils auront regus, seront punis rigoureusement. 

Dans le cas oü le passage leur serait ferm6, Sa Majest& leur permettra de recruter en 
Espagne des Suisses ou Allemands, jusqu’a ce que cet embarras soit leve. 


Art. 13, 


Les capitaines donneront le congé absolu aux soldats qui auront rempli le terme de leur 
engagement, avec l’intervention du major et le Yu bon du colonel. 


Art. 14. 

Toutes les fois que parmi les recrues venant de la Suisse, soit ä leur rentr6e en Espagne, 
soit apres leur r&union au corps, un deserteur d’un autre Regiment sera reconnu, le Regiment 
ä la r&clamation du corps dont il aura deserte, le livrera sur le champ sans prötendre aucune 
indemnite. Par la m&me raison, si un Regiment suisse reconnait parmi les soldats de l’arınde 
un homme qui lui aurait appartenu, ce döserteur lui sera pareillement rendu de bonne foi, sans 
delai et sans indemnite, quand m&öme il y aurait eu précédemment une amnistie pour les döserteurs. 
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Art. 15. 


Attendu que ces Regiments ont absolument besoin d’avoir toujours un d&pöt a Barcelone 
pour recevoir et conduire leurs recrues au corps, on leur assignera en cette place la caserne 
pour les loger, et il leur sera fourni les lits et ustensiles convenables. Moyennant un certificat 
de l'existence du detachement et des recrues admises, elles seront toutes comprises dans lextrait 
de revue pour recevoir leur solde. Quant aux individus employés en Suisse pour le recrutement, 
il ne leur sera accord& que leur place, mais rien pour le logement et ustensiles. Ceux-ci devront 
justifier leur existence par un certificat signd par un des deux officiers surnumeraires, et ä leur 
döfaut par les deux sergents du depöt. 

Le certificat doit &tre vis6 par le Ministre ou le Charge des affaires du Roi residant en 
Suisse, et en son absence, le magistrat ou la justice du lieu y mettra son visa. 


A cet eflet, Sa Majest& permet qu’il soit toujours entretenu dans la Suisse deux sergents 
par Regiment, au choix de leurs Colonels respectifs, et leur paie leur sera bonifide en vertu et 
d’apres le certificat du chef ou du commandant du corps. 


Art. 16. 


Ces Regiments seront pourvus de logements, quartiers, lits et ustensiles et m&me d’eau, 
toutes les fois que la necessit6 demande qu’on la donne. On leur fournira aussi des chevaux 
et chariots necessaires au transport de leurs effets, mais ils les paieront comme les autres 


troupes de l’armee. 
Art, 17. 


Les grenadiers qui dans quelques-uns de ces Regiments ont &t& jusqu'ici incorpores dans 
les compagnies de fusiliers en seront separds, des que Sa Majest€ aura ratifi6 Ja presente capi- 
tulation, pour en former une de grenadiers par bataillon, ind&pendante de celles de fusiliers. 
Chaque compägnie de grenadiers restera toujours attachee à son bataillon, sans que les capi- 
taines puissent pretendre de commander l'une plutöt que l’autre par raison d’anciennete, 

Les deux caporaux de charpentiers et les douze charpentiers seront attach&s par moiti6 ä 
la compagnie de grenadiers à laquelle ils appartiennent, et les rengagements de grenadiers seront 
aux frais de la mässe commune des recrues. Les compagnies de fusiliers fourniront au rem- 
placement des grenadiers jusqu’ä leur compl&tement, en se conformant ä ce qui est prescrit ä 
cet egard par l'ordonnance generale de l’armede: Tome 1, Trait& 1, Titre II 

Les capitaines de grenadiers seront exclusivement responsables de la discipline, de la police, 
de la bonne tenue du soldat, ainsi que de l’argent qu’ils recevront pour la solde de leur com- 
pagnie dont la distribution et d&compte sera confi6 à leurs soins, comme aux capitaines de 
fusiliers. 

Les capitaines de grenadiers veilleront ä ce que leurs subalternes remplissent ponctuellement 
tout ce qui est relatif au service interleur de leurs compagmnies, afin que celles-ci par leur dis- 
cipline, leur bonne administration et la r@gularit@ de leur conduite puissent servir de modele 
au Regiment. 
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Art. 18. 


A chaque individu present ou comme present en revue, occupant une des mille neuf cent 
neuf places dont chaque Regiment doit @tre compose, il sera pay& chaque mois pour Je compte 
de Sa Majest& des appointements et avoirs assignes pour chaque classe dans cet article et le 
suivant, sans aucune retenue pour les invalides comme il s’est observ& jusqu’ici. Le Roi ayant 
accord& dernierement cette gräce ä Ja troupe espagnole, a bien voulu aussi l’accorder dans la 
ineme etendue aux Regiments suisses. 


Appointements des offieiers de grenadiers. 


Reaux. ma. 
Capitaine . [ ; — 1200 — 
Lieutenant. . . . B > i . ; : . 590 — 
Sous-lieutenant . u R : e ; ; : s = . 400 — 

Appointements des officiers de fusiliers. 
Capitaine en premier. . R . x j r . . 1200 — 
Capitaine’en second . : En Saar. 2 u di ; ; . 800 — 
Deux lieutenants, à chacun . 480 — 
Deux sous-lieutenants, à chacun B : . . : . . 34 — 
Etat-major du 1" bataillon. ä 
X. 
Colonel . i ; e i i A . . 2360 0 — 
Gratification pour les frais du commandement . . „2340 
Major. .» Fer . RE Ta a ; . 1800 — 
Adjudant >. 000000 ; en ae a .. 600 — 
Porte-drapeau . ; A . ; . & P : r . 34 — 
Deux lieutenants surnumeraires qui resident en Suisse, à chacun . 0 — 
Aumönier . P . i } . ö . . : . . 384 — 
Secretaire espagnol . j ; P . ; . i ; . 70 — 
Chirurkienn.. 330 — 
Tambour-major . : S R A i . ; . . . 147 24 
Deux clarinettes ou fifres, ä chacun . i . i . 0. 75 — 
Un caporal de charpentiers — — . db — 
Six charpentiers, à chacun a nn FE 61— 
Un maitre armurier . ; . 5 ; ‚ z : . 1420 — 
Un prevöt . h er ! ‚ i : . 80 — 
Etat-major du 2* bataillon. 

Lieutenant-colonel . . . . . 3 A R A . 2200 — 


Adjudant . i . i B ; ; R ; j ö . 600 — 
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Röaux, ms 
Porte-drapeau >»: 3384 — 
Aumonier . s i ; . : E j . i P . 384 — 
Chirurgien . . . i . . . . . . A . 350 — 
Deux clarinettes ou fifres, ä chacun . r . s ; ö . 75 — 
Un caporal de charpentiees. — . P : . 86 — 
Six charpentiers, à chacun : . i ; —— 1 — 
Un maitre armurier . . . : : i . x R . 120 — 
Um. 2 2 Hr 680 — 

Art. 19. 


Outre les appointements des officiers et autres individus des classes speeifides dans l’article 
preeedent, les finances royales bonifieront tous les mois à chacun de ces corps l’avoir assigné à 
chacune des autres places, comme il est dit ci-apres et sans aucune retenue pour les invalides. 


Grenadiers. 
Reaux. ma, 
A chaque sergent en premier . R E ‚ . . . . 147 24 
ä chaque sergent en second . ne. 14 24 
ä chaque caporal en premier . To — — . BB — 
ä chaque caporal en second . — Fe er i i 5» — 
a chaque tambourr . . — — —A . 76 — 
ä chaque grenadier . en ee — — bl — 
Fusiliers. 
A chaque sergent en premier . : i Br 9 .  ... MT 4 
à chaque sergent en second - : . A . ; = . 112 — 
à chaque caporal en premier . . a : ; . R . 80 — 
a chaque caporal en second . . A . k : 5 s 70 — 
& chaque tambour . a a ee een 70 
ä chaque fusilier i e . —A 00.20.56 16 
Art. 20. 


Chaque sergent, tambour-major, caporal de charpentiers, de grenadiers et de fusiliers, chaque 
clarinette ou fifre, tambour, charpentier, grenalier, soldat, armurier, et prevöt, recevront outre 
leur solde mentionnde dans les articles 18 et 19, une ration de pain, de méême poids et qualite 
que celui qu’on donne aux troupes espagnoles. On donnera chaque jour au soldat de sa solde 
douze quarts en pret, desquels il en sera mis huit à un bon ordinaire, comme il est en usage 
dans ces Regiments, et les quatre autres lui seront remis en mains, pour fournir aux frais de 
blanchissage et autres petites depenses necessaires. Le reste de sa solde demeurera entre les 
mains du capitaine et servira & pourvoir le soldat de bas, chemises et autres objets relatifs ä 
son entretien, independamment de re qu’il recevra pour V'habillement. 
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Art. 21. 


Sa Majest& fera donner ä ces Regiments l’'habillement, Tarmement, les drapeaux et tout le 
reste, comme elle le fait aux troupes espagnoles relativement ä ces objets. La valeur de l’ha- 
billement leur sera donnde en argent; bien entendu qu’ils seront indispensablement obliges de 
prendre toutes les fournitures d’habillement et autres objets qui s’y rapportent et qui sont pres- 
erits par les ordonnances du Roi, dans les manufactures d’Espagne. La tresorerie bonifiera par 
mois & chaque Regiment avec les autres traitements de la troupe, ce qui correspondra ä raison 
de quinze r&aux veillon pour chaque place de sergents, caporaux, grenadiers, charpentiers, soldats, 
fifres, tambours et pr&vöts compris dans les revues. Cet argent formera une masse separde, ä 
laquelle les chefs et capitaines n’'auront aucun droit, ne devant &tre uniquement employde qu’aux 
frais de sa destination, et dans l’administration de cet argent on suivra le r&öglement fait ou que 
pourra faire l'inspecteur general de l’infanterie, et à chaque trente mois le soldat doit recevoir 
avec exactitude tout son habillement. 

Si le Roi venait ä augmenter ä l’avenir la grande masse aux corps de linfanterie espagnole, 
en egard ä l’augmentation du prix des marchandises necessaires, Sa Majesté accordera la möme 


gräce aux Regiments suisses. 
Art. 22. 
Ces Regiments recevront chaque mois tout leur avoir des trösoreries de l’armde, de la pro- 
vince oü ils se trouveront en garnison. 
Ils n’auront ni boucheries ni tavernes propres, et ne jouiront d’aucune franchise, puisqu’ils 
y avaient deja renonc& dans les capitulations anterieures. 


Art. 23. 


La gratification d’armes que ces Regiments recevront, sera mise dans la caisse, et l'on en 
tiendra un compte particulier dont le produit ne doit avoir d’autre destination que celle qui est 
specifide dans les ordonnances du Roi. De m&me, apres l'&coulement du terme fix& pour la duree 
du dernier armement que Sa Majest& aura fait livrer ä ces corps, chacun d’eux en recevra un 
nouveau des arsenaux, dans les m@mes termes et conform@ment & ce qui se pratique dans l'in- 
fanterie espagnole, tant pour les armes que pour leur entretien. 


Art. 24. 


L’uniforme des cing Regiments sera dorenavant le m&me que celui qu'a actuellement le 
Regiment de Reding. Pour les distinguer, on gravera sur le bouton Suisse No. 1, Suisse No. 2 etc. 
selon l’anciennete, Cela ne changera rien au nom du Regiment qui sera toujours, comme il a 
et& dit, celui du colonel, 

Art. 25. 

Les drapeaux de ces Regiments seront gardes dans le Jogement de leur colonel respectif, soit 
en garnison, soit en cantonnement. L’orsqu’un de ces corps sera en campagne, il suivra en ce 
point usage des autres troupes de 'armée Le colonel choisira les couleurs des drapeaux d’apr&s 
le style de la Nation suisse. 
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Chaque bataillon aura dor&navant un seul drapeau, comme il vient d’&tre établi pour l'in- 
fanterie espagnole, et pour le porter dans les occasions il y aura dans chaque Regiment deux 
porte-drapeau que Sa Majesté nommera cette fois, comme il est dit dans l’article premier. Dans 
la suite on les prendra dans les Cantons intsressds, dans la möme forme que les autres sous- 
lieutenants des compagnies. Les porte-drapeau exerceront respectivement les fonctions prescrites 
par les ordonnances de l’armde, Tome I, Titre XIX, Trait& II pour les officiers de cette classe. 


Art. 26. 


Chaque mois, & compter du premier jour jusqu’au quinze inclusivement, ces Regiments, ainsi 
que les malades qui seraient dans les höpitaux, passeront la revue du commissaire, comme il 
se pratique pour les autres troupes; mais ce terme étant expire, ils n’y seront plus obliges. 
Dans ce cas, les Regiments donneront seulement au commissaire un extrait de la revue du mois 
dernier pour lui servir ä l’&gard de ceux qui n’'auraient pas passe la reyue, et pour, d’aprüös le 
dit extrait, régler le compte de la paie, sans qu'ils soient tenus de lui donner d’autre relation 
que dans l’acte de revue et la confrontation de cet acte, 

L’avoir de chaque recrue qui sera presentde ä la revue sera bonifie d’aprös l’admission de 
l’inspecteur ou de la personne chargée de la revue à Barcelone ou autre depöt, à compter du 
jour oü il sera constat& qu’elle est entree dans un port ou autre endroit d’Espagne. Ce certificat 
qui renfermera le signalement de la recrue, lui sera delivr& par l'officier qui l’aura regu, mais 
cette disposition n’aura lieu qu’en temps de paix; en temps de guerre, on suiyra ce qui est 
regl& par Varticle 4. 

Art. 27. 

Le commissaire des guerres, lors de la revue y comprendra chaque soldat, qui conform&ment 
au dit art. 4 aura été approuve par l’inspecteur general ou son subdelegug, mais il n'appartiendra 
point au dit commissaire d’examiner la qualit& de l’homme, de l’habillement et de l’armement, 
ce droit &tant r&serv& & l'inspecteur. 

Art. 28. 


Chaque capitaine tiendra un registre principal dans lequel sera inscrit tout ’avoir de quatre 
mois du soldat. Ce registre sera en deux colonnes, l’une &crite en espagnol et l’autre en alle- 
mand. Apres avoir tenu compte au soldat de tout son avoir, il Jui decomptera le pr&t qu'il 
aura regu chaque mois et tout ce qu’il aura pris extraordinairement en effets pendant les quatre 
mois, ainsi que ce qu’il aura supports en frais communs de compagnie. Le soldat aura aussi 
un petit livre, conforme ä celui du capitaine, pour sa propre satisfaction sur l'’emploi de son avoir- 

A la fin de chaque quatre mois, le major examinera le decompte en presence des officiers 
de la compagnie et de l'interesse, poum juger si celui du capitaine cadre avec celui de chaque 
individu, auquel on remettra ensuite des bonifications, s'il y en a, et il fera prompte justice, s’il 
y a des contestations. 

Art. 29. 

Les offieiers, sergents, caporaux, soldats et tambours de ces Regiments seront regus et trait&s 

dans les höpitaux royaux ou dans ceux qui recoivent les troupes de sa Majeste, et il sera fait 
Ss 
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ä chacun selon sa classe une retenue par journde, telle qu'on la fait à toutes les troupes de 


linfanterie de l’armee. 
Art. 30. 


Tous les officiers et soldats de ces Regiments qui seront pris par l’ennemi, seront trait&s 
pour la bonification de leur solde, assistance et change, en pareil cas, comme les autres offi- 
ciers et troupes de l’infanterie de l’armee. 


Art. 31. 


Si ces Regiments, em tout ou en partie, &taient embarqués par ordre du Roi, ce qui ne sera 
que pour un transport, chaque classe supportera la meme retenue pour ration de mer, que les 
autres troupes de l’infanterie. 

Art. 32, 

Dans le cas oü les recrues destindes à ces Rögiments seraient malheureusement prises par 
les Maures, elles jouiront et auront ainsi que l'escorte chargee de les conduire, pendant la durde 
de leur captivite, le möme avoir que celui que S. M. accorde ä son infanterie, chacun selon sa 


classe respective, 
Art. 33. 


Si dans une action de guerre ou par le naufrage d'un vaisseau destine & leur transport, un 
ou plusieurs officiers, les aumöniers, les chirurgiens et le secrätaire espagnol perdaient la vie, 
leurs heritiers recevront un mois de plus de leur avoir, chacun selon sa classe. Mais Je Regiment 
en prouvera duement la perte et la circonstance, 

Les autres individus ne sont point compris dans cette gräce, puisque Sa Majest& accorde à 
la caisse du Regiment un fonds suffisant pour les entretenir en bon £tat. 


Art. 34, 
Les colonels et lieutenants-colonels n’auront point de compagnies. Les Colonels conserveront 
le Regiment quand m&me ils seraient dleves au grade d’officier general. 


Art. 35. 


Lorsqu’un Regiment sera vacant, l'inspecteur general de l'infanterie proposera à Sa Majeste 
les trois Lieutenants-colonels qui sont les plus anciens dans les cing Regiments. Le Roi choisira 
entre ces trois officiers celui qu’il jugera le plus digne de l’important emploi de colonel, par 
son intelligence dans le service, sa constante application, ses talents militaires et ses dispesitions 
connues pour le commandement. 

Quand la place de colonel sera vacante, les deux mille trois cent soixante réaux d’appointe- 
ment dont il jouit par mois, seront et demeureront au profit du trösor royal, jusqu’ä ce que 
le colonel ait été remplace, Mais quant aux deux mille trois cent quarante r&aux de veillon 
accord&s pour les frais occasionnes par le commandement du corps, on en gratifiera le lieute- 
nant-colonel ou V’officier qui commandera le Regiment par interim et qui aura alors les drapeaux 
chez lui. 
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Art. 36. 


Chaque fois que la place de lieutenant-colonel sera vacante, le colonel proposera à Sa Majest& 
le major, s’il est le plus ancien capitaine, Suisse ou naturalisö Suisse, et ressortissant de Vun 
des Cantons qui prennent part au service d’Espagne. Mais si l’une de ces conditions requises 
devaient lui manquer, le colonel proposera ä sa place le plus ancien des capitaines en premier 
qui les aurait toutes, et r&unirait en outre les qualit6s que doit avoir un chef. L’inspecteur 
general pdurra d’ailleurs dans son information reprösenter à Sa Majesté ce qu'il croira le plus 
convenable au bien du service, selon que les circonstances l’exigeront, faisant attention aux 
talents militaires, au zele, à la bonne conduite et autres qualites qui doivent distinguer un 
bon chef. 

Art. 37. 


Le major sera considéré dans ces r&giments comme troisiöme chef, d’apr&s l'usage dans toute 
l’infanterie de l’armöde. Pour cet emploi, le colonel proposera au Roi un capitaine en premier ou 
en second, indistinetement, qui par son zele, son intelligence, son activite, ses talents militaires 
et sa vigueur sera le plus digne de cet emploi. 


Art. 38. 


Dans la vacance d’une compagnie de fusiliers, le colonel proposera ä Sa Majest6 le capitaine 
de grenadiers, s’il est Suisse, plus ancien que les capitaines en second et ressortissant des Can- 
tons qui permettent le recrutement pour les Regiments. Au défaut d’une de ces circonstances, le 
colonel proposera pour la compagnie vacante le capitaine en second qui les réunira. 


Art. 39. 


Pour capitaine de grenadiers, le colonel proposera le plus ancien capitaine en second, Suisse 
ou Allemand, qui ait les qualits requises par les ordonnances du Roi, comme bonnes disposi- 
tions, activit& et constitution propre ä supporter la fatigue. 


Art. 40. 


Pour la place de capitaine en second, le plus ancien lieutenant ou aide-major, si ce dernier 
est dans le m@me cas, sera propos ä Sa Majeste. Les capitaines en second tiendront dans l'armée 
le m&me rang que les capitaines en premier, mais au Regiment, ils seront tenus de surveiller la 
discipline et le gouvernement interieur de la compagnie sous les ordres des capitaines en pre- 
mier. Chaque capitaine second, en l’absence ou en cas de maladie du capitaine en premier, com- 
mandera la compagnie, et sera responsable de tous les inter6ts, de la distribution du prét, et 
generalement de tout ce qui est ä cet égard ä la charge du capitaine en premier, pour ce qui 
regarde la compagnie. 

Art. 41, 


Pour remplir la place d’adjudant, le colonel proposera ä Sa Majeste le lieutenant qui aura 
le plus de talent, de zeie et d’intelligence pour cet emploi. Däs que Sa Majests aura ratifi 
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cette capitulation, ’adjudant le plus ancien de chaque Regiment n’aura plus de droit au grade 
de capitaine, comme il l’avait depuis quelque temps. On a observe que cela portait pröjudice aux 
lieutenants. En dedommagement, on leur assigne une augmentation de solde de 80 Rx. de Von, 
par mois, comme il est marque dans le tableau des appointements. 


Art. 42. 


Le capitaine en premier de la compagnie oü se trouvera la place de lieutenant vacante, 
proposera pour la remplir le plus ancien sous-Jieutenant 


Art. 43, 


D’apres ce qui a été stipul& entre la Diete de Ja Confederation suisse tenue & Fribourg, 
lannde 1803, par un décret du 17 Septembre, et entre la Röpublique du Valais par un döcret 
de sa Diete ä Sion, port& le 15 Novembre de la m&me annde 1803, les officiers du Valais qui 
servent actuellement dans les cinq Regiments suisses, auront droit d’avancement ä tous les grades, 
dans la ındme forme que les officiers suisses, et pour cela les dits officiers valaisaus pourront 
recruter dans le Valais pour leurs compagnies, lorsque quelques-uns d’entre eux deviendront 
capitaines en premier de fusiliers dans un Rögiment suisse. De m&me les officiers suisses qui 
servent aujourd’hui dans le Regiment valaisan de Courten, jouiront du m&me droit d’avancement 
à tous les grades dans ce corps, avee la condition r&eiproque de pouvoir recruter dans la Suisse 
pour leurs compagnies, lorsque quelques-uns d’entre eux deviendront aussi capitaines en premier. 


Art. 44. 


Les officiers qui auront servi chez une puissance étrangère avant que d’entrer dans quel- 
qu’un de ces Regiments, presenteront au major, en prenant possession de leur emploi, un cer- 
tificat des anndes de leur service; elles seront notees dans les registres, mais elles ne compte- 
ront pas pour jouir de la pension de retraite. 


Art, 45. 


Chaque capitaine en premier proposera pour le remplacement de la sous-lieutenance de sa 
compagnie un cadet ou son sergent en premier, selon l’ordre prescrit dans l’article 2 et dans 
celui-ci. 

Pour exeiter l’&mulation et r&compenser le mérite des sergents en premier, ainsi que pour 
ne pas oublier les cadets fils de capitaines allemands, Sa Majest& leur réserve huit sous-lieute- 
nances dans chaque Regiment, sous les conditions suivantes: Les cadets de cette classe doivent 
étre nes dans le Regiment, d’un pere capitaine, alors au service, ou mort sans l’avoir jamais 
quitt6, Il sera regu cadet d’apres l'information du colonel et le döcret de l'inspecteur; et avant 
de devenir officier, il doit avoir fait le service de cadet au moins pendant trois mois, 

Le sergent doit &tre Suisse ou Allemand, et s’ötre rendu par son merite et sa bonne con- 
duite digne de l’avancement. 
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Aucun cadet ou sergent de cette classe ne pourra éêtre propose pour ofücier, tant qu'il 
existera dans tout le Regiment, dans quelque grade que ce soit, huit officiers qui aient &t& ser- 
gents ou cadets fils de capitaines allemands, car ils ne peuvent passer ce nombre. 

Pour la promotion des officiers de ces deux classes, il spra toujours proposé trois individus, 
et avant d’envoyer leur presentation ä l’inspecteur göneral, on les avertira en presence du major 
et d'un officier de la compagnie, que celui qui n’est pas Suisse ou naturalise Suisse, ni ressor- 
tissant d’un Canton qui prenne part au service de Sa Majeste, ne pourra @tre promu aux emplois 
de colonel, lieutenant-colonel et de capitaine en premier, mais seulement à ceux de capitaine en 
second, de capitaine de grenadiers et major. L’interess& declarera par écrit que le contenu de 
cet article lui a été signifi6 en due forme. 

Une de ces huit sous-lieutenances &tant vacante, et le colonel ne trouyant pas un sergent 
en premier qui meriterait d’ötre promu, il rendra compte à l’inspecteur general des motifs justes 
et fondes qui l’obligent à suspendre la presentation, et l’inspecteur d&terminera ce qu’il jugera 
plus convenable au service du Roi. 

Les enfants des Suisses ou Allemands non militaires, qui prötendraient &tre regus comme 
cadets uniquement pour &tre nes en Espagne, ne pourront éêtre admis comme tels, quand m&me 
ils auraient les autres qualit&s requises. 

Art. 46. 


Les colonels de ces R&giments feront parvenir ä Sa Majeste, par la voie de l’inspecteur 
general, toutes les promotions des officiers de leurs corps respectifs. 


Art, 47. 

Les capitaines en premier feront la nomination de leurs sergents et caporaux. Le major 
d’aprös l’examen de leur capacite, apposera son constame, et le colonel y ajoutera son approba- 
tion, s’il n’a aucune raison legitime de la refuser. Apres cette formalité indispensable, ils seront 
regus. 

Pour deposer les sergents et caporaux, le major dressera un procös-verbal, et si le colonel 
est &videmment convaincu de l’inconduite des pr&venus, de leur negligence et autres defauts 
relatifs au service, il ordonnera qu’ils soient deposes, mais cette procädure sera conservde pour 
justifier le motif de cette destitution dans le cas oü la premiere revue de l'inspecteur les desti- 
tues en porteraient plainte, 

Les sergents en premier ne receyront point d'argent de rengagement, comme il se pratiquait 
dans quelques-uns de ces Rögiments, cela ne convenant point A une classe immediate à celle des 
officiers. 

S’ils ne voulaient pas s’engager à servir jusqu'âà ce qu'ils obtiennent la pension de retraite 
ou l'emploi d’offieiers, ils renouvelleront du moins leur engagement de 4 en 4 ans, et continue- 
ront ainsi tant qu’il leur conviendra. 

Art. 48. 


Les aumöniers de ces Rögiments pourront ötre söculiers ou röguliers, mais ils devront Ötre 
Suisses ou Allemands, ou tout aumoins comprendre et parler la langue allemande de manidre 


— 


à pouvoir remplir les fonctions de leur ministöre. Le colonel du Regiment aura le droit de les 
choisir en suivant l'usage prescrit par les ordonnances du Roi pour les faire recevoir. 


Art. 49. 


Le colonel choisira pour secrdtaire espagnol, cette place &tant vacante, un sujet doud des 
qualitös requises pour remplir cet emploi; il en fera part ä l’iinspecteur-general pour en obtenir 
l’approbation, moyennant laquelle il sera recu dans le Regiment. 

Outre l’augmentation de solde que Sa Majeste accorde aux secretaires, par cette capitulation, 
ils auront l’option pour un emploi dependant de l’administration des postes ou celle de Rentas, 
aprös 16 anndes de service, si cela leur convient; mais dans ce cas, ils n’auront plus de droit à 
la pension de retraite qui leur est assignde dans cette capitulation, 


Art. 50, 


Les chirurgiens pourrons éêtre admis de quelque nation qu'ils soient, pourvu qu'ils com- 
prennent et parlent la langue allemande, mais ils doivent au prealable subir un examen sur leur 
habilet& et Jeur savoir. Le dit examen sera fait par le chirurgien-direeteur du collöge de Barce- 
lone ou de Cadix, ou bien ä Madrid par le chirurgien du Roi ou son subdelegue, le tout gratis. 
Au certificat de capacit& sera jointe la nomination faite par le colonel qui l'enverra à l’inspec- 
teur general pour la faire agreer. 

Art. 51. 


Les armuriers pourront ötre de toutes nations, et le colonel aura le droit exclusif de les 
choisir, pourvu qu'ils sachent bien leur metier. 


Art. 52. 

L’&lection de l’Habilitado se fera dans l’assemblee des chefs et capitaines ä la pluralit& des 
voix, comme il est d’usage dans les autres Regiments de l’armee. La nomination doit tomber 
sur un officier subalterne ou un capitaine en second qui r&unisse tout ce qui est necessaire pour 
s’acquitter de cette commission. Cet officier ainsi nommé, continuera ses fonctions autant de 
temps que les chefs et capitaines seront contents de lui. Les chefs et capitaines en premier de 
fusiliers sont responsables des fonds qui appartiennent au Regiment, de ceux que l’Habilitado 
aura recus du bureau des finances, ainsi que de l’exactitude et de la loyaute de ses comptes. A 
cette fin, les comptes de chaque Regiment seront arrütes tous les quatre mois. 


Art. 53. 

Le colonel de chaque Regiment aura une pleine et entiöre autorit sur la conduite des 
capitaines relativement à l’administration des interöts de leurs compagnies; il sera le prineipal 
responsable au Roi du bon tat de la discipline et administration du Regiment. Les capitaines 
de leur cöt6, se conduiront toujours d'après les ordres de ce chef, et ce que leur prescrit cette 
capitulation ; et comme le colonel est le principal repondant des interäts du Roi, il le sera aussi 
de la police intörieure, afın que tous les individus fassent avec la plus grande exactitude le ser- 
vice militaire. 
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Quand il prendra quelques mesures majeures contre un capitaine ou autre individu du corps 
à l’&gard des inter6ts, il en rendra compte à linspecteur general ainsi qu’au Canton ou tribunal 
suisse A qui il appartiendra. 

Il renverra les gens inutiles et ne souffrira pas que le soldat languisse longtemps dans les 
cachots. Il aura soin que les vieieux ou incorrigibles soient promptement envoyés ä Presidio ou 
ailleurs, suivant les circonstances, pour ne pas souflrir qu’on entretienne des gens pre&judiciables 
et inutiles au service. 

Ce chef sera @galement tenu de rendre bonne justice, de maintenir le bon ordre, l’union 
et l’harmonie parmi tous ceux qui sont sous son commandement, et dans le cas oü il priverait 
un ofhcier de son avancement sans un motif fonde, il V’indemnisera de tout le pröjudice qu’il 
lui aura cause, et Sa Majesté voudra bien accorder à l’interesse l’anciennete qui lui dtait due. 


Art. 54. 


La parfaite instruction militaire 6tant une chose de la plus grande importance, les colonels 
etabliront dans leurs Regiments respectifs une &cole militaire, telle que les ordonnances de l’ar- 
me&e la prescrivent Tome 1. Traite 2. Titre 18, Art. 23, en l’adaptant dans ce qu'il sera neces- 
saire, à la difierence de leur constitution; cette instruction utile et avantageuse sera confide A 
un officier dou& de talents, d’experience, de zele et d’amour pour le service; et puisque dans 
ces Regiments il n’y a pour V’ordinaire qu'un ou deux cadets à la fois, les subalternes encore 
jeunes seront oblig6s de se rendre journellement et ponctuellement ä la dite Ecole, excepte 
lorsqu'ils seront de service. j 

Art. 55. 

Quant aux dettes que les individus de ces Regiments pourraient contracter, chacun en sera 
responsable personnellement. Le colonel ne le sera pas pour celles des capitaines et subalternes, 
ni ceux-ci pour celles du colonel, mais celui-ci sera oblige comme chef de veiller ä ce que ses 
subordonnes n’en contractent aucunes, et que ceux qui en auraient contracte, les paient selon 
leurs engagements, remplissant de bonne foi leur pfomesse, conform&ment aux ordonnances gend- 
rales. Toutes les fois qu'il en sera port& plainte ä l'inspeeteur, il ordonnera qu’il seit fait sur 
les appointements du debiteur une retenue convenable et proportionnde à la nature et aux eir- 
constances de la dette, et lui imposera la punition qu'il aura meritte. 


Art. 56. 


Les colonels avec les Conseils de guerre et la Chambre haute, auront et exerceront librement 
le droit de justice sur tous les individus du corps ;- mais comme dans quelques Regiments on a 
douté si les capitaines en second devaient siöger ou non dans la Chambre haute, il est declare 
par le present article, qu'ils doivent jouir de ce droit puisqu’ils sont capitaines en activit& comme 
les capitaines en premier. Le Conseil de guerre prononcera la sentence d’apres la procedure et 
la defense de l’aceuse, sans aucune influence de la part de la Chambre haute, 

La Caroline ötant defectueuse, et n’&tant pas faite pour les temps presents, le Conseil de 
guerre et la Chambre haute de chaque Regiment se conformeront, quant à l’iimposition de la 
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peine de mort, aux lois pénales de l’armde de Sa Majeste, jusqu’a ce que la Diete ait adopte 
un code criminel pour les troupes suisses, 

Lorsque le Roi aceorda expressöment aux Regiments suisses la libre administration de la 
justice, il fut expedie ä St. Ildefonse le 20 Juin 1742 une ordonnance royale qui prescrit 
certaines r&gles essentielles, et qui speeifie clairement l’etendue de ce privilöge et la maniere 
d’en faire usage, comme on le verra par sa teneur littörale, à l’exception du paragraphe 8” 
qui a subi quelque changement, en qui doit ötre entendu et observ& comme il est dit ci-dessous. 


Copie litterale de Vordonnance royale ci-dessus citöe. Donne a St. Idefonse le 20 juin 1742. 


« Vu les pressantes reprösentations des colonels suisses ä l’eflet d’avoir le droit d’administrer 
«la justice dans leurs Regiments, et les documents justificatifs par lesquels ils ont d&montre &tre 
« en possession de la m&me prerogative pr&s des autres Etats oü ils servent, le Roi consent et 
« accorde le même droit, tant à ceux qui sont actuellement & son service, qu’ä ceux qu’il lui 
« plairait d’y prendre par la suite; Sa Majest& deelare en cons@quence par les presentes: 

«1° Que le Conseil de guerre de chaque Regiment suisse exercera sur tous les individus 
«y ressortissants une justice absolue et exclusive, tant au criminel qu’au civil, ind&pendante de 
«tout autre Tribunal et Chef queleonque, comme il a été pratiqu& en France et ailleurs oü 
a servaient les corps suisses, selon les lois et usages de leur nation, sans autre appel qu’ä leurs 
a propres souverains, et ä cet effet, ils devront observer les clauses suivantes: 

- «2° Dans tous les crimes de Löze-majest& divine et humaine, dans les exc&s que le Co- 
«lonel ou le Regiment commettraient direetement et contre le service militaire du Roi, pour 
« lequel, en vertu de leur stipulation, ils se sont li6s et engages, ils seront toujours poursuivis 
«et punis d’apres et selon les lois pragmatiques de ce Royaume, et les ordonnances du Roi, de 
«la manicre et par les mêémes peines auxquelles les autres Regiments de Sa Majesté sont soumis 
a et assujettis, 

«3° Dans toutes les autres causes, tant griminelles que civiles, qui peuvent generalement 
« s'elever dans l'interieur ou hors du Regiment, leurs Colonels et Conseils de guerre auront et 
« exerceront sur les individus et ressortissants une justice libre, particuliöre et entiöre, sans 
«autre appel ni recours contre les sentences interlocutoires ou definitivement prononcees, qu'ä la 
« souverainet& de leurs Cantons respectifs. 

« 4° Pour mettre à ex@cution les sentences definitives en causes criminelles, pour assem- 
a bler le Conseil de guerre et pour tous les autres motifs pour lesquels ces Regiments ou une 
‘partie devront se mettre sous les armes, ils demanderont prealablement la permission du 
a General-Gouverneur ou Commandant du camp, quartier ou place oü ils se trouveront; mais 
ales dits Commandants ne pourront refuser ni retarder cette permission que dans les cas oü 
«il en resulterait un prejudice notable au service du Roi. Cependant, lorsqu’un Regiment sera 
a sous les arınes, il n’aura plus besoin d’autre permission pour faire ex&cuter la sentence, 

« 5° Dans toutes les causes civiles des individus de ces Rögiments, les officiers ou soldats 
« demandeurs, ainsi que leurs parents au troisieme degre, ne pourront point avoir suffrage dans 
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ales Conseils de guerre qui devront en decider. Ils ne pourront &galement se pourvoir ni 
« appeler de la sentence ä aucune autre juridietion qu'ä celle de leurs Cantons, 


«6° Dans les delits mixtes commis par des individus de ces Regiments et par d’autres de 
« lP’armee ou sujets du Roi, dans l'intérieur ou hors des corps suisses, la juridiction royale mili- 
«taire ou ordinaire prendra comnaissance des causes qui concerneront leurs juridietionnaires 
« respectifs ainsi que le Conseil de guerre suisse en usera envers les siens, et les interrogatoires, 
« reponses et preuves qui pourront servir ä faire connaitre le corps du delit et produire la per- 
« fection de la procedure, seront communiques de part et d’autre. 


«7° Les crimiuels des Regiments suisses qui seront arr&tds hors de leurs corps, en quel- 
« qu’endroit que ce puisse &tre, par les justices royales militaires ou ordinaires, seront remis 
aä leur colonel et Conseil de guerre respectifs, avec toute la proc&dure qu’on aura pu former 
«contre eux sur les delits de leur arrestation, et la juridietion suisse, de son cöte, paiera aux 
« juridietions royales les droits et d@penses occasionndes pour cause de procedure. 


«8° Dans tous les delits mixtes, civils et eriminels, les militaires ou sujets de Sa Majeste 
« etant acteurs contre les individus suisses, pourront, s’ils se croient l&s6s par la sentence du 
«Conseil de guerre des officiers du corps suisse, former leurs contre-plaintes par appel et 
« uniquement au supröme Conseil de guerre. Ce tribunal exigera la procedure laquelle lui sera 
« jivrde par le corps suisse sans retard ni exceuse, pour connaltre definitivement la question, et 
« dans le cas oü les individus suisses seraient acteurs, ils formeront de möme la contre-plainte 
a contre les militaires ou sujets du Roi devant les justices desquelles ils d&ependent respec- 
a tivement, 

«9 Si des militaires suisses mouraient debiteurs de quelquautres individus ou sujets du 
« Roi, la juridiction royale militaire fera exclusivement l’inventaire de ses (leurs) biens, et le mettra 
a en depöt au m@me Regiment suisse; et aussitöt que les dettes auront été, selon le droit, re- 
« connues l&gitimes, elles seront paydes par preference à qui de droit avant que l’heritage soit 
« rendu aux heritiers du defunt. » 

Pour plus grand eelaireissement et explication du paragraphe 8 ci-dessus mentionne, il fut, 
statu6 que quand la justice royale militaire ou ordinaire trouvera necessaire d’exiger une 
declaration de quelques individus des corps suisses, ces individus seront toujours obliges de se 
presenter et de satisfaire à la citation qui leur aura été faite, pour ne pas retarder le cours 
de la justice. A cet eflet on en passera l’instance au -colonel ou chef du Regiment, sil ya 
du temps pour cela; mais dans les cas urgents, ils feront leur declaration à la seule r&quisition 
du juge, comme il est ordonne pour tous les sujets de Sa Majest& Ceux-ci se prösenteront de 
m&me en pareil cas sur la citation qui leur sera faite par le grand-juge d’un Regiment suisse 
pour aider & l'instruction du procös. 

Quand ces corps requerront le bourreau pour mettre la sentence du Conseil de guerre ä 
ex&cution, on le leur accordera, et ils lui paieront le m&me salaire que les Regiments de l’armde. 
Si la sentence porte la peine de pendaison, les justices feront dresser les potences ä la requi- 


sition du Commandant militaire. 
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Art. 57. 


Ces Regiments et tous les individus, qui les composent, jouiront des me&mes honneurs et 
prerogatives qui sont accordes aux autres corps de l’armee, chacun selon son grade, et les ofü- 
ciers pourront parvenir aux emplois des etats-majors des places et agregations. 


Art. 58. 


Comme les officiers de ces Regiments sont declares habiles à parvenir ä tous les emplois 
militaires et &tat-major de places, comme les autres troupes de Sa Majeste, ils le seront aussi 
pour les ordres militaires et commanderies; et pour les preuves qu’ils seraient obligés de faire 
pour cela dans leur pays, Sa Majest& leur accorde la gräce signalde de pouvoir les faire à Madrid, 
comme patrie commune, afin de leur &pargner les grands frais que demanderait le premier cas. 


Art. 59, 


On accordera chaque annde, mais en temps de paix seulement, au tiers des officiers de ces 
Regiments la permission d’aller passer une année dans leur patrie ou autre pays, selon leurs 
propres afflaires, et eu &gard ä la longueur du voyage. Sa Majeste se röserve de reduire ce 
tiers a la quatriöme partie, lorsqu'elle le jugera convenable. 

Ce tiers ou ce quart doit se prendre sur la totalit& des officiers existants au Regiment et 
libres pour faire le service, tant de garde que de detachement, lorsqu’on demandera le conge, 
parce qu’autrement ce serait trop diminuer le nombre des officiers n&cessaires. 

Les capitaines en premier et en second de la möme compagnie, les deux de grenadiers et 
les deux adjudants ne pourront jouir de cette permission au m@me temps. Les trois chefs en 
jouiront aussi tour à tour. 

Lorsque les sergents, caporaux et soldats auront un motif fond& pour demander un conge 
limit, il leur en sera accord& un de huit mois, laissant à la sagesse du colonel et des capitaines 
d’en fixer le nombre et le temps, de maniere ä @viter à ceux qui restent une trop grande fatigue. 


Art. 60. 


Les officiers de ces Regiments continueront de jouir du Monte Pio militaire, restant assu- 
jettis aux reglements de cette institution, et supportant Je möme decompte que les autres ofü- 
ciers de l'armée. 

Les veuves et les enfants des officiers suisses jouiront par une gräce de Sa Majeste de la 
pension du Monte Pio, soit qu'ils demeurent en Suisse ou en Espagne. Mais les veuves et les 
enfants des offieiers allemands ou suisses des cantons qui ne prennent pas part au service 
d’Espagne, n’auront que la moitie de la pension s’ils ne vivent en Espagne. Pour que ceux qui 
se seraient retirds dans leur patrie puissent toucher cette pension, le Regiment auquel ils appar- 
tiennent presentera tous les quatre mois un certificat de vie en bonne et due forme, selon le 
style juridique prescrit par les lois de leur pays. Le Regiment touchera la somme qui reviendra 
aux intöresses, en demeurera responsable et charge de la leur faire tenir. 
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Art. 61, 


Sa Majeste accorde aux officiers, aumöniers, secrötaire espagnol, chirurgiens, sergents, capo- 
raux, fifres, tambours et soldats de chaque Regiment une pension de retraite selon l’&tat ci-aprös, 
dans les &poques qui sont indiqudes, et avec les explications contenues dans cet article. 


PENSIONS DE RETRAITE 
d recevoir par mois, proportionnellement au nombre des anndes de service et d'apres 
le tableau et plan suivant, 





j Reaux de veillon 


| ERBEN 











20 ans 25 ans 30 una [85 ans 40 ana | 50 ans 
— — — — —— — — — 
Colonel, s’il est Mar6chal-de-camp, avec les anndes | | | | | 
de service ci-designdes Rx, 2500. | | | 
Colonel ou brigadir - -. : 2 2 2 222.1 - | — | 750 | 850 , 1000 | 2000 
Lieutenant-colonel . . . 2 2 2 2 — — | 600 | 700 |, 800 | 1300° 
Major . ... a a re — — 540 | 600 700 850 
Capitaine en am ..2.22..1- 1 I lo! sol st 
Lieutenant. 2 2 2 2a. —— 10 200 | 20 322 
Sons-lieutenan - . » 2 2 2 2 200. — = 150 | 180 | 200 | 262 | 
Porte-drapeau . 2 > 2 2 m nern = — 150 | 180 200 | 262 | 
Aumönier . .„ . —— — — 150 | 180 200 ı 262 
Secretaire —— — — 300 320 350 400 
Chirutrgieeeen.. 1— — | 150 180 200 262 
Sergentẽc.. re re 1 60 
Caporal et au⸗dessous.. 140 | 
Sergent inclusivement et au- — kr ae ie _ 90 | 
Sergent outre le grade d& sous-lieutenant. . . | — — — 135 | | 
Caporal et ausdessous. - » » 2» 2 222. ho — — | 135 | 


Les officiers et autres individus nes ou naturalisds suisses, jouiront de la pension de retraite 
qui leur est assignde, dans leur propre pays ou en Espagne, comme il leur plaira. Les Suisses 
qui ne ressortissent pas des Cantons qui prennent part au service d’Espagne, et les Allemands, 
ne toucheront de pension de retraite qu’en Espagne, 

Sa Majeste accorde aux Regiments suisses les primes de constance accorddes A la troupe 
espagnole, après 15 ou 20 ans de service. De plus, conformement à l’ordonnance royale du 
3 Mars 1800, les individus de ces Regiments recevront comme les Espagnols 90 r&aux de veillon 
par mois, au-delä de leur pröt, si aprös vingt-cing ans ils peuvent et veulent continuer de servir. 
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Les sergents de ces Regiments qui auront servi les trente-cing ans designes pour jouir par 
mois d'une pension de retraite de 135 réaux de veillon, recevront en outre le grade de sous- 
lieutenant, 

Si des le sergent inclusivement et au-dessous, des individus pref6raient par quelque raison 
d’entrer dans le corps des invalides en Espagne, on les y admettra, pourvu qu’ils aient les 
qualites nöcessaires pour faire ce service, 

Les officiers, aumöniers et chirurgiens qui n’etant point parvenus à l'époque designee pour 
obtenir la pension de retraite, auraient été mis dans l’impossibilit@ de continuer le service par 
des blessures regues dans une action de guerre, jouiront de la pension de retraite qu’on accor- 
derait ä trente ans de service, Ceux de la m&me classe, qui par infirmit€ ne pourraient con- 
tinuer de servir, n’auront droit & aucune pension de retraite; seulement dans un cas extraordi- 
naire, dans lequel se r&uniraient des circonstances peu communes, ils pourront implorer la bonté 
du Roi. 

Les individus des le sergent inclusivement et au-dessous, que des blessures regues ä la guerre 
auraient mis dans l’impossibilit@ de continuer le service, et qui n’auraient pas atteint le nombre 
d’anndes auquel une pension de retraite est attachee, receyront celle qui est assignee à vingt 
ans de service. Si l’impossibilit& venait d'une autre cause juste ils pourront aussi implorer les 
bontes de Sa Majeste, 

Les pensions de retraite accord&es aux Suisses qui en jouiraient dans leur propre pays, 
seront paydes par la trösorerie à leurs Regiments respectifs qui seront charges de les leur faire 
tenir, et en demeureront responsables. Pour toucher cette pension, le corps presentera tous les 
quatre mois les certificats de vie en bonne et due forme, selon le style juridique prescrit par 
les lois du pays. S’il y avait en Suisse un Ministre ou un Charge des affaires de Sa Majeste, 
le dit certificat sera vise par lui. 

Art. 62. 

Par Part. 14 de la capitulation anterieure du Regiment de Schwaller, il fut stipul& a la 
demande de l’ancien Gouvernement du Canton de Soleure, que le dernier capitaine en premier 
paierait a Madame Pechery par mois une pension viagere de quatre cents r&aux de veillon, en 
deduisant de la dite somme ce qui doit &tre applique au Monte Pio. Cette gräce fut accordée 
ä cette dame parce quelle était propridtaire de la compagnie d’Arregger. En consequence, le 
dernier capitaine en premier du Regiment qui porte aujourd’hui le nom de Schwaller continuera 
de payer cette pension, jusqu’& ce qu’il lui en succöde un autre ä qui passera cette möme obli- 
gation. 

I fut egalement stipul& par l’article 14 de la capitulation anterieure du Regiment de Rutti- 
mann, que le dernier capitaine en premier paierait ä Madame Claire Regli-Servert une pension 
viagere de trois cents r&aux de veillon par mois, parce qu'elle etait proprietaire de la compagnie 
de Servert de l’ancien Rögiment de St-Gall-Ruttimann, et qu'elle ne possedait d’autre bien que 
le produit de cette compagnie. Ainsi le dernier capitaine en premier du Regiment qui porte 
aujourd’hui le nom de Ruttimann, paiera la dite pension tout le temps qu’il restera capitaine le 
plus moderne de sa classe, 





— — 


Nr. 21 645 


Art. 63. 


Conformöment aux 66 articles de cette capitulation, les einq Regiments serviront Sa Majesté 
pendant l’espace de trente ans, ä compter du jour de la ratification. 

Durant cette öpoque, les chefs et capitaines en premier de fusiliers seront tenus d’entre- 
tenir les compagnies dans le m&me tat de force que prescrit cette capitulation. 

Deux ans avant l'expiration des trente ans, Sa Majest& manifestera ses intentions pour le 
renouvellement de la capitulation ou le licenciement des Rögiments, pour faire savoir aux Regi- 
ments qu’ils auront ä se retirer du service apres l’&coulement du terme. A la dite epoque la 
Diete de la Confederation communiquera aussi ä Sa Majeste ses intentions ä cet &gard. Dans 
le cas oü les Rögiments devraient se retirer du service du Roi, Sa Majest& leur permettra de 
sortir de ses domaines, avec tous leurs officiers, soldats, dquipages, havresacs, habillement, tel 
qu'ils l’auront alors, et tout ce qui leur appartient. 

Avant leur depart, il leur sera payé tout ce qui leur sera dd, jusqu’au dernier jour de leur 
service, d’apres l’etat des revues; et il y sera möme ajout& le montant de deux mois de paie de plus, 
ä titre de r&compense, sur le pied de la derniere revue. Comme les comptes de chaque Regiment 
seront exactement soldes par la tresorerie, ainsi les capitaines termineront aussi tout compte avec 
les soldats et autres individus de leurs compagnies, afın qu'ils se retirent contents et satisfaits. 

Les comptes ainsi soldes, et les Regiments ayant liquide aux finances royales, tout ce qui 
pourrait @tre ä leur charge, et en ayant inform& l’inspecteur general, ainsi que des fonıs existants 
dans la caisse, celui-ci permettra aux deux chefs et capitaines y ayant droit, d’en disposer ä leur 
profit, ä l’exception du montant de la gratification d’armes qui sera remis, ainsi que l’armement, 
au dit inspecteur general, afin que Sa Majeste en dispose comme elle le jugera convenable. 

Les officiers d’un merite distingue qui pourraient continuer le service dans le temps oü le 
Regiment serait licencie, sont recommandes à la generosite du Roi. 


Art. 64. 


Pour tout ce qui n’est pas expressement spécifié dans cette capitulation, et qui serait relatif 
au service que doivent faire ces Regiments, ils seront comme les autres troupes de l’armee 
assujettis aux ordonnances pragmatiques et deeisions royales. 

Ces corps s’obligent en m&me temps ä servir partout oü Sa Majesté en aura besoin dans 
ses domaines en Europe et m@me hors de ces domaines, pourvu que ce ne soit qu’en Europe, 
mais avec la condition qu’ils ne seront point employes pour agir offensivement contre les Cantons 
de la Confederation suisse, ni contre ses allies. 


Art. 65. 


La Diete de la Confederation suisse avoue, tant en son nom qu’en celui des Cantons inte- 
resses, les cing Regiments qui doivent servir en vertu de cette capitulation, et elle leur accorde, 
tant que celle-ci durera, une entiere et pleine protection, avec le pouvoir de recruter librement 
sur le territoire des dits Cantons tous les individus qui voudraient de bonne volont& s’enröler 
dans un de ces corps, pour le service de Sa Majest& catholique. 
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Art. 66. 


Comme il est si difficile d’eviter, malgre la clart& que l'’on a cherche ä donner au contenu 
de cette capitulation, que quelque artiele ne puisse s'interpr&ter de difförentes manieres, Sa 
Majest& et la Diete s’entendront pour l’explication du veritable sens, chaque fois que les inspec- 
teurs ou les bureanx ne seraient pas d’accord. 

Les ratifieations de la prösente capitulation seront &changdes dans le terme de quatre mois, 
a compter du jour de sa signature ou plus töt si faire se peut. 

En foi de quoi, nous Ministre pl&nipotentiaire de Sa Majest® catholique, et nous députés 
de la Conferation helvétique, avons signé deux exemplaires d’une meme forme et teneur, et tous 
les deux en langue espagnole et frangaise. 


Fait ä Berne le 2 Aufıt 1804. *) 


(L.$.) JOSEF UAAMANO. ALOYS REDING. 
NICOLAS ZELLGER. 
PIERRE GLUTZ-Rucrri. 
JOSEPH RUSCoxX. 
LouUIs SCHNYDER. 


B. Bufazartikel vom 3. Auguſt 1804 zu dem vorftehenden Bertrag. 
Article additionnel & la capitulation pour les cing Regiments suisses au service de Sa Majeste 
catholique, sigqndce a Berne le 2 Aoüt 1804, 


Etant tres-convenable au plus grand avantage du service du Roi et à la gloire des Regi- 
ments, qu'â la rögle generale que prescrit la capitulation pour l’avancement par anciennete il 
soit fait quelqu’exception en temps de guerre pour exeiter l’&mulation de la jeunesse et récom- 
penser les actions distinguees, le Ministre plenipotentiaire de S. M. catholique et la Commission 
nommete par la Diete de la Conföderation helvetique sont convenus de ce qui suit: 

Le sergent en second qui en presence de l’ennemi ferait une action tres-distinctement me- 
ritoire, sera avanc& à la place de sergent en premier dans la premiere vacance qu'il y aura 
au Regiment. Par le m&me motif, le premier sergent obtiendra la premiere sous-lieutenance 
qui vaquera, soit des huit réêservées pour ceux de sa classe, soit de celles de tour appartenant 
aux Cantons, lequel tour sera suspendu pour cette fois, sans que pour cela il soit öt& au Canton 
interesse & la premiere vacance suivante, 

Dans le m&öme cas, le sous-lieutenant sera avanc6 au grade de lieutenant, le lieutenant ä 
celui de capitaine en second, et celui-ci au grade de capitaine de grenadiers ou de premier 
capitaine de fusiliers, selon sa qualit6 de Suisse ou Allemand. 

Action de guerre trös-distinguse sera celle d’enlever un drapeau ä l’ennemi au milieu d'une 
tronpe formde, de monter le premier sur la breche, d’escalader le premier une muraille ou rem- 


) Das Driginal gibt in zwei Colonnen linls den jpanifchen und rechts den franzöfiihen Wortlaut des Vertrags; das: 
felbe ift ber Fall bei den Zufazartiteln. 
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part, et ranger la premiere troupe sur une forteresse de l'ennemi, de le battre dans une attaque 
ou retraite, avec un tiers moins de monde, et autres actions semblables. L'officier qui aura fait 
une action si distingude devra la prouver dans les formes que prescrivent les ordonnances du 
Roi, Tome 1, Trait& 2, Titre 17. Le colonel enverra lattestation à l’Inspecteur general pour 
qu'il en soit fait rapport à S. M. et l’interesse sera avance, lors m&me qu'il serait le dernier 
de sa classe, 

Le Roi prendra en consideration le mérite qu’auront acquis en temps de guerre les capi- 
taines en premier et les chefs par des actions semblables ä celles ci-dessus &noncdes. 

Cet article aura la möme force et vigueur que s’il avait été insere dans la capitulation 
signee ä Berne le deux Aoüt 1804, 

En foi de quoi, nous Ministre plenipotentiaire de S. M. catholique, et nous les Députés, 
nommes à cet effet par la Diöte de la Confédération helvetique, avons signed deux exemplaires 
de cet article additionnel, tous deux en laugue espagnole et frangaise d’une m&me forme et 
teneur, & Berne le trois Aodt 1804. *) 


(L. $.) JosEF CAAMANO. ALoys REDING. 
NICOLAS ZELLGER. 
PIERRE GLUTZ-RUCHTI. 
JösErH RUSCONL 
Lowis SCHNYDER. 


C. Eidgenöffifde Ratification vom 2. December 1804. 


Nous RODOLPHE DE WATTEVILLE, Landammann de la Suisse et president de la Diete des 

dix-neuf Cantons formant la Confederation helvötique, faisons savoir par 
les prösentes 

que le 2 Aoüt de la presente année 1804 une nouvelle capitulation militaire pour les einq Rögi- 
ments suisses au service de Sa Majest& cathotique Charles IV, Roi d’Espagne, de Castille, de 
L£on, d’Arragon, des deux Siciles, de Jerusalem, de Grenade ete., des Indes orientales et oeciden- 
tales etc. etc., ayant été conclue et sigude ä Berne par les plenipotentiaires respectifs, savoir au 
nom de Sa Majestö le Roi d’Espagne par Don Joseph de Caamano, Gayoso Arias, Varela et 
Mendoza, Chevalier de l’ordre de St. Jean de Jerusalem. Commandeur de l'Olive dans celui de 
St. Jaques, Mar6chal-de-camp des arındes, et Envoy& extraordinaire et Ministre pl&nipotentiaire 
de Sa Majest& catholique en Suisse, et au nom de la Diite de la Conföderation par messieurs 
Aloys Reding, Landammann du Canton de Schwyz, Nicolas Zellger, Landammann du Canton 
d’Unterwalden sous le bois, Pierre Glut:, Avoyer du Canton de Soleure, Joseph Rusconi, Con 
seiller d’Etat du Canton du Tessin, et Lowis Schnyder, Conseiller d’Etat du Canton de Lucerne, 


*), Durch einen am 22. September 1805 zu Bern zwiſchen der Republik Wallis und Spanien abgeſchloſſenen befondern 
Vertrag ift Hinfichtlich des Walliſerregimentes in Spanien der Anſchluß an den borftehenden Gapituletionsvertrag teftgeient 
worden, (Druderemplar im Bundesardiv, Mediaitonsabtheilung, Band 654.) 
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Nous en vertu des obligations de notre place et conform&ment aux rögles usitees en Suisse pour 
la ratification des traites d'Etat à d’Etat, nous sommes empresses de transmettre cette capitulation 
aux Gouvernements des dix-neuf Cantons pour qu’ils puissent nous faire connaitre dans l’espace 
de temps determin& par le dernier article leur intention de la ratifier. 

Sur quoi les dits Gouvernements de Canton etant entres en deliberation, n’ont pas tarde ä 
nous deelarer qu’ils approuvaient et ratifiaient la dite capitulation dans tous ses articles, nous 
invitant à faire dresser l'acte de ratification gönerale destine à 6tre &change avec celui conte- 
nant l’approbation royale de Sa Majeste. 

En consäquence de cette autorisation formelle consignee dans les pieces originales qui deposent 
en nos mains, et en vertu des pouvoirs que les articles 17 et 24 de l'acte federal attribuent au 
Landammann de la Suisse; — Nous au nom des dir-neuf COantons de la Confederation suisse, 
savoir ceux d’Uri, Schwyz, Unterwalden, Lucerne, Zurich, Glaris, Zug, Berne, Fribourg, Soleure, 
Bäle, Schaffhouse, Appenzell, St-Gall, Grisons, Argovie, Thurgovie, Tessin et Vaud, declarons en 
verite et d’une maniere solennelle que la capitulation pour les cing Régiments suisses aw service 
de Sa Majeste catholique dont la teneur suit, 

(suit la teneur de la capitulation) 
est acceptee et ratifice par la Confederation suisse en tous et chacun des articles qui y sont con- 
tenus et sera inviolablement observee. 

En foi de quoi le present acte a été muni du sceau de l’Etat et de notre signature, près 
celle du chancelier de la Conföderation. 

Donn€ à Berne le 2 Decembre 1804. 


Le Lundammann de la Suisse, 
(L. $.) DE WATTEVILLE. 
Le Chancelier de la Confederation, 
Mousson. 


D. Spaniſche Hatification vom 11. September 1804. 


Don Carlos por la gracia de Dios Rey de Castilla, de Leon, de Aragon, de las Dos Sicilias, 
de Jerusalem, de Navarra, de (iranada, de Toledo, de Valencia, de Galicia, de Mallorca, de 
Menorca, de Sevilla, de Cerdena, de Cordoba, de Corcega, de Murcia, de Jaen, de los Algarbes, 
de Algeciras, de Gibraltar, de las Islas de Canaria, de las Indias Orientales y Occidentales, 
Islas y Tierra firme del Mar Océans; Archiduque de Austria; Duque de Borgona, de Brabante 
y de Milan; Conde de Abspurg, de Flandes, Tirol y Barcelona ; Senor de Vizcaya y de Molina etc. 
Por quanto entre Nos y la Dieta de la Confederacion Helvetica se concluyö y firmö en Berna, 
en dos de Agosta de este anno, por medio de Plenipoteneiarios respeetivamente autorizados, una 
Capitulacion para los Regimientos Suizos que se hallan ä Nuestro servicio, que comprehende un 
preambulo, sesenta y seis Articulos en el Cuerpo de ella, y otro adicional separado, firmado en 
tres del citado mes que todo es del tenor siguiente, 

(tenor de la capitulacion), 


Nr. 21 649 


Por tanto habiendo visto y examinado los referidos sesenta y seis articulos y uno adicional 
separado, h& venido en aprobar y ratificar quanto contienen, como en virtud de la presente los 
apruebo y ratifico, todo en la major y mas amplia forma que puedo, prometiendo en fe y palabra 
de Rey cumplirlo y observarlo, y hacer que se cumpla y observe enteramente, como si Jo mismo 
los hubiese firmado. En f& de loqual mand& despachar la presente firmada de mio mano, sellada 
con mi Sello y refrendada por el infraserito mi Consegero y primer Secretario de Estado y del 
despacho. Dada en St-Ildefonso à onze de Septiembge de mil ochocientos y quatro. 


(L. $.) YO EL REY. 
PEDRO CEYALLO. 


E. Deutſche FÜberfezung der vorftehenden ſpaniſchen Ratification. 


Don Carlos, von Gottes Gnaden König von aftilien, Leon, Arragon, beider Sizilien, Jeru— 
falem, Navarra, Granada, Toledo, Valencia, Galicia, Mallorca, Minorca, Sevilla, Sardinien, Cordoba, 
Corſica, Murcia, Jaen, der Algarven, von Algeziras, Gibraltar, der Canariſchen Inſeln und bes Feſt— 
landes des Weltmeers, Erzherzog von. Öjterreich, Herzog von Burgund, Brabant und Mailand, Graf 
von Habsburg, Flandern, Tyrol und Barcelona, Herr von Biscaja und Molino ꝛc. ꝛc. 

Nachdem durch beiderjeitige Bevollmächtigte am 2. Auguſt diefes Jahres eine Capitulation für die 
Scyweizer-Regimenter in Unſern Dienften abgeichloffen und unterjertigt worden, die nebjt der Einleitung 
ſechs und jechszig Dauptartifel und einen bejondern Aufazartifel, der am 3. des bemeldten Monats 
unterjchrieben worden tft, enthält, alles lautend wie folgt: 

. (folgt der Wortlaut des Bertrags) 
und nachdem Wir die angeführten jechs und fechszig Artikel nebjt dem befondern Zufazartifel eingejehen 
und geprüft haben, wollen wir deren Inhalt gutheißen und ratifieiven, wie dies mit Gegenwärtigem 
geichicht; alles in bejter und umfajjender Weile, indem wir auf Königstreu und «Wort Unjerjeits Aus: 
führung und Beachtung jener Beſtimmungen verjprechen und für die volljtändige Bollziehung zu jorgen 
verheißen, wie wenn biejelben von Uns unterjchrieben worden. 

Zu Urkund deſſen iſt das Gegenmwärtige von meiner Hand unterjchrieben, mit meinem Inſiegel 
bejiegelt und von meinem Rath und eriten Staats und Cabinetsfecretär gegengezeichnet worden. Gegeben 
in St. Ildefons, den 11. September 1804. 


(L. $.) Ich der König. 
Pedro Gevallo. 


Die vorflehenden Ratifieationsurktunden wurden ausgewechſelt zu Bern am 2, December 1804 pwiſchen dem Laudammann 
der Schweiz, Herrn von Wattenwyl, begleitet von dem eidgenöffiichen Ganzler und eidgendffiichen Staatsihreiber, und dem 
föniglich-ipaniichen Gefandten bei der Eidgenoffenjchaft, Seren Joſeph Caamano, begleitet von jeinem Bejandtichaftsferretär. 
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2°. 


Bertrag mit dem Königreich Jtalien, vom W. Juni 1805, betreffend 
die Grenze zwifchen der teffinischen Gemeinde Onfernone und der 
italienischen Gemeinde Gravegaia. 


A. Wortlaut des Vertrages. 
Milano li 25 Luglio 1805. 

Recatosi il Sigr. Marcacei, Incaricato d’Affari della Confederazione Svizzera presso di sua 
Nastä il Re d’Italia in altra delle sale di residenza di Sua Eceza. il Sigr. di Breme, Ministro 
dell’ Interno del Regno d’Italia, per riassumere le trattative sulla questione fra il comune 
di Craveggia Italiano e Onsernone Svizzero in punto di demarcazione di confine fra li due 
comuni e li due stati, non che rispetto alla proprietä privata ed alle seguite rappresaglie, lo 
stesso Sigr. Incaricato vulendosi dei pieni poteri, che gli sono stati conferiti dal Piccolo Consiglio 
del Cantone Tieino, dietro la facoltaä che gli competono e che ha ricevuti dalla suprema Autoritä 
federale, e sua Eceza. il Sigr. Ministro dell Interno del Regno d'Italia a termini della dele- 
gazione conferitagli da S. A. I. il Principe Vice-Re d'Italia, apparente da lettera del Sigr. Con- 
sigliere Segretario di Stato in data 15 corrente, sono passati ai seguenti appuntamenti. 


Articolo 1. 


Il Cantone del Ticino rinuncierä a tutte le di lui pretese, ragioni o diritti sopra Yalpe cosi 
detta di Montefracchio, principiando dal fiume di Acqua calda, rimpetto al Casotto della sor- 
gente di detto nome, dirigendosi per la linea indicata fra il detto punto e la lettera A. Z. del 
tipo assunto dai Periti dei respettivi Governi fin dove incontra la linea stabilita nell’ istromento 
17 Novembre 1573, la quale da detto punto A, Z. in avanti servirä di confine fra li due Stati 
fino al colmo dell’ alpe d’Arena in piena consonanza al disposto nell’ or eitato istromento. 


Articolo 2. 


Il Regno dItalia rinuncierä invece all’ alto dominio, ed a tutte le di lui ragioni sull’ alpe 
di Medaro fino alla linea che dalla retta di Montefraechio si dirigerä da Levante a Ponente, 
sempre sulla vetta dell’ alpe suddetta sino all’ alpe di Porcareccio. 


Articolo 3. 


Ritenute le linee suddette di confine, verrauno rispettavimente nominati dalli due Governi 
dei commissarj li quali, al piü presto possibile, procederanno sul luogo e passeranno di comune 
intelligenza alla posizione dei nuovi termini giusta la nuova linea di demarcazione ed alla for- 
mazione di esatti tipi dimostranti la lines confinaria ed i termini apposti. 


Nr. 22 . 651 
Articolo 4. 


Li tipi saranno formati in doppio e sottoseritti dai commissarj dei due Governi per rima- 
nere nei rispettivi loro Archivi. Insorgendo qualche dubbio nell’ atto della posizione dei termini 
per la demarcazione dei suddetti confini, sara risolto sul luogo dagli stessi commissarj coi prin- 
cipj dettati dall’ equitä naturale, avuto riguardo alle localitä. 


Articolo 5. 

Il Cantone del Tieino, rieonoscendo Yalto dominio del Regno d'Italia sul territorio compreso 
nella linea marcata nell’ antecedente articolo I, rinuncia in nome e per liinteresse della comune 
di Onsernone a qualunque diritto, restando cosi conciliata la differenza fra li due comuni 
limitrofi di Onsernone stesso e di Uraveggia. 


Articolo 6. 
In corrispettivo il Regno d'Italia, in nome e per l’interesse del suo comune di Craveggia, 
dä e cede in proprio a favore della comune Elvetica di Onsernone il possesso dell’ alpe Medaro, 
che giusta la linea indicata dall’ art. 2 della presente convenzione va ad incorporarsi col 


territorio Elvetico. 
Articolo 7. 


Il Cantone del Ticino rinuncia in nome e per linteresse del comune d’Önsernone il diritto 
che questo gode di boscare e resinare (ressicare?) nell’ alpe di Montefracchio non che qualunque 
altra siasi pretesa proposta o proponibile sopra l’alpe suddeta, che rimane rinchiusa nel territorio 


del Regno d’Italia. 
Articolo 8. 


Per meglio provedere alla conservazione della piü perfetta armonia fra le limitrofe popo- 
lazioni, s’intenderanno ripetuti nella presente convenzione gli art. 11 et 12 qui sotto riportati 
del trattato di Varese, ed il disposto nei medesimi dovrä osservarsi anche per tutto il lungo 
della linea che divide l'attuale dipartimento dell’ Agogna dal cantone Elvetico del Ticino. 

Articolo 11 del Trattato di Varese, 

« Sara vicendevolmente proibito e si avrä per nullo e di niun valore qualungue contratto o 
a dichiarazione che si facesse fra le comunitä confinanti, non solamente circa a confini territoriali, 
«ma ancora sopra dei pascoli, boschi 0 qualunque altro sito e fondo della rispettiva loro apparte- 
« nenza, quando non siasene riportata una speciale permissione dal suo superiore. » 

Articolo 12 del Trattato di Varese. 

« Affine di mantenere la comune quiete, non sarä permesso di procedere per le vie di fatto 
«alli rispettivi comuni e sudditi fra loro; ed in caso di qualche turbazione, violenza 0 danno 
« dovrä prontamente farsene con buona fede il risarcimento e riparo da chi l’avrä cagionato. 

«Che se mai ciö si ricusasse o differisse, in tal caso il giudice di chi avrä cosi manchto, 
«amministrerä al dannegiato a lui ricorrente pronta e sommaria giustizia, senza verun aggravio 
« di spesa; ben inteso che il primo autore della turbazione ovvero del danno si avrä per colpe- 
«vole ed obligato al detto risarcimento. » 
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Articolo 9. 

Per le rappresaglie ed atti turbativi stati finora in questione ed in qualunque maniera 
accaduti sarù imposto reciprocamente perpetuo silenzio, escluso il fatto del 15 Agosto 1805, 
qualora a riguardo del medesimo non siano gia state effetivamente restituite le bestie secondo 
i concerti e promesse risultanti dagli atti del congresso di Canobbio. 


Articolo 10. 


La presente convenzione verrä sottoposta all’ approvazione dei due Governi, dopo la quale 
avrà Juogo, nel termine di un mese, la ratifica pura e simplice di ambe le parti. 


L’Incaricato d’affarı della Il Ministro dell’ Interno del Regno 
Confederazione Suizzera delegato: d’ Italia delegato: 
MARCACCI. DI BREME. 


®. Beutfdje ÜÄberfezung des vorftehenden Bertrages. 


Mailand, den 25. Juli 1805, 
Nachdem Herr Marcaeci, Geſchäftsträger der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft bei Sr. Majeität dem 
König von alien, fi in die Wohnung des Herrn von Breme, Minifters des Innern des Königreichs 
Italien, begeben, um die Unterhandlungen über die Anſtände zwiſchen der italienischen Gemeinde Cra— 
veggia und ber fchmweizerifchen Gemeinde Onfernone, behufs ber Feſtſezung der Grenze zwijchen dieſen 
beiden Gemeinden und den beiden Staaten (mit Ausſchluß der Privateigenthumsverhältniffe und der 
erfolgten Nepreifalien) wieder aufzunehmen, und nachdem fich der Herr Geichäftsträger gehörig mit 
Vollmacht des Kleinen Nathes des Kantons Teſſin über die ihm zuftehenden Befugniffe, welche von der 
höchſten eidgenöffiichen Behörde übertragen worden, und Se. Ercellenz der Herr Minifter-Secretär ber 
Innern Angelegenheiten des Königreichs Italien mit Vollmacht Sr. k. H. des Bicefönigs von Jialien, 
enthalten in einer Ucte des Staatsraths und -Secretärd vom 15. laufenden Monats, ausgewiejen, haben 
biejelben bie nachfolgenden Verabredungen getroffen. 


Artikel 1. 

Der Kanton Tejfin wird auf alle feine Anſprüche, Gründe oder Nechte, betreffend bie ſogeheißene 
Alp von Monte fracchio verzichten, welche beim Bache Acqua calda gegenüber von dem Häuschen 
über gleihnamiger Quelle anfängt, ſich in der zwifchen befagtem Punkte und ben Buchjtaben A. Z. des 
von ben (Experten beider Negierungen aufgenommenen Plans angezeigten Linie bis dahin zieht, wo fie 
auf die Linie trifft, welche in der Urkunde vom 17. November 1573 fejtgejezt worden ift und die von 
jenem Punkte A. Z. an jürberhin bis hinauf zum Gipfel der Alp von Areno in Übereinftimmung mit 
den Bejtimmungen der vorbenannten Acte als Staatsgrenze dienen joll, 


Artilel 2. 


Das Königreidy Jtalien dagegen verzichtet auf die Hoheit und alle feine Anſprüche, betreffend die 
Ap von Medaro bis zu jener Linie, welche von dem Sattel der Alp von Montefracchio von Diten 
nach Weiten ſich bis zur Alp von Forcareccio hinzieht. 
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Artikel 3. 

In Feithaltung der befagten Grenzlinie werden beide Regierungen Commifjarien ernennen, bie 
ſobald möglich fi auf Ort und Stelle zu begeben, die Sezung neuer Markfteine im gemeinfamen Ein- 
verftändnig nad der neuen Abgrenzungslinie vorzunehmen und genaue - Pläne über bie Grenzlinie und 
die gejezten Steine aufzunehmen haben werben. j 


Artikel 4. 

Die Pläne follen in doppelter Ausfertigung von ben beiberjeitigen MRegierungscommiffarien unter 
zeichnet und in die betreffenden Archive niedergelegt werden. 

Sollten bei der befagten Markſteinſezung ſich etwa Zweiſel erheben, jo werben die Commiſſarien 
auf Ort und Stelle nach den Grundſäzen natürlicher Billigfeit mit Rükſicht auf die örtlichen Verhält- 
niffe den Entſcheid geben. 

Artitel 5. 

Der Kanton Teffin wird bie Hoheit des Königreichs Italien inmert der im vorhergehenden Art. 1 
fejtgejegten Grenze anerfennend, Namens und für die Gemeinde Onjernone auf jeglichen weitern An- 
ſpruch verzichten, indem die Anftände zwifchen ben Grenzgemeinden Onfernone und Eraveggia fürberbin 
ausgeglichen jind. 

Artikel 6. 

Ju Entgegnung dejjen wird das Königreich Italien Namens und für die Gemeinde Eraveggia der 
jchweizerifchen Gemeinde Onſernone geben und als Eigenthum abtreten die Alp Medaro, welche gemäß 
der im Wrtitel 2 der gegenwärtigen Übereinkunft enthaltenen Bejtimmung der Grenzlinie dem ſchwei— 
zeriichen Gebiete einverleibt fein joll. 

Artikel 7. 

Der Kanton Teſſin verzichtet Namens und für die Gemeinde Onſernone auf das Necht, das dieſe 
bisher genoß, auf der Alp von Montefracchio zu holzen und Harz zu fanmeln (?), ohne daß ein anderes 
Recht, betreffend die benannte Alp, behauptet werben darf, welche leztere fortan zum Gebiet des König— 
reihs Italien gehören joll. 

Artikel 8. 

Um für die Erhaltung des vollftändigiten Wohlvernehmens zwifchen den Srenzbemohnern zu jorgen, 
werden die Art, 11 uud 12 des Vertrags von Barefe in die gegenwärtige Übereinkunft aufgenommen 
und es follen die Beftimmungen derjelben aud auf die ganze Länge der Linie ihre Anwendung finden, 
welche das dermalige Departement Agogna von dem jchweizeriichen Kanten Teſſin trennt. 

Artifel 11 des Bertrags von Vareſe. 

„Es ſoll gegenfeitig verboten und von feinerlei Wirkung jeglicher Vertrag oder jegliche Erklärung 
„jein, die unter den Grenzgemeinden nicht nur in Betreff der Grenzverhältniſſe, ſondern auch Hinsichtlich 
„ber Weiden, des Holzes ober andern Bodens von ihrem betreffenden Eigenthum zu Stande käme, injo- 
„Fern diesfalls nicht eine befondere Erlaubniß der Obrigkeit beigebracht würde.” 

Artikel 12 des Bertrags von Vareſe. 

„Um die gemeinfame Ruhe zu erhalten, werden hiemit alle Thätlichkeiten zwiſchen den betreffenden 

„Gemeinden ſowohl, als zwiſchen ihren Angehörigen verboten, und es joll im Fall von Störungen, 
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„Frevel oder Schaden aljobald und in guten Treuen die Entjhädigung von Seite des Urhebers ftatt- 
„Anden. Sollte diefelbe verweigert oder verzögert werben, jo hat das zuftändige Gericht dem ſich 
„beflagenden Beichädigten, ohne irgend weldye Beläjtigung mit Koften, jchnelles und ſummariſches Recht 
„angebeihen zu laſſen; wohl verjtanden jedoch nur, wenn der erfte Urheber jchuldig befunden und zum 
„Erjaz für das Gefrevelte oder Beichädigte angehalten worden tft." 


Artikel 9, 

In Bezug auf die bisher jtattgefundenen Repreffalien und Störungen jeder Art wird gegenfeitige 
Vergejienbeit für immer geboten ; mit Ausnahme des Borfalls vom 15. Augujt 1805, infofern die 
Zuräfitellung der Thiere noch nicht nach der Abrede und nach denjenigen Berjpredjungen jtattgefunden 
hat, die in Folge des Zufammentritts von Canobbio eingegangen worden. 


Artikel 10. 


Die gegenwärtige Übereinkunft fol der Gutheißung der zwei Megierungen unterftellt werden, auf 
weldye hin in Monatsfrift die unbedingten Ratificationen beider Theile zu erfolgen haben. 


Der Gejchäftsträger der jchweizerifchen Der Minifter des Innern des 
Eidgenofjenfchaft : Königreichs Italien: 
Marcaeci, di Breme. 


C. Röniglidzitalienifdye Batification des vorſtehenden Bertrages, 
vom 28, September 1806. 


NAPOLEONE I"", per la grazia di Dio et per le Constituzioni Imperatore dei Francesi, Re 
d'Italia. 

Eugenio Napoleone di Francia, Vice-Re d'Italia, Principe di Venezia, Arci-cancelliere di stato 
dell’ Impero Francese. 

Noi in virtü dell’ autoritä che si & stata delegata dall’ Altissimo ed Augustissimo Impera- 
tore et Re, nostro onoratissimo padre e grazioso sovrano, 

Vista Tadesione di Sua Maestä, apparente da dispaccio del Ministero delle Relazioni estere. 
5 settembre ceorrente, 

Approviamo la presente convenzione in ogni e singola sua parte, dichiariamo ch'essa & 
accettata, ratificata e confermata, e ne ordiniamo la relativa esecuzione, 

In fede di che le presenti sono firmate, controfirmate e munite del sigillo dello stato. 

Dalla nostra residenza li 28 settembre 1806. 

EUGENE NAPOLEON. 

Tl Consigliere di stato Pel Vice-Re 

Incaricato delle Relaziont estere; (L. $.) N Consigliere segretario di stato : 
Testı. L. VACCART. 
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D. AÄberſezung der vorſtehenden Königlich-italieniſchen Katificatien. 


Napoleon 1, durch Gottes Gnaden und durch die Conſtitutionen Kaiſer ber Franzoſen und König 
von Italien, 

Eugen Napoleon von Frankreich, Vicelönig von Italien, Fürſt von Venedig, Erzſtaatskanzler 
des franzöſiſchen Reichs, 

Wir — in Kraft des Amts, das uns von dem Allerhöchſten und Durchlauchtigſten Kaiſer und 
König, unferem verehrteften Vater und gnädigen Herrn, übertragen worden; — 

Nah Einficht der Beitrittserflärung Ihrer Majeftät, welche in dem Erlafje des Miniſters des Aus: 
wärtigen vom 8. laufenden September ausgeſprochen iſt, genehmigen die gegenwärtige Übereinkunft in 
jeden und allen Theilen, erflären diefelbe für angenommen, ratifieirt und bejtätigt und verorbnen deren 
reipective Vollziehung. 

Zu Urkund deſſen ijt Gegenwärtiges unterfertigt, gegengezeichnet und mit dem Staatsjiegel verjehen 
worden. 

In unjerer Mefidenz, den 28. September 1806. 

Eugen Wapoleon. 


Der Staatsrath, beauftragt Für den Bicekönig, 
mit den auswärtigen Angelegenheiten : der Staatsrathsfecretär : 
Teſti. L. Baccari. 


E. Tagſazungsbeſchluß vom 26. Juni 1807. 


In Folge des Tagſazungsbeſchluſſes vom 22. Auguſt 1803 über Regulirung der Unterhandlungen 
einzelner Kantone mit benachbarten Staaten, hat die Tagſazung ertannt: es ſoll der von dem Kanton 
Teſſin mit der italienischen Regierung abgejchlofjene Vertrag Beitand und Gültigteit haben. 


ss. 


Pertrag mit dem Königreich Italien, vom 15. Juli 1807, betreffend 
die Grenze zwiſchen der teffinifchen Gemeinde Onfernone 
und der italienifchen Gemeinde Diſſimo. 


A. Wortlaut des Bertrags, 


Acqua calda li 15 Luglio 1807. 
Recatosi il Sigr. Avvocato Schiera, giudice in Milano, ed il Sigr. Franzoni, membro del 
Piccolo Consiglio del Tieino, nell' oratorio cosi detto di Acqua calda per riassumere ulterior- 
mente la trattativa sulla questione insorta tra il comune di Dissimo Italiano, e di Onsernone 
Svizzero, in puuto di demarcazione dei confini fra li due comuni e li due stati; lo stesso 
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Sigr. Avvocato Schiera, valendosi dei poteri che gli sono stati conferiti dal suo Governo, ed il 
Sigr. Franzoni, valendosi egualmente dei poteri che ha ricevuti dal Piccolo Consiglio del Ticino, 
Confederazione Svizzera, sono passati ai seguenti appuntamenti. 


Articolo 1. 

La retta linea segnata nel tipo, che dal punto A diparte ascendendo diagonalmente sino al 
punto B, servir& di confine giurisdizionale e territoriale d’ora in avanti fra li due stati e fra le 
due comuni. 

Articolo 2. 

Il Cantone del Ticino rinuncierä a tutte le di lui pretese ragioni e diritti sopra la parte 
del bosco cosi detto del Corno sotto la Gronda, superiore alla linea del punto A, ove si uniscono 
le acque dell’ [sornia con quelle del fiume Acqua calda, dirigendosi rettamente sino al punto B, 
ove tocca il territorio di Dissimo a mezzogiorno. 


Articolo 3. 

Il Regno d'Italia rinuncierä invece all’ alto dominio ed a tutte le di lui ragioni su quella 
parte del bosco detta del Corno sotto la Gronda inferiore alla linea, e che dal punto A si dirige 
sulla stessa linea sino al punto B. 

Articolo 4. 

Il Cantone del Ticino, riconoscendo l’alto dominio del Regno d’Italia sul territorio compreso 
sopra la linea marcata nell’ antecedente articolo 2, rinuncia in nome e per liinteresse della 
comune d’Onsernone a qualunque diritto, restando cosi conciliata la differenza fra li due comuni 
limitrofi di Onsernone stesso et di Dissimo. 


Articolo 5. 
In correspettivo il Regno d’Italia, in nome e per l’interesse del suo comune di Dissimo, dä 
e cede in proprio a favore della comune Svizzera di Onsernone il possesso del bosco compreso 
sotto la linea indicata dall’ art. 3 della presente convenzione, 


Articolo 6. 

ll Regno d'Italia cede inoltre per la stessa comune di Dissimo a favore di quella di Onser- 
none il prezzo convenuto di vendita giä eseguita per parte degli Onsernonesi pel taglio del bosco 
del Corno sotto la Gronda, indistintamente pel correspettivo in via di transazione, cosi liquidato 
fra le parti e determinato in lire cinquecento di Milano, corrispondenti a lire trecento ottanta- 
tre e settantasei cent. Ital,, che questi ultimi pagheranno alla comunitä di Dissimo tosto che 
sarä ratificata la presente dai respettivi Governi, restando per tal modo convenuto, ch& la comunitä 
di Dissimo non poträ opporsi all’ esecuzione del giä seguito contratto di vendita entro il termine 
stabilito nello stesso contratto. 

Articolo 7. 

Ritenute le linee superiormente dette di confine, li due Signori Commissarj procederanno 

immediatamente alla provisoria posizione dei nuovi termini ed alla successiva indicazione sui 
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tipi giä presentati della nuova linea di confine e dei termini apposti, liquali tipi saranno formati 
in doppio et sottoscritti dagli stessi. 


Articolo 8. 


La presente convenzione verrä sottoposta all’ approvazione dei due Governi, seguendo laquale 
avrä luogo nel termine di un mese la ratifica pura e semplice d’ambe le parti. 


Avvocato FRANZONL Avvocato SCHIERA, Giudice, 
Gius. Rusca, Segretario. GIUSs. SCHIERA, Segretario. 


B. Deutſche AÄberſezung der vorftehenden Äbereinkunft. 


s Acqua calda, den 15. Juli 1807, 

Es haben fi) die Herren Advocat Schiera, Richter zu Mailand, und Franzoni, Mitglied 
des Kleinen Rathes von Teſſin, beim Bethaufe, genannt Acqua calda, eingefunden, um die Unterhand- 
lungen über die zwijchen der italienischen Gemeinde Diffimo und der jchmeizeriichen Gemeinde Onjer: 
none erhobene Streitfrage, zum Zwek ber Grenzbeftimmung zwifchen den zwei Gemeinden und ben 
zwei Staaten, aufzunehmen, wo dann Herr Schiera mit Vollmacht feiner Negierung, und Herr Franzoni 
mit Vollmacht des Kleinen Rathes von Teſſin, ſchweizeriſcher Eidgenoffenichaft, über folgende Beitim- 
mungen übereingefommen find. 

Artikel 1. 


Die gerade Linie, welche im Plan vom Punkte A in diagonaler Richtung fi nad) dem Punkte B 
binzieht, ſoll als Gerichtäherrlichkeits- und Hoheitsinarche zwifchen den beiden Staaten und Gemeinden 
angefehen werben. 

Artikel 2, 


Der Kanton Teffin wird auf alle jeine Anfprüche und Rechte auf das Gehölz, genannt Corno sotto 
la Gronda, oberhalb der Linie beim Punkt A verzichten, wo ſich die Wafjer der Iſarnia mit dem Fluſſe 
Acqua calda vereinigen, in gerader Linie bis zum Punft B, wo gegen Mittag das Gebiet von Diſſimo 
anftößt. 

Artikel 3, 


Das Königreich Ftalien wird hinwieder auf die Hoheit und auf alfe feine echte auf demjenigen 
Theil des Waldes Corno sotto la Gronda verzichten, der unter jener Linie liegt und fi) vom Punkt 
A unterhalb der Linie bis nach dem Punkte B hinzieht. 


Artikel 4. 


Der Kanton Tejfin, die Hoheit des Königreichs Italien über das im Artikel 2 bezeichnete Gebiet 
anerfennend, verzichtet im Namen und für die Gemeinde Onjernone auf jeden weitern Anſpruch, indem 
die Streitigkeiten der Grenzgemeinden Onfernone und Diffimo biemit erledigt find. 

8 


gg 
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Artikel 5. 
Hinwieder verzichtet bas Königreich Italien Namens und für bie Gemeinde Dijfimo auf den Befiz 
bes unter der im Art. 3 angezeigten Linie liegenden Waldes zu Gunften der ſchweizeriſchen Gemeinde 


Onjernone. 
Artikel 6. 


Das Königreich Italien tritt überdieß für die Gemeinde Diffimo an bie Gemeinde Onfernone ben 
vertragägemäß beitimmten Werth des Kaufes für das von den Angehörigen von Onfernone abgeholzte 
Wäldchen Corno sotto la Gronda ab, indem zwiſchen den Parteien alfo feitgejezt wird, daß jene 
von Onfernone denen von Diffimo 500 mailänbiiche Liren ober 2. 382, 72 €. italienischer Währung jo 
bald zu bezahlen haben, ald Gegenwärtiges von ben betreffenden Regierungen ratificirt fein wird ; wobei 
zugleich einverftanden ift, daß bie Gemeinde Diffimo dem bereits erfolgten Vollzug des Kaufes inner 
dem durch ben Vertrag fetgefezten Termind ſich nicht widerjezen kann. 


Artitel 7. 
Mit Einhaltung der oben befagten Grenzlinie werden bie Herren Eommiffarien fofort zu einftweiliger 
Sezung der neuen Grenziteine und zu allmäliger Einzeichnung der neuen Grenzlinie und der gefezten 
Steine in bie vorliegenden Pläne fchreiten, welche leztere in doppelter Ausfertigung von benjelben unter- 


fertigt werben follen. 
Artilel 8. 


Die gegenwärtige Übereinkunft foll der Genehmigung der beiden Regierungen unterworfen werden, 
auf welde dann in Monatsfriſt die einfache Ratification zu erfolgen hat. 
Abvocat Franzoni. Advocat Schiera, Richter. 
Hof. Rusca, Secretär. Hof. Schiern, Secretär. 


C. Bönigliditalienifdye Batification der vorftchenden Übereinkunft, 
vom 24, September 1807. 


NAPOLEONE I", per la grazia di Dio e per le Costituzioni Imperatore dei Francesi, Re 
d'Italia, Prottettore della Confederazione Renana. 

Eugenio Napoleone di Franeia, Vice-Re d'Italia, Principe di Venezia, Arci-cancelliere di 
Stato dell’ Impero francese. 

Noi in virtü dell’ autoritä che ci & stata delegata dall’ Altissimo ed Augustissimo Impera- 
tore e Re, nostro onoratissimo padre e grazioso sovrano, 

Approviamo la presente convenzione in ogni e singola sua parte, dichiaramo ch’essa & accettata, 
ratificata e confermata, e ne ordiniamo la relativa esecuzione. 

In fede di che le presenti sono firmate, controfirmate e munite del sigillo dello Stato. 


Dalla nostra residenza di Monza li 24 Settembre 1807. 
EUGENE NAPOLEON. 


Tl Consigliere di Stato (L, $.) Pel Vice-Re 
Incaricato delle Relazioni estere in Milano 1 Consigliere Segretario di Stato 
Tesrtı. L. VACCARI. 
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D. AÄberſezung der vorftehenden Ratification. 


Napoleon L, durd Gottes Gnaden und die Conſtitutionen Kaifer der Franzofen, König von 
alien, Protector des rheinischen Bundes. 

Eugen Napoleon von Frankreich, Vicelönig von Italien, Fürft von Benedig, Erzftaatstanzler 
des franzöfifchen Kaiferreichs, 

Wir, in Kraft des Uns von dem Allerhöchſten und Erlauchteſten Kaifer und König, Unferm ver- 
ehrteften Herrn und Vater übertragenen Wıntes, genehmigen bie gegemärtige Übereinkunft in allen und 
jeden Theilen, erklären diefelbe für angenommen, vatificirt und bejtätigt und verorbnen deren rejpective 
Bollziehung. 

Zu Urkund deſſen ift Gegenmärtiges unterzeichnet, gegengezeichnet und mit dem Staatsfiegel ver- 
ſehen worden. 


In unſerer Reſidenz zu Monza, den 24. September 1807. 
@ugen Rapoleon. 


Der Staatsrath (L. $.) Für den Bicelönig, 
im Deinijterinm des Auswärtigen zu Mailand : Der Staatsfetretär: 
Tefti. 8, Baccari. 


E. Gagfazungsbefdjluß vom 18. Juli 1808. 


Überzeugt, daß obgemeldte Convention den Rechten der übrigen Kantone umd den Vorſchriften der 
Mediation feineswegs zuwiderlaufend fei, erflärt bie Tagfazung, es könne demnach diejelbe in bie Kraft 
eines wirklichen Vertrages übergehen. 


24. 


Grenzverhältniffe zwiichen der Schweiz und Frankreich betreffend das 
Dappenthal, 


A. Berbalproceh vom A. October 1805, über Abtretung des Bappenthals von Seite 
des Kantons Waadt an Trankreid). 


Nous JEAN CLAUDE AUBERT, Ingenieur en Chef de premiöre classe du corps imperial des 
ponts et chaussdes du Departement du Jura, Commissaire délégué par Sa Majeste l’Empereur 
des Frangais, Roi d’Italie, par suite de l’arröt& du vingt-sept Vendömiaire an onze, pour con- 
courir avec le Commissaire du Gouvernement helvstique à la demarcation de la partie de la 
montagne de la Tuffe et de la Vall6e des Dappes, jusques au sommet de la Döle, cédée à la 
France par le Senat helvdtique, suivant la declaration du 13 Aoft 1802, signde par le secre- 
taire d'’Etat aux Relations exterieures de cette Röpublique, pour l’&tablissement d'une route ten- 
dante des Rousses ä Ger. 
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Etant accompagne de M. Albert Levaillant, Ingenieur ordinaire au mêmé corps, 

Et Nous Frangois Louis Duvillard, Pierre Louis Roguin, membres du Grand Conseil du 
Canton de Vaud, et Jean Henry Ansermier, membre du Bureau de liquidation des dixmes et 
cens, Commissaires du dit Canton, par arrät du Petit Conseil, du 18 Septembre dernier, ä l’effet 
de concourir avec monsieur le Commissaire frangais au projet de rectification des limites entre 
la France et ce Canton, 

Nous &tant r&unis au lieu dit la Cure, situ& sur la route de St. Cergues aux Rousses, avons 
parcouru les anciennes limites qui bordent la frontiere du cöt6 des Rousses, et nous sommes 
transport& ensuite au sommet de la montagne de la Döle, oü nous avons &tabli une ligne (de 
nouvelle demarcation sur la cr&te d’une chaine de rochers qui rögne le long de la dite mon- 
tagne entre les päturages du plateau de la Döle et ceux du Pr&-Paradis, comme &tant la limite 
la plus naturelle et la plus marquante; apres quoi nous avons arräte deux points aux deux 
extr&mitös de cette ligne, l’un au midi d’oü nous avons trac& une ligne dans la direction du 
Mont du Chat, rencontrant la limite existante entre le Pays de Gex et ce Canton à la distance 
de soixante .et un mötres, soixante quinze centimötres ou de vingt-une toises einq pouces (la 
toise de 9 pieds de Roi) au couchant de la quarante-neuviöme et ancienne borne; et l’autre 
point au nord, d’oü nous avons trac& une autre ligne se dirigeant sur Ja borne ancienne No. 9 
plac6e sur le penchant du Noir-Mont, et traversant la route de St. Cergues aux Rousses sur la 
montagne de la Gevrine, oü nous avons fait planter plusieurs piquets d’alignement, lesquelles 
lignes et limites sont indiqu6es sur le plan qui est joint au pr&sent rapport. 

D'oü il resulte que le terrain compris entre l'ancienne et la nouvelle d&marcation contient 
dix-neuf-cent-trois hectares, vingt cinq centiares, ou cing-mille-six-cent quarante poses, cent 
quatre-vingt-deux toises et quarante pieds (la pose de 400 toises de 9 pieds de Roi) tant en 
bois que päturages, chälets et dix maisons faisant partie du village de Cressonnieres, 

Ensuite nous Commissaires du Canton de Vaud avons demandé, conform&ment au prescrit 
de nos instructions, à Mr. le Commissaire de France, de vouloir bien nous faire connaitre les 
parties du territoire frangais que son Gouvernement se propose de céder en compensation d’apres 
l’Art. 8 du Traite d’alliance en date du 27 septembre 1803. A quoi il nous a repondu qu'il 
n’etait point autorise par ses instructions A traiter de cet objet. 

Vu cette réponse, et n’etant point d’ailleurs autorises ä fixer par des bornes invariables 
les lignes de d&marcation nouvellement trac&es et indiqudes par des repaires et piquets, nous 
lui avons röpliqu& que nous en ferions rapport ä notre Gouvernement. 

Monsieur le Commissaire de France ayant ensuite fait part à messieurs les Commissaires 
du Canton du Vaud, qu'il éêté charg& de reconnaltre de concert avec eux l’&tat des bornes et 
limites entre la France et le dit Canton, depuis le lac de Geneve jusqu’au comté de Neuchätel, 
en consequence nous les Commissaires des deux Etats avons parcouru la ligne de separation des 
la premiere borne place au bord du lac, lieu dit en Braille, montant et traversant la montagne 
jusqu’ä la borne placde ä la source de la Valserine à lextrémité meridionale de la Vallde des 
Dappes, et nous avons reconnu que toutes les bornes placdes sur cette ligne ancienne au nombre 
de quatre-vingt-une, designdes dans les procös-verbaux du 15 Novembre 1774 et 21 Aodt 1761, 
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existent telles qu’elles y sont indiqudes, sauf celle No. 27, proche du pont de Grilly sur la 
riviere de la Versoix qui a été enlevee, celle Nr. 32 placde au bord de la dite riviere, qui est 
tombee dedans par l’effet du courant qui a entraine la berge sur laquelle elle &tait &tablie, et 
celles Nos. 4. 7. 9. 14. 16. 17, 18. 22. 23. 31. 42. 59 et 61 qui sont cassdes et dont la base 
existe dans les places qui sont indiqudes par les susdits procös-verbaux, lesquelles bornes enlevees, 
deplacdes et cassdes demandent ä 6tre retablies. Ayant d’ailleurs observ& qu’il n'est pas necessaire 
de placer des entre-bornes, celles existantes &tant en nombre suffsant pour determiner par- 
faitement la limite, et vu que la saison est trop avancee pour pouvoir se promettre de parcourir 
le restant des limites jusqu’au comt6 de Neuchätel avant le mauvais temps, nous les Commissaires 
respectifs avons ajourne ä l’annde prochaine le reste des operations relatives ä nos commissions, 
Fait double à Tannay ce 12 Vendemiajre an XIV. — 4 Octobre 1805. 


Fs. Ls. DUVILLARD. 
ÄAUBERT. Bocum. 
LE VAILLANT. ANSERMIER. 


B. Berbalprocei vom 7. Hovember 1807 über den nämlichen Gegenftand. 


Par suite du proces-verbal ci-dessus ä la date du douze Vendämiaire an quatorze ou quatre 
Octobre dix-huit-cent-cing, nous Jean Claude Aubert, Ingenieur en Chef de premiere classe des 
ponts et chaussdes au d&partement du Jura, en execution de notre commission du vingt-sept 
Vendemiaire an onze, étant accompagne de monsieur Le Faillant, ingenieur ordinaire au m@me corps, 

Et nous Frangois Louis Duvillard, membre du Grand Conseil du canton de Vaud, Andre 
Urbain Delaflöchöre- Beausobre, membre du m&me Conseil, lieutenant du Petit Conseil dans l’ar- 
rondissement de Nyon, et Jean Henry Ansermier, Commissaire general, tous trois Commissaires 
du canton de Vaud par arrät& du Petit-Conseil du cing Octobre dix-huit-cent-sept, 

Nous &tant de nouveau r&unis le vingt Octobre de la m&me annee au lieu dit la Cure, 
territoire des Rousses, à l’effet de continuer la reconnaissance des bornes et limites entre la 
France et le Canton de Vaud depuis le lac de Geneve jusques au comt& de Neuchätel, sommes 
partis de la borne numérotée 9, situde sur le penchant du Noir-Mont, point commun à l’ancienne 
et nouvelle delimitation relative à l’6tablissement de la nouvelle route des Rousses à Gex par 
la Vallee des Dappes, avons parcouru les limites jusques au comt& de Neuchätel et fait la 
reconnaissance de toutes les bornes qui y ont été placdes conformöment au procös-verbal de 
reces signe le vingt de Septembre seize-cent-quarante-huit, à celui de leur plantation dresse par 
les Commissaires de France et du Canton de Berne le 31 Juillet seize-cent-quarante-neuf et 
ä ceux du vingt-neuf Aoüt, vingt-huit Septembre, quatorze Octobre dix-sept-cent-einquante-un, 
du six Septembre, vingt-sept du même mois, six Octobre dix-sept-cent-cinquante-deux et aux 
plans dresses la m&me anne, lesquelles bornes au nombre de deux-cent-deux nous avons trouvdes 
numerotees en trois s6ries. 

La premiere serie à partir des limites du comt& de Neuchätel (pour nous conformer ä 
l'ordre etabli par les procös-verbaux de 1751 et 1752) rögnant le long du ci-devant Bailliage 
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d’Yverdon, comprend cinquante-six bornes, que nous avons reconnues &tre dans l’emplacement 
qui leur a été fix& par les procös-verbaux et plans ci-devant relates, mais dont celles numé- 
rotees 2. 6. 7. 15. 23. 24 et 53 sont cassdes et demandent ä &tre remplacdes. 

La deuxi&me serie regnant le long du ci-devant Bailliage de Romainmotier comprend cent- 
trente-sept bornes, que nous avons reconnues places conform&ment ä ce qui a été prescrit par 
les procös-verbaux et plans dont il vient d’6tre question, ä l'exception de celle numérotée 13 
qui est enlevee, et qu'il faut retablir, ainsi que celles numérotées 26. 84. 85. 86 et 87 qui sont 
cassdes, la date de celle numerotee 27 qui doit @tre de 1649 suivant les procös-verbaux est 
effacde; celles numerotdes 49, 126 et 133, sont entierement couchees, il faut les replanter. 

La troisiöme serie rögnant sur une partie du ci-devant Bailliage de Nyon, comprend, jusques 
et compris la borne commune à l’ancienne et nouvelle delimitation, neuf bornes que nous avons 
reconnues se trouver dans l’emplacement qui leur a été fix& par les procös-verbaux et plans 
ci-devant relates. 

Nous avons aussi reconnu que toutes ces bornes 6taient assez rapprochees les unes des 
autres, pour qu’il ne soit pas necessaire d’en mettre d’intermödiaires, en observant cependant 
que les tranchees ouvertes autrefois sur les lignes de limites dans les parties de for&ts n’existant 
plus, il est trös-diffieile de decouvrir les bornes ä travers les arbres et broussailles, ce qui 
donne souvent lieu à des contestations et à des möprises, cela gène d’ailleurs le service des 
Douanes et de l’Administration forestiere, Nous croyons qu’il est de la plus grande urgence de 
faire retablir les tranchees ouvertes anciennement et de les entretenir sur une largeur de six 
metres, ou deux toises de neuf pieds de Roi. 

Nous avons observé aussi qu'il serait possible d’effacer quelques angles des lignes tortueuses 
qui forment les limites; mais il en resulterait bien peu d’avantages et beaucoup d’inconvenients; 
car les bornes limitent le plus souvent des propridt&s particulieres, qui se trouveraient alors 
partie sur une souverainete et partie sur l’autre, 

Nous pensons done qu’il convient de maintenir les limites telles qu’elles sont &tablies dans 
cette partie. 

Fait double à Nyon, le sept Novembre mil-huit-cent-sept. 

Fs. Ls. DuvILLarD. 
AUBERT. ANSERMIER. 
LE VAILLANT. LAFLECHERE-BEAUSOBRE. 


(. Berbalproceh vom 10. Movember 1807 über den nämliden Gegenftand. *) 


Nous JEAN CLAUDE AURERT, Ingenieur en Chef de premiere classe du corps impérial des 
ponts et chaussdes au Departement du Jura, par suite de notre commission du 27 Vendemiaire 


*) Die Ratificalion der vorftehenden Verbalprocefie ſowohl von Seite der faiferlic-Franzöfifgen Regierung, als von Seite 
der Regierung des Kantons Maadt, konnte nicht ermittelt werden. Auch die Verwendung des Landammanns der Schweiz für 
Ausmittlung einer Entjhäbdigung zu Bunften des Kantons Waadt ift von Seite der laiſerlich-franzöſiſchen Regierung unbe 
antwortet geblieben. 
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an XI, relative ä une nouvelle d&marcation entre la France et le Canton de Vaud, &tant accom- 
pagn& de Monsieur Albert Le Vaillant, Ingenieur ordinaire du m@me corps, 

Et Nous Frangois-Lowis Duvillard, membre du Grand Conseil du Canton de Vaud, Andre 
Urbain Delaflöchere-Beausobre, membre du möme Conseil, lieutenant du Gouvernement dans 
Varrondissement de Nyon, et Jean Henri Ansermier, Commissaire general, tous trois Commis- 
saires du Canton de Vaud par arr&t& du Petit Conseil du 5 Octobre 1807, pour procéder à la 
dite delimitation. 

Nous les commissaires susdits, autoris&s par nos Gouvernements respectifs, avons, aprös 
avoir fait ouvrir une tranchde dans les for&ts qui existent entre le sommet de la Döle et le Noir- 
Mont procédé ainsi qu’il suit ä la plantation des bornes sur les lignes arretées par le procds- 
verbal du 12 Vend@miaire an XIV ou 4 Octobre 1805. 

Partant de l'ancienne borne de delimitation numerotee 9 situee sur le penchant du Noir- 
Mont et tirant ä l'extremite de la cr&te du cöt& du nord de la chalne de rochers qui couronne 
la montagne de la Döle et separe le plateau de la dite montagne des päturages du Pr&-Paradis, 
laquelle ligne forme avec celle tirde de la borne numerotee 9 à celle numerotee 8 place au 
sommet du Noir-Mont un angle de cent quarante deux degrés, dix minutes; nous avons fait 
planter une borne ä quatre cent quatre vingt-dix metres, (le metre de 3 pieds 11 lignes de 
Roi) de la borne numerotse 9, le tout mesurd ainsi que les dimensions ei-apr&s suivant les 
pentes du terrain, placde sur une ardte de monticule dans le päturage du Solliat, laquelle 
borne sera numerotee 10, 

De là suivant toujours la m&äme ligne, nous avons fait planter une borne à deux cent 
einquante trois mötres de distance sur un cr&t isol& dans le m&me päturage du Solliat, laquelle 
sera numerotee 11. 

A cing cent cinquante sept mötres de distance de cette borne et dans la me&me direction, 
nous avons fait planter sur le erêt le plus &lev& du bois de la Gevrine une borne qui sera 
numerotde 12, 

A cing cent huit mötres de la pr&c&dente et sur la m&me ligne, nous avons fait planter ä 
la sortie du bois de la Geyrine une borne qui sera numerotde 13. 

A deux cent quatre vingts mötres de la pr&cödente nous avons fait planter sur la m&me 
ligne au-de lä et joignant la route de St. Cergues sur les päturages de la Gevrine une borne 
qui sera numerotee 14. 

A deux cent soixante dix mötres de la pr&c&dente et suivant toujours la m&me ligne, nous avons 
fait planter sur une petite hauteur des päturages de la Trelasse une borne qui sera numérotée 15. 

A trois cents metres de la prec&dente et suivant toujours la möme ligne, nous avons fait 
planter sur le cr&t de la Trelasse au couchant du chälet et au levant du creux de Chesery une 
borne qui sera numerotte 16. 

A trois cent quatre vingt dix-huit mötres de la précédente et sur la méême ligne, nous 
avons fait planter au sommet de la Combe derriöre la Trelasse une borne qui sera numerotee 17. 

A cent quatre vingts m&tres de la pr&c&dente suivant la m&me ligne, nous avons fait planter 
sur un cr&t de Cuvaloup, une borne qui sera numérotée 15. 
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A cing cent quatre vingt huit mötres de la pr&c&dente, nous avons fait planter au sommet 
du grand cr&t de Cuvaloup une borne qui sera numerot& 19. 

A trois cent mötres de la pröcedente, et sur la m&me ligne, nous avons fait marquer d’une 
croix la roche de Putle chaud, sur laquelle il n’a pas été possible de placer une borne, ce point 
sera nunerotee 20. 

A sept cents mötres du point pr&cedent et sur le premier cr&t de la Döle, extrömite de la 
ligne précédente, point fixe, invariable, nous avons fait planter une borne qui sera numerotee 21. 
Les bornes entre celle-ci et celle numerotee 9 seront les intermödiaires entre ces deux points fixes. 

De la borne numérotée 21, la delimitation sur six cent quatre vingts metres de longueur 
suivra exactement la cr&te bien dessinge du rocher qui règne entre la plate-forme de la Döle 
et les päturages du Pre-Paradis; à l’extr&mit6 de cette erête le rocher ne permettant pas d'y 
placer une borne, il sera grav& pour eu tenir lieu une croix avec le numéro 22, 

De ce point qui est celui de cette cr&te du cöt& du midi, cit& dans notre proces-verbal du 
12 Vendemiaire an XIV ou 4 Octobre 1805, nous avons fait planter à quatre cent cinquante- 
eing metres de distance, sur le sommet d’un er&t formant un cöne, une borne qui sera nume- 
rote 23. 

A ce point Monsieur le Commissaire frangais à observ& qu'il conviendrait de deroger au 
procös-verbal du 12 Vendemiaire an XIV ou 4 Octobre 1805, en abandonnant la ligne se diri- 
geant sur le sommet du Mont du Chat et lä tirant ä la borne numerotse 49, qui se trouvant 
ä la sommit& de la gorge qui s6pare la Döle du Mont du Chat serait un point de delimitation 
plus remarquable et plus naturel que celui pröc&demment indiqu& sur le penchant de cette gorge 
du cöt& du couchant, ä quoi messieurs les Commissaires du Canton de Vaud ont obtempere 
d’aprös l’autorisation formelle qu'ils en ont regue du Petit Conseil par lettre du 8 du pr&sent 
mois de Novembre. 

En consequence en nous dirigeant sur la dite borne numero 49 et ä onze cent-quatre vingt 
seize mötres de distance de la pröc6dente, nous avons plante une borne intermediaire qui sera 
numerot6e 24 et qui se trouve & deux cents metres de distance de l’ancienne borne 49 oü finit 
la nouvelle dölimitation. 

Ce changement de direction augmente la surface du terrain cédé ä la France de quatre 
hectares, quarante sept centiares ou treize poses et quart. 

Laquelle delimitation donne en toute souverainetö & la France, sans prejudicier toutefois 
aux propriötös’ des particuliers et ä leur jouissance, tout ce qui est au couchant des differentes 
lignes qui la forment et laisse au Canton de Vaud ce qui est au levant. Bien entendu toutefois 
que la dite delimitation reste soumise à la ratification des Gouvernements respectifs, sans laquelle 
elle serait regardde comme non avenue. 

Messieurs les commissaires du Canton de Vaud reiterent la demande d’une compensation 
qu'ils ont dejü consignee dans le proces-verbal du 12 Vendemiaire an XIV ou 4 Octobre 1805. 
Ils font aussi la demande formelle que la partie de la route qui communique de leur Canton 
aux Rousses et qui faisait ci-devant partie de celle de leur Canton à la capitale de la France 
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et se trouvant par la nouvelle dölimitation sur le territoire frangais, soit towjours entretenue 
en bon tat, cette route &tant de la plus grande importance pour le canton de Vaud. 
Fait ä double ä St. Cergues, ce dix Novembre mil-huit-cent-sept. 


AUBERT. 

LE VAILLANT. 

Fs. LS. DUVILLARD, 
LAFLECHERE-BEAUSOBRE. 
ANSERMIER, 


D. Tagſazungsbeſchlußß vom 19. Zuli 1808. 


Nach jorgfältiger Eimficht fammtlicher auf die Abtretung bes Dappenthals Bezug habender Acten⸗ 
ſtüke jowohl, als des vorgelegten Plans, welcher jeiner Zeit in das eidgenöffische Archiv niedergelegt 
werben joll, hat die Tagſazung, da der 8. Wrtifel des Allianztractats für Länderabtretungen den 
Grundjaz einer gerechten und anftändigen Vergütung aufgeftellt hat, mit zwei und zwanzig Stimmen, 
unter Vorbehalt der Ratification, erfannt: 

„Daß dem Kanton Waadt die nachgefuchte Genehmigung und Vollmacht bewilliget und Sr. Ercellenz 
„den Landammann ber Schweiz aufgetragen werde, zu Erlangung einer angemefjenen Territorial-Ent- 
„Shädigung für den Kanton Waadt mit angewohnter Klugheit und Vorficht feine bejte Verwendung im 
„Namen dev Tagfazung eintreten zu lajjen." 


25. 


Beilegung von Anſtänden zwiſchen den Kantonen Graubünden und 
Teſſin. 


A. Übereinkunft vom 5. April 1808, ſowie Genehmigung derſelben durch den 
Rleinen Bath des Kantons Eeffin. 


Bellinzona, 5 Aprile 1808. 

Il Piceolo Consiglio del Cantone Ticino, presieduto dal consigliere di Stato Frasca, e i 
sottoseritti signori delegati, cioé: per parte del Cantone dei Griggioni e distretto di Mesolcina, 
i signori Landrichter e governatore Don Clemente a-Marca, Domenico Togni, Landamano in carica, 
Landvogt de Sacco, molto reverendo canonico Don Pietro Togni, Landrichter Teodoro de Castel- 
berg; e per parte del distretto di Bellinzona li signori avvocato Giuseppe Ghiringhelli e Filippo 
Paganini di Bellinzona, molto reverendo Tommaso Zezzi, curato di Lumino, e consigliere Paolo 
Poletti di Giubiasco; eiascheduno in conformitä delle loro rispettive facoltä, state qui presentate, 
e per quanto li concerne, salve inoltre le ratifiche d’ambedue i Governi, che si cambieranno in 
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Bellinzona il giorno 10 Maggio prossimo futuro, avendo quest’oggi in altra delle sale d’udienza 
del prelodato Piccolo Consiglio ripreso le trattative, onde portarne ad un termine di scambievole 
soddisfazione le vertenze sussistenti fra gli abitanti del distretto di Bellinzona, Cantone Ticino, e 
quelli della Valle Mesoleina, Cantone dei Griggioni, ed altri oggetti, trattative giä cominciate in 
altri tempi, e specialmente nel prossimo passato mese di Ottobre, sotto gli auspicii dell IIImo. 
sigr. consigliere di Stato Hirzel di Zurigo, in allora commissario speciale di Sua Excellenza il 
sigr. Landamano della Svizzera, e coll’ intervento dei signori Landrichter Teodoro de Castel- 
berg di Dissentis, deputato del Cantone Griggione, e del consigliere di Stato Giuseppe Rusconi, 
per il Cantone Ticino ; dopo avere diffusamente discusso le rispettive loro ragioni, hanno defini- 
tivamente convenuto nei seguenti articoli, ai quali danno la forza di convenzione, affinehè siano 
in ogni tempo avvenire osservati. 

1° Relativamente al diritto di ascolo e pascolo fra i termini giurisdizionali, ed il riale di 
Lumino, preteso promiscuo da quelli di Roveredo e San Vittore con quello di Lumino, resta 
convenuto che, la questione vertente sul preaccennato diritto, sara rimessa, come infatti presente- 
mente si rimette pienamente ed inappellabilmente all’ arbitrio e decisione di due arbitri, i quali 
saranno nominati dalle rispettive parti interessate nel termine di dieci giorni dalla sottoscrizione 
della presente convenzione, ben inteso, che l’arbitro ticinese sarä nominato di concerto dal Dis- 
tretto e dalla comune di Lumino, o rispettivi loro rappresentanti. Gli arbitri nominati dovranno 
portare la loro decisione sul punto in questione nel termine di un mese, da contarsi dal giorno 
della ratifica della presente convenzione. 

Se gli arbitri non anderanno d’accordo nella decisione, passeranno alla nomina del terzo in 
soggetto estraneo ai distretti di Mesoleina e Bellinzona; e se su di questa nomina non andassero 
d'accordo, eiascuno di essi proporrä un candidato, e la sorte deciderä pel terzo arbitro fra questi 
due nominati. Il terzo porterä la sua decisione nel termine di due mesi da contarsi dal giorno 
della sua elezione, Similmente resta convenuto, che qualora tanto i primi due arbitri, quanto 
il terzo, al caso non possano conciliare amichevolmente le parti, abbiano a decidere de jure et 
egquo, e como si disse inappellabilmente. 

2° Sul punto della domandata demolizione e abolizione della peschiera a monta situsta sulla 
Mosa, poco al dissopra del confluente di detto fiume col Ticino, si conviene e resta stabilito, 
che debba essere totalmente demolita, abolita e soppressa per ogni tempo avvenire. Sarä pero 
data ai proprietarj della peschiera una indennizzazione di lire settemille correnti di Milano per 
parte del distretto di Mesoleina, e di lire mille al corso cantonale del Ticino per parte della 
cassa del Cantone Ticino; e queste ultime la detta cassa le pagherä in compenso dell’ emolu- 
mento e analoghe onoranze, provenienti dalla dispensa della penale comminata dell art. 205 dello 
statuto di Bellinzona, che ha a s& avvocate per intiero, come sotto alle lettere d. e e. ecc., perö 
riservato al distretto di Bellinzona il diritto di poter stabilire in detto fiume Mcesa delle peschiere 
a dismonta, e queste nei tempi soliti, cioé dalle calende di Ottobre di ciascun anno sino al primo 
del mese di Marzo dell’ anno susseguente. 

3° Quanto alla pretesa dimunizione degli aggravj soliti a pagarsi nel distretto di Bellinzona 
pel transito dei legnami, provenienti dal fiume Moæsa, resta stabilito e convenuto innalterabilmente 
per ogni tempo futuro quanto segue: 


cu. 
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a. Per tutti i legnami provenienti dalla Mesolcina, soltanto che i negozianti di Jegname 
Mesolcinesi o altri, intendono di far transitare pei fiumi Mosa e Ticino, essi dovranno chiedere 
il permesso di transito al Governo, notificando contemporaneamente la qualitä, la marca ed il 
numero de! legname d’ogni condotta. j 

Tosto che il Governo avrä concesso il permesso, farä conoscere alle rispettive comuni inte- 
ressate la marca e numero dei legnami che dovranno transitare. 

Nel permesso che otterranno dal Governo, verrä compresa l’esenzione della penale comminata 
dall’ art, 205 dello statuto di Bellinzona, quando per infortunio o per caso fortuito succedesse lo 
sbando del legname notificato. 

b. Inoltre pagheranno al Governo del Cantone Ticino lire settanta di Milano all’ attuale 
corso di Bellinzona per ogni mille borre di misura che transiteranno, ed altre lire settanta simili, 
che saranno incassate a favore e beneficio delle comuni componenti l’attuale distretto di Bellinzona. 

c. Per tutti gli onorarj che si pagavano ai commissarj e loro ufficiali, sedute ed onorari di 
Consiglio, di rogito d’istrumento e presentazione di memoriale, pagheranno alla Cancelleria del 
Piccolo Consiglio del Cantone Ticino, per ogni condotta di borre, numero dieci luigi d'oro effettivi, 
ritenuto a favore del Governo per i bisogni dei castelli quattro borre per ogni condotta da 
scegliersi a piacimento, quando non si preferisca di ricevere in denaro il loro corrispondente 
valore, il quale resta fissato in lire sessanta all’ attuale corso di Bellinzona. 

d. Nel caso come sopra si pagheranno pure per ogni condotta di travi, e ripartibili metä 
al Cantone e l'altra metä alle suddette comuni Bellinzonesi numero due luigi d’oro eflettivi per 
ogni cento travi, che in caso d’infortunio transitassero sbandati. Rapporto poi ai travi, che pas- 
seranno collegati, pagheranno due soldi cadauno alla chiesa collegiata di Bellinzona, 

e. Per le visite solite a farsi ogni anno a motivo del passaggio del legname proveniente 
dalla Mesolcina, i menzionati negozianti di legna pagheranno allo stesso Governo la tassa consueta 
di lire quattrocento cinquantasei di Milano all’ attuale corso di Bellinzona, ripartibili per un 
quinto al Cantone e gli altri quattro quinti al distretto di Bellinzona, dovendo essere ripartiti 
nella stessa proporzione gli incomodi della visita; riservati i diritti del Governo per le altre 
visite del legname proveniente dal Ticino. 

f. Per ogni condotta di borre transitanti sul predetto territorio Bellinzonese pel fiume Ticino, 
e sortenti dalla Mosa, continueranno ad eseguire il consueto pagamento di lire ottanta di Milano 
al corso attuale di Bellinzona per ogni mille borre di misura alla veneranda chiesa collegiata 
di Bellinzona, e ciö per tutti quei titoli che alla medesima competono. 

9. Per ogni settemille capi borretti di numero ad uso di fuoco, si pagherä come in ragione 
di mille borre di misura, e cosi in proporzione; tali borretti non potranno eccedere la lunghezza 
di quattro braceia, ed il loro transito non poträ durare che sino al 25 del mese di Maggio di 
ciascun anno, salvo sempre al Governo del Ticino di accordare una proroga di quindici giorni 
eirca per mancanza d’acqua ed altre circostanze imperiose. La suddetta proroga sarä accordata 
gratis. 

h. Riguardo ai danni di qualunque natura, cagionabili in generale dal legname transitante, 
si pagherä dai mercanti ai danneggiati il terzo del danno risultante ai beni comunali, particolari 
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e ripari giusta la stima da farsi anteriormente dagli stimatori giurati delle rispettive comuni ; 
a riserva perö del ponte sulla Moesa, il quale, in caso di rovina totale o di parziale guasto, dovrä 
essere rimesso 0 ristaurato perfettamente e pienamente a carico dei mercanti come per lo passato. 

i. Finalmente tutti li negozianti di legna, che faranno transitare tale merce, proveniente 
dalla Mesoleina, saranno tenuti di dare un’ idonea sigurtä solidaria benevisa al Governo, possi- 
dente ed abitante nel distretto di Bellinzona, tanto pel risarcimento dei danni cagionabili dalla 
legna alle proprietä particolari, comunali e cantonali, quanto per tutti li pagamenti convenuti 
come sopra a causa del transito del legname, 

Con tale convenzione resta derogato a qualunque altro convenuto, atto, patto e pratica, 
che fossero in opposizione alla medesima, per ciö che riguarda il distretto di Bellinzona, ritenute 
nel restante le pratiche e convenzioni in oggi vigenti nel distretto di Locarno. 

Le parti rispettive si obbligano ad eseguire ed osservare in ogni tempo avvenire la presente 
convenzione, sotto pena della rifazione d'ogni danno e spesa. 

4° Riguardo agli aggravj, che si pagano dai pecoraj esteri transitanti sul Bellinzonese, si 
ritiene quanto venne giä stabilito su di questo particolare, con risoluzione del Gran Consiglio di 
questo Cantone nell’ anno 1805, la quale trovasi attualmente deseritta in un appendice della 
tariffa daziaria del Cantone Ticino. 

Si continuerä pure a pagare dai suddetti pecoraj: 


a. In Bellinzona i soliti dieei soldi per ogni cento pecore, montoni e simili a favore del 
borgo e territorio, come lo passato. 

b. Continueranno pure nelle altre communi del Cantone li consueti pagamenti a norma del 
praticato. 

e. Si pagherä egualmente alla mensa vescovile di Como il solito crocione per ogni mandra, 
per tutti quei titoli che alla medesima si appartengono. 


5° Si conviene pure, che i pagamenti giâ eseguiti giusta la convenzione del 1782, e per 
qualunque altro titolo alla regenza e camera economica del distretto di Bellinzona pel transito 
dei legnami, debbano ritenersi per ben fatti. 

6° In punto poi ai riclami portati al Governo del Cantone Ticino per parte della gran 
comune di Dissentis sopra alcuni pedaggi, che si asserisce esigersi nella Valle di Blenio, in 
opposizione ad una pretesa antica convenzione, che reciprocamente dispensava da simili aggravj 
la popolazione dei succennati luoghi, sia per le persone e bestiame provenienti esclusivamente 
dai medesimi, sia pei generi di sussistenza loro bisognevoli per proprio uso, resta convenuto, 
che il Governo del Cantone Tieino farä cessare l’esazione dei pedaggi di Blenio a carico dei 
riclamanti come sopra; questo perö fin a tanto che il pedaggio sarä& in amministrazione della 
detta Valle, e che il Cantone non avrà assunto a suo carico la riattazione e manutenzione delle 
strade della Valle medesima ; ben inteso che anche quelli della gran comune di Dissentis facciano 
dal canto loro godere a quelli della Valle di Blenio la stessa esenzione. 


Nr. 25 669 
Articoli addizionali. 


1° Durante il tempo frapposto dalla presente convenzione sino alla ratifica e successiva 
dichiarazione definitiva dei due primi arbitri o del terzo, la comune di Lumino non far& alcuna 
opposizione alla promiscuitä degli ascoli e pascoli. 
‚ % Tutti li pagamenti, di qualungue natura delle tasse e prestazioni qui sopra stabilite, 
dovranno farsi nel giorno 24 Agosto d’ogni anno, 
In fede di che viene la presente sottoseritta dalle rispettive parti interessate e per esse dai 
sopranominati rappresentanti e deputati, non che munita del gran sigillo dello Stato del Cantone 
Ticino, oggi giorno cinque Aprile 1808. 


CLEMENTE MARIA A MARCA, a nome pure del Sigr. DE SAcco assente. 
Landamano DomEnıco ToGNI. 
Can. PIETRO Toast. 

Per il distretto di Bellinzona : 
Avv. GIUS. ANT. GHIRINGHELLI, delegato del Congresso generale. 
FILIPPO PAGANINI, delegato come sopra. 


TomMmAso Zezzı, delegato come sopra. 
PAoLo POoLETTI, delegato. 


Per il Piccolo Consiglio del Cantone Ticino 


(L. 8.) ll Presidente 
PIETRO FRASCA. 


Il Segretario di Stato 
A. Dazzon1. 


B. Beutfche Überfezung der vorftehenden Übereinkunft, 


Bellenz, den 5. April 1808. 

Der Kleine Rath des Kantons Teifin, unter dem Borfiz des Herrn Staatsraths Frasca, und 
die unterzeichneten Herren Beauftragten, nämlich für den Kanton Graubünden und Dijtriet Mifor bie 
Herren Landrichter und Landshauptmann Clemens à Marca, Amtslandammann Dominik Togni, 
Landvogt de Sacco, ber ehrwürbige Canonicus Pietro Togni, Landrichter Theodor v. Caſtel— 
berg; und für ben Diſtrict Bellenz die Herren Advocat Joſeph Ghiringhelli und Philipp 
Baganini von Bellenz, der ehrwürbige Thomas Bezzi, Pfarrer zu Lumino, und Großrath Baul 
Poletti von Ginbiasco, jeder nad Inhalt der vorgelegten VBollmachten und ſoweit e8 fie betrifft mit 
Vorbehalt der in Bellenz am 10. des nächſten Monats Mai auszumwechjelnden Genehmigung beider 
Regierungen, haben heute in einem ber Sizungszimmer des erwähnten Kleinen Raths die Unterhand- 
lungen wieder aufgenommen, um bie zwifchen ben Bewohnern bes Diftriets Bellenz, Kantons Teſſin, 
und des Thales Mijor, Kantons Graubünden, beftehenden Awiftigkeiten und andern Angelegenheiten an 
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ein beide Theile befriedigendes Ende zu bringen; Unterhanblungen, bie bereits in frühern Zeiten begonnen 
waren umd namentlich im vergangenen Monat October unter der Leitung des hochgeachteten Herrn 
Staatsraths Hirzel von Zürich, bamals hiezu Beauftragter Seiner Excellenz des Herrn Landammanns 
ber Schweiz, und unter Mitwirkung der Herren Landrichter Theodor v. Caſtelberg aus Diffentis, 
Abgeordneter des Kantons Graubünden, und des Staatsraths Joſeph Rusconi, Namens bes Kan— 
tons Teſſin. Sie haben ihre gegenfeitigen Gründe umständlich befprochen, und endlich über folgende 
Punkte fid) einverjtanden, denen fie die Kraft eines Vertrages beilegen, damit diefelben auf alle künftigen 
Zeiten gehandhabt werden. 

1) Ju Bezug auf das von Roveredo und St. Vittore ald mit Lumino gemeinfchaftlich angeiprochene 
Recht der Wunn und Weide zwiſchen ben Gerichtsmarfen und dem Bach zu Lumino bleibt es einver: 
ftanden, baf der über jenes Recht obwaltenbe Streit übertragen werden foll, wie er wirklich gegenwärtig 
gänzlich und inappellabel übertragen wird, dem Ausjpruche und der Entſcheidung zweier Schiedsrichter, 
die von den betreffenden Theilen innert der Friſt von zehn Tagen nad) Unterzeichnung bes gegenwärtigen 
Bertrags ernannt fein follen, und zwar ijt der teſſiniſche Schiedsrichter einverjtändlich von dem Diftrict 
und der Gemeinde Lumino oder ihren Stellvertretern zu ernennen. Die bezeichneten Schiedsrichter 
haben ihren Spruch über die jtreitige Frage in einem Monat nad) dem Tage zu erlafjen, an welchem 
gegenwärtiger Bertrag genchmigt werben wird. Wenn die Schiedsrichter in ihrer Enticheidung ſich nicht 
vereinigen, jo werden fie zur Wahl eines britten fchreiten, der aber weber dem Diſtrict von Mifor nod) 
jenem von Bellenz angehören darf; und wenn fie über diefe Wahl fich nicht verftändigen würden, foll 
jeder von ihnen einen Kandidaten vorfhlagen und dann das Loos unter den beiden Vorgeſchlagenen den 
dritten Schiedsrichter bezeichnen. Der Drittmann wirb feinen Ausfprud in ber Zeit von zwei Monaten 
nad; feiner Erwählung erlaffen. Ebenfo bleibt es einverjtanden, daß ſowohl die erjten zwei Schiebs- 
richten, als auch der britte, falls fie die Parteien nidyt gütlicy vereinigen können, nach Recht und Billig: 
feit, und wie gejagt ohne Weiterzug, zu entſcheiden haben. 

2) In Bezug auf die verlangte Zerftörung und Aufhebung des in der Moeſa nicht weit ob ber 
Vereinigung dieſes Fluſſes mit dem Teſſin bejtehenden Fangs ſtromaufwärts gehender Fiſche hat man 
ſich einverstanden und bleibt feſtgeſezt, daß berjelbe gänzlich zerſtört, abgeichafft, und für alle künftigen 
Zeiten umterbrüft werben und fein joll. Es foll jedoch den Eigenthümern des Fiſchfangs eine Entichädigung 
von 7000 Mailänder Pfund von Seite des Diftriets Mifor, und von 1000 Teſſiner Pfund von Seite 
ber Teſſiner Stanbescaffe bezahlt werden ; und dieſe leztern vergütet jene Kaffe als Entgeltniß für die 
Gebühr und die damit verbundenen Abgaben, weldye von der PVefreiung von den im Art. 205 des 
Bellenzer Statuts angedrohten Bußen herrühren und ganz auf die Caſſe übergegangen find, wie bie 
folgenden Beftimmungen a. und c. u. ſ. w. es angeben. Dem Dijtriet Bellenz wird jedod) das Recht vor- 
behalten, in dem Fluſſe Moeſa Fänge ftromabwärts gehender Fiſche errichten zu fünnen, und zwar zur 
gewöhnlichen Zeit, nämlich jedes Jahr vom Anfang bes Octobers bis zum erften März im darauf 
folgenden Jahr. 

3) Über die begehrte Verminderung der im Diftrict Bellen; bisher bezahlten Abgaben für bie 
Durchfuhr des durch die Moeſa herabfommenden Holzes bleibt feftgejezt und unveränderlich für alle 
künftige Zeiten einverjtanden, mas folgt: 
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a. Für alles blos aus dem Mifor berfommende Holz, welches Miſoxer oder andere Holzbänbler 
in ben Flüſſen Moeſa und Teifin durchzuführen gebenten, haben fie von der Negierung die Durchgangs— 
berilligung nachzuſuchen, und zugleich die Gattung, das Zeichen und bie Menge des Holzes einer jeden 
Lieferung anzugeben. Sobald die Negierung die Bewilligung ertheilt hat, wird fie den betreffenden 
Gemeinden Zeichen und Menge des durchzuflögenden Holzes zur Kenntniß bringen. In der von der 
Regierung zu erhaltenden Bewilligung ſoll die Befreiung von der im Art. 205 des Bellenzer Statuts 
für den Fall angedrohten Buße ausgebrüft fein, wenn durch Unglük oder Zufall das Holz ungebunden 
durchgeflößt würbe. 

b. Überbies bezahlen die Händler an die Megierung des Kantons Teſſin 70 Mailänder Pfund nad) 
bem gegenwärtigen Bellenzer Curs für je 1000 durchgeführte Blöfe, und andere 70 Pfund gleicyer 
Währung zu Gunften und Nuzen ber den gegenwärtigen Diftriet Bellen; bildenden Gemeinden. 

ce. An jämmtliche Abgaben, die den Commiſſarien und ihren Angeftellten für Sizungen und Gebühren 
bes Raths, Ausfertigung von Urkunden, Eingabe von Vorftellungen, entrichtet wurden, haben bie 
Händler der Kanzlei der teſſiniſchen Regierung von jeder Lieferung von Blöfen 10 Louisd’or zu bezahlen, 
und überdies zu Gunften der Regierung für das Bedürfniß der Eaftelle vier von jeder Lieferung nad) 
Gefallen auszuwählende Blöfe, es wäre denn, daß der Empfang ihres entfprechenden und auf 60 Pfund 
nach dem gegenwärtigen Bellenzer Eurs bejtimmten Werthes in baarem Gelb vorgejegen würde. 

d. Im angeführten Falle bezahlen fie auch für jede Lieferung von Tramen, und zwar zur Hälfte 
dem Kanton und zur andern Hälfte den erwähnten Bellenzer Gemeinden, zwei Louisd'or von je hundert 
Tramen, bie im Falle eines Unglüts ungebunden durchgeflößt würden. Bon den gebunden durchgehenden 
Tramen bezahlen fie zwei Soldi für jeden an die Collegiatkirche zu Bellenz. 

e. Für die gewöhnlichen, jedes Jahr wegen ber Flößung des aus Mijor fommenden Holzes vor: 
zunehmenden Befichtigungen bezahlen die erwähnten Holzhändler an diejelbe Regierung bie gewöhnliche 
Gebühr von 456 Mailänder Pfund nad) dem gegenwärtigen Bellenzer Eurs, die zu einem Fünftel dem 
Kanton und zu vier Fünftel dem Diftrict Bellenz zufallen, indem auch die Laft der Belichtigung nad 
gleihem Verhälmiß zu vertheilen iſt. Die Mechte der Negierung für die andern Befichtigungen bes 
durch den Teſſin kommenden Holzes bleiben vorbehalten. 

f. Für jede Lieferung von Blöfen (borre), die durch den Teſſin über das Bellenzer Gebiet gehen 
und von der Moeja herfommen, jol die übliche Eutrichtung von 80 Mailänder Pfund nach dem jezigeu 
Bellenzer Eurs von je 1000 Blöten an die ehrwürdige Eollegiatlicche zn Bellenz fortgefezt werden, und 
zwar für afle diefer leztern zuftehenden Anſprüche. 

g. Für je 7000 Stüf Brennholz ift fo viel zu bezahlen, wie für 1000 Blöfe, und für eine andere 
Zahl in gleichem Verhältniß. Soldyes Brennholz darf aber nicht länger fein als vier Ellen und feine 
Flößung nicht länger dauern, als bis zum 25. des Monats Mai in jedem Jahr. Der Tefjiner Megie- 
rung bleibt jedoch ſtets vorbehalten, bei geringem Wafjerftand oder andern gebietenden Umſtänden eine 
Verlängerung von beiläufig 14 Tagen zu bewilligen. Dieſe Verlängerung ift unentgeltlich zu gejtatten. 

h. Bezüglid) der Beihädigungen irgend welcher Art, die im Allgemeinen durch das Flößholz 
verurjacht würden, haben die Händler den Beſchädigten ben dritten Theil des an Gemeind- und Parti- 
eulargütern und Wuhren angerichteten Schadens nach der vorläufig durch die beeidigten Schäzer der 
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betreffenden Gemeinden vorgenommenen Schazung zu bezahlen; mit Vorbehalt jedoch ber Brüfe über 
die Moefa, melde im Falle gänzlicher Zerftörung oder theilmeifer Beichädigung ganz und vollftändig 
wie früher auf Koften ber Holzhändler wieder bergeftellt werben ſoll. 

i. Endlid find alfe Holzhändler, welche folhe aus dem Mifor kommende Waare durchflößen, 
gehalten, eine genügende, folibarifche und der Megierung gefällige Bürgichaft in der Perſon eines im 
Diftriet Bellen; Begüterten und Wohnhaften zu ftellen, und zwar fowohl für Vergütung des vom Holze 
an Privat:, Gemeinds- und Kantonaleigenthum verurſachten Schabens, als auch für alle oben wegen 
der Holzflößung bedungenen Gebühren. 

Mit diefer Übereinkunft wird jebes andere den Diftrict Bellenz betreffende Einverftändnig, Ver— 
handlung, Vertrag und Übung, die derjelben widerſprechen follten, aufgehoben ; im Übrigen aber bleiben 
die gegenwärtig im Diftriet Locarno geltenden Übungen und Einverftändniffe vorbehalten. 

Die betreffenden Theile verpflichten fi, die gegenwärtige Übereinkunft zu allen künftigen Zeiten zu 
vollziehen und zu beobachten, und zwar bei Strafe der Vergütung alles Schadens und aller Koſten. 

4) Bezüglich der Gebühren, welche die fremden, über das Bellenzer Gebiet gehenden Schafbirten 
zu entrichten haben, foll es bei dem verbleiben, was über diejen Gegenjtand der Große Rath des Kantons 
Teſſin mit Beſchluß vom Jahr 1805 feftgefegt hat, der gegenwärtig in einem Anhang der teſſiniſchen 
Bolltarife enthalten ift. 

Die erwähnten Schafhirten ſollen auch fernerhin bezahlen : 

a. In Bellenz bie üblichen 10 Soldi für je 100 Schafe, Widder und dergleichen, zu Gunften bes 
Flekens und feines Gebiets, wie in frühern Zeiten, 

b. Es haben auch in den andern Gemeinden des Kantons bie hergebradhten Zahlungen fortzubauern 
und zwar nach Maßgabe bisheriger Übung. 

c. Ebenjo ift an bie biſchöfliche Tafel in Como für alle berjelben zuitehenden Anſprachen von jeber 
Heerde der gewöhnliche Kreuzthaler zu entrichten. 

5) Es ijt auch bedungen, daß die nach dem Bertrage vom Jahr 1782 und aus irgend einem andern 
Titel an bie Verwaltung und die öconomiſche Kammer des Diftricts Bellenz für die Durchfuhr des 
Holzes früher entrichteten Zahlungen für wohl bezahlt zu betrachten find, 

6) Was ſodann bie ber teffinifchen Megierung von Seite bes Hochgerichts Diffentis vorgetragenen 
Beſchwerden über einige Weggelder anbetrifft, die im Thale Blenio erhoben werben jollen, und zwar 
im Widerſpruch mit einem behaupteten alten Einverftändnig, das von ähnlichen Beichwerben bie Bewohner 
der erwähnten Gegenden gegenfeitig, ſowohl für blos aus den leztern kommende Perfonen und für Bieb, 
als auch für zu eigenem Gebrauch nöthige Lebensbebürfniffe freigefproden habe, jo wirb ausbedungen, 
daf die Megierung des Kantons Teſſin die zu Laſten der Beſchwerdeführer ftattgefundene Erhebung ber 
Deggelder von Blenio einftellen joll, jedod nur für jo lange, als das Weggeld unter ber Verwaltung 
des genannten Thales fteht, und der Kanton die Herftellung und Erhaltung der Straßen in diejem 
Thale nicht auf eigene Koften übernommen haben wird; wohl verjtanden, daß aud das Hochgericht 
Diffentis feinerfeits den Bewohnern des Thales Blenio die gleiche Befreiung zu Theil werben laſſe. 





Nr. 25 673 
Zuſazartikel. 


I) In der Zwiſchenzeit von dem gegenwärtigen Einverſtändniß an bis zu deſſen Genehmigung und 
der darauf folgenden endlichen Erklärung der zwei erjten Schiedsrichter oder des Drittmanns wird die 
Gemeinde Lumino dem gemeinſchaftlichen Genuffe der Wunn und Weide ſich in feiner Weiſe widerſezen. 

2) Alle Bezahlungen der Taren irgend welcher Art und bie oben fejtgejezten Leiftungen jind jebes 
Jahr am 24. Auguft vorzunehmen. 

Zu Bekräftigung dejjen wird gegenwärtige Urkunde von den betreffenden Theilen, und Namens 
diefer von den oben genannten Stellvertretern und Abgeordneten, unterzeichnet und mit bem großen 
Standesfiegel des Kantons Teſſin verjehen, heute den 5. April 1808. 


Elemens M. à Marca, aud im Namen des abwejenden Herrn de Sacrco. 
Landammann Domenif Togni. 
Chorberr Peter Togni. 
Für den Diſtrict Bellenz : 
Advocat Joſ. Ant. Ghiringhelli, Abgeordneter des Generalcongreſſes. 
Philipp Paganini, im gleicher Eigenſchaft. 
Tomas Zezzi, — 
Paul Poletti, r — n 


Für den Kleinen Rath des Kantons Teifin, 
Der Bräfident: 
(L. $.) Pietro Frasca. 
Der Staatsichreiber : 
A. Dazzoni. 


Genehmigung des vorftiehenden Vertrags durch die Regierung des 
Rantons Graubünden, vom 26. April 1808. 


Der Kleine Rath des Kantons Graubünden, — in Betrachtung der Eimmilligung der interefirten 
Theile — beitätiget andurd; vorftehende Convention durch die gewöhnlichen Unterfchriften und Beidrükung 
feines Negierungsfiegels. 

Chur, den 26. April 1808, 

Der Präfident: 
G. U. Bieli. 


{L. $.) Namens bes Kleinen Raths, 
‘Der Kanzleibirector : 
Wredow. 
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26. 


Concordat zwifchen den Kantonen Bern und Solothurn über die 
firchlichen Verhältniffe des im Kanton Solothurn gelegenen proteftan= 
tiſchen Bezirks Bucheggberg. 


A. Concordat vom 1. Auguſt 1806. 


Demnach der Kanton Solothurn durch die politiſchen Ereigniſſe des Jahres 1798 in die volle 
ausſchließliche Landeshoheit des Bucheggbergs eingetreten und demſelben zugleich die Garantie des 
eingeführten Gottesdienſtes nad der evangelifch-reformirten Glaubenslehre in den bucheggbergiſchen 
Plarrgemeinden Oberwyl, Meffen, Lenflingen und Aetigen, infoweit fie zur folothurnifchen Botmäßig- 
feit gehören, zukömmt; jo haben beide löblihen Stände Bern und Solothurn, in der Wbficht, die 
beftehenden freundichaftlich-brüderlichen Verhältniſſe zu befeftigen, gutgefunden, die kirchlichen Verhältniſſe 
bes Bucheggbergs, melde dadurch einige Veränderungen erlitten haben, den gegenwärtigen Berhältniffen 
näher anzupafjen. Demzufolge find die beauftragten endsunterjchriebenen hochgeachteten Herren Ehren- 
gejandten zu näherer Beitimmung des unterm 2. und 3. September 1805 entworfenen Concordats zufammen: 
getreten, und haben auf Ratification ihrer hohen Eomftituenten hin folgende Punkte einmüthig verabredet und 

j beſchloſſen: 

1) Die von dem hohen Stand Bern in fernen Landen für die evangeliſch⸗reformirte Glaubenslehre 
eingeführte Liturgie und Kirchengebräuche find auch als foldye im VBucheggberg von ber Regierung des 
hoben Standes Solothurn angenommen, beftätigt und allein als verbindlich erflärt. 

2) Abänderungen in biefer Liturgie und Kirchengebräuchen können nur auf den Fall ftattfinden, 
wenn ber hohe Stand Bern fie für feine Lande nöthig erachtet, und ver hohe Stand Solothurn jeine 
landesherrlihe Sanction, injofern es den Bucheggberg anbetrifft, dazu gibt, von wo aus fie alsdann 
werden publicirt und in Vollziehung gejezt werben. 

3) Die Pfarrer im Bucheggberg werben aus der berniichen Geiftlichkeit gewählt. Solothurniiche 
Angehörige reformirter Neligion haben das Recht, in das bernifche Minifterium aufgenommen und dadurch 
aller Rechte bernifcher Geiftlichen genoß zu werben. 

4) Die Pfarrer des Bucheggbergs ftehen unter der Aufficht ber Elaffe von Büren, wohin das 
ganze Bucheggberg gehören joll. 

5) Die Scyulmeijter am Bucheggberg ftehen unter der unmittelbaren Aufficht des Ortspfarrers, und 
des unter den bucheggbergifchen Pfarrern gewählten, mit dem Erziehungsrath in Solothurn in Corre— 
fpondenz ftehenden Schuleommiffärs ; alles nad) den bereits vorhandenen jolothurnijchen Verordnungen. 

6) Die in jedem Kirchſprengel des Bucheggbergs eingeführten Sittengerichte jollen noch ferner 
beibehalten werben. 

7) Um über die in beiden vorhergehenden Artileln enthaltenen Gegenjtände eine zwelmäßigere und 
gedeihlichere Gleichförmigleit herbeizuführen, werben beibe hoben Stände fidy in freundfchaftliche Corte 
ſpondenz einlaffen. 
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8) Die Megierung des hohen Standes Solothurn erwählt auf einen zweifachen Borfchlag ber 
Regierung des hohen Standes Bern die Pfarrer am Bucjeggberg ; fie beeidigt und inftallirt diefelben. 

9) Die Regierung des hohen Standes Bern verfidyert dagegen den den bisherigen Collaturrechten 
anhängigen ökonomiſchen Beitrag für bie betreffenden Pfarrer, für die Kirche und die Pfarrgebäude. 

10) Die Regierung des hohen Standes Solothurn ihrerjeits fichert der Regierung des hoben 
Standes Bern den vollen Genuß der ben Collaturrechten am Bucheggberg anhängigen Collaturgefälle zu. 

11) Beide Regierungen verfichern den kirchlichen Inſtituten der Pfarreien Mejjen, Oberwyl, Aetigen 
und Leuhlingen die Integrität ihres bisherigen Vermögens in ihren vefpectiven Kantonen zu, und führen 
gemeiuſchaftlich die Aufſicht Über die Berwenbung besjelben. 

12) Beide Regierungen behalten fich vor, nadı Erforderniß der Umftände die angemeſſenen Mobift- 
cationen und Wbänderungen diefes Concordats gemeinschaftlich zu treffen. 

13) Alle in gegemwärtigem Goncordat nicht aufgenommenen, die jolothurnifchen Gemeinden des 
Bucheggbergs betreffenden Beitimmungen bleiben den landesherrlicen Rechten bes hohen Standes Solo- 
thurn vorbehalten, 

Sp gefhehen auf der abgehaltenen Conferenz in Fraubrunnen, ben 1. Auguſt 1806. 


F. Bictor Effinger, des Raths 2 Lüthy, des Raths. 
zu Bern. Edmund Glutz, Oberamtmann 
Kirchberger von Mont, Oberamtmann am Bucheggberg. 


zu Fraubrunnen. 


B. Solothurnifde Ratification des vorftehenden Koncordats, 
vom 1. September 1806. 


Bir Schultheif und Rath des Kantons Solothurn 
thun fund hiemit : 

Demnach Uns vorgelegt worden das Concordat über die kirchlichen Verhältniffe des Bucheggbergs, 
welches zwifchen den Ehrengeſandtſchaften beider löblihen Stände Bern und Solothurn unterm 1. und 
2. September 1805 und unterm 1. Auguſt 1806 verabrebet worden, und weldyes wörtlich alſo lautet: 

(Hier folgt der wörtliche Inhalt des Eomcorbats.) 

Daß daraufhin Wir, nachdem Uns von dem Staatsrath darüber der Vortrag erftattet worden, 
diefes Concordat gutgeheißen und ratificirt haben, wie Wir denn dasſelbe durch Gegenmwärtiges gutheißen 
und ratificiren. 

Gegeben unter Aufdrufung Unjeres Standesinfiegels und dem Unterjchriften Unferes fürgeliebten 
Ehrenhaupts und des Staatsjchreibers, in Solothurn, den 1. September 1806, 


Grimm von Wartenfels, 
. 8.) Amtsſchultheiß. 
Anton Gerber, 
Staatsſchreiber. 
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C. Bernifde Batification des vorfiehenden Yertrags, vom 27. Auguft 1806. 


Wir Schultheif und Nath des Kantons Bern 
thun kund hiemit: 

Demnach Uns vorgelegt worden das Concordat über die kirchlichen Verhältniſſe des Bucheggbergs, 
welches zwiſchen den Ehrengeſandtſchaften beider löblichen Stände Bern und Solothurn unterm 1. und 
2. September 1805 und unterm 1. Auguſt 1806 verabredet worden, und welches wörtlich alfo lautet: 

(Hier folgt der wörtliche Inhalt des Eoncordats.) 

Dat daraufhin Wir, nachdem Uns von dem Staatsrat) darüber der Vortrag erjtattet worden, 
diejes Concordat gutgeheißen und ratificirt haben, wie Wir dann dasjelbe durch Gegenmwärtiges gut: 
heiken und ratifietren, 

Gegeben unter Aufdrufung Unſeres Staatsinjiegels und den Unterfchriften Unferes fürgeltebten 
Ehrenhaupts und des Staatsichreibers, in Bern, den 27. Augujt 1806. 

Der Amtsſchultheiß 
von Wattenwpl. 
Namens des Naths: 
Der Staatsjchreiber : 
Thormann. 


(L. S.) 


D. Tagſazungsbeſchluß, betreffend das vorflehende Concordat, 
vom 12, Juni 1807. 


Gemäß dem Tagjazungsbeihluß vom 29, Juli 1803 (betreffend die Verhältniſſe der beiden in der 
Schweiz anerkannten Gonfejjionen zu einander), hat die Tagiazung dem vorjtehenden Concorbate die 
Genehmigung eriheilt und beſchloſſen: eine Abichrift der Urkunde in das eidgenöffiiche Archiv nieder: 
zulegen. 


27. 
Ausitenrungsurfunde für die Stadt Züri, vom 1. September 1803. 


Wir der Präfident und die Beifizer der Durch Die Mebdiationsacte aufgeftellten 
ihweizerijhen Liquidationscommiffion erklären und bezeugen biemit au Jeder: 
mann, dem Redtens: 

Daß wir in Kraft der erhaltenen Bollmachten und in Gemäßheit ber uns vorgejchriebenen Pflichten 
den jiebenten Artikel des uns betreffenden Titels gewifjenhaft befolgt; 

Nach deffen Anhalt die Bedürfniſſe der Municipalität der Stadt Zürich genau erwogen und geprüft; 
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Den Umfang jedes einzelnen dieſer Bebürfniffe, jowohl nad dem Maaße der Bevölterung als nad 
der topographifchen Lage der Stadt pünktlich beftimmt ; 

Die zu beren Befriedigung erforderlichen jährlichen Einkünfte unparteiiich berechnet; 

Die für diefe Einkünfte nöthigen Quellen oder Capitalien ausgemittelt, audı ſolche der Stadtgemeinde 
in Zürich zum ausschließenden Eigentum angewieſen; 

Und deswegen über alle nachſtehenden Punkte die nämliche recytsfräftige Urkunde dreifach ausgefertigt, 
die eine dem hochgeadhteten Herrn Landammann ber Schweiz, die zweite dem hochgeehrten Herrn Bürgers 
meistern und Rath des Kantons Bürich, die dritte aber dem Stadt: oder Gemeinderath von Zürich 
unter unſerm Siegel und unferer Unterjchrift zugeitellt haben; 

Mit dem klaren Bedeuten und dem unabänderlichen Beihluß: durch die Vollzicehung dieſer Urkunde 
jollen die Rechte oder die Anjprachen bes Gemeindeguts der Stadt Zürich an das vorhandene Vermögen 
des Kantons Züri von nun an und für alle kommenden Zeiten theils ausgeglichen, theils abgethan 
fein und bleiben. 

Borerjt dann erfennen und beurfunden wir, die Municipalitätsausgaben und Bedürfniffe befaſſen 
für die Stadtgemeinde Zürich, und erheiichen ſparſam berechnet an jährlichen Einkünſten: 

A. Für die Bejoldung des Gemeinderaths überhaupt, für bie billig höhere Beſoldung 


feiner erſten BVorfteher und Beamten, für alle Ranzleiangeftellten in ben verjchiedenen Zweigen feiner 


Verwaltung, für deſſen Weibel und Diener, für die Materialausgaben der Kanzleien, für Miethzins 

und Abwarten feines Sizungshanfes, für zufällige Heinere Ausgaben, als Reiſen, Augenſcheine und jo 

weiter, die jährliche Totalfumme von Fr. 18,000, beſage achtzehntaufend Schweizerfranten Fr. 18,000 
B. Für die Befoldung oder das Wartgeld ber Lehrer und Lehrerinnen der untern 

oder fogeheigenen ABE-Schulen, deren nach der Bevölkerung der Stadt nicht minder 

jein können als jechs bis ficben, die jährliche Ausgabe von L. 2600, bejage zweitaufend 

jehshundert Schmeizerfranten . .  . 20. 2,600 
C. Für die Bejoldung ober das Wartgeld ber ——— deren die Bevbllerung 

der Stadt den Geburtsliſten zufolge minder nicht haben kann als achte, theils eigentliche, 

theils jogenannte Spetthebammen, eine aaa — von L. 800 für alle, — 

achthundert Schweizerfranken 800 
D. Für die Beſoldung oder das Warigelb ber Sloadinhren. —— und * 

zehn Hochwächter, ſowie für die AUusbeſſerung der Stadtuhren und ben Unter: 

halt ber jieben Stadt: und Kirchthurm- oder Hochwachten eine jährliche Ausgabe von 

2. 3200, bejage dreitaufend zweihundert Schweizerjranten ; : : i ; » 3200 
E. Für die Beſoldung der rufenden Nachtwächter, als unentbehrliche Polizei— 

anſtalt, und deren im ganzen die Stadt Zürich mit dem Aufſeher neunzehn bedarf, oder 

unter einem andern Namen, ſei es der Sicherheit, ſei's des Feuers wegen, dennoch anſtellen 

mußte, eine jährliche Ausgabe von 2. 3,600, ſage dreitauſend ſechshundert Schweizerfranten „ 3,600 
F, Für die Löſch- und andere Hilfsanjtalten, als die ſogeheißene Feuergeſchau 

in den Häufern, für das Probiren der dreizehn Feuerſprizen, für deren Unterhalt, ſowie 
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für ben Unterhalt der Kuffen, Kübel, Leitern, des Feuer- und ber Hülfsichiffe, der Feuer: 
Iprizen-Gehalten, eine jährliche Ausgabe von 1400, fage vierzehnhundert Schweizerfranfen 

G. Fir die Polizeiaufſeher unter den Pforten und Thoren, zur Abnahme 
und Unterfuhung der Päſſe, zur Abweifung des Gefindels und fo weiter, an Gehalt unter 
alle, oder eine jährliche Ausgabe von 2. 2400, ſage zweitaufend vierhundert Schweizerfranten 

H. Für den Sold, Montirung und Heinere Ausgaben einer Stadtwache von 51 Dann 
(DOfficiere und Gemeine inbegriffen), anzujehen als ein wahres Bebürfnig der Stadt Zürich, 
mit einer jährlichen Ausgabe zu — von L. 10,000, ſage — Schweizer: 
franten E 
fo lange nämlich die ——— in "Zürich teine — aufflell, Ze nicht — 
dieſe Truppen der Garniſonswachtdienſt verſehen wird; ſobald aber dieſe Regierungsgarniſon 
eintritt, fällt das Bedürfniß obiger Stadtwache, alſo auch die Ausgabe, und das für die— 
jelbe dem Gemeinderath beſtimmte Einkommen weg. 

J. Für die Gaſſenpolizei gegen Bettlergeſindel und ſo weiter, bedarf die Stadt 
Zürich zweier Ober-Polizeidiener, und wenigſtens zweier Unterharſchierer oder Bettelvögte, 
und deren Beſoldung mit Montirung erheiſcht eine jährliche — von L. 1600, ſage 
ſechs zehnhundert Schweizerjvanten . 

K. Für kleinere een als: Neinigung der Briten und öffentlichen 
Pläze, Reinigung ber Straßen bei Eis und Schnee; Aufficht und Sinnung über Gewicht 
und Maaf, über Brodfchazung, über den Gemüſe- und Objtmarkt; über die Stabtfijchenzen, 
über Feuer: und Hälfsichiffe, über die Kirchhöſe und Abdankhäufer außer der Stadt nebſt 
der leztern Unterhalt, und unbeftimmten Untoften, welche bei zufälligen Ereigniffen in obige 
Artikel einschlagen, eine jährliche Ausgabe von 2. 1576, — und aid ſechs 
Schweizerfranfen ; : : 3 a j 

L. Für den Unterhalt der vierzehn Bräten und ae der der Stadt: 
gemeinde zur Laſt fällt, nämlich die obere Brüke, die untere Brüfe, die beiden Ober: und 
Unter-Müblenftege, der lange Steg, die gebefte Brüfe, der Werdmühli-Eihlcanal, die beiden 
Meinen Brüfen bei der Schumachern und dem BZübelibrunnen; die Brüten bei bem Kazenthor, 
bei dem Auguftinerthor, im Rennweg, an der Sihl über den Canal und in ber Sihlmatte, 
nebjt den Heinen Stegen längs der Limmat, und den Handlehnen in den fteilen Gaffen, 
jährlidy eine Ausgabe von 2. 4932, fage viertaufend nn dreißig und zwei Schweizer: 
franfen . : 

M. Für den Unterhalt — Srubuchen in * Strafen ber Stadt inner * 
Pforten, an den beiden Ufern der Limmat; Bettreinigung dieſes Fluſſes; Wuhrungen an 
dieſen und an der Sihl im ſogeheißenen Schüzenplaz, ſowie für den Unterhalt des 
Sihleanals ſelbſt, nach einer mäßigen Berechnung eine jährliche Ausgabe von L. 8168, 
ſage achttaufend einhundert ſechszig und adıt Schweizerfranken ‚ ; 
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N. Für den Unterhalt des Gajjenpflafters, der Wafjerdollen, der Schwirren, ber 
Eloafen, der dreizehn Stabtbrunnen und ihrer Wafjerleitungen, der Strafen und Wege, 
ſowie des Geländes zwijchen ben Pforten und der Stadt, und auf dem Schüzenplaz, aber 
mal eine jährliche Ausgabe von 2. 8200, ſage achttaufend zweihundert Schweizerfranfen . 

0. Für das Fuhrweſen der Stadt, das entweder lehnweiſe zu beftreiten, ober 
wie bis dahin fortzufezen ift, und durch die foeben angeführten Bedürfniſſe jowohl, als 
durch die fogleicy zu benennenden, Jahraus Jahrein wenigſtens acht Pferde nebſt Zubehörde 
jattfam bejchäftigt und nach Abzug dejjen, was die Oetlenbacher und Martjtall-Matten an 
Heu abwerfen, eine jährliche Ausgube erheijcht von 2. 3600, fage dreitaufend jechshundert 
Schweizerfranfen 

P. Für den Unterbalt alter ——— = Stat * ke Bau- wie 
Polizeiweſen unentbehrlichen, derjelben zugeeigneten Gebäude: 

1) Der Stadtkanzlei in Gafien, als Wohnung bes Oberjchreibers und Archiv 
des Stadt- oder Gemeinderaths. 

2) Das venetianifhe Haus in Gajfen als Bolizeibürean. 

3) Die Wohnungen des Obernachtwächters und der Hochwächter auf dem 
&t. Petersthurm. 

4) Die beiden Wohnungen der zwei Stabtwadhlmeifter im Niederdorf und im 
Reumarft; verftanden, jo lange die Stabtgarnifon nicht auf Koften der Regierung befoldet wird. 

5) Des Steinwerkmeifters Haus und Hütte als eigenthümlich; jammt ber 
Hälfte des Steinrads, ber Tylafchenzüge, der Brufläden, des Werkgefchirrs, ber Wölfe 
(zur Benuzung fowehl als zum Unterhalt). 

6) Des Gaſſenbeſezer-Meiſters Wohnung an der Dettenbacher Gaſſe. 

7) Des Brunnenmeijters Wohnung im Niederborf und deſſen Werkftätte vor 
dem Kronenthor. 

8) Des Dachdekers Wohnung auf dem Rennwegthor. 

9) Des Stadtfuhrmanns Hans im Dettenbad jammt Beitallung, Schopf und 
Garten. 

10) Des Weinfuhbrmanns Schopf zu Stadelhofen. 

11) Der Steinmezhütte im Kraz. 

12) Der Bilel- und Kalchhütte am Rennwegthor jammt dem Boben baranf, 

13) Die Sandſchöpfe im Kräuel und im Thalafer. 

14) Die Ziegelhütte am Sellnau, nebſt Grund- und Leimboben, ſowie auch der 
Ziegelbehälter. 

15) Die Sagmühle an der Sihl ſammt Beigebäude und Garten. 

16) Die Scleiffe nebjt Zubehörde am untern Mühlenſteg. 

17) Des Bauholzſchopfs am Sellnan. 

18) Des Torf- und Steinfohlenjhopfs auf dem Holzichänzlein. 


„ 8,200 


„ 3,600 
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19) Der Schöpfe beim Kohlenthörlein und dem Salzthurm. 

20) Des Aufbewahrfhopfs am Ende des Seilergrabens. 

21) Des Vorrathſchopfs im Seilergraben. 

22) Der Magazine neben und unten am Kezerthurm. 

23) Der Lederwalde am untern Müblenjteg. 

24) Der Hälfte der Strehlhütte unten am Waiſenhaus. 

25) Der Mezghalle und bes Schlachthauſes, da beide laut Vertrag von alten 
Zeiten her vom Gemeinderath, wiewohl er nur über fünf Bänke zu fchalten hat, müſſen 
unterhalten werben. 

Für alle in (den) 25 Nummern hergezählten Gebäude und Schöpje wird verrechnet eine 
jährliche Ausgabe von L. 424, fage vierhundert zwanzig und vier Schweizerfranten 


Nr. 27 
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Demnächſt erkennen und beurkunden wir: ber Stadt Zürich und der Verwaltung ihres Municipal: 
rathes jollen zur Beſtreitung der obbenannten jährlichen Bebürfniffe und Ausgaben an eigenthümlichen 
Einkünften angewiejen fein und bleiben, und zwar vom 10. März 1803 am gerechnet, wie folgt: 


Einkünfte. 


A. Das Gebäudedes Kornhauſes und bie bisherigen Gefälle des Korn— 
marftes, als Immigeld, Wagen- und Einftellgeld, die im Mitteldurchſchnitt und nad 
Abzug der Bejoldung aller Angeftellten fowie der Reparationen des Gebäudes und erforder: 
lichen Geräthes nicht höher anzufchlagen find als jährlid auf 2. 8000, jage adıttaujend 
Scmeizerjranten . e » B e . ä . P $ . R ’ 

B. Dos Gebäude des Kauf- und Waaghauſes, und biebaher rührenden 
Gefälle, jedoch den Tranfitzoll weggerechnet, folglich nur die Auf und Abladungsgelder, 
das Waaggeld und das Einitellgeld für bleibende Waaren, die zufammen genommen und 
nach Abzug der Unterhaltungstoften, ſowie der Bejoldung der Angejtellten, jährlich im 
Mitteldurchſchnitt ertragen mögen ungefähr 2%. 8000, ſage achttauſend Schweizerfranfen 

C. Die Wohnungen der Einnehmer an ben Thoren, und bie an biejen 
Thoren bisher entridhteten kleinern Gefälle, die anzufehen find als Pflafter:, 
Brüfen- und Weggelder immer den Pforten und durch die Stadt, und welche nach Abzug 
ber Befoldung der Angeftellten jährlich höchſtens abwerfen können 2. 1100, ſage eilfbundert 
Scweizerfranfen . . . : F r ; a : s ä . . - 

D. Die bisherigen Gefälle der Werhwaage, der Fettwaage, des Fiichzolls 
und Biehmarktes, des Plazgelbes für den Leinwandverkauf nebit dem Helms 
haus und übrigen zu obigen Waagen und Werfen gehörigen Gebäuden. Nach Abzug bes 
Lohne für die Angeftellten und des Unterhalts der Gebände und menigen Geräthſchaften 
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geben dieje Gefälle einen jährlichen Durdichnittsertrag von 2. 1600, jage ſechszehnhundert 
Schweizerfranten 

E. Die Lehenläben, Gaben, Akon Henbveften von Gebäuden * plazen, 
welche die Stadt Zürich von jeher beſeſſen und verlehnt hat, und deren Miethzinſe, nach 
Abzug der Unterhaltung, jährlich ein reines Einkommen geben mögen von L. 340, ſage 
dreihundert vierzig Schweizerfranten . Er u : i 

F. Das fogenannte Bauhaus, oder bie Wohnung des vormaligen Bauheren 
nebjt zugehörigem Gelände, den Steinbruch in der Wolleran und ben damit verbundenen 
Holzboden; alles zufammen für den Preis von L. 14,400 angejchlagen, als für melden 
es jede Stumbe verkäuflich fein muß; mithin angerechnet zu einem jährlichen Eintommen 
von 576, jage jünfhundert fiebenzig und ſechs Schweizerfranfen ? 

G. Die Miethzinfe von einigen der oberwähnten Gebäube, wie 3. E. * — 
zins und der Lehenzins der fünf der Stadt zugehörigen Fleiſchbänke von der Mezghalle, 
die Zinſe der Sagmühle, der Schleife, der Lederwalke und ſo weiter, welche 
zuſammen ein jährliches Einfommen ausmachen müſſen und nach ki — ertragen 
haben L. 310, ſage dreihundert zehn Schweizerfranken 

H. Der EScheuchzeriſche) ſogenannte Schulmeiſterfond, deſen Gapital zwar 
etwas zu dreißig und breitaujend Franken beträgt, und deſſen Zinſe bis dahin zur Unter- 
ftüzung der Stadt: und Landichulmeiiter verwendet wurben; der aber von nun am aus- 
Schließend für die Lehrer oder Lehrerinnen der untern Stadtſchulen beftimmt fein foll, und 
dejien reiner jährlicher Ertrag, wegen zufällig auflaufenden Zinfen, nicht höher zu fchäzen 
ift, ald 2, 1200, jage zwölihundert Schweizerfranfen . } 2 : 

J. Das Fraumünfteramt mit allen demjelben zuftehenden Zehnten, Sranbsinfen, 
Schuldtiteln, Waldungen und Lehenhöfen oder liegenden Gründen, jammt dem Amthaus 
in der Stabt und beijen Beftallung, Schüttenen, Keller, Schöpfen und Trotten; mit dem 
Haren Borbehalt jedoch, daß einerjeits in dieſem Amtshaus der Landesregierung der unge: 
binderte Bejiz und Genuß des benöthigten Plazes für die Staatsarchive zugefichert bleibe; 
Daß underjeit3 durch unjere Verfügungen den gerechten, bisher anertannten Anjprachen 
mehrerer Gemeinden auf die Nuznießung der Waldungen auf feine Weife Eintrag geſchehen 
ſolle; daß hingegen die Kirche, der Kreuzgang, die Pirundhäufer zum Fraumünfter, ſowie 
alle Laſten und Competenzen, welche bisher aus diefem Amt und defien Gefällen beftritten 
wurden, vom 10. März 1803 an gerechnet der Gemeinde Zürich abgenommen fein und 
dem Staat aufgebürdet werden müſſen; als womit die reinen jährlichen Einfünfte des Frau— 
münſteramts zu berechnen find auf L. 30,000, ſage dreißigtauſend Schweizerfranfen 

K. Bon den inländifchen, mod vorhandenen Zinsſchriften des fogenannten 
Sefelamts fol bas Finanzdepartement (oder der Mechenrath) der Kantonsregierung dem 
Gemeinderath der Stadt Zürich) jo viele gültige Capitalbriefe ausliefern als nöthig fein 
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werden, damit deren fließende Zinje ein ficheres jährlices Einkommen abwerjen und geben 

von 2. 9374, fage neuntaufend dreihundert fiebenzig und vier Schweizerfranfen . m 9,374 
L. Das nämliche Finanzbepartement der Kantonsregierung foll unter ber 
fernern Verpflichtung ftehen, und zwar jo lange bie Ieztere feine Kantonsgarnifon in ber 
Stadt Zürich aufitellt und unterhaltet, dem Gemeinberath der Stadt jährlich zehn- 
taujend Schweizerfranten in vierteljährigen Terminen zu entrichten, bamit 
daraus der Sold der 51 Mann Stadtwache könne beftritten werden; mit ber deutlichen 
Erklärung jedoch, daf ein ſolcher jährlicher Geldzuſchuß an die Stadtgemeinde aufhören fol, 
fobald bie Regierung jene erwähnten fünfzig und ein Mann auf Staatsunfoften anftellt und 
bejoldet; folglich betrüge dieſes bedingte jährlidie Eintommen 2. 10,000, fage zehn- 

tauſend Schweizerfranfen i . e i . B A i B = > 10,000 


Da inzwifchen durch bas bereits bis anhin Beſtimmte nur für die jährlich wiederkehrenden Bebürfnifje 
und nur für bie Mittel zu deren jährlichen Befriedigung geforgt ift, die meiften Gegenftände aber, bie 
das Bauweſen ber Stadt Zürich betreffen, durch das Unglük ber Zeiten, durch den Drang der Umftände 
und durch den Mangel an Hülfsquellen jo mußten vernachläßigt werben, daß fie (mie bie meiften Brüten, 
bie meiften Landveſten, mehrere Wafferleitungen, die Wajjerdollen, das Gafjenpflafter und einige Gebäube, 
vorzüglich die Mezghalle) nicht bloß des gewöhnlichen Unterhalts, fondern einer gänzlichen volljtändigen, 
foftbaren Reparatur bedürfen, jo haben wir jeden diejer Gegenftände genau berechnet und erfennen und 
beurfunden biemit Drittens: um alle benannten Baubebürfnifje der Stadtgemeinde in einen folchen 
Stand zu ftellen, daß fie des blos gewöhnlichen Unterhalts empfänglid werden und bleiben, fei ihr eine 
Summe von ſechszig taufend Schmweizerfranten unentbehrlich, und jolche 2. 60,000 weifen wir der: 
felben auf die Salz-Berwaltungscajja des Kantons an; mit ber Verordnung: dieſe 
Caſſa jolle die erwähnte Summe dem Gemeinderath ber Stadt Zürich in ſechs 
breimonatliden Terminen einhändigen, und der Gemeinberath jede erhaltene Rata jogleich 
auf die Ausbeſſerung und Herjtellung der obbenannten verfallenen Baugegenftände zu verwenden gehalten 
und verpflichtet fein. 

Weil jedoch in den angegebenen Bedürfniffen und den dazu angewieſenen Befriedigungsmitteln weder 
für den einzelnen Bürger noch für Arme, Kranke, Waiſen, Wittwen und andere milde Stiftungen geforgt 
ift, jo erkennen und beurfunden wir hiemit: 

Viertens: Der Directorial-Beſchluß vom vierzehnten Anguft des Jahres fiebenzehnhundert neunzig 
und acht (14. Augjtmonat 1798) jolle in feinen meijten Theilen für alle Zeiten beftätigt jein, und 
demjelben gemäß der Stadtgemeinde von Zürich und deren Gemeindebürgern, außer dem ſchon vor- 
benannten, auch noch zugehören: 

A. Als ausſchließend eigenthümlich der Schüzen- und Schießplaz, ald Spaziergang, 
Weib: und Gartenland; 

Der Kräuel, als Weide, nach ber mit Wiediton getroffenen Theilung ; 

Das Hard, als Allmend und Gartenland; 

Die Allmend im Zürichberg; 


— u -— 
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Das ſogenannte Sihlhölzli, als Waldımg und Spaziergang; 

Die Holzungen im Zirichberg und Adlisberg; 

Die untern Holzungen am Albisberg; 

Der Sihlwald, nebit den Wohnungen des Sihlherrn ımd der Sihlknechte, fowie der zur Holz. 
flößung dienende Sihlcanal und bie verfchiedenen Sihlamts-Schöpfe ; 

Die Bürger: Fifhenzem am Zürichjee, in der Limmat und im Schanzengraben ; 

Die Stadtbibliothek, nebft deren vorhandenem Gapitalfond und die zur Aufbewahrung der 
Bücher beftimmte Waſſerkirche; 

Die fogenannten Dettenbader- und Markftaller-Matten, 

wobei zu bemerken ijt, daß bieje beiden Deatten, jowie die angegebenen Holzungen oder Wälder bei 
den angewiejenen Einkünften in feinen Anſchlag fommen, weil der Heuertrag von jemen oben bei bem 
Fuhrweſen ichon berechnet wurde, und weil die Waldungen mit ben Holzlieferungen an die Bürger, mit 
dem Bauholz für den Unterhalt der Gebäude, und mit der Feurung aller zur Abminiftration erjorber- 
lichen Zimmer belaftet bleiben. 

B. ferner follen ber Stabt Zürich und ihrem Gemeinberath, jedoch unter Berantwortlichkeit, anheim 
gegeben und eigenthümlich überlafjen fein, und find nach ſchon bejtehenden Verordnungen und für jchon 
bejtimmte Zwele, wie bis anhin zu verwalten: 

1) Das Waiſenhaus mit feinen vorhandenen Einkünften zum Nuzen und Frommen ftabtbürger- 
licher Waiſen. 

2) Das Pfrundhaus zu St. Jakob, ſammt feinen Einnahmen, zur Verpflegung alter unvermögender 
Bürger und Bürgerinnen. 

3) Der Gapitalfond für die Wittwen arm-veritorbener Prediger und Schuldiener aus ben 
Stabtbürgern. 

4) Der franzöſiſche Kirhenfond und der Pfrundverbefjerungsjond, als durchaus 
von und für Bürger zujammengelegt und unterhalten. 

5) Der Gelehrtenfond auf der Ehorherrn, aus den nämlichen, jo eben angeführten 
Gründen, 

6) Der jogeheigene Brüggerfond und bie jogenannte Thommannijche Stiftung, von und 
für Stadtbürger geftiftet. 

7) Die Wohnung des Wundarztes am Oettenbach, als Angejtellter im Waifenhaus und 
im Pfrundhaus zu St: Yatob: 

8) Die ſogeheißene Töchterjchule, weil diefe Stiftung ganz auf milden Gaben lebender und 
verjtorbener Stabtbürger beruht, auch als wejentliches Bedürfniß der Gemeinde zu betrachten üft. 

C. Was hingegen die Stift der Chorherren, die Kunjtichule, das fogenannte Almoſen— 
amt, ben Spital und das Pfleghaus zur Spannweid anbetrifft, jo erflären wir joldye ala 
Kirchen, Lehr, Unterjtüzungs- und Armen: oder Krankenanitalten, die theils ihrer Natur, theil$ der 
bisherigen Übung nach zum Nuzen und Vortheil des ganzen Kantons beftanden haben, auch fernerhin 
bejtehen müfjen; als Anitalten mithin, deren Verwaltung und Oberaufficht unmittelbar oder mittelbar 
ausſchließend der Landesregierung zugehört, und demzufolge verordnen, erfennen und beurfunden wir 
hiemit Fünftens: 
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a, In Abficht der Chorherrenftift mit deren Nechten und Einkünften, fie jolle nad) der bisherigen 
Übung und zu den nämlichen Kirchen, oder Schulzweten verwaltet werben, dagegen aber gehalten fein, 
ihre Rechnungen, wie vormals, der Megierung vorzulegen und durch dieſe qutheißen zu laſſen. 

b. In Abſicht ber Kunſtſchule nebit beren feſtem Einfommen, nebjt den Beiträgen aus verjchiedenen 
Ämtern, fie follen wie bisanhin fortdauern, deren Verwaltung aber, jowie die Ernennung der Lehrer, 
von den Verfügungen ber Regierung, und nicht von denjenigen des Gemeinderaths abhangen, auch ber 
Zutritt zu den verjchiedenen Elafjen und Lehrjtunden, wie natürlich, den Söhnen jedes Kantonsbürgers 
offen ftehen. 

ec. In Abficht des Spitals mit allen jeinen Mechten und Einkünften, deſſen Verwaltung ſtehe 
unter den Anordnungen und geſezlichen Verfügungen der Regierung, welcher darüber Rechenſchaft ſoll 
gegeben werden, und die zu jeder quteradhteten Abänderung jede nöthige Vollmacht befizt; nur daß bie 
hülfsbebürftigen Stadtbürger an dem Genuß biefer milden Anftalt nach bisherigen Verhältnifjen Antheil 
haben und behalten. 

d. In Abficht des fogenannten Almojenamts und des Bfleghaufes an ber Spannweib, 
nebjt beider Einkünften, wie joldje gegenwärtig fein mögen, folle es in Zukunft gehalten werden, wie 
wir mit Hinficht auf den Spital ſoeben beſtimmt haben; wobei wir übrigens klar und deutlich voraus 
bedingen und verorbnen: daß von nun an bie gewöhnliche Sonntagsfteuer in ben Stabt- 
kirchen (oder das fogenannte Sefeligelb) zu Handen des Gemeinderaths der Stadt Zürich joll einge: 
liefert und fowie in andern Gemeinden als Armengut der Bürger betrachtet, auch zu deren Unterftüzung 
verwendet werben. 

Sechstens endlich erfennen und beurkunden wir hiemit: über die Feſtungswerke (Fortificationen) 
der Stadt Züri, ſowie über alles, was zu dieſen Werfen gehört, fei überall nichts verfügt worden, 
weil das Mecht, über deren Beibehaltung oder Schleifung abzufprechen, einzig bei ber Kantonsregierung 
jteht, und deren allfällige Unterhalt der Stadtgemeinde niemals aufzubürden ift, und ſchiklich nicht wohl 
faun überlafjen werden, Nur joll auf jeden Fall hin ausgebruft vorbebungen fein, daß die Nuznießung 
des Grunds und Bodens diejer Feſtungswerke, als ein dem Spital zuftehendes Eigenthum, auf feine 
Weiſe dürfe gefränft oder angetaftet werben. 

Gegeben, unterfchrieben und befiegelt in Freiburg im Üdhtland, den eriten Herbitmonat des — 
achtzehnhundert und drei nach Chriſti Geburt. 


Die ſchweizeriſche Liquidationscommiſſion,) 

Der Präſident: 

(L. $.) Lorenz Mayr. 
Hamy. 
J. R. Sulzer. 
H. Stapfer. 
Der Secretär: 
Auguſtin Gaſſer. 

*) Siehe Rote auf folgender Seite unten, 
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Dotation der Stadt Solothurn. 
A, Hrkunde der Ausfteurungen für die Stadt Solothurn, vom 7. September 1503. 


Wir der Bräfident und die Beifizerberdurd die Mediationsacte aufgeitellten 
ſchweizeriſchen Liquibationscommiffion erflären biemit, und bezeugen gegen 
Jedermann, bem Redhtens: 

Daß wir, in Kraft der erhaltenen Vollmachten und in Gemäßheit der eingegangenen Berbindlid): 
feiten den jiebenten Articul des uns betreffenden Zituls gewifjenhaft befolgt; 

Nach deijen Inhalt die Bebürfniffe oder Municipalausgaben der Stadt Solothurn genau erwogen 
und geprüft; 

Den Umfang jedes einzelnen dieſer Bebürfniffe, ſowohl nad) dem Maße ber Bevöfkerung, als nad) 
der topographiicden Lage der Stadt, pünktlich beftimmt ; 

Die zu deren Bejriedigung erforderlichen jährlichen Einkünfte unparteitfch berechnet; 

Die für diefe Einkünfte nöthigen Quellen ober Capitalien ausgemittelt, auch folche der Stadtgemeinde 
von Solothurn zum ausfchließenden Eigentum angewieſen; 

Und deßwegen über alle nachitehende Bunkte die nämliche rechtsfräftige Urkunde dreifach ausgefertigt, 
die eine Seiner Ercellenz dem Herrn Landammann der Schweiz, die zweite den hodjgeehrten Herren 
Schultheig und Rath des Kantons Solothurn, die dritte aber dem Stadt- oder Gemeinderath von 
Solothurn, unter unfrer Unterfchrift und unjerm Commiffionsfiegel zugeftellt haben: 

Mit dem Haren Bebeuten und dem unabänderlichen Beichluß: durch die Vollziehung dieſer Urkunde 
follen die Anfprachen und Rechte der Stadt Solothurn an das vorhandene Vermögen des Kantons 
Solothurn von nun an und für alle fommenden Zeiten theils ausgeglichen, theils abgethan jein und 
bleiben. 

1. Bedürfniſſe. 


Borerjt dann haben wir zu Recht erfannt und beurfunden hiemit: für die Stadt Solothurn 
bejafjen die Dunicipalausgaben oder Bebürfniffe, und erheifchen, ſparſam berechnet, an jährlichen Ein- 
fünften, wie folgt: 

*) In dem Perjonalbeftand der Liquidationscommiffion traten im Laufe der Arbeit einige Veränderungen ein. Gemäß 
Artikel 7 der Übergangsbeftiimmungen jur Mebiationgacte Toflte fie beftchen aus: (Philipp Albert) Stapfer, helvetiſcher Minifter 
in Paris; (Jacob Laurenz) Kufter, geweſener finangminifter der helvetiſchen Repubtif; (Simon Tobias) Rämy, allsflanyler, 
Mitglied der Berwaltungsfammer von freiburg; 3. R. Sulzer von Winterthur, helvetiſcher Deputirter; Lorenz; Mayr 
von Lucern, Pröfident der Berwaltungstammer daſelbſt. Da aber SKufler das Mandat nicht annahm und Etapfer bereits 
Mitte Juni 1803 demiffionirte, trat an des erflern Stelle durch Berufung des Landammanns der Schweiz Selelmeifter B. 
Ferd. &. Jenner von Bern, der hinwieder ſchon Mitte Auguft durch Heinrih Stapfer aus Horgen, WFinanzfecrelär des 
Kantons Zürid, remplacirt wurde, während der unmittelbare Erfagmann des Minifters Stapfer, Rathshert Leonhard 
Heusler aus Bafel, nur während zwei Monaten funchionirte und Ende September 1803 in Elias Victor Benjamin Erud 
von Genihod, Kanton Waadt, einen Nachfolger erhielt, 


1) Für die Befoldung der zwölf Mitglieder bes Gemeinderathd 
überhaupt; für die billig höhere Bejoldung feiner erſten Vorfteher und Beamten, für 
deſſen SKanzleiangeftellte in allen Zweigen der Verwaltung, für deſſen Weibel, Diener, 
Abwarten, für die Materialausgaben der Kanzleien, für den Miethzins feines Sizungs- 
haufes, für zufällige kleinere Unkoſten, die jährliche Totalfumme von achttaufend fünfhundert 
Schweizerfranfen, ſage . . : 5 i a F 

2) Für die Stabtphpfici, * Stadtarzt, die Hebammen, als allgemeine 
Bedürfniffe jeder Gemeinde, und angemeſſen der Bevölterung und ber ärmern Bürgerclaffe 
von Solothurn, die jährliche Totaljumme von taufend und vierzig Schmweizerfranten, fage 

3) Für die Sicherheitspolizei, als: Hochwächter, Thoraufjeher und Schließer, 
Nachtwächter, Polizeiauffcher und Bettelvögte, nah dem Umfang der Stadt und ihres 
Bannes, nach ihrer Lage und ihrem ftarten Durchpaß berechnet zu einer jährlichen Total— 
jumme von dreitaufend neunhundert dreißig und jechs Schweizerfranten, fage . - 

4) Für Markt: und Gaſſen- und Feuerpolizei, als: Reinigung der Stadt 
bei Eis und Schnee, Reinigung der öffentlichen Pläze, Kirchhöfe und Brüfen; Sichter und 
Sinner für nafjes und trofenes Maß; Aufſeher über Gewicht, Obft- und Gemüfemarft; 
Unterhalt der Stadtuhren, und vorzüglich der. Feuer und Löjchanftalten, als: Feuergeſchau, 
Sprizen, Xeitern, Kübel, deren Behälter und fo weiters, angejchlagen zu einer — 
Totalſumme von zweitauſend und ſechzig Schweizerfranken, ſage 

5) Für Unterhalt aller der Stadtgemeinde — Gebäude, 
ala: drei Kirchen in der Stadt, nebjt zwei Gapellen und bie Walbbruderei im Stabtwald; 
das Kornhaus fammt dem darauf befindlihen Magazin, das Kaufhaus ſammt Halle und 
Zubehörde, die Schifflände oder das Landhaus mit dem daranf befindlichen Magazin und 
dem beiliegenden Weinbehälter und Fruchtboden; zwei Mezghallen und Magazin auf ber 
einen, das alte Ankenhaus, vier Zeitgloten und andere Thürme, das Magazin im Klofter, 
die öffentlichen Waſchhäuſer, die Buchdruferei, das Stadtbad nebit dazu gehörigem Häuschen, 
das Attisholzbad nebit Zugehörde, eine Wohnung, bei dem Holzplaz in dem Stabtgraben 
fammt Laden und Kohlichöpfen allda; die vier Meinen an den Stadtpforten befindlichen 
Zollerhäuschen, die Wachsbleiche mit Wohnung, die alte Bierbrauerei, der Düntelhof und 
Werfhof für Brunnenmeifter und Zimmerleute, das Schüzenhaus und Gut in und anfer 
ber Stadt, das Haus des chemaligen Hirjchenwärters im Stabtgraben; die fünf Senn- 
hütten auf den Bergen, eine Hütte im Kuchengraben, bie Steinhütte, fünf Schöpfe oder 
Behälter für Baumaterialien und Baugeſchirr, als das ganze Bollemverf, bie zwei Geräth- 
fammern an den Bicler- und Baslerthoren, umd die zwei Schöpfe am Burristhurm an 
der Razeniteig; zwei Gebände für Knabenſchulen, zwei Gebände für Tüchterfchulen, das 
fogeheifene Collegium und Gymnaſium, das Srranciscanerklofter nebſt Kirche, endlich die 
Ziegelhütte nebit Ziegelbehälter, die Schleife, Stampfe und Neibe bei der Steingrube am 
Stadtbach, an jährlichen Unterhaltsausgaben mäßig berechnet zu zweitauſend ſechshundert 
ſechszig und vier Schmweizerfranfen, faqe . 
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8,500 


1,040 


3,936 


2,060 


2,664 


— Fe, x. 18,200 
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Transport Fr. 18,200 
6) Für den Unterhalt zweier Brüfen über bie Yare; für die Bejorgung ber 
Stadtbrunnen, ber Wafferleitungen, ber Dollen zum Abwafjer; für ben Unterhalt der 
Wehr: oder Wuhrungen bes Stadtbadhs, ſowie der Wehr oder ber Mauer an der Yare 
bei der Lizibrük inner ben Feſtungswerken; für das Gaſſenpflaſter und bie Wege 
inner dem Stabtbann; fir den unausweihlichen Fuhrlohn zu Herbeiichaffung aller dem 
Bauweſen benöthigten Holz, Stein, Sand, Kalch- und Biegelmaterialien, ſowie für die 
Belohnung der im Bauamt angejtellten Aufſeher und Werkmeiſter, an jährlichen 

Ausgaben abermal mäßig angeichlagen zu nenntaufend achthundert Schweizerfranten, fage „ 9,800 

Fr. 28,000 


2. Einfünfte 


Demnächſt haben wir zu Mecht erfannt und beurkunden biemit: der Stabt Solothurn und der 
Verwaltung ihres Gemeinderaths jollen zur Beftreitung der obgenannten jährlichen Bedürfnigausgaben 
von zwanzig und adıttaufend Schmweizerfranten an eigenthümlichen, ebenfalls jährlichen Einkünften, und 
‚zwar vom 10, März 1803 an geredjnet, angerviejen fein und verbleiben, wie folgt: 

1) Die laut Übereinkunft vom 21.(18,) April 1801 *) der Stadt Solothurn abgetretenen 
Eapitalien ans dem Selelamt, deren jährlicher Binsertrag nady Abzug aller Laften, bie 
daran gebunden wurden und fernerhin, zumal für den Schulfond, daran gebunden bleiben, 
nicht füglich höher anzujchlagen it, als auf fiebentaufend fiebenzig Schweizerfranten, jage Fr. 7,070 

2) Die im erwähnten Sefelamt nod vorhandenen währjdhaften Gült— 
brieje von elitaufend zweihundert und fünfzig Schweizerfranfen, welche die Kantonsregierung 
an die Stadtgemeinde ſogleich auszuliefern hat, und deren jährlicher N berechnet 
wird zu vierhundert fünfzig Schmweizerfranfen, ſage . : PR 450 

3) Der Schuldbrief gegen Abt und Kloſter St. Gaiten von — a 
fünfzigtaufend Schweizerfranfen, der von der Liquidationscommiflion mit Vorbehalt, darüber 
zu fchalten, der Kantonsregierung von Solothurn it eingehändigt worden, und welchen 
lejtere mit Gejfionsichein an die Stadtgemeinde von Solothurn abzutreten hat; ber alfo 
an jährlidem Zinsertrag zu berechnen iſt mit fechstaujend Schweizerfranten, jage . 6,000 

4) Der ſämmtliche Heu- und Fruchtzehnten inner den ſogenannten vier innern 
Bogteien, mitbegrifien die Hälfte des Selzacher Fruchtzehnten, weldye bisher theils in 
Natur, theils in Geld, ſowohl von der Negierung als ihren Beamten bezogen worden, und 
deren Eigenthums, und Benuzungstitul die Kantonsregierung ber Stadtgemeinde Solothurn 
nebit Eejfionsichein und ohne irgend einige Beſchwerde abliefern wird, und die, nad Abzug 
der wöchentlichen Brodipende an arme Bürger, deren Fortdauer hiedurch vorgeſchrieben ijt, 

im Mitteldurchſchnitt jährlich mehr nicht abmwerfen mögen als neuntaufend einhundert 
Schweizerfranten, jage . , R . , — .3939100 
Transport fr. 22,620 





*) Eiche Seite 691 hienach. 
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Transport fr. 22,620 

5) Der jährliche Ertrag ber ſogeheißenen Liegenſchaften, oder der Stein» 
brüche in ben Stabtwaldungen, ber Stabtweiher im ben nämlichen Waldungen, bes 
Schanzgartens und des Wagneriihen Metteli; der Hirihenmatte, ber Brühl: 
matten, der Sandmatt fowie des Lobisei-Bergs, ber Buddruferei, der 
Wachsbleiche, der Bierbranerei, des Hauſes des Gemeinde-Haushüters, und endlich 
der Stadtleben, oder der Grundzinje in Früchten und Geld bes alten Burgermeifters 
Rodel im alten Burgerzibl, deren Eigenthum der Stadt Solothurn zugefichert bleibt, und 
die nad) bisheriger Übung jährlich eintragen müfjen wenigjtens neunzehnhunbert und 
achtzig Schweizerfranten, jage v nn 1,980 

Hiebei werden in feinen Anjchlag —— — der — der Siegelhätte 
nicht, und demnach der Ertrag der ausgelchnten Baumajchinen nicht, weil der Stabt: 
gemeinde von Solothurn auferlegt bleibt: einerfeits der Kantonsregierung für die Repara- 
turen der Stabtfortificationen, fowie der im Stadtbann gelegenen Kantonalgebäube, alle 
Ziegelhüttenwaaren für den nämlichen Preis abzuliefern wie den Stadtburgern ; anderjeits 
der nämlichen Kantonsregierung für die foeben gemeldten Reparaturen die Baumajhinen 
und Baugeſchirre zu lehnen. 

6) Der jährlihe Ertrag verſchiedener Localgefälle, als: ein Kaufhaus 
und Landungshaus, die Lagergelder, der Lohn für Spanner, für Auf- und Ablader, ſowie 
die Waaggelder in Gemäßheit der Übereintunft in der Separationsacte; als ferner bie 
Brüken-, Wege- und Pflaftergelder unter den Thoren, indem ſolche zum Unterhalt für bie 
der Stabt zugeeigneten Laften diefer Art mitbeitragen jollen; als endlich die Standgelber, 
die Gebühren auf dem Vichmarkt, die üblichen Waaggelber für Anken, Werd, Garn u. ſ. w., 
jowie auch die dahin einfchlagenden jogenannten Hauslöhne, — Gefälle, weldye im jährlichen 
Durdichnitt bisher abgeworfen haben mögen dreitaufend vierhundert Schweizerfranten, fagg „ 3,400 


ft. 28,000 





Drittens haben wir zu Recht erfannt und beurkunden hiemit: weil die Ausgaben ſehr geman 
berechnet find, und deren jährliche Betrag ſich wohl vermehren, ſchwerlich aber vermindern fann, folglich 
die Stadtgemeinde Solothurn auf die jährlidye Einnahme obiger Einkünfte von zwanzig und achttaujend 
Schweizerfranfen muß fidyer zählen dürfen, fo folle auf den Fall bin, wo durch die Verfügungen ber 
Tagſazung oder durch die Beichlüffe der Kantonsregierung von Solothurn entweder bie foeben ange 
führten Localgefälle, oder auch die angewiejenen Heu» und Fruchtzehnten geſezlich geichmälert 
würden, die Kantonsregierung verpflichtet und gehalten fein, der Stadtgemeinde Solothurn den billigen 
Erfag einer folden Schmälerung auf andere fliegende Einkünfte anzumeifen und für immer zuzufichern. 

Biertens haben wir zu Recht erfannt und beurfunden hiemit: daß bie Stadt Solothurn einer 
Stadtwache von zwanzig und fieben Mann bedürfe, und wir für deren Solb und andere Ausgaben 
jährlich eine Summe von fünftaufend dreihundert Schweizerfranfen verordnen, melde Summe die Kantons- 
regierung in vier dreimonatlihen Terminen an den Gemeinderath der Stadt zu entrichten bat, bis und 
jo lange die erſtere für nöthig erachtet, in Solothurn eine Kantonsgarnifon aufznftellen und durch dieſe 


rn 
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die Stadtwachtdienſte verjehen zu laſſen, als in welchem Fall der Gemeinderath folder Polizeivorforge 
enthoben jei, aber auch die erwähnten fünftaufend dreihundert Schweizerfranfen nicht beziehen jolle, 

Fünftens haben wir zu Recht erfannt und beurfunden hiemit: da obige Einkünfte nur zur 
Beftreitung der gemöhnlichen Ausgaben für die Verwaltung, die Polizei und das Bauweſen jparjam 
binreichen, hingegen aber die meiften oben benannten Gebäude, Brüfen, Wuhrungen, Wafferleitungen 
und Gaffenpflafter durch deren nothgedrungene Vernachläſſigung ſeit einigen Fahren jo ſehr verfallen 
und verborben find, daß fie einer außerordentlichen Verbefjerung bedürfen, um wieder in brauchbaren 
Zuftand geftellt zu werden, jo folle zu einer ſolchen zwekmäßigen Hauptverbefjerung der Stadt Solothurn 
ein Capital von zehn und fünftaufend Schweizerfranken bewilligt und die Kantonsregierung gehalten 
jein, diefe bemilligte Summe in fünf dreimonatlichen Terminen aus der Salzverwaltungscaffa baar zu 
entrichten, und zu wachen, daß die bezahlten Gelder auf dringende Verbejjerungen verwendet werden. 

Sechstens haben wir zu Recht erkannt und beurfunden biemit: über die Feſtungswerke von 
Solothurn, jowie über alles, was zu biefen Werfen gehören mag, fei von der Commiſſion gar nichts 
zu verfügen gemejen, weil das Recht, über deren Schleifung und Beibehaltung abzufprechen, einzig bei 
der Kantonsregierung itehe, und der allfällige Unterhalt derjelben niemals der Stadtgemeinde könne 
aufgebürbet werden, jondern Kantonsſache bleiben müfje. Nur wirb auf jeden Fall hin ausgedrüft 
vorbedungen, daß die Nuznießung des Grunds und Bodens dieſer Feitungswerfe (oder die Abnuzung 
in den Stadtgräben und auf dem Glacis) der armen Bürgerichaft von Solothurn, laut Convention vom 
21. (18.) April 1801, jür alle Zeiten zugehören jolle. 

Siebentens haben wir zu Recht erfannt und beurfunden biemit: da in unſerm Beſchluſſe bei 
dem Artikul über die Bebürfniffe, ſowie bei demjenigen über die Einkünfte weder für dem einzelnen 
Bürger noch für Arme, Kranke, Waiſen, Wittwen, Schulen, Kirchen und andere milde Stiftungen geforgt 
ift, fo jolle die jchon bemeldte Eonvention vom 21. (18.) April 1801 befräftigt und in Gemäßheit derjelben 
der Stadtgemeinde von Solothurn (außer den in diefer Urkunde ſchon vorbenamnten Gebäuden, Liegen: 
ſchaften, Einkünften) auch noch, was nachfolgt, als Gemeindegut zugefichert fein und unter den 
angejügten Bedingungen für immer zugefichert bleiben: 

1) An Waldungen: der Hunmenberg, oder was dazu gehört, nämlidy der eigentliche Hunnen- 
berg, bas Eglenmoos, Scheppach Einſchlag, Buchenrain, der obere und untere Stadtwald im Burgerzihl, 
an dem rechten Ufer der Aare gelegen. 

Das Fögig, worunter das Stierenhölzlein, ber Kreuzwald, der Kalchgraben, die Martinsflub, der 
alte und neue Einfchlag und das Fallernhölzlein gelegen jind. 

Der Attisholzwald, als: der Weierrain der alten Straß nadı bis an die Riedholzgaſſe, der 
Spiehater, das obere Attisholz unter dem Namen Bauherrenhölzlein, das Vögelisholz, das Preftenberg- 
(mälblein) und der untere Attisholzwalb. 

Das Hodhgebirg von der großen Rift im Loch, hinter Rütinen der Abendfeite nach hinauf bis 
an die Schneejhmelze unb ben Stabtbergen nad) bis an die Balmflub, ſoweit fich der junge Bahn eritredt ; 
der Kuchengraben, Krumntrain und Vorberg inbegriffen. 

Der Härfimald mit feinen Abtheilungen, als: das hintere Holz, der äußere Wald oder bie große 
Ügerten, die Bugmatt (alias der Bobmet) fammt dem Herrenhölzli, der Tanneinfchlag und das Junkholz. 


- 
Ss 





Eu 


6” Nr. 3 


Die Teufelsburg bei Rüti gelegen. 

Zwei Drittheile des Leewalds, von welchem dem Kanton ber übrige Drittheil, der an die 
Santonswalbungen jtößt, zugemarchet worden ift. 

Alle dieſe Waldungen erjcheinem nicht unter den Einkünften, weil biefelben mit den Holzlieferungen 
für die Bürger, mit dem Unterhalt des benöthigten Holzes für die Brüfen umb Gebäude, ſowie mit dem. 
Breunholz für die Feurung aller zur Stadtadminiftration erforberlihen Zimmer belaftet find. 

2) An Gemeindeweiden, Allmenden oder andern Gütern, bie jogeheihenen Stabtberge 
mit deren Waldungen, ald: der Weißenſtein, vorbere und hintere, der Nefjelboden, ber Ryſch— 
graben und die Schaafmatte, 

Die Stadtallmend jammt dem Weidereht im Brühl, bie öden ober Allmendpläze im alten 
Burgerzihl. 

Das alte Waſſer zu Stab, als ein Gut der Zünfte, 

3) An Armenanftalten: der Bürgerjpital fammt deſſen Zugehörden allen, die nach dem 
Zwel der Stiftung und nach bisherigen Übungen follen verwaltet werben. 

Das Thüringerhaus. 

Das Sonderfiehenhaus, ober aud genannt das St. Katharinenhaus. 

Das große-bürgerlide Almoſen. 

Das Waifenhaus. 

Das Arbeitshaus nebſt deſſen Fonds und Gerätbichajten, infofern leztere nicht zum Gebraud 
für Züchtlinge und Arreftanten dienten. 

Alle diefe Stiftungen jollen betrachtet werben als ausfchließend für die Gemeindebürger von Solo- 
thurn gewidmet, jedoch in ihrer fünftigen Verwaltung und Verwendung nicht abweichen von den bisherigen 
Übungen und Zweken. 

4) An Schul» und wijfenihaftlihen Anjtalten: bie Bürgerbibliothef nebft erforber: 
lihem Locale, als Eigenthum der Stadtgemeinde. 

Die Heinen Primarſchulen beiverlei Geſchlechts nebſt den dazu beitimmten Beiträgen am Frucht 
ab Seite der Regierung, ſowie den wirklich vorhandenen Fonds, als Eigenthum der Gemeinde und unter 
der Verwaltung fowie unter der Leitung des Stadtraths, 

Die Fonds bes Yefuitencollegiums nebit dem Gebäude und Zubehörden, ſowie das Gebäude 
des Gymnaſiums, zu welchen das Capital des zwölften Canonicats oder der Nufingerifchen Stiftung mag 
gefchlagen werden. Auch dieſe ftehen wie bis dahin unter der Verwaltung des jolothurn’schen Stabtraths, 
jedody mit dem Haren Vorbehalt: einerjeits, daß diefer Stadtrath nicht nur der Kantonsregierung jährliche 
Rechnung ablege, jondern ohne diefer Negierung Genehmigung weder Veräußerungen noch Eingriffe in das 
Hauptgut machen dürfe, und anberfeits, daß die Oberanflicht über die Lehrart und Lehrftunden dieſes 
Collegiums, jowie die Wahl und Ernennung feiner Lehrer einzig von der Kantonsregierung abhangen müſſen. 

5) An Archiven jollen dem Gemeinderat von Solothurn ab Seite der Kantonsregiermg alle 
diejenigen Urkunden abzuliefern fein, welche auf die in dieſem Beſchluſſe der Liquidationscommiſſion 
angewiejenen Befizungen und Einkünfte nähern oder fernern Bezug haben, 

Und da dem Gemeinderath zu feinen vorhandenen und künftigen Schriften ein Ardhivgebäube 
fehlt, jo wird die Kantonsregierung verpflichtet, einen hiezu benöthigten fichern Aufbewahrungsplag in 
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dem ehemaligen Rathhauſe abzuiondern und denfelben dem Stadtrath zum ungehinderten, immerwährenben 
Gebrauch abzutreten, eö wäre denn, daß man ſich gegenfeitig zu einer andern ſchillichen Ausgleichung 
verftehen fünnte und würde. 

6) An Kirchen» und Pfrundweſen: — da das Stift zu St. Urjen feiner Natur nad 
niemals zum Gemeindegut werden kann, jo hält ſich die Liquidationscommilfion nicht für biejenige Behörde, 
bie befugt wäre, hierüber nur einen Wunſch zu äußern, geichweige denn Verorbnungen vorzufchlagen. 

Was hingegen die Kirchen und Gapellen in ber Stabt und im Stabibaun von Solothurn 
anbetrifft, jo mögen dieſe, wie bisdahin, nach Anorbnung bes Stabtraths bejorgt, auch won biejem bie 
Fonds und Güter von jenen verwaltet werden, und deſto cher, ba weiter oben der Unterhalt der kirchlichen 
Gebäude der Stadtgemeinde aufgebürbet ift. 

Zur ftäten Urkunde gegeben, unterjchrieben und befiegelt zu Freiburg im Üdtland, den fiebenten 
September des Yahres Achtzehnhundert und drei nach Ehrijti Geburt. 


Bon der jhweizerifhen Liquibationscommiffion: 

Der Präſident: 

Lorenz Mayr. 

(L. $,) Namıy. 

3. R. Sulzer. *) 

Stapfer. 

Der Seeretär: 

Auguſtin Gaſſer. 


B. Eonvention zu Sönderung des Staats- und Gemeindeguts der Btadtgemeinde 
Solothurn, vom 18. April 1801. 
Freiheit. i Gleichheit. 
Im Namen der helvetifchen Republit, 

Wir, die von ber vollzichenden Gewalt dazu eigens ernannte Commiſſion, beftehenb aus dem Bürger 
Peter Ignaz von Flüe, Mitglied des ehemaligen Senats, Pancraz Germann, Mitglied des cher 
maligen Großen Raths, und dem Bürger Johann Schnell, Diftrictsftatthalter von Burgdorf, 

urlunden: 

Und mir, bie zur Unterzeichnung ber Convention bevollmächtigte(n) Deputirtein) der Gemeinde 
Solothurn, Joſeph Lüthi, Mitglied des gefezgebenden Naths, und Hieronimus Bogelfang, Kantons. 
rihter, befennen biemit öffentlich, daß wir nach gründlicher Eröffnung und Unterfucgung der Befizungen 
der Stadt Solothurn, und nad) beredjneter Anwendung des Gefezes vom 3. April 1799 über Sönderung 
der Staats» und Gemeindegiiter, uns unter göttlihem Beiltand auf Annahme der Gemeindefammer von 
Solothurn und auf erfolgende Ratification des Vollzichungsrathes über nachjtehende Artikel gütlich ein- 
verftanden, welche dann in ewiger Kraft verbleiben, und wodurch alle vorige(m), hier nicht befräftigte(n) Ver: 
tommnifje und Überlafjungen aufgehoben, und die von einjtweiligen Benuzungen oder verwendeten Unfoften 
berrührendein) und jonft alle anderweitige(n) Forderungen und Gegenforderungen auf immer bejeitigt 
fein follen. 


*) Das im Bundesardiv befindliche Originalegemplar enthält die Unterſchrift von Sulzer nicht. 
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&1. 

Nebit den durch den Regierungsmechiel an die helvetiiche Republik allgemein übergehenden Sou- 
veränitätsredhten, Regalien, Zöllen und andern hoheitlihen Gefällen und Einfünften find ferner noch 
als unmwiderfprechlicdies Nationalgut zu betrachten: alle Liegenjchaften, Gebäude, Abgaben, Einkünfte, 
Gefälle und Fonds, weldye in diefer Convention nicht ausdrüklich ald der Gemeinde überlafjenes 
Communalgut verzeichnet find. Der Gemeinde Solothurn verbleiben in Zukunft eigenthümlich tbeils in 
Folge des Gejezes, theils vermöge verichiedener, für beibjeitige Eonvenienz getroffenen Übereintommnifie 
die nachfolgenden Caſſen, Anjtalten, Güter und Gebäude ſammt allen Zugehörden, Gefällen, Rechten 
und Beihwerden, woburd; aber alle Drittmannsredyte unpräjubieirt verbleiben follen, und der Staat 
mit feinen daherrührenden Anſprachen befaßt werden mag. 


82. 
Gebäude, 

A. Das Gemeinde: oder ehemalige Rathhaus mit der Wohnung des Rathhausammanns und bie 
an basjelbe gebaute Stadtjchreiberei; doch bleibt der Negierung die in demjelben angebrachte Münzſtätte 
und Zubehörde, jowie die Ardivgewölbe des ehemaligen Kantons in der Kanzlei als Eigenthbum vor: 
behalten, und die Gemeinde verbindet fidh, der DVerwaltungsfammer ein genügendes und geziemendes 
Local für ihre Berfammlungen, fammt ihren Büreaux und Archiven in dieſen Gebäuden anzumeijen. 
Sie übernimmt ebenfalls, den Kantonsgerichtichreiber fammt deſſen Büreaur und Ardyiv in joldyen unter- 
zubringen. Die Einlogirung bes Dijtrietgerichts und Zubehörbe wird die Gemeinde fonft jchiklich beſorgen. 

Abänderungen des Namens oder der Competenz der obbenannten conftituirten Behörden heben bie 
Pflicht der Gemeindefammer nicht auf. 

B. Das Kornhaus fammt dem darauf befindlihen Magazin. 

C. Das Kaufhaus ſammt Halle und Zugehörde. 

D. Die Schiffländi fammt dem dazu gehörigen Magazin und Weinbehälter. 

E. Das Magazin im Kloſter und das alte Salz» und Antenhaus. 

F. Das Stabtbad jammt bem dazu eingeräumten Wirziſchen Haufe. 

G. Das Attisholzbad ſammt Zubehörde; in Anſicht der Anſprüche, welche der Staat wegen ben 
von der vorigen Regierung hierauf verwendeten Summen zu machen beredtigt iſt, entjagt fie ihrer 
Anſprache auf die Wirthichaft zu Dornedbrugg. 

H. Die Buchdrukerei. 

J. Die alte Bierbrauerei. 

K. Die Wachsbleiche ſammt Garten. 

L. Die vier Heinen an den Stadtporten befindlichen) Thorjchlieger: und Zollnerhäuschen. 

Diefe vier Gegenjtände jammt dem für den Staat vorbehaltenen Antheil des Leewalds und ber 
unten vorkommenden VBerwilligung über Benuzung der Stadtgräben und Glacis find als Gompenfations: 
gegenftände für das Arbeitshaus und zugehörigen Garten angejezt worden, welches die Gemeinde dem 
Staat, welcher ohnehin durdy den Fürzlicy dort vorgenommenen Bau der alten Regierung nicht obne 
Anſprache auf dieſes Gebäude war, fammt den für Züchtlinge und Gefangene gebrauchten Gerätbichaften 
abtritt. 
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M. Das Haus des Hirfchenwärters im Stadtgraben. 

N. Die Waſchhäuſer und die Kühſchaal. 

O. Die drei Zeitglofenthürme, weldye nicht an der Ningmaner fichen, und die rudera ber alten 
Lizibrugg. 

P. Das Schüzengut in und außer der Stadt wird vom Staat ebenfalls nicht angeſprochen. 


83, 
Banamt. 


Das Stadtbauamt mit den dazu gehörigen Pläzen und Gebäuden, auf dem Gemeindeboden gelegenen 
Steinbrüden, Ziegelhütten, dem Dünkel- und Werkhof, Schleife, Stampfe und allen dazu gehörigen 
Maſchinen und Werkjtätten ijt zwar der Mbminiftration der Gemeinde überlafjen, aber für die Baulidy- 
feiten des Staats unb ber Gemeinde gleichleitig gewidmet, umd der Staat foll in Benuzung derſelben 
mit der Gemeinde in vollfommen gleidyen Rechten ftehen und alle Gattungen von Biegeln, Kalch, Steinen 
und Sand in gleichen Preiſen erhalten, ald die Gemeinde und ihre Bürger. Im Fall, jo bie Gemeinde 
an diejen zu ihrem Bauamt gehörigen Gebäuden durch Brand verunglücdt würde, wird fie der Staat 
in Betracht feiner unentgeldlicen Mitbenuzung zu unterſtüzen bedacht fein. 


84. 


Liegende Gründe. 
A. Waldungen. 


1) Der Hunnenberg; dazu gehört der eigentliche Hunnenberg, Eglenmoos, Scheppacheinſchlag, Buchen⸗ 
rain, der obere und untere Stadtwald, meiſtens im Burgerzihl am rechten Ufer der Aare gelegen. 

2) Das Fögig, worunter das Stierenhölzli, der Kreuzwald, der Kaldhgraben oder Glatterboden, 
die Martinsflub, der alte und neue Einſchlag und das Fallernhölzli gelegen find. 

3} Die unter der allgemeinen Benennung Attisholzwalb befannten Wälder, Weierrain, Spießaler, 
der obere Attisholzwald, unter dem Namen Bauherrnhölzli und Vögelisholz der alten Straße nad, 
dann das Präjtenbergwälblein, und ber untere Aitisholawalb. 

4) Das Hocgebirg von der großen" Rift, im Loch hinter Rütinnen, als an der Abendſeite der 
Riſi nah hinauf bis an die Schneefchmelze, der Schneeſchmelze und den Stadtbergen nach bis an die 
Balmflub, jo weit fich der junge Bahn erftreft, der Kuchigraben, Krummrain und Vorberg inbegriffen. 

5) Der Herfiwald unter (mit?) feinen Abtheilungen, ala das hintere Holz, der äußere Wald oder die 
große Wegerten, Bugmatt, Tanneinjchlag, Junkholz und Gichletti fammt dem Herrenhölzli. 

6) Die Teufelsburg bei Rüti gelegen. 

7) Zwei Drittheile des Leemwalds, von welchem dem Staat nebit dem freien Gebraudy der Rifi am 
Kuchigraben der dritte gegen andere Staatswaldungen gelegene Theil zugemarchet werben ſolle. 

Die Verwaltungs und Gemeindefammer werben fich überhaupt bejtreben, die Ausmarchung ber 
fämmtlihen Waldungen ohne Aufſchub zu berichtigen. 

B. Die Stadtberge, ſammt den barauf befindlichen Waldungen, als der vordere und hintere 
Weißenſtein, der Neffelboden, Ryſchgraben und die Schaafmatt, worunter aber andere in ben Stabtfetel 
zinspflichtige Berge nicht einbegriffen find. 
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©. Drei Stüt Brüelmatten, jammt dem Burgweg allda nebjt ber Hirjchenmatten zu Günjperg. 

D. Die Stadtallmend fammt dem Weidrecht im Brüel, 

E. Jene Stadtweiher, welche auf dem Boden oder in den Waldungen der Gemeinde liegen. 

F. Das alte Wafjer zu Stad, ein Gut der Bünfte, 

G. Auf dem Glacis und in den Stabtgräben will die Regierung zum Vortheil ber Burgerjchaft 
und vorzüglich der Armen die Abnuzung auf eine den FFortificationswerten unſchädliche Art anordnen; 
der Staat madıt feine Anſprachen auf die öden Pläze im alten Burgerzibl. 

Die Gemeinde trägt ferner die Beichwerden bes Pflaftere, der Aarbrülen in der Stadt, ſowie auch 
der Straßen, Brüfen und alle Realbeſchwerden, weldye fie vor der Revolution ald Gemeinde, oder von 
Bejizungswegen getragen hat, 


85. 
Burgerlide Fonds. 


Die Regierung tritt der Gemeinde Solothurn als Antheil an dem Sekelamt, und aller übrigen in 
diefer Convention derfelben nicht ausdrüflich überlafjenen Fonds, dann im Hinſicht auf die Vortheile, 
welche die Republif von ihrer guten Ökonomie gezogen, und auf ihre nicht unbeträchtlicheln) Mumicipal- 
ausgaben, die Summe von viermalhunderttaufend Franten (das proviſoriſch Verwilligte oder bereits auf 
Abſchlag Empfangene einbegriffen) an Capitalbriefen ab, ſowie jelbe noch bei der Verwaltungsfammer 
vorhanden find, und bei welchen die allfällig beiftehenden Zinſe nicht in Abrechnung zu nehmen find, 
benebjtbem fie die von der alten Regierung dem Waifenhaus vorgeſchoſſenen dreizehntaufend Franken 
oder Pfund in keine Rükſprache zu nehmen gefinnt iſt. 

Hingegen foll bie Gemeinde gehalten fein, die dem Stift St. Urfus ſchuldigen zwanzigtaufend Franken 
oder Pfund zu entrichten, ſowie auch die dem Spital angelehnte Summe von zwanzigtaufend Franken 
oder Pfund von obigen 400,000 Franten abzuziehen find, 


86. 
Armenanjtalten. 


Die Armen: und Schulanftalten in der Gemeinde Solothurn jtehen (fo oft feine befondere Ber- 
fügung in biefer Convention ausgebrüft ift), unter der Aufficht, welche die Regierung über biejelbe 
allgemein in Helvetien auszuüben berechtigt fein wirb. 

A. ‚Der Burgerfpital fammt allen Zugehörden, in Rüfficht auf melchen die Regierung allfällige, 
für ähnliche Anftalten allgemeine Verordnungen in Helvetien vorbehaltet, jowie fie indefjen ihrer Stiftung 
und geübten Verwendung gemäß beforgt werden follen. 

Über die diefem Spital von der Negierung gemachten Vorſchüſſe in Geld oder Getreide wird 
derjelben die Berichtigung auf ſchikliche Zeit vorbehalten. 

B. Das Thüringer Haus. 

C. Das Sonderfiehen- oder St. Catharinahans. 

D. Das groß-bürgerlidhe Allmojen. 

E. Das Waijenhaus, 
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F. Der Fonds und die Geräthichaften bes Arbeitshaufes, injoweit fie nicht zum Gebraud von 
Züchtlingen und Arreftanten bienten. 


8 7. 
Schul- und wiffenidhaftlide Anjtalten. 


A. Die Bürgerbibliothef. 

B. Die Heinen Primarſchulen beiberlei Geſchlechts. 

C, Die Ruſinger'ſche Stiftung mag zum Capital des Eollegii gezogen werben. 

D. Der Fonds des Jeſuitencollegiums nebit dem Gebäude und Zubehörben, und dem Gebäude bes 
Gymnaſiums. Diejes Collegium wird bei feiner für alle Staatsbürger gemeinnüzigen Beitimmung für 
die Erziehung und die Wiffenfchaften gelafien und unterhalten, und auch in Zukunft der Gemeinde 
Solothurn nicht entzogen werben. Die Verwaltung der Ölonomie wird der Gemeindefammer, doc) 
bergeitalten unter der Aufficht der Regierung übertragen, daß fie berjelben nicht nur jährliche Rechnung 
tragen, jondern auch ohne ihre Genehmigung weder Veräußerungen noch Eingriffe in das Hauptgut fich 
erlauben ſolle. Die höhern Dispofitionen im wijjenichaftlichen Fach, die Schulpolizei und bie Beftimmung, 
mie und von wen die Lehrftühle bejezt werben, jollen, werben gänzlich der Regierung anheim geitellt. 
Gegen diefe Erflärung der Regierung verpflichtet fi aber die Gemeinde Solothurn, daß fie zum aus— 
ſchließlichen Behuf der Schulverbefjerung den Sculfonds ohne — mit noch hunderttauſend 
Franken vermehren und ausſteuern wolle. 


88. 
Gefälle. 


1) Zölle. Bei Abtretung der eigentlichen Zölle ober droits de donane an den Staat werben 

angegen der Gemeinde als Mimicipalgegenftände vorbehalten: 

a. Die Lagergelder im Kauf: und Landungshaus jammt den Spanner, Auf- und Ablaberlöhnen. 

b. Die Waaggelder, weldye, weil fie mit dem Tranfitzell vermiſcht waren, anf zwei Kreuzer vom 
Centner ausgeſchieden find. 

c. Die Heinern Gefälle, als: bie Standgelder, die Gebühren auf dem Viehmarkt und die üblichen 
Waaglöhne von Anten, Werd, Garn, Federn :c. und die dahin einſchlagende Hauslöhne. 

Künftige für die ganze Nepublif zu errichtende Gejeze oder Verordnungen über joldhe 
Abgaben werben dem Staate vorbehalten. 

d. Der Piundzoll und die Thorzölle, welche andern Waarenzöllen gleich geachtet werben, von der 
Stadt Solothurn aber ſchon im Municipalftande beſeſſen waren, bleiben gleihmwohl der Gemeinde 
Solothurn jo lange überlaffen,_als fie auch anderer Orten, fowohl in ehemals regierenden als 
Municipaltädten, den Gemeinden unbenommen bleiben. 

2) Der Brüggfommer wird von dem Staat in keinen Anjpruch genommen, umd über diefen und 

folgende Gegenftände dem gefezlichen Verfügungen nicht vorgegriffen. 

3) Ebenjo verhält es fi mit den Acherumsrcchten und der Gichelmaft von abgetretenen Stabt- 

mwaldungen in ben ehemaligen Herrſchaften Kriegsitetten und Buchenberg. 

4 Der Holzbaber wird aber aller Orten dem Staat vorbehalten. 
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5) Unter dem Namen Stabtlehen werden der Gemeinde jene Zinje des Bürgermeijterrodels über: 
lafjen, welche im alten Burgerzihl eingehen, und von verlchnten Grundftüfen herrühren. 
6) Über Bürgerrechte und Hinterfäßgelber, weldye feine Staatsanſprachen find, wird ed an das 
Geſez geftellt. 
89. 
Kirhen- und Pfrundweſen. 


Die Eollaturen werben bis auf eine allgemeine und definitive Maßnahme in der ganzen Republik 
in ihrem jezigen Beſtande und Adminiſtration ungeändert verbleiben; bis auf eine ſolche verwaltet bie 
Gemeinde auch die Kirchen und Capellen in der Stadt, fammt ihren Fonds und Gütern. 

Das Collegiatitift zu St. Urſus ift weder Communal- noch erflärtes Nationalgut, und bleibt alio 
in biefer Convention gänzlich unberührt. 

Die fogenannten Jahreszeiten oder Anniverfarien follen nad allfälliger Aufhebung der Klöſter 
fortfahren, ihrer bisherigen Bejtimmung nad) verwendet zu werden, und in allmeg ber Gemeinde verfichert 


verbleiben. 
8 10. 


Ardive 

Die Arhive find ein Eigenthum der Regierung; der Gemeinde werden aber dem Inhalt des Beichlufjes 
vom 9. Hornung 1801 gemäß jene Urkunden zugejtellt werden, welche die ihr abgetretenen Beſizungen betreffen. 

Mit Annahme der (durd die) Gemeindefammer von Solothurn und der Natification des Voll 
ziehungsrathes diefer gütlichen Konvention ift dann das Sönderungsgefhäft der Stadt Solothurn als 
gänzlich beendigt anzufehen. 

Wir die Eingangebenannten haben daher drei gleichlautende Inſtrumente darüber errichtet, eines 
für den Bollziehungsrath, eines für das Archiv des Finanzminifteriums, und eines für die Gemeinde 
Solorhurn, und mit unfern allfeitigen Unterfchriften verſehen. 

Bern, den 18, April 1801. 


Die Deputirten der Gemeindelammer Die Commiffarien der Bollziehenden Gewalt: 
von Solothurn: Peter Ignaz Bon Flüe. 
J. Lüthy. Pancraz Germann. 
Hieronimus Bogelſaug. In Abweſenheit des Br. Schnell 


F. Fr. Boegtlin, Secret. 


C. Batification der vorftehenden Konvention durch den Bollzjiehungsrath der helvetifchen 
Republik, vom 21. April 1801. 


Der VBollziehungsrath ber helvetiſchen Republit, 

Nach Anficht der Eonvention zur Sönderung des Staats» und Gemeindeguts der Stadt Solothurn, 
welche einerfeits und im Namen der helvetifchen Republik zwiſchen den zur Sönderung der Staats: 
und Gemeindegüter von der vollziehenden Gewalt ernennten Gommifjarien und andererjeit® den Depus 
tirten ber Gemeindefammer von Solothurn am 18. April 1801 gefchloffen, und am 20. April von der 
Gemeindelammer angenommen worden, 
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beſchließt: 
1) Die zur Sönderung des Staats - und Gemeindegutes der Stadt Solothurn geſchloſſene Convention 
ſei hiemit angenommen, gutgeheißen und ratificirt. 
2) Gegenwärtiger Beſchluß ſoll dem Finanzminiſter zugeſendet, der der Gemeinde Solothurn aus— 
zufertigenden Originalacte eingerükt und mit dem Siegel der Republik verwahrt werben. 


Bern, den 21. April 1801. 
Der Präfident des Vollziehungsrathes: 


(L. $.) Dolder. 
Im Namen des Bollziehungsrathes, 
Der Generaljecretär: 
Moufion. 


D. Erläuterung der vorflehenden Konvention vom 18. April 1801 durd; den Yoll- 
ziehungsrath der helvetiſchen Bepublik, vom 21. April 1801. 


Der Bollziehungsrath der helpetiihen Republik, 

Auf die Bejorgniffe, welche die Deputirten der Gemeinde Solothurn über die künftige Auslegung 
ber Sönberungsconvention bei Unterzeichnung derjelben geäußert haben, und auf den Bericht feines 
Minifters der Finanzen, beſchließt: 

1) Die dem Staat vorbehaltene Mitnuzung des Bauamis erſtrekt ſich nur auf den Gebrauch, 
welchen derſelbe für ſein Bauweſen davon zur machen hat, und bie Heinen Emolumente, welche die Gemeinde 
von Verlehnung der Maſchinen, Schleifen, Pläze und anderer ihr eigenthümlichen Dinge beziehen kann, 
jtehen in feinem Anſpruche. 

2) Bei Bezahlung der 2. 400,000 hat die Gemeinde die von bem ehemaligen Stadtſekel vorhandenen 

- Kapitalien, zwar ohne Rükſicht auf ihre mehr ober mindere Güte, anzunehmen; offenbar und erweislich 
werthloſe Schulden ſollen derſelben aber nicht aufgebürdet werden. 

3) Wenn einſtmalen von Seite der Regierung auf Berechnung und Audgleichung der dem Spitale 
gemachten Vorſchüſſe gedrungen würde, ſteht der Gemeinde ebenfalls frei, Berechnung und Ausgleichung 
der Materialien, Waaren, Werkzeuge und Gülten zu fordern, welche ſie dem zurükgeſtellten Fond der 
Arbeitsanſtalt für entzogen haltet. 

4) Der Staat nimmt über ſich, die Gefälle von Zehnten und Bodenzinſen, welche unter der ehemaligen 
Regierung in das Schulweſen floſſen, jürderhin entrichten zu lafjen, oder dasjelbe für diefen Verluft zu 
entſchädigen. 

5) Der Finanzminiſter iſt mit der Bekanntmachung bes gegenwärtigen Beſchluſſes beauftragt. 

Bern, ben 21. April 1801. 

Der Bräfident des Vollziehungsraths: 
Dolder. 
Im Namen des Vollziehungsraths, 
Der Generalſecretär: 
Mouſſon. 
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E. Erläuterungen der ſchweijeriſchen Liguidationscommiffion, vom 15. mãr; 1804, 
betreffend die von ihr am 7. September 1803 nusgeftellte Ausfteurungsurkunde 
für die Stadt Solothurn. 


Wir der Präfident und die Beifizer der burd die Mediationsacte aufgejtelten 
Ihweizerijhen Liquidationscommijflion ertlären und bezeugen hiemit an Jeder— 
mann, bem Necdtens: 

Daß wir die verjchiedenen Auslegungen, welche ab Seite der Kantonsregierung von Solothurn 
eines Theile, und ab Seite des Stadtraths von Solothurn andern Theils, über einige Artikel der unterm 
fiebenten September des Jahres adhtzehnhundert und drei ausgefertigten Urkunde der Stabtausftenrung 
gemacht und behauptet werden, jorgfältig geprüft, und mit den Grundſäzen der Vermittlungsurfunde 
jowohl, als mit dem wörtliden Inhalt der unterm 10. (18.) April 1801 unterzeichneten Sönberungs: 
urkunde des ſolothurniſchen Staats: und Gemeindeguts verglichen, auch hierüber zu Recht erfannt haben 
und urkundlich befräftigen: 

Eritens. 


Die in der Ausftenrungsurtunde (unterm Zitul: Einkünfte, Artikel zwei, $ 5) der Stadt Solothurn 
zugejicherten Baumafchinen feien nur bedingungsweile abgetreten, und die Kantonsregierung fönne ſich 
berjelben für bie Feſtungswerle, ſowie für die im Stadtbann gelegenen Rantonalgebäube (laut Sönderungs- 
urfunde vom 10. (18.) April 1801, $ 3) mit ber Gemeinde in vollfommenen gleichen Rechten bedienen, 
und habe dafür die bürgerliche Taxe erſt dann zu zahlen, wann folde außerhalb des Stadtbannes 
gebraucht werben jollten. 

Zweitens, 


Die in der Ausftenrungsurtunde (unterm Titul Einkünfte, Artitel jechs) ben armen Bürgern ber 
Stabt Solothurn zugefiherte Abnuzung in den Stadtgraben und auf den Glacis fei nach dem Aus: 
druf der Ausfteurungsurfunde felbit laut der Sünderungsacte vom 10. (18.) April 1801 dahin zu 
veritehen, daß ſolche durch die Kantonsregierung auf eine, den Feſtungswerken unſchädliche Weiſe 
dürfe angeordnet werden, und nur unter dieſer Bedingung Plaz finden möge. 


Drittens. 


Die in der Ausſteurungsurkunde (unter dem Titul Einkünfte, Artikel ſieben, $ 2) der Stadt Solo- 
thurn unter ber Benennung „Stadtberge mit deren Waldungen“ zugeficherten liegenden Gründe 
feien und bleiben die nämlichen, welche jchon durch die Sönderungsurfunde vom 10. (18.) April 1801 
an die Stadt find abgetreten worden, und beichränten fi auf die in beiden Urkunden benannten Berge 
und Waldungen, als: ben vorbern und hinten Weißenſtein, den Nejfelboben, ven Ryſchgraben 
und die Schaafmatte. 

Viertens. 


Die in der Ausſteurungsurkunde (unter dem Titul Einkünfte, Artikel ſieben, $ 1) der Stadt Solothurn 
zugeeigneten Waldungen feten verjelben, laut Eingang des erwähnten Artilels $ 1, abermal unter ben 
Beichränkungen der Sönderungsacte vom 10. (18.) April 1801, als eigenthümlich abgetreten worben. 
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Inwiefern nun diefe Sönderungsacte im $ 1 alle Drittmannsredte unangegriffen vorbehält, und verwahrt; 
inwiefern num bie Santonsregierung von Solothurn, als befugter Richter, behauptet und abſpricht, daß 
mehrere Gemeinden in jenen Waldungen ein verjährtes Beholzungsrecht befizen: infofern hat auch bie 
Ausſteurungsurkunde diefes Recht anerfannt, und die Stabtgemeinde Solothurn ift nicht bevollmächtigt, 
dasfelbe zu beftreiten, noch; weniger aber deſſen Ausübung zu hindern, 


Fünftens. 


Die (laut Sönderungsacte vom 10. (18.) April 1801 $ 7 litt. D.) zum ausſchließlichen Behuf der 
Schulverbeſſerung bejtimmten, und durd die Stadt Solothurn ohne Verweilen dem Schulfond 
abzuliefernden hunderttaufend Franlen werden in der Ausſteurungsurkunde nicht namentlich erwähnt, 
weil die Liquidationscommiſſion in der Überzengung ſtande, jener Forderung der Sönderungsacte ſei 
auf der Stelle Genüge geleiftet, und die hunderttaufend Franken dem Schulfend ſchon damals einverleibt 
worden, In diefer Überzeugung fteht fie noch, und erkennt hiemit zu Recht: derjenige Echulfond, der 
jeit der Sönderungsacte vom 10. (18.) April 1801 und vor der Ausftenrungsurkunde vom 7. September 
1503 jene hunderttauſend Franfen empfing und unter Genchmigung der helvetiichen Negierung für ſich 
behielt, folle dieſelben fernerhin behalten und zu zwekmäßigen Schulverbeiferungen verwenden. 

Zu immerwährenden Kräften diefer vorftehenden Beichlüffe bat bie Liguidationscommiffion deren 
Urkunde dreifach; ausgefertigt, die eine Seiner Ereellenz dem Herrn Landammann der Schweiz, Die zweite 
dem ©. T. Schultheiß und Rath des Kantons Solothurn, die dritte aber dem Stadtrath von Solothurn 
zugeftellt. Gegeben, unterfchrieben von Präfident und den Beifizern der ſchweizeriſchen Liquibations: 
commiffion, auch mit deren Inſiegel befiegelt zu Freiburg im Üdhtland den fünfzehnten März des Jahres 


Adhtzehnbundert und vier nach Ehrifti Geburt. 
Der Präfident: 


J. R. Sulzer. 
Mämy. 
(L. $.) Lorenz Mapr. 
Stapfer. 
Erud. 
Der Secretär: 
Auguftin Baffer. 


9. 
Dotation der Stadt Rucern, 
A, Urkunde der beftätigten Ausfleurung der Stadt Lucern, vom 14. September 1803. 


Bir, der Präfident und die Beifiger der durch die Mediationsacte aufgeitellten 
ihmweizerifhen Liquidationscommifjion erklären und bezeugen biemit an Jeder 
mann, dem Necdtens: 


[42 
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Daß Wir in Kraft der erhaltenen Vollmachten und in Gemäßheit der übernommenen Pflichten, die 
ung vorgeſchriebenen Artitel gewiſſenhaft befolgt ; 

Nach deren Inhalt die Diunicipalbebürfniffe der Stadt Lucern genau erwogen und geprüft; 

Den Umfang jedes einzelnen diefer Bebürfniffe nad dem Maße der Bevölterung, ſowie nach der 
topographiicdyen Lage der Stadt abgemefjen und beftimmt ; 

Auch die zu deren Befriedigung erforderlichen jährlichen Einkünfte unparteitich berechnet ; 

Und deßwegen zu Recht erfannt haben, und beurfunden: 


Erjtens: Diejenige Übereinkunft zur Sönderung und Anweiſung des Gemeindegutes ber Stadt 
Lucern, welche den 4. (3.) Wintermonat des Jahres 1800 zwifchen benr Damaligen helvetiichen Vollziehungs— 
rath von der einen Seite, und ben Abgeordneten der Gemeindekammer der Stadt Lucern von der andern 
Seite ift abgeichloffen worden *), joll für alle fommenben Zeiten beftätigt fein und unter feinerlei Vor— 
wand dürfen verlezt werben, jo daß diefelbe nad ihrem ganzen Inhalt in Kräften verbleibe, wie fie 
unter heutigem Datum in dem Protokoll der Liquidationscommilfion wörtlich eingetragen und theils an 
die vormalige Verwaltungsfammer, theils an die ehemalige Gemeindefammer von Lucern ausgefertigt 
worden, und in beiden Archiven aufbewahrt ift. 


Zweitens: Auch derjenige Zufaz und diejenigen Erläuterungen zur erwähnten Sönderungs- 
übereinktunft, 'weldye unterm 10. März des Jahres 1802 von ber Gemeindefammer der Stadt Lucern 
mit Recht begehrt wurden, und welche ber damalige helvetiiche Kleine Math geneigt bewilligt hat **), 
jollen unverändert als heiliger Vertrag betrachtet, und gerade fo erfüllt werden, wie ſolche unter ange: 
führtem Datum in bem helvetischen VBollziehungsprotofoll verzeichnet ftehen, und beiden Kammern, ſowohl 
derjenigen der Verwaltung des Kantons, als derjenigen der Gemeinde der Stadt Lucern, zur fteten Auf: 
bewahrung zugetommen find. | 


Drittens: Durd) die pünktliche Bollzichung dev zwei vorjtehenden Verfügungen follen dann aber 
auch alle Anſprachen der Stadt Lucern an das noch vorhandene Vermögen des Kantons Lucern, jebe 
Anforderung auf ein den Stadtbebürfniffen angemefjenes Einkommen jür immer ausgeglichen, abgethan 
und befeitigt fein; um fo mehr, da die Stadtgemeinde Lucern fich beftimmt und jchriftlicy erklärt hat: 
in Betrachtung der geringen Hilfsquellen und des geſchwächten Einfommens ihrer Kantonsregierung 
wolle fie ſich mit jener Sönberungsübereinkunft und Erläuterungen für alle Zeiten begnügen, unb auf 
eine beträchtlichere Ausfteurung freiwillig Verzicht leiſten, wiewohl fie zum Anfuchen für eine folche nicht 
unberechtigt geweſen wäre. 


Viertens: Die Urkunde über vorjtehende Beſchlüſſe joll dreifach ausgefertigt, die eine Seiner 
Ercelfenz dem Landammann der Schweiz, die zweite den hochgeehrten Herren Schultheiß und Rath des 
Kantens Pucern, die dritte.aber dem Gemeinderath der Stadt Lucern, unter unferm Commiffionsfiegel 
und mit unferen Unterjchriften zugeftellt werben, damit durch fie der Anhalt unferer Verfügungen und 
der lezteren jtäte, ungefränfte Vollziehung verbürgt und gemährleiftet fei. 


*) Siehe hienad ©. 701. 
) Siehe hienach ©. 706. 
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Gegeben, unterfchrieben und befiegelt zu Freiburg im Uechtland, den vierzehnten Herbftimonat des 
Jahres Achtzehnhundert und drei nach Ehrifti Geburt. 


Bon der ſchweizeriſchen Liquidationscommiſſion, 
Der Präfident : - 
Lorenz Mayr, 
Rümy. 
J. R. Sulzer. 
H. Stapfer. 
Der Secretär der Liquidationscommiſſion: 
Auguftin Gaſſer. 


B. Konvention zu Sönderung des Staats: und Gemeindeguts der 
Stadtgemeinde Lucern, vom 3. November 1800. 
Freiheit. Gleichheit. 
Im Namen ber helvetifhen Republit. 

Ich Johann Heinrich Rothpletz, Finanzminifter, urkunde, und wir, bie zur gänzlichen Abſchließung 
ber Eonvention bevollmädhtigten Deputirten der Gemeinde Lucern, Franz Ludwig Balthafar, Kaſpar 
Büeler und Joſeph Segefier bekennen hiermit öffentlih, daß wir nach gründlicyer Eröffnung und 
Unterfuhung der Befizungen der Stadt Lucern, und nad beredineter Anwendung des Gejezes vom 
3. April 1799 über Sönberung der Staats: und Gemeinbegüter uns auf erfolgende Ratification des 
Bollziehungsrathes über nachitehende Artikel gütlich einverftanden, welche dann in ewiger Kraft verbleiben 
und wodurd alle vorherigen, bier nicht befräftigten Verkommniſſe und Überlaffungen aufgehoben, und 
die von einftweiligen Benuzungen oder verwendeten Unkoſten herrührenden und fonft alle andermweitigen 
Forderungen und Gegenforderungen auf immer befeitigt fein follen. 


81. 

Nebſt den durch den Regierungsmechjel an bie helvetiiche Republik allgemein übergehenden Sou— 
veränetätsrechten, Negalien, Zöllen und andern hoheitlihen Gefällen und Einkünften find ferner ala 
unwiderſprechliches Nationalgut zu betrachten alfe Liegenfhaften, Gebäude, Abgaben, Einkünfte, Gefälle 
und Fonds, weldye in dieſem Beſchluſſe nicht ausprüflic als der Gemeinde überlafjenes Gommunalgut 
verzeichnet find. 

Der Gemeinde Lucern verbleiben in Zukunft eigenthümlich theils in Folge des Gefezes, theils vermöge 
verfchiedener für beivfeitige Convenienz getroffener Übereintommnifie, die nachfolgenden Caſſen, Anftalten, 
Güter und Gebäude, jammt allen Zubehörben, Gefällen, Rechten und Bejchwerben; wodurd aber alle 
Drittmannsrechte unpräjudizirt verbleiben jollen, und der Staat mit feinen daher rührenden Auſprachen 
befaßt werden mag. 

82 
Gebäude. 
a. Das Gemeindehaus, nebjt den unter demjelben angebrachten Hallen und Zubehörven, als dem 
Korn, Anten- und Salzhaus, und dem babeiftehenden Wachtthurm, und der Wachtftube gegen: 
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über; — doch übernimmt die Gemeinde als Hauptort des Kantons und Diftriets das nöthige 
Local für die Tribumalien, ihre Archive und Bureaur. 
b. Die Suft und Lagerhaus der Kaufmannsgüter. 
e. Der Herrenteller und bie Kornfchütte an der Ningmauer jammt jener bei der Schiffhütte. 
d. Die Mezgbänte, Freibänte, Thorwarthäufer, Waſchhäuſer, Hafner- und Fiiherhaus fammt Hütten, 
Brennholz, Feueriprizenfchöpfe, Vferbeftälle, als zur bürgerlichen Polizei bienend. 
. Das Werchhaus oder Stadtlaube, ſammt den Buben ber Flachs- Garn- und Tuchhändler. 
Die Stadtmühlen ſammt Wohnungen, Stadtſchleife nebſt der Sinne der Fäſſer. 
. Die vier Wohnungen. der Werkmeiſter im Stein- und Holzwerk. 
. Die alte Stadtfchreiberei. 
. Das Schüzenhaus ſammt der Armbruft:Schüzenlaube, 
. Folgende zum Elementarunterricht bejtimmte Schulgebäubde : 
1) Das Schulhaus und Gärtlein im Hof. 
2) Das Proviſoreihaus und Garten. 
3) Der fogenannte Ejelftall. 
4) Das deutihe Schulhaus. 
5) Das Haus zu St. Agathapfrund. 
l. Die Ringmauern und Thürme mir Inbegriff des fogenannten Wafferthurms, und der Burger: 
thurm jammt der Stabtuhr. 


mr. En mp 


83, 
Bauamt. 

Die Ziegelhütte, die obere und untere Säge, jammt ben zum Bauamt gehörigen Pläzen, Hütten 
und Zubehörden find für die Baulichkeiten des Staats und der Gemeinde gleichjeitig gewidmet, und 
der Staat foll in Benuzung derjelben mit der Gemeinde in vollfommen gleichen Rechten ftehen, und alle 
Gattungen von Ziegeln, Kal) und Sand in gleichen Preifen erhalten, als die Gemeinde und ihre Bürger. 
Im Fall, jo die Gemeinde an diefen zu ihrem Bauamt gehörenden Gebäuden durch Brand verunglükt 
würde, wird jie der Staat in Betracht feiner unentgeltlihen Mitnuzung zu unterſtüzen bedacht fein. 


84. 
Liegende Gründe. 


A. Der ſogenannte Kellerhof in der Gemeinde Kriens wird, weil die Lehenrechte geſezlich aufgehoben 
find, der Gemeinde überlaſſen, jedoch ohne Abbruch des Grundzinſes von 15 Mütt beeder (?) Korn 
und 7 Viertel Bohnen an das Hofitift. 

B. Allmend und Gemeindegüter. 

1) Die fogenannte Stadt» oder Bürgerallmend, ſammt dem darauf gepflanzten Eichenwald, ven 
Wohnungen des Allmendhirten und dem dazu gehörigen Einichlag. 

2) Der untere und obere Grund, 

3) Der Gütſch, Steinibady und die Neualp, nebſt einer Capelle im Hergottswalbe und Zubehörbe. 

4) Die Stadtgräben, der neue Plaz bei der Ziegelhürte und das im Stadtbezirk liegende Seegejtad. 
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C. 
D. 
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Zwei Weiher bei Littau und Gerliſchwyl. 

Steinbrüce, injofern fein allgemeines Geſez das Eigenthum ſolcherlei Art Grundjtüte beftimmen 
wird: 

1) Der auf ber Gütjchallmend. 

2) Der vor dem Sentithor an der Baſelſtraße. 

3) Der im Hafli. 


. Walbungen: 


a. Der Bürgenmwald. 

b. Die mit den Gemeinden von Kriens und Malters getheilten Walbungen am Bilatusberg. 
e. Die Bajtune oder der Schwarzwald zu Weggis. 

d. Der Burgwald bei Bärtiſchwyl. 

e. Der Gütfchwald und die Birregg. 

f. Der Schachenwald in Kriens. 

g. h. i. Der Haltimald, der vordere und hintere Meggerwald find der Gemeinde vorzüglich in 
Dinfiht auf den ihr obliegenden Unterhalt aller gedekten und ungedekten Brüfen in beiben 
Städten Lucern überlajjen. Die Verwaltungskammer und Gemeindsfammer werben fid) 
bejtreben, die Ausmarchung diefer ſämmtlichen Waldungen ohne Aufſchub zu berichtigen. 


$5. 
Bürgerlihe Fonds. 


Die Negierung tritt der Gemeinde Lucern als Antheil an dem Selelamt und aller übrigen in 
dieſer Convention derjelben nicht ausdrüklich überlaffenen Fonds, dann auch in Hinficht auf ihre ſchweren 
Municipalausgaben und dem Staat zur Zeit, ald der Siz der Regierung in biejelbe verlegt war, willig 
gebrachte Opfer, die Summe von 533,333*/,, Franken, oder 400,000 Münzgulden, Louisd’or & 12 fl., 
an Gapitalbriefen ab, bei welchen die allfällig beiftehenden Zinſe nicht in Abrechnung zu nehmen find. 


8 6. 


Armenanjtalten. 


Die Armen» und Schulanftalten in der Gemeinde Lucern ftehen (fo oft keine befondere Verfügung 
in dieſer Convention ausgebrüft iſt) unter der Aufficht, welche die Hegierung über diefelben allgemein 
in Helvetien auszjwüben berechtigt jein wird. 


4 
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Der ältere und größere Stadifpital, welcher doc; nad) bisheriger Übung auch vorbeimandernden 
Armen und Kranten offen jtehen foll, und im Rülſicht auf welchen die Regierung allfällige 
allgemeine Verordnungen für ähnliche Anftalten vorbehaltet. 

Der Sentifpital. 

Die Spende. 

Der Waiſenfond. 

Die Propft-Beneriiche Berlafienichaft: 38,666 Franken 6 Bazen und 7 Rappen, oder 29,000 
Münzgulden, Louisd'ors à 12 fl, an Capital betragend. 

Die Hoferiſchen Stipendien. 


81. 


Schulanſtalten. 


a. Die Primarſchulen mit ihren geringen Fonds und Gebäuden, welche oben $ 2 bemerft ſind. 

b. Der Fond des Jeſuitencollegiums nebft dem Gebäude und Zubehörben, und dem Gebäude des 
Gymnaſiums. Diejes Collegium wird bei feiner für alle Staatsbürger gemeinnüzigen Beftim- 
mung für die Erziehung und die Wiffenichaften gelaffen und unterhalten, und auch in Zufunft 
der Gemeinde Lucern nicht entzogen werben. 

Die Verwaltung der Ökonomie wird der Gemeindefammer dod) bergeitalten unter der Auf» 
ficht der Megierung übertragen, daß fie derjelben nicht nur jährliche Rechnung erftatten, fondern 
auch ohne ihre Genehmigung weber Veräußerungen noch Eingriffe in das Hauptgut ſich erlauben 
foll. — Die höhern Difpofitionen im wifjenichaftlichen Fach, die Schulpolizei und die Beſtimmung, 
wie und von wen die Lehritühle befezt werben ſollen, werben gänzlich der Regierung anheim- 
geitellt. Bei diefem Anlaß übernimmt die Gemeinde, die Verwaltungsfammer für ji, ihre 
Bilreaur und Archive auf eine Hetende und anftändige Art bafelbit zu logiren, ober durch Über: 
einkunft mit derjelben ſonſt unterzubringen ; der übrige Theil des Collegiums bleibt ganz zur 
Difpofition der Gemeindekammer, dody zum Bortheil der Anftalt. 

e. Die Anjtalt, Gebäude und Fonds der Urjulinerinnen find als eine Töchterprimarſchule betrachtet, 
und in Rükſicht auf ihre Stiftung und Beitimmung der Gemeinde Lucern, doch unter der bei 
dem Collegium bemertten Staatsaufjicht, anheimgeftellt. 


88. 
Gefälle. 


a. Die Zehntanſprachen zu Triengen, zu Sins und zu Altishofen, ſammt den Grundzinſen daſelbſt: 

b. Die Anſprachen von Grund: und Bobenzinfen, oder Lehengefällen, die von Gebäuden oder All. 
menden, welche ber Gemeinde verbleiben, bezogen werben können ; 

c. Die Fiſchenzrechte in den Grenzen, in weldyen fie bie Gemeinde zur See und in der Reuß ſchon 
als Municipium befeffen hat, werben derjelben, infomweit fie ben Geſezen nicht zuwider laufen 
werben, von ber Regierung nicht widerfprochen. 

d. Zölle. Bei Abtretung der eigentlichen Zölle oder Droits de douane an ben Staat werben 
angegen ber Gemeinde als Municipalgegenſtände vorbehalten, 
in der Suft: 

1) Das Lagergelb oder die fogenannte Centnergebühr, welches ſich auf 2*%, Bazen beläuft. 

2) Das Waaggeld, ebenfalls in der Suft, in °/, Bazen beitehend. 

3) Die Suft- oder Kaufbausrechte von den Reisfälen und den Ballen, Baummwollen, Seiden, 
Kameelhaaren x., ſowie fie von Alters her für ihre Bewahrung und DVerficherung bezogen 
worben. 

4) Die Meinern Gefälle in ber Stadt, als Standgelder, die Hauslöhne im Kornhaus, das Waag- 
gelb vom Anken, die Hauslöhne im Gemüfehaus, die Haus und Waaglöhne im Werd- 
oder Flachshaus, die Gebühren auf dem Viehmarkt. 
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Künftige, für die ganze Republik zu errichtende Gejeze oder Verordnungen über ſolche Abgaben 
werden dem Staat vorbehalten. 

Der Pfundzoll und die Thorzölle, welche andern Waarenzöllen gleich geachtet werden, von ber 
Stadt Lucern aber ſchon im Municipalftande befeffen waren, bleiben gleihmwohl der Gemeinde Lucern 
jo lange überlafjen, als fie auch anderer Orten, jowohl in ehemals regierenden ald Municipalftäbten, 
den Gemeinden unbenommen bleiben. 


89, 
Kirhen- und Pfrundweſen. 


a. Die Kirche im Hofitift nebſt der Leutprieterei, und den Wohnungen des Organiften und Küſters. 
b, Die St. Peters:Capelfe fammt ihrem Fond, wovon 4266 Franken 6 Bazen 7 Rappen ober 
3200 Münzgulden ins Selelamt angelegt worden, der Caplanei und der Wohnung des Küfters. 

Die Eollaturen werden bis auf eine allgemeine und definitive Maßnahme in der ganzen Republik 
in ihrem jezigen Beitande und Adminiftration ungeändert verbleiben. 

Das Eollegiatitift auf dem Hof und jenes zu Münfter find weder Communal- noch erflärtes 
Nationaleigenthum, und bleiben alfo in dieſer Konvention gänzlich unberührt. 

Die jogenannten Jahreszeiten oder Anniverfarien follen nach alljälliger Aufhebung der Klöfter fort: 
fahren, ihrer bisherigen Beitimmung nad) verwendet zu werden, und in allweg der Gemeinde verficyert 
verbleiben. ‚ 

8 10. 
Archive. 

Die Archive ſind ein Eigenthum der Regierung; der Gemeinde aber werden jene Urkunden zugeſtellt 
werden, welche die ihr abgetretenen Beſizungen betreffen. 

Mit Ratification dieſer gütlichen Convention, indem die Eingangs erwähnten Deputirten mit 
unbeſchränkter Vollmacht ihrer Gemeindekammer verſehen find, ift dann das Sönderungsgeſchäft ber 
Stadt Lucern als gänzlich beendigt anzufehen. 

Wir die Eingangs Benannten haben baher zwei Inſtrumente darüber errichtet und mit unfern 
alljeitigen Unterfchriften verjehen, welche von Wort zu Wort gleichlautend find. 

Bern, den 3. November 1800. 


Die bevollmächtigten Deputirten der Stadt Lucern: — Der Finanzminifter: 
Franz Ludwig Balthajar, — Rothpletz. 
Kaſpar Büeler, 

verwalter. 


Joſeph Segeſſer, 


C. Ratification der vorſtehenden Konvention durch den Vollziehungsrath 
der helvetiſchen Republik, vom A. Movember 1800. 


Der Bollziehungsrath der helvetifhen Republit, 
Nah Anfiht der Convention zur Sönderung des Staats- und Gemeindeguts in der Stadt Qucern, 
welche einerfeits und im Namen der helvetifchen Republik zwijchen dem Bürger Johann Heinrich 
sy 
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Rothpleg, Finanzminiſter, und anderjeits ben bevollmächtigten Deputirten der Stadt Lucern, Franz 
Ludwig Balthajar, Kaſpar Büeler und Joſeph Segejier, am 3. Wintermonat 1800 


geſchloſſen worben ift, 
beihließt: „ 


1) Die zur Sönderung des Staats: und Gemeindeguts in ber Stadt Lucern geſchloſſene Convention 
fei hiemit angenommen, gutgeheißen und vatifieirt. 

2) Gegenwärtiger Beichluß ſoll dem Finanzminifter zugefandt, der Originalerpedition von befagter 
Convention beigerüft und mit dem Siegel der Republit verfehen werden. 


Bern, den 4. Wintermonat 1800. 
Der Präfident des Vollziehungsrathes : 


(L. $.) Zimmermann. 
Im Namen des Bollziehbungsrathes, 
Der Jnterims-Generaljeeretär : 
Briatte. 


D. Erläuterung des 8. Artikels der vorflehenden Konvention durd) den Kleinen Kath 
der helvetiſchen Republik, vom 10. März 1802. 


Helvetifhe Republik. 
Der Kleine Rath, 

Auf ben Vortrag des Finanzbepartements, daf fi die Stadt Lucern um eine ſolche Erläuterung 
des 8. Artikels der Süönderungsconvention bewerbe, kraft welcher ihr Eigenthumsrecht auf die Grund: 
und Lehenzinje zu Rüßeck und Büron und alle diejenigein), welche von Alters her wahre Zugehörben ber 
an fie abgetretenen Gefälle zu Triengen, Sins und Altishofen waren, aud in künftigen Zeiten erfichtlich 
und vor Widerfpruch gefichert werde, 

In Erwägung: daß es der heitere Verſtand der Sönderungsconvention fei, die benamjeten Gefälle 
mit ihren rechtmäßigen Zugehörben abzutreten, und daß die Gefälle zu Rüßeck und Biron in den gleichen 
Urkunden, Kaufbriefen, Urbarien, Lehenſchaften und Tragereien mit jenen zu Sins und Triengen begriffen find, 

beſchließt: 

1) Unter den an die Stadtgemeinde Lucern im $ 8 der Sönderungsconvention abgetretenen Zehnten 
und Grundzinjen zu Triengen, Sins und Altishofen find auch jene von Rüßeck und Büren und alle 
die Gefälle begriffen, melde ald wahre Zugehörben der obigen Liegenſchaften erwieſen und in den alten 
Urbarien als ſolche enthalten find. 

2) Das Finanzdepartement ift mit Vollziehung dieſes Beichluffes beauftragt, und wird zu dem 
Enbe die betreffenden Urbarien und namentlich das Urbarium von Büron und Triengen von Anno 1654 
und jenes von Rüßeck und Sins von Anno 1738 unter Beidrüfung feines Siegels verificiren. 


Bern, ben 10. März; 1802, 
Der Landammann, Präfibent des Kleinen Raths: 
(L. $.) Alois Meding. 
Für den Kleinen Rath, der Oberjchreiber : 
Mouflon. . 
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Dotation der Stadt St. Gallen. 


A, Hrkunde der erneuerten und vermehrten Ausfteurung der Stadt St. Gallen, 
vom 14. September 1803. 


Wir der Präfident und die Beifizer der durd bie Mediationsacte aufgeitellten 
ihmweizerifhen Liguidationscommiffion erflären und bezeugen hiemit an Jeder— 
mann, dem Nedtens: 

Daß mir in Kraft der erhaltenen Wollmachten, und in Gemäßheit der übernommenen Pflichten, die 
uns vorgefchriebenen Artikel geriffenhaft befolgt ; 

Nach deren Inhalt die Municipalbebürfniffe der Stadt St. Gallen genau erwogen und geprüft; 

Den Umfang jedes einzelnen dieſer Bedürfniſſe, nach dem Maße der Bevölkerung jomwie nach der 
topographifchen Lage ber Stadt, reiflich abgemefjen und beftimmt ; 

Die zu deren Befriedigung erforderlichen jährlichen Einkünfte unparteitich berechnet ; 

Und befiwegen über alle nachitehenden Punkte die nämliche vechtsträftige Urkunde dreifach aus: 
gefertigt, die eine Sr. Exc. dem Herrn Landammann der Schweiz, die zweite ben hochgeadhteten Herrn 
Präfident und Rath des Kantons St. Gallen, die dritte aber dem Stadt: oder Gemeinderath von 
St. Gallen mit unferer Unterfchrift und unter unferm Siegel zugeftellt haben ; 

Mit dem Haren Bedeuten und dem unabänberlichen Beichluß: durch die Bollziehung dieſer Urkunde 
follen alle Anipraden an ein Gemeindegut, alle Rechte am ein, ben Bebürfniffen angemefjenes Einfommen 
für die Stadt St. Gallen auf immer ausgeglichen, abgethan und befeitigt fein. 

Vorerft dann haben wir zu Recht erkannt und beurkunden hiermit: diejenige Übereinkunft zur 
Sönderung des Gemeindeguts, welche den 16. (2.) Brachmonat des Jahres 1500 zwiſchen dem damaligen 
Bollziehungsausihuß von der einen Seite und den Abgeorbneten der Gemeindefammer der Stadt 
St. Gallen von ber andern Seite iſt abgefchloffen worden *), und deren Bebingungen beide Theile treu 
erfüllt haben, folle auf's Neue und für fommende Zeiten in allen ihren unten nicht berührten Punkten 
beitätigt bleiben, und unter feinerlei Vorwand dürfen verlezt werden. 

Zweitens haben wir zu Recht erkannt und beurkunden biemit, daß auch derjenige Zuſaz zur 
oberwähnten Sönderungsacte, welchen unterm 21. Weinmonat des Jahres 1800 die Gemeindefammer 
der Stadt St. Gallen mit Recht begehrt hat, und den der damalige Vollziehungsrath geneigt bewilligte**), 
in feinen Kräften beftehen und mie bisanhin unangetaftet verbleiben folle, 

Drittens haben wir zu Recht erkannt und beurkunden biemit: meil nach genauer Vergleichung 
der Munieipalbedürfnijfe der Stadt St. Gallen mit dem durch erwähnte Beſchlüſſe derjelben zugeficherten 
Eigentum und Einkommen erhellt, daß lezteres zur Beftreitung der erfteren nicht hinreiche; und weil 
andern vormals regierenden Städten, theils durch die helvetifche Negierung, theil® durch uns und nad) 


) Siehe hienach S. 708, 
**, Siche hienach ©. 718. 


708 Nr. 30 


unjern Vollmachten, einige Localgefälle find überlafjen worden, jo jollen von num an für alle Zeiten 
auch der Stabtgemeinde St. Gallen als Eigenthum abgetreten jein und bleiben: 

a. Derjenige Drittheil des Zehntens und der Grundzinſe der Befizungen von Bürglen und von 
den St. Gatharina-&ütern im Thurgau, melden fich die helvetifche Regierung vorbehalten hatte, und 
auf welchen, laut Mediationsacte, weder der Kanton Thurgau nod der Kanton St. Gallen rechtliche 
Ansprüche machen könnten ; 

b. Das Waaghaus in der Stadt mit Geräthichaften, nebſt den bisher gewöhnlichen Waag-, Lager-, 
Auf: und Abladgeldern; mit Ausſchluß jedoch der Zölle, welcher Art fie jeien ; 

c. Das Kornhaus in der Stadt nebjt deſſen Geräthichaften, und dem bisher üblichen Maß- und 
Yagergeld als Gebühr für Plaz und Mühmaltung, abermal mit Ausjchliegung jeder Art von Zoll: 
abgaben ; 

d. Das Antenhaus mit defjen Geräthichaften (oder das fogenannte Schuhhaus) mit den bisher 
üblichen Waag- und Niederlaggeldern als natürliche Gebühren für Plaz und Mühmwaltung, ſowie für 
Bolizeiaufficht ; 

e. Endlich die bisherigen Meinen Gefälle für die Obft-, Vieh: und andern Marktzufuhren, als ein 
Heiner Beitrag an den Unterhalt des Gafjenpflafters und der Brüfen, fowie an die Reinigung der Stadt. 

Zur feften, immerwährenden Urkunde gegeben, unterfchrieben und befiegelt zu Freiburg im üchtland 
ben vierzehnten Herbftmonat des Jahres Achtzehnhundert und drei nad) Ehrifti Geburt. 


Bon ber jhmweizerifhen Kiquidationscommilfion: 
Lorenz Mayr, 
Rämy. 
J. R. Sulzer. 
H. Stapfer. 
Der Liquidationscommiſſions-Secretär: 
Anguſtin Gaſſer. 


B. Convention zu Sönderung des Staats: und Gemeindeguts in der Stadt St. Gallen, 
vom 2. Zuni 1800. 


Im Namen der helvetiichen Nepublit. Wir, die von der vollziehenden Gewalt dazu eigens ernannte 
Commiffion, beftehend aus Johann Heinrih Rothpleg, Finanzminiter; Karl Müller-Friebberg, Finanz 
rath, Chef der Divifion der Domänen, und Amédée Dutoit, Mitglied der Central-Boftabminiftration, 
urkunden, 

Und Wir, die Deputirten der Gemeindekammer der Stadt St. Gallen, Daniel Bernet, Johann 
Jalob Kelli und Friedrid Halder, bekennen biemit öffentlich, daß wir nad gründlicyer Eröffnung und 
Unterfuchung der Befizungen der Stadt St. Gallen und nach berechneter Anwendung des Geſezes vom 
3. April 1799 über Sönderung der Staats: und Gemeindegüter ung unter göttlihem Beiftand, auf 
Annahme der Gemeindelammer zu St. Gallen und auf darauf erfolgende Ratification 
des Vollziehungsausichuffes, über nachſtehende Artikel gütlich einverftanden, welche dann in ewiger 
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Kraft verbleiben und wodurch alle vorigein), bier nicht befräftigtein) Verkommniſſe und proviforiiche(n) 
Überlaffungen aufgehoben fein follen, 


1. 


Die Gemeinde St. Gallen, in Kraft des 1. und 6. Artifels des Gefezes tritt an die helvetiiche 
Nepublit ſammt allen damit verbundenen Rechten, Gefällen und Zinſen ab: 
An Gebäuden das Waag- und Grevhaus ; 
das Leinwanbhaus ; 
das Zeug. oder Arfenalgebäude ; 
das Rornhaus ; 
das Schmalz: und Garnwaaghaus ; 
das Zollhaus gegen St. Fiden ; 
die Scharfrichterwohnung an der Säge; 
das Münzgewölb fammt ihrem (!) Geräthe, und an Artillerie, Waffen, Munition, Metall, 
Armaturjtüten, Pulver, Lunten und andern Arjenalgeräthichaften alles, was biefelbe bereits unter dem 
24. Herbitmonat 1798 laut eines befondern Berzeichnifies an die Verwaltungstammer im Kanton Sentis 
abgetreten hat. 


2. 


Nebft den bei dem Regierungswechſel bereits von der helvetiichen Megierung übernommenen Negalien, 
Zöllen und andern hoheitliden Rechten und Eintünften find jerner als Nationalgut zu betrachten alle 
Abgaben, Einkünfte und Fonds, welche in biefem Beſchluſſe nicht ausdrüklich als der Gemeinde über 
laſſen bezeichnet find. 

Die Bürgerfteuern, nämlidy jene, welde in Zufunft für die Angelegenheiten der Gemeinde einzig 
angelegt werben, fie mögen mit Verſchlag verbunden fein oder nicht, werden Gemeindegut verbleiben. 


3. 


Anftatt des vermischten und kraft 8. Artifels des Gejezes theilbaren Guts bezahlt die Stadtgemeinde 
an die Nationalihaztammer, ben franzöfischen Thaler A fl. 2%/, berechnet, über bie bereits an die Ver- 
waltungstammer bezahlten hundert und fieben und vierzigtaufend fünfhundert und fieben und zwanzig 
Gulden vier Kreuzer zwei Pfenningen, und über die von ber Verwaltungskammer angenommene 
Unfoftenrechnung von zmölftaufend neunhundert und zwei Gulden zwei und dreißig Sreuzer noch 
fl. 216,386. 58 fr. 6 pf., fage zweimalbundert ſechszehntauſend breihundert ſechs und adıtzig Gulden acht 
und fünfzig Kreuzer und ſechs Pfenninge. Ober wenn fie in Monatsfrift erweislich machen würde, 
daß der Fond der Leinwandcaſſa und das Kornamt ſammt feinen zwei Höfen in dem in der Sekel— 
amts-Rechnung vom Jahre 1797 an fl. 300,910. 45 fr. ausgefezten Saldo bereits einbegriffen wären, 
jo hat bie Gemeindefammer nur noch zu bezahlen fl. 166,040. 38 fr. 6 pf., jage hundert jechs und fechszig- 
taujend und vierzig Gulden acht und dreißig Kreuzer jechs Pienninge. Bon der bedingten Zahlungs- 
jumme verfpricht die Gemeindefammer von dato an in einem Monat die Summe von bunberttaufend 
Gulden baar, den Überreft aber nach Verfluß ber nächften zwei Monate zu bezahlen. 
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4. 

In dieſer Auslöſungsſumme find aber uninbegriffen alle Zehnten, Grundzinſe, Erblehen und andere 
Feodallaſten, oder die dieſelbe repräſentirende Auslöſungsſumme, ſammt Zinſen und Rüfftänden, von 
Entſtehung ber Republik an, welche mit dem Amt und Gut zu Bürglen oder den St. Eatharina-Gütern 
im Thurgau verbunden waren, und wovon von jedem Bezug der dritte Theil an den Staat über: 
antwortet werben folle, ö 

47 

Der Gemeinde zu St. Gallen verbleiben in Zukunft eigenthümlich, theils vermöge der obigen Aus- 
löfungsjumme, theils in Folge des 7., 9. und 10. Artikels des Geſezes die nachfolgenden Caſſen, Anftalten, 
Güter und Gebäude ſammt allen Zubebörben, Gefällen, Eigenthum und Beichwerben, mit welchen fie 
bisanhin von derjelben bejefien werben: 

1) Das Sefelamt. 

2) Die Stabtcafja. 

3) Die Leinwanbcafja. 

4) Das Kornamt fammt feinen zwei Häfen. 

5) Das Bauamt ſammt feinen Waldungen und Baumaterialien. 

6) Die ehemalige Herrichaft Bürglen, doch Zehnten, Grundzinfe und Lehenichaften nad Juhalt 
des 4. Artilels vorbehalten. 

7) Das Gut Scherbenhof im Thurgau. 

8) Die St. Eatharinagüter oder Schaffnerei im Nheinthal. 

9) Die nämliche im Thurgau, body die Erblehen dem 4. Artikel gemäß. 

10) Das Salzamt, nämlic der Fond. 

11) Drei Wohnhäufer der Bürgermeifter. 

12) Das Badhaus beim Lämmleinsbrunnen. 

13) Vier Torfmoore. 

Alle obigen Befizungen und Caſſen find aus dem Sekelamt entjtanden. 

14) Das Linjenbüelamt, defien Vorſchläge find Anno 1742 zum Setelamt bezogen und verordnet 
worben. 

15) Das ehemalige Rathhaus, als Gemeindehaus betrachtet, und ſchon vor erlangter Souveränetät 
aus dem Setelamt erfauft; doch behaltet ſich die Megierung in jelbem ben Gebrauch der Gefängnifie 
vor, umd wirb ſich über das Pocale der Archive auf fchilliche Art mit der Gemeindefammer einverjtehen. 

16) Die Stadtallmenden. 

17) Die Walchen. 

18; Die Bleichen. 

19) Die Leinwandmange. 

20) Die Stallungen. 

Alle ebenfalls vor erlangter Souveränetät erfauft; ferner folgende durch Stiftungen, Vermächtniſſe 
und Schenkungen entftandenen Anftalten: 

21) Die Bürgerbibliothet, jo fange über jolche Anjtalten kein allgemeiner gefezlicher Beſchluß erfolgt 

22) Die Arbeitscommilfionscafja. 
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23) Die Knabenſchule, deren Haus eine obrigfeitliche Schentung war. 

24) Die Mädchenſchule. 

25) Das Bürgerhofpital. 

26) Das Hofpital für Fremde, ober Seelhaus. 

27) Das Präftenamt. 

28) Das Spenbamt. 

29) Das Stofamt. 

30) Das Bindhaus. 

31) Die Eollectencafja. 

32) Das Kicchenamt, mit Inbegriff der Reben in Tübach und Höfe, Zollen und Lüchingen, obſchon 
aus dem Sefelamt erkauft. 

33) Das Gymnaſium oder St. Catharinenkloſter, welches in gleichem Falle iſt. 

34) Das BWaifen- und Zuchthaus, deſſen Gebäude chemals das St. Leonharbflofter ausmachte (und) 
ebenfalls aus dem Selelamt erfauft ift; deſſen bishinigen theilmeifen Beitimmung zu entfprechen über- 
nimmt aber bie Stadtgemeinde nad) der Empfänglichfeit des Locals, und gegen mäßige Verköſtigung 
nach Abzug der Arbeit die dahin zu condemnirendein) Züchtlinge. 

35) Die aus den Kornböden am Speidyerthor eingerichtete Eaferne in Rüfficht auf dieſe gemein: 
nüzige Berwendung. 

36) Das Schuhhaus. 

37) Die zu ihrem Stadtwefen dienenden Teiche, Wafferleitungen, Waſchhäuſer und zur Feuerpolizei 
gehörende Geräthſchaften. 

38) Und endlih an Einkünften und Gefällen die unter dem Namen kaufmänniſcher Beiträge 
betannten Revenuen von Feld: und Walchegeld, Mäß- und Hausgeld und die im Zinfenamt begriffene 
Waſſer⸗, Bleiche- und Almendenzinje; auch die Standgelder, als Miethzinfe von dem Boden und den 
Läden betrachtet, und den hoheitlichen FFinanzverfügungen unſchädlich; dann bie Einlaßgelder, als eine 
Municipal» und mit Unfoften verbundene Unftalt, und ferner die Bürgerredhts: und Fenerjchaugelder, 
und jchließlih das rohe Leinwands:Schaugeld, fo lange die Negierung feine allgemeine Berfügung in 
diefem Fache trifft und die Unfoften übernimmt. Alle obigen Gefälle find der Gemeindefammer zu 
Beſtreitung der damit verbundenen Unkoſten überlafjen. 


6, 


Tie Eollaturen und Pfarrhäuſer aber werden bis auf eine allgemeine und befinitive Maßnahme 
in der ganzen Republit in ihrem jezigen Beitande und Aominiftration unabgeändert verbleiben. 


T: 

Aus den Stabtardhiven wird jeder Theil jene Urkunden und Schriften beziehen, welche die ihm 
abgetretenen Bejizungen betreffen ; alles Übrige, weldyes auf politiiche, Eivil- und Eriminalgegenftände 
Bezug hat, wirb bie helvetiiche Regierung nad) einer allgemeinen Maßnahme behandeln, Mit Ratifi- 
cation dieſer gütlihen Gonvention ift dann das Sönderungsgeihäft der Stadt St. Gallen über alle in 
der Convention genannten Gegenftände als gänzlich beendigt anzufehen. Wir die Eingangsbenannteln) 
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haben daher zwei Inſtrumente darüber errichtet und mit unſern allfeitigen Unterfchriften verjehen, welche 
von Wort zu Wort gleichlautend find. 


Bern, den 2. Brachmonat 1800. 
Der Finanzminijter : 


Rothpletz. 
Daniel Bernet, 
3.3. ſtelly. (L. $.) Müller- Friedberg. 
Friedrich Balder. Dutoit. 


C. Rotification der vorſtehenden Konvention von Seite der Gemeindekammer 
der Stadt Ft. Gallen, vom 9. Juni 1800. 


Die Gemeindefammer von St. Gallen mit Zuzug ihrer Commiſſarien genehmigt die obenthaltene 
Convention. 
St. Gallen, den 9. Juni 1800. 
Im Namen der Gemeindekammer und ihrer Commiſſarien: 
(L. 8. Steinlein, Präſident. 
Hildbrand, Secretär. 


D. Batification der vorſtehenden Konvention durch den Vollziehungsausſchuß 
der helvetiſchen Republik, vom 16. Juni 1800. 


Der VBollziehungsausſchuß der helvetiſchen einen und untheilbaren Republik, 

Nach Anſicht der Convention zur Sönderung des Staats- und Gemeindeguts in der Stadt 
St. Gallen, welche einerſeits von der im Namen der helvetiſchen Republik von der vollziehenden Gewalt 
ernannten Commiſſion, beſtehend aus Johann Heinrich Rothpletz, Finanzminiſter, Karl Müller Fried: 
berg, Finanzrath und Chef der Divifion der Domänen, und Amédée Dutoit, Mitglied der Central» 
poftadminiitration, und andrerjeits aus den Deputirten der Gemeindefammer der Stabt St. Gallen, 
Daniel Bernet, Johann Jakob Kelly und Friedrich Balder, am 2. Bradymonat 1800 geichleffen, und 
von der Gemeindefammer von St. Gallen mit Zuzug ihrer Commifjarien am 9. Bradmonat 1800 
genehmigt worden iſt, beſchließt: 

1) Die zur Sönderung des Staats- und Gemeindeguts in der Stadt St. Gallen geſchloſſene und 
genehmigte Convention ſei hiemit angenommen, gutgeheißen und ratificirt. 

2) Gegenwärtiger Beſchluß werde dem Finanzminiſter zugeſandt und der Originalexpedition ber 
Eonvention beigerüft werben. 

Beichloffen in Bern den 16. Brachmonat 1800. 

Der Präfident des Vollziehungsausſchuſſes: 
(L. $.) €. Frifching. 
Im Namen des VBollzichungsausjchufies: 
Der Generaljecretär 


Mouſſon. 
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E. Beſchluß des Bollziehungsrathes der helveliſchen Republik, vom 21. October 1800, 
einen Bufaz zu der vorfichenden Konvention vom 2. Juni 1800, enthaltend, 


Der Bollziehungsrath der helvetiichen Republik, e 

In Erwägung, daß die Gemeinde zu St. Gallen nicht ungegründet jene Sefelamtsausgaben reclamire, 
welche von dem 1. Jänner 1798, als dem Dato, von weldyem bei der Sönderungsconvention um mehrerer 
Liquidität willen das Setelamtsvermögen berechnet worden, bis auf den Mprilmonat, in deſſen Lauf die 
Annahme der helvetiichen Eomititution erfolgt, aufgelaufen find, und daß ſich ihre Deputirte bei Abjchluß 
der Sönberungsconvention auf die daher entitchende Zuvielzahlung rützugreifen vorbehalten haben ; 

In Erwägung, daß die Gemeinde gleihwohlen zwei Drittel von diefen ihr zu vefundirenden Aus— 
gaben am fich felbit, und nur einen Drittheil an dem Staat ſuchen möge, weil die Gemeinde und ber 
Staat das Sefelantsvermögen in der Proportion von zwei und einem Drittheil befizen; 

Ju Erwägung aber, daß die Negierung in dem früheften Beiragen und den freiwilligen Abtretungen 
der Stadt St. Gallen Gründe findet, derjelben wohlwollend zu begegnen; 

In Erwägung, daß die Anerkennung des Eigenthums der Pfarrhäufer, weldye als Gemeindegut 
dargethan worden, wegen den vorfommenden Baulichkeiten nicht mehr verjchoben werden dürfe, 


beſchließt: 

1) Der Gemeinde der Stadt St. Gallen wird zur Tilgung ihres von der Sönderungsconvention 
herrührenden Regreſſes, inſoweit derſelbe den Staat betrifft, und in großmüthiger Rükſicht auf ihre 
ſonſtige Abtretungen das Leinwandhaus oder die ſogenannte Bürgermange in den gleichen Rechten, wie 
es durch den erſten Artikel an den Staat kam, wieder zurülkerlaſſen. 


2) Die Pfarrhäufer in der Stadt St, Ballen werden derſelben als Gemeindegut zuerkannt, wodurch 
aber dem 6. Artitel der Convention in Hinficht auf die Collaturen jeine Kraft unbenommen bleibt. 


3) Die Gemeindefammer zu St. Gallen wird dagegen reverfieren, daß fie diefen Beſchluß als eine 
Fortjezung der gütlichen Convention und als ein Merkmal der Wohlneigung der Regierung annehme. 


Bern, den 21. Weinmonat 1800. 


Der Bräfident des Vollziehungsrathes: 
(L. $.) Dolbder. 


Am Namen des Bollziehungsrathes, 
Der Generalfeeretär ad interim: 


Briatte. 
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Urfunde der Ausſteurung für die Stadt Bern, vom 20. September 1803. 


Wir der Präſident und bie Beifizer der burd bie Mediationsacte aufgeftellten 
Ihweizerijchen Liquidationscommijjion erflären und bezeugen hiemit an Jeder: 
mann, dem Rechtens: 

Daß wir, in Kraft der erhaltenen Vollmachten und in Gemäßheit der eingegangenen Pflichten, den 
ſiebenten Artikul des ung betreffenden Tituls in der Vermittlungsacte gewiſſenhaft befolgt; 

Nach deſſen Inhalt die Bebürfnijje, oder die unausweichlichen Municipalausgaben der Stadt Bern 
genau erwogen und geprüft; bem Umfange jedes einzelnen diefer Bedürfniſſe ſowohl nah dem Maaße 
der Bevölferung, als nad) der topographifchen Lage und den größern Bauanftalten der Stadt jorgfältig 
abgemefien und beftimmt ; 

Die zur Befriedigung derjelben erforderlichen jährlichen Einkünfte unparteiisch berechnet ; 

Die für dieſe Einkünfte nöthigen Quellen oder Mittel mit Bedacht aufgefucht, auch foldye der 
Stadtgemeinde von Bern zum ausfchliegenden Eigenthbum angewiejen; 

Und deßwegen über alle nachſtehenden Punkte die nämliche Urkunde dreifach ausgefertigt, die eine 
Seiner Ereellenz dem Landammann der Schweiz, die zweite den hochgeachten Herren Schultheiß umd 
Rath des Kantons Bern, die dritte aber dem Stadt: oder Gemeinderath von Bern, mit unfern Unter: 
ſchriften und unter unferm Gommijjionsftegel zugeftellt haben, mit dem flaren Bebenten und dem 
mediationsmäßigen Beichlug: nach Bollziehung des Inhalts dieſer Urkunde follen die Anfprachen der 
Stadtgemeinde Bern an ein ihren Municipalbedürfniffen angemefjenes Einfommen vollftändig befriedigt, 
und ihre wirklichen oder vermeinten vormaligen Rechte an das übrige, noch vorhandene beweglidye oder 
unbewegliche Vermögen des Kantons Bern ausgeglidyen und bejeitigt fein. 

Borerjt dann haben wir zu Recht erfannt und beurkunden hiemit: die Municipalbedürfnifje der 
Stadt Bern bejtehen in folgenden, nadhbenannten, und diejelben erheiichen, ſparſam berechnet, an jährlichen 
Einkünften die angegebenen Summen: 

1) Für die Beſoldung bes Stadtraths überhaupt; für bie billig höhere Beſoldung 
jeiner erjten Vorfteher und Beamten); für alle Kanzleiangeftellten) und die Materialien der 
verjchiedenen Büreaur in allen Zweigen der Verwaltung; für Weibel, Abwärter und 
Diener; fiir Miethzins und Unterhalt feines Berfammlungshaufes; für zufällige, Heinere 
Ausgaben aller Art, injofern fie bie Adminiſtration betreffen, — angejchlagen zu einem jähr- 
lihen Aufwand von achtzehntauſend Schweizerfranten, fa . } . . Fr. 15,000 

2) Für die Befoldung der Lehrer und Lehrerinnen an den untern, oder 
fogeheigenen Primarfchulen, deren Bern nad feiner Bevölferung, ſowie nach jeinen 
beitehenden Einrichtungen, für den beutichen umd franzöſiſchen Unterricht als auch für weib- 
liche Arbeitſchulen bis anhin zehen bezahlt hatte, und in Zukunft ebenfalls bedarf, — angejchlagen 
zu einem jährlichen Aufwand von fünftaufend vierhundert Schweizerfranten, fage . 05,400 

Transport Fr. 23,400 
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Transport 

3) Für die Befoldung der zum Gottesdienit Angeſtellten in den vier 
Kirchen (zum heiligen Geift, zu den Prebigern, zum Miünfter, zur Nyded) als: Bor: 
finger, Siegrifte, Organiften, Calcanten, Geläute, Brodb und Wein für das Abendmahl, 
und fo weiter, — angejchlagen zu einem gemäßigten jährlichen Aufwand von jechstaujend 
Schweizerfranten, fage : 

4) Für alle zu einer Stadtpoligei achten Anftalten uns Befolbungen 
der Auffeber und Beamten); oder für einen Polizeidirecter, einige Quartierauffeher, 
mehrere Feuergefchauer, ſieben Stadtharfchiere, die nöthigen Hochwächter auf den Thürmen; 
vierzehn Nacht- und rufende Wächter; die vier Polizeiaufſeher unter den Stabtthoren, die 
erforderlichen Todtengräber, die Arbeiter zur Meinigung der Stadt und zur Abfuhr des 
Unraths; die umentbehrlichen Feuerſprizen, Leitern, Kübel, Strite, und deren Unterhalt; 
andere Hülisanftalten zum Flüchten und für GErtrunfene; zwei Armenärzte, ein Armen: 
chirurgus, vier Stadthebammen; Auffeher über das Vieh überhaupt, in der Mezgfchaale, 
bei Märkten, ein Wafenmeifter; Aufſeher über Gewicht und Maaß, über den Kornmarkt, 
über die Brodtaxe, über die Antenwaag, über das Jagdweſen im Stabtbann; über Obſt— 
und Gemüſeverkauf, über die Stadtuhren, nebſt allen, in die genannten Gegenftände ein— 
ichlagenden zufälligen Ausgaben, — angefchlagen zu einem jährlichen Aufwand von fechs+ 
zehntaufend achthundert Schweizerfranfen, fage 

5) Für das der Stadt Bern zur Laſt fallende Sanwelen; ober für bie Unter: 
haltung aller derjelben eigenthümlich überlaffenen, nahbenannten Gebäude, 
bei welchen nicht nur bie jährlichen Neparaturen, fondern dieſer ungeachtet auch der jährliche 
Abgang in Anſchlag zu bringen find; mithin für die Unterhaltung der vier Kirchen 
und bes großen Kirchhofs, der fogenannten Lehr» und Schulbänfer, der Ring» 
mauern, als: des Bollwerks vom alten Marzielethor zur fFreitagsichang, der Mauer, 
welche die Hirfchenhalden umgibt, der Längmauer vom Harniſchthurm bis zum untern 
Thor, vom alten bis zum neuen Warzielethor, und von ba bis an die Frid; alle an ber 
Ringmauer befindlichen Thürme, diejenigen ausgenommen, weldye zu Gefangenichaften oder 
zu Aufbewahrung von Effeeten dienen, und dem Kanton angehören; ferner für bie Unter: 
haltung ber innern Stadtgraben vom alten Marzielethor bis zur Freitagsichang, mit 
Überlaffung am die Zuchthäufer zur Benuzung und Unterhaltung besjenigen Theils, der 
denjelben ſchon diepmal angerwiejen ift; wiederum für die Neparationen des Ehriftoffel: 
thurms ſammt dem Thor und der dabei befindlichen innern Brüfe, des alten Narzielethors, 
des untern Thors fammt Brüfe, des Zeitglofenthurms; für die Unterhaltung der Zehent: 
fcheune des Bauamts, ber Wohnungen der Werfmeifter auf der innern und äußern 
Hütte, an der Schaufelgafje und in der Enge; für die Unterhaltung bes Holzwerk— 
hofes, feines Vorratbplazes bei der Salpeterhütte, ſowie des dabei befindlichen Archivs 
und Kornhaujes des Bauamts; für die Unterhaltung und den Abgang der 
Biegelmagazine und Ziegelichöpfe (die nicht dem Kanton zuftehen), des Sandſchopfes bei 
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dem mwäljchen Spital, des Blochwagenſchopfes, des Schopfes im Zmingelhof, des Stren- 
herdichopfes bei der Schütte, des deutſchen Faßhauſes im Altenberg, des Torfmagazins im 
Breitfeld, des Ankenhüttchens bei dem Unterthor; weiter für die Unterhaltung des 
fogenannten Rathhauſes vom äußern Stand, des Kaufhaufes, der Bibliothek, der Anken— 
waag, des Mushajengebäudes jammt deſſen Kornhaus, des Schladhthaufes fammt Stadt: 
brummen, der Gebäude auf ber Schüzenmatte, der neuen Mezgichaal, des Säumerſtalls, 
ber Reitſchule jammt Ställen, der Neubrüle fammt zugehörenden Gebäuden, der öffent: 
lien Waichhäufer, der Wohnungen des Engemeifters und des Forjthüters, fowie derjenigen 
der Zöllner und Thorauffeher; für die foftijpielige Unterhaltung der Teichen, 
Mühlen und übrigen Wafferwerfe an ber Matte, der großen Schwelle fammt ihren 
Britſchen, des Schwellenmätteli und der darauf jichenden Gebäuden, der Landerenſchirm, 
fowie der Schwellen an der Zollnerhalden, an ber Hlofterhalden, an der Matten, au der 
Hirſchenhalden und bei dem Faßhauſe; für die Unterhaltung endlich der Todtenäler 
in und außer dev Stabt, des Lazareths in der Enge, der Polizeiwachthäuſer beim vier 
röhrigen Brunnen und Beitglotenthurm, der Getreidhallen unter dem großen Kornmagazin, 
ber Ziegelhütte zu Thun, jowie aller Werkzeuge, Maſchinen und Geräthichaften des Bau- 
wejens, — angeſchlagen und umſtändlich berechnet zu einem jährlichen Aufwand von zehn: 
tauſend und fiebenzig Schweizerfranten, jage . R e . . . } . 

6) Für die Unterhaltung der vielen laufenden ——— deren Waſſer⸗ 
leitungen, Brunnhäuſern, Brunnſtuben, Sammlern und Dollen des Abwaſſers; für bie 
koſtſpielige Unterhaltung des Stadtbaches, feiner Zuflüſſe aus der Ferne, feiner 
unterirdischen Eanäle zur Reinigung ber Eloafen oder Ehgruben, und feiner unentbehrlichen 
Scöpfe zur Aufbewahrung der benöthigten Materialien; für die Wiederherftellung 
und Unterhaltung des Gaſſenpflaſters, der Treppen in den Strafen und Neben: 
gaſſen, ſowie der öffentlichen Pläze in der Stadt und des Geländes und der Wege inner 
dem Stabtbann; für den täglichen Aufwand an Fuhrwerk, jei's für die Unterhaltung 
der Gebäude und Mauern, ſei's für die Zufuhr und Abfuhr der Materialien zu den 
Brunnenleitungen, dem Gafienpflajter und dem Stabtbadye; für die Bejoldungen 
endlich oder bie Wartgelder ber Bauaufieher, der verſchiedenen Werkmeifter, Brunnen- 
meifter, Bachmeifter, Oberdacydefer, Stadibfchießer, Wegenmeifter und Bannwarte oder 
Börfter, — angefchlagen nad einer genauen Berechnung der einzelnen Gegenjtände zu einem 
jährlichen Aufwand von zwanzigtaufend einhundert und dreißig Schweizerfvanfen, ri 
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Demnädjt haben wir zu Recht erkannt und beurfunden hiemit: zur Bejtreitung der anerkannten 
jährlichen Bebürfnifje und Ausgaben von ficbenzig ſechsſtauſend und vierhundert Schweizer: 
franfen jollen der Stadtgemeinde von Bern und der Verwaltung ihres Stadtrathes an eigenthümlichen 
Einfünften angewiejen fein und verbleiben, wie folgt, und zwar alle vom 10. März 1803 an zu bezichen 


und zu benuzen: 
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1) Diejenigen Schuld- und Gülthriefe oder Zinsſchriften, welche die Gemeindelammer 
ſchon ehevor verwaltet und gegenwärtig in Händen hat, und die ſich auf ein zinstragendes 
Eapital von neunzehntaufend neunhunbert breifig und fünf Schweizer. 
franken belaufen, deren jährlicher Ertrag alfo an Einkünften abwerfen foll fiebenhunbert 
neunzig und zwei Schweizerfranfen, fage ’ : . dt. 7 
2) Alle BI MINEN, Sültbriefe, Bodenzinſe und anbere , Gefälle 
des jogenannten Kirhenamts, welde dem Stabtrath von Bern als Eigenthum ber Stadt- 
gemeinde einzuliefern find, en kenn jährliche Einkünfte gefchäzt und angeredjnet fein ſollen 
zu eintaufend dreihundert Schweizerfranten, fage . 5 . 1300 
3) An Lehenzinſen von der neuen Mezghalle, von den Behältern zur — 
unter dem Bibliothekgebäude, ſowie andere ähnliche kleine Gefälle, welche im Durchſchnitt 
jährlich ertragen mögen und als reine Einkünfte angeſezt ſind mit dreihundert und 
acht Schweizerfranken, ſage. en 308 
4) Das Kaufhaus mit den dazu — Werathiqafien, und damit ver- 
bundenen Gejällen, wie leztere in der Kaufhausordnung der Stadt Bern vom Jahr 
1754 vorgejchrieben und einzeln angegeben find, und die nach einem Mitteldurchſchnitt von 
mehreren Jahren ein jährliches Eintommen abiverfen mögen von elftaufend Schweizer— 
franten, fage 
Mit dem beftinmten Bering, vaß wann — ————— eidgenöffifche ———— 
oder durch Verfügungen der Kantonsregierung die einen oder andern dieſer Gefälle dem 
Kaufhauſe entzogen, und dadurch deſſen Einkünfte vermindert würden, alsdann die Stadt 
Bern durch die Regierung des Kautons den vollen Erſaz dieſer Verminderung erhalten ſoll. 
5) Der ſogeheißene Bauamtsfond mit allen dazu gehörenden Gebäuden, Ehe— 
baften und Radwerken an der Matte, jowie ſolcher von der Berwaltungsfammer, 
laut Verkommniß vom 4. und 7. März 1803, der Stadt Bern ift abgetreten worden, und 
deſſen jährlicher Ertrag an Geld und Getreide, laut Angabe des Staatsrathes vom Kanton, 
nad einem fünfzehnjährigen Ducchichnitt anzufclagen ift auf vierzehntanfend drei- 
hundert und fünfzig Schweizerfranten, fage . } - i k ; > n. 14,350 
6) Das fogenannte Kornamt mit deſſen Zehnten nnd Bodenzinjen, die von 
jeher zur Befoldung des Stadtmagiſtrats dienten, und, die, abermal laut Angabe bes 
Staatsrathes vom Kanton Bern, nad) einem fünfzehnjährigen Durchſchnitt ein jährliches 
Einkommen geben mögen von neunzehntanfend nee und fünfzig 
Schweizerfranten, jage . . : u 
7) Die fogeheißenen Nebgüter am Bieler — — Kant — und Beichtuß 
vom 27. Januar 1802 der Stadtgemeinde Bern als Eigenthum find abgetreten worden; 
nämlich: 
a. Die zum Kloſter St. Johannſen gehörigen Reben Hinter Neuenburg und Neuenſtadt. 
b. Das Rebgut von Frienisberg zu Landeren. 
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Das Nebgut der Stift Bern, genannt Grenetell, hinter Neuenitabt. 
Das Rebgut von Thorberg zu Liger;. 
Das Rebgut von Aarberg zu Ligerz. 
Das Zehnthaus zu Bippichall. 
Das Rebgut von Fraubrunnen zu Twann. 
Das Rebgut von Buchjee zu Twann. 
Aules ı mit den dazu gehörigen Gebäuden und Geräthichaften, fowie mit den damit verbundenen 
Zehnt: und Bodenzinsgerechtigkeiten, nach Answeilung ber ber Stadtgemeinde oder beren 
Rath ſchon ausgelieferten Urbarien. 
Wenn vom berechneten Durchichnittsertrag diefer Güter und ihrer Geredhtigleiten 
abgezogen it, was ber Stabtrath von Bern jährlich darab zu entrichten übernimmt, als: 
a. Schs Säume Wein an die Klofterpfründer zu Frienisberg. 
. Fünfzig und zwei Säume Wein an die Klofterpfründer zu Thorberg. 
Schs Säume Wein an die Pfarrei von Lignieres. 
Sechs Säume Wein für Paſſanten an den Spital von Bern. 
Die Bodenzinfe an ben Fürſten von Neuenburg, ſowie alle nach den Urbarien auf 
den benannten Gütern haftenden Beſchwerden; 
jo mögen, theils mad) der gefchwornen Schazung der Rebgüter, theils nach ber Angabe 
des Staatsraths von Bern über den Ertrag der Zehnten und PBodenzinfe, die jährlichen 
Einkünfte diefes der Stadtgemeinde abgetretenen Eigenthums zu berechnen fein anf bie 
Summe von zwanzig und —— en und fünfzig Schweizer» 
franten, fg . . „ 27,450 
8) Endlich ſoll der Stiftsfond zum gr user Mi ün — — —— * 
Stadtrath von Bern, als einen Beitrag zum Unterhalt des Kirchengebäudes und der 
Beſoldungen für Vorſinger, Organiſten, Siegriſten u. ſ. w., ohne den ſchon abgetretenen 
Kirchenamtsfond noch jährlich abzuliefern und einzuhändigen die Summe von eintauſend 
vierhundert und fünfzig Schweizerfranken, ſaggg . 14450 
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Drittens haben wir zu Recht erkannt und beurfunden hiemit: unter die Bebürfniffe der Stabt 
Bern müſſe ferner eine Polizeiwache gezählt und für deren Beſoldung geforgt werben. Falls nun die 
Kantonsregierung von Bern nicht eigens eine Sarnifon in der Stadt Bern aufitellt; falls fie wicht Durch 
diefe Garnifon den nöthigen Polizeiwachtdienft verjehen läßt und bezahlt, fo folle der Rath des Kantons 
gehalten fein, zur Bejtreitung einer jo wichtigen Polizeianftalt dem Stabtrath von Bern vierteljährlid, 
eine Summe von zweitanfend fünfhundert Schweizerfranten, als jedes Jahr zebn: 
taujend Schweizerfranfen auszuzahlen; vorbedungen daß jede Anſprache auf diefe Summe ab 
Seite des Stadtraths aufhöre, fobald die Kantonsgarniſon den Polizeiwachtdienft der Stadt Bern verficht. 

Biertens haben wir zu Recht erfannt und beurkunden hiemit: über die Feſtungswerke ber 
Stadt Bern, ſowie über alle Mauern, Schanzen, Thürme, Brüken und Gebäude, welche Theile ber 
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Fortificationen ausmachen und davon abhängen, habe die Liquidationscommiffton nichts verfügt, indem 
das Recht, über deren Schleifung oder Beibehaltung abzuſprechen, ausichließend der Kantonsregierung 
zukömmt, und deren allfällige Unterhaltung oder Ausbeſſerungen dem Stadtrathe von Bern weder können 
aufgebürbet noch füglich bürfen überlafjen werben. 

Fünftens haben wir zu Recht erkannt und beurkunden biemit: ba in dem obbenannten Ausgeben 
einzig die unausweichlichen Municipalbebürfniffe der Stadt Bern enthalten find; da die angewieſenen 
jährlichen Einkünfte von fiebenzig und fehstanfend vierhundert Schweizerfranfen zur 
Beitreitung ſolcher Ausgaben nur jparfam hinreihen; da mithin durch beide weder für den einzelnen 
Burger, noch für Armen-, Kranken-, Wittwen, Waiſen- und andere Stiftungen oder wiſſenſchaftliche 
Anftalten gejorgt ift, jo jollen von nun an und für alle fommenden Zeiten der Burgerſchaft von Bern 
unter der Verwaltung ihres Stadtraths außer den ſchon benannten Gebäuden aller Art aud) 
noch als rechtögültiges Eigenthum angemiejen fein und als foldyes verbleiben: 

1) An liegenden Grundjtülen, als: Felder, Graspläze u. ſ. w. 

a. Obenaus: Das Viererfeld, die Engehalden, das Viererhaus nebit Zubehörde, das Yazareth- 
gebäude an der Halden, das Neufeld ſammt Scallenpläzen, das hintere Engefeld, die alte Steingrube 
beim Bremgarten, die Schüttehalden in der Stabt, das PBeigermätteli, das Gajjengras, der Grasplaz " 
bei der alten Biererhütte ; 

b. Untenaus: der Spitalater, das Bündenfeld, das Siecyenfeld, das Kirchenfeld, das Lindenfeld, 
das Murifeld, das Wylerfeld, die Aeker, das Wanldorffeld, der Grasplaz um die Steingrube, das 
Galgenfeld, das Wyßmätteli, die QTurbenhütte, der Grasplaz um dieſelbe, die Yargauer- und Muri- 
ftaldenraine, das Murimösli; die Bannwartenbünden, das Wylerfeld oder Erercierplaz, die jogenannten 
Stedater und Ithaker auf Wüler, das Viererhaus ſammt Schopf und Land umber; 

c. Verſtanden, daß alle diefe liegenden Gemeindegüter, als ber Burgerfchaft zugehörend, derſelben 
zuftehen und von ihr benuzt werben jollen wie vor der Revolution und feit der Revolution, während 
welcher diefelben weder der Kanton noch die belvetifche Regierung angeſprochen hatte, auch rechtlich weder 
die eine noch der andere hätte anfprechen dürfen. 

2) An Waldungen: laut Verkommniß mit ber Verwaltungstammer bes Kantons, vom Jahr 1798, 
und laut ungefränttem Befiz und Benuzungsreht von jeher, und jeit jener Verkommniß, welche die 
helvetiſche Regierung genehmigt hatte; alles nad) bisher üblicher Verwaltung und Verwendung und 
mit den darauf haftenden Beſchwerden, nämlich: 

9. Der Forft, laut Plan von Niediger, aufgenommen im Jahr 1735. 

b. Das Spiel, laut Plan von Küpfer, aufgenommen im Yahr 1752, 

Das Thumbolz, laut Plan von Riediger, aufgenommen im Jahr 1734. 

Das Gummenbolz, laut Plan von Küpfer, aufgenommen im Jahr 1752. 

Der Könizberg, laut Plan ohne Zeitbeftimmung und ohne Namen des Verfaſſers. 
Das Weiffenfteinhölzli, ohne Plan, aber nad) feinem bisherigen Umfang. 

Der Bremgarten, laut Plan von Küpfer, aufgenommen im Jahr 1752, 

Die drei Dählrainen, laut Plan von Kiüpfer, aufgenommen im Jahr 1752, 
Der kleine Lölisberg, laut vorftehend angezeigtem Plan. 
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k. Das Dählhölzli, laut Plan von Müller, aufgenommen im Jahr 1797. 

1. Das Egghölzli, vom gleichen Müller und im nämlichen Yahr aufgenommen. 

m. Das Schoshaldenhölzli, das Burgborfhölzli, das Schermenholz, das Anf— 

rainhölzli, das Wylerholz; alle fünfe ohne Plan, alles nach ihrem befannten Umfange. 

n. Der Engewald, laut Plan von Küpfer, aufgenommen im Jahr 1753. 

o. Der Mannenberg, laut einem alten Plan ohne Datum und Namen. 

p. Der Mühleſtein endlidy, ebenfalls laut einem Plan ohne Datum und Namen. 

3) An milden Stiftungen, jedoch mit Vorbehalt, daß ſolche wie bisher zu den bekannten und 
üblichen Zweden verwendet werden: 

a. Das Waijenhaus, oder die Waifenhäujfer, das eine für die Knaben, das andere für die 
Mädchen, nebit den beiden zuftchenden Fonds, zu jtiftungsmäßigem Gebrauch und Berwendung. 

b. Der große Burgerfpital jammt feinen Gebäuden, liegenden Gütern, zinsteagenden Eapitalien, 
Zehnten und Bodenzinfen, ausſchließlich beftimmt zur Unterhaltung abgelebter, gebrechlicher, dürftiger 
Stadtburger, fowie zur Unterftäzung armer Neifender, dem alfo die jogenannte Kindbettjtube, 
Grindftube, Brobecurftube laut Übereinkunft follen abgenommen werden, um foldye in die Jnſel 
. und das Äußere Krankenhaus zu verlegen; 

c. Der große Almojenfond mit feinen geringen Einkünften an Getreide und Gelbzinjen, 
beftimmt, zu verwenden zu Beifteuern am bürftige Hausarme unter den Stadtburgern. 

d. Das jogenannte Büchſenalmoſen mit feinen fon vorhandenen, nicht großen, aber Zinfe 
tragenden Gapitalien; abermals beftimmt und zu verwenden zur Unterjtüzung der armen Burger ber 
Stadt Bern. 

e. Weil jedoch die Einkünfte der zwei leztbenannten Almofenfonds nicht völlig ſiebenzehnhundert 
Schweizerfranken betragen, jo glaubt die Ziquidationscommijfion die Hausarmen von Bern der Kantons— 
regierung zu anderſeitiger Unterftäzung empfehlen zu müſſen. 

f. Die Inful mit ihren Gebäuden, liegenden Gründen, Einkünften an Geld, Getreide und Wein 
foll unter der Oberauffiht der Kantonsregierung verwaltet werden, und derjelben die jtiftsmäßige Ver— 
wendung der vorhandenen Einfünjte und bie fernere Unterhaltung diejes Armeninftituts zujtehen und 
verbleiben. 

g. Das äußere Krankenhaus oder das Sonderfiehenfpital nebſt deſſen Gebäuden, 
liegenden Gütern und Einkünften an Gelb und Getreide foll auf gleichem Fuß wie die Inful unter ber 
Oberauffiht der Kantonsregierung verwaltet werben. 

4) An Kirchen, Schul: und wiſſenſchaftlichen Anftalten, jedoch unter Erfüllung der 
bei jeder angegebenen Bebingen und Zweken: 

a. Die fogenannte Mushafenftiftung mit ihren jährlichen Einkünften mag zwar unter der 
Verwaltung des Stadtrathes von Bern verbleiben; allein diefer hat die heilige Verpflichtung auf ſich, 
jene Einkünfte wie bisher theils auf die Unterhaltung ſtudirender Yünglinge in Schule und Kloſter, 
theil® zur Unterſtüzung derjelben in den obern Claſſen der Literarfchule jährlich und fo zu verwenden, 
daß unter den Jünglingen der Stadt und denjenigen aus dem übrigen Kanton fein Unterjchieb gemacht, 
auch jedes bejondere Necht anderer Stäbte vorbehalten und der Kantonsregierung über die jährliche 
Verwendung Rechenſchaft gegeben werde. 
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b. Der ſogenannte Schulſekel mit feinem jährlichen Einfommen bleibt unter der feit 1798 unan- 
gefochtenen Verwaltung des Stabtrathes von Bern, jedoch daß jenes Einfommen, unter höherer Aufficht, 
vorerft auf Prämien an bie Jugend in den untern und Literarjchulen, demnächjt wie bisher auf 
Stipendia zur Unterftäzung auf hohen Schulen an verdient: und talentvolle Jünglinge verwendet werde, 
und hievon fein Kantonsbürger gefezlich ausgeſchloſſen ſei. 


c. Der Chorherrenitift- Fond mit jeinen Liegenſchaften, Capitalien, Lehensgerechtigfeiten bleibt, 
wie bisanhin, zur Beſoldung von Pfarrern in der Stadt und von Lehrern in den höhern Schulen und 
in der Academie beftimmt, und die Verwaltung desjelben fteht unmittelbar unter der Kantonsregierung 
nach dem Stand und Weſen, in welchem er fid) gegenwärtig befindet, mit dem Vorbehalt, daß bei der 
Erwäblung der deutfchen Stadtgeiftlichen dem Stadtrath von Bern feine bisher ausgeübten Rechte auch 
fernerhin eingeräumt jein follen. 

d. Als Eigentum hingegen werben erklärt, entweder fiir die Burgerſchaft unter der Verwaltung 
des Stadtraths, oder für Gefellfchaften unter deren eigenen Verwaltung, mit Borbehalt zu allgemeinem 
wiſſenſchaftlichem Gebrauch: 

Die Burgerbibliothet nebſt dem zu deren Aufbewahrung bisher beſtimmten Gebäude und 
deren geringe Fonds. 

Das Münzcabinet und der phyficaliiche Apparat. 

Das Sprüngliſche Bogelcabinet, als welche brei Gegenftände jür wirfli und von a 
der Stadtgemeinde zugehörend anzufehen find, und als ſolche auf's neue erflärt werden. 


Die Erlachiſche Mineralienfammlung und die Tribolet' ſche Pflanzenfammlung hingegen werden 
hiemit der Stadtgemeinde Bern abgetreten und unter die Verwaltung ihres Stadtrathes geftellt; jedoch) 
mit dem Klaren Vorbehalt ab Seite der Liquidationscommiſſion, daß der Kaufpreis biefer beiden Samm— 
Iungen, jowie die helvetiſche Regierung ſolchen bezahlt hatte, den Anforderungen des Kantons oder den- 
jenigen der Stadt Bern bei der allgemeinen Tilgung der Nationaljchuld angerechnet werden müſſe. 


Die Mannelifhe Mineralienfammlung und ber botanijhe Garten endlich werden, 
als Privateigentbum, bier nur darum erwähnt, damit bie Erklärung ftattfinden möge, daß weder bie 
Liquidationscommiſſion Namens der Nation, noch die Kantensregierung von Bern zu Handen des Kantons 
die geringfte Anſprache darauf zu machen haben. 


5) Leztlih an Archiven: Das Nathhaus in Bern wird als Kantonseigenthum der Kantons» 
regierung überlafjen, dagegen aber dieſelbe verpflichtet, dem Stadtrathe von Bern, weldyem es an Plaz 
zur Aufbewahrung feiner Schriften fehlt, in eben diefem Nathhaufe, oder auch anderswo, ein feuerfeites 
Gewölbe nebjt Zimmern zu immerwährendem Gebrauch als Stadtarchiv anzuweifen und einzurichten. 
Ferner wird die Kantonsregierung dafür jorgen, daß alle diejenigen Nechtstitul, Urbarien oder andere 
Documente, durch bie das Eigenthumsrecht auf die obbenannten Einkünfte, liegenden Gründe, Waldungen, 
Stiftungen, Anftalten, Gebäude, Zehnten und Bodenzinfe verbürgt und gefichert ift, dem Stadtrathe 
von Bern jo jchleunig (als) möglich und in gehöriger Form zu Handen kommen und unter defien Ber: 
wahrung gejtellt werden. 


Bi 
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Zur feſten, immer kräftigen Urkunde gegeben, unterjchrieben und befiegelt zu Freiburg im üchtlaud, 
ben zwanzigften Herbjtmonat bes Jahrs Achtzehnhundert und drei nah Ehrifti 


Geburt. 
Bon der ſchweizeriſchen Liquidationscommiifion, 


Der Präfident: 
(L. $.) Lorenz Mayr. 
Ramy. 
3 N. Eulzer,*) 
9. Stapfer. 
Der Secretär der Liquidationscommiſſion: 
Angnftin Gaſſer. 


Dotation der Stadt Bafel. 
A. Urkunde der Ausfteurung für die Stadt Bafel, vom 7. October 1803. 


Wir der Präfident und bie Beifizer der durch die Mediationsacte aufgeitellten 
ihweizerifhen Liguibationscommiffion erklären und befennen hiermit an Jeder— 
mann, dem Redtens: 

Daß wir in Kraft der erhaltenen Bollmachten und in Gemäßheit der auf uns genommenen VBerpflid)- 
tungen, ben fiebenten Artilel des uns betreffenden Tituls in der Bermittlungsurtunde gewifjenhaft befolgt; 

Nach defjen Inhalt die Bedürfniffe oder die unausweiclichen Municipalausgaben der Stadt 
Baſel genau erwogen und geprüft, den Umfang jedes einzelnen diefer Bedürfniſſe nah Maßgabe der 
Bevölferung ſowohl, ald nach der topographiichen Lage und dem größern Umfang der Stadt, forgjältig 
abgemejjen und beftimmt; 

Die zu deren Beftreitung erforderlichen jährlichen Einkünfte unparteiiich beredynet ; 

Die für diefe Einkünfte nöthigen Quellen oder Mittel mit Bedacht aufgefucht, auch folche der 
Stadtgemeinde Bafel zum ausjchliegenden Eigenthum angewieſen; 

Und deswegen über alle nadjitehenden Punkte die nämliche Urkunde dreifach ansgefertigt, die eine 
Seiner Ereellenz dem Heren Landammann der Schweiz, bie zweite dem hochgeachten Herrn Bürger 
meifter und Rath bes Kantons Bafel, die dritte dem Stabt- oder Gemeinberath von Baſel, mit unſern 
Unterfchriften und unjerm Commiſſionsſiegel zugeftellt haben ; 

Mit dem klaren Bebenten und dem unabänderlichen Beſchluß: nad Vollziehung des Inhalis diefer 
Urkunde follen die Anfprachen der Stadtgemeinde Basel an ein, ihren Municipalbebürfnifien angemefjenes 
Einfommen volljtändig befriedigt, und ihre wirklichen oder vermeinten vormaligen Mechte an das übrige 
noch vorhandene bewegliche oder unbewegliche Vermögen des Kantons Bajel von nun an und für alle 
fommenden Zeiten ausgeglichen und abgethan fein. 


*) Sulzer fehlt auf dem Originaleremplar des Bundesarchivs. 
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Borerjt dann haben wir zu Recht erfannt und beurfunden biemit: die Bedürfnijje oder die 
Municipalausgaben befafien für die Stadt Bafel und erheifchen, ſparſam berechnet, au jährlichen 


Einkünften, wie folgt: 

1) Für die Befoldung des Stadtraths überhaupt; für die billig höhere Bejoldung 
feiner erjten Vorjteher und Beamten; für alle Kanzleiangeftellte und die Materialien für 
die verjchiedenen Büreaux in allen Zweigen der Verwaltung; für Weibel, Abwarten und 
Diener; für Mietbzins und Unterhalt feines Verfammlungsbaufes; für zufällige Hleinere 
Ausgaben aller Art, infofern fie die Adminiſtration betreffen; angejchlagen zu einem jähr- 
lichen Aufwand von achtzehntaufend Schweizerfranfen, fage 


2) Für alle zu einer Stadtpolizei gehörigen Anftalten und Befoldungen der Auf 
jeher und Beamten, als: für die verfchiedenen PBolizeiinfpectoren und Auffeher; Polizei— 
biener; Betteloögte und Stabtharfchiere; Stadt, Nhein- und Gatterthorbefchließer; für die 
nöthigen Hochwächter und Bläfer auf den Thürmen; Bejoldung der Thorzoller, Bann— 
warten oder Feldförſter; der Stadtuhrenmacher ; Wartgeld der 12 Hebammen und geſchwornen 
Weibern, der Stabtärzte und Stadtchirurgii; Aufficht über Gewicht und Maß, desgleichen 
über Korn, Brod, Fiſch- Gemüſe-, Obſt- und Unfenmärfte; Unterhalt der Feuer- und 
Löſchanſtalten, als Feuergeſchau, Sprizen, Leitern und deren Behälter x.; andere Heine 
Polizeifpejen nebſt allen in die benannten Gegenftände einſchlagenden Ausgaben; angejchlagen 
zu einem jährlichen Aufwand von elftaufend fünfhundert Scyweizerjranfen, jage 


3) Für das der Stadt Bafel zur Lajt fallende Bauweſen, oder für den Unterhalt 
aller derjelben eigenthümlich überlajjenen nadybenannten Gebäude, als: fiir den Unterhalt 
des Kaufhauſes, des Kaufhausichreibers Wohnung, des Waaghaufes, mit dem Haren Vorbehalt 
jedoch, daf in jenen Gebäuden der Kantonsregierung auf ihr Verlangen der nöthige Plaz 
ſowohl für feine (!) Niederlagen, als für jeine eigenen zum Bezug des Grenzzolls aufjuftellenden 
Zollbeamten unentgelblic angewiejen werden jolle; ferner für Neparation und Unterhalt 
des Kornhauſes, Mues- und Haufſamenhauſes, des Kornhausicaffners Wohnung; des 
Mehlhauſes innert dem Spahlenthurm; des Brodmarkthaufes in der weißen Gajje; ber 
drei Mezgen und dazu gehörigen Schlachthäuſer; ber Ziegelhütte am Riehenerthor; der 
St. Uricyscapelle; der Dichlwaag, der Hemwaag, der fieben Bolizeidienerwohnungen an den 
Scanzen; der Bannwartenhütten und Häuschen vor den Thoren; der jämmtlichen Thor: 
warten» und Anfchlagerwohnungen auf den Stadtthoren ; des Wafferhanfes vor dem Ajchener- 
thor; des Salzhäusleins und dazu dienenden Plazes vor dem St. Albanthor; des Holz« 
ſchopfs oder fogenannten Behängs bei dem obern Rheinthor; jerners für den Unterhalt des 
Werkhofes, mit Vorbehalt des für die Zeughäufer daſelbſt benöthigten, der Kantonsregierung 
anzumeifenden Plazes; des Kalchmagazins; bes Karrenftalls; der Wohnung des Aufichers, 
Scheuer und Zubehörden; der Steinhütte in ber Heinen Stadt; des Haufes zum Widerle an 
den Steinen; die Stadtiage; an jährlichen Unterhaltungstoften mäßig berechnet zu drei: 
tauſend Schweizerjranfen, jage 

Transport 


Fr. 18,000 


„ 11,500 


„3,000 
Tr. 32,500 
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Transport Fr. 32,500 
4) a. Für den Unterhalt der beträchtlichen Anzahl laufender Brunnen in der Stadt 
und Stadtbann, deren Wafjerleitungen, Brunnhäufern, Brunnftuben, Behälter und Dollen 
des Abwaſſers, und den Ankauf eines Theils des dazu benöthigten Teuchelholzes ; 
b. Für Wiederherjtellung und Unterhaltung des Gaſſenpflaſters, der Treppen in 
den Straßen und Nebengafjen in der Ztadt und innert dem Stadtbann; 
e, Für den Unterhalt der Landftraßen vor den Thoren der Stadt Bajel im 
Stabtbann ; 
d. Für den Unterhalt und Ankauf des benöthigten Holzes für die Wiejenbrüfe; für 
alle andern Brüfen, Stihbrüfen und Stäge in der Stadt, Stadtbann und auf ben 
Allmenden, mit Ausnahme der Rheinbrüle, und der zu den Stadtjortificationen gehörenden 
Falle und Thorbrüfen, deren Unterhalt dem Kanton obliegt; 
e. Für den Unterhalt des Wuhrs an der Wiejen; 
f. Für den Unterhalt des ſämmtlichen Gemäurs, Cloaken, Mauern, Wuh— 
rungen und Landveſten in der Stadt und innert den Stadtbanne, jowie ber verichiedenen 
Gewölben über den Birfig und andere mehr; 
g. Für den Aufwand an Fuhrwerk, oder für den Stabtzug, theils für bie 
Unterhaltung der Gebäude und Mauern, theils für die Zufuhr und Abfuhr der Dlaterialien 
zu den Brumnenleitungen, den Gaifenpflafter, den Brüfen und Stägen, ferners zum Behuf 
der Stadtreinigung und jo weiters; 
Endlich h für die Befoldung oder Wartgelder ber beim Bauamt angejtellten 
Oberauffeher, Werkmeifter, Brunnenmeifter und andere mehr; angejchlagen nach einer genauen 
Berechnung der einzelnen Gegenjtände zu einem jährlichen Aufwand von zwanzig und fieben- 
taufend fünfhundert Schweizerfranten, jage 27,500 
in Summa Fr. 60,000 
Ginfünfte — 


Demnächſt haben wir zu Hecht erkannt und beurkunden hiemit: Zur Beſtreitung der anerkannten 
jährlichen Bebürfniffe und Ausgaben von ſechszigtauſend Schweizerfranten follen der Stadt: 
gemeinde von Baſel und der Verwaltung ihres Stadtraths an eigenthümlihen Einfünften angemiejen 
fein und verbleiben, wie folgt, und zwar alle vom 10. März 1803 an zu beziehen und zu benuzen. 

1) Die bisherigen Gefälle des Kaufhauſes (dem Grenz: oder Tranfitzoll ausgenommen), 
folglich m die Aufe und Wbladgelder, das Waag- und Einjtellgeld, oder nach deren 
bisheriger Benennung: das Hausgeld, Grangeld, ber Pfundzoll von Fremden, 
die Bürgerbühs und die Marktbüchs zur Hälfte, weldye zufammen, nach Abzug der 
Bejoldung der Angejtellten, nach einem Mitleldurchſchnitt berechnet, jährlich ertragen mögen 


jiebenzehntaufend vierhundert Schweizerfranten, jage i . Fr. 17,400 
2) Das bisher im Kaufhaus bezogene Pflaſtergeld, — durchfchnittsmähiger 
reiner jährlicher Ertrag abwerfen mag achttaufend Schweizerfranten, jage " i m 8,000 


Transport Fr. 25,400 
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3) Die bisherigen Gefälle des Schwein:, Pferd- und Stadtviehmarkts, welche 
nad) Abzug der Befoldung ber Einzieher jährlich, betragen dreitaufend fünfhundert Schweizer: 
franten, fage . a ; ; R - R 

4) Der bisher bei den — — — welcher als Pflaſter⸗, Brüfen- 
und Waaggeld zu betrachten iſt, und nach einer durchſchnittsmäßigen ae jährlich 
abwirft zweitauſend achthundert Schweizerfranken, ſage 

Hiebei iſt zu bemerken, daß die bisher mit dieſen Gefällen verbundenen mhein. en 
Rheinbrüfenzölle der Rantonsregierung, welcher der Unterhalt der Rheinbrüfe obliegt, über: 
lafjen werben. 

5) Die Kornmarktgefälle oder der Hauslohn von verkauften Früchten, welcher 
nad) einem Mitteldurchichmitt und mach Abzug der ae, der Augejtellten jährlich erträgt 
viertaufend Schweizerfranten, jage . 

6) Das Mehlumgeld, welches nad) einer — — jahrlich —* 
zweitauſend einhundert fünf und zwanzig Schweizerfranken, ſage 

7) Der Ertrag des ſogeheißenen Zinsamts, als: die Pachtzinſe von den Mehläden, 
Standgeld von den Frohnfaſtenmärlten, das Frohnfaſtengeld von den Müllern, das Korn— 
mejjer-Streichengeld ; die Bodenzinſe von den Mezgerlehen, nebſt andern Allmend- und 
Bodenzinjen, welche nad) einem Mitteldurchſchnitt jährlich ertragen Be vierhundert 
Scyweizerfranten, jage . i ä e . a : j A ; 

8) Die Einkünjte des Kadenamts, oder ginſe von kleinen Hütten und BER 
Boden, Bady-, Allmend- und Wafferzinfe, Fiichwaiden und Pflanzland, Eapitalienzinfe, Zins 
von der an die Stadt Bafel eigenthümlich überlaffenen Egeljermatte, welche zufammen 
im Durchſchnitt jährlich ertragen fünfzehnhundert dreißig und jehs Schweizerjranten, ſage 

9) Der Ertrag des Mühlinteuchzinjes, jährlih im Durchſchnitt von bunbert 
fiebenzig und neun Schweizerfranten, fage r . 

10) Berfchiedene kleine Zinfe von Fiſchwaiden in der Stadt und — we 
jährlich ertragen zweihundert Schweizerfranten, fage . ; . : i 

11) Der jährliche Ertrag der Sportlenbüchs von einhundert und neunzig Schweizer: 
jranten, jage . : . f . E i ; i . 

12) Der Ertrag folgender Liegenschaften, als: der jogenannten Baarmatten am 
Richentbor, der obern und mittlern Matte im Riehenbann, der Schüzenhaus: 
matte, und endlich der Ertrag ber Ziegelhütten beim Riehenthor, und der Heuwaag, 
deren Eigenthum ſämmtlich der Stadt Baſel zugefichert bleibt, und welche im Durchſchnitt 
jährlich ertragen mögen achthundert Schweizerfranten, jage 

13) Endlich bleiben der Stabt Bafel auch fernerhin als unbeftreitbares — 
zugeſichert: 

Trausport 
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Fr. 26,400 


3,500 


2,500 


4,000 


2,125 
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Transport Fr. 43,130 
Derjenige Theil des Poſt- und Handlungs: oder ſogeheißenen Directorialfonds, 
welcher laut Convention vom 10. Februar 1800 *) von der helvetiihen Regierung der 
Stadt Bajel abgetreten wurde, mit Inbegriff jener 200,000 Fr, jage zweimalhunderttanfend 
Franken, welche fich die Regierung auf diefen Fond vorbehalten hatte, und auf welche nun- 
mehr die Liquidationscommiffion im Namen der fchmweizerifchen Nation zu Hauden ber 
Stadt Bafel förmlich Verzicht Teiftet; wohingegen die Stadı Baſel in den ihr gleichfalls 
überlajfenen Pojthäufern und Gebäuden der Kantonsregierung für ihre Poftbeamten jomohl 
als zu Anfitellung der nöthigen Bureaux den erforderlichen Plaz, und zwar unentgelblich, 
in denſelben (sic) anzumeifen hat. 
Demzufolge ift der jährliche Zinsertrag diefes der Stadt Bafel überlafjenen Kapital: 
fonds nicht höher anzufezen als jechszehntaufend achthundert und fiebenzig Schweizer 
franfen, fage . 5 ; i . e . : : ‚ E e ; ’ >". 16,870 


in Summa Fr. 60,000 


Drittens haben wir zu Mecht erkannt und beurkunden hiermit: Unter die Bedürfniſſe der Stadt 
Bafel müfje ferners eine Polizeimache gezählt und für deren Bejoldung gejorgt werden. Falls nun 
die Kantonsregierung von Bafel nicht eigens eine Garniſon in der Stadt Baſel aufftellt; falls fie nicht 
durch dieje Garnifon den nöthigen Polizeidienjt verjehen läßt und bezahlt, fo joll der Math; des Kantons 
gehalten fein, zur Beſtreitung einer jo wichtigen Polizeianftalt dem Stadtrath von Bajel vierteljährlicy 
eine Summe von breitanfend Schweizerfranten, alſo jedes Jahr zwölftaufend Schweizer: 
franfen, auszuzahlen, mit dem Borbehalt, da jede Anſprache auf diefe Summe ab Seite des Stadt: 
raths aufhöre, fobald die Kantonsgarnifon den Polizeimachtdienjt der Stadt Baſel verficht. 


Biertens haben wir zu Recht erkannt und beurkunden biemit: Über die Feſtungswerke der 
Stadt Bajel, jowie über alle Schanzen, Thirme, Brüken und Gebäude, weldye unmittelbar Theile der 
Fortificationen ausmachen und davon abhangen, habe die Liquidationscommiſſion nichts verfügt, indem 
das Hecht, über deren Schleifung oder Beibehaltung abzuſprechen, ausjchliegend der Kantonsregierung 
zufönmt, und deren allfällige Unterhaltung oder Ausbeiferungen dem Stadtrath von Bafel weder fünnen 
aufgebürdet noch füglich dürfen überlaſſen werben. 


Fünftens haben wir zu Recht erfannt und beurkunden hiemit: Da in den obbenannten Ausgaben 
einzig die unausweichlichen Munieipalbedürfniffe der Stadt Baſel enthalten find; da die angewiejenen 
jährlichen Einkünfte von jechszigtaufend Schweizerfranfen zur Beftreitung folder Ausgaben nur ſparſam 
hinreichen; da mithin durch beide weder für ben einzelnen Bürger, noch für Arme, Kranke, Witten, 
Waiſen und andere Stiftungen oder wiſſenſchaftliche Anftalten geiorgt ift, fo jollen von nun an nnd für 
alle fommenden Zeiten der Bürgerſchaft von Bajel unter ver Verwaltung ihres Stadtraths aufer den 
ſchon benannten Gebäuden und Einkünften aud noch als rechtsgültiges Eigenthum angewieſen fein und 
als ſolches verbleiben : : 


*) Siehe S. 728 hienach. 
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1) An liegenden Grundſtüken, als Felder, Allmenden und fo weiters: 


a. Das Stahel-Schüzenhaus zu Handen der Schüzengefellichait als Corporation. 

b. Die Steinen: Matten. 

c. Die St. Alban-Mubigmatten. 

d. Die Herbeig: Matten. 

e. Die St. Elara-Matten. 

f. Zwei Holzpläze, einer vor dem St. Alban-, der andere vor dem Miehenthor, fammt den 
Auffeherhäuschen und Gejchirrichöpfen. 

g. Die Matten und Älter zum Wafjerhaus gehörend. 


2) An Baldungen: 
a. Die Bajel-Hardt theils in Bafel, theils im Muttenz- und Brattelerbann gelegen. 
b. Die Langi-Ehrlen oder der Eichwald vor der fleinen Stadt. 
ec. Das Meien-Bühl bei Niehen. 


3) An milden) Stiftungen: 

a. Der große Bürgerjpital, ſammt deſſen Liegenichaften, Gebäuden und Einkünften. 

b. Das tägliche Almoſen oder Waijenamt. 

c. Das Waifenhaus und Sonderfiechenhaus zu St. Jakob, fammt Liegenſchaften und Einkünften, 


d. Die Elende-Herberg. 


Alle diefe Stiftungen werden als ansichließendes Eigenthbum der Stadtgemeinde Bafel unter der 
Berantwortlicykeit überlafjen, daß foldye nach ſchon bejtehenden Verordnungen und für jchon bejtinumte 
jtiftsmäßige Zwele nach bisheriger Übung verwaltet werden follen. 


— 


4) Was hingegen folgende Kirchen-, Schul: und wiſſenſchaftliche Anſtalten anbetrifft, als: 

a. Die Univerſität mit allen Zubehörden. 

b. Das Stift zu St. Peter, mit Zubehörden, jo ſollen dieſe Stiftungen und Fonds ſammt 
ihren Liegenschaften, Capitalien und Einkünften, wie bis anhin zu Befoldung der Geiftlichkeit 
und für die höhern Schulanftalten beftimmt fein und bleiben, und nach bisheriger Übung 
ben Verordnungen der Kantonsregierung gemäß und unter derjelben Auſſicht verwaltet 
werben. 


5) An Archiven: 

Dem Gemeinderath von Bafel jollen ab Seite der Kantonsregierung alle diejenigen Urkunden abzu— 
liefern fein, weldye auf die durch gegenwärtige Ausſteurungsurkunde angewiefenen Belizungen und Ein: 
fünfte Bezug haben. 


6) Endlich, da das Rathhaus in Bafel der Kantongregierung als Kantonseigenthum überlafjen wird 
und bleibt, jo ſoll diejelbe dagegen gehalten fein, dem Stadtrat von Bafel, zur Aufbewahrung feiner 
Schriften und Documente, in biefem Nathhaus oder auch anderswo ’ein ficheres Aufberwahrungsort nebſt 
Zimmern zu immerwährendem Gebraud als Stabtardiv anzuweiſen. 
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Zur fejten, immer kräftigen Urkunde gegeben, unterjchrieben und bejtegelt, Freiburg im Üdhtland 
den fiebenten Weinmonat des Jahrs Achtzehnhundert und drei nach Ehrijti Geburt. 


Den 7. October 1803, — — 
Von der ſchweizeriſchen Liquidationscommiſſion, 


Der Präſident: 
(L. $.) Lorenz Mayr. 
Ramy. 
Stapfer. 
IN. Eulzer.*) 
Crud. 
Der Secretär der Liquidationscommiſſion: 
Auguſtin Gaſſer. 


B. Convention vom 10. Zebruar 1800, in Bezug der theilweiſen Abtretung der 
Handlungs-, Birertorial- und Poſtfonds. 


Nachdem von dem BVollziehungsrath der einen und untheilbaren helvetiichen Republik die Bor: 
ftellungen der Gemeinde Bafel über das Eigenthumsrecht des Erſparnißfond des ehemaligen Directorii 
der Kaufmaunſchaft angehört, und ſowohl die angebrachten Gründe, welche dieſen Fond zu einem 
Gemeindegut beftimmen, erwogen, als aud) in Betrachtung gezogen worden, daß ein Theil diefer Erjparniffe 
von dem Ertrag der Poſten, als einem Hoheitsrecht, hergefloffen ſeien; 

So wurde auf desjelben Auftrag zwiſchen dem Bürger Obouffier, Finanzminifter, Namens des 
Staats, und den Bürgern Wieland und VBonderMühll, Namens der Gemeinde Baſel, nachfolgender 
Vergleich verabredet und beſchloſſen, als: 

Erjtlich begibt fid) der Vollziehungsrath aller und jeder Anjprüche, welche der Staat auf Dielen 
Erſparnißfond der Kaufmannſchaft der Stadt Bajel unter irgend einem Titel haben oder erheben künnte, 
nimmt ben angelegten Beſchlag hiemit zurük, und überläßt dejien ganzen Betrag, weldyer laut dem im 
verflofjenen Jahr bezogenen Inventarium am gut erachten Schulden, Haus und Mobilien, die Summe 
von Franken fiebenmalhundert jehsundachtzigtaufend ſechs und neunzig, Bz. 3, Rp. 2 beträgt, der 
Gemeindsverwaltung von Bafel, um damit, als einem freien Eigenthum, zum Velten der Bürgerſchaft 
zu jchalten und zu walten. 

Zweitens behält ſich die Megierung vor, daf 

1) Die Anforderung der Stadt Bafel auf die Compagnie Catoire und Duquesnoi, 


fränfifche Salzentrepreneurs, mit . . £ . Sr. 133,333 
2) Die auf Befehl des Bürger — — ——— 40,000 
3) Die zum Behuf der Elite ſerners avancirte(n) . ; ; : . B > m. 32,000 
4) Jene ftatt eines Gemeindeanlehns überjandtefn) . j ‚ . e N - m 10,000 


folglich Fr. 215, 333 
ohne weitere Neclamationen dem Staat verbleiben, jowie auch alle etwa jonft darans bezahlte Poſten 
demfelben nicht mehr angerechnet werden ſollen. 


*) Diefer fehlt auf dem Otiginaleremplar des Bundesardivs. 
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Drittens: Berjpricht die Gemeinde Baſel zu einer weitern Eutfchäbigung zu Handen der Megieruug 
die Summe von Franken 200,000, jage zweimal hunderttauſend an das Nationalihazamt zu entrichten 
und abzuführen. 

Viertens wird ausbrüflich bebungen, daß in befonderer Rükſicht der bedrängten Lage, in welcher 
ſich die Gemeinde Bafel ſowohl in Betreff der Einquartierungen und Requifitionstojten, als aud des 
gezwungenen Anlehns des Generals Maſſena befindet, die Abjtattung obgenannter Franken 200,000 erſt 
alsdann Plaz haben folle, wenn die der fränkischen Republik anlehnungsweije bezahlten 1,400,000 Liv, 
de Fr. der Bürgerſchaft von Bafel volllommen wiederum werden erjtattet fein, und daß vorher feine 
Anſprache deshalben erhoben werden könne. 


Fünftens verbindet fich die Gemeinde Baſel, der Regierung den untern Stof (pleinpied) des 
Poſthauſes, nebjt dem daneben ftehenden Gchäude, jo wie beide dermalen zum Behuf der Bureaux und 
der Diligences gebraucht werden; ferners auf dem zweiten Stof eine angemefjene Wohnung für einen 
Poſtmeiſter auf zwanzig hinter einander folgende Jahre gegen einen Bachtzins von jährlich Franken 160 
zu überlaffen ; jedoch mit dem Vorbehalt, daß die Poftverwaltung die Unterhaltungstoiten der benuzenden 
Gebäude übernehmen werbe. 

Defjen zur Urkunde ift diejer Vergleich doppelt ausgefertigt, behörig unterjchrieben und von dem 
Bollziehungsrath der helvetiichen Nepublif durd einen vechtsbejtändigen Beſchluß bekräftigt worden. 

So beichehen Bern, den 10. Hornung 1800. 

Wieland, 
Präfident der Kantonsverwaltung. 
BonderMühl,  - 
Municipal, im Namen der Gemeinde Bajel. 


Auf erhaltenen Auftrag des Bollziehungsausichußles) habe ich gegenwärtigen Vergleich genehmiget, 
und mit dem Siegel des Finanzminiſteriums verwahret. 
Bern, den 10. Hornung 1800. 
(L. S.) A. L. Obouſſier. 


Ferners verſprechen die Deputirte(n), daß über die beſchehene Einlieferung und Bezahlung jener im 
2. Artifel angegebenen Summe von Fr. 215,333 zu Dauden des Bürger-Miniſters der nöthige Beweis 
ſolle geleiftet werben. 


Wieland, P. 


Geuehmiget nach dem von dem Bollziehungsausſchuß vom heutigen Dato erhaltenen Auftrag. 
Beru, den 10, Februar 18300. 
Der einftweilige Bejorger der Finanzgeſchäfte: 
A. V. Obonffier. 
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C. Ratification, der vorfichenden Konvention durd den vollziehungsausſchuß der 
helvetiſchen Republik. 


Der Bollziehungsausihuß, 

Nach Ablefung einer Convention zwiſchen dem helverifchen Finanzminifterium und ben Bürgern 
Wieland und VonderMühll, als Abgeordnete der Gemeinde Baſel, in Betreff bes basleriichen Handels:, 
Directorial- und Poſtfonds, welche Convention den 10 Februar 1800 zwiſchen den beiden obermwähnten 
Abgeordneten von Bajel und dem Finanzminifter abgefaßt worden, 

beſchließt: 

Die zwiſchen dem Finanzminiſter und den Bürgern Wieland und VonderMühll, als Abgeordnete 
der Gemeinde Baſel, abgefaßte Convention iſt hiemit in ihrem ganzen Umfange und Inhalte beſtätigt. 
Der Finanzminiſter iſt beauftragt, fie mit feiner Unterſchrift und Siegel zu verwahren. 

Der gegenwärtige Beichluß joll in den Archiven bes Finanzminiſters niebergelegt, und der Original- 
urtunde der Convention ſelbſt im Abjchrift beigefügt werden. 

Bern, ben 10. Februar 1800, 

Der Präfident des Vollziehungsausſchuſſes: 
(L. $.) Dolbder. 
Der Generaljeeretär: 
Mouffon. 


Urfunde der Ausfteurungen für die Stadt Freiburg, 
vom 8. Detober 1803. 


Wir der Bräfident und bie Beifizer der durch bie Mediationsacte aufgeſtellten 
ihmweizerifhen Liquidationscommiffion erklären hbiemit und bezeugen an Jeder— 
mann, dem Rechtens: 

Daß wir in Kraft der erhaltenen Vollmachten und in Gemäßheit der eingegangenen Verbindlich— 
feiten den fiebenten Artiful des uns betreffenden Tituls gewiſſenhaft befolgt ; 

Nach deſſen Inhalt die Bedürfnijfe oder Miunicipalausgaben der Stabt Freiburg genan erwogen 
und geprüft ; 

Den Umfang jedes einzelnen diefer Bebürfniffe jowohl nad; dem Maafe der Bevölferung, als nad) 
der topographiichen Lage der Stadt pünftlicdy bejtimmt ; 

Die zu deren Befriedigung erforderlichen jährlichen Einkünfte unparteiiich berechnet; die für biefe 
Einkünfte nöthigen Quellen oder Gapitalien ausgemittelt, aud) folche der Stadtgemeinde von Freiburg 
zum ausjchliegenden Eigenthum angewiefen, und deßwegen über alle nachſtehenden Puntte die nämliche 
techtöfräftige Urkunde dreifach amsgefertigt, die eine Sr. Ere, dem Herrn Landammann der Schweiz, 
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die zweite den hochgeadhteten und hochgeehrten Herren Schultheiß und Rath des Kantons Freiburg, die 
dritte aber dem Stadt: oder Gemeinberatb unter unferer Unterjchrift und unjerm Eommiffionsfiegel 
äugeftellt haben, mit dem Haren Bedeuten und dem unabänderlichen Beſchluß, durch die Bollziehung 
diefer Urkunde follen die Anſprachen und Rechte der Stadt Freiburg an das vorhandene Vermögen des 
Kantons von nun an und für alle fommenden Zeiten theils ausgeglichen, theils abgethan fein und 
bleiben, 


1. Bedürfniſſe. 


Borerft danı haben wir zu Recht erkannt und beurfunden hiemit, für die Stadt Freiburg befafjen 
die Municipalausgaben oder Bedürfniffe, und erheifchen, ſparſam beredynet, an jährlichen Einkünften, 
wie folgt: 

I) Für die Bejoldung der eilf Mitglieder des Gemeinderaths überhaupt, 
für die billig höhere Bejoldung feiner erſten Vorfteher und Beamtelm), für deſſen Kanzleiangeitellten in 
allen Zmeigen der Verwaltung, für deifen Weibel, Diener, Abwärter, für die Materialausgaben der 
Kanzlei, und endlich für zufällige kleinere Unköſten aller Art, injofern fie die Adıninijtration betreffen, 
angefchlagen zu einer jährlichen Totalſumme von achttanfend Schweizerfranten, jage . . Fr. 8,000 

2) Für die Bejoldung der zum Gottesdienft in der Eollegiatitift 
St. Nicolai Angeftellten, als: der zwei Coadjutoren, des Cantners, der jechs Eorralis, 
des Organijten, des Sigriften, der ſechs Läutern, der Muſik; demnächſt für Unterhalt der 
Kirchenornamenten, Leinwands, und jo weiters, angeichlagen zu einem gemäßigten jährlichen 
Aufwand von breitaufend jehshundert und neunzig Schweizerfranfen, fage . i “083,690 

3) Für die Befoldung der Lehrer und Lehrerinnen an den untern 
oder fogenaunten Primarſchulen, deren in Freiburg nad) jeiner Bevölferung, 
fowie nad) feinen beftehenden Einrichtungen Für den deutjchen und franzöfiichen Unterricht 
bis anhin ſechs für die Knaben und vier für die Mädchen betellt gewejen und in Zukunft 
ebenfalls bedarf, fowie für die Brämienaustbeilung, angeſchlagen zu einer jährlihen Summe 
von breitaufend einhundert und jechszig Schweizerfranten, jage . / . . > m 3,160 

Wobei jedoch ganz bejtimmt erflärt wird, daß von diefer Summe der dreitaufend ein- 
hundert und jechszig Franken jene von eintaufend zweihundert Franken, die für die Befol: 
dung der vier Lehrerinnen für die Mädchen gewidmet ift, von der Stantonsregierung dem 
Stabtratb nur dennzumalen und für den Fall wird zu entrichten fein, wo die Kloſterfrauen 
St. Urjulä, die bis anbin und noch wirklich mit größtem Ruhm und zum wahren Vortheil 
ber Religion diefem Unterricht vorjtehen, jelben nicht ferners, oder nicht mehr unentgeltlid) 
fortjezen könnten. 

Was die feit einigen Jahren in dem Collegio eingeführte Principiftenfchule anbetrifft, 
zumalen die nicht unter der Elajje der Primar:, jondern cher unter jene der Kantonal- 
fchulen gefezt werden joll, ſolle die Bejorgung und Bejoldung dev fie betreffenden Profefjoren 
in die Zufunft der Rantonsregierung anheimfallen. u 

Transport Fr. 14,850 
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4) Für die Stadtphyjici, als: einen Stadtarzt, einen Wundarzt, 
vier Hebammen, als allgemeine Bedürfniffe jeder Gemeinde, und angemejjen der 
Bevölferung und der ärmern Burgerclafje von Freiburg, bie jährliche Summe von ein: 
taujend und vierzig Schweizerfranfen, jage 

5) Für alle zu einer Stabdtpolizei —— Anſtalten * Befot- 
dungen der Aufjeher und Beamten), als: Fünf Polizeiauffeher an den Stabithoren, 
vier Stabthartichierer, zwei Hochwächter auf dem St. Nicolausthurm, ein Übrenrichter, 
zwei Todtengräber; für euer, Markt- und Gajjenpolizei, als: Reinigung der Stadt bei 
Eis und Schnee, der üffentlihen Pläze und Kirchhöfe, Aufjeher über Gewicht und Map, 
Unterhalt der Stadtuhren, Unterhalt der Feuer: und Löfchanftalten, als: Feuergeſchau, 
Sprizen, Leitern, Kübel, deren Behälte und fo weiters, angeſchlagen zu einem jährlicden 
Aufwand von viertaufend fiebenhundert und zwanzig Schweizerfranfen, jage 

6) Für das der Stadt zur Laſt fallende Baumefen oder für die Unter: 
haltung aller berjelben eigenthümlich überlaffenen nachbenannten Gebäude, als: des 
Stadtpfarrers, des Cautners, der dreien Bettelvögte, des Stabilarrers Bemwohnungen, jener 
des Rathhausammanns, mit der Verpflichtung, alldafelbiten der Kantonsregierung das 
dermalige Locale feines Commiſſariatsarchivs noch ferners zu überlaffen, und derſelben 
beinebens darin ein bequemes Ort fr die Sizungen der beiden Untergerichte anzumeife, 
da hinmeberum die Regierung dem Stadtrath das bisdahin zur Aufbewahrung dev Waifen- 
fchriften gemwibmete Gewölbe im Rathhaus überlafjen wird; die Fünf Zollhäufer an den 
Stadtthoren fammt davon abhangendem Erdreich mit dem Borbehalt, der Nantonsregierung 
auf ihr allfälliges Verlangen darin den nöthigen Raum zu Wachthäufern, ſowie zu Beziehung 
der allfälligen Brügg- und Pflajtergelder einzuräumen ; 

Das Waaghaus fammt dem darauf jtehenden Gebäude, die Fabrique, der daran ftoßende 
gedekte Korumarkt, der Speicher hinter unfer Lieben Frauenkirche, die Kramläden unter den 
Bögen ſammt den darauf jtehenden Gewölben und Gebäuden), die zwei Mezg⸗, bie Wein: 
halle, die beiden Scyenren zu Ergenzach und Mertenlach, die Gehälter zu dem Feuerſprizen, 
alle innern Ringmauern, des Baumeiſters Bewohnungen ſammt daranftoßenden Garten 
und Matten, der Werkhof fammt feinen Dependenzen, als: das Gießhäusli, Die beiden 
Scifihänfer, die vier verichiedenen Arbeit: und Baumaterialien-Aufbewahrungsichöpfe, die 
Steingrube aus dem Nomontthor, die zwei Ziegelhütten im Mourret und am Weyertbor, 
die Säge in der Galteren, wobei aber es mit dem Werfhof den bejtimmten Verſtand hat, 
dat die Kantonsregierung bei dem ihr durdy den Söndernngsact vorbehaltenen und zuge: 
itandenen biesfälligen Rechten vollends belajjen fein und bleiben folle, vermöge weldyer ber 
Stadtgemeinde von Freiburg auferlegt bleibt, einerjeits der Kantonsregierung von den ob: 
benannten Werfhofägebäuden auch den benöthigten Gebrauch zu überlaffen, anderjeits dann 
derjelben jür die Reparatur der Kantonalgebäude alle Ziegel-, Kalt und Steinwaaren für 
den nämlichen Preis abzuliefern, wie den Stadtbürgern, und für die joeben gemeldeten 

Transport 


Nr. 33 
ir. 14,850 
„ 1,040 
" 4,720 


Fr. 20,610 


Nr. 33 733 


Transport Fr. 20,610 
Reparaturen die — und Baugeſchirre zu lehnen; für ſämmtliche davon abfallende 

mäßig berechnete Unterhaltsausgaben eine Summe von zweitauſend Schweizerfranten, jage „ 2,000 
T) Für die Unterhaltung der vielen lanfenden Brunnen, deren 
Wajjerleitungen, Brunnhäufern, Brunnituben, Sammlern, für die Unter: 
haltung des Stadtbachs, jeiner Zuflüjfe, der verfchiedenen Weiher der Schwellen 
an der Eaane, für Unterhaltung des Safjenpflajters in der Stadt uud der 
fojtijpieligen Steinbejeze in den Burgerziblen, für den täglichen Aufwand 
an Fuhrwerk, jei es fir die Zufuhr des Holzes, für Zufuhr und Abjuhr der Diaterialien 
zu Unterhaltung der Gebäude und Mauern, zu den Brunmenleitungen und Gaſſenpflaſter, 
und endlidy für bie Bejoldbung oder Wartgelder eines Zimmer: und Steinmezmeijters ; 
angeichlagen nach einer genauen Berechnung aller einzelnen Gegenitände zu einem jährlichen 

Aufwand von neuntauſend dreihundert und neunzig Schweizerfranfen, fage . ; . u. 93% 


Summa ber Bebürfnijje: Fr. 32,000 


2. Einfünfte. 


Demnach haben wir zu Hecht erkannt, und beurkunden biemit: der Stadt Freiburg und der Ver: 
waltung ihres Gemeinderaths follen zur Bejtreitung der obgenannten jährlichen Bedürfnigansgaben von 
zweiunddreißigtauſend Schweizerfranfen an eigenthümlichen, ebenfalls jährlichen Einkünften, und zwar 
vom 10. März 1803 am gerechnet, angewiejen fein und verbleiben, wie folgt: 

1) Die an das vormalige Kirchmeieramt zugehörigen), noch verhandene(n) wenigein) 
Gapitalien, jammt dem Eorraliszehnten, Kaftenzins von Miſerach, Boden- 
zinfen des Spiherbuhs umd andern geringen, von den Begräbniffen abfallenden 
Gefälle, deren jährlicyer Ertrag angerechnet fein joll zu eintaufend Scweizerfranfen, jage‘ fr. 1,000 

2) Die den Primar- oder fogenannten Heinen Schulen zugehörigen eigenthüm— 
lien Gültbriefen, deren Zinjen jährlich abwerfen zweihundert und vier Schweizerfranfen „ 204 

3) Die Liegenſchaften der der Stadtgemeinde überlaffenen Matten von Merten: 
lady, Ergenzad, St. Leonard, Montcort; demnächſt den Miethzins ber 
Sage in der Galteren und der beiden vorgenannten Ziegelhütten, 
weldye, ſammthaft berechnet, jährlid; ertragen taujend fünfhundert umd jechszig Schweizer: 
franfen, jage . i ; i ; - un. 1,560 

4) Der jäbrlige Ertrag —— gocalgefälle, als: ber Yager: 
und Waaggelder, des Waaghauſes, der Gefälle ber Weinhalle, der Kornballe, 
der Standgelder, der beiden Mezgen, und der Diiethung der vielen Kramläden; 

Gefälle, welde in jährlichem Durchſchnitt bisher abgeworjen haben mögen zweitanjend 
jiebenhundert ſechsunddreißig Schweizerfranten, ſage r i i . nm 2,736 

Die unter'm 2. Teztabgewichenen Heumonats von dem großen Rath * Stadtgemeinde 

entſchaädigungsweiſe zugeſprochenen ſechstauſend Franken werden hier in Einkünfteanſchlag u 
Transport Fr. 5,500 
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nicht gebracht, da jie zur Nüferjtattung der jeiner Zeit für die Ameublirung der Eafernen 
von den Stadtbürgern erhobenen freiwilligen Steuer gewidmet find, 

5) Da befag der unter ber helvetiichen Regierung vorgegangenen Verteilung der 
Brinisholziichen Fondation jener Drittel, der zu Sculanftalten zu Stadt, vorzüglich aber 
zu Land, gewidmet fein fol, unter der wirklichen Verwaltung der Kantonsregierung steht, 
jo haben wir, dem deutlichen Sinn und Intent des Fundatoren gemäß, zu Recht erkannt 
und beurfunden hiemit, daß der Stabtgemeinde zu Freiburg zu ihrem Antheil ab dieſem 
Drittel ein Capital, das ihr einen jährlichen Zins von fünfhundert Schweizerfranten ertragen 
wird, anheimfallen und von der Kantonsregierung derielben eigenthümlich überlaffen werden 
fole; jage . F = 500 

6) Da zu ——— * bee Stadtgemeinde kraft —— urtunde 
beſtimmten jährlichen Bedürfniſſe von zweiunddreißigtauſend Franken ihr über die vor— 
geſchriebenen Einkünfte noch eine jährliche Summe von ſechsundzwanzigtauſend Franken 
anzuweiſen ausſtehet, haben wir in Abgang anderer Finanzquellen zu Recht erkannt, und 
beurkunden hiemit, daß die Kantonsregierung kraft ihrer lezteingegangenen Verbindung dieſe 
jährliche Abgabe der ſechsundzwanzigtauſend Schweizerfranken, ſage. > 236,000 
ſei es ab den abfallenden Zinfen der noch vorhandenen wenigen Gültbriefen, fei es Mr dem 
Ertrag der unveräußert gebliebenen Kantonalgütern, der Stadtgemeinde in vierteljährlichen 
Zahlungen infolange wird abzuführen haben, bis die durch die Übergabe der in ihrem 
Zinsrodel begriffenen Schuldtiteln, uub der durch den vorzunehmenden Berfauf oberwähnter 
Kantonaldomänen erlöfenden Baarſchaft und Reversbriejen, das zu dieſer jährlichen Rente 
von jehsundzwanzigtaufend Scweizerfranten erforderliche Kapital zu tilgen wird im 
Stande jein. 

Summa der Einkünfte Fr. 32,000 

Damit aber ſich die Kantonsregierung zu allen Zeiten diefer drüfenden Lajt entheben könne, wirb 
anmit ganz beftimmt erflärt und vorbehalten, daß für den Fall, wo der Verkauf der liegenden Kantonal- 
güter zum Theil oder im Ganzen nicht bewerkjtelligt werden fünnte, fich der Gemeinderath von Freiburg 
über den Anjchlagpreis diejer an Zahlungsftatt ihn abzutretenden Kantonaldomänen mit der Regierung 
zu verftehen und abzufinden haben werde und jolle. 

7) Haben wir zu Recht erfannt und beurfunden hiermit: unter die Bebürfniffe der Stadt Freiburg 
müſſe ferners eine Polizeiwache gezählt, und für deren Bejoldung gejorgt werden ; falls num die Kantons: 
regierung nicht eigens eine Garnijon in der Stadt Freiburg aufftellt; Falls fie nicht durch diefe Stadt: 
mache den nöthigen Polizeiwachtdienſt verjehen läßt und bezahlt, fo folle der Rath des Kantons gehalten 
fein, zur Beitreitung einer fo wichtigen Polizeianftalt dem Stabtrath von Freiburg vierteljährlich eine 
Summe von zweitaufend Schweizerivanfen, alfo jedes Jahr achttaufend Schweizerfranfen anszuzablen; 
vorbedungen, daß jede Anſprache auf diefe Summe ab Seite des Stadtraths aufhöre, fobald die Kantons: 
befazung den Polizeiwachtdienſt der Stadt Freiburg verficht. 

8) Haben wir zu Recht erlannt und beurfunden biemit : da vorbenannte Einfünfte nur zur Beſtrei⸗ 
tung der gewöhnlichen Ausgaben für die Verwaltung, für den Gottesdienft, für Schulanftalten, Polizei, 


Ser“ 
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und für das Bauweſen iparjam hinreichen, hingegen aber die meiften obengenannten Gebäude, beſonders 
aber das Gaffenpflafter in der Stadt uud in ben Burgerzihlen, durch beren nothgedrungene Vernach- 
läffigung während den fünf zurüfgelegten Jahren jo fehr verfallen und verborben find, daß fie einer 
außerordentlichen Verbefferung bedürfen, um wieder in brauchbaren Zuftand und unter den gewöhnlichen 
Unterhalt geftellt zu werden, jo jollen zu einer ſolchen zwekmäßigen Verbeſſerung der Stadt Freiburg 
ein Kapital von 10,000 Schweizerfranten einmal bezahlt bemilliget, und die Kantonsregierung gehalten 
fein, dieje bewilligte Summe in Schuldbriefen aus ihrem Zinsrodel zu entrichten, und darauf zu wachen, 
daß fie auf die dringenden Verbeſſerungen, und bejonders auf die Herftellung der Steinbefeze in und 
außerhalb der Stadt verwendet werde. 

9) Haben wir zu Mecht erfannt und beurfunden hiemit: über die Schanzen, Thürme, Brüfen und 
Stadtringmanern habe die Liquidationscommihjion nichts verfügt, indem das Necht, fiber deren Schleifung 
oder Beibehaltung abzufprechen, ausjchlieend” der Kantonsregierung zufömmt, und deren allfällige 
Unterhaltung oder Ausbeſſerungen dem Stadtrath von Freiburg weder fünnen anfgebürdet ned) füglich 
dürfen überlaffen werden. 

10) Haben wir zu Necht erkannt und beurkunden biemit: da in den vorbenannten Ausgaben einzig 
bie unausweichlichen Deunicipalbebürfniffe der Stadt Freiburg enthalten, und bie angewiefenen jährlichen 
Einfünfte von zweiundbreigigtaufend Schweizerfranfen nur zur Beftreitung folder Ausgaben beftimmt 
find; da mithin dadurd weder für einzelne Burger, nod für Arme, Kranke, Wittwen, Waiſen und 
andere milde Stiftungen oder wiffenfchaftliche Anstalten gejorgt ift, jo jollen von num an und für alle 
fommenben Zeiten der Stadtgemeinde von Freiburg unter der Verwaltung ihres Stadtraths außer den 
in biefer Urkunde ſchon erwähnten Gebäuden, Liegenschaften und Einkünften aud) nody was nachfolgt 
als Gemeindegut angewieſen und zugefichert fein: 

An Waldungen: der jogenannte Burgerwald, bie Wälder von La Combert, Lacuaz, 
Brinishölzli, Than, Alterswyl, Küemy, Schönenberg, La Magbdelaine, Grandfey, 
Bodenholz, Perraules und Todtenholz;, Elſewylholz, Landprat, Bürglenholz, 
und das Überbleibjel des Bodenbölzli, der Bruchholz, mit Ausnahme der dreien darin ſchon 
vergebenen Jucharten, bie große und Feine Ritten fammt dem Wolfgrabenholz, der Breit: 
jeld md Schirrahölzli. Alle diefe Waldungen find der Stadtgemeinde laut ungekränktem Beſiz 
und Benuzungsrecht von jeher und bisher üblicher Verwaltung und Verwendung ſammt ben darauf 
allfällig haftenden Beſchwerden übergeben, und ericheinen nicht unter ben Einkünften, weil biefelben mit 
dem Unterhalt des benöthigten Holzes für die Gebäude ſowie mit dem Brennholz für die Feurung aller 
zur Stabtadbminijtration erforderlichen Zimmer belaftet find. 

2) An Armenanftalten und milden Stiftungen, jedody mit Vorbehalt, daß joldhe wie 
bisher zu den bekannten Zweken verwendet werben, als: 

A. Der große Spital ſammt feinen Gebäuden, liegenden Gütern, zinstragenden Capitalien, 
Zehnten und Bodenzinjen, ausſchließlich beftimmt zur Unterhaltung abgelebter, gebredylicher, kranter und 
bürftiger Stabtbürger, fowie zur Unterftüzung armer Reijenden, 

B. Die große Bruderschaft des heiligen Geifts fammt ihren Binsrodel, Zehnten und 
Bobenzinfen. 
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GC Der Auspend, ebenfalls mit jeinen Eapitalien, Zehnten und Bodenzinfen. 

D. Das Siebenamt ſammt feinen Gebäuden, Liegenichaften, Zinsrobel und Gefällen. 

E. Der St. Jacobi-Spital jammt Gebäuden und zinstragenden Capitalien, 

F. Der St. Martini-Bruderſchaft in jehstaufend Schweizerfranten ungejähr 
beitehender Fond. 

G. Der von ber Brinisholziſchen Fundation herrührende Dritte Theil, fo ebenfalld zu Armen: 
anftalten geftiftet und pünktlich nad Intent des Stifters verwendet werden joll. 

3) An Schul» und wiffenshaftliden Anftalten: der fogenannte Schulherrenfond 
wird zwar als Eigenthum der Stadtgemeinde erllärt, jedoch dabei ganz beftimmt vorbehalten, daß die 
Verwaltung desjelben nad dem buchjtäblihen Sinn der Fundation unabänderlic durch drei Geiftliche 
und brei Weltliche werde bejorgt und deſſen Einkünfte einzig und allein zu den ftiftmäßigen Zweken 
werden verwendet werden, als worüber der fleine Rath des Kantons Freiburg zu wachen und fich daher 
von dem Stadtrath alljährlic die dießörtig einzugebende Rechnungen vorzulegen haben wird, 

4) An Archiven jollen dem Gemeinderath von Freiburg ab Seite der Kantonsregierung alle 
diejenigen Urkunden abzuliefern fein, welche auf die in diefem Beſchluß der ———— ion 
angewieſenen Befizungen und Einkünfte näheren oder ferneren Bezug haben. 

Zur feften, immer kräftigen Urkunde gegeben, unterjchrieben und bejiegelt zu Freiburg im Üchtland 
den achten Tag Weinmonat des Jahres Achtzehnhundert und drei nach Chriſti Geburt, den 8. Octobris 1803 


Bon der ſchweizeriſchen Lianidationscommiffion: 
Der Präſident: 

Lorenz Mayr. 

(L. $.) Ramy. 
Stapfer. 
I R. Sulzer. *) 
Erud. 

Der Secretär der Liquidationscommiſſion: 

Anguftin Gaſſer. 


Grlänterungen zu der Ausfleurungsurkunde der Stadt Freiburg. 


Nous le President et assesseurs de la Commission de Liquidation, ötablie par l’acte de 
ınediation, savoir faisons que sur l'explieation qu’auroit sollicit6 auprös de nous le Gouvernement 
cantonal de Fribourg sur divers articles de l’acte de dotation de la ville, arrät& le 8 Octobre 
de l'année derniere, nous aurions en conformite d’icelui et du texte litteral de l’acte de s&pa- 
ration, qui l’auroit precöde, jug6 et arräte. 

1° Il est entendu que l’usage des outils et machines du Werkhoff, remis en propriöte à la 
ville, dont fait mention l’article 6*** de l’acte de dotation, doit éêtre gratuit en faveur du Gou- 
vernement, et le Conseil de ville sen] charg& de leur entretien. 


*) Fehlt im Eremplar des Bundesardivs, 
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2° Au devis du texte de l’acte de söparation, auquel nous n’avons pas entendu deroger pour 
cet article, et qui se trouve rappell& dans l’acte de dotation, le Gouvernement cantonal et le 
Conseil de ville doivent ötre et rester en parit& de droit dans l'usage de tous les batimens du 
Werkhoff, dans lesquels sont aussi compris l’habitation du direeteur des batimens et du charretier 
de ville; laissant le soin à ces deux autoritds d’en regler le partage et la separation si mieux 
elle düt leur convenir. 
3° Par la remise des foréêts ü la ville de Fribourg avec les charges dont elles pouvaient 
etre grevees, il est de möme entendü, que les douze Poses reservdes par l’acte de separation au 
Gouvernement dans la for&t du Bodenhol: pour l’entretien des digues de la St-Gine, doivent 
rester en toute propriete au Gouvernement cantonal ä l’usage destine. 
Donne & Fribourg, le 27 Mars 1804. 
Le President de la Commission de Liquidation : 
J. R. SULZER. 
Rknry. 
LAURENT MAYR. 
STAPFER. 
ÜCRUD. 
Le Seeretaire de la dite Commission: 
AUGUSTIN GASSER. 
Ein gegen diefe, durch die Megierung von freiburg veranlagte nadhträglihe Erläuterung erhobener Proteft des Frei⸗ 
burger Stabtrathes blieb wirkungslos. Tie Lrquidationscommiliten hielt ihre Verfügung aufrecht und veranlaßte den Yand- 


ammann der Schweiz, derfelben Nachachtung zu verſchaffen. (Man fehe die bezügliche Gorreipondenz in den Bänden 302 
&, 53, und 314 S. 100 des eidgenöſſiſchen Mediationgardivs). 


31. 


Urfunde zur Beitimmung des Gemeindeguts der Stadt Zug, 
von 9. März 1804. 


Wir der Präfident und bie Beifizerdberdurd die Mebiationsacte aufgeftellten | 
ſchweizeriſchen Liquidationscommiſſion erflären hiemit, und bezeugen an Jeder— 
mann, dem Nedtens: 

Daß wir, in Kraft der erhaltenen Bollmachten, und in Gemäßheit der eingegangenen Berbindlich- 
feiten, den vierten und fiebenten Artikel des uns betreffenden Tituls gewijjenhaft befolgt; 

Nach deſſen Juhalt die Anſprachen der Stadt Zug auf ihr ehevoriges Gemeindegut genau erwogen 
und geprüft; 

Auch demzufolge und zur Vermeidung künftiger Anftöhe über jene Anſprachen rechtlich entichieden, 
und zur Belräftigung unjers Entjcheides diefe Urkunde dreifach ausgefertiget, die eine Seiner Excellenz 

9 
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dem Herrn Landammann ber Schweiz, die zweite der Standesregierung von Zug, die britte aber der 
Stabtgemeinde von Zug mit unfern Unterichriften und unferm Gommiffionsfiegel zugeftellt haben. 

Borerft dann erkennen wir zu Recht, und beurfunden hiemit für alle zufünftigen Zeiten: 

Das Deeret der beiben gejezgebenden Räthe vom 11. October 1799 ſeie zu immerwährenben Kräften 
bejtätiget, und bemjelben zufolge jollen die von ber Stadtgemeinde Zug damals angefprochenen Güter 
ihr als wahres Eigenthum zugeſichert bleiben, indem diefelben nad) dem Ausdruk des Decrets alle 
erforderlichen Eigenjchaften mit ſich führen, um von dem National (oder nun Kantonal-) Gut geichieden 
zu werden. 

Demnach erfennen wir zu Recht, und beurfunden biemit: 

Nach den Einwendungen der Berwaltungsfammer vom Kanton Waldftätten unterm 25. November 1799, 

Nach ber Beantwortung diefer Einwendungen durd; den Fyinanzminifter unter dem 3. December 1799, 

Nach der Genehmigung diefer Beantwortung ab Seite der walbjtättiichen Berwaltungstanmer vom 
24. Decembris 1799, 

Vorzüglich aber nach der Erklärung vom 27, Februar ab Seite der diesmaligen Regierung bes 
Kantons Zug, vermöge welcher Erklärung vom Gemeindegut der Stadt gar nichts als SKantonalgut 
anzusprechen ift, 

Soll das eben erwähnte Deeret vom 11. October 1799 dahin erläutert und beftimmt jein, 

Daß das Gemeindegut der Stadt Zug wie chevor jo auch fernerhin unangefochten bleiben und 
namentlich befajjen folle: 


Eritens. 


1. Die von Stiftern, Mlöftern und Partieularen durch Käufe erworbenen Grund: und Lehenzinfen 
zu Steinhaufen, Cham und Riſch, jowie die Zehnten zu Cham, Hünenberg und Steinhaujen. 

Die Lehenmühle ſammt Haus, Gebäuden, Gütern und dazu gehörigen Gerechtigkeiten, in ber Gemeinde 
Cham gelegen. 

Einen Drittheil des Zehnten von Mafchwanden, den ganzen Zehnten von Wolfen und Bikwyl, alle 
im Kanton Zürich gelegen. 

Mit dem Haren Vorbehalt, daß die Stadt Zug verpflichtet ift, 

a. Alle Bejchwerden, welche auf obigen Befizungen haften mögen, wie bisanhin gefliffen zu tragen 
und zu entrichten ; 

b. Sich den nach der Mediationsacte zu gebenden Loskaufgeſezen der Zehnten und Bodenzinſe ohne 
Widerſpruch zu unterwerfen; 

c. Die Einkünfte diefer Befizungen wie bisanhin für Kirchen, Schulen, Armenunterftäzungen und 
Bolizeianftalten zu verwenden. 


Zweitens. 


2. Das Gemeindsjetelamt fammt deſſen Zinfen und Weinzehnten ab dem Schlogberg zu Steinhauſen. 
Das Schirmgeld von den fremden Anfaßen, 

Die Ernenerungsgelder des Bürgerredts. 

Die Einfanfsgelder der neuen anzunehmenden Bürger. 
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Die Stand- und Marktgelder an den Wocenmärften, an den Jahrmärkten zu Oftern und Pfingiten, 
an dem St. Nilolausmarkt, an dem Yahrmarft bei St. Wolfgang unb während der Meſſe. 


Drittens. 


3. Die Gemeindscaffa fammt deren Eapitalfond und Binfen. 

Das Spital: und Armenleuteamt fammt dazu gehörigen Zinfen, ſowie auch deſſen Zehntenantheil 
in der Gemeinde Aug. 

Des Kornhaufes, der Suft umd des MWaaghaufes Gefälle, wie folhe durch die bundesgenöfftiche 
Tagfazung von 1803 der Stadt Zug find zugefichert worden. 

Die Feodalrcchte in dem Kirchgängen von Cham, Riſch und Steinhaufen, infofern diefelben nicht 
unter die während der Revolution unentgeldlich abgeſchafften gehören follten. 

Und alles in dem 2. oder 3. Artifel Erwähnte, unter den im 1. Artikel beftimmten Bedingungen. 


Biertens. 


4. Die an der Stadt Zug gelegenen Allmenden. 

a. Die Lorzen. 

b, Die obere Allmend, mit Vorbehalt des Weibrechtsantheils derer von Baar. 

c. Die Bohl- und Oberwylerallmend. 

d. Der Geißboden. 

e. Der Rohberg, fammt den darauf und daram gelegenen Waldungen, Einfchlägen und Gebäuden, 
mit Ausfchluß der Schuzengelcapelle, welche den Theilhabern am Gemeindegut aus der Nachbarſchaft 
Lorzen im Fahr 1803 mit Nuzen und Schaden ift abgetreten worden. - 

Die äußere Hiegelmatte, die obere und untere Hangenrütti, die Lehengärten, die Hanfländer, der 
Landögemeinbeplaz und mehrere andere in, bei und außer der Stabt gelegenen Grunbdjtüfe, oder eigen: 
thümlichen Gemeinbeboden. 

Das an der Sinferbrüte gelegene Haus ſammt den dazu gehörigen Gütern. 

Die Fiichenzen in ber Neuß, im See, in der Lorge und alle in der Gemeinde Zug liegenden 
Seegeſtade. 

Die Walchwylerallmend, ſowie ſolche von jeher mit der Gemeinde Walchwyl iſt benuzt worden, 
ſammt den darauf ſtehenden Waldungen, welche bei deren Bertheilung nicht an die Gemeinde Walchwyl, 
fondern auf den Antheil der Stadt Zug gefallen find. 

Der Verenawald, der Kienerwalb, die Waldungen in den Gemeinden Cham, Hünenberg, Rich und 
Baar, die die Stabt Zug von jeher beſeſſen hat und noch befizt, ſowie auch alle zwifchen Oberwyl und 
Walchwyl gelegenen und für Zug ansgemarcdeten Waldungen. 

Die Grütterallmend und Waldungen, mit den Befugniffen, wie ſolche bisanhin verwaltet und mit 
den Genoffen aus dem Grütt iſt befezt oder benuzt worden. 

Mit dem Haren Vorbehalt, daß alfe in diefem 4. Artifel benannten Grundjtüfe und Nechte ber 
Stadtgemeinde Zug nur infofern zugeſichert find, als ſie diefelben vor der Revolution und ſeit bem 
Deeret vom 11. October 1799 ungeftört befefjen oder ausgeübt hat; und daß bei dieſer Zuſichernng 
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den alljälligen Rechten der einen oder der andern Gemeinde aus dem Kanton Zug fein Eintrag 
geſchehen ſolle. 
Fünftens. 


5. Das Rathhaus ſammt Stall, Garten und Zubehörd mit Nuzung und Beſchwerden wie ehevor; 

Das vormalige Zollhaus; 

Das Zeughaus; 

Die Mezg oder Fleiſchſchaal; 

Die Kornſchütte, unter welcher die Feuerſprizen aufbewahrt ſind; 

Das Schüzenhaus und Garten; 

Den Spital, nebſt dem außer der Stabt gelegenen Armenlentenhaus und Aubehörd; 

Das neue Schulgebäude jammt Garten; 

Das große Fruchtmagazin, jo zu einer Caſerne eingerichtet iſt; 

Die vier Bau: und Zimmerhütten nebit Pierbitall ; 

Des Chorallehrers Haus und Garten; 

Das neue Ziegelhaus, Ziegelhütte fammt Scheune und Matte; 

Die alte Schule ſammt Garten; 

Das Gemüfehaus; 

Die Kalchhütte; 

Die Steinhanerhütte; 

Die Suft; 

Das Kornhaus; 

Die Anfenwaage; 

Das Gapucinerflofter, deſſen Kirche und Gärten; alle Stabtthürme, Stadtthore, Ringmauern jammt 
deren angehängten Lauben, Wachthäuſer, Schanzen und Schanzgraben; die Brunnen der Stadt, ſowohl 
die Sodbrunnen, als bie laufenden mit deren Wajferleitungen ; 

Verſtanden, daß mit diefer Gebäude ausſchließlichem Eigenthum und Benuzung für die Stadt Zug 
auch deren Unterhalt verbunden bleibt, und zur lezteren weder die Kantonsregierung noch die übrigen 
Gemeinden etwas beizutragen haben. 


es 


« 


Sechstens. 


6. Die Pfarrkirchen zu St, Michael und Unſer-Lieben-Fraucapelle, ſammt derſelben Kirchmeieramt, 
Stiftungen, Einkünfte, Zinſe und Grundzinſe; 

Des daſigen Meßmers Haus, Nebengebäude, Garten, Güter, Kirchen, Brunnen und deſſen Waſſer— 
leitungen ; 

Die St, Oswaldskirche mit deren Pflegamt, Stiftungen, Zehnten, Grundzinſen, Zinjen und Renten, 
jammt der Bruderſchaften- und Pfründenpflegerei. 

Die Kirche zu St. Wolfgang, fo in dem bejonders ausgemarchten Gemeindebezirk der Stadt Zug 
liegt; die Capelle zu Niederwpl jammt diesfälligem Pflegamt, Einfünften, Zinfen und Grundzinſen; 

Die Piarrpfründe der Stadt ſammt dazu gehörendem Pfarrhaus und Garten, Grundzinſen und 
Renten, fowie die Zehnten in der Pfarrgemeinde und in der Gemeinde Walchwyl, von welden leztern 
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die Gemeinde Walchwyl ſernerhin den Fruchtzehnten ganz nach Zug, den Weinzehnten aber zur Hälfte 
ihrem Pfarrer, die übrige Hälfte hingegen nach der im Jahr 1654 beitimmten Orbuung ebenfalls ohne 
Ausnahm und Widerrede entweder in Natur entrichten oder gejezlich loskaufen folle. 

Das Scwefterhaus zu Zug mit defjen Gebäuden, Gütern, Eapitalien und Zinſen, als ein Schul: 
inftitut für Töchtern ; 

Die fünf Helfereipfründen, die Sacramentspfrund, die Eapellaneien zu St. Eonrab und St. Carl, 
die Capellanei- und Meßmerpfrund zu St. Wolfgang, oder deren Eoflaturen ſammt den dazu gehörigen 
Häufern, Gärten, Gütern und Gebäuden, Zehnten in der Stadtgemeinde, Einkünften und Zinſen; 

Die beiden von Herrn Martin Uttiger ſel. geftifteten Schulpfründen und den aus liebreichen Unter 
ſtüzungen hergefloffenen Schulfond des errichteten Schulinftituts für Knaben; 

Die Weberifchen, Albertinifchen uud Brandenbergiſchen Stipendien; die lezte Meß zu St. Michael; 

Die Collaturen und Pfarrpfründen zu Steinhaufen, zu Cham, zu Dieierscappel im Kanton Lucern 
und zu Rütti im Kanton Nargau; die Gapellaneien zu Cham und zu Niederwyl ſammt dazu gehörigen 
Gebäuden, Gütern, Eintommen, Zehnten, Zinfen und Grundzinfen, ſowie die Gemeinde von Zug jede 
biefer erwähnten Rechtſamen käuflich an ſich gebradyt hat. 

Abermal mit dem Beding, daß alle in diefem 6. Artifel benannten Amter, Pflegſchaften, Pfründen 
und Stiftungen fir Kirchen und Schulen zwar als Eigenthum der Stadt Zug aber auf die nämliche 
Weife verwaltet, und für immer zu den nämlichen Zweken verwendet werben, wie ſolches jowohl jeit 
dem Decret vom 11. October 1799 als vor der Revolution geſchehen ift. 


Zur ftäten Urkunde gegeben, unterfchrieben und befiegelt von Präfident und Beifizern ber ſchweize— 
riſchen Liquidationscommiffion zu Freiburg im üchtland, den 9. März des Jahrs Achtzehnhundert und 
vier nach Chriſti Geburt. 

Der Präjivent: 
(L. $.) IR. Sulzer. 
Rämy. 
Lorenz Mayr. 
Etapfer. 
Grub. 
Der Scevetär der Liquidationscommiſſion: 
Anguftin Gaſſer. 
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35. 


Urkunde der Ausftenrungen für die Stadt Schaffhaufen, 
vom 4. Juli 1804, 


Wir, der Bräfident und die Beifizer der durd die Mediationsacte aufgeftellten 
ihweizeriihen Liquidationscommiſſion erklären und bezeugen hiemit an Jeber- 
mann, dem Rechtens: 

Daß mir, in Kraft der erhaltenen Vollmachten, und in Gemäßheit der auf uns genommenen Ver: 
pflichtungen, den fiebenten Artifel des uns betreffenden Tituls gewiffenhaft befolgt; 

Nach deſſen Anhalt die Bedürfniſſe oder Municipalausgaben der Stadtgemeinde Schaffhaufen 
genau erwogen und geprüft; 

Den Umfang diefer Bebürfniffe, fowohl nach Maßgab der Bevölferung, als nad) der topographiichen 
Lage der Stabt pünktlich beftimmt ; 

Die zu deren Beitreitung erforderlihen jährlichen Einkünfte genau berechnet und die dazu nöthigen 
Quellen ausgemittelt, auch folde der Stadtgemeinde Schaffhauſen zum ausjchließenden Eigenthum 
angewiefen ; 

Und wir bemzufolge über alle nachftehendein) Punkte bie nämliche rechtskräftige Urkunde dreifach 
ausgefertiget, die eine Seiner Ercellenz dem Herrn Landammann ber Schweiz, die zweite ben hochgeachten 
Herren Bürgermeifter und Rath bes Kantons Schaffhaufen, die dritte zu Handen der Stabtgemeinde 
Schaffhaufen, mit unfern Unterfchrijten und unferm Commifjionsfiegel zugejtellt haben. 

Mit dem Haren Bedenten und dem unabänderlichen Beſchluß: Nach Bollziehung des Inhalts gegen: 
wärtiger Urkunde jollen die Anſprachen der Stadtgemeinde Schaffhaufen an ein ihren örtlichen oder 
Diunicipalbebürfniffen angemefjenes Einkommen vollftändig befriediget, und ihre wirklichen oder vermeinten 
vormaligen Rechte an das übrige nod) vorhandene bewegliche oder unbemwegliche Vermögen des Kantons 
Schaffhaufen von num an und für alfe kommenden Zeiten ausgeglichen und abgethan fein. 


Bedürfniſſe. 

Borerſt dann Haben wir zu Recht erkannt und beurkunden hiemit: 

Die Municipalausgaben und Bedürfniſſe der Stadtgemeinde Schaffhauſen befaſſen: 

1) Die Beſoldung der Mitglieder des Stadtgemeinderathes überhaupt; für Die billig 
höhere Befoldung feiner erften Vorjteher und Beamten, für deſſen Kanzleiangeftellten in allen Zweigen der 
Verwaltung; für deſſen Weibel und Abwärter; für die materiellen Ausgaben der Kanzlei, und endlich 
für zufällige Heinere Untöften aller Art. 

2) Das der Stadt Schaffhaufen zur Laſt fallende Baumwefen, oder: 

a. Für den Unterhalt aller derjelben eigenthümlich überlaffenen nachbenamfeten Gebäuden, als: 

1. Das Stadt- ober fogenannte Gerichtshaus. 

2. Das Kornhaus. 
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. Die Behaufung des Pjundzollers. 
Das Gebäude der lateinischen Schule. 
u Pr „ beutfchen Schule. 
" " „Mädchenſchule. 
Die chemalige Baarfüßerkirche oder das Kabishaus nebſt dem Blokhaus. 
Das Schießhaus nebſt dem dazu gehörigen Schießplaz. 
Die auf Unkoſten der Stadtbürgerſchaft neu errichteten Caſernen. 

10. Die Wohnungen ſämmtlicher Thorhüter. 

11. Die fogenannte Frohnwaag nebft der dazu gehörigen Wohnung des Waagmeifters. 

12. Das Holzhaus, die Belenburg genannt. 

13. Die Fiegelhütte, 

14. Die Wajchhäufer. 

15. Das obere Bab. 

16. Die Mesg. 

b. Für ben Unterhalt der innern Stadtmauern, der laufenden Brunen iu ber Stabt und 
in dem Stabtbann, nebjt deren Wafjerleitungen, Brunnftuben u. j. w.; für den Unterhalt der Wuh— 
rungen, Landveſten, Brüfen und Stäge in der Stadt: und Stabtbaun, und endlich für den 
Unterhalt des Gaſſenpflaſters, der Land» und Güterſtraßen im Stabtbann. 

e. Für den Aufwand an Fuhrwerk oder für den Stadtzug, ſowohl zur Zufuhr ala Abfuhr 
der nöthigen Materialien für den Unterhalt der Gebäude, der Brunnenleitungen, des Gajienpflafters u. ſ. w. 

d. Endlich für die Befoldung oder Wartgelder der beim Bauamt angejtellten Oberaufjeber, 
Werkmeiſter, Brunnenmeifter und andere mehr. 

3) Alle zu einer Stabtpolizei gehörigen Anjtalten und Befoldungen, als: für die verfchiebenen 
Polizeiinfpectoren und Auffeher, Bolizeidiener, Stadtharfhhiere; für die Bejoldung der Thor, Hoch— 
und Nachtwächter; der Stabtuhrenrichter ; Wartgeld der Hebammen, der Stabtärzte und Stadtchirurgi; 
Aufficht über Gewicht und Maß, desgleichen über den Verkauf der Lebensmittel; Unterhalt der treuer: 
und Löſchanſtalten; Stadtreinigung, nebſt andern Heinen Polizeiſpeſen. 

Die in vorhergehenden drei Artifeln begriffenen Bebürfniffe und Wusgaben erheiichen, ſparſam 
berechnet, an jährlichen Einkünften die Summe von zwei und breißig taufend Schweizerfranten, 
ſage Fa i : } s . . . . i . F . . Fr. 32,000 


Einfünfte, 


Demnädft und zweitens haben wir zu Necht erkannt und beurkunden hiemit: Zur Beftreitung 
der anerfannten jährlichen Bebürfnifje und Ausgaben von zwei und dreißig taufend Schweizer- 
franten follen der Stadtgemeinde Schaffhaufen und der Verwaltung ihres Stabtraths an eigenthüms 
lien Eintünften angemwiejen fein und verbleiben wie folgt, und zwar alle vom 10. März 1803 an zu 
beziehen und zu benuzen: 

1) Das Capital und jährlicher Zinsertrag der annoch vorhandenen imländiichen Sekelamtszins 
ſchriften. 
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2) Der Ertrag bes Pfundzolls. 

3) Der Ertrag ber liegenden Güter und Waldungen des Sefelamts, 

4) Der jährlidye Ertrag des Schirmgelbs, 

5) Der jährliche Ertrag des Waaggelds von der Nettomang. 

6) Die jährlichen Einkünfte des Kornbaufes, nad) Abzug ber damit verbundenen Ausgaben. 

7) Das Eintommen der vier Lehenmühlen vor dem Mühlenthor, der vier Lehenſchleifen 
und der äußern Sägemühle; die Grundzinfe ab ben Häufern in ber Stadt und Stadbtbann, 
nebſt andern Heinen Zocalgejällen; nah Abzug jedoch der auf dieſen verjchiedenen Gegenftänden 
haftenden Beſchwerden. 

8) Da indeffen vorbenannte Einkünfte zur Dekung der anerfannten jährlichen Ausgaben von 32,000 
Franken nicht binreichen, jo ſoll bis zu deren Vervollftändigung und in Abgang anderer Finanzquellen 
der Stadtgemeinde Schaffhanfen das noch Mangelnde aus den Korn- und Petershäuſern, Paradiejer-, 
St. Agneſen- und St. Fohannjerämtern oder dem Landvogteiamt Neunfich und dem Obervogteiamt 
Thanngen von der Kantonsregierung ausbezahlt werden, und zwar bis zur vollftändigen Dekung ober- 
wähnter anerkannten Bebürfniffe von zwei und dreißig taufend Schweizerfranfen, fage . . Fr. 32,000 

Drittens haben wir zu Recht erkannt und beurkunben hiemit: Unter die Bebürfniffe der Stadt 
Schaffbaufen müfje ferners eine Polizeiwache gezählt und für deren Beſoldung gejorgt werben. 

Falls nun die Kantonsregierung von Schaffhauſen micht eigens eine Garnifon in der Stabt Scyaff- 
haufen aufſtellt; falls fie nicht durch dieſe Garniſon den nöthigen Polizeibienft verſehen läßt und bezahlt, 
jo joll der Rath des Kantons gehalten fein, zur Beitreitung einer jo wichtigen Polizeianjtalt dem Stadt: 
rath von Schaffhaufen jedes Jahr eine Summe von acht taufend Franken auszuzahlen ; mit dem Vorbehalt, 
daß jede Anſprache auf dieſe Summe ab Seite des Stadtraths aufhöre, fobald die Kantonsgarnifon den 
Polizeiwachtdienſt der Stadt Schaffhauſen verfieht. 

Biertens haben wir zu Recht erfannt und beurkunden hiemir: Da in ben obbenannten Ausgaben 
einzig die unausweichlichen Municipalbedürfnifje der Stadt Schaffhaufen enthalten find ; da die angewiejenen 
jährlichen Einkünfte von zwei und dreißig taujend Schweizerfranten zur Beftreitung folder Ausgaben 
nur ſparſam hinreichen; da mithin durch beide weder für Arme, Franke, Witten und Waifen, noch) 
andere Stiftungen oder wiſſenſchaftliche Auftalten geforgt ift, jo follen nach bisheriger Übung und fernerbin 
der Verwaltung des Stabtrathes von Schaffhaufen unter der Oberaufficht der Kantonsregierung eigen: 
thümlich überlafjen werden : 

a. An Liegenschaften. 

1. Die Weierwiefe. 
2. Die Neuthalwiefe. 
3. Die Spizwieſe. 
4. Die Pfaffenwieſe, als ehemalige|s] Allmend und. im Stadtbann liegend, mit den darauf haftenden 
Beichwerben. 
b. An Baldbungen: 
1. Der Rheinhard. 
2. Der Solenberg. 
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3. Der Wagenbad). 
4, Der Langengrund, 
Sämmtlich mit den darauf haftenden Lajten und Ausgaben. 

e, An milden und andern Stiftungen: 

1. Das Spitalamt. 

2. Das Spendamt, als Armenanftalt. 

3. Das jogenannte Seelamt zu Unterftüzung der Durchreifenden und zu Verpflegung kranker 
Handwerksgeſellen. 

4. Das Siechenamt, zu Verpflegung von Kranken beſtimmt. 

5. Der Schweſterhausfond, als Armenanſtalt. 

6. Der Armenſäklifond zu Unterſtüzung dürftiger Armen. 

7. Der Waifenhausfond, 

8, Die Stabtbibliothel nebit dem Bibliothelfond. 

Alle obigen Anftalten und Stiftungen mit ihren ſämmtlichen Liegenfchaften, Gapitalien, Gefällen 
und Einkünften und mit den darauf haftenden Beichwerden, jedod mit der ausdrüffichen Bedingung, 
daß diefelben nach den jchon beftehenden Verordnungen und fiir Ichon beftimmte Zweke nach bisheriger 
Übung verwaltet und verwendet werden follen. 

Zur fejten, immer kräftigen Urkunde gegeben, unterſchrieben und befiegelt, Freiburg im Üchtland, 
den vierten Heumonat des Jahrs Mchtzehnhundert und vier nach Ehrifti Geburt. Den 4. Juli 1804, 


— 2 — 


Bon ber ſchweizeriſchen Liquidationscommiſſion, 
IN. Sulzer. 
Rampy. 
(L. 8.) Lorenz Mayr. 
9. Etapfer. 
Erud. 
Der Seeretär der Yiquidationscommilfion : 
Albert Fegeli. 


Beichluß der Liquidationscommiljion vom 15. Juni, 28. Juli und 
15. December 1804, binfichtlich der den verfchiedenen Kantonen 
eigenthümlich zurüffallenden Kantonalgüter. 

Wir, der Bräfident und die Beifizer der durd die Bermittlungsurtumnde auf: 


geftellten jshweizerifchen Liquidationscommiflion, beurfunden hiermit: 
Ir 
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Daß wir, in Kraft der erhaltenen Vollmachten und in genauer Bejolgung des ſiebenten Artitels 
bes uns betreffenden Tituls, die uns von den verfdiebenen Kantonen der Schweiz eingefandten Ber: 
zeichniffe über denjenigen Theil ber Güter, welde jedem berjelben wieder eigen- 
thümlich zufallen follen, forgfältig unterfucht und geprüft, dieſe verſchiedenen Verzeichnifie und 
Anſprachen mit einander verglichen, und wir demzufolge, mit Hinficht auf die zur Ausfteurung der 
ehemals fouverainen Städte der Schweiz ſowohl als die zu Tilgung der helvetiſchen Nationalſchulden 
erforberlichen Fonds, feftgejezt haben und erkennen: 

1. Es follen von num am den verjchiebenen Kantonen der Schweiz nachbenamjete Güter ala wahres 
und umbeftreitbares Kantonaleigenthbum mit dem im 2. 8 feſtgeſezten Vorbehalt zufallen und überlaſſen 
werben, nämlich: 


Dem Kanton Appenzell Außer-Rhoden. 


a. Diejenigen noch unveräußerten inländiſchen Zinsjchriften, welche dem Kanton unterm 25. Mai 1803 
von der Liquidationscommilfion zugeftellt wurden. 

b. Alle andern, annoch unveräußerten Stantonalgüter, Liegenſchaften, Salz: und andere Fonds, nebjt 
übrigen Gefällen und Einfünften, weldye dem Kanton Appenzell Außer-Rhoden bei'm Eintritt ber Revo» 
Iution, Anno 1798, eigenthümlich zugehört hatten, mit Ausnahme jedoch feiner Anfprachen an die liegenden 
Gründe, Einkünfte und Gefälle in den vormals mittelbaren Lauben gelegen, welche kraft der Ver— 
mittlungsurtunde mit dem Souveränitätsredyt am andere Kantone als unbejtreitbares Eigenthum 
zugefallen find. 

Kanton Appenzell Inner-Rhoden. 


a. Die noch unveräußerten inländiſchen Zinsichriften, welche dem Kanton unterm 14. Juli 1803 
von der Liauidationscommiflion zugeftellt wurben. 

b. Alle andern, annoch unveräußerten antonalgüter, Liegenſchaften, Salz: und andere Fonds, nebit 
übrigen Gefälfen und Einkünften, welche dem Kanton Appenzell Inner-Rhoben beim Eintritt der Revo: 
lution, Anno 1798, eigenthümlich zugehört hatten, mit Ausnahme jedoch jeiner Anſprachen an die liegenden 
Gründe, Einkünfte und Gefälle in dein vormals mittelbaren Landen gelegen, weldye fraft der Ver— 
mittlungsurfunde mit dem Sonveränitätsreht an andere Kantone als unbeftrittenes Eigenthbum zuge: 
fallen find. 

Kanton WYargaı. 
a. 1) Das Schloß Lenzburg; 
2) das Amt Biberftein; 
3) das Amt Wildenftein; 
4) das Amt Caſtelen; 
5) das Amt Marburg; 
6) das Magazin Aarau; 
7) Salgmagazin, Keller, Landſchreiberei, Kornhaus und Garten in Brugg; 
8) das Stift Zofingen; 
9) das Kloſter Königsfelden, 
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nebit allen mit obbenannten Schlöffern, Amtern, Stiftungen und Klöſtern verbundenen, annoch unveräußerten 
Liegenschaften, Zehnten, Bodenzinjen, Eapitalien und andern Gefällen. 

b. Das Schloß und die Schloßgüter zu Baden, das Bernerhaus und Garten nebft ben dem ehe— 
maligen Landvogteiamt Baden zuftändigen Zehnten, Bobenzinfen und andern vermijchten Gefällen. 

ec. Der jogenannte Hafr)idier- und Straßenfond. 

d. Die auf verfchiebene Gemeinden der Landſchaft Baden gejtellten Todfallausfauf: Zinsbriefe, 

e. Tas bisher von der Regierung bejejjene und rechtlich bewiefene Eigentums: und Beholzungs- 
recht in ben Amtswaldungen zu Yarburg, in ben Gränicherwaldungen und in der Suretwaldung zu Sur. 


#anton Bern. 


a. Alle von der Stadt und Republit Bern beim Eintritt der Revolution, 1798, befefjenen, im 
gegenwärtigen Kanton Bern gelegenen und annoch unveräußert gebliebenen, theils zu allgemeinen, theils 
zu befjondern Zweden beftimmten Güter, Liegenfchaften, Gefälle und Einkünſte, mit Ausnahme jedod) 
derjenigen, welche kraft der Bermittlungsurtunde den Kantonen Yargau und Waadt eigenthümlich zuge 
fallen, und mit der jerneren Ausnahme desjenigen Theiles derjelben, welche durch die Ausſteurungsurkunde 
vom 20. September 1803 der Stadt Bern zu Wiedererrichtung ihres Stadteigenthums fpecial ange: 
wieſen find. 

b. Die annoch unveräußerten inländischen Zinsfchriften. 

e. Die bisher unter der Aufficht der Regierung geftandenen Kirchen, Schul- und mildein) Stiftungen, 

ale: 

I) Der Ehorberrnftiftfond ; 

2) bie Inſel; 

3) das äußere Krankenhaus oder das Sonderfiechenfpital; 

4) bie fogenannte Mushafenftiftung ; m 

5) der Schulſekel, 
init allen ihren Gütern und Einkünften, jedoch mit demjenigen Vorbehalt und den Bedingungen, welche 
in oberwähnter Ausſteurungsurkunde vom 20. September 1803 ausdrüflich vorbehalten find *). 


Kanton Bajel. 


a. Alle von dem ehemaligen Kanton Bafel bejejjenen, theils zu allgemeinen, theils zu befondern 
Zwelen beftimmten und bermalen noch unveräußerten Güter, Liegenschaften, Zinsichriften, Gefälle und 
Einkünfte, mit Ausnahme derjenigen, welche durch die Ausſteurungsurkunde vom 7. October 1803 ber 
Stadtgemeinde Bafel zu Wiebererrichtung ihres Stabteigenthums angewieſen find. 


*) Die Rantone Bern, Aargau und Waadt haben ohne Dazrwiihentunft der ſchweizeriſchen Liquidationscommiſſion über 
die Bertheilung verjhiedener beweglichen Wermögensobjeete der ehemaligen Hepublit Bern, wie tiber einige Laſten berjelben 
durch eine, am 2., 3. und 7, December 1803 ratificirte Convention verfügt, zu deren Vollziehung ſpäter die nachbemeldten 
beſondern Verlommniſſe abgeſchloſſen worben find: 

a. Berklommniß tiber Vertheilung der Waffen, Artillerie und Munition des ehemaligen Kantons Bern, vom 19. Januar 1604 
bh, Theilungstractat des Salzfondes, Baarſchaft und Schuldtitel des ehemaligen Rantons Bern, vom 13. Januar 1804. 
©. Berlommnik wegen Bertheilung der Landiakencorporation und «Fonds, vom 13. Januar 1804. 
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b. Die Univerfität; 
das Stift zu St. Peter ; 
die jogenannten noch unveräußerten und unverpfändeten Schulgüter, 
nebjt übrigen, bisher von der Negierung mittel oder unmittelbar verwalteten Kirchen,, Schul: und 
Armenanftalten, mit Ausnahme derjenigen, welche der Stadt Bafel durch oberwähnte Ausſteurungsurkunde 
abgetreten find. 


Kanton Freiburg. 


a. Ulle von dem ehemaligen Kanton Freiburg bejeifenen, annoch unveräußert gebliebenen, theils zu 
allgemeinen, theils zu bejondern Zweken beftimmten Güter, Liegenichaften, Zinsichriften, Gefälle und 
Einkünfte, mit Ausnahme derjenigen, welche durch Die Ausjtenrungsurfunde vom 8. October 1803 ber 
Stadtgemeinde Freiburg zu Wicdererrichtung ihres Stabteigenthums angewieſen find, und mit Beitätigung 
der in Betreff verichiedener Güter und Gefälle zwiſchen den Kantonen Freiburg und Waadt getroffenen 
übereintunft. 

b. Zwei Drittheile der Brinisholziichen Stiftung. 

ec. Das Amt Murten, nämlich: die demfelben zugebörenden und im Kanton Freiburg gelegenen 
Güter, Liegenſchaften, Einkünfte und Gefälle. 


Kanton Yucern. 


Alle von dem ehemaligen Kanton Lucern bejeflenen, zu allgemeinen und bejondern Zweken beitimmten, 
annoch unveräußerten Güter, Liegenſchaften, Gefälle, Einkünfte umd inländischen Zinsichriften, mit Aus: 
nahme, erjtens: derjenigen diefer Güter, welche durch die zwifchen dem helvetijchen Bollziehungsratb und 
der Gemeinde Yucern den 14. October 1800 getroffene und von der Liquidationscommiffion den 14. Sep: 
tember 1803 bejtätigte Übereinkunft zu Sönderung bes Kantonal- und Gemeindeguts der Stadtgemeinde 
Yucern förmlich abgetreten find und bleiben; und zweitens mit der ferneren Ausnahme jeiner Aniprachen 
an die liegenden Gründe, Einkünfte und Gefälle in den vormals mittelbaren Landen gelegen, melde 
fraft der DVermittlungsurtunde mit dem Souveränitätsreht an andere Kantone eigenthümlich zuge: 
fallen find. 


Ranton Solothurn. 


a. Alle von dem ehemaligen Kanton Solothurn bejeffenen, zu allgemeinen oder bejondern Zweken 
bejtimmten, bisanhin unveräußert gebliebenen Güter, Liegenfchaften, Gefälle und Einkünfte, mit Mus: 
nahme derjenigen, welche durch die Ausfteurungsurfunde vom 7. September 1803 der Stadtgemeinde 
Solothurn zu Wiedererrichtung ihres Stadteigenthums ausdrüflid angewieſen find und bleiben. 

b. Die inländischen unveräußerten Zinsſchriften, worunter namentlich der Schulbtitel auf den ehe— 
maligen Fürſtbiſchof von Baiel begriffen ſein ſoll. 

c. Das Siechen- oder Gutleutenhaus, nebſt allen übrigen Kirchen, Schul: und Armenftiftungen, 
welche nicht bereits durch oberwähnte Ausſteurungsurkunde vom 7. September 1503 der Stadtgemeinde 
Solothurn abgetreten find, 
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Alle annoch unveräußerten Rantonalgüter, Liegenschaften, Salz: und andere Fonds, nebft übrigen 
Gefällen und Einkünften, welche dem Kanton Schwyz beim Eintritt der Nevolution, Anno 1798, eigen- 
thümlich zugehört hatten, mit Ausnahme jedody feiner Anſprachen an die liegenden Gründe, Einkünfte 
und Gefälle in den vormald mittelbaren Landen gelegen, welche kraft der Vermittlungsurkunde mit 
dem Souveränitätsrecht an andere Kantone als unbeitreitbares Eigenthum zugefallen find. 


Kanton Unterwalben ob dem Walb. 


Ale annoch unveräußerten KRantonalgüter, Liegenichaften, Salz. und andere Fonds, nebit übrigen 
Gefällen und Einkünften, welche dem Kanton Unterwalden ob dem Wald beim Eintritt der Revolution, 
Anno 1798, eigenthümlich zugehört hatten, mit Ausnahme jedoch feiner Anſprachen an die liegenden 
Sründe, Einkünfte und Gefälle in den vormals mittelbaren Landen gelegen, welche kraft der Vermittlungs: 
urfunde mit dem Souveränitätsrecht an andere Kantone als unbeitreitbares Eigenthum zugefallen find. 


Kanton Unterwalden nid dem Walt. 


Alle annoch unveräußerten Kantonalgüter, Liegenſchaften, Salz» und andere fonds, nebjt übrigen 
Sefällen und Einkünften, melde dem Kanton Unterwalden nid dem Wald beim Eintritt der Revolution, 
Anno 1798, eigenthümlic; zugehört hatten, mit Ausnahme jedoch feiner Auſprachen an die liegenden 
Gründe, Einkünfte und Gefälle in den vormals mittelbaren Landen gelegen, welde kraft der Ber- 
mittlungsurkunde mit dem Souveränitätsrecbt an andere Kantone als unbejtreitbares Eigenthum zuge: 
fallen find, 


Canton de Vaud. 


Tous les biens tant meubles qu’immeubles, rentes et revenus provenans de l'ancien Etat de 
Berne situses dans les limites actuelles da canton de Vaud, y compris les salines de Bex et le 
surplus des creances sur l’intörieur qui non pas été aliendes. De mäme ceux provenans de l’ancien 
canton de Fribourg qui, en suite d’arrangemens passes entre les deux cantons et ratifies par 
eux, sont passes en propriete au canton de Vaud, 


Kanton Zug. 


Alle annoch nnveräußerten Kantonalgüter, Liegenschaften, Salz: und andere Fonds, nebft übrigen 
Gefällen und Einkünften, welche dem Kanton Zug beim Eintritt der Revolution, Anno 1798, eigenthümlich 
zugehört hatten, mit Ausnahme jedoch feiner Anſprachen an die liegenden Gründe, Einkünfte und Gefälle 
in den vormals mittelbaren Landen gelegen, welche Fraft der VBermittlungsurkunde mit dem Souve— 
ränitätsrecht an andere Kantone als unbeftreitbares Eigenthum zugefallen, und mit der ferneren Aus 
nahme besjenigen Theils derjelben, welche durch bie Ausiteurungsurfunde vom 9. März 1304 der Stabt 
Zug zu Wiedererrichtung ihres Stabteigenthums ſpecial angewiefen find. 
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a, Die von dem ehemaligen Stand Zürich beiefjenen, zu allgemeinen oder bejondern Zwelen 
beftimmten, unveräußert gebliebenen Güter, Liegenjchaften, inländiſchen Zinsſchriften und Gapitalien, 
Sefälle und Einkünfte, mit Ausnahme derjenigen, welche fraft der Ausiteurungsurkunde vom 1. September 
1803 der Stadtgemeinde Zurich zu Wiedererrichtung ihres Stadteigenthums angewieſen find und bleiben. 


b. An bejondern Anstalten und Fonds: 
1) Der Leben: und Forjtfond ; 
2) ber Zuchthaus: und der Patronillenfond ; 
3) der Landichulmeijterfond, ftatt dem, jo der Stadt Zürich laut Ausjteurungsacte übergeben 
worden ; 
4) der kaufmännische odır Diveetorialfond, mit Vorbehalt der wegen Verwaltung diejes Fonds 
von der Nantonsregierung zu treffenden Verfügung. 


c. An Kirchen, Schul- und milden Stiftungen: 
1) Das Stift der Chorherren; 
2) bie Runftichule; 
3) das Almofenamt ; 
4) der Spital; 
5) das Pfleghaus zur Spannweid. 
Diefe ſämmtlichen Stiftungen mit allen ihren Redjten, Gütern und Einkünften, jedoch unter dem: 
jenigen Vorbehalt und den Bedingungen, weldye in oberwähnter Ausſteurungsurkunde vom I. September 
1803 ausdrüflich enthalten find. 


d. An Gütern und Gefällen, welche außer dem Kanton Zürich gelegen: 


(Im Kanton Thurgau gelegen): 
1) Die ehemaligeln] Herrichaftien] Weinfelden; 


2) . 2 " Pin; 

3) * u . Wellenberg ; 
4) u „ " Neuforn; 

5) “ " Steinegg. 


Dieje ehemaligen Herrichaften mit ihren ſämmtlichen Liegenichaften, Gapitalien, Zehnten und Grund- 
zinsgefällen. B 
(Im Kanton Schaffhaufen gelegen): 

6) Die Liegenſchaften, Gapitalien und Gefälle des chemaligen Amts Stein, mit Vorbehalt der 
mit dem Kanton Scaffhaufen diesfalls zu treffenden Übereinkunft. 
(ym Kanton St. Gallen gelegen): 
7) Das Austaufscapital der laut getroffener Übereinkunft dem Kanton St. Gallen abgetretenen 
Herrſchaft Hobenfar und Forftegg. 


> 
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Canton du Tessin. 

a. La maison de ville ä Locarno. 

b. Les trois chäteaux avec les biens et fonds y attachös, situ6s dans le distriet de Bellin- 
zone, et possedes ci-devant en commun par les cantons d’Ury, Schwyz et Unterwalden en vertu 
de leur droit de souverainet£. 

e. Tout autre droit ou revenu, non aboli par l’acte de mediation, dont les Cantons ont joui 
comme souverains dans ce Canton. 


Kanton Thurgau. 


a. Ein auf das Kloſter Paradies haftendes Capital von L. 27,636, 3 Bz., 6 Rp., ſage fieben und 
zwanzigtauſend fechshundert dreißig und ſechs Schmweizerfranfen, drei Bazen und ſechs Rappen, von bem 
Auskauf des Todtenfalls herrührend, jo von jämmtlichen ehemals löblichen acht alten Kantonen obge- 
nanntem Kloſter angeliehen worden. 

b. Alle andern Gefälle und Einkünfte, die ehemals die löblichen adyt alten Kantone in diefem Kanton 
ale Souveräne genofien, und durch die Vermittlungsurtunde nicht abgeichafft find. 


Kanton Uri. 


a. Das in dem Bezirk Yeventine, Kanton Teſſin, gelegene Zollhaus nebjt dazu gehörenden Gütern 
und Stallungen, laut Beichluß der Liquidationscommilfion vom 26, Juli 1804. 

b. Alle andern annoch unveränßerten Rantonalgüter, Liegenſchaften, Salz: und andern Fonds, nebft 
übrigen Gejällen und Einkünften, welche dem Kanten Uri beim Eintritt der Revolution, Anno 1798, 
eigenthümlich zugehört hatten, mit Ausnahme jedoch feiner Anſprachen an die liegenden Gründe, Ein: 
fünfte und Gefälle in den vormals mittelbaren Landen gelegen, welche fraft der Bermittlungsurkunde 
mit dem Souveränitätsrecht an andere Kantone als unbejtreitbaves Einenthum zugefallen find. 


Kanton Glarus. 


a An Liegenichaften: die Bürglen, das Rathhaus, die Ankenwaag, die Ziegelbrüt. 

b. Die annoch unveräußerten inländiſchen Zinsjchriften. 

€. Alle diejenigen von der Graffchaft Werdenberg und von Wartau herrührenden Güter, Eapitalien, 
Gülten, Zehnten, Grund: und Erblehenzinfe, nebſt andern Gefällen, weldye bem löblichen Stand Glarus 
durch den Beſchluß der Liquidationscommijfion vom 14, Ehriftmonat 1804 mit dem darin fejtgejezten 
Vorbehalt eigenthümlich zugefichert find und bleiben, 


Ranton St. Ballen. 


a. Die anno unveräußerten landvögtlihen Gebäude und Güter im Rheinthal, nebft den dem 
Landvogteiamt zuftändigen Zehnten und Grundzinsgefällen. 

b. Das Zeughaus, das Zollhaus, das Scharfrichterhaus und ber Salzjtadel, ſämmilich in ber 
Stadtgemeinde St. Gallen gelegen. 

c. Die freiherrlihen Güter, Capitalien, Zehnten und Grundzinsgefälle von Hohenfar und Forſtegg, 
kraft der mit dem löblichen Stand Zürich diesfalls getroffenen Übereinkunft. 
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d. Alle diejenigen von der Grafſchaft Werdenberg und von Wartau herrührenden hobeitlichen Mechte 
und Gefälle, welche dem löblichen Stand St. Ballen durch den Beichluß der Liquidationscommiſſion 
vom 14. December 1804 eigenthümlich zugefichert find umd bleiben. 

e. Die der Herrihaft Sargans zuitändigen Güter, Capitalien und Grunbzinsgefälle. 

f. Der jogenannte Toggenburger Landſekel. 


Kanton Schaffhausen. 


Alle von dem chemaligen Kanton Schaffhaufen befejjenen, zu allgemeinen ober bejondern Zwelen 
beftimmten, bis anhin unveräußert gebliebenen Güter, Liegenichaften, inländischen Zinsichriften, Gefälle 
und Einkünfte, mit Ausnahme derjenigen, weldye durch die Ausjtenrungsurkunde vom 4. Juli 1804 der 
Stadtgemeinde Schaffhaufen zu Wiedererricdtung ihres Stabteigenthums ausdrüklich angewieſen find 
und bleiben. 

2. Die Überlajfung obbenannter Güter gefchieht indeffen einzig unter dem Haren und bejtimmten 
Vorbehalt: 

Daß, infofern die zu Tilgung der helvetiſchen Nationaljchuld bejtimmten Schuldtitel auf das Aus- 
land nicht hinreichen würden, auf diefen Fall bin und nad Inhalt des in der Vermittlungsurkunde 
in Bezug auf die Schuldenliquidation enthaltenen Titels $ 5 und nach dem darin feſtgeſezten Mapitab 
der überſchuß jener Schulden auf die verſchiedenen Kantone der Schweiz verhältnißmäßig angereieien 
werden Tolle, 

3. Gegenmwärtige vechtskräftige Urkunde ſoll doppelt ausgejertiget, die eine Seiner Excellenz dem 
Herrn Landammann der Schweiz, die zweite den hohen Regierungen der verjchiebenen Kantone ber 
Schweiz mit unferm Siegel und unjern Unterjchriften verſehen, zugejtellt werben. 

Gegeben in Freiburg in üchtland, für die Kantone Appenzell Außer: und Junerrhoden, Aargau, 
Bern, Bafel, Freiburg, Lucern, Solothurn, Schwyz, Unterwalben ob und nid dem Wald, Waadt, Zug 
und Zürich den 15. Juni; für die Kantone Thurgau, Teſſin und Uri aber den 28. Juli ; und endlich 
für die Stantone Glarus, St. Gallen und Schaffhaufen den 15. Ehrijtmonat, alles im Achtzehnhundert 
und vierten Jahr nach Chriſti Geburt. 


Bon der Shmweizerifhen Liguidationscommiſſion, 
Der Präfident: 
3 N. Sulzer. 
Die Beifizer berjelben: 
(L. 8.) Nämy. 
Lorenz Mayr. 
Stapfer. 
Crud. 
Im Namen derſelben: 
Albert Fegeli, Serretär, 
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3°. 


Endbeſchluß der ſchweizeriſchen Liquidationscommiſſion, betreffend 
die Feſtſezung und Liquidation der helvetiſchen Nationalſchuld, 
vom 1. November 1804. 


Wir, der Bräfident und die Beifizer der durch die VBermittlungsurfunde auf- 
geftellten fhmweizerifhen Liquidationscommijfion, erflären hiemit öffentlich) und beurkunden 
feierlich, jowohl zu Handen Seiner Ercellenz bes Herrn Yandammanns der Schweiz, 
als auch zu Handen der hohen Regierungen der XIX eidgenöfftichen Kantone und aller anerfannten 
Staatsgläubiger : 


I. 


Daß mir in gewilfenhafter Befolgung der durch die Vermittlungsurkunde uns vorgefchriebenen 
Pflichten, und nach vollendeter Ausftenrung der dazu befugten Städte, jorwie nach Abzug einiger geleifteten 
außerorbentlihen Zahlungen die gefammte annoch zu tilgende helvetiiche Nationalichuld auf die Summe 
von 3,757,031 Fr. 3 Bz. 7 Rp., ſage: Drei Millionen ficbenhundert und fieben und fünfzig taufend 
einunddreißig Schweizerfranten, drei Bazen, jieben Rappen feftgefezt haben, und zwar: 

Nah den Kantonal- und Nadhtragstabellen, welche den 25. Mai und 29. Herbitinonat 


1504 abgeſchloſſen und ſowie die Guticheine für * einzelnen Gläubiger bei den Kantonsregierungen 
niedergelegt ſind, für: 


Außerrhoden, Nach der Tabelle vom 25. Mai . 2.2... 34,080 | l 

Innerrhoden,  „ ä De a 8,715 77 

ehemal. Rt. Aargau — 286. 129,879 | 
* m Baden 4 25. 149,308 


Appenzelt| 


Yargan. | | 
279,188 | 718 


Basel | f r 25. 215,341 


6,095 | 
- 221,437 | 19 
ehemaliger Kanton Bern — 25. i 340,176 | 
Ben] — — 29. 3 9,239 — 
ehemaliger Kanton Oberland u u f 25. i 108, 975 
_ -] 458,991 
ß . auı, 543 
reiburg. | a 
3 3 \ 9. Sept. 64,264 
275,807 4 8 





Übertrag | 1,278,220 6:5 





Slarus. 
Graubünden. 


Lucern . 


Schaffbanfen 


Schwyz. 
Solothurn 
St. Ballen 


Teifin . 4 


Thurgau 


Untermaibe! 


Uri 
Waadt 


Zug 
Zürich 


Wallis. 


» . Rauis 


nid d. Walb 


ob d. Wald 


ehem. ft. Bellenz | 
| 


—8 Re. 


Übertrag | 1,278,220 
Nach der Tabelle vom 25. Mai ar neh ve are 60,555 
23.5. .... 1,309 
25. Mai 267,345 1 6 | 
29. Sept. 900 — — 
268,245 
107,414 — 6 


6,259 — — 
- 113,673 


60,365 
145,220 
RE — — — 234,557 
113,693 
32,627 
146,321 
— — 240,421 
29,719 
1,271 


22,718 
53,709 
I 37,443 
501,809 
1,460 
503,269 
— 73,569 
412,618 4 
96,866 


30,000 — 


Summa Fr. | 3,757,031 
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II. 


Haben wir nad) forgfältiger Prüfung und Erbaurung ber unterzeichneten Verträge und aller darauf 
Bezug habenden Unterhandlungen, Schriften und Beſchlüſſe entſchieden und erkennt: 

A. Von den englischen Fonds bes ehemaligen Standes Bern jeien dem Herrn St. Didier von 
Paris durch die helvetifche Regierung veräußert, abgetreten, und ber übereingefommene Betrag voll- 
ftändig bezogen worden 

34,000 Pfund Sterlin Bank Stofs, nebft den Dividenden zu 6 °/, berechnet, und die vom 25. März 

1798 an für den Herrn St. Didier laufen und ihm angehören follen ; 

66,000 Pfund Sterlin in alten Annuitäten der Südfee-Eompagnie, nebſt deren Zinſen zu 3%, bie 

ebenfalls vom 25. März 1798 an für ben Käufer laufen, und ihm anheim fallen müſſen. 

B. Da es aber, aller Bemühungen und Schritte ungeachtet, weder ber helvetiichen Regierung, noch 
der Liquibationscommifjion, noch Herrn St. Didier jelbft gelungen it, oberwähnte Summen auf den 
leztern überzutvagen, und fich beide Governors, fowohl der engliichen Banf als der Südjee-Compagnie, 
bis anhin geweigert haben, die helvetifche Negierung, oder die Liquidationscommiffion, oder den Herrn 
St. Didier für ihre Gläubiger zu erkennen und als ſolche auf ihre Bücher einzutragen; da mithin 
Herr St. Didier für feine zwifchen October 1801 und März 1802 ausbezahlten beträchtlihen Summen 
noch gar nichts bezogen hat, jo folle bie fchweizerifche Nation, oder wer an deren Stelle unterhandeln 
wird, pflichtig und gebunden fein, theils die angeführten 34,000 Pfund Sterlin Bank Stofs und 
66,000 Pfund Sterlin alter Südfee-Annuitäten, nebft deren laufenden Dividenden und Zinfen vom 
25. März 1798 an gerechnet, für ein heiliges Eigenthum bes Herrn St. Didier zu erflären, theils durch 
diplomatifche und andere Schritte unabläffig dafür zu forgen, daß die gefammte neue Eidgenofjenichaft 
als rechtmäßige Befizerin aller den ehemaligen Ständen Bern und Zürich zugehörten englifchen Fonds 
aufgeitellt werbe, damit fie dann an Herrn St. Didier einen gültigen Transfert abliefern könne, als wozu 
fie hiemit und nad) dem Buchitaben der Vermittlungsurfunde öffentlich und feierlich verpflichtet wird. 


NB. (Vide in Betreff der vüfftändigen Zinfen und Dividenden von obigen Fonds die in der General- 
rechnung ber Liquibationscommiffion enthaltene Anmerkung.) 


III. 


Haben mir, zufolge der Natur der Sache und im Gemäßheit des Buchſtabens und bes Geiſtes 
der Vermittlungsurfunde, auf Abichlag der anerfannten und annoch ungetilgten Nationalfchulb von 
3,757,031 Fr. 3 Bz. 7 Mp. die nachbenannten wirklich liquiden Hiülfsquellen aufgefunden, und ale 
joldye den Staatsgläubigern an Zahlung angewieſen, nämlich : 
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A. An rüftändigen Abgaben aller Art, an bezogenen Zinfen, Rükerſtattung von Katajter- 
köſten und anberen den betreffenden Rantonsregierungen überlaffenen Gegenftänden u. j. w., als: 
ben Kantonen 















































Außerrhoden . 14,990 
Appenzell] Innerrhoden 3,914 —— 
Aargau mit Baden 58,366 8 5 
Baſel. 28,144 — 6 
Bern mit Oberland 65,180 74 
Freiburg. 21,565 2 6 
Glarus 7026 4.9 
Lucern . 31,099 4 2 
Skhaffbauien . 119 5 1 
Schwyz 45% 811 
Solothurn 15,358 6 5 
St. Ballen 14,037 2 _ 
Teſſin 13,002 9 5 
Thurgau . ; i . r . 14,789 7 6 
Unterwalden (ob und nid dem Wald) 3064 5 — 
Uri 3,259 — 7 
Waadt 14,333 | — 8! 
Zug 4,654 |4: 8} 
Zürich 23,617 ,3 7 

Fr. | 108,190 7 5 





B. An einzelnen Schuldnern gegen die helvetifche Negierung, jo 
noch unbezablt: 
1) Die Bergwertsabminiftration, laut Rechnung vom 5. Mai #. 2. Rn 

1804 . . ; R . ’ F . 2 . 18,624 9 4 
2) Die Salzadminiftration, laut Rednung . r . . 1114335 4 6 
3) Gebrüder Zeltner von Solothurn, Saldo ihrer Münz— 








rechnung in Rappen , . . . 6,410 — — 
4) Müngmeifter Übelin von Baſel, Saldo feiner Münz: 

rechnung } 5 : ; ; ö i : 1,728 2 5 
5) Wolf Dreyfuß und Söhne von Baden, laut Abrechnung 

vom Juni 1804 . 5 ; : . : ; :1 2998 — — 


Übertrag | 171,026 6 5| 408,190 7 5 
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| DT 
Übertrag | 171,026 |6.5| 408,120 75 
6) Alt-Bezirksitatthalter Thomafjet | 489 6% 
* vom Kanton Waadt . | 
7) Alt-Minifter Begoz —— 1,684 | 
8) Alt-Obereinnehmer Koch 1,904 
9) Profeſſor Tralles | vom Kanton Bern . 5 1,000 


10) Alt-Legationsrath Lentulus 800 — 
— — — 176,9050 513 


C. An inländiſchen Zinsſchriften für Gelder, welche ſeit der Revolution 
die helvetiſche Regierung angeliehen worden: 


1) Melchior Stacheli 
2) Melchior Oberholzer 
3) Joſeph Blättler 

4) Joſ. Ludw. Oberma vom’ Kanton Unterwalden 

5) ac. und Joſ. Kanfer ; 

6) Alois Mooſer, Inſtrumentenmacher von Freiburg . 


vom Kanton St. Gallen 


16,701 5 — 


. Un Schuldtiteln auf das Ausland {aufer benjenigen, welche in ber General: 
rechnung ber Liquidationscommiffion enthalten find): 

Auf den Kanton Schaffhaufen für den Betrag feiner auswärtigen Schuld- 

titel, welche demjelben von der Liquidationscommiffion gegen Verfchreibungen 


überlafjen wurden um 70,000 | — — 


Bufammen Fr. | 671,727 7 8 





IV. 


Haben wir feſtgeſezt und beſchloſſen: Da die im III. Abſchnitt verzeichneten Hilfsquellen von 
671,727 Fr. 7 Bz. 8 Rp. laut Abrechnung mit den Kantonen, und laut andern Titeln, die den Kantonen 
einzuhändigen, als vorhandenes und difponibles helvetiiches Vermögen anzuſehen find, fo follen binnen 
drei Monaten, von Ausfertigung diefer Urkunde an gerechnet, jedem Staatsgläubiger fiebenzehn vom 
Hundert feiner anerkannten Anforderungen ausbezahlt und entrichtet werden, und zwar nach ben in ben 
Händen der Regierungen liegenden Kantonal- und Nachtragstabellen (laut I. Abſchnitt): 
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Appenzell Außerrhoden, an feine anertannten Staatsgläubiger die Summe von 5,793 6 | 3 


Appenzell Annerrhoben, em 2:00 1,481 618 
Marge . : u m KR m nee > 
Balel . : z F Fr ; ; . t F ; j . ; 37,644 5 2 
Bern . . 3 eo ; ; ; : ; .| 78038 |5 1 
BTEIBRIG =. Se ee are ee ARE 217 
7 an. 0 an ee ee 
Graubünden . ’ - —— Fr : u — de 222 611 
Lucern. ei : i : ; ; ; i . | 45,601 6 8 
Schaffhauſen . i — . | 19,324 '4 2 
Schwyz — .10262 21 
Solothunnnn. 124,687 4 8 
St. Gallenn. 4123898,8714 8 — 
J te | 8 
Thurgau . ‚ : 2 : 5 : j 3 ; ; . . | 40,871 1 
Unterwalben . 5 A i : i j . ; . . . 9,130 517 
Uri i . r . " h j i S . R B j . 6,365 4 2 
Mrabiı. u a IR ee ee et AT 
Zug . : . R . F ’ 2 h -| 12,506 7 s 
Zärih. 4188612 819 
Die Republit Wallis a u... a2. 75 


Zufammen Fr. | 638,695 3:3 


V. 


Haben wir feſtgeſezt und verordnet: Zu Tilgung und Entrichtung der vorſtehenden ſiebenzehn vom 
Hundert für jede anerkannte Anforderung der Kantonal- und Nachtragstabellen ſollen die hohen Kantons 
regierungen die erforderlichen Summen auf nachftehende Art und zufolge nachftehenden Anweiſungen 
beziehen und binnen drei Monaten von heute an unter die in ihren Kantons: und Nachtragstabellen 
verzeichneten Staatsgläubiger vertheilen, damit feiner berjelben zu kurz komme, und feiner vor ben 
übrigen aus begünftigt werde, jo zwar, daß angewieſen feien : 


— 


Appenzell Auferrhoben, 
auf feine rükjtändigen Abgaben, fir 
Appenzell Innerrhoden, 
auf jeine rüfftändigen Abgaben, für 
| Margau, 
a. auf feine rükſtändigen Abgaben 
b. auf die Schuld von Wolf Dreyfuß und Söhne 
Baſel, 
a. auf ſeine rükſtändigen Abgaben 
b. auf den Münzdirector Übelin . 
e, auf den Rükſtand des Kantons Yargan 
Bern, 
a. auf fein Abgabenrüfftand 
b. auf die Schuld von Wolf Dreifuß * Sohne 


auf drei Particularen des Kantons *) 
Freiburg, 
n. auf fein Abgabenrüfftand . 
b, auf einen Particular des Kantons **) 
' c. auf die Salzcafja von Bern 
ı Glarus, 
a. auf fein Abgabenrüfftand 
b. auf Appenzell Innerrhoden 
e. auf Schaffhauſen 
Graubünden, 
auf die Salzcafja von Lucern 
| Lucern, 
a. auf ſein Abgabenrükſtand. 
b. auf die Salzcafja von Lucern. 
Schaffhauſen, 
a. auf fein Abgabenrütftand. 
b. auf den Betrag feiner auswärtigen S Schuldtitel. 
Schwyz, 
a. auf fein Abgabenrükſtand. 
b. auf die Salzeafja von Lucern . 


*,u. **) Siehe hievor ©. 757. 


. | 36,677 
. 1 10,784 15,9 


| 
28,144 | — 6 
1,728 2 5 


— — — 


—— 
9,1458 41 
1,904 36 


21,565 26 


24,472 — 1 


7,026 4.9 
2,432 |3: 2 


ge. By. Ap 
31,099 | 4 
14,502 2 


7,1195 
12,204 9 


4,596 | 8 


Übertrag 303,002 
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dt. 2 Rp. 


5,193 | 6 | 3 
i 


1,481 | 6 8 


47,462 | — 9 


37,644 3 2 


45,601 | 6 


10,262 
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a. nm 
Übertrag | 303,002 | 8 


Solothurn, m”. um 
a. auf fein Abgabenrüfjtand . ; ‚ . . i .115,358|6 5 
b. auf bie Gebrüder Zeltner j . : j 1 64101 — — 
e. auf den Rüfftand bes Kantons Aargau 
St. Gallen, 24,687 
a. auf fein Abgabenrütitand , ; . 
> auf ben Rüfftand von Appenzell Außerrhoden 


A. — auf zwei Partieularen des Kantons*) . 


e. auf Schaffhaufen 
Teffin, | 
a. auf jein Abgabenrütitand . j . ; ; i . | 13,002 | 
b. auf Schaffhaufen . ; . : . . . .| 6,603 
c. auf die Salzcafja von Bern . { } j | 5,268 | 
Thurgau, : 
a. auf fein Abgabenrüfftand 2 . } . . . 1 14,789 | 
b. auf Schaffhauſen . . 426,081 
Unterwalden ob und nid dem Wald, | 
a. auf fein Abgabenrüfftand. ; ‚ i R . | 3,064 | 
b. auf Schaffhaufen . x j . : A . . 1 6,066 | 
Uri, - 2 
a. auf fein Abgabenrüfftand . i : ‚ j ‚ . | 3,259 | 
b. auf die Salzcaffa von Lucern . : E . 2 13, 106 | '3 
Waadt, 
a. auf fein Abgabenrükſtand. ; ’ i i ; . | 74,333 | 
N 489 
c. 1,684 
d. auf die Salzcafja von Lucern . . B i . |] 9,048 |2| 
| Bug, * 
a. auf ſein Abgabenrütftand. i . i ’ ; 1 4,654 


auf zwei Particnlaren des Kantons **). . ; : | 


) 


4 

b. auf bie Salzcaffa von Zucern . . j i ‚ .| 7,8523 
| Zürid, —— 

a. auf fein Abgabenrükſtand i ; : : A . 1 23,617 | 3 
5 





. auf Wolf Dreyfuß und Söhne . i i j . | 10,000 | 
. auf den Rükſtand des Kantons Yargau . : "1 10,998 | 
. auf die Bergwerfsabminiftration . , ; . .] 18,624 9 
‚auf Schaffbaufen . : ; . , . 3 1 2,4191 
. auf die Salzcaffa von Bern . ; 2 A : . | 20,952 6 7 
i Republif Wallis, — — 86,612 5 9 
anf die Salzcafja von Luen.. 4443412 7/5 


*) u. **) Siehe hievor S. 757. Bufammen Fr. 638,695 3 3 
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VI. 


Da nah Entrichtung der obbeſtimmten 17%, an bie Anforderungen jedes einzelnen Staats- 
gläubigers die Salzcaffen von Bern und Lucern ber Nation annoch die Summe von 18,032 Fr. 4 Ba. 
5 Np. heraus zu bezahlen haben, und außerdem noch drei Schuldtitel auf PBarticularen des Kantons 
Unterwalden von zujammen 15,000 Fr., über welche nicht verfügt iſt, übrig bleiben, jo haben wir 
beichlofien und verordnet: Die Anweijungen auf ermähnte Summen der drei Schuldtitel von 15,000 Fr. 
nebjt dem Caſſenſaldo der Liquidationscommiffion jollen bei Seiner Ercellenz; dem Herrn Land— 
ammann der Schweiz niedergelegt bleiben und für einftweilen zur Sicherheit dienen, da, wenn 
unter den im III. Abichnitt litt. B und C verzeichneten Schuldnern der helvetiichen Republit, die daſelbſt 
als liquid angenommen find, einige Irrthümer oder Non-Valeurs ſich vorfänden, ſolche durch oberwähnte 
Summen gebeft und vergütet werden, mithin die hohen Regierungen der betreffenden Kantone der Ver: 
pflichtung zur Zahlung der 17°, an ihre Kantons: Staatsglänbiger ein volles Genüge leiten können. 

VII. 

Weil bei dieſer Maßregel, von heute an in drei Monaten, die ganze anerkannte und unbezahlte 
Nationalſchuld ſich nur noch auf 3,118,336 Fr. 4 Rp., ſage: Drei Millionen ein hundert und achtzehn 
taufend brei hundert ſechs und dreißig Scweizerfranfen vier Rappen, belaufen wird, und auch dieſe 
nach der Vorschrift der Vermittlungsurfunde entweder bezahlt, oder auf einen Fond angewieſen, oder 
hnpothetirt werben muß, jo haben wir fejtgeiezt und verordnet: 

A. Die volle Bezahlung diefer annoch ungetilgten Nationalichuld jolle nicht eher gefordert werben 
fünnen, als drei Monate nach dem Frieden zwilchen Frankreich und England, und audy dann nur, 
wenn Seine Ercellenz der Herr Landammann die Anerkennung der neuen Bundesgenofjenschaft 
der Schweiz durch Großbritannien bereirten und jomit über die der Nation anheim gefallenen engliſchen 
Fonds jchalten und walten fann. 

B. Eine theilweife Zahlung hingegen ſoll jtattfinden, jobald durch diplomatifche und andere 
Bemühungen, oder durch Negotiation, die Anforderungen in England, jowie die übrigen nachjtchend 
unter Litt. D verzeichneten Anforderungen auf das Ausland anerkannt, und entweder ganz oder zum 
Theil eingelöst oder verfilbert worden jind. 

C. Inzwiſchen joll vom 1. Juni 1804 am jedem Gläubiger für feine anerkannte Anforderung 
jährlich ein Zins zu 4%, gutgeichrieben und ihm deifen Betrag bei der gänzlichen Abrechnung vergütet 
und bezahlt werden; jebod jo, daß die ihm laut IV. Abſchnitt bezahlten 17 %, dem Kapital abzufchreiben, 
und die Zinfe nur vom Saldo nachzutragen find. 

D. Zur Sicherheit und Hupothet für Capital und Zinſe jollen den Staatsgläubigern dienen und 
bei Seiner Ercellenz; bem Herrn Landammann der Schweiz zu Handen der hoben Regie— 
rungen und ber betreffenden anertannten Staatsglänbiger hinterlegt werden: 

I) Die Schriften, Titel und Transfert für die vom ehemaligen Stand Bern herrührenden noch übrigen 

Pfund Sterl. 48,383 6 8 alter Südſee⸗Annuitäten. 
z „99,078 — — neuer Siübdfee-Annuitäten. 
* „75,499 10 2 Bank ⸗Annuitäten. 
Pf. St. 222,960 16 10 zuſammen. 
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2) Die Schriften, Titel und Transjert für die vom ehemaligen Stand Zürich herrührenden Pfund 


3 


+ 


6 


7 


R 


) 


— 


— 


— 


Sterl. 53,500 — — Sübfee-Annuitäten. 

Die Zinſe von vorbenamten vom ehemaligen Stand Bern herrührenden engliſchen Fonds, und 
zwar vom März 1798 bis Juni 1804, die nach der Erkllärung des Hauſes ©. J. Van Ned 
und Eomp. in London theils in jeinen Händen liegen, theil® von ber Banf und Sübiee-Com- 
pagnie zurüfbehalten worden; macht von Pfund Sterl. 222,960, 16. 10 zu 3%, für 6 Jahre 
(außer den Zinfen bis zur Berfilberung) die Summe von Pfund Sterl. 40,132. 8. — 

Die Zinfe von den vom Stand Zürich herrührenden Pfund Sterlin 53,500 — — vom März 
1798 bis Juni 1804 zu 3%, für 6 Jahre {außer den Zinſen bis zur Berfilberung ) bie 
Summe von Pfund Sterl. 9630, — — 

Zwei Schulbtitel zu Guniten des ehemaligen Standes Bern auf Earl II., Pfalzgraf vom Abein, 
Herzog von Bayern, Yülich, Eleve[n] ꝛc. 

von fl. 400,000 — in einer Obligation vom 25. Auguft 1777. 

„u 250,000 — in einer Obligation vom 30. Mai 1778. 


fl. 650,000 —, Louid'or zu fl. 10 macht Schweizerwährung Fr. 1,040,000. — 


Ferners: 


Rülſtändige Zinſe von obigem Capital vom 25. Februar 1790 bis dahin 1804, macht 14 Zinſe 
zu 4%, Scmweizerwährung . ; i P i i . Fr. 582,400. — 
Ein Sculdtitel zu Gunften des — Standes Bern auf Ludwig, Fürſt von Naſſau, Graf 
von Saarbrüden und Saarwerber, Herr von Lahr ꝛc. annoch von fl. 85,000, Lonid’or A fl. 11 — 
in einer urſprünglich haltenden Obligation von fl. 200,000 — vom 1. December 1770, welche 
zu fl. 11 gegen 16 Schweizerfranfen gerechnet, betragen Fr. 123,636. 3. — 


Ferners: 
Nüfftändige Zinfe von obigem rejtierendem Capital vom 1. Juni 1792 an bis 1804 madıt 
12 Bine zu 4, %, Fr. 66,763. 6. — 
Zwei Participationsicheine vom faiferlich-föniglichen Anlehen in Wien herrührend, zu Gunſten 
bes ehemaligen Standes Zürich von 
fl. 25,000 mit Nr. 16 bezeichnet, vom 26. März 1789. 





” 25,000 " 13 17 " 77 26. " 1789, 

fl. 50, 000, Louisd'or à 10 fl. macht Schweizerwährung i i . . fr. 80,000 
nebft den rüfftändigen Zinfen vom 31. December 1798 bis 31. December 1800 

macht für 2 Jahre a A, m m 7,200 


Zwei Schuldtitel auf die Reichsſtadt Nürnberg, zu —— des — Standes Bern, von 
12,500 Conventionsthaler in einer Obligation vom 1. November 1776. 
12,500 “ in einer Obligation vom 15. November 1776. 


25,000 Eonventionsthaler nebſt ben rükſtändigen Zinfen. 
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9 Fünf Schuldtitel auf die Stadt Lindau zu Gunften des ehemaligen Standes Zürich, von 
4000 Speciesthaler vom 31. December 1693, die Zinfe zu 5 9. 
2000 ä vom 31. Juni 1703, die Zinfe zu 3 %,,. 
4000 a vom 31. December 1702, die Zinfe zu 3'/, %,. 

(NB, Hiervon gehörten 2000 Speeiesthaler dem ehemaligen Stand Bern.) 
‚fl. 4000, ber Federthaler zu 2 fl. 6 b3. von 30. November 1741, bie Zinſe zu 31/ 9%. 
fl. 6000, ber Federthaler zu 2 fl. 6 bz. vom 30. März 1745, Zinſe zu 3'/, %,. 

Die Zinfe rüfftändig vom 31. December 1799 an. 

Eine Obligation auf Herrn von Kraft, von Stockach, zu Gunften des ehemaligen Standes Zürich, 
vom 14. Juni 1795, von 200 Garolins, nebit rüfftändigen Zinſen von 1795 an. 
Enblidy die vom Jahre 1804 an laufenden Zinfen aller obigen unter Ar. 1 bis 10 verzeichneten 
Schuldſchriften. 


10) 


11 


— 


VIII. 


Finden wir, daß zwar mit den Staatsgläubigern zu wünſchen geweſen wäre, die Verſilberung der 
im vorgehenden Abſchnitt ſpecificirten Schuldtitel hätte ſogleich ſtattfinden und deren Vertheilung 
unmittelbar geſchehen können; allein da in England die beiden Governors, der Bank ſowohl als der 
Südjeecompagnie, und das Haus Ban Ned und Comp. in London die Schuld zwar anerkennen, aber 
durdy einen Spruch des Lordkanzlers bevollmächtiget jein wollen, um die engliichen Fonds und Intereſſen 
nicht den alten Eigenthümern, fondern den neuen Anfprechern ohne Gefahr auszahlen zu dürfen; da 
diefer Spruch höchft wahricheinlich nur unter dem Beding, daß die nene Eidgenoffenichaft durch England 
als Staat anerfennt jeie, günftig ausfallen kann; da bie Unterhandlungen zu diefer Anerkennung von 
Seiner Ereellenz dem Herrn Landammann Namens der Schweiz gejchehen müſſen; ba überdies bie 
Bernittlungsurfunde bei allem Dringen auf Bezahlung dennoch gejtattet, daß die Staatsgläubiger auf 
Fonds und Hypothel angerwiefen werben mögen, jo haben wir, ber Präſident und die Beifizer 
der Liquidbationscommiffion feſtgeſezt und verordnet: 


a. Die im VII. Abjchnitt benannten Schuldtitel, Schriften und Transfert follen mit Vorwiſſen und 
Semwährleiftung der hoben Kantonsregierungen bei Seiner Ercellenz dem Herrn Landammann ber Schweiz 
niedergelegt werben, und unter feiner Verwahrung allen Staatsgläubigern als Unterpfand und Sicherheit 
ihrer Anforderungen bienen. 

b. Seine Ereellenz den Herin Yandammann und die Kantonsregierungen aufzufordern und zu 
verpflichten, was in ihren Kräften liegt zu thun, damit die neue Bunbesgenoffenichaft der Schweiz als 
rechtmäßige und jchaltende Eigenthümerin jener Schuldtitel anerkennt und als ſolche zu beren Berfilberung 
fähig erklärt merbe. 

ec. Wenn dieſes bewirket ift (feie es num vor oder nach dem Frieden zwiſchen Frankreich und Eng: 
land), jo jollen Seine Ercellenz der Herr Landammann und die hohen Kantonsregierungen gehalten fein, 
von ben eingegangenen Geldern jedem Stanton joviel zufließen zu laſſen, als derſelbe zur völligen 
Befriedigung feiner anerfannten Staatsgläubiger bedarf, und follen biefe Gelder alfo unter feinem Vor— 
wand zu andern Zweken verwendet werben fünnen. 
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Da aber auf den Fall einer Verfilberung der Betrag der oft erwähnten Schulbtitel auf das Aus- 
land nebft deren Zinfen, auch wenn biefelben nach dem niebrigjten Cours berechnet werden, mehr abwerfen 
muß als zur Tilgung der ganzen Nationalichuld erforderlich ift, jo haben wir feitgefezt und beichlofien: 

A. Es folle der daher entitehende Überfchuß nach Inhalt des 6. $ des uns betreffenden Titels der 
Vermittlungsurkunde verhältnigmäßig wieder unter diejenigen Kantone vertheilt werben, von welchen die 
Schuldtitel aufs Ausland herrührten, und zwar nach Maßgabe des wahren Werths derjenigen Summen, 
welche biejelben für jeden Kanton theils abgeworfen haben, theils noch abwerfen werben; jedoch wohl: 
verftanden, daß hiebei auch bie Zinfe zu 4°, von den gelieferten Sunmen, vom Augenblit an, we 
die Schuldtitel verfilbert find, bis zur Generalabrechnung mit in Anfchlag gebracht werden follen. 

Diejes Verhältniß ift folgendes: 


1) Für die Kantone Bern, Aargau und Waabt 


zufammen, ber reine Ertrag der laut VII. Abſchnitt abgelieferten 

a. Pfund Sterlin 222,960. 16. 10 Bank: und Sübdjee-Annuitäten, nebft den rüfftändigen Zinſen feit 
März 1798 angerechnet. 

b. Bon fl. 650,000 in zwei Obligationen auf den Pialzgrafen vom Rhein ꝛc., nebjt rükftändigen 
Zinſen feit dem 25. Februar 1790 angerechnet. 

c. Bon fl. 85,000 in einer Obligation auf den Fürſt von Naffau-Saarbrüden, nebit den rükftändigen 
Zinfen vom 1. Juni 1792 angerechnet. 

d. Bon 25,000 Eomventionsthalern, in zwei Schuldtiteln auf die Reichsftabt Nürnberg, nebit den 
rüfftändigen Zinfen. 

e. 2000 Speciesthaler, in einer Obligation auf die Stadt Lindau, zu Gunſten bes Standes Bern 
und Zürich, nebft den rüfftändigen Zinſen feit dem 31. December 1799 angerechnet. 


2) Für den Kanton Züri, 
der reine Ertrag der laut VII. Abſchnitt abgelieferten 

a. Pfund Sterlin 53,500 Siübdiee-Annuitäten, nebt rükſtändigen Zinſen ſeit März 1798 angerechnet. 

b. fl. 50,000 in zwei Barticipationsicheinen vom taiferlich-Königlichen Anlehen in Wien, nebft den 
rüfftändigen Zinfen, vom 31. December 1798 bis zum 31. December 1800 und vom Juli 1804 
angerechnet. 

c. 8000 Speciesthaler in fünf Schuldtiteln auf die Stadt Lindau, nebft den rüf: 
fl. 10,000 Federthaler zu 2 fl. 6 bz. ſtändigen Zinſen vom 31. December 1799 angerechnet. 

d. Carolins 200 in einer Obligation auf Herrn von Kraft, von Stockach, nebft rükſtändigen Zinfen 
vom 14. Juni 1795 angerechnet. 

Ferners: 

Der Ertrag der wirflich verfilberten 

e. 190,000*Lire fuori Banco in zwei Barticipationsicheinen vom fönigl. dänischen Anlehen in Genua, 
weldye laut Rechnung der Liquidationscommiffion abgeworfen haben die Summe von Schweizer 
währung . . ; i 5 3 ; j $ i . . Fr. 99,306. 7. 3 
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{. fl. 12,700 in 32 Wiener-Bancoobligationen, welche verjilbert und laut Rechnung der Yiquidations- 


commiffion abgeworfen haben die Summe von . . ’ ; . . Fr. 11,921. 4. 8 
g. Betrag der von dem Kanton Zürich feit dem 10. März 1803 bezogenen und demſelben angerechneten 
Zinfen von obigen Schuldtiteln, welche betragen . ; er j . Tr. 10,390 


"3 Für den Kanton Freiburg, 


ber reine Ertrag der von demjelben abgelieferten und laut Rechnung der Liauidationscommiffton ver— 
filberten 


a. fl. 30,000 in drei Wiener-Bancoobligationen, weldye abgeworfen haben . . Fr. 28,160, 9. 8 
b. Die vom Kanton Freiburg bezogenen und demjelben angerechneten Zinſe von obigen Obligationen 
meldye betragen . i 2 . ; : : ’ ; ; s . Fr. 3,262. 7.5 


4) Für den Kanton Schaffhausen, 


der Betrag feiner verfchiedenen Schuldtitel auf das Ausland, welche laut Übereinkunft demfelben von 
der Liquidationscommilfion gegen’ Verſchreibung abgetreten wurden um die Summe von Schweizer: 
mwährung } j ; ’ R j . i ? : Fr. 70,000 
B. Weil jedoch derjenige Antheil des Überfchuffes, der von obbenannten Scyulbdtiteln auf das Aus— 
land berrühren möchte und die Kantone Bern, Waadt und Aargau betrifft, nur dann zu gleichen Theilen 
unter diefelben vertheilt werben foll, wenn vorher die Ausftenrung der Städte gefichert und die National» 
ſchuld bezahlt ift, die Ausſteurung Berns aber ganz auf dem diesmaligen Kanton Bern haftet, jo hat 
die Liquidationscommiſſion, in Betätigung ihres in Bezug auf diefen Gegenjtand genommenen Beſchluſſes 
vom 24. Mai 1804, durch gegenwärtige Urkunde erfennt: „Von dem die Kantone Bern, Yargan 
und Waadt betreffenden Antheil an dem Überſchuß auf den ausländifchen Schuldtiteln folle der dies: 
malige Kanton Bern zu einer Entichädigung ein Capital von Fr. 380,000 voraus zu beziehen, und 
erft dann mit den Kantonen Waadt und Aargan zu gleichen Theilen einzutreten haben.“ 


X. 


Weil bei aller Unmwahrjceinlichteit es dennoch nicht ſchlechterdings unmöglich ift, dab die Schuld« 
titel auf das Ausland unter ihren Werth berabfallen und folglich zu Tilgung der Nationalfchuld und 
deren Zinfen nicht mehr binreichen möchten; weil fogar der noch unmahricheinlichere Fall eintreten fünnte, 
daß jene Schuldtitel für die Schweiz durchaus allen Werth verlieren und zur Nulle werben bürjten, 
alſo vorausgeiehen und dagegen gejorgt werben fell; weil auf den einen oder andern Fall hin die 
Vermittlungsurkunde in dem die Echuldenliquidation betreffenden Titel $ 5 bejtimmt und klar verordnet, 
daß dannzumal die noch übrigen unbeweglichen Güter der Kantone den Staatsgläubigern zum Unter; 
piand der Bezahlung dienen jollen; weil durch die fürmlichen Urkunden diefe Güter nur unter dem 
deutlichen Vorbehalt einer ſolchen allfälligen Berpfändung den betreffenden Kantonen als Eigenthum find 
zugefichert worden, jo haben wir der Präfident und die Beiſizer der Liquidationscommiſſion ferners 
jeftgejezt und verordnet: 

A. Wenn drei Monate nach dem Frieden zwifchen Frankreich und England erwieſen wäre, daß bie 
Schuldtitel auf das Musland entweder gar feinen Werth, oder doch einen geringern hätten, al® zu 
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Tilgung des annoch unbezahlten Theils der Nationalichuld erforderlich it, jo jollen die nocdy vorhandenen 
unbeweglichen Nationalgüter der Kantone an die Stelle jener Schulbtitel treten, den Staatsgläubigern 
als heiliges Unterpfand angewieſen jein, und im Lauf von brei jahren (nach geichloffenem Frieden 
entweber jo veräußert werden, daß aus deren Erlös die Nationalfchuld nebſt Zinfen in brei Terminen 
und brei gleichen Zahlungen völlig getilgt, oder aber von der Berpfändung nur fo zu befreien feie, daß 
der Kanton, der bie jeinigen behalten will, den ihn betreffenden Antheil in breimalen und in ben drei 
gemeldten Jahren baar auszahle und entrichte, 


B. Da bei diejer Berpfändung, Veräußerung oder Löfung der unbeweglichen Kantonalgüter, laut 
Vorichrift der Bermittlungsurkunde, zu berechnen ift, wie viel derjelben jedem betreffenden Kanton am 
10. März 1803 und nad der Ausfleurung der Städte noch übrig blieben; da, ungeachtet dieſe Bercd- 
nung wegen ber meijtens unvollftändigen Verzeichniffe zwar jehr mühſam und ſchwierig war, es dennoch 
ben Nachforſchungen der Liquidationscommiſſion gelungen ift, hierüber und zu Feſtſezung des Berbältnifies, 
welches die Vermittlungsurtunde zum Maßſtab annimmt, die nöthigen Senntniffe an die Hand zu 
bringen, und nach den eingegangenen Angaben über die noch vorhandenen National» oder num Kantonals 
güter ich folgender Beitand und Werth vorfindet, nämlidy: 


im Kanton Appenzell, nichts 
Aargau für. . 
Bajel, verpfändet . 
Bern . . 
Freiburg, durd bie Dotation der Stadt aufgegungen i 
Glarus, Alp und Werbenberg £ 
Sraubünden, verpfänbet 
Lucern, mit Heidegg 
St. Ballen, ohne die Moftergüter 
Schaffhaufen, verkauft R 
Schwyz, nidts : 
Solothurn. . 
Teſſin, einige alte Schlöffer . 
Thurgau, nidts . ; 
Unterwalben, nidts . 
Uri, Güter im Livinerthal 
Waadt, Salzbergwerf und einige unveräuferte Guter 
Zug, nichts 
Zürich, Güter in und außer ken Ranton 
Wallis, feine Güter wurben ihm bei der Shuldeligiation ange: 
rechnet ; ; j i } : k 








ſo follen bei einem theilweifen oder ganzen Verluſt der Echuldtitel auf das Ausland und auf jedes 
mangelnde Tauſend Schweizerfranten beizutragen und am die Staatsgläubiger zu ent 
' richten haben : 
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1. der Kanton Aargau, hundert fieben und vierzig Franken 147 — 
2. u „ Bern, zweihundert fünf und fiebenzig „' i . r ‚1 25 — - 
3. „ Glarus, elf. ‚ ; 5 2 . F . 1 — 
4. „ „  Sucern, adhtjehn . . i ; n . ‚ . i 8 —— 
——— „ Solothurn, acht und zwanzig . J 28 — — 
—X— „ St Gallen, zwei und zwanzig . = 1 i i 2 —— 
T „ Mei, drei 5 — — 3 —— 
8 u „ Waadt, zweihundert und zwei u . i j e :1 202 — — 
9., „Zürich, zweihundert vier und meunzig  . 5 R . 1 21 — — 

1000 — — 


C. Da nad) dem durch die Bermittlungsurfunde aufgejtellten Verhältuiß bie oben angegebene Grund: 
lage als richtig angenommen werben muß, jo ſollen bie betreffenden Kantone gebunden fein und bleiben, 
den Vorſchriften derfelben ein Gemüge zu feiften, und nad dem fie betreffenden Antheil die Staats: 
gläubiger binnen drei Jahren nach dem Frieden zwiſchen England und Frankreich für Capital und 
Zinſe zu befriedigen, inzwijchen aber ihre Kantonalgüter als deren heiliges Unterpfand zu erflären. 


XI. 

Zur Sicherheit der Staatsgläubiger, zur Verbindlichkeit Seiner Ercellenz des Herrn and: 
ammanns, der hoben TZagfazung und der XIX Kantone der Schweiz, fowie zur Recht: 
fertigung ber ſchweizeriſchen Liquidationscommijjion, joll diefe Urkunde von den Präfident 
und ben Beifizern unterfchrieben, mit deren Siegel befräftiget, ein Original Seiner Ercellenz dem 
Herrn Landammann, eines einem jeden der XIX Kantone, eines dev Nepublit Wallis, eines 
Seiner Majeftät dem Kaiſer der Franzoſen durch den Canal feines Großbotichafters in der 
Schweiz mitgetheilt, den Staatsgläubigern aber durch ben Drud bekannt gemacht werden. 

Gegeben in Freiburg in Üüchtland, den erjten Wintermonat des eintaufend achthundert und vierten 
Sabre. (1. November 1804.) 

Der Präſident der jchweizerifchen Liqwidationscommiffion : 
{L. $.) IJ. N. Sulzer, 
Die Beiſizer derſelben: 
Namy. 
Lorenz Mayr, 
9. Stapfer. 
Erud. 
Im Namen der Liquidationscommilfion : 
, Alb, Kegeli, Oberſchreiber. 


Der Wortlaut des Schreibens der Yiauidationdcommifften vom 15. December 1804 an den Landammann der Schwei;z 
betreffend die Beendigung ihrer Urbeiten, findet man im Unbang zu gegenwärligem Repertorium. 
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38. 


Beilegung der Anjtände zwifchen den Kantonen Glarus und St. Gallen, 
betreffend die Güter der ehemaligen Herrichaften Merdenberg und 
MWartau, durch Beichluß der Liquidationscommiflion vom 14. De: 
cenber 1804. 


Wir der Präfident und die Beijizer der durch die Bermittlungsurfunde auf— 
geitellten ihweizerifhen Liquidationscommiffion beurfunden biemit: 

Daß wir nad) jorgfältiger Unterfuhung und Prüfung aller vorliegenden Zitul, Documente und 
Memoriale, die uns ab Seite der hohen Kantone St. Gallen und Glarus eingegeben worden, und bie 
über das Eigenthumsrecht der werbenbergiichen und wartauiſchen Güter entſcheiden jollen, einmüthig 
gefunden und beichlofien haben: 

1) Eritens ergibt fi aus den Kaufbriefen jowohl, als aus ältern und neuen Urbarien, daß ber 
hohe Stand Glarus Werdenberg und Wartau mit allen demjenigen Gütern, Gefälen und Nechten 
gekauft habe, wie foldye vorher von den Verkäufern bejejfen worden; allein daß eben dadurch Glarus 
“auch alle diejenigen Berbindlichkeiten eingegangen jeie, welche die ehevorige Herrichaft gütlich oder rechtlich 
eingegangen hatte, Dieje Güter, Gefälle und Mechte theilen ſich ein: 

a. In hoheitliche Rechte und Gefälle, als: Büßen, die Steuern, der Fall, Jagd- und Fiicherrechte, 
die Zölle, die Mheinfähren und fo weiter. 

b. Das Schloß, deſſen Nebengebäude und die jogebeikenen Schloßgüter, wie jolche in den neuen 
bejiegelten Urbarien von 1754 von der fünften Seite bis zur dreizehnten inchufive beichrieben find. 

ec. Der naſſe und trofne Zehnten, der Heine wie ber große (infofern folcher nicht zu den geiftlichen 
Pirinden gehört) und wie jolcher in erwähnten Urbario von Seite 100 bis 109 umftändlic angegeben iſt. 

d. Die Zinje von den Mühlen und jährliche Gülten von den Mulchen (oder der Milch), wie ſolche 
von Seite 113 bis Seite 119 fpecificirt verzeichnet ftehen. 

e. Die Erblehen, jo ehrſchäzig find, das heißt: die außer dem jährlichen Zins noch zu 10 Jahren 
um einen beftimmten Ehrſchaz zu erlegen hatten, und beren Beicreibung mit Seite 122 beginnt und 
auf der 133. Seite endet. 

f. Die Erblehen, die feinem Ehrichaz unterworfen waren, und aljo nur den jährlichen beſtimmten 
Zins zu entrichten hatten, und deren nähere Angabe fid) von Seite 174 bis zu Seite 187 vorfinder. 

g. Die jogeheigenen Herren und Ehrichazgüter, welche urſprünglich beträchtliche Höfe waren, ihren 
jährlichen Zins in Naturalien entrichteten, zu allen 10 Jahren um auf's Neue verliehen wurden, und 
dann einen unbeftimmten Ehrjchaz bezahlten, jeit mehr als humdert Jahren aber in Heine Abtheilungen 
verftüfelt wurden und ihren Jahrzins ſowie den Ehrſchaz im zehnten Jahr in einer bejtimmten Geld» 
jumme entrichteten ; deren Beſchreibung gehet im Urbarium von Seite 134 bis zur 173. Seite, 

h. Binstragende Gülten, ſowie foldye von ber 196. bis zur 266, Seite einzeln mit Zinfen und 
Unterpfand eingetragen ſtehen. 
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i, Endlih das Schloß BWartau, deſſen Weibelbühl (ſiehe Seite 411), deſſen Hubgülten, deren 
ehvoriger Naturalzins jeit bald 200 Jahren in einen jährlichen Geldzins verwandelt worden, wie jolches 
von Seite 450 bis zu 495 zu erjehen ift, und leztlich das ſogeheißene Herrenfeld nebft dem Ochjen- 
ober Martinsberg, die nach Seiten 496 und 497 ihren Jahrzins ebenfalls in Geld bezahlt haben und 
noch bezahlen. 

2) Daß von vorjtehenden Rechten, Gefällen, Einnahmen an den hohen Stand St. Gallen alles 
fallen müfje, was aus boheitlichen Nechten gefloffen iſt, und ferners fließen mag, fo dah Glarus durchaus 
feine fernere Aniprache zu machen habe auf Steuern, Bußen, Fall, Jagd» und Fiſcherrechte, noch auf 
Zölle, Standgelder, Rheinfahre, Holzlieferungen, Frohndienfte und Gefälle, weldye laut Pirundurbarien 
(fiehe Seite 600 bis 676 des Urbari) den Kirchen oder Schulen der Landſchaft zugehört haben und 
ewig zubienen jollen. 

3) Daß bingegen der Zehnten und das Schloß nebit den jogeheißenen Schloßgütern (jowie jie find 
oder vor ber Nevolution bezogen wurden) bem hohen Stand Glarus als Eigenthum zudienen follen, ſo 
daß derſelbe damit als mit feinem unverfümmerten Eigenthum zu jeder Zeit zu jchalten und zu walten 
befugt jein jolle. Nur mit dem Vorbehalt jedoch, daß der hohe Stand Glarus verpflichtet bleibt, ſich mit 
dem hoben Stand St. Gallen über den Beitrag abzufinden, den diejer laut Recht (umd laut Erklärung 
Seiner Ercellenz des Herrn von Affry in jeinem Brief an beide Stände vom 14. Mai 1803) an bie 
Regierungsunfoften zu forbern hat, indem dieſe Unfoften zu feinen Zeiten aus den hoheitlichen Gefälfen 
allein betritten werben konnten, jo daß immer ein, obgleidy ein nicht beträchtlicher Theil derfelben aus 
dem Zehnten und den Schloßgütern zu bezahlen war, wie aus dem Urbarium jelbft und den eingelegten 
Rechnungen deutlich erhellt. 

4) Daß die Mühlenzinfe (wofern folche auf Briefen und nicht auf ertheiltem Ehehaftsrecht beruhen) 
und die jährlichen Gülten der Mulchen (oder der Milch), wie foldye von jeher bezogen worden find, 
wieder an den hohen Stand Glarus als Eigenthum zurüftehren jollen, indem deren Werth durch den 
KRaufichilling ift bezahlt worden, und deren Entridtung als ein ſchuldiger Grundzins zu betrachten iſt. 

5) Die nämlidye Bewandtniß joll es haben mit den nicht ehrihäzigen Erblchen und mit den 
geldzinstragenden Gülten ber Grafichaft Werbenberg, indem auch dieſe ab Seite Glarus gekauft und 
bezahlt worden find, und mithin der Mediationsacte zufolge ihrem erjten Eigenthümer wieder zufallen 
müſſen, freilid; jo, daß diejer die bejtimmten, jeit Jahrhunderten in Geld entrichteten Zinje weder erhöhen 
noch in Naturalzinfe umändern bürfe. 

6) Auch der Weibelbühl, die Hubgülten, das Herrenfeld und der Ochſenberg der Grafichaft 
Wartau fallen an ben hohen Stand Glarus zurüf, und follen ihm die im Urbarium ſeit mehr als 
200 Fahren feftgefezten Geldzinje jährlich zufließen, er aber nicht befugt fein, diefe durch fo langen Beſiz 
geheiligten, und durch hoheitliche Documente janctionirten Geldzinfe höher zu jezen, oder in Naturalzinfe 
umzuändern, noch weniger aber die liegenden Güter an ſich zu ziehen, indem die Mediationsacte ben 
vormaligen hohen Ständen ihre Kantonalgüter nur nach demjenigen Beftand und mit denjenigen Laſten 
zurüfgibt, unter welchen fie jolhe vor der Revolution beſeſſen hatten. 

7) Sollen auch die ehrihäzigen Erbleben an den hohen Stand Glarus zurüffallen, und 
ſolcher die bejtimmten, jeit Jahrhunderten bräuchlichen jährlichen Geldzinje ungehindert, aber auch unver: 


ändert beziehen, oder rechtlich eintreiben mögen. Weil aber der hohe Stand Glarus nicht als Hoheit, 
97 
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fondern als Lehensherr das unbeftrittene Recht beſaß, je zu 10 Jahren um von jedem Erblehen einen 
Ehrſchaz zu fordern und laut altem pergamentnem Urbarium, ſowie auch laut Ehrſchazrödeln biefer 
Ehrichaz für jedesmal einen Jahrzins betrug, fo foll der hohe Stand Glarus diejes Rechtens beftens 
verwahrt und er bevollmächtiget fein, einen ſolchen Ehrſchaz je zu 10 Jahren um in Geld zu beziehen, 
oder aber den Geldjahrzins eines jeden ehrſchäzigen Erblehens für einen Zehnttheil zu erhöhen. 

3) Endlih was die fogenannten Herren. oder Hof und Ehrjchaggüter anbetrifft, die von ben 
Gemeinden der Graffchaft Werdenberg als Armengüter angeſprochen werben, jo follen auch dieſe als 
Eigenthum des hohen Standes Glarus erklärt fein, jedoch als bedingtes Eigenthum, mithin jo, daß er 
biefe Güter weder an feine Hand ziehen, noch den jährlichen Geldzins und den zehnjährigen Ehridyaz 
derjelben erhöhen, noch weniger aber wieder in Naturalzinfe umändern bürfe; und die darum nicht, 
weil diefe Hof: und Ehrihazgüter ſchon unter den Grafen von Werdenberg zu zehn Jahren um an die 
reſpectiven Gemeindsgenojjen verliehen wurden ; weil der hohe Stand Glarus felbit diefer Verbindlichkeit 
ununterbrochen Genüge geleiftet, ja jogar nady dem Aufruhr von 1725 hierin feine Änderung getroffen 
hat; weil jchon vor bald 200 Jahren der frühere Naturalzins durch Glarus felbft in einen Geldzins 
verwandelt und lezterer jeither unverrüft beibehalten worden, und daraus fir die vefpectiven Gemeinds- 
genoffen das Recht des Poſſeſſes und der Präfeription entftanden iſt, deſſen fie nur Gewalt und fein 
Richter berauben fünnte, und welches zu vernichten auch ber Landesherr nicht befugt wäre. Weil jedoch 
diefe Herren oder Hof- und Ehrſchazgüter dem zcehnjährigen Ehrſchaz unterworfen find, jo folle diefer 
auch in Zukunft und zwar nach den Durchſchnitt der zwei lezten Ehrichagröbel[n] je von zehn zu zehn 
Jahren an den hohen Stand Glarus entrichtet werben. 

9) Gegenmwärtiger Beſchluß joll dreifach ansgefertigt, der eine Seiner Ercellenz dem Herrn Land» 
ammann der Schweiz, der zweite dem lüblichen Stande Glarus, und der dritte bem löblichen Stande 
St. Gallen, mit unferm Siegel und mit den Unterfchriften unjers Präfidenten und Secretärs verfehen 
zugejtellt werden, 

Gegeben in Freiburg in der Schweiz, den 14. December 1304. 


Der Präfident der ſchweizeriſchen Liquidationscommiſſion: 
(L. $.) 3 N. Sulzer. 
Im Namen berjelben deren Secretär: 
Albert Fegeli. 


Anhang. 


Verzeihniß der Tagiazungsgelandten von 1803— 1813. 


(Der Buhftabe a hinter der Jahreszahl zeigt an, daß die beirefiende Tagſazung eine außerordentliche war.) 


BZürid. *) 


1803 Hans von Reinhard, Bürgermeifter ; Paulus 
Ufteri, Mitglied des Kleinen Raths; Johann 
Rudolf Sulzer, Mitglied des Großen Raths. 

1804 Hans von Reinhard, Bürgermeifler; David 
von Wyß, Mitglied des Mleinen Raths; 


Fohann Rudolf Sulzer, Mitglied des Großen 


Raths. 
1805 Hans Konrad von Eſcher, Bürgermeiſter; 


Hans Konrad Finsler, Mitglied des Kleinen | 


Raths; Paulus Ufteri, Mitglied des Steinen 
Raths. 
1805a. Hans von Reinhard, Bürgermeiſter. 


1806 Hans von Reinhard, Bürgermeifter; Hans 


Konrad Finsler, Mitglied des Kleinen Raths; 
Hans Jacob Hirzel, Mitglied des Kleinen 
Raths. 

1807 Hans von Reinhard, Bürgermeiſter, Yand- 
ammann ber Schweiz; Hans Konrad v. Eicher, 
all-Selelmeifter,; David von Wyß, Mitglied 
ded Kleinen Raths. 

1808 Hans von Reinhard, Bürgermeiſter, alt- 
Sandammann der Schweiz; Paulus Ufteri, 
Mitglied des Steinen Raths; Kaſpar Ott, 
Präfident des Kriegsraths. 

18098. Hand von Reinhard, Bürgermeifter, alt 
Fandanmann der 
Finsler, Mitglied des Kleinen Raths und 
eidgenöffticher Oberftanartiermeifter. 


Schweiz; Hans Konrad | 


1809 Hans Konrad von Efcher, Bürgermeifter ; 

Paulus Ufteri, Mitglied des Kleinen Raths; 

Johann Jacob Hirzel, Mitglied des Kleinen 

Raths. 

Hans von Reinhard, Bürgermeiſter, alt— 

Fandanımann der Schweiz; Hans Konrad 

Finsler, Mitglied des Stleinen Raths und 

eidgenölfifher Oberftquartiermeifter; Johann 

Jacob Hirzel, Mitglied des Kleinen Raths. 

18114a. Hans Konrad von Eſcher, Bürgermeijter ; 
Paulus Ufteri, Mitglied des Kleinen Raths. 

1811 Hans Konrad von Ejcher, Bürgermeifter ; 
Paulus Ufteri, Mitglied des Kleinen Raths; 
Ludwig Meyer von Knonau, Mitglied des 
Kleinen Raths. 

ı 1812 Hans von Reinhard, Vürgermeifter, alt- 
Laudammann der Schweiz; Hans Konrad 
Finsler, Mitglied des Kleinen Raths und 
eidgenöffifher Oberfiguartiermeifter; Johann 
Jacob Hirzel, Mitglied des Kleinen Mathe. 

1813 Hand von Reinhard, Bürgermeifter, Pand- 
ammann der Schmeiz; Hans Konrad v. Eſcher, 
Mitglied des Kleinen Raths; Darid von Wyß, 
Mitglied des Kleinen Raths. 

‚ 1813a. Hans von Reinhard, Bürgermeifter, Land» 

ammann der Schweiz ; H8. Konr. von Eſcher, 

| Mitglied des ſtleinen Raths und alt-Setelmeifter; 
David von Wyß, Mitglied des Kleinen Raths. 


1810 


) Die hier befolgte Reihenfolge der Kantone ift nicht die der Mediationsgeit, jondern die gegenwärtig gebräuchliche. 


774 


1803 


1804 


1805 


1805 a. 


1806 


1807 


1808 


Anhang. 


Bern. 


Ehriftoph Friedrih Freudenreich, Mitglied 
des Rleinen Raths; Johann Wyttenbach, 


Mitglied des Großen Raths; Sal. Gottlieb | 
von Muralt ‚ Mitglied des Großen Nathe. | 


Rudolf von Wattenwyl, Schultheiß, Yand- 
ammann der Schweiz; Chriſtoph Friedrich 
Freudenreich, Staatsrath; Friedr. Mutach, 
Staatsrath. 

Rudolf von Wattenwyl, Schultheiß, alt⸗ 
Landammann der Schweiz; Rudolf Fellen- 
berg, Mitglied des Kleinen Raths; B. Scipio 
Lentulus, Mitglied des Großen Raths. 
Rudolf von Wattenwyl, Schultheiß, alt 
Landammann der Schweiz; Gottlieb Jenner, 





1809 


1810 


Gruber, Rathsſchreiber und Mitglied bes 
Großen Raths. 

Ferdinand Ludwig Jenner, Sefelmeijter; Em, 
Fellenberg, Mitglied des Heinen Raths; 
Sam. Abraham Gruber, Mitglied des Großen 
Raths. 

Rudolf von Wattenwiyl, Schultheiß, Yand- 
ammann der Schweiz; Abraham Friedrich 
Mutach, Mitglied des Kleinen Raths; Em. 
Rud. Friedrich Fifcher, Mitglied des Kleinen 
Raths. 


18114. Rudolf von Wattenwyl, Schultheiß, alt- 


Mitglied des Kleinen Raths; Bernhard Scipio 


Lentulus, Mitglied des Großen Raths. 


Friedrich von Mülinen, Schultheiß; Rudolf 


Fellenberg, Mitglied des Kleinen Raths; 
B. Scipio Lentulus, Mitglied des Großen 
Rathe, 


Rudolf von Wattenwyl, Schultheiß, alt | 


Yandammann der Schweiz; Abrahanı Friedrich 
Mutach, Mitglied des Kleinen Raths; Sam. 





Abraham Gruber, Mitglied des Großen Raths. 


Ehriftoph Friedrih Freudenreih, Scult: 
heiß; Em. Rudolf Friedrich Fifcher, Mitglied 
des Kleinen Raths; Karl vudwig von Wat— 
tenwyl, Berhörrichter, 


| 1813a, 


1809a. Rudolf von Wattenwyl, Schultheiß, alt: | 


1808 Karl Pfyffer, Mitglied des Heinen Raths; 18058. 


1804 


1805 


Landammann der Schmeiz; Em. Fellenberg, 
Mitglied des Kleinen Raths; Sam. Abraham 


1811 


1812 


1813 


Lucern. 


Heinrich Ludwig 
Kleinen Raths. 
Peter Genhart, 
Heinrich Ludwig 
Kleinen Raths. 
Peter Genhart, Mitglied des Kleinen Raths; 
Cajetan Schillinger, Mitglied des Kleinen 
Raths. 


Schnyder, Mitglied des 


Mitglied des Kleinen Raths; 
Schuyder, Mitglied des 


‚1806 


1807 


Yandammann der Schweiz; Karl Rud. Kird- 
berger von Noll, Mitglied des Kleinen Raths. 
Rudolf von Wattenwyl, Schultheiß, alt: 
Pandammann der Schweiz; Karl Rud. Kird- 
berger von Roll, Rathsherr; Bernd. Scipio 
Yentulus, Öberftlieutenant, 

Ehriftoph Friedrih Freudenreidh, Schult— 
heiß; Karl Rudolf Kirhberger von Noll, 
Mitglied des Kleinen und des Staatsraths; 
Joh. Rudolf Stürler von Jegenſtorf, Mit- 
glied des Kleinen Raths. 

Beat Ludwig Ferdinand Jenner, Selelmeifter; 
Karl Rudolf Kirhberger von Roll, Mitglied 
des Kleinen und des Staatsraths; Fr. Thor. 
mann von Interlaken, Mitglied des Kleinen 
Raths. 

Rudolf von Wattenwyl, Schultheiß, alt 
Landammann der Schweiz; Beat Ferdinand 
vudwig Jenner, Selelmeiſter; Samuel Abr. 
Gruber, Rathsſchreiber und Großrath. 


Peter Genhart, Mitglied des Kleinen Raths; 
Cajetan Schillinger, Mitglied des Kleinen 
Raths. 

Peter Genhart, Mitglied des Kleinen Raths 
Xaver Keller, Appellationsrath. 

Bincenz Rüttimann, Schultheiß; Beter Gen» 
hart, Mitglied des Kleinen Raths; Joſeph 
Maria Hartmann, Secretär der Polizeis und 
Kriegäfammer. 


Nr. 1 
1808 


1809 a. 


1809 
1810 
18114. 


1803 


1804 
1805 
1805. 
1806 


1807 


1808 


1803 
1804 


1805 


Anhang. 
Bincenz Nüttimann, Schultheiß, Yandanımann 1811 
der Schweiz; Peter Genhart, Mitglied des 
Kleinen Raths; Xaver Keller, Appellationsrath. 
Peter Henhart, Mitglied des Kleinen Raths; 
Heinrich Schnyder, Mitglied des Kleinen 1812 
Raths. 
Peter Genhart, Mitglied des Kleinen Raths; 
Hch. Schnyder, Mitglied des Kleinen Narbe. 1813 
Beter Genhart, Mitglied des Kleinen Raths; 
Ludw. Schnyder, Mitglied des Großen Naths. 
Vincenz Rüttimann, Schultheiß, alt-Yand- 18134. 
ammann der Schweiz; Peter Genhart, Mite | 
glied des Kleinen Raths (war Krankheitshalber 
abweſend). 

Uri, 

Koft Miller, Pandammann; Em. Jauch, 1809a. 
Pannerherr, und nad dem Tode bes Eritern 
Franz Anton Megnet, des Raths. 1809 
Franz Anton Megnet, Yandsftatthalter; Franz 
Maria Arnold, Yegationsrath. 1810 
Franz Anton Megnet, Yandsftatıhalter; Franz 18114 
Maria Arnold, des Raths. ; 
Franz Maria Arnold, des Rath; Karl 1811 
Joſeph Beßler. 
Franz Anton Megnet, Landammann; Franz 1812 
Maria Arnold, Landsfähndrich. 
Anton Maria Schmid, Pandsftatthalter und _ 1813 
Yandshauptmann ; Franz Maria Arnold, 
Landsfähndrich. 
Anton Maria Schmid, Landammann und 18134. 
Landshauptmann; Joſephh Unten Arnold, 
Landsfähndrich. | 

Schwihz. 
Alois von Reding, Landammann; Karl Zay, 18650. 
Sanbesjetelmeijter. ' 1806 
Alois von Reding, Landammann und Banner | 1807 
herr; Karl Zap, Landesſelelmeiſter. 
Alois von Reding, Yandammann und Banner- | 1808 


herr; Karl Zan, Yanbesfefelmeifter. 
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Vincenz Rüttimaun, Schultheiß, alt-Land- 
ammann der Schweiz; Peter Genhart, Mit 
glied des Kleinen Raths und Bräfident der 
Finanzlammer. 

Vincenz Rüttimann, Schultheiß, alt-Yand- 
ammann der Schweiz; Peter Genhart, Mit 
glied des Kleinen Raths. 

Peter Genbart, Mitglied des Kleinen Raths; 
Joſeph Biuffer von Heidegg, Staatäunter- 
ichreiber. 

Bincenz Rüttimann, Schultheiß, altefand- 
ammann der Schweiz; Peter Genhart, Mit 
glied des Kleinen Raths; Joſeph Pinffer von 
Heidegg, Staatdunterfchreiber. 


Franz Anton Megnet, Sandammann; Karl 
Behler, Pannerherr, 

Karl Müller, Landanmann; Karl Joſeph 
Beßler, Pannerherr. 

Karl Müller, Yandanmann; Domin. Epp, 
Yandshauptmann, 

Karl Müller, Landammann; Domin. Epp, 
Fandshauptmann. 

Joſeph Auton Arnold, Yandamntann ; Florian 
Luſſer, Landſchreiber. 

Joſephh Anton Arnold, Landammann und 
Landsfähndrich; Florian Luſſer, Landſchreiber. 
Karl Joſephh Beßler von Wattingen, Yand- 
ammann und Vannerberr; Florian Luſſer, 
Landſchreiber. 

Karl Joſeph Beßler von Wattingen, Yand« 
ammann und Pannerherr; Florian Luſſer, 
vandſchreiber. 


Karl Zah, Landesſelelmeiſter. 

Karl Zah, Landesſelelmeiſter. 

Franz Xaver Wäber, Landammann; 
Zah, alteRantonsjefelmeifter, 

Franz Kaver Wäber, Landammann; 
Zah, Landesſelelmeiſter. 


Karl 


Karl 
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18092. Franz Xaver Wäber, Yandammanıt. herr; Franz Xaver Mäber, Laudammann. 

1809 Alois von Reding, Yandammann und Banner ; 1812 Alois von Reding, Yandamnann und Panner- 
berr; Franz Dominit Wäber, Pandammann, berr; Franz Xaver Wäber, Pandammann. 

1810 Alois von Reding, Yandammann; Franz | 1813 Franz Xaver Wäber, Pandammann ; Alcis 
Xaver Wäber, Landammann. von Reding, Landammann und Pannerherr, 

1811a.Mlois von Reding, Yandammann; Franz 18134. Franz Xaver Wäber, Landammann; Alois 
Kaver Wäber, Pandammann. von Reding, Pandammann. 


1811 Alois von Reding, Pandammann und Panner- 


Unterwalden. 

1803 Joſeph Simeon von Flüe, Pandammann von | 1809 Joſeph Simeon von Flüe, Yandammann und 
Obwalden ; Franz Ant, Würſch, Yandammann Pannerherr von Obmalden ; Fz. Ant. Würſch, 
von Nidwalden. Sandammann von Nidmalden. 

1804 Franz Nitlaus Zelger, Yandammann von | 1810 Franz Nitlaus Zelger, Yandammann von 
Nidwalden; Michael von Flüe, Pandammann Nidwalden; Michael von Flüc, Yandammann 
von Obmalden. von Obwalden. 


1805 Midael von Flüe, Sandammann von Op: | 1911a. Franz Niklaus Zelger, Landammann von 
malden; Franz Anton Würſch, Yandammann Nidwalden. 
non Ridwalben. 1811 Joſeph Ignaz Stolmann, Pandammann von 


m ; Obwalden; Franz Xad. Würſch, Yandammann 
gie von Zife, dandammann von Di. von Nidwalden, und nach Abreife diefes Leztern, 


. j Franz Niffaus Zelger, Laudammann. 
1806 Franz Niffaus Zelger, Landammann und z 
. er 1812 Franz Niklaus Zelger, Pandammann und 
Landshauptmann von Nidwalden; Michael von d : 
— Dlwalben Bannerherr von Ridmalden; Niklaus Imfeld, 


R £ Yandammann von Obmalden. 
1807 Michael von Flüe, Landammanı von Obr 1813 Joſeph Simeon von Flüe, Yandammann und 


walden; Franz Anton Wurſch, Yandanmann Bannerherr von Obwalden; Franz Niklaus 
und Pannerherr von Nidwalden. Zelger, Yandammann und Pannerherr von 
1808 Franz Nillaus Zeiger, Yandammann vom | Nidwalden, 


Nidwalden, Michael von Flüc, Yandammann 18134. Joſeph Simeon von Flüe, Yandammann und 


von Obmalden. | Pannerherr von Obwalden; Franz Niflaus 
1809a. Franz Niklaus Zelger, Yandammann von Zelger, Yandammann und Pannerherr von 

Nidwalden. Nidwalden. 

Glarus. 

1803 Nitlaus Heer, Yandammann. 1807 Nitlaus Heer, Landammann; Anton Haufer, 
1804 Nitlaus Heer, Landammann. Vandesſtatthalter. 
1805 Anton Hauſer, Landesſtatthalter; Niflaus 1808 Anton Hau fer, alt⸗Landammann und Yanded- 

Heer, Landammann. ftatthalter; Nillaus Heer, Landammaun. 
1805a.Nitlaus Heer, Yandammann. 1809. Nillaus Heer, Landammann; Anton Hauier, 
1806 Mill. Heer, Yandesftatthalter; Anton Haujer, Landesſtatthalter. 


vLandammann. 


Nr. 1 

1809 Johann Jacob Zweifel, alt-andammann ; 

Anton Hauſer, Yandesftatthalter, 

1810 Nitlaus Heer, Yandammann; Anton Hauſer, 
Landesftatthalter. 

1811a. Niklaus Heer, Yandammann, 

1811 Karl Burger, Pandammann ; Niklaus Heer, 
Yandesftatthalter. 
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1812 Nitlaus Heer, Yandammann; Karl Burger, 
Yandammann. 
| 1813 Niflaus Heer, Yandammann; Karl Burger, 
! Yandesftatthalter, 
1813a Niklaus Heer, Landammann; Karl Burger, 
Yandesftatthalter. 





Zug. 


18038 Franz Michael Müller, Yandammann; franz 
Joſeph Andermatt, Mitglied des Raths. 
Franz Joſeph Andermatt, Mitglied des 
Raths; Baſile Grettner, Präfident. 
Franz Michael Müller, Yandammann; Franz 
of, Andermatt, Mitglied des Raths. 
18053. Franz Michael Müller, Yandammann , Franz 
Joſ. Andermatt, Mitglied des Raths. 
1806 Franz Joſeph Andermatt, Präfident des 
Raths; Franz Joſeph Müller, Biceftatthalter. 
Franz Joſeph Müller, Mitalied des Raths; 
Franz Joſeph Andermatt, Mitglied des 
Raths. 
Franz Joſeph Andermatt, Präſident; Franz 
Joſeph Müller, Biceſtatthalter. 
1809. Franz Joſeph Andermatt, Präfident; Franz 
Joſeph Müller, Biceftatthalter. 


1804 
1805 


1807 


1808 


1809 Franz Joſeph Müller, Viceftatthalter; Franz 

Joſeph Undermatt, Bräfident. 

Franz Joſeph Andermatt, Präfident und 

Dberftlientenant; Georg Joſ. Sidler, Raths— 

herr und Polizeidirector. 

Franz Joſehh Andermatt, Präjident und 

Oberftlientenant; Georg Fol. Sidler, Naths- 

herr und Bolizeidirector. 

Georg Joſeph Sidler, Rathsherr; Joſeph 

Anton Heß, Ammann. 

Joſeph Anton Heß, Ammann; Georg Joſeph 

Sidler, Rathsherr und Polizeidirector. 

Georg Joſ. Sidler, Rathsherr und Polizei— 

director; Joſeph Anton Heß, Ammann. 

18134. Georg Joſ. Sidler, Rathsherr und Polizei- 
director; Joſephh Anton Heßß, Ammann, 


1810 


18 11a, 


1811 
1812 


1813 


Freiburg. 


1803 Ludwig von Aifry, Schultheiß, Yandammann 


der Schweiz; Franz Anton Tehtermann, 


alt⸗Schultheiß; Joh. Ant. Herrenihmwand, 
Staatörath. 

1804 
ammann der Schweiz; Joh. von Montenad, 
Mitglied des Kleinen Raths; Juſtin Appen- 
thel, Ober-Appellationsichreiber, 

1805 
ammann der Schweiz; Joh. von Montenad,, 
Mitglied des Heinen Rath, 

18058. Ludwig von Affry, Schultheiß, alt-Yand- 
ammann der Schweiz; Joh. von Montenad, 
Mitglied des Kleinen Raths. 


Ludwig von Affry, Schultheiß, alt-Yand- 


Ludwig don Affry, Schultheiß, alt Fand- | 


ı 1806 Ludwig von Afiry, Schultheiß, alt-Yand- 

ammann der Schweiz; Joh. von Montenad, 

Mitglied des Seinen Naths. 

Joh. von Montenac, Mitglied des Kleinen 

Rath; Philipp von Maillardoz, Mitglied 

des Kleinen Raths. 

Joh. von Montenach, Mitglied des Kleinen 

Raths; Philipp von Maillardoz, Mitglied 

des Kleinen Raths; vom Odet, Vegations- 

jecretär. 

1809 a.Yudırig von Affrn, Schultheiß, Yandammann 

der Schweiz; Philipp von Mailtardo;, 
Mitglied des Kleinen Raths. 


' 1807 


' 1808 
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1809 


1810 


1811a. 


1811 


1803 


1804 


1805 


1805 a. 


1806 


1807 


1808 
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Ludwig von Affry, Schuftheiß, Yandammann 
der Schweiz; Joh. von Montenad, Mit | 
alied des Kleinen Raths; Bhilipp von Mail: 
lardoz, Mitglied des Kleinen Rath. 

Goch. von Montenach, Mitglied des Kleinen 
Raths; Philipp von Maillardoz, Mitglied 
des Kleinen Rache. 

Philipp von Maillardo;, Schultheik ; oh. 
Jacob Herrenſchwand, Regierungsftatthalter 
von Murten und Mitglied des Großen Raths. 
Philipp von Maillardoz, Schultheiß; J. | 
I Herrenihwand, MNegierungsftatthalter | 


1812 


1813 


Rr. 1 


von Murten und Mitglied des Großen Raths. 
Philipp von Maillardoz, Schultheiß; ob. 
Jacob Herrenihmwand, Regierungsftattbalter 
von Murten und Mitglied des Großen Narbe. 
Johann Jacob Herrenfhmwand, Regierungs- 
fiatthalter von Murten und Mitglied des Großen 
Raths; Joſeph von Dießbach, Mitglied Des 
Großen Raths. 


18134. Joſeph von Dießbach, Schultheiß; Johann 


Solothurn. 


Heinrih Grimm von Wartenjels, Schult- 
heiß; Konrad Munzinger, Candidat für den 
Großen Rath; Friedrih von Roll, Kantond- 
richter. 

Peter Glutz-⸗Ruchti, Schultheiß; Franz 
Gugger, Rathsherr; Fr. von Roll, Kan— 
tonsrichter. 

Peter Glutz-Ruchti, Schultheiß, Landammann 
der Schweiz; Amanz Glutz, Mitglied des 
Kleinen Raths; Franz Gugger, Mitglied des 
Kleinen Raths. 

Peter Glutz⸗Ruchti, Schultheiß, Landammann 
der Schweiz; Amanz Glutz, Mitglied des 
Kleinen Raths; Franz Gugger, Mitglied des 
Kleinen Raths. 
Peter Glutz-⸗Ruchti, Schultheiß, alt⸗Land 
ammann der Schweiz; Urs Jeſeph Lüthi, 
Mitglied des Kleinen Raths. 

Peter Glutz-⸗Ruchti, Schultheiß, alt⸗Land-⸗ 
ammann der Schweiz; Joh. Georg Krutter, 
Mitglied des Kleinen Raths. | 
Betr Glutz-Ruchti, Schultheiß, alteYand: 
ammann ber Schweiz; Victor Gibelin, Naths- 
herr; Johann Frey, Großrath. 





1809a.Heinri Grimm von Wartenfels, Schult- | 


heiß; Johann Frey, Mitglied des Stleinen | 
Raths. | 


1809 


1810 


18114 


1811 


1812 


1813 


‚ 1813a. 


Jacob Herrenfhmwand, Regierungsftattbalter 
bon Murten und Mitglied des Großen Raths; 
Philipp Fegeli, Yegationsfecretär, 


Peter Glutz-Ruchti, Schultheiß, alt-Yand- 
ammann der Schweiz; Urs Joſeph Lüthi, 
Mitglied des Kleinen Raths. 


Peter Glutz⸗Ruchti, Schultheig, alt-Yand- 
ammann der Schweiz; Urs Joſeph Lüthi, 
Mitglied des Heinen Raths; Friedr. v. Roll, 
Staatsichreiber. 


Henri Grimm von Wartenfels, Schult- 
heiß, Yandammann der Schmeiz; Ant. Gerber, 
Mitglied des Kleinen Raths; Victor Gibelin, 
Oberft und Mitglied des Kleinen Raths. 


Heinrich Grimm von Wartenfels, Schult: 
heiß, Yandammann der Schweiz ; Ant. Gerber, 
Mitglied des Kleinen Raths; Victor Bibelin, 
Oberft und Mitglied des Kleinen Raths. 


Henrich Grimm von Wartenfels, Scult 
heiß, alt-Yandammann der Schweiz; FFriedrid 
von Noll, Staatöjchreiber, 

Veter Glutz-⸗Ruchti, Schultheiß, alt-Fand- 
ammanı der Schweiz; Friedrich von Roll, 
Staatsſchreiber. 

Heinrich Grimm von Wartenfels, Schult⸗ 
heiß, alt-Landammann der Schweiz; Ludwig 
von Roll, Rathsherr; Johann Fren, Ober 
amtmann von Olten. 


Nr. 1 


1803 


1804 


1805 


1805 a. 
1806 


1807 


1805 


1809. 


1803 
1804 
1805 


18053. 
1806 


1807 
1808 


1809 a. 
1809 


Anhang 
Baſel. 


Hans Bernhard Sarrafin, Bürgermeiſter; 
Hans Georg Stehlin, Mitglied des Heinen 
Nabe; Yeonhard Häufßler, Mitglied des 
Kleinen Raths. 

Hand Bernhard Sarrafin, Bürgermeifter ; 
Hans Georg Steflin, Mitglied des Kleinen 
Raths; Yeonhard Häufler, Mitglied des 
Kleinen Raths. 

Andr. Merian, Bürgermeifter; Abel Merian, 
Mitglied des Kleinen Raths; Hand Georg 
Stechlin, Mitglied des Kleinen Raths. 
Andr. Merian, Bürgermeifier; Abel Merian, 
Mitglied des Kleinen Raths. 

Andr, Merian, Bürgermeifter, Yarbammann | 
der Schweiz; Leouhard Häußler, Mitglied 
des Kleinen und Staatsraths; Rud. Stähelin, 
Dreierherr und Staatsrat. 

Andreas Merian, VBürgermeifter, alte Yand« 
anmann der Schweiz; Daniel Schorndorf, ' 
Mitglied des Kleinen Raths; Johann Jacob 
Minder, Mitglied des Heinen Raths. | 
Andreas Merian, Bürgermeifter, alt-Yands | 
anımans der Schweiz; Johann Zäslin, Mit 
glied des Kleinen Raths. 





1809 


1810 


181la, 


1811 


1812 


1813 


1813. 


Andreas Merian, Bürgermeiter, alt-Yand» 
Schaffhauſen. 
Balthaſar Pfiſter, Bürgermeifter; David | 1810 


Stofar von Neuforn, Selelmeilter. 
David Stofar von Neuforn, Sefelmeifter; 
Johann Konrad Siegrift, Staatsjchreiber, 
David Stolar von Neuforn, Seckelmeiſter; 
Johann Konrad Siegrift, Staatsſchreiber. 
Balthafar Bfifter, Bürgermeifter. | 
David Stofar von Neufern, Selelmeifter; | 
Bernd. Müller, Mitglied des Meinen Raths. 
Balthaſar Pfiſter, Pürgermeiiter; Johann | 
Jacob Spleiß, Selelmeiſter. 

Balthaſar Pfiſter, Burgermeiſter: Philipp | 
Ehrmann, Mitglied des Kleinen Raths. 
David Stokar von Neuforn, Selelmeiſter. 


David Stofar von Nenforn, Sefelmeilter; | 1813a. Balthaſar Pfifter, Bürgermeifter ; 


Beat Wilhelm von Waldkirch, Mitglied des 
Kleinen Raths 


1811a. 


1811 


1512 


1813 
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ammann der Schweiz; Johann Jalob Minder, 
Oberſt, Mitglied des Kleinen Raths und Dreier 
herr. 

Andreas Merian, Pirgermeifter, alt-Pand- 
ammann der Schweiz; Chriftoph de Math, 
Ehinger, Oberſt und Mitglied des Kleinen 
Raths. 

Hans Bernhard Sarrafin, Bürgermeifter ; 
Johann Jacob Minder, Oberft und Mitglied 
des Kleinen Raths. 

Veter Burckhardt, Bürgermeiſter; Hans Georg 
Stehlin, Oberſt und Mitglied des Großen 
Raths. 

Peter Burdhardt, Bürgermeiſter; Joh. Jacob 
Minder, Staatsrath und Oberſt. 

Peter Burckhardt, Bürgermeiſter, Landammann 
der Schweiz; Joh. Georg Stehlin, Oberſt, 
Mitglied des Kleinen und des Staatsraths; 
Johann Jatob Minder, Oberſt, Staatsrath 
und Dreierherr. 

Peter Burckhardt, Bürgermeiſter, alt-Land— 
ammann der Schweiz; Joh. Jacob Minder, 
Oberſt, Staatsrath und Dreierherr. 

Johann Henrich Wieland, Birgermeifter ; 
98. Georg Stehlin, Oberft und Staatsrath. 


Baltbafar Pfiſter, Bilrgermeilter; Johann 
Martin von Mepenburg, Mitglied des 
Kleinen Raths. 

Balthafar Pfiſter, Bürgermeilter ; Johann 
Darin von Meyenburg, Mitglied des 
Kleinen Raths. 

Valthafar Pfiſter, Bürgermeilter ; Johann 
Martin von Meyenburg, Statthalter und 
Rathöherr. 

David Stofar von Neufern, Sefelmeifter; 
Balthafar Pfifter, Mitglied des Kleinen Raths. 
Balthafar Bfifter, Bürgermeilter; Johann 
Uridh von Waldkirch, Stadtgerichtöpräfident 
und Kantonsrath. 

Johann 
Urih von Waldkirch, Stadtgerichtspräſident 
und Kantonsrath. 
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1804 


1805 


1805 a. 


1806 


1807 


1808 


1803 


1804 


1805 


1805 a. 


1806 


1807 
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Anton Joſeph Herſche, Landammann; Anton ! 1809a.Foieph Anton Bijhofberger, Yandammann 
Joſeph Dähler, Statthalter von Innerrhoden; | 


Johann Jacob Zellmeger, Yandammanı; 
Math. Scheuß, Statthalter von Außerrhoden. 
Karl Franz Bifchofberger, Landammann 
von Innerrhoden; Koh. Jacob Zellmeger, 
Landammann; Math. Scheuf, Statthalter von 
Außerrhoden 

Anton Joſeph Dähler, Landammann von 
Innerrhoden; Math. Scheuß, Landsſtatthalter 
von Außerrhoden. 

Johann Jacob Zellweger, Landammann von 


Außerrhoden; Anton Joſeph Dähler, Yand- 


ammann von Innerrhoden. 

Johann Jacob Zellmeger, Landammann von 
Außerrhoden; Anton Joſ. Krüßi, Pandsitatt: 
halter von Innerrhoden 

Johann Jacob Zellweger, Yandammann von 
Außerrhoden; Karl Franz Biſchofberger, 
Yandammann — nad) deſſen Tode Ant. Joſeph 
Krüßi, Pandsflatthalter — und Yandöhaupts 
mann Fäßler von Innerrhoden, 

Joſeph Anton Bifchofberger, Landammann 
von Innerrhoden; Math, Scheuß, vands— 
ftatthalter von Außerrhoden. 


1809 


1810 


18 11a. 


1811 


1812 


1813 


1813. 


St. Gallen. 


Karl Müller Friedberg, Präjident des 
Regierungsraths; ac. Lorenz Eufter, Regie 
rungsrath. 

Karl Mäller-Friedberg, Präſident des 
Megierungsraths; Caſp. Steinlin, Kantons: 
rath. 

Julius Hieronimus Zollikofer, Regierungs— 
rath; Xaver Gmür, Mitglied des Großen 
Raths. 

Karl Müller- Friedberg, Regierungsrath; 
Jacob Yorenz Cuſter von Rheineck, Regie 
rungsrath. 

Karl Müller-Friedberg, Regierungsrath; 
Friedrich Cuſter, Kantonsrath. 

Julius Hieronimus Zohlikofer, Regierungs— 


1808 
18094. 


1809 


1810 
IS11a. 


1811, 


1812 


ratb; Franz Joſ. Bücler, Appellationsrichter. 


von Innerrhoden; Math. Scheuß, Yands- 
ftatthafter von Außerrhoden. 

Johann Jacob Zellweger, Yandammanı von 
Außerrhoden; Rofeph Anton Biſchofberger, 
Fandammann von Innerrhoden. 

Math. Scheuß, Yandaftatthalter von Außer 
rhoden ; Joſeph Ant. Biſchoöfberger, Yand- 
ammann von Innerrhoden. 

Johann Jacob Zellmeger, Yandanımann von 
Außerrhoden ; Joſeph Anton Bifchofberger, 
Yandammann von Innerrhoden. 

Joſeph Anton Biſchofberger, Landammann 
von Innerrhoden; Math. Sche u ß, Statthalter 
von Außerrhoden. 

Johann Jacob Zellweger, Landammann von 
Anßerrhoden; Joſeph Anton Biſchofberger, 
Landammann von Innerrhoden. 

Johannu Jacob Zellweger, Landammann von 
Außerrhoden; Joſeph Anton Biſchofberger, 
Yandammann von Innerrhoden. 

Johann Jacob Zellmweger, Yandanımann von 
Außerrhoden; Joſeph Anton Biſchofberger, 
Yandammann von Innerrhoden. 


Joachim Bancraz Reutti, Regierungsrath; 
Hermann Fels, Kantonsrath. 

Karl Müller-Friedberg, Regierungsrath; 
Hermann Fels, Mitglied des Großen Raths. 
Karl Müller- Friedberg, Regierungsratb; 
Johann Jacob Schirmer, Kantons und 
Erziehungsrath. 

Julius Hieronimus Zollilofer, Regierungs 
rath; Franz Joſ. Zweifel, Appellationsratb. 
Julius Hieronimus Zollifofer, Regierung: 
rath; Franz Joſ. Zweifel, Appellationsrath. 
Noabim Bancraz Reutti, Regierungsrath; 
Johann Jacob Schirmer, Kantons— ımd 
Appellationsrath. 

Julius Hieronimus Zollilofer, Regierungs— 
rath; Kantonsrath Wirtz von Rudenz. 
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1803 


1804 


1805 


1805 a. 
1806 


1807 


1808 


1809 a. 


1803 


1804 


1805 
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Karl Müller» Friedberg, Negierungsrath; | 
Johann Friedrih Eufter, Kantonsrath. 
Karl Müller- Friedberg, Regierungsrath; 


Graubünden. 


Bincenz von Salis von Sils, Prälident 
des Kleinen Raths; Paul Ant. von Toggen— 
burg, Hauptmann. 
Bincenz von Galis von Sils, Präfident 
des Kleinen Raths; Paul Ant. von Toggen— 
bura, Oberftlieutenant. 
Georg Anton Bieli, Mitglied des Großen | 
Naths; Georg Gengel, Mitglied des Großen | 
Raths. | 
Bincenz; von Salis von Sils, Präfibent 
bes Kleinen Raths 
Ulrich Sprecher von Bernegg, Präſident 
des Kleinen Raths; Georg Anton Bieli, 
Legationsrath. | 
| 
l 
I} 


Vincenz von Salis von Sils, Bundes- 
präfibent; Clem. Maria a Marca, Landrichter; 
Ich. Theod. Enderlin, Bundeslandammann. 
Georg Ant. Bieli, Landrichter; Florian Ulr. 
von Planta, Bundespräfibent; PRalentin | 
Rofler, Bundeslandammann. | 
Jacob Ulrich Spreher von Bernegg, 
Bundeslandemmann; Franz Simon v. Salis— 
Zizers, Amtsftatthalter. 





1809 


1810 


1811a. 


1811 


1812 


1813 


1813. 


Aargau, 


Karl von Reding, Mitglied des Sleinen | 
Raths; Rudolf Jenner, Mitglied des Großen 
Raths; Karl Friedrih Zimmermann, Mit 
glied des Großen Raths. 

Karl von Reding, Mitglied des Steinen 
Raths; Johann Herzog von Effingen, 
Mitglied des Großen Raths; Friedr. Jehle, 
Mitglied des Großen Raths. 

Johann Herzog von Effingen, Mitglied 
des Großen Raths; Friedr. Jehle, Kantons 
richter; Melchior Luſcher, Kantonsrichter. 


18054. Karl von Reding, Regierungsraih; Rudolf 


Jenner von Breſtenberg 


1806 


1809. 


1809 
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oh. Friedrih Cuſter, Kantonsrath; Bartho- 
lomä Meyer J. U. D., Rathsfchreiber und 
Yegationsfecretär. 


Johann Theodor Enderlin, Bundesland- 
ammannz; Yandrihter von Latour; Johann 
Baptifta von Salis. 

Rudolf von Salis-Soglio, Bürgermeifter; 
Paul Anton von Toggenburg, Dberit- 
bientenant und Landrichter; Andre. Spreder 
von Bermega, Bundesftatthalter. 

Bincenz von Sali8 von Sils, Bundes» 
pröfident; Jac. Ulrich Spreder von Beru- 
egg, Bundeslandammann. 

Landrichter von Yatour; Baptift von Salis, 
Bundespräfident und Bürgermeifter; Bundes: 
landammann von Ott. 

Jacob Uri Sprecher von Bernega, 
Bundeslandammann ; Johann Beter de Mar: 
hion, Landrichter; Anton Victor Graf von 
Traver® von Örtenftein. 

Gauden; von Planta, Bicar; Chriſtoph 
von Albertini, Bundespräfident; Chriftoph 
von Toggenburg, Landridter. 

Gaudenz von Plauta, Bundeslandammann; 
Chriſt. von Albertini, alt-Bundespräfibent. 


Johann Dolder, Regierungsrath; Fol. Ludw. 
Baldinger, Appellationsrath. 

Karl von Reding, Regierungsrath; Melchior 
Luſcher, Appellationsrichter. 

Johann Herzog von Effingen, Regie— 
rungörath; Heinrich Weber, YWppellations- 
richter, 

Fohann Herzog von Effingen, Oberft 
und Mitglied des Aleinen Raths; Heinrich 
Weber, Mitglied des Appellationsgerichts. 
Johann Herzog von Effingen, Oberfi 
und Regierungsrath; Heinrich Weber, Mit: 
glied des Appellationsgerichts. 
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1810 Karl Fetzer, Negierungsrath; Franz Ludwig Rothpletz, Mitglied des Großen Raths und 
Hürner, Stabtichreiber, des Finanzraths. 
181la. Beter Suter, Regierungsrath; Johann Jgnaz | 1813 Peter Suter, Negierungsrath; Johann Ignaz 
Fiſchinger, Bezirkamtmann. | Fifhinger, Oberamtmann zu Rheinfelden. 
1811 Karl Fetzer, Regierungsrath; 3. J. Bä ak | 1813a.Rarl Fetzer, Negierungsrath, Franz Ludwig 
Großrath. | Hürner, Appellationsrath;; Joh. Leop. Badı- 
1812 Karl Fetzer, Regierungsrath; Joh. Heinrich | mann, Legationsſecretär. 
Thurgau. 
1803 Johann Morelt, Präfident des Großen Raths; 1809 Johann Morell, Negierungsrath; Mathias 
Joſ. Anderwerth, Mitglied des Meinen Rath. Ammann, Mitglied des Großen Raths und 
1804 Johann Morell, Negierungsrath ; Joſeph des Appellationsgerichts. 
Andermerth, Regierungsrath. 1810 Johann Morell, Negierungsrath ; Joſeph 
1805 Ichann Morell, Megierungsrath ; Joſeph Andermwertb, Regierungsrath. 
Undermwerth, Regierungsrat. 1811la. Johann Morell, Regierungsrath; Joſeph 
18058. Johann Morell, Regierungsrath; Joſeph Anderwerth, Regierungsrath. 
Anderwerth, Regierungsrath. | 1811 Johann Morell, Regierungsrath ; Jeſeph 
1806 Johann Morell, Negierungsrath; Joſeph Anderwerth, Regierungsrath. 
Anderwerth, Regierungsrath. | 1812 Joſeph Anderwerth, Negierungsrath; ob. 
1807 Johann Morell, Regierungsrath; Joſeph | Urih Hanhart, Regierungsrath. 


Anderwerth, Negierungsrarb. 1813 Johann Morell, Regierungsrath; Placidus 
1808 Joſeph Anderwerth, Regierungsrath; oh. | Rogg, Regierungsrath. 

Urih Hanhart, Regierungsrath. 1813 a. Johann Morell, Regierungsratb; Joſeph 
1809a. Johann Moretl, Negierungsrath; Joſeph Anderwerth, Regierungsrath. 

Andermerth, Regierungsrath. t 


Telfin. 


1805 Annibal Bellegrini, Mitglied des Großen | 
Raths; Ant. Marcacci, Mitglied des Großen | 


1809 Joſ. Ruscont, Mitglied des Kleinen Ratbs; 
Großrath Stoppani, 


Raths. 1810 Joh. Baptift Maggi, Regierungsrath; Regie: 
1804 Joſephh Rusconi, Regierungsrath; J. B. rungsrath Frasca. 

Quadri, Regierungsrath. 181la. Joſ. Rusconi, Mitglied des Kleinen Raths; 
1805 Andr. Caglioni, Mitglied des Kleinen Rath; Andre, Caglioni, Mitglied des Appellations- 

J. B. Maggi, Mitglied des Kleinen Raths. gerichts. 
13054. J. B. Maggi, Regierungsrath. 1811 Joſeph Rusconi, Regierungsrath; Andreas 
1806 J. B. Maggi, Regierungsrath; Rud. Regli, Caglioni, Regierungsrath. 

Großrath. 1812 Joſeph Rusconi, Regierungsrath; Andreas 


Caglioni, Regierungsrath. 
1813 Joſephh Rusconi, Regierungsrath; Andreas 


1807 Andr. Buſtelli, Mitglied des Großen Raths; 
Rudolf Regli, Mitglied des Großen Raths. 


1808 Job. Baptiſt Maggi, Mitglied des Kleinen Eaglieni, Regierungsrath. 
Raths; Großrath Mole. 18134. Vincenz Dalberti, Regierungsrath; Anton 
18094. Joh. B. Maggi, Mitglied des Kleinen Raths; Iſidor Rusca, Großrath und Appellations— 


Andr. Caglioni, Mitglied des Kleinen Raths. richter. 
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Waadt. . 


1803 Ludwig Secretan, 
Raths; vudwig Bourgeois, Mitglied des 
Großen Raths; Franz Clabel, Mitglied des 
Großen Raths. 

Ludwig Secretan, 
Rath; Franz Elavel, 


1804 Mitglied des Großen 


Mitglied des Appel 


lationsgerichts; Joh. Rudolf DuThon-Eor- ' 


nillat, Mitglied des Großen Mathe. 

Ludwig Secretan, Mitglied des Großen 
Raths; Franz Elavel, Mitglied des Großen 
Raths. 

18058. Ludwig Secretan; Mitglied des Großen 
Raths; Heine. Monod, Mitglied des Großen 
Raths; Franz Elavel, Mitglied des Großen 
Raths. 

vudwig Secretan, Mitglied des Großen 
Raths; Franz Clavel, Mitglied des Großen 
Raths. 

Yadwig Secretan, Mitglied des Großen 


1805 


1806 


1807 


Raths; Franz Clavel, Mitglied de Großen | 


Raths. 
Ludwig Secretan, Mitglied des Großen 
Raths; Franz Elavel, Mitglied des Großen 
Raths. 


1808 


Mitglied des Großen | 1809a. Ludwig Secretan, Mitglied des Grofen 


Raths; Profeffor Benj. Carard, Mitglied des 
Großen Raths. 
Ludwig Secretan, 
Raths; A. Blanhenay-Penel, 
des Großen Raths. 

Ludwig Secretan, Mitglied des Großen 

Raths; Ant. Blanchenay-Penel, Mitglied 

des Großen Raths. 

18 11a. Ludwig Secretan, Mitglied des Grofen 
Raths; Ant. Blanhenay-Penel, Mitglied 
des Großen Naths. 

1811 Auguft Bidon, Mitglied des Meinen Raths; 
Gorrevon de Martinez, Mitglied des 
Großen Raths; Ant. Blandenay-Penel, 
Mitglied des Großen Raths. 

1812 Auguft Pidou, Mitglied des Seinen Raths; 
Heinrich Monod, Hauptmann. 

1813 Julius Muret, Mitglied des Seinen Raths; 
Karl Secretan, Profeffor und Mitglied des 
Großen Raths. 

1813a. Julius Muret, Negierungdrath ; Heinrich 
Monod, Regierungsrath; Ludw. Gecretan, 
Mitglied des Großen Raths. 


1809 Mitglied des Großen 


Mitglied 


1810 


Decret des Kaifers Napoleon aus Fontainebleau, vom 12, November 1810, 
wodurch Wallis mit Frankreich vereinigt wird. 


Narorkos, Empereur des Frangais, Roi d’Italie. Protecteur de la Confädsration du Rhin, Mediateur 


de la Confüderation suisse ; 


Considerant que la route du Simplon qui reunit l’Empire & notre royaume d’Italie, est utile & plus 
de soixante millions d’hommes; qu’elle a couté & nos tr&sors de France et d’Italie plus de dix-hait millions, 


depense qui deviendrait inutile, si le commerce n'y trouvait commodit# et parfaite sürete; 


Que le Valais n’a tenn aucun des engagemens qu'il avait contractes, lorsque nous avons fait com- 


mencer les trayaux pour ouvrir cette grande communication ; 
Voulant d’ailleurs mettre un terme A l'anarchie qui afflige ce pays, et couper court aux prötentions 


abusives de sonverainet£ d'une partie de la population sur l'autre, 
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Nous avons deerets et ordonne, deeretons et ordonnons ce qui suit: 

Art. 1*r. Le Valais est reuni a l’Empire. i 

2° Ce territoire formera un departement, sous le nom de döpartement du Simplon. 

3° Ce departement fera partie de la 7° Jivisien militaire. 

4° Il en sera pris possession, sans delai, en notre nom, et un commissaire general sera charge de 
l’adıministrer pendant le reste de la prösente annde. 

5° Tous nos ministre sont charg‘s de l’ex6&cution du present deeret. 


Sigue NAPOLEON. 


Par P’Empereur, le ministre secrötaire d’elat, 
signed H. B. Due oe Bassaxo, 


Abruf aus: Bulletin des Lois de l’Empire frangais. 4* Serie. Tome treizieme, p. 441. Ebendort, 
©. 442 das Decret vom gleichen Tage, momit der Divifiondgeneral Cäſar Berthier ald Generalcommiffär zur 
Befiznahme des Wallis ernannt wird. 


Dazu gehört: 


Senatus-consulte organique portant reunion du Valais au territoire de Ü Empire. 
Du 13 Decembre 1810, 


Narorkox, par la gräce de Dien et les constitutions, Empereur des Frangais, Roi d'Italie, Protecteur 
de la Confsderation du Rhin, Mediateur de la Confödsration suisse, ete. ete., à tous prösens et & venir, salut. 
Le Senat, aprös avoir entendu les orateurs du Conseil d’Etat, a déœorété et nous ordonnons ce qui suit: 


Extrait des Registres du Senat conservateur, dw jeudi 13 Decembre 1810, 


Le Senat conservateur, reuni au nombre de membres preserit par l’artiele 90 de l’acte des consti- 
tutions da 13 Decembre 1799; 

Yu le projet de Senatus-consulte organique, redige en la forme prescrite par l'article 57 de l’acte 
des constitutions en date du 4 Aont 1802; 

Aprös avoir entendu, sur les motifs du dit projet, les orateurs du Conseil d'état, et le rapport de 
la commission speeiale nommde dans la ssance du 10 de ce mois; 

L’adoption ayant été deliberde au nombre de voix preserit par l’artiele 56 de l’acte des constitutions 
en date du 4 Aoüt 1802, 

Deerete: 

Art. 1%, Le Valais est reuni au territoire de l’Empire frangais. 

2° Il formera un departement sous le nom de döpartement du Simplon, 

3° Le departement du Simplon aura un député au Corps legislatif. 

Ce député sera nomm& en 1811; il sera renonvel# dans l’annde de la quatrieme serie, à laquelle le 
departement du Simplon appartiendra. 


4° Le döpartement du Simplon sera du ressort de la cour impsrinle de Lyon. 
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5° Le present senatus-consulte organique sera transınis, par un message, à Sa Majests imporiale 
et royale. 
(Suivent les signatures du präsident, des seeretaires et du chancelier du senat.) 


Mandons et ordonnons que les presentes, rvetues des sceaux de l’Etat, insördes au Bulletin des 
lois, soient adressäas au Cours, au Tribunaux et aux »utorites administratives, pour qu’ils les inserivent 
dans leur registres, les observent et les fassent observer; et notre Grand-Juge Ministre de la Justice 
est charges d’en surveiller la publication. 

Donned en notre palais des Tuileries, le 14 Decembre de l’an 1810, 


Signde NAPOLEON. 
Vu par nous Archichancelier de ’ Empire, 
Signd ÜAmmacknäs. 
Le Grande-Juge Ministre de la Justice, Par U’Empereur, le Ministre Secrelaire d’.Etat, 
Siene Doc pr Massa. Siene H.B, Dre ne Bassatco. 
Ibldem, &. 567.08 


Neutralitätserklärungen duch die eidgenoſſiſche Tagſazung. 
A. Bom 23, Beptember 1805. 


Wir der Landammaun der Schweiz und die bevollmächtigten Gefandten der 19 Kantone der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft, 

Nachdem wir uns außerordentlicher Weiſe verſammelt und in unſerer Sizung die innere Lage der Schweiz 
ſowie die Stellung und Berhältniſſe derſelben gegen die auswärtigen hohen Mächte zum Gegenſtand eines 
ſorgfältigen Nachdenkens genommen haben, erklären hiemit im Namen der neunzehn verbündeten ſtantone 
einhellig und feierlich: 

Daß bei der ſich erzeigenden traurigen Ausſicht eines nahen Ausbruchs des Kriegs zwiſchen den großen 
Mächten, deren Lande das ſchweizeriſche Gebiet beinahe umſchließen, die Tagſazung, geleitet durch den Geiſt 
der ſchweizeriſchen Treue, in forgfältiger Beobachtung der mit benachbarten Staaten beftchendeu Berträge 
und freundichaftlichen Verhältniſſe durch die anererbten friedlichen und achtungsvollen Gefinnungen gegen alle 
Mächte und in reifer Überlegung des Pedürfniffes des jchmeizeriichen Volles, dem zu feinem Wiederaufblühen 
Frieden, gerechte Schonung von Seiten des Auslandes und ungeitörte Sicherheit unentbehrlich find, «8 als 
ihre heiligfte Pflicht anfehe, fich im Falle eines ansbrechenden Krieges volllommen neutral zu verhalten, dieje 
Neutralität gemiffenhaft und unparteiiich gegen jede friegführenden hohen Mächte und derd Verbündete zu 
beobachten und durch ihre Angehörigen beobachten zu lafjen. 

Zu Handhabung diefer Neutralität und zu Eicherung der Ordnung in dem Umfang des jchweizerifchen 
Gebiets hat fi daher die Tagfazung entichloffen, die ſchweizeriſchen Grenzen mit eidgenöſſiſchen Truppen 
zu befezen und die Sicherheit und Umverlezbarteit ihres Gebiets mit den Waffen zu bejchlizen. 

1 
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Die Tagſazung jchöpft indefien aus den biäherigen Außerungen der beiden Kaiſerhöfe, aus der wohl: 
mollenden Theilnahme, welche von denfelben an den Schikſalen der Schweiz und noch neuerdings im Bezug 
auf die gegenwärtigen Kriegsräftungen bezeugt worden, zuverjichtliche Hoffnung und erwartet von der 
Gerechtigkeit diefer Monarchen, daß fie dieſe Neutralität eines friedfertigen und unabhängigen Bollkes bei 
feinem Verhältniß des Krieges befränfen und verlegen, und zu dieſem Ende an die Anführer ihrer Armeen 
die gemefjenften Befehle ergehen lafien werden, daß diefelben das neutrale ſchweizeriſche Gebiet nicht berühren, 
viel weniger auf demfelben Pofto faffen oder den Durchpaß nehmen follen. 

Kraft defien iſt die gegenmärtige Erflärumg, deren gehörige Mittheilung und Belanntmahung Seiner 
Ereellenz dem Yandammann der Schweiz anfgetragen ift, mit dem eidgenöffifchen Eiegel und der Untericrift 
des Landammanns und des eidgenöffiichen Kanzlers verfehen worden. 

In Solothurn den 23, Herbſtmonat 1805. 


B. Yom 18. Movember 1813. 
1, Bortlaut der Erflärung. 


Wir der Landammann der Schweiz und die bepollmächtigten Gefandten der XIX Kantone der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft, 

Im der diesjährigen Bundesſtadt Zürich außerordentlich verſammelt, um bei den gegenwärtigen politiſchen 
und Sriegsbegebenheiten die innere Lage unfers Baterlandes und desfelben Stellung gegen die auswärtigen 
hohen Mächte forgfältig wahrzunehmen, erflären hiermit im Namen der XIX verbündeten Kantone einhellig 
und feierlid: 

Daß die ſchweizeriſche Eidgenofjenschaft jenen althergebradhten Grundſäzen getreu, welche Jabr- 
hunderte hindurch die Entfernung des Kriegsſchauplazes von dem ſchweizeriſchen Grund und Boden, die 
Unverlezbarfeit desfelben von Seiten anrüfender Armeen, die jorgfältige Erhaltung der nachbarlichen Ber- 
hältniffe und die Beobachtung eines freundicaftlihen Benehmens gegen alle Staaten zur Grundfage, zum 
Zwel und zur Wirkung hatten, es als ihre heilige Pflicht anfehe, fich in dem gegenwärtigen Krieg 
volltonmen neutral zu verhalten, und dieſe Neutralität geroiffenhaft und unparteiiſch gegen alle hohen 
friegführenden Mächte zu beobachten. 

Zu Handhabung diefer Neutralität und zu Sicherung der Ordnung in dem Umfang des ſchweizeriſchen 
Gebiets hat ich daher die Tagſazung entichloffen, die Fchmweizeriichen Grenzen mit eidgenöfjishen Truppen 
zu beſezen umd die Sicherheit und Umnverlegbarfeit ihres Gebiets mit den Waffen zu beſchüzen. 

Nach der mwohlmollenden Theilnahme, welche die gegeneinander im Krieg begriffenen laiſerlichen und 
königlichen Höfe an den Scitfalen der Schweiz ſtets bemiefen haben, ficht die Tagſazung in der zuverfichtlichen 
Überzeugung, daß fie dieſe Nentralität eines mnabhängigen Bolles, welchen äußere und innere Ruhe, gerechte 
Schonung von Seite des Auslandes und ungeftörte Sicherheit die mwelentlichfte Bedingung feiner National 
eriftenz find, in feinem Verhältniß des Krieges verlegen, und zu diefen Ende an die Anführer ihrer Heere 
die gemefienften Befehle ergehen laflen werden, das neutrale Schmweizergebiet nicht zu berühren, viel weniger 
auf demielben Porto zu fafien oder den Durchpaß zu nehmen. 

In Kraft deffen die gegenwärtige Erklärung mit dem eidgenöffischen Siegel und der Unterfchrift des Yand- 
ammanns der Schweiz und bes eidgenöſſiſchen Kanzlers verjchen worden ift, in Zürich den 18, November 1813. 

(Siegel.) (Unterjchriften.) 
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2. Kundgebung an das Schweizerpoflf, 


Bir der Yandanmann der Schmeiz und die Mitglieder der Tagfazung der NIX Kantone der fchmeize- 
riſchen Eidgenoſſenſchaft entbieten Euh Eidgenoifen unſern Gruß! 

Der Arieg, noch vor weniger Zeit ferne von uns, hat fich der Grenze unſres Baterlandes, unferer 
Heimat genähert. 

Unter diefen Umftänden lag es uns, den Abgeordneten der jänumtlihen Stände des Schmweizerbundes 
ob, die Yage des Baterlandes zu berathen, an bie triegführenden Mächte die angemefjenen Eröffnungen 
abgehen zu laffen und die ferner erforderlichen Maßregeln zu treffen. 

Treu den Grundſäzen unjerer Väter haben wir Kraft habender Vollmachten und Aufträge unjerer 
Regierungen, mit einem Willen und einer Stimme die Neutralität der Scmeizer erklärt und werden 
nun ſogleich die darüber ausgeftellte Urfunde den hohen friegführenden Monarchen auf angemejjene Weife 
übergeben und befannt machen faflen. 

Die Beobachtung einer ftrengen Neutralität hat unter Gottes allmächtigem Schuz Jahrhunderte lang 
die Freiheit und Ruhe des Baterlandes gefichert; heute wie in jenen verfloffenen Zeiten ift fie allein unferem 
Bedürfniß und unferer Lage angemeffen. Wir wollen fie aljo mit allen in unfern Kräften ftehenden Mitteln 
handhaben und behaupten. Die Freiheit und Unabhängigfeit des Baterlandes zu bewahren, feine gegenwärtige 
Berfaffung zu behaupten, das ift der einzige aber große Zwel aller unſerer Anſtreugungen. 

Euch Eidgenofien aller löblihen Stände des Bundes ertheilen wir von diefer im Namen des gemeine 
famen VBaterlandes abgegebenen Erklärung ſogleich Kenntniß, damit eim jeder von Euch, er feie wer er wolle, 
in dem gleichen Sinne handle und fo zu dem vaterländiichen Zwek beitrage, jeder willig und gerne das, mas 
das Wohl und die Erhaltung des PVaterlandes von ihm fordert leifte und erfülle, und fo fich würdig feiner 
Väter und der Fortdauer feines Glüks bemähre. 

Gott dem Allerhöchſten fer ehrfurchtsvoll unſer aller Dank für die unermeßlichen Wohlthaten gemeihet, 
mit denen er unjer Baterland bisanhin gefegnet hat; feinem allmächtigen Schuz fei deifen fernere Erhaltung 
und Ruhe durch unfer aller Gebet empfohlen, 

Gegeben in Zürich den 20, November 1813. 

Siegel.) (Unterichriften,) 


3. An den Haifer von Franfreih, König von Ftalien. 


Sire! Les dvenemens ont marqué le moment oüı la Diete de la Confederation suisse extraordinairement 
assemblee, eroit devoir proclamer le systeme que la Suisse vent adopter dans le cours de la presente guerre. 

Dis le tems de Frangois I" Ja neutralitö fut un principe fondemental de l’alliunce des Suisses aver 
la couronne de France. Le traits conclu en 1803 l’ayant rappell& et consacrs de nouveau, nous restons 
invariablement fidelles & nos maximes nationales, en deelarant aujourd’hui notre volonts d’observer 
envers toutes les puissances, dans le sens le plus absolu et le plus impartial, cette meme neutralitk, 
sur laquelle repose notre existence politiqne, 

Nous devons, Sire! a votre bienveillance, d’avoir vu disparoitre dans les derniers tems un obstaele 
qui auroit pu la compromettre d'une maniere grave. En acquiesgant à nos veux sur ce point, Votre 
Majests Imperiale et Royale nous a donne de nonverux motifs d'esperer, que 1a deelaration de In 
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Diöte sera favorablement accueillie, et qu' Elle daignera par un acte formel faciliter la reconnoissance 
et la garantie röciproque de la neutralit# de la Suisse de la part de toutes les puissances. 

Dans cette confiance la Diöte, Sire! fait des dömarches analogues auprös des Sonverains allies 
contre la France; elle avise en m&me tems aux dispositions militaires, qu’exige la presence de quelques 
eorps de troupes dans le voisinage des frontiöres de la Suisse, 

Messieurs Vincent Ruttimann, ancien Landammann de la Suisse, Avoyer du Canton de Lucerne, 
et Jean Henry Wieland, Bourgmestre du Canton de Bäle, qui se rendent dans votre räsidence Imptriale 
en qualit# de nos Envoyés extraordinaires, sont charges de prösenter à Votre Majests cette lettre et 
la declaration de notre nentralite. Nons prions Votre Majest& Imperiale et Royale de vouloir bien les 
aceueillir avec bonte et d’avoir leur mission pour agreable. 

Nous sommes dans les sentimens du plus profond respect de Votre Majeste Imperiale et Royale 


les trös-obeissans servitenrs, 
Zurich, le 18. Novembre 1813. fidelles allies et bons amıs. 
Le Landammann President de la Diöte 
generale de la Suisse, 
JEAN DE REINHARD. 
Le Chaneelier de la Confederation, 


Moussox, 


4. Un den Kaiſer von Rußland. 


Sire! La Diete des dix-neuf Cantons suisses ayant proclame & l’unanimite le vau de rester neutre 
dans la lutte ou presque toutes les puissances de l’Europe se trouvent engagées, espere que cette 
neutralite sera aussi reconnue par Votre Majest& Imperiale et par ses augustes allies. 

La Suisse, Sire! ne peut. exister qu’avee la nentralite, Nautorit@ de trois sieeles l’a prouve et ce 
peuple si malheureux lorsque l’erreur des tems rövolutionnaires voulut lui contester cette maxime, 
n'a pas aujourd’hui de sentiment plus eminemment national, que l’amour de la paix garanti par celui 
d’une tranquille independance. Tous les souvenirs de son bonheur passe s’y rattachent, toutes ses 
espörances pour l'avenir en dependent. Sans la nentralite, la Suisse, jouet de la politique et de la 
guerre, toujours en hutte aux projets de ses voisins, theatre ndcessaire de leurs sanglantes querelles, 
ne presenterait plus que le spectacle de la misöre et du dösespoir, 

’otre Majests Imperiale ne saurait rester indifförente aux destinees d’une Nation qui ne donna 
jamais à ses voisins de sujet de plainte et dont toute l’ambition se borme à vivre avec les maurs de 
ses ancätres, digne comme eux par sa fidelite et sa loyaute de la bienveillance de tous les gouvernemens. 

Il existe encore en Europe un asile oü l'homme persécnté par l’infortune, las des orages politiques 
et des soins d’une vie agitse, peut, retrouver au sein d'une belle nature la paix et le repos. Cet asile 
est la Suisse; Votre Majeste Imperiale et ses augustes allies, en proclamant le but de la guerre actuelle, 
ont par la mäme promis de le respecter. 

Ia Diöte a la plus grande confiance dans la grandeur de vues et de sentimens qui caracterise 
si eminemment Votre. Majests Imperiale. Elle espöre en Vous, Sire! et tout lui persuade que son attente 
ne sera point trompee. 
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Desirant de rendre agreables à Votre Majeste l’expression de ces sentimens et l'hommage de son 
respect, elle a l’'honneur de depnter à Votre quartier Imperial en qualit# d’Envoyds extraordinaires 
Messieurs Aloys de Reding, Landammann du Canton de Schwytz, et Jean Conrad d’Escher, ancien 
Tresorier de Zurich, lesquels sont charges de presenter à Votre Majests cette lettre avec l’acte qui 
vonstate la neutralits de la Suisse. Nous prions Votre Majests d’aceueillir favorablement nos Envoyss 
et la communication qui fait l'objet de leur mission. 

Nous sommes avec un profond respect de Votre Majeste Imperiale 


les tr&s-oböissans Serviteurs, 
Zurich, le 18. Novembre 1813. Le Landammann de la Suisse 
President de la Diete genörale, 
JEAN DE REINHARD. 


Le Chancelier de la Confederatien, 
Mousson, 


5. An den Raifer von Defterreid, 


Allerdurchlauchtigſter Haifer, Allergnädigfter König und Herr! Nach den großen Begebenheiten, melde 
den Kriegsſchauplaz im Norden bis an den Ahein, und eine fiegreiche K. K. Armee nad; Oberitalien geführt 
haben, war es unfere angelegenfte Sorge, in getreuer Befolgung der Jahrhunderte hindurch bewährten 
golitiichen Grundſäze der Schweizermation und ihrer gegen alle Mächte von Europa anererbten freundfchaft- 
lihen Gefinnungen, die Reutralität, welche wir im dem gegenmärtigen Sriege forgfältig zu beobachten ent 
ſchloſſen find, feierlich zu beurlunden. 

Um diefe Neutrafitätserlärung Euer 8. 8. Apoftoliihen Majeftät ehrfurdtsvoll vor Augen zu legen, 
haben wir die Herren Alohs von Meding, Yandammann des Kantons Schwyz, und Hans Konrad von Eicher, 
alt-Sefelmeifter von Zürich, in das Hanptquartier Euer Majeftät abgeordnet, und mir bitten Allerhödhft- 
diefelben, diefe unfere außerordentlihen Gefandten und den Ghegenftand ihres Auftrags geneigt aufnehmen 
zu mollen. 

Bei Erfüllung diefer, für unfer Vaterland ebenfo wichtigen als unferm Herzen heiligen Pflicht, dürfen 
wir uns nicht allein auf die Gerechtigkeitsfiebe Euer K. K. Apoftolifchen Majeftät, auf jene erhabene Politik, 
melde in den Segnungen der Bölfer ihre ſchönſte Befriedigung findet, berufen, fondern wir veriprechen uns 
noch, da wir frühern Zufiherungen Euer 8. 8. Majeftät, namentlich vom Jahre 1805 her, eingedenf find 
von Allerhöchſtdero der Schweiz ſtets bewieſenen, mie mir hoffen, fich immer gleich bleibenden Wohlmollen 
entjchiedenen Beifall und geneigte Unterftüzung. 

Die Wohlfahrt der Schweiz, Allerdurdlauchtigfter Kaifer und König! beruhet auf der Neutralität. Diefes 
beweifen ihre ältern und neuern Schiffale, und das europälfche Völkerrecht erfannte von jeher als politische 
Marime, was für uns das höchſte Nationalgefühl, die wefentlichfte Bedingung der Nationaleriftenz geworden ift. 
Für die Erhaltung diefes Kleinods zählen wir aber dermalen, nächſt Gott, vorzüglich auf Euer K. 8. Majeftät 
Gerogenheit und mächtige Verwendung bei dero Allerhöchſten und Höchſten Bundeögenofien. 

Gewiß ift es feine täuſchende Zuverficht, wenn wir den Frieden und die glüffiche Freiheit unferer Thäler 
bei den hohen verbündeten Mächten, melche fir die Freiheit umd den Frieden von Europa in Waffen zu 
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jtehen ſich erklären, volltonmen gejichert glauben. Mögen Euer K. K. Apoftoliiche Majeftät diefe Überzeugung 
im gleichen Maße, als wir fie ehrfurchtsvoll und offenherzig ausſprechen, genehm halten und die Schweiz 
fortwährend in dero Gewogenheit beftens empfohlen jein laffen. 


Die wir in tiefer Verehrung geharren, 
Allerdurchlauchtigſter, Allergnädigfter 
Kaifer und König, 


Euer 8. 8. Apoſtoliſchen Majeſtät 
gehorfamft ergebene Diener. 


Züri, den 18. November 1813. 


Der Yandammann der Schweiz, 
Präſident der Tagfazung: 


Hans von Reinhard. 


Der Kanzler der Eidgenofſſenſchaft: 
Mouflon. 


6. An den König von Preußen. 


Allerdurchlauchtigiter, guädigfter König und Herr! Getreu ihren althergebrachten Grundſäzen und ihren 
gegen alle Mächte beftehenden freundjchaftlihen Verhältniſſen, hat die Schmeiz fih als meutral erflärt. Die 
Tagſazung, indem fie Euer Königlichen Majeftät diefen Entſchluß eröffnet, fchmeichelt ſich, daß Allerhöchft- 
diefelben, die von jeher dem friedlichen Syftem der Eidsgenoſſen gewogen waren, noch jejt an ihrer Ruhe 
und Wohlfahrt aufrichtigen Antheil nehmen. 

Euer Königliche Majeſtät wiffen, daß die Eriftenz der Schweiz wefentlih auf der Neutralität beruht, 
Die Natur ſelbſt hat es fo gewollt, und diefer, durch das europätiche Staatärecht geheiligte Grundſaz it 
unfern Böllern zum höchſten Nationalgefühl geworden. 

Bei den politiſchen und militärtichen Berhältniffen, worin bie verfdiedenen Staaten von Europa ber: 
malen zu einander fiehen, wünfcht die Tagfazung, ihre Neutralitätserllärung der gütigen Verwendung eines 
ebenjo erprobten, als erhabenen Freundes vertrauensvoll anzuempfehlen. Wir bitten Euer Majeftät, daß 
Sie felbft geruhen möchten, diefelbe bei Allerhöchſt Ihren Verbündeten geltend zu machen. Für die Gewährung 
diefed Anfuchens find uns mehrere frühere Bemweije der Gewogenheit Euer Majeftät Bürge. 

Es laſſen auch die mweltfundigen Erflärungen der mit Euer Königlichen Majeftät verbundenen hoben 
Mächte an derfelben bereitmilliger Anerlennung unferer Neutralität nicht zweifeln, Da der Frieden und die 
Freiheit von Europa das Ziel ihrer Unftrengungen find, fo werden fie den Frieden und die glüfliche Freiheit 
eines unabhängigen Staates ehren, der fich gegen andere Nationen ſtets umbeleidigend, gefällig und freund- 
ſchaftlich erwieſen hat. In dieſer Zuverficht, die wir ganz vorzliglih auf Ener Königliche Majeftät erhabene 
und wohlwollende Gefinnungen gründen, können wir uns nicht täuſchen. 

Die Herren Aloys von Meding, Yandammanı des Kantons Schwyz, und Hans Konrad von Eſcher, 
alt-Sefelmeifter von Zürich, find von der Tagjazung beauftragt, fih in Euer Königlihen Majeſtät Haupt: 
quartier zu begeben, um derfelben bei Überreihung dieſes Schreibens zugleich die Huldigung der Ehrfurcht 
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und Ergebenbeit der ſchweizeriſchen Stände darzubringen. Geruhen Sie, Allerdurchlauchtigſter König, guädigfier 
Her, an die unveränderliche Aufrichtigkeit diefer Geſinnungen zu glauben. 


Wir geharren in tiefer Verehrung 
Euer Majeſtät 
Zürich, den 18. November 1813, gehorlamfte Diener 
und getreue Freunde. 
Der PYandammann der Schmei;, 
Präfident der Taglazung: 
Sans von Reinhard. 
Der Kanzler der Eidgenofjenichaft: 
Mouflon, 


4. 


Allgemeines Reglement für den Tranfit der Waaren, welche über die Bergpäffe und den 
Kanton Teflin nach dem Königreich Italien ausgeführt, oder aus demfelben in die Schweiz 
eingeführt werden (April 1811). 


1) Es werden zmei mit einander in genauer Verbindung ftehende Douanenlinien errichtet, über melde 
alle eine und austretenden Waaren geführt werden follen; alle fibrigen Päſſe werden geichloffen und die Ein— 
und Ausfuhr ift an der Übrigen ganzen Grenze für alle Waaren auf das ftrengfte verboten. 

2) Die erfte Linie wird an der Grenze oder den Orten etablirt, die durch örtliche Page dazu fonder- 
heitlich geeignet find, nämlich in Chiaffe, Yugano, Pontetrefa, Magadino und Yocaıno, Die zmeite Yinie 
wird errichtet am Ausgang der Bergpäffe, nämlich in Dazio grande für den St. Gotthardpaß; in Olivone 
für den St. Mariapaß (Yulmanier); in Yırmino oder Mifor für den St. Bernhardspaß (Bernhardin). 

3) An jedem diefer Päſſe wird cin Büreau errichtet, bei welchen alle Waaren ohne irgend eine Aus— 
nahme verificiert und vifitiert werden; der Wifitation find alle Fuhrwerke, Saumpferde und Träger ohne 
Ausnahme unterworfen. 

4) Keine im Königreich Jtalien verbotene und dahin beftimmte Waare fann über die Büreaur der zweiten 
Linie an den Bergpäflen durchgelaſſen werden, ſondern wird auf der Stelle zurütgemiefen, bei ben Büreaur 
der erften Linie aber confischt, 

5) Die den k. f. Tarifen vom 5. Auguſt und 12, September 1810 unterworfenen, nad Italien 
beftimmten Waaren werden bei den Büreaur der zweiten Yinie nad erfolgter genauer Pifitation plombirt 
und unter acquit à caution auf die Büreaur der erften Linie verladen, 

6) Die Büreauy ber erften Linie werden alle den vorbemeldten Tarifen unterworfenen Waaren nur auf 
die nächitgelegenen Büreaur des Königreichs Ftalien abgehen laſſen und fich für diefen Zwek mit denfelben 
in genaue Verbindung jezen. 
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7) Die für die Confumation ded Kantons Teffin einfommenden, den f. f. Tarifen untermorfenen 
Waaren werden nad dem allgemeinen Reglement vom 9. November 1810 tiber die eidgenöffiichen Grenz 
anftalten behandelt, Die für die Eonfumation des Kantons Teffin beftimmten im Königreich Italien aber 
verbotenen Waaren werben von den Büreauy der zweiten Linie auf das obrigfeitliche Kaufhaus von Bellenz 
unter acquit à caution und genugfamer Escorte verladen und borten von der Negierung des Kantons Teifin 
dem Eigenthiimer nur im Verhältniß verabfolgt, als er fich für deren Verbrauch im Lande rechtfertiget. 

8) Zur Unterftäzung der Büreaur und Bewachung der Grenzen wird ein gemeimeibgenöffiiches Gend- 
darmeriecorpd errichtet, defien Marimum auf 200 Mann angenommen ift. 

Die Organifation und Wahl der Offictere ift dem Landammann der Schweiz übertragen. 

Die Reglemente über deſſen Bewaffnung, Kleidung, Wominiftration, Dienftpfliht, Befoldung mit Zufaz 
der Verpflegungsvergütung in Geld werben von dem Landammann der Echmeiz entworfen, einftweilen in 
Vollziehung gejezt und der mächftfolgenden Tagfazung zur Ratification vorgelegt. 

Belondere Neglemente werben den Dienft auf den Seen durch Patrouillenſchiffe und den Antheil der 
Gengbarmerie an gemachten Priſen feftfezen. 

Sollte im Augenblif der Räumung das Genddarmeriecorpd noch nicht ganz organifirt fein, jo ift der 
Landammann der Schweiz bevollmächtigt, für die einftweilige Beſezung fogleih die nöthige Mannſchaft ven 
dem Kanton Teffin oder den nächſtgelegenen Kantonen zu verlangen, 

9) Der Große Rath des Kantons Teffin wird durd; ein Geſez die Strafen für alle Übertretungen und 
deren Accumulation in Wiederholungsfällen feftjezen, demfelben aber folgende allgemeine Beftimmungen zu 
Grunde legen: 

a. Wer die Waare bei den Büreaur nicht declarirt, oder faljch declarirt; wer an andern Orten irgend 
eine Kanfmannswaare über die Grenzen zu bringen fucht, verfällt in die Strafe der Confiscation und beren 
Folgen. 

b. Der erfte einfache Fall der Übertretung wird nebft der Confiscation mit einer Strafe belegt, die dem 
doppelten Werth: der Waare gleichlommt, 

c. Im Wiederholungsfall wird nebſt Confiscation wenigſtens zweijährige Zuchthausftrafe mit oder ohne 
nachheriger Yandesvermweifung ausgeſprochen. 

d. Alle die ſich mittel- oder unmittelbar obiger Verbrechen, deren Theilnahme und Mitwilfenfchaft ſchuldig 
machen, verfallen in gleiche Strafen. 

e. Nachläſſigleit und Pflichtvergeffenheit der Beamten wird mit den ſtrengſten Strafen belegt. 

f. Pferde, Wagen, Schiffe, die zum Transport gebraucht wurden, werden gleichfalls configcirt, 

10) Alle vorgefchriebenen Anftalten find als gemeineidgenöffiich erklärt und unter die Oberaufficht des 
Landammanns der Schweiz geftellt. 

Die Regierung des Kantons Teffin wird über die Organifation der Büreaux, die Zahl und Bejoldung 
der Beamten, die Verlegung der Gensdarmerie ihre Vorſchläge dem Yandammann der Schweiz eingeben. 

Die Wahl der Infpectoren und der Chefs der Bürcaug ftcht dem Landammann der Schweiz zu. 

11) Das allgemeine Reglement vom 9. November 1810 über die eidgenöffiihen Grenzanftalten wird 
auch für die ans dem Königreich Italien in die Schweiz eintretenden Waaren, zugleich mit obiger Berfügung, 
in Bollziehung gefezt. 


un 
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5. 


Bericht der außerordentlichen ſchweizeriſchen Abordnung in Paris an den Landammann der 
Schweiz über ihre Abſchiedsaudienz beim Kaiſer Napoleon. 


Paris den 28, Brachmonat 1811. 

Hochwohlgeborner, hochgeachter Herr Yandammann! Auf die in der Nacht zuvor erhaltene Anzeige des 
Herrn Herzogs von Bafjano, verfügten wir uns geftern frühe nad den VBorichriften der für den Großherzog 
von Baden angenommenen Hoftrauer gekleidet, auf die Zeit des kaiſerlichen Lever nah St. Cloud. 

Nach den grandes entries und dem fürzgeren Empfang der faijerlid-öfterreihiihen, löniglich-preußiſchen 
und großberzoglich-heffifchen Gefandten, wurden wir durch den Oberftfämmterer Grafen von Montesquion 
bei Seiner Majeftät im Cabinet eingeführt, und von ihm nach einer dreiviertelftündigen Audienz ber dem 
Kaifer, bis zur Thüre des äußern Saales zurüfbegleitet. 

Diefe Audienz ift fo meientlihen und beftimmten Inhalts, dag wir uns nicht genug beeilen fünnen, 
denjelben noch zur Zeit an Euer Ercellenz zu erlaffen, wo ſich die hohe Zagfazung mit den michtigiten 
Angelegenheiten des Baterlandes beichäftiget, um fo mehr als der Überbringer, Herr von Befenval, ſodann 
für die allfällig weitere Verfügung Euerler) Ercellenz zu Gebote jteht. 

Nach Abnahme des Rüfbeglaubigungsichreibens äußerte der Kaifer, daß in der Tagfazung fehr beftige 
Äußerungen über das Teffinergefchäft plaggefunden haben; man habe von Abtreibung der Gewalt mit Gewalt 
und überhaupt jehr drohend geſprochen, und jelbit jeiner Perfon nicht Achtung getragen; die Gefandten mögen 
fich Debatten zwifchen fich herausnchmen, er aber müſſe unberührt bleiben, Die Schweizer haben Urfache 
mit ihm zufrieden zu fein; er habe jeine Truppen feiner Zeit aus eigenem Antriebe aus der Schweiz zurüf- 
gezogen, weil er derfelben die Unabhängigkeit gegönnt habe. Auch im Kanton Teffin habe er jeine Gemalt 
nicht gebraucht, und bereit3 wohlwollende Gejinnungen geäußert; man hätte diefe benüzen und von Macht 
zu Macht mit ihm unterhandeln fönnen, aber man habe von Krieg gejprochen! Wenn man ihm den Hand— 
ſchuh hinmwerfe, fo werde er ihn auffaffen, und wenn er auch mit Spanien und noch mehr Mächten fich im 
Krieg befände, werde er noch immer Macht genug befizen, über die Schweiz nad Gutfinden zu verfügen. 
Es märe möglich geweſen, daß feine.Truppen den Teifin geräumt hätten, aber num da man fih Drohungen 
herausgenommen babe, würde es erzwungen ericheinen, und er werde den Herrn von Reinhard nicht anhören 
tönnen, (fpäter fagte er aber) eine Negotiatton werde mim, er wolle nicht jagen unmöglich, doch ſchwieriger ſein. 

Der Kaifer fügte noch bei: eine fo uniberlegte Sprache hätte in der Tagſazung unterdrüft werden follen. 
Überhaupt ſuchen Einige Mißſtimmung und Hize zu verbreiten. Warme Köpfe, junge Yeute können fo ihr 
Baterland verderben, Nicht nur um der Schweiz, fondern um anderer Staaten willen könne ex ſolche Aus— 
fälle und ein ſolches Betragen nicht gedulden, Er jei der Schweiz wohlgenzigt, aber wenn er herausgefordert, 
provocirt werde, fo fünne er für fich felbit nicht gutſtehen. 

Der Kaiſer hat diefes Thema jehr anhaltend und umftändlich, mit fehr großem Nachdruk und Beſtimmtheit 
und mit öfterer Wiederholung und Berftärtung der Hauptfäze behandelt. Auf die Page des Kantons Teifin 
ift er aber nur kurz über(ge)gangen; er bat befonders die Ausdehnung gegen Mailand bemerkt und verdeutet, 
daß er wegen einigen taufend Menſchen nicht die wichtigſten Intereſſen des Königreichd Italien aufgeben 
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tönne; überhaupt glauben wir deutlich abzunehmen, daß es ſchwer jein werde, auf ben Grundlagen ber 
Beichlüfe der außerordentlihen Tagſazung zu einer Unterhandlung zu gelangen, 


Mit größerer Pebhaftigkeit und mit beftimmterem Unmillen, als bei der erfteren Audienz, hat der Kaifer 
die Schweizerregimenter in englifchen Dienften berührt, und in ihrer Eriftenz Stoff zu Mifdeutungen über 
die Sefinnungen im der Schweiz gefunden. Er habe, fagte er, durch mieberholte Anregungen feines Miß- 
fallens ihre Zurüfziehung noch nie erhalten fünnen, und müſſe fie nun endlich gebieten (je l’ordonne puisque 
que je n’ai pu l’obtenir). Er beauftragte uns förmlich diefe ausdrüfliche Forderung noch der gegenwärtigen 
Tagſazung anzuzeigen, und erwarte einen Beichluß derfelben, in Folge deifen jene, melde ſich nach Berfluß 
eines kurzen Termins, 3. B. von drei Monaten, noch unter diefen Negintentern befänden, ihres Baterlandes 
und ihres Vermögens beraubt fein follen. Es folle dann auch den Familien daran liegen, diefen Entſchluß 
ihren Verwandten über Hamburg oder dur andere Eorrefpondenzwege zugehen zu laffen. Er wende große 
Summen auf Anmwerbung der Schmeizerregimenter an, die Soldaten gehen aber bei jedem Anlaffe zu den 
Dfficierd unter diefen englijchen Negimentern über, oder werden von ihnen verführt. Er wolle feine Schweizer: 
truppen, wenn man auch feinen Feinden ſolche zugeftehe; er (an)erfenne feine Capitulation mehr, wenn jene 
Regimenter nicht mit vollem Ernſt und wirlſam zurüfberufen werden, die ohnehin in einem fo lauten Gegen: 
finne der Berhältniffe der Schweiz mit feinem Weiche ftehen. 


Diefes war zugleich der Übergang auf die Werbung der capitulirten Regimenter im franzöſiſchen Dienfte. 
Er madte den Kantonen Vorwürfe, da fie die Werbung diefer Corps ganz finten laffen; er fprach darüber 
im Sinne ded von feinem Gefandten eingereichten Memoire, und ſchloß ebenjo als mie dasfelbe, ohne fich 
über die Ausdrüfe und den Sinn der Capitulation einzulaffen, mit dem öftern Bebeuten, daß er auf folde 
Urt auf keine Schweizer zählen könne, und daß er wenig Bortheil von ihrem Dienft ziehe. Gegen die Ber: 
fiherung, daß der Unterhalt dieſer Truppenanzahl alle Kräfte der Schweiz überfteige wendete er wenig ein; 
es war aud für und weniger der Fall mit dem Kaiſer zu discutiren, als in unfern Antworten auf bie 
Größe der Beichwerde und die Unmöglichkeit des Zugemutheten abzuftellen; auch ſchiene die Reduction eines 
Bataillon auf jedes Negiment den Anfichten Seiner Majeftät am wenigſten zumiber zu fein, Uber diefen 
Gegenftand hat fi der Herr Landammann von Reinhard ausgebeten, die wahre Yage dem Fürſten Bice- 
Eonwetable jchildern zu dürfen. Nur vorübergehend berührte er die Handlung (!) und fagte: „er fchliehe 
feine Barriere, feie Herr in feinem Yande, und es ſeie da nichts zu Magen und vorzufchreiben.“ Auf unfere 
Bemerkung, daß man nur vorgeftellt und gebeten habe, antwortete er, es hätte vielleicht etwas geichehen 
fönnen, aber es feie wenig auf Bitten zu achten, da man ihm zu gleicher Zeit bedrohe. 


Bir ſezen unfere Antworten an den Kaiſer nicht auseinander, Euer Ercellenz denken ſich diefelben vou 
ſelbſt; wir unterbrahen den Kaifer nicht, juchten aber im unſern wenigen und furzen Erläuterungen das 
Wichtigfte anzubringen, das auch nie übel aufgenommen wurde, über feine Forderungen und Bormwüfe aber 
keine Sinnesänderung erzielte. Wir haben die Ausdrüfe Seiner Majeftät in diefen Berichte mehr in 
gemildertem als firengem Sinne vorgeftellt. Der Kaifer refumirte am Ende, daß er drei Saden von der 
Schweiz fordere: 1. nicht beleidiget zu werben (ne pas en étre insults), 2. die wirffame Zurükziehung ber 
Regimenter aus englifhen Dienften, 3. die Recrutirung. Er fügte dann im Ganzen bei, daß er gegen die 
Schweiz immer wohlwollend gefinnt fei, und dieſe warnende Sprache nicht führen, jondern nad) feiner Macht 
handeln würde, wenn er die Schweiz nicht liebte oder widrige Gefinnungen gegen dieſelbe hegte. 
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Bir finden uns einmiüthig bewogen, Euer Excellenz vorzuftellen, daß es unerläßlich nothwendig und 
dringlich ift, den uns ganz unbefannten Gegenftand (Grund?) der Vorwürfe zu heben, und Seine Majeftät 
den Kaifer in ausdrüflicher Beziehung auf diefen unfern Bericht bäfdet durch ein eigenes Schreiben und 
unter einer jolden Darftellung, welche Euer Ercellenz und der hohen Tagfazung die ſchitlichſte und mwirkfamfte 
jheinen wird, der ergebenen und ehrfurchtsvollen Gefinnungen und des unbedingten Zutrauens zu verfichern, 
welche nie aufgehört haben, die Tagfazung und die fchmeizerifche Nation gegen die erhabene Perfon Seiner 
Majeftät zu beleben. 

Was dann dem englifchen Dienft anbetrifft, wird es hinlänglich fein, daß wir uns des beftimmt an und 
ergangenen Faiferfichen Auftrags erledigt haben, und wir achten es nicht fiir dürftig (!) und unferer Stellung 
angemeflen, den reifen und forgfältigen Deliberationen und den weiſen Entſchlüſſen der hohen Tagfazung, 
weder über diefen Punkt noch über jenen der Werbung noch über die fchwierige Angelegenheit des Kantons 
Teffin, vorzugreifen. Wir haben uns bis auf diefen Augenblit ausſchließlich mit den Refultaten diefer wichtigen 
Audienz befaßt, Die hochgeadhteten Herren von Flüe und Müller Friedberg, für welche die Reifepäffe bereits 
erhalten find, werben ſich num mit den geziemenden Bejuchen und den endlichen Reifezubereitungen befchäftigen, 
fo daß wir Euer Ercellenz mit nächſter Poft ihre vielleicht daun fchen erfolgte Abreife anzeigen lönnen. 

Wir haben die Ehre hochachtungsvoll zu beharren Euer Ercellenz gehorfame Diener 


Meinhard, eidgenöſſiſcher Gefandter, 
für fi) und Namens der abweſenden Mitdeputirten, 


Srundfäze, welche die für Liquidation der Schulden der hefvetifchen Republik aufgeftellte 
Commiſſion am 12, Juli 1803 feftgefezt bat, um nach denfelben die Ausmittlung der 
belvetiichen Staatsfchuld vorzunehmen. 


I. Die Liquidationscommiffion fteht in der Überzeugung: diejenigen Männer oder Familien, welche die 
Revolution als Revolution von den Ämtern der ehevorigen Kantonsverfaffungen abgerufen hat umd abrufen 
mußte, jeien zu Entihädigungen ebenfo wenig berechtiget, als wenn fie die befleideten Stellen durch freude 
und übermäctige Gewalt verloren hätten, Nicht die Nation, nicht die Regierung feit 1798, fondern der 
Geift der Zeit, das Übergewicht der Meinungen, fogar und zum Theil die Vorfchriften der Vernunft tragen 
die Schuld jenes Berluftes; der Peidende muß ihm verfchmerzen, weil fein Gefez fein Ausdanern im Amte 
gewährleiften konnte, weil fein Recht die Yaft des Geſezes der Nation aufbürden fann, und weil diefe zur 
Großmuth ſchlechterdings wicht reich genug iſt. 

II. Die Liquidationscommiffion glaubt fich weder beauftragt, noch berufen, als Richter aufzutreten zwifchen 
den Gewalthabern vor oder während der Hevolution, und zwiſchen einzelnen Perfonen, welche fich von jenen 
für beeinträchtigt erklären, und deswegen Koften« oder Zeiterfaz erwarten und fordern. Unmöglich kann die 
Nation mit ihrem Vermögen verantwortlich fein für Maßnahmen und Gemaltthätigkeiten, welche ſich die 


8 


7% Anhang. Nr. 6 


abwechlelnden Hereiher und deren Gegner, fei ed für eigene Sicherheit oder zum Gelingen ihrer Abfichten 
gegen Privatmänner mögen erlaubt haben; dieſe wären mit ihren Klagen an bie richterlichen Behörden zu 
mweifen, um da für Geiſelſchaft, Einferkerung, Abführung oder Verbannung Entfchädigung zu verlangen, falls 
nicht die Vermittlungsurfunde gebietend erflärte: „für mirfliche oder vorgebliche Nevolutionsvergehen kann 
niemand, weder Particularen noch Beamte, belangt werden“, und Inſurrectionen von der einen Seite, fomie 
Berhaftungen von der andern gehören doch gewiß unter die Revolutionsvergehen! 


I. Die Yiquidationscommiffion nimmt ald eriwiefen an, von allem dem beweglichen und unbeweglichen 
Gut, welches den 23. April und 8. Mai 1798 als Nationalgut erklärt und feither von den fuccejfiven 
Regierungen nad Decreten und Beichlüffen entweder verfanft oder veräußert, oder verpfändet 
worden, ſeie den ehevorigen Eigenthümern feinerlei Erfaz zu erftatten, und zwar, weil die gemeldten Regie— 
rungen zu ihrem Benehmen gefezlich beredhtiget und durch die Umftände genöthiget waren; vorzüglich aber 
auch, weil die Bermittlungsurkunde über das Überbleibſel jener beweglichen und unbeweglichen Güter im 
nämlichen Geifte und dadurch fchaltet, daß fie ſolches am die urjprünglichen Beſizer vor der Revolution nur 
dann zurüffallen läßt, wenn aus demjelben vorerft die Ausfteurung der Städte, die Bezahlung der Kantonal- 
fhulden und die Entrichtung der Anforderungen an die Nation gefichert fein werden, 


IV. Die Yiquidationscommifften fühlt fich befugt und verpflichtet, jede Entfchädniganforderung für rül— 
ſtändige Zehnten feit 1798, 1799, 1800, jeden Rükſtand für Grundzinfe, jeden Erjaz für Feudalrechte abzus 
weiſen, injofern folder Erfaz durd) Particularen, Gemeinden oder Corporationen oder Stiftungen von ber 
Nation begehrt wird. Da die helvetifchen Geſeze jene Zehnten und Grundzinfe niemals abgeſchafft, ſondern 
nur jo, wie einzelne Feudalrechte, loskäuflich erflärt haben; da ferner Die Nation, oder in deren Namen die 
Regierung nie das Mindefte davon bezog, und da endlich die VBermittlungsurtunde deren Loslauf nad dem 
wahren Werth beſtimmt fordert, und in Diefem wahren Werth mit dem Capital auch die verfallenen unbe 
zahlten Zinfe inbegriffen fein müſſen, jo ift natürlich, daß deren wahrer Erſaz den Zehent-, Grundzinss und 
losfäuflihen Feodallaft-Pflichtigen, als den eigentlichen Schuldnern, gefezlich aufgebürdet werde, 


V. Die Liquidationscommiſſion erflärt mit Bedauern und theilnehmendem Mitleid, daß fie auf die Rül— 
fände mehrerer Geiftlichen beider Kirchen und ans einzelnen Kantonen feine Rüffiht nehmen darf, und 
diefelben Namens der Nation an ihren betreffenden Kanton verweifen muß. Diefe harte Pflicht iſt ihr 
auferlegt durch das legte, einzig in Kräften gebliebene Deeret vom 26. December 1801, welches einerjeits 
alle Geiftlichen, jowohl für die Vergangenheit, als für die Zukunft, an ihren eigenen Kanton vermweijet, und 
anderjeitd den Maßſtab der Entfchädigung für die Vergangenheit unabänderlih aufftell. Da jeit dem 
26. December 1801 diefes Geſez von den folgenden Negierungen gewiſſenhaft beobachtet und mweitauß in den 
meiften Kantonen getren vollzogen worden; da jede Maßnahme, fogar das Decret vom 22, September 1802, 
die waadtländifche Geiftlichkeit betreffend, auf dem angeführten Gefeze beruht und durch dasfelbe befteht; da 
endlich, zufolge des Beichlujfes vom 17. Februar 1803 and) die Collatoren, mer fie immer jeien, beim Yod« 
tauf des Zehntens und deilen Erſaz für 1798, 1799 und 1800 zur Entſchädniß der Geiftlichen gehalten 
jein follen, jo muß jeder Rülkſtand der leztern von der Nation ab und auf die Kantone oder die Collatoren 
geworfen werben. 

VI Die Yiquidationscommilfion erachtet es für eine ihrer erjten Obliegenheiten und Pilichten, daß fie 
fich wit den Anforderungen für Erjaz wegen Kriegsſchaden weder viel noch wenig befafje; dieſer Kriegsihaden 
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mag nun heißen Verheerung von Häufern oder Liegenfchaften, oder Plünderung an Gerätheln) und Geld, oder 
Yalten der Einquartierung und Truppenernährung oder Nequifitionen, Fuhren und Yieferungen, Die durch 
feine gültigen Bons gebeft find. Da in der ganzen Schweiz nicht eine Gemeinde, nicht eine Familie aufzu« 
finden ift, die nicht, mehr oder minder, die vorerwähnten Laften getragen hätte; da ſolche in den meiften 
Gegenden von vielen Städten und Dörfern mit dem Gemeindögut, oder aus dem Beutel der Hausväter 
beftritten worden; ba fie in mehrern andern Gegenden dur den Ausweg eingefammelter Bermögensfteuern 
ausgeglihen und verfchmerzt find; da nach genauer Unterfuchung ſich zeigen dürfte, daß in der nämlichen 
Gemeinde einzelne Bürger an die übrigen, in dem nmämlichen Bezirt einige Gemeinden an die andern, in 
dem nämlichen Kanton mehr gedrüfte Bezirke an Die minder gedrüften, und endlich einige Kantone an ihre 
Mitlantone billige auszugleichende Forderungen würden zu machen haben; da eine ſolche Ansgleihung und 
deren Grundſäze fehr oft gemünfcht, nie aber ausgeführt worden und mir weder beauftragt noch bevollmächtigt 
find, alle einzelnen bahinleitenden Rechnungen abzuverlangen, zu unterfuchen, feftzujegen und deren Refultat 
zu faldiren, jo bleibt uns nichts übrig, ald die Zurüfweifung folder Begehren und deren Überlaſſung an bie 
Bergeflenheit ded Bergangenen. 

VII. Die Liquidationscommiffion muß alle auf gültige Bons gejtüzten Anforderungen für Requifitionen 
und Lieferungen an die franzöftichen Armeen feit dem 19. September 1798 als eine Schuld betrachten, welche 
die Gläubiger in Frankreich zu fordern und mac) dortigen Gejezen zu berichtigen haben. Laſten diefer Art hat bie 
helvetiſche Regierung niemals als Nationalfchuld anerkannt, niemals als folche der Nation aufbürden weder 
wollen noch können; wohl aber hat fie da und dort Unterftäzungen gereicht und zu wiederholten Malen fich 
anheiſchig gemacht, einerjeit3 Feine Verwendung zu fparen, damit jene Bons anerfannt und deren Betrag 
bezahlt würde, anderfeit alle eingehenden Summen unter die Anforderer nah billigen Verhältniß zu ver» 
theilen. So viel an ihr lag hat fie gefliflen geihan, und die Liquidalionscommiſſion arbeitet auf den nämlichen 
Zwel mir jehnfuchtsooller Erwartung des enticheidenden Berichtes, ob und wann für diejenigen Kantone, 
Gemeinden und Particularen, deren Bons mach der Vorschrift geftellt find, irgend eine Zahlung zu hoffen 
jei. Was hingegen die auf Abrechnung folder Bons von der heivetifchen Regierung bezogenen Summen 
betrifft, fo anerfennt die Commiſſion die Pilicht, diefelben auf die Nationaljchuld zu tragen, fobald fie ſich 
darüber beftimmte Rechnungen wird verfchafft haben, 

VII. Die Yiquidationscommiffion findet in den Gefezen und im Rechte gegründet, daß fie alle durch 
die abgetretene Regierung bewilligten Benfionen bis auf den 10, März 1803 anerfenne und mit den übrigen 
Staatsſchulden berichtige; allein, daß fie auch das Begehren für die Zuficherung eines Capitals, woraus bie 
nämlichen Penfionen fernerhin zu beftreiten wären, als unbegründet von der Hand weiſe. Jede non der 
helvetifchen Regierung ausgeworfene Penfion beruhte auf dem Grundfaz, es werde immer eine Centralität und 
niit diefer immer ein allgemeined Staatsgut beftchen, aus welchem ihre Verfügungen könnten und müßten 
beftritten werden; da num aber im Sraft der Vermittlung eine neue Verbindung eintritt und das allgemeine 
Staatögut wegfällt; da überdieg und gerade deßwegen jene Penfionirten ſich ungefähr in der Lage befinden, 
in welcher bei dem Ausbruch der Nenolution die damaligen Beamten fih befunden haben, fo muß der erftern 
jeder bem betreffenden Kanton überlaflen werben, der laut Geſez für feine bürftigen eingebornen oder aufs 
genommenen Bürger zu jorgen hat. 

IX. Die Piquidationscommiffion wird von ſich ablehnen jedes Eutſchädigungsbegehren für Entwaffnungen, 
diefes Begehren mag nun die Waffen felbjt oder die bei der Entwaffnung aufgelaufenen Untoften betreffen. 
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Singen die Entwafnungen von auswärtiger höherer Macht aus, jo fan derjelben wegen feine Verantwortlichleit 
auf die Nation fallen; ging Solche von der Regierung oder deren Beamten felbft aus, oder rührte fie endlich 
von deren Gegnern und den fogenannten Fnfurgenten ber, fo mar fie gefezlich rechtmäßig, oder fie ift ala 
Revolutionsvergehen zu betrachten, für welches laut Vermittlungsurfunde niemand zu belangen ift, jo daß 
auf alle Fälle auch wir den Beſchluß der Tagjazung zu verehren und die allfälligen Anforderer an diefen 
Beſchluß zu weiſen haben. 

X. Die Piquidationscommiffion wird in feine Anforderung eintreten, die während den fünf Jahren der 
Nevolution geichlafen hat und erft feit dem 10. März 1803 erwacht ift; es "wäre denn, der Kanton, auf 
welchen fie fich bezicht, anerfenne diejelbe und meife ſolche in die Claſſe feiner fremden Kantonalſchulden. 
Ber feine Anforderungen nicht an die helvetifche Regierung zu bringen wagte; wer derfelben megen nicht 
unmittelbar bei der Vollziehung einzutommen ſich getraute, hat ſich felbft verfällt, wenigftens dahin verfällt, 
daß er ich wicht gewagt habe, feine Schuld der Nation aufzubürden, und von diefer die Bezahlung jener zu 
verlangen; was dann fein Recht, gegründet oder ungegründet, auf feinen einzelnen Kanton einengt. 

XI. Endlich ftellt die Liquidationscommiſſion zur Berichtigung aller übrigen Anforderungen den reinen 
Grundjaz auf, daß fie jede Eingabe als vechtsträftig betrachten wolle und müſſe, von welcher der Anforberer 
Mar bemeifet: vorerft, fie gründe fich auf irgend eines der befichenden, bis den 10. März 1803 in Kraft 

ebliebenen Gefeze, Decrete, Beichlüfle oder Verträge der fucceffiven helvetischen Regierungen; demnädt, 
er ſelbſt oder derjenige, in deffen Namen die Forderung geichieht, habe allen Berpflichtungen Genüge geleiftet, 
die ihm durch jene Geſeze, Beichlüffe, Decrete oder Verträge zu erfüllen auferlegt waren und die er durch 
Annahme irgend einer Stelle, durch Abichliegung irgend eines Vertrags, durch Eingehung irgend einer Ber- 
bindung fich freiwillig aufgeladen hatte. Denn die Commiffion lebt des Glaubens, ihre Berantwortlichkeit 
gegen die Nation erheiſche gebietend, dak niemand für Arbeiten, niemand fir Bemühungen, niemand für 
Zeitverluſt bezahlt werde, es feie denn, man babe foldhe mit Genehmigung der helvetiſchen Re— 
gierumg übernommen und diefelben feien wirklich, feien zwelmäßig nah dem ganzen Umfange ber 
erhaltenen PVorihriften verwendet worden, 


Freiburg, den 12. Juli 1803, 
Namens der Liquidationdcommijfion, 


Der Präfident: 
3 M. Sulzer. 
Auguftin Gaffer, Secretär. 


7. 


Schlußbericht der Liquidationscommiſſion an den Landammann der Schweiz über die 
Beendigung ihrer Arbeit. 


Tit.! Die ſchweizeriſche Liquidationscommiſſion ſieht ſich endlich mach einer zwanzigmonatlichen Arbeit 
im Fall, ſich der ihr durch die Vermittlungsurlunde anvertrauten Vollmachten zu entladen, 
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Wenn bei einer ausgedehnten Befugniß, aber ohne andere Richtſchnur, als die in der Bundesacte mit 
weit umfaffenden Zügen gezeichneten Grundlagen das helvetiſche Yiguidationsgeichäft eine äußerſt ſchwierige 
Aufgabe war, fo mußte dasfelbe um fo mehr in einem Augenblif erfchwert werden, mo die Figuidationd- 
commiffion bei der neuen politischen Organifation der Schweiz ſich zwifchen die alte und neue Ordnung ber 
Dinge verfezt befand, Mit Schüchternheit und mehr im Gefühl ihrer Pflichten als ihres Vermögens ergriff 
fie daher die ihr übertragenen Arbeiten und fie beitebte fih im Verlauf derfelben, fern von aller Privat- 
neigung und ohne Mükficht auf crlofchene oder noch beftehende Anfichten nur die Sache allein in's Auge zu 
faſſen. 

Die Liquidationscommiſſion glaubte hiebei ſich ſelbſten die ſicherſte Gewährleiſtung gegen vorgefaßte 
‚Meinungen geben zu können, als fie ſich für ihre Arbeiten jene allgemeinen Grundſäze vorzeichnete, welche 
im Heumonat 1803 der in Freiburg verlammelten eidgenöjfiihen Tagſazung mitgetheilt wurden. Dieſe Grund» 
läge, welche zwar, ſowie alle die auf menſchlichen Vernunftſchlüſſen beruhen, durch Eigennuz oder Privat 
meinungen beftritten werden fünnen, zeugen wenigſtens von der Reinheit der Abfichten der Liquidations— 
commiffion, und wenn ihr nach Beendigung ihrer fo verwifelten Wrbeiten mit Grund feine Abweichung von 
denjelben vorgeworfen werden fann, jo darf fie doch Nachficht in deren Beurtheilung gemärtigen. 

Die der Piquidationscommiffton dur die Vermittlungsurkunde auferlegten Pflichten beichränten ſich auf 
folgende, nämlich: 

1) Die helvetifhe Nationalſchuld zu beftimmen und dafür die unterpfändlichen Berficherungen feftzufezen. 

2) Den ehemals jouveränen Städten der Schweiz ein ihren örtlichen Bedürfniffen angemefienes Gemeindsgut 
anzuweiſen. 

3) Die jedem Kanton wiederum eigenthümlich anheimfallenden Kantonalgüter zu beſtimmen, und dieſe 
Arbeiten ſollten bis auf den 10. Juni 1803, alſo innert drei Monaten nad dem Zuſammentritt der Com— 
milfion beendiget werden! 

Indeſſen war das Rechnungsweſen der verschiedenen Vermaltungsfammern von Anno 1800 au, und 
fogar noch weiters rüfjtändig, es mußte berichtiget werden; von den Rechnungen der helvetijchen Minifterien 
waren nur einige derjelben abgenommen; mie hatte das Finanzbepartement eine General-Staatsrechnung 
abgelegt; die Bücher des National-Schazamts maren weder für dad Jahr 1801, noch für einen Theil von 
1802, noch für 1803 nacdhgetragen, eine unnachläßliche Arbeit alfo, welche allein einige Buchhalter über ein 
Jahr befchäftigen mußte. 

Die Rüfftandstabellen von 1801 waren unvollftändig und in der größten Unordnung, fie enthielten 
mancherlei feither getilgte Gegenftände, nebſt einer Menge unzuläßlicher Anforderungen und waren alſo gauz 
unbrauchbar. Die Ereigniffe von 1802 hatten das fchon fo fehr verworrene Rechnungsweſen noch mehr 
berwirrt, und endlich bedurfte Die Liquidationscommiffton, um die Materialien einer jo vermifelten Arbeit zu 
fammeln, der Mitwirkung von Fit. Rantonsregierungen, die zum Theil blos organifirt, zum Theil noch mit 
ihrer Organifation bejchäftiget waren und von denen mehrere nur mit vieler Langſamleit zu den ihmen auf 
erlegten Berrichtungen beitrugen. Diefe Hindberniffe waren zum Theil vorauszufehen, und menn man deren 
Befeitigung durch eine wenig zahlreiche Behörde in den anberanmten drei Monaten als möglich erachtete, fo 
vertraute man zu viel auf deren Kräfte. 

Die Piquidationscommilfion hatte den 1. Februar 1804 noch nicht einmal von allen Kantonen das 
Berzeihniß der Anforderungen ihrer Angehörigen erhalten, und nur einige Zeit nachher empfing fie von 
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mehreren diejenigen Erläuterungen, deren fie zur Feftfezung der Nationaljchuld bedurfte. Seitdem aber hatten 
verschiedene neue Einwendungen, eine ununterbrochene Correſpondenz mit einigen Santonen, neue Zögerungen 
ab Seite anderer den Abſchluß der Yiquidationsarbeiten verhindert, 

Bei der Befanntmahung der Bermittlungsurfunde glaubten viele Particnlaren, und fogar Kantons— 
regierungen, in der Liquidationscommiſſion bie mit den nöthigen Bollmachten und Mitteln ausgeräftete Behörde 
zu erblifen, weiche die vielen durch die Revolution, den Krieg und den Aufenthalt der Truppen gejchlagenen 
Wunden zu heilen und das ihmen durch die helvetifche Regierung angethane wirfliche oder vermeinte Unrecht 
wiederum gut zu machen habe, 

Daher entftanden dann aud die unzähligen Forderungen, deren hohe Summen den Betrag der jänunt- 
lihen Staatögüter aller Kantone überftieg; Forderungen übrigens, die zum Theil auf bloßen Angaben und 
auf überſpannten Berechnungen beruhen und den in der Bermittiungsurlunde enthaltenen Grundlagen förmlich 
zuwider faufen. Nebftdem ift von allen Einwohnern der Schmeiz vielleicht fein Einziger, welcher mährend 
den ſechs Revolutionsjahren nicht mehr oder weniger gelitten hätte. Wer wollte den Schaden ſchäzen, und 
wäre es möglich, wo jollten die zu deſſen Delung erforderlichen Mittel aufgefunden merden ? 

Die Liquidationscommiſſton Hat alfo den ganzen Betrag der helvetiſchen Nationalfhuld auf eine Summe 
herunter gefezt, welche an fich felbft zwar immer noch beträchtlich, aber doch weit geringer ift, als vermuthet 
werden durfte, 

Sie glaubt indeffen feine gerechte mit hinlängfichen Belegen unterftüzte Forberung verworfen zu haben, 
wenn diefe Forderung nämlich ihrer Natur nach gerecht war und den Vorfchriften der Bermittlungsurtunde 
jowohl, als den der Tagſazung im Fahr 1803 mitgetheilten Grundlagen nicht zumider lief. Die Liquidations- 
commiſſion will nicht verfichern, daß hiebei und bei Anwendung allgemeiner Grundfäze das Intereſſe einiger 
Eorporationen und Particularen nicht mehr oder weniger gelitten habe; allein dieſes mar bei einer fo meit- 
läufigen und vermilelten Arbeit unausweichlich. 

Nah dem Sinne der Vermittlungsurkunde und nad den ihr durch diefelbe ertheilten Vollmachten mußte 
die Piquidationscommiffion nicht nur alle Befchwerden und Forderungen von Schmeizern gegen Schweizer 
wegen in Folge der Mevolution erduldeter Beeinträchtigung, Bedrüfung oder Beſchädigung als erloſchen 
betrachten, jondern fie fahe fi) aud in Folge des nämlichen Grundſazes und nad der von dem Bermittler 
durch feinen Repräfentanten in der Schmweiz gegebenen Erläuterung im Fall, auf die Wiebererftattung der 
verjchtebenen bei Anlaß der Ereigniffe im Spätjahr 1802 verbrauchten Summen Verzicht zu leiflen. Eben 
jo wenig konnte jie den Erjaz von denjenigen Geldern verlangen, welche einige Vermaltungsfammern unbe, 
fugter Weife, oder gegen den Willen ihrer Regierung verwendet hatten. Die Liquidationscommiſſion hatte 
einerfeits weder Zeit, noch befaß fie die Mittel dasjenige zu bewirken, mas die helvetifche Regierung während 
der ganzen Dauer ihres Dafeins nicht erhalten fonnte; aber fie durfte anderfeits jenen gefezwidrigen Hand» 
lungen ihre Genehmigung and nicht ertheilen und fie hat daher diefelben den Kantonsregierungen verzeigt 
und diefen Behörden überlaffen, dad Unregelmäßige biebei zu berichtigen, wenn fie es für gut fänden. 

Alles hingegen mas von der hefvetifchen Regierung oder durch die von ihr unmittelbar dazu verordneten 
Beamten entichieben oder empfohlen worden war, das hat aud die Liquidationscommiſſion als gefezmäßig 
abgethan und abgejchlofien betrachten müſſen, jelbft da, wo fie einige Abweichungen von den vorhandenen 
Geſezen und Beſchlüſſen wahrnehmen konnte. Um aber hierbei alles Willlürliche auszuweichen, jo machte fie 
ſich's zur Pflicht, auf dergleichen Ausnahmen niemals feine Nüfficht zu nehmen, wenn es um die Prüfung 
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und Anerlennung von Gegenftänden ähnficher Natur zu thun mar, wo nämlich folde nicht wirklich ſchon 
durch die betreffenden Minifterien gutgeheißen waren, 

Bei den unter dem heloetijchen Regierungsperjonale jo ſchnell jich folgenden Abänderungen durfte man 
in Saden der Verwaltung weder Einheit in den Verfügungen noch beftändige Gfeichförmigfeit in den Ab» 
jichten erwarten; eine diefer Verfügungen aber angreifen, würde gemiffermaßen die Verpflichtung herbeiführen, 
joldye beinahe alle wiederum durchzuſezen, welches weber in dem Auftrag, noch in den Vollmachten der Liqui— 
dationscommilfion liegen fonnte. 

Die Ausfteurung der ehemals fouveränen Städte der Schweiz war bei den wenigen in der Bermittlungs« 
urfunde bingeworfenen Worten, welche hiebei zur einzigen Richtſchnur dienten, nicht die leichtefte von ben 
der Fiquidationscommilfion auferlegten Arbeiten. Indem den Kantondregierungen von ihrem Nothdürftigen 
genommen werben mußte, um den Städten ein angemeſſenes Einlommen auszumitteln, welches indeſſen immer 
noch weit hinter den vor der Revolution genofjenen Einkünften zurüfblieb, mußten die Wünfche der einen 
und der andern unbefriediget bleiben. Inzwiſchen hat die Yiquidationscommiffien dur alle möglichen Mittel 
gefucht, ſich der eigentlichen Municipalbedürfnifie diefer Städte zu verfihern. Da wo das zur Defung des 
Einkommens vorhandene Bermögen ſchwächer war, mußte freilich etwas ftrenger bei Feſtſezung jener Bebürf: 
niffe verfahren werden; aber allenthalben wurde hauptjählih auf die mit der örtlichen Yage und mit dem 
Unterhalt des öffentlichen Bauweſens verbundenen Ausgaben Rükjict genommen, 

Die Beftimmung derjenigen Güter, die jedem Kanton wieder eigenthümlich zufallen ſollen, um umſtändlich 
zu fein, hätte ab Seiten der Santonsregierungen Berzeihniffe von großer Genanigleit erfordert; der größte 
Theil aber von denen fo die Commiſſion erhielt, waren unvollftändig und jo mußte fie fih begnügen, dieje 
Beſtimmung im Allgemeinen aber genau auszudräfen und nur da umftändlich zu fein, wo Schwierigleiten 
hätten entftehen können. 

Die Staatsglöubiger fonnten erwarten und es vortheilhaft finden, wenn die Liquidationscommiſſion exit 
nach gänzliher Tilgung der anerlannten Nationaljchuld ihre Arbeit als beendiget angefehen hätte, Ihr felbit 
ſchien es, daß die mit den erforderlichen Bollmachten verjehene, ſchon beftehende Behörde, welche feit 20 Monaten 
fih mit Unterfuhung und Prüfung diejes Gegenftandes, fowie mit der Berfilberung der vorhandenen Mittel 
beihäftigte, am ſchillichſten diefe Arbeit fortjezen könnte; allein diefe Verfilberung war und ift immer noch 
mit Schwierigfeiten verbunden, welche das Geſchäft jehr in die Fänge ziehen fünnten. Es bedarf dazu ber 
thätigen diplomatischen Mitwirkung ab Seiten Seiner Ercellenz de3 Herrn Yandammanns der Schweiz, ſowie 
der Beihülfe eines bevollmächtigten Agenten bei den Schuldnern ſelbſt. Dieſes Gejchäft iſt aljo von der 
Natur, daß es nicht durch die Piquidationscommiffion beendiget werben jollte, Die Commilfion hatte über 
dieß allzu strenge Pflichten zu erfüllen, wın nicht mehr oder weniger alle Kantone unbefriediget zu lafjen; 
die ihr von fremder Hand gegebenen, außer der Verfaffung liegenden jehr ausgedehnten Vollmachten erinnerten 
zu ſehr an die Vorfälle, die deren Entftehen bewirkften. Zudem behielt fie immerfort jenen kurzen Termin 
vor Augen, welcher ihre Dauer feftjegte und fie mußte daraus ſchließen, daß der Vermittler dieſe Berjilberung 
nicht ihr übertragen mollte. J 

Indem nun aber die Liquidationscommiſſion ihren Arbeiten ein Ziel ſezt und ihre Bollmachten niederlegt, 
hat fie im einem Beichluß die Grundfäze und die Regeln aufgejtellt, nad welchen das heloetifche Liquidations- 
geſchäft endlich berichtiget werden joll. Sie glaubt, daß diefelben hinlänglich fein jollen, um den verjchiedenen, 
zumalen in einem Bundesftaat äußerſt verbriehlihen und unglüflihen Schioterigleiten vorzubeugen, wenn dieſe 
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Grundlagen mit gegenfeitigem Wohlmollen, mit jenem Geifte der Verſöhnung angewendet werden, melde (bei 
einem Rüfblit auf die Folgen ehemaliger Uneinigkeiten) das allgemeine Wohl und die Sicherheit des Staates 
fo nothmwendig erheifcht. 

Übrigens erllärt die Piquidationscommiffion hiermit beftimmt, daß indem fie fomohl Seiner Excellenz 
dem Herrn Yandammann, ald den 19 Kantonen der Schweiz das Recht zur Verfülberung der zur Tilgung 
der helvetiſchen Nationalfchuld beftimmten Mittel überträgt, ihre Meinung dahin geht, daß biefe Schulden» 
liquidation nad der in ihrem Beichluß vom 1. November 1804 vorgejchriebenen Weile gefchebe, und daß 
weder unter dem Vorwand von JIrrthümern oder Bervortheilung, noch unter Anführung neuer Gründe und 
Belege je etwas an der Bereinigung und Feſtſezung der Nationalfchuld, ober an der Ausftenrung, oder aber 
an der Beitimmung der den Kantonen zufallenden Güter abgeändert werde. 

Die Liquidationscommiſſion ftellt ihre Verordnungen unter den Schuz derjenigen Urkunde, auf melder 
die gegenwärtige Organifation der Schweiz und deren Verfaſſung berubt, 

Die einzigen Bollmachten, die fie aljo Seiner Ercellenz dem Herrn Landammann der Schweiz und den 
19 eidgenöffiichen Kantonen überträgt, beziehen ſich auf die Herbeifhaffung der verfchiedenen zerftreut liegenden, 
zur Tilgung der helbetiſchen Nationalfchuld beitimmten Mittel und deren BVertheilung unter die anerkannten 
Staatögläubiger. 

Um der betreffenden Stelle die Bejorgung dieſes Geſchäfts zu erleichtern, hat die Yiquidationscommiffion 
das Verzeichniß aller Titel und Schriften, auf welchen das annod) vorhandene zu Tilgung der helvetifchen 
Nationalfchuld beftinmte Activvermögen der Schweiz beruht, nebſt den erläuternden Bemerkungen in ein 
Heft zufammengefaßt und fie hat anmit die Ehre, ſolches fomohl ald die Titel und Schriften jelbit 
(welche nicht bereits ſchon jih in Ihren Handen befinden), Eurer Ercellenz mit dem Anſuchen zu überfenden, 
ihr nach Richtigbefinden den Empfang davon durch ein unterfchriebenes Doppel zu bejcheinigen. 

Ebenfo werden Eure Ercellenz anmit erjucht, ein Doppel der mittommenden Nehnung über die 
unmittelbaren Geldeinnahmen und Ausgaben ber Yiqwidationscommilfion zu Handen derſelben 
zu unterfchreiben und das Original der nächſten eidgenöſſiſchen Tagjazung zuzuftellen. 

Endlich übermacht die Yiquidationscommiljion Eurer Ercellenz ein Doppel ihres von allen Mitgliedern 
unterzeichneten Endbeſchluſſes vom 1. November 1804 nebſt zwei vidimirten, jowohl in deutjcher ala 
franzöfifcher Sprache abgefaßten Abſchriften deöfelben zum Gebrauch der eidgenöſſiſchen Staatskanzlei, denen 
fie ebenfalls noch einige deutſche und franzöfiiche Eremplare des nämlichen Beſchluſſes, ſowie er den Kantonen 
zu Handen der Staatöglänbiger wmitgetheilt wurde, beifügt, mit der Bitte, ihr aud von biefen Schriften 
den Empfang anzuzeigen, 

Derjenige Theil der Archive der Yiquidationscommilfion, welcher von der helvetifhen Regierung berührt, 
ift bereitö mit dem jpecificirten Verzeihniß dem Herrn Wild, Archivar der Eidgenoffenfchaft übergeben worden; 
derjenige Theil derfelben, welcher auf die Yiquidationsarbeiten jelbit Bezug hat, wird Ihrer Kanzlei gegen 
Empfangsſchein zugeftellt werden. 

Die Yiquidatronscommilfion übermacht durch heutige Poft den Santonsregierungen ihren Endbeſchluß 
vom 4. November 1804 nebft ihrem Sreisfchreiben mit der Aufforderung, Eurer Ercellenz den Empfang 
davon anzuzeigen. Sie erſucht diefelbe, darauf gefälligft ein machfames Auge zu haben. 

Indem nun die Yiquibationscommiffion mit heutigem Tage fi) als aufgelöst betrachtet, ergreift fie mir 
Bergnügen diefen Anlaß, Eurer Ercellenz für deren ojt erprobte Mitwirkung und Aſſiſtenz bei den ebenjo 
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ſchwierigen als undanfbaren Yiquidationsarbeiten ihren Danf und ihre Grfenntlichfeit zu bezeugen. Die 
Fiquidationdcommiffion nimmt mit Gegenwärtigem von Eurer Excellenz Abſchied und empfiehlt diefelbe nebſt 
ihr dem Machtſchuz des Allerhöchſten. 

Gegeben in Freiburg, den 15. December 1804, 


Der Präſident der [hweizerifchen Liquidbationscommiffton: 
J. M. Sulzer. 


8. 


Vorſchlaͤge der Zollcommiſſion an die Tagſazung von 1810, betreffend das Zollweſen 
(Zölle und MWeggelder). 


1) Es fol zu Erleichterung des innern Verkehrs nach den BVorfchriften der Vermittlungsacte und zu— 
gleich zu Beförderung des Waarentranſits eine Vereinfahung der ehevorigen und bisher noch einftmeilen 
beibehaltenen Zolleinrichtungen ftattfinden. 

2) Demzufolge werden alle innern Zölle, welche nicht durch den 6. Artifel der Föderalacte felbft, ober 
in der Folge durch den gegenwärtigen Tagſazungsbeſchluß namentlich und ausdrüflich beftätiget find, als 
aufgehoben erflärt. 

3) Dagegen wird nach einem allgemeinen gleichförmigen Syftem ein Weggeld zu Erbauung, Wieder: 
berftellung und Unterhaltung der Straßen eingeführt. 


Erftes Capitel. 


4) Diefes Syſtem wird auf nachfolgende Heer- und Landſtraßen angewendet werben, als: 
a von Schaffhaufen durch den Kanton Aargau über Bern auf Coppet; 
b, von Bafel über Solothurn bis Bern; 
e. von Bafel über Brugg, Zürih, Chur und den Splügen oder Septimerberg; 
d. von Bafel über den unterm Hanenftein, über Olten, Aarburg, Fucern, den Gottharbäberg nad) Bellenz ; 
e. von Rheinthal über St. Gallen auf Zürich, und Baden auf Bern; 
f. von Schaffhaufen auf Zürich; 
g. von Rolle über Aubonne, Coſſonah, Pferten, die Seen und die Aare bid Aarau und Brugg; 
h. von Rheine über den Schollberg nad Nagag, fobald die Straße erweitert und angelegt fein mird; 
i, von Conſtanz nad Züri; 
k. von Frid über Staffelegg nach Aarau und Lucern; 
J. vom Pürichfee und Richtersmyl nach Brunnen; 
m. von Bellinzona nach Chiaſſo und Magadino. 
5) Neben dem Weggeld können auf den vorbenannten Land- und Heerſtraßen einzig noch folgende 
Ohebühren erhoben werden: 
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a. Waag- und Niederlagsgebiihren in demjenigen beitehenden und anerfannten Waaghäufern und Euften, 
bei welchen die Wagen und Güterfchiffe anf» oder abgeladen werden; 

b, Brüfengelder, welche von der Tagfazung förmlich bewilliget find; 

c. die von der Vermittlungsacte anerfannten und von der Tagfazung revidirten und gutgeheißenen Grenz⸗ 
zölle zu Land und zu Waſſer; 

d. innere Wafferzölle, da mo die Haupiheerftraße über Waſſer gehet, infofern dabei zu Beförderung ber 
Schifffahrt Relwege unterhalten werden müffen. 
6) Alle Zollftätten, mo fowohl das Weggeld felbft als die im vorftchenden 5. Artikel benamfeten Gebühren 


ausſchließend erhoben werden dürfen, follen von der Tagfazung, nad eingeholten Vorfchlägen der Kantone, 
namentlich beftimmt werden. 


7) Damit die Fuhren fo wenig als möglich aufgehalten werden, fol das Weggeld für jeden betreffenden 
Kanton entweder an deflen Grenzen oder an einem ſchiklich gelegenen, jedoch nicht zu entfernten Drt, in 
jedem Fall aber auf einmal für das durchfahrende Kantonsgebiet erhoben werben, Da wo die Heer- und 
Landftraßen einen Kanton nur im einer kurzen Streke berühren oder durchſchneiden, lann fich berfelbe mit 
dem an ihn grenzenden Stanton für feinen betreffenden Antheil am Weggeld abfinden, oder über die Be: 
ziehungsart verftchen. 

8) Die Waag- und Niederlagsgebühren werden bei den KHaufhäufern und Suften jelbft bezogen, können 
aber von uneröffnet durchpaffierenden Wagen niemals gefordert werden. 


9 Die Brüfengelder werden bei den Brüfen erhoben, infofern nicht die betreffenden löblichen Kantone 
ſelbſt vorziehen, fie zu mehrerer Bequemlichkeit der Fuhrlente und Verminderung der Einzugsfoften an der 
Kantonsgrenze zugleich mit dem Weggeld beziehen zu laſſen. Es lönnen indefien auf den dem allgemeinen 
Wegaeld unterworfenen Heerftraßen feine neuen Brüfengelder errichtet werden, und die fchen beſtehenden 
jollen auf eine mit den Koften der Erbauung und Unterhalt der Brüfen in billigem Verhältniß ftehende 
Dauer beihränft werden. 

10) Die Grenzzölle werben an der nämlichen Zollitätte, wo das Weggeld des betreffenden Kantons 
bezogen wird, erhoben. 

11) Die Wafferzölle fönnen einzig beim Einfchiffen der Waaren für die ganze Strefe ihrer Fahrt erhoben 
werden, Wen diefe Fahrt mährend ihrer ununterbrochenen Dauer mehrere Kantone berührt, fo werden ſich 
biefelben nah Maßgabe ihres Antheils an dem Unterhalt der Rekwege mit einander abfinden. 


Zweites Eapitel. 


12) Das Weggeld wird von allen Fuhren mit Kanfmannsgütern, Frachtwagen und andern beladenen 
Fuhrwerlen nach dem Gericht der Ladung erhoben. 

13) Jeder Gentner Gut, ohne Unterſchied der Eigenfhaft der Waare, bezahlt auf jede Stunde Weg: 
über Sand ein beftimmtes Weggeld von 1 Rappen eidgenöſſiſche Währung. 

14) Diejed Weggeld wird auf allen Strefen der im 4. Artikel benamfeten Haupteeer- und Landſtraßen 
in gleichmäßigen Verhältniß erhoben; nur allein auf die Bergſtraßen über den Gotthard und Splügen, 
foweit fie ummittelber über das Gebirg ſelbſt gehen, fan ein höheres Weggeld gelegt werden, fobald gezeigt 
werden fan, daß namhafte Berbefferungen eine foldhe Erhöhung rechtfertigen, e 


Ar. 8 Anhang. 805 


15) Diejenigen Haupiſtraßen, welche noch nicht gemeflen find, follen gemeffen, mit Stundenzeigern vers 
fehen und nad) diefen fchon beftehenden oder annoch zu veranftaltenden Meflungen die Entfernungen beftimmt 
und die Erhebung des Meggeldes regulirt werden. 

16) Die Waſſerzölle werden ebenfalls nach der Yänge der zu unterhaltenden Rekwege requlirt. 

17) Die Tare für jede Stunde wird von der Tagfazung mit Rüfficht anf die Ortlichfeiten und die mehr 
oder mindern Schwierigkeiten der Anlegung und Unterhaltung der Rekwege beftimmt werben. 


Drittes Capitel, 


18) Die fpecielle Verpflichtung der Obforge für Erbauung und gute Unterhaltung und Berbefferung der 
Heerftraßen, Brüfen, Damme, Rekwege ift die Sache der hohen Kantonsregierungen, denen alle dahin zielenden 
Anftalten und Verordnungen nad Maßgabe ihrer refpectiven Kantonsgeſeze und Einrichtungen gänzlich über 
laſſen bleiben. 

19) Dem Herrn Landammann der Schweiz wird aber von der Tagſazung die forgfältige und wachſame 
Erfüllung de3 23. Artifels der Föderalacte, welcher alfo lautet: 

„Der Fandammann der Schweiz kann nöthigen Falls Auffcher zur Unterfuchung der Heerftraßen, Wege 
„und Flüſſe abjenden. Er orbnet dringende Arbeiten, die dahin gehören, an und läßt fie im Fall der Noth 
„unmittelbar und auf Koften deflen, dem es zufommen mag, ausführen, wenn fie in der vorgeſchriebenen 
„Zeit nicht angefangen oder vollendet find“ 
dringend empfohlen, 

20) Die Tagfazung behaltet fih vor, gegen diejenigen Kantone, welche ſich etwa Saumfeligfeiten in 
Erfüllung der aufhabenden Verpflichtungen zu Schulden fommen laſſen follten, die ihr verfaffungsmäßig 
zuftehenden Maßregeln, und namentlich die Sufpenfion der einem folhen Kanton zufommenden oder bemilligten 
Zölle und Weggelder auszuſprechen. 


Viertes Eapitel. 


21) Um dem jchnellen Verderben der Heerſtraßen möglichit vorzubeugen, wird das höchſte Gewicht der 
Ladung eines Frachtwagens auf 50 Centner Marlgewicht feftgefezt. 

Für ſolche Paftwagen, die entweder nur eine Meine Strele_ des ſchweizeriſchen Gebiets befahren, oder 
ohne Tranfit in die Schweiz fahren, um abgeladen und vertheilt zu werden, mag von den betreffenden Kan— 
tonen, falls fie es zuläffig finden, ein höheres Gewicht der Ladung bewilligt werben. 

22) Zu Erfahrung des Gewichts der Yadung werden an den fchiklichiten Stellen der großen Landitraßen, 
wo ſolche noch nicht bereits etabfirt find, jogenannte Romaines oder Laſtwaagen errichtet werden, auf melde 
jeder Frachtwagen ohne Aufenthalt gezogen werden foll. 

23) Bei dieſem Abwägen werden anno 2 Centner Zugewicht und 25 Gentner für das Gewicht eines 
großen Fracht oder Gütermagen® zugeitanden. 

24) Auf den Fal des Überladens werden die Kantone die dienlich findenden wirlſamen Strafgeleze 
beftimmen und handhaben, und nicht zugeben, daß die beftimmte Yadung unter einigem Vorwand über 
fchritten werde. 

25) Die ſämmtlichen Rantonsregierungen werden beliebigen Bedacht nehmen, daß der Gebrauch der in 
mehreren großen Staaten mit dem größten Vortheil eingeführten fünf Zoll breiten Rädern für die die großen 
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Vanditraßen befahrenden Frachtwagen nach und nach eingeführt werden. Zu beförderter Erreihung deſſen 
mag denfelben ein Übergewicht von 15 & 20 Centner bewilligt werden. 

26) Dielelben werden ebenfalls die nöthigen Verordnungen machen, daß die Güterfuhren nicht durch das 
ſpäte Öffnen umd frühe Beſchließen der Kaufe und Waaghäuſer auf eine nachtheilige Weite in ihrer Fahrt 
aufgehalten werden, und daß auf den Bergftraßen fichernde Maßregeln für die Verwahrung und jorgfältige 
Beforgung der Kaufmannsgiter genommen werben, 


Überficht des Ertrags der durch Verordnung vom 8. Zuli 1806 eingeführten Grenzgebühren, 
fowie der durch die gleichzeitig aufgeftellten Grenzanftalten verurfachten Koften, bis zum 
22. November 1810, 


Ertrag ber 
anton Ertrag der 
a und Beitraum —— — Ten! der —— 
arbübt | .4 anteın Mascenl Einnahmen Ausgaben 


3a h r = — zu 3 fr. v. Er, 


- 1806 —- 1807 » . ir. Rr. Ar. Rp. 
Bafel . . . [v. 15. Aug. 1806 bis 30. Mprit 1807| 1,756 | 5,450 96. | 7,207 90 
Aargau . . | dit „» 3Bi.Mai, 1268 101 1,258 10 
Schaffbaufen.. Jdito1835. Mai 1,167 | 83 7420| 38 
Thurgau . . | dito . 31. Mär Kr 1,653 | 72 | 1,718 44 
St. Ballen .| bite ”» 0. 30. April — 23,853 | 09 
Graubünden . | dito . 30. April , 3,684 3,684 | 84 


Freiburg Pag bito , 31. Rärz 63 74 | 80 











13,278 45,218 50 | 33,094 


1807 — 1808 
Bafel . . .„ Im 1. Mai 1807 bis 31. März 1808| 5 | 10,253 70| 7,847 20 
Hargan . . |v. 1.Iuni „ „31.Mai , . 741 701 2,642 | 80 
Schaffhauſen. |v. 16. Mai „ „ 15. Mai , 7,584 | 80 | 4,311 | 80 
Thurgau . „ja. 1. Mpril „ 31.Mär; „ | 2 5 2,620 , 60 | 2,573 | 70 
St. Gallen .|v. 1.Mai „ 31. Mär; , | 23,559 | 50 | 21,150 | 80 
Graubünden . [v. 1. Mai 31. Mai | 4,155 80 | 2,712 | 80 


| 








Kanton 


und 


dahr 


1808 — 1809 
Bald . 
Aargau 
Schaffhauſen. 
Thurgau 
St. Gallen 
Graubünden . 


1809-1810 
Baſel 
Aargau 


Schaffhauſen 
Thurgau 


St. Ballen 
Graubinden . 


1810 
Balel . 
Aargau 
Schaffhanien . 


Thurgau . 
St. Ballen 


Graubünden . 















































Anhang. 807 
Ertrag der € 
ttrag der 
+ Eingaugs⸗ 
Zeitraum gebge | onebübr Total der | Total ber 
auf Yanuemeiigarn [Pet Intern Wann] Einnahmen Ausgaben 
zu 1 fr m. Bund sed. v, Ger, 
m Im m le wpy. 
| 
d. 1.Aprif 1808 Bi631, Marz 1809 4,851 37 | 6302| 91 | 7,575 | 08 
v Ida ,. „Mi, 1,325 145 | 1,3304 wo | 3,781 | 82 
v.16.Mi . 15. Mai , 11 | 80 —— 5,613 | 18 
v. 1. April . , 2. Mär. 2,672 1980| 2,947 130 | 2,850 | 36 
v. 1.Wpril „ „31. Mär „ 3,004 | 56 | 11,590 | 28 | 19,420 | 20 
v. 4. Juni „SlMai . — | — | 4553 40 | 3,904 | 11 
17,566 | 13 | 32,018 | 09 | 43,094 | 75 
v. 1. April 1809 bis 81. März 1810 7,837 87 | 12,683 \69 | 9,843 | 20, 
v.1.Iumi „ .„ BImi , 1,220 62 | 1,288 |42 | 3,498, 18 
vIEMi . . Mai. | 7,847 4,491 | 40 | 12,188 | 10 | 6,239 | 18 
v. LMpeit „ .„ 3. Mär, 557 |28| 1,988 46 | 2,540 174 | 2,985 | 30, 
v1. Mprit , . S.Män ,„ | 10,176 24) 2,495 | 98 | 13,672 22 | 18,516 | 13 
v. LYuni . „ R.Mpril 5 — I— | 8652|42| 3,228 | 90 
24,739 33 | 44,921 | 59 4 
} | Tal 
| 1 
v. 1. April 1810 big 22. Rov. 1810 —J 7851 |38 76 
v. 16. Jjnui 1 1,096 ı 40 86 
v. 16. Ni | 416549 47 
v. Xp u ou . . 1,552 | 09 42 
v. 1.0pil . . 9* 9,171 | 42 04 
vi... i I—| 1,724 | 77 20 | 
| 25,659 | 55 | 26,331 | 65 








1 
Ni 
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10. 


Ginnahmen und Ausgaben der eidgenöffifchen Grenzanftalten, vom 22. November 1810 
bis zum 15. December 1813. 





Vom 22, Hovember 1510 bis 31. März 1812. 
Einnahmen. Andgaben. 


im 

An Conſumations⸗ und — 81,515. 05 Ausgaben der Gentralauffiht vom 

An Verificationdgebiihr . . . 5,246. 16"), November 1810 bis Juli 1811 5,398. 

An Bifagebüht.. . » . 2. 36,022. 99, Beſoldung der Angeftellten . . . 55,544. 8 

Un Plombagegebüht . . . . . 31,240. 66 Befoldung der Grenzpofizei . . . 47,910, 

‚An permifchten Einnahmen, . . 4,344. 16 An Bureanausgaben . . » - . 5,217. 

| An Plombageausgaben . . - . 8,781. 
‚ An vermijchten Ausgaben . . . 7125 
129,978. 
| Caſſaſaldo 28,390. i 

Fr. 158,369. 08 Fr. 158,369. 


Bom 1. April 1812 bis 31. März 1813. 
Einnahmen. Ansgaben. 

Ar. Mr. | ät. Rp. 
Un Saldo voriger Nehnung . . 28,390. 20 Befoldbung der Beamten . . » . 46,133. 64'/, 
An Confumations- und Tarıfabgabe 82,154. 74'/, Beſoldung der Grenzpoligei. . . 37,574. 96", 
An Berificationdgebühr . . . . 15,885. 84 Un Burcauausgaben . . . -» . 3,089. 64'/, 
An Bifagebühr. . © » » . . %0,572. 37 An Plombageausgaben . .» . .„ 5,271, 4, 
Un Plombagegebühr . . . . . 29,797. 14 Un vermifchten Ausgaben . . . 11,702. 52/, 
An vermifhten Einnahmen. . . 7,162. B7'/, 


103,772. 22%, 
Caſſaſaldo 80,190. 94"), 
Sr. 183,963. 17 Fr. 193,963. 17 


Vom 1. April bis 15. December 1813, 
(Bom 1. April bis 30. November was die Einnahmen, und bis im den December was die Ausgaben anbetrifit.) 


Einnahmen. Ausgaben. 
Br. Rp, 


an Saldo voriger Rechnung . 80,190. 94'/, Beſoldung der Beamten . 

An Confumations- und Torlabjab 27,765. 56 Befoldung der Grengpolizei . 

| An Verificationsgebähr . . 5,726. 76 An Bureavansgaben . 

An Bifagebühr. . .» » . . . 15,161. 62, Un Plombageausgaben 

An Plombagegebühr . . . . . 18,504. 92'/, An vermifchten Ausgaben : 

Bermifchte Einnahmen . .» .. 1,187. 33", | Zur Verfügung ©. E. des Herm 

1 Landammanns der Schweiz find 
ı abgegeben worden . » » . . 50,000. 
Deßgl. an bas — 13,877. 
Eaffafade . . . . 8,604 


Fr. 148,537. Fr. 148,537. 
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11. 
Zolltarife, 
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A. Tarif der nuferordentlidien Abgabe auf nadbenannte Waaren, nad Schweizerfranken und Markgewidt ; 
vom 9. Houember 1810. 


— 


» 


. Baummolle, 


per Gemtner 

brafilianiiche, von 

Eayenne, Surinam, Demerary, 

lange . . . . . 

— levantiniſche, welche über Land 
kömmit 


. — aus andern Ländern, ausge 


nommen meapolitanifche und 


römiſche 


. Zufer, roher : . R 
. — geläuterter (sucre töte et terre 


Ther, Hayfan . 
— grüner 

— übrige Sorten 
Cafe 

Indigo 


. Kacao 


Cochenille 


.Pfeffer, weißer. 

— ſchwarzer 
Zimmet, ordinärer 
— feiner, 


Gewürznellen. 


. Musfatnuß 
. Holz, Acajou 


— Fernambuf . 


. — Campeche⸗; oder Blauholz 


— Farbholz , 
gerafpeltes . 


gemahlenes ober 


. Botafche, ameritanifche 

. Hänute, rohe amerifanifche, per Stüf 
Fiſchbl, Thran 
. Mollefifch 


per Gentner 


27. 
28, 
20. 


30, 
1. 
32, 
33, 
34, 
35. 
36, 
37. 
38, 
39. 
40, 
41, 
42. 
43. 
44. 
45. 
4b. 
47. 
48. 
49, 
50, 
51. 
52. 
53. 


54. 
55. 
56. 
57. 
58, 


ver Ventner 


Steffi . 

Elfenbein. 
Schilfröten-Scalen . 
Berlenmutter 

Reis, amerikanisches . 
Eadjour oder Katechu-Erde 


Banille . per Pfund 
Sumas per Gentner 
Ingwer . 

Piment . . . > . 
Cassia lignea (ordinari Zimmet) 


Cassa oder Cunepus 
Rocon, Roucon, Orfeille . 
Curcuma. 
Gummi, Senegal 

— arabifcher 

— Turquie, Tuneſer 

— Gayac 

— Eopal 

— Lak in Blättern 

— elaſtiſches Harz 

— Ammonial 

— Sagapenum 

— elemi. 

— gutte. . 

— oppoponax . 

Holz, Gajac 

— capenmiiches, fatinirtes 
— Querecitron 

— Balifander 

— rothes, St. Martinsholz 
— rothes Sandel . . 


20 


60 


160 
190 
130 


= 


59. 


P 9.20 m 


10. 
11, 


per Gentmer ar 

. Holz, Aloe 260 
— nephritifches 160 
— Rodes 60 
— gelbes Sandelholz 80 

— Tamaris re ; 45 
— Brafilienhol; und Späne . 4 
— Calliatour . . - . 4 
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Für Zufer in Fäſſern 
| Für Cafe, Cacao, Pfefſer in Fäflern 


Ar. 11 
Die Tara wird beftimmt wie folgt: 


15 Procent 
12 = 


Für Baumwolle r . R E 8 e 


Für übrige Waaren in Ballen . 


19° 4 


Unmerlung Die unter fi in allen Sheilen und Aniäzen volllommen übereinftimmenden Tarife vom 18. Juli 
1811 und 14. Juli 1812 weichen vom vorliegenden in den madhfolgenden Punkten ab: bei Art. 2 beträgt die Gebühr 
per Gentner Fr. 65 Hatt Fr. 40. Aus Urt. 3 ift die neapolitanische und römiſche Baummolle weggenommen und als beiondberer 
Artikel mit Tarifſaz von Fr. 19 per Centner pwiſchen 2 und 3 eingefügt. Urt. Il: Cacas wirb mit Fr. 160 anftatt Fr. 320 
belaſtet. Art. 57 fehlt hier ; dagegen erſcheint St. Martinsholz, ohne das Prädicat rothes, am Schlufie des Tarifes zwiſchen 
Art. 64 und 65 mit dem Anſaz von Pr. 4 per Gentner, — In der Taraberehnung fommt bier ein neuer Artitel: Fiſchthran 
in Faſſern mit 15% Hinzu, und bei der Baummolle werden 10% flatt 8% berechnet. 


B. Garif der Fingamgsgebühr, vom Bporcorentner, Markgewicht; gemäß; Tagſaungsbeſchlufj 


vom 26. Hovember 193. 


Amerifanifhe Baummolle jeder Art, per Etr. 
Pevantinifche, meapolitanifche dito . . 
Baummwollen-Mafhinengarn : 
Baunmollen-Handgeipinnft aus benachbarten 
Gegenden, fo offen eingeführt wird . 
Baummollentüher, Baummollenftoffe aller 
Art, weiß oder gedruft 


. Baummollentüher und Baummollenftoffe, 


gemeine ober gröbere aus benachbarten 
Gegenden 

Cafe 

Zuler, roher . > . . 

— geläuterter oder raffinirter . 

Thee, ohne Unterſchied | 


Zimmet 


at. 


10 | 


ı 18. 
13. 
14, 
15. 
16. 

17. 

18. 

' 19. 

| 20. 

21. 

22. 

28. Farbhblzer aller Art, in Stülen 
. Quercitron [oder gemahlenes 

. Sumac 


Fiſchöl, Thran 





Mustatnüffe 
Gewurznellen 
Cacao 

Coche nille 
Indigo . . . i . B . 8 
Bieffer 

Piment . 5 
Eurcuma 

Ingwer 

Gummi, ohne Unterſchied | R R . 3 
Roccon, Orſeille 


Alle in obigem Tarif nicht benannten und im folgenden Artifel nicht namentlich außgenommenen Kanf- 
mannsdwaaren, jo auch alle Tranfitwaaren bezahlen per Bruttocentner einen Bazen, 

Als Kaufmannswaaren werben nicht betrachtet und find demnach (von) der Eingangsgebühr befreit: Frucht, 
Mehl, Stroh, Heu, Dünger, Bieh, Holz, Holzwaaren, Bretter, Gips, Kalt, Ziegel, Wein, Bier, Butter, Eifen 
in Stangen, Platten oder Gußwaaren, Flachs, Hanf, Feinengarn und Paltuch fo offen eingeführt wird, Zinn 
in Blei und Blöten, Wezfteinfiften, Lein-, Hanfe, Alec» und Oelſamen. 


Die in dieſem Tarif beftimmte Eingangsgebüßr wird von jedem Eporcocentner Marfgemwicht erhoben, 
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Schweizerifher Entwurf eines Handeldvertrages mit Spanien, von 1804. 


1; Ihre latholiſche Majeftät der König von Spanien bewilligt den 19 Kantonen des neuen Schweizer 
bundes nachitehenden comımerzlichen Tractat, und beftimmt defien Dauer nach derjenigen der neuen abgeſchloſſenen 
Militärcapitulation. 

2) Den fchmeizerifchen Kaufleuten, und fo heit Jeder, der ermeislich ein Ghemeinds- und Kantonsbürger 
ift, wird geftattet, jedoch unter den Gebühren, welche die franzöfifhen Kaufleute bezahlen, folgende Artifel in 
Spanien einzuführen: 

‚Schweizerfäfe aller Art. 

Schmweizeriihe Mineralmafler. 

Schweizerthee und Gefundheitsfräuter. 

Schmeizerpferbe. 

Schmweizerftroh, rohes, geflochtenes, oder zu Blumen und Hüten verarbeitetes. 

Seiden und Halbjeiden, leichte Stoffe, Halstücher, Shwals, Bänder, Gazen und Erepen. 

Schmeizerifche Leinwand, ſowohl rohe als gebleichte und gefärbte für Tifch, Bett und Hember. 

Peinene Kappen und Strümpfe, ſowohl gemobene als geftrifte. 

Alle Arten Schnupftächer aus Leinen gemoben, fo auch geftreifte oder farbige Leinwand und alle 
Arten leinene Bazins. 

Veichte mollene Stoffe, mollene Kappen und Strümpfe. 

3) Unter einer gefezlichen Einfuhrgebühr, deren Beſtimmung Seiner katholiſchen Majeftät zu überlaffen 
ift (mom welcher aber unmaßgeblich gehoffet wird, für die feineren Waaren möge fie höchſtens 20 ®/,, für die 
gröbern hingegen höchſtens 12°/, des Facturwerths betragen) wird den ſchweizeriſchen Kaufleuten ferner 
geftattet, ungehindert in Spanien einzuführen : 

Ale Arten Monffelinen und Halstücher oder Shmald von Mouffelinen, glatte, geftreifte, quadrillirte, 
geftifte und brochirte, in einer von der oftindijchen verjchiebenen Fabrication. 
Alle Gattungen Baummollentücher, rohe oder gebleichte, 

Gedrulte Baummollentüher und Schnupftücher oder Shwals nach Art der Indienne oder Perfienne, 
Alle Arten von Stoffen und Halstüchern und Bazins vermifchten Gewebes oder Halbleinen und 
Halbbaummwollen, fie mögen nun in Garn gefärbt oder gedruft oder blos gebleicht fein, 

Alle Arten von baummollenen Strümpfen und Kappen, 
Wo möglich alle Arten baummollenen Garns, das crweislih in der Schmeiz geſponnen ift, 

4) Die Beweife, daß die eingeführten Waaren ſchweizeriſche Fabricate feien, müſſen durch die Certificate 
der Kaufleute felbft umd durch die Schriftliche Bezeugung ihrer Kantonsregierungen eingelegt und geführt werden, 
bei Strafe gänzlicher Confiscation, falls jene mangeln, oder deren Unächtheit erwieſen wurde. 

5) Unter den für Die franzöfiihen Kaufleute beftinmten Gebühren foll auch den jchmeizeriichen erlaubt 
fein, nach zu gebender Vorſchrift für erfauftes Schmeizereigenthum erflären zu laffen, und dann aus Spanien 
auszuführen: i 
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Weite, 

Wolle, 

Seide, rohe oder Trame und Orgenzin. 

Mandeln, DI und Souda, oder alle Erzeugniſſe des Bodens, deren Ausfuhr nicht verboten iſt. 
Indigo, Farbholz, Tabal, Eochenille, dürre Häute, Arzneiartikel und andere Farbwaareu. 
Cacao, Banille, vorzüglih Baumwolle aller Gattungen. 

Stoffe aller Art und Kımfifleigproducte, die in Spanien verfertigt und abzuführen erlaubt find. 
Silber endlich, infofern Foldyes zu Saldirung der Einfuhr gegen die Ausfuhr erforderlich märe. 

6) Ihro fatholifche Majeftät werden die Gebühren der Einfuhr und der Ausfuhr beftimmen und deren 
Zarif gegenwärtigen Tractat anzufügen verordnen. 

7) Ebenio werden Ihro Katholische Majeftät befehlen, in melde Sechäfen am Atlantifchen und Mittel: 
ländifchen Meere die Schweizerwaaren nah Spanien follen gebracht, und vom melden andern die ſpaniſchen 
Erzeugniffe dürfen abgeführt werden ; falls jedoch durch hohe Mitwirfung mit Franfreih eine Übereinkunft 
des Tranfit8 wegen fünnte geichloffen werben, fo erwartet die Schweiz von der Krone Spanien die Anweiſung 
der Eingangsftädte auf dem feiten Lande. 

8) Die Kaufleute der Schweiz follen gehalten fein, alles was zu Waſſer verfandt wird, auf Ipanifchen 
Schiffen ober foldhen, welche bie ſpaniſche Flagge zu führen berechtigt find, einzuführen ober abzuführen ; «8 
wäre denn, daß Ihro katholiſche Majeität, um der unfihern Schifffahrt oder anderer Gründe willen, eine 
neutrale Flagge zu bemilligen gerubeten, 

9 Unter ähnlichen Umftänden geben Ihro fatholiiche Majeftät zu, daß nach Portugal beftimmte Schweizer: 
maaren mit einem leiblichen Tranfitzol durd Spanien mögen fpedirt und die portugiefiichen Producte bezogen 
werben, 

10) Zu befferer Vollziehung des gegenwärtigen Tractats geftatten Ihro katholische Majeftät, daß 
erwieſene Schmweizerfauflente fih in Spanien anfiedlen mögen, und zwar mit den Nechten und Beſchwerden, 
denen fich die frangöfiichen Kaufleute entweder zu unterziehen oder zu erfreuen haben; wogegen fich die 
Schweiz anheiſchig macht, jedem ſpaniſchen Kaufmann das Anfiedlungsrecht, wo er will, zu ertheilen. 

11) Ebenfo willigen Ihro katholiſche Majeftät ein, daß die angefiedelten Schweizer für ıhre Perfonen 
und ihre faufmännifchein) Berhältniffe der nämlichen Rechtspflege wie die Franzofen genießen, mithin unter 
ihren eigenen oder, wenn fie lieber wollen, unter franzöfifchen Confuln ftehen und deren ummittelbaren Schu; 
genießen follen. 

12) Wenn fih der Fall ereignen follte, dag im Kriege und auf eingebrachten Brifen in Spanien ſich 
Schweizerwaaren vorfinden follten, die für andere Länder beftimmt waren, jo werden Ihro katholiſche Majeftät 
dafür forgen, daß ſolche ihren Eigenthümern wieder zufallen und ohne Ausfuhrzol aus Spanien abgeführt 
werben dürfen, oder mern fie verfanft und hernach als Schweizereigenthum anerfannt worden mären, der 
Zoll zurüferftattet werden folle. 
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13. 


Ruffifcher Feldzug von 1812. Bericht und Antrag der Tagſazungscommiſſion, betreffend 
A) Belobung der Schweizerregimenter in franzöfiihem Dienft für die bewiefene 
Tapferkeit; B) Zuftand der Regimenter, 


A. Auszug aus dem Commiffionsbericht nach dem Wortlaut des Abſchieds: „Allervorderft hatte die 
Gommiffion den ehrenvollen Auftrag, die Gefühle der Tagfazung, als Stellvertreterin der gefammten Schweiz 
auszusprechen über das ruhmvolle Betragen der vier Schmeizerregimenter in dem norbifchen (ruffiichen) Feldzug; 
fie haben den Beweis geleiftet defjen was vepublifanifcher Sinn vermag wenn er gemährt wird durch das 
Andenfen an die Bäter. Eine kurze Skizze ihrer Thaten mag hier am Orte fein. 

Die vier Schweizerregimenter bildeten zwei Brigaden der Divifion Merle. In den Tagen des Octobers 
wurden fie im die Gegend von Polozt zufammengezogen, und beim Borbringen der Nuflen auf diefem 
Punkt beftanden fie, namentlich das 3, Regiment am 15. October und ein Bataillon des erften Megiments 
am 17. Oxtober einzelne jehr glorreiche Gefechte, wo Kolben und Säbel den Ausfchlag gaben und die Tapferkeit 
ſich ſchön hervorthat. Am 18. October erfchien der Feind mit Übermacht und drängte die franzöfifche Armee 
nach Poloze, mo das 1. und 2. Regiment befonders in's Feuer famen, jich fechtend in die Stadt zurüfzogen 
und von dem 3. und 4. Regiment aufgenommen wurden. Nun ftärmten die Ruſſen die Werke von Polozc, 
fieften die Stadt und die Brülen in Brand, und ed fam der Augenblif, wo ſich die Schweizer mit Ruhm 
bedeften, indem fie mitten unter dem Hagel des feindlichen Geſchützes, mitten im einer brennenden Stadt 
mutbig und unverzagt den ehrenvollen Auftrag, den Rüfzug der franzöfifchen Armee zu defen, vollbrachten 
und unter dem Commando ihrer walern Chefs nicht eher von der Stelle wichen, bis der Zwel erreicht und 
alle Brüfen bis an eine abgebrannt waren, über die fie nun ebenfalls ihren Rülzug antraten. 

Hier fiel der Bataillonschef Dullifer, ein durch frühere Waffenthaten ausgezeichneter Offizier; Oberſt 
von Eaftella wurde verwundet; Oberftlieutenant Hartmann Füeßli erhielt jchmere Wunden, an melden er 
bald darauf geftorben ift; Obriſt von Affey zeichnete ſich rühmlichſt aus durd die Bertheidigung von Polozc 
und den ſchönen Rülzug mitten in dieſer ftürmifchen Nacht; mit ihm Herr Bleuler, Bataillonschef beim 
4. Regiment, 

In den lezten Tagen des Novembers fanden die vier Schmeizerregimenter an der Zahl von 6 bis 700 
Mann ſich vereint an den Ufern der Berezyna, zur Zeit, wo die große Armee auf ihrem Rükzug fich biefem 
Fuße näherte, So entipann fi) das denfwitrbige Gefecht von Borifom, wo die Rufen alles aufboten, um 
den Rützug ihrer Feinde zu hemmen, Bon den Schweizern litt daß 1. Negiment vorzüglid. Nur 14 Dann 
und wenige Officiere blieben unverſehrt. Einer frühern Abrede zufolge verblieben die Berwundeten ihrer 
eigenen Hülfe überlaffen. Kein Soldat wich von feinem Bolten. Umringt von einem meitüberlegenen Feinde 
fochten fie flandhaft, und Divifionsgeneral Merle, beim Anblit des ſchwachen Überreftes erklärte, fie hätten 
alle die militärtfche Decoration verdient. 

Hier fielen die Bataillonschefs Blattmann, Zingg, Bonderweid von Seedorf und Weltner; vermißt wurde 
der walere Oberſt des 1. Regiments Raguettli, der, am Schluffe feiner ehrenvollen Laufbahn, vermuthlic 
den Tod in einer fernen Gefangenfchaft gefunden hat.“ 
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Auf diefe Darftellung gründete die Commiffion folgenden Beſchluſſesentwurf: 

„Die eidgenöſſiſche in Zurich verfammelte Tagfazung, 

Nach Einfiht der von Seiner Ercellenz dem Yandammann der Schweiz ihr vorgelegten Berichte über 
die außgezeichneten Berdienfte der 4 Schweizerregimenter in bem fo benfwürbigen nordifchen Feldzug, und 
namentlich bei den Gefechten an der Dwyna am 18, October und folgenden Tagen, und an ber Bereznna 
am 28, und 29. November, 

beſchließt Folgendes: 

1) Den 4 Schmweizerregimentern im f. k. franzöſiſchen Dienften, die im dem vorjährigen nordiſchen Feldzug 
ihren Dienft auf eine ausgezeichnete Urt verrichteten, auf einem ummirthbaren Boden den Clementen und 
allen Arten von Entbehrungen Troz boten, fi nie von ihrer Pflicht abwendig maden ließen, und im Gefühl 
deffen mas von ihnen, als Schweizern, erwartet wurde, vor einem überlegenen Feind die rühmlichite Uner- 
ſchrokenheit bewiefen und das in fie gejezte Zutrauen rechtfertigend, an den Ufern der Dwyna und Berezyna 
als Helden fämpften, wird der Danl des Baterlandes bezeugt, 

2) Diejenigen unter ihnen, die den Heldentod ftarben, haben in ben valerländiſchen Jahrbüchern fid 
ein bleibendes Dentmal geftiftet. Unter die Zahl der Überlebenden, die an jenen Gefechten zu Volozt und 
an der Berezyna Theil nahmen, wird Seine Ercellenz der Yandammann der Schweiz als Nationalbelohnuug 
eine Denfmünze von Gold an die Officiere, und von Silber für die Umnterofficiere und Gemeinen vertheilen 
laffen, 

3) Wer diefe Ehrendentmünge erhalten hat, und mit derielben verjchen in's Vaterland zurüftehrt, darf 
auf eine audgezeichnete Aufnahme von Seite feiner Mitbürger, und auf das vaterländiihe Wohlmollen von 
Seite feiner Regierung Anſpruch machen. 

4) Seine Ereellenz der Yandammann der Schweiz wird eingeladen, diefen Tagſazungsbeſchluß in vier 
Doppeln auf Pergament gefchrieben und mit dem ceibgenöffiichen Siegel verfehen, an die Chefs der vier 
Schweizerregimenter gelangen zu laſſen, um in dem Archiven derfelben aufbewahrt und auf eine angemeflene 
Art den Hegimentern mitgetheilt zu werden.“ 


NB. Diefer Beichlufiesentwurf ift unbedingt nur mit acht Stimmen angenommen worden, während die 
übrigen die Art. 2 und 3 der Watification ihrer Regierungen unterftellten. Da aber jene nicht ertheilt wurde, 
fo blieben ſchlieſßlich als einſtimmiges Concluſum nur der Eingang, der erfte Saz des 2, und der 4. Artifel 
ftehen, 

B. In Bezug auf den Zuftand der Regimenter läßt fich der Commihfionsbericht folgendermaßen ver: 
nehmen: 

„Bon obiger hiſtoriſcher Darftellung (hievor A) führt ein natürlicher Übergang auf den Zuftand der 
Regimenter, und zeigt die Refultate der eben gerühmten Tapferkeit. Nur vom 2. und 4. Regiment find 
eigentliche Etats de situation eingegangen. Nach denfelben beja das 2. Regiment auf den 1. April 1813 
883 Mann, moron das Kriegsbataillon mit 501 Mann in Utrecht, und das halbe Depotbataillen mit 
382 Mann theild in Küftrin, theils in Yauterburg ſich vorfanden. Das 4. Regiment befaß auf den 1. Juni 
1813 887 Dann, nämlich das Kriegsbataillon mit 625 Maun in Utrecht und der Überreft im Standguartier 
Nancy. Bon dem 1. Regiment fehlen bie Etats de situation aus dem Grund des Berluftes feines Arhivs. 
Aus den Berichten diefes Regiments erfieht man indeß, daß auf den 3. März 1813 das Kriegsbataillon 
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243 Mann flarf war, und von diefen 92 im Standquartier Meb und 151 in ſtüſtrin und Spandau waren, 
Von dem 3, Regiment find feine Berichte vorhanden, In den Tagen von Polozt und Borifom verlor das 
1. Regiment an todten Officier8 11, an verwundeten 34, an gefangenen 25, und über 2000 Gemeine. Das 
2, Negiment verlor 41 Officierd. Bon Stabsofficieren, welche an diefen Gefechten Antheil nahmen, bleiben 
in den 4 Regimentern nur 4. 

Diefer auferordentliche Abgang hat die franzöſiſche Regierung bewogen, aus den vier Schmeizerregimentern 
ebenfo viele Bataillons de guerre zu bilden, und das übrige in Standquartiere in’3 Innere zu verlegen, wo 
fie fih allmälig erholen und verjtärken können. Diefe Quartiere find Meg, Yauterburg, Landau und Nancy.” 


14. 


Verzeichniß der ſtaͤndigen diplomatifchen Vertreter (Befandten, Geſchäftsträger x.) 
fremder Staaten bei der Schweiz während des Zeitraumes von 1803—1813. 


Baben. 


1807— 1818 Geheimrath von Ittner, accreditirt mit großherzoglichem Beglaubigungsfchreiben vom 
29. Juni 1807 als außerordentlicher bevollmächtigter Gefandter; abberufen mit Mecreditiv vom 29, April 
1818. Bor 1807 hatte Baden feine jtändige Vertretung in der Schweiz. 


Bahern. 


1803-1807 Johann Baptiſta Anton von Berger; als Miniſterreſident beglaubiget am 
14. Auguſt 1803, und neuerdings, infolge der Erhebung Bayerns zum Königreich, am 10. Mai 1806. Das 
Recreditiv datirt vom 22. Mai 1807. Als Erfazmann des Herrn von Berger folgte, ebenfalls als Miniſter— 
rejident 

1807— 1827 Johann Franz Anton von Olry, mit Erebitiv vom 21. Mai 1807; deſſen Ab: 
berufung erfolgte am 29, Juni 1827. 


Frankreich. 


1802— 1804 General Ney. Mit Creditiv des erſten Conſuls, Bonaparte, vom 17. October 1802 
(25 Vendemiaire an XI) als bevollmächtigter Minifter bei der hefvetifchen Negierung beglaubiget, erfolgte 
die Abberufung ſchon am 23, December 1803. Ihn erfezte mit dem Range als Ambaflador 

1804— 1808 General Bial, deſſen Ernennungspatent vom 14. Januar 1804 und fodann das Recreditiv 
vom 31. Mai 1808 datirt. Auf ihn folgte 

1808— 1823 Graf Auguft Tallegrand, beglaubiget ald außerordentlicher Geſandier und bevoll- 
mächtigter Minifter 1) durch den Kaiſer Napoleon am 12, Juli 1808, und 2) nad der Reftanration der 
Bonrbonen dur Ludwig XVII unterm 31. Mai 1814. Die Abberufung erfolgte am 9. Juni 1823. Im 
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der Zwischenzeit jeit dem Weggange Vials und dem Antsantritt Talleyrand's beforgte die Gejandtichaftägeichäfte 
von Anfangs Juni bis Anfangs December 1808 Frangois Rouyer als Charge d’affaires, 


Italien (cidalpinische Republik). 


1801-1813 Johann Baptifta Benturi. Deffen vom Regierungscomite (comitato di Governo) 
der cisalpiniſchen Nepublit aus Mailand von 30. November 1801 (9 frimale anno X) ausgeftelltes Erebitiv 
verleiht Venturi den Charakter eines diplomatischen Agenten. Als er mit Necreditiv von 20. Mai 1813 
am 25. Juli (Abichiedsfchreiben an den Landammann der Schweiz) von der Stelle zurüdtrat, erſezte ihn mit 
gleichem Nange und einem Ereditiv vom 31, März 1813 der Baron Eſteuſe Tajjoni. Ein Abberufungs- 
ſchreiben für Diefen liegt nicht vor; fein Mandat erloich von ſelbſt mit dem Verſchwinden des Königreichs 
alien. Das lezte Schreiben Taſſoni's am den Yandammann der Schweiz datirt vom 17, December 1813 
über Geſchäftsſachen. 


Nenpel (Sicilien). 


1813— 1815 Jean Frangois Marciano-Simometti, accreditirt als Gefchäftsträger durch König 
Joachim Napoleon (Murat) mit Patent vom 19. November 1813, In Folge der eingetretenen Umftände 
(Vertreibung Mural's) erloich das Mandat Simonetti's; am 16, Juni 1815 verlangte und erhielt er vom 
Vorort die nöthigen Päſſe zur Ruckkehr nach Ntalien, 


Deiterreid. 


1803—1806 Freigerr Heinrih von Erumpipen, beglanbigt als bevollmächtigter Minifter mit 
Patent vom 31. October 1803, Beine Abberufung and Verfezung an den Hof in Stuttgart erfolgte mit 
dem gleichen kaiferlichen Schreiben vom 30, December 1806, mit dem fein Erfagmann 

1806— 1825 Franz Alban Schraut bei dem Pandammann der Schweiz accreditirt wurde. Schraut 
itarb auf dem Geſandtſchaftspoſten am 20. November 1825. 


Preußen. 


1805— 1816 Baron von Chambrier d'Oleires, bisheriger Gefandter beim ſardiniſchen Hof, erſtens 
mit Ernennungsact vom 15. Juli 1805, und bernach mit joldhem vom 2, März 1814 bei dem Yandammarn 
der Schweiz beglaubiget. Die Abberufung erfolgte am 15. Februar 1816. 


Nom (päpfil. Stuhl). 


1803 — 1816 Fabricius Sceberrads»Teftaferrata, Erzbifhof von Beyruth, als Nuntius 
beglaubiget mit päpfllichen Breve vom 22. September 1803, abberufen am 23. März 1816, 
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Spanien. 


1791— 1815 Ritter Jofef von Caamano. Sein Ereditiv durch Carl IV datirt vom 1. October 
1791; am 4. Jannar 1810 macht C. dem Landammann der Schweiz die Mittheilung, daß er aus Gefund- 
heitsrüdfichten in Urlaub gehe und biß auf Weiteres der Ritter de Ferreira die nöthigften Gefandtichafts- 
geichäfte beforgen werde. Mit Bufchrift an den Yandammann, die Burgermeifter, Schultheiße und Räthe ber 
Rantone der Eidgenofienfhaft aus Madrid vom 20. Auguft 1811 zeigt König Joſef an, daß die Geſandtſchaft 
Caamano's aufgehört habe; demnach blieb nur Ferreira als Gefchäftsbeforger, bis beim Sturze der Napoleoniden 
in Spanien Caamano wieder bervortrat, aber fhon am 6. April 1815 in Bern ftarb und am 9, gl, M. in 
Solothurn beerdigt wurde. 


Württemberg. 


1807—1812 von Arand, Edler von Aderfeld, als außerordentlicher bevollmächtigter Gefanbter. 
Ereditiv vom 8. Juni 1807, Recrebitiv vom 25. Januar 1812. Sein Nachfolger im gleicher Eigenſchaft ift 

1812— 1814 Ritter Auguſt Friedrich von Bag, beglaubiget am 21. Februar 1812, abberufen 
15. Januar 1814. Bor 1807 Bielt W. feine ftändige Vertretung bei der Eidgenoflenfchaft. 
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Regiſter 


zu dem 


Repertorium der Tagſazungsabſchiede 


von 


1803—-1813. 


a 


Materien-Regiiter. 


— — 


A. 


Abichied der Tagſazungen, ſ. Tagſazung. 
Aetienausgabe für die Linthtorreetion, ſ. dort 
Agentſchaften, diplomatiſche, ver Schweiz. 392 305. 
Altanzbertrag von 1777 der Schweiz mit Frankreich (Eitat). 
25; von 1803 &. 23-26. 587—600. 
Anforberung an ben breißgauiichen Prälatenftand; an Fran» 
reich, Ofterreich, Furſtbiſchof von Bafel, j. O. R. diefe Ramen. 
Arhiv, eidgendjftiches. 14 
Archivar, eidgendffifcher. 15. 
Archivreglement. 14, 
Armenordnung, bernijce. 220, 224, 296, 297, 
Ürrefte und Pfändungen. 3%. 389, |. auch Sequefter, 
Auslieferung von Berbredern, Dejerteuren, Eonfcriptionspflich- 
tigen, ie. 
zwifjdhen den Stantorten. 1E3:— 1), 
Berhältnik zu Baben. AL 555. 
Verhältniß zu Bayern. 4 
Verhältnik zu Frankreich. 35%, 
Berhälinik zu alien. DL 
Berhältnik zu Öfterreih. TI-RL 
Ausreifer aus den Schmeizgeriruppen in franzöſiſchem Dienft, 
1. dort, " 
Ausreißer, j. bei Auslieferung. 
Uugiliarhalbbrigade, ſchwrizeriſche, in franzöfiihem Dienft, j. 
Militärdienfi in Prantreid. 


Baummolle, Baummollenfabricate, ſ. bei ®renzanftalten. 

Begrühungsabordnung (1805; an den Raijer der Franzoſen bei 
deſſen Durchreiſe durch Chambery. 12 

Bergſturz zu Goldau. 198. 

Bergwerksverwaltung der helvetiſchen Republit; Liquidation. M 

Bettag, eidgenbſſiſcher. 146. 

Beltelbriefe; Ertheilung folder. 125. 

Bisthumer, ſchweigeriſche; deren Berhältniſſe in Folge des 
NRegensburger⸗ Receſſes. 75—76, 

Blindenanſtalt in Zurich. W 

Brüggiommer. 258 





Brüten ; Rheinbrüfen (MargausBaden) 0 
©. auh O. R. Ardzernbrüle, Rapperswyler Seebrüfe, 
Schloßbrüfe (Graubünden), Senjenbrüfe, Zihlbrille, Joll ⸗ 
brüfe, obere und untere (Tardisbrute). 
Brütengelber, j. Zölle, 
Bücergefdjente. 320, 381 3853, 
Bundesiribunal, J. Syndical. 
Bundesverfaſſung (Mediationsacte) LD4, 305—4%, 
Vürgerrecht, helvetiiches ; Gültigkeit. LM. 
Bürgerrecht, fchmeizerifches und fantonales, Ertheilung des: 
felben. 19 —200. 
Bürgerrehtöentlaffung; Gompetenzfrage. 87 


€. 


Eapuciner in Tarafp, Unterhaltepflidt. SZ 
Gentralcafja Rechnungen. 300-302. 
Eollaturrehte zu geiftlihen Pfründen; daherige Anftände zwis 
ſchen Kantonen, 135, 150-152. 388. 
Collegium Borromaum in Mailand. 132 
Golonialwaaren ; Verbot der Einfuhr, ſ. Grenzanftalten. 
Eommifftonen, eidgenöffiihe; Entihädigung. Lil 
Eoncorbat, betreffend Folgen der Religionsänderung in Bezug 
auf Sand» und Heimatreht. 214. 
betreffend blirgerlihen Stand und Heimat unchelicher finder. 
215—218. 
betreffend Ehreinſegnungen und Gopulationsfdeine. 218—221. 
betreffend das Munzweſen, ſ. bei Munzweſen. 
befonderes Münzconcorbat einiger Hantone. 247. 
betreffend Goneursrecht. 170. 
betreffend das Forum des zu belangenden Echulbners. 173, 
betreffend Pfandeffecten bei Fallimenten. 1BL. 
betreffend Auslieferung der Ausreißer aus bejoldeten Kantons» 
teuppen. 183. 
betreffend Auslieferung der Verbrecher. 1B3— 190, 
beireffend Zufteflung von Fehlbaren in Volizeifällen. 121 
beit. Poligeiverfügungen gegen Gauner, Landſtreicher it. OL 
betreffend Neijepäfie. 124. 
betrefiend Heimatieinformulare 206 208, 
zwischen Bern und Solothurn beireffend die firdlichen Ber: 
hältniffe in Buchegaberg. 144. 674 


Moterienregifer. 


Concursrecht in FFallimentsfällen. 179, 
Goncursverlommnik mit Baden. EL OL 5äiı 
Verhaliniß zu Bayern. BA 
Verhäliniß zu Württemberg. 8, 
Gonfiscotion bündnerifchen Eigenihums im Weltlin ıc. 379, 
Conſeriptlon, ſ. Mititärbienft. 
Conſtitutionelles Jahr. 16. 
Copulationsſcheine, |. Eheeinfegnung. 


2. 


Deferteure, j. Ausreiher und Auslicherung. 

Diplomatifche, Agentichaften, fchweizeriiche, im Ausland. 
bis 205, 

Birectoriallanien. 10. 480, 

Directorium, faufmännifces, in Zürich. 74. 


€. 


Eheweſen, eherechtliche und ehegerichtliche Verhältnifie. 215, 
Borilätiide Ehen. 212, 213. 
Ebeeiniegnungen, Kopulationsiceine. 218, 
Verhäliniß mit Baden. M. 
Berhältnik mit Fürftenberg. O2 
Eidesleiſtung der Tagjazung. 2, 
Eid des Landammanns ber Schweiz. 4 
Eid der eidgendjfiihen Ranzleibeamien. 5, 
Eid des eidgendffilhen Oberbefehlshabers, 167. 
Eib der eidgendflfiichen Truppen. 108, 
Einheirathsgebübr, ſ. Weibereinfauf. 
Erbrechtsverhaliniſſe der Ricdergelaffenen ; grunbfäzliche Geſlal · 
tung. 208-211. 
Erziehungsanftalt, Peftalozzifde, in Burgdorfund Wverbom, | 
881382. 








8. 


Fallimente, Fallıten, |. Concursrecht. 
Berhälinik mil Baden. 20, UL 550, 


Verhältnis mit Bayern. 3. &4 1 


Verhältniß mit Miürktensberg. SS, SU 
Feldzug nad Ruhland. ) 
Feld zuge, ſchweizeriſche, |. Neutralität. 
Fiſcherei in der Moeja 185; im Rhein ShL, | 
Flugeladjutant des Landammanns der Schweiz. Z | 
Forum, geriätlides, 178; in einer Geldstagsligquidation. DBR, | 
Freizligigleitsperhältniffe Abzugsrecht) im Innern der Schweiz | 
und im Berhältnik au fremden Staaten. 97-101. 546, 

Friedensichliliie : 

Frieden von Prekburg 126. Derember 1805), Unabhängigfeits- 
garantie der Schweiz 19; von Tilfit (Juni 1807) 19; 
ewiger (von 1516) mit Frankreich (Kitat) 25; zmilchen 
Öfterreich und Frantreich (von 1809) 38; von Luneville 
(1801) 38: 47; weflphäliicher (vom 148; Gitat). 48 


G. 
Galeeren, Ablieferung von Verbrechern auf die (nad Frankreich 
oder Italien). 188, 
Bauner, Yandfireicher. 1DL 
Bebietsabtretung bei Hänigen an Prantreic. 112, 


Gebietöverlegungen, f. bei Neutralitätswahrung. 112 


©. aud bei Örenzverhältnifle. 


| Geldeontingenisabtragung der Kantone, j. Eentralcafie. 


Geleits - und Hauptzoll zu Kaufenburg. 553. 585. 
Beleitögelder, j. Bölle, 
Gemeindegäter; von deren Mitbenuzung find die Niedergelaffenen 
ausgeidhloflen. 102, 
Generalftab, eidgendffiſcher. IUl 
Gerichtshof, helvetiſcher; deſſen Urtheile gültig. . 
Gelandte, ftändige, fremder Staaten in der Schweiz; ſ. das 
Verzeichniß im Anhang. 815—817. 
Geſandtſchaften (Agentihaften), ftändige, der Schweiz im Aus: 
land: Paris, Wien, Mailand. 02-305. 
Geſandiſchaflen, Aborbnungen, außerordentliche, 5. P. R. Eicher, 
Grimm, Heer, Jenner, Merian, Müllerefsriedberg, Reding, 
Reinhard, Rüttimann, Shald, Stodar, Wattenmyl. 
Geſangbildungslehte. 385. 
Bejundhetisweien, eidgenbifiiche Mahnahmen. 197. 
Bewerbefreiheit. 202, 25 
Glaubens ſachen; Heimatredtsverluft in folge von Religions: 
änderung, |: Deimatredt. 
Grenzanftalten, eidgenöſſiſche (Brenzzölle). 225 —300. 
Grenzgebühren, eidgendffifche; Überficht des Ertrags. 306-808. 
Grengverhältnifie: L zwifchen den Kantonen, 120—121; 2, mit 
dem Ausland: 
Branfreih. 102, 9—HiS, 
Waltıs, 102, 
Ytalien,. 108, 651—659, 
Tirol, 104 
Baden. 54. 56. 104. 500, 
Brengölle, ſ. Grenzanftalten, 
Bratulationsabordnungen, |. Geſandtſchaften, außerordentliche. 


\ Grundeigenthum, ſchweizeriſches, in Frankteich Sequeftration. 36. 


®: 
Handel und Verkehr im Innern der Schweiz und im Berhältnik 
zum Ausland im Allgemeinen. 324828. 
SDandelsverhältnifie zu Wrankreid. 329—331. 
zu Italien. 33L 
zu Spanien. 331—333. 
zu den beutjchen Rheinbundsftanten (Bayern, Würtiemberg, 
Baden). 333-397. 
Handelscongrek in Zürich. 330, 
SHanbeliconfulate der Schweiz im Ausland: Trieſt, @e nua, 
Marfeilie, Nantes, Galais. 302. 


Hreimatlojenmelen. 222-228, 


Heimatrecht einheiratbender Frauen. Z1L, 212, 
Berluft in Folge von Religionsänderung 214, f. auch Heimat · 
lofenwejen. 
Speicnlfälle. BR, 330 391, |. auch bei Syndicat. 


Materienregifter. 


Heimalrecht unehelicher Kinder, 215, 

Berluft wegen Militärdienft in England. 379, 
Heimatideine; Einführung eines einheitlichen Formulars. 206 

bis 208. 

Heimfallsrecht ; in Bezug auf jchmeizerifche Mlöfter. 150. 
Heirathsförmlichleiten ; Vertrag mit Baden. IL. 92. 552, 
Holzzoll, Ausfuhrgebühr. 326, 327% 390, BOL 
Holpize (Berghoipize); Stexerfammeln, LI, 
Hülfeleiftung bei Waſſerſchaden, ſ. ©. R. Rolla. 


3 
Incammeration fAteizerifchen Eigentums in: 
Baden. 57, 58. 
Bayern. 62, 63. Gi 
Öfterreich (Edict vom 4, December 1803). 4346, 12%. 60. 
61 62, i8. DA. 
Württemberg. 59. 60. Gl; Vertrag. 525. 
Anduftrie; ſtaatliche Unterftligung. 328. 
Inſtilut, landwirthſchaftliches, zu Hoftuyl. 383. 
Anftitut, Erziefungsinftitut Peſtalozzi's in Burgdorf und Yver» 
don. Bl— 
Invalidenpenfionirung, |. b. Militärwejen. 
Juden in der Schweiz; bürgerliche und politiſche Berhältnifie 
derjelben. 228, 
Juſtizſachen, Gericht und Recht: 
Goncurdrecht in Fallimentsfällen. 170, 
Effecten eines Falliten; wie zu behandeln. IBL 
Forum des zu belangenden Schuldners. 178 
Gerichtliche Betreibungen. 178, 
Urtheilsfprüche des helveliſchen Gerichtshofs, gültig. 182. 
Zeugenſtellung in Eivilfaden. 182, 
©. aud) b. Concorbate, Arrefte, Strafgeſezbuch, Schuldentrich. 


st. 


Kaifer» oder Hauptzoll zu Rheinfelden und Waldshut. 562. 584. 
Romm- und Spinnmafdinen. 385. 
Kantone; Rangorbnung derjelben. 10, 
Abgabe ihrer Standesvoten auf dem Correſpondenzwege. 2. 
Unlerhandlung mit benachbarten Staaten; Regulativ dar» 
über. 16. 


Berhältnifie zu einander in Folge des Negensburgerrecefies. 2a | 


S. auf O. R. die einzelnen Kantone. 
Kantonsverfaffungen; Allgemeines, Riederlegung ins eidgendffiiche 
Urdiv. 119, 120, 
Radpträge zu den Berfafjungen von: Uri 119, Schwyz LED, 
Zug 1. Tefjin 120. ©. auch Mediationsace, 
Ranzlei, eidgendffiihe, Organifation und Geſchaftsfuhrung. 59 
Fanzleigebühr für Niederlaffungsbemilligung. 203 
Ranzler, eidgendififcher ; Anftellung, Gehalt. 6. 
Finder, unehelice ; bürgerlicher Stand, Heimat. 215—218, 


Kirchliche und confeffionelle Angelegenheiten und Verhaltniſſe in 


der Schweiz 143—153. 


Möfter in der Schweiz; beztiglihe Tagſazungsverhandlungen. | 


147—150. 
Kriegscaffe, ridgendifiiche. 165. 








Reiegdgefangene aus ſpaniſchem Militärbienk. 352 
ſtriegsgericht, eidgenöfftlches, in Fällen von Aufruhr. 104, 105; 
Ferner f. man betr. ſtriegsgerichte: Militärftrafgelesbud. 


L. 


Landammänner der Schweiz, Vergeihnih. I 
Eid des Landammanns. 4 
Amtsberiterftattung. 4, 
Entihädigung, außerordentliche. 4 
Kandesverweifungsftrafe. 34 35. 1841 155% 186, 1. 
Landwirthichaft, f. Inſtitut, landwirthſchaftliches, und bei Handel 
und Berfehr. 
Legitimation vorehelich geborener flinder. 215, 
Lieferungen für die franzöftfche Armee in der Schweiz; Daherige 
Reclamationen. 37 
Für die öfterreihiicherufftiche Armee, 30. 
Lintkeorrection 305—33, 
Liquidationscommiffton, ſchweizeriſche; Ausfteurungsurfunden ; 
Liquidation und Zuthellung an die Kantone des helvetiichen 
Staatövermögens ıc.; Endbeihluß 230-251 075-770; 


TOR — RU}, 
Lob (laudemium); Entrichtung beanftandet, 139, 140, 


M. 


Mannihafts: und Beldfcala, eidgenöffiiche, 478—479;, Anflände 
im Ranton Graubünden 126; zwiſchen den beiden Appen- 
zell, ſ. dort m O. R. 
Maß und Gewicht. 196 10. 
Matrimonialfadhen. 8. 
Mediationsacte (19. Februar 1809), 395 — 40. 
Militärbienft (Conſeription) der in frankreich niedergelaffenen 
Schweizer; Veichwerbeführung. 33% ir. 35%, 8 
Militärdient (Gonfeription) der in alien niedergelaffenen 
Schweizer; Befchmerbeflihrung. 33. 20, 
Militärdienk, ſchweizeriſcher, im Ausland. 337—379. 
Allgemeines. 337, 
in Frantreih 93. 399-371. 600—621. 813. 
in Eicilien (Neapel). AW 
in Spanien. 373-232. S2I—HN. 
in Großbritannien. 114, 373, 
in Italien, 03. 244, 372 
Mitlitärpenfionen, ſ. Militärweien. 
Militärftrafgefegbuch für die Schweizertruppen in franzöflldhen 
Dienft 32; für das Bundesheer 159, 
Militarweſen, ſchweigeriſches. 153—178. 
Wiederbewaffnung der Schweiz und Nüderftattung der Waffen 
an die Kantone. 
Organifation des Bundesheeres. 155, 
Mititärreglemente. 158. 
Strafgejegbudg für das Bundesheer. 159, 
Generalftab. LöL, 
Mititärkhule, eidgendifiiche. LEN 
Kriegsverwaltung, eidgenöffiiche. 103, 
Rriegscafle, eidgenäffiiche. 165. 
Truppenaufſtellung zu Wahrung der Neutralität. 106, 


Materienregifter. 


Militärtvejen, Invalide und penfionirte Militärs. 176, 
Mijchehen, |. Eheweſen. 
Munzweſen; Mungtegal der Helvetit, Liquidation. 239— 49, 


(Polizeifacen) : 

Ertheilung von Reilepäffen; Formulare derſelben. 
Bettelbriefe und Steuerjammler. 195. 

Maß und Gewicht. 196, 

Gefundheitspoligetamftalten. 197. 

Vortofreiheit für die amtliche Eorreipondeng der Schweiger · 
tegimenter in Frankreich 351 ; für den franzöſiſchen Ariegss 
commifjär Ylandarb 37. 

Voſtweſen überhaupt; Pofregal ver Helvetit, Ziquibation. 233 
bis 28, 

Boflverband zwiſchen Aargau und Großherzogthum Baden. 563. 

Prälatenftand, breisgauifder 47— 51520. 521; f. auch O. 8. 
Baden und Breisgau. 

Prefie, Mißkbrauch derfelben in Hinſicht auf diplomatiiche Acten 
und Verhandlungen. 141—142. 

Privilegium gegen Rahdruf (Specialfälle) 334. 385; flir die 
Schriften Peſtalozzi's ZRL, 

Privilegium gegen Eontrefagon, 325, 

Privilegium für die Hofwyler Säemafhinen. 384, 

Pulverregal der helvetiichen Republif; Liquidation. 350. 


N. 
Niedergel ben fein Mitbenuyungsr an ®emeinde- 
— — — Rangordnung der Kantone. 10. 


Nachdrul, ſ. Pridilegium 
Runtius, päpftlicer ; Intervention in der Möfterfrage. 148, 149, Rechnungen der Gentrakcafie. 300-302. 


Rationalfhuld, helvetiſche; Liquidation. 733, ZOL 

Raturalifation von Ausländern in der Schweiz; ſchweizeriſches 
Bürgerret. 199, 

Raturalifation Fremder in der Schweiz, mit Bezug auf den 
ſpaniſchen Militärbienft. 376. 377, 

Naturalifationsgwang in Bayern gegenüber den bort nieder— 
gelaffenen (fremden. 87. 

Neutralität der Schweiz; Mabregeln zu Wahrung derjelben und 
der Umverlezlichteit des jchmeizerifchen Gebiets. 105-119. 
166 - 176. 785-791. 

Niederlaffung ; Definition derſelben. U. 

Niederlaffungswejen und damit im Zuſammenhang fehende 
Verhältnifie. DL—206, 

Niederlaffungsverhältniß der Franzoſen in der Schweiz. 2% 

Niederlafiungsverhälinifie mit Bayern ; Regelung auf dem Ber» 
tragsmege. Bi. Bi. SZ 


Rechtspflege bei den Schweizertruppen in franzöſiſchein Dienf, 
O. J. dort; bei dem ſchweizeriſchen Bundesheer, |. Miltärmweien. 
Regensburger Hauptreceß (130%) 3, 505; dur Die Schweiz 


Oberauffeher der eidgendifiihen ®renzanftalten, |. dort. rotificirt. AL 
Oberreuter ; Dentzeichen. 334. Reglement für den Waarentranfit durch den Kanton Teifin na 
Oberfitrieggcommiflär, eidgendſſiſcher, ſ. bei Militärwefen: alien. U. . s 


Rriegsverwaltung. 
Oberftauartiermeifter, |. bei Militärwefen : Kriegsverwaltung. 
Officielle Sammlung, j. Sammlung. 


BP. 


Bapierfabrication; Rohmaterial, freier Berkehr. 327, 
Rarität, confejfionelle 143, 
Vale, Paßweſen 194; |. aud bei Eoncorbat gegen Gauner, 
Landſtreicher ıc. 
Paternitätsgefäfte 215—218; begligliches Übereintommen zwi · 
ſchen Schafipaufen und Baden W 
Pfundzoll in Yarau. 268. 
in Baden. ZUR, 
in Freiburg. BL 
in Mellingen, 268, 


Reglemente (Militärreglemente), |. Militärweſen. 
Reglement für die Tagſazung, j. Tagſazung. 
Reglement für das eidgenöſſiſche Archiv, ſ. Urin. 


Stemaldine,kPrivilegium für. 334, 
Salzregal der Helvetif; Liquidation. 249, 
Salzbezug aus Fraukreich, |. unter Ullianzbertrag. 
Sammlung, officielle (&ejegesfammlung). 13. 
Sammlung, j. Steuerfammlung und Stieuerfammler. 
Schifffahrt auf den Wallenſtadierſee; Anſtand zwiſchen Glarus 
und St. Gallen. 135. 325. 
auf dem Bierwalbftätterjer ; Beeinträchtigung der Reiſenden 
326, 327 
auf dem Rhein. 561. 


in Thun, 259, Schleichhandel (Schmuggel) im Rautoen Teifin 113. 791; }. au 
in Züri. 261, Grenzanftalten. 
Polizetjachen : Schulden der helveliſchen Republit; Liquidation. 230, 


Auslieferung der Yusreiker aus befoldeten Kantonsteuppen. Schuldenbetrieb (gerichtliche Betreibungen). 1 
18, | Shugöle ; Frage der Einführung. 228, 
Verbrecher und Ungeſchuldigte; Feſtnahme und Auslieferung. | Sequefter 48. 40, SL. 68, 73; ſ. auch Ürrefle. 
18—1%. auf ſchweizeriſchem Eigenthum in England. 97. 
Stellung der Fehlbaren in Poligerfällen. 191. Sequeftration ſchweizeriſchen Grundeigenthums in Fraufreich. 36. 
Polizeiverfügungen gegen Gauner, Landſtreicher und gefähr: | Siegel, eidgenölfifcs ; Feſtſtellung desfelben. 8 
liches Gefindel. LL— IH, Signalementsangabe bei Ausjchreibung von Betbrechern. 185, 


Dtaterienregifter. 


Spinnmafdinen, 385, 
Staatsihreiber, eidgendfftiher, Unftelung, Gehalt. T 
Standesvoten der Kantone; Abgabe derjelben auf dem Corte: 
iponbenzimege. 9, 
Stempelgefez, folothurniices. 126. 
Stempelverwaltung der helvetiſchen Repubtil ; Liquidation. Z5L 
Steuerfammler. 1. 
Steuerfammlung Für Tieferlegung des Lungernfee's. 3241 
Stiftungen, freiherrlih) von Roll'ſche 
Stipendien, j. Unterrichtsweſen. 
Strafgefejbuh für das Bundesheer 159; für die Schweiger | 
truppen in franfreid. Gi 
Strafe Altftätten-Stoß, 264, 285, 
Uppenjgell · Gais. 
Baden⸗ Weitingen. 26%, 
Bellenz ⸗·Miſox. 
über den Bergllnerſtein. M 
Frauenfeld · Schaffhauſen. M 
Bais-Urmäih. Aust, 
St. Ballen über Wyttenbad; ins Thurgau. 
Gotthardftraße. 255, 325, 
Sihlſtraße im Kanton Zug. 260 
über die Staffelegg. 270. 
im Teifin ; eidgenöffiiche Inipection. 272t 
BWinterthur-Andelfingen. 327 
Winterthur Sliton-Eonflanz. 58. 
Syndicat; defien Gompetenz und Geſchäftsgang. 385—837. 
Thätigkeit in Sperialfällen. 387391. 


T. 
Tagſazung; periodiſcher Juſammentriti. L 
Eidesleiftung. & 
Reglement. 8, 9, 
Abchied. 12. 
DOrganijation und Tompetenz ıc. 482484. | 
Syndicat. Al 
Geſandienver zeichniß 773 - 7K8F. 
Territorial · oder Heimatsprincip; Anwendung in Erb · und 
Bormundihaftsfällen. 208, 
Titulaturen und Formen der Gorreipondenz. 12 
Todesanzeigen. 
Trigonometriſche Aufnahme der Schweiz 1ih 
Truppenaufftellung, ſ. Neutralität. 
Truppen, frangdfiide, in der Schweiz; Reclamation einiger Kanz 
tone für gemachte Lieferungen. 3Z 
öfterreichifcheruffiiche in der Schweiz; Rieferungsforderungen 
an biejelben. BL 








u. 


Unterrichtöwejen ; ſchweigeriſche Schülerftipendien in Frankreich 
und Piemont. 38, 
S. aud) Erziehungsanftalt, Peftalozgifche. 
Uribeile, gerichtliche, Bollziehung; Verhältnik mit Bayern. 34, 


Baterihaftsflagen, Raternität. 215—218. 

Verbannungsftrafe, j. Tanbesverteifung. 

Berfafjungen, j. Rantonsverfaffungen. 

BDerfaffungsurkunde, eidgenöfftihe (Mediationsacte), 305-496, 

Vermählungsanzeigen. ih. ö 

Verträge der Rantone mit fremden Staaten müfen der Tag: 
fazung vorgelegt werben. 16, 

Verträge der Schweiz mit dem Ausland, f. O. R. bei den 
betreffenden Staaten. 

Viehſeuchen, daherige Maßnahmen. 

Vormundſchaftspflege, interlantonale; Regelung auf dem Gon» 
eorbatswege. 210, 

Borort der Schweiz (Dirertoriallanton). 10. 480. 


Waflerftraße vom Benferjee zum Rhein. M 

MWaflerverheerungen, ſ. ©. R. Rolla. 

Weggelder, |. Zölle. 

Weibel, Geſandtſchafisweibel (Oberreuter) auf der Tagfayung ; 
Dentzeichen. 384. 

Meibereinfauf, Einheirathägebühr. 201. 2UG, ZIL, 

Wiedertäufer. 144. 


2. 


‘ Sehnien und Grundzinie; Lostauf, 09, 73. 121—12. 


Zeugenftellung in Givilfachen. 182, 

vor Gericht; Verhaliniß mit Bayern. Bi 

in Eriminalfällen; Berhältnik zu Frankreich. W 
Zölle, Aheinzöle (Margau- Baden) 560. 585. Suzölle 328, 
Zolltarife, von der Tagfazung anfgeftellt. 809, 
Zollweſen; Zölle, Geleils-, Weg- und Brüfengelder. 252—274. 

803 · 

Zuchthauſer, fehlen in den meiſten Kantonen. . 

Errichtung einer allgemeinen eidgenoſſiſchen Zuchtanſtalt. 
AZugreht im Kanton Bafel. 205, 


104 


Orts-Regiſter. 


A. 
Aadorf. AL 
Aarau; Hauptort des Kantons Aargau. 
Zollbezug dafelbit. 26B?, 
Aarberg ; Brülenzofl. 259, 
Harburg; Zollbezug. 268, 
Aargau; Geſez betreffend die Alöiter. 149, 
Stellung der dortigen Yuben. DR, 220, 
Zölle, Weg: und Brüfengelder. 357-270. 
Rantonsverjafiung. 398—405. 
Verhandlungen mit Baden Über verſchiedene Gegenflände ; 
Bertrag. 4. 55, 5. 57 58 520. 559 (Grenzverhälinifie 
559). 
Vermogens zuſcheidung bei der Liquidation des helvetiſchen 
Eiaatögutes. TAN. 
Beſchwerde Zurichs gegen deſſen Salygoll. 269%. 270. 
Beihwerbe in Eheſachen gegen Baſel. 
Heimatrechtsanftand mit Lucern. IH. 
Anſtand mit Solothurn betr. Holzausfuhrverbot. W 
Gonflict mit Bern betreffend polizeiliche Zuſchiebungen. 190. 
Anfand mit Waadt beireffend Belteurung der Eolonials 
waaten. 300. 
Zaglazungsgefandte, Berzeihnik. TEL 
©. auch Eonftanz, Bisthum; Säculariſation. 
Uarwangen; Ländi ⸗· und Lagergeld. 
Affeltrangen, 73, 
Airolo; Schneebrucgoll, 27L, 
Alamand; Brüfenzoll. 274 
Allerheiligen in Schaffpaufen, Kloſter; Befizungen im beutjchen 
Reich (Württemberg). TI, 
Altenburg. BZ 
Atorf; Hauptort von Uri. 462, 
Furleitegeldbezug daſelbft. 
Altorf; Landvogtei. 
Altjchhauſen, Eommenthurei. 59, 
Amlilon; Brüfengeld. 270, 
Andelfingen; Brüten» und Waſſerzoll dafelbft. 258%. 


Appenzell; Anftände pwiſchen beiden Rantonstheilen betreffend | 


Rangorbnung, Mannſchafts- und Geldfcala, Zinsbriefe (Ber 
Reurung, Errichtung, Verlauf), Liegenichaftserwerbung, Ries» 
derlafjung, Mändlialp, Grenganftände, Steuerverhältniffe xc- 
127-138, 387 389%, 390. 391%, 


— 


(Appenzell) ; 

Vertretung in der Tagſazung. 

Rantonsverfafiung. 396-398. 

Ircammerationen, |. MR. diefes Wort. 

ZTagiagungsgefandte, Verzeichniß. 730. 

Appenzell U, Rh.; Zölle, Weg- und Brütengelver. 263, 
! Bezieht eine Ginheirathsgebühr. 212 
Heimatrehtsanftend mit @larus. 390. IL 
Vermögenszutheilung bei der Liquidation des helvetiſchen 
Staatsguts. 764, 
Appenzell 3. Rh. ; Zölle, Weg und Brüfengelder. 264 

Bejicht eine Einheirathsgebühr. 212, 

Anftand mit St, Gallen in einem fallimentsgeihäft. SL, 

Unfatthafte Beichränktung der freien Niederlaffung. 12. 

203, 2M. 
Vermögenszufcheidung bei der Liquidation des helvetiſchen 
Staatsgutes. I. 

Verhältniß zu Dem fäcularifirten Bisthyum Eonftang 518 
Arbon; Zoll: und Meggeld dajelbft. 270%. 276, 284, 2) 
Argen ; Herrſchaft. BI, 

Arih; Weg- und Brlifengeld dajeibi. 256, 
Ascona, Kollegium zu; Gitterfequeftration. Si. 
Atigfofen; Zollfätte, EL. 

Attisropl; Zollbezug dafelbii. 258, 

Aubonne; Brülenzoll, 274. 

Auenftein, Fahr; Geleit und Fol. 208. 





B. 


Baden, Kurfürſtenthum (Großherzogtfum); Verhältniſſe der 
Schweiz zu demſelben in Folge des Regensburgerreceſſts. 
5158 (49-51). 
Goncursverlommmih mit der Schweiz. |. DL 550. 
Ehegerichtliche Berhältniffe, MW. 
| Auslieferungsvertrag mil der Schweiz. OL. 555. 
Seiraihaförmlicdleilen, Vertrag mit der Schweiz. 91.92 552. 
Gonvention mit Schaffhaufen. II. 
Grenzverhältniffe. 104. 
Vertrag mit der Schweiz betreffend Sächlarifation des 
Bisthums Conſtanz. 
Berträge mit Aargau x. betreffend Anforderungen an den 
breisgauiichen Prälatenftand. 520. 321 





Ortäregifter. 


Baden, Kurfürftenigum (Broßberzogthum) : 
Freizligigkeilsvertrag mit der Schmeig. Sid, 
Vertrag mit Yargau beireffend Breisgau⸗Frillhal 1. 559, 
Grenzen gegen den Margan. 550, 
Verordnung betreffend Bettler und Landesverwieſene aus 
der Schweiz her. 190 N 
SHandeläverböltniffe mit der Schweiz. 3935—337, 519, 
Gefandtichaft in der Schweiz, Berzeihnik. Ali, 
Baden, Grafſchaft; Zölle, Weggelder u. dergil. 268 
Baden, Stadt ; Forderungsjacdhe an den breisgauiſchen Prälaten- 
ftand. 482, 520, | 
Zollgebühren. ꝛc. 
Ballaiques ; Zollftätte, 274 2R0. BL 200, 
Ballſtall, Balsigal, 3; Zolftätte. DELL 
Baſel; Directorialfanton. 480, 
Kantonsverfafung. 405410. 
Ausfleurung zwiſchen Staat und Stadt. 722-730, 
Vermögenszufchelbung bei Liquidation des helbeliſchen 
Staatögutes. 747, 
Bezieht eine Einheirathögebühr. 212. 
Beſtraft paritätifche Ehen durch Bürgerrechtäverluft. A12, 
Privilegirtes Zugredt für feine Bürger. 205, 
Reclamirt hinterhallene Gefälle im Elfak und dem ehemals 
biſchoflich · baſel'ſchen Landen. 138. 
Zölle, Weg · und Brüfengelder. 262 
Grenzverhälinifie mit Franlteich. 
Heimathrechtsanffand mit Zilrich. 391. 
Anfland mit Glarus betreffend Recruienwerbung. IE, 
Unftand mit der Kquidationscommiſſton. 
Zu hoher Salzjofl; Beſchwerde. 2628, 
Särufarijation des Bisthums Conſtanz, daherige Verhält- 
niffe für Balel. 515. 
Tagfazungsgelandte, Verzeichniß. R 
Baſel, Stadt; Zolltätte. 276, 280. 284, 2. 
Baſel, Bisthum. SL 52% 
Berhältnifie Desjelben in Folge des Regensburgerreceijes. Zi. 
Anforderungen an Fürftbiihof und Landſtände. 76—78. 
Baſel und Rheinfelden, Gommende. 72, 
Baulmes; Zollftätte. 274. 
Bayern, Weciproctät mit der Schweiz betreffend gerichtliche 
Eoncurie. 3 34 
Vertrag über Viehgefundheitspolizei mit Si. Gallen. 83, 
Auslieferungsvertrag mit St. Gallen. 
Unftrebung eines Stantäverirages mit der Schweiz über 
verſchiedene gerichtliche Verhältniffe. SL 
Auslieferungsvertrag mit der Schweiz, Project. 34. 
Niederlafjungsverhältnifie mit der Schweiz. & Bi EZ 
Raturalifationsswang der Riebergelafienen. 87, 
Breizügigleit mit der Schweiz, }. MR. Freizügigleitsver⸗ | 
hältniffe, 
Verhältnifie zur Schweiz in Folge des Regensburgerreceſſes. 
4 
Handelsverhaliniſſe mit der Schweiz. | 
wird Königreich, Beglukwünſchung des Monarchen. 46. 82, | 
Reuncrebitirung des Gejandten. 385, Alb. | 
ellenz ; Regierungsſiz 





| Bellenz ; Zoflftätte. 271 


Brüfengeld über den Teffin. 274, 
Bendern (im Lichtenſteiniſchen) 29, GR, 
Benten ; Brüfengeld. 265, 
Bern; Directorialfanton. 480. 
Rantonsverfafjung. 410-414. 
Ausfleurung zwiſchen Stant und Stadt, 714—722. 
Vermögengzufcheidung bei Liquidation des helvetijchen 
Etaatsqutes. 747, 
Hölle, Weg: und Brüfengelder x. 258— 260. 
Pofttaren ; daherige lagen. Zi, 237, 28, 
Entihädigungsforderung eines Herrn d. Gruperes. DB 
Armenordnung; beanftandet. 223, 224, 220, 297, 
Kirchliche Verhälinifie im Buchengbere. 144, 674. 
Übereinfommen mit Neuenburg betreffend Auslieferung der 
Berbredyer. 95. 6, 
Unftand mit Yargau betreffend polizeiliche Abichiebungen. 
190. 
Anfland mit Waadi betreffend Löbergeredhtigkeiten. 139, 140, 
Anſtand mit Waadt betreffend Forum einer Geldstags: 
liquidation. SE, 
Anftand mit Freiburg wegen Munchwyler und Glavaleyres. 
126. 387 388t. 359, 
Unftand mit Waadt betreffend Behteurung der Golonial« 
twmaaren. 300. 
Tagſazungsgeſandie, Berpeichnik. 774 


| Bern, Infelfpitat. 45, 


Bern, Stadt; Eigenthumsfequeftration durch Frankreich. W 

St. Bernharböberg, Kloſter; Steuerfammlung. 15T 

Beuggen, Orbenscommenpe. >41. 55. GR. L 

Biasca; Pritengeld. 272, 

Biberad. äL 5 

Biel, 25, 

Biihofszell; Brüfengeld. 271. 

Biſchofszell, Chorherrenftift; Sollaturanftände zwiſchen Thurgau 
und etlichen latholiſchen Kantonen. 150, 152, 

Bittelbronn, Serrihaft. 65. 

St Blaſien, Mlofter. 71; Beftzungen in der Schweiz. 47.49, 

Bleienbach; Zollbezug dajelbft. 250, 

Bleniothal; Follbezge. ZZL 272 

Blonay; Zollftätte. 274 

Bondorf, Graſſchaft. 59. TL 

Bormio, j. Worms. 

Boitiahofen ; Suftgeld. 270, 

Le Brafius ; Yollftätte, 27 

Breisgau; Verhältniſſe der Schweiz zu demfelben, rejp. zum 
Herzog von Modena, in folge des Regensburgerrecefies. 47 
bis 51. ©. auch bei Baden. 

Bremgarten ; Zoll, Geleitögeld. 2638, 

| Breffonaz; Brülenzoll. 274 

Breunlingen, Stab. 54. 

Brugg. 3; Zollbezug. 2683 


| Brunnen, Weg: und Brüfengeld bajelbit. 256, 


Brunjähofen. 338, 
Bruſio; Zolftätte. 290. 
Bullet; Zollſtatie. AA 


Orisregifter. 


Büren ; Zollbezug bajelbit, 250, 
Burgdorf, Peſtaloniſche Erziehungsanftalt. 3BL 
Burgdorf. 3 Zollbezug dafelbft. 259. 


€. 


Kalais ; ſchweiz. Handelsconfulat bafelbfi. 302, 

Gampione 103, 

Gaftafegna ; Zolftätie. 34. 20. 

St. Cergues; Bolätte. 274. 284. 2W. 

Chateau d’Der; Brüfenzof. 274, 

Chatel St. Denis; Zollftätte, 260. 

Ehur; Fonftätte. 265. 276, 280. 234, 290. 297. 

Ehur-Steig ; Weggelb. 265. 

Chur, Bisthum (Kodftift) 40. 42, Gi. 267, 

Defien Verhältnifie in Folge des Regensburgerrerefies. Zi, 

Ehur, biſchofliches Seminar. fi. 

Ehiafio; Zollſtatte. 280, 

Eisalpiniihe Republit, ſ. Ytalien. 

Glavalegres; Streitigkeiten zwiſchen Bern und freiburg. 126, 
SET. 388. 389, 

Gleven , Eonfikcation graubundneriſchen Eigenthums dajelbf. 
379, 

Conciſe; Hollftätte. 290. 

Gonftanz, Stadt. 3. 

Konftanz, Bisihum. 51. Säcularifation; daherige Rerhandlungen 
mit Baden und zwiſchen den betreffenden Kantonen. 506, blb, 
S. aud) bei Baben. 

Eoppet; Zollftätte. 274, 284, 290. 

Graveggia. 103, 650, 

Groffier; Zolftätte, 274%, 

Ste. Eroig; Zollfiätte, 274, 


D. 


Dägerfelden ; Bruklengeld. M 

Dappenihal. 102. B G 

Dettenſee, Herridaft. 58, 65. 

Dettingen, Herridaft. 5. 

Deiilingen, Herridaft. 65. 

Deutſchorden; Berhältniffe der Schweiz zu bemfelben in Folge 
des Regensburgerrecefſfes. 68— 71. 

Diehen, Herrihaft. 8. 65 

Diehenhofen, Bezirk. 138t. 

Diefenhofen ; Briten» und Greigeld. 270°, 27L 

Dietrichflein, Furſt von; Verhältniffe der Schweiz zu bemfelben 
in Folge des Negensburgerrecefies. BZ 

Difentis. 272 

Difentis, Hocgericht ; Grofrathärepräjentang. 138. 

Diffimo. 103, 55, 

Dombidier; Zollftätte. 260. 

Dongio; Brüfengeld. 272, 

Dorned ; Brillenzoll. M 

Dürrenmettftetten, Dorf. 32. 58. 

Ditermüple; Zoftätte, 359 

Duttwplerberg ; Weggeld. 270, 


: Eglisau; Zolftätte. 258°. 276, 280. 284. 2%. 
| Einfiedeln, Stift; Bellzungen im deutſchen Reich. DI. 53 


Unforberungen an die Siabt Eitten. Hi. Di. 
Endingen, anrgauifche Yubergemeinde. 298. 220, 
Engadin; Zollbezug. 
Engelberg ; Streitgegenftand zwiſchen Ob⸗ und Ridwalben. 123 
bis 124. 460. 
Grmattingen ; @reigeld. 270. 
Eftavayer; Zollflätte. ZB4 2W. 
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Fahrwangen; Zollftätte, 208, 

nläidh. 267, 

Flüelen; Zollbezug dajelbft, Fürleitegeld. 255. 256, 

Brankfurt, Großherzogthum; Fteizügigleit mit der Schweiz, 
J. MR. Freizügigleit. 

Franlreich, allgemeine Berhältnifie der Schweiz zu demſelben 
und fpeciell zu dem erflen Gonjul, als Vermittler der Schweiz. 


Gratulationsgefandtiaft (1811) nah Paris anläßlich der 
Beburt eines kaiferlichen Prinzen. 22, 793, 

Alianjvertrag von 1808 mit der Schweiz; daherige Ber- 
handlungen und Abſchluß. 23—31. Ausführung (Boll- 
zug) besjelben. 32—36. Urkunde. 587600. 

Niederlafiungsverhältniffe der Franzojen in der Schweiz. 
324, 

Heranziehung der niedergelafienen Schweizer zum Militär» 
dienft. Zr, Zr 36% Bi 

Auslieferung franzöfijher Dejerteurs. 35*, 

Sequeitration ſchweizeriſchen Grundeigenthums. 36. 

Erhebung des erften Conſuls (Bonaparte) zum Kaifer der 
Franzoſen; Beglülwunſchung durch eine eidgenöſſiſche 
Abordnnung. 18. 

Begrüßung des ſtaiſers Napoleon (1805) durch eine eid⸗ 
gendffifche Abordrnung in Ehamberg. 10. 

Außerordentliche Sendung an den Raifer Napoleon nad 
Abſchluß des Tilfiter Friedens. II 

Gratulationsgejandtichaft (1810) an den Kaiſer Napoleon 
anläßlich deffen VBermählung mit der Erzherzogin Marie 
Loniſe. 20, 

Napoleon nimmt den Titel « Mediateur de la Confäde- 
ration de la Suisse» an. 2L, 

Prranzdfiiche Truppen in der Schweiz. 6. IZ 

Schweizerifhe Schülerftipendien. 38 

Militärcapitulation 1803 und 1812 mit der Schmeiz, 
Militärdienft, 1. MR. 

Abnahme ſchweizeriſchet Verbrecher auf jeine Galeeren. 

Intervention zu Bunften der aargauiſchen Juden. W 

Grenzverhäftnifie mit Waadt (Dappenthal). S9— Hin, 

Hanbelöverhälinifie mit der Schweiz. 329—331. 

Beichwerdeführung gegen Landesverweiſungsſtrafe. 3. 

Vermählungsanzeigen. 384 

Gejandtihaft in der Schweiz, Verzeihnik. Ali. 

Braubrunnen, 3, 


Orfsregifter. 


Prauenfeld ; Hauplori des Kantons Thurgau. dh 
Meg: und Brüfengeld Dafelbit. 270. 
Preiämter ; Zölle, Weggelder u. dgl. 208, 
Freiburg ; Diretorialtanten. 420. 
Kantonsverfaffung. 415-419, 
Ausfteurung zwiſchen Staat und Stadt. 70-737. 
Vermögenszuiheidung bei Kiquibation bes helveliſchen 
Staatsguies. I 
Föle, Weg- und Brüfengelder. 260. 
Anftand mit Bern megen Mändiwpler und Klavaleyres. 
126, 387, 3888, Ban . 
Tagfazungsgefandte, Berzeihniß. 777, 
Breiburg, Univerfität. S6Z 
Freiburg, Gommende. 54. ZU 
Frich; Nebenzollftätte. 269, 
Fridthal; von Öfterreih an Aranfreih und von diefem an die 
Schweiz cedirt. M 8. 59, 
Verhältnifie gegen das Breisgau. 5 
Zölle, Weggelder ıc. 260, 
Fürftenberg, Fürften von; Verhältniffe ber Schweiz zu denfelben 
in Folge des Regenöburgerreceiies. DL Gi 


G. 


Et. Gallen, Kantonsverfaſſung. 428435. 

Ausſteurungsurlunde pwiſchen Staat und Stadt St. Gallen. 
707713. 

Bermögensjufheidung bei Liquidation des helveliſchen 
Staatsgutes, 751. 

Hölle, Weg- und Brüfengelver. 264, 

macht Aniprüde auf die Herrſchaft Zarafp. 79, 

Geis; betreffend Stlofter Pfäffers. LI 

Bertrag mit Bayern über Birhgefundheitäpotligei. SI 

Auslieferungsvertrag mit Bayern. 

Übereinfunft mit Solothurn ber. Baterjhaftsllagen. 218, 

Anftand mit Zurich betreffend heimatlole Familie Niever: 
gelt. 228, 

Anfand mit Thurgau betr, Ktirchengui zu Sapenwpl. 30, 

Grenzanftand mit Thurgau. 388, 

Anftand mit Zürich betreffend Strakeniperre. 327, 

Unſtand mit Zürich wegen der Herrſchaft Car 134, mit 
Blarus wegen der Herrſchaft Werdenberg und Wartau 
134, 135, 380, 768; und betreffend die Schifffahrisver⸗ 
haltniſſe auf dem Wallenftadterfee 135. 325; mit Thur: 
gau wegen Gollaturrechten ıc, 135, 

Anfkend mit Schwz wegen Niederlaffungserihiwerung in 
einem Specialfalle. 204, 

Anftand mit Thurgau betreffend Collaturrechte ıc, 152 

Anſtand mit Appenzell I. Rh, in einem Fallimentsgeſchäft. 
I8L 


Einiheorrection, |. MR, diejes Wort. 
Incammeration, j. M.⸗R. dieſes Wort. 
Säcularifation des Bisthums Tonftanz, Daherige Folgen 
für St. Gallen, ſ. Eonftanz, Bisthum. 
Tagfazungsgeſandte, Verzeichnik. TED, 
St. Gallen, Stadt; Hauptort des Kantons. LUR, 





| St. Gallen, Stift; Beitzungen und Gefälle im deutjchen Reich. 


30%, 2544, 


Genua; ſchweizeriſches Handelsconfulat dafelbft. 302, 


St. Gerold, Herrſchaft (Propitei). 32. 
Btatt, Herrjdaft. 2 58, Gi 
Glarus ; Bermögenzzufgheidung bei Liguidation des helvetiſchen 
Staatögutes. TEL 
Rantonsverfafiung. 410 421. 
Zölle, Weg und Brükengelder. 260, 
Bezicht eine Einheiratksgebühr. 212, 
Weibergut in Goncursfäßen. 180. 
Zu geringhaltige Münzen. 246. 247, 
Linthcorreetion, f. MR, dieſes Wort. 
Heimatrehtsanftand mit Appenzell U. Rh. 390. 3OL 
Anftend mit St. Gallen betreffend die Herrichaft Werden: 
berg und Warfau 134. 135, 380. 763; und Schifffahrt 
auf dem MWallenftapterfee. 135, 325, 
Anſtand mit Baſel beirefjend Recrutirung. 3ER, 
Vormundſchaftsanftand mit Graubünden. 211. 
Anftand mit Schwyz betreffend Niederlafiung. AH. 
Sürularifation des Bisthums Conſtanz, daherige Folgen 
fite Glarus. 
Tanfazungsgefandie, Verzeichniß. 776, 
Goldau, Berafturz; eidgenöffifche Hulfeleiſtung. 123. 85, 
Göihenen; Frürleitegeldbejug. 250. 
Botthardftraße auf dem Teifiner Mebiet; Wenneld. 271% 272. 
273, ©. and MR. Strafen. 
Bottlieben ; Greigeld, Zollftätte. 270, 275, 230. 284. 200, 
Graubünden, Rantonsverfafjung. 421—428. 
Zölle, Weg und Prülengelver. 265—207, 
Eonfiscation bundneriſchen Eigentbums im Beltlin, Elcven 
und Worms. 37%, 
Einheirathsgebühren. 212. 
Extraentſchadigungen für Einquartierungen. LZI%, 173, 174% 
Truppenzapl in franzöſiſchem Dienft. 348, 
Recrutenſtellung in framzdfiichen Dienft, 360. 
Lieferungsforderung an die franzöfiiche Armee, 37% 
Lieferungsforberung an Öflerreih 80 
Anftände mit Teſſin betreffend territoriale Werhälinihie 
zwiſchen Mifor und Bellenz (S. Bitiore und Lumino) 
Anflände wegen Beriheilung des Geld» und Mannihafts: 
contingents auf die drei Bünde. If, 
Unftände mit dem Hochgericht Dilentis. 138, 
Anſtande zwiſchen den beiden Confeffionen beirefiend Schul ⸗ 
gelber. 144. 145, 
Anftände mit Teſſin beireifend Zölle. 2723, 
Bormundiheftsanitand mit Glarus, 211. 
Grengverhältnifie mit Tirol. 108, 
Weidgangsrecht in Belllin und Eleven. 9. 
Incammerationen, |. MR, diefes Wort. 
Tagfazungsnefandte, Verzeichniß. 
Brimmenflein, Hlofter. 132, 
Großbritannien ; Berbälinifie der Schweiz zu demfelben. 97. 
Grynau, Schloß; Weg. und Brüfengeld zc. daſelbſt. Bör. 
Gumminen; Brülenzofl. 259, 


Ortöregifter, 


®. 


Hagenau, Herrſchaft. 

Hagenmwyl. 135. 152. 3. 

Hollau, Ober». 40. 66, 

Hallau, Unter-, 40, 66. 

Haltoyl, Herrſchaft 268 

Saslen (®larus). 391, 

Hauenflein ; Weggeld. 262%, 

Heidelberg (Thurgau); Weggeld. 270. 

Seimenhaufen ; Beleitögeldbezug dajelbft. 250. 

Keiteräheim, Furſtenthum. >. 74. 

Derisau ; Weggeldbejug. M 

Herznach; Nebenzollftätte. 269, 

Hirſchlalt, Herrichaft. 30. Gh. 

Hitztirch, Deuiſchordenscommende. 70. ZL 

Höfe (Schwyz); Weg · und Brüfengeld dafelbit. 256. 

Hofen, Abtei. 8, 

Hofmpl, ſ. MR. Inftitut, landwirthſchaftliches 

Hohenems, Braffcaft. BD. 

Hobenrain, Eommende. 72. 

Kobenzollern, Fürftentgümer; Werhältnik der Schweiz zu den« 
felben in folge des Regensburgerreceſſes. 

Süningen. 102, 

Hütlingen. 151. 

Hutmyl; Zoll» und Suftgeblihr bafelbft. 259. 


3: 
Sefteiten. 67, 
Jetſchwyl, Schloß. 3, 
Interlafen ; Brittenzofl. 250, 
Islilon· Conſtanz, Strafe; Wengelbbejug. 270, 
alien, Königreich (cisalpiniſche Republif); Berhältniffe der 
Schweiz zu demjelben. 93—94, 
Freizügigkeit mit der Schweiz, f. DLR. Freizügigkeit. 
Sandelsverhältniffe mit der Schweiz. 33L, TIL 
Abnahme jchweizeriicher Verbrecher auf feine Galeeren. 182. 
Seranziehung ber dert miedergelaffenen Schweizer zum 
Militärdienft. 33. 36, 
Grenzverhältniffe mit Teifin (Onfernone-Graveggia und 
Onjernone-Bijfimo). 103. 650-859, 
Geſandtiſchaft im der Schweiz, Berzeichnik. Ali 


Rt. 


Radelburg. 40. 67, 

Kaiferaugft ; Nebenzollftätte. 262 

Koiferftubl ; Zoll. 259. 

KRefjelisbrüte (Appenzell U. Rh.); Zollſtälte. M 
Kerzers; Zollftelle, 260, 

ſtirchberg; Zollbezug daſelbſt. M 
ſtleindottingen; Zollftätte. 268, 277 

Klingnau; Fähr- und Geleitgeld. 2688, 
ſtlettgau, Landgrafichaft. 54. 67. 

Koblenz; Zollgebühren. 208%, 


Kölliten ; Zollflätte. 268. 

Rönigsed:Rothenfels, Herrſchaft. 62 

Kräzernbrife; Brülengeld. 265. 

Rreuzlingen, Stift; Beſiſungen und @efälle im beutichen Reich 
39°, 65. 532 —S4l. 

ſtüßnacht (Schwyz); Weg · und Brillengeld dafelbil. 256. 


L. 


Landquart; Brüfengeld. 255. 267 

Langenthal; Zolbezug dalelbft. 250, 

Laufenburg; Gemeindsvermögen. 565. Kirchen und Stiftungs« 
vermögen. 566, Zolftätte, 276, 280. 234, 

Lauis; Follftätte. 27L 

Lauperätoyl ; Brülenzoll. 

Zaufanne; Hauptort des Kantons Waadt. di, 

Zolfätte. 274, 

Lengnau, aargauiſche Yubengemeinde. 228, 220, 
Lenzburg; Waag- und Lagergeldbezug. 258, 
Leuggern, Commende. ZZ. 

Lindau, Stadt. 62 

Fivineribal. 138. 

Locarno; Zolftätte. 271, 230. 

Loffingen, im Pürftenbergiicdhen. 32. 
Wmiswil ⸗· Neulirch; Wergeld. 2TL 

Lucern; Directoriallanton. 480, 

Kantonsverfaffung. 423-427, 

Ausfteurung zwiiden Staat und Stadt. 699—706. 

Bermögenszuiheidung bei Liquidation des helvetiſchen 
Staatzgutes. 748, 

Zölle. 257, 

Poſtpüchter im Kanton Teifin. 237. 

Profeft gegen die Kiquidationscommiffion. ZL 

Bon Teifin bei der Tagſazung verflagt. LIE, 

Heimatrechts anſtand mit Aargau. 

Heimatrechtsanſtand mit Solothurn und Thurgau. W 

Anſtand mit Thurgau betreffend Vaterſchaft eines uncher 
lichen Kindes. 390%. 

Anftand mit Uri beireffend Polizeijache 191; betreffend 
Erbfall 211; betreffend Schifffahrt auf dem Bierwald- 
Hätierfee. 326, 327. 

Anſtand mit Nidwalden betr. Reerutirung 362, betreffend 
einen Heimatrechtsfall W beirefiend Holzausfuhr 327. 
39%, 301; betreffend Arreſtſache W 

Voftbeichwerde gegen Bern. 237, 238, 

Säcularifation des Bisthums Conſtanz, daherige Folgen 
für Eucern. 310. 

Taglazungsgefandte, Verzeichnik. 774. 

Lucern, Chorherrenſtift. 
Lugano; Negierungsfiz 138; Zollftätte. 2%. 
Lumino, teffinifche Gemeinde. 135. 1236, 137, 
Zungernfee; Tieferlegung. 323. 
Luterlofen; Zollſtätte. M 
Luzelflüh; Brüfenzoll. 259, 
St. Luzi, Hlofter ; Befizungen im deutjchen Reich. 30. 


Ortsregifter. 


Mm. 


Madiswyl ,; Zollbezug dajelbit. 250. 

Magadino; Zollftätte. 269. 271, 280, 

Maienfeld, ſ. Mepenfeld. 

Mailand; ſchweizeriſche diplomatiſche Agentſchaft dafeldft. 202 
bis 30. 

Mainau, Kommende, 53. 

Molans, Rheinbräfe (Tardisbrüfe); Brüfengeld, 266-367. 

Malthejerorden ; Berhältniffe der Schweiz zu bemjelben in Folge 
des Regensburgerreceſſes 71—75. 

Malvaglia; Brüftengeld. 272. 

Mannlialp (Uppenzell). 390. 

March; Meg und Brüfengeld dajeibft, 256. 257 

Marjeille ; ſchweigeriſches Handelsconfulat daſelbſt. 

Martinsbrut; Zolftätte. 2. 

Mefingen ; Zolgebühren, 258, 

Mendris; Zollftätte. ZIL 

Mergentheim. 69. TL 

Meriſchwanden. 390. 

Meyenfeid. 267; Zollftätte. 276, 24, 290. 7. 

Milorerthal, dur italieniſche Truppen befezt, 112 

Anftände mit Zeifin, ſ. Graubünden. 

Modena, Herjon von, ſ. Breisgau. 

Montber ; ZJollftätte. 260, 

Morcote; Zollftätte. 280, 

Morgenihal; Zolftätte. 250, 

Morges; Zollftätte. 274 

Mörweil. 73, 

Moudon ; Follftätte. 274. 

Mühlheim, Herridaft. 54, 50. 

Munchwyler, ftreitig zwiſchen Bern und freiburg. 126. 357, 
3B8, 389. 

Münfter, Stift, in Graublinden. 

Münfterlingen, Kloſter; Befizungen, Gefälle, im deutſchen Reich. 
PrIR 


Munſterthal, bündnerijches. 103, 

Münftertgal (Bern). 25, 

Muri, Stift; Befizungen und Gefälle im deutichen Reich. 39%, 
38 65, 52R 53 

Murten; Bollbezug. 260. 


N. 


Nantes; ſchweizeriſches Handelsconſulat dafelbit. 302. 

Naflau, |. Oranien. 

Redarhaufen, Herrfhaft. 65, 

Rellenburg, Zandgrafiaft. 57. 59; 

Neubrüfe bei Bern; Brülengeld. 259, 

Neuenburg; Berhältwifie zur Schweiz. 95-06, 
Breizügigleit mit der Schweiz, |. MW. 
Abtretung (1806) an Frankreich. 

Reuforn. 151 

Reufich. 151, 

Ridan ; Folftätte. 259, 280. 284, 290. 

Rolla, Wildbach; Verheerungen durch diefelbe. 137, 


Nozza, alla; Brütengofl. 272, 
Nyon ; Zollftätte, 274 280. 284, 200, 


D. 


Oberbuchfiten; Zollftätte. 261. 
Öhringen, Übtei. 51. 
Diten ; Follftätte. 261%, 
Onfernone. 108. 650659. 
Onfernonethal; Zollerleihterung im Verlehr mit Htalien, J 
Dranien (Raſſau -Dillenburg), Fürſt von; Verhältniſſe der 
Schweiz zu demſelben in Folge des Regensburgerreceſſes. 
Öfterreih ; Berhältmiffe der Schweiz zu demſelben in folge bes 
Negensburgerrexefies. 41—46. 
Macht Unfpriüche auf die ehemalige Grafſchaft Ayburg und 
Landgraffhaft Thurgau. 106, 
Auslieferungsvertrag mit der Schweiz, angejtrebt. TI-B1. 
Freizugigleit mit ber Schweiz, ſ. MR. diefes Wort. 
Lieferungsforderung von Graubünden und Teifin. BL 
Smeammeration, j. MR. dieſes ort. 
Oſtrach. 
Ouchh Zollftätte. 274. 280. 284. 2W. 


| p. 
| Panizerberg ; Weggeld. 267. 
Paradies, Klofter; Schuldſache. M 
Paris; fchmeizerifche Geſandtſchaft daſelbſt. 302—305. 
St. Peter, Abtei. ZU 
Petershaufen, Abtei. 51. 
Peterzell. Bit. 
Pfaffers, Slofter, 149, 267. 
Pfaffilon. 
| Pfullendorf. 
vpiyn; Brüfengeld. 270, 
, Piemont ; ſchweizeriſche Schillerftipendien. 38, 
ı Platifer; Zollftätte, 271 
Le Pont; Zolftätte. 274 
Pont St. Maurice; Zonftätte. 284. 220, 
Ponle⸗Treſa; Zolflätie. 230, 
Port⸗Alban; Zollftätte. 260. 234, 290, 
| Preuhen; Abtretung Neuenburg's an Frankteich. M 
Freizügigkeit mit der Schweiz, ſ. M.-R. Freizügigfeit. 
Geſandtſchaft bei der Schweiz, Verzeihnik. ALS, 


N. 


Rapperswyl; Brülengeld. 264. 2ö5, 

Rapperswpler Serbrüfe; Neubau. 261. 

Neu-Ravensburg, Hrrrihaft. 32 50. 6Z 

Reich, deutjches; Verbältniffe der Schweiz zu demjelben. 33—41. 

Reichenau; Brätengelo. 2U6, 

Reichenau, Abtei. 51. 

Reiden, Commenbe, TZ. 

Rhäzuns, Herrſchaft. M 105; von Öfterreid an Frankreich 
abgetreten. 23. 


Orisregiſter. 


Rheinau, Stadt; Immunilälsrechte im deutſchen Reich. ¶ 
Brüfengeld 258%, 

Rheinau, Hlofler. 67, 

Rheined; Zolftätte. 264. 276, 280, 284. 2R. 

Rheinfelden; Zollflätte. 269°. 275. 230, 284 

Riedern, im Furſtenbergiſchen. M 

Ridenbah im Thurgau; wünſcht Bereinigung mit St. Ballen 
121 Weg: und Brüfengeld. 270%. 

Rolle ; Zolftätte. IA 

Rom, apoftoliicher Stuhl; Verhältniſſe der Schweiz zu dem 
felben, 96, Nuntius. Ald, 

Rom; ſchweigeriſche Agentihaft dafelbh. 302 

Romont;, Zolftätte, 260. 

Rorſchach; Folftäite. 264. 276. 330, 24. 2W. 

Roth; Zollbezug dajelbft. 250, 

Rue; Zollſtatte. 260. 


S. 
Sädingen, Stift. I 
Salmansmeiler, Abtei. SL 
Sargans, ehemalige Vogtei; Todtfalausfauf betr. 231 
Samen ; Hauptort von Obwalden. 460. 
Sattel; Weg» und Brlüfengeld dajelbft. 256. 
La Sauge; Zollflätte. BL 
Sag, Herrſchaft. 134 
Schaffhauſen; Rantonsverfaffung. 435 —4H0. 
Ausfteurung zwiſchen Staat und Stadt. 742 --745. 
Vermögensjufheidung bei Liquidation des helveliſchen 
Staatsgutes. 752, 
Hölle, Weg und Brülengelder. BEL 
Befizungen im deutſchen Reid. 40. 
Anftand mit Stern. 127 
Bertrag mit Baden über Verbrederauslieferung und Par 
ternitätsfachen. W 
Incammeration, |, M.R. dieſes Wort. 
Beziehung zu dem ſäcularifirten Bisthum Conſtanz, j. dort 
Tagſazungsgeſandte, Verzeichniß. 
Schaffhauſen, Stadt; Follftätte. 274. 280, 200. 
Schindellegi ; Weg⸗ und Brüfengeld dafeltft. 256. 257°. 
Schleinß. 
Schleitheim. 40. 66. 
Schloßbruile (Graubünden); Brillengeld M. 
Schnottwyl; Zollſtätte. M 
Schönengrund; Weggeldbezug. 
Schonholzweiler. L 
Schuttern, Abtei. ZL 
Schwarzenbach. 24 
Schwarzenberg, Flürft von; Berhälinifie der Schweiz zu dem 
feiben in Folge des Regensburgerreceſſes. T 
Schmellbrunn. 321; Weggeldbezug. M 
Schwyg; Kantonsverfaffung. 440—441; nicht in das eidgenöffifche 
Urhiv niedergelegt. 120 ; Nachtrag. AM, 
Vermögenszufdeidung bei Liquidation Des helvetifchen 
Stantsguts. TAN 
Fölle, Weg⸗ und Brüfengelder. 36-357. 
Kecrutenftellung in franzoſiſchen Bienft. 360, 





Schwyy): 
Niederlaflungsbeihräntung. 191. 02, 209, O4. 
Anftand mit Lucern betreffend Holzausfuhr. 327. 
Anftand mit Zürich betreffend Riederlaſſung. 
Lintkkcorrection, j. MR. diefes Wort. 
Beziehung zu dem fäcularifirien Bisthum Gonftanz. 519, 
Tagfazungsgefandte, Verzeichniß. 

Sengi, in der; Zollbezug dafelbft. 259, 

Senfenbrüte. 3, Zolllätte. 281 

Sillenen ; Flirleitegeld dafelbfl. 256. 


; Sils, graubündnerifche Gemeinde. 137. 


' Sins; Prüfengeld, 260. 
' Sion, Priorat. 57 58 








Sitten, Stadt; Schuldiadhe an das Klofter Einfiedeln. 85. 
Sitterbrlite bei Bifchofzell. Z7L. 
Solothurn, 126. 442 446. 
Directoriallanton 480. 
Ausfteurung zwiſchen Staat und Stadt. GR5-- 60. 
Vermögenszuſcheidung bei Liquidation des helvetiſchen 
Staalsguſes IR 
Entfhädigungsforderung an die Helvetit. 384. 
Zölle, Weg- und Brüfengelder. 261. 
Anforderung an Färftbiihof von Bajel. 53, 7Z ZU 
ſtirchliche Verbältniffe im Buceggberg. 144. 674 
Geverweigerung, unftatthafte. 212, 
Übereinkunft mit St. Gallen, betr. Baterihaftsllagen. ZIEL 
Seimatlofenanftand mit Lucern und Thurgau. 2 
Anſtand mit Yargau beireffend Holjausfuhr. 326, 327, 
Gefälle im Eljak und den ehemals biſchöflich- baſel'ſchen 
Landen. 38 
Unforderung joloihurnifcer Ungeböriger an den breis- 
gauiſchen Prälatenftand. 4350, 521 
Beziehung zu dem jäcularifirten Bisthum Conſtanz. 
Taglazungsgejandte, Berzeihnik. ZIE. 
Solothurn, Armenjpitel und Stift; Eigenthumsfjequeftration 
dur Frankreich. 26, 
Spanien; Handeleverhältnifie mit der Schweiz. 331-338; 
Vertragsentwurf. SIL 
Schweijertruppen in ſpaniſchem Dienft; Militärcapitulation 
373-378. 621649, 
Entthronung der Bourbonen. 376. 
Tobesanzeige. 335, 
Geſandiſchaft in der Schweiz, Verzeihnig. RIZ 


Splugen; Zolftätte, 265. 284, 2W. 


Staffelegaftrafe ; Zoll. 270%, 

Stäffis; Zolftätte. 260. 

Stängliebühl, Alp, in Nidwalden. 338, 

Stans; Hauptort von Nidwalden. 460. 

Stein ; Zoll, Zollftätte, 127. 263%, 297. 

Stein (Aargau); Rebenzollftätte. 269, 

Steinhaufen, Kanton Zug; Anftand wegen Gollatur der Pfarr- 
pfrlinde. 151 

Stedborn ; Breigeld. 270. 

Still, Fahr; Zoll. 263. 

Suljmatien, Alp, in Ridwalden. 338, 


’ Euftenberaftraße; Bau und Bezug eines Weggeldes. ih. 


Orteregifter. 


Z. 


Taraft, Caputiner dafelbft ; Unterhaltungspflicht. 
Taraſp. Herrſchafi. 40. EZ 
Tennenbad, Abter. ZI 
Tennwyl; Zolfiätte 268 
Teiftn ; Kantonsverfafiung. 120. 138, 446 - 453. 
Bermögenszuideidung bei Kiauidation des helveliſchen 
Staatöquts, TAL 
Zölle, Weg: und Brütengelver, 271— 274, 
Hollanflände mit andern Rantonen. 272%, 
Lieferungsanforderung an Öfterreidh. AO. SL 
Gieferungsanforberung an die franzöfiihe Armee. 37% 
Riederlaffungsbeichräntung. 201 205 
Bau der Gotiharditrake. 225. 
Poftweſen. BL 
Anſtand mit der eidgenöfflichen Hiauidationscommiffion. 230 
Anftände wegen des Regierungsſiges. 
Anftände zwiſchen Regierung und ®rokrath. 138 
Anflände mit Uri wegen franzöfiſcher Penſion. 138. 
Unftände mit Graubünden. 125. 136 1372 ii 
Beſchwerde gegen Yucern betr. Forum bei Schuldiadhen. 178 
Behinderte freie Schifffahrt auf dem Wierwaldftätieriee 
daherige Klage. DZ 
Belegung durch ilalienifche Truppen 1810, 5. MR. Neu- 
tralität. 
Betreidebejgug aus alien. DM. 
Grenzverhältniffe mit Stalien. 103. S0—H50 
Freizone mit Italien in Bezug auf die Landesproducte. O4 
Toglazungsgejandte, Verzeihnik ZI 
Tettnang, Herrſchaft. GI 
Teufen ; Zollftätte,. SL 
Thengen, Srafihatt. 54. 
Thun; Zoll» atc.⸗Geblihren daelbit. 259, 
Thurbrüfe, neue, bei Üblingen, W 
Thurgau; Rantonsverfaffung. 453—460 
Vermögenszufheidung bei Liquidation des helvetiſchen 
Staatsgutes. A 
Zolle, Weg⸗ und Brüfengelder. 270. 
Deeret von 1804 betreffend Klöſter. 
Vertragsabihlug mit Baden. 37 
Srenzanftand mit St. Ballen. 38, 
Eoflaturftreit mit Züri. LEL 152 288 
Anftand mit Zurich betreffend Strafenfperre. 327, 
Gollaturanftände ıc, mit St. Gallen. Li 152 
Unftände mit dem Bezirk Diekenhofen. 133% 
Anftand mit Qucern betreffend Heimatlofe. 223, heireffend 
Baterschaft eines unchelichen Kindes. It, 
Ghorberrenftift Biichofszell betreffend; Anſtand mil einigen 
fatholiichen Kantonen 150. 152 
Toglazungsgeiandte, Verzeihnik. ZA 
Ancammerationen betreffend, ſ. MR. dieſes Wort. 
Beziehung zu dem fäcularifirten Bisthum Konftanz, j. Dort. 
Tirol, Brafihaft. Gi 
Grenzverhältniffe mit der Schweiz. 103 
Tobel, Kommende. 72. 73 74 Zollfätte. 4 


Trieſt ſchweineriſches Handelsconſulat dafelbit. 32. 





Trimbach; Zollſatte. A 
Trubbach; Jollſtätte. 276, 280. 42060. 
St. Trutipert, Abtei. W 


Tuitlingen 54%. 5 


N. 


Überlingen. 51 
Unterwatden ; ſtantonsverfaffung 460462, 
Anjtand zwiſchen beiden Santonstheilen betreffend Yand: 
fäufe 388; beireifend Berforgung eines Kindes. 390, 
Unftände zwiſchen den beiden Landeshälften wegen Engel: 


berg. 123—124, 
Bölle, 257, 


Unftand mit Waadt betreffend Heimatreht. 212, 

NRiederlafjungsbejhränfung. EL j 

Unforderungen von Interwaldnern an den breisgauiſchen 
Prälatenjtand. 48--50. DIL 

Taglazungsgefandie, Verzeiänik-. 775, 


| Unterwalden oh dem Maid; Bermögenszutheilung bei Liqui» 


dation des helveliſchen Staalsguls. IN. 

Tieferlegung des Lungernfee's. M 

Beziehung zu dem ſaculariſirien Bisthum Conſtanz. 
Unterwalden nid dem Wald; Anſtand mit Lucern betreffend 

Holzausſuhr 327 390. 391; beireffend Wrreftiacdhe 389; bes 
treffend Recrutirung 362; betreffend Heimatloſenſache 

Bermiögenszufcheidung bei Liquidation des helvetiichen 

Staatsguts, 749, 

Beziehung zu dem jäcutarifirten Bisſthum Conſtanz Al 
St.Urban, Kloſter Eigenthumsſequeſtration durch Franlreich. AL 
Uri; Santonsverfaffung. LI 462 —5464. Nachtrag. 497, 

Bermögenszufheidung bei Liquidation des helvetiſchen 

Staatsguts. 

Zölle, Weg · und Brülengelder — 2, 

Mottharditrahe beireffend. ai 

Stiederlaffungsbeichräntung. 202 204. 

Erbrechtsanſtand mit Qucern. ZIL 

Shifffahrtsanftand mit Lucern. 326. 227 

UAnitand mit Lucern betreffend Polizeifacdge. LOL 

Unftand mit Teſſin betreffend franzöſiſche VBenfton. IR 

Beziehung zu dem jäcktarifirien Bisihum Eonftanz. 21, 

Taglazungsgefandte, Verzeihnik. 17 


| Urnaſch; Meggeldbezug. Dh 


Urfern ; Verhältniß zum übrigen Kanton Uri 407; Zollbezug 
ih 

Üflingen ; Brüfengeld. 2ZL 

Utwyl; Zolftätte. 276. 380. 284. 2m, 

Unenftorf- Bätterinden ; Brülengeld. 259, 


B. 


Vaduz, Herrſchaft. Gi 

Vallendas. 267, 

Vallorbes; Zolftätte. 274, 

Veltlin; Eonfiscation bündneriſchen Eigenthums dajelbft. 370. 


’ Bench; Zollitätte. 274 280. 234. 200. 


105 


Ortsregifter, 


Vicofoprano; Zollftätte. Bi. 
Villmergen; Beleitgeld. 268. 
Villingen, Stadt. 51. ID. 
Villneuve; Follitätte 274 

St. Bittere, im Mior. L36. AZ 


W. 

Waadt; Kantonsverfafiung. I64—4T1. 

Vermögensjuiheidung bei Liquidation 
Staatsgutes. 

Zolle, Weg und Prütengelver. 274 

Niederlaffungsvertrag mit Neuenburg. 96, 

Grengverhältniffe (Dappenthal) mit Franfreid. 102, 450 I 
bis 685, 

Anftand mit Bern betreffend Löbergercchtigleiten 139, 140; 
betreffend Forum in einer Geldstagsjade 33 ; betreffend 

Beiteurung der Golonialwaaren. 200, 

Anftand mit Aargau betr Befteurung d. Kolonialwaaren, 200, 

Beichwerden gegen defien Pofttagen, 235, Zst, 2 

Heimatrechtsanftand mit Nidwalden. U 

Togfayungsgefandte, Verzeichniß. 

Mabern ; Zollbezug dafelbit. 258 

Waldſtatt; Weggeldbezug. U 

Wallenſtadterfee; Schifffahtt. 

Wallis, Republik; Verhältniſſe zur Schweiz. 95, 
Einverleibung in Frankreich 784 N 
Auslieferungsvertrag mit Bern. Oi, 

Grengverhäftnifte. 102 

Anteil am ſpaniſchen Militärbienft. 373, 

Anjorderung an das Vermögen der helpetiſchen Repubtif. 
231 

Waltenfpurg, Bericht. 367 

Wangen; MWafler- und Brülenzoll. 

Waſen; Zoll- und Weggeldbezug dajelbft. 5. 26, 

Maflerflüb. ZiL 

Wenenfletten ; Nebenzoliftätte. 200, 

Weinfelden Lil; Brukengeld. A 

Weingatten, Ubte. 68, 

Werdenberg und Wartau, Hereidyaft. LH. 12, 768, 

MWeitingen, ſtloſter; Fährlohn. U 

Mien ; Schweizerische Geſandtſchaſt daſelbſt. O2— 20, 

Windiſch; Brulenzoll. 

Wintlen; Weggeldbezug. 

Wir welli, Alp in Nidwalden. W 

Wolfliswyl; Nebenzollſtätte. M 

Wollerau. 204. 265, 


des heldetifchen 





Wonnenflein, Kloſter. 
Worms (Bormio); Conſiscation bünderiſchen Eigenthums bar 


felbft, 370, 
Württemberg; Berhältnik zur Schweiz ber Tralliments- und 
Goncuräfälen. I, 3 | 
MWilnicht Wuslicherung der Deferteure und Stellung ber 
Konfcriptionspflichtigen. SI ! 
Wreizligigleit mit der Schweiz, I. MM. Freizlügigleits- 
verhältnihie. | 


(Württemberg): 
Verhältnik zu der Schweiz in Folge des Regensburger: 
receſſes. 58—62,. 525 - 546. 
Handelsverhaliniſſe mit der Schweiz 33-335. 
Incammeration ſchweizeriſchen Eigenthums; Vertrag 525, 
ſ. auch MN. dieſes Wort, 
Wird Königreih, Beglulwünſchung des Monarden. M 
Belandtichaft in der Schweiz, Berzeichnik. BIT. 
MWylen im Thurgau; wilnicht Vereinigung mit St. Gallen. 121 


9. 


I Moerbon:; Peſtalozziſche Erziehungsanftalt. 381. 


Hollftätte. 274. 284, 20, 


8. 
% 
Aeiningen; Nebenzolitätte. 269, 
Biepelbrüte ; Brlfengeld. 260, 
Zihlbrute Bern); Follftätte. 280. 34 2W. 
Zofingen; Zollbezug. 208% 
Zonbrüfe, obere (Graubünden); Brüfengeld. 267, 
Zolbrüfe, untere (Graubünden). 275 
ug. 3. 
Kantonsverfafiung. 120. 471-472, 508, 
Ausfteurung wilden Staat und Stabt 737— 741. 
Vermögenszufheidung bei Liquidation Des helvetiſchen 
Staatsgutes. 
Zoͤlle ıc. 260. 
GEinheirathögebühren. 212, 
Beſchwerde betreffend Poftdienſft. 237, 
Beziehung zu dem fjärularilirten Bisthum Conſtanz. 
Toglazungsgelandte, Berzeichniß. TT 
Züri: Rantonsverfaffung. AAT. 
Directoriallanton. 480. 
Ausſteurung zwiſchen Staat und Stadt Zrich 
Vermogens zuſcheidung bei Liquidation des helvetiſchen 
Staatsgutes. A. 
Zölle, Weg: und Brüfengelder. 257 —258. 
Volksaufſtand 1804; eidgendſſiſche Intervention. 124 - 129. 
Vertragsabſchluß mit Baden. 57, 
Einheiraihögebühr. 212, 
Poſtanſtand mit Lucern. 237, 
Heimatlofenanitand (Mievergelt) mit St. Gallen, 238, 
Unftand mit Thurgau betr. Gollaturrechte. 151 152. 338 
Unitand mit St. Ballen und Thurgau betreiiend Strahem- 
iverre 397, 
Sreimatrehtsanftand mit Bafel. 301 
Herrſchaft Sar beireffend, Anſtand mit St. Gallen. 
Beſchwerde wegen einer Eheſache gegen Solothurn. 212 
Anſtand mit Schwyz betreffend Riederlaffung. 
Verhältniß zu dem järularifirten Bistum Conſtanz. i. dort, 
Tagfazungsgeſandie, Verzeichniß. 778, 
Zurzach; Zollgebühren :c. 2684. 275, 280. 234 Kaufhaus. RL 
Jurzach, Stift ; Befizungen im deuffchen Reich. 40. 67, 


m ee — 


Berjonen:-Regiiter. 


— — 


Aebi, N. von freiburg; Forderungsſache. 12 

Abyjberg, Felix, Schwyz. A 

Affth, von, Ludwig; erſter Landammann der Schweiz. dh, 
Mitglied der Gratulationsgeſandtſchaft 1804 nach Paris, 18% 


Balthaſar, Ludwig; Mitglied der Regierungscommiſſion für den 
Stanton Yucern. 4B7 


‚ Bär, Konrad, von Kemyl. 390%. 


Außerordentlicher Geſandter 1810 an den Sailer Napoleon | 
anläßlich deflen Bermählung mit der Erjherzogin Marie | 


Louiſe. ZL2L Stirbt bei feiner Rüffchr von Paris. 21. 


tätswahrung). 107, 
Ausgeſchoſſener der Parifer Lonjulta. 206, 
Präfident der Regierungscommilflon fiir den Kanton Frei— 
burg. EZ 
Tagfayungsgefanpter. 777, TIR, 
Albertini, von, Chriſtoph (Graube, Tagfazungsgejandter. TEL 
Andermatt, Franz Bofef, von Jug; Commiſſionsmitglied fir 
die Militärcapitulation mit Franlteich il 
Mitglied der Negierungscommilfter fir den Kanton Zug. 
40, 
Tagſazungsgeſandier. TT 
Anderwert, Joſef, Repierungsrath; eidg. Commiſſdt. 
Mitglied der Regierungscommijfion für den Kanton Ihurs 
aau. 
Eidgenoffiſcher Commiffar zu Unterhandlungen mit Würt- 
temberg. W 
Tagſazungsgeſandter R 
Apli, N; Mitglied der Regierungscommiſſion fiir den Kanton 
Thurgau. dA 
Appentbel, Yuftin (Freiburg), Tanjazungsgefandter, TIL 
Arand, von, Edler von Uderfeld, witrttembergiicher Gejandter 
in der Schweiz. BIT 
Arnold, Franz Maria (Uri), Tagfazungsgefandter. ZIE 
Aufdermaur, #lois, Schwyz. 302 


B. 


Badınann, Johann Leobold (Aargau), Tagſazungsggeſandter. XW 
Baden, Philibert. Markgraf von. 50. 


Badoux, N.; Mitglied der Regierungscommifflon für den Kanton | 


Freiburg. T 
Baldinger, Joſef Ludwig (Hargau), Tanlazungsgelandter. 71. 


Bartheleinh, N., franzöfiiher Senator. 395, 

Bauer von Heppenftein, Baron; badiſcher Commiſſär zu Unter: 
handlungen mit der Schweiz. 

Boy, Auguſt Friedrich, Freiherr von; württembergiſcher Ge— 
jandter in ber Schweiz. GL 525, BILL 


Bergier, N; Mitglied der Regierungscommijſſion für den kan» 
Auferordentliher Geſandier 1805 am Napoleon (Heutrali- no ‚ * Te 


ton Waadt, 400, 


! Behler, Karl Joſef (Uri), Tagiazungsgefandter. TIL 





Betichard (fpäter Jay); Schiocizerregiment in ſpaniſchent Dienfl. 

Viihofftberger, Joh. Ulrich; Präfident der Regierungscommiſ⸗ 
fion für den Kanton Appenzell. dB, 

Bilhofberger, Karl Franz Appenzell, Zogiazungsgelandter. ZU 

Blandhard, N; franzöfiiger Kriegscommijlar, 266, 307 

Bandenay-Penel, U. (Waadte, Tagſazungkgeſandier. 

oh, N,; Mitglied der Regierungscommiſſion für den Kantor 
Soloihurn ER 

Blumer, N., von Schwanden; Mitglied der Negierungscommif- 
fion für den Kanton Blarus. 487, 

Bonnter, Jacob, von Binzilon (Zilrich). 

Bolt, Job. Caſpar; Mitglied der Regierungscommiifion für den 
Kanton Si. Ballen. 4ER 

Bofart, X.; Mitglied der Negierungscommilfion für den Han. 
ton Zug. Io 

Bourgeois, Ludwig (Woaotı, Tagjazungsgelandter, ZB, 

Btuh (Brubin), N; Mitglied der Regierungsconimiſſion Für 
den ſtanton Schuujg. BE 

Bucher, N; Mitglied der Reaterungscommilfion für den Kanton 
Unterwalden. W 

Bücler, Franz YJolei (St. Ballen), Taplazungsgejandter. ZU, 

Bühler, N; Mitglied der Regierungscommiffion für den Kanton 
St. Ballen. I 

Buonvicini, Jacob; Mitglied der Negierungscommilfion für 
den Stanton Tejfin. JUL 

Burger, Starl (Glarus, Tagiazungsgelandter. TIL 

Burkhardt, Benedict, von Baſel; wird eida. Oberit. IES 


Burkhardt, P; Landamm. der Schweiz u. Tagſazungsgeſ. 77% 


Buftelli, Andreas «Teifin), Taglazungsgefandter, II 


Terfonenregifier. 


€. 


Kaamarto, von, Nofef, ſpaniſcher Gefandter in der Schmerz, 273, 

Sagliont, Andreas (Teifin), Tagfezungsgefandier. TEL 

Gamenzind, Andreas; Mitglied der Regierungstommilfion für 
den Kanton Schwyz. 458, 

Garrard, Benjamin (Mandti, Togjayungsgelandter TEL 

Cartard, N., von Orbe; Mitglied der Regierungscommilfion 
flir ven Ranton Waadt. 400. 

Caſtella von Berlens, N,, Oberft in franzöfiiihen Dienften. 352. 

Gaftella, von, Marechal de Gamp; Commifſionsmitglied Fir 
Milizorganifation. 155. 

Gathrina,, Noef Maria; Mitglied der Urner Dreischnercom- 
mijſſon. 

Catoire, Duquesnoy & Gomp., Pariſer Bankhaus. 232%, Zi. 

Chambrier d'Oleites, N., preuß. Gefandter in der Schweiz. Al 

Chalelain, N., Oberſt. 155%, 

Chriſten, Karl Sebaſtian; Mitglied der Urner Dreijehnercom: 
milfton. dOR. 

Clais & Comp, in Winterthur, Salzlieferanten. 250. 

Glavel, franz (Waadt), Tagſazungsgeſandier. W 

Konftent, X. Oberft. 

Korrevon de Martinez (Waadt, Tagſazungsgeſandter TR“. 

Kourten, von, N. Oberit in Spanien. 

Gramer, Conrad, von Yüridh, 77. TE, 

Crud (Elias Vict. Benj.), aus dem Kanton Waadt; Mitglied 
der Pegrüßungsabordnung IE5 an den Kailer Napolcon 
nah Chambery. 19, 

Mitglied der eidgendjfiichen Yinuidationscommilfton. IL 
Exberte betreffend das landwirthſchaftliche Inſtitut in Hof 
wyl. 

Crumpiptn, von, Heinrich, Öfterreichiicher Geſandter in der 
Schweiz. 816. 

Cuſter, Jac. Lorenz, ft. galliſcher Regierungsratb; Mitglied 
einer Zollcommillion. 253. 

Mitglied der eidgenöſſiſchen Kiquidationsceommiffion (abge; 
lehnt). 20. 
Tapfazungsgefandter. 7RU, TEL 


D. 


Dalberti, Vincenz (Teſſin), Tagſazungsgeſandier. W 

Daguel, N., aus Freiburg; eidgenöſſiſcher Commiſſar. 

Dähler, Anton Joſef -Appenzellb, Tagfazungsgeſandtet. 780. 

Demtunier, N, franzöſiſcher Senatot. 

Diesbach, von, Gottlieb, von Bern; wird eidgenöſſiſcher Oberft- 
tientenant und zweiter Flügtladiutant des Yandammanıs 
der Schweiz. EL 

Dießbach, von, Holek ı Freiburg), Tagfazungägefandter, ZZE 

Diekbadh von Garouge, N.; Geldstag EU 

Dolder, (Johann; Präfident der Regierungscommijlton für den 
Kanton Yargau. 486 

Tagiazungsgelandter, TEL 

Doreer, N; Mitglied der Regierungstonmtiftion fir den Kanton 
Uargau. 

Du Thon⸗Cornillat (Waadt), Tagſazungsgeſandier 





Effinger, Rudolf, von Bern: wird eidgenöffiſcher Oberſi. 175. 
d'Egliſe, N.; Mitglied der Regierungscommiſſton für den Ran 
ton Freiburg. 487, 
Ehinger, v., Chriftoph de Mathias (Bajſel), Taglazungsgeiandter, 
179. 
Ehrmann, Philipp, Mitglied der Negierungscommilfton für den 
Kanton Schaffhaufen, 458, 
Tagiazungsgelandter, ZID 
Enderlin, Theodor, Mitglied der Negierungscommilfion für den 
Kanten Graubünden. 48Z 
Tagiazungsgefandter. TEL 
Engelberger, N., Syndicus, Abgeſandier der breisganifchen Yan 
fände. 47, 
Epp, Domimit (Ari), Tagfazungsgefandter. 77 
Eſcher, Hans Conrad, Bürgermeifter; Kommiffionämitglied be- 
treffend die Neutralität. 110, 
Eidg. Geſandter (1813; zu den allüirten Monarchen. IR 
Bei der Linihcorreetion thätig. 30. 313, 314,316 422 323. 
Kommitjdr für bie Militärcapitulation mit Franfreih. 359, 
Tagfajungsgefandter. TEL 
lin, N, aus Obwalden; Forderung an Spanien. T 


12 
Fallner. N., Profeſſor zu Bajel; Forderungsſache 50. 
Fargna, Marcheſe della, N; als ſchwweiz. Agent in Rom vorge- 
Ichlagen. Au, 
Feer, N., von Züri; für die trigonometriſchen Vermeifungen 
thatig 
Fegueli, (Philipp); Mitglied der Regierungscommijfſion für ben 
Kanten Freiburg. : 
Taglazungsgelandter. 778, 
Wellenberg, von, Emanuel, zu Hofwyl. 
Zanfazungsgefandter. 774 
Fellenberg, Rudolf (Bern), Taglazgungsgefandter. 774, 
Wels, Hermann (St. Gallen), Tagiagungsgelandter. 780. 
Ferreita, von, N., Ritter, ſpaniſcher Grihäftsträger ın der 
Schweiz. BLZ. : 
Fetzer, Karl, aargauiſcher Regierungsratb; Kommilfionsmitglied 
beirefiend die Neutralität. LIE 
Gidg. Commiſſat zu Unterhandlungen mit Baden. Qlt 
Mitglied einer Zollommiflton. 24. 
Tagiazungsgeiandter. TEL 
Binster, Hans Conrad, von Züridy; wird cidg. Überfiquartier- 
meihter. GEL 167, 
Leiter der trigonometriſchen Aufnahmen. LES 
(erhält ein Ehrengeſchenl. R 
Erperie in Münzfacdpen. 2a58 Zist, 
Mitglied einer Zollcommillion. 53 4 
(eidg. Unterhändler für Gandelsverträge mit den beulichen 
Rheinbundsftiaaten. 334. 335. 237 
Taglagungsgeiandter. ZIE 
Sicher, Eyprian, aus Graubünden; wird eidg. Oberft. 175, 
Fiſcher, Em. Friedr. von Bern; Kommilfionsmilglied betreffend 
Yintbeorrection. 313 


— 2 


Perfonenregifter. 


Fiſcher, Em. Friedr,, von Bern; Scerelär der Commiſſion Tür 
die Militärcapitulation mit Frankreich. 350, 

Tagjazungsgejandter. 774. 

Fiſcher, Familie, von Bern; Poſibeſteherin 

Fiſchinger, Johann Ignaz (Hargau), Tagfazungsgeiandter. ER. 

Fledenftein, von, Chriſtoph, von Lucern; wird eidg. Ober, 175, 

Flieri, Ehurer Dompropft. GL, 

lite, von, Ignaz; Ausgelhoffener der Pariſer Gonjulta. 395, 


Girard, Öregor, Abbe in Freiburg; Experte beivefiend die 
Veſtalozziſche Erziehungsanftait in Poerdon. 382, 


| ®iroud, N. Hauptmann in franzöfifchen Dienften. 40, 
' Glayre, (Moriz); Mitglied der Regterungscommilflen fiir ben 


Präfident der Regierungscommiſſion für den Stanton Untere | 


walden. 439. 


Flue, von, Joſef Simeon (Obwalden), Taglazungsnejandter 776, 


Flüe, von, Michael (Obwalden), Tagfazungsgelandter. 776, 

Flue, von, N., Landammann; Witglied einer Bratnlationd« 
gelandtihaft 1811 an den Raifer Yapoleon. 22. 

Wojter, Gebrüder; wo heimatberechtigt? 

Foucho, N., franzöſiſcher Senator. 30%, 

Franzoni, N.; Mitglied der Regierungkommiffion füc den 
Ranton Tefſin. 

Brasca, N.; Mitglied der Negierungscommilfion für den Kanton 
Telfin. 480, 

ren, Johann, Mitglied des Heinen Raths (Solothurn); Tag: 
fazungsgelandter. TIER 

Hreudenreich, (Ehriftoph Wriedr.), von Bern, Mitglied der Tap- 
foaungkcommifften file Abichluh eines Allianzvertrages mit 
Brantreid. 

Taginzungsgefandter. ZZL 

Freuler, N.; Mitglied der Negierungscommuiffion für den fans 
ton Oblarus. 48T. 

Briedrih, N.; Mitglied der Regierungscommijfion für den Kan⸗ 
ton Aargau. 486, 





Friſching, N; Mitglied der Regierungscommiſſion für den Kan- 


ton Bern. dB, 
Fußli, Joh. Jacob, von Zürich; wird eidg. Oberft. 175. 
Tlehli, N; Mitglied der Regierungscommiffion fir den Kanton 
Züri. 490, 


G. 


Gady, von, Riclaus, von Freiburg; eidg. Staalsſchreiber. T 
Serretär der Gratulationsgeſandiſchaft 1804 nach Paris, 1& 
Wird eidgendffticher Oberft. 162, 167 

Gallo, N., Marquis del; neapolitaniſcher Miniſter des Aus⸗ 

märligen. 37% 

Bafler, Auguftin, von Freiburg; eing. Staatsichreiber. T 
Abgeordneter der Tagjazung an das Leichenbegängniß des 

alt-landammanns d'Affry. 

Gemufeus, Gieronimus; Mitglied der Megierungscommilfton 

für den Kanton Bajel. dd 
Bendre, Peter, von Freiburg; Fotberungsſacht. 
Gengel, Georg; Mitglied der Regierungscommiffion Für ben 
Kanton Graubinden. 487, 
Togfazungsgefandter. ZRL. 

@erhart, Peter (Lucern), Taglagungsgefandter. 774 725. 

&erber, Anton (Solothurn), Tapfayungsgejandter. 778, 

Gibelin, Victor (Solothurn), Taglazungdgelandter. 278, 

"iger bon Prangins, j. Guiguer 

iger, Martin, von Schtoyz. SDiL 


Ronton Wandt. 400, 
Blut, Amanz (Solothurn, Tagſazungsgeſandier. 
Glutz, Carl Ambros, Abt von St. Urban; Commiſſionsmit- 
alied betrefiend Lintgcorrection. 2IN, 
Olug-Ruchti, Peter; Landammann der Schweiz & 
Abgeordneter der Tagjazung an das Leichenbegängnik bes 
alt-Xandbammannz d'Affen. AL 
Kommiflär für die Militärcapitulatton mit Spanien, 375, 
Ausgeihoffener der Parifer Konfulta. 306. 
Lräfident der Regierungkcommiffion für den Stanton Solo- 
ihurn. 48, 
Tagjazungdgelandter. TIER 


Glutz. (N, von Solothurn; wird eidg. Oberft, 162 16Z 


Mitglied der Begrükungsabordnung 1805 an ben Kaiſer 
Napoleon nah Ehambery. 19 
Gmür, Kader (St. Ballen), Tagjazungsgelandter. 7. 
Graf, N.; Mitglied Der Negierungscommiffion für den Kanton 
Appenzell, 485, 
Breder, Joſt, zu MWartenfels. 524%, 
Greder, Joſt, Dberft, von Solothurn. 
Gretter, Anton, von Greppen (Kucern). ZIL 
Bretiner, Baſile (Zug), Tagiagungsgeiandier. 777 
Grimm von MWartenfels, Heinrich; Landammann der Schweiz 3. 
Mitglied der Begrüßungsaborbnung 1805 an ben Kaiſer 
Napokeon nad) Chamberg. ID, 
Mitglied der Regierungscommiſſion für den Stanton Sole- 
thurn. 488 
Taglazungsgejandier. ZIE, 


, Gruber, Samuel Abraham (Bern), Tagfazungsgeiandter, 774, 


| 


Gruperes, Herr von; Entihädigungsforderung an Bern, 384 
Guager, Franz (Solothurn), Tagfazungsgefanbter. 778, 
Gugol;, N. Hauptmann in franzöjiichen Bienften. 340. 
Buiguer von Prangins, Julius; wird eidg. Oberſt. 162, 
Guiſan, N.; Linthcorrection betreffend. 30h 

Gyrt, Auguftin, von Schtwyy. DS 


H. 
Hanhart, Johann Ulrich (Thurgau), Togjazungsgejandter. 782, 
Hartmann, Yolef Maria (Yucern), Tanfazungsgelandter. 774 
Hauptli, Dr. N; Mitglied der Regierungscommiffion für den 
Hanton Uppenzell. 436 
Hauer, Anton (Glarus), Tagfazungsgejandter. 776, 17T. 
SHaufer, von, Fridolin; Flügeladjutant des Landammanns der 
Schweiz. Z 162, 
Miſſion in Straßenſachen nad Teifin. 272 
Commiſſär für die Militärcapitulatton mit Sieilien (Reapelß 
BTL, 
Heer, Niclaus, von Glarus; Mitglied der Gratulationsgelandt: 
ihait 1804 nad Paris. 18% 
Commiffionsmitglied betreffend die Heutralität. 10%, LIE, 
Wird eidg. Oberftlriegscommiilär. 16% LIE 
Grhält ein Ehtengeſchenl. 


Perionenregifler. 


(Seer, Riclaus, von Glarus: 
Gommifhionsmitglied in Sachen des helvetiſchen Liquida— 
tionsgeichäfts. IL 
Grperte in Munzfachen. M 


Gommilfionsmitglied betreffend das Yinthunternehmen. 305. | 


Delegirter fir die Militärcapitulation mit Frankreich. 359, | 


Mitglied der Negierungßcommmijfion für den Kanton Glarus. 
487. 
Mitglied einer Zollcommilfion. 24 
Oberauffeher der cidg. Örenzanftalten. 283, 280, zu0, 200, 
Experte betreffend das Hofwyler landwirthſchaftliche In— 
ftitut. 383, 
Togiazungsgelandter. T7u, TIT. 
Serrenihwand, Abraham; Mitglied der Hegierungscommiifion 
für den Kanton freiburg. 4EZ 
Herrenſchwand. Job. Anton, von Murten; wird eidg. Oberſt. E 


Tagiazungsgejandter, 777 


Herrenſchwand, Joh. Ant., freiburgiicher Staatsrath; Commiſ⸗ 


fionsmilglied fir die Militärcapitulatton mit Frankreid. HD. 
Wird eidgenöjfiider Oberit. 108, 
Tagjazungsgeianbter. 778, 
Herſche, Anton Jojei (Appenzelli, Tagiazungsgejandter, ZEU, 
Herzog von Effingen, Johannes, aargauiſcher Regierungsrath; 
Gommilfionsmitglied beireffend die Neutralität. 108 
Wird eidgendjhiicher Oberit. 175, 
Tagiajungsgejandter. TEL 
Heß, Joh. Rudolf, aus Züri, in Florenz, 285 
Heß, Joſef Anton (Zug), Taplazungsgefandter. 777, 
eh, N, von A 
den Kanton Zug. 
Heltlingen, von, Werner, von Schwyz. DL 
Heußler, Leonhard, von Bafel; eidg. Kommiflär zu Beilcgung 
von Forderungsanftänden mit Baden (Breisgau). 4. ML 
Commiſſionsmitglied beir. das eidgenöffifche Liquidations 
aeihäft. IL ’ 
Mitglied der Regierung kommilfion für den Kanton Baſel 
4ät, 
Erperte in Münziachen. 245%, 
Mitglied einer Zolltommiſſſon. 
Tagſa zungsſgeſandter. 
Hirzel, Hans Jacob (Zürich), Tagiazungsgefandter, T 
Hirzel, Dr,, Präfdent der Zurcher Blindenanftalt. 
Hogguer, Fidel Heinrich, von Et. Ballen; wird eidg. Oberit. 175, 
Horner, N. Profeilor in Zürich; Experte für Aufſtellung eines 
einheitlichen Maß · und Gewichtſyftems. LIT 


von Ageri; Mitglied der Regierungscommillion für | 





Jauch, Emanuel, von Uri; Mitglied der Tagſazungscommiſſion 
für Unterbandlung eines Allianzvertrages mit Frankreich. M 
Ausgejchofiener der Parifer Conſulta. 
Präfident der Negierungscommilfion für den Kant. liri. 48 
Mitglied der Dreizehnercommiffion. 498, 
Zagfajungsgelandter, 775, 
Jauch, Franz Heinrich, von Uri. 
Jehle, Friedrich (Margau), Taglazungsgefandter. TEL 
Jenner von Brunnadern, Bottl. Am., von Bern; Experie in 
Münziadhen. 24hr 240. 
Mitglied einer Zollcommifiton. 24 24, 
Mitglied der Gratulationsgeſandtſchaft 1804 nad) Parıs. 18, 
Mitglied der Regierungscommilfion für den Kanton Bern. 
4 
Tagſazungsgeſandter. 
Jenner, Ferdinand Ludwig, von Bern, Commiſſionsmitglied 
beirefiend Das eidgendffiiche Liquidationsgeſchaft. BL 
Zaginzungsgejandter. 274 
Jenner, Rudolf (Hargan), Tagiazungsgefandter. TEL 


Imjeld, N.; Mitglied der Kegierungscommiilton für den Kan 


ton Unterwalden. EW 
Tagſazungsgeſandter (Öbmalden). 7IE. 
Attner, von, Albr. Joſef, badiſcher Geheimrath und aukeror- 
dentliher Bejandter in der Schweiz. dh Ai Ad, Dal, 
ao, Ali, 


Rt. 
Käd, Gabriel, aus Lucern. W 


' Railer, N.; Mitglied der Regierungscommilfion für den Rauton 


Unterwalden. 480, 
Kater, N; Mitglied der Wegierungscommilfion für den Ranton 
Zug. dl, 
Kaiſer, ſpaniſches Schweizerregiment, j. Reding, Nazar. 
Kälın, Meinrad; Mitglied der Negierungscommilfion für den 
Ranten Schwyz. 4ER 
Mitglied der Dreizehnerrommiſſion 


\ Rarrer, Ludwig, Oberft, von Solothurn; Commilfionsmiiglied 


Hunerwadel, A Oberft, von Yenzburg; Commifiionsmitglied | 


betreffend Milizorgantſation. 

Hunkeler, N, aus Lucern; Erperte beit. das Hoſwyler land⸗ 
wirthſchaftliche Jnftitut. UL 

Hurner, franz Ludwig (Hargau), Tagſazungsgeſandter. W 


Ra 


Jann dipäter Tradeler:; in 


Dienften. 373 


Schweiperregiment ſpaniſchen 


betreffend Organijation der Milizen. 155, 

Keller, Auton, von Schwyjz. 

Keller, Xaver (Kucern, Tanlazungsgacfandter. 774, Zi 

Reller, N; Mitglied der Hegterungscommijfton für den Kanton 
Lucern. ¶T 

ſtielliger, Stefan, von Uri. dUR 

Kinchberger, Karl Rudolf, von Bern; Unterhändter betreffend 
die Militärcapitulation mit Frantreich. W 

Toglazungsgefandier. 7TL 


' Koh, Karl, Oberjtlieutenant ; Berfoiler eines eidgenöffticden 


Militärftrafgelegbudges. 161°. 
Koh, N. von Thun; Mitglied der Regierungscommiſſion für 
den Hanton Bern. 
Rrub, N, alt-Schultheik; Mitglied der Regierungicommilften 
für den Stanton Qucerm. 487, 
Krüßi, Anton Yofei (Appenzell), Taglazungsariandter. ZAD. 
KRrutter, Johann Georg 1Solothurn), Taglayungsgejandter. ZIE. 
Aufter, I. Eufter. 


Berfonenregifter, 


8, 


Ranz, N.; Kiniheorrection betreffend. un, 307. 
Latour, von, (Peter Unton; (Graubünden), Tagiazungsge- 
fandter. ZBL, 
Lentulus, B. Scipio (Bern), Tagjazungsaefandter. 774 
Ventulus, von, N. ; Berfaffer eines Militärktrafgefegeniwurfs. 160. 
Zeuthe, Raimund, und Familie; Heimatlofe. 228% 
Lulin-Ehatrauvieug, Schweizerregiment in franzofiſchem Dienft. 
366. 
Lupin, Kerr von. &L 
Luſcher, Melchior (Hargau), Taglazungsgejandter. ZAL 
Bufer, Florian (Uri), Tagſazungsgeſandiet. 775. 
Luternau, von, N.; wird eidg. OberſtArtillerieinſpecior. 62, 
167 
Luthi, Urs Joſef; Mitglied der Regierungkeommiſſion für den 
Kanton Eolothurn. IR, 
GEidgendffiicher Vermittler zwiſchen beiden Appenzell. LEL 
Zaglazungsgefandter. 27B, 


Maderni, N; Mitglied der Regierungscommiffion für den ſtan ⸗ 
ton Telfin. I 
Maggi, 3. 2. (Teffin), Tagfazungsgelandter. 732 


Magketti, N.; Mitglied der Negierungsconmiffion für den Harte | 


ton Zeffin. 489 


Maillardoz, von, Eonftantin; ſchweizeriſcher Geſandler in Paris. | 


302-805. 
Wird eidgendifticher Oberft. 183, 
Maillardoz, von, Philipp (freiburg), Tagfazungsgefandter, ZZ 
TIER. 
Marca, &, Elemenz Maria (Graubinden), Tagſazungsgeſandter. 
zaL 


Marcacci, Anton (Teifin), Tapjazungsgefandter. 782, 

Marcacci, A.; ſchweiz. Gelchäftsträger in Mailand. 204-205, 

Marchion, de, Johann Peter (Graubünden), Tapfagungsgejand: 
ter. WR 

Marciano⸗Si monetti, Johann Franz; Geſandter Reapels (Sici 
tens) in der Schweiz. Eli, 

Märy, Rarl, und Familie; wo heimatberedytigt? 30, 

Maurer, N.; Präfivent der Regierungscommilhton für den ano 
ton Schaffhauſen. 

May von Schöftland, Ludwig, Regierungsrath des Yargau; 
wird eidgenöffilcger Oberft. 162. 167. 

May, N,, General, von Bern; Forderungsſache. M 

Megnet, Franz Unton illei), Tagiayungsgefandter. ZIEL 

Megnet, Jolef Leonz Uri)j. 

Meifter, Heinrich; Präfivent der Regierungscommilfton für den 
Kanton Zürich. IL 

Mellet, de, N.; Mitglied der Regierungscommijlion für den 
Kanton Waadt. IM. 

Merian, Abel, von Bafel; Experte betreffend Peſſalozzis Erzie 
hungsanftalt in Yverdon. BEZ 

Tagiazungsgeiandter, ZI 


Merian, Andreas; Landammann der Schweiz. 3, 
Mitglied der Begrükungsgelandtihaft 1805 an den Staifer 
Napoleon nah Ehambery. II 
Eidgendſſiſcher Commiffär. I 
Commiſſionsmitglied betreffend Mentralität. 108, 11 
Taginzungsgeiandier. 270 
Mesmer, (Jacob Laurenz), Mitglied der Negierungscommiltion 
\ für den Kanton St. Gallen. 
| Meyenburg, von, Johann Martin (Shafihaufen), Tagfazungs- 
geſandiet. 
Meyenhurg, von, N., eidgendſſticher Commiſſär zu Berhandluns 
gen mit Württemberg. SU 
Meyer, Dr., Bartholomä (St. Ballen), Tagiazungsgefandter. TEL 
Meyer, Franz Joſef; Mitglied der Urner Dreizehnerrommiffion. 
498. 
Meyer, I. 3. und Halder F. Baummollenipinnerei in St. Gallen. 
22 


Meyer (Maier), Laurenz, aus Lucern; Mitglied der eidgendffi- 
chen Liquidationscommiffion. 0. 
Meyer von ſenonau, Ludwig; Mitglied der Regierungsconmil« 
ion für den Kanton Zirid. 490. 
i Berfaſſer eines eidgenöffiichen Militärftrafgefezbudes. 162%. 
Tagfazungsgefandter. ZA. 
Mer, N., Pfarrer zu Wangen; Experte beireffend das Hoir 
wwyler landwirtbichaflliche Inſtitut. W 
ı Meyer, N,, Linthcortection beireffend. 20h. 
Mexer, N., Brofefior; Verfaſſer eines EStrafgejezbuches für die 
ı  Schmeijertruppen in Frankreich. 
Meyer, N, von Urferen; Mitglied der Negierungscommiffton 
für den Kanton Uri, 4BiL 
Minder, Johann Jacob (Bajel), Tagiazungsgefandter. ZZ 
Moto (Teſſin), Tagſazungsgeſandier. R 
Monod, Heinrich, Regierungsrath; Commiſfionsmitglied betr, 
die Keutralität. LIE, 
Ausgeihoffener der Parijer Conſulta. 
Präfident der Negierungscommißfion für den Kanton Waadt, 
400, 
Tapjazungsgefandter, ZI 
ı Montenad, von, Johann; Dlitglied der Regierungscommiſſion 
| Für den Stanton freiburg. 4BZ 
| Tagjagungsgeandter. TZZL 77 
‘ More, Regierungsrath, aus dem Thurgau; Abgeordneter der 
Zaglazung an das Keichenbegängnih des all-Yandbammann 
v’Aften. ZL 
Kommilfionsmitglied in Sachen ber öfterreicdhiichen Incam ⸗ 
meration, di 
Eidgenöſſiſcher Commiſſär zu Unterhandlungen mil Wirt 
temberg. &U 
Mitglied Der Regierungscommiilion für den Kanton Thur⸗ 
gau. dB, 
Tagiazungsgelandier. IBZ 
Moſer, N, von Herzjogenbuchſee; Mitglied ver Regierungscom: 
mijiion für den Kanton Bern. 
Moufion, Marcus, von Morjee; eidgenbſſiſcher Kanzler. (L 
Miſſion 1807 mit altLandammann von Wattenwyl an 
den Kaiſer Napoleon, Zu, 











Verſonentegiſter. 


Muheim, N.; Mitglied der Regierungscommiſſion fir den Kan⸗ 
ton Uri. 489 
Miülinen, von. Rıllaus Friedrich, Schultheiß; eidgenöſſiſches 
Gonferenzmitglied in Soden ber öjterreidyijchen Inrammera« 
tionen, 44 4 
Mitglied der Regnierungscommilfion für den Hant. Bern. 486, 
Tagfazungsgeiandter. 774, 
Miller, Alois; Mitglied der Umer Dreischnercommilhion. 4UR, 
Müller, Bernhard; Mitglied der Regierungscommiifion für den 
Kanton Schafihaufen. IB, 
Togiazungsgeiandier, ZI 
Müller, Caſpat, Oberft, von Schwyz; Commijſionsmitglied fitr 
Milijorganijation. 155, 


Müller, Eugen, Mitglicd der Negierungscommillton für ven | 


Ranton Unterwalden. W 
Muller von Mühlegg, Ferdinand, Freiherr; ſchweizeriſcher Ge— 
ſchäftzſträger in Wien. 
Muller, Franz Joſef (Zugh, Tagſazungkgeſandter. TT 
Müller, Franz Michael (Zug), Tanfazungsgefandter. 777 
Müller, Ignaz; Mitglied der Regierungscommijlion filr den 
Kanton Glarus SZ 
Mider, Johann Georg, Proſeſſor in Schaffhaufen. BL 
Mitglied der Regierungscommiſſion für den Kanton Schaf: 
hauſen. 
Müller, von, Johannes, Geſchichtſchreiber (Hinſchied). 
Muller, Joſt (Urij, Zagjazungsgaelandter. 775, 
Müller, Karl Uri), Tagſazungsgeſandter. A 
Muller⸗Friedberg. Karl, ft. galliſcher Regierungsralh; Mitglied 
einer Gratulationsgeſandiſchaft 1311 an den Kaiſer Rapo— 
leon. 
Mitglied der Tagſazungscommiffion fir Unterhandlung 
eines Alltonzvertrags mit Frrantreid. 23 
Kommilfionsmitglied in Sadıen der öſterreichiſchen Incam⸗ 
meration. 4, 
Gommilftonsmiiglied betreifend Neutralität. 108, 110, 
Präfident der Negierungscommijlion für den Kanton Si. 
Ballen, ER, 
Tagſazungsgeſjandter TBL, 
Müller, Nillans, von Schwyz; wird eidgenöffticher Oberft. 162, 
167, 125, 
Eidgenöffiicher Kommifjär. ZN EL 


Müler, N.; Mitglied der Regierungscommilfion für den Hans | 


ton Uri, 489, 

Müler, ©: Präjident der Regierungscommiſſion für den Hans 
ton Zug. di, 

Müller, Familie, 50, 

Munzinger, Konrad (Solothum), Tagiazungsgejandter. 778 

Munzinger, N.; Mitglied der Megierungsceommijfion für den 
Kanton Solothurn. IR 

Muralt, von, Franz, aus dem Thurgau; wird eidgendſſiſcher 
Oberſt 167 

Muralt, von, Samuel Gottlieb, von Bern; Commiſſionsmit ⸗ 
alied für die Militärcapitulation mit Frankreich. U 

Tagfazungsgefandter. 774. 

Dluret, Julius; Mitglied der Kegierungscommiffion für den 

Ranton Waadt. 4M. 


| Muret, Aulins; Taglezungsgejandter. 783. 


Mutach, Friedrich (Bern), Tagfazungsgeiandter. 774. 
N. 


Nägeli, N., von Züri; Herausgeber einer Brjangbildungs: 
lehte. 

Nägeli, N., helvetiſcher Stämpelverwaliet. WR 

Nager, Donatian; Mitglied der Urner Dreizelnercommiffion. 
E 


| Nager, Franz Dominit; Mitglied der Urner Dreizehner-Kom- 


miffion. 408, 


ı Mey, General, franzöfiicher Geſandter in der Schweiz. 18. 587, 


EL SI 
Nievernelt, Familie; heimallos. 
Riggli, Stefan. 267 


O. 


Obrecht, N. Ingenieur; Lintheorrection betreffend. 16, 

| DObet, von, (Freiburg, Tagſazungsgeſandier. TT 

Olry, von, Johann Franz Unton, bayriſcher Geſandter in der 
Shwri;. 315, 

Ott, von, (Undrens) (Braubünden), Tagjazungsgeiandter. ZEL 

Oit, Rafpar (Zürich), Tagſazungsgeſandter. T 


| v. 


Pellegrini, Annibal Tefſin. Tagſazungsgeſandter. 
Pellizzari, von, Johann Florian, aus Graubünden; wird ridge- 
nöffifcher Oberft. 107, Lil 
Peifina, N. in Neapel; erbietet jeine Dienfte als ſchweizeriſchet 
Agent. Du, 
Beitaloyzi, Heinrich, Padagog. 382 
Peyer im Sof, N., Oberft ip piemontefiihen Dienſt; Entidä- 
diqgungsrerlamation. 307 
Pfander, N. von Belp; Mitglied der Regierungscommiſſion 
für den Kanton Bern 
Pfeifer, N, von Zurich; mit Rägeli Herausgeber einer Geſang ⸗ 
bildungslehre. 38 
Pfiſter, Baltyalar (Schafihaujen), Tagjazungsgeiandter. 773, 
Pinfer, Joſef (Lucern), Tagiazungsgeiandier, 775, 
Piyffer, Karl, von Lutern; Gommiffionsmitglied für die Mili— 
tärcapitwlation mit Frantreich. M 
Tagiazungsgejandter. 774. 
Pfyffer. A Mitatied der Regierungscommiliton für den Ran 
ton Yucern, 487, j 
Pidou, Yug, Staatsrath; Commiſſar für die Milttärcapitulation 
mit Frankreich. 0 
Mitglied der Regierungscommiſſion Hir den Kanton Waadt. 
AN), 
Tagjazungsgefanbter. 733, 
PBlanta, Florian; Mitglied der Regierungkommtiiion für den 
Kanton Graubünden. 43Z 
Tagfazungsgeiandter. ZI. 
Planta, Gaudenz; Mitglied der Regierungommiifion für den 
| Ranion Graubünden, 487, 





I 


Perſonenregiſter. 


Planta, Baubdenz): 
Commiſſionsmitglied betreffend die Neutrgfität. us 
Tagſazungtgeſandter. W 
Planta von Wildenburg, Rudolf, Ritter, SL 
Panzer, Joſeſ Maria; Mitglied der Regierungscommiſſion für 
den Kanton Uri. 489, 
Preux, von, N., Oberft in Spanien, 33 


O. 


Quadri, 4. B. (Teifin), Tagiazunnsaelandter. 732, 


N. 


Rämv, N., alteffanjter von Freiburg; Mitglied der eidgenöl- 
ſiſchen Siquidationkcommiffon. 230, 
Rautentrany, N.; Ktrriegbliederdichter. 
Reding, von, Aleis, Landammann; Abgeordneter der Tagſazung 
an dab Leichenbegängniß des alt-Yandanımann D'Affry. ZL 
Gommilfionsmitglied in Sachen der öfterreichiichen Arne 
cammeralion. 43 
Gommisfionsmitglien betreffend die Neutrafität. 110, Lii. 
Eidg. Bejandter (1813) zu den alliirten Monardien. LIE, 
Wird eidgendſſiſcher Generalinipector. 151 
Mitglied der Negierungscommiffion für den Kanton Schwyz. 
480, 
Gommiffär für die Militärconvention mit Spanien. 37 
Zagfazungsgejandter. 770, 
Neding, von, Carl, aargauifcher Regierungsralh; Mitglied der 
Gratulationsgefandiidhaft 1804 nad Paris, 18, 
Commilfionsmitglied in Sachen der öſterreichtſchen Ans 
tammeration. 43 
Schweizeriſcher Detegirter fiir Unterhandlungen mit Baden. 
32m 
Zanfazungsgelandier. ZSL 
Neding, Earl: Schweizerregiment in Spanien, j. Rilttintann, 
Reding. Nazar (fpäter Haifer); Schweigerregiment in ſpaniſchem 
Dienft, 373. IE 
Benli, Rudolf (Teſſin), Tagſazungsgeſandier. W 
Reinhard, von, Hans; Landammann ver Schweiz; 3 
Dirtglied der Gratulationsgefandtichaft 1804 nach Paris. 1A 
Haupt der Gratulationsgeſandtſchaft 1811 an den Kaiſer 
Napoleon. 2, 33 
Mitglied der Commilfion für Abſchluß eines Allianzuer 
trages mit rantreich. 2 
Kommilfionsmitglied in Sachen der öfterreidhtichen Im 
cammeration,. 43, 6L 
Commiſſionsmitglied beir. die Neutralität. 108 110. 110, 
Ubgefandter 1809 an Napoleon nach Regensburg. LIU 
Kommiifionsmitglied betreffend Lintkeorreetion. IL, 
Ausgeſchoſſener der Parifer Konfulta. SM 
Mitglied der Hegierungscommillion für der Kanton Zurich. 
ER 
Zogjesungsgejandter. 773, 
Renager, N.;, Mitglied der Regierungscommiffion für den Stanton 
Yargau, 485. 





Keutii, Joachim PBaneraz,;, Mitglied ver Hegierungscommilflon 
für den Kanton St. Gallen. 48 
Contmiſſär Hir die Militärcnpitulatton mit Franfreich 
Zaglazungsgelandter. TEIL 
Kingier-Scelmatter, N.; Mitglien der Regierungstommiſſion 
für den Kanton Aargau. 
Möderer, N,; franzöfticher Senator. u. 
Rofler, Balentin (Graubünden), Togiazungsgejandter. Z3L 
Rogg, Placidus; Mitglied der Regierungscommiſſion für den 
Kanton Thurgau. EU 
Taglagıngsadandter. 72, 
Roll, von, Friedrich; Mitglied ver Nepterungsconmilfton für 
den Kanton Solothurn. IB 
Fommiſſionsmitglied Für 
Branfreih. 40, 
Taglazungsgelandter. TIR, 
Noll, von, Ludwig (Solothurn), Tagfagungsgefandirr. ZZE 
Kol, von, Familie, zu Solothurn. UL 
Roten, N., aus Wallis, Hauptmann in Spanien; Neclama: 
tion. 375. 
Rotppfet, N.; Mitglied der Negierungscommilfion für den 
Kanton Aargau. 
ZTaglajungsgefandier. TEL 


die Militärcapitulation mit 


Nougemont vom Löwenberg, Banfhaus in Paris. 





Rouner, Prangois, franzöſiſcher Geſchäftsträger im der Schweiz 
Blü, 
Rüdi, Franz; Mitglied der Regierungscommiffion Für den 
Kanton Graubinden, 487, 
Rusca, Anton Indor (Teifin), Tagjazungsgejandier. TER 
Kusconi, Dofeh, tejfinifcher Staatsrath; eidg. Kommifär in 
@renzangelegenheiten. 116, 
Gommiflär für die Militärcavitılation mit Spanien. BL 
Mitglied der Regierungktommiſſion für den Kanion Teilin. 
FLUR 
Tagſazungtgeſandter. W 
Ruth, N, badiſcher Oberhofgerichtsrath. Ah 
Ritt, Joachim Banerazı, ſ. Reutti. 
Rüttimann (päter Karl Redingh; Schweizerregiment in wa— 
niſchem Dienft. 373 37 
Küttimann, Bincenz, Landammann der Schweiz. I 
Eidg Gommifjär in Grenzangelenenheilen. 116, 
Gommmilionsmilgtied beteeffend die Neutralität. LIA 
Eidg. Bejandter (1813) zum ſtaiſer Napoleon. LI 
Präfident der Regierungstommiſſion für den Kanton 
Lucern. 
Taglagungsgeſandier. I, 


Sacchi, N.; Prüjident der Negierungsceommiflion für den Kanton 
Zelfin. RD 

Salis-Sils, von, Vintenz; Mitglied der Gratulationsgefandte 
jchaft 1804 nad Barıs. 15, 

Tagjayungspefandier. TEL 

Salis Jijers, von, Franz Simon (Braublinden), Tagjazungs 

nelandter. TEL 
j 106 


Berjonenregifter. 


Salis-Fijers, von, Heinrich; wird eidgenöflifcher Oberjt. 162. 
Salis, von, Johann Baptifta (Graubünden), Tagjazungnsge- 
ſandter. 
Sarrafin, Hans Bernhard; Präſident Der Regierungscommiſſion 
für den ſtanton Baſel. 486. 
Tagjazungsgelandter. 779, 
Sartory, von, Karl Fidel, von St. Ballen; wird eidgendſſiſcher 
Oberft. 167. 175. 
Sauter, N.; Präfivent der Regierungscommilfion für den Kants 
ton Thurgan. dA 
Sceberras-Teilaferrata, Fabricius, päpftlicher Nuntius im der 
Schweiz. 816. 
Schaffer, N.; Mitglied der Regierungscommiffion für den Stan- 
ton Baſel. 
Schalch, Karl Eugen, von Schaſſhauſen; Mitglied einer eidg. 
Gratulationsgefandtichaft nad Stuttgart. W 
Wird eidgenöffiher Oberft. 6A 
Schanz, U. M. 38 
Schanz, N, fürftenbergiicher Commiſſar in die Schweiz. Di 
Schärr, Gebrüder, von Mümliswyl. 
Scheuß, Mathias, von Herisau; Mitglied der Negierungscom- 
milfion für den Kanton Appenzell. 486, 
Taglazungsaefandter. 70, 
Schillinger, Kajetan (Lucern), Tagſazungsgeſandter 
Schindlet, N.; Mitglied der Regierungßeommiſſion für den 
Kanton Blarus, AT 
Pei der Yintbeorrection ihätig. 205. A12. 314, Aa 308 
Schirmer, Johann Jacob (St. Gallen), Tagiazungsgefandter, ZB, 


Schläpfer, N., von Speicher; Miialied der Regierungsconmife | 


fion für den Stanton Appenzell. 
Schmid, Anton Maria Uri), Tagjazungsgeiandter. 775, 
Schmid, Iojet Marin, von Uri. 408 
Schmid, von, Repomut, aus dem Aargau; wird eidg. Oberft. 
Li, 


Schmid, Thaddäus; Mitglied der Regierungscommiſſion für | 


den Ranton Uri. 439, 
Mitglied der Dreizehnercommiſſion. RL 
Schmid, N, aus Obwalden; Forderung an Spanien. 9Z, 
Schmid, N., 
für den Kanton Appengell. 486 
Schmid, N., von Stein; Mitglied der Regierungscommiſfion 
für den Stanton Schaffhaujen, 48 
Schmidt, N.; Ditglied der Kegierungscommilfion für den 
Kanton Bajel. 486, 
Schmid (früher Schwaller, ipäter Wimpfen); Schweigerregiment 
in ſpaniſchem Dienfl. 373, 
Schnell, Rudolf, Profeſſor; Verfaſſer eines eidgenbſſiſchen Mili—⸗ 
tarſtrafgeſezbuches. L 
Schnyder, Heinrich Ludwig, von Lucern; Kommiſſär für die 
Militärcapitulation mit Spanien. Zi 
Tagfazungsgelandter. 771 Ti 
Schorndorf, Daniel (Bajell, Tagjazungsgeiandter. ZI 


Schueler, Meinrad; Mitglied der Dreizehnertommiſſion. 





von Urnäfh; Mitglied der Negierungscommilfion | 


Schraut, Franz Alban, öfterreichiſcher Befandter in der Schweiz: | 


aih. 
Schueler, Mänrad; Miglied der Henierungscommibiion für den 
Kanton Schwyz. IS. 


Schmwaller, fiehs Schmid, 
Schwiler, Franz; Anton, von Schwyz. U 
Seeretan, Ludwig (Wandt), Tagjazungsgejandter. 783, 
Zensburg, von, Ernft Philipp, badiſcher Staatsrath; Bertragg 
unterhändler. 336. 
Sidler Georg Joſef); Weitglied der Regierungscommilfion für 
den Kanton Zug. 
Zagfazungsgeiandier. 777, 
Sieprift, Joh. Konrad (Schafihaufen), Tagiazungsgelandter. 773, 
Simonetti, fiehe Marciano»-Simonetti. 
Spleiß, Johann Yafob; Mitglied der Regierungscommiſſton fr 
den Kanton Schaifhanien, IR, 
Tagiazungsgefandter ZZ 
Sprecher von Bernegg, A. Ulrich; Präfident der Regierungs: 
tommiſſion für den Kanton Graubünden. 437, 
Ausgeihoflener der Parijer Konjulta, Mi 
Zagjazungsgeiandter TEL 
Stählin (Stähelin), Rudolf; Mitglied der Regierungscommii- 
fion für den Kanton Bajel, Bi 
Tagjazungsgejandter. 779 
Stapfer, P. Albr.; Mitglied der eidgendifijhen Liquidations 
commilfion. Zi 
Ausgeſchoſſener der Pariſer Komjulte. SG. 
Stehlin, Hans Georg, von Balel; Präfident der Linthſchazungs⸗ 
commilfion. 314, Alf, 32 
Taglazungsgefandter. 770. 
Steiger von Bipp, N., Oberfl; Eommifftonsmitglied für Orga 
nifation der Milizen. 
Steiner, Heinrih, von Winterthur; Mitglied der Negierungs« 
tommiihon Für ben Stanton Züri. IM. 
Steinlin, Rafpar; Mitglied der Regierungscommilfion jür ben 
Stanton St. Ballen, SS 
FTagfazungsgeiandter. ZEN 
Sterdhi, Johann, aus Waadt; wird eidgendſſiſcher Oberſt. 
Stettler, Schmeizerregimeni in piemonteſiſchem Dienft. 367, 
Stierlin, N.; Witglied der Regierungscommiſſion für den Ran 
ton Schaffbauien. 488 
Stodalper, N., Hauptmann in Spanien; Seclamation. 37h. 
Stosdar von Reuforn, David, aus Schaffhaulen; eidgendſſiſchet 
Gelandter bei dem Reichstag zu Regensburg. IL 
Fidgenöfitiches Gonferenzmitglied betreffend die dſterreichi · 
ſchen Incammeralionen. 43. 44. GL SL 
Gratulationsgefandter 1805 nad) Stuttgart. dü, 50. 32 
Schweizeriſcher Delegirter für Unterhanblungen mit Baden. 
52 57 58 OR 
Fidgendifticher Commifjär zu Unterhandlungen mit Oefter⸗ 
reich. 30. 
Ebenjo mit Württemberg. 3% 
GEidgenöffiicher Eommihjär für Handelsvertragsabiglüffe mit 
den Staaten des deutſchen Rheinbundes. Ad. 335, 337, 
Taglazungsgeiandter. ZZ. 
Stoder, Hans Yarob. 524. 


' Stoder, Familie. 


Stödlern, N., von, zu Grünholzegg; Abgeorditeter des Johan ⸗ 
niterordens. Zi 


Verjonenregifter, 


Stodmann, Nojef Ignaz; Mitglied der Regierungsſscommiſſion 
für den Kanton Unterwalden. 439, 
Tagnjazungsgefandter. 776, 
Stolz, N., Pfarrer in Bremen. u 
Studer, Hajpar, von Wintertur. 205, 


Stürler, Johann Rudolf, von Jegenftorf (Bern), Tagjazungs: 


gefandter. 774, 
Stuzer, Joh Joſef; Mitglied der Regierungscommilfion für den 
Kanton Shwy. 433 
Mitglied der Dreizchnercommilfion. 502, 
Sulzberger, N; Mitglied der Regierungkcommiſſion für den 
Ranton Thurgau. 484 
Sulzer, Joh. Rud, aus Winterthur; Mitglied der eidg. Liqui- 
Dationkcommilfion. 230. 
Tagjazungsgefandter. 773, 
Surbed, N,; Mitglied der Negierungscommufion für den Han- 
ton Soloihurn, 4ER 
Suter, Meinrad; Mitglied der Kegierungscommilfion für den 
Kanton Schwhz. W 
Mitglied der Dreizehnereommiſſion. 
Suter, Peter, von Zofingen; Mitglied der Negierungscommij- 
fion für den Kanton YHargau. Bi, 
&ommiffionsmitglied für die Kinthcorrection. AL, 
Tagſazungsgeſandter. W 


T. 


Taglioretti, Pietro, ſchweiz Geſchäftsträger in Mailand. 


Talleytand, Uuguſt, franzöfiſcher Geſandter in der Schweiz. Sl, | 


Taſſoni, Eftenje, diplomatijcher Agent Jtaliens bei der Schweiz. 
Bl, 

Tauenſtein, Heinrich, zu Züri. 52 TZ 

Techtermann, Franz Ant. (Freiburg), Zagjagungsgejandter. 777, 

Zeftaferrata, |. Scebertas⸗Teſtaſertata. 

Thalmann, N,, Mitglied der Regierungscommillion für Den 
Kanton Qucern. d3Z 

Thomas, N., Hauptmann in franzbſiſchem Dienft. 0, 

Thorin, N, Mitglied der Regierungscommilfion für den Kanten 
Freiburg. BZ 

Thurneifen, N, in Bajel. 334 

Tobler, Jacob; Mitglied der Regierungscommiifion fr ben 
Ranton Appenzell. daß 

Tobler, N., in ber Au zu Zürich; Experte betreffend das Hof- 
woler landwirtbihaftliche Anftitut, 38 

Toggenburg, v., Chriſtoph (Graubünden), Taglagungsgejandter. 
ZSL 


Toggenburg, von, Paul Anton; eidg. Eommifjär. läd. 
Eommiffionämitglied für die Militärcapitulation mil Frants 
reich. 340. 
Zogfazungsgejandter. ZAL 
Trachſel, Friedrich, Profefior in Bern; Experte in Sachen ber 
Veſtalozziſchen Erziehungsanftalt in Yverdon. 382 
Trachsler, j. Jann. 
Travers von Orlenftein, Anton Vietor, Graf von, (Braublinden) 
Zagfagungsgefandter. 731 








Tribelhorn, Johannes, aus Schwellbrunn, wo deſſen Kinder 
heimatberehtint? 391%, 

Tritten, von, Niclaus; Forderungsſache deifen rben. 50% 

Tſchann, N.; Secretär der Ichweiz. Gefandtidafl in Paris, 304, 

Tichudi, Frau von, in Men. SE4 

Tulla, (Johann Gottfried), badiiher Ingenieur-⸗Hauptmann; 
rperte betreffend Linihcorrection. IE. 


u. 


Uſteri, Paul; Mitglied der Kommilfion jür das Vinthunter: 
nehmen. 305, 
Ausihukmitglien der Parifer Gonfulte. 306. 
Mitglied der Regierungscommiſſion für den Kanton Zürid. 
40. 
Eidg. Gefundhritscommifjär. LIT, 
Tagfajungsgefandter. Z7A. 


Ventun, Joh, Baptift; diplomatiſcher Agent der eisalpinifchen 
Republif (Stönigreih Italien) in der Schiwriz. Gi Ak. 
Berger, von, Joh. Baptift Anton; lönigl. bairiſcher Miniſter ⸗ 
refident bei der Schweiz 85. Bi. 
Bial, N., General; franzöſijcher Botſchafter in ver Schweiz. 372°, 
gl, 
Bieli, Georg Anton, aus Graublinden; eidg. Geſundheits— 
commiflär. 108, 
Mitglied der Regierungscommiffion für den Kanton ®rau- 
bünden, 487, e 
Commiſſionsmiiglied j. Unterhandlungen mit Öfterreid,. 80, 
ZTogfazungägefandter. ZAL 
Bigier, Urs, 124 
Bigier, Familie, zu Solothurn. 50. 


W. 


Wäber, Franz Dominik (Schwys), Tagjazungsgelandter. 776, 
Wäber, Franz Xaver Schwyz), Tagfazungsgejandter. 175 ZI, 
MWäber, Familie. 50, 
Walpkirh, von, Beat Wilhelm (Schaffbaufen), Zagiazungss 
gefandter, 77%, 
MWaldlirh, von, Johann Ulrich (Schafihaufen), 
geſandter. W 
Waldner von Freundſtein, N., Oberſt; Bureau für Reclama— 
tionen aus dem franzöfijchen Militärdienft. Anne 
Mallier, Jacob, von St. Albin. 524 
Wallier, Familie, zu Solothurn. 50. 
Wafer, Jacob, von Engelberg. W 
Wottenwyl, von, Rudolf; Yandammann der Schweiz. 3% 
Mitglied der Begrüßungsabordnung 1805 an den Haller 
Napoleon nadı Ehambern. IL 
Außerordentl. Bejandter 1807 an den Kaiſer Rapoleon. 20. 
Gratulationsgefandter 1805 nad Münden. 46. 
Gommtifionsmitglied betreffend Reutralität 
Wird Oberbefehlshaber der eivgendffiichen Armee 167. 17, 


Zagjazungs- 


Verfonenrenifter, 


(Wattenmwyl, von, Rupelf): 
Kommiflär fiir die Mititärcapitulation mit Ftantreſch. 
v .u ". „ Sicilien. 3TL 
Präfident der Regierungsecommiſſion jür den Kanton Bern. 
486, 
Taglazungsgelandter. 774 
Weber, Heinrich (Harganı, Taginzungsefandter. TEL 
Weber, N, von Denzingen; Miglied der Regierungscommif 
fion für den Kanton Zug. 
Widnter, N.; Mitglied der Regierungscommiſſion für den ſtan- 
ton Lucern. WT 
Wieland, Joh. Heinrich; Mitglied der Negierungscommilfion 
für den Kanton Baſel. 44. 
Eidgenðſſiſcher Geſandter (ASE zu Napoleon. LIE, 
Tagfazungsgeſandtetr. 
Wild, Karl, von Bern; eidgendiſiſchet Archivar. Li 
Winpfen, ſ. Schmib. 
Wirt von RAudenz (St. Ballen), Tagſajungsgeſaudter. W 
Würſch, Franz Anton, ven Nidwalden; Mitglied der Tagr 
jagungscommiifion zu Unterbandlung eines Allianzvertrages 
nit Freantreid. Zi 
Tagfazungsgeſandter. 776, 
Würd, Franz Xaver; Mitglied der Regſerungscommiſſion fir 
den Hanton Unterwalden. W 
Tuglazungspelandter. 770. 
Wurftentberger, N., von Bern; wird etdg. Oberft 102, 
Wob, David; Mitglied der Begierungscommelljion file den 
Kanton Zirid. IM), 
Taglazungsgelamdter. ZIEL r 
Wyttenbach, Johann; Mitglied der Commiſſion für das Yintle 
unternehmen. 305, 
Tagfazungsgelandter. TIL 


3. 


Zaslin, Johann (Baſel). Tagiozungsgeiandter. ZZL 
Say, Dr., Rarl; erhält aus der Bundekalje eine Öratification. 
BRIL 
Praſident Der 
Schioy;. dB, 
Mitglied der Dreischuercommilfion. DUAL 


Hegierungscommijfion Für nen Stanton 


gay, Dr., Karl; eidg. Vermittler zwiſchen beiden Appenzell. LIL | 


Zagfazungsgefandter. 775. 





Zay, Schweizerregiment in ſpaniſchem Dienft, ſiehe Betſchard. 

Sterleder, N, von Bern; Gommuffionsmitgited betreffend das 
heivetiiche Liquidationsgeihäft. ZIL 

Jeiger, Maria, von Rukwyl. 3D0, 

Zelger, Franz Niflaus, Yandammenn; Kommilfionsmitglied be» 
treffend die Neutralität, 108. 110. 

Fidgenöffiicher Commiffär in Grenzangelegenheiten. 116. 
Commiſſar für die Militärcnpitulation mit Spanien. 375 
Taafazungsgefandter. 770. 

Zellweger, Johaun Jacob, von Appenzell A. Rh.; Mitglied ber 
Tanfagungscommilfton für Unterandlung eines Allienzver« 
trags mit Franlreich 

Mitglied der Gratulationsgefanntichaft LAO4 nach Paris. 
1 
Tagfazungsgefanbter. 7E0, 

Zaraggen, Anna Maria, aus Uri. ZIL 

Zaraggen, Franz Maria; Mitglied der Regierungscommiſſion 
für den Kanton Ur 489, 

Ziegler, Chriftof, von Zürich; wird eidgenöſſiſchet Oberft. 152 
7 

Commiſſtonsmitglied für die Milizorganiſaſion 

Verfaifer eines eidgendſſiſchen Militärftrafgeiejes 160%. 161. 

Berfafler eines Strafgeiegbudges für die Schmeizertruppen 
in Frankreich ZU 

Zimmerli, N,, Gommifär-Ordonateur. IL 

Zimmermann, Karl Friedrih (Margan), Taplazungsgelandter. 
ZSL 

AZoflitofer, Julius Hieronymus, von St. Ballen; Commiſſions- 
mitglied zu Unterhandlungen mit Defterreich. R 

Giogenöffiicher Vermittler zwiſchen beiden Appenzell. EL 

Mitglied der Hegierungscommiflion für den Kanton St. 
Ballen, 4ER 

Taplazungsgejandter. 730 


Zollitofer, Dr. Tobias; eidgenoſſiſcher Bejundheiticonmißär, 


LI. 
Angenbübler, N.; Lintkeorrection beteefiend. 305, 
Aweifel, Franz Joſef (St. Ballen), Zaginzungsgejandter. TE, 
Zweifel, Johann Jacob; Präjivent der Negierungscommilhion 
für den Kanton Glarus BT 
Tagiazungsgejandter. TZZ 
Zwicli, N.; Mitglied der Regierungscommilften für den Kanton 
Glarus, IT 


Corrigenda. 


Seite 4, Zeile 12 von oben flreide das zweite noch. 
. 9% . 1ovom unten jege $ 137 anftatt 135. 
-» 8 . 18 von oben lies 12, November anftatt 12, December. 
„44, „13 von oben jeje 28, anhatt 27. Juni. 
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Geld: Capitalmerth 
Behnten. ã Geldbetrag. 159%, 
Fr. € m. IM. fl. x hir. fl. tr. | hie. 
10,29 274,180, — [879 35 | — | 
| 12 | 49 | 1% 
ss 
| 
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a EEE er Berne 


Beilage D zu Urkunde Nr. 6 (5. 506). 


Beilage C zu Urkunde Nr. 6 (©. 506). 


Recapitulation. 
fl. fr. 
Eigenthümliche Befizungen | 15,580 | — | 
Beitänbige Gefälle . 30,573 | 40 
Zehnten 17,847 | 55 
Erjaz pr. Capital . 15,321 | — 
bito pr. 6 Jahre 4,596 | 18 





Summa | 83,918 | 53 


ü 





—— ee —— 


— — —— — 


4 


(Gel 


Beilage D zu Urkunde Nr. 6 (S. 506). 


Ilen. 








Held. 


Recapitulation. 
Entlidädi: | Kapital: 
gungs» Preis. | Geldbekrag. werih 
forderung. s 
Me Sm IH Mh ir HM te (hie A, fr.  kilt. 
14 14 8112 —- [178 32: 4 Sehnen . 2 2 2.0.1 7006 I 15 | — 
n ‚Ja — wlıs — 1641 15 — Entichädigungsforderung . 984.52| 4 
a 13 —lıo »olıs!'_ — Eigenthümliche Belizungen | 6,500 | — — 
6:4 Erfaz pr. Eapital . . . 29|12| 4 
N »ı — j 
J dito pr. 6 Yahre 8 45 6 
9152| ıal-|—|- * 
2 2 Summa | 14,529 | 5 6 
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